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Borwort. 


Aus dem von mir urjprünglich gehegten Gedanken, den 
fleinen Kommentar zum Warenzeichengeteß, den ich ſofort nach 
dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes (1894) im Berlage von 
C. H. Bed hatte ericheinen lajjen, auf Grund der inzwilchen 
erwachjenen reichen Literatur und Rechtſprechung neu zu be— 
arbeiten und zu erweitern, ging entiprechend dem Wunſche der 
Verlagsbuchhandlung ein viel weiter tragendes Unternehmen 
hervor, nämlich die Kommentierung der jämtlichen Gejeße und 
internationalen Verträge betr. das jog. gewerbliche Urheberrecht. 
Ich verhehlte mir bei Übernahme diefer Arbeit durchaus nicht, 
welchen Schwierigkeiten ich zu begegnen hatte, wenn ich neben 
den ausgezeichneten Werfen, die namentlich das Patentrecht 
zum Gegenftande haben, wie Seligiohns Kommentar zum 
Batentgejege und Kohlers Handbuch) des Patentrechts, noch 
etwas Brauchbares jchaffen wollte Allein es erjchten mir 
doch als ein micht undankbares Beginnen, die Gejege zum 
Schutze der Erfindungen, Mufter und Warenzeichen einmal 
im Zuſammenhange zu erläutern, zumal jich die internatio- 
nalen Verträge zum Schuße des jog. gewerblichen Eigentums 
auf alle dieſe Gegenftände beziehen, damit aber auch die Er- 
läuterung dieſer Verträge zu verbinden, unter denen nament- 
{ih die Parifer Übereinkunft von ganz enormer Bedeutung 


VI Vorwort. 


für unſer gewerbliches Leben ift. Gerade dieje Verträge find 
bisher nur wenig behandelt worden; die Parifer Übereinkunft 
hat vom Standpunkte des Ddeutichen echtes aus nur eine 
einzige Kommentierung in neuejter Zeit erfahren und es dürfte 
nicht ganz ohne Wert fein, wenn, wie im vorliegenden Kom— 
mentar, die Auslegung der Beftimmungen diefer Übereinkunft 
in fteter Verfnüpfung mit der Interpretation der deutichen 
Geſetze erfolgt. Won den in das Werk aufgenommenen Ge— 
jeßen wurde das Geſchmacksmuſtergeſetz hier zum erjten Male 
jeit dem weit zurüdliegenden Ericheinen des Kommentars von 
Dambacd) eingehender erläutert. 

Im Titel des vorliegenden Werkes find die behandelten 
Materien unter die Bezeichnung „gewerbliches Urheberrecht“ 
zufammengefaßt. Diefe Bezeichnung ift vielfach üblich geworden. 
Sie läßt ſich auch innerlich rechtfertigen injofern, als nicht 
nur im Bereiche des Erfinder- und des Mufterrechts, jondern 
in gewiſſem Maße auch im Gebiete des Warenzeichenrechts 
ein geiftiges Schaffen als Gegenftand des Schutzes ericheint. 
Sit doch der Warenzeichenichuß darauf berechnet, demjenigen, 
der durch feine geichäftliche Tüchtigkeit als Produzent oder 
Kaufmann die von ihm ausgehenden, dem Bublitum an einer 
bejtimmten Marke erkennbaren Waren zu einem gewifjen An— 
jehen gebracht hat, dagegen zu ſchützen, daß andere dieſes An— 
jehen dur Nachahmung der Marke ausbeuten und es kann 
nicht bezweifelt werden, daß die Tätigfeit, vermöge welcher 
jemand fich den Markt für feine Waren erobert, häufig zum 
guten Teil auf geiftigem Gebiete liegt. Freilich darf dem 
gegenüber nicht überjehen werden, daß der Schuß, wenn er 
auch in jenem letzten Grunde auf das Beſtreben, die Früchte 
der gejchäftlichen Tüchtigkeit zu fichern, zurücdzuführen ift, im 
Einzelfalle dem Warenzeichen gewährt wird ohne Rückſicht 
darauf, ob die Ware, auf der das Zeichen angebracht werden 
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ſoll, vermöge ihrer Brauchbarkeit auf eine beſonders tüchtige 
gewerbliche Leiſtung hinweiſt, daß er gewährt wird lediglich auf 
Grund des formalen Aktes der Eintragung, ſo daß, wie ſehr auch 
den Ausgangspunkt des Zeichenſchutzes die Anerkennung des 
Schaffens auf gewerblichem Gebiete bildet, doch das Vorhanden— 
ſein eines Produktes ſchöpferiſcher Tätigkeit nicht Vorausſetzung 
des Schutzes iſt. Man kann daher allerdings in Bezug auf 
das Warenzeichenrecht nur in einem ſehr weiten Sinn von 
einem Urheberrecht ſprechen. Trotzdem war im Intereſſe der 
Kürze die zuſammenfaſſende Bezeichnung „gewerbliches Urheber— 
recht“ beizubehalten, da jedenfalls alle ſonſt vorkommenden 
Bezeichnungen das Richtige noch viel weniger treffen. Eine 
vielfach verwendete Geſamtbezeichnung iſt u. a. der Name: 
„Gewerblicher Rechtsſchutz“. Als treffend kann dieſe Bezeich— 
nung deshalb nicht angeſehen werden, weil in ihr das, was 
die Gegenſtände des Schutzes charakteriſiert, zu wenig hervor— 
tritt. Um einen gewerblichen Rechtsſchutz handelt es ſich doch 
> B. auch bei dem Schutze der gewerblichen Arbeiter (Gew.O. 
SS 105 ff). Weiter gebraucht die Parifer Übereinkunft für 
Erfindungs-, Mufter- und Zeichenrecht den gemeinfamen Namen 
„Sewerbliches Eigentum“. Dagegen läßt ſich zunächit das- 
jelbe eimvenden, wie gegen den vielfach (auch in der Neichs- 
verfafjung Art. 4) für dag Necht des Urhebers an Werfen 
der Literatur und der Kunſt verwendeten Ausdrud „Geiſtiges 
Eigentum”: es empfiehlt fich nicht, eine Bezeichnung, die für 
ein Recht mit genau umgrenztem Inhalte typisch iſt, wie das 
ort „Eigentum“, auf völlig anders geartete Rechte zu über- 
tragen. Der Name „gewerbliche Eigentum“ ift aber noch 
weniger geeignet, das auszudrüden, was er ausdrücden joll, 
als die Bezeichnung „geiitiges Eigentum“. Die Idee vom 
geiftigen Eigentum beruht auf der Anjchauung, als beherriche 
der Urheber das Geiſtesgut ähnlich wie der Eigentiimer jeine 
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förperlichen Güter.) Der Begriff des „Geiſtesguts“ kann 
nur mit dem geiftigen Erzeugnijje in Verbindung gebradt 
werden, aljo mit einem unförperlichen Gute, jo daß man ſich 
bei der Bezeichnung „geiltiges Eigentum“ den Kern der Sadje 
jehr wohl vorjtellen fann. Aber was joll man fich unter 
dem „gewerblichen Eigentum“ vorftellen? Der Gewerbe— 
treibende als jolcher ift Eigentümer einer Menge körperlicher 
Sachen, fie alle gehören zu dem Gewerbe und find injoferne 
gewerbliches Eigentum. Dieſer Ausdrud deutet aljo in feiner 
Weiſe an, daß hier unkörperliche Sachen, wie Erfindungen zc., 
als Gegenjtand der ausſchließlichen Beherrichung gedacht jind.**) 


Erlangen im Januar 1904. 
Philipp Allfeld. 


*) Bol. 3.9. Dfterrieth, Altes und Neues zur Lehre vom 
Urheberrecht ©. 85. 

**) Mie wenig Har die Borftellung ift, die man mit dem Namen 
„gewerblicyes Eigentum” verbindet, bemweilt die Bemerkung von Ale- 
rander-Kab in „Anſchluß“ ©. 46, die Erfindung jei gewerblidjes 
Eigentum, weil fie, jobald fie die Werkſtatt des Erfinders verlajien 
bat, „dem gewerblichen Leben gehört“. 
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Einleitung. 


Der Schuß der gewerblichen Arbeit ift, wie der Schutz 
der Urheber von Werken der Literatur und der Kunſt, erjt der 
neueren Rechtsbildung zu verdanfen. Dieje Rechtsbildung ift 
auf den verjchiedenen Gebieten, um die es fich hier handelt, jehr 
verjchiedene Wege gegangen. 

I. Der Schuß der Erfindungen äußert fich urjprüng- 
(ih, wie der Bücherfchuß, in Gewerbeprivilegien. Gin jolches 
Privilegium wurde in der Regel nicht für eine einzelne Er— 
findung, jondern für einen ganzen Gewerbebetrieb und damit 
für alles, was von diefem ausging, erteilt; doch fommen auch 
Privilegien für einzelne Erfindungen vor. Für die jpätere Ent- 
widelung des Patentrechts waren bedeutfam zunächit die eng= 
lifche Parlamentsafte vom Jahre 1623 und weiterhin das fran— 
zöfiiche Patentgejeg vom 7. Januar 1791. 

In Deutjchland ging bezüglich der Regelung des Erfin- 
dungsichußes Preußen voran mit dem Publikandum vom 14. Of: 
tober 1815, welches durch die Gewerbeordnung vom 17. Januar 
1845 gejeßliche Beftätigung erfuhr. Andere Staaten folgten, 
jo Bayern mit dem Geſetz vom 11. September 1825, betr. die 
Grundbeitimmungen für das Gewerbeweien, den Verordnungen 
vom 15. Auguſt 1834, 10. Februar 1842, 17. Dezember 1853, 
5. Dezember 13875 und der Gewerbeinftruftion vom 21. April 
1362; Württemberg mit der Gewerbeordnung vom 22. April 
1828 und der revidierten Gew.Ordn. vom 5. Auguft 1836, Sachjen 
mit der Verordn. vom 20. Januar 1853 u. ſ. f. Durch die Zoll- 
vereinsübereinfunft vom 21. September 1842 wurde beftimmt, 
daß in jedem Vereinsftaate die Angehörigen der übrigen Vereins 
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ftaaten in Arjehung der Verleihung von Patenten den eigenen 
Untertanen gleich behandelt werden jollten und ferner, daß nur 
derjenige, der in einem Vereinsſtaate für eine Erfindung ein 
Patent erlangt hat und fein Rechtsnachfolger in einem anderen 
Vereinsftaate Anſpruch auf Erteilung eines Patents für diefelbe 
Erfindung haben jollte. 

Eine einheitliche Regelung des Patentwejens wurde erjt 
nah Gründung des Deutichen Reichs angebahnt, deſſen Ver— 
faſſung in Art. 4 Nr. 5 die Erfindungspatente unter den Gegen- 
tänden der Zuftändigfeit der Reichögejehgebung aufführt. Be— 
reit3 in der Reichstagsſitzung vom 10. Mai 1872 wurde 
beichlofien, den Reichskanzler zu erjuchen, über die Erfindungs- 
vatente baldmöglichit eine einheitliche Patentgejeggebung her— 
beizuführen. Die induftriellen Kreije äußerten gleichfalla für 
die reichsgejegliche Ordnung des Patentwejens das Lebhaftejte 
Intereffe. So wurde denn zunächit gemäß Beichluß des Bundes- 
rates im Spätiommer de3 Jahres 1876 eine Enquete veran= 
ftaltet, mittela welcher die Anjfchauungen einer Reihe von her— 
vorragenden GSachverjtändigen eingeholt wurden. Auf Grund 
des gejammelten Materiala erfolgte die Ausarbeitung eines 
Entwurfs, der nach einer Umarbeitung am 24. Februar 1877 
dem Reichstage vorgelegt wurde.) Die Kommijfion, an welche 
der Entwurf verwiejen wurde, nahm mehrfach Umgejtaltungen 
vor.) Die weiteren Verhandlungen im Plenum?) führten als- 
bald zur Annahme des Geſetzes, dad am 25. Mai 1877 ver: 
fündigt wurde.*) 

Nicht jehr lange nach dem Ankrafttreten des Geſetzes er- 
hoben fich Klagen über Mängel desjelben. Insbeſondere wurde 
die Organifjation de3 Patentamtes als nicht entjprechend be— 
funden. Neuerdings wurden im Jahre 1886 Sachverftändige 
berufen und zur Begutachtung der Abänderungsvorjchläge ver- 
anlaßt. Im Frühjahr 1890 wurde dann ein inzwifchen aus— 
gearbeiteter Entwurf zu einem neuen Patentgejege im Reichs— 
anzeiger veröffentlicht. Die daraufhin laut gewordenen Er— 


i) Druckſachen des RT. 1877 Nr. 8. 
2) Drudjahen des RT. 1877 Nr. 144. 
») RTBerh. ©. 25 ff., 915 ff., 1011 ff. 
+ RGBl. 1877 ©. 501. . 
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innerungen fanden zum Zeil Berüdfichtigung in dem abgeänderten 
Entwurf, der am 25. November 1890 dem Reichstage vorgelegt 
wurde.) Nach Beratung in der Kommiffion, welche einzelne 
Anderungen vornahm,?) erhielt der Entwurf die Zuftimmung 
des Reichstags, wie auch die des Bundesrates in der Faſſung, 
die ihm von der Kommiſſion gegeben war. Verkündigt iſt das 
Geſetz am 7. April 1891.) In Kraft iſt es am 1. Oftober 1891 
getreten. 

Das Erfinderreht ift das in der Perſon wurzelnde, 
durch die Tatſache der Erfindung zur Entjtehung kommende 
ausschließliche Recht des Schöpfer einer Erfindung, über deren 
Kundgabe an andere und über ihre gewerbliche Verwertung 
Beitimmung zu treffen. Alfo Hat das Erfinderrecht eine perjön- 
liche und eine vermögensrechtliche Seite und es ift demgemäß, 
wie das Urheberrecht, unter defjen Begriff im weiteren Sinne 
es fällt, ein Recht bejonderer Art.) Wenn auch das Erfinder- 
recht durch die Schöpfertat zur Entjtehung kommt, jo ift es 
doch zunächſt ein unvolllommenes Recht, injoferne der gefeßliche 
Schuß fi erſt an die Patenterteilung knüpft, die eine formelle 
Wirkung äußert, bi das Patent im Wege der Nichtigfeit- 
erklärung befeitigt wird, worauf es jo anzufjehen ift, al® wäre 
die Patenterteilung niemals erfolgt (ſ. u. ©. 151). 

Gegenftand des Patentjchußes find neue und gewerblich 
verwertbare Erfindungen auf technifchem Gebiete (Pat. Geſ. $ 1 
Abi. 1). Gewiſſe Erfindungen find vom Schuße ausgenommen 
(S1Ab5. 2). Neu ift eine Erfindung, wenn fie zur Seit der 
Anmeldung weder in einer Öffentlichen Drudichrift aus den legten 
hundert Jahren bejchrieben, noch im Inlande offenkundig be- 
nußt iſt ($ 2). Das Patent wird zwar dem erjten Anmelder 
und nur diefem erteilt; Hat aber der erjte Anmelder die Er- 
findung widerrechtlich den Bejchreibungen, Zeichnungen, Gerät: 


1) Drudjahen des RT. 1890 Nr. 152. 

2) Komm.Ber. i.d. Drudi. Nr. 322. 

2) RGBl. 1891 ©. 79. 

*) Vgl. meinen Kommentar z. Gej. betr. das Urheberrecht zc. vom 
19. Juni 1901 ©. 22. A. M. namentlih Kohler, Handb. ©. 248 ff., 
welcher nicht ein einheitliches Recht annimmt, jondern ein Individual» 
recht (das Recht auf Wahrung des Geheimnifjes der Erfindung) und 
ein Erfinderreht — Immaterialgüterrecht — unterjcheidet. 
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ſchaften ꝛc. eines anderen entwendet, jo kann dieſer ſich der 
Patenterteilung an den Anmelder widerſetzen und das Patent 
mit der Priorität des Tages vor der Bekanntmachung der erſten 
Anmeldung für ſich beanſpruchen ($ 3). Die Patenterteilung 
hat die Wirkung, daß der Inhaber des Patents die patentierte 
Erfindung im Inlande ausfchlieglich benußen darf (8 4). Dieje 
Wirkung tritt gegenüber dem Vorbenutzer der Erfindung nicht 
ein; fie erjtrecdt fich nicht auf Einrichtungen an Fahrzeugen, die 
vorübergehend in das Inland gelangen und fie fann im Inter— 
efie des Heeres, der Flotte oder fonft im Intereſſe der öffent- 
lichen Wohlfahrt eingefchräntt werden ($ 5). Soweit fie bejteht, 
it der Patentinhaber zivilrechtlich und ftrafrechtlich geſchützt 
(85 35—39). Wer nicht im Inlande wohnt, kann den An- 
Ipruch auf die Erteilung eines Patents und die Rechte aus dem 
Patent nur geltend machen, wenn er im Inlande einen Ver— 
treter beftellt hat ($ 12). Der Anjpruch auf Erteilung des 
Patents und das Recht aus dem Patent find vererblich und 
übertragbar ($ 6). Das Patentrecht erlifcht infolge Ablaufs 
der Schutzfriſt (15 Jahre), Verzicht und Nichtzahlung der Ge— 
bühren ($ 7 Abi. 1 Sa 1, 88 8,9). Für eine Erfindung, welche 
die Berbefferung oder jonftige weitere Ausbildung einer zu 
Gunften des Patentjuchers bereits patentierten Erfindung be— 
zwedt, kann ein Zujaßpatent nachgejucht werden, das die gleiche 
Dauer wie das Hauptpatent hat ($ 7 Abj. 1 Sat 2 u. Abſ. 2). 
Das Patent wird auf Antrag für nichtig erklärt, wenn fich 
jeigt, daß von Anfang an eine patentfähige Erfindung nicht 
vorliegt oder der Gegenftand des Patentes mit dem eines älteren 
Patentes identisch oder die Erfindung einem anderen entwendet 
iſt. Die Nichtigfeitserflärung hat rüdwirkende Kraft ($ 10). 
Das Patent kann ferner nach Ablauf von drei Jahren mit 
Wirtung nur für die Zukunft zurüdgenommen werden, wenn 
der Patentinhaber die Erfindung im Inlande nicht ausreichend 
jur Ausführung gebracht hat oder die Erlaubnis zur Benußung 
ju erteilen fich weigert, obwohl ihm eine gehörige Entjchädigung 
und Eicherheit geboten wurde ($ 11). Die Erteilung, die Nich- 
tigfeitäerflärung und die Zurüdnahme des Patents erfolgen 
duch das Patentamt, über deſſen Organifation die $$ 13 ff. be= 
fimmen. Die Anmeldung der Erfindung beim Patentamt hat 
nad näherer Vorſchrift des Geſetzes und der Ausführungs- 
u 
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beftimmungen zu gejchehen ($ 20). Der Entjcheibung über die 
Erteilung des Patents geht eine VBorprüfung voraus (88 21, 22); 
ift nach diefer anzunehmen, daß die Erteilung des Patents nicht 
ausgeſchloſſen ift, jo erfolgt Bekanntmachung und öffentliche 
Auslegung des Gegenftandes der Anmeldung. Es kann dann 
binnen gewifjer Frift jeder gegen die Erteilung des Patents aus 
den gejeßlichen Gründen Einjpruch erheben. Der Bejchluß, durch 
den das Patent erteilt oder verjagt wird, fann von den Be— 
teiligten mit Bejchwerde angefochten werden (SS 23—26). Hit 
das Patent endgültig erteilt, jo wird es in die Rolle des Patent- 
amts eingetragen ($ 19), im Reichsanzeiger befannt gemacht und 
e3 wird für den Patentinhaber eine Urkunde ausgefertigt ($ 27 
Abi. 1); die Zurüdnahme der Anmeldung nach der Veröffent- 
lihung und die Verfagung des Patents werden ebenfall® be= 
fannt gemacht (S 27 Abi. 2). Das Verfahren vor dem Patent- 
amte wegen Nichtigkeit und Zurücdnahme des Patents regeln 
die 88 28— 32; gegen die Enticheidung des Patentamtes ift die 
Berufung an das Reichsgericht zuläffig (8 33). Iſt ein Gegen— 
ftand nicht patentiert, wird aber gleichwohl der Gegenftand jo 
bezeichnet, als ob er durch ein Patent geſchützt wäre oder diejer 
Schuß in Öffentlichen Anzeigen ıc. behauptet, jo tritt Beftrafung 
wegen Patentanmaßung ein ($ 40). 

II. Die gejeßliche Regelung des Mufterfchußes erfolgte 
in Deutichland erjt durch das Reich. Seitens beteiligter In— 
duftriefreife war zwar fchon vor der Gründung des Reich dar- 
auf hingewiejen worden, daß in Frankreich und England der 
Schuß gewerblicher Mufter für die Jnduftrie fich jegensreich er= 
wiejen Hatte. Gleichwohl kam es in den einzelnen Bundes- 
itaaten nicht zu einer Mufterfchußgejeßgebung. Bei Beratung 
des Gejeßentwurfes betr. das Urheberrecht an Schriftwerfen zc. 
und an Werken der bildenden Künſte — 1870 — gelangte der 
Reichdtag zu der Anſchauung, daß der Schuß der leßteren einem 
befonderen Gejege vorzubehalten fei und lehnte demgemäß den 
5. Abjchnitt des Entwurfes ab. Von da ab bejchäftigte fich der 
Reichstag wiederholt mit Anträgen, die dahin gingen, daß gleich- 
zeitig mit der Ordnung des Kunftichußes auch der Muſterſchutz 
jeine Regelung finden ſollte. Auch die vom Bundesrat gehörten 
Sachverſtändigen jprachen ſich in gleichem Sinne aus. Darauf: 
hin erfolgte am 1. November 1875 die Vorlage eines Ent- 
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mwurf3!) an den Reichstag, der von diejem, nachdem ihn zuerſt eine 
Kommiſſion beraten hatte,?) mit gewiſſen Abänderungen genehmigt 
mwurde.’) Am 11. Januar 1876 wurde das jo entjtandene Geſetz 
betr. da3 Urheberrecht an Muftern und Modellen publiziert.*) 
Diefes Gejeg Hat zum Gegenjtande ſog. Gejhmad3- 
mufter, d. j. neue und eigentümliche Vorbilder für die Geftal- 
tung von Erzeugnifjfen der Induſtrie, die dazu bejtimmt und 
geeignet find, den Gejchmad, den Formenfinn anzuregen. Den 
Schuß genießt der Urheber ($ 1), als welcher der Eigentümer 
einer gewerblichen Anjtalt gilt, wenn das Mufter von einem 
Angeftellten im Auftrag oder für Rechnung der Anjtalt an— 
gefertigt worden iſt (S 2). Das Urheberrecht an Muftern und 
Modellen, defjen rechtliche Natur von der des Urheberrechts an 
Schriftwerfen ꝛc. nicht verjchieden ijt,°) entjteht zwar mit der 
Schaffung des Werkes; es ift aber vorerjt ein unvollfommenes, 
d. i. mit dem gejeßlichen Schuße nicht ausgejtattetes Recht; 
denn der Schuß tritt erjt ein, wenn das Werk zur Eintragung 
in da3 Mufterregifter angemeldet und ein Exemplar oder eine 
Abbildung bei der Regifterbehörde Hinterlegt ift, wobei noch 
vorausgejeßt ift, daß zu diefer Zeit ein nach dem Mufter ge— 
fertigtes Erzeugnis noch nicht verbreitet ijt ($ 7). Eintragung 
und Binterlegung begründen aber für fich allein nicht den 
Schuß; denn die Eintragung erfolgt ohne VBorprüfung und fie 
ift ohne alle Wirkung, wenn die materiellen VBorausjegungen 
für die Schußfähigkeit des Mufters fehlen (S 10). Wer die Ans 
meldung und Hinterlegung bewirkt hat, gilt bis zum Beweiſe 
des Gegenteild als Urheber ($ 13). Das Urheberrecht ijt ver- 
erblich und übertragbar (S 3). Es iſt von verhältnismäßig 
furzer Dauer; die Schußfrift beträgt höchſtens fünfzehn Jahre 
($ 8). Der Inhalt des Schußes bejteht darin, daß ohne Ge— 
nehmigung des Berechtigten fein anderer ein gejchüttes Muſter 
nahbilden darf in der Abficht, die Nachbildung zu verbreiten 
($ 5; näheres über den Begriff der Nachbildung j. ebenda und 


!, Anlagen 3. d. Berhandl. des Reichstags von 1875 Nr. 24. 

2), Komm. Ber.: Anlagen ꝛc. Nr. 70, 

3) Verhandl. des Reichstags von 1875 ©. 96 ff. 604 ff., 738 ff. 

9) RGBl. ©. 11 ff. 

5) Vgl. meinen Stommentar 3. d. Gef. betr. das Urheberrecht an 
Schriftwerfen ꝛc. vom 19. Juni 1901 ©. 22 ff. 

II” 
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in den SS 4, 6). Gegen Verletzung ſeines Rechtes iſt der Ur— 
beber zivilrechtlich und ftrafrechtlich geichüßt (S 14). Die Re— 
gijtrierung der Mufter ift nicht, wie die der Patente, zentrali= 
jiert, vielmehr find damit die einzelnen mit der Yührung der 
Handeläregifter beauftragten Gerichtsbehörden betraut ($ 9). Nur 
die Mufter von inländifchen Urhebern oder jolchen ausländijchen, 
die im Inlande ihre gewerbliche Niederlaffung haben, find zum 
Schutze zugelaffen und diefer hängt ferner noch davon ab, daß 
die nach den Muftern oder Modellen bergeftellten Erzeugnifje 
im Inlande verfertigt find (S 16). 

Mie bemerkt, ſchützt das Gejeß vom 11. Januar 1876 nur 
Geihmadsmufter, aljo jolche neue Mufter, die eine äfthetifche 
Wirkung erzielen follen. Bald zeigte fich aber das Bedürfnis, 
auch jolche Modelle unter geſetzlichen Schuß zu jtellen, die dem 
praktiſchen Gebrauchszwede durch eine neue Formgeſtaltung 
dienen, ohne anderjeits die Eigenjchaften eines Gegenjtandes des 
Erfindungsichuges an fich zu tragen. Zum Begriffe der Er— 
findung i. e. ©. gehört nämlich, daß unter Benußung von 
Naturkräften menschlichen Bedürfnifjen ein bisher unbekanntes 
Befriedigungsmittel zugeführt wird (j. u. ©. 2 u. 14). Das Er- 
fordernis der Benutzung von Naturkräften zur Erzielung eines 
technijchen Effektes fehlt aber allen den Gegenftänden, die nur 
durch Formgeftaltung im Raume den Gebrauchszwed fördern 
(j. u. ©. 371). Deshalb konnten viele Modelle, bezüglich deren 
das Schußbedürfnis außer Zweifel jtand, einen gejeglichen Schuß 
nicht finden. Das Bedürfnis nach einem bejonderen Gebrauchs— 
mufterfchuße wurde daher jchon bei Vorberatung des neuen 
Patentgejeßes anerkannt. Freilich wurde hiebei ala Grund für 
die Notwendigkeit des Erlafjes eines bejonderen Gejetes für Ge— 
brauchgmufter der angeführt, daß es Jich dabei um Gegenjtände 
handle, denen wegen ihrer Unbedeutendheit und Geringfügigkeit 
der Charakter der Erfindung nicht zukomme, während nach der 
joeben dargelegten richtigen Auffaffung die betreffenden Gegen- 
ftände aus einem ganz anderen Grunde vom Patentſchutze aus: 
geichloffen find. Dem geltend gemachten Bedürfniffe zu ent— 
jprechen, legten die Regierungen am 25. November 1890 dem 
Reichstag einen Entwurf dor,') der mit wenig Anderungen von 


i) Druckſachen 1890 Nr. 153. 
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der Kommiſſion!) und dann vom Reichstag?) und Bundesrat 
genehmigt wurde. Das Geſetz betr. den Schuß von Gebraucha- 
muftern ift am 1. Juni 1891 publiziert.?) 

Das Gebrauchsmuſtergeſetz ſchützt Modelle von Arbeits- 
gerätichaften oder Gebrauchägegenftänden oder Teile von folchen, 
joweit fie dem Arbeits oder Gebrauchszweck durch eine neue 
Geftaltung, Anordnung oder Vorrichtung, alfo durch Form: 
geftaltung im Raume dienen follen ($ 1). Auch das Urheber: 
teht an Gebrauchsmuftern *) entiteht ſchon durch die Schaffung 
des Werkes, wenn es auch feine volle Kraft erjt durch die An— 
meldung beim Patentamte ($ 2) und Eintragung in die Rolle 
diefes Amtes ($ 3) erhält. Eine Vorprüfung findet bei Ge- 
brauchämuftern ebenfowenig wie bei Gefchmadsmuftern ftatt 
(1. o.), jo daß die Eintragung den Schuß nicht bewirkt, wenn 
es an einem jchußfähigen Modelle fehlt. Sind aber die mate- 
tiellen und die formellen VBorausfegungen des Schußes gegeben, 
jo ift der Eingetragene ausschließlich befugt, gewerbämäßig das 
Mufter nachzubilden, die durch Nachbildung hervorgebrachten 
Gegenftände in Verkehr zu bringen, feilzuhalten oder zu ge- 
brauchen. Dieſes ausfchließliche Recht erleidet, ſoweit e8 mit 
einem älteren Gebrauchsmuſter- oder Patentrecht kollidiert oder 
dad Mufter einem anderen entwendet ift, Einſchränkungen (SS 4,5). 
Der dem Berechtigten zur Seite ftehende Schuß iſt ein zivil- 
rechtlicher und ein jtrafrechtlicher (SS 9—12). Er dauert im 
böchften alle jechd Jahre ($ 8). Das Recht ift vererblich und 
übertragbar ($ 7). 68 fann nur von einer Perfon geltend ge- 
macht werden, die entweder im Inlande oder in einem die 
Gegenjeitigfeit verbürgenden Auslandaftaate ihren Wohnfit oder 
ihre Niederlaſſung hat und, falle Wohnfig oder Niederlafjung 
nicht im Inlande Liegen, nur durch einen im Inlande beitellten 
Vertreter ($ 13). Löſchung eines eingetragenen Mufters kann, 
wenn es nicht jchußfähig ift, von jedermann beantragt werden, 
außerdem von demjenigen, dem dad Muſter entwendet iſt ($ 6). 


2 Kommifftionsbericht ſ. Drudi. 1890/91 Nr. 398. 
*), Berhandlungen 1890/91 ©. 2555, 2640. 

2) RGBl. S. 2%. 

+) Vgl. über die rechtliche Natur des Urheberrehts überhaupt 
meinen Kommentar 3. d. Gej. betr. das Urheberrecht an Schriftwerken zc. 
vom 19. Juni 1901 ©. 22 ff. 
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III. Der Zeihenfhuß. Der Gebrauch, Waren und 
andere Erzeugnifje zum Zwecke der Bezeichnung ihrer Herkunft 
mit einer Marfe zu verjehen, reicht bis in das Altertum zurück 
und war im Mittelalter insbejondere innerhalb des Zunftwejens 
allgemein verbreitet. Der gejegliche Schuß jolcher Zeichen war 
jedoch lange Zeit auf einzelne Induſtriezweige bejchräntt, für 
welche landesherrliche Privilegien erteilt wurden. Solche er= 
gingen namentlich im 17. und 18. Jahrhundert zum Schuße der 
rabrifzeichen an Eifen- und Stahlwaren in Wejtfalen und der 
Rheinprovinz. Erſt in neuerer Zeit nahm fich die Geſetzgebung 
der Warenzeichen im allgemeinen an. So bedrohte das preuß. 
ER. TI. II Tit. 20 $ 1451 denjenigen mit Geld- oder Gefängnis— 
Itrafe, welcher „Waren von an fich untadelhafter Güte mit dem 
Namen oder Merkmale inländijcher Fabrikanten oder Kaufleute 
fäljchlich bezeichnet“. Im Laufe der Jahre machte jedoch die 
preuß. Gejeßgebung injoferne einen Rüdjchritt, ala das Geſetz 
vom 4. Juli 1840 den Schuß für figürliche Zeichen aufhob und 
nur mehr Namen und Firma für jchußberechtigt erflärte. Hie— 
von wurde zwar zu Gunjten der jchon erwähnten Eiſen- und 
Stahlmarken Weitfalen® und der Rheinprovinz durch Verord— 
nung vom 18. Auguſt 1847 eine Ausnahme gemacht, im all- 
gemeinen aber blieb e3 bei der Beſchränkung des Schußes auf 
Namen und Firmen auch nach dem preuß. StGB. von 1851 
($ 269). Bon den übrigen deutjchen Staaten kannte eine größere 
Anzahl einen Zeichenjchuß überhaupt nicht; joweit aber die 
territoriale Gejeßgebung ſich damit befaßte, begnügte fie fich 
meijt mit dem einfachen Verbote der Benußung fremder Waren 
bezeichnungen, worunter teilweije auch figürliche Zeichen, teil- 
weije nur Namen und Firma begriffen waren. Gin ausgebil- 
deteres Zeichenrecht,) welches auch die Grundjähe über den 
Erwerb des Schußes näher regelte, hatte von den deutjchen 
Ginzelftaaten nur Bayern (VBerordn. vom 21. Dezember 1862 im 
Zujammenhange mit Art. 336 des StGB. von 1861).*) 


) Es ift hiebei der Beichenichuß im allgemeinen ins Auge ge- 
faßt und von dem Schuge einzelner Induſtriezweige abgejehen; für die 
mehrerwähnten Eijen- und Stahlmarken Wejtfalens und der Nhein- 
provinz bejtand allerdings ein ziemlich entwideltes Zeichenredht. 

2) ®gl. bezüglich der Gejeßgebung der einzelnen Bundesjtaaten 
Schmid, Zeitichr. F. gewerbl. Rechtsichug 1892 ©. 226, 
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Ein gemeinjfames Recht für Deutichland brachte auf dem 
Gebiete des Zeichenichußes die Beitimmung des S 287 RStGB., 
aber in völlig ungenügender Weife; denn durch dieje Gejehes- 
vorichrift wurde im Anjchluß an das preuß. StGB. nur den 
Namen und den Firmen der Schuß verliehen, nicht aber den 
figürlicden Marken; auch ließ diejelbe eine Regelung der inter: 
nationalen Beziehungen gänzlich vermiffen, da nur Name und 
Firma eines inländifchen Fabrikunternehmers, Produzenten 
oder Kaufmanns gefchüßt fein jollten. Es wurde daher bald 
allerfeit3 das Bedürfnis einer umfaffenden Markenſchutzgeſetz- 
gebung anerkannt, die num auch nicht jehr lange auf fich warten 
ließ. Am 30. November 1874 erging das Reichsgeſetz betr. 
den Markenſchutz; dasjelbe trat vom 1. Mai 1875 an in 
Geltung. Diejes Gejeg wies unleugbare Yortjchritte auf, injo- 
ferne es den Markenſchutz auch auf figürliche Zeichen in An- 
wendung brachte, nähere Beitimmungen über die Borausfegungen 
für die Erlangung des Schußes, über Inhalt und Umfang des 
Schugrechtes und über die Folgen feiner Verlegung in zivil- 
und ftrafrechtlicher Hinficht gab, jowie auch ausländijche Ge— 
werbetreibende in gewiſſem Maße unter die Subjelte des Schuß- 
rechtes einbezog. 

So jehr nun auch anzuerkennen war, daß das Gejeß vom 
30. November 1874 den Verkehrs- und Handelsbeziehungen durch 
einen im allgemeinen wirkſamen Zeichenſchutz wahrhaft nüßliche 
Dienfte Leiftete, traten doch mit den Jahren gewiſſe Mängel des 
Geſetzes mehr und mehr hervor, auch ging mit der Entwidelung 
deö Verkehrs und der Induſtrie Hand in Hand die Erweiterung 
der Bedürfniffe auf dem Gebiete des Zeichenfchußes und endlich 
erheifchten die Fortſchritte der Geſetzgebung anderer Kulturjtaaten 
die Nachfolge auch des Deutjchen Rechte. Die hauptjächlichiten 
Beichwerden gegen das bisherige Geſetz lafjen fich in folgendem 
zujammenfaffen: 

Zunächſt wurde für die Warenzeichen eine Zentralifierung 
der Verwaltung gewünjcht, wie auch in anderen Staaten (ins— 
befondere in Jtalien, Großbritannien, den vereinigten Staaten 
von Amerika, Ojterreich, Ungarn und in der Schweiz) die Ver— 
waltungen des Zeichenweſens und des Patentwejeng in einer 
Zentralbehörde vereinigt find, während das deutiche Geſetz die 
Verwaltung den SHandelregijterbehörden zumwies. Als Gründe 
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für die Zentralifierung wurde vornehmlich das Bedürfnis nad) 
einheitlicher und zwedmäßiger Praris einer für ſolch weittragende 
ragen geeigneten Stelle und die Notwendigkeit, den Zeichen- 
ſchutz auch anderen ‘Berfonen, als den im Firmenregijter ein— 
getragenen Kaufleuten zugänglich zu machen, hervorgehoben. 
Ein weiterer Vorwurf richtete fich gegen das auf dem Syſtem 
der reinen Anmeldung beruhende Verfahren, bei welchem eine 
Vorprüfung der materiellen Erforderniffe des Zeichenſchutzes To 
gut wie gar nicht ftattfand; insbejondere hatte man es ala 
jchweren Mißſtand empfunden, daß auch Freizeichen ohne An— 
ſtand zur Eintragung gelangen konnten. Das Geſetz ſchloß 
anderjeits Wörter ohne Verbindung mit einem figürlichen Zeichen 
von dem gejeßlichen Schuße volljtändig aus, während nament— 
lich die Gewohnheiten und Bedürfniffe des internationalen Ver— 
fehrs den Wunſch nach Zulafjung gewiffer, nicht im Allgemein 
gebrauch zur Bezeichnung des Urjprungs, der Eigenjchaften, der 
Beitimmung 2c. einer Ware ftehenden Wörter wachriefen. Als 
ungenügend wurde ferner auch der Rechtsjchu gegen die Nach- 
ahmung von Warenzeichen bemängelt, indem einerſeits troß der 
Beltimmung des $ 18 die Erfahrung gemacht wurde, daß, ſo— 
bald nur geringfügige Abweichungen, welche bei flüchtiger Be- 
trachtung jchwer erfennbar waren, bei Wiedergabe des Zeichens 
vorlagen, der unbefugte Benußer von jeder VBerantwortlichkeit 
frei blieb, anderjeit3 das Erfordernis der Wifjentlichkeit der Ver— 
legung häufig den Eintritt jeglicher Genugtuung unmöglich 
machte, da der Nachweis diejes Moments nur ſehr ſchwer zu 
erbringen ift. Endlich wurde das Verlangen laut, daß die Ge— 
jeßgebung nicht nur der Nachahmung der eingetragenen Marken, 
jondern auch dem Mißbrauch der als Merkmal der Waren eines 
beitimmten Gejchäfts im Verkehr anerkannten Zeichen, jelbjt wenn 
dieje nicht eingetragen find, fowie der Nachahınung der ebenfalls 
als Kennzeichen der Waren eines beftimmten Geſchäfts befannten 
Urt der Verzierung und Aufmachnng, nicht minder aber den 
tälfchlichen Angaben über die Herkunft der Waren entgegen- 
wirfen jollte. 

Diejen jo vielfachen Wünfchen nach Abänderung des Ge- 
jeges entgegenzufommen, erfolgte die Ausarbeitung eines Ent- 
wurfs für ein neues Geſetz zum Schuße der Warenbezeichnungen, 
welcher, nachdem er vom Bundesrat durchberaten war, in der 
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dort beichlofjenen Geftalt dem NReichdtage zunächſt am 9. März 
1893 und, da er in der damaligen Sejfion nicht zur Verab— 
ihiedung gelangte, wiederholt am 25. November 1893 vorgelegt 
wurde,) worauf in der Sitzung des Neichdtagd vom 25. Ja— 
nuar 1894 die erite Beratung und die Überweifung des Ent: 
wurf3 an eine Kommiffion von 14 Mitgliedern erfolgte.) Diefe 
erledigte die ihr geitellte Aufgabe durch zweimalige Beratung 
des Entwurfs in fieben Sigungen und faßte das Ergebnis ihrer 
Verhandlungen in einem Bericht vom 11. April 1894 zuſam— 
men.) Nach Beratung in 2. und 3. Lejung in den Sihungen 
vom 16. und 19. April 1894 nahm das Plenum des Reichdtages 
das Gejeg endgültig an.*) Die Publikation im Reichsgejegblatte 
it vom 12. Mai 1894 datiert;°) in Kraft trat das Geſetz ge- 
mäß $ 26 mit dem 1. Dftober 1894. 

Das neue Geſetz bat in größerem oder geringerem Maße 
auf alle berechtigten Wünſche Rücficht genommen und e3 herrjcht 
troß mancher Bedenken in Einzelheiten doch allgemein die Anz 
ihauung, daß dasjelbe einen großen Yortjchritt auf dem Ge- 
biete des Zeichenſchutzrechtes bedeutet. — 

Das Warenzeichen, die Marke, hat die Beitimmung, den 
Uriprung der Ware zu fennzeichnen. Die Funktion des Zeichens 
fann aber in diejer Beziehung eine doppelte fein: es kann auf 
den Erzeuger der Ware hinweiſen — ala Produftions- 
oder Fabrikzeichen — oder lediglich andeuteu, daß der Ab- 
lat einer Ware durch eine bejtimmte Perjon oder Firma ver— 
mittelt wird? — als Handeldmarfe Das Gejeß hat die 
Rechtöbeziehungen diefer beiden Arten von Zeichen nicht — wie 
ed von einzelnen Seiten allerdings gewünjcht wurde — geſon— 
dert geregelt, jondern diejelben unterſchiedslos gleichgejtellt, und 
zwar mit Recht, weil, abgejehen von der frage, ob ein Bedürf- 
nis nach diefer Scheidung befteht, diejelbe tatjächlich undurdh- 
führbar wäre, da für manche Verkehrszweige die Grenzlinie 
zwiſchen der auf die Erzeugung und der auf den Abjah von 


1) Drudjachen des Reichstags 1893/94 Nr. 70. 

2) Sten. Ber. des Reichstags 1893/94 ©. 877 ff. 

2); Druckſachen des Reichstags 1893/94 Nr. 298. 

+ Sten. Ber. des Reichstags 1893/94 ©. 2156 ff. (2. Beratung), 
©. 2254 ff. (3. Beratung). 

5) RGBl. ©. 441. 
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Waren gerichteten Tätigkeit nicht mit Sicherheit ſich würde feit- 
jtellen lafien (Motive ©. 9). Immerhin geht aus der er- 
wähnten doppelten Funktion des Warenzeichen — vermöge 
welcher eine und diejelbe Ware verjchiedene Marken mehrerer 
Gewerbetreibenden an fich tragen fann — hervor, daß nicht nur 
das Verhältnis des Urheber eines Erzeugnifjes, jondern auch 
die Beziehungen anderer Perſonen zur Ware in der Bezeichnung 
derjelben mit der Marke ihren Ausdrud finden. Deshalb be— 
jtehen zwar zwifchen dem Urheberrechte und dem Marfenjchuß= 
rechte viele Berührungspunfte, infofern es fich bier und dort 
darum handelt, daß niemand fich die Früchte der Arbeit eines 
anderen (und wären es auch nur die der gejchäftlichen Tüchtig- 
feit des Handeltreibenden) aneignen dürfe; allein troß diejer 
nahen Verwandtichaft der beiden Gebiete fällt doch deren Ver— 
Ichiedenheit jofort in® Auge. Böllig irregehen würde man mit 
der Auffaffung, als jchüße das Gefeß die Marke als jolche gleich 
einem Mufter oder Modelle; dies würde in jedem Falle eine 
gewiſſe Originalität des Markenbildes vorausjegen; eine jolche 
erfordert aber die Markenjchußgefeßgebung keineswegs. Gegen 
ftand des Schußes iſt das Warenzeichen nur injoferne, ala es 
die Beziehung einer Perjon zur Ware ausdrüdt, wobei 
grundjäßlich weder für die Ware, noch für das Zeichen die 
Manifeftierung einer individuellen geijtigen Tätigkeit — wie fie 
bei den Gegenjtänden des Urheberrechtes unerläßlich ift — ver— 
langt wird, gleichwohl aber die Bedeutung des Schußes weſent— 
lich darin liegt, daß das geringere Erzeugnis nicht den Schein 
der Abjtammung des befferen erhalte und damit auf dem Wege, 
den fich Intelligenz und Arbeitskraft mühevoll gebahnt haben, 
ungehemmt vorwärts dringe.') 

Hat das Warenzeichen diefe Bedeutung in erjter Linie im 
Intereſſe desjenigen, dem es die Früchte jeiner Arbeit fichern 
ijoll, jo fommt doch daneben — und auch darin unterjcheidet 
fich das Markenrecht vom Urheberrecht — auch das Intereſſe 
des Publikums in Betracht, welches durch dag wahre Zeichen 
der Prüfung der Ware überhoben wird, demnach, fobald eine 
Ware mit dem Sonderzeichen eines Gewerbetreibenden verjehen 
it, auch ohne Prüfung glaubt, diejelbe rühre von diefem Ge— 


1) Vgl. das im Vorwort oben ©. VI Gejagte. 
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werbetreibenden her und in dieſem Glauben nun getäuſcht wird, 
ſobald eine unechte Ware das Zeichen der echten trägt. 

Das Warenzeichenrecht iſt ein Perſönlichkeits-(Indi— 
vidual-) Recht: es gewährleiſtet, gleich dem Namen- und dem 
Firmenrecht, der Perſon den Schuß der Kennzeichnung ihrer 
Individualität, ſoweit fich diefe im Gewerbebetrieb, ſpeziell in 
der Produktion und dem Vertrieb von Waren ausprägt. Dieje 
rechtliche Natur des MWarenzeichenrecht3 zeigt ſich namentlich 
darin, daB das Recht ohne den Gejchäftsbetrieb, zu dem das 
Barenzeichen gehört, weder auf die Erben übergeht, noch auf 
andere übertragen werden kann. 

Man könnte ſich den Zeichenfchuß in der Weije denken, 
daß jede bei einem bejtimmten Produzenten oder Händler üblich 
gewordene und als jolche anerkannte Bezeichnung von Waren 
dem Gebrauche feitens einer anderen Perfon entzogen jein jollte. 
Einen jolchen materiellen Zeichenfchug hat das Geſetz — ab- 
gejehen von einer für die Ubergangszeit erlaffenen Bejtimmung, 
s 9 Abſ.2 — für eigentliche Warenzeichen nicht vorgejehen. 
Vielmehr genießen jolche den Schuß nur, wenn fie angemeldet 
und in die Rolle ded Patentamt eingetragen find (58 1—3). 
Die Eintragung erfolgt nicht ohne weiteres auf Grund der An— 
meldung, vielmehr hat das Patentamt das Zeichen auf feine 
Schußfähigkeit (j. darüber SS 4—6) zu prüfen (vgl. $ 10) und, 
fallg ein Grund vorliegt, welcher das Zeichen als ein jchuß- 
fähiges nicht erfcheinen läßt, die Eintragung zu verfagen. Iſt 
aber daS Zeichen eingetragen, jo genießt es formell den Schuß 
auh dann, wenn die Eintragung hätte verfagt werden jollen 
oder nachträglich die Schußfähigfeit weggefallen iſt, injolange, 
bis das Zeichen gelöfcht wird ($ 12 Abf. 1 mit 88 8, 9). Er— 
folgt die Löjchung, jo können für die Zeit, in der ein Rechts— 
grund Dafür bereits früher vorgelegen hat, Rechte aus der Ein- 
tragung nicht mehr geltend gemacht werden (s 12 Abj.1). Der 
Inhalt des Zeichenrechts bejteht in der ausschließlichen Befug- 
nis, Waren der angemeldeten Art oder deren VBerpadung oder 
Umbüllung mit dem Warenzeichen zu verjehen, die jo verjehenen 
Waren in Verkehr zu ſetzen, ſowie auf gewiſſen Gejchäftspapieren 
und jonftigen Ankündigungen das Zeichen anzubringen ($ 12 
Abi. 1). Das Recht beichräntt fich nicht auf das Zeichen genau 
in der Gejtalt, wie es eingetragen ift, jondern erjtredt fich auch 
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auf abweichende Formen, ſolange die Abweichung noch eine Ge— 
fahr der Verwechſelung zuläßt ($ 20). Das Zeichenrecht findet 
jeine Schranfe in dem Rechte eines jeden Dritten, feinen Namen, 
jeine Firma, feine Wohnung, jowie Angaben dejtriptiver Natur 
auf Waren ꝛc. anzubringen ($S 13). Das Warenzeichenrecht ge= 
nießt zivil- und jtrafrechtlichen Schuß ($$ 14, 17—19, 21). 
Anders als mit den Warenzeichen im engeren Sinne verhält es 
fih mit den Warenausjtattungen. Hier hat das Gefeh der Tat— 
jache, daß eine Warenbezeichnung bisher faktijch ala Individual 
zeichen anerfannt war, Rechnung getragen, injoferne dieſe Aus— 
jtattungen gemäß $ 15 ohne Eintragung Schuß genießen, wenn 
fie nur innerhalb beteiligter Verkehrskreiſe als Kennzeichen von 
Maren gewiſſer Art eines beftimmten Gewerbetreibenden gelten. 
Weiterhin ift im Gejege zum Schuße der Warenbezeichnungen 
noch ein Schritt auf dem Wege der Bekämpfung unlauteren 
Mettbewerbes gemacht, injoferne $ 16 mit Strafe bedroht die 
Verwendung fäljchlicher Beyeihnungen über die örtliche Herkunft 
einer Ware. (Ein noch weiter gehender Antrag, der darauf ab» 
jielte, auch zur Jrrtumserregung geeignete faljche Angaben über 
Beichaffenheit, Wert oder Herkunft der Ware unter Strafe zu 
jtellen, wurde zwar in zweiter Beratung angenommen, in dritter 
aber abgelehnt.) Schließlich hat in $ 23 noch das internatio- 
nale Zeichenrecht eine gewifje Regelung erfahren. 

IV. Die Gegenjtände des Erfindungs-, Muſter- und Zeichen 
Ichußes binden fich ebenjowenig, wie die des literarifchen oder 
fünftlerifchen Urheberrechts, an die Grenzen eines Staatägebietes. 
Gie treten auch in den ausländiſchen Verkehr ein, finden aber, 
joweit es fi um die Produkte oder Zeichen deutjcher Gewerbe- 
treibenden handelt, im Auslande nach der dortigen Gejeßgebung 
den Schuß ebenjowenig, wie ausländifche Erfindungen, Mufter 
und Zeichen im allgemeinen Schuß im Deutjchen Reich genießen. 
Hier konnten nur internationale Verträge helfend ein— 
greifen. Das Deutjche Reich hat in den Jahren 1891 und 1892 
jolche Verträge Hauptfächlich mit Öfterreich-Ungarn, Stalien, 
Serbien und der Schweiz abgejchlofjen (j. diejelben unter Ziff. V 
diefes Buches). 

Am 20. März 1883 hatte fich zu Paris eine größere An— 
zahl von Staaten zur Union pour la protection de la Pro- 
priete Industrielle vereinigt. Das Deutſche Reich trat diejem 
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Verbande vorerft nicht bei, obwohl der Anjchluß einem dringen= 
den Wunjche der betr. Anduftriefreife entjprochen hätte. Am 
14. Dezember 1900 vereinbarten die Verbandaftaaten in Brüffel 
eine Zuſatzakte, durch welche die Übereinfunft vom 20. März 
1583 in verfchiedenen Punkten abgeändert und erweitert wurde. 
Den Beratungen, welche diejer Vereinbarung borangegangen 
waren, hatten Vertreter der beutjchen Reichsregierung beigewohnt. 
Da nun durch die Zuſatzakte die Bedenken des Deutjchen Reichs 
gegen die urjprüngliche Fafjung der Übereinkunft gehoben wur- 
den, ließ die deutjche NReichöregierung ſchon am 12. Dezember 
1900 im Reichätag die Erklärung abgeben, daß der Reichskanzler 
den verbündeten Regierungen und dem Neichdtage den Beitritt 
jur Union vorjchlagen werde, vorauögejegt, daß der neue Akt 
von allen Bertragsftaaten ratifiziert fein werde. Eine kleine 
Abänderung hatte die Übereinkunft jchon durch das Protokoll 
betr. die Ausſtattung des internationalen Büreaus, jog. Madrider 
Protofoll vom 15. April 1891, erfahren. Obwohl nun die Rati— 
hlation der Brüffeler Zuſatzakte ſeitens aller Vertragsſtaaten 
noch nicht erfolgt war, auch die Yrift Hiefür noch big zum 
14. Juni 1902 lief, legte der Neichsfanzler jchon am 9. Mai 
1901 nach erfolgter Zuftimmung des Bundesrates dem Reichs— 
tage die Pariſer Übereinkunft ſamt dem Madrider Protokoll und 
der Brüfjeler Zuſatzakte nebjt einer Denkſchrift zur Beſchluß— 
faffung vor.) Am 15. Mai 1901 wurde der Beitritt zur Parijer 
Übereinkunft, zum Madrider Protokoll und zur Brüſſeler Zuſatz— 
afte vom Reichstag beſchloſſen. Trotzdem vergingen noch fajt 
jwei Jahre, bis dieſer Beitritt zur Tatjache wurde. Er erfolgte 
am 21. März 1903 laut Belanntmahung des Reichskanzlers 
vom 9, April 1903.) Zu diefer Zeit war die Brüfjeler Zujab- 
afte von allen beteiligten Staaten mit Ausnahme der domini- 
fanischen Republif und Serbien ratifiziert. Brafilien hatte noch 
am 8, April 1903 die Ratifilationsurfunde in Brüffel nieder: 
gelegt.?) Der Beitritt des Reichs ift am 1. Mai 1903 in Kraft 


1) Drudjachen des Reichstags 1901 Nr. 342. 

2) RGBl. ©. 147. Die Uebereinkunft ift jamt Zufagafte und 
Madrider Protokoll abgedrudt ebenda ©. 148 ff. 

) Belanntm. des Reichskanzlers dom 27. April 1903, RGBl. 
S. 202; die Belanntm. vom 9. April nimmt noch an, der Beitritt 
Brafifiens ſei noch nicht erfolgt. 
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getreten. Da das Reich der Parifer Übereinkunft ‚nur in ber 
Faffung der Zuſatzakte beigetreten ift, kommt die Übereinkunft 
nur im Verkehr mit denjenigen Staaten zur Anwendung, welche 
die Zuſatzakte ratifiziert haben. (©. bezügl. der dermaligen Ver— 
bandsjtaaten ©. 699 und den Nachtrag ©. 796.) 

Dur den Anschluß Deutjchlands an die Parijer Union, 
der u.a. auch Italien und die Schweiz angehören, haben Die 
mit diefen Staaten abgejchloffenen Sonderverträge ihre Be— 
deutung größtenteil® verloren. Es hat daher das Reich mit 
diefen Staaten neue Ablommen getroffen, durch welche die be= 
ftehenden Ülbereinfommen großenteil® aufgehoben, ein Zeil der 
Beitimmungen derjelben aber aufrecht erhalten und modifiziert 
wurden. (Abkommen mit Italien vom 4. Juni 1902, Abtommen 
mit der Schweiz vom 26. Mai 1902.) ') 

Nach der Parifer Übereinkunft gilt der Grundjaß, daß in 
Bezug auf Erfindungs:, Mufter- und Zeichenſchutz die An 
gehörigen von Berbandaftaaten, d. ſ. die Untertanen diejer 
Staaten und Diejenigen, die in einem Berbandslande ihren 
Mohnfig oder ihre Handeläniederlaffung haben, mit den In— 
ländern gleichgetellt jein follen (Art. 2 u. 3). Daraus ergibt 
fich Schon und es ift überdies in Art. 2 auch noch ausdrüdlich 
bejtimmt, daß die Angehörigen eines Verbandäftaates, um den 
Schuß in einem anderen Staate de3 Verbandes zu genießen, 
diejenigen Bedingungen und Förmlichkeiten erfüllen müffen, 
welche den Angehörigen dieſes Staates auferlegt find. Neben 
diefer formellen Gleichjtellung enthält die Übereinkunft auch ver- 
jchiedene materielle Normen; jo bezüglich des Prioritätsrechtes 
desjenigen, der in einem Bertragäftaate und jpäter in einem 
anderen eine Erfindung, ein Mufter oder ein Warenzeichen an 
meldet (Art. 4), bezüglich der Zulaffung verbandsländifcher 
Warenzeichen (Art. 6) u. ſ. f. Die Sonderverträge find in der 
Hauptjache auf den gleichen Grundſätzen wie die Parijer Über- 
einfunft aufgebaut. 


1) RGBl. 1903 ©. 178 u. 181. 


Dipl,-Ing. Georg Ben; min 
Patentanwalt . 
Bealin, SW.6;, Waterlooufer]L 


Ferasp.: Moritzplatz 9110, 


Hatentgefeh. 


Vom 7. April 1891. 
(RGBl. 1891 Nr. 12 ©. 79 ff.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaiſer, König von 
Preußen 2c., verordnen im Namen des Reichs, nach er- 


folgter Zuftimmung des Reichstags, was folgt: 


Artikel I. 
An Stelle der 88 1 bis 40 des Patentgejeßes vom 25. Mai 
1877 (Reichs-Geſetzbl. ©. 501) treten folgende Beitimmungen. 


Das Ratentgejet von 25. Mai 1877 enthielt 44 Baragraphen. 
In dem vorftehenden Art. I werden die $$ 41—44, welche die Behand- 
lung der damals noch beitehenden Landespatente betrafen, inzwiſchen 
aber ihre praftiiche Bedeutung verloren hatten, mit Stillichweigen über- 


gangen. 


Erfter Abſchnitt. 


Patentrecht. 
81. 
Patente werden ertheilt für neue Erfindungen, welche eine 
gewerbliche Verwerthung gejtatten. 
—1 


Dr. Bh. Allfeld, Kommentar z.d. Geſetzen betr. d. Erfindungsſchutz sc. 


2 I. Batentgejeß. $1. 


Ausgenommen find: 

1. Erfindungen, deren Berwerthung den Geſetzen oder guten 
Sitten zuwiderlaufen würde; 

2. Erfindungen von Nahrungs, Genuß- und Arzneimitteln, 
ſowie von Stoffen, welche auf chemifchem Wege bergeftellt 
werden, joweit die Erfindungen nicht ein bejtimmtes Ver— 
fahren zur Herftellung der Gegenjtände betreffen. 


Angeftellte ala Erfinder 100. Gewerbliche Verwertung 9. 
Aequivalente 30. Kombination 4c,cc. 
Arzneimittel 13. Konſtruktion Be. 
Ausführbarteit 6a. Miterfinder 10b. 
Bedürfnisbefriedigung 4. Nahrungsmittel 13. 
Befriedigungsmittel 4e. Naturkraftbenugung 5. 
Braucbarfeit 4a. Neuheit 8. 

Chemiſche Stoffe 14. Originalität 3a. 

Darlegung der Ausführbarteit 6c. Batentierung 11. 

Entdedung 3b. Schöpferifche Tätigfeit 3. 
Erfindung 2. Sittenwidrige Erfindungen 12. 
Erfinderreht 10. Staatsbeamte als Erfinder 10c. 
Erfenntnis des Erfolges 6b. Stofferfindung 4b. 
GErzeugniserfindung 4b. Subſtitution 80. 

Fortſchritt 4c, bb. lebergang des Erfinderrehts 10c. 
Sebrauhsmufter 7. Uebertragung ſ. Konftrultion. 
Genußmittel 13. | Berfahrenserfindung 4b, 15. 


Gejellihaiter 10c. Verwertung 9. 
Gejchwidrige Erfindungen 12. 

1. Ueberſicht. Gegenftand des Schußes find Erfindungen 
(N. 2—7), joferne fie neu (NR. 8) und gewerblih verwertbar 
(N. 9) find. Eine Erfindung entfteht durch geiftige Tätigfeit; mit ihrer 
Vollendung ift das Erfinderrecht begründet (N. 10). Diejes ift aber 
ein unvollkommenes Necht, denn es genießt den Schuß des Geſetzes nicht 
ihon an und für ſich, jondern erjt, wenn dem Berechtigten ein Patent 
erteilt iſt (M. 11). Gewiſſe Erfindungen find von der Patentierung, 
aljo von dem gejeßlichen Schuße ausgeichloffen (N. 12—15). 

2. Erfindung. Begriff derjelben. Das Gejet hat in lieber- 
einftimmung mit dem Pat.Geſ. vom 25. Mai 1877 davon abgejehen, 
die Erfindung zu definieren. Es follte der Wifjenichaft und der Recht— 
ſprechung überlafjen bleiben, den Begriff der Erfindung zu beftimmen. 
Bon den une bisherigen Definitionen (Zujammenftellungen ſ. bei 
Seligjohn N. 3 zus 1 Schanze, Erfindungen und Mufter ©. 27 
Anm. 6; ſ. aud © Stenglein N.5) geht ein Teil (namentlich die von 
Dambadı, Komm. zum Pat.Geſ. ©. 2, Staub, Bat.Bl. 1888 ©. 37, 
Duenjtedt, ebenda 1880 ©. 61) von der Tätigkeit des Erfinders, 
der andere Teil (insbejonbere die Definitionen von Gareis, Komm. 
S. 27, Kloſtermann, Bat.Gej. ©. 112, Reuleaux, Prot. der Enquete 
von 1886 ©. 24, Hartig ebenda ©. 30, Knoop ebenda ©. 35, Dern- 
burg, pr. Briv.R. 2. Aufl. Bd. II ©. 957, Gierke ©. 863, Bettelheim 
S. 11, vgl. aud) die von Seligjohn a.a.D. gegebene „Umjchreibung‘“) 
von dem Ergebnis diefer Tätigkeit aus. Beiden Seiten trägt Nech- 
nung Kohler, indem er (Handb. ©. 83, 203) einerſeits die Erfindung 
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im objektiven Sinne, anderſeits die Erfindung im ſubjektiven Sinne 
definiert. 

Gegenftand des Schupes ift niemal3 die Erfindertätigfeit, 
ſondern immer das Reſultat derjelben; eine einheitliche Definition der 
Erfindung wird aljo hauptjächlich leßteres ins Auge zu falfen, dabei 
aber freilih aud den Urjprung aus der geiftigen Tätigkeit des Sub— 
jeftes zu berüdjichtigen haben. So läßt jid) der Begriff etwa folgender- 
maßen bejtimmen: Erfindung im patentredhtlichen Sinne ift 
das Ergebnis jhöpferiiher Geijtestätigfeit, kraft dejjen 
der Schaffende darzulegen vermag, wie unter Benußung 
von Naturfräften menjhlidhen Bedürfnijjen ein bisher un- 
befanntes Befriedigungsmittel zugeführt werden könne. 

3. Yede Erfindung iſt ein Geifteswerk, ein Ergebnis jchöpfe- 
riiher Tätigfeit. Damit aljo eine Erfindung angenommen werden 
fann, ift ein gewiſſer Grad von Originalität erforderlich, d. h. es 
darf dasjenige, was den Gegenftand der Erfindung bilden joll, nicht 
von einem anderen entlehnt fein. Wer ferner nur das in der Natur 
Vorhandene, aber bisher nicht oder nicht mehr Bekannte enthüllt, nicht 
aber neues jchafft, der macht eine Entdedung, nicht eine Erfindung. 

Endlich jcheidet aus dem Begriffe der Erfindung aus die bloße 
Konftruftion, „die praktische Geftaltung eincs technischen Gedanfens 
auf Grund der befannten Gejege der Technik und der befannten Er- 
fahrung und Routine” (Kohler, Handb. ©. 97), alfo eine Mafnahme, 
welche nicht einen ſchöpferiſchen Gedanken, jondern nur den praftifchen 
Blid des Technikers vorausjegt. Nach diejen drei Richtungen bedarf 
es der genaueren Grenzziehung. 

a) Das Erfordernis der Driginalität ift in dem Ginne zu 
veritehen, daß, was den Gegenjtand der Erfindung bilden fol, min- 
dejtens in einer Hinfiht aus eigener Gedanfenarbeit entiprungen fein 
muß, wenn es auch in anderer Beziehung von anderer Seite entlchnt 
ft. Dabei beitehen hauptjächlich zwei Möglichkeiten: 

aa) Es fönnen andere ſchon das Problem aufgeworfen 
und deſſen Löjung vergebens verjudht Haben, während jeßt 
erft Die Mittel zur Ausführung angegeben werden und da- 
mit das Problem geldft wird. Dann liegt die Schöpfertat in der 
Auffindung der Mittel zur Ausführung. Dabei ift wiederum eine 
Unteriheidung zu maden; es kann nämlich jein, daß 

e) das Brinzip der Löjung jept erjt gefunden wurde, 
oder aber, daß 

8) das Prinzip ein befanntes, aber die Form der 
Durhführung desjelben neu ift, wenn auch vielleicht nur in der 
Anwendung gerade auf den betreffenden Gegenjtand. (Bgl PA, PBl. 
1880 S. 167 ff., Gareis II 1: „Wenn auch ein Prinzip jchon früher 
ausgeiprochen und befannt wurde, fann dies doc) die Nechtsbeftändigfeit 
eine® Batents, welchem die Erfindung einer fonfreten Ausführung zu 
Srunde liegt, nicht in Frage jtellen.” Aehnlich RG., PBl. 1881 ©. 219, 
1892 5. 690, PMZBL. 1 59, Gareis III 36 ff., IX 596 ff., X13; PU., 
LH. 1881 ©. 115, 151, 1889 ©. 59 ff., Gareis II 6 ff., 22 fi, VI2 ff.; 

1* 
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PA, u. RG., PB. 1881 ©. 216 u. 219, 1892 ©. 99, Gareis Ili 26 ff., 
IX 62 ff.; NG. bei Bolze I Nr. 295, XIX Nr. 135; RG. in PMZB. 
IV 169 f., VI 302.) Ob die Verwertung eines befannten Prinzips zur 
Durchführung einer Maßnahme, bei welcher es bisher nicht angewendet 
wurde, für die betr. Berfon nur mit Heberwindung größerer Schwierig— 
feiten möglich war, darauf fommt es nicht an. Enticheidend ijt allein, 
daß diefe Verwertung nicht fir jeden Sachverſtändigen nahe lag, da 
es erjt einer ſchöpferiſchen Idee bedurfte, um aus dem befannten Prin— 
zipe für den konkreten Fall die entiprechenden Folgerungen zu ziehen. 
(Vgl. RS. in PB. 1891 ©. 65 ff, PNZBL. IV 169, V 287, Bolze XII 
Nr. 116. Wenn an anderen Stellen das RG. die Ueberwindung tech- 
nischer Schwierigkeiten vorausjegt, wie z. B. Gareis VIII 272, PMBBl. 
V 199, jo will es damit offenbar nicht jagen, daß das Subjekt einer 
Erfindung mit Schwierigteiten habe fämpfen müfjen — dieſem kann die 
Sache jehr leicht getvorden jein — jondern dat objektiv der Verwertung 
des Prinzips Schwierigkeiten entgegengejtanden fein müflen, ſodaß die— 
jelbe nicht gewiflermaßen auf der Hand lag. Vgl. aud) Schanze, Bei- 
träge ©. 28 ff. und die Lit. daj.). 

Uebrigens muf die Löjung des Problems, jei es im Prinzip, 
jei es in der Durchführungsidee, nicht die erftmalige fein. Es fann 
jein, da ein anderer jchon Mittel zur Löfung gefunden Hat, die nun- 
mehr angegebenen aber wejentlich andere find; dann kann in der Dar- 
legung Ddiejer neuen Mittel zur Löjung des befannten Problems eine 
Erfindung liegen (PA., PBl. 1879 ©. 571, Gareis 148 ff, 53; RG., 
PBl. 1894 ©. 430, 465; RG., Bolze XII Nr. 105; PU. u. GG., PBl. 
1889 ©. 313, Gareis VII 17). 

bb) Es fann die Ausführungs- oder Löjungsform ent» 
lehnt, das Problem jelbft aber originell jein. Eine Erfindung 
kann aljo in der Löſung eines neuen Problems mit befannten Mitteln, der 
Schwerpunkt der Erfindung mithin in der Stellung der Aufgabe liegen. 
(Vgl. RG., PB. 1889 S.337, 1890 ©. 551 ff., 1891 ©. 173, 1892 ©. 6%; 
Sareis VII 2 ff., VII 31 ff, IX 342, 596; NG. in PMZB. II 5 ff, 
322, VIII 21; R®. in Bolze II Nr. 311, XVII Nr. 104, XXI Nr. 132; 
Robolsfi ©. 20; Schanze, Erfindungen und Muſter ©. 124 ff.; 
Kohler, Handb. ©. 136.) 

b) Der Erfinder ſchafft; dadurch unterjcheidet fich fein Wirfen 
von der bloßen Entdedung. Für diefe gewährt das Gejeh feinen 
Schuß. Nur Entdedung, nicht Erfindung liegt vor, wenn lediglich das 
in der Natur bereits Vorhandene aufgefunden und enthüllt, nichts durch 
eigene Tätigfeit zur Entftehung nener Formen oder Entwidelungen bei- 
getragen wird. Dabei ift es ohne Belang, ob es ſich handelt um Auf- 
findung neuer Körper oder neuer Eigenichaften an befaunten Körpern 
oder um Aufdeckung der Urſache einer befannten, bisher nicht auf» 
geklärten Ericheinung (vgl. RG., Bolze XX Nr. 119). Gleichgültig für 
den Begriff der Entdedung ift auch, ob die Enthüllung des Vorhan— 
denen eine rein zufällige, völlig müheloje war oder ob fie auf plan- 
mäßiger Veranftaltung, bewußter Forſchung, Erperiment 20. beruht 
(vgl. Kohler, Handb. ©. 91; über den Unterichied zwiſchen Erfindung 
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d Entdedung überhaupt ebenda ©.89 ff., ferner Schanze, Erfindungen 
md Muſter S.3 ff., 24 ff, R. u. U. 11285: die Erfindung ift produf- 
r, die Entdedung rezeptiver Natur; gegen Schanze Baufe, R. u. U. 
153 f}.; dagegen wiederum Schanze, R.u. U. V 73 und lnter- 
ngen ©. 385 ff. Die begriffliche Unterjcheidung von Erfindung und 
defung wird befämpft von Wirth, R. u. U. VI 318; gegen ihn 
chanze, Beiträge ©. 92). 

Eine bloße Entdedung liegt nit vor, wenn eine menjc- 
fiche Tätigkeit erforderlih war nicht nur, um eine Naturericheinung zu 
erfennen, jondern um fie bervorzurufen (vgl. PA., PBl. 1882 ©. 41, 
Gareis II 76 fi; RG, PBl. 1890 ©. 369, Gareis VIII 194 fi). 
Dieje Tätigfeit kann zumächit eine rein zufällige, nicht auf den ſchließ— 
lihen Erfolg abzielende gewejen fein; wenn nur nachträglich das Be- 
wußtſein von der Einwirkung der eigenen Tätigkeit auf die Naturfräfte 
fih einftellte und damit fidy die Firierung der Bedingungen, unter 
weichen die gleiche Ericheinung immer wieder hervorgerufen werden 
fann, verband, haben wir die zur Erfindung erforderliche jchöpferiiche 
Zätigfeit (vgl. RG., PB. 1889 ©. 209 ff., Gareis VII 47 ff., wo die 
"Parftellung des Congoroths als eine jehr wertvolle Erfindung erffärt 

und im YZujammenhange hiemit auf die durch Zufall veranlaßte Er- 
findung des Pulvers und des Borzellans hingewieſen iſt; vgl. ferner 
RG, BB. 1882 ©. 81 fi, 1888 ©. 65 ff., bei Gareis IV 143 ff, VI 
18 ff.; vgl. über die zufälligen Erfindungen auh Schanze, Erfindungen 
und Mufter S. 195 ff. und die dort zit. Schriftiteller). Eine Entdedung 
fann ſich ferner zur Erfindung dadurch entwideln, daß eine Geiftes- 
tätigfeit aufgewendet wird zur Schaffung einer Einrichtung, durch welche 
die gefundene Naturfraftericheinung den menschlichen Bedürfniffen über- 
baupt erſt oder nad) einer anderen Richtung, als bisher, dienftbar ge- 
macht wird. (RG. Bolze IV Nr. 202, VI Wr. 161, VIII Nr. 140, XX 
Rr. 119, XXI Nr. 132; ROSE. V 106, XIV S. 54 ff.; RG. PMZBL. 
IV 23, 169; PA., PBl. 1889 ©. 59, Gareis VI 2; Kohler, Induſtrie— 
ſchutz IT S. 19 Nr. X, Handb. ©. 92.) Dabei ift gar nicht erforderlich, 
daß Der Entdeder zugleich derjenige ift, welcher die zur Anpafiung der 
Entdefung an die praftijchen Bedürfniffe erforderliche Tätigfeit ent» 
faltet. Es find hier aber zwei Fälle zu unterjcheiden: 

an) Iſt die Tätigkeit, welche zur Verwertung der Entdedung 
aufgewendet ift, feine jchöpferiiche, jondern bloße Konftruftion 
(. lit. ec), ſo kann fie für ſich allein eine Erfindung nicht begründen; 
eine jolche kann nur angenommen werden, wenn ficy der Entdeder mit 
dem Stonftruftenr verbindet, indem er ihm das Reſultat feiner Ent- 
deckung mitteilt und nun der andere im Einverftändnifje mit dem Ent- 
deder die Konftruftion vornimmt; die Erfindung und das Recht an 
derielben ift dann beiden gemeinfam. (Bol. Kohler, BZeitichr. f. gew. 
Rechtsſchutz II 101 u. Handb. ©. 93.) 

bb) Ohne ſolches Zuſammenwirken kann nur derjenige als Erfinder 
angejehen werden, welcher, indem er die zur Nutzung der fremden Ent» 
dedung erforderliche Einrichtung trifft, einen ſchöpferiſchen Gedanken 
zur Ausführung bringt. (Bgl. das oben zu lit.a ©. 3 u. 4 Erörterte.) 
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Aus dem joeben Dargelegten ergibt ſich, daß Feineswegs jede 
Erfindung zugleih Entdedung if. Es ericheint deshalb auch 
nicht als zutreffend, die Erfindung (wie es 3.8. Gareis, Komm. 
©. 27 ff. tut) als eine Unterart der Entdedung zu bezeichnen. Richtig 
ift allein, zu jagen, da eine Erfindung jehr wohl zum Teil Entdedung 
jein könne. (gl. über die verjchiedenen Anfichten zu dieſer Frage 
Schanze, Erfindungen und Mufter ©. 36 ff.) 

Die bloße Verwertung einer (eigenen oder fremden) Entdedung 
für wirtjchaftlihe Zwede ohne Herjtellung einer bejonderen, die Ver— 
wertung ermöglichenden Einrichtung ftellt feine Erfindung dar (Schanze, 
Erfindungen und Mufter ©. 83; ſ. dort ©. 85 die Vertreter der gegen- 
teiligen Meinung; vgl. auch PA., Gareis X 17, PMZBL. I 259). 

e) Konftruftion. Abjolute Selbftändigfeit ift feiner Erfindung 
eigen; jede fnüpft mehr oder weniger enge an etwas an, was auf dem 
Gebiete der Technik jchon früher geichaffen wurde. Es gilt dies im 
gleicher Weije für Stoff- wie für Verfahrenserfindungen. Bielleicht bei 
den meijten Erfindungen ift die Selbftändigfeit im Berhältnis zu dem 
bereit3 Vorhandenen feine jehr namhafte. Es handelt fich dabei in der 
Negel nur um eine Menderung jchon befannter Gegenjtände oder Ber- 
fahren, welche aber für den betr. techniichen Zweig von größter Be- 
deutung fein fann. Im Bereich ſolcher Aenderungen nun gilt es, die 
Grenze zu ziehen zwiſchen der wirflidhen Erfindung und der 
bloßen Konftruftion. Soll die Menderung des bereits Bekannten 
als eine Erfindung angejehen werden, jo muß fie auf einem jchöpfe- 
riihen Gedanken beruhen, vermöge deſſen der bisher unbelannte 
Zuſammenhang zwiichen der vorgenommenen Menderung und dem er— 
zielten techniichen Erfolge dargelegt wird, mag diejer Erfolg ein neues 
Endergebnis oder ein neuer bejjerer Weg zu einem jchon befannten End- 
ergebnifje fein. (Vgl. Kohler, Handb. ©. 98 ff.) Ob ein folder jchöpfe- 
riſcher Gedanke die Quelle der Neuerung war, ift, wenn die frage erft 
jpäter, etwa wegen Anfechtung des erteilten Batentes, zu beantworten 
ift, nad) der Sadjlage zur Zeit der Anmeldung beim Patentamte zu 
beurteilen, nicht aber nach den in der Zwiſchenzeit gejammelten Er- 
fahrungen, welche leicht etwas als jelbitverftändlih könnten erjcheinen 
lajien, was damals völlig unbelannt war. (Vgl. PA., PBl. 1889 ©. 313, 
Gareis VII 17 F.) Bloße Konftruftion ift aljo eine Neuerung nur 
dann, wenn jie zur Zeit ihrer Darlegung mit Hilfe der befannten tech— 
nischen Mittel von jedem Sachverſtändigen hätte vorgenommen werden 
fünnen. (Bol. RG. PBl. 1888 ©. 261, Gareis VII 99 ff, insbei. 
©. 121.) 

Henderungen bereits befannter technijcher Einrichtungen erfolgen 
in der Negel auf zweifahem Wege, entweder auf dem der Ueber— 
tragung befannter Ausführungsmittel von einem Anwendungsgebiet 
auf ein anderes oder auf dem der Subftitution, d.h. dadurd, daß 
ein zur Löſung einer technischen Aufgabe dienendes Mittel dur ein 
anderes Mittel erjeßt wird. Bier wie dort kann die Menderung auf 
einer Erfindung beruhen oder bloße Konftruftion fein. Erfteres ift 
nad) dem oben Ausgeführten dann der all, wenn die Erzielung eines 
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bejonderen Erfolges oder die Bejeitigung von Schwierigkeiten, die fich 
auf dem bisherigen Wege auftaten, mit den befannten Hilfsmitteln der 
Technik nicht zu erreichen gewejen wäre, aljo ein jchöpferiicher Gedanke 
beifend eingreifen mußte. 

Im Falle der bloß fonftruftiven Subititution wird das an die 
Stelle eines anderen gejeßte Mittel Nequivalent genannt, wogegen 
im alle einer Erfindung das neue Mittel nur inſoweit Nequivalent 
ift, als jeine Funktion nicht über die des erjeßten Mitteld weſentlich 
hinausreicht. (Ueber die Lehre von den Mequivalenten j. hauptſächlich 
Kohler, Forihungen ©. 55 ff., derjelbe in Iherings Jahrbüchern 
32.26 ©.414 ff.; über Konftrultion im Gegenjage zur Erfindung über— 
haupt Kohler, Forihungen ©. 29 ff., Handb. ©. 95 ff.; über die An- 
wendung der einjchlägigen Grundjäße auf den Fall der hemifchen Homo» 
logie und Fiomerie Witt, Die deutiche chemische Induſtrie ©. 70 ff., 
106 ff., derjelbe, Chemische Homologie ©. 50 ff.; Schanze, Erfindungen 
und Mufter ©. 128 ff., der das Unterjcheidungsmerfmal in dem der 
Erfindung zufommenden Charakter des „Ueberrajchenden” findet.) 

In den Enticheidungen des Patentamts und des Neichdgerichts 
ipielt Die Unterfcheidung zwijchen Erfindung und Konftruftion eine 
überaus wichtige Rolle. Aus der reichen Kaſuiſtik möge folgendes 
bier angeführt werden: 

aa) Erfindung wurde angenommen: weil jchon die Stellung 
der Aufgabe einen Erfindungsgeift aufweift (RG., PBl. 1890 ©. 551, 
Gareis VII 31); 

weil durch ein befanntes Mittel eine weſentlich ncue technijche 
Wirkung erreiht wurde (RG., PBl. 18% ©. 261, Gareis VIIT 86); 

weil es ſich um einen völlig verichiedenen Zwed und Erreichung einer 
ganz anderen Wirkung handelte, injoferne durch die Übertragung eine 
neue oder eine befannte technijche Wirkung in volllommener Weije erzielt 
wurde. (RG. Bolze XII Nr. 114); 

wegen Erzielung einer neuen, erheblichen technijchen Wirkung 
durch Anwendung eines befannten Mitteld zu einem anderen Zwecke, als 
bisher (RG. Bolze XIV Nr. 114; PM8Bl. III ©. 145, VI 231, 232); 

weil nicht eine bejtimmte Detailfrage zu löfen war, wozu allenfalls 
die Mittel der Technik Hinreichten, jondern die Frage allgemein dahin 
ging, durch welche Einrichtungen eine Berbefferung und Erleichterung 
ın dem betr. Berfahren zu erreichen jei, dieje Frage aber nur im Wege 
einer finnreichen Kombination verjchiedener Maßnahmen gelöft werden 
fonnte (RG. Bolze VII Nr. 151); 

weil von einer erjichtlichen Mequivalenz des Selens gegenüber den be- 
fannten Entfärbungsmitteln nicht die Rede fein Fönne, vielmehr nad) 
dem Stande der Erfahrung auf dem Gebiete der Glasderzeugung die 
befannte Eigenihaft des Selens, Glas rot zu färben, feineswegs zu 
dem Schlufie berechtigt habe, daß es, wie jene anderen Stoffe, auch 
entfärbend wirkten werde, jo daß e3 zur Verwendung des Seelens als 
Entfärbungsmittel einer Erfindung bedurfte (PMZBE. IV 23); 

weil fich der Erreichung des Erfolges bisher Schwierigfeiten ent» 
gegenftellten, welche die Neuerung bejeitigt (RG. PMZBI. IV 169, anders 
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wenn die Schwierigfeiten nur vermeintliche waren und nur dargetan 
twird, — nicht beſtehen, Kohler, Handb. ©. 102 gegen RG. a. a. O.); 

weil ſich die Ausführung für Sachverſtändige nicht von ſelöſt 
ergibt (RG. Bolze XII Nr. 105); 

weil die Verjchiedenheit der Abmeſſung und Verhältniſſe auf 
einem Erfindungsgedanfen beruht (RG. PMZBI. II 237; V 190). 

(Vgl. aud) noch RG. Bolze I Nr. 299, 301; 11 Nr. 312; V Nr. 
177, 190; VI Nr. 158; XVI Nr. 110; Pat. Bl. 1891, ©. 66). 

bb) Keine Erfindung, lediglih Konftruftion wurde gefunden: 

in Aenderungen, welche ſich ohne Erfindungsgedanten leicht er- 
geben (PA., PBl. 1879 ©. 275, Gareis I 355); 

in unmejentlichen Nenderungen (PA, PBl. 1881 ©. 131, Ga- 
reis II 71); 

in einer Einrichtung, welche ganz innerhalb handwerksmäßiger 
Ir an egenbeiten des Konſtrukteurs liegt (PA, PBl. 1881 ©. 29, Gareis 
II 97 ff.); 


in einer technijchen Erſcheinung, welche ji) von befannten Ein- 
richtungen jo wenig unterjcheidet, daß fie fich für den Sadperjtändigen 
von jelbft ergibt, ein Aufwand bejonderen technijchen Könnens zu ihrer 
Schöpfung (?) nicht mehr erforderlih ift. (PA. PBl. 1889 ©. 59, 
Gareis VI 2); 

in der Anwendung eines bekannten Verfahrens auf einen neuen 
Gegenstand, wenn das Berfahren in gleicher Weije wirft, ohne daß 
dabei beſondere Schwierigkeiten überwunden jind, welche ſich der Be- 
gehung des Weges von der bisherigen Anwendung zur neuen Anwen— 
dung entgegenftellten ( KG., PBl. 1890 ©. 563 ff., Gareis VIII 243; 
dort ©. 273, 274 weitere ähnliche Enticheidungen aufgeführt; ſ. aud) 
PMB3Bl. VI 55); 

in einer Menderung, welche jeder einigermaßen gewandte Kon— 
ftruftenr in der angegebenen oder einer ähnlichen Weile vornehmen 
fonnte und welche auch feine jpezifiiche, von anderen dergl. Konſtruk— 
tionen abweichende und erſt hier bewährte Wirkung aufweilt (RG. PBl. 
1891 ©. 29, Gareis IX 32 ff.); 

in der zwedmäßigen Seftaltung rg Methoden und Hand- 
griffe (RG. POL. 1892 ©. 45, Gareis IX 1 

in einer Aenderung, die lediglich in pi Ausnutzung befannter 
Einrichtungen in anderweiten räumlichen Abmefjungen befteht (Bolze XIII 
Nr. 114; j. aber anderjeit3 die unter aaa. E. aufgeführten Enticheidungen 
PM3Bl. 11237, V 190); 

in der finematijhen Umkehrung der für die Erzeugung des 
unter Schuß gejtellten Gegenjtandes vorgejehenen Bewegungen (RG., 
PMZB. VIII 154); 

in einem chemijchen WUnalogieverfahren, welches fein unerwar- 
tetes, bejonderes Nejultat zu Tage förderte, weil jeder Chemiker in 
gleicher Lage dasjelbe Verfahren angewendet hätte (RED 1893 ©. 687, 
Gareis X, I). 

Aehn liche Erwägungen führten zur Verneinung des Begriffs der 
Erfindung noch in vielen anderen Fällen (vgl. u. A. RG., PBl. 1889 
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©. 491, 1890 ©. 49, Gareis VII 65 und 78; PBl. 1891 ©. 571, 1892 
©. 133, Gareis IX 24 und 369; Gareiß VI 115; PMZB. V 315; 
Bolze II Nr. 314, 315, 316, 317; IV Nr. 215; V Nr. 185; VINr. 152; 
X Nr. 111; XII Nr. 112, 115; XIV Nr. 107; XVII Nr. 99, 102, 105; 
XXI Nr. 122, 131, 133; XXI Nr. 117; XXIII Nr. 130, 139, 140, 141, 
142 ıc. ꝛc.) 

4. Der durd die geiftige Tätigkeit erzielte Erfolg muß ſich darin 
äußern, daß menſchlichen Bedürfniijen ein Befriedigungs- 
mittelaugeführtmwird, weldhes man als joldhes bisher nicht 
gelaunt hat. 

a) Durch das Erfordernis der Nüglichfeit, Braudbarfeit 
zur Befriedigung menschlicher Bedürfnifje (vgl. darüber Schanze, Erfin- 
dungen und Muſter ©. 4 ff., Beiträge ©. 88 ff., R. u. U. VI 125, Kohler 
Handb. ©. 121 ff, Ephraim R. u. U. VII 265) unterjcheidet ſich die 
Erfindung von anderen Geifteswerfen, wie Schriftwerfen, Werfen der 
Kunft, Geſchmackmuſtern, bei welchen diejes Erfordernis nicht befteht. 
Auch im Berhältniffe zur Entdedung ift das Erfordernis der Brauchbar- 
feit geeignet, die Erfindung zu charakterifieren (j. im übrigen bezügl. des „ 
Unterjchieds3 zwiſchen Erfindung und Entdedung R. 3 lit. b). Im einzelnen 
werjen jich Hier folgende Fragen auf: Muß das Bedürfnis, dem das 
Ergebnis der jchöpferiichen Tätigfeit dienen joll, um als Erfindung zu 
ericheinen, ein gewerbliches jein? Die frage ift (mit Schanze Er- 
findungen und Mujter ©. 71) zu verneinen, da auch andere ald gewerb- 
liche Bedürfnifje den Anſpruch erheben können, an der Befriedigung 
durch neue Errungenjchaften des menſchlichen Geiftes teilzunehmen. 
Ebenjo zu verneinen ift aber (mit Gareis Komm. ©. 25) die Trage, ob 
nur Bedürfnijie des materiellen Lebens in Betracht fonımen können 
(1. die Anhänger der Bejahung dieſer Frage bei Schanze a.a. ©. 
Die Beobadhtung der Himmelskörper gehört doch wahrlich nicht zu den 
Beichäftigungen, zu welchen uns das materielle Leben hinführt; eine 
wejentliche Berbejierung aftronomijcher Inſtrumente kann aber unmög- 
lih vom Schuge der Erfindungen ausgeſchloſſen fein. 

Bedürfnis ift hier micht im ftrengften Sinne zu nehmen, als ob 
es ſich nur um Dinge handeln könnte, welche die Menjchen nicht ent- 
behren fünnen oder doch um joldhe, deren Gebraudy den Lebensgewohn— 
heiten der meiften Menjchen entipricht. Auch jelten auftauchende Be- 
dürfnifje, etwa ſolche, weldhe nur von Menſchen empfunden werden, die 
einem ganz bejonders verfeinerten Lebensgenufje huldigen oder jolche, 
welche nur in vereinzelt, aber dod) wiederholt vorkommenden Lebens- 
lagen ſich bemerkbar machen, fönnen in Betracht kommen; auf die 
größere oder geringere Wichtigkeit oder auf den inneren Wert des Be- 
dürfnifjes fommt es nicht an, jo daß Dinge, welche dem Vergnügen, der 
Unterhaltung dienen, ebenjo wie Sachen, welche die Genußſucht oder das 
Lugusbedürfnis befriedigen, jehr wohl Gegenjtand einer Erfindung fein 
fönnen (3. B. eine „Zaubervorrihtung“, P. A. in PMZBL. III 225; 
f. auch die Beiſpiele bei Kohler Handb. ©. 127- 129). Ausgeſchloſſen 
vom Erfinderrechte find nur ſolche Gegenftände, welche lediglich einer 

unvernünftigen Laune dienen fönnen (Kohler a. a. O. ©. 129), ſo— 
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wie ige welche zu unfittlichen Zwecken bejtimmt find (j. darüber 
N. 12). 


Das Bedürfnis, welches eine Erfindung befriedigen joll, muß fein 
momentanes jein; es fann fein, daß es unter den gegenwärtigen Ber- 
hältnifien fehlt und nur dann fich geltend macht, wenn diefe Berhält- 
niffe ji) ändern, vorausgejegt, dat die Möglichkeit diefer Aenderung 
dem erfahrungsmäßigen Laufe der Dinge nicht widerjpridht. So 3. B 
fan eine Einrichtung, welche Schädlichkeiten hintanhält, die zwar bis- 
her nod nicht aufgetreten find, jedoch nad menjchlicher Berechnung 
eintreten fönnen, jehr wohl eine Erfindung darjtellen, da ihr die Brauch— 
barkeit nicht abzuiprechen ift. (Vgl. über dieje Frage Kohler a. a. O. 
©. 125; weiter geht Ephraima.a. D.) Gleichgültig ift ferner, ob ein 
Lebensziwed direkt A nur indirekt — wird (Kohler a. a. O. 
S. 126; ſ. aber auch Schanze a. a. O. S. 44 

Das Erfordernis der Brauchbarkeit zur Befriedigung menſchlicher 
Bedürfniſſe iſt in vielen Entſcheidungen anerkannt, aber meiſt von der 
„gewerblichen Verwertbarkeit“, die nicht ein Merkmal des Erfindungs- 
begriffes, jondern nur eine VBorausjegung der Vatentfähigkeit ift, (j. N. 9) 
nicht gehörig unterfchieden. Vgl. u. a. RG., PBl. 1886 ©. 77 ff., Gareis 
v9 


b) Das Mittel zur Befriedigung eines menſchlichen Bedürfnifjes 
fann zweifacher Art jein: 

aa) ein Gegenstand oder Stoff, jei es ein unmittelbar zum 
Gebrauch im Leben der Menjchen beftimmter, 3. B. ein Verkehrsmittel 
ein wijjenjchaftliches Inſtrument, eine Seife 2c., oder ein zur Produktion 
von Gütern Dienendes Geräte, 3. B. ein Werkzeug, eine Majchine 
(Stoff- oder Erzeugnis-Erfindung); oder 

bb) ein Verfahren zur Herftellung eines (neuen oder bereits 
befannten) Stoffes oder zur Erzielung eines anderen Erfolges (Ver— 
fahrenserfindung). 

e) Das Mittel der Befriedigung muß ein bisher unbekanntes 
jein; es muß gegenüber dem vorhandenen und in der Kulturwelt be- 
fannten Befriedigungsmitteln etwas Abweichendes, Bejonderes auftveijen 
(Bgl. Bolze XXI Nr. 133, wo ausdrüdlic der Begriff der Erfindung 
wegen mangelnder Neuheit des Gegenstandes verneint ift; PMZBI. III 
225, wo ebenfalld von Neuheit des Gegenftandes ald von einem Merf- 
mal des Erfindungsbegriffes die Rede iſt; Schanze Erfindungen und 
Mufter S. 340, welcher diejes Merkmal des Erfindungsbegriffes „Eigen- 
artigfeit“ nennt; j. aber dazu Kohler, Handb. S. 181 bei Anm. *)) Es 
fällt diejes Erfordernis mit dem der Originalität (N. 3 lit. a) nicht zu— 
jammen; denn es fann auf dem Gebiete der Erfindungen weit cher 
noch als auf anderen Gebieten des geiftigen Schaffens vorlommen, daß 
jemand, was jhon im gewiſſen, techniichen Kreijen befannt und im 
Gebrauch ift, ohne Kenntnis diefer Tatjache ganz von fich aus erfinnt, 
aljo feine bewußte Entlehnung vornimmt; da ein jolcher die Kultur- 
welt in feiner Weije mit feiner Schöpfung bereichert, kann dieje als 
Erfindung nicht angejehen werden. Schon der gewöhnliche Sprad)- 
gebrauch bezeichnet denjenigen, der bereits befanntes nochmals erjinnt, 
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in der Meinung, daß es neu jei, nicht als „Erfinder.“ Es beiteht 
fein Grund zu der Annahme, da das Gejeg von diefem Sprachgebrauch 
abgehen wollte. 

an) Das Neue, die Bereicherung, fann in der Erzielung eines 
neuen Erfolges oder auch in der Angabe eines neuen Weges zur Er- 
reihung eines bekannten Erfolges liegen. Ein neuer Eröolg ift auch 
dann erreicht, wenn ein befannter Gegenjtand in anderer als der bis- 
her üblichen Weife mit einer eigentümlichen Wirkung gebraucht wird, 
3. B. eine Lampe, die bisher in Bergwerten noch nicht benüßt war, 
dort verwendet wird mit dem Bewußtjein und mit dem Erfolge, daß 
die Erplojion der in der Umgebung der Lampe jih anjammelnden 
Gaje verhütet wird (Kohler, Bat. R. Nr. 16, a.M. Kloftermann, Bat. 
Geſetzgeb. ©. 28, 55). Dies gilt bejonders dann, wenn das Mittel des 
neuen techniichen Effektes früher zwar vorhanden, aber für ein jchäd- 
liches angejehen war, jo daß man ihm fogar entgegenzumirfen juchte, 
während jeßt erſt dargetan. wird, daß diejes Mittel zu einem nutz— 
bringenden Zwecke brauchbar ift und es hiezu nun abjichtlich verwendet 
wird. (BA., PB. 1884 ©. 139, Gareis V 5: Bei den früheren Majchinen 
trat eine Miihung von erplofiblen mit indifferenten Gajen tatjächlid) 
ein; man juchte aber dieje Wirfung möglichit zu vermeiden. Das 
Weſen des neuen Motors befteht gerade in dieſer Miſchung, durd) 
welche eine Berlangjamung der Verbrennung erzielt wird; dem ent» 
ipricht die fonftruftive Anordnung). Dagegen iſt die Neuheit des Er- 
folges immer dann jchon ausgejchloffen, wenn das befannte Mittel den- 
jelben Erfolg bei der nämlichen Art der Anwendung bisher jchon hatte, 
jollte ſich deſſen auch vorher Niemand bewußt gewejen jein; die Er- 
fenntnis des tatjächlichen Erfolges fönnte hier nur als Entdedung, nicht 
ald Erfindung gelten. (PA. PBl. 1893 ©. 621, Gareis X 17; vgl. 
Kohlera. a. D. bezügl. des Falles, wenn die Lampe mit den eigen- 
tümlichen gefahrdrohenden Grubenverhältniffen jchon früher fombiniert 
war, an die jegensreiche Wirkung diejer Tatſache aber früher Niemand 
dachte; Robolski, ©. 22; Kohler, Hdb. ©. 179.) 

Einen neuen technijchen Erfolg erzielt mit einem befannten 
Mittel auch derjenige, der ein neues Verfahren erjinnt, zu welchem 
eine befannte Einrichtung (Machine u. dgl.) verwendbar ift. (PA. u. 
RG., PBl. 1890 ©. 563, Gareis VIII 243 ff. RG., PMZBL. V 317.) 

bb) Darin, da die Kulturwelt durch ein neues Befriedigungs- 
mittel menschlicher Bedürfnifje bereichert wird, liegt immer jchon ein 
gewiſſer Fortichritt. Inſoferne ift der Ansicht zuzuftimmen, zum 
Begriffe der Erfindung jei erforderlich, da das Ergebnis der ſchöpferiſchen 
Tätigfeit einen (wmejentlichen, techniichen 2c.) Fortichritt darſtelle (jo 
Seligjohn N. 9, Gierte ©. 863, Robolsti ©. 6, Schanze, Erfin- 
dungen u. Mufter ©. 143 ff., Beiträge S. 14, 55, Hausding, die Erfor- 
derniffe einer patentfähigen Erfindung, i in Slajers Annalen f. Gewerbe u. 
Bauwejen, Bd. 45 ©. 212; a. M. Fehlert R. u. U. IV 67; j. aud) 
Stenglein N. 56.48). Dagegen darf nicht, wie es von den An- 
hängern der erwähnten Anficht mehr oder weniger geichieht, das Nequifit 
des Fortjchrittes dahin verftanden werden, dab das neue Befriedigungs- 
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mittel, wenn früher jchon dasjelbe Bedürfnis in anderer Weiſe be- 
friedigt wurde, unbedingt ein nach irgend einer Nichtung bejjeres, 
(wirfjameres, vollkommeneres, billigeres, leichter zu erhaltendes 2c.) jein 
müjje, wenn auch Vorzüge diejer Art in bejonderem Maße geeignet 
find, eine Neuerung als Erfindung erjcheinen zu laſſen. (Kohler, 
Handb. ©. 122.) Die Brauchbarkeit einer Erfindung kann jehr wohl 
lediglich darin liegen, daß fie die vorhandenen Befriedigungsmittel ver- 
mehrt, aljo bewirkt, daf die Kulturwelt künftig nicht mehr auf die vor- 
handenen Befriedigungsmittel angewiejen ift. Insbeſondere wird das 
Vorhandenfein einer Erfindung nicht dadurch ausgejchloflen, daß das 
neue Mittel gewiſſe Mängel zeigt, joferne nur diefe die Brauchbarfeit 
nicht aufheben, jondern lediglich beeinträchtigen. (RG., Gareis X 253 ff., 
Bolze XIX Nr. 131, ſ. aber auch PMZBL. V 192 und dazu Kohler, 
Handb. ©. 122 Anm. + Sole Mängel können unter Umftänden mit 
der Zeit noch jehr wohl gehoben werden und es wäre ungerecht, wenn 
das Erfinderredht demjenigen verfümmert würde, der eine jchöpferiiche 
‘dee in einer der Vollkommnung noc fähigen Weije verwirklicht hat, 
obwohl vielleicht dasjenige, was etwa zur Hebung gewiſſer Mängel noch 
zu tum ift, gegenüber jeiner Leiftung verjchwindet (Kohler, Handb. 
©. 122, vgl. RG. Gareis IX 60). Natürlid muß in jedem Kalle 
darauf geachtet werden, ob der Mangel eines wirfliden 
Vorzuges der Neuerung nicht mit dem Mangel eines jchöpfe- 
riihen Gedanfens zujammenfällt; dies ift anzunehmen im Falle 
der reinen Nequivalenz (ſ. N. 3,c), d. i. wenn das neue Mittel denjelben 
Zwed in ganz gleicher Weife wie das alte erreicht, aljo nach Feiner 
Nichtung einen eigenartigen techniichen Effekt aufweift und ſich demnach 
nur als eine fonjtruftive Menderung darftellt (RG., Gareis VI 115). 

In der Praris findet fich vielfach das Erfordernis eines weſent— 
lichen Fortichritts in einem Zuſammenhang, welcher erfennen läßt, daß 
damit nicht ein höherer Wert des neuen Befriedigungsmitteld gegen» 
über einem älteren, jondern vielmehr lediglich das Vorhandenjein eines 
Erfindungsgedanfens gemeint ift. (So NG. Bolze IV Nr. 208; RG. 
PB. 1891 ©. 549; Bolze IX Nr. 103, XVII Nr. 121, XX Nr. 119, 
XXI 128, XXIII 139.) 

In einzelnen Entjcheidungen wird nicht der Begriff der Erfindung, 
jondern das Beftehen der gewerblihen Berwertbarfeit von der Feſt— 
jtellung eines „Fortichrittes" abhängig gemacht. (RG. Bolze XV Nr. 106, 
XVI Nr. 110, XIX 123.) Nur vereinzelt iſt zum Begriff der Erfindung 
„ein technijcher Fortichritt gegenüber den früheren Ausführungsformen“ 
ausdrüdlich neben dem Borhandenjein eines Erfindungsgedanfens und 
der Erreichung einer neuen Wirkung verlangt (NG., PBl. 1892 ©. 255, 
Gareis IX 54); es erjcheint aber gerade in Diefem Falle äußerft 
zweifelhaft, was unter dem „techniichen Fortichritt“, der nicht ſchon in 
der „neuen Wirkung“ von jelbjt liegt, zu verftehen ift. In zahlreichen 
Entjcheidungen wird die Annahme einer Erfindung durch den Hinweis 
auf bejondere Vorzüge der betr. Neuerung begründet, ohne daß erſicht— 
lid), daß der erzielte Kortichritt geradezu als unerläfliches Merkmal 
des Begriffes Erfindung angejehen werden wollte (jo 3.8. „beſſere 
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Aunftionierung, größere Sicherheit” — RG., PBl. 1891 ©. 373, Gareis 
IX 177; ähnlih RG., PBl. 1890 ©. 243, Gareis VIII 297 —; „Er- 
jparung” — RG. Bolze XVI Nr. 109 —; „mwejentliche Vereinfachung“ 
— RG. Bolze XVII Nr. 113 —; „licherere Wirkung“ — RG. Bolze 
XXI Wr. 140 —; „größere Einfachheit, bisher nicht erreichte Feftigkeit, 
Elaftizität und Geſchmeidigkeit“ — ebenda Nr. 146 —; „Vereinfachung 
und Zweckmäßigkeit“ — RG. Bolze II Nr. 309; VII Nr. 165, VIII 
Kr. 124, RG., PB. 1894 ©. 143, Gareis X 60 — ; „Vermeidung von 
Zeitverluft“ — NG. Bolze IV Nr. 200 -; „größere Kraftwirkung und 
geringere Abnugung“ — RG. Bolze II Nr.313 — ; „kompendiöje Form 
und damit Erhöhung der Brauchbarkeit” — RG. Bolze VII Nr.152 — ; 
„handliche, bequeme Form, welche die leichtere Aufbewahrung ꝛc. ge- 
ftattet* — ebenda Nr. 164 — ; „Berbilligung, praftiiche und jichere Ein- 
richtung, geringere Empfindlichkeit“ — ebenda X Nr. 161; „twejentlicher 
technischer Fortſchritt“, „augenfälliger gewerblicher Fortſchritt“ — ebenda 
XVII Nr. 118, XIX Nr. 125, 130 -—). -&3 darf hiebei nicht überjehen 
werden, daß es ſich in allen diefen Fällen nicht um die Erfindung wirk— 
lich neuer Stoffe oder völlig neuer Verfahren, jondern durchweg um 
bloße Aenderungen beftehender Einrichtungen handelt, jo daß, wenn 
nicht lediglich Konftruftion angenommen werden jollte, aus der Er- 
ftrebung eines die bisherige Wirkung überragenden Effektes eine jchöpfe- 
riihe Idee hervorleuchten mußte. Alle dieſe zuletzt erwähnten Ent- 
iheidungen liefern daher feinen Beweis dafür, daf die Praris in Fällen, 
in welchen zweifellos ein Ergebnis jchöpferifcher Tätigkeit vorliegt, 
weldyes menſchliche Bedürfniffe in einer bisher unbefannten Weije be- 
friedigt, noch weiter verlangt, daß diejes Berriedigungsmittel die jchon 
vorhandenen an Wert überfeige, diejen gegenüber einen wejentlichen 
Fortſchritt darſtelle. Daß in diefem Sinne das Erfordernis des Fort- 
ſchrittes nicht aufzuftellen ift, wird vom Patentamt und vom Reichs— 
gericht in einzelnen Enticheidungen ausdrüdlich anerfannt (PA., PBl. 
1883 ©. 101, Gareis IV 1: das Patent für ein Berfahren zur Her— 
ftellung einer neuen Seife wurde aufrecht erhalten, wenn auch die Ber- 
wendung diejes Produftes nur eine beichränfte und unvorteilhafte jei — 
j. biezu Schanze, Erfindungen und Mufter ©. 153, welcher dieje Ent- 
iheidung mit Unrecht für unhaltbar erachtet; RG., PBl. 1889 ©. 313, 
Gareis VII 17, wo es heißt: „Der Umftand, da ein beftimmter tech- 
niicher Vorgang bisher auf einem gewifjen Wege bereits erreicht wurde, 
ichließt die Erteilung eines Patents auf andere Mittel zur Erzielung 
des gleichen Effeftes nicht aus. Erforderlich ift nur, daf der neue Weg 
einen Fortjchritt bedeutet, ſei es auch nur injoferne, als er ein neues 
brauchbares Mittel zur Befriedigung wirtichaftlicher Bedürfniſſe bietet.“) 

ce) Ein neues Befriedigungsmittel fann gewonnen werden durch 
Kombination verjchiedener Elemente, deren jedes für fich eine be- 
iondere Aufgabe erfüllt. Es fann dann die Kombination als ſolche 
eine Erfindung daritellen. Dies ſetzt aber voraus, daß die vereinigten 
Elemente zuſammen eine technijche Wirkung hervorbringen, welche nicht 
blog in der Summe der Einzelwirkungen bejteht, jondern als eine 
eigenartige Gejamtwirlung erjcheint, die entweder von den durch die 
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einzelnen Elemente hervorgerufenen Wirkungen weſentlich abweicht oder 
dieje Wirkungen vermehrt, indem ſich die Einzelelemente, um dieſe 
eigenartige Geſamtwirkung zu erzielen, gegenfeitig unterftügen. Die 
einzelnen Elemente, weldhe zur Kombination vereinigt werden, 
fönnen je für fih neue Mittel zur Befriedigung menjchlicher Bedürf- 
nifje fein; es können fih neue und befannte Mittel verbinden; end- 
lich können jämtliche zu einer eigenartigen Gejamtwirfung verbundene 
ge en bereit3 befannt jein (RG., PBl. 1880 ©. 87, 1881 ©.29, 
151, 219, 1889 ©. 209, 1891 ©. 2, Gareis | 33, 11 22, 97, III 26, 
vi 47, 1X 87; RG., Ru. I 174: RG., PMEZR. 1 201, Il 112, 
320, V 286, 288, vi 368; RG. Bolze 11 307 - -310, V 187; DR. 
Colmar PMEZB. 1 304; Kohler, Forſchungen ©. 43 fi, Handb. ©. 142; 
Gierke ©. 867, Stephan-Schmid ©. 5). 

Ueber das Berhältnis des Erfinderrechts in Bezug auf die Kom- 
bination zu den Erfinderrechten, welche etwa in A ae der einzelnen 
Elemente bejtehen, |. N. 5 lit. c, bb zu $4, u. 

dd) Nur von demjenigen, der bereits — * neuerdings er— 
ſinnt, lann man ſagen, er ſei fein Erfinder; dagegen wäre es unrichtig, 
die Erfindertätigkeit auch demjenigen, welcher Etwas zuerſt erſonnen 
hat, bloß deshalb abzuſprechen, weil es, bevor er damit hervortrat, be— 
kannt wurde. Im letzteren Falle liegt eine Erfindung vor; ob ſie aber 
zur Zeit der Anmeldung noch eine neue und damit patentfähige Er- 
findung ift, das ift eine andere frage, die nad) Maßgabe des $ 2 zu 
beurteilen ift (j \ N. 8 zu 8 1). Das Vorhandenjein des Merkmals der 
Erfindung, dat ein bisher unbekanntes Befriedigungsmittel dargeboten 
wird, beurteilt fich aljo nad dem Zeitpunfte der Konzeption der 
Erfindung, nicht nach dem der Anmeldung beim Patentamte (a. M. 
Schanze, Erfindungen und Mufter ©. 342), während die für die Schuß- 
fähigteit noch weiter erforderliche Eigenſchaft der Neuheit, nach welcher 
erſt zu fragen ift, wenn eine Erfindung ee vorliegt, nad) dem 
Beitpunfte der Anmeldung zu beurteilen iſt ($ 2 

5. Unter den Begriff der Erfindung im weiteren Sinn fällt 
auch ein Ergebnis fchöpferiicher Tätigkeit, welches im Gebiete geiftigen 
Wirfens zur Befriedigung menjclicher Bedürfniffe einen neuen Weg 
weit. Dagegen muß für den Begriff der Erfindung im Sinne des 
Patentrechts eine engere Grenze gezogen werden. Es gehört nämlich 
hiezu, wie die ganze Tendenz des Geſetzes und der Zuſammenhang 
ſeiner einzelnen Beſtimmungen erſehen läßt, daß die Befriedigung 
menſchlicher Bedürfniſſe mit Hilfe oder unter Benutzung von Natur— 
kräften erfolgt, alſo das Mittel der Befriedigung im Bereiche der 
Technik liegt. Ergebniſſe geiſtigen Schaffens auf anderen Gebieten, 
z. B. neue Syſteme der Stenographie, der Buchführung, neue Ein- 
richtungen von Adreßbüchern, von Reklame- oder Etikettierungsmethoden, 
ein Signalverfahren, ein neues Unterhaltungsſpiel u. dgl. können wohl 
zu den Erfindungen im weiteren Sinne gerechnet werden (inſoferne 
lautet der Saß bei Kohler, Handb. ©. 111 bei lit. b zu allgemein), 
find aber feine Erfindungen i. ©. des Batentrechts. (PA. in PRZU. 
11 60, IV 251, V 238; vgl. auch die E. des öfterreih. PA. in PRZBI. 
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VII 189; Kohler a.a. D. Anm. **), welcher ji) mit Recht gegen 
die von Schanze, Erfindungen und Mufter ©. 79, 221, 285 und 
Baufe, R. u. U. IV 153 ff. vertretene, übrigens auch vorübergehend 
vom PA, PMZB. IV 121 angenommene Meinung wendet, der 
Grund, warum Geifteserzeugnifje der bezeichneten Art feinen Patent» 
ihuß — liege in Mangel der gewerblichen Verwertbarkeit; 
j. hierüber N. 9 

6. Das Ergebnis der Shöpferiihen Tätigfeit muß das 
Subjeft derjelben befähigen, darzulegen, daß und wie 
Naturfräfte zu dem Erfolge der Befriedigung menjchlicher Be- 
dürfniſſe benugt werden fünnen. Hierin liegt dreierlei: 

a) Die ſchöpferiſche Tätigkeit muß das Subjekt über das gejegte 
Troblem hinaus zur Löfung desjelben, aljo zur Erzielung des beab- 
ſichtigten techniſchen Erfolges geführt haben; 

b) das Subjeft muß fich diejes Erfolges bewußt fein; 

ec) Das Subjeft muß darlegen fönnen, wie diejer Erfolg auch 
von anderen zu erreichen tft. 

Zu a) Oben (R. 3 lit. a, bb) ift bemerft, daß bei einer Erfindung 
der Schwerpunkt auf der Stellung des Problems ruhen kann. 
Immer muß aber die Löjung des Problems, wenn auch mit befannten 
Mitteln, Hinzufommen. Bloße Probleme jind niemals Erfindungen 
(RG., Bolze IV Nr. 213, VIII Nr. 125, XV Nr. 101; Schanze, Er- 
Andungen u. Muſter ©. 4, 42 ff, in R. u. U. III 166, welcher hier von 
Se undh, ©. 100 ber Erfindung ſpricht; Kohler im Arc. f. bürg. N. 

55 nd 

Die fung er Problems muß wirklich gefunden fein; eine 
bloße Hypotheſe genügt nicht (NG., PBl. 1886 ©. 77 ff. Bolze II Nr. 319, 
Gareis V 40 ff.: E. d. bayer. oberften LS. in R. u. U. IV 231; RG. in 
ENZBL. VI 263, 366). Ueber die Frage, ob die Löjung eines technifchen 
Problems nur auf dem Wege des Erperiment3 oder auch durch logiſche 
Schlußfolgerung gefunden werden fönne, j. Shanzea a. O. ©. 47 und 
Beiträge ©. 19, ſowie die dort angeführte Literatur. 

Bei Prüfung der Frage, ob der Erfolg erreichbar, darf nicht 
davon ausgegangen werden, wie die neue Einrichtung in ordnungs- 
widrigem Suftande ji) verhält, jondern es fommt darauf an, ob bei 
ordnungsmäßiger Anwendung das Mittel den Zweck erreicht (PA. 
in PMZBT. V 1%). 

3u b) Das Subjeft der jchöpferijchen Tätigkeit muß den Erfolg 
derjelben an fich und jeinen Zufammenhang mit den gebrauchten Mitteln 
erfennen, nicht bloß vermuten; die Kenntnis muß jo weit reichen, daß 
dad Eubjelt in der Lage ilt, die Mittel und Wege zur Erreihung des 
Erfolges jo darzulegen, daß diejelben wiederholt benützt werden fünnen 
(vgl. lit. c). Dieſe Kenntnis ift in zureihendem Mafe inſolange nicht 
vorhanden, als tatlächlich oder auch nur nach der Anficht des Subjeftes 
der Purcführung jeiner Idee noch Hinderniſſe ſich entgegenſtellen (RG., 
ENZBL VI 368;: Kohler, Handb. ©. 205). Iſt dies nicht der Fall, 
jo genügt es zur Annahme des erforderlichen Bewußtſeins, daß das 
Subjeft den Erfolg ald Wirkung feiner Maßnahmen erkennt, follte es 
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auch der dieſe Wirkung vermittelnden Zwiſchenglieder ſich nicht bewußt 
ſein (Kohler a. a. O. ©. 210), insbeſondere die phyſikaliſche Urſache 
dieſer Wirkung nicht keunen (RGöG., PMSBl. VI 56, 368; Kohler a. a. O. 
S. 206). Auch muß ſich Ai Bewußtfein nicht auf die Möglichkeit des 
Eintrittes von Hindernifjen, die es tatſächlich vermieden hat, erjtreden 
(Kohlera.a.D. ©. 200; vgl. PA. in PMZBI. V 190). Mit dem Ge- 
jagten hängt es zuſammen, daß ein Mangel an dem erforderlichen Be- 
wußtjein auch dann nicht befteht, wenn das Subjelt ein Element für 
neutral hält, aber doch beibehält, von dem ſich dann herausftellt, daß 
es das eigentlich wirkſame ift (RG., Bolze XXIII Nr. 137, 138). 

Soll die durd Zufall gemachte Entdedung, daß eine gewiſſe 
menschliche Tätigkeit eine beſtimmte Naturerſcheinung hervorrief, zur 
Erfindung ſich entwickeln, ſo muß der Entdecker den Zuſammenhang der 
Naturerſcheinung mit feiner Tätigkeit und die Möglichkeit der Wieder- 
holung nachträglich feititellen (ſ. o. N. 3 lit. b; Kohlera. a. D. ©. 203). 

Damit jemand als Erfinder erjcheint, muß gerade der von ihm 
als Wirkung jeiner Maßnahmen erfannte und bei der Patentanmeldung 
oder doch noch vor der Entſcheidung über die Patenterteilung bezeichnete 
Erfolg aud) tatſächlich erreichbar ſein und ſich als ein neues Befriebigunge- 
mittel darjtellen. Hat das Ergebnis jeines geiftigen Schaffens die von 
ihm hervorgehobenen, zur Befriedigung eines menſchlichen Bedürfnifjes 
erforderlichen Eigenjchaften nicht oder ift in Anjehung derjelben das 
erjonnene Mittel ein bereit befanntes, jo fann es die Geltung als 
Erfindung auch dann nicht in Anjpruch nehmen, wenn jpäter andere, 
dem Anmelder nicht bewußte Eigenjchaften daran hervortreten, vermöge 
welcher das Mittel zu einem anderen Zwede brauchbar ift und injoferne 
auch als neues Befriedigungsmittel ericheint (NG., PBl. 1881 ©. 15, 1888 
©. 65, 1893 ©. 687, Gareis II 151, VI 18, X 2, RE. 20 ©. 40, RG. in 
PMZBL. 189, III 69, V 128; Kohler, Handb. ©. 221). Sobald jedoch 
das Subjekt jelbjt die für den Begriff der Erfindung ausreihende Braud)- 
barfeit des von ihm Erjonnenen, alſo den wirklichen Erfolg jeiner Maf- 
nahmen, nachträglich erfannt hat, liegt injoweit wieder eine Erfindung 
vor. Der Anmelder kann Ddieje nachträglic) erlangte Erkenntnis noch 
während des Erteilungsverfahrens dem PBatentamte mitteilen und diejes 
hat eine jolche der Anmeldung erjt nachfolgende Erklärung zu berid- 
jichtigen. (Dies entipricht der Uebung des PBatentamts; j. Ephraim, 
NR u. U. VII 270 gegen Schanze, der in Unterſuchungen ©. 292 dieje 
Uebung des PU. tadelt.) Iſt aber das Patent erteilt, indem die vom 
Anmelder behauptete Brauchbarfeit irrtümlich angenommen wurde, jo 
fann dieſes Patent nicht durch nachträgliche Subftituierung einer an- 
deren, jest erjt erfannten Brauchbarkeit aufrecht erhalten werden. Um 
dieje geltend zu machen, bedarf es einer neuen Anmeldung. 

An dem zum Erfindungsbegriff erforderlichen Bewußtſein von 
der Brauchbarfeit der neuen Maßnahme fehlt es dann nicht, wenn das 
Subjeft nur überhaupt die für den Begriff der Erfindung charakte- 
riftiichen Eigenjchaften der Maßnahme fennt und hervorhebt, follte er 
auch dieje geringer anjichlagen, als die von ihm zunächſt betonten, welche an 
ſich nicht ausreihen würden (RG., PBl. 1890 ©. 5öl, Gareis VIII 40). 
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Liegt einmal eine Erfindung vor, weil objektiv alle Boraus- 
ſetzungen beftehen und der Schöpfer der Neuerung deren Brauchbarfeit 
zur Befriedigung menschlicher Bedürfniſſe erfannt hat, wenn auch nur 
nach einer einzigen Richtung, jo umfaßt dejjen Erfinderredht alle er- 
denflichen Arten der Verwendung des Gegenstandes jeiner Erfindung, 
alſo auch die von ihm nicht erfannten (Kohler, Forihungen ©. 18, 
Handb. ©. 220 F.; in diejem Sinne jcheint auch die Ausführung von 
Robolski S. 23 gemeint zu fein; a. M. Schmid ©. 123; zum Teil 
aM. Wirth, Zeitichr. f. gewerbl. Rechtsſchutz J 53 ff., welcher den Fall 
ausgenommen haben will, daß nur die Entdedung des Erfolges „eine 
ſonſt verdienftloje Konftruftion“ patentfähig gemacht habe; gegen ihn 
wieder Kohler, Handb. ©. 223, welder ©. 222 auh Schanze entgegen- 
tritt, wenn dieſer R. u. U. 1388 ff., nun auch Unterjuchungen ©. 291 ff. 
annimmt, nur der Batentichuß, nicht die Erfindung gehe über das vom 
Erfinder erfannte Rejultat hinaus; ſ. hierüber aud Ephraim, R. u. 
u. VII 267 ff.). 

Zu c) Derjenige, welcher eine Neuerung erjonnen hat, muß dieje 
jo darlegen, daß andere Sadverftändige in der Lage find, fie zu be— 
nügen; er muß aljo den Weg zeigen, auf welchem die Benügung von 
Katurkräften zu dem behaupteten Erfolge führt, jo daß eine wiederholte 
Benutzung mit dem gleichen Erfolge (ohne weitere Erfindung) jedenfalls 
regelmäßig, wenn auch nicht ſtets unbedingt, möglich ift (RG. PBl. 1890 
©. 167 ff., Gareis VIII 112 ff., insbej. ©. 179; RG., Bolze II Nr. 319, 
320, X Nr. 182; PMZBL. IV 23, VI 263, 368. Schanze, Erfindungen 
und Mufter ©. 57, 58 und R. u. U. V 77 drüdt das Erfordernis der 
Wiederholbarfeit mit den Worten aus: „Die Erfindung muß immer 
etwas Ghenerelles fein, fie ift eine Negel des Handelns” und weift treffend 
darauf hin, daß Gegenftand der Erfindung nicht das einzelne körperliche 
Ding tft, welches mittel der Erfindung hergeſtellt worden ift, nicht 
zB. die einzelne Mafchine oder Brücde, die der Erfinder gebaut hat, 
oder etwa der Eiffelturm, jondern nur die generelle Regel, nach welcher 
Sachen diejer Art angefertigt werden fünnen; ähnl. Seligjohn N. 8). 

Die Darlegung der Ausführbarkeit des Problems muß mindejtens 
jo weit gehen, daß es nur mehr der Konſtruktion (j. o. N. 3 lit. e), nicht 
aber etwa noch einer weiteren Erfindung bedarf, um die erjonnene 
Neuerung zu benugen (PA. u. RG., PMZBI. VI 52). Es jchadet aljo 
nichts, wenn dem Techniker noch eine gewilje Aufgabe bleibt, wenn er 
3. B. noch gewiſſe Proben anjtellen muß, um die Neuerung völlig nutzbar 
zu machen, joferne ſich ihm nur hiebei feine Schwierigkeiten entgegen- 
ftellen, deren Bejeitigung ſelbſt erjt wieder eine erfinderiiche Tätigkeit 
erforderte (RG., PMZBL. IV 23; Bolze XX Nr. 120; Schanze, R.u. U. 
II 164. Wenn es in der Enticheidung des RG., Bolze IX Nr. 97 heißt: 
„Handelt e3 fidy um die Aufgabe, ein bereits befanntes Verfahren auf 
maichinellem Wege zu handhaben, jo muß die Majchine einer be- 
fimmten Konftruftion dargeftellt werden; denn eine Majchine zer 
fEoynv läßt ſich nicht bauen,“ jo will damit offenbar nicht mehr gejagt 
jein, als daß die konkrete Majchine derart bejchrieben jein müſſe, daß 
fie von einem Maſchinentechniker jo gefertigt werden fann, wie es für 
Dr. Bh. Allfeld, Kommentar z. d. Geſetzen betr. d. Erfindungsſchutz zc. 2 
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das betreffende jpezielle Verfahren erforderlich ift; daß auch alle dem 
Techniker ohnehin geläufigen Details angegeben werden müſſen, ift in 
der Entiheidung nicht zum Ausdrude gebradt). Die Darlegung der 
Konftruftion jelbjt gehört aljo nicht mehr zur Erfindung. (So aud 
Kohler, Handb. ©. 150, der jedoch für die Patentfähigkeit der 
Erfindung noch weiter verlangt, da die Konftruftion wenigftens er- 
jonnen jei, „weil nicht3 patentiert werden joll, was nicht durch Ber- 
wirflichung jeine Lebenskraft bewiejen hat.“ Allein wenn auch leßteres 
dem Geiſte des Geſetzes entipricht — ausdrüdlidy beftimmt ift es ja 
nirgends — jo dürfte der Beweis der Lebenskraft doch bereits dann 
erbracht jein, wenn Schwierigkeiten, die fich der fonftruftionellen Durch- 
führung entgegenjtellen und etwa nur mit Hilfe eines neuen Erfindungs- 
gedanfens zu löjen wären, fich nicht bemerkbar machen. ft dies micht 
der Fall, jo ift nicht abzujehen, warum die im übrigen vollendete Er- 
findung nicht auch ohne Angabe einer Konftruftion patentiert werden 
jollte. Würden fich jolche Schwierigfeiten jpäter doch ergeben, jo wäre 
damit dargetan, daß die Erfindung nicht perfekt war und das Patent 
wirde ji) dann nach $ 10! zur Vernichtung eignen. — Gleicher An» 
fiht wie Kohler Hartig, Studien ©. 223; dagegen Schanze a.a.D. 
©. 166.) 

Die Darlegung der Ausführbarfeit muß nicht in der Form einer 
jtriften Beweisführung gejchehen. Es genügt, wenn nur die Erreichung 
des behaupteten Effektes nach technischen Gefichtspunfen nicht ausge- 
ichlofjen iſt PA., PBl. 1879 ©. 55, Gareis I 16; Erflär. des Präji- 
denten des PA. im PMZBL. VI 360; RG. ebenda V 192). 

7. Erfindung— Gebraudsmufter. Lebteres iſt ftets ein 
Körper, eine Form im Naume, niemals ein Verfahren, nie ein Stoff 
in Anjehung jeiner Eigenjchaften abgejehen von der räumlichen Form. 
Nach diejen Richtungen ift die Grenze zwiichen Erfindung und Gebrauche- 
mufter eine abjolut fichere; wo feine Raumform in Frage, fann mur 
von Erfindung, nicht von einem Gebrauhsmufter die Nede jein. Aber 
der Erfindungsichuß erftredt fich auch auf körperliche Gegenftände mit 
Rückſicht auf ihre durch Benugung der Naturfräfte erzielte Brauchbar- 
feit fiir menſchliche Bedürfniffe, foferne fie ihre Entjtehung einer jchöp- 
jerifchen Idee verdanken. Hier greifen Erfindung und Gebrauchsmuſter 
ineinander über und der Urheber hat, wenn die Vorausjegungen des 
Schußes nach beiden Seiten gegeben find, die Wahl, welche Art des 
Schutzes er in Anipruch nehmen will. (RGC. 40 ©. 74.) Handelt es 
fich dagegen um eine bloße Formverbeſſerung, nicht um die Benußung 
von Naturfräften zur Erzielung eines neuen techniichen Erfolges, jo 
fann mur der Gebrauchsmuſterſchutz Plat greifen. (RGE. 36 ©. 18, 
R. u. U. 111369, PMZBL. IV 83. Das Nähere j. unten in N. 4 lit.b 
zu $ 1 des Gebrauchsmufterichußgejeges). 

S. Neuheit der Erfindung. Dieje ift eine Vorausſetzung der 
Schußfähigfeit einer Erfindung; ob fie vorhanden, ift alio erſt zu 
prüfen, wenn der Begriff der Erfindung an fich feftiteht (vgl. N. 4 lit. 
c,dd). Das Geſetz hat in $2 die Gründe, twelche"-einer Erfindung die 
Neuheit nehmen, erichöpfend aufgeführt; eine Erfindung ift aljo 
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neu, wenn feiner der in 82 genannten Fälle vorliegt. (So 
die herrichende Meinung; j. insbei. Seligjohn N. 13; Kohler, Handb. 
5.181: Stephban-Shmid ©.8; Schanze, Erfindungen und Muijter 
=. 320 f.; PA., PBl. 1882 ©. 41, Gareis III 65. Nach einer anderen 
Meinung, vertreten u. a. von Gareis ©. 59, Yaband, Staatsr. II 
215, Alexander-Katz, PBl. 1881 ©. 79 foll der $ 2 nur diejenigen 
Gründe hervorheben, welhe immer zur Berneinung der Neuheit 
führen. müffen, ohne die Fälle mangelnder Neuheit zu erichöpfen. A. 
MR. ift auch das RG. in PMZBL. 1187 infoferne, ald es die Anmel— 
dung einer Erfindung beim PA. als ein Moment betrachtet, welches 
der Erfindung die Neuheit nimmt; ſ. dagegen Schanze in Beitichr. f. 
gewerbl. Rechtsſchutz 1895 ©. 206.) Es iſt aber Folgendes wohl zu 
beadhten: Zum Begriff der Erfindung gehört (wie o. N. 4 lit. b dar- 
gelegt), dab das dargebotene Befriedigungsmittel gegenüber den jchon 
vorhandenen Mitteln etwas bisher Unbekanntes, Bejonderes, Eigenar- 
tiges aufweije. Dieſes Merkmal des Begriffs der Erfindung jelbit ijt 
nicht zu verwechſeln mit dem Erfordernis der Neuheit, welche das Ge- 
jes für die patentfähige Erfindung noch außerdem aufftellt. Wenn 
das Gejeg jagt: die Erfindung muß, um jchußfähig zu jein, meu 
jein, jo fann dies doch nur dahin verftanden werden: Wenn auch alle 
Merkmale einer Erfindung vorliegen, joll doch der Schuß nicht gewährt 
werden, joferne die Erfindung jelbft, jo wie jie der Anmelder dar- 
gelegt hat, micht mehr neu, jondern in der näher bezeichneten Weije 
bereits befannt geworden if. Ob aljo die Erfindung als jolde 
ihre Neuheit bewahrt hat, ift ausſchließlich nach $ 2 zu beurteilen; 
ob dagegen das erjonnene Befriedigungsmittel (Gegenjtand oder Ber- 
fahren) zur Zeit der ſchöpferiſchen Tat desjenigen, der fich für einen 
Erfinder bielt, etwas Bejonderes, Eigenartiges war und daher dieſe 
Zat überhaupt als Erfindung bezeichnet werden könne, darüber hat ſich 
das Gejeg nicht ausgeſprochen. In dieſem Sinn jagen auch die Motive 
zu 82 des Pat.Geſ. v. 1877: „Unter welchen Borausjegungen in dem 
von einem Patentjucher angemeldeten Gegenjtand oder Berfahren tat: 
ſächlich etwas Neues zu erbliden ift, läßt ſich durch Gejeß nicht be- 
ftimmen. Die das Batentgejuc, prüfende Behörde hat dies nad) den 
Umſtänden des einzelnen Falles zu beurteilen.“ Liegt aljo einer der 
Gründe des $2 vor, jo fteht dies der Patenterteilung im Wege, auch 
wenn diejer Grund erft nach der Konzeption der Erfindung, aber noch 
vor ihrer Anmeldung eingetreten ift. War aber der Gegenjtand, das 
Berfahren jchon früher, wenn auch in anderer Weiſe befannt geworden, 
jo fonnte eine Erfindung überhaupt nicht mehr entitehen. (mn ähnlicher 
Weile unterjcheidet Kloftermann, Pat. Geſ. S. 123, in Endemanns Handb. 
11 ©. 322; ferner Schanze a. a. O. ©. 327 ff., Beiträge ©. 45 ff., 
welcher das zum Begriff der Erfindung gehörige Merkmal im Gegenjat 
zu dem accefjoriichen Merkmal der Neuheit als „Eigenartigfeit” bezeichnet. 
Die Unterjcheidung des leßteren entbehrt eines genügend bejtimmten 
Kriteriums. Nach feiner Anficht joll die Gigenartigkeit ebenjo wie 
die Neuheit einer Erfindung nocd nachträglich verloren gehen können. 
Aber es läßt fich doch wohl nicht denken, dal; etwas, was einmal Er— 
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findung ift, aufhören könne, Erfindung zu jein, wenn es auch jehr wohl 
möglich tft, daß eine Erfindung ihre Neuheit einbüßt. Wenn aber das 
dem Erfindungsatte nahfolgende Belanntwerden ebenjo der Eigen- 
artigfeit wie der Neuheit Eintrag tun joll, jo ift faum abzujehen, wo— 
durch fich die Fälle, in welchen $ 2 anmendbar, von den anderen unter» 
icheiden. — Scharf unterjcheidet RG. i. PMZB. IV 7 zwiichen Neu- 
heit einerjeits, dem Umſtande anderjeits, dab der Gegenftand der An— 
meldung von den befannten Prozeduren jo wenig abweicht, daß darin 
eine Erfindung nicht erblidt werden kann.) 

Die praktiſche Bedeutung der prinzipiell feftzuhaltenden Unter- 
icheidung zwiſchen Bekanntſein des Befriedigungsmittel3 zur Zeit der 
Konzeption der vermeintlichen Erfindung und mangelnder Neuheit einer 
Erfindung zur Zeit der Anmeldung darf übrigens nicht gar zu hoch ange- 
ichlagen werden. Ein Befriedigungsmittel kann als befannt nur dann gelten, 
wenn nicht nur einzelne es vorher Schon kannten, jondern wenn e8 den betr. 
inländiichen Induftriefreifen, an die fich der Schöpfer des Mittels zunächſt 
wendete, als jolhen befannt war. Dies ift wohl nur dann der Fall, 
wenn das Mittel bereits öffentlich bejchrieben oder offenkundig benutzt 
war, wobei tatfählicy nur eine Benugung in Frage fommen kann, 
welche im Inlande oder doch in jolchen ausländijchen Kreifen ftattfand, 
die mit den inländijchen in unmittelbarer Berührung ftanden. Die 
öffentliche Bejchreibung konnte allerdings auch in einem öffentlichen 
Vortrage erfolgen; auch wird die öffentliche Ausstellung allenfalls noch 
als Mittel des Belanntwerdens in Betracht fommen (jo auch Klojter- 
mann, Bat.Gej. ©. 131). Für die Regel fallen aljo die Gründe, aus 
welchen wegen mangelnder Neuheit des Befriedigungsmittel3 feine Er- 
findung entjtehen Ffann, mit den Gründen, aus welchen die Erfindung 
die Eigenjchaft der Neuheit und damit die Patentfähigfeit verlieren 
fann, zufammen; nur hängt in der erjteren Hinficht die Beurteilung 
ganz von der Erwägung der Umftände des einzelnen Falles ab. (Die 
Bemerkung von Schanze ©. 349, es genüge zur Verneinung des Be- 
griffes Erfindung, wenn andere Dinge gleicher Beichaffenheit irgend- 
wie befannt geworden find, ift alfo nur dann richtig, wenn ſie mit 
obiger Einſchränkung zu verftehen: ift.) 

9. Die Erfindung muß, um den Schuß des Geſetzes beanjpruchen 
zu können, nicht nur meu fein, jondern auch eine gewerbliche Ber: 
wertung gejtatten. 

a) Verwertung ift nichts anderes ald Verwendung, Benugung 
der Erfindung, bedeutet nicht etwa gewinnbringende Nutzung des Wer- 
tes einer Erfindung. Auf den größeren oder geringeren Wert der Er- 
jindung oder ihres Gegenftandes, auf die von der Benutzung zu er: 
wartenden Vorteile, auf die Möglichkeit einer Gewinnziehung kommt 
es nicht an. (PA, PB. 1881 ©. 21, 1883 ©. 101, 1890 ©. 581, Ga- 
veis IIT1, IV 1, VII 2 ff.; PU. i. PRZBE. VII 43; RG. PB. 1893 
©. 149 ff, Gareis X 25 ff, Bolze XXIII Nr. 132; Schanze, Erfin- 
dungen und Mufter ©. 262 ff., Unterfuchungen ©. 421 ff.; Seligjohn 
N. 15; Gareis, Jahrbücher fir Nationalökonomie und Statiftik 3. F. 
Bd. II ©. 113; Komm. ©. 34; Stenglein N. 7; vgl. auch PA. 
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FB. 18% ©. 369, 1891 ©. 173 ff.: Gareis VIII 194 ff. IX 311 ff. Eine 
andere Auffafjung tritt hervor in den Entich. des RG. Bolze II 
Kr. 321, wo die VBerwertbarfeit verneint, weil die Anwendung der Er- 
indung „im Großen“ nicht möglid; PBl. 1890 ©. 581 ff., Gareis VIII 
2f., wo gegen die Verwertbarfeit angeführt, daß die Erfindung für 
das Gewerbe gar „keine Bedeutung” Habe; PBl. 1890 ©. 167 ff., Ga- 
reis VIII 112 ff, wo der Mangel der Verwertbarkeit gefolgert wird 
daraus, dab das Erjtrebte nicht in einer für den Verkehr „nutzbrin— 
genden Weiſe“ erzielt werden könne. Bgl. auh Wagner und Eph- 
raim, Das öſterreich. Pat. Geſ. u. die hem. Induſtrie, 1897, wo ange- 
nommen ift, dab die Worte „Verwertung“ im deutjchen Gef. und „An— 
wendung“ im öjterr. Gej. eine verjchiedene Bedeutung haben. Ebenjo 
Bettelheim ©. 41, Stephan-Shmid ©. 96 ff.) 

Eine Erfindung fann auf die verichiedenjte Weile verwendet 
oder benußt, aljo verwertet werden; zunächjt dadurch, dal; fie als jolche 
veräußert wird (j. $ 6), wozu es übrigens nur dann kommt, wenn der 
Erwerber die Möglichkeit einer Benugung auf einem der anderen Wege 
erwartet, jo daß die Möglichkeit der Veräußerung die einer anderweiten 
Verwertung in ſich jchließt; ferner indem der Gegenftand, Stoff, auf 
defien Hervorbringung die Erfindung gerichtet ift, hergeitellt, veräußert 
oder jonjt (5. B. durch Ausſtellung) verbreitet, ferner zu Gebrauchs» 
zweden benugt wird (wie die Majchine in der Fabrik, das Arbeits- 
geräte beim Aderbau 2c.); endlich indem das Verfahren, weldes den 
Gegenſtand der Erfindung bildet, angewendet wird. In welcher diejer 
Richtungen die Möglichkeit der Verwertung jedenfalls vorliegen muß, 
wird erſt bei Erläuterung des Begriffs „gewerblich“ feitzuftellen jein. 

Würde das Geſetz nur Die Berwertbarfeit der Erfindung über- 
haupt verlangen, jo wäre damit ein neues Erfordernis der patentfähigen 
Erfindung nicht aufgeftellt; denn jchon zum Begriffe der Erfindung 
jelbft gehört einerjeits, daß fie ausführbar ift, d. h. daß die Naturfräfte 
wirtlich zu dem erjtrebten Erfolge benugt werden fünnen, anderjeits, 
dab damit einem Gebrauchsziwede gedient wird (ſ. N. 4 u.6). Der 
Schwerpunkt liegt aljo nicht auf der Berwertbarfeit an ji, jondern 
darauf, dab dieje eine gewerbliche jein muß (ebenjo Schanze, Er— 
nndungen und Mufter ©. 265). 

b) Um eine gewerbliche Verwertbarfeit anzunehmen, ijt zus 
nächſt nicht notwendig, daß jede Berwendungsart, die nad) dem zu a 
Bemerften im Einzelfalle denkbar ijt, auf gewerblichem Gebiete liegt, 
wenn mur in einer Richtung gewerblicdye Berwertbarkfeit anzunehmen 
iſt. Es gibt natürlich zahlloje Gegenftände, deren Gebrauch nicht auf 
einen Gewerbebetrieb beichränft ijt, Sachen, welche dem perjönlichen 
Sebrauche des täglichen Lebens dienen, dem Gebrauch beim Unterricht, 
bei Ausübung einer Kunſt u. dgl. Eine gewerbliche Verwertung ge- 
fatten aber Erfindungen, welche jolhe Dinge zum Gegenjtande haben, 
ganz zweifellos dann, wenn fie im Gewerbebetrieb Hergestellt werden. 
Dies wollte gewiß auch Kohler, Pat.R. Nr. 67 nicht beftreiten, tie 
Shanze, Erfindungen und Muſter ©. 264 annimmt; Kohlers Aus- 
führungen an der cit. Stelle betreffen doc) nur den Umfang des Batent- 
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recht3; daß fich das ausichliegliche Necht, den Gegenftand der Erfindung 
zu gebrauchen, nur auf den gewerbsmäßigen, nicht auf den bloß per- 
jönlichen Gebrauch erjtrede, wollte K. dartun, da nach der früheren 
Faſſung des Geſetzes dieje Frage jehr zweifelhaft war; j. übrigens auch 
Kohler, Handb. ©. 172.) 

Gewerblich ift gleichbedeutend mit „gewerbsmäßig“ in $ 4. 
Unwejentlicy für den Begriff des Gewerbes i. ©. des Patentrechts ift 
(abweichend von der Verwendung des Wortes in anderen Rechtsgebieten) 
der Zweck des Erwerbes, wenn er auch meistens vorhanden jein wird. 
Wejentlich dagegen ift die Abficht öfterer, regelmäßiger Wiederholung 
einer gewifien Tätigkeit und ferner die Richtung auf das Publikum. 
Gewerbliche Verwertung liegt alfo vor, wenn ein Gegenftand (jei 
es auch nur vorübergehend) benußt wird innerhalb einer nicht bloß für 
private Zwede, jondern für die Zwede eines größeren Kreiſes von Per- 
jonen bejtimmten, regelmäßig wiederholten Tätigkeit. (Aehnlich Kohler, 
Hanbdb. ©. 432 ff.; ſ. auch unten N. 6 zu $ 4; vgl. auch Gareis, Komm, 
©. 32; a. M. Seligjohn N. 16, welcher zwar dem Begriffe „gewerbs- 
mäßig“ die hier vertretene weite, dem Begriffe „gewerblich“ aber eine 
engere Bedeutung beimißt und anjchliegend an Hausding, Glajers 
Annalen f. Gewerbe u. Baumwejen Bd. 46 ©. 10, unter dem Gewerbe, auf 
das fich die Verwertung beziehen muß, diejenige Tätigkeit verjteht, welche 
auf die Gewinnung, Bearbeitung oder Verarbeitung von Rohſtoffen ge- 
richtet ift. Nocd enger wird der Begriff „geiverblich” verftanden von 
Yandgraf ©. 2 ff. und namentlich von Schanze, Erfindungen und 
Mufter S. 269, Unterſuchungen ©. 430, 434 ff., Beiträge ©. 59 ff. ; bie- 
nad) joll in dem Worte „gewerblich“ im Gegenjage zu „gewerbsmähig” 
eine Beziehung nicht zur Gewinnung, jondern nur zur Bearbeitung 
und Verarbeitung von Rohftoffen liegen und „gewerbliche Verwertung“ 
nur diejenige Verwendung bedeuten, mit Hilfe welcher die Bearbeitung 
oder Verarbeitung von Rohſtoffen vorgenommen wird; ähnl. PA. i. 
PMZBL IV 121, V 238. Bu einer jolden Einjchränfung des Begriffes 

„gewerblich“ bietet nun aber das Geſetz feinen Anhalt. Das Gejeß 
will den Patentinhaber auf gewerblichem Gebiete ſchützen ($ 4), joweit 
jeine Erfindung eine gewerbliche Verwertung geftattet ($ 1). Daß in 
Anſehung des $ 4 „Gewerbe“ im weiteſten Sinne zu verſiehen iſt, wird 
in der Hauptſache nicht beftritten; es ift aber nicht der mindefte innere 
Grund erjichtlich, warum troß der Wechielbeziehung der alleg. 88 der 
Begriff des Gewerbes hier ein anderer als dort jein joll; die Wahl 
des Adjeltivum „gewerblich“ ftatt „gewerbsmäßig“ zwingt hiezu abjolut 
nicht. Die Bezugnahme Schanzes, Erfindungen und Mufter ©. 269, 
auf das Mufterichußgeieß ift nicht geeignet, einen Beweis für jeine An- 
jicht zu liefern; denn wenn auch dort das Wort „gewerblich“ den be» 
haupteten jpezifiihen Sinn hat, wenn ferner der Berfafjer des Patent— 
gejegentwurfs annahm, der Gegenftand des Mufterichuges jei ebenfalls 
gewerblid; verwertbar und könnte daher ohne die im Entwurf vor- 
geichlagene Ausnahmebejtimmung für patentfähig erachtet werden, jo 
iſt doch damit nicht gejagt, daß nach der Auffaſſung des Verfafjers des 
Entwurfs die gewerbliche Berwertbarfeit einer Erfindung in der Art 
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der Verwertung, wie fie bei Muftern möglich, fih unbedingt erichöpfe; 
legtere fällt doch unter den Begriff der erjteren jicher auch dann, wenn 
diejer der weitere ift, nicht bloß, wenn beide Begriffe ſich decken. Ebenjo- 
wenig dürfte als ftihhhaltig anzufjehen fein, was Schanze ©. 259 gegen 
Kohler, Bat.R. ©. 67 einwendet. Es kann wohl nicht bezweifelt werden, 
dag nach Auffaffung der Motive zum Ge. v. 1877 ©. 21 die Ber- 
wendung eines Arbeitsmittels im landwirtichaftlichen Betriebe u. dgl. 
al$ gewerbliche Verwertung erſcheint. Man wende nicht ein, daß jie 
dies nur um deswillen jei, weil die Arbeitsmittel, auch wenn jie für die 
Urproduftion bejtimmt jind, immer in einem auf Be- und Verarbeitung 
von Kobftoffen gerichteten Gewerbe hergejtellt werden; denn es ijt 
gar nicht ausgeſchloſſen, daß fich der Landmann 3. B. ein Geräte oder 
einen künſtlichen Dünger jelbjt herftellt und daß dieje Sachen Gegen- 
ftand einer Erfindung find, aljo aucd die in der Herftellung liegende 
Ausführung der Erfindung nicht in einem Gewerbe i. e. ©. erfolgt; 
gleihwohl aber wird hier eine gewerbliche Verwertung anzunehmen ſein, 
joferne der Landmann nicht bloß für den eigenen Hausitand produziert, 
vgl. Kohler, Handb. ©. 435. Warum aber nun das Gleiche nicht aud) 
für Arbeitsmethoden gelten joll, deren Anwendung im Gewerbe im 
weiteren Sinne erfolgt, ijt unerfindlic. Es find aljo Verfahren, welche 
in anderen al3 den auf Nohftoff-Bearbeitung und »Berarbeitung ge- 
richtetern Betrieben verwendet werden (wie z. B. ein etwaiges neues 
Verfahren zur Konjervierung des Bieres in Wirtichaften, Verfahren, 
welche bei Transportgewerben u. dgl. Anwendung finden), joferne fie 
überhaupt Erfindungen i. ©. des Patentgejeges find, ebenjowenig vom 
Schutze ausgejchlofien, wie jolche, welche bei der Urproduftion, d. i. Yand- 
wirtichaft, Bergbau, Forftwirtichaft 2c. zur Verwendung fommen (vgl. RG. 
in PMZBl. 1192, ferner die Beijpiele bei Kohler, Pat.R. S. 67: Me- 
thode zur Bertilgung des Coloradofäjers, Mittel gegen die Kräuſel— 
frantfheit der Kartoffeln; jowie die bei Schanze a. a. D. ©. 277 ff. 
angeführten jog. Grenzfälle: Verfahren, um die Rinde der Ktorfeiche 
ohne Kruften und Spalten zu gewinnen, die Reblaus zu vertilgen, die 
Fruchtbarkeit des Bodens zu erhöhen, das Wachſen der Weinreben zu 
beichleunigen u. dgl.). Ferner müßten auch etwaige Erfindungen, Die 
ein Berfahren zum Gegenjtande haben, welches jeine Wirkung unmittelbar 
auf Menjchen oder auf Tiere äußert, joweit die Anwendung für Zwecke 
weiterer Kreiſe gedadht ijt, als gewerblich verwertbar angejehen werden, 
jo 3.8. ein Verfahren zur Desinfektion oder Bentilation in Räumen, 
in welchen Bublitum verfehrt oder von Biehftällen, ein Verfahren zur 
Narkfotifierung von Kranken, ein Verfahren zur Hebung der Nährkraft 
von Biehfutter u. dgl. 

e) Wenn die Erfindung nur eine gewerbliche Verwertung ge- 
itattet, d. h. eine jolhe als möglich, nicht als ausgeichlojien erſcheint, 
genügt es jchon; der Nachweis, daß fie ficher erreicht wird, ift nicht 
erforderlich (PA., PBl. 1881 ©. 115, 211, Gareis II 6, III 1). 

d) Da die gewerbliche Verwertung nicht ein Begriffsmerfmal 
der Erfindung, jondern eine akzejjoriiche Eigenjchaft ift, muß fie, Damit 
Schusfähigfeit anzunehmen ift, nur objektiv vorhanden fein. Nicht 


24 I. Batentgejeß. $1. 


erforderlich ift aljo, daß * 9* das Bewußtſein des Erfinders darauf 
erſtreckt Kohler, Handb. S 

10. Wer eine — verwertbare Erfindung gemacht hat, 
dem ſteht, inſolange die Erfindung ihre Neuheit noch nicht verloren 
* Erfinderrecht zu, welches mit der Vollendung der Erfindung 
entſteht. 

a) Dieſes Recht äußert ſich zunächſt nicht in der Befugnis zur 
Ausſchließung anderer vom Gebrauch der Erfindung; hiezu bedarf es 
erſt des Patenterwerbes (N. 11). Aber es hat dieſes inſoferne noch 
unvollkommene Recht doch eine weittragende Bedeutung. Es bildet 
vor allem die materielle Grundlage für das formelle Recht, das an die 
Batenterteilung fi) anfnüpft. Letztere erfolgt überhaupt nicht oder das 
Patent wird für nichtig erklärt, wenn fein Erfinderrecht befteht, jei es, 
daß gar feine Erfindung vorliegt, jei es, daß dieſe nicht gewerblich 
verwertbar oder nicht mehr neu ıft (vgl. 88 3, 10 Nr.1). Das Erfinder- 
recht äußert fich ferner darin, daß nur eben der Erfinder durch Anınel- 
dung ein Patent mit Nechtswirfjamfeit erwerben kann und daß der 
aus der Erfindung entjipringende Anſpruch auf Erteilung des Patents 
übertragbar iſt ($ 6). Freilich wird das Patent dem erjten Anmelder 
erteilt (8 3 Abi. 1) und Ddiefer muß nicht notwendig der Erfindungs- 
berechtigte (Erfinder oder dejien Rechtsnachfolger) fein. Allein das 
Geſetz denft nicht daran, damit jeden beliebigen Anmelder mit dem 
Anſpruch auf Patenterteilung auszuftatten. Es geht von der Ver— 
mutung aus, daß derjenige, welcher bei der Anmeldung die Erfindung 
in der erforderlichen Weile darzulegen vermag (j. o. N. 6 lit. ce), jelbit 
der Berechtigte jei und will dem Patentamte die jchwierige Prüfung 
der Frage nach dem wahren Erfindungsberedhtigten erjparen. Zeigt 
es fich aber, daß der Anmelder dem Berechtigten die Erfindung ent- 
wendet hat, jo wird auf Einjpruch des leßteren der Patentanjpruch 
zurüdgewiejen bezw. auf Klage des Verlegten das bereits erteilte Batent 
vernichtet ($$ 3 Abi. 2, 10 Nr. 3, 28 Abi. 2). Allerdings jept die An— 
wendung auch diejer Beitimmungen nicht den Nachweis voraus, daß 
der den Einſpruch Erhebende der Erfindungsberechtigte jei, jondern 
nur, daß er vor dem Anmelder im Beſitze der Erfindung war und 
daß er diejen Bejig auf den Anmelder nicht übertragen hat. Allein 
es wird zu den jeltenjten Ausnahmen gehören, daß der Beſitz der Er- 
findung mit dem, Nechte auf Ddiejelbe nicht verbunden iſt. Für Die 
Negel bildet die Tatjache des Belites der Erfindung das einzig greif- 
bare Moment, aus welchem auf die Perſon des Erfindungsberechtigten 
geichlojfen werden kann, der Bejig begründet geradezu eine Bermutung 
dafür, daß der Beliger der Berechtigte jei und der Gejeßgeber behandelt 
daher, injomweit nicht etwa ein Dritter auf Grund des $ 3 Abi. 2 noch 
ältere Beligrechte geltend machen fann, den einjprechenden Beliger als 
den Erfindungsberechtigten. Daß dieje Fiktion ausnahmsweije mit der 
wahren Sachlage im Widerfpruche jtehen fann, ändert an der Tatjache 
nichts, daß das Geſetz das Erfinderrecht und nicht den bloß faktischen 
Beiig ſchützen wollte. (Näheres j. bei $ 3 Abi. 2.) Mit dem Einipruchs- 
rechte des Erfindungsberedhtigten hängt es zujammen, daß diejer das 
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Patent für fich beanjpruchen, daß er ferner Schadenserjag jomie Ueber— 
tragung des von dem wichtberechtigten Anmelder bereits erworbenen 
Patents verlangen Tann (j. N. 18 zu $3). Endlich zeigt ji) das Er- 
inderrecht noch darin, daß der Erfinder gegen denjenigen, welcher die 
Erfindung unbefugt veröffentlicht und damit entwertet, unter Umftänden 
Schadenserſatz beanſpruchen kann (ſ. N. 10 zu $ 2). In diefer Hinficht 
genießt das Erfinderrecdht jogar ftrafrechtlihen Schuß (ſ. $ 9 des Gejekes 
zur Belämpfung des unlauteren Wettbewerbs vom 27. Mai 1896). 

Das Erfinderrecht ift, wie das Urheberrecht, ein einheitliches 
Recht (a. M. Hauptjählih Kohler, Handb. ©. 248 ff., welcher ein In— 
dipidualreht auf Wahrung des Geheimniſſes der Erfindung und ein 
Erfinderreht — IJmmaterialgüterreht — untericheidet). Es iſt fein 
reines Vermögensrecht (a.M. u.a. Kloftermann in Endemanns Handb. 
d. HR. 11308 ff.), vielmehr das in der Berjon wurzelnde durd 
die Tatjache der Erfindung zur Entjtehung fommende aus- 
ſchließliche Recht des Schöpfers einer Erfindung, über deren 
Nundgabe an andere und gewerblide Verwertung zu be- 
timmen. Das Erfinderreht hat aljo eine perjönliche und eine ver- 
mögensrechtliche Seite und ift demgemäß, wie das Urheberrecht, ein 
Recht befonderer Art (vgl. meinen Kommentar zum Gejeg vom 
19. Juni 1901 betr. das Urheberreht an Werfen der Literatur und der 
Tonkunſt ©. 23ff.). Die vermögensrechtliche Seite nimmt, jobald das 
Erfinderreht zum Patentrechte entwidelt ift (j. N. 11), überwiegende 
Bedeutung an. (So namentlich auch Gierke ©. 854ff. Im übrigen 
anerfennen ein ſchon durch den Schöpfungsaft entjtehendes Erfinderrecht 
u.a.: Robolsfi ©. 48, Piloty in Hirths Annalen Bd. 30 ©. 409 ff.; 
Kohler, Handb. ©. 248ff., 261 ff., 301 Ff., 349; Bettelheim ©. 69 ff; 
nunmehr auch Seligjohn N.4u.5 zu $3 — anders in der 1. Auf- 
lage: RGC. Bd. 29 ©. 49, Bd. 37 S. 41; RG., PMZBL. II 115, VI174; 
RGStr. Bd. 28 ©. 27; ſ. auch die Eitate bei Kohler a.a.D. ©. 266 
Anm. **). Gegen die Annahme eines Erfinderreht3 u. a. Dern- 
burg, preuß. Priv.R. 2. Aufl. 11959, Reuling, R. u. U. VI 11.) 

b) Wenn mehrere PBerjonen fi (ausdrüdlid; oder jtill- 
Ihweigend) zu gemeinjchaftlicher ſchöpferiſcher Tätigkeit vereinigen und 
das Ergebnis diejer Tätigfeit eine Erfindung ift, oder wenn mehrere 
Perſonen unabhängig voneinander tätig find, nachher aber die ſich 
zufällig ergänzenden Rejultate ihrer Arbeit zu einem Ganzen zujanımen- 
fügen, welches die Merkmale einer Erfindung an fid) trägt, jo erwerben 
fie zujam men ein Miterfinderrecht (3. B. der Entdeder einer Natur- 
frafterijheinung verbindet jich mit einem Technifer, der die Konſtruktion 
erjinnt, vgl. N. 3 lit. b,aa, 0. ©.5, Kohler, Handb. S.245 ff.). Die Mit- 
erfinder jtehen in einer Gemeinjchaft gem. BGB. SS 741 ff. (Vgl. die 
Ausführungen in meinem Kommentar zum Gej. betr. d. Urheberrecht 
vom 19. Juni 1901, N. 3 zu $ 6 ©. 77 ff. — In der Theorie war früher 
die Anſchauung Herrichend, daß mehrere Miterfinder in einen Gemein- 
ihaftsverhältnifie zur gejamten Hand jtehen; jo namentlih Gierke 
S. 869. Das Batentgejeg enthält über das Verhältnis der Miterfinder 
teine Beftimmung. Es ijt aljo das allgemeine bürgerliche Necht anzu— 
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wenden. Die 8$ 7425. BGB. beanipruchen gem. $ 741 daſelbſt Gel- 
tung in jedem alle, jofern jich nicht aus dem Gejeh ein anderes er- 
gibt, aljo auch in dem vorliegenden, gejeglich nicht beionders geregelten 


alle.) 

e) Während das Geichmadsmuftergeieg in $ 2 bejtimmt, daß 
al3 Urheber eines in einer inländijchen nltalt von einem dort Be— 
ichäftigten im Auftrage oder für Rechnung des Eigentümers angefer- 
tigten Mufters oder Modells der Anftaltseigentümer gelte, wenn durd) 
Vertrag nichts anderes bejtimmt ift, enthält das Patentgejeß eine ſolche 
Beitimmung nicht. Es darf daher auch nicht angenommen werden, dab 
aus der Erfindertätigleit des Beamten, Tehnifers, Arbeiter 
oder jonftigen Angejtellten eines gewerbliden Etablijje- 
ments ohne weiteres ein Erfinderrecht des Prinzipals erwachſe. Biel- 
mehr entjteht auch hier das Erfinderrecht in der Perjon des wirklichen 
Urheber der Erfindung. Eine andere frage ift aber die, ob, wenn die 
Erfindung in den Kreis der dem Angeſtellten obliegenden Arbeiten 
fällt, es erft einer ausdrüdlichen Uebertragung des Erfinderrehts auf 
den Prinzipal bedarf, damit diejer die Frucht der in jeinem gewerb- 
lihen Intereſſe entwidelten Tätigkeit genießen könne. Dieje *rage ift, 
wie folgt, zu beantworten: Wird eine Erfindung von dem An "ellten 
einer gewerblichen Anftalt gemacht, jo geht ohne bejondere:r _ ber- 
tragungsaft das Erfinderredht jofort mit Vollendu.g der 
Erfindung auf den Eigentümer der Anftalt dann über, wenn 
entweder «) dies von vornherein (beim Dienjtantritte oder jpäter) für 
alle Fälle vereinbart ift oder 3) die zur Erfindung führende Tätigfeit 
in den Rahmen der Aufgabe Fällt, die der Angeftellte übernommen hat, 
alſo einen Teil der phyſiſchen und geiftigen Arbeitsleiftung bildet, die 
er dem Unternehmer zur Berfügung gejtellt hat, oder endlich y) wenn 
der Angejtellte von dem Prinzipal in dem jpeziellen Falle beauftragt 
war, eine auf die Erfindung abzielende Tätigkeit im Intereſſe der An- 
ſtalt zu entwideln. In dem legteren Falle (zu 7) ift ohne weiteres 
far, daß es nicht darauf anfommt, wann und wo der Angejtellte die 
Erfindung macht. Aber auch in den anderen Fällen ift es ohne Ein- 
fluß, wenn etwa die erfinderiiche Tätigkeit außerhalb der Geſchäfts— 
räume oder außer den Dienftjtunden vor ſich geht. Selbſtverſtändlich 
ift e3 bei vertragsmäßiger Negelung der Frage (zu «) Sache der Aus- 
legung, ob jede von dem Angeltellten gemachte Erfindung dem Geſchäfts— 
herren zufallen joll oder ob der Uebergang des Erfinderrechts beichränft 
jein joll auf den Produftionszweig der Fabrik; im Zweifel ift leßteres 
anzunehmen. Soweit das dem Angeftellten zugewiejene Tätigfeitsgebiet 
entjcheiden joll (zu 3), ergibt ſich von jelbit, daß der Uebergang des 
Erfinderreht3 auf den PBrinzipal dann nicht ohne weiteres ftattfindet, 
wenn die Erfindung außerhalb des Produktionszweiges der Anſtalt 
liegt, 3. B. der Technifer einer Anilinfabrif Verbeſſerungen an Yahr- 
rädern erfindet; ebenjo aud dann nicht, wenn zwar die Erfindung in 
das Trabrifationsgebiet der Anjtalt fällt, aber die Stellung des Be- 
dienjteten eine Tätigfeit von der Art, wie die Erfindung fie erfordert, 
nicht mit ſich bringt, 3. B. wenn der Najlier oder der Magaziıt- 


Uebergang des Erfinderrecht3 auf den Geichäftsherrn ꝛc. 27 


verwalter oder der Reiſende der Anftalt eine Erfindung macht (vgl. 
OLG. zu N. im BB. 1889 ©. 117, Gareis VII 118; PA. in PMZBL. 
IV 140). Soferne nicht eine der unter «—y angeführtenBorausjegungen 
vorliegt, geht das Erfinderreht von dem Angeftellten auf den Brinzipal 
ohne bejonderen Uebertragungsaft nicht über; auch dann nicht, wenn 
etwa der Prinzipal allgemein an die Bedienfteten der Anjtalt die An- 
regung zu erjinderijcher Tätigkeit in einer beftimmten Richtung ergehen 
lie und damit die Ausjeßung eines Preijes verband, ebenjo dann nicht, 
wenn der Angeftellte zu jeiner jchöpferiichen Tätigkeit Material oder 
auch Berjonal des Dienftherrn verwendete, in welcher Richtung ihn 
nur die Berpflihtung zum Schadenserjaß trifft (RG., PBl. 1889 ©. 117, 
Gareis VII 118; RG. PMZBL. TV 142). 

Was von den Angeftellten einer gewerblichen Anftalt gilt, iſt 
entiprechend anzuwenden auf den Gejellichafter, welcher eine dem 
Produktionsgebiete der Gejellichaft angehörende Erfindung madt; das 
Recht an derjelben geht von ſelbſt auf die GSejellichaft über, zu deren 
Bermögen es dann gehört. Nur kann hier an der Unterjcheidung je 
nad der Art der dem Gejellidhafter obliegenden Tätigfeit nicht feſt— 
gehalten werden; man muß vielmehr (mit Seligjohn N. 25 zu $ 3) 
annehmen, daß der Gejellichafter über die Grenzen jeiner vertrags- 
mäßigen Tätigfeit hinaus feine ganze PBerjon in den Dienft des ge- 
meinjamen Unternehmens zu ftellen hat. Wenn aljo der nur mit fauf- 
männiſchen Arbeiten betraute Teilhaber einer Fabrik eine auf den 
Betriebszwed derjelben bezügliche Erfindung macht, jo hat nicht er 
allein das Erfinderredyt, diejes geht vielmehr von ſelbſt auf die Gejell- 
ichaft über. 

Bezüglih der Beamten und Bedienjteten des Staates 
gilt, wenn der Staat der Unternehmer ift, das oben für die im Ge- 
mwerbetrieb Angeftellten Gejagte; unter den zu «—y genannten Bor- 
ausjegungen geht aljo das Erfinderreht von dem Beamten 2c., der die 
Erfindung gemadt hat, jofort von jelbit auf den Staat über. Hievon 
abgeiehen fann von einem Uebergange des Erfinderrehht3 von Beamten 
auf den Staat ohne ausdrüdliche Uebertragung nicht die Nede fein, 
jelbft wenn der Beamte die Erfindung in den Räumen feiner amtlichen 
Tätigkeit und vielleicht auch unter Verwendung von ftaatlihem Material, 
etwa gelegentlich der Forſchungen macht, zu denen er fich durch feine 
Aufgabe als Lehrer veranlaßt fieht. Wer aljo z. B als jtaatlih an- 
geftellter Brofeffor der Chemie, der Pharmakologie oder der Phyſik eine 
Erfindung macht, ijt jelbft der Erfindungsberechtigte und bleibt es, jo- 
lange er jein Recht nicht freiwillig überträgt. 

(Die vorftehenden Grundjäge finden ſich im wejentlichen ver- 
treten: PA., PB. 1879 ©. 231, Gareis I 195 — in diefer Entichei- 
dung ift zu Gunften des Angeftellten eine Ausnahme gemacht für Er- 
findungen außerhalb der Dienftzeit und der Pienfträume, welche jpäter 
vom BA. nicht jejtgehalten wurde —; PU., PBl. 1880 ©. 97, 1883 
. 189, Gareis I 359, IV 83; RG., PBl. 1883 ©. 465, 1887 ©. 53, 1889 
. 117, Gareis 1V 89, V1 127, VII 118; PA. u. RG, PMZBL TV 140 u, 
R.u U. 111269 Nr. 5; RGEStr. Bd. 32 ©. 216; RG. PMZBL. VI 337, 
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338; Gierfe ©. 870; Seligjohn, N. 23—25; Kohler, Pat.R. ©. 58, 
Handb. ©. 234, welcher Stellvertretung in der Erfindertätigfeit und da- 
mit originäres, nicht abgeleitetes Erfinderrecht des Dienjtherrn annimmt; 
gegen Kohler j. Klöppel bei Gruchot Bd. 34 ©. 19; gegen diejen 
wiederum Kohler im Arch. f. civ. Brar. Bd. 82 ©. 213; wie Kohler 
aud; Bettelheim ©. 55 ff.; vgl. ferner Dambach ©. 14, welcher be- 
"züglic) der Beamten ein wmeitergehendes Recht des Staates vertritt; 
Gareis, der in Komm. ©. 75 und in der Schrift „Ueber das Erfinderrecht 
von Beamten, Angeftellten und Arbeitern” das Recht des Arbeitgebers 
mehr einjchränfen will; Kloftermann in Endemanns Handb. 11 327, 
Neuling. Die Anrechte der Auftraggeber und Dienftherrn an den 
Erfindungen ihrer Angejftellten, 1892, Biberfeld, Der Anſpruch des 
Staates auf die Erfindungen jeiner Angeftellten, R. u. U. III 186, 
Damme, Die Beteiligung des Fiskus an der Verwertung der von 
ſtaatlich angeftellten Gelehrten gemachten Erfindungen, Deutjche Juriften- 
zeitung III 399.) 

Schließlich ift Hier noch zu erwähnen, daß, wer im Auftrage 
und Interejje eines anderen, ohne zu dieſem in einem Dienit- 
verhältniffe zu jtehen, eine Tätigfeit vornimmt, deren Ergebnis eine 
Erfindung ift, gleich einem Angejtellten zu behandeln ift; d. 5. das 
Erfinderreht geht ohne weiteres von ihm auf den Auftraggeber über 
(PAU., PB. 1883 ©. 465, Gareis IV 89). 

11. Soll das Erfinderreht (ſ. N. 10) ein vollfommenes, alſo 
mit dem vollen Schuße des Geſetzes ausgeftattetes fein, jo muß für die 
Erfindung ein Patent erteilt jein. Ueber den Anhalt des Rechtes 
aus der Patenterteilung j. $ 4. Die Behörde, welche über die Erteilung 
des Patents zu enticheiden hat, das Patentamt (j. $$ 13 ff.), muß, wenn 
die Vorausjegungen gegeben find, das Patent erteilen; von Zwedmäßig- 
feitserwägungen fann die Batenterteilung nicht abhängig gemacht werden. 
Bl. Damme in R. u. U. III 264, Schanze im Ardı. f. öffentl. Recht 

d. 9 ©. 176 ff, Seligjohn N. 2, welche zutreffend in der Erteilung 
des Patents einen Rechtsakt erbliden, während Yaband, StR. II 234 
u. Meyer, Verwaltungsrecht 1417 fie als einen Berwaltungsaft anjehen ; 
vgl. auch Pilotya.a.D.). 

Wenn auch die Patenterteilung ein Erfinderrecht vorausjegt, dem 
jie nur die volle Kraft verleiht, jo läßt jich doch nicht jagen, daß fie 
lediglich deflarative Wirkung habe. Deflarativ wirft jie nur injoferne, 
als fie fejtitellt, daß ein Erfinderrecht beftehe und daß diejes dem An- 
melder zuftehe. Dieje Feititellung Hat zur Grundlage die Priorität der 
Anmeldung jeitens dieſer beftimmten PBerfon und den Mangel eines 
Einſpruchs des wirklich Berechtigten ($ 3 Abi. 1 u. 2). Sie kann jid) 
jpäter als unrichtig erweiſen — objeftiv oder jubjeftiv (vgl. $ 10). 
Mit diejer Feititellung verbindet jich aber eine rechtsbegründende (fon- 
ftitutive) Wirkung der Patenterteilung, injoferne dieje erjt dem Erfinder 
das Recht der Ausichliefung anderer von der Benugung der Erfindung 
verleiht, das Erfinderrecht aljo in diejer Hinficht weſentlich verjtärkt. 
(Aehnlih Gierke ©. 857. Kohler, Handb. S. 308 nimmt au, die 
Batenterteilung jei fomftitutiv im jubjeftiver, vechtsergänzend in ob- 
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jeftiver Hinficht. Er will damit zum Ausdrude bringen, daß durch 
die Batenterteilung auch derjenige ein Recht erlangen kann, dem fein 
Erfinderrecht zufteht, der lediglich die Erfindung eines anderen zur An— 
meldung gebradıt hat. Allein dies ift nicht der Intention des Geſetzes 
entſprechend, die es mit der Watenterteilung verbindet. Lebtere joll 
auf Grund der für den Anmelder jprechenden Vermutung deſſen Er- 
iinderrecht fonfirmieren; es ift nur etwas YZufälliges, nicht vom Geſetz 
Gewolltes, eine nicht zu vermeidende Unvollfommenheit des Patent- 
weiens, wenn ein Nichtberedhtigter das Patent erhält.) 

Zu unterjheiden find Hauptpatente, Bujagpatente (Ber- 
befierungspatente j. $ 7) und Abhängigfeitspatente (N. 7 zu $ 3). 


Zu Abſatz II. 

12. Ausgeſchloſſen vom Patentihuge find A. Erfindungen, 
deren Berwertung den Gejegen oder guten Sitten zuwider» 
laufen würde. 

a) Die Verwertung — nicht jede mögliche, denfbare, jondern 
die beſtimmungsmäßige, fei es, daß die gejeß- oder ſittenwidrige 
Beftimmung ausdrüdlid angegeben oder aus den Umftänden zu ent» 
nehmen ift. Patentfähig kann alfo 3. B. fein eine Waffe, ein Spreng- 
ſtoöff u. dgl., obwohl mit joldyen Mitteln Verbrechen begangen werden 
fönnen, da anderjeits jehr wohl auc erlaubte Zwecke damit verfolgt 
werden können. Doc) ift eine der Patentierung im Wege ftehende Be- 
ftimmung des Erfindungsgegenftandes aud dann anzunehmen, wenn 
die verwerfliche Art der Verwertung nicht die ausſchließlich, vielleicht 
nicht einmal die in erfter Linie vom Anmelder hervorgehobene iſt, 
jedoch die Anmeldung entnehmen läßt, dat der Erfinder dieje Art der 
Berwertung ebenfall® anftrebt. Ferner muß die zu verwerfende Ver- 
wertung nicht der Endzwed für den Gebrauch der Erfindung jein; 
diefer fann ein löblicher oder doch erlaubter fein; wenn er aber nur 
auf einem Wege zu erreichen ift, der den guten Sitten oder den Ge— 
jegen zuwider ift, fann die Erfindung nicht patentiert werden. Ver— 
bindet ſich aljo z. B. mit der Verwertung einer Erfindung zu völlig 
erlaubten Gebrauchszweden, wie Heizung, Beleuchtung u. dgl., voraus— 
fichtlich eine Gejundheitsftörung, jo läuft die Verwertung troß ihres un— 
bedenflichen Endzweckes den Gejegen zumider (vgl. Kohler, Handb. ©. 131). 

b) Gejegwidrige Verwertung. Welchem Gebiete das betr. 
Geſetz angehört, ift gleichgültig. Hauptjächlich kommen Gejeße zum 
Schuße privater Güter in Betradht, wie Leben, Gejundheit, Vermögen 2c. 
(Richt patentfähig wäre aljo 3.8. die Erfindung einer neuen Duell- 
warte, ebenjo die einer Schugvorrichtung bei Menjuren, wenn man mit 
dem RG. troß jolher Vorrichtungen den Zweikampf mit geichliffenen 
Schlägern als einen Zw. mit tödlichen Waffen betrachtet; nicht paten- 
tierbar ein Mittel, um Kunftbutter der Naturbutter täufchend ähnlich 
zu machen.) Aber aud gegen Geſetze zum Schutze allgemeiner Güter 
fönnte unter Umftänden die beftimmungsmäßige Verwertung einer Er- 
Andung verftoßen (3. B. eine auf Verfälſchung des Wahlergebnijjes ab- 
zielende Mechanik an der Wahlurne u. dgl.). 


—— 
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e) Sittenwidrige Verwertung. Gegen die guten Sitten ver— 
ſtößt die Verwendung einer Erfindung nicht nur dann, wenn ſie ge» 
radezu unmoraliſch iſt (wie 3.8. Mittel zur Erregung oder Befriedi- 
gung der Wolluft, zur Berhinderung der Empfängnis von Frauens— 
perjonen), jondern aud dann, wenn fie nach der herrichenden Anficht, 
aljo nicht bloß nach der Anficht einer oder der anderen Bevölferungs- 
gruppe dem äußeren Anftand zumiderläuft, wobei auch joziale, poli- 
tijche, veligiöfe u. dgl. Nüdfichten in Betracht fommen (Gareis, Komm. 
©. 39; gegen gute Sitte ift 3.8. auch die Beförderung des Hazardipiels, 
Kohler, Handb. ©. 131). 

13. Weiter find vom Patentſchutze ausgeſchloſſen B. Erfin- 
dungen von Nahrungs-, Genuß- und Arzneimitteln, joweit fie 
Stoff-, nicht Berfahrenserfindungen find (ſ. N. 15). Wis Gründe 
für dieſe Ausnahme werden (von den. Motiven zum Geſ. v. 1877 
S. 17) zwei angeführt: einmal die Rüdjicht auf die Volkswohlfahrt, 
weiche es verbieten fol, durch Erteilung eines Vorrechts auf die 
Verwertung des Mittel an den Erfinder die Zugänglichkeit des Gegen- 
ftandes zu erichweren oder den Preis desjelben zu fteigern; dann das 
Beltchen der Gefahr, daß der gejegliche Schu mit marftjchreieriichen 
Mitteln unter rreleitung der Bevölkerung zu eigennüßigen Yweden 
mißbraucht werden würde (gegen die Stichhaltigkeit diefer Gründe Koh— 
ler, Handb. ©. 173). 

Zu den drei Kategorien ift zu bemerfen, daß nur jolche Mittel 
dem Erfindungsichuße entzogen find, die für Menichen dienen jollen, 


* nicht für Tiere. (Kohler, Handb. ©. 173; a.M. u. a. Stenglein 
N. 10; bezüglich der Arzneimittel a. M. Kohler, Pat.R. ©. 72, Selig- 


john N. 23; die neuere Anficht Kohlers ift die richtigere des ab, weil 
die enge Zuſammenfaſſung der drei Arten von Mitteln die nnahme, 
daß bei den Arzneimitteln an eine andere Verwendung als bei den 
anderen gedacht jei, nicht zuläßt.) 

a) Nahrungsmittel find alle zur Ernährung des menjchlichen 
Körpers dienenden Gegenftände, Genußmittel ſolche Gegenjtände, 
welche zum Zmwede der Erregung von Wohlbehagen dem Körper zuge- 
führt und hierdurch verbraucht werden (vgl. R&Str. 1 ©. 223; 4 ©. 72; 
5 ©. 289: ROR. 6 ©. 488). Die Grenze zwiichen beiden ift nicht immer 
icharf zu ziehen, da 3.8. bei manchen Getränfen die Unterordnung 
unter beide tategorien möglich ift. Tür die Auslegung der vorwürfigen 
Beltimmung iſt dieſe Unterfcheidung bedeutungslos. Um jo wichtiger 
aber iſt die Ausjcheidung joldyer Mittel, welche, wenn auch verbraucht, 
doch nicht im eigentlichen Sinne genoſſen, d. ti. in den Körper durch 
defien Organe aufgenommen, jondern in anderer Weife dazu benüßt 
werden, das körperliche Wohlbefinden zu erhöhen, wie 3. B. Seife, Ruder, 
Haarpomade u. dgl. (j. aber N. 14). Gleichgültig N für den Begriff 
des Genußmittels, durch welches Organ die Aufnahme erfolgt, jo daß 
auch jolche Mittel darunter fallen, bei welchen, wie 3. B. wohlriechende 
Eſſenzen, die Zuführung durch den Geruchlinn erfolgt (ebenjo Selig- 
john 9.21, Kohler, Handb. ©. 173; a.M. Dambach und Gareis) 
Als Genußmittel erjcheinen insbefondere aud Zigarren, Tabaf. 
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b) Arzneimittel find alle Mittel, welche, um dem Heilzwecke 
direft oder indirekt zu dienen, in oder an dem menjchlichen Körper an— 
gewendet und hierdurch verbraucht werden. Die innerliche Anwendung 
fann durch Zuführung jeder Art geichehen, aljo auch durch Einjprikung, 
Einatmung: die äuferliche durch Einreiben, Einpinjeln, Einlegen in 
den Zahn, in das Ohr ꝛc. Die Anwendung muß mit einem Berbrauc, 
nicht mit bloßer Abnützung des Mittel3 verbunden jein, jo daß 3. B. 
Bandagen, Elektrifierapparate, hirurgiiche Inſtrumente, aber aud) Ver— 
bandjtoffe nicht hierher gehören. In oder am Körper muß die An- 
wendung erfolgen; eine bloße mittelbare Wirkung auf den Körper ge- 
nügt nicht, jo daß 3. B. Mittel zur Desinfektion von Wohnungsräumen 
zu den Arzneimitteln nicht gehören. (Ebenjo Kohler, Handb. ©. 174; 
J die Kaſuiſtik dajelbft.) 

14. Bom Patentſchutze ausgeſchloſſen find endlich C. Stoffe, 
welche auf demiihem Wege hergeftellt werden. Der Grund 
diejer Ausnahme befteht darin, daß die Anduftrie ein Intereſſe daran 
bat, nicht durch Patentierung eines jolchen Stoffes gehindert zu fein, 
denjelben Stoff auf neuem und vorteilhafterem Wege herzuftellen (Ko mm.» 
Bericht zum Geſ. v. 1877 ©. 7). 

Wenn nämlich der Stoff an fich patentiert würde, jo wäre er 
damit für alle möglichen Arten des Verfahrens jeiner Herjtellung ge- 
ichüßt, jelbit für eine jolche Verfahrensart, die zur Zeit der Erfindung 
des Stoffes noch unbelannt war, die etwa jpäter erjt ein anderer er- 
findet. Alle nur erdenflichen Arten des Verfahrens zur Herftellung 
eines und desjelben Stoffes würden von dem Stoffpatente mit ergriffen 
ſ(ſ. N. 5 lit. c, aa, « zu $4, unten ©. 82). Dies jollte vermieden werden. 
Tagegen laßt das Geſetz die Patentierung eines beſtimmten Verfah— 
rens der Herſtellung eines chemiſchen Produktes zu (ſ. N. 15). 

Herftellung eines Stoffes auf chemiſchem Wege ift eine jolche, 
bei welcher entweder durch Verbindung mehrerer Grundftoffe zu einem 
neuen Körper (Syntheje) oder durch Berlegen eines Körpers im feine 
verichiedenen Grundſtoffe (Analyſe) eine ftoffliche Veränderung bewirkt 
wird. Den Gegenjaß dazu bildet Herjtellung auf mechaniichem Wege. 
Hier fommen Michungen vor, deren Unterſcheidung von chemiichen 
Rerbindungen nicht immer feicht ist (f. darüber Robolski ©. 46). Eine 
Stoffmiichung, bei welcher feine chemiiche Reaktion eingetreten ift, die 
ſich alſo darftellt als eine mechanische Miſchung, ift als jolche, d. i. qua 
Stoff patentierbar. Möglicherweije gejchieht die eigentliche Löſung des 
Erfindungsgedanfens auf mecaniichem Wege, die Zwiſchenſtufen ſind 
aber nur auf hemiihem Wege zu erreichen. Dann iſt die Erfindung 
als Ganzes patentierbar (Kohler, Handb. ©. 86; vgl. aber RG. Bolze 
XXTI Wr. 135, wo das Patent für die Geftaltung eines bejtimmten 
Stoffes, obwohl dieje auf mechaniichem Wege erfolgte, nicht aufrecht 
erhalten wurde, weil die Bildung des Stoffes an fih auf chemischen 
Sege geſchah; dage en Kohler a.a.D. ©. 87). 

15. Die ge eslihen Ausnahmen erſtrecken fih nicht auf Er- 
findungen, weldhe ein beftimmtes Berfahren zur Herftel- 
(ung der Gegenftände (d. i. der Nahrungs-, Genuß- und Arznei- 
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mittel, jowie der chemischen Produkte) betreffen. Berfahrens-Erfin- 
dungen diejer Art find aljo patentierbar. Es follte nur verhindert 
werden, daß jemand durch jein Patent die gefamte Produftion von 
Gegenftänden der in Abj. 2 gedachten — mit Einſchluß aller 
möglichen Verfahrensarten beherrſche (ſ. N. 1 

Für den Stoff als ſolchen kann alſo — ein Patent erlangen, 
wenn derſelbe unter die in $ 1 Abſ. 2 Nr. 2 aufgeführten Kategorien 
fällt. Für ein beftimmtes Berfahren dagegen, durch welches der Stoff 
hergeftellt wird, kann ein Patent erlangt werden. Diejes Patent fteht 
dann der Patentierung eines anderen Verfahrens, welches zu dem 
gleichen Ziele führt, für einen anderen Erfinder nicht im Wege, e3 gibt 
nur für das eine beftimmte Verfahren ein Ausichliegungsrecdht. Seine 
Wirkung erjtredt ſich allerdings auch auf die durch das Verfahren un— 
mittelbar hergeftellten Erzeugniffe jelbft, aber eben nicht auf die Er- 
zeugnijje ganz allgemein, d. ti. nicht, joweit fie durch ein anderes Ver- 
jahren Hergeftellt find (j. $ 4 Sat 2 und N. 11 dajelbit, u. ©. 90). 
Das Patent fann nur erteilt werden für ein beftimmtes Verfahren. 
Wie zum Begriffe der Erfindung überhaupt notwendig ift, daß der 
Weg, auf welchem der behauptete technijche Erfolg joll erreicht werden 
können, in einer für Sachverjtändige genügend detaillierten Weije an- 
gegeben wird (j. N. 6 lit. c), jo kann von Erfindung eines neuen Ver— 
fahrens nicht die Nede fein, wenn die Angabe ſich auf die Bezeichnung 
des Zieles, welches erreicht werden will, bejchränft, ftatt die Darlegung 
der einzelnen Mittel zu diefem Zwede zu umfaſſen (RG., PB. 1890 
©. 369, Gareis VIII 194 ff.). Was insbejondere Verfahren zur Her— 
ftellung chemiſcher Produkte betrifft, jo muß genau angegeben werden, 
wie aus bejtimmt gekennzeichneten Ausgangsprodukten mit Hilfe ge- 
wijjer Maßnahmen zu einem bejtimmten Endprodufte zu gelangen jei 
(Robolsfi ©.45. Vgl. über chemijche Verfahren auch Witt, chem. 
Homologie 2c. ©. 13 ff.). Wieweit hiebei in der Anführung von Einzel- 
heiten, insbejondere — Löſungs-, Temperaturverhältniſſen u. dgl. 
gegangen werden müſſe, beſtimmt ſich danach, auf welchem Stande ſich 
die Technik auf dem betr. Sebiete zur Zeit der Erfindung befindet, ob 
aljo auch ohne ſolche Detaillierung der Sachverſtändige in der Lage ift, 
die Erfindung zu benüßen oder ob etwa hierzu es einer weiteren Er- 
findung erſt bedürfte; m. a. W. ob die Darlegung jo weit reicht, daß 
nur mehr Die Konftruftion hierzu fommen muß (ſ. N. 3 lit. e, N. 6 
lit. c). Das Verfahren kann fich als Erfindung darftellen, weil es dazu 
führt, einen befannten Stoff auf neuem Wege zu finden, oder weil 
damit cin neuer Stoff gefunden wird, jei es auf neuem oder bereits 
befanntem Wege. 


82. 

Eine Erfindung gilt nicht als neu, wenn fie zur Zeit der 
auf Grund diejes Gejeßes erfolgten Anmeldung in Öffentlichen 
Drudichriften aus den lebten hundert Jahren bereitö derart 
bejchrieben oder im Inlande bereits jo offenkundig benußt ift, 
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daß danad) die Benußung durch andere Sachverftändige möglich 
erjcheint. 

Die im Auslande amtlich herausgegebenen Patentbejchrei= 
bungen ftehen den öffentlichen Drudjchriften erjt nach Ablauf 
von drei Monaten von dem Tage der Herausgabe gleich, jofern 
das Patent von demjenigen, welcher die Erfindung im Auslande 
angemeldet hat, oder von feinem Rechtönachfolger nachgejucht 
wird. Dieje Begünftigung erjtredt fich jedoch nur auf die amt» 
lichen Patentbejchreibungen derjenigen Staaten, in welchen nad) 
einer im Reichs-Geſetzblatt enthaltenen Bekanntmachung die 
Gegenjeitigfeit verbürgt ift. 





Anmeldung 3, 4. ” Identität der Erfindung 2. 

Benusung 7a. nland 8. 

Beihreibung in Öffentlihen Drudicriften Nahbenugung durch andere Sachverſtän— 
5,6. dige 9. 

Bemeislaft 11. Neuheit 1. 

Drudichriften 5a. Offentundige Benugung 7. 

Arftiegung des Anmeldungstages 4. Deffentlihe Drudichriften 5b. 

Gegenfeitigfeitsverbürgung 16. | Batentbeihreibungen, ausländijche 12— 16. 

@cbeimnisverlegung 10. 


1. Einleitung. In $ 1 iſt als Erfordernis einer patentfähigen 
Erfindung aufgejtellt, daß dieſe neu fei. Der Begriff der Neuheit ift 
nun in & 2 negativ beftimmt durch Hervorhebung derjenigen Momente, 
weiche die Neuheit ausjchließen. Die Gründe der mangelnden Neuheit 
find damit erjhöpfend ausgeführt (1. NR. 8 zu $ 1). Liegt einer diejer 
Gründe vor, jo erliicht das bereits durch die Erfindungstat entitandene 
Erfinderrecht (ſ. N. 10 3u$ 1). 

Das den Gründen der mangelnden Neuheit Gemeinjame ijt, daß 
die Erfindung (1. N 2) vor dem Tage der Anmeldung beim 
Batentanıte (ſ. N. 3 u. 4) in die Deffentlichkeit getreten ift. Wer dieſe 
vorzeitige Beröffentlihung bewirkt hat, iſt gleihgültig (ſ. N. 10). Die 
Beweislaft trifft denjenigen, welcher den Mangel der Neuheit gegen 
den Erfinder geltend macht (N. 11). Im Einzelnen find die Gründe 
des Neuheitsmangels 

a) Beihreibung der Erfindung in öffentlichen Druchſchriften 
aus den legten hundert Jahren (N. 5 u. 6); eine bejondere Stellung 
nehmen hiebei die im Auslande amtlich herausgegebenen Patentſchriften 
ein (R. 12—16); 

h») offenfundige Benupung im Inlande (N. 7,8). 

Beichreibung und Benutzung der Erfindung müſſen derart jein, 
dab danach die Benutzung der Erfindung durch andere Sachverſtändige 
möglich ift (N. 9). 

2. Die Neuheit der Erfindung geht verloren, wenn dieſe 
ihrem Weſen nach vorzeitig veröffentlicht wird. Es muß alio den: 
tität zwiichen der fraglichen Erfindung und dem, was veröffentlicht 
wurde, beftchen. Ob dies der Fall ift, muß von Fall zu Fall geprüft 

Dr. Bh. Alfeld, Kommentar 3. db. Geſetzen betr. d. Erfindungsichuß ac. 3 
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werden. Die Frage der Identität ift in N.5 zu 84 — unten ©. 77 ff. 
— eingehender erörtert (vgl. Shüße R. und U. VI 217, der die Frage 
mit bejonderer Rückſicht auf $ 2 unterfucht). Sind die wejentlichen 
Merkmale der Erfindung früher ſchon in die Deffentlichkeit getreten, 
jo fommt es nicht darauf an, ob damals jchon diefe Merkmale als 
jolche der Erfindung erfannt wurden. Es kann insbejondere jchon vor 
der Anmeldung einer Erfindung dieje offenkundig dadurch benußt worden 
jein, daß man das zur Erreichung des mit der Erfindung erzielten 
technijchen Erfolges gehörige Mittel anmwendete, ohne den damit tat- 
ſächlich herbeigeführten Erfolg zu erfennen. Hat 3. B. jemand eine 
Vorrichtung zu rein praftiichen Zweden erfunden, jo verliert dieje ihre 
Neuheit dadurch, daß vor Anmeldung der Erfindung diejelbe Vorrichtung 
offenkundig in ganz gleicher Weile angewendet wird, jollte auch der 
Zwed der Anwendung ein ganz anderer, etwa ein äjthetiicher fein und 
der Zwed der Erfindung nur nebenbei eintreten, ohne daß fich die Per— 
jonen, welche die Vorrichtung beniken, deſſen bewußt find. (Bgl. Ro- 
bolsfi S. 22; diejer Schriftiteller nimmt ganz mit Recht an, daß dann, 
wenn eine joldhe Benußung jchon erfolgt ift vor der Zeit, da jemand 
die neue Zweckbeſtimmung erfinnt, eine Erfindung überhaupt nicht vor- 
liegt, ſ. o. N4 lit. c zu $1. Bon einer anderen Auffaſſung ſcheint RG. 
in PMBl. V 263 auszugehen, wenn man die der Enticheidung voran- 
geftellte Formulierung betrachtet; aus den Gründen ergibt fich aber, 
daß in dem betr. Falle nicht, wie dieſe Sormulierung rejumiert, ver— 
ſchiedene Aufgaben auf einem und demfelben Wege zur Löſung gelangten, 
jondern umgekehrt auf zwei verjchiedene Arten eine und diejelbe Auf- 
gabe gelöft wurde, jo daß mit Recht die offenktundige Vorbenußung 
verneint wurde.) Die Erfindung ift nicht veröffentlicht, wenn nur das 
allgemeine Prinzip, der theoretiiche Lehrjag, auf welchem fie beruht, 
ohne Angabe der Mittel zur Durchführung befannt geworden ift. (PA., 
PBl. 1851 ©. 115, Gareis II 6 ff.; NG., PMZB. IV 169.) 

3. Gnticheidend für das Moment der Neuheit ift der Zeit. 
punkt der Anmeldung. Ohne Bedeutung ift alio, ob auc zur Zeit 
der Patenterteilung die Erfindung noch neu ift; wird 3. B. die Er- 
findung in der Zeit zwiſchen der Anmeldung und der Erteilung des 
Patents offenfundig benußt, jo ſteht dies der Patentierung nicht im 
Wege. Borausgejept ift hiebei, daß dieje Anmeldung zur Patenterteilung 
wirflich geführt hat. Würde das Patent erjt auf Grund einer zweiten 
Anmeldung beaniprucht werden, weil die erjte zurückgewieſen oder darauf 
verzichtet wurde, jo ſtünde die nach der erjten, aber vor der zweiten 
Anmeldung erfolgte Veröffentlichung der Erfindung deren PBatentierung 
allerdings entgegen. Dagegen iſt eine Erfindung nicht neu, wenn jie 
zwijchen ihrer Konzeption und der Anmeldung publit wird. Wäre der 
Gegenſtand der angeblichen Erfindung jchon zu der Zeit befannt gewejen, 
als dieje konzipiert wurde, jo läge in Wirklichkeit gar feine Erfindung 
vor (I. N. 4 lit. ec zu 8 1). 

Zur Zeit der Anmeldung ift die Erfindung bereits vorbenußt 
oder öffentlich beichrieben nur dann, wenn dies fchon vor dem Tage 
der Anmeldung geichehen ift. Eine Beröffentlihung am Anmeldungs- 
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tage jelbft ſchadet der Neuheit nicht mehr, wenn fie auch zu einer früheren 
Stunde, als die Anmeldung geichah; denn der Tag der Anmeldung 
it als eine Zeiteinheit, aljo was an diefem Tage vor jich geht, als 
zeitlich zufammenfallend zu betrachten; die Berötfentlichung muß aber 
gegenüber der Anmeldung in der Vergangenheit liegen, wenn jie die 
Neuheit aufheben fol. (PA., PBl. 1886 ©. 69, Gareis V 115.) Wenn 
die Benugung unmittelbar vor Beginn des Anmeldetages ftattgefunden 
bat, jo fommt es darauf an, ob in der furzen Zeit die Benugung noch 
jo offenkundig werden fonnte, daß eine Benugung durd andere Sach— 
verjtändige noch möglich war. Dies wird, wenn nur wenige Stunden 
dazwijchen lagen, meift zu verneinen jein. (PA., PMZBI. III 227). 

Als Tag der Anmeldung ericheint der Tag des Einlaufens 
der Anmeldungserkllärung beim Batentamte (vgl. $ 27 Abi. 1 
der ®. v. 11. Juli 1891, im Anhang abgedrudt). Für Gejchäftsjachen, 
weiche außerhalb der Dienftjtunden eingehen, ift (in $ 27 eit. Abi. 2) be- 
ftimmt, daß fie bei dem Wiederbeginn der Dienftitunden mit dem Datum 
und der Gejichäftsnummer zu bezeichnen find. Offenbar ift damit das 
Datum desjenigen Tages gemeint, an welchem die Dienftftunden wieder 
beginnen, jo daß aljo 3. B. Eingaben, welde an Sonn- oder Feier— 
tagen im Patentamte eintreffen, ald mit Beginn des nächiten Werftags 
eingelaufen zu gelten haben (ebenjo PA., PBl. 1882 ©. 61, Gareis IIl 
165; vol. auh RG., PB. 1880 ©. 81, Gareis 1 158; a. M. Kohler, 
Handb. ©. 277, welder die Anmeldung jchon für geichehen erachtet, 
wenn fie in den Brieffaften des Patentamts eingeworfen tft). 

Gegenbeweis gegen den Eingangsvermerk ift zulällig (PROHG. 
11 30, RG., PBl. 1880 ©. 81, Gareıs I 158). 

4. Die Anmeldung ihügt das Erfinderreht nur dann, wenn 
fie auf Grund dieſes Gejehes erfolgt ift. Leber die Anmeldung 
bejtimmt $ 20; gemäß Abſ. 2 desjelben ergingen vom Batentamte 
Ausführungsbeftimmungen (j. N. 2 zu $ 20). Es frägt ſich, ob alle 
diefe Vorſchriften eingehalten jein müflen, damit eine im Sinne des 
$ 2 wirfjame Anmeldung vorliegt. Die Motive (zum Ge. v. 1877 
S. 32) nehmen dies an; danad) jollen, wenn durch Borbejcheid der 
Batentiucher aufgefordert wurde, Mängel der Anmeldung innerhalb 
beitimmter Friſt zu bejeitigen ($ 21 Abſ. 2), die durch das Geſetz an 
die Anmeldung geknüpften Wirkungen erjt mit dem Nugenblide ein- 
treten, in welchem die Anmeldung gehörig ergänzt und berichtigt ilt. 
(Ebenio PA., PB. 1886 ©. 101, Gareis V 119; RGStr. 7 ©. 414 u. 
RER. V 13; Gareis, Komm. ©. 61, Rojenthal ©. 61, 97, Lieber 
S. 109, Stenglein N. 13u$2 und N. 2 zu 823.) Allein gerade die 
Veftimmung des $ 21 Abj. 2 jpricht gegen die Annahme der Motive, 
welche deshalb hier feine Beachtung finden fann. Wenn nämlich das 
Geſetz die Möglichkeit einer Berichtigung innerhalb einer gewiſſen Friſt 
gewährt, jtatt dem Batentamte die jofortige Zurüdweiiung einer nicht 
den gefeglichen Anforderungen entiprechenden Anmeldung vorzujchreiben, 
io will es doch zweifellos dem Patentjucher vorerſt die Nachteile er- 
iparen, die mit der Zurüdweilung verbunden jind und unter welchen 
der bedeutjamfte eben der wäre, daß die Anmeldung als nicht gejchehen 


3*+ 


36 I. Patentgeſetz. $ 2. 


anzujehen wäre. Wenn aljo erjt die berichtigte Anmeldung die Wirkung 
einer auf Grund Ddiejes Geſetzes erfolgten Anmeldung haben joll, jo 
ericheint fie eben als eine Neuanmeldung. Die Zuläjfigfeit einer ſolchen 
hängt aber von der Einhaltung einer Frift nicht ab und es wäre daher 
unerfindlich, weshalb eine ſolche überhaupt gejegt werden joll, wenn 
deren Einhaltung für den Anmelder feine materielle Wirkung haben 
jollte. Freilich will das Gejeh eine Anmeldung, welche nicht auf Grund 
desjelben erfolgt ift, aljo jeinen Anforderungen nicht entjpricht, micht 
als ſolche gelten laſſen; aber e3 gejtattet zugleich die Nachholung dejien, 
was zuerjt verfäumt wurde und es erjcheint demnad die Anmeldung 
nur dann als nicht dem Gejeke gemäß, wenn auch die Nachholungsfriſt 
verjäumt worden ift. Nur dann, wenn die mit der Anmeldung zu ver- 
bindende Darlegung der Erfindung eine jo mangelhafte ift, daß nicht 
einmal deren Identität, d. h. der eigentliche Erfindungsinhalt fetgeftellt 
werden fann, ift eine Anmeldung der Erfindung nicht als geichehen zu 
erachten. (BA. u. RG., PMZBL III 240; RG. Bolze 22 Nr. 130.) Nicht- 
beachtung der vorgejchriebenen Formalitäten dagegen verjchiebt den Zeit- 
punft der Anmeldung nur dann, wenn aud) die Ergänzung nicht recht» 
zeitig ftattfindet. (So das PU. in jeiner Berfüg. dv. 17. Mai 1882, bei 
NRebolsti ©. 81, der ſich diejer Auffaſſung anjchließt; ebenjo Selig- 
john N. 3; Kohler, Pat.R. ©. 82, Forſchungen ©. 91; vgl. auch Handb. 
©. 279, wojelbft K. die Anmeldung als civiliftiiches Rechtsgeichäft von 
der U. als Nechtspolizeigeichäft unterjcheidet, und ©. 286; Schmid 
©. 131; Bettelheim ©. 148 N. 1.) 

Wenn die Anmeldung zwar den wejentlichen Gedanfeninhalt der 
Erfindung kennzeichnet, aber dieje nicht nad) allen Seiten Harftellt und 
begrenzt, aljo derjenigen Vollkommenheit entbehrt, welche für die Patent- 
erteilung vorauszufegen ift, jo fann fie durch eine nachträgliche Er- 
klärung ergänzt oder berichtigt werden; auch in ſolchem Falle ift für 
die Frage der Neuheit nicht der Eingang der nachträglichen Erklärung, 
jondern das Einlaufen der urjprünglichen Anmeldung maßgebend, jo 
daß eine zwijchen beiden Erklärungen erfolgende Veröffentlichung der 
Erfindung die Neuheit nicht zerftört. (Kohler, Handb. ©. 285, woſelbſt 
verichiedene Einzelfragen behandelt find; PA. in PMZBI. TI 279, betr. 
eine Anmeldung, durch welche dem PA. ein chemiſches Analogieverfahren 
ohne Darleguug des technijchen Effeftes unterbreitet, welche aber durch 
eine jpätere Erklärung in dieſer Hinficht ergänzt wurde) Hat das 
Patentamt zur Vervolllommmung der Anmeldung eine FFrift gejept, To 
muß dieſe eingehallten werden, widrigenfall3 die Anmeldung ihre 
Wirkung verliert. (PA., PMZB. III 239.) Ganz anders liegt die 
Sache dann, wenn nad) der erjien Anmeldung eine zweite erfolgt, welche 
die Erfindung wejentlich anders darlegt, jo daß erft nach der zweiten 
Anmeldung die Erfindung identifiziert ericheint; hier würde eine zwiſchen 
beiden Anmeldungen erfolgende offenfundige Benußung oder Beichreibung 
der Erfindung in Öffentlichen Drudichriften der Batentierung im Wege 
jtehen. (RG., PMZBL. I 285). 

Der Anmeldungstag wird im Grteilungsverfahren feftgeftellt 
(I. N. 7 zu 824). Dies hindert aber nicht eine anderweite Feſt— 
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jegung in einem anderen Verfahren, wenn die frühere Feſtſtellung ſich 
als unrichtig ermweilt, weil die Anmeldung, deren Datum der Feit- 
ftellung zu Grunde gelegt ift, die Identität der Erfindung nicht er- 
fennen ließ (j. o.) und nunmehr von der TFeititellung des wahren An- 
meldungstags die Entidheidung einer anderen Frage abhängt. Ins— 
beiondere fann eine jolche anderweite Feitfeßung vorfommen, wenn 
diejelbe Erfindung von zwei verfchiedenen PBerjonen angemeldet worden 
iſt und es ſich nun darum frägt, ob der angenommene erite An- 
meldungstag wirklich der richtige war, jo dat der Anmelder die Priorität 
vor dem anderen Anmelder erlangt hat; ferner im Nichtigfeitsverfahren, 
ſoweit e3 ſich um Neuheit oder Priorität einer Erfindung handelt; 
weiter in einem Rechtsftreit, in dem über das Hecht des Borbenupers 
8 5) zu enticheiden und nun fraglich ift, ob die Vorbenutzung noch 
vor der Anmeldung ftattgefunden hat. (Für die Zuläfligfeit der ander- 
mweiten FFeitiegung des Anmeldungstages RG., er 11 240, III 240; 
Springer, R.u. U. 111 59, Kohler, Hand. ẽ .341, 342, Seligjohn 
R.6: aM. DammeR. u. U. III 1 und 257) Der Umftand allein, 
dab der techniiche Effelt der Erfindung erſt jpäter dargelegt wurde, 
fann, wenn die Erfindung bei der urjprünglihen Anmeldung im 
mejentlichen jo bejchrieben worden ijt, wie fie dann zur Patentierung 
gelangte, zu einer Verlegung des Anmeldungstages nicht führen (PA., 
FRZU. I 279). Eine anderweite Feſtſetzung des Anmeldungstags 
fann immer nur dazu führen, die Anmeldung in eine jpätere, nie 
dazu, fie in eine frühere Zeit zu verlegen; denn mit einer Ber» 
fequng der legteren Art würde ein Zeitraum in den gejeglichen Schuß 
einbezogen, für den das Batent nicht erteilt ift; es geht aber nicht an, 
dat das Erteilungsverfahren durch ein jpäteres Verfahren, insbejondere 
ein Nicdhtigkeitsverfahren, forrigiert wird (vgl. RG., PMZBL. IV 252, 
mo die beantragte Verlegung des Anmeldetags eines Patents auf ein 
früheres Datum jedenfall dann für unzuläffig erflärt ift, wenn der 
Antrag ji auf das Datum einer rechtäträftig vom PA. abgemwiejenen 
früheren Anmeldung ftüßt). 

Die anderweite Feſtſetzung des Anmeldetags hat immer nur 
für den Tall, bei deſſen Enticheidung fie erfolgt ift, Wirkſamkeit. 

5. Beihreibung in öffentliden Drudicriften. 

a) Begriff der Drudichrift. Nach 82 des Prefigejeges fallen 
darunter „alle Erzeugnifje der Buchdruderprejie, jowie alle andere, 
durch mechanische oder chemische Mittel bewirkte, zur Verbreitung be- 
ſtimmten Bervielfältigungen von Schriften und bildlichen Darftellungen 
mit oder ohne Schrift“. Es bejteht wohl fein Grund, den Begriff der 
Drudicdrift für den vorliegenden $ anders zu bejtimmen (ebenjo Selig- 
john N. 7). Dann genügt aber aucd, heftographijche Vervielfältigung 
(a. M. Kohler, Handb. ©. 183 u. Seligjohna.a.D.) Reicht eine 
mechaniich oder hemijch vervielfältigte Zeichnung oder eine Photographie 
aus, um die Erfindung auch ohne Tert zu veranichaulichen, jo fommen 
auch ſolche Darjtellungen bier in Betracht (PU., PBl. 1883 ©. 41, 
Sareis IV 210; vgl. auch PBl. 1880 ©. 167, Gareis II 1). Am welcher 
Sprache die Drudichrift oder jpeziell die Veröffentlichung der Er— 
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findung abgefaht iſt, erſcheint, inſoweit die Sprache eine bekannte, alſo 
nicht eine nur Wenigen verſtändliche Geheimſprache iſt, gleichgültig; ins— 
beſondere muß die Beſchreibung nicht in einer lebenden Sprache, ſie 
fann 3. B. lateiniſch, griechiich geidjrieben jein. (Bol. Kohler, Pat.R. 
S. 38. Derjelbe vertritt Handb. S. 182 die Anficht, die Sprache müſſe 
eine europäijche, dürfe 3.8. nicht die chineſiſche oder japanische fein. 
Dieje Beihränfung wäre vielleicht wiünjchenswert, doch hat fie im Ge— 
jege feinen Ausdrud gefunden und es fann wohl auch faum als der 
Wille des Gejeges angejehen werden, da es doc) fir die Zerftörung der 
Neuheit genügt, wenn die Drudichrift nur im Auslande erjchienen ift, 
in welcher Hinficht wiederum eine Unterjcheidung zwiſchen verichiedenen 
Auslandsgebieten nicht gemacht werden darf; ſ. lit. b.) 

Zu den Drudichriften gehören aud) Patentfchriften, ſoweit 
ſie den Inhalt der Erfindung erſehen laſſen. Dies iſt bei deutſchen 
Patentſchriften der Fall. Iſt alſo eine ſolche erſchienen, ſo verliert die 
darin beſchriebene Erfindung ihre Neuheit. Ihre nochmalige Patentierung 
wird dadurch unter allen Umſtänden ausgeſchloſſen. Sie iſt alſo auch 
dann unzuläſſig, wenn das Patent, auf welches die Schrift lautet, ver— 
nichtet wird oder ſonſtwie feine Eriftenz verliert und wenn die An— 
nahme zutreffend ift, daß damit an ſich das Hindernis der wiederholten 
Patentierung in Wegfall fommt (vgl. N. 4 lit. b zu $3. Bezügl. der 
ausländischen Batentichriften ſ. hit. b und Abj. 2 diejes $, jowie 3 12 fi). 

b) Eine öffentliche Drudichrift ift jede Drudichrift, deren tat- 
jächliche Verbreitung nicht auf einen engeren, geichlofjenen Kreis von 
Perſonen bejchränkt iſt. Entjcheidend ift nicht die Abficht des Verfafjers 
oder Verbreiters der Drudichrift; dieſe kann auf Kenntnisgabe an einen 
beſchränkten Perjonenfreis gerichtet jein; wenn aber tatjächlich die Drud- 
ichrift allgemein oder doch weiteren Kreiſen zugänglich geworden iſt, jo 
ericheint fie als eine öffentliche. Dieſe Geltung der Drudichrift ver- 
mag aljo auch der Vermerk „als Manujfript gedruckt“ nicht zu ver- 
hindern. (So die gemeine Meinung, insbejondere Seligjohn N. 8, 
Kohler, Handb. ©. 183; PA. u. RG. PB. 1881 ©. 29, Gareis II 97; 
weitere Literatur zufammengeftellt in €. d. PA, PBl. 1882 ©. 67 j 
Sareis III 138 ff; a. M. nur die Motive zum Gef. v. 1877 ©. 18) 
Nicht öffentlich ift alſo eine Druchchrift, wenn fie nur einem engeren, 
ganz bejtimmt abgegrenzten Kreiſe von Perjonen zugänglich geworden 
it, von welchen gemäß der ausdrüdlich ausgeiprocdhenen oder aus den 
Umftänden zu entnehmenden Vertraulichkeit der Mitteilung eine weitere 
Verbreitung der Schrift nicht zu erwarten ift. Der Kreis, welchem die 
Drucichrift zugänglich gemacht wurde, kann eine größere Anzahl von 
Perjonen, 3. B. jämtlihe Beamten und Arbeiter einer großen Fabrif, 
umfafjen; jolange diejer Perſonenkreis ein in folder Weije in fich ge- 
ichlojjener, verbundener ift, folange ferner die Mitteilung der Drud- 
ichrift nach ausdrüdlicher Beltimmung oder der Natur der Sache nad) 
eine vertrauliche ift, und dieſe Vertraufichfeit rejpektiert wird, kann die 
Drudjchrift als eine Öffentliche nicht angejehen werden. (Val. RGStr. 21 
S. 254. Wenn RGStr. 22 ©. 241 die Gemeinschaft der Arbeiter einer 
Fabrik nicht unbedingt als einen geichloffenen Kreis anfieht, jo ift zu 
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beahten, daß es fich im gegebenen Falle um Deffentlichfeit im Sinne 
des $ 166 StGB. handelte. Hinfichtlich des zur Wahrung des Fabrik— 
aeheimnijjes erforderlichen Ausichluffes der Deffentlichfeit muß die Ge- 
jamtheit der Arbeiter eines und desjelben Etablijjements unbedingt ala 
eine innerlich verbundene Einheit angejehen werden.) Fehlt es aber an 
einem jolchen inneren Bande, jo muß ſich die vertrauliche Verbreitung, 
wenn fie nicht den Charakter der Deffentlichfeit annehmen joll, auf 
einzelne wenige ganz bejtimmte Berjonen bejchränfen. (Bol. PA., PBI. 
1880 ©. 167, Gareis II, 1.) Der Begriff der Deffentlichfeit wird näm- 
lich nicht ſchon dadurch ausgeichlofjen, dat die Perjonen, an welche 
die Drudichrift gelangt, individuell beftimmt find; ſonſt wäre 3.8. 
die Verjendung von einigen taufend Eremplaren einer Drudichrift an 
jämtliche Eijenwarenhändler Deutichlands unter deren Adreſſe feine 
öffentliche Berbreitung. Eine jolche liegt vielmehr jchon in der Mit- 
teilung der Drudjchrift an eine größere Zahl von beftimmten PBerjonen, 
joferne dieje nicht einen in fich geichloffenen, nach innen durch wechiel- 
jeitige Beziehungen verbundenen, nad) außen bejtimmt abgegrenzten 
Kreis bilden. (Vgl. RGStr. 21 ©. 254. Mit vollem Rechte erblidt da- 
ber das PA., PBl. 1883 ©. 85, Gareis IV 21, in der Berjendung von 
500 Eremplaren eines gedrudten Zirkulars an alle Zuderfabrifanten 
der öÖfterreichiich-ungarischen Monarchie eine Veröffentlichung der Drud- 
jchrift, während PA., PBL. 1882 ©. 37, Gareis 111 99, die Berjendung 
eines Zirkulars an bejtimmte Eifenwerfe Deutichlands und Frankreichs 
wohl mit Unrecht nicht als eine öffentliche Verbreitung erachtete.) Die 
Zugehörigkeit zu einem beftimmten Bereine fann einen folchen inneren 
Zuſammenſchluß begründen, daß eine nur bei den Mitgliedern desjelben 
verbreitete Drudichrift als eine nicht öffentliche anzujehen ift; doch ift 
dies nicht immer Fall, namentlich) dann nicht, wenn die Organijation 
eine loſe, der Zweck des Bereines ein ganz bejchränfter, das räumliche 
Gebiet desjelben ein ausgedehntes und die Mitgliedichaft leicht zu er- 
werben und zu verlieren iſt, daher die Mitglieder vielfach wechſeln 
(vgl. R$Str. a. a. O). Gewerkliche Fachvereine u. dgl. bilden demnach 
in der Regel feine derart geichlofjenen Kreije, dat Drudichriften, welche 
an alle Mitglieder eines ſolchen Vereines verjendet werden, nicht als 
öffentliche zu gelten hätten. Findet nun tatjächlich eine Verbreitung 
in weiteren Kreijen jtatt oder ift doch eine jolche zu erwarten, teil die 
Mitteilung an Angehörige eines engeren Kreiſes als eine vertraufiche 
nicht anzufehen ift, jo fommt e3 nicht darauf an, ob die Verbreitung 
durch Erſcheinen der Schrift im Buchhandel, durch Abdrud in Tages- 
blättern, Zeitjchriften oder in der Form von Flugblättern, Birkularen, 
Katalogen 2c. erfolgte, ob fie gegen Entgelt oder unentgeltlich geichah 
(ebenjo — N. 8, Stenglein N. 2, RG. in Seuff. Arc. Bd. 55 
S. 204, in R. u V1 149; a. M. Dambah S 5.9), ob eine Ber- 
breitung in ns Eremplaren ftattfand oder nur ein Gremplar 
durd) Anjchlagen, Auslegen allgemein zugänglich gemacht wurde (3. B. 
in einer öffentlichen Bibliothef, RG., PBl. 1886 ©. 21, Gareis V 135, 
j. aber bezügl. ausländijcher Bibliotheten unten; vgl. aud) BU., PB. 1881 
S. 225, Gareis III 130). 
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Ob die Drudichrift im Inlande oder im Auslande ericdie- 
nen oder verbreitet worden ift, darauf fommt es nicht an. Auch aus- 
ländische Patentjchriften find, wenn fie allgemein zugänglich jind und 
wenn fie den Anhalt der Erfindung erkennen laſſen, öffentlihe Drud- 
Iichriften i. ©. des $ 2. (Bezüglich der amerifanijchen Patentichriften 
I. PA. u. RS. PB. 1883 ©. 297, 1886 ©. 137, Gareis II 40, IV 331; 
bez. der belgiſchen PA., PBl. 1879 ©. 561, Gareis I 144; bez. der 
engliſchen RG. in vᷣvi. 1888 S. 319, Gareis VI 37. Hinfichtlich der 
fürausländiſche Patentſchriften geltenden dreimonatlihen Sperr- 
friſt j. Abi. 2.) 

Wie Drudichriften, welche im Auslande und nur dort in einer 
Bielheit von Eremplaren verbreitet werden, zu den Öffentlichen Drud: 
ichriften gleich den inländijchen zählen, jo genügt ed für den Begriff 
der Deffentlichkeit auch, wenn eine Drudjchrift nur im Auslande öffent- 
lich angeſchlagen oder ausgelegt wird; es beſteht eben auch in ſolchem 
Falle die Möglichkeit, daß auch die inlandiſche Induſtrie davon Kennt— 
nis erlangt; daß aber auch ein Eindringen der Druckſchrift ſelbſt im 
das inländifche Gebiet zu bejorgen fteht, verlangt das Gejek nicht. 
(Ebenjo Rojenthal ©. 62; Seligjohn N. 9; a. M. PA., PBl. 1882 
S. 67, Gareis III 138, wo eine nur in einer ausländiichen Bibliothek 
aufliegende Drudjchrift nicht für eine öffentliche angejehen.) 

e) Nur wenn die Erfindung in der Drudjchrift beijchrieben ift, 
wird die Neuheit der Erfindung zerjtört, nicht aber, wenn ſie nur kurz 
angeführt, ihr Wejen nicht näher dargelegt, nur angedeutet ift. Ins— 
befondere genügt nicht die bloße Angabe des Zieles der Erfindung ohne 
Darlegung des Weges, auf welchem diejes Ziel erreicht wird (RG., PBI. 
1890 ©. 369, Gareis VIII 194, RG. in R. und U. VI 197 Nr. 14). Da 
jedoch die Beichreibung der Erfindung deren Neuheit immer dann im 
Wege fteht, wenn nach ihr Sacjverftändige im Stande find, die Er- 
findung zu benußen (j. N. 9), dieſe Benugungsmöglichkeit aber bejteht, 
jobald die Sadyverjtändigen ohne eine weitere, ergänzende Erfindung 
nach dem der Zeit der Anmeldung entiprechenden Stande der Technif 
zur Ausführung der Erfindung jchreiten können, genügt eine Bejchreibung 
welche die Sadjverjtändigen bis zu diefem Maße informiert, jollte auch 
die Form der Ausführung erjt nod der Konftruftion bedürfen. Die 
Beichreibung muß aljo die Konjtruftion nicht mit umfallen; wenn aud) 
eine jolche nicht angegeben, nur bis zu der Linie, wo die Konjtruftion 
beginnt, die Erfindung in einer öffentlichen Drudichrift beichrieben ift, 
hat die Erfindung ihre Neuheit ſchon verloren. (Kohler, Handb. 
©. 185; über Konftruftion ſ. o. N. 3Z lit. ce zu $1.) Wenn dagegen die Be- 
ichreibung eine Angabe über die Ausführung nicht einmal injoweit ent- 
hält, daß der Fachmann nad) dem Stande der Technik die Konftruftion 
ergänzen fann, jondern die Ausführbarfeit von einer weiteren Erfin- 
dung erit abhängen würde, dann ift eine abgeichlofjene Erfindung über- 
haupt nicht publiziert und es fteht daher die öffentliche Bejchreibung 
der Neuheit der perfeften Erfindung nicht im Wege (NG. Bolze XXI 
Nr. 124; RG. PMZBL. IV 169). Ubrigens genügt es, wenn die Be- 
ichreibung objektiv geeignet ift, die Sachverftändigen über den Inhalt 
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der Erfindung zu belehren. Daß der Beichreibende ſich bewußt war, 
eine Erfindung im techniichen Sinne zu bejchreiben, ift nicht erforder- 
ih. (Seligjohn N. 20.) 

d) Die Beichreibung muß in der Drudichrift enthalten fein; 
findet jich in diejer lediglich eine jummarifche Bezeichnung der Erfin- 
dung unter Verweiſung auf andere Schriftſtücke, in welchen die Erfindung 
beſchrieben iſt, ſo iſt dies keine die Neuheit zerſtörende Veröffentlichung. 
Praktiſche Bedeutung hat dieſe Frage dadurch erlangt, daß gem. $ 23 
des Gejeges die Anmeldung einer Erfindung durch den Neichsanzeiger 
befannt gegeben, hiebei aber nur der wejentliche Jnhalt des vom An- 
melder gejtellten Antrags veröffentlicht und die Anmeldung jelbjt mit 
jämtlichen Beilagen beim Patentamt für Jedermann ausgelegt wird. 
Wenn nun dieje die Beichreibung enthaltenden Schriften zur Ergänzung 
der Belanntmahung im Neichsanzeiger heranzuziehen wären, jo dal; 
ſie gewiſſermaßen als Beitandteil der leßteren erichienen, jo würde der 
Erfindung durch dieje Bekanntmachung jtets ihre Neuheit entzogen, jo 
daß, wenn das Patent wegen irgend eines Mangels diesmal nicht er- 
teilt würde, eine nochmalige, verbejjerte Anmeldung ebenfall3 nicht zur 
Patentierung führen würde, dieje überhaupt für immer ausgeichlojien 
wäre. Der Wortlaut des Gejeges jpricht entichieden gegen Ddieje An- 
nahme, denn hienach ift der Neuheitsmangel an die Borausjegung ge- 
fnüpft, daß die Öffentliche Drudjchrift jelbit durch eine Beſchreibung der 
Erfindung Sachverſtändige in die Lage jegt, dieje zu benußen. Zu 
einer ausdehnenden Jnterpretation dürfte hier fein Grund beitehen, da 
es ih um eine dem Erfinder ungünftige Beitimmung Handelt und im 
Zweifel eher zu Gunften als zu Unguniten des Erfinders zu enticheiden 
it (vgl. Kohler in Iherings Jahrbüchern Bd. 26 ©. 454, welcher, 
wenn auch in anderem Zuſammenhange, den gewiß richtigen Satz auf— 
ſtellt, es ſei im Zweifel immer für die Erfindung zu enticheiden). Man 
wird Daher mit der gemeinen Meinung daran fejthalten müſſen, daß, 
wenn die Öffentliche Drudichrift jelbit die Erfindung nicht bejchreibt, 
jondern nur auf eine nicht gedrudte Beichreibung vermweift, damit ein 
Neuheitsmangel nicht gegeben ift. Ebenjo PA. PBl. 1879 ©. 561, 656; 
PA. und RG., PB. 1881 ©. 213; Gareis I 144, 151, 111 MO ff.; Se— 
ligjohn WN.7u.11; Shmid ©. 132. A. M. Kohler Pat.R.S. 39, 
Forihungen ©. 83, Handb. ©. 188. Kohler macht hauptiächlih an letz— 
terer Stelle der herrichenden Meinung zum Borwurfe, fie verfenne, daß 
ein Drudwerf jtet3 in Verbindung mit dem notoriich Belannten zu 
verſtehen jei. Natürlich muß es jo verftanden werden; zweifellos muß 
die Bejchreibung nicht auf alles dasjenige eingehen, was als bekannt 
vorauszufegen ift, 3. B. was unter Schwerkraft, Luftdrud 2c. zu ver- 
ftehen ıft. Aber it denn der Inhalt der Anmeldung dadurch, daß dieſe 
beim Batentamte zu Jedermanns Einſicht aufgelegt ift, ſchon notoriich 
geworden ? Kohler ſelbſt jagt, die Auslegung erfolge, damit die Akten— 
ftüde notorifch werden; richtiger gelagt, damit diejenigen davon Kenntnis 
nehmen können, welcde dafür Intereſſe haben. Es ift aber doch nicht 
Alles notoriſch, d. i. allgemein befannt, was nur befannt werden fann, 
wenn und joweit ſich jemand dafür interejliert. Der von Kohler noch 
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herangezogene Schlußiat des $ 3 beweift für feine Anficht nichts; denn 
die Belanntmachung kann ja bereits eine genügende Bejchreibung ent- 
halten, zumal wenn die Erfindung jehr einfach iſt; für ſolche Fälle 
mußte der Erfinder gegen den Berluft der Neuheit geihügt werden.) 

6. Die Beichreibung einer Erfindung in einer Öffentlichen Drud- 
Ichrift fteht der Neuheit der E. nur dann entgegen, wenn die Drud- 
ichrift aus den legten Hundert Jahren ftammt, d. h. wenn fie 
nicht früher als 100 Jahre vor dem Tage der Anmeldung erjchienen 
it. Die jpätere Verbreitung einer vor mehr ala 100 Jahren erichie- 
nenen Drucdjchrift jchadet der Neuheit nicht, wohl aber ein jpäteres 
nochmaliges Erjcheinen in neuer Auflage oder einfahem Neudrud 
(Kohler, Handb. ©. 183; über die Entitehungsgeichichte diejes erſt 
durch die Novelle von 1891 in das Gejeß eingefügten Zuſatzes und über 
die praftiiche Bedeutung diejer Gejebesänderung j. Schanze Erfindungen 
und Mufter ©. 3% ff.) 

7. Offentundige Benutzung. 

a) Zunächſt ift der Begriff Benugung zu beitimmen. Bon 
Benutzung der Erfindung ift noch in den 8$ 5, 11 Wr. 2, 35, 36 die 
Nede. Die beiden leßteren 88 verweilen auf $ 4; im Sinne Diefer ift 
daher die Herftellung, das Anverfehrbringen, das Feilhalten und der 
Gebrauch des Gegenjtandes der Erfindung eine Benußung Dderjelben. 
Troß des Gleichlautes des Wortes darf nicht ohne Weiteres angenommen 
werden, daß in allen diefen Beltimmungen der Begriff „Benutzung“ in 
einem und demjelben Sinn gebraucht ift; vielmehr muß bei jeder diejer 
einzelnen Bejtimmungen deren Zwed ind Auge gefaßt werden. In 
$ 4 handelt es jih um den Anhalt des Patentrechtes; wenn diejer ein 
jo ausgedehnter ift, daß er die vier genannten Formen der Benußung 
umfaßt, jo ift damit noch nicht gejagt, daß bier, wo die Frage zu be» 
antworten iſt, unter welchen Vorausſetzungen eine Erfindung bereits 
vor der Anmeldung jo jehr in die Offentlichkeit gedrungen jei, daß fie 
als neu nicht mehr gelten könne, derjelbe weite Begriff der Benußung 
zu Grunde zu legen jei. Verſchiedene Gründe jprechen hier für Die 
Einſchränkung diejes Begriffes. Wie für den Fall der Veröffentlichung 
durch eine Drudjchrift es nicht ausreicht, wenn die Erfindung nur in 
großen Zügen gekennzeichnet wird, jondern eine genaue Beichreibung 
ihres Weſens erforderlich ift, damit ihre Neuheit verloren gehe, jo genügt 
auch nicht jede Benugung, welche nur den Gegenjtand der Erfindung 
in jeiner äußeren Erjcheinung in die Welt treten läßt, ohne daß dabei 
der Kern, das Wejen der Erfindung jelbit, der Erfindungsgedanfe und 
jeine Ausführung erfennbar und damit für Andere die Wiederholung 
der vom Erfinder erjonnenen Naturfraftbenugung möglich wird. Nur 
dann, wenn die Erfindung als jolche, nad) ihrem inneren Wejen, nicht 
ihon dann, wenn das durch fie gewonnene Produft rein äußerlic) 
befannt geworden ift, hat es eine Berechtigung, von mangelnder Neu— 
heit der Erfindung zu Sprechen. Dazu kommt aber noch bejonders 
ein Moment, das bisher noch feine genügende Beachtung gefunden hat. 
Wenn nämlid das Wort „benugt”“ in $ 2 an der Stelle, wo von Vor- 
benußung die Rede, alle die Formen umfafjen würde, welche $ 4 auf- 
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zählt, dann müßte gemäß der Anficht, daß das Wort, „Benußen“ im 
Patentgejege ftets die gleiche Bedeutung habe, auch das Subftantivum 
„Benugung“ („durch andere Sachverſtändige“) im gleichen Sinne ge- 
nommen werden. Es würde dann u. U. der Neuheit einer Erfindung 
ihon im Wege ftehen, wenn Jemand den Gegenjtand der Erfindung 
jo offenfundig in Berfehr gebracht hätte, daß andere Perjonen ihn 
weiter in Verkehr bringen oder feilhalten, aljo hiedurch „benußen“ 
fönnten. Da nun jeder in Berfehr gebrachte Gegenftand jelbitverftänd- 
lich weiter in Verkehr gebradyt oder feilgehalten werden fann, jtünde 
in jedem Falle der Benugung durch Inverkehrbringen von jelbft feft, 
dab der Gegenjtand von Jedermann, aljo auch von Sadyverftändigen 
auf dieje Art weiter benugt werden fünnte. Daß aber mit den Worten 
„die Benugung durch andere Sachverſtändige möglich“ eine jolche Art 
der Benugung, mit weldher man der Erfindung in feiner Weije auf 
den Grund fommt, wie 3. B. Feilhalten, Verlauf des Produktes, nicht 
gemeint ift, daß hiebei vielmehr nur an eine techniiche Verwendung der 
Erfindung — Heritellung des Erzeugniffes (Stoffes), Gebraucd des Ge- 
genitandes, 3. B. der Majchine, Anwendung des Berfahrens — gedacht 
it, wurde bisher noch jtet3 angenommen. Damit ift aber zunächit der 
Beweis geliefert, daß der Begriff ig ser nicht durchweg, jedenfalls 
nicht da, wo im $ 2 das Subftantivum jteht, die in $ 4 genannten For— 
men umfaßt; zugleich aber ift, da allerdings nicht (wie Schanze Unter- 
juchungen ©. 21 meint) anzunehmen ift, daß in demjelben Paragraphen 
und in dem nämlichen Zuſammenhange dag Wort „benußt“ einen völlig 
anderen Sinn hat, als das Wort „Benutzung“, noch weiter bewiejen, daß 
das erjtere Wort ebenfalls in einer engeren Bedeutung zu verſtehen iſt. 
Demnach jcheiden jefundäre Verwendungsarten wie Berfaufen, Feilhalten 
und jonftiges Anverfehrbringen aus dem hier zu Grunde zu legenden 
Begriff der Benutzung aus und es bleiben nur Herftellung und Ge- 
brauch übrig. Die Erfindung ift aljo benugt, jowohl wenn 

«e) das Produkt, welches den Gegenftand der Erfindung bildet, 
bergeftellt, ald auch 

8) wenn diefes Produft jeiner Beitimmung gemäß gebraudt, 
ierner 

y) wenn das Verfahren, weldes die Erfindung zum Gegen- 
ftande hat, angewendet worden ift. Ob im einzelnen Falle bei der 
Troduften- oder Stofferfindung die Herftellung des Produktes zu einer 
Aufdeckung des Wejend der Erfindung geführt hat, alio die Benutzung 
durch andere Sadjverftändige möglich geworden ift (ſ. N. 9), hängt von den 
Umftänden ab; deshalb, weil die Kundlichleit des Heritellungsverfahrens 
bäufig die Eigenichaften des Produktes nicht aufzudeden vermag, bejteht 
fein Grund, dieſe wichtige Benußungsart ganz aus dem Spiele zu 
lafien; oft genug wird aus dem Herſtellungsprozeſſe audy die Eigenart 
des Produftes zu erkennen jein. Dagegen ift bei Verfahrenserfindungen 
der Gebrauch des durch das Berfahren gewonnenen PBroduftes feine 
Benugung der Erfindung, weil diefer Gebrauch an ſich das Berfahren 
sıht fenntlihd macht; das Berfahren jelbit kann fich in dem fertigen 
Brodufte fundgeben, dann it aber die Anwendung des Verfahrens die 


44 T. Patentgejeb. $& 2. 


enticheidende Form der Benugung der Erfindung. Keine Benußung 
der Berfahrens-Erfindung ift endlich die Herftellung der zur Anwendung 
des Verfahrens erforderlihen Vorrichtungen, Maſchinen ꝛc. 

(In der Literatur und Nechtiprehung gehen die Anfichten über 
den Begriff der „Benutzung“ weit auseinander. Sehr weit verjtehen 
ihn Rojenthal ©. 66 und Stenglein N. 5 — „jede Art des Ge- 
brauchmachens oder der Verwendung” —; Schrey, Zeitichr. f. gewerbl. 
Rechtsſchutz 1299, von Böhmer, Offenfundiges Vorbenugtjein von 
Erfindungen, Berlin 1901, ©. 104, 110, 113. Die Meinung, daß das 
Wort im Sinne des $4 zu verftehen jei, wird von Seligjohn N. 12 
und Shmid ©. 134 vertreten. Gareis, Komm. ©. 66 findet: „Benutzen 
it das in nußbare Berwendung nehmen“. Nach Robolsfi ©. 33 ift 
jede praftijhe Bermwertung der Erfindung eine Benugung der- 
jelben. Schanze, Ard. f. bürg. R. Bd. 11 ©. 26 ff. und Unterfuchungen 
©. 14 ff. betrachtet außer der Herjtellung und dem Gebrauch des Er- 
findungserzeugnifjes und der Anmendung des Erfindungsverfahrens 
auc) das nverfehrbringen und FFeilhalten von Erzeugnifien oder Proben 
derjelben, ferner das Inverkehrbringen, Feilhalten und Gebrauchen der 
durch das Verfahren unmittelbar hergejtellten Erzeugnifje ald Benutzung 
der Erfindung, während er den Vertrieb der durch eine erfundene Ma- 
ichine hergejtellten Erzeugnijie und die Herftellung der zur Anwendung 
eines Verfahrens erforderlichen Majchine nicht zu den Formen der Be- 
nugung der Erfindung rechnet. Gegen Schanze j. Adler in der frit. 
Biertelj. Schr. Bd. 44 ©. 376. Landgraf, Kommt. 2. Aufl. ©. 12 be- 
ftimmt den Begriff Benugung als „die wirkliche Durchführung, Ver- 
wirflihung der Erfindung entweder durch die Betätigung des 
Verfahrens oder durch die praftiiche Anwendung des Arbeitämittels, 
welches den Gegenjtand der Erfindung bildet.” Aehnlich Kohler, 
Forſchungen S. 73 ff., in Grünhuts Zeitichrift Bd. 25 ©. 224 ff., Handb. 
©. 190; diejer läßt nur eine kundbarmachende Art der Benugung 
gelten und rechnet dazu lediglich einerjeits bei Erfahrenserfindungen 
die Anwendung des Verfahrens, anderjeit3 bei Stofferfindungen den 
Gebrauc des Produktes, während er die Veräußerung und das Feil— 
halten, aber auch die Herjtellung des Produktes vom Begriffe der Be- 
nugung gänzlich ausjchließt Aehnlich Adler a.a.D. — Der Anficht 
von Seligiohn ſchloß ji) an das LG. Bremen, PMZBI. I 204; der von 
Landgraf das PA. PB 1879 S. 499, 1882 ©. 61, Gareis 1166, II 165. 
„Jede Ausbeutung und Nutzbarmachung', nicht nur die tecdh- 
niſche Verwendung, fällt unter den Begriff der Benußung nad) Anficht 
des RG. Str.Bd. 25 ©. 61, in PMZBL. 1229. Dort ift insbejondere 
auch das Inverkehrbringen dazu gerechnet; ebenjo vom PA. und 
NG. PB. 1881 ©. 73, 1884 ©. 101, 1891 ©. 373, Gareis II 158, IV 
65, IX 177; vom RS. in PM8SBl. III 54, IV 153, 252, V 113, in R. 
und U. VI 196; RGEStr. Bd. 28 ©. 160. Das Feilhalten zählt zu 
den Formen der Benubkung unter Ausdehnung des Begriffs auf die 
Verjendung von Zirfularen und Zeihnungen: RG. PBl. 1881 ©. 15, 
Sareis IT 151; ähnlih LG. Bremen PMYBI. 1204. Gegenftand des 
seilhaltens ſoll übrigens nady der cit. Entich. des RG. nicht das Er- 
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nndungs-Erzeugnis, ſondern die Erfindung ſelbſt ſein. Hiegegen 
wendet ſich Schanze, Unterſuchungen ©. 35. — In der Herſtellung 
des Erfindungsproduftes erbliden eine Borbenugung: PA. und RG., 
BBl. 1881 ©. 128 und ©. 215, Gareis II 169, III 90, RG. in R. und 
1.155, RGCB. 33 ©. 163, in PMEZBL. 193, RO. ebenda, 11 97, 1V 207; 
in Dieter legteren Enticheidung ift jogar eine bloß teifweife erfolgte 
Herftellung für ausreichend _ erflärt; ferner RG., PMZBL. VI 21; da- 
gegen jagt PA., PBl. 1878 ©. 283, Gareis I 187, die bloße Anfertigung 
jet feine Benupung der Erfindung, nur eine Beranftaltung dazu, und 
in PBl. 1886 ©. 69, Gareis V 115 nimmt PA. an, daß die Montierung 
eines Apparates feine Benugung jei. Der Gebrauch des unter Ber» 
mwertung des Erfindungsgedantens hergeftellten Gegenſtandes, 3. B. der 
mit den patentierten Borridhtungen veriehenen Majchine, ift als eine 
die Erfindung beſonders kundbar machende Benußungsart erflärt von 
RG., PBl. 1892 ©. 427, Gareis IX 194; vgl. auch RG., PB. 1880 
S. 87, Gareiß 133. Sogar in der Herftellung der zur Anwen- 
dung eines Verfahrens erforderlihen Majchine joll eine Be- 
nugung gefunden werden können nah RG., PBl. 1892 ©. 305, Gareis 
IX 206, während das PA. ebenda die entgegengejegte Meinung vertritt. 
Keine Benußung der Erfindung wurde I in der Anmel- 
eines Gebraudhsmufters gleiher Art, RG. PMZBI. VI21 — 

Schrey, Zeitichr. f. gewerbl. Rechtsſchutz 1892 ©. 296 ff. —; in 
* — Bra hi und Mitteilung von bloßen Modellen und Zeichnungen, 
RG. a.a.D., vgl. Schanze, Unterfuhungen S. 44; in dem Vertrieb 
der durch eine patentierte Majchine hergeitellten Erzeugnifie, PA, 
PBL. 1881 5.203, Gareis III Sff.; in der Einfichtnahme der Anmel- 
dung einer Erfindung durch Interefienten, insbejondere Sachverſtändige, 
RG., FB. 1881 ©. 215, Gareis III 90 

Im einzelnen iſt noch folgendes zu bemerfen: 

aa) Ein Produft wird gebraucht, indem man den techniichen 
Erfolg, den die Verwendung des Produktes erzielen joll, wirklich herbei- 
zuführen jucht, wenn man alio das Produft beftimmungsgemäß 
verwendet, nicht im jog. Leerlauf (Kohler, Handb. S. 191, welcher 
beiipielaweije jagt: eine Mähmaſchine wird nicht benußt, wenn man 
ihr Bapierichnigel zum Schneiden gibt). Ohne beftimmungsmäßige 
Verwendung läßt fich nicht feftftellen, dai der Gegenftand dem Zwecke, 
dem er gewidmet ift, wirklich in der behaupteten Weije dient, aljo das 
Weſen der Erfindung nicht ficher erfennen. Erfolgt aber eine bejtim- 
mungsmäßige Berwendung, jo fommt es auf den Zweck derjelben (ob 
ie behufs Nutzbarmachung oder Belehrung geichieht) nicht an. 

In der Ausstellung eines Erfindungserzeugnifies (auf Ge— 
werbe- oder Ynduftrieausftellungen) kann, joweit der Gebrauch des 
Erzeugnijjes in Trage fommt, nur dann eine Benußung gefunden 
werden, wenn das Erzeugnis, z. B. eine Majchine, dort bejtimmungs- 
gemäß funktioniert. Daß dies nur um die Leiltungsfähigfeit des Gegen» 
ftandes zu zeigen, nicht zum Zwecke der eigentlichen Nutzbarmachung 
desſelben geſchieht, iſt ohne Belang. Dasſelbe gibt von einem Ver— 
fahren, welches auf einer Ausſtellung unter Herbeiführung des techniſchen 
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Erfolges desjelben angewendet wird. (PU, PBl. 1879 ©. 499, 1882 
©. 61, 1886 ©. 101, Gareis I S 166, III 165, VII 119; RG. Bolze II 
Nr. 329. Wer eine Benußung der Erfindung ſchon in dem Inverkehr— 
bringen des Gegenftandes erblidt, wird die Ausfiellung des letzteren 
ftets als ein Benutzen der Erfindung anjehen, zumal mit der Aus- 
ſtellung meift aud ein Feilhalten verbunden ift; jo PA., PBl. 1879 
S. 499, 1888 ©. 261, Gareis I 166, V199; RG. in PM8Bl. II 209; 
ferner mit gemiffer Einſchränkung Schanze, Arch. F. bürg. R. XI 62 
re > S. 71; j. dort aud) giteraturangaben ©. 60 bezw. 68 ff.) 
bb) Eine Erfindung fann erſt bemugt werden, wenn fie voll» 

endet, aljo das Subjekt in der Lage ift, jie in dem oben angegebenen 
Umfange darzulegen (j.N.6 zu $ 1). Mahnahmen, welche der Erfinder 
trifft, um fich erft von der Ausführbarkeit der Erfindung zu über- 
zeugen, um die Erfindung zur Reife zu bringen oder weiter auszu— 
bauen, find feine Alte der Benugung. In diefem Sinne fallen bloße 
Berjuche nicht unter den Begriff der Benutzung. Sit aber der Er- 
finder mit der Konzeption zu Ende gefommen und madt er nun Er- 
perimente, um die fertige Erfindung in ihrer Anwendbarkeit auf das 
praftiiche Leben in wiederholten Fällen zu erproben, insbejondere andere 
Perſonen davon zu überzeugen, jo fann darin eine Benugung der Er- 
findung liegen; jo insbejondere wenn unter Yugrundelegung der bereits 
vollendeten Erfindung Erzeugniffe hergeitellt, das erfundene Verfahren 
angewendet, die Erfindungsprodufte gebraucht werden. (Bol. Selig- 
john R.13; Schanze a.a.D. ©. 69, Unterſuchungen ©. 48ff., dort 
weitere Siteraturangaben; PU. und RG, PB. 1881 ©. 29, 73, 115, 151, 
143, 203, 1884 ©. 100, 1890 ©. 563, 1891 ©. 373, Gareis 116, 22, 97, 
158, 179, no IV 65, VIII 243, IX 177, RO. Bolze XIV Nr. 112: 
RG;:Str. Bd.30 ©.240, im PMZU Il 208; RG. ebenda IV 86, VI 21; 
PA. ebenda ©. 230; vgl. auch oben zu aa.) 

ec) Der Sebrauc) des Erfindungsgegenftandes oder die Anwen- 
dung des Verfahrens muß nicht notwendig im gewerbliden Be- 
triebe ftattfinden; eine Benußung der Erfindung kann darin auch 
dann liegen, wenn der Gebrauch, die Anwendung nur im häuslichen 
Kreiſe, privatim geichehen iſt (Seligjohn N. 14, Stenglein N. 4, 
Kohler in Grünhuts Zeitſchr. 25 ©. 231). 

b) Offenkundigkeit der Benutzung. 

an) Vorausjegung ift zunächſt, af die Benutzung der Er- 
findung überhaupt zur Kenntnis anderer Perjonen ge- 
fommen ift und zwar jo, daß dieſe fich deifen bewußt wurden, was 
benugt worden ift, daß alſo das Weſen der benußten Erfindung er⸗ 
kennbar wurde. Es können ſehr wohl Perſonen bei Anwendung eines 
Verfahrens oder beim Gebrauch eines Arbeitsmittels, z. B. einer Ma— 
ſchine zugegen ſein, trotz aller Aufmerkſamkeit aber keinen Einblick in 
die techniſche Bedeutung des Verfahrens oder des Mittels erhalten; 
dann leidet, wenn auch die Tatfache der Benugung allgemein befannt 
wird, die, Neuheit der Erfindung hierunter in feiner Weife. (Kohler, 
Handb. S. 192: „Die Benutzung der Erfindung muß kundlich ſein.“ 
Vgl. auch PA—., BB. 1881 ©. 151, Gareis 11 22; ferner PBl. 1880 
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2.193 über die Benußgung fomplizierter Majchinen; PBl. 18% ©. 527, 
Gareis VIII 224.) Es ergibt ſich dies aus dem Geſetze ganz Har; der 
Neubeitämangel liegt nur vor, wenn die Erfindung offenkundig be» 
nupt iſt; das heißt doc offenbar nichts anderes, als: wenn die objel- 
tive Tatjache der Erfindungsbenugung als ſolche offenkundig, aljo mit 
der Benugung auch das Objekt derjelben befannt geinorben it. (Dabei 
wird nicht, wie Schanze, Archiv f. bürg. R. X1 72, Unterjuchungen 
©. 73 meint, das Wort „offenfundig“ unzuläffigerweiie als Adjektivum 
zu Erfindung gezogen.) 

bb) Die Benugung muß dadurd, dab andere davon 
Kenntnis erlangten, für jedermann erfennbar geworden 
fein. Wenn auch andere Perjonen von der Benugung der Erfindung 
in dem zu aa gefennzeichneten Sinne Kenntnis genommen haben, jo iſt 
damit die Benutzung noch nicht offenkundig geworden. Es kommt 
darauf an, ob die Kenntnisnahme fich beichränft auf einen engeren, ge» 
ichlofjenen Kreis von Perjonen, weldye der Erfinder ins Vertrauen 
gezogen hat oder ob die Kenntnis über einen jolchen Kreis hinaus- 
gedrungen ift, jo daß ihrer allgemeinen Verbreitung nicht3 im Wege 
ſteht. Daß es tatjächlich zu einer jolchen allgemeinen Berbreitung be- 
reits gelommen jei, ift zum Begriffe der Offenfundigkeit nicht erforder- 
lich. Dieje ift nicht gleichbedeutend mit „Oeffentlichkeit“ (NGStr. Bd. 28 
=. 166, Schanze, Unterjuhungen ©. 98 ff.), d. h. es müſſen weder die 
Merkmale der Oeffentlichkeit vorhanden ſein, noch genügen dieſe un— 
bedingt für die Annahme der Offenkundigkeit, da letztere mit der Oeffent— 
lichteit nicht notwendig verbunden iſt (vgl. Schanze, Arc. f. bürg. R. 
X1 82, der mit Recht darauf hinweist, daß 3. B. die auf öffentlicher, 
aber vollftändig menjchenleerer Straße gejchehene Benußung eines Fahr- 
rades feine offenkundige ift). 

DOffenfundig, d.i. für jedermann erlennbar, ift nun die 
Benugung vor allem dann, wenn fie nad) der ganzen Veranftaltung jo 
ftattgefunden hat, daß ihr unbeftimmt welche und wie viele Per— 
jonen anwohnen und dadurch einen Einblid in die Erfin- 
dung gewinnen fonnten, ein Bertrauensverhältnis aljo gar nicht 
beitand. (RG,, PBl. 1881 ©. 29, 1891 ©. 373, Gareis 11 97, IX 177; 
FB. 1892 ©. 427, Gareis IX 194. Umſtände, welche „die Kenntnis 
als ein anvertrautes Geheimnis erſcheinen laſſen“ und deren Nichtvor- 
bandenjein das RG. in der zweiten E. vorausjeßt, laſſen ich angejichts 
einer unbeftimmten Anzahl von Perſonen faum denken. ©. auch 
AG. in PMZB. 11 97.) Hatte eine unbejtimmte Zahl von Perjonen 
tatſächlich Zutritt, jo kommt es nicht darauf an, ob auch unbeſtimmt 
welche und wie viele Perjonen Kenntnis von der Benugung genommen 
baben; es genügt dann zur Offenfundigleit Kenntnisnahme einzelner 
beitimmter Perjonen. 

DOffenfundigfeit fann aber vorliegen, obwohl nad der 
Abiiht des die Benußung Vornehmenden die Kenntnis— 
nahme auf einen engeren geichlojjenen treis beſchränkt ſein 
ſolite. Entſcheidend iſt nämlich die objektive Sachlage, nicht die Ab— 
ſicht des Benutzenden. Iſt die Benutzung tatlächlich weiteren Kreiſen 
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zugänglich geweien, jo ſchützt der Nachweis, daß eine jo weitgehende 
Befanntgabe der Erfindung nicht beabfichtigt war, gegen den Berluft 
der Neuheit nit. (Schanze, Arc. f. bürg. R. Bd. 11 ©. 83; PA., 
PB. 1883 ©. 125, Gareis IV 30 u. RG. in der bei Schanze ©. 81 ab- 
gedrudten Enticheidung vom 5. Dezember 1892.) 

Nicht offenkundig ift alfo die Benugung vor den Augen 
dritter Perſonen nur dann, 

«) wenn nur ein individuell und der Zahl nach beftimmter Kreis 
von Perſonen Einfiht gewinnen jollte; 

3) wenn dieſe PBerjonen ihre Wahrnehmung geheim zu Halten 
hatten; 

y) wenn auch tatjächlich andere Perſonen, als die ins Vertrauen 
gezogenen, von der Benußung nicht Kenntnis genommen haben. Im 
einzelnen ift zu bemerfen: 

Zu «) Ob der Kreis der zugezogenen bejtimmten Berjonen nur 
eine Heine oder eine größere Zahl umfaßte, ift, wenn die übrigen Vor— 
ausjegungen für den Mangel der Offenkundigfeit vorliegen, gleichgültig. 
Fehlt es an der Vorausjegung zu 3, jo ift Offenkundigkeit jchon bei 
Kenntnisnahme von ganz wenigen Perjonen gegeben (vgl. RG., PMZBI. 
IV 252; Schanze, Unterjuchungen ©. 100 ff.). 

Zu 3) Die Geheimhaltungspflicht mußte nadı dem Willen 
des Benußenden beftehen und die zugezogenen Berjonen mußten ich 
derjelben bewußt jein. (Das Erfordernis des Bewußtjeins ift bejonders 
anerfannt vom RG. in R. u. U. 1II 368, jur. Wochenſchr. 1898 ©. 513.) 
Diejes Vertrauensverhältnis fann allgemein begründet jein; es be- 
fteht im dieſer Weije zwiſchen dem Geichäftsheren und feinen An- 
geitellten, Beamten wie Arbeitern, jomweit das Intereſſe des erfteren an 
der Geheimhaltung der Benugung reicht und diejes Intereſſe den anderen 
befannt ift. (Vgl. PA., PB. 1890 ©. 527, Gareis VIII 224.) Ins— 
bejondere befteht die Geheimhaltungspflicht unter diefen Vorausſetzungen 
für Diejenigen Perjonen, welche bei der Benußung, 3. B. der Anwendung 
eines Berfahrens, dem Betrieb einer Majchine 2c. mittätig find, welche 
für den Gejchäftsherrn oder mit demjelben die Benugung ausführen 
(für die bei der Benußung „beteiligten“ Berjonen, Schanze, Arc). f. 
bürg. R. XI 74 ff, Unterfuchungen ©. 84 ff.; vgl. auch Kohler, Handb. 
S. 193; PA. , BB. 1881 ©. 203, 223, 1883 ©. 125, Gareis III 8, 155, 
IV 30; PU, EMZB. I 221; NGStr. Bd. 28 ©. 188 betreffend den 
Fall der Benugung in einem Gefängnifie. ©. aber auh RG., PBl. 
1887 ©. 379, Gareis VI 96, wo der Anficht, daß die nur jachver- 
ſtändigen Beamten, Urbeitern, Lieferanten des Benutzenden zugäng- 
liche Benußung überhaupt feine offenfundige jei, entgegengetreten wird, 
wohl mit Recht, da in diejer Allgemeinheit ein Bertrauensverhältnis 
nicht anzuerkennen it). Das Bertrauensverhältnis fann aber auch im 
einzelnen Fall bejonders begründet jein, ſei es fraft ausdrüdlicher 
Abrede, jei es, daß die Geheimbaltungspflicht aus den Umftänden zu 
entnehmen ift. (PA, PB. 1879 ©. 499, 1881 ©. 143, 1883 ©. 125, 
Sareis 1 166, II 179, IV 30, R®. Bolze I Nr. 296: RS. in R.u. U. 
VI 196 Nr. 12 betr. den Fall der Vorlage eines Sewehrmodells bei der 
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amerifanijchen Botſchaft und bei der Gewehrprüfungsfonmiljion.) Be- 
fand zwar urjprünglich eine Geheimhaltungspflicht, find aber die bei» 
gezogenen Perſonen derjelben jpäter ausdrüdlich oder durch konkludente 
Handlungen enthoben worden, jo begründet ihre Keuntnisnahme von 
der Benugung der Erfindung Offenkundigfeit derjelben. (NRG., PMZBI. 
111 207.) Hat umgefehrt eine ſolche Pflicht zu der Zeit nicht beitanden, 
als dritte Perjonen von der Benutzung Kenntnis nahmen, jo tt dieſe 
Benugung eine offenfundige, wenn auc nachträglich die Pflicht auf- 
erlegt wurde. (RG., PBl. 1894 ©. 1.) 

Zu y) Fit auch nur eine beſtimmte Zahl von Perſonen ins Ver— 
trauen gezogen, ſo iſt doch die Benutzung dann eine offenkundige, wenn 
der Kreis der Kenntnisnehmenden über den Umfang des Ver— 
trauensverhältniſſes hinaus unbefugt erweitert wurde, alſo noch 
andere, als die zur Geheimhaltung verpflichteten Perſonen gegen den 
Willen des Benutzenden Einblick in den Vorgang der Benutzung er— 
halten haben, ſei es infolge Verletzung der Geheimhaltungspflicht, ſei 
es auf andere Weiſe. (PA., PBl. 1880 ©. 194, 1892 ©. 305, Gareis 
IX 206; PA. u. RG., PB. 1892 ©. 427, Gareis IX 194, RO. in R. 
u. U. III 368, RG. in jur. Wochenſchrift 1895 ©. 19, RG., PBl. 1894 
5.1, Gareiö X 101, Bolze XVII Nr. 115; LG. Bremen, PMZBIL. I 204.) 
Eine offenfundige Benugung ift ferner dann anzunehmen, wenn infolge 
Geheimnisverlegung jeitens einer Bertrauensperjon eine Benugung der 
Erfindung jeitens irgendwelcher dritter Perjonen tatſächlich erfolgt iſt 
(BA., PBl. 1883 ©. 125, Gareis IV 30). Ob eine Benugung vor Ver— 
hen ir Bes nachträglich eine offenfundige dadurch werden kann, 
dat das Geheimnis ausgeplaudert und dadurch die Benußung und das 
Objekt derjelben bekannt wird, iſt betritten. Die Frage dürfte zu be- 
jaben jein, weil offenfundig nicht jo viel wie offenjichtlich iſt, offen- 
fundig auch jehr wohl etwas werden fann, was in der Vergangenheit 
im Geheimen jich abgejpielt hat. (Uebereinftimmend Kloftermann, 
Kat.Gei. S. 131, Rojenthal ©.67, RG, PMZBI. TV 207, PA. u. RG. 
ebenda VII 9; a.M. Schanze, Arch f. bürg. R. XI ©. 90 und Unter- 
fuchungen ©. 113.) Es genügt aber nicht die bloße Möglichkeit der 
Geheimnisverlegung, dieje muß vielmehr tatſächlich erfolgt fein, jonft 
it Offenkundigkeit nicht anzunehmen (PA, PBl. 1881 ©. 223, Gareis 
111 155; zu weitgehend RG., PB. 1894 ©. 1, Gareis X 101, Bolze 
XVII Nr. 115, wo ſchon die Möglichkeit der Kenntnisnahme Dritter 
infolge Unzuverläffigfeit der Vertrauensperjonen für genügend zur Be- 
gründung der Dffenkundigfeit erachtet ift). 

Der Umfang der Benugung it im allgemeinen für die 
stage nad) der Offenkundigkeit derjelben nicht entjcheidend, da in einem 
einzigen Falle die Benußung jchon eine jolche fein kann, daß die Vor— 
ausjegungen der Offenfundigfeit beitehen. Selbft wenn es fich um Be- 
nugung duch privaten Gebrauch handelt, fann ein einziger Fall ge» 
nügen, joferne andere, nicht zur Geheimhaltung verpflichtete Perſonen 
davon Stenntnis haben; doc, wird hier die Feſtſtellung einer Mehrzahl 
von Fällen einen um jo fichereren Schluß auf die Offenfundigfeit ge- 
fatten. (Nicht für erforderlidy) erachten einen größeren Umfang der 
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Benugung Schanze, Ard.f.bürg.R.X1 85 und Unterjuchungen S. 100ff.; 
PA., PB. 1881 ©. 225, 1884 €. 101, Gareis III 130, IV 65; RG®,, 
PB. 1881 S. 9, Gareis II 242, RGE. Ill 85; RG. PMZBI. IV 252; 
anders PA., PB. 1880 ©. 187, 1881 ©. 95, 1891 ©. 373, Gareis II 
235, IX 177: RG., PBl. 1884 ©. 101, Gareis IV 65; vgl. auh RG. 
bei Bolze I Nr. 296.) 

Was jpeziell den Verkauf des Erfindungsproduftes betrifit, 
welcher von manchen Seiten als Form der Benugung im Sinne des 
$ 2 angejehen wird (j. o. ©. 44), jo gehen die Anfichten darüber, unter 
welchen Borausjegungen Hier eine offenfundige Benugung vorliege, aus- 
einander (j. darüber Schanze, Ardı. f. bürg. R. X1 79, Unterſuchungen 
©. 104, RG. PMZBL. 1229; vgl. auch PA., PBl. 1891 ©. 589, Gareis 
IX 152). 

Die Offenfundigleit des Berfaufs fann übrigens auch dann, wenn 
man in dem Verkauf jelbjt feine Benutzung der Erfindung erblidt (j. o. 
S. 42, 43), von Bedeutung jein, injoferne nämlich der Gebraud) eines 
Erfindungsgegenftandes, der nad) der Natur der Sache in diskreter Weije 
erfolgt (wie 3. B. der Gebrauch von Korſets, Bruchbändern, Klojets 
u. dgl.) durch offenen Verkauf des Gegenstandes zu einem offenkundigen 
werden fann (Kohler in Grünhuts Zeitichr. Bd. 25 ©. 232, Hanbb. 
S. 19; a. M. Schanze, Unterjuchungen ©. 139 ff... 

ce) Die DOffentundigfeit der Benutzung erjtredt ſich 
unter Umftänden nicht auf die Erfindung in ihrem ganzen 
Umfange; jo fann 3.8. ein Erfindungsproduft offenfundig benußt, 
das Verfahren zur Gewinnung des Produftes aber geheim geblieben 
jein; dann ift nur die Neuheit der Erfindung des Produftes verloren, 
das Stoffpatent alfo verwirft, während die Berfahrenserfindung ihre 
Neuheit bewahrt hat, ein Berfahrenspatent aljo erteilt werden kann. 
(Kohler, Handb. ©. 193.) 

dd) Die neuheitsichädliche Wirkung der offenkfundigen Benußung 
wird mitunter aus bejonderem Anlafje, nämlich bei internationalen 
Ausftellungen, durch gejeglihe Vorſchrift ausdrücklich verneint. 
Solche Vorſchriften erſtrecken ſich aber natürlich nur auf die Benutzung 
innerhalb der Zwecke der Ausſtellung, nicht auf eine weitere offen— 
kundige Benutzung, die auf Grund der erſteren außerhalb der Aus— 
ſtellung ſtattfindet (vgl. Stenglein N. 4, der aber, wie Schanze, Arch. 
f. bürg. R. X163 N. 92 mi Rtecht hervorhebt, nicht zutreffend annimmt, 
eine jolche Vorjchrift nehme der Benupung den Charakter der Offen- 
fundigfeit). 

8. Nur die offenfundige Benutzung im Inlande zerjtört die 
Neuheit. Inland ijt das Gebiet des Deutichen Reichs. Auch die Schup- 
gebiete werden vom Begriffe Inland mit umfaßt, da ſie zum Geltungs— 
bereiche des Patentgejeges gehören (j. die auf Grund des $ 3 des Schuß- 
gebietögeiepes erlajjene kaiſ. Verordn. vom 9. November 1900, RGBl. 

1005, $ 4, Seligiohn ©. 23). Das Gleiche wird bezüglich der 
— anzunehmen ſein (ſ. N. 12 zu 84). Als inlän- 
diſches Gebiet gelten ferner die deutſchen Schiffe auf offener See, deutſche 
Staatsſchiffe auch in fremden Gewäſſern, während fremde Staatsſchiffe, 
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wenn jie auch in einem inländiichen Gewäſſer ſich befinden, als Aus— 
land ericheinen. 

In zeitlicher Hinfiht ift der Einfluß der offenfundigen Be- 
nugung nicht beichränft. (Seligjohn N. 15 ©. 57; Stenglein 0.4; 
a.M. Kohler, Forihungen ©. 78, Handb. ©. 195, welcher Beſchränkung 
auf unjer Kulturleben annimmt.) 

9. Nicht jede Beichreibung der Erfindung in Öffentlichen Drud- 
ichriften, nicht jede offenfundige Benußung der Erfindung in dem oben 
iR. 7 lit. a) angegebenen Sinne genügt zur Neuheitszerjtörung, viel- 
mehr müjjen Beichreibung oder Benußung jo bejchaffen jein, 
daß es hierdurch anderen Sadverftändigen möglich wird, die Er: 
findung zu benugen. 

a) Die Möglichkeit der Nachbenutzung durch andere Sachver— 
tändige fennzeichnet den Grad der Genauigfeit, mit welcher die Er- 
findung beichrieben jein muß, den Umfang deifen, was durch die ofien- 
fundige Benugung befannt geworden jein muß; nicht aber wird durch 
he das Merkmal der Offenkundigfeit näher bejtimmt. Die Erfindung 
muß „derart bejchrieben“ jein, daß danach die Benußung ... mög— 
lich iſt. Wenn dazu in Parallele geitellt ift: „jo offenkundig benutzt, 
daß 2c.”, jo ift ohne weiteres Mar, daß die Möglichkeit der Nachbenutz- 
ung auch bier nur den erforderlichen Grad der Deutlichkeit der in die 
Außenwelt getretenen Kunde von der Erfindung bezeichnen joll. Offen- 
fundig ift eine Vorbenugung unter den oben (N. 9 lit. b) angegebenen 
Borausjegungen. Ob aber die offene Kunde von der Benußung über 
die Erfindung ſolche Klarheit verichafft, daß fie andere Sachverſtändige 
zur Nachbenutzung befähigt, iſt eine weitere frage, deren Bejahung 
notwendig ift, damit die offenkundige Vorbenugung den Neuheitsmangel 
begründet. (Bgl. Schanze Arch. f. bürg. R. X193 ff., Unterjuchungen 
©. 118 ff.; ſ. dort die verichiedenen Anfichten über die Bedeutung dieies 
Zujages.) 

b) Die zu a vertretene Auffajiung bringt es mit fich, daß zur 
Annahme des Neuheitömangel3 verlangt werden muß 

aa) eine Beichreibung der Erfindung in öffentlichen Drudichriften 
oder die offentundige Benutzung derjelben, 
na bb) die Möglichkeit der Nachbenugung durch andere Sadjver- 

ndige, 

ec) Kaujalzujammenhang zwiichen aa und bb, d. h. die Mög- 
Iichleit der Nachbenutzung muß die Wirkung der öffentlichen Beſchrei— 
bung oder der ojfenfundigen Borbenugung fein, die Bejchreibung oder 
die offenfundige Benugung muß die Erfindung nach außen jo Har ge- 
iegt haben, daß ein Sachkundiger auf Grund der hierdurch erlangten 
Belehrung die Benugung vornehmen könnte. Dagegen wäre es unzu— 
läffig, aus der Tatſache der für Sachverſtändige bejtehenden Benubungs- 
möglichfeit allein den Rückſchluß auf die Offenkundigkeit der geichehenen 
Borbenugung zu ziehen. (Bgl. RG. PBl. 1880 ©. 153, Gareis II 85; 
PA, EMZB. T 221 unter lit. c; gegen die wider Die legtere Entſch. 
von Schmid Zeitichr. f. gew. Rechtsſch. IV 246 erhobenen Bedenken j. 
Schanze Ard. f. bürg. R. XI ©. 99.) 

4* 
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e) Andere Sadverftändige müfjen in die Möglichkeit der Nach— 
benugung verjegt jein, d. h. andere als diejenigen, welche dent vertrauten 
Kreije angehören, innerhalb dejien die Verbreitung der bejchreibenden 
Drudichrift feine öffentliche, Die Benugung Feine offenkundige iſt (ſ. o. N. 5 
lit. b, N. 7 lit. b, ©. 38 u. 46). Die Erfindung kann aljo einzelnen zu 
dem Erfinder in einem Bertrauensverhältnifje jtehenden Sachverſtändigen 
jo befannt ſein, daß dieſe zur Nachbenutzung im ſtande wären; fie 
fann ferner durch Beſchreibung in einer Drucdichrift oder durch Be- 
nußung in weitere Kreiſe gedrungen fein, aber nicht mit ſolcher Klar— 
heit, Beftimmtheit, da Sachverftändige, welche dem Erfinder ferne ftehen, 
hieraus die für die Nachbenugung erforderliche Wijlenichaft jchöpfen 
fünnen. Dann fommt der öffentlichen Bejchreibung, der offenfundigen 
Benugung eine neuheitszerjtörende Wirfung nicht zu. (Vgl. PA., PBl. 
1883 ©. 125, Gareis IV 30, wo diefer Gegenjag zwiſchen den jachver- 
jtändigen Vertrauensperjonen und den „anderen“ Sadverftändigen an 
ſich richtig betont ift, während RG., PB. 1887 ©. 379, Gareis VI 96 
denjelben mit Unrecht Teugnet; das RG. trifft aber gegenüber dem 
Patentamte das Richtige injoferne, als es darauf hinweift, daß die vom 
PA. aufgeführten Kategorien nicht durchweg und unter allen Umſtänden 
als Bertrauensperfonen anzujehen find, j. o. N. 7 lit. b, bb, 3, ©. 48). 

d) Beichreibung und Benußung müſſen für andere Sadverftän- 
dige (lit. c) nur die Möglichfeit der Nachbenutzung begründen. Nicht 
erforderlich ift die tatjächliche Benutzung; ferner ift nicht erforderlich, 
dat andere Sachverſtändige auch nur wirflid Kenntnis von der Be- 
ichreibung oder von der Vorbenugung und damit von der Erfindung 
erlangt haben. Es genügt, wenn die Bejchreibung oder die Benugung 
nur derart in weitere Kreife gedrungen ift, daß auch andere Sachver— 
ftändige davon Kenntnis erlangen fonnten und zwar eine jo genaue 
Kenntnis, daß fie dadurch befähigt würden, mit Hilfe der ihnen im 
übrigen befannten technijchen Hilfsmittel die Erfindung zu benugen. 
(RG., PBl. 1880 ©. 53, 1887 ©. 379, RG. C. 142, Gareis I 179, VI 
96; vgl. auch PA., PBl. 1881 ©. 225, 1892 ©. 427, Gareis III 130, 
IX 194, Schanze, Unterfuhungen ©. 128.) 

e) Ob im Falle offenktundiger Benupung die Möglichkeit der 
Nachbenugung durch andere Sachverſtändige darauf beruht, daß dieſe 
jelbft in der Lage waren, der VBorbenußung anzumohnen, oder ob dieſe 
Möglichkeit erjt durch Mitteilung von Zwijchenperjonen herbeigeführt 
wurde, ift gleichgültig. Der erjtere Fall liegt immer dann vor, wenn 
die Offenfundigfeit ihon urjprünglich der Benugung eigen war, aljo 
diejelbe nicht oder nicht ausschließlich im vertrauten Kreiſe vor fich ge⸗ 
gangen iſt; der zweite Fall dann, wenn eine auf intimere Kreiſe bes 
ſchränkte Benugung durch unbefugte Mitteilungen an dritte Berjonen 
eine offenfundige geworden ift (ſ. o. N. 7 lit. b, bb, y, ©. 49; vgl. RG., 
PBl. 1892 ©. 427, 1894 S. 1; Gareis IX 194, X 101; Schmid id. 
358 f. gewerbi! Rechtsſchutz 1895 S. 246; a. M. BU, PR. 1883 

‚125, ‚ Gareis IV 30, Schanze, Arch f. bürs. N. Bd. 11 ©. 106, Unter- 
— ©. 137 ff.). 
f} Die öffentliche Beichreibung oder offenkundige Vorbenugung 
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muß an fich jchon dazu geeignet jein, die Benugung durch andere 
Sachverſtändige zu ermöglichen, durch jie aljo muß auf die Erfindung 
bereits jo viel Licht gefallen fein, daß Sachverſtändige mit der Be- 
nugung zu ftande fommen fönnen. Es genügt nicht, daß durch die 
Beichreibung oder durch die Vorbenugung nur der Anſtoß zu Unter— 
juchungen gegeben wird, die erft Klarheit über die Erfindung jchaffen 
würden. Anderjeit3 darf nicht überjehen werden, daf es ſchon aus- 
reicht, wenn Sachverftändige die Benußung betätigen können, alſo 
Rerionen, denen auf dem betr. Gebiete eine Spezialtenntnis zukommt 
(vgl. HG. Zürih R. u. U. III 371), nicht aber die Möglichkeit der Be— 
nugung für jedermann gegeben jein muß. Bedarf es aljo nur eines 
genaueren Zujehens, eines ſachkundigen Blids, einer fachmänniſchen 
Ueberlegung, um dem, was durch die Bejchreibung oder durd die Be- 
nugung befannt geworden ift, völlig auf den Grund zu ſehen, jo ift 
doch durch die Beichreibung, durch die offenkundige Benuß- 
ung die Nahbenugung möglich geworden. (PA., PB. 1880 ©. 193; 
1881 ©. 203, Garei III 8; in diefen beiden Entideidungen wurde Die 
neuheitszerftörende Wirkung der Vorbenutzung verneint, weil die den 
Gegenftand der Erfindung bildende Majchine auf Grund der Vorbe- 
nugung ohne Zerlegung und eingehende Prüfung der einzelnen Zeile 
nicht benußt werden konnte; vgl. auch PA., PBl. 1881 ©. 73, 151, 1882 
©. 61, 1887 ©. 379, Gareis II 158, 22, III 165, VI, Schanze, Arch. 
f. bürg. R. X[ 104, Unterfuchungen ©. 135; Robolsfi ©. 35; ander» 
ſeits RG., PBl. 1880 S. 53, Gareis 1 179, ROSE. 142, RG. jur. Wochen- 
ichrift 1887 ©. 69, wo troß der Notwendigkeit einer vorgängigen Unter» 
juchung die Möglichkeit der Benugung noch als Wirfung der offen- 
fundigen Borbenugung betrachtet if: Seligſohn N.19 ©. 59). 

10. Wer die den Neuheitsmangel begründende Veröffent- 
lihung der Erfindung bewirkt hat, it gleichgültig. Es kann 
diejelbe ausgegangen fein vom Erfinder felbft oder von ſeinem Rechts— 
nachfolger; He fann erfolgt jein von Seite eines anderen, der jelbitändig 
die nämliche Erfindung gemacht hat; fie fann gejchehen jein dadurch, 
dat ein Dritter ſich das Geheimnis zu verichaffen wußte und dieſes 
verriet. (Bol. Seligjohn N. 18, Kohler, Handb. ©. 198, PA., PBl. 
1880 ©. 189, Gareis II 213.) Derjenige, welcher durd Preisgabe des 
Geheimmniſſes das Erfinderreht verlegt, macht fich gem. BGB. $ 823 
ichadenserjagpflichtig, unter Umftänden gem. $ 9 des Gej. z. Bekämpfung 
des ımlauteren Wettbewerbes jtrafbar. (Bol. Seligjohn N. 4u. 5 
zu $ 3.) 

8 11. Wer den Mangel der Neuheit gegen den Anmelder einer 
Erfindung geltend macht, den trifft dafür die Beweislaft; er hat alle 
die Umftände zu beweifen, welche nah 8 2 zuſammentreffen müſſen, 
damit die Neuheit verloren gehe. Da die Offenkundigfeit der Benugung 
nicht Schon durch die Kenntnisnahme anderer Perſonen überhaupt be- 
gründet wird, jondern ein Hinausdringen über einen engeren, geichlofie- 
nen Berfonenfreis dazu erforderlich ift, muß der den Neuheitsmangel 
Behauptende auch beweijen, daß den anweſenden Perjonen die Geheim— 
haltung nicht zur Pflicht gemacht war oder daß ſie dieſe Pflicht verlegt 
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haben. (Bgl. PA. PMZBE. 1221; a. M. Schmid, Zeitichr. f. gew. 
Rechtsſch. 1895 ©. 245.) 


Zu Abſatz II 


12. PBatentbejhreibungen, welche öffentlih im Drud er- 
icheinen, fallen an und für fich unter die in Abj. I gedachten Drud- 
ichriften auch dann, wenn jie ausländijche find (j.o. ©. 40, N. 5 
lit. b). Ohne die Beitimmung des zweiten Abjages würde nun ein 
Erfinder, dejjen Anmeldung im Inlande fid) etwas verzögerte, jo daß 
die Bublifation jeiner Anmeldung im Auslande, wo er ebenfalld ein 
Patent erwerben will, früher erfolgte, Gefahr laufen, fein Erfinderrecht 
im Inlande zu verlieren, joferne nur die Bekanntgabe jeiner Anmel- 
ding im Nuslande mit einer Bejchreibung der Erfindung verbunden 
wäre. Um dies zu verhindern, ijt dem $ 2 des neuen Patentgejeßes 
der gegenwärtige zweite Abja angefügt worden. Mit demjelben fteht 
$ 23 Abj. 4 in gewiſſem Zujammenhange, injofern nämlich durch legtere 
Borichrift verhütet werden joll, daß die Bekanntmachung der inländi- 
ſchen Anmeldung der PBatenterwerbung im Auslande entgegenftehe. 

13. Die dreimonatliche Sperrfrift (ſ. N. 14) gilt nur für amt» 
lich herausgegebene Batentichriften des Auslandes; andere Bublifationen, 
welche die ausländiiche Patentierung einer Erfindung betreffen, unter- 
liegen der gleichen Behandlung wie jonftige Veröffentlichungen diejer 
Art, d.h. fie wirken im Inlande patenthindernd, wenn jie die Er- 
findung derart beichreiben, daß hiernady Benugung der Erfindung durch 
andere Sachverſtändige möglich ift. Die Ausnahme bezieht ſich auch 
nur auf die unmittelbare Wirkung öffentlicher Bejchreibungen, injoferne 
deren Erſcheinen als joldhes die Neuheit der Erfindung erjt nach 
Ablauf von drei Monaten zeritören joll, wenn nicht inzwijchen die An- 
meldung im Inlande bewirkt wird; wenn dagegen die Beichreibung in 
der ausländiichen amtlichen Patentichrift bewirkt hat, daß auf Grund 
derjelben im Inlande die Erfindung offenkundig benußt wwurde und nun 
auf Grund dejjen die Nachbenugung durch andere Sacdjverjtändige mög- 
lich ift, jo fteht dies der inländijchen Patenterteilung auch dann im 
Wege, wenn jeit Herausgabe der ausländischen Patentichrift drei Mo- 
nate noch nicht verjtrichen find. (Seligjohn N. 22; j. jedoch auch 
unten N. 16.) 

14. Erſt nad Ablauf von drei Monaten ftehen die im 
Auslande amtlich herausgegebenen Batentbejchreibungen den öffentlichen 
Drudichriften gleih. Die Frift ift jeit dem Tage der Herausgabe 
der Patentbejchreibung zu berechnen; der Tag der Herausgabe ift nicht 
einzurechnen, die Friſt endigt aljo mit dem Ablaufe desjenigen Tages 
des dritten Monats, welcher durch jeine Zahl dem Tage der Heraus- 
gabe entipricht oder wenn in dem dritten Monate diejer Tag fehlt, 
mit dem Ablaufe des legten Tages diejes Monats (BGB. $$ 187 Abi. 1, 
188). Wenn aljo 3.8. am 31. März im Auslande eine amtliche Pa— 
tentjchrift herausgegeben wird, jo würde die darin enthaltene Beſchrei— 
bung der Erfindung die Batentierung derjelben im Inlande ausſchließen, 
wenn die Anmeldung beim Batentamte nad) dem 30. Juni eingehen 
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würde. Die Beftimmung des $ 193 BGB. über die Verlängerung der 
an einem Sonn- oder Feiertage auslaufenden Friſt bis zu dem nächſt— 
folgenden Werktage findet he da innerhalb der Friſt eine 
Willenserflärung — die Anmeldung beim PBatentamte — abzugeben 
ift, widrigenfalls diejelbe wegen Berluftes der Neuheit der Rechtswirk— 
jamfeit entbehren würde. 

15. Die neuheitszerftörende Wirkung der Beichreibung in einer 
durch Drud veröffentlichten amtlichen Patentichrift des Auslandes wird 
nur zu Gunjten desjenigen, welder die Erfindung im Aus- 
lande angemeldet hat und jeines Rechtsnachfolgers um drei 
Monate hinausgeichoben. Würde eine andere Perjon die Anmeldung 
derjelben Erfindung im Jnlande vornehmen, jo würde ihr gegenüber 
auch vor Ablauf der drei Monate die im Auslande erfolgte Beröffent- 
lihung der Beichreibung diefer Erfindung den Neuheitsmangel begründen. 

16. VBorausjeßung der in Abj. 2 vorgejehenen Begünftigung ift, 
da nach einer im Reichd-Gejeßblatt enthaltenen Bekanntmachung die 
Gegenjeitigfeit verbürgt ift, daß aljo auch derjenige Staat, von 
deſſen PBatentbehörde die Patentjchrift auf Grund der dort zuerjt vor- 
genommenen Anmeldung ergangen ift, im umgefehrten Falle die gleiche 
Bergünftigung gewähren, d. h. eine im Deutichen Reich veröffentlichte 
amtliche PBatentichrift erjt nah Umfluß einer Frift von 3 Monaten als 
patenthindernd betradhten würde. Die Belanntmahung im Reichs— 
Geſetzblatt, daß in dem betreffenden Staate die Gegenjeitigfeit verbürgt 
it, enticheidet; ohne fie ift die tatjächliche Berbürgung der Gegenjeitigfeit 
ohne Bedeutung; anderjeit3 genügt ihr Erlaß auch dann, wenn er der 
Wahrheit nicht entipricht. 

Eine Belanntmadung, wie fie in $ 2 Abſ. 2 gedacht, ift bisher 
nicht ergangen. Die VBorjchriften der mit ausländiichen Staaten ab- 
geichlofjenen Webereinfommen, wonad die Priorität der erften An— 
meldung im einem der Vertragsitaaten auch für die jpätere Anmeldung 
in dem anderen Bertragsftaate bezw. in einem der übrigen Bertrags- 
ftaaten gelten folle, wenn dieje zweite Anmeldung innerhalb einer be- 
ftimmten Frift erfolgt, gehen in ihrer Bedeutung über die Tragweite 
der vorliegenden Beltimmung weit hinaus (j. die Barijer Leberein- 
funft Art. 4, ferner das Uebereinfommen mit Defterreih-Ungarn 
Art 3 u. 4, unter Ziffer V dieſes Buches). 


838. 

Auf die Ertheilung des Patent? hat derjenige Anspruch, 
welcher die Erfindung zuerjt nach Maßgabe diejeg Geſetzes an: 
gemeldet bat. Eine jpätere Anmeldung kann den Anjpruch auf 
ein Patent nicht begründen, wenn die Erfindung Gegenjtand 
des Patents de3 früheren Anmelder ift. Trifft diefe Voraus— 
fegung teilweise zu, jo hat der jpätere Anmelder nur Anjpruch 
auf Ertheilung eines Patents in entjprechender Beſchränkung. 
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Ein Anspruch des Patentſuchers auf Ertheilung des Patents 
findet nicht ftatt, wenn der wejentliche Inhalt feiner Anmeldung 
den Bejchreibungen, Zeichnungen, Modellen, Geräthichaften oder 
Einrichtungen eines Anderen oder einem von diefem angewendeten 
Berfahren ohne Einwilligung desfelben entnommen und von dem 
leßteren aus diefem Grunde Einfpruch erhoben iſt. Hat der 
Einſpruch die Zurüdnahme oder Zurüdweifung der Anmeldung 
zur Folge, jo kann der Einjprechende, falls er innerhalb eines 
Monats jeit Mittheilung des hierauf bezüglichen Bejcheides des 
Patentamts die Erfindung feinerfeit3 anmeldet, verlangen, daß 
al® Tag jeiner Anmeldung der Tag vor Bekanntmachung der 
früheren Anmeldung feſtgeſetzt werde. 


Abhängigkeit 7. | Rbentität der zuerit und jpäter angemel- 
Anmeldung ber Erfindung, erſte 3, jpä- beten Erfindung 5; teilweife Identität 
tere 4. 6; 3. der angemeldeten und der wider: 
Anſpruch auf Batenterteilung 2. rechtlich entnommenen Erfindung 9. 
Veichränfte Batenterteilung 6. Nichtigkeit des Batents jür eine entiwendete 
VBeichreibungen ıc. 10. Erfindung 18. - 
— 14, eines Dritten 17; Wirkungen Briorität des Einfprechenden 16. 
15, Uebertragung bes Patents 18. 
Einwilligung 13. | a IL. 
— widerrechtliche 9—18, beſonders Zurücknahme der Anmeldung 15, 164. 
12 





Zurũgweifung der Anmeldung 15, 16a. 


1. Einleitung. Wie in N. 10 und 11 zu $ 1 dargelegt, entfteht 
mit Vollendung einer gewerblich verwertbaren Erfindung ein Erfinder- 
recht, welches jedoch, um jeine volle Wirkung zu äußern, der Ergänzung 
durch den Formalakt der Patenterteilung bedarf. Als Erfindungs- 
berechtigter gilt bi8 auf weiteres der erjte Anmelder (ſ. N. 3). Diejer 
hat einen Anſpruch auf Patenterteilung (j. N. 2), e8 wäre denn, daß 
* a befiere Rechte geltend gemacht würden ($ 3 Abi. 2, ſ. 
N. 8—18). 

St dem erjten Anmelder ein Patent erteilt, jo fann für die 
nämliche Erfindung von keiner anderen PBerjon mehr ein jolches er- 
worben werden, jollte auch dieſe und nicht der erjte Anmelder der Er- 
findungsberechtigte jein ({. N. 4 u.5). Nur für den Ueberichuß, welchen 
der Gegenitand einer zweiten Anmeldung im Berhältnijie zu der paten- 
— Erfindung aufweiſt, kann ein beſchränktes Patent erteilt werden 
(N. 6u.7 

Zu Abſatz I. 

2. Anſpruch auf Patenterteilung. Das Geſetz gewährt dem Er- 
finder einen Anſpruch auf Erteilung des Patents, der auf einen Dritten 
übertragen werden fann (j. $ 6). 

Diefer Anſpruch ift ein öffentlich-vechtlicher und fann nur auf 
dem in den 88 20 ff. vorgezeichneten Wege verfolgt werden. Seinem 
Inhalte gemäß ijt das Patentamt verpflichtet, das Patent zu erteilen, 


- 
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joferne e8 die objektiven VBorausjegungen (38 1,2) für gegeben erachtet 
und ein Einjpruch nach Abſ. 2 nicht erhoben wird oder nicht für be— 
gründet anzujehen it. (Seligjohn N. 2, vgl. Piloty in Hirths 
Annalen Bd. 30 ©. 409 fi; Schanze, Arch. . öffentl. R. Bd. 9 ©. 196; 
RGC. 29 ©. 55. Gegen die Annahme eines Anjpruch3 auf Batent- 
erteilung Kohler, Handb. S. 248. Seine Gründe find nicht überzeugend; 
zwiſchen der Einleitung eines Patenterteilungsverfahrens und der wirf- 
lien Patenterteilung befteht eben ein wejentlicher Unterſchied und ferner 
bat in der Tat der Erfinder, nicht der bloße Befiger einer Erfindung, 
den Anſpruch auf PBatenterteilung, den letzteren läßt nur das Gejeg bis 
auf weiteres al3 Erfinder gelten; vgl. N. 3.) 

3. Der Anſpruch auf Batenterteilung fteht demjenigen zu, welcher 
die Erfindung zuerft nah Maßgabe diejes Geſetzes ange- 
‚meldet hat. Wenn die Motive (zu $ 3 des Gef. von 1877 ©. 18) 
dazu bemerfen, der Entwurf verleihe dem erjten Anmelder, nicht dem 
Erfinder den Anjpruch auf das Batent, jo iſt hieraus nicht (mit Selig- 
John (N. 3) zu_folgern, daß das Gejeg völlig die Beziehungen zwiſchen 
Anmelder und Erfinder ignoriere. Dagegen jpricht ſchon die Beltimmung 
in Abj. Il, außerdem aber die Erwägung, daß ein Gejeg unmöglich die 
erite Anmeldung der Prämiterung mit einem Patent wert halten kann, 
ohne in dem Anmelder den Erfinder zu vermuten. Die weiteren Aus- 
führungen der Motive und die Beratungen im der Kommijlion (Bericht 
S. 12) laſſen ja deutlich erjehen, daß nur den Schwierigfeiten der Be- 
weiäfrage vorgebeugt werden wollte. (Keineswegs fann Schanze, Er- 
findungen und Mufter ©. 13 zugeftimmt werden, der in der Zuerfennung 
des Patentanſpruchs an den Anmelder eine Prämie für die Preisgabe 
der Erfindung erblidt, und zwar auch dann, wenn der Erfinder die 
Erfindung geheim halten will. Wie joll ſich denn eine PBrämiierung 
desjenigen rechtfertigen laſſen, der, vielleicht ohne daß die Vorausjegungen 
des Abi. 2 vorliegen, doch in die Rechte des Erfinders eingreift?) 

Im einzelnen it folgendes zu bemerken. 

a) Der erjte Anmelder gilt als der Beredhtigte, jolange 
nicht der Beweis der widerrechtlichen Entnahme gemäß Abi. 2 geliefert 
ift, deflen Zulaſſung von der Erhebung des Einjpruchs jeitens des Ver— 
legten abhängt. Hievon abgejehen, läßt das Geſetz den Beweis, daf 
der Anmelder nicht der Erfinder jei, nicht zu; die durch) die Anmeldung 
begründete Wermutung ift alſo, foweit nicht das in Abi. 2 geregelte 
Einipruchsredht geltend gemacht wird, unmiderleglid. Noch weniger ift 
das Patentamt verpflichtet oder auch nur beredhtigt, dem Anmelder den 
Beweis der Erfinderichaft oder der Rechtsnachfolge in das Erfinderrecht 
aufzulegen; es ift ferner auch nicht berechtigt, das Patent zu verweigern, 
weil ihm etwa befannt ift, daß nicht der Anmelder, jondern ein anderer 
der Erfinder oder deſſen Rechtsnachfolger iſt. Alle Fragen diejer Art 
iollten durch die gewählte Faſſung des Geſetzes — werden 
Komm.Ber. v. 1877 ©. 12; a. M. Piloty a. a. O. ©. 418 ff.) Selbſt— 
verſtändlich hat jedoch das Batentamt Die objeftiven Borausjegungen 
des Patentanſpruchs zu prüfen, insbejondere die Frage, ob überhaupt 
eine Erfindung in Frage steht. Zum Begriffe der leßteren gehört u. a. 
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das Merkmal der Originalität in dem oben (NR. 3 lit.a zu $ 1) dar- 
gelegten Sinne; würde der Mangel diejes Erforderniſſes jich jofort klar 
ergeben, jo wäre die Anmeldung zurüdzumeijen — nicht weil ein anderer, 
als der Anmelder, die Erfindung gemacht hat, jondern weil das, was 
der Anmelder als Erfindung ausgibt, auf jeiner Seite jedenfalls feine 
ift, wobei es dahingeftellt bleibt, ob es für einen anderen als Erfindung 
gelten könnte. (In der praftiichen Bedeutung wird dies meiſtens auf 
dasjelbe hinauslaufen, wie das von Piloty dem Patentamte zuerfannte 
Recht der Driginalitätsprüfung.) Ebenjo muß das Patentamt das Patent 
verweigern, wenn die angebliche Erfindung ſich als bloße Entdedung 
herausitellt; wenn aljo 3.8. — vielleicht nad) den eigenen Angaben 
des Anmelder — feititeht, daß diejer nur eine in alter Zeit erfundene, 
in Vergejienheit geratene oder fern im Auslande, etwa bei Naturvölfern, 
im Gebrauche jtehende Einrichtung erforicht und dieje nun zum Gegen- 
ftande der Anmeldung gemacht hat. (Ebenjo Kohler, Fherings Jahrb. 
Bd. 26 ©. 436, Handb. S. 91, 204, 303; a. M. Schanze, Erfindungen u. 
Mufter ©. 224, 331.) 

b) Die Anmeldung, welche zur Batenterteilung führen joll, muß 
geichehen jein nad Maßgabe diejes Geſetzes. m diefer Hinficht 
ift auf das zu $2 Bemerkte zu verweilen (j. dort N. 4, auch über Die 
mögliche anderweite Feſtſetzung des Anmeldungstages). Eine An— 
meldung genügt aljo zur Wahrung der Priorität nur dann nicht, wenn 
fie entweder die Fdentität der Erfindung nicht erfennen läßt oder wenn 
die ihr anhaftenden fachlichen oder formellen Mängel innerhalb der dem 
Anmelder gejegten Friſt nicht gehoben werden. 

e) Wer eine Erfindung anmeldet, muß, damit dieſes Rechts— 
geihäft wirfiam jei, Geſchäfsfähigkeit bejigen. Die Anmeldung 
eines Gejichäftsunfähigen ift nichtig (BGB. 88 104, 105; PA. in PMZBI. 
VIII 204). 

Die Gejhäftsfähigfeit muß eine unbeichränfte jein, denn durch 
die Anmeldungserflärung wird nicht lediglich ein rechtlicher Vorteil 
erlangt, fie begründet auch Pflichten (j. namentlich 88 8, 20, Abi. 3). 
Der Minderjährige, der Entmündigte in den Fällen des $ 114 BGB. 
fann aljo nur mit Einwilligung des gejeglichen Vertreters eine rechts- 
wirfiame Anmeldung vornehmen (BGB. SS 107, 111, 114). Inſoferne 
allerdings die Anmeldung nur die Priorität und die Neuheit wahren 
jollte, käme lediglich ein rechtlicher Borteil in Betracht. Allein die Er- 
reihung diejes Vorteils hängt davon ab, daß auf Grund der Anmel- 
dung das Patent wirklich erteilt wird und dies kann eben deshalb nicht 
geichehen, weil die Batenterteilung nicht ausjchließlich rechtliche Vorteile 
bringt. Die Anmeldung eines in der Gejchäftsfähigkeit Beſchränkten 
ift alſo zurückzuweiſen. Erfolgt eine neue rechtswirkſame Anmeldung, 
jo enticheidet für die Priorität dieje, nicht die erfte, unwirfame An- 
meldung. (A. M. Kohler, Handb. ©. 282, welcher eine Anmeldung 
als civiliftiiches Nechtsgeichäft und eine Anmeldung als Recdhtspolizei- 
geichäft unterscheidet und für erjtere annimmt, daß fie nur Worteil 
bringe, dabei aber doch zu wenig beachtet, daß die jog. civiliftiiche 
Wirkung der Anmeldung von der jog. rechtöpolizeilichen abhängt. Dan 
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fann zugeben, daß die Anmeldung die beiden Funktionen hat, einerjeits 
Keuheit und Priorität zu wahren, anderjeits zur Patentierung zu führen. 
Aber dieje Funktionen jtehen doch in engjtem Zufammenhang, fie machen 
aus dem einen Rechtögejchäfte micht deren zwei, und wenn nun ein — 
jei e8 auch nach verichiedenen Richtungen wirfender — Rechtsakt für 
den Handelnden teild Borteile, teils aber auch Verpflichtungen mit jich 
bringt, jo fann man doch nicht jagen, er jei für den in der Gejchäfts- 
fähigkeit Bejchränften nur in Anjehung der Verpflichtungen ungültig. 
Ein ſolches Rechtsgeſchäft ift eben wegen der damit verbundenen Ber- 
pflichtungen nicht ein jolches, durch welches man lediglich Vorteil 
erlangt. Es darf übrigens nur auf $ 20 Abſ. 3 und $ 22 hingewiejen 
werden, um die Unhaltbarfeit der K.jchen Anficht darzutun: ohne Zah- 
fung der 20 ME. für die Koften ift die Anmeldung auc) als civiliftiiches 
Rechtsgeſchäft wirkungslos. Alfo verbindet ſich auch infoferue mit dem 
Borteile eine Berpflichtung.) 

Für eine juriftiihe Berjon hat die Anmeldung diejenige 
phyſiſche Berjon vorzunehmen, welcher jonft die Vertretung in Nedhts- 
angelegenheiten zufommt. Das Patentamt hat die Legitimation eines 
jolden, wie überhaupt eines jeden Vertreters des Anmelders zu prüfen. 
Handelt Jemand bei der Anmeldung ohne Bollmacht für einen Anderen, 
jo wird durch nachträgliche Genehmigung des letteren die Anmeldung 
rüdwärts wirfiam (BGB. $ 184), jo daß aljo die Anmeldung weiteren 
Anmeldungen derjelben Erfindung, die zwijchen ihr und der Genehmi- 
gung erfolgen, vorgehen. Borausgejegt ift dabei freilich, da das Batent- 
amt die Anmeldung des vollmadtlojen Vertreters entgegengenommen 
und dieſem eine Friſt zur Beibringung der Genehmigung gejegt hat. 
(Kohler ©. 282.) 

Db der Anmelder Jnländer oder Ausländer ift, darauf fommt 
es für die Wirfung der Anmeldung nit an. Nur muß gem. $ 12 
derjenige, der nicht im Inlande wohnt, den Anſpruch auf die Erteilung 
eines Patents durch einen im Inlande beftellten Vertreter geltend machen. 
Das Batentamt leitet aljo das Erteilungsverfahren nur ein, wenn die 
Beitellung des Vertreters erfolgt ift; der Vorprüfer hat aber, jolange 
dies nicht der Fall ift, gem. $ 21 Abi. 2 auf die nachträgliche Erfüllung 
der Borjchrift des $ 12 hinzuwirken (j. hierüber bei $ 12). Die Priorität 
der Anmeldung fann fich der Ausländer durch rechtzeitige Nachholung 
der verfäumten Beftellung erhalten (vgl. N. 4 zu $ 2). 

d) Wer zuerjt die Erfindung angemeldet hat, gilt al der Be- 
rechtigte. Es kommt aljo darauf an, wann die Anmeldungserflärung 
in den Einlauf des Patentamts gekommen ift. Hiezu genügt nicht, daß 
die Erflärung an irgend einen Bedienjteten des PBatentamts abgegeben 
oder in den Brieflaften dajelbit geworfen it; fie muß während der 
Dienftjtunden in das Bureau des Patentamts gelangt jein (vgl. das in 
N.3 zu 82 Bemerkte) Mebrigens iſt hier nicht (wie bei der Frage 
nach der Neuheit) lediglich der Tag des Eingangs, jondern unter Um— 
ftänden die Stunde, die Minute des Eintreffens der Anmeldung ent» 
iheidend; eine Anmeldung, welche am nämlichen Tage mit einer anderen 

Anmeldung derjelben Erfindung, aber vielleicht ein paar Minuten früher 
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eingegangen iſt, ſchlägt die andere aus dem Felde. Hiebei iſt 8 27 der 
Ausführ.Berordn. vom 7. April 1891 zu beachten (ſ. dieſelbe im An— 
hange). Demnach gilt von zweien an demjelben Tage an das Patent» 
amt gelangten Anmeldungen diejenige als jpäter eingegangen, welche 
die höhere Geſchäftsnummer trägt und die Zuerteilung der Nummer 
bejtimmt ſich nach der Reihe des Eingangs oder, wenn Diele nicht feit- 
fteht, nad) der Reihe, in welcher die Schriftftüde von dem dazu be- 
ftimmten Beamten übernommen merden. Wlles dies hat aber Geltung 
nur injoweit, als nicht eine andere Reihenfolge des Einganges nach— 
gewiejen wird. Es ift aljo nicht ausgejchloffen, daß Derjenige, defien 
Anmeldung eine höhere Gejichäftsnummer trägt, als die eines Anderen, 
diejem gegenüber mit Hilfe des Nachweijes, daß jeine Anmeldung früher 
eingegangen, objiegt. 

Wenn in einer Anmeldung eine Mehrzahl von Erfindungen 
zufammengefaßt, dann aber vom Anmelder erklärt wird, er wolle einen 
Teil der angemeldeten Erfindungen ausscheiden und beionders anmelden, 
jo fann ihm eine Friſt gewährt werden, innerhalb welcher er die An- 
meldung der ausgejchiedenen Erfindungen mit der Priorität der eriten 
Anmeldung vornehmen kann; hält er aber dieje Frift nicht ein, jo fann 
der erjte Anmeldetag für die Neuanmeldung nicht mehr als Anmeldetag 
gelten (PA, PÜZBL. III 239). Wird ein Teil des Anmeldungsgegen- 
itandes wegen mangelnder Einheitlichkeit zu beionderem Berfahren ver- 
wiejen, jo kann zwar die entiprechende Neuanmeldung die Priorität der 
erjten Anmeldung in Anſpruch nehmen, aber nur dann, wenn fie auf den 
Namen des früheren Anmelders eingereicht wird (PU. a. a. O. VI 17). 
| Wird eine Anmeldung zurüdgemiejen, weil ihr Gegenstand 
mit dem einer bereits patentierten Erfindung übereinjtimmt, demnächft 
aber das hiefür erteilte Batent für nichtig erflärt und num die zurüd- 
gewiejene Anmeldung wiederholt, jo fann der Anmelder nicht 
beanjpruchen, dab diefe Neuanmeldung auf den Tag der früheren An— 
meldung zurüddatiert werde (PA., PMZBI. I 146). 

Wer eine Erfindung zuerjt ineinem der mitdem Deutichen 
Neid in einem Vertragsverhältniiie ftehenden Staaten an 
gemeldet hat, genießt, wenn er die Erfindung binnen gewiſſer Friſt im 
Deutichen Neich zur Anmeldung bringt, hiefür die Priorität vor allen 
nad dem Zeitpunft der erften Anmeldung eingereichten Anmeldungen 
(Art. 3, 4 des Uebereinkommens mit Dejterreich-Ungarn, Art. 4 der 
Pariſer Uebereinfunft, j. diejelben unter Ziffer V diejes Buchs). 

e) Die Erfindung ift angemeldet, jobald fie in erfennbarer 
Weiſe in eimem jchriftlichen Antrag auf Batenterteilung dem Batent- 
amte unterbreitet it. Die Aufftellung von Patentanſprüchen (8 20) 
ift zwar erforderlich für die Batenterteilung ſelbſt, nicht aber für die 
Anmeldung, joweit diefe nur die Neuheit und die Priorität wahren joll. 
Wenn aljo eine Perſon zuerjt die Erfindung angemeldet hat, jo hat jie 
gegenüber dem zweiten Anmelder die Priorität, jollte fie auch dem 
Batentanipruche jpäter als der zweite Anmelder die entiprechende Faſſung 
gegeben haben. (PA. in PMZBL VII 114.) 

1) Wenn mehrere PBerjonen eine Erfindung gemein 


Rriorität des erften Anmelders. 61 


meinſchaftlich anmelden, Haben fie zujanımen Anjipruch auf ein 
Patent. Würde von den mehreren Mitanmeldern der eine die Ans 
meldung zurüdnehmen, jo wären nur mehr diejenigen zu berüdfichtigen, 
welche die Anmeldung aufrecht erhielten; ihnen wäre dann das Patent 
zuerteilen. (Kohler, Handb. ©. 307; a. M. Seligjohn N. 12, welcher 
annimmt, das Patentamt könne dann auf Grund der vorliegenden An— 
meldung überhaupt fein Batent erteilen.) Das Verhältnis der mehreren 
Ratentinhaber unter ſich ift, wenn es nicht ausdrüdlich geregelt it, 
nach den allgemeinen Grundiägen des bürgerlichen Rechts über Gemein- 
ichaft zu beurteilen (j. BGB. SS 741 ff.; vgl. auch N.3 zu 84. Im 
Falle einer Patentverlegung ift jeder Patentmitinhaber zur Stellung 
des Strajantrags beredtigt. (LG. Elberfeld, Gareis IV 253.) 

Wenn dagegen mehrere Berfonen nicht eine gemeinschaftliche An— 
meldung bewirft haben, jondern jeder für fich die Erfindung angemeldet 
bat und die mehreren Anmeldungen gleichzeitig beim Batent- 
amte eingegangen find, dann ift nicht ein gemeinfchaftliches Patent, 
jondern jedem Anmelder ein bejonderes Patent zu erteilen. (Kohler, 
Handb. ©. 309; a.M. Seligſohn N. 7.) 

g) Der Eintritt einer Rehtsnadhfolge nad) der Anmeldung 
bewirkt, dat das Patent dem Rechtsnachfolger zu erteilen ift, jei es nun, 
daß der Erfinder jeinen Patentanſpruch nad der Anmeldung auf einen 
andern übertragen hat oder dab er nach diejem Rechtsakte geitorben 
und beerbt worden ift (vgl. 86). Während nun von dem Anmelder 
das Patentamt einen Nachweis für jein Erfinderrecht nicht verlangen 
fann, darf und muß es doch feititellen, daf der Anmelder und derjenige, 
dem das Patent erteilt wird, identifch find, bezw. daß der letztere in Die 
Rechte des eriteren eingetreten ift. Der Rechtsnachfolger muß fich alfo 
gegenüber dem Batentamte legitimieren (vgl. Kohler, Handb. ©. 281). 

4. Priorität des erften Anmelders. 

Der zweite Saß des 1. Abjages ift durch die Novelle eingefügt. 
Seine Bedeutung gegenüber dem 1. Saätze ift teild eine erläuternde, teils 
eine einjchränfende. 

a) Schon der erſte Saß läßt bei genauerer Betrachtung erjehen, 
dab nur der erfte Anmelder, alfo fein fpäterer Aumelder der- 
jelben Erfindung, Anſpruch auf die Erteilung des Patents hat. 
Ties hebt nun der zweite Sat noch bejonders hervor. 

b) Aber nur wenn die erite Anmeldung zur Batent- 
erteilung führt, hat fie die Wirkung, jeden anderen Anmelder vom 
Patent auszuſchließen. Sie gewährt aljo die Priorität nur unter der 
Keiolutivbedingung, daß nicht das Patent verweigert oder die An- 
meldung zurüdgenommen wird; jobald der Anspruch des erjten An— 
melders aus irgend einem Grunde zurücdgewiejen oder die Anmeldung 
zurüdgezogen wird, jo jteht dieje der jpäteren Anmeldung eines anderen 
nicht mehr im Wege (vgl. RE, PMZBI. VI 148), auch dann nicht, 
wenn der erfte nach diefer jpäteren Anmeldung die Erfindung wieder- 
bolt zur Anmeldung bringt umd zwar diesmal ohne die feiner erften 
Anmeldung anhaftenden Mängel; nunmehr hat der ihm nachfolgende 
Anmelder Er: Batentanipruch und jchließt ihn vom Patente aus, voraus- 
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gejegt natürlich wiederum, daß nun die zweite Anmeldung zur Ratent- 
erteilung wirklich führt. Das Patentamt darf aljo, wenn nach einander 
mehrere Perſonen diejelbe Erfindung angemeldet haben, nicht jedem von 
ihnen das Patent erteilen, etwa dem jpäteren Anmelder für den Fall, 
daß das Patent des früheren erlijcht, jondern wenn es einem früheren 
Anmelder das Patent erteilt hat, muß es jeden jpäteren von Amts— 
wegen oder auf erhobenen Einjpruch zurüdweiien (88 22 Abi. 1, 24 
Abi. 2). Anderſeits darf es aber die jpätere Anmeldung nicht ſchon des— 
halb zurüdweijen, weil jchon eine noch nicht erledigte Anmeldung der- 
jelben Erfindung vorliegt. Es muß vielmehr die Beſchlußfaſſung über 
die jpätere Anmeldung ausjegen, bis entichteden ift, ob die erfte An— 
meldung zur Patentierung führt. Dagegen befteht fein Anlaß, das 
ganze auf die jpätere Anmeldung bezügliche Berfahren auszujegen ; 
vielmehr ift dieſes bis zur fchließlichen Entjcheidung durchzuführen. 
(Sp auch die neuere Praxis des PA., j. Geichäftstätigkeit S. 171.) 

Im übrigen ift noch folgendes hervorzuheben: 

aa) Das Batent ift dem jpäteren Anmelder derjelben 
Erfindung zu verjfagen nicht nur, wenn zu der Zeit, da die jpätere 
Anmeldung einlief, dem erften Anmelder bereits ein Patent erteilt war, 
jondern auch, wenn die Erteilung des Patents an den erften 
——— erſt nach dem Eingang der zweiten Anmeldung 
erfolgte. 

bb) Das Patent des erſten Anmelders ſchließt den 
zweiten Anmelder von der Ratentierung nurdannaus, wenn 
es zu der Zeit, da über die Erteilung des Patents auf Grund 
der zweiten Anmeldung Beſchluß gefaßt wird, noch eriitiert, 
alſo noch nicht erlofchen, für nichtig erflärt oder zurüdgenommen iſt; 
deun Gegenſtand des Patents des früheren Anmelders „iſt“ nur, was 
zur Zeit noch Patentſchutz genießt. (Uebereinſtimmend "namentlich die 
Motive zu Sat 2 des Abi. 1, ferner PA, R. u. U. I 174, PMBBl. 
IT 110, 111 68; Schanze, Zeitichr. f. gew. Rechtsſchutz III 294 ff. und 
Unterfuchungen ©. 311 ff. Seligfohn N. 13 zu c, Damme R. u. U. 
V 105, Robolsti, Komm. ©. 20. Dagegen vertreten Kohler, Handb. 
©. 273, : 278, Alerander- Kapin R. u. U. V 193, Adler, krit. Biertelj. 
Sc. B. 44 ©, 380, RG. in PMZDI. VI 148 und beiläufig auch ROSE. 
Bd. 33 ©. 154, 155 die Anficht, eine Erfindung, die überhaupt einmal 
Gegenſtand eines Patents war, könne nicht patentiert werden, auch wenn 
das erfte Patent in Wegfall gekommen . AnderjeitS meint Bolze, 
der Entwurf einer Patentnovelle, 1890, S. 41 ff., das ältere Patent 
ſtehe dem jüngeren nur dann nicht mehr im Wege, wenn es jchon zur 
Zeit der zweiten Anmeldung nicht mehr eriftiert habe. Von praftiicher 
Bedeutung ift die Streitfrage zunächſt nur für den Fall, daß die Er- 
findung durch öffentliche Drudichriften, insbejondere durch die Batent- 
ichrift, welche das erfte Patent zum Gegenftande hat, zur Zeit der 
jpäteren Anmeldung noch nicht ausreichend bejchrieben, auch nicht jchon 
offenfundig benußt ift; denn ſonſt kann diefe Anmeldung jchon wegen 
mangelnder Neuheit — $2 — nicht mehr zur Patentierung führen. Die 
Frage fann aber noch nad) einer anderen Richtung Bedeutung gewinnen. 
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Kenn nämlich, troßdem einmal die Erfindung patentiert und öffentlich 
befannt geworden war, für Diejelbe Erfindung ein zweites Patent er- 
teilt wurde, jo fann Diejes wegen mangelnder Neuheit mit der Nichtig- 
feitsflage nur innerhalb einer fünfjährigen Frift angegriffen werden — 
$ 28 Abi. 3 —. Das zweite Batent wird aljo nach der hier vertretenen 
Anficht mit Ablauf diejer Frift unanfechtbar, während es nach der ent- 
gegengejegten nody weiterhin auf Grund 33 Abj. 1 Cap 2 und $ 10 
Kr. 2 für nichtig erflärt werden kann. In Konjequenz feiner Auffaflung 
hat das RG. weiterhin — |. PMZB. IX 5 — ausgejprocden, daß der- 
jenige, welcher ein Patent anmeldet, obwohl er weiß, daß die Erfindung 
bereits einmal unter Schuß geſtanden hat, dann aber wegen Erlöjchens 
des Patents freigeworden ift, damit argliftig handle und wider die guten 
Sitten verftoße und daß er auch nad) Ablauf der fünfjährigen Friſt auf 
$ 28 Abi. 3, aljo darauf, daß der Mangel der Neuheit nicht mehr 
geltend gemacht werden fönne, ſich nicht berufen könne.) 

ce) Iſt auf Grund der erften Anmeldung ein Batent für eine 
Erfindung erteilt worden, jo it das dem jpäteren Anmelder für 
die nämliche Erfindung erteilte Patent nichtig. Die Nichtig- 
feıt muB zwar vom Batentamte erjt ausdrüdlich erklärt werden, jie 
wirft aber, wenn dies geichehen zurüd (j. $ 10 und die Erläuterungen 
biezu, insbejondere N. 6 lit. b und N. 8). Der Inhaber des jüngeren 
Patents fann aljo, jolange die Vernichtung nicht ausgeſprochen ift, ein 
formelles Berbietungsrecht gegen Dritte, die den Gegenftand der Er- 
nndung in Benugung nehmen, ausüben (RGC. 33 ©. 154) und es fann 
ihm der Dritte mit dem Einwande der Nichtigkeit nicht ohme weiteres 
begegnen, da den ordentlichen Gerichten die Enticheidung über Die 
Kichtigkeit eines Patents nicht zufteht (ſ. N. 3 zu $ 10). Allein der Be- 
Nagte fann im Zivilprozeß, der Angeklagte im Strafprozeß beantragen, 
dat bis nach Erledigung des Nichtigleitsprozefjes das Verfahren aus- 
geiegt werde und wenn nun das jpätere Patent für nichtig erflärt wird, 
io wirft dies zurüd, jo daß die Benugung der Erfindung durch andere 
als eine Verlegung diejes Patents nicht mehr ericheint. 

dd) Im Berhältnifje zu dem älteren Patente fann das 
tür diejelbe Erfindung erteilte jüngere Batent niemals die 
irfung haben, daß der Inhaber des lepteren unter Ber- 
legung des älteren Rechts die Erfindung benußen könnte. 
Vielmehr kann der ältere Batentinhaber dem jüngeren die Benugung 
unterjagen und der Beflagte kann fich dem gegenüber auf jein Patent 
nicht mit Erfolg berufen. Die Gerichte, welche hierüber zu befinden 
haben, enticheiden dabei nicht über die Frage der Nichtigkeit; fie urteilen 
nur auf Grund der TFeititellung, dak die VBenugung der Erfindung 
jeitend des Bellagten mit dem älteren Rechte des Klägers kollidiert 
und dieſem zu weichen habe. (Vgl. RGC. a. a D.) Wenn freilidy der 
ältere Batentinhaber gegen den jüngeren eine Entihädigungsfiage er- 
bebt oder Strafantrag ftellt, jo fann bezüglich des jubjeltiven Ver— 
ihuldens die Tatjache der Patenterteilung für den Bellagten oder Be- 
ſchuldigten entlaftend wirken. 

ee) Die erjte Anmeldung äußert ihre jeden jpäteren Anmelder 
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ausjchliegende Wirkung auch dann, wenn die VBerjpätung des an« 
deren durch Arglift oder Zwang des erjten Anmelders ver- 
urjacht worden ift, wenn aljo ohne Anwendung jolcher Mittel der 
andere dem erften Anmelder zuvorgefommen wäre. Doc, ift derjenige, 
der fich jolcher Mittel bedient hat, zur Entihädigung verpflichtet und 
zwar kann der Verletzte verlangen, daß jener jein Recht aus der An— 
meldung auf ihn übertrage (Kohler a.a.D. ©. 276, j. auch N. 8 
zu 8 6). 

5. Die erfte Anmeldung jchließt jeden künftigen Anmelder nur 
joweit aus, als die jpäter angemeldete Erfindung Gegenjtand des 
PBatentes des früheren Anmelders ift, aljo die angemeldeten Er- 
findungen im wejentliden identifch find. Dies ift nicht nur dann 
der Fall, wenn fie ſich inhaltlich vollftändig deden, jondern auch dann, 
wenn die jpäter angemeldete Erfindung nur überhaupt in das Bereich 
der früher angemeldeten fällt, jodah dieſe die umfajjendere und jene 
nur ein Ausschnitt derjelben it. Wenn dagegen die jpäter angemeldete 
Erfindung nur zum Teile mit der des erjten Anmelders zujammen- 
fällt, zum Teile aber darüber hinausragt und zwar fo, daß auch diejer 
Teil Erfindungscharafter an fich trägt, jo fann injoweit aud) der jpätere 
Anmelder noch ein Batent beanjpruchen (ſ. Satz 3, N. 6). Der Gegen- 
ſtand des Patents des erjten Anmelders ift in erfter Linie der Batent- 
urfunde (8 27) zu entnehmen. Zu deren Auslegung dient die Patent» 
ichrift, namentlich der in derjelben erhobene Patentanjpruch. Soweit 
hiedurdy der Gegenstand des Patents nicht völlig Eargeftellt werden 
fann, ergeben ſich Anhaltspunkte für die Auslegung aus anderen ver- 
wandten Batenten, aus dem jeweiligen Stande der Technik, aus dem 
Gange des Erteilungsverfahrens (RG. in PMZBI. I 201, V 197, VI 60). 

Im einzelnen kommt es für die Frage der Jdentität auf die 
Art der patentierten Grfindung und darauf an, worin der Erfindungs- 
gedanfe zu erbliden ift. Iſt dem erjten Anmelder ein Stoffpatent er- 
teilt, jo ift damit die Möglichkeit, denjelben Stoff als joldhen nochmals 
zu patentieren, auch für den Fall ausgeichlofien, daß der jpätere An— 
melder den Stoff in ganz anderer Weije herftellen will. Dagegen ift 
mit dem Stoffpatente das Patent für ein neues Verfahren zur Her— 
jtellung des Stoffes nicht vorweggenommen; das letztere ijt nur von 
dem erjteren abhängig (j. N. 7). Das Stoffpatent erftredt ſich auch auf 
jede Art des Gebrauchs diejes Stoffes, felbft auf eine folche, die der 
Erfinder nicht im Auge gehabt hat; jo 3. B. das Patent für eine Ma- 
ſchine auf jede mögliche Leiftung derjelben. Mit Nüdjiht auf eine 
neue Verwendung der Maichine könnte daher für dieſe ein zweites 
Patent ebenfalls nicht erlangt werden, während ein neues Verfahren, 
zu welchem die Majchine dienen ſoll, Gegenftand eines weiteren, in der 
Ausübung freilich von dem erften abhängigen Patentes jehr wohl jein 
kann. Bon dem Patente für die Machine ift aber keineswegs auch 
das Verfahren als joldyes umfaßt, zu dem die Majchine beftimmungs- 
gemäß verwendet werden foll oder möglicherweije verwendet werden 
fann; wenn Ddiejes Verfahren auch mittels einer anderen Vorrichtung 
bewerfitelligt werden fann, jo entbehrt ſowohl dieje Vorrichtung als 
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and das Verfahren an fich deshalb, weil die Machine patentiert ift, 
nicht der Patentfähigkeit. Iſt ein Berfahren patentiert, jo fann für 
das nämliche Verfahren einem anderen Anmelder nicht nochmals ein 
Patent verliehen werden, jollte diefer auch einen ganz anderen Erfolg 
damit erzielen wollen; nur injoweit gerade in der Anwendung des 
Verfahrens zu einem anderen Zwede ein Erfindungsgedanfe liegt, kann 
ein hierauf bejchränftes Patent erteilt werden (Sat 3 des 1. Abjakes 
diejes Paragraphen); ebenjo iſt eine beſchränkte Patentgewährung injo- 
jerne denfbar, als der jpätere Anmelder in dem für den erjten An— 
melder patentierten Verfahren eine Majchine anwenden will und in 
diejer Anwendung eine Erfindung zu erbliden ijt. 

Abweichungen der jpäteren Anmeldung von dem Gegenftande 
bes Erjtpatentes fommen injoweit nicht in Betracht, als fie nicht das 
Weſen der Erfindung, den Erfindungsgedanfen betreffen. Da ins- 
bejondere die Konjtruftion nicht zur Erfindung gehört, genügt es auch 
nicht zur Erlangung eines weiteren Patentes für die im übrigen iden- 
tiiche Erfindung, wenn der jpätere Anmelder nur an Stelle der vom 
erften Anmelder angegebenen Konftruftion eine andere ſetzt. Ebenjo- 
wenig wird die Identität der Erfindung dadurch berührt, daß ein 
Mittel durch ein völlig äquivalentes, aljo techniich gleichtvertiges Mittel 
erjegt ift (vgl. R. 3 lit. c zu $ 1; Kammergericht Berlin PMZBI. VI 234; 
RGS., PB. 1891 ©. 142, Gareis IX 2). Anderjeits ift bei Verichiedenheit 
des Erfindungsgedanfens Jdentität um deswillen, weil etwa das gelöite 
Froblem oder das zu befriedigende menjchliche Bedürfnis dasjelbe tt, 
nicht anzunehmen. Die Mittel zur Befriedigung eines und desjelben 
Bedürfnifjes können äußerſt zahlreich jein und es fann die Darbietung 
eines jeden auf einer jelbjtändigen Erfindung beruhen. Aber auch zur 
Yöjung eines und dDesjelben Problems fann man auf verjchiedenen 
Wegen gelangen, deren jeder für fi) eine Erfindung bedeuten fann. 
Freilich wenn die Erfindung nur in der Stellung des Problems lag, 
während dejlen Löjung auf fonftruftivem Wege möglich war, jo jchließt 
ein biefür erteiltes Patent jedes weitere Patent für eine wiederum nur 
fonftruftive, wenn auch andersartige Löſung aus. Endlich ift möglich, 
dab zwei Erfindungen das nämliche Mittel der Löjung eines und des— 
jelben Problems zum Gegenftande haben (diejelbe Löſungsidee), aber jede 
von ihnen mit einem anderen entfernteren Mittel (mit einer anderen 
Durchführungsidee) operiert; bezieht ſich nun das Patent des Erit- 
anmelderd nur auf eine bejtimmte Form der Durchführung, jo jteht 
dasjelbe der Patentierung einer anderen Durchführungsform nicht im 
Wege. (Kohler, Handb. ©. 150, 162.) 

6. Der erjt durd die Novelle beigefügte dritte Satz des eriten 
Abichnittes betrifft den Fall, daß die fpäter angemeldete Erfindung mit 
dem Gegenjtande ded dem Erjtanmelder erteilten Batents nur teils» 
weiſe identijch ift, d. h. daß fie außer den Elementen, in welchen fie 
mit der patentierten Erfindung übereinftimmt, noch weitere Bejtandteile 
aufweiſt, die für ſich als Erfindung zu gelten haben. Zum Beilpiel: 
Der zweite Erfinder meldet ein Verfahren an, von welchem einen Teil 
der erjte angemeldet und patentiert erhalten hat, während der andere 
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Teil, der eine Verbeſſerung oder Erweiterung des erften enthält, eine 
originelle Zutat des zweiten Anmelders ift; oder nachdem eine bejtimmte 
Machine patentiert ift, meldet ein anderer die nämliche Majchine, aber 
mit einer Neuerung, Verbejjerung an (vgl. RGC. 33 ©. 153), In 
jolhen Fällen ift der jpätere Anmelder nicht völlig, jondern nur injo- 
weit zurüdzumeijen, als die beiden Erfindungen ſich deden; joweit jeine 
Erfindung jelbftändig ift, hat er einen Anſpruch auf Batenterteilung. 
Das Patent wird ihm aljo mit der Beihränfung auf den Ueber— 
ihuß über die Erfindung des Erftanmelders erteilt, ohne Rückſicht 
darauf, ob in Bezug auf dem identiihen Teil der Erjtanmelder aud) 
wirflich der Erfterfinder ift (vgl. N.3 lit. a). Das Patentamt jcheidet 
aljo den Teil der jpäter angemeldeten Erfindung, der bereits Gegen- 
itand des älteren Patents ift, aus dem neuen Patentanipruch aus und 
jtellt den verbleibenden Reſt als Patentanſpruch des Zweitanmelders 
feft (PA, PMZBL. VI 301). Würde die teilweije beftehende Ueberein- 
ſtimmung überjehen und das Patent für das Ganze erteilt, jo würde 
dasjelbe, joweit die Identität u der Nichtigkeitserflärung unter» 
liegen ($ 10 Abj. 2; vgl. oben N. 5). 

7. Abhängigkeit. Die Begründung des Entwurfs zur Novelle 
gebt von der Anihauung aus, daß das Patentamt im Falle eines nur 
„teilweijen Ineinandergreifens“ des Gegenjtandes einer patentierten 
Erfindung und des Gegenjtandes einer jpäteren Anmeldung auc dazu 
fommen könne, die Benußung des neuen Patents von der Zuftimmung 
des Inhabers des älteren Patents für abhängig zu erflären. Es joll 
dies dann geichehen, wenn die jpätere Erfindung nicht ohne Beeinträch— 
tigung des Rechts des früheren Anmelders in Benußung genommen 
werden kann. 

Die Begründung meint, es jei dies zum Ausdrude gebracht mit 
der (von dem nunmehrigen Wortlaute des Gejeges etwas abweichenden) 
Fafjung des Entwurfs: „Eine jpätere Anmeldung kann nur injoweit 
den Anſpruch auf ein Patent begründen, als die Erfindung nicht Gegen— 
ſtand des Patents des früheren Anmelders it.“ Im der Kommiſſion 
wurden Anträge gejtellt, welche darauf abzielten, da8 Patentamt aus— 
drüdlih zur Erteilung eines jog. Abhängigfeitspatents zu er- 
mächtigen; die Anträge wurden jedoch zurüdgezogen. Die nunmehrige 
Faſſung des dritten Sages gibt nicht den mindejten Anhalt dafür, daß 
das Patentamt dazu berufen iſt, ein in die Sphäre eines anderen 
Patents teilweife eingreifendes Patent von jenem abhängig zu erklären. 

Abhängig ift eine Erfindung von einer anderen, wenn ihre 
Ausführung zum Teil in das Gebiet der anderen übergreift, d. h. wenn 
jie nur in der Weife ausgeführt werden fann, daß damit zugleich der 
Gegenſtand der anderen Erfindung benugt wird. Dabei ift es ohne 
Belang, ob jede Art der Benußung der einen Erfindung in die Sphäre 
der anderen eingreift oder ob dies nur bezüglich der einen oder anderen 
Art der Benugung der Fall ift. Abhängig ift nun zunächſt jede Er- 
findung, welche mit einer anderen teilweiſe identisch ift; denn es it 
Har, dab, wenn 3. B. jemand eine Majchine beitimmter Konftruftion 
anmeldet, die bereits für einen anderen patentiert iſt, zu welcher er 
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aber eine Neuerung erjonnen bat, die für fich allein patentfähig ift, 
von diejem Patente feinen Gebrauch machen fann, ohne zugleich die 
Maſchine zu benußen, aljo in das Patent des anderen einzugreifen. 
Aber die Fälle teilweijer Fdentität erjhöpfen nicht annähernd das Ge- 
biet der abhängigen Erfindungen; es gibt deren zahlreiche, welche in- 
haltlih mit der Haupterfindung in feinem Punkte zujammenfallen, 
daher von der Beltimmung in $3 Sat 3 nicht getroffen werden. 

So ift inäbejondere abhängig von einer Erfindung, welche einen 
Stoff zum Gegenftande hat, eine jolche, welche ein neues Verfahren 
zur Herftellung dieſes Stoffes oder eine Majchine zum Gegenjtande hat, 
mittel welcher diejer Stoff hergeftellt werden joll; abhängig von einer 
Erfindung, die ein Verfahren betrifft, eine jolche, welche für dieſes Ber- 
fahren eine neue Vorrichtung darbietet; abhängig von einer Erfindung, 
die eine Majchine zum Gegenftande hat, eine ſolche, welche ein neues 
erfahren darlegt, zu welchem die Majchine verwendet werden kann 
(vgl. RGC. 33 ©. 151); abhängig von einer Erfindung betr. ein che— 
miſches Berfahren eine folche, welche ein neues derartiges Verfahren 
zum Gegenjtande hat, bei deifen Anwendung das ältere nicht entbehrt 
werden kann (RG., R. und U. IV 232; RG. in PMZBL. IV A. In 
allen dieſen Fällen der Abhängigkeit fommt das Patentamt nicht in 
die Lage, den Batentanipruch zu beichränfen, denn die jpäter angemel- 
dete Erfindung ift nicht Gegenjtand des Patents des früheren An— 
melders, jie ift nur ohne Benußung dieſes Gegenjtandes nicht verwert- 
bar. Das Ratentamt hat daher in allen diejen Fällen das Patent dem 
jpäteren Anmelder ohne Einjchräntung zu gewähren; eine folche wäre 
nur dann veranlaft, wenn der Batentjucher den Gegenjtand des älteren 
Vatents mit in jeinen Anſpruch aufnehmen würde, aljo 5.8. der Er- 
finder eines neuen SHerftellungsverfahrens auch den herzuftellenden, 
bereits für einen anderen patentierten Stoff; dann müßte freilich der 
Stoff ausgeichieden und das Patent auf das Verfahren bejchränkt 
werden. 

Da nun alle diejenigen Fälle abhängiger Erfindungen, welche 
mit dem Gegenftande des älteren Patentes nicht teilweife identiſch jind, 
von der Faſſung des $ 3 Ca 3 nicht getroffen werden, ift ohne weiteres 
far, daß dieſe Beitimmung fich nicht mit der Abhängigfeitsfrage im 
allgemeinen bejchäftigt. Aber auch injoweit, als es ſich um Fälle teil- 
weiſer Identität handelt, gibt die Beftimmung nur die Anweilung, das 
Patent zu beichränfen, nicht aber, dasjelbe für abhängig zu erflären. 
Eine etwa weitergehende Abficht eines Teils der geießgebenden Faktoren 
ift im Geſetze in feiner Weiſe zum Ausdrude gekommen, darf alfo in 
dasjelbe nicht hineingelegt werden. Demnad) — das Patentamt über— 
haupt nicht befugt, ein Patent für abhängig zu erklären, d h. in binden- 
der Weife darüber zu entticheiden, ob durch Ausführung des einen 
Patents in das Bereich eines anderen eingegriffen werde oder nicht. 
Und zwar kann es dieje Enticheidung weder im Erteilungs-, noch im 
Nichtigkeitsverfahren treifen. Vielmehr haben darüber allein die ordent- 
lihen Gerichte zu befinden, wenn ihnen im Civil» oder Strafverfahren 
ein Fall angeblicher Kollifion mit einem älteren Patentrechte unter» 

5* 
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breitet ift. Eine troßdem vom Ratentamte abgegebene Abhängigfeits- 
erklärung präjudiziert der gerichtlichen Entſcheidung in feiner Weile 
und Hat nur die Bedeutung einer gutachtlichen Aeußerung der Fach— 
behörde, deren Statthaftigfeit im Hinblide auf $ 18 jogar zu bezweifeln 
it. (So im Gegenjage zur früheren Praxis des Patentamtes RGC. 
Bd. 12 ©. 123, Bd. 33 ©. 149, Bd. 45 ©. 72; RG. in PMZBI. III 70, 
V160, 195, VIII 130, PA. Beihw.Abt., PMZBI. VI 20, 301, VII 276; 
vgl. auch RG., PMZBI. VIII 205, wo bemerkt ift, daß die patentanıt- 
liche Erflärung der Abhängigkeit eines Patents, wenngleich fie eine die 
Nechtsverhältniffe der beiden PBatentinhaber untereinander beftimmende 
Bedeutung nicht Habe, doc injoweit Einfluß üben könne, als fie Die 
grobe Fahrläjligfeit des Inhabers des fpäteren Patents nahelege, wenn 
diefer unter Hinwegſetzung über die Anficht des PU. das Patent aus- 
übe, ohne ſich über die Nichtabhängigfeit anderweit zu vergewiſſern. 
Aus der reichen Literatur jeien erwähnt Bolze, Der Entwurf einer 
Pat.Novelle ©. 129 ff, Häufer, Zeitichr. f. gewerbl Rechtsſchutz 1893 
S. 10 ff., Katz, ebenda ©. 393 ff., Kohler, Forichungen ©. 64 ff, Aus 
dem Bat.» und Induſtr. R. II 49, Handb. ©. 161, Wirth, R. u. U. V 79, 
Seligjohn, N. 16 u. 17; ſ. ferner bezügl. der abhängigen Erfindungen 
überhaupt Kohler, Handb. ©. 156 ff., Rommel, Bat.Bl. 1885 €. 23, 
Schanze, R. u. U. II 170 ff.) 

Der Ausipruch der Abhängigkeit oder Nichtabhängigfeit 
eines Patents kann, wenn die Vorausießungen des $ 256 CPO. vor- 
liegen, durch Feſtſtellungsklage herbeigeführt werden (vgl. RG., 
PMBBl. TV 144, VI 60). Ein verfallenes Patent fann nicht mehr für 
abhängig erflärt werden (RG., Bolze XIX Nr. 122). 

Liegt ein Fall der Abhängigkeit vor, jo fann fich der Inhaber 
des abhängigen Patents die Nutzung desjelben nur dadurd fihern, daf 
— = Lizenz zur Ausübung des Hauptpatent3 erwirbt (j. darüber 

ei 86). 
Zu Abſatz II. 


8. Widerrechtliche Entnahme der Erfindung. Der erſte Anmelder 
gilt als Erfindungsberechtigter nur ſolange, als nicht ein anderer nachweiſt, 
daß ihm die Erfindung entwendet und hiedurch der Inhalt der Anmeldung 
gewonnen wurde. Es iſt alſo, um den erſten Anmelder zu verdrängen, 
nicht genügend, daß ein anderer fich als den eigentlichen Erfinder oder 
als deſſen Rechtsnachfolger legitimiert, wenn er nicht die twiderrechtliche 
Entnahme im Sinne des Abi. 2 dartut. Anderjeit wiederum ijt gar 
nicht erforderlich, dal; der Einjprechende den Nachweis liefert, er-jei der 
Erfindungsberechtigte; 8 genügt der Nachweis des älteren Erfindungs- 
bejiges verbunden mit dem Nachweis der eigenmächtigen Bejikentziehung, 
um nun für den Einfprechenden den Anſpruch auf das Patent zu be- 
gründen. An die eben bezeichneten Umstände knüpft aljo das Geſetz 
einerjeits den Zerfall der zu Gunften des erjten Anmelders aufgeftellten 
Vermutung, anderjeits eine neue Vermutung zu Gunſten des Einjprechen- 
den. Auch dieje kann zerjtört werden dadurch, daß ein Dritter gegen 
die Batenterteilung an den Einjprechenden auf Grund des 83 Abj. 2 
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wiederum Einjpruch erhebt; es ift ja möglich, daß der erſte Einjprechende 
das Erfindungsgeheimnis dem zweiten Einjprechenden entwendet hat; 
dentbar iſt auch, daß ein dritter, ein vierter Einſpruch erfolgt u. |. f. 
Immer geht dann der ältere Erfindungsbejiger dem jüngeren vor. 

Der Wegfall des Anſpruchs des erjten Anmelders, durd 
welchen der verlegte Erfindungsbeliger freie Bahn erhält, um nun jeiner- 
jeits durch Anmeldung den Anipruc auf PBatenterteilung geltend zu 
machen, jegt in materieller Hinjicht voraus, 

a) daß der mejentlihe Anhalt der Anmeldung den Bejchrei- 
bungen 2c. des Erfindungsbejigers entnommen ift, 

b) dat dieje Entnahme ohne Einwilligung des Verlegten geſchah; 

in formeller Hinficht, daß der Verlegte wegen diejer Entnahme 
Einipruch erhoben hat. 

Wenn der Einjprud Erfolg hat, jei ed, daß der Anmelder die 
Anmeldung zurüdzieht, ſei es, da er zurüdgewiejen wird, jo ift an 
und für fich jeder in der Lage, durch Anmeldung der Erfindung jich 
das Patent zu verjchaffen. Zu Gunften des fiegreichen Einjprechenden 
ſieht aber das Gejeß eine Sperrfrift von einem Monate vor; meldet er 
innerhalb diejer Frıft die Erfindung an, jo geht jeine Anmeldung auf 
jein Verlangen jeder anderen, die etwa in der Zwilchenzeit eingeht, 
vor, denn die erhält das Datum des Tages vor Bekanntmachung der 
durch jeinen Einſpruch bejeitigten Anmeldung. Es ift übrigens auch 
möglich, daß der Anmelder, welcher den Einjpruc für begründet er- 
achtet, feinen durch die Anmeldung erworbenen Anjpruch auf Patent- 
erleilung auf den Einjprechenden überträgt ($ 6). 

Die widerrecdhtliche Entnahme begründet nicht nur den Einjpruch 
gegen die Batenterteilung, jondern aud) den Antrag auf Nichtigerflärung 
des bereits erteilten Patents ($ 10 Nr. 3). 

9. Der wejentlihe Inhalt der Anmeldung it in ähn— 
licher Weije zu bejtimmen, wie in Sat 2 des erjten Abjages der Gegen- 
ftand des Patents. Auch hier können Abweichungen, die jich nicht auf 
den Erfindungsgedankten beziehen, nicht in Betracht fommen. Es befteht 
aljo Fdentität zwijchen der Anmeldung und der Erfindung des Eins 
iprechenden aud) dann, wenn nur die Konſtruktion des legteren verändert 
oder etwa die nocd fehlende Konjtruftion erjt Hinzugefügt oder ein 
Mittel mit einem völlig äquivalenten vertaufcht ift. (Val. RG., PBl. 
1882 ©. 81, Gareis IV 127.) Anderjeit3 kann auch hier troß Ueber— 
einftimmung im wirtjchaftlichen Zwede der Erfindung oder im Problem, 
ja jelbft in der Löjungsidee ein wejentlicher Unterjchied beftehen, jo daß 
der Inhalt der Anmeldung im Berhältnijje zu der Erfindung des Ein- 
iprehenden als originell, als jelbjtändige Erfindung ſich darjtellt (j. das 
Nähere in N. 5). Dazwiſchen jind als möglich joldhe Fälle zu denfen, 
in welchen bloß teilweife Uebereinftimmung, teilweije aber Erfindung 
des Anmelders vorliegt; hier kann der Anmelder für jeinen Anteil ein 
Patent erlangen (vgl. $ 10 Abi. 2). Dies gilt namentlich dann, wenn 
der Anmelder der entwendeten Broblemlöjung eine von ihm erjonnene 
Berbeiferung beigefügt oder die fehlende Durchführungsidee angegeben 
bat; die Zurüdweijung bejchränft fi dann auf den entwendeten Teil; 
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wenn aber der Verlegte diejen Teil zur Anmeldung bringt und dafür 
das Patent erhält, jo wird das dem erjten Anmelder erteilte Batent 
vermöge der dem Verlegten gem. Abſ. 2 zulommenden Priorität hievon 
abhängig (j. N. 7). Der erjte Anmelder fann ferner troß des auf Ent- 
wendung geftüsten Einfpruchs ein Patent erlangen, wenn er zwar einzelne 
Elemente dem anderen entwendet hat, aber eine von ihm erjonnene 
eigenartige Kombination diejer Elemente zur Anmeldung bringt, auf 
welche der andere feinen Anipruc hat (PA., BP. 18% ©. 527, Gareis 
VIII 224) oder wenn umgefehrt die Erfindung des anderen eine Kom— 
bination zum Gegenjtande Hat, der Anmelder aber einzelne Elemente 
diejer Kombination zu jelbjtändigen Erfindungen ausgeltaltet hat (Kohler, 
Handb. ©. 313, j. dort weitere Kafuiftik). 

40. Beichreibungen, Zeichnungen, Modelle, Gerät- 
ihaften, Einrihtungen, Verfahrensanmwendung find die ver- 
ichiedenen Mittel der Verkörperung einer Erfindung, mit Hilfe welcher 
ein anderer al3 der Erfinder jelbjt einen Einblid in ihr Wejen erlangen 
kann. Hat irgend eines diefer Mittel dazu gedient, den Anmelder über 
die Erfindung zu informieren, jo ijt der hiemit wejentlidy identijche 
Inhalt der Anmeldung der Beijchreibung, der Zeichnung zc. des 
anderen entnommen. Auf welche Weije der Anmelder dazu gefommten tft, 
ſich diefe Information zu erholen, ift gleichgültig; nur wenn eine offen- 
fundige Benußung der Erfindung oder eine Bejchreibung derjelben in 
öffentlichen Drudichriften in Mitte läge, dann käme nicht $ 3 Abj. 2, 
jondern $2 zur Anwendung, d.h. die Anmeldung wäre al3 auf eine 
nicht mehr neue Erfindung bezüglich zurüdzumeijen. 

Die „Beichreibung” kann aud eine mündliche jein, 3. B. den 
Gegenjtand eines Bortrages gebildet haben. (Seligjohn N. 21.) 

11. Was die Perſon des Verletzten betrifft, jo jagt das 
Geſetz allgemein „Bejchreibungen . . . . eines Anderen“, womit jeden- 
falls der Gegenjat zu der Perjon des Anmelders zum Ausdrucke ge- 
bracht iſt. Das Gejeß geht zwar, wie an anderer Stelle hervorgehoben 
(ſ. N. 10 zu 8 1, N. 8 zu 83), davon aus, daß der durch die widerredht- 
liche Entnahme Berlegte in der Regel der Erfindungsberechtigte jein 
wird, vermutet in ihm den Berechtigten, läßt aber eine Widerlegung 
diejer Vermutung nur auf dem Wege zu, daß gegen die Patenterteilung 
an den Einjprechenden ein Dritter auf Grund $ 3 Abi. 2 wiederum 
Einjpruch erhebt (N. 8), während der bloße Nachweis, dab der Ein- 
jprechende nicht der Erfindungsberechtigte jei, nicht genügt. Noch weniger 
ift zur Legitimation des Einjprechenden erforderlih, daß derjelbe jein 
Erfinderrecht beweiſt. Verletzt durch die widerrechtliche Entnahme ift 
vielmehr jeder, der über die Beichreibungen ꝛc. tatſächlich verfügen 
fonnte und dieje tatjächliche Gewalt nicht für einen anderen ausübte 
(vgl. BGB. $ 8551, wer aljo gewifjermaßen im Beige der Erfindung 
war. Db er auch Eigentümer der Zeichnungen, Vorrichtungen 2c. ift, 
darauf fommt es nicht an. (ROHG. Bd. 25 ©. 186, Gareis I 114; ROSE. 
2 ©. 137, Gareis 1197; PA. PB. 1879 ©. 231, 1882 ©. 27, 1883 
©. 189, Gareis 1195, III 184, IV 83; RG. PBl. 1887 ©. 53, Gareis 
VI 127). ®erlegt ift aber nicht nur der Alleinbefiger, jondern auch 
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derjenige, welcher mit dem Anmelder zujammen die Verfügungsgemalt 
über die Beichreibungen 2c. hatte; denn der Anmelder konnte in ſolchem 
Falle nur gemeinschaftlich mit dem Mitbefiger (Miterfinder, Miterben, 
Mitbejiger der gemerblihen Anftalt, wo die Erfindung gemacht :c.) 
über die Erfindung verfügen und es ift ihm daher auf Grund des Ein- 
ſpruchs des Anderen das Patent zu verjagen, als ob er gar nicht im 
Bejige der Erfindung gemwejen (RG. Bolze XXIII Nr. 144, Seligjohn 
N. 22, Kohler, Handb. ©. 315, während PU, PBl. 1879 ©. 475, 
Gareis I 210, den Miterfinder auf den Rechtsweg vermweift.) 

Sit das Erfinderredht von dem Angeftellten, Teilhaber oder Beauf- 
tragten ohne weiteres auf den Eigentümer der gewerblichen Anftalt, die Ge- 
jellichaft oder den Auftraggeber übergegangen * 10 lit. e zu SI, o. S. 26), 
ſo iſt der Erwerber des Rechts auch als der Beſitzer der Beſchreibungen ꝛc. 
anzuſehen, die ſich in den Geſchäftsräumen oder auch noch in den 
Händen des Urhebers der Erfindung befinden; letzterer übt die tatjäch- 
liche Gewalt nur für den nunmehrigen Erfindungsberechtigten aus (j. vo.) 
Diejer fann die Vorlage der auf die Erfindung bezüglichen Darftellungen, 
Zeichnungen, Modelle ꝛc. von dem Urheber verlangen und erforderlichen 
Falles erzwingen (RGE. 39 ©. 420). Würde troß des Nechtsüberganges 
der Erfinder die Erfindung für ſich anmelden, jo ftinde dem PBrinzipal 
(den anderen Gejellichaftern, dem Auftraggeber) der Einjpruch gem.$ 3 
Abi. 2 zu. Wenn dagegen die Vorausfegungen des Rechtsüberganges 
von dem Angeſtellten 2c. auf den Gejchäftsheren nicht vorliegen, jo 
fann von widerrechtlicher Entnahme jeitens des Angeftellten auch dann 
feine Rede jein, wenn die Erfindung im Gejchäftsfreife des Dienftherrn 
und mit dejjen Mitteln gemacht ift (PA., PMZBI. IV 140). Dagegen 
wäre es umgekehrt in ſolchem Falle eine rechtswidrige Entnahme, wenn 
auf Grund der Beichreibungen 2c. des Angeftellten deſſen Brinzipal die 
Erfindung für ji) anmelden würde; der Angeftellte als Erfinder könnte 
ſich dieſer Anmeldung nad) $ 3 Abi. 2 mwiderjegen. 

12. Borausgejegt tft nur objeftiv, daß der Inhalt der An- 
meldung den Bejchreibungen 2c. eines Anderen entnommen ift, nicht 
dat der Anmelder jelbjt ihn entnommen Hat und daß dieſer fich der 
Widerrechtlichleit der Entnahme bewußt if. Es fann fein, dab ein 
Dritter fich des Geheimniſſes der Erfindung bemächtigt und dieſes an 
den Anmelder verraten hat. Der Anmelder mweıh vielleicht gar nicht, 
auf welchem Wege fich der Dritte die Kenntnis verichaffte, er kann be- 
züglich der Berechtigung des Dritten in gutem Glauben jich befinden. 
Auch in dieſem Falle bildet eine widerrechtlihe Entnahme die Grund- 
lage der Anmeldung und dies genügt zur Anwendung der Beftimmung 
des SZ Abi. 2. (Bal. Bolze Zeitichr. f. gew. Nechtsich. 1892 S. 164.) 
Es iſt auch gar nicht erforderlich, daß jchon die Kenntnisnahme 
von der Erfindung in mwiderrechtlicher Weije erfolgte; fie fann mit 
Rifien und Willen des Erfindungsbefigers gejchehen jein, ſei es daß 
diejer dem Anmelder jelbjt oder einem Anderen den Einblid gejtattet 
hat. Die widerredtlihe Entnahme liegt dann immer noch darin, daf 
diefe Kenntnis zur Anmeldung behufs Patenterteilung verivertet wurde. 
(RSE. 2 ©. 137, im PB. 1881 ©. 29, Gareis II 97; PA, PB. 1882 
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S. 27, Gareis III 184.) Nur dann fönnte von einer Entnahme nicht 
die Nede fein, wenn der weientliche Inhalt der Anmeldung durch Die 
Kenntnisnahme bon der Erfindung des Anderen gar nicht beeinflußt 
wäre, dieje Kenntnisnahme in feiner Weije die Darlegung der Erfin- 
dung in der Anmeldung vermittelt hätte, die Übereinftimmung aljo 
eine rein zufällige wäre (Seligjohn N. 20). 

Ohne Einwilligung ift nad dem N. 12 Bemerften die 
Entnahme ſchon dann erfolgt, wenn die Kenntnis der Erfindung, mag 
« diefelbe wie immer erlangt jein, zur Anmeldung benüßt wurde, 
ohne daß hiezu der Erfindungsbeiiger feine Zuftimmung erteilte. ( RGC. 2 
©. 137, Gareis 1197). Wer aljo nur die Erlaubnis hatte, von der 
Erfindung Einſicht zu nehmen, vielleicht jogar die Beſchreibung, Zeich— 
nung ꝛc. zu fopieren, oder auch privatim den Erfindungsgegenjtand zu 
benugen, der handelt doc ohne Einwilligung des Anderen, wenn er 
die Kenntnis, welche er der in ſolcher Weije erteilten Erlaubnis ver⸗ 
dankt, dazu benůbt nunmehr für ſich die Erfindung anzumelden. (Bol. 
RG., BB. 1883 ©. 465, Gareis IV 89; a. M. jcheint Kohler Handb. 
S. 266 zu fein.) Daß die Entnahme nicht ausdrüdlich unterjagt wurde, 
genügt zur Annahme der Einwilligung nicht (RGE. a. a. O.). Ander: 
jeits freilich muß die Einwilligung feine ausdrüdliche fein, jie kann 
auch durch Fonkludente Handlungen erteilt werden (PA., PB. 1883 
5.189, Gareis IV 83; PA. im PMZBL. I 186). 

14. Die formelle Vorausfegung für die Verſagung der Er- 
teilung des Patents an den erjten Anmelder tft, daß der Verlegte (N. 11) 
wegen der widerrechtlichen Entnahme (R. 12, 13) Einiprud 
erhebt; von jih aus fann das Patentamt eine ihm gewordene Ent- 
nahme nicht berüdfichtigen. Über Friſt und Form des Einfpruchs 
beſtimmt 8 24. 

15. Wird der Einſpruch für begründet befunden, ſo hat dies 
zunächſt die Wirkung, daß das Patentamt die Anmeldung zu— 
rückweiſt, wenn der Patentſucher nicht vorzieht, die Anmeldung zurück— 
zunehmen oder etwa ſeinen Anſpruch auf Patenterteilung an den Ein— 
ſprechenden abzutreten (Kohler, Handb. ©. 315). 

16. Ein erfolgreicher Einſpruch, d. h. ein ſolcher, welcher die 
Zurücknahme oder Zurückweiſung der Anmeldung zur Folge hat, äußert 
aber für den Einſprechenden auch noch eine poſitive Wirkung: Wenn 
er ſelbſt nun den Anſpruch auf Patenterteilung binnen gewiſſer Friſt 
erhebt, wird auf ſein Verlangen als Tag ſeiner Anmeldung 
der Tag vor Befanntmachung der früheren Anmeldung feit- 
geſetzt (vgl. 8 23 Abi. 1-3). Die Anmeldung wird aljo ebenjo ange» 
jehen, al& wäre fie an jenem Tage jchon erfolgt, es wird Dies fingiert. 
Damit wird der Einjprechende gegen eine etwaige offenfundige Bor- 
benußung oder Beichreibung der Erfindung in öffentlichen Drudichriften 
geichügt, jomweit eine joldhe an dem fingterten Anmeldungstage oder 
jpäter ftattgefunden hat. Ob die zurüddatierte Anmeldung zur Pa— 
tentierung führt, ift natürlich eine andere Frage, die wie bei jeder An— 
meldung zu prüfen ift. 

Der Eintritt diejer pofitiven Wirkung jebt im Einzelnen voraus: 


Einiprud wegen widerrecdhtlicher Entnahme. 73 


a) Es muß der Einiprucd die Zurüdnahme oder Zu- 
rüdweijung der Anmeldung zur Folge gehabt Haben; d. h. 
es genügt nicht, daß die Anmeldung überhaupt zurüdgenommen oder 
zurüdgewiejen wurde, jondern es muß der Einjpruch wegen widerrecht— 
liher Entnahme dazu das Motiv gemwejen jein. Das iſt bei Zurück— 
nahme der Anmeldung jchon dann anzunehmen, wenn die Zurüdnahme 
erfolgte, weil der Anmelder befürchtete, der Einſpruch werde Erfolg 
haben, mag nun dieſe Befürdtung begründet gewejen jein oder nicht, 
während natürlidy die Zurüdweilung eine FFeitftellung in dem Sinne 
vorausjegt, daß der Einjpruch wegen Entnahme begründet jei; Dieje 
Feſtſtellung hat denn auch durd das Patentamt ftet3 zu gejchehen, jelbit 
wenn die Zurückweiſung nicht nur wegen Entnahme, jondern vielleicht 
außerdem noch aus einem anderen Grunde erfolgt (Kohler, Handb. 
S. 257). Der Anmelder gibt vielleiht den Grund der Zurücknahme 
nicht an; er fann dazu natürlich nicht gezwungen werden. Dann fteht 
aber eben nicht feft, daß der Einjpruch die Zurüdnahme zur Folge 
gehabt habe und das Patentamt hat daher auf Berlangen des Ein- 
iprechenden troß der Zurüdnahme feitzuftellen, daß der Einſpruch be- 
gründet jei und daß die Anmeldung deshalb ſich zur Zurückweiſung 
geeignet hätte Kohler a. a. O, a. M. Rhenius, Zeitſchr. für gewerbl. 
Rechtsſch. II 251, Seligſohn N. 28 lit. a). 

b) Der Einjprehende muß jeinerjeits die Erfindung 
anmelden. „Die Erfindung“, d. i. im wejentlichen die nämliche, welche 
Gegenftand der erjten Anmeldung war (vgl. N. 9). Natürlich fann die 
Anmeldung des Einjprechenden nur diejenigen Bejtandteile der zuerit 
angemeldeten Erfindung umfaffen, auf welche jich die Zurüdnahme oder 
Zurüdweijung erftredte, nicht aber auch jolche, welche ſich als Zutat 
des erjten Anmelders erwiejen haben, die für fich patentfähig iſt. Sind 
der erjte Anmelder und der Einſprechende Miterfinder, jo muß erjterer 
mit der Anmeldung des leßteren einverftanden jein, jonft fann er da- 
gegen ebenfalls auf Grund $ 3 Abi. 2 Einjpruch erheben. 

Die Hpdentität der vom erjten Anmelder und wiederum vom 
Einjpredyenden angemeldeten Erfindung wird nicht berührt dadurd), 
daß der Einſprechende die Erfindung beſſer entwidelt, als es der erfte 
Anmelder getan hat, jo daß vielleicht die nach der Darlegung des 
erften Anmelders als nicht mehr neu erjcheinende Erfindung jich nun— 
mehr ald neu erweilt (Kohler, Handb. ©. 258, 259). 

e) Die neue Anmeldung muß innerhalb eines Monats jeit 
Mitteilung des patentamtlichen Beicheides über die rechtsfräftige (val. 
$ 26) Zurüdweifung oder über die Zurüdnahme der erjten Anmeldung 
erfolgen. Bezüglich der Berechnung der Frift j. BGB. 88 187 Abi. 1, 
188 Abi. 2 u. 3, 193. 

d) Der Einjpredende muß die Zurücddatierung feiner Anmeldung 
ausdrüdlich verlangen. Bon ſich aus kann ihm das Patentamt die 
befjondere Priorität nicht gewähren. Das Verlangen kann er jtellen 
iofort bei der Anmeldung oder jpäter bis zur Faſſung des Beſchluſſes 
auf Batenterteilung, im Falle eines Beichtwerdeverfahrens bis zum end- 
gültigen Befchluſſe (Kohler, Handb. ©. 260). 
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17. Wenn der Einfprechende nicht jelbft der Erfindungsberechtigte 
ist, fan es kommen, daß ein Dritter wegen widerrechtlicher Entnahme 
der Erfindung Einjpruch erhebt dagegen, daß das Patent dem 
erften Einjprecdhenden erteilt werde. Hat auch dieſer Einſpruch 
Erfolg, jo kann unter den in N. 16 aufgeführten Borausjeßungen der 
Dritte Zurüddatierung jeiner Anmeldung verlangen, aber nur auf 
den Tag vor Belanntmahung der Anmeldung des erjten Einjprecden- 
den; für eine noch weitere Nüddatierung (bi8 zum Tage vor Belannt- 
machung der erjten Anmeldung) gibt das Gejeg feinen Anhalt. Ent- 
iprechend gilt dies für den Fall, daß gegen die Anmeldung des Dritten 
ein Vierter Einjpruch erheben würde, weil er der noch ältere Befiger 
der Erfindung u. 1. f. 

18. Wenn dem erjten Anmelder troß der wiberrechtlichen 
Entnahme dag Patent erteilt wurde, jei es, daß der Verletzte es 
verfäumte, den Einfpruch zu erheben, jet es, daß dieſer nicht für be- 
gründet befunden wurde, jo fann der Verlepte beantragen, dab das 
Patent für nichtig erklärt wurde (88 10 N. 3, 28 Abi. 2). Dadurd) 
gewinnt jedoch der Verlegte pofitiv in der Negel nichts; denn meiſtens 
wird die patentierte Erfindung durch Bejchreibung in Öffentlihen Drud- 
jchriften oder offenkfundige Benußung ihre Neuheit al3bald verloren haben 
und es kann dann der durch die Entnahme Verlegte, auch wenn er 
jelbft der Erfinder oder deſſen Nechtönachfolger ift, ein Patent nicht 
mehr erlangen (ſ. N. 4 lit. b, bb). Der Berlegte hat daher, wenn 
er jelbjt ein Batent erlangen will, ein Intereije daran, dab dad 
Patentreht des erjten Anmelders aufrecht erhalten und auf 
ihn übertragen werde. Dieje Uebertragung kann er zweifellos ver- 
langen, wenn zwijchen ihm und dem Anmelder ein Bertrag beiteht, wo- 
nad) die Erfindung in jeinem Intereſſe durch den Anmelder hätte ver- 
wertet und zu diejem Behufe zur Batentierung hätte angemeldet werden 
jollen, während der Anmelder vertragswidrig für fich angemeldet hat 
(RG. PBl. 1889 ©. 117 ff, Gareis VII 118, Seligfohn N. 30). Der 
Anfpruch auf UWebertragung des Patents ſteht aber dem durch die 
twiderrechtliche Entnahme Berlegten auch ohne jolches Vertragsverhältnis 
gegen denjenigen zu, welcher im Bewußtjein der Tatſache, daß der 
twejentlihe Anhalt jeiner Anmeldung den Beichreibungen 2c. eines 
anderen entnommen ift, die Erfindung angemeldet und auf Grund 
dejien das Patent erworben hat Und zwar läßt ſich diejer Ueber— 
tragungsanfpruch in doppelter Weife begründen, einmal damit, daß der 
Anmelder durch die Anmeldung einer fremden Erfindung ein fremdes 
Geſchäft als jein eigenes behandelt hat, obwohl er wußte, daß er dazu 
nicht berechtigt jet (BGB. 88 687 mit 677, 681, 667), ferner damit, daß 
der Anmelder vorſätzlich das Erfinderrecht des anderen durch die Uſur— 
pierung des Patents widerrechtlich verlegt hat (BGB. 88 823, 249). 
In legterer Beziehung ift zu bemerfen: Die entwendete Erfindung fann 
nicht mehr in dem uriprünglichen Zuſtande zurücdgegeben werden, weil 
fie aus Anlaß der erjten Patentierung ihre Neuheit verloren hat und 
damit die Möglichkeit einer nochmaligen PBatentierung untergegangen 
ift. Würde etwa der Anmelder auf das erlangte Patent verzichten, jo 
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wäre die Erfindung in der Hand desjenigen, dem jie entwendet wurde, 
wertlos; wozu fie ıhm vor der Entwendung diente, nämlich dazu, durch 
Patenterwerb fid) die ausjchließliche Nutzung derjelben zu fichern, dient 
fie jegt nicht mehr, denn ein zweites Patent fann jegt darauf nicht 
mehr erteilt werden. Zweifellos muß nun der Entwender oder jonftige 
bösgläubige Anmelder der Erfindung, welcher ja verpflichtet ift, den 
vor jeiner rechtsverlegenden Handlung bejtehenden Zuftand wieder her- 
zuftellen, da dies nicht mehr geichehen kann, doc) jo viel wie möglich 
leiften, um den Berleßten jchadlos zu halten. Kann er aljo eine patent- 
fähige Erfindung nicht mehr zurüdgeben, jo muß er eben, wenn er hiezu 
in der Lage ijt, die bereits patentierte Erfindung oder richtiger das 
ihm für die Erfindung erteilte Patent an den Verlegten abtreten. Diejer 
erhält hiedurch freilich mehr, als er zur Zeit der Entwendung hatte, 
aber nicht mehr, als er haben würde, wenn die Entwendung nicht vor- 
gefommen wäre und er demgemäß die Erfindung hätte für fi) an- 
melden können. Eine joldye Art der Schadenserjagleiftung fällt, wenn 
anders der widerrechtlich veränderte Zuftand nicht wieder hergeitellt 
werden kann, gewiß nod in den Rahmen des 8 249 BGB. Was der 
Anmelder jeinerjeits aufgewendet hat, um das Patent zu erwirken, 
hat ihm der Berlegte, wenn Die PR ee erfolgt, zu erjegen. 
(Uebereinjtimmend Kohler, Bat.R. ©. 88 ff. u. Handb. ©. 266 fi. — 
allerdings nur vom Standpunkte des Diliftsanipruchs aus; ebenjo 
Robolsti ©. 51 ff, Gierke ©. 874; RGC. 29 ©. 49, wo der Anſpruch 
— nad preuß. LR. — ſowohl auf die Beſorgung fremden Geſchäfts, 
als auch auf die unerlaubte Handlung geſtützt iſt; RG., PMZBL. II 115; 
j. auch die Litate betr. die ausländiſche Literatur bei Kohler, Handb. 
S. 266 N. **) 

Das Recht auf Uebertragung reicht nur ſo weit, als die Ent— 
nahme ſich erſtreckte, es umfaßt nicht die Zutaten des Anmelders, welche 
für ſich als Erfindung ſich darftellen (vgl. N. 9). Sind Anmelder und 
Berlegter Miterfinder, jo fann diejer die Uebertragung nur für jeinen 
Anteil verlangen (Kohler, Handb. 269). 


84. 

Das Patent hat die Wirkung, daß der Patentinhaber 
ausſchließlich befugt iſt, gewerbsmäßig den Gegenſtand der Er— 
findung herzuſtellen, in Verkehr zu bringen, feilzuhalten oder 
zu gebrauchen. Iſt das Patent für ein Verfahren ertheilt, ſo 
erſtreckt fich die Wirkung auch auf die durch das Verfahren 
unmittelbar hergeftellten Erzeugniffe. 


Abwehrende Klage 13. Gebrauch 10. 

Aequivalenz 5. Segenitand der Erfindung 5. 
Auslegung bes Batents 5. Gewerbsmäßigkleit 6. 
Benugungsredt 3. derftellung 7. 

Einftweilige Berfügung 13, 14. Identität 5. 

Feilbalten 9. Inland 12, 
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Kombination Sr, bb. —— 12. 
Konſulargerichtsbezirke 12. Störung 13 

— — Klage 13. ——— Geltung des Patents 12. 
Patent 2 Verbietungsrecht 4. 

Schutz des Batentrechts 13. Berfahrenspatent 5Sc,aa,ß, 11. 


1. Die gegenwärtige Bejtimmung handelt von dem Juhalte des 
Patentrechts. 

Das Patentrecht iſt das durch den rechtskräftigen Alt der Patent— 
Er (1. N. 2) perfekt gewordene Erfinderrecht — N. 10 u. 11z3u 8 1). 

Es zerfällt in das Recht, den Gegenſtand der Erfindung (ſ. N. 5) ſelbſt 
zu benugen (N. 3) und ferner andere von der eg dieſes Gegen- 
jtandes in dem in $ 4 genau begrenzten Umfange (N. 6 bis 12) aus- 
zujchließgen (N. 4). Der Schuß des Patentrechts iſt ein zivil- und ein 
jtrafrechtlicher (N. 13). Dritte Perſonen können ſich gegen Uebergriffe 
des Patentinhabers gleichfalls ſchützen (N. 14). 

2. Die Wirfung des Patents tritt endgültig ein mit der 
Rechtskraft des Patenterteilungsbeichluffes, alio, joweit Beſchwerde da- 
gegen jtatthaft (1. $ 26) erft mit dem Ablaufe der Bejchwerdefrift oder 
mit der endgültigen Beltätigung der Batenterteilung. Solange das 
Batent nicht für nichtig erklärt it, äußert es jeine Wirkung, wenn auch 
ein Nichtigfeitögrund ($ 10) vorliegt (RGStr. 26 ©. 130). Doc wirft 
die Nichtigerflärung zurüd und es kann mit Rückſicht hierauf unter 
Umftänden die Ausſetzung eines wegen Batentverlegung u. dgl. ein» 
geleiteten Verfahrens ftattfinden (ſ. NR. 8 zu $ 10). 

Sit das Erteilungsverfahren mit einem wejentlidhen 
Mangel behaftet, jo hat das Patent feine Nechtswirfung (RG., 
PWZBL. VII 113). 

Einjtweilen tritt die Wirkung des Patents jchon mit der Be- 
fanntmachung der Anmeldung ein ($ 23 Abi. 1, j. auch $ 27 Abi. 2). 

3. Das Geſetz gewährleiftet dem Batentinhaber vor allem 

A.das Recht, —* das Patent zu benutzen, d. h. es gewerb— 
lich zu verwerten. Dies tritt aus der nunmehrigen Faſſung klar hervor, 
während es früher zweifelhaft war. Es lautete nämlich die frühere Faſſung: 

Das Patent Hat die Wirfung, daß niemand befugt ift, ohne Er- 

lfaubnis des Patentinhabers den Gegenftand der Erfindung gewerbs— 
mäßig herzuſtellen. . . . .. 

Da hienach vielfach angenommen wurde, der $ 4 gewähre nicht 
ein Benutzungs-, jondern nur ein Unterfagungsrecht, das erjtere müſſe 
aus anderen Rechtsgrundjägen abgeleitet werden, die grundjägliche Auf- 
faſſung aber nicht ohne Einfluß auf die rechtliche Beurteilung der aus 
dem Patent ſich ergebenden Befugnifie ijt, wurde dem Paragraphen die 
neue Faſſung gegeben und damit das Gejeh mit verwandten Gejeßen 
($ 1 des Gef. über das Urheberrecht vom 11, Juni 1870, 88 des Marken— 
Ihug«, nun $ 12 des Varenzeichengejepes) in Einklang gebradt. (Mo— 
tive 3. Entw. der Novelle ©. 963; vgl. über das Weſen der Erfindungs- 
Daran Kohler, Handb. ©. 426). 

Sind mehrere Berjonen Inhaber eines Batents (vgl. N. 3 
lit. f zu 83, 0.3, 4 zu $ 6), jo ift das Verhältnis im Zweifel nach den 
Grundjägen des bürgerlichen Rechts über Gemeinjichaft (BGB. 88 741 ff.) 
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zu beurteilen. Es kann aber aud ein Gejellichaftsverhältnis (BOB. 
ss 705 ff.) in Mitte Tiegen. (Vgl. über die Berechtigung mehrerer 
Kohler, Handb. ©. 492 ff. 

Das Benutzungsrecht kann beſchränkt oder völlig aufgehoben 
fein durch geießliche Verbote allgemeiner Art (z.B. nad) dem Geſetze, 
betr. den Berfehr mit Sprengftoffen), oder durch ein älteres, diejelbe 
Erfindung betreffendes Patentrecht (ſ. N. 4 lit. b, dd zu $ 3) oder Muiter- 
ſchutzrecht (ſ. $5 Abi. 2 des Gebrauhsmufterichußgejeßes; vgl. Selig- 
john N. 3 zu $ 4 des Pat.Gej.). 

4. Der Ratentinhaber hat 

B. ausſchließlich die Befugnis, den Gegenjtand der Erfindung 
in dem näher umjchriebenen Umfange zu benugen; er hat jedem anderen 
gegenüber ein Verbietungsredt (vgl. RGC. 9 ©. 128, 20 ©. 128, bei 
Gareis IV 107, VI 224, BB. 1883 ©. 247, 1888 ©. 141). Diejes abjolute 
Hecht genieht zivil- und ftrafrechtlichen Schuß (j. N. 13). 

Dem Berbietungsrechte ift durch $ 5 eine Schranke gezogen. 
Der Batentinhaber kann ſich ferner Biees Rechtes einzelnen Perſonen 
gegenüber durch Erteilung von Lizenzen begeben (.N.9 zu $ 6). 

Bon mehreren Batentinhabern kann jeder das Berbietungd- 
recht allein ausüben und durch prozefiuale Mittel geltend machen 
(Schmid, R.u. U. III 193; vgl. meinen Kommentar 3. Gej., betr. das 
Urheberrecht vom 19. Juli 1901 N. 3 lit. c zu 86 ©. 80). 

5. Das Benutzungs- und das Verbietungsrecht des Patent» 
inhabers werden bejtimmt durch den Gegenftand der patentierten 
Erfindung. Dieje Rechte erjtreden fich nicht darüber hinaus, nicht 
auf Dinge, welche zum Wejen der gejhügten Erfindung nicht gehören 
und in dem Patente nur nebenbei, etwa des Zujammenhanges wegen 
erwähnt find. Wenn aljo zZ. B. eine im Gemeingebrauche befindliche 
Maichine in dem Patent nur injoferne eine Rolle jpielt, als diejes eine 
Berbeflerung an der Maichine zum Gegenftande hat, jo fann die Ma- 
ſchine an ſich ohne die Verbeſſerung auch fernerhin allgemein benußt 
werden. Iſt ein Ding zur Verwendung bei einer patentierten Vor⸗ 
richtung beſonders geeignet und deshalb vom Erfinder in der Patent- 
schrift zur Verwendung empfohlen, ohne jedoch jelbjt den Gegenjtand 
oder einen Teil des Gegenftandes des Patents zu bilden, jo fann das— 
jelbe ohne Patentverlegung von einem anderen geiverbsmähig, hergeſtellt, 
in Verkehr gebracht und gebraucht werden (RGC. Bd. 32 ©. 52, PMBBl. 
1 201; R&Str. Bd. 26 ©. 378). 

Das ausjchliefliche Recht des PBatentinhabers ergreift ferner die 
Erfindung nicht weiter, ald das Patent reicht, d. h. es erjtrecht ſich nicht 
auf ſolche Teile der Erfindung, für welche das Patent nicht erteilt ift, 
jei es, daß e3 gar nicht verlangt, fei es, daf wegen mangelnder Neuheit 
oder aus anderen Gründen die Anmeldung in diejer Hinficht zurüd- 
gewieſen wurde. 

Die Jdentität des Objekts der Benugung mit dem Gegenftande 
der geihüsgten Erfindung ſetzt aber nicht voraus, daß beide ſich in jeder 
Beziehung deden; es ift nicht erforderlich, daß der Erfindungsgedanke 
vollſtãndig nachgebildet oder nachgeahmt iſt; es genügt, wenn nur in 
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Bezug auf das Weſen der Erfindung Uebereinjtimmung befteht, jo daf 
etwa vorhandene Abweichungen, Weglafjungen, Zufäße zc., die das 
Wejen nicht verändern, nicht in Betracht fommen (RG., PMZBI. IV 83, 
V 127, V1 197; RG. Bolze XX Nr. 118, RGStr. Bd. 23 ©. 23, Bd. 24 
©. 266, LG. Halberftadt, Gareis Il 253). 

Was insbejondere Weglaſſungen einzelner Elemente der Er- 
findung betrifft, jo wird durch jolche die Ydentität nur dann aus— 
— * wenn das fehlende Element gerade das einzige iſt, welches 
das Weſen der Erfindung in ſich trägt, nicht aber dann, wenn auch die 
übrigen Elemente noch für ſich als patentfähige Erfindung ſich darſtellen 
(RG., PBl. 1884 ©. 225, Gareis V 301, ſ. auch lit. c, bb dieſer Note, u. 
©. 83, bezüglidy des Kombinationspatentes). Wird ein der Erfindung 
wejentlihes Element durch ein anderes erjeßt, das dem erjteren 
äquivalent ift, jo bleibt ebenfalls die Jdentität gewahrt (RG., PÜZBI. 
VIII 154, RG. Bolze XVI Nr. 108, XVII 104, XIX 133, OLG. Hamm, 
R. u. U. 111 19; 5. bezügl. der Mequivalenz N. 3 lit. c zu $ 1, oben ©. 7). 

Die Identität des benußten mit dem patentierten Gegenjtande 
it nicht notwendig daraus zu folgern, dab dem erjteren der 
Patentſchutz mit Rüdficht auf ein beftehendes Batent verjagt worden 
iſt (OLG. Karlsruhe, PB. 1881 ©. 249, Gareis III 279; RG. PMZBI. 
11 291; Schanze, Beiträge ©. 8 ff.;a. M. Fehlert, R.u. U. IV 65 ff.). 

Die Auslegung des Patents zum Zwecke der Teititellung 
des Inhalts und Umfanges der patentierten Erfindung bedarf nad) 
verjchiedenen Richtungen der näheren Erörterung. 

a) Grundlage der Feltitellung des Inhalts und des 
Umfanges des Patents ift die Patenturkunde (8 27). Bu deren 
Auslegung dienen die der Batenterteilung zu Grunde liegende Batent- 
ichrift, die darin enthaltene Beichreibung der Erfindung und die darin 
formulierten Batentanjprüche, ferner die im Erteilungsverfahren ge- 
pjlogenen Berhandlungen, inbejondere der Wortlaut des Erteilungs- 
beichlufjes (RER. IV 491; RG. in R. u. U. VI 153; vgl. RG. Gareis IX 
235; RG. PNZBL. IV 4, V 109, VII 257, ferner R.5 zu 8 3). Bon den 
verjchiedenen Teilen der Batentichrift ift zwar für die frage, worin der 
Erfindungsgedanfe liege, in erjter Linie der Patentanjprucdy maßgebend ; 
aber es fommt doch nicht auf diejen allein an, er muß vielmehr im 
Zujammenhang mit der dazu gehörigen Beichreibung und Zeichnung ge- 
würdigt werden. Nur dann, wenn erjichtlich ift, daß dem Patentanſpruch 
abjichtlich eine engere, nicht den ganzen Anhalt der Erfindung um— 
ſpannende Faſſung gegeben wurde, darf der Umfang des Patentichußes 
nur nach diejer einichränfenden Willenserflärung bemefjen werden (RG., 
PMl. VII 231). Iſt der Sinn eines Ausdruds in der Patenturkunde 
zweifelhaft injoferne, als die wiflenichaftliche Bezeichnung eines Gegen- 
jtandes mit der herrichenden Auffaſſung und dem allgemeinen Sprach— 
gebrauche des Handels- und Gewerbebetriebs nicht im Einklange fteht, 
jo ift anzunehmen, daß das Patentamt mit dem Ausdrude den dem 
allgemeinen Sprachgebrauche entiprechenden Sinn verbunden hat (NG. 
in GA. Bd. 45 ©. 130, in PMZBL. III 118). Bei Auslegung des 
Patents darf aber das Gericht nur immer danach tradıten, Umfang und 
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Inhalt des vom PBatentamte gewährten Patents fejtzuftellen, 
nicht etwa das Patentrecht im Widerſpruch mit dem Patentamte er- 
weitern oder einjchränfen oder gar deſſen Wirfjamfeit negieren (RG., 
PBl. 1891 ©. 102, Gareis IX 235; RG., PMZBL. V1 60). Inhalt und 
Umfang des Patents zu bemefjen, ijt nicht eine reine Tatfrage, jondern 
im eigentlichiten Sinn eine Rechtsfrage (RG., PMZBI. VI 169). 

b) Das dur die Auslegung des Patents (lit. a) Hargelegte 
Wejen der Erfindung, der eigentliche Erfindungsgedanfe, fann 
in der Stellung des Problems oder in dejjen Löſung liegen (ſ. N. 3 lit. a 
zus 1); im legteren Falle fann es fein, daß die Erfindung entweder in 
der Auffindung des Löjungsprinzips (in der Löjungsidee) oder aber 
nur in der Auffindung einer bejonderen Form der Durdführung des 
Yöjungsprinzips (in der Durchführungsidee) liegt. Je nachdem das 
eine oder das andere fich ergibt, ift die Tragweite der Erfindung eine 
verichiedene. 

aa) Der Erfindungsgedanfe liegt in der Stellung des 
Problems. Zur Erfindung gehört dann immerhin noch die Dar- 
legung einer ey ma aud) diefe an fich bereits befannt 
ſein (ſ. N. 3 lit. a, bb zu $ en Das WBatentrecht bejchränft 
ih dann aber nicht auf die ee Form der Löſuug, jondern er» 
itredt ji) auf alle nad dem Stande der Technik möglichen Löjungs- 
formen ohne Rüdjiht darauf, ob der Erfinder an ihre Anwendung 


gedacht Hat oder nit. (Wer z. B. die Anbringung einer beweglichen ' 


Fußbank an einer Nähmajchine erfunden und für diefe Idee und ihre 
Ausführung in einer bejtimmten Form ein Patent erlangt hat, dejjen 
Recht umfaht auch alle anderen möglichen Ausführungsformen: RG., 
Bolze XVII Nr. 104; RG, PMZB. 11322; Schanze, Erfindungen 
und Mufter ©. 127, derjelbe in R. u. U. 111178; a. M. RG., PBl. 1889 
S. 337, Sareis VI 2; Bolze, der Entwurfeiner Batentnovelle ©. 14 ff.) 
Das Verbietungsrecht (nicht auch das Benutzungsrecht) erjtredt ſich 
jogar auf diejenigen Ausführungsformen desjelben Problems, welche 
jelbft Gegenftand einer neuen Erfindung find; eine jolche Erfindung ilt 
von der erſten abhängig (Schanze, R. u. U. III 178; vgl. N. 7 zu 8 3). 

bb) Der Erfindungsgedanfe liegt in der Auffindung 
des Löfıngsprinzips (in der Löfungsidee, vgl. Kohler, Handb. 
5.142 ff.; das NG. gebraudht in Diejer Beziehung einmal den Aus— 
drud „Mittel“ im Gegenjaß zur „Methode“ — Durhführungsform — 
PB. 1884 ©. 139, Gareis V 5 - , ein anderes Mal die Bezeichnung 
„nächites Mittel“ im Gegenjaß zum „entfernteren Mittel“ — Durd- 
führungsform — PBl. 1890 ©. 563, Gareis VIII 243 ff., Bolze IX 
Nr. 97). Dann begreift das Patentrecht alle nah dem Stande der 
Tehnit möglichen Formen der Durchführung derjelben Löjungsidee, 
beſchränkt ſich alfo nicht auf die in der Patentbeſchreibung angegebene 
Durbführungsform, jollte auch der Erfinder dieſe allein für geeignet 
gehalten und an irgend eine andere nicht gedacht haben; und wiederum 
geht das Verbietungsrecht des Patentinhabers noch weiter, es er- 


ftredt jich auch auf jolhe Durhführungsformen derjelben Löjungsidee, 


weiche fich jelbft als Erfindung darftellen, jo daß ein für eine andere 


80 I. Batentgejeg. 8 4. 


Durhführungsform erteiltes Batent von dem erften abhängig ift — 
vgl. R.7 zu8 3. (RG, PB. 1890 ©. 563, Gareis VIII 243, Bolze 
IX NR. 97; RG. Bolze XV N. 101, RG. PMZB. IV 83; Schanze. 
u. U. 111 177, 178; Kohler, Handb. ©. 151 ff. Wäre z. B. heute noch 
an die PBatentierung des Duedjilberbarometerd zu denken, jo würde 
das Patent für das Löjungsprinzip, daß über der Quechkſilberſäule in 
der einen der fommunizierenden Röhren ein Iuftleerer Raum gejchaffen 
wird, alle etiva möglichen Formen der Durchführung diejer dee um— 
faffen, wirde der Erfinder auch nur die eine Durchführungsform an- 
gegeben haben: daß man nämlich die Röhre, während das Quedjilber 
gekocht und jo die Luft ausgetrieben wird, zujchmilzt; vgl. RG., Ga- 
reis V,5). Das Recht des Erfinders einer Eotungsidse umfaßt ferner 
nicht nur alle möglichen Durchführungsformen derjelben Idee, jondern, 
wenn durch die nämliche Löſungsidee verjchiedene Probleme zur Löjung 
fommen, auch alle diefe Problemlöfungen, jelbjt wenn der Erfinder 
nur eine derjelben erkannt hat. KKohler, Hanbb. ©. 139 ff., 219, 220; 
Kohler ſpricht hier von einem komplizierten Problem und führt ale 
wichtigite Fälle an: den Automaten — die Erfindung, durch Benutzung 
der Schwerkraft des Geldftüds den Apparat in Funktion zu jepen, er» 
ftredt jich auf alle Anmwendungsfälle, jei es in der Form des Waren- 
antomaten, einer automatischen Wage oder jonftwie; ferner: die Homologie- 
reihe der chemischen Jnduftrie, wonady mit einer beftimmten Abänderung, 
welche nur Sache der einfachen Technik ift, analoge Stoffe erzeugt werden 
fönnen, jobald der Stoff und zugleich das Gejeg dieſer homologen Reihe 
erfannt ift; vgl. hiezu Witt, die deutiche chemiſche Jnduftrie ©. 27 ff.) 
Umfjomehr erjtredt jich das Patentrecht, wenn die Erfindung nicht nur 
dem einen Bedürfnijje, welches der Erfinder im Auge hatte, jondern 
noch anderen Zmweden dient, auf jede Art der gewerblichen Verwertung 
Kohler, Handb. ©. 221). 

Dagegen beſchränkt fich das Patentreht auf Die Yöjungsidee, 
welche den Gegenftand der Erfindung bildet; es umfaßt nicht 
aud) andere die Löſung desielben Problems bezwedende Ideen und es 
jtellt daher feinen Eingriff in das für eine Löjungsidee erteilte Patent 
dar, wenn ein anderer dasjelbe Problem durch wejentlid andere Mittel 
löft (Kohler, Handb. ©. 137. Ein Beifpiel: Das Problem, den Luft: 
drud dadurd zu meſſen, daß ein empfindlicher Körper infolge des Luft: 
druds in der Richtung gegen einen luftleeren Raum ſich bewegt, hätte 
durch Konftruftion des Aneroidbarometers ohne Eingriff in das Recht 
des Erfinders des Uuedjilberbarometers gelöjt werden fönnen, wenn 
damals für leßteren ein Patent beftanden hätte). 

ce) Der Erfindungsgedanfe liegt nur in der Auffin— 
dung der jpeziellen Durhführungsform, in der bejonderen 
Ausgeftaltung der Löjungsidee (in der Auffindung einer bejonderen 
Methode oder des entjernteren Mittels, j. bei bb). Iſt in ſolchem alle 
das Xöjungsprinzip, zu deflen Durchführung die patentierte Erfindung 
eine neue Form angibt, jchon bekannt, jo ift jicher, daß das Patent» 
recht nur dieſe Durhhführungsform zum Inhalte hat, daß aljo wejent- 
lid) andere Durcführungsformen in dem Bereich des Patents nicht 
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liegen, die Benugung folder anderen Formen eine Verlegung des 
Patents nicht enthält (3. B. die jchon befannte Idee, einen Flaichen- 
verihluß ohne Korken durch Verbindung eines Knopf- oder Dedel- 
verichluffes mit einem Verſchluß und Oeffnung bewirkenden Hebel her- 
zuftellen, läßt verschiedene Ausführungsformen zu; enthält eine jolche 
Form eine Erfindung, jo beſchränkt ſich das hiefür erteilte Patent auf 
dieje jpezielle Ausführungsform; wer den Gedanken der erwähnten Ver- 
bindung in wejentlich anderer Weije ausführt, verlegt das Patent nicht: 
RG., PMZB. V 198; ſ. auch RG., PMZBL. VI 176). Wie aber dann, 
wenn das Patent nur für eine bejtimmte Durchführungsform erteilt 
it, der Löfungsgedanke, der darin zum Ausdrud kommt, damals weder 
allgemein, noch dem Erfinder befannt war und nachher jich zeigt, daß 
die patentierte beiondere Durchführungsidee nur Ausfluß eines höheren 
Prinzips, einer allgemeineren Löjungsidee ijt, welche auch noch auf 
andere Weiſe durchgeführt werden fann? Fit dann jede anderweite 
QDurhführung von der patentierten Durhführungsform unabhängig oder 
greift fie, weil fie im Bereich der nämlichen Löjungsidee ſich bewegt, 
in das Patent ein? Beiſpiel: Es wendet jemand, um eine beftimmte 
Virfung zu erreichen, einen gewiſſen Stoff an und erhält darauf ein 
Patent, ohne daß ihm befannt ift, was die phyſikaliſche oder chemijche 
Urſache der von ihm empirisch gefundenen und dargelegten Wirkung 
jei. Nachträglich ergibt fich, daß eine gewiſſe dem Erfinder nicht be» 
fannte, oder von ihm nicht beachtete Eigenichaft des Stoffes die Er- 
zeugerin der Wirkung ift; es ftellt fich ferner heraus, daß Diejelbe 
Eigenichaft auch anderen Stoffen innewohnt, und daß daher dieje zu 
dem nämlichen Zweck verwendet werden fünnen, daß fie denjelben Dienit 
tun, wie jener. Birgt nun die Verwendung joldher anderer Stoffe 
deshalb, weil jie auf dem nämlichen, jeßt erft erfannten Löſungsprinzipe 
beruht, wie die Anwendung des erften Stoffes, eine Verlegung des für 
legtere erteilten Patentes in fih? Wenn ein anderer jpäter ebenfalls 
in Unfenntnis des Löjungsprinzips für eine andere Durchführungs— 
form, alſo in dem Falle des gebrauchten Beijpiels für die Anwendung 
eines anderen Stoffes mit der gleichen Eigenichaft, ohne von dieſer zu 
willen, ein Patent erworben hat, joll num dieſes jpätere Patent, wenn 
nachträglich das gemeinjame Löjungsprinzip Har wird, um deswillen 
von dem erjten abhängig werden? Man wird jagen müjlen: Der Er- 
finder hat fein Anrecht auf ein Prinzip, das er nicht gefunden hat, er 
fann das nicht erfannte Prinzip nicht für fich allein in Anſpruch nehmen, 
wenn er nur eine einzelne Maßnahme erfunden hat, von der ſich ohne 
jein Zutun oder doch erjt nach der Erlangung des Patents herausitellt, 
da ihre Wirkung auf jenes Prinzip zurüdguführen ift. Das nicht er- 
fannte Prinzip ift frei, an fein Sonderredyt gebunden und jeder andere 
fann von diefem Prinzip eine von der patentierten Maßnahme mwejent- 
lih verjchiedene Anwendung machen. Mehrere für verichiedene Durch— 
führungsformen bdesjelben Prinzips erteilte Patente find aljo von 
einander unabhängig. Eine Ungerechtigkeit gegen den erften Erfinder 
liegt darin micht; denn was er als Ausgangspunkt jeiner Erfindung 
nicht erfannt hat, darauf hat er doc, feinen Anſpruch; war er etwa 
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auf dem Wege, auch dies noch zu erkennen, jo mußte er, wein er ein 
umfangreicheres Erfinderreht anjtrebte, mit der Anmeldung zumwarten, 
bis die Erfindung vollkommen war. Der Unterjchied von den Fällen zu bb 
liegt darin, daß dort der Erfindungsgedanfe, welcher in der Löſungsidee 
liegt, in allen möglichen Anwendungsformen lebt und wirkt; dies recht- 
fertigt e8, daß der Erfinder alle dieje Formen mit feinem Rechte be» 
herricht, mag er fie gefannt haben oder nicht; während hier der Er- 
findungsgedante nur die jpezielle Durchführungsform durchdringt, das 
nicht anerfannte Prinzip aber von dem Erfindungsgedanfen nicht er- 
griffen ift, aljo notivendig frei bleibt. (Im wejentlichen übereinftimmend 
Wirth, Zeitichr. f. gewerbl. Rechtsichuß 158; Schanze, R. u. U. III 185; 
RG., PB. 1891 ©. 102, Gareis IX 235; RG., PMZB. VI 305; a. M. 
Kohler, Zeitjchr. 2c. 1199, Forſchungen ©. 59 ff., Handb. ©. 215 ff.) 

e) Die Tragweite einer Erfindung hängt nicht nur allgemein 
davon ab, in weldem Stadium der Entwidlung einer Erfindung der 
ichöpferiiche Gedanke liegt (j. lit. b), jondern es ijt in diejer Beziehung 
aud auf die Art der Erfindung Rüdjicht zu nehmen. Dabei ijt 
zunächjt die Erfindung überhaupt und dann die Kombinationserfindung 
insbejondere zu betrachten. 

aa) Innerhalb der Erfindungen überhaupt find zwei Haupt» 
arten zu unterjcheiden, die Stoff- oder Erzeugniserfindung und 
die Berfahrenserfindung (J. N. 4 lit. b zu 81, o. ©. 10). 

«) Das Patent für ein Erzeugnis ıft nicht bejchränft auf eine 
bejtimmte, vom Erfinder angegebene Herftellungsweife, umfaßt vielmehr 
jede Art der Herftellung (RGE. 14 ©. 76). Wer aljo das patentierte 
Erzeugnis gewerbömäßig herjtellt, verlegt das Patent, wenn aud) jeine 
Herftellungsweife eine ganz andere als die vom Erfinder gedachte ilt. 
Ein neues Verfahren zur Berftellung eines patentierten Stoffes kann 
jelbjt eine Erfindung darjtellen; ebenjo ift e8 möglich, daß jemand eine 
Machine erfindet, welche dazu dient, den für einen anderen patentierten 
Stoff herzuftellen. Beide Erfindungen find dann von der älteren 
Stofferfindung abhängig, d. h. fie fünnen ohne Eingriff in das Stoff- 
patent nicht verwertet, für fi) aber immerhin patentiert werden, in 
welch letzterem Falle der Inhaber des Verfahrens- oder Maichinen- 
patents den Inhaber des Stoffpatents wie jeden anderen von der 
Benußung des neuen 1 Verfahrens gi der neuen Majchine ausichließen 
fann; (vgl. RGC. I ©. 128; ſ. o. N. 7 zu $ 3). 

Das den Segenftand der Erfindung bildende Erzeugnis kann jein 
ein Arbeitsmittel (Werkzeug, Majchine 2c.) oder ein jonftiger Ge- 
brauchsgegenftand (Fabrikat, Ware). Im erfteren Falle umfaßt 
das Patent alle möglichen Funktionen des Arbeitsmittels, 3. B. der 
Machine, auch folche, welche jich erjt durch die jpätere Entwidlung der 
Induſtrie ergeben (tohler, Handb. ©. 116). Wer eine neue Verwen— 
dungsart der Maſchine erfinnt, kann dafür ein Patent erwerben, welches 
aber von dem Majchinenpatent abhängig ift, infoferne die Maſchine 
auch in diejer neuen Weije ohne Erlaubnis des Inhabers des Majchinen- 
patents nicht benutzt werden darf (j. o.). Ob umgekehrt der Inhaber 
des Maichinenpatents die Maichine auch zu dem neuen patentierten 
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Berfahren verwenden darf, ift bei $ 5 zu erörtern. Dagegen ergreift 
das Maichinenpatent nicht die mittels der Maſchine hergeitellten Er- 
zeugnifie jelbft. Wer aljo z. B. im Auslande mit der für einen anderen 
im Inlande patentierten Majchine Erzeugnifje hergeitellt hat, greift 
durch Verbreitung diejer Erzeugnifie im Snlande in das Majchinen- 
patent nicht ein. (Kohler, Handb. ©. 117.) 

8) Betrifft die Erfindung ein Verfahren, jo gilt im allge- 
meinen, daß jeder, der das Verfahren anwendet, das Patent verlegt, 
mag er es auch zur Erzielung eines anderen Erfolges anwenden und 
zu diejem Behufe ohne Aenderung des Wejens modifizieren. Auch 
eine teilweije Verlegung kann hier eintreten, indem etwa das patentierte 
Verfahren nur bis zu einem gewifjen Stadium angewendet wird, weil 
entweder der hiemit erreichte Erfolg (3. B. die bereits erzielte Form 
des mit dem Berfahren behandelten Materials) dem gegebenen Zwede 
bereit3 genügt oder von da an zu einem anderen Verfahren, das nicht 
mehr unter das Patent fällt, übergangen werden will. Anders verhält 
e3 jich bei einem Verfahren zur Herjtellung eines Stoffes auf 
chhemiſchem Wege. Hier fommt es weſentlich darauf an, daß gerade 
diefer Stoff erzeugt werden ſoll und es fällt die Verbindung einzelner 
Abjchnitte des patentierten Verfahrens mit einem ganz anderen Ver— 
fahren zum Zwecke der Herjtellung eines anderen Stoffes in der Negel 
nicht in das Bereich des Patents; ja wenn es möglich ift, das paten- 
tierte Verfahren im wejentlichen vollftändig anzuwenden, um einen 
ganz anderen Stoff zu erzeugen, jo fann auch hierin eine PBatent- 
verlegung nicht zu finden fein. (RGE. Bd. 22 ©. 16, 17, RG. Gareis 
VII 208.) Dagegen wird durch die Anwendung auch nur einzelner 
Abjchnitte des Verfahrens, wenn fie geichieht, um einen in der Haupt- 
jache gleichwertigen und denjelben gewerblichen Ziweden dienenden Stoff 
zu erzeugen, wie derjenige, zu deſſen Herſtellung das patentierte Ber- 
fahren dienen joll, das Patent verlegt. (Hanjeatiiches OLG., R. und 
U. V1 153.) Ebenjo muß die Anwendung eines patentierten chemijchen 
Verfahrens bis zur Erzielung des Zwilchenprodufts als Batentverlegung 
angejehen werden. (OLG. Hamburg und RG. in PMZBL. V 4 ff.) 

Auch diejenige Anwendung eines patentierten Werfahrens, bei 
welcher Arbeitsmittel verwendet werden, die der Erfinder des Berfahrens 
nicht vorgejehen hat, fällt in das Bereich des Patents. Demgemäß ijt ein 
Patent, welches für ein neues Arbeitsmittel gewährt wird, inſoweit diejes 
zur Durdführung des patentierten Verfahrens verwendet wird, von dem 
Berfahrenspatent abhängig (j. N. 7 zu 83). Dagegen erjtredt sich das Be- 
nutzungsrecht des Inhabers des Berfahrenspatentes nicht auf neu erfundene 
und für andere patentierte, in dem Verfahren verwendbare Arbeitsmittel. 

Das Berfahrenspatent umfaßt auch die durch das Berfahren 
unmittelbar hergeftellten Erzeugnifie ($ 4 zweiter Satz, ſ. N. 11). 

bb) Ob eine Kombinationserfindung (j. Darüber N. 4 lit. c, 
ce zu$ 1,0. ©. 13) Gegenftand des Patents, ift zwar ebenfalls auf Grund 
der Patenturkunde, insbejondere der Patentichrift, eventuell unter Bei- 
Kehung der Beichreibung in der Anmeldung 2c. zu enticheiden (j. o. lit. a, 

78, RG., PMZB. 1126). Die bloße Zujammenfafiung mehrerer 
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Einzelmaßnahmen unter einer Nunmer des PBatentanjpruchs genügt 
jedodh zur Annahme einer Kombinationserfindung nicht; es kommt 
darauf an, ob zugleich eine erhöhte Gejamtwirfung als Ziel der Ber- 
bindung angegeben it. (RG. in R. und U. I 174.) 

Steht num feit, daß eine Kombinationserfindung Gegenftand des 
Schutzes ift, jo ift Sicher, dal auf dieſe Berbindung verjchiedener 
Elemente zu einer eigenartigen Gejamtwirfung nur dem PBatentinhaber 
ein Necht zuftcht, jollten auch die einzelnen Elemente für jich vorher 
ichon befannt oder das eine oder das andere Element Gegenjtand der 
Erfindung einer anderen Perſon und injoferne die Kombinationgerfin- 
dung von der Einzelerfindung abhängig jein (vgl. N. 7 zu $ 3). Soweit 
die Kombination Elemente enthält, die für fi) vor der Batenterteilung 
im Gemeingebrauch ftanden, werden fie als einzelne dieſem Gebraud 
durch das Patent nicht entzogen. (RG., PMZBI. 1201, V 33, 109, 
RGS:Str. Bd. 26 ©. 377.) Ste fünnen auch von jedem zu einer Kom— 
bination verwendet werden, weldhe von der patentierten wejentlich ver- 
ichieden ift (NG., PMZBL. IV 4. Wenn dagegen einzelne Teile der 
Kombination jelbjt eine Erfindung desjenigen darjtellen, welcher die 
Kombination erfunden hat, jo muß, was die Benußung diejer Teile 
für ſich anlangt, unterjchieden werden, ob der Erfinder für fie abgejehen 
von der Kombination, aljo für die Elemente im einzelnen, ebenfalls 
ein Patent erlangt hat oder ob nur die Kombination als ſolche geſchützt 
it. Im erfteren Falle jchließt der Erfinder andere von der gewerb- 
lihen Verwertung der Kombination und der einzelnen Teile aus, 
mögen dieje je für ſich benüßt oder zu einem anderen Geſamtzweck 
vereinigt werden; er beherricht aljo die Erfindung als Ganzes und in 
ihren Einzelheiten vollftändig. Genießen dagegen die einzelnen Efe- 
mente für fich feinen Schuß, jo fann zwar jedes für fich von anderen 
benüßt, es können auch einzelne derjelben zum Zwecke einer wejentlich 
anderen Gejamtwirfung vereinigt werden, dagegen fällt die Benützung 
auch nur einzelner der verjchiedenen Elemente, wenn fie im wejentlichen 
zu dem nämlichen Zwecke erfolgt, dem die Kombination dient, in das 
Batentrecht des Inhabers des Kombinationspatentes; m. a. W. die Weg- 
laffung einzelner Elemente einer Kombination, jowie die Erjeßung 
jolher durd) gleichwertige ändert an dem Tatbeftande eines Eingriffs 
in das Ktombinationspatent dann nichts, wenn die übrig bleibenden 
Elemente auch für fich betrachtet eine Erfindung darftellen und, jei es 
allein, jei e8 in Verbindung mit Mequivalenten der weggelafjenen Ele- 
mente zu demjelben Zwecke verwendet werden, den die Kombination 
verfolgt. (Kohler, Forichungen ©. 50 nennt ein Patent, welches die 
Kombination und zugleich die einzelnen Elemente, diefe aber nur als 
Elemente zur Erreichung des bejtimmten Schlußrejultats jhügt, Tota- 
fitätspatent; j. auch Kohler, Handb. ©. 225 ff.; Robolski ©. 216; 
Seligjohn N.12 zu 81; RG. Bolze II Nr. 323,324, VI151, VII 160, 
IX 95, X 161, X1 92, 94, XIT 112, XV 100, PMZBL. V 195; RGEStr. 
23 ©. 22, 24 ©. 266; OLG. Colmar PMZBL. I 304.) 

6. Das ausichließliche Necht des Batentinhabers beſchränkt ſich 
auf die in $ 4 aufgezählten Benupungsarten. Auch dieje find nur 
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inſoweit jeiner Herrſchaft unterworfen, ald die Benutzung gewerb3- 
mäßig geichieht, d. h. innerhalb einer nicht bloß für private Zwecke, 
\ondern für Die Zwede eines größeren Kreiſes von Perſonen bejtimmten 
regelmäßig wiederholten Tätigkeit, wobei übrigens die Benußung jelbit 
nicht notwendig öfter ftattfinden muß, jondern eine einmalige Benußung 
genügen kann. (Vgl. N. 9 lit. b zu $1, 0.©. 22.) Den Gegenjab zur 
gewerbsmäßigen Benußung bildet die Benugung für den perjönlicen 
oder häuslichen Bedarf des einzelnen oder zu privaten Studienzweden; 
nur eine jolche private Benußung follte trog PBatentierung freigelafjen 
werden (Motive zum Entw. von 1890 $ 4; vgl. RGC. Bd. 39 ©. 32, 
PNZBL II 148; RGEStr. Bd. 26 ©. 377 ff., bejonders ©. 381). Hält 
man hieran feſt — und der Zweck des Patentichuges zwingt dazu, weil 
jede über die Grenzen eines folchen Privatgebrauchs hinausreichende 
Benußung die Intereſſen des Patentinhabers gleihmäßig verlegt — jo 
muß man den Begrifj der gewerbsmäßigen Benußung über das Gebiet 
der Benußung in einem Erwerbsgeichäfte hinaus erjtreden, ſodaß auch 
diejenige Benutzung, welche den Funktionen des Staates (auch aufer- 
halb der Sphäre des Ermwerbes durch Bolt, Eijenbahnen 2c.) oder den 
Sweden der Kirche oder anderer öffentlicher Korporationen dient, als 
ein gewerbämäßiger anzujehen ift; denn in der Tat wäre es geradezu 
unbegreiflich, wenn 3. B. die Verwendung eines patentierten Ofens in 
jämtlichen Amtsjtuben der öffentlichen Behörden oder die Einführung 
vatentierter Bänke in allen Schulen ohne weiteres gejtattet wäre, wo— 
gegen jeder Kleinkrämer, wenn er in jeinem Laden den patentierten Ofen 
oder etwa eine patentierte Wage gebrauchte, durch „gewerbsmähige“ 
Benugung das Patent verlegen würde. (Nehnlih Kohler in Grünhuts 
Beitichr. Bd. 25 S.209, Handb. S. 432 ff, Seligiohn N. 53 a.M. OLG. 
Naumburg, PBl. 1893 ©. 230, Gareis X 118; vgl. zu dieſer Frage auch 
Schanze, Sächſ. Ardy. f. bürg. R. V 209. Kohler zieht übrigens aus 
jeiner Anfiht nicht durchweg die richtigen Konjequenzen. Die beruf- 
lie Tätigkeit des Rechtsanwalts, des Arztes dient gewiß nicht blof 
jeinen Brivatzweden, jondern den Zwecken der Klienten bezw. Batienten, 
aljo einer Bielheit von PBerjonen, mag fie in einem jeparaten Arbeits- 
oder Empfangszimmer oder aber in der Schreibjtube, in der Klinik 
ausgeübt werden. Gewerbsmäßig benußt aljo der Rechtsanwalt, der 
Arzt auch die in dem Arbeits- oder Empfangszimmer verwendeten 
Gegenjtände. Es kann doc z. B. nicht davon die Nede jein, daß in 
jeinem Empfangszimmer jeder Arzt einen patentierten Operationsftuhl, 
jeder Zahnarzt patentierte Zangen, Zahnfüllungen, eine patentierte 
Maſſe zum Abdrücken von Gebiſſen 2c. ohne weiteres benügen darf.) 
Gemwerbsmäßig ift die Benugung nicht nur dann, wenn ſie jelbit 
einen Aft des betr. Gewerbebetriebs darftellt, jondern aucd dann, wenn 
fie nur dazu dient, um dem eigentlichen Gewerbebetrieb zu fördern oder 
diejem die wirtſchaftlichen Borteile der Erfindung zuzuführen. Alſo 
fällt auch der Gebrauch 3. B. einer Beleuchtungs- oder Heizungs- 
vorrichtung in einem gewerblichen Etablifjement, einer Komptoir- oder 
Ladeneinrichtung, die Verwendung irgend welcher neuer baulicher Kon— 
ftruftionen in den für den Gewerbebetrieb bejtimmten Räumen u. dgl. 
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unter den Begriff der gewwerbsmäßigen Benugung. (Kohler, Grünhuts 
Beitichr. Bd. 25 ©. 210, RGC. Bd. 39 ©. 32, in PMBBl. III 148.) Selbit- 
verftändlich iſt auch die Verwendung einer Erfindun in einem Gewerbe, 
das auf die Bearbeitung unbeweglicher Sachen gerichtet iſt, alſo z. B. in 
einem Baugewerbe, eine gewerbsmäßige (vgl. OLG. Hamm, R. u. U. 11119). 

Natürlich kann auch ein Gewerbetreibender einen patentierten 
Gegenjtand, der an ſich in jein Gewerbe einjchlägt, privatim herftellen, 
3. B. ein Drechsler oder Blechwarenfabrifant ein Küchengeräte aus- 
ichließlich für feinen Haushalt, ein Mechaniker einen Batentfederhalter 
für feinen Jungen, oder auch nur in jeinen privaten Gebraud; nehmen; 
dann verlegt er das Patent nicht. Die Vermutung jpricht zwar in fofchen 
Fällen für die Annahme der Gewerbsmäßigkeit, ſie kann aber ſehr wohl 
im Einzelfalle widerlegt werden (RG., PBl. 1887 ©. 65, Gareis VI 145). 

7. Die gewerbsmäßige Herftellung des Segenitandes der Er- 
findung (des Erzeugniſſes, fällt in das Alleinrecht des Patent— 
inhabers, mag die längere, auf dem vom Erfinder angegebenen oder 
auf einem anderen Wege erfolgen (1. N. 5 lit. c, aa, «, 0. ©. 82). Ob die 
Herftellung erfolgt, um von dem Erzeugnifje einen Gebrauch zu machen, 
der jelbit wieder das Patentrecht verlegt, oder um den Gegenjtand in 
erfaubter Weiſe zu verwenden, ijt gleichgültig. Die gewerbsmäßige 
Herftellung verlegt daher das Ratentrecht auch dann, wenn fie erfolgt, 
um das Erzeugnis erjt nad) Erlöjchen des Patents im Inlande oder 
um es im Auslande in Verkehr zu bringen oder zu gebrauchen (RGEStr. 
10 ©. 349). Das Ulleinrecht des Patentinhabers beſchränkt ſich nicht 
auf den Gegenftand des Patents in feiner Totalität, jondern auch auf 
einzelne Teile oder Elemente desjelben. Dies gilt nicht nur dann, 
wenn das Patentrecht ſowohl das Ganze (eine Kombination), als auch 
die einzelnen Elemente umfaßt, jondern auch dann, wenn es nur auf 
das Ganze, nicht auf defjen einzelnen Elemente jich bezieht, joferne nur 
dieje hergeftellt werden zu dem Zwecke, um damit nad) und nad) die 
Herftellung des Ganzen zu bewirfen, jei es, daß die einzelnen Elemente 
nur als Teile des Gegenjtandes der Erfindung verwertbar find, jei es, 
daf fie wenigftens im fonfreten Falle die Beftimmung haben, in solcher 
Weije verwendet zu werden. (RG., PB. 1888 ©. 201, Gareis VI 352; 
Kohler, Aus dem Patent- und Anduftrierechte 16. 13.) Eine im 
Inlande begangene PBatentverlegung fiegt daher insbejondere dann vor, 
wenn im Inlande die einzelnen Teile des Erfindungsgegenftandes jo- 
weit hergejtellt werden, daß nur nocd deren Zujanmenfügung erfor- 
derlich iſt, jollte auch beabfichtigt jein, daß Ddieje erſt im Wuslande 
vorgenommen werde (RGE. 40 ©. 78, im PMZBL. III 229. Hiebei ift 
allerdings vorausgejept, daß Die einzelnen Teile nur zu den Zwecke 
diefer Zuſammenfügung hergeitellt jind, daß jie aljo nicht auch zu 
anderweiter, patentrechtlicdy indifferenter Verwendung beftimmt jind; 
vgl. RGStr. Bd. 26 ©. 377). 

Die Herftellung ift vollendet, jobald fie ſoweit gediehen it, 
daß der Erfindungsgedanfe verwirklicht erjcheint, jollte auch der Gegen- 
ſtand nod) nicht völlig die Gejtalt erlangt haben, in der er gewerblich 
verwertet werden fann (vgl. Kohler, Handb. ©. 897). 
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S. Unter Inverkehrbringen ift jede Handlung zu veritehen, 
durch welche der Gegenſtand der Erfindung zum Objekte des Verkehrs 
gemacht, d. h. entweder die tatjächliche und rechtliche Berfügungsgemwalt 
eines anderen über den Gegenftand wirklich begründet oder zum Behufe 
diejer Begründung der Gegenftand anderen zugänglic; gemacht wird. 
Es gehört dahin die Veräußerung, nicht minder die Vermietung (RG. 
Bolze IV Nr. 211, Gareis VI 157), das Verleihen, die Berpfändung 
(Schanze R.u. U. 11149), aber aud) das vom Geſetze beſonders her- 
vorgehobene FFeilhalten (j. N 9; a. M. Schanze a. a. O. ©. 41 ff.). 
Dagegen fällt nicht unter den foeben beftimmten Begriff des Inverkehr— 
bringend das bloße Vorlegen oder Borzeigen zur Belichtigung, auch 
nicht die Schauftellung in einer Ausftellung. wenn ſie nicht als Feil— 
halten erjcheint (Schanze, Archiv f. bürg. R. XI 58, Unterfuchungen 
2.64 5, a. M. u. Seligjohn N. 7, ſ. auch die bei Schanze.a. a. O. 
zit. Literatur). Bon einem Inverkehrbringen des Gegenſtandes der Er— 
findung kann auch nur dann die Rede fein, wenn im Augenblicke der 
auf die Inverkehrbringung gerichteten Handlung das körperliche Sub— 
ftrat dieſes Gegenftandes, das Erfindungserzeugnis, welches in die Ber- 
fügungsgewalt anderer gelangen joll, bereits eriftiert, aljo in mindefteng 
einem für den Berfehr beitimmten Eremplare angefertigt ift. Ein vor- 
ber ergehendes Angebot ift, wenn es auch mit genauer Bejchreibung 
des Gegenstandes verbunden ift, kein Jnverfehrbringen desjelben (RGEStr. 
11©. 241; Schanze, Ardiv ꝛc. ©. 50, R. u. U. III 52). Ebenjowenig 
it ald vollendetes Inverkehrbringen anzuſehen, wenn das Erfindungs- 
erzeugnis, welches veräußert oder feilgehalten werden joll, ſich erit auf 
dem Transporte nad) dem Orte der Ablieferung oder des Feilhaltens 
befindet (RGStr. 14 ©. 35; NER. 6 ©. 334, 724; ebenda 10 ©. 157, 
611). Wird aber auf Grund eines Beräußerungsgeichäftes der Gegen- 
fand vom Erfüllungsorte aus an den Erwerber verjendet, jo liegt in 
der Aufgabe zur Berjendung, aljo in der Uebergabe an den Frachtführer 
oder Spediteur, bereits ein Jnverfehrbringen (vgl. N. 12, unten ©. 92). 

Im Hinblid auf Sab 2 des $ 4 iſt Mar, daß auch das In— 
verfehrbringen eines an jich freien, aber durch ein patentiertes Ver— 
fahren hergeftellten Erzeugnifles in das Gebiet der Patentbenugung fällt. 

Es fann übrigens nicht nur ein Erzeugnis, jondern auc ein 
Verfahren, welches Gegenftand der Erfindung ift, in Verkehr gebracht 
werden, 3. B. durch Ueberlafjung des Verfahrens zum Gebraudh an 
andere im Wege einer Lizenzerteilung (RGE. Bd. 46 ©. 14, RG., 
PMg8Bl VI 197 ff. insbej. S. 200, 201; OLG. Dresden bei Kohler, 
Patent» und Induſtrierecht I 17 ff, RG., PMZBL. IV 144; f. aber auch 
Schanze, Unterfuhungen ©. 32 ff.). 

Nicht nur der erftmalige, jondern auch jeder weitere Alt der 
Begründung der Berfügungsgewalt eines anderen iſt ein Suverfehr- 
bringen (OLG. ? in PB. 1889 ©. 231, Gareis VII 201; Seligjohn 
0.0. D.; vgl. auch Kohler, Martenjchuß ©, 338, Dppendoff, Rechtſpr. 
15 S. 85, Merkel in Holtzend. Handb.d . Strafr. 111 832; a. M. Ende- 
mann in Buſch' Archiv 32 ©. 71). 

Als Eingriff in das Batentrecht ericheint nicht nur das Inverkehr— 
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bringen eines widerrechtlich, jondern auch eines rechtmäßig herge— 
jtellten Erfindungserzeugnijies, joferne nur die Weiterverbreitung 
desjelben unbefugt geichieht. Verboten ift aljo 3. B. auch, ein geſchütztes 
Erfindungserzeugnis im Inlande in Verkehr zu bringen, welches im 
Auslande hergeitellt ift (vgl. N. 12); oder ein vor der Patentierung 
ee Erzeugnis nad) der Patenterteilung in Verkehr zu bringen 
(j. aber $ 5). Wer aber von einem Berechtigten (Patentinhaber, Lizenz- 
träger, Borbenuger gem. $ 5) einen patentierten Gegenftand erworben 
hat, darf ihn weiter in Verkehr bringen (j. N. 9 lit. ce zu 86, N. 8 
lit.a zu $5). Wenn nämlich der Patentberechtigte jelbit je nach der 
patentierten Erfindung hergeftellten Gegenjtand in den inländijchen 
Berfehr gebracht hat, ift der Gegenjtand patentrechtlich frei von Berfehrs- 
bejchränfungen. Selbſt die Nichterfüllung etwaiger Bedingungen, die 
der WBatentberechtigte in dieſer Hinficht jeinen Abnehmern auferlegt, 
fann nur als einfache Vertragd-, nicht als PRatentverlegung angejehen 
werden (NGE. Bd. 51. ©. 139; Kohler, Handb. ©. 453, 454; vgl. aud) 
LG. Hagen, PBl. 1892 ©. 709, Gareis IX 282 dgl. ferner Lau R. u. 
u. VIII 127, welcher in dem Urteil des NG. eine Abjage an die Theorie 
erblidt, daß der Inhalt des Patentrechts nicht nur in einem Unter— 
ſagungs-, ſondern auch in einem Benutzungsrecht beſtehe, ſ. o. N. 3, 
wogegen jedoch zu bemerken iſt, daß eben das ausſchließliche Benutzungs— 
recht im Intereſſe der Allgemeinheit eine Beſchränkung erleidet, inſoferne 
mit der vom Berechtigten ausgehenden Veräußerung des nach dem Patent 
hergeſtellten Gegenſtandes der Verkehr mit dieſem frei wird). 

Der Gegenſtand der Erfindung wird in Verkehr gebracht nicht 
nur dann, wenn das ganze Objekt der Veräußerung ꝛc. der Erfindung 
gemäß hergeftellt iſt, ſondern auch dann, wenn dies nur bezüglich eines 
Teiles des veräußerten Fabrifates oder bezüglich des darin verarbeiteten 
Stoffes der Fall ift. Es enthält aljo aud die Veräußerung eines 
Kleidungsitüces, an welchem ein Patentknopf angebradht oder zu deſſen 
Herftellung ein patentierted Gewebe verwendet ijt, eine Benugung der 
Erfindung. (Kohler, Pat.R. ©. 102.) 

Das Anverfehrbringen des Gegenftandes einer Erfindung fällt 
in den Bereich des Patentrechted nur dann, wenn es gewerbsmäßig 
geichieht. Gemäß der oben (N. 6) gegebenen Begriffäbetimmung der 
Gewerbsmäßigkeit ift aber nicht erforderlich, daf der Aft des Inverkehr— 
bringens zum Zwecke des Erwerbes vor ſich geht; es genügt, daß er 
im Betriebe eines Gewerbes im obigen Sinn vorgenommen wird. 
Demnach iſt auch die unentgeltliche Veräußerung als gewerbsmäßiges 
Inverkehrbringen dann anzuſehen, wenn durch ſie irgend ein wirtſchaft— 
licher Nugen für den Gewerbebetrieb erzielt werden foll, z. B. wenn 
ein Gewerbetreibender einen patentierten Gegenftand an jeine Kunden 
verichenft, um fich die Kundicaft zu erhalten u. dgl. (Schanze ©. 50). 

9. Das Feilhalten ift eine Unterart des Inverkehrbringens (N. 8). 
Die bejondere Hervorhebung neben diejem ift erfolgt, weil die Anficht, der 
letztere Begriff umfaſſe mit den erjteren, nicht allgemein geteilt wird und 
jeder Zweifel abgejchnitten werden jollte. Feilhalten ift jo viel wie erfenn- 
bares Bereithalten eines Gegenftandes zum Zwecke entgeltlicher Ueber- 
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lafjung an andere noch nicht beſtimmte Perſonen. Das Bereithalten zu die— 
jem Zwede ijt erfennbar nicht nur dann, wenn der förperliche Gegenftand 
öffentlich (im Schaufenjter, Verkaufslokal) ausgelegt und hiedurdh dem Pu— 
blifum zugänglich gemacht ift, ſondern auch dann, wenn die Ware zwar den 
Bliden des Publikums entzogen, aber durch Ankündigung i in Öffentlichen 
Blättern, durch Verjendung oder Auflegen von Breisliften, Katalogen 
oder auf ähnliche Weije zur Abnahme der bereititehenden Ware ein- 
geladen ijt (vgl. RGStr. 4 ©. 274, 5 ©. 145, 6 ©. 46, 18 ©. 354, 29 
S. 353, 35 ©. 169, ROR. 4 ©. 137, PM8Bl. II 192). Dagegen genügt 
nicht das bloße Feilbieten etwa in der Abjicht, die Ware erſt auf 
Grund der erwarteten Bejtellung anzufertigen; die Ware muß gleich- 
zeitig zur Ablaſſung an etwaige Kunden bereit jein (RGStr. 11 ©. 241'. 
Kein Feilhalten liegt in dem Bereithalten einer Ware für einen jchon 
beitimmten einzelnen Abnehmer; anderjeits ift auch) nicht ein Angebot 
an das ganze Publikum erforderlich, es genügt ein joldes an einen 
eng begrenzten Perjonenfreis, joweit auch in dieſem alle die Abnehmer 
individuell noch nicht bejtimmt find (RGEStr. 14 ©. 436, 25 ©. 243). 
Das Bereithalten muß geichehen zum Zwecke, aljo mit der Abficht der 
Ueberlafjung an andere, und zwar der entgeltlichen Ueberlaſſung, d. i. 
vor allem zum Zwecke des Verkaufs, aber auch zum Zwecke der Ver— 
mietung (Schanze R. u. U. III 43). Die Aufftellung eines Gegenftandes 
im Berfaufslofale fann eine Vermutung für die Abjicht des Verkaufs 
begründen; die Umftände des einzelnen Falles können aber dieje Ver— 
mutung widerlegen (RG., PB. 1887 ©. 65, Gareis VI 145: ein für den 
Privatgebraud; des Gemerbetreibenden bejtimmter Herd war wegen 
räumlicher Beichränfung im Haufe vorübergehend im Laden aufgeftellt). 

Die Schhauftellung des Gegenftandes einer Erfindung auf einer 
Ausftellung ericheint als Feilhalten dann, wenn damit aud die Ab- 
fiht des Verkaufs verbunden ift, was wohl meiftens der Fall jein wird. 

Nicht nur ein Erzeugnis, auch ein Berfahren kann feilgehalten 
werden dadurch, daß die Gejtattung der Benutzung desjelben gegen Ent- 
gelt öffentlicdy ausgeboten wird. (RG., PMZBDL. IV 144.) 

Nur das gewerbsmäßige Feilhalten ift dem Batentinhaber 
ausſchließlich vorbehalten (j. N. 6), dieſes aber, jomweit ed im Inlande 
geichieht, auch in Anjehung der im Auslande, alſo ohne Berleßung 
des inländiichen Patents hergeitellten Gegenftände (j. N. 12). 

10. Der Gebraud des Erfindungsgegenitandes iſt, joferne er 
gewerbsmäßig erfolgt, vom Geſetze allgemein als eine in das Allein» 
teht des Batentinhabers fallende Form der Benußung einer Erfindung 
erflärt, während das Geſetz v. 1877 das Ausichließungsreht auf Ver- 
fahren” und Arbeitmittel bejchränfte. Es jtellt jich jomit auch ein im 
Gewerbebetriebe vorgenommener Gebrauch patentierter Einrichtungs- 
gegenftände, Uhren, Verkehrsmittel 2c. als Eingriff in das Patent— 
teht dar. 

Bildet ein Verfahren den Gegenjtand des Patents, jo erjcheint 
diejes al3 gebraudht auch dann, wenn es mur bis zur Erzielung des 
Zwiichenproduftes verwendet ift, voransgejegt freilich, daß jchon dieſer 
Teil des Verfahrens als Erfindung ſich darjtellt. (NG. in R. u. U. III 
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251.) Bezüglich = — einzelner Teile einer Kombination ſ. 
N. 5 lit. e, bb, o. ©. 

Der Gebrauch * Gegenſtandes einer Erfindung ſteht dem Patent- 
inhaber ausjchließlich nur inſoweit zu, alder ein beftimmungsmäßiger, 
d. h. auf die Herbeiführung des technijchen Erfolges, den die Erfin- 
dung erzielen will, gerichtet ift. Wer 3. B. eine Majchine nur im jog. 
Leerlauf arbeiten läßt, macht von ihr feinen in das Patentrecht ein- 
greifenden Gebraud. Darum liegt, wenn auf einer Ausftellung der 
Gegenjtand einer Erfindung (eine Majchine oder jonjtige Vorrichtung 
oder ein Verfahren) in Funktion geſetzt wird, ein Gebrauch desſelben 
nur dann vor, wenn dieſe Funktion die beftimmungsmäßige it. Ob 
aber der Gebrauch um des praftiichen Erfolges willen oder nur behufs 
Demonftration der Leijtungsfähigfeit des Gegenftandes erfolgt, ift gleid)- 
gültig (ſ. N. 7 lit. a, aa zu $ 2, oben ©. 45; teilweife a. M. Schanze, 
Arch. f. Bürg. R. XI 63). 

Die Widerrechtlichfeit des Gebrauchs jeßt nicht voraus, daß auch 
die Heritellung des gebrauchten Erfindungserzeugnifjes wiberrechtlich 
erfolgt ift; insbejondere enthält der unbefugte Gebrauch eines im Aus- 
lande hergeftelften, nur im Inlande geihüsgten Gegenjtandes, wenn er 
im Inlande erfolgt, eine Patentverlegung (vgl. N. 12). Wer aber einen 
patentierten Gegenjtand (3. B. eine Majchine) vom Patentinhaber oder 
demjenigen, der zur Herjtellung oder Veräußerung durch Lizenz ermächtigt 
ift, gekauft hat, darf ihn auch gebrauchen; dasjelbe gilt, wenn der 
Gegenftand von einem Erfindungsbefiger verkauft ift, der gem. $ 5, troß 
Batentierung der Erfindung für einen anderen, dieje fortbenugen darf 
(j. N. 8 lit. a zu $5, N. 9 lit. e zu $ 6). Soweit freilich die gefaufte 
Maſchine zu einem bejonders patentierten Verfahren dient, darf der 
Käufer die Maſchine zu dem Berfahren ohne diesbezügliche jpezielle Er- 
faubnis nicht verwenden (Kohler, Handb. ©. 117). Wenn jedody der 
Berfäufer zugleich der Berechtigte bez NW des Berfahrenspatentes ift, 
wird meiftens, zumal dann, wenn die Majchine nur zu dem patentierten 
Berfahren tauglich ift, die Vermutung für Einräumung der Befugnis 
zur Benützung des Verfahrens jprechen. 

11. (Sat 2.) Die Wirkung eines PVerfahrenspatents erftredt 
fih auch auf die durch das patentierte Verfahren unmittelbar ber- 
geftellten Erzeugniſſe. Dieie im Gejeße von 1877 nicht vorgejchene 
Beitimmung ift von bejonderer Bedeutung mit Nücdjicht auf die in 
Ss 1 Abi. 2 Nr. 2 genannten Erfindungen, welche nur patentierbar find, 
infoweit fie ein bejtimmtes Verfahren zur Herftellung der Gegen- 
ftände (nämlich der Nahrungs-, Genuß- und Arzneimittel, der auf 
chemiſchem Wege herzuftellenden Stoffe) betreffen (ſ. N. 15 zu $ 1). 
Früher war es beftritten, ob das Berfahren auch das unmittelbar 
dadurch gewonnene Produkt mit umfaſſe (für die Bejahung diejer 
Frage RGC. 22 ©. 8, RGEStr. 21 ©. 205, Kohler, Patent- u. Indu— 
jtrierecht I 22; für die Verneinung OLG. Dresden bei Kohler a. a. O. 
S. 17). Berneinte man die Frage, jo durfte das Produkt eines im 
Auslande angemwendeten, im Inlande patentierten Berfahrens im In— 
lande in Verkehr gebracht, feilgehalten und gebraucht werden. Dies 
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it auf Grund des durch die Novelle eingefügten zweiten Satzes nun— 
mehr ausgeichlofien. Im einzelnen ift zu beachten: 

a) Die Beſtimmung trifft nur dann zu, wenn ein Berfahren 
patentiert ift; wäre 3. B. eine Majchine und nicht zugleich das Verfahren, 
zu welchem die Funktion der Majchine dient, geichügt, jo würde Sich 
das Patent auf das durch die Majchine hergeſtellte Produkt nicht er- 
itreden (Kohler, Handb. ©. 117). 

b) Das Patent umfaßt nur die dur das Verfahren un- 
mittelbar hergestellten Erzeugniſſe. Es erftredt ſich alſo vor allem 
nicht auf die durch ein anderes Verfahren hergeftellten Erzeugnifje gleicher 
Art. Dies eben ijt der wejentliche Unterichied zwischen einem Verfahrens— 
und einem Erzeugnispatente; letzteres umſchließt alle denfbaren Her— 
ftellungsarten des patentierten Erzeugniſſes, erjteres ergreift mur Die 
in dem patentierten Verfahren fich darftellende jpezielle Heritellungsart 
(j. N. 5 lit. e,aa, ©. 82,83). Gerade um die Monopolifierung der 
Arzneimittel 2c. für alle möglichen Herftellungsarten zu verhindern, 
wurde die Patentfähigfeit in Anſehung dieſer Gegenftände auf be- 
fimmte SHerftellungsverfahren beſchränkt (ſ. N. 15 zu 8 1). 

Für den Eivilprozeh ftellt $ 35 Abi. 2 die Vermutung auf, daß 
jeder Stoff, welcher von gleicher Beſchaffenheit ift wie der durch das 
patentierte Verfahren herjtellbare, ald nad) dem patentierten Verfahren 
geftellt zu gelten habe. Bezüglich der Beweisfrage im Strafprozefie 
.N.2 lit.c zu 8 36. 

Das Wort „unmittelbar“ wurde eingefügt, um den Schuß 
nicht zu weit auszudehnen, insbefondere um zu verhüten, daß etwa 
Gegenftände, die mit Stoffen zulammen verarbeitet find, welche nad) 
einem patentierten Verfahren hergeftellt werden, auch von dem Batente 
erfaßt würden (Xomm.Ber. zu $ 4 des Entmw. v. 1891). Die Tragweite 
diefer Einichränfung geht aber wohl über diejen Zweck der Einfügung 
hinaus. Unmittelbar durch das Berfahren Hergejtellt ijt ein Erzeugnis 
auch dann nicht, wenn es das Produft eines aus dem patentierten und 
einem anderen Verfahren fombinierten Berfahrens ift, insbejondere wenn 
es durch Verarbeitung des nach dem patentierten Verfahren hergeftellten 
Stoffes mitteld eines anderen Verfahrens gewonnen wurde (wie z. B. 
die Semmeln, die aus einem mittel3 eines patentierten Verfahrens ger 
teilten Teige hergeftellt jind) oder wenn lediglich an oder in dem Er- 
zeugniſſe fich Gegenftände, die nad) einem patentierten Berfahren her- 
geitellt find, als unjelbitändige Beftandteile befinden. Es iſt aljo 3. B. 
feine Ratentverlegung, wenn ein Schrank benüßt wird, an weldem 
Nägel verwendet find, deren Herjtellung ein Patent verlegte, oder ein 
Haus bewohnt wird, deſſen Deden Erzeugniffe eines patentierten Ver— 
fahrens find, ROSE. 39 ©. 32, in PMZBT. III 148). Doc ift dies 
nicht joweit auszudehnen, daß etwa jede unmejentliche Abweichung von 
dem patentierten Berfahren bewirken würde, die Annahme eines durch 
das Verfahren unmittelbar hergeftellten Erzeugniſſes auszuſchließen. 
Hat das patentierte Verfahren nur in der Hauptiache zur Herjtellung 
des Erzeugnifjes gedient, jo erjtredt ji das Patentrecht auf das Er- 
zeugnis. 
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12. Es ift ein allgemein anerfannter Grundjag, daß die Wirkung 
des Patents fich auf das Inland beichräntt, jo daß eine im Auslande 
erfolgende Benußung des Erfindungsgegenftandes das inländiiche Patent 
nicht verlegt. (RGE. 30 ©. 52; 51 ©. 140, 266.) Zum Inlande ge- 
hören auch hier die völferrechtlid dazu gerechneten Meeresteile und 
Schiffe (deutiche Schiffe auf Hoher See, deutiche Staatsichiffe auch in 
fremden Gewäjlern.) Die Erterritorialität jpielt hier feine Rolle; es 
find aljo die Gebäude fremder Gejandtichaften vom Begriffe des Inlands 
nicht ausgenommen, jodaß 3. B. die Anbringung eines patentierten 
Dfens im ruffiichen Botichaftshotel zu Berlin in das Bereich des in- 
ländiſchen Patents fällt, während umgefehrt von einer Verlegung des 
inländischen Patents nicht die Rede fein fann, wenn der Dfen im 
Deutichen Botichaftshotel in Paris gejegt wird (Kohler, Handb. ©. 68). 
Ebenjowenig ift eine Ausnahme zu machen bezüglich der Freihafengebiete; 
das Feilhalten eines Erfindungsgegenftandes z.B. im Hamburger Frei— 
hafengebiete ftellt einen Eingriff in das deutiche Batent dar (RGStr. 21 
©. 205). Da in den deutihen Schußgebieten gem. der Verord- 
nung vom 9. November 1900 (RGBl. S. 1005), welche auf Grund $ 3 
des Schußgebietsgejeges vom 25. Juli 1900 mit $ 22 des Gejeges über 
Ktonjulargerichtsbarfeit vom 7. April 1900 ergangen ijt, das Patent- 
geſetz Anwendung findet, find diefe Gebiete in Anjehung der Wirkung 
deuticher Patente gleichfall3 als Inland anzujehen. Nach dem cit. $ 22 
fann auch für die Konſulargerichtsbezirke das Patentgejeß durch 
Kaijerl. Verordnung ald anwendbar erflärt werden. Eine joldye Ver— 
ordnung ijt zwar bisher nicht ergangen; anderjeits ijt aber auch nicht 
— was der $ 22 ebenfall3 zuläßt — verordnet worden, daß das Patent- 
gejeß außer Anwendung zu bleiben habe. Demnach ift. die allgemeine 
Vorſchrift des 8 19 des Gejeges über die Konjulargerichtsbarfeit maß- 
gebend und das Patentgeſetz, joweit e3 civil- und ftrafrechtliche Vor- 
ichriften enthält, auch in den Konjulargerichtsbezirfen anwendbar, ſodaß 
Deutſche und Schuggenofien, welche in einem jolchen Bezirke ein deutjches 
Patent verlegen, von den Konjulargerichten verfolgt werden können 
(vgl. das zum Warenzeichengejeß ergangene Urt. d. RO, PMRZBI. VI 
213; über die teilweife abweichende Literatur zu diejer Frage j. Wajjer- 
mann, Anichluß ©. 162 ff.) 

Mit der erlaubten Benugung der Erfindung im Auslande fann 
jich jehr wohl eine Patentverlegung im Inlande verbinden. So ijt die 
Herftellung des Erfindungsgegenftandes im Inlande auch dann verboten, 
wenn das Erzeugnis für das Ausland beftimmt ift (ſ. N. 7); ein im 
Auslande hergejtellter oder dort in Verkehr gebradhter Erfindungsgegen- 
ſtand darf im Inlande weder feilgehalten oder jonjt in Verkehr gebracht, 
noch gebraucht werden (j.N.8,9a. E. 10). Ein patentierter Gegen- 
ſtand wird im Inlande auch dann in Verfehr gebradt, wenn er 
bon einem ausländiichen Orte aus über die deutjche Grenze nad) einem 
deutjchen Orte verjandt wird (RG., PBl. 1887 ©. 235 u. Gareis VI 
157; RGEStr. 10 ©. 349; RGC. Bd. 30 ©. 52, Bd. 45 ©. 147; ebenjo 
dann, wenn Die Verjendung von einem deutjchen Orte aus nad dem 
Auslande erfolgt (RGStr. 10 ©. 349, 21 ©. 205, RGC. Bd. 46 ©. 16, 
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Bd 51 ©. 139, Kloftermann, Pat. Geſ. ©. 156, Gareis, Komm. ©. 97, 
Seligjohn NR. 13; ebenfo Kohler, Handb. ©. 66, während er in 
Bat.R. S. 111 die gegenteilige Anficht vertritt); jowie dann, wenn der 
Gegenftand vom Auslande durch das Inland nad) dem Auslande ver- 
bracht, alſo durchgeführt wird (RGStr. Bd. 21 ©. 205, Gareis, Komm. 

S. 98, Kloftermann.a.a.D., Seligjohn N. 14, Stenglein N. 13; 
* auch RGC. Bd. 45 ©. 147, im PMB8Bl. VI 167; a.M. Kohler, 
Pat. R. ©. 111, Dambach ©. 23, Landgraf ©.46, Robolsti ©. 214). 
Feilbalten im Inlande liegt auch dann vor, wenn der aus dem 
Auslande bezogene Gegenftand im Inlande auf Lager gehalten und von 
dort aus, um Kaufluftige anzuloden, Proben zur Anficht verjendet 
werden, jollten dieje auch nur nad dem Wuslande gehen (RGStr. 10 
S. 3491. Dagegen ift ein Feilhalten oder jonftiges Inverkehrbringen 
im Inlande nicht darin zu finden, daß Jemand innerhalb des deutjchen 
Heichs Verträge abjchließt, die den Zweck verfolgen, die im Auslande 
gewonnenen Produkte vom Auslande aus nach dem Auslande zu ver- 
treiben (RGE, 30 ©. 52). 

13. Schuß des Patentrechts. Das Patentrecht genießt gegen 
ihuldhafte Verlegung civil» und ftrafrechtlichen Schuß gem. 88 35, 36. 
Ohne Rüdjiht auf Verſchulden hat der Patentinhaber gegen denjenigen, 
weicher ihn im Genuſſe jeines Rechts ftört, den Anſpruch auf Unter- 
lafjung fernerer Störung, den er mit der abwehrenden Klage ver- 
folgen fann, jowie unter Umftänden eine Feſtſtellungsklage. 

a) Abwehrende Klage (Unterfagungs-, negatoriiche Klage). Die 
Zutäffigfeit einer ſolchen ergibt fi, aucd ohne daß fie im, Gejehe 
ausdrüdlich vorgejehen ift, daraus, daß in der Verpflichtung zum Schaden: 
erſatz ($ 35) zugleich eine Verpflichtung zur Unterlaffung jchädigender 
Handlungen liegt und für den Patentinhaber die Möglichkeit bejtchen 
muß, den Anſpruch hierauf geltend zu machen (vgl. RGC. Bd. 25 ©. 348, 
378; Hellwig, Anſpruch und Klagerecht, 1900, ©. 389 ff., der mit 
guten Gründen die Zuläjjigfeit einer jolchen Klage nunmehr auch auf 
5 259 CPO. ftüßt). 

aa) Vorausjegung der Klage ift eine Störung des auf ein 
deutiches Patent ſich gründenden Patentrechts, deren Fortſetzung zu be— 
fürchten ift. 

«) Eine Störung liegt jedenfall dann vor, wenn ein anderer 
den Gegenitand der Erfindung benußt, aljo ihn gewerbsmäßig her- 
ftellt, in Berfehr bringt, feilhält oder gebraucht, obwohl er hiezu über- 
haupt nicht oder nicht in dem Maße befugt ift. Aber nicht nur jolche 
Akte der direlten Verletzung des PBatentrechts, auch Handlungen, die 
nur die Nectsausübung gefährden, fallen unter den Begriff der 
Störung. So können insbejondere Maßnahmen, durd welche eine Ver— 
legung verſucht oder erſt vorbereitet wird, als Störung ericheinen. 
Ebenjo können unter Umftänden öffentliche Kundgebungen den Charakter 
der Störung an jih tragen, 3. B. die Behauptung, ein bejtimmtes Ver- 
balten verlege das Patentrecht nicht, wenn die Behauptung die Abjicht 
erjehen läßt, dementiprehend auch zu handeln oder wenn eine jolche 
Behauptung geeignet ift, das beteiligte Bublifum in den Glauben zu 
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verjeßen, man könne ſich, ohne das Patent zu verlegen, in der ange- 
gebenen Weiſe verhalten (RG. Bolze 8 Nr. 146, 148; 15 Nr. 108; Die 
bloße Berühmung ſchlechthin würde dagegen nicht ausreichen, RG., 
PMZBL. IV 144). Auch der Gebrauch einer Firma, welche den Ans 
jchein erweckt, als fomme dem Inhaber derjelben das Alleinredht auf 
eine Einrihtung zu, weldhe in Wirflichleit Gegenftand des Patents 
eines anderen ift, fann eine Störung darftellen (RGE. 3 ©. 165); ebenjo 
eine Veröffentlihung, durch die behauptet wird, die Benugung des 
Patents enthalte eine Berlegung eines anderen Patents (LG. Görlig, 
PB. 1893 ©. 412, Gareis X 138). Die Klage jegt nur objektive 
Widerrechtlichfeit der Störung, nicht aber Bewußtjein des Ein- 
griffs in ein fremdes Patentrecht voraus. Ebenjowenig ijt erforderlich, 
daß fich der Beklagte jelbft das Patentrecht anmaßt. Die Klage ift aber 
freili auch dann ftatthaft, wenn der Beklagte die Erfindung für ſich 
in Anſpruch nimmt und wenn er etwa jelbit ein Batent für eine im 
wejentlichen identiiche Erfindung erworben hat, der Kläger aber das 
ältere Patent befigt (ſ. N. 4 lit. b, dd zu $ 3). 

Nur eine wirkliche Störung berechtigt zur abwehrenden Stlage, 
nicht eine nur hypothetiſche. Die Klage kann alfo nicht dahin gejtellt 
werden, der andere habe, falld er das Patent benußen wolle, dies zu 
unterlaflen. (RG., PBl. 1893 ©. 504, Gareis X 294; Kohler in der 
Beitichr. Propriete industrielle IX p. 160.) 

8) Das geftörte Recht muß ſich auf ein deutſches Reichs— 
patent gründen, es darf fich nicht um ein ausländiiches Patent handeln 
(RG., PMZB. I1, Bolze XVII Nr. 106, Seligjohn ©. 105, vgl. 
aber anderjeit3 RG., PMZBI.13, Neuling in R. u. U. I 33). 

y) Nur wenn die Fortfegung der Störung zu befürdten 
ift, bejteht für die abwehrende Klage Raum. Daher fann jie, wenn das 
Patent erlojchen ift, wegen der zur Zeit jeines Beſtehens begangenen 
Störungshandlungen nicht mehr geftellt werden (RG., R. u. U. III 268; 
vgl. auch RGC. Bd. 48 ©. 386). 

bb) Beredhtigt zur Klageſtellung iſt der zur Zeit der Stö— 
rung Patentberechtigte. Ueberträgt dieſer vor der Klageſtellung ſein 
Recht, ſo geht auch der Anſpruch gegen den Störer und damit das 
Klagerecht auf den Erwerber über. Von mehreren Patentinhabern kann 
jeder die Klage unabhängig von den anderen erheben. Inwieweit auch 
derjenige, dem das Patentrecht bejchränft übertragen ift, die Klage 
jtellen kann, darüber ſ. N. 5, 9 lit.g zu $6. Bezüglich des im Aus- 
lande wohnenden Klägers j. $ 12 Abi. 1. 

ce) Paſſiv legitimiert ift jede Perfon, welche die Störungs- 
handlung im eigenen oder fremden Namen oder Anterefie vorgenommen 
hat (vgl. RGC. Bd. 28 ©. 242, Bd. 30 ©. 45); jeder Mittäter bei der 
Störungshandlung (vgl. N. . lit. b zu $ 36), auch der Gehilfe des Stö— 
renden (vgl. N. 4 lit. d zu $ 36, RGC. Bd. 33 ©. 140, BOB. $ 830, 
vgl. aber auch RG., Bolze xl Nr, 89 über den Fall der Lieferung eines 
an ſich patentrechtlich indifferenten Elementes einer gejchüßten Kom— 
bination), jowie Derjenige, welcher den die ftörende Handlung Aus- 
führenden allgemein oder im speziellen Falle durch Auftrag oder auf 
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andere Weije dazu beftimmt hat (RGE. Bd. 22 ©. 167, vgl. aud) ebenda 
Bd. 18 ©. 38, Bd. 33 ©. 139) oder welcher die Handlung nachträglich 
genehmigt Hat (Kohler, Pat.R. ©. 467); eine juriftiiche Perjon auch 
dann, wenn die ftörende Handlung von einem ihrer Willensorgane 
innerhalb des ihm zugewiejenen Geſchäftskreiſes vorgenommen wurde 
(BGB. $$ 31, 86, 89; vgl. ROSE. Bd. 19 ©. 348, Bd. 22 ©. 259); eine 
offene Handelsgejellichaft, wenn die Störung von einem zur Vertretung 
ber Gejellihaft befugten Gejellichafter ausgegangen ift (NGE. Bd. 15 

121). Gegen die Erben kann der Anfprud nur dann gerichtet 
— wenn ſie ſelbſt die Störung fortſetzen Kohler, Pat.R. ©. 441). 

Die abwehrende Klage richtet fich gegen die Perſon des Beklagten. 
Gerät dieſer in Konkurs, jo ift gleichwohl das Verfahren nicht nad 
$ 240 CPO. zu unterbrechen, weil es die Konkursmafle nicht betrifft 
(KG. Berlin, PMZBI. VI 394). 

dd) Gerichtsftand. Da fid) die abtwehrende Klage nur auf 
eine objektive Berlegung des abjoluten Rechts, nicht auf eine unerlaubte 
Handlung jtüßt, kann für den Gerichtsitand $ 32 CRD. nicht in Betracht 
fommen und zwar auch dann nicht, wenn das für dieje Klage unwe— 
jentlihe Moment der „Wiflentlichfeit“ behauptet wird (RGE. Bd. 24, 
©. 39. im P.Bl. 18W ©. 47, Gareis VII 192; vgl. auh RGC. Bd. 
10 ©. 325, Bd. 29 ©. 57). Die abwehrende Klage kann mit der Ent- 
ihädigungsflage wegen wiſſentlicher PBatentverlegung ($ 35) ver- 
bunden werden; in ſolchem Falle fann der pa auf Unterfagung 
fernerer Störung ebenfalld bei dem Gerichte erhoben werden, in dejien, 
Bezirk die Handlung begangen wurde und welches mithin für die Ent- 
Ihädigungsflage gemäß 8 32 EVD. zuftändig iſt (NG., PBl. 1887 ©. 235, 
Gareis V1 157. GSeligiohn NR. 22 Hält dieſe Enticeidung im Hin- 
blide auf $ 269 — früher 232 — EROD. für bedenklich. Allein, obwohl 
der Anjpruch auf Unterlajjung ein von dem Anſpruch auf Entichädigung 
verſchie dener iſt, ſo iſt doch nicht zu überſehen, daß, wenn ſich beide 
auf eine und dieſelbe rechtsverletzende Handlung ſtützen, ſich nicht ſagen 
läßt, daß die Anſprüche auf verſchiedenen Gründen beruhen, ſelbſt wenn 
zu dem Grunde des einen Anſpruchs noch ein Monent — hier die 
Wiſſentlichkeit — hinzufommen muß, damit der andere Anſpruch be» 
gründet iſt. Es läßt fich auch ein Intereſſe des Bellagten, daß der 
Unterlafiungsanipruh getrennt von dem Entichädigungsaniprud an 
einem anderen Gerichte verfolgt werde, jchlechterdings nicht denken). 

ee) Der Klageantrag geht auf Erlaſſung des VBerbots jeder 
weiteren Störung (vgl. ROSE. Bd. 25 ©. 373). Dabei ift aber die lage 
auf das Berbot der fonfreten Störung, die vorgefallen ift und wieder 
vorzufallen droht, zu bejchränfen; denn das Verbot fann nicht allgemein 
auf eine Verlegung des Patentes abgejtellt werden (RG. PMZBL. VII 
154; vgl. auch RG. Gareis IX 494, X 294; entiprechende Nenderung des 
Anipruchs bei der Urteilsformulierung: NG. Gareis X 128). Sind 
aber Störungen in anderer als der bisherigen Richtung künftig zu be- 
jorgen, ift z. B. zu erwarten, daß der widerrechtlich hergeftellte Gegen- 
fand künftig in Berfehr gebracht werde, jo fann aud) hierauf das Ber- 
bot erftredt werden (vgl. RG., PM; zvi. V 154, VI 291). Mit dem 
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Antrag auf Berbot weiterer Störung kann der Antrag auf Erlafjung 
einer Strafdrohung verbunden werdeu (ERD.$ 890). Beiteht ein das 
Batentrecdht jtörender Zuftand noch fort, indem 3. B. eine patentierte 
Vorrichtung an Majchinen des Bellagten angebradt ift, jo kann der 
Stlageantrag aud auf Bejeitigung dieſes Zuſtandes gerichtet werden 
(vgl. BGB. 88 12, 862 Ab}. 1, 1004; RE. Bd. 25 ©. 378). Die Boll- 
jtredung des Urteils erfolgt, je nachdem diejes auf Unterlafjung oder 
auf Bejeitigung des jtörenden Zuftandes lautet, nad; Maßgabe des $ 890 
oder der 88 887, 888 CPO. 

Wenn der Störende jelbit ein — jpäteres — Watent für die 
nämliche oder doch im Wejentlihen identische Erfindung befigt, jo kann 
mit der abwehrenden Klage nicht auch die Löſchung des Patents 
in der Rolle des PBatentamts ($ 19) verlangt werden. Dieje jegt Nich- 
tigerflärung des Patents nach $ 10 Nr. 2 voraus, weldhe beim Batent- 
amte beantragt werden muß ($ 28). Wenn aber der Uebergang des 
Patents auf einen andern in der Rolle des Batentamts vermerkt worden 
it (3 19 Ab. 2), ohne daß ein gültiger libertragungsaft in Mitte liegt, 
jo fann mit der abwehrenden Klage nicht nur die Unterlafjung der 
DBenugung des Patents, jondern aud die Berichtigung der Rolle 
verlangt werden. Dieje Klage ift nicht nur gegen denjenigen ftatthaft, 
der zunächſt als Nechtsnachfolger des Patentinhabers eingetragen wurde, 
jondern aud gegen den Dritten, an welchen das Recht weiter über- 
tragen wurde, (Kohler Bat. R. ©. 438 und ihm folgend Robolsti 
S. 236 nehmen hier Vindifation des Patentrechts an. Allein es ift 
zu beachten, daß die Eintragung in die Rolle zwar in gewiſſem Sinne 
die Legitimation für die Nechtsausübung enthält, aber die tatjächliche 
Verfügungsgewalt über das Patent nicht beeinflußt. Der Batentbe- 
rechtigte kann, jolange er einen gültigen Uebertragungsaft nicht vorge- 
nommen bat, troß der Umſchreibung in der Rolle auf einen anderen 
über das Patent nach wie vor jede Art von Verfügung, treffen, inäbe- 
jondere das Patent ſelbſt benugen, Anderen Lizenzen einräumen, das 
Patent veräußern u. j.f. Nur im ganz beftimmten Richtungen — |. 
darüber Nr. 2 zu 819 -— ift er dur die Umjchreibung in der recht— 
lihen Geltendmadhung des Patents behindert. Der Vermerk in der 
Rolle entzieht ihm alio nicht den Beſitz, er bringt nur eine erhebliche 
Belisitörung mit fich und die Bewirtung der Umjchreibung ohne ma» 
terielle Grundlage rechtfertigt daher nur die abwehrende Klage. Ueber— 
einjtimmend im Ergebniffe Seligjohn N. 13 zu $19, wo er bezüglich 
der Begründung auf N. 21 zu $4 verweilt, an welcher Stelle zwar in 
der eriten, nicht aber in der zweiten Auflage die betr. Ausführung 
ſich findet). 

Für die Zuläſſigkeit des Ueberganges von dem Antrage 
auf Verbot weiterer Störung zu dem Antrage auf Verurteilung 

zum Schadenserfaß ift CPO. $ 264 mahgebend. 

ff) Die Beweislajt trifft, jomweit es jih um das Beftehen und 
den Umfang des Patentrecht3 und um die Tatfache der Störung han- 
deit, den Kläger. Doc fteht diefem in Anſehung eines Stoffes, deſſen 
Beſchaffenheit der Herftellung nad) einem patentierten Berfahren ent» 


Feſtſtellungsklage. 97 


ſpricht, Die Rechtsvermutung des $ 35 Abſ. 2 zur Seite. Wenn ferner 
außer dem patentierten Verfahren ein anderes Verfahren zur Erreihung 
desielben Erfolges nicht bekannt ift, jo ijt in analoger Anwendung des 
$ 35 Abj. 2 derjenige beweispflichtig, der gegenüber der abmwehrenden 
Klage des Patentinhabers behauptet, er habe nicht das dieſem geichüßte, 
iondern ein anderes Berfahren angewendet. (RG. Gareis X 294, 
Bolze XVII Nr. 111.) 

Soweit der Bellagte ein Recht zu der a a be» 
hauptet, trifft ihn die Beweislaft. (RG., PMZB. II 

gg) Bezüglich des Einmwondes der — 25— des Pa— 
tentes ſ. N. 3 zu 8 10. 

hh) Die Koſten des Rechtsſtreites dürfen dem obſiegenden 
Kläger deshalb, weil er es unterlaſſen hat, vor der Anſtrengung der 
Klage den Störer zu warnen, nicht überbürdet werden; denn eine 
Pflicht zur vorgängigen Warnung bejteht nicht (RG., PMZU. VII 147). 

ii) Die Rechtskraft des Urteils, das über eine wegen Batent- 
verfegung auf Unterlafjung von Eingriffen in das Patentrecht gerichtete 
Klage enticheidet, wirft bezüglich der Frage, ob das Patent verlegt 
worden tft, nicht auch für den etwa jpäter geltend gemachten Anjpruch 
auf Entichädigung wegen derjelben Verlegung des Patents (vgl. CPO. 
5 322 Abi. 1; RGC. Bd. 49 ©. 33; anders RG. in Seufferts Archiv 
Bd. 53 Nr. 195). 

b) Die Feititellungsflage ift nur unter der Vorausjegung des 
z 256 CPO. zuläffig. Liegt ein Grund für die abwehrende Klage 
vor (j. lit. a,aa), jo fann der Patentinhaber ftets die Klage auf den An- 
trag beichränfen, es jei die Nichtberechtigung des anderen feitzuftellen 
(RG., PMZB. III 148). Er wird dies namentlich dann tun, wenn er 
annehmen kann, der Beklagte werde von weiteren Störungen jofort ab- 
laffen, jobald die Widerrechtlichfeit jeines Verhalteus feſtgeſtellt jein 
werde. Ergibt ſich der Grund zu Ddiejer Annahme erft im Laufe des 
Prozeſſes, jo fann er die abwehrende Klage jetzt noch auf den Feſt— 
ſtellungsanſpruch beichränfen (RG. Bolze I Nr. 727). Selbft wenn der 
Tatbeitand einer ſchuldhaften Patentverlegung vorliegt, kann der 
Patentinhaber ein rechtliches Intereſſe zunächſt nur an der alsbaldigen 
Feſtſtellung dieſer Verlegung haben, weil er 3. B. den erlittenen Schaden 
noch nicht ziffermäßig liquidieren, daher die Entichädigungsflage noch 
nicht mit Erfolg erheben kann, jedody die Gefahr beiteht, der Beklagte 
werde künftig noch weitere gleichartige Berlegungen folgen lafjen, wovon 
ihn die Feſtſtellung jeines Unrechts vorausfichtlicy abhalten wird (NG., 
EMZBI. III 148). Ebenjo hat ein rechtliches Intereſſe an der als- 
baldigen Feitjtellung derjenige Patentinhaber, welcher das Berjchulden 
des anderen zur Zeit noch nicht beweijen kann, aber für die Zukunft 
durch die rechtskräftige Feitjtellung des Umfanges jeines Rechts dem 
Beklagten den Einwand der Nichtlenntnis diejes Rechts abjchneiden 
und — die Entſchädigungsklage aus $ 35 gewiſſermaßen vorbereiten 
will. (Seligjohn N. 20). Die Feitftellungsklage ift ferner am Plate, 
wenn jemand objektiv zu Unrecht, wenn auch im guten Glauben, ſich 
berühmt, ein beftimmtes Verhalten ohne Berlegung des Batentrechts 
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des anderen einhalten zu dürfen und wenn er mit diefem Berühmen 
den Willen verfnüpft, dementiprechend zu handeln. (RG. Bolze VIII 
Nr. 146, RG. PMZBL. IV 144). Behauptet jemand die Nichtigfeit des 
Patents, jo wird der Patentinhaber im allgemeinen die Nichtigkeits- 
flage abzuwarten haben; eine Klage auf Feititellung der Nechtsbejtän- 
digkeit jeines Patents wird aber dann zuläjlig jein, wenn die Behaup- 
tung in einer Weije erfolgt, daß dadurd das Publikum irregeführt und 
in den Glauben verjegt werden fann, die Erfindung könne mit Rüdjicht 
auf die unmittelbar bevorftehende Nichtigerflärung ohne Gefahr benußt 
werden (vgl. Seligiohn a.a.D©.). 

Ein Verſchulden auf Seite des Bellagten jegt die Feititellungs- 
flage ebenjowenig wie die abmwehrende Klage voraus. 

Ueber die Legitimation zur Klageftellung ſ. lit a., ebenjo bezüg- 
li des Gerichtöjtandes und des Einmwandes der Nichtigkeit des Patents. 

Das Urteil im Feftitellungsprozeh wirft nicht gegen unbetei- 
ligte Dritte (vgl. RG., PMZBL. IV 144). 

e) Wenn eine abwehrende oder eine auf Feititellung gerichtete 
Ktlage erhoben iſt oder erhoben werden joll, fanı nah Maßgabe des 
s 940 EPO. auf Antrag des Klägers eine einftweilige Berfügung 
erlajien werden und zwar jchon dann, wenn das Gericht (etwa auf 
Grund mündlicher Verhandlung) die behauptete Störung oder Ber- 
letzung des Patentrechts für glaubhaft gemacht erachtet; denn dann er- 
ſcheint die eimftweilige Verfügung, melde dem Beklagten die fernere 
Störung oder Verlegung verbietet, für nötig, um den wejentlichen Nach— 
teil abzuwenden, den die fortwährende Benukung der Erfindung für 
den Kläger mit fich bringen würde (Seligiohn N. 24, Katz in 
PMZB. 1266; Kohler, Handb. ©. 880; vgl. OLG. Hamburg, PMZBI. 
V A, #6. ebenda Il 340; a. M. RG. bei Bolze IV Nr. 1555, Gareis 
IX 523, PMZBL. V 84, RO. Jur. Wochenſchr. 1894 ©. 126, wo überall 
angenommen it, al3 ein wejentlicher Nachteil i. ©. des $ 940 CRD. 
fönne nicht allgemein der Umstand angejehen werden, daß der Beflagte 
bis zum Urteile im Genuß des — auf Benußung des Erfindungs- 
gegenjtandes gerichteten — Gejchäftsbetriebs bleibe. Allein nach der be- 
jonderen Natur des zeitlich bejchräntten Patentrechts muß in der Tat 
ein wejentlicher Nachteil darin gefunden werden, daß der Patentinhaber 
während der vielleicht langen Dauer des Prozejjes jein Recht nicht un- 
gejtört ausüben darf, vgl. Seligjohn und Katz a. a. D., auh RG. 
bei Bolze 5 Nr. 1398. Wenn in den oben zit. Entich. zum Teile ver- 
langt wird, daß der Antragiteller die mala fides des anderen glaub- 
haft mache, jo muß dies mindeftens auf den Fall beichränft werden, 
in welchem die einjtweilige Verfügung in Bezug auf einen Entichädi- 
gungsprozeß ergeht; denn wenn nicht einmal zur Begründung der 
Klage in der Hauptſache der Nachweis eines Verjchuldens gehört, ſ. o. 
bei lit. au. b, jo jegt einen ſolchen um fo weniger der Erlaß einer 
einſtw. Verf. voraus). 

14. Gegen denjenigen, welcher für fein Patent einen weiter— 
gehenden Inhalt oder Umfang in Anſpruch nimmt, als demjelben zu- 
fommt und demgemäh das Verhalten anderer, welches in jein Patent 
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nicht eingreift, als Patentverlegung bezeichnet, kann der hievon Be- 
troftene, defjen Ehre durch den Vorwurf verlegt und deſſen Geichäfts- 
betrieb dadurch unter Umftänden gejchädigt wird, negative Feſt— 
ftellungsflage erheben, damit fejtgeitellt werde, daß er durch fein 
Verhalten einen Eingriff in das Patent nicht begehe (END. 8 256; RG., 
PM3Bl. 11179, RG. Bolze Bd. 8 Nr. 147, Bd. 23 Nr. 142, vgl. aud) 
RGC. 22 ©. 3; Kohler in Busch’ Ardhiv Bd. 47 ©. 335). Über den 
Antrag auf an hinaus fann ferner der von ſolchen Behaup- 
tungen des PBatentinhabers Betroffene auch auf Unterlafjung weiterer 
Behauptungen diefer Art und auf Schadenserjaß flagen (RG. Bolze 
XI Nr. 112, Seligiohn N. 21). Die Klage fann auch dadurch veran- 
laßt fein, daß der Kläger jelbft ein Patent befigt, der Beklagte aber 
behauptet, diejes jei von jeinem älteren Patente abhängig (ſ. N. 7 zu 
$ 3) oder wenn etwa das Patentamt bei Erteilung des jüngeren Pa— 
tent3 Diejes für abhängig von dem älteren erflärt hat (Klage auf 
Feſtſtellung der Nichtabhängigfeit, RG., PMZBI. VI 60, 64). 

Auh zur Sicherung des Erfolges der vorerwähnten Klagen 
fönnen einjtweilige Verfügungen vorfommen, jo 5. B., wenn ber 
Ratentinhaber durch Briefe, Zirfulare, Jnjerate Dritten oder gar dem 
Rublifum gegenüber die Patentverlegung behauptet und vor dem Er- 
werb, dem Bertriebe oder der Benußung der angeblich widerrechtlich 
bergeftellten Gegenjtände warnt, eine Verfügung, welche dieje Warnungen 
verbietet (RG., PMZBI. I 114, 11179, 340). 


85. 

Die Wirkung des Patents tritt gegen denjenigen nicht 
ein, welcher zur Zeit der Anmeldung bereits im Inlande die 
Erfindung in Benugung genommen oder die zur Benußung 
erforderlichen Beranftaltungen getroffen hatte. Derjelbe ijt be— 
fugt, die Erfindung für die Bedürfnifje jeines eigenen Betriebes 
in eigenen oder fremden MWerfjtätten auszunutzen. Dieſe Be— 
fugniß fann nur zufammen mit dem Betriebe vererbt oder ver= 
äußert werden. 

Die Wirkung des Patents tritt ferner injoweit nicht ein, 
als die Erfindung nach Beitimmung des Reichskanzlers für das 
Heer oder für die Flotte oder ſonſt im Intereſſe der öffentlichen 
Wohlfahrt benußt werden joll. Doch Hat der PBatentinhaber in 
dieſem Falle gegenüber dem Reich oder dem Staate, welcher in 
jeinem bejonderen Intereſſe die Bejchränfung des Patents be- 
antragt hat, Anfpruch auf angemefjene Vergütung, welche in 
Grmangelung einer VBerftändigung im Rechtswege fejtgefeßt wird. 

7* 
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Auf Einrichtungen an Fahrzeugen, welche nur vorüber: 
gehend in das Inland gelangen, erjtredt fich die Wirkung des 
Patents nicht. 





Anmeldung 8. eer 11. 

Bebürfnifie des Betriebs Sc. Identitãt 6d, 

Benugung ber Erfindung 6, 8. Inland 4. 

Betrieb Sc. Recht der Fortbenutzung, Begründung 2. 
Bewußtſein des Vorbenutzers Ge. Uebertragung bes Fortbenugungsrechts 10. 
Doppelerfindung 5. Beranftaltungen 7. 

Einrebde 9. Vergütung 11. 

Enteignung 11. Verkehr, internationaler 12. 

Fahrzeuge 12. Vorbenuger, deſſen Recht 2—10, 
‚seititellungstlage 9. Woblfahrt, Öffentliche 11. 

Flotte 11. Werkſtätten 8b. 

Gewerbsmäßigfeit 62. 


1. Das Recht des Patentinhabers, andere von der gemerbs- 
mäßigen Benugung des Erfindungsgegenjtandes auszujchliegen (j. N. 4 
zu $ 4) erleidet nad) drei Richtungen eine Beſchränkung (85 Abj.1—3). 
Dagegen kennt unfdr Patentrecht feinen Fall relativer Nichtigkeit des 
Patents. Auch denjenigen gegenüber, welche es nad den Beitimmungen 
des $ 5 an der Benußung der Erfindung nicht hindert, bleibt e3 doch 
in Geltung. (Reuling in R. u. U. J 35.) 


Zu Abi. I. 


2. Hier wird demjenigen, welcher zur Zeit der Anmeldung den 
Gegenitand des nunmehr erteilten Patents ſchon in Benußung genommen 
oder die Benupung vorbereitet hatte, das Recht der Fortbenugung 
troß des Patents gewährt. Das Geſetz bringt damit das mit der 
Schöpfungstat des Erfinder entjtehende Erfinderrecht (ſ. N. 10 zu 
$ 1) aucd dem Batentrechte eines anderen gegenüber zur Geltung; frei- 
lid in geringerem Mafe, als im Falle der Erfindungs-Entwendung 
($ 3 Abi. 2), denn das Recht der Fortbenutzung nad $ 5 Abi. 1 it 
niemals ein ausjchließliches und das Patentrecht wird davon in allen 
jonjtigen Beziehungen nicht berührt — aus dem einfadyen Grunde, weil 
der Vorbenuger hier dem Patentinhaber dejjen Erfinderrecht gar nicht 
beftreitet, weil er jein Recht der ferneren Benugung nicht darauf jtüßt, 
daß die Anmeldung des Batentinhabers auf einer Verlegung jeines 
Erfindungsbejiges beruhe, vielmehr ein jelbjtändiges Recht neben dem 
des Patentinhabers beanjprudt. 

Daß die gegenwärtige Beltimmung ihre Entftehung der An- 
erfennung eines Erfinderrechts verdankt, ijt nicht zu bezweifeln, obwohl 
das Gejeg allgemein dem Vorbenuger, nicht bloß dem vorbenugenden 
Erfinder die Befugnis weiterer Benutzung einräumt. Es entipricht 
dies ganz der Haltung des Gejeges im übrigen: die Schwierige Beweis- 
frage, wer der wahre Erfinder jei, wollte abgejhnitten werden; tat- 
jächliche Erjcheinungen, welche regelmäßig die Perjon des Erfinders 
fennzeichnen, erhob der Gejeßgeber zu Bedingungen gewiſſer Rechts— 
wirfungen, welche er zu Gunften des Erfinderd und nur wegen der 
ihöpferiihen Tat des Erfinders eintreten laſſen wollte — fo die erfte 
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Anmeldung zur Bedingung der Patenterteilung (8 3 Abſ. 1), die Tat- 
jache, dab die Anmeldung auf einer Entwendung der Erfindung beruht, 
zur Bedingung der bejleren Rechte des Verletzten ($ 3 Abi. 2); ebenjo 
bier die Tatjache der Borbenugung zur Bedingung der ferneren Be- 
nugung. Es fann natürlich nicht ausbleiben, daß dieje regelmäßig mit 
der Perſon des Erfinderd verfnüpften tatjächlichen Ericheinungen auch 
das eine oder andere Mal bei einer anderen Perjon auftauchen; jo 
wird es insbejondere vorfommen, daß jemand eine Erfindung benußt, 
ohne sich hiefür auf feine eigene Erfindungstat oder auf die eines 
Rechtsvorgängers berufen zu können. Dies hat der Geſetzgeber durch 
die gewählte Faſſung nicht ausgeichlofien; er hat e8 mit in den Kauf 
genommen. Es ändert dieje Möglichkeit aber nicht3 daran, dah Die 
Beltimmung doc nur im Intereſſe des Erfinder oder ſeines Rechts— 
nachfolgerd ergangen ift. Auf ein andermweites Intereſſe im Wider- 
jpruche mit dem des PBatentinhabers Rüdjicht zu nehmen, dazu bejtand 
nicht der mindefte Grund. Wer fich gegen den Willen des Erfinders 
in den Belit jeines Geheimnifjes gejegt hat, kann jic nicht darüber 
beflagen, wenn der Batenterwerb des Berechtigten einen Strich durd) 
jeine Anftalten zur Benupung der Erfindung madht. Wer etwa vor 
der Anmeldung vom Erfinder ermächtigt wurde, die Erfindung zu be- 
nugen, ift für den Tall, daß dieſe Ermächtigung nad) der Patent- 
erteilung nicht in der Form der Lizenz fortwirft, durch den Anſpruch 
auf Entihädigung wegen der zum Zwecke ber Benugung gemachten 
Aufwendungen Hinreicend gededt. Wer dagegen unabhängig vom 
Batentinhaber die Erfindung gemadt hat, kann nicht verlangen, daß 
ihre Ddiejer für die Verſäumung der Priorität der Anmeldung ent» 
ihädige: jeinen Intereſſen konnte nur durch eine Beftimmung, wie die 
vorliegende, Rechnung getragen werden. (Gleichfalld aus der Anerfen- 
nung des Erfinderredht3 erflären die Beitimmung des $5 Abi. I u.a.: 
Gierte ©. 871N. 52, Piloty in Hirths Annalen 30 ©. 424, Adler 
in Grünhuts Zeitichr. Bd. 27 ©. 584, NG. in PB. 1882 ©. 65, Gareis 
III 172, RG. in R. u. U. VI 154, RGEStr. 6 ©. 107; a. M. insbeiondere 
Kohler, Handb. ©. 470, Schanze in R. u. U. I 164, Unterfuchungen 
5. 196 ff., ſ. dort ©. 188 weitere Literatur über dieſe frage.) 

3. Enticheidend it die Borbenugung zur Zeit der Anmel- 
dung (i.NR.3u.4 zu 8 2), nicht die Zeit der Bekanntmachung derielben. 
Ueber die Möglichleit der andermweiten Feltiegung des Anmeldungstages 
in einem Verfahren, in dem es fi) um das Hecht der Vorbenutzung 
bandelt, ſ. N.4 zu $ 2 (0. ©. 36). 

4. Im Inlande mus die Vorbenugung ftattgefunden haben. 
Liegt die Benußung z. B. in der Herftellung des Erfindungsgegenitandes 
umd ift dieje im Auslande erfolgt, jo kann von einer Benußung im 
Inlande auch dann nicht die Rede fein, wenn der Vertrag über die 
Lieferung im Inlande geichlofien wurde. (NG., PMZBL. VI 172, R. 
a.U. VI 154.) Ueber den Begriff „Inland“ ſ. N. 12 zu 8 4. 

5. Derjenige, welcher das Recht der FFortbenugung in Anspruch 
simmt, muß zur Beit der Anmeldung bereits im Inlande entweder 
die Erfindung in Benußung genommen oder doch die zur Be- 
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nußung erforderlihen Veranjtaltungen getroffen haben. Es 
genügt alfo nicht der Umſtand, daß omas die patentierte Erfindung 
jelbft vorher gemadyt und demnach ein Erfinderrecht hat (RG., PMZBI. 
JI 115); es genügt auch nicht der Befit der Erfindung, d. h. des Er- 
findungsgeheimnijje8 und etwa der darauf bezüglidhen Zeichnungen, 
Modelle, Einrichtungen ꝛc. (E3 ift daher nicht zutreffend, wenn das 
Recht des Vorbenugers aus dem „Erfindungsbelig“ erklärt wird, jo 
von Kohler, Autorreht S. 301 ff., Handb. ©. 468, Gareis, Komm. 
©. 19, 101; j. dagegen Schanze in den N. 2 zit. Aufjägen.) 

Ohne die Möglichkeit der tatfächlihen Verfügung über die Er- 
findung, aljo ohne Erfindungsbefig, fann freilich eine Benutzung nicht 
geichehen; dieje oder doch die Veranftaltung einer Benugung muß aber 
immer hbinzufommen, während dieje Tatſachen zur Begründung des 
Fortbenugungsrechtes ausreichen, auch wenn das Erfinderrecht auf Seite 
des Benutzers fehlt (j. N. 2). 

Da übrigens die Beltimmung des $ 5 Abi. 1 den Schuß des 
Erfinderrechts bezwedt (ſ. N. 2), ift der vom Gejeßgeber wohl allein 
ins Auge gefaßte Fall der der jog. Doppelerfindung: daß nämlid) 
der Erfindungsbejig und damit die Tatjache der Borbenugung auf einer 
Erfindungstat beruht, welche von der des Patentinhabers oder jeines 
Rechtsvorgängers völlig unabhängig ift, daß aljo der Benutzer jelbit 
oder ein Borbejiger der Erfindung dieſe ebenfalls gemadt, der 
Batentinhaber jedoch jeine identiiche Erfindung zuerjt zur Anmeldung 
gebracht und damit den anderen Erfinder vom Patent ausgejchlojien 
hat. (RGC. Bd. 26 ©. 64, bei Gareis VIII 287; ROSE. Bd. 37 ©. 41, 
Bd. 45 ©.116; RG., PM8Bl. VI 172, R. u. U. VI 154; RGEStr. Bd. 28 
©. 27, in PMZBL. II 3; Robolsfi ©. 223, Gierfe ©. 884 bei N. 12 
u.a.) Dabei fommt es darauf nicht an, wie der Benußer in den Beſitz 
der Erfindung gefommen it. Wenn 3.8. A und B unabhängig von» 
einander Ddiejelbe Erfindung gemadt, A die Erfindung zuerjt angemeldet 
und das Patent erlangt hat, jo darf B, wenn er zur Zeit der Ans 
meldung des A die Erfindung im Inlande in Benugung genommen 
oder die erforderlichen Beranjtaltungen dazu getroffen harte, die Er- 
findung weiter benußen; ebenjo aber auch C, der jeinen Bejig von B 
ableitet, wenn er die Benußungshandlungen vorgenommen hat, mag 
er mit oder ohne Wiflen und Willen des B fich in den Beſitz der Er- 
findung gejegt haben; der Patentinhaber kann ihm den Einwand wider- 
rechtlicher Aneignung der Erfindung nicht entgegen halten, e8 wäre dies 
ein Einwand aus dem Rechte eines Dritten (Robolsti ©. 224, Selig- 
john N. 7, Gierfe ©. 884 N. 13). 

Es frägt jich aber, ob (wie 3. B. Gierke ©. 884 annimmt) der 
fall der Doppelerfindung, wenn er auch der einzige ift, den der 
Geſetzgeber treffen wollte, von der Faſſung des Gejeges ausichlich- 
lich getroffen wurde. Dieje Frage ift wohl in diejer Allgemeinheit 
zu verneinen. Da nämlich die Beichränfung auf den Fall der 
Doppelerfindung im Gejete nicht zum Ausdrude gefommen, vielmehr 
das FFortbenugungsrecht ohne Ausnahme jedem eingeräumt ift, der zur 
Zeit der Anmeldung Borbenuger war, geht es offenbar nicht an, Die 
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Anwendung der Beltimmung auf eine Perjon, welche den Erfindungs- 
bejip vom Patentinhaber jelbjt ableitet, grundſätzlich auszuſchließen. 
Doch iſt nad drei Richtungen eine Schrante zu ziehen. 

a) Einmal fann, wie unten (N. 6) darzulegen jein wird, der 
Begriff der Benugung nur im Sinne einer Benutzung im eigenen 
Intereſſe, zu eigenen Zweden verftanden werden, jo daß jolche 
auf Benugung der Erfindung abzielende Handlungen, welche jemand 
im Auftrage und Intereſſe des Patentinhabers jelbit, als deilen Gehilfe, 
Arbeiter en vorgenommen hat, nicht darunter fallen. 

b) Dann aber muß eine Anwendung der Beltimmung auf den 
al, daß ſich der Vorbenußer die Erfindung auf unredlihem 
Wege verfchafft hat, jedenfall dann entichieden abgelehnt werden, 
wenn die Erlangung oder Verwertung des Geheimnijjes den Tatbejtand 
eines Vergehens gemäß $ 9 er Sejeßes zur Befämpfung des unlauteren 
Wettbewerbs vom 27. Mai 1896 und damit zugleich eine unerlaubte 
Handlung im Sinne des $ 823 BOB. bildet; denn es ijt unmöglich, 
daß eine jolhe Handlung im Bereich des Patentgejeßes einen Schutz 
findet. Man wird aber weitergehend das Fortbenutzungsrecht jedem 
verſagen müſſen, der die Erfindung im Sinne des $ 3 Abi. 2 ſich 
widerrechtlich angeeignet hat und dabei der Widerrechtlichkeit ſich be- 
wußt war. (RGEStr. Bd. 28 ©. 27, PMZB. II 3, Kohler, Handb. 
S. 472, vgl. auch Seligjohn R.7, Schanze, Unterjuchungen ©. 221; 
a.M. Gareis, Komm. ©. 102, Alerander-Kag, PBl. 1879 ©. 369.) 

* widerrechtliche Aneignung liegt aber (wie aus N. 13 zu 83, 

S. u entnehmen iſt) auch dann vor, wenn zwar die Kenntnis 
ch J — mit dem Willen des Berechtigten erlangt iſt, aber 
nicht zum Zwecke der Benutzung und nun gleichwohl, alſo gegen den 
Willen des Berechtigten, die Erfindung benutzt worden iſt. Auf eine 
ſolche widerrechtliche Benutzung kann das Recht der Fortbenutzung nicht 
gegründet werden. (Inſoferne zutreffend RGC. Bd. 37 S. 41, wo auch 
mit Recht angenommen iſt, daß der Erfinder gegen denjenigen, der 
widerrechtlich die Erfindung vor der Patenterteilung benutzt hat, einen 
a ee habe.) 

Endlich wird man annehmen müjjen, da das Recht der 
Boribeunpung demjenigen nicht zujteht, der vom Patent- 
inhaber vor der PBatenterteilung die Erlaubnis zur Be— 
nugung der Erfindung nur mit zeitlicher Bejhränfung er- 
halten hat (etwa bis zur Erlangung eines Patents oder ſonſt vor- 
übergehend), mag die Beichränfung ausdrücdlich vereinbart oder den 
Umftänden zu entnehmen jein; denn es läßt fich nicht denken, daß das 
Geieg aus einer joldhen nad dem Willen der Beteiligten nur auf ge- 
wiſſe Zeit berechneten Vorbenutzung Rechte für jpätere Zeit erwachſen 
lafien wollte. Wenn auch $ 5 im allgemeinen nicht dispofitives Necht 
enthält, jo muß es doch möglich jein, daß ber Erfindungsberechtigte, 
wenn er vorübergehend eine Benugung jeiner Erfindung geitatten will, 
die Folgen dieſer Benußung, wie fie der Paragraph vorſieht, für diejen 
Fall ausſchließt. 

Bon diejen Schranken (a—c) abgejehen ift allerdings 
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8 5 Ubi. 1 aud dann anwendbar, wenn eine Doppelerfin- 
dung nicht vorliegt, insbejondere dann, wenn der Vorbenutzer jeinen 
Erfindungsbejig vom Patentinhaber ableitet, etwa jo, daß diejer ihm 
ohne zeitliche Beichränfung — vielleicht zu einer Zeit, da er noch nicht 
daran dachte, ein Patent nachzujuhen — die Benugung erlaubt hat 
oder daf der Benuger in gutem Glauben durch einen Dritten den Er- 
— erlangte. (Andere mögliche Fälle ſ. bei Kohler, Handb. 
©. 471; vgl. au Schanze, Unterſuchungen ©. 209 ff., deſſen Aus— 
führungen von dem oben Vorgetragenen zum Teil abweichen.) 

Dagegen fann derjenige, welcher freiwillig jein Er- 
finderrecht vor oder nach der Ratenterteilung veräußert hat oder 
dejien Batentreht im Zwangswege verkauft wurde, gegen- 
über dem Erwerber des Rechts oder dejien Nachfolger, der jet Inhaber 
des Patents ift, jih nit auf $5 Abſ. 1 berufen; denn es veriteht 
jih von jelbit, da mit der Nechtsübertragung überhaupt jegliches Be- 
nußungsrecht, ſoweit jolches nicht ausdrüdlicdy vorbehalten wurde, auf 
den Erwerber übergegangen ift. (Bgl. RG., PBl. 1882 ©. 101, Gareis 
IV 120.) 

6. Benußung der Erfindung i.©. des $5 Abi. 1. 

a) Eine ſolche liegt nicht in jeder Art der Benutzung, welche 
zum Inhalte des WBatentrechts gehört ($ 4; daß der Begriff hier 
wie dort der nämliche jei, nehmen Seligjohn N. 5, Stenglein 
N.6 u. RSS. 27 ©. 51, in PMZBL. I 147 an). Vielmehr it 
auch Hier, wie in $S 2 (j. dajelbit N. 7 lit. a), nur an die techniiche 
Berwendung, an die Ausführung der Erfindung, wie jie in der 
Herjtellung des Erzeugnifies, im Gebrauch desjelben und in der An— 
wendung des Verfahrens ericheint, zu denken. Wer, ohne den Gegen- 
ſtand der Erfindung hergeftellt zu haben, zur Zeit der Anmeldung 
ein oder das andere Eremplar desjelben als Händler feilgehalten oder 
jonft in Verkehr gebradyt hat, nachdem er es von dem — vielleicht im 
Auslande befindlihen — Fabrifanten bezogen hatte, kann unmöglid) vom 
Gejege mit der Befugnis ausgejtattet fein, nicht nur in alle Zukunft 
den Gegenftand zu beziehen und zu verfaufen, jondern ihn auch her- 
zujtellen und zu gebrauchen, joweit fich in jeinen: eigenen Betrieb ein 
Bedürfnis Hiefür ergibt (ſ. u. N. 8). War ed im Intereſſe des Patent- 
inhabers notwendig, dejien Ausichließungsrecht auf die in zweiter Linie 
tehenden Verwertungsformen des nverfehrbringens und Feilhaltens 
auszudehnen und find nun in den SS 35 und 36 alle Befugnifie des 
Batentberechtigten unter dem Ausdrucke „Benutzung der Erfindung“ 
zufammengefaßt, jo ijt doch damit der im Gejege öfter vorfommende 
Begriff „Benutzung“ nicht ein für allemal feitgelegt. Das Wort fann 
jehr wohl Verichiedenes bedeuten, es hat ſicher in $ 2 das zweitemal, 
wo das Zubjtantivum gebraucht it, eine engere Bedeutung (j. N. 7 
lit. a zu $ 2) und dieſe entipricht auch hier in $ 5 allein dem Zwecke 
des Gejeßes. (Uebereinftimmend Nojenthal ©. 132 N.3, Kohler, 
Handb. ©. 474, Schanze, R. und U. I 191.) 

In der Herjtellung eines Erfindungsgegenftandes liegt eine Be— 
nugung der Erfindung auch dann, wenn weder eine Verwertung der 
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Ware, noch die Vorkehrung von Anjtalten zur Verwertung binzufommt 
(REStr. 27 ©. 51, in PMZBL. I 147). 

b) Nur derjenige hat die Erfindung in Benutzung genommen, 
weldher bei ihrer Verwendung jelbftändig, für eigene Zwede und 
im eigenen Namen gehandelt hat. Wer lediglich im Auftrage und 
auf Grund der Weilungen eines anderen, jei e3 als deſſen Arbeiter 
oder auch als Gewerbetreibender, die zur Ausführung der Erfindung 
erforderliche mechaniiche Tätigfeit vorgenommen bat, der hat nicht 
jelbjt die Erfindung benugt, jondern nur den anderen bei der Benugung 
unterftügt (RG., PBl. 1885 ©. 177, Gareis V 161, Seligjohn N. 5 
©. 114, Kohler, Handb. ©. 475). Wohl aber erjcheint derjenige als 
jelbftändiger Vorbenuger, der in jeinem Gewerbebetrieb eine Ware her- 
gejtellt und hiebei eine Erfindung verwertet hat, jollte auch die Ware 
von einem anderen (PBrivatmann oder Händler) bejtellt und bei der 
Beitellung vielleicht der Gedanfe zu der Erfindung angeregt worden 
jein. (RG. in Ztichr. f. gewerbl. Rechtsſch. 1892 ©. 14; RGStr. 27 
S. 51, in PMgðhi 1147; vgl. aber auch OLG. Dresden in den An- 
nalen des ſächſ. OLG. 11T 330 ff. und hiezu Schanze, Unterjuchungen 

e) Vorbenugung liegt nicht nur dann vor, wenn die Herjtellung 
eines Produkts oder die Anwendung eines Verfahrens zum Zwecke der 
Erzielung eines praftiichen Erfolges geichah, jondern aud dann, wenn 
dieje Handlungen den Zwed hatten, die Tauglichkeit der Erfindung 
für den induftriellen Großbetrieb zu erproben, vorausgejegt, daß die 
Abjicht vorhanden —— A er eines Erfolges das Produft zu ver- 
werten (RG., PMZBL. V 131 

d) Damit von Vorbenutzung der Erfindung die Rede ſein 
kann, muß das, was vorbenutzt worden iſt, im weſentlichen identij ch 
mit dem Gegenftande der Erfindung jein (vgl. RN. 2 zu 82, N. 5 zu 8 4). 
Es kann jehr wohl jein, daß die äußere Geſtalt eines Segenftandes 
einen techniichen Gedanken enthält, der über die vorhandene Form— 
gebung hinausgeht und, wenn einmal offenbart, von jedermann auch 
in einer abweichenden Form wiedergegeben werden fann. In solchem 
Falle umfaht das Recht des Vorbenugers auch die abweichende, aber 
gleihwertige Form, vorausgejegt, daß er den Erfindungsgedanfen über- 
baupt erfaßt und nicht etwas Dargejtellt hat, über dejjen Bedeutung er 
ih nicht Har war (RG., PMZBL. VIII 180, vgl. in legterer Hinſicht 
lit. e). 

Borbenugung einer Verfahrenserfindung kann nicht darin 
erblidt werden, dab jemand eine von ihm erfundene Maſchine benugt, 
welche jich ipäter als tauglich für ein von einem anderen erfundenes, 
dem Majchinenerfinder unbefanntes Verfahren erweiſt. Auch eine Ver- 
anftaltung der Benußung des Verfahrens (N. 7) liegt nicht in der Her— 
ftellung oder Benugung der Majchine ohne Kenntnis ihrer Brauchbar- 
feit für das neue Verfahren. Das BVerfahrenspatent hindert alſo den 
Maichinenerfinder, die Majchine zu dem neuen Verfahren zu benußen 
a.M. Kohler, Handb. ©. 117). 

e) Die Anwendung des $5 Abi. 1 erfordert, daß der Vor— 
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benuger in der Hauptiache der Bedingungen des Erfolges der 
von ihm angeftellten Verſuche jih bewußt geworden ift; mur 
dann hat er die Erfindung als joldhe in Benugung genommen. Nicht 
erforderlich ift dagegen, daß er in jeder Hinſicht, namentlich was die 
theoretiiche Konftruftion oder die willenjchaftliche Grundlage der Er- 
findung betrifft, über die Wirkfungsart der von ihm angewendeten 
Mittel im Klaren geweſen jei (NG., PMZBL. V 131). 

fj Nicht orig it Offenfundigfeit der Borbenußgung. 
Anderjeits fteht dieje Eigenschaft der Vorbenugung der Anwendung des 
$ 5 Abi. 1 auch nicht im Wege; injolange das Patent wegen mangeln- 
der Neuheit nicht für nichtig erflärt ift (ſ. 8385 2, 10 Nr. 1), hat der 
Borbenuger jogar alles Intereſſe daran, ſich auf gegenwärtige Bejtim- 
mung berufen zu können. (Ebenfo Seligjohn ©. 113, a.M. Schanze, 
Unterjuchungen ©. 234.) 

g) Daß die Vorbenugung eine gewerbsmäßige war, ift gleich— 
falls nicht erforderlich. Hatte jemand die Erfindung aud nur in 
privaten, häuslichen Gebrauch genommen, jo fann er jie doch fernerhin 
in jeinem Gewerbebetrieb benußen. Daß dieſe Auffaffung die allein 
richtige, dafür jpricht abgejehen von dem Fehlen des Wortes „geiverbs- 
a die Tatjache, daß der in der Kommiſſion zur Beratung der 
Novelle gemachte Vorichlag, das Wort einzujegen, zurüdgezogen wurde 
auf den Hinweis der Negierungsvertreter, daß eine ſolche Einſchränkung 
de3 Rechts aus $5, welches an jich nfit dem zur Patenterteilung füh- 
renden Rechte gleichwertig jei, innerlich nicht gerechtfertigt ericheine 
(Ronm.Ber. zu 85; übereinftimmend u.a. Seligiohn %.5, Robolstfi 
S. 223, Stenglein N.b, RGStr. Bd. 6 ©.107;a.M. Kohler, Bat. R. 
©. 93, Handb. ©. 473, Bettelheim ©. 148, Schanze, R. u. U. 11%, 
Unterjuchungen ©. 235 ff. Des legteren Schriftftellers Argument gegen 
die Bezugnahme auf das Ergebnis der Kommiſſionsberatung, der An— 
trag in der Kommiſſion jei wohl nur erfolgt, um außer Zweifel zu 
ftellen, was ſich eigentlich von ſelbſt verjtebt, ift hinfällig; denn der 
Komm.Ber. läßt erjehen, daß der Anhalt des Antrags ala eine „Ein- 
ſchränkung“ der bisherigen Beſtimmung aufgefaßt wurde und daß der 
Antragiteller verhindern wollte, daß das Necht des Vorbefigers zu weit 
ausgedehnt werde, was offenbar nad, feiner Anjichauung im Einflang 
mit dem urjprünglichen (und gegenwärtigen) Wortlaute geftanden wäre). 

. Um die Wirkung des Patents in der Richtung gegen eine 
beſtimmte Perion auszujchließen, genügt ichon, daß dieſe zur Zeit der 
Anmeldung bereits im Inland die zur Benußung der Erfindung 
erforderlichen Beranftaltungen getroffen hatte. Wie der Komm.- 
Ber. 3. Gef. von 1877 (S. 14) erjehen läßt, joll damit nicht einmal 
gejagt fein, dat jchon alle Vorbereitungshandlungen zur Benugung 
vorgenommen jein müſſen, ſodaß mit diejer, alio mit der Heritellung 
oder dent Gebrauch des Erfindungserzeugnifies oder mit der Anwen— 
dung des Verfahrens unmittelbar begonnen werden kann; noch weniger 
bedarf es der tatiächlihen Anstellung von Beriuchen der Benußung, 
4. B. der Fabrikation des Erzeugnifies. Es ift auch nicht erforberli 
daß das Unternehmen der Benugung bereits bis ins einzelne berechnet, 
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insbejondere volle Klarheit über das wirtichaftliche Ergebnis desjelben 
gewonnen ift. Anderjeit3 reicht auch nicht jede Maßnahme aus, welche 
jur Vorbereitung der Bar irgendwie dienen fünnte oder welche 
etwa nur dazu bejtimmt ift, die Möglichkeit und Zweckmäßigkeit der 
Benugung zu erforihen. Vielmehr müflen jolche Vorkehrungen ge— 
troffen fein, welche entnehmen lajjen, daß die betreffende Perſon die 
Erfindung in ihrem Wejen erfennt und den ernftlichen Willen hat, fie 
in weiterer Berfolgung der begonnenen Tätigkeit al3bald zur Ausfüh- 
rung zu bringen. Won diejen Gejichtspunften aus ift insbejondere zu 
beurteilen, ob die Anfertigung von Modellen, die Ausführung der er- 
forderlihen Bauten, die Anſchaffung oder Bereititellung von Majchinen 
oder anderen Borrichtungen als Veranftaltungen i. ©. des $ 5 Abi. 1 
anzujehen jind. (Komm.Ber. a.a.D.; RGC. Bd. 10 ©. 94, Bd. 30 
©.63, Bd. 45 ©. 116 und in PMZBL. VI 172; RG. PMZBL. II 115; 
RGStr. 16 ©. 414; vgl. Schanze, R. und U. I 194 ff.; Unterjuchungen 
S.245 ff, OLG. Colmar PMZBI. I 304.) 

S. Der zweite Sab des $5 Abi. 1, den erft die Novelle ein- 
gefügt Hat, bringt pofitiv zum Ausdrude, inwiefern die Wirkung des 
Patents gegen den VBorbenuger nicht eintritt: Auf diejen erjtrect ſich 
das Ausſchließungsrecht des Patentinhabers, welches anderen Perjonen 
gegenüber unberührt bleibt, nicht; er bleibt befugt, die Erfindung 
auszunußgen und zwar fann er dies in eigenen und fremden 
Werfftätten; die Grenze ift nur durch die Bedürfniſſe jeines 
eigenen Betriebes gezogen. 

a) Die Art der Benußung, welde aud) nad) der Batent- 
erteilung noch ftattfinden darf, und ebenjo der Umfang der ort: 
benugung wird nicht durch Art und Umfang der VBorbenugung be- 
ftimmt. Vorbehaltlich der Einhaltung der in den Betriebsbedürfnijjen 
liegenden Schranke (j. lit. c) ift dem Worbenuger jede Art der weiteren 
Benugung in beliebigem Umfange geitattet. 

aa) Zunächſt jede Art. Hatte aljo jemand früher auch nur in 
einer Richtung die Erfindung in Benußung genommen, 3. B. den Gegen» 
ftand der Erzeugniserfindung nur Hergeftellt, jo darf er ihn fernerhin 
berftellen, feilhalten, in Verkehr bringen und gebrauchen. Der bisherige 
Gebrauch des Gegenstandes rechtfertigt nicht nur den fünftigen Ge- 
brauch, jondern ebenjo die anderen Benugungsarten. 

bb) Was den Umfang der Fortbenutzung betrifft, jo wird auch 
hier das Map nur durch die Bedürfnijie des Betriebes beftimmt. Mit 
deren Steigerung kann aljo auch der Umfang der Benußung beliebig 
erweitert werden. Geſchah 3. B. die Benutzung bisher nur für häus- 
lihe Zwede, jo kann fie fünftig auch gewerbsmäßig erfolgen. Hatte 
der Benußer früher nur ein Kleingewerbe und erweitert er diejes zum 
Gro5betriebe, jo darf er im vollen Umfange des erweiterten Betriebes 
die Erfindung benußgen. Ebenjowenig jteht ihm, wenn er noch andere 
Niederlafiungen gründet oder ftatt des früheren oder neben diejem noch 
ein anderes Gewerbe betreibt und hier wie dort die patentierte Er— 
findung benugt, das Patent entgegen u. ſ. f. 

(In beiden Richtungen, zu aa u. bb, entiprad) die gegebene Aus— 
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legung ſchon vor dem Ericheinen der Novelle der herrichenden Meinung, 
i. insbeſ. Robolski S. 225, RGC. Bd. 7 ©. 52, Bd. 26 ©. 64, RGStr. 
Bd. 5 ©. 362, Bd. 6 ©. 107. Sie kann jegt einem begründeten Zweifel 
faum mehr begegnen; denn die Novelle verfolgte den Zweck, die bis- 
herige Praris zum Geſetze zu erheben — Motive zur Nov. $5. Aus 
der neueften Hehtiprehung ſ. RS. in PMZBL. VII 246. Won ber 
neueren Literatur übereinjtimmend u.a. Seligſohn N. 8, Gierfe 
S. 884; a. M. Kl oſter mann, Pat. R. ©. 137, Kohler, Pat.R. S. 137, 
während diejer im Handb. ©. arg. nur mehr hinfichtlich der Art der Benu- 
gung — ſ. o. aa — zum Teileinen anderen Standpunft vertritt, bezüglich 
des Umfanges dagegen ſich der herrichenden Anficht anichließt; teilweiſe 
a. M. auch Schanze, R.u. U.1197 und Unterſuchungen ©. 264 ff.) 

Soweit die Befugnis des Vorbenugers zur Fortbenutzung reicht, 
find die Produfte der in Ausübung diefer Befugnis entwidelten 
Tätigkeit von dem Ausſchließungsrechte des Patentinhabers 
auch objeftiv ausgenommen. Hat alſo auf Grund 8 5 Abi. 1 
befugtermaßen jemand ein Erzeugnis, welches den Gegenitand Des 
Batents bildet, hergeftellt oder ein patentierte® Verfahren zur Her— 
jtellung eines Erzeugnifies angewendet, jo kann jeder Dritte, welcher 
das Erzeugnis von ihm erworben hat, dasjelbe weiter in Berfehr 
bringen, feilhalten und gebrauden (RGStr. 6 ©. 10, 107; RG. Gareis 
111 175 ff.; RG. PMZBI. VIII 246; teilweife a. M. Bettelheim ©. 149). 
Ohne Belang ift dabei, ob der Erwerber einerjeitö von dem Beſtehen 
des Patents, anderjeit3 von dem Rechte des Borbenußerd Kenntnis 
bat. (Vgl. Seligfohn N. 9, Schanze, Unterfuhungen ©. 260 ff.: 
aM, Stenglein N. 13.) 

b) Der Vorbenutzer kann die Erfindung nicht nur in eigenen, 
jondern auch in fremden MWerfftätten ausnußen. Dies kann jeden 
falls in der Weiſe geichehen, daß ſich der Vorbenuger eines anderen 
Semwerbetreibenden, der jelbjt eine Werfitätte hat, nur bei einem Teile 
der Ausführung als Gehülfen bedient, 5. B. einzelne Elemente des Er- 
findungserzeugnified oder Halbfabrifate von anderen — Handwerkern 
oder auch Fabrikanten — herftellen, ein Zeilverfahren in einem anderen 
Gewerbebetrieb durchführen läßt u. dgl. Man darf aber noch weiter 
gehen. Wenn nämlich der Vorbenußer jelbft die Erfindung beherricht 
und über ihre Anwendung genaue Weijungen gibt, aljo der geijtige 
Urheber der Ausführung it, während der Gewerbetreibende, in dejien 
Werkſtätte das Erfindungserzeugnis hergeftellt oder das patentierte 
Verfahren angewendet wird, lediglich nach diejen Weiſungen verfährt, 
jo liegt ebenfalls nicht auf Seite Des Beſitzers der fremden Werkſtätte, 
ſondern auf Seite des Vorbenutzers eine Ausnutzung der Erfindung 
vor. (In diefem Sinne kann Seligjohn beigeitimmt werden, wenn 
er N.8 5.67 jagt, der Vorbenuger koͤnne den patentierten Dampfpjlug 
für jeinen landwirtichaftlichen Betrieb bei irgend einem Meaichinen- 
fabrifanten, die patentierte Uhr auch für jeinen perjönlichen Gebrauch 
durch einen ‚Uhrmacher herjtellen laſſen, ohne daß fich er ſelbſt oder der 
Herfteller einer Patentverlegung ichuldig mache. Dem jtehen die Aus- 
führungen des RG., PMZB. 1147, RGStr. 27 S. 51 nicht, wie Schanze, 
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R. u. U.1198 anzunehmen jcheint — ſ. auch Unterjuchungen ©. 269 — 
entgegen; fie beziehen fich nämlich nicht auf den Tatbeſtand, daß der 
Vorbenutzer die bereits perfefte Erfindung durch einen Gewerbetreibenden, 
den er erjt mit dem Weſen derjelben befannt macht, lediglich ausführen 
läßt, jondern auf einen Fall, in welchem der Befteller zur Herftellung 
eines Gegenftandes nur anregte, gewiſſermaßen das Problem ftellte, die 
Löjung aber dem Fabrifanten überließ, während diejer die Mittel umd 
Wege zur Heritellung erſt fand, jelbjt erjt die Erfindung madte. In 
einem jolchen Falle ıjt allerdings zu jagen, daß nicht der Belteller in 
einer fremden, jondern der Herſteller in feiner eigenen Werkſtätte die 
Erfindung benutzte. Troßdem ijt Schanze nicht beizutreten, wenn er 
die Fortbenugung in fremden Werkjtätten für ftatthaft nur injomweit 
hält, als der Werfftättenbefiger lediglich Gehülfe des Vorbenutzers ift; 
denn die oben gedachte Tätigkeit des Herftellers geht über die eines 
bloßen Gehülfen hinaus. Zu weit gehen in der Zulaffung der Be- 
nugung fremder Werfftätten Kohler, Handb. ©. 483 und Adler, 
Grünhuts Zeitichr. Bd. 27 ©. 578). 

e) Die einzige Schranfe der Fortbenußung beiteht darin, daß der 
Borbenuger nur für die Bedürfnifie des eigenen Betriebes die Erfindung 
ausnugen darf. Der Betrieb ift in erfter Linie als gewerblicher im 
weiteften Sinne zu denfen; es fällt darunter auch Rohproduftion (Yand- 
u. Forſtwirtſchaft, Bergbau), jowie Verkehrsweſen (vgl. NR. 9 lit. b zu $1, 
0.5.22). Da aber der Vorbenuger die Erfindung aud in der Weije 
ausnugen darf, daß er fie in einer fremden Werkſtätte ausführen läßt 
(i. lit. b), fommt auch der Fall in Betracht, dat der Vorbenutzer jelbjt 
fein Gewerbe betreibt und die Erfindung nur für häusliche Zwecke be- 
nugt. (Er kommt in Betracht, obwohl die nicht gewerbsmäßige Be- 
nugung nach $ 4 in das Bereich des Patentrecht überhaupt nicht Fällt, 
weil das Benugungsreht nad $ 5 Ubi. 1 auch denjenigen Gewerbe 
treibenden deckt, in deſſen Werkſtätte der Vorbenuger die Erfindung 
ausführen läßt, lit. b.) Der Begriff „Bedürfnifje des eigenen Betriebs“ 
umfaßt alfo die gejamten gewerblichen und häuslichen Bedürfniſſe des 
Vorbenugers; joweit einem jolchen Bedürfniffe die Benußung der Er- 
findung unmittelbar dient, ift der WVorbenuger hiezu befugt. (Ueber- 
einftimmerd Seligjohn N. 8.) Nur darüber hinaus hört die Benutzung 
auf, eine befugte zu jein. Würde namentlich der Borbenuger das Er- 
findungserzeugnis lediglich im Intereſſe anderer Perſonen produzieren; 
würde er Die patentierte Erfindung nicht nur in jeiner Fabrik anwenden, 
fondern gegen Entgelt anderen zum Zmwede der Anwendung mitteilen 
oder jie zur dieſem Behufe öffentlich anbieten (mas als Inverkehrbringen 
oder FFeilhalten und damit als Benutzen des Gegenftandes der Erfin- 
dung erichiene, ſ. N. 8 u.9 zu 8 4), jo würde er damit tie jeder Dritte 
einen Eingriff in das Patent begehen. (Dagegen verjteht Schanze, 
R. u. U. 1 197, Unterjuhungen ©. 266 ff., die Beichränfung, welche in 
den Worten „für die Bedürfniſſe jeines eigenen Betriebes” liegt, in 
dem Sinne, dab der Vorbenuger die Erfindung nur in dem Betriebe 
verwenden dürfe, den er jchon zur Zeit der Patentanmeldung eröffnet 
oder doch vorbereitet hatte. Der Befiger einer Schneidemühle joll z. B. 
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die von ihm gebrauchte Säge nad) deren Patentierung zwar weiter 
gebrauchen, auch für den Bedarf jeines Schneidemühlenbetriebes her- 
jtellen, nicht aber eine Sägefabrif für den Vertrieb der Sägen einrichten 
dürfen. Der Wortlaut des Gejeges gibt für diefe Auslegung, feinen 
Anhalt; die Worte „für Bedürfnijje jeined eigenen Betriebes“ find bei 
unbefangener Betrahtung jedenfalls eher im Sinne des jeweiligen, als 
des bisherigen Betriebs zu verftehen. Kommt nun hinzn noch, daß die 
Begründung des Entwurfs der Novelle ausdrüdlidy jagt, daß die be- 
jtrittene Frage, ob Art und Umfang der bisherigen Benußung für die 
Fortbenugung Maß gebe, durch die Einfügung des zweiten Sapes in 
verneinendem Sinne entjchieden werden jollte — vgl. oben lit.a —, jo 
fann fein Zweifel bejtehen, daß für Art und Umfang der Fortbenutzung 
allein der Betrieb, jo wie er ſich im Verlaufe der ——— ent⸗ 
wickelt, entſcheidend iſt Wenn die Begründung weiterhin jagt, dem 
Borbenußer jei eine beliebige Erweiterung der Ausnugung nur für Die 
Zwecke jeines Betriebs geftattet, jo kann darin ein Widerjpruch auch 
dann nicht gejehen werden, wenn der Begriff „Betrieb“ nad der hier 
vertretenen Ansicht verftanden wird. Daß fih nämlich eine Erweiterung 
der Ausnutzung auch über die Bedürfniffe des eigenen Betriebs hinaus 
jehr wohl denken läßt, wurde oben jchon hervorgehoben.) 

9. In der Regel wird die Befugnis zur Fortbenugung gegenüber 
der Behauptung einer Patentverlegung einredemeije geltend gemacht 
werden. Wenn aber der Vorbenuger ein rechtliches Intereſſe an der 
alsbaldigen Feſtſtellung jeiner Befugnis hat, jo fann er dieje Feſt— 
jtellung gem. $ 256 CPO. im Wege der Klage oder Widerflage 
beantragen. Die Tatjache der Vorbenutzung begründet nämlich nicht 
nur eine Einſchränkung des Patentſchutzes, jondern ein Recht auf Fort— 
benußung, welches auch aktiv geltend gemacht werden fann. (Ebenio 
RG. Gareis VIII 288; Seligjohn N. 7, Zoll in Grünhuts Zeitichr. 
Bd. 22 ©. 562 ff.) 

10. Der VBorbenuger fann (wie der durch die Novelle beigefügte 
Satz 3 ausdrüdlich bejtimmt) jein Recht auf Fortbenußung vererben 
und veräußern, aber nur zujammen mit dem Betrieb (vgl. 
RG. in R. u. U. VI 154) Er fann aljo nicht das Recht allein auf 
einen andern in der Weile übertragen, da dieſer es nun in jeinem 
Betrieb verwendet. Er fann dies auch dann nicht, wenn er jelbit gar 
fein Gewerbe betreibt, jondern die Erfindung nur für private Zwecke 
ausübt; das Geſetz behandelt im allgemeinen das Recht auf Fort— 
benußgung als ein rein perjönliches; nur wenn es in einem gewerblichen 
Betriebe ausgeübt wird, foll es diejem in eine andere Hand folgen 
dürfen. (Stenglein®%. 14;a.M. Seligjohn N. 10, deſſen Argumente 
für die Nebertengbarteit des Nechtes allein in dem Falle, dat der Be- 
rechtigte fein Gewerbe betreibt, jo zutreffend fie an ſich find, gegenüber 
der fategorisch lautenden Beftimmung des Satzes 3 nicht durdhichlagen 
fünnen; vgl. auh Schanze, R. u. U. 1199, welcher meint, die Streit- 
frage jei gegenitandslos, weil das Recht des Vorbenugers ohne Gewerbe» 
betrieb überhaupt nicht beftehe, eine Anficht, deren Unhaltbarkeit * 
oben dargetan wurde, ſ. N. 6.) 
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Ueber die Veräußerung eines Gewerbebetriebs j. die Literatur 
zu 822 HOB., insbejondere Staubs Kommentar. 

Der Erwerber des Betriebs fann nur in diejem die Erfindung 
benugen, nicht auch im Bereich eines anderen Betriebs. Mit einer Er- 
weiterung des erworbenen Betriebs kann wie in der Hand des Vor- 
benugers, jo in der des Ermwerbers der — der Benutzung ſich 
ausdehnen. Zuſammen mit dem Betrieb kann das Recht weiter ver— 
erbt und veräußert werden. 

Betreibt der Berechtigte mehrere Gewerbe und benutzt er in jedem 
derſelben die Erfindung, ſo kann er, falls er die mehreren Betriebe an 
verſchiedene Perſonen veräußert, zuſammen mit jedem der Betriebe das 
Recht auf Benutzung der Erfindung übertragen, ſo daß nun mehrere 
Berechtigte vorhanden ſind. Eine ſolche Teilung des Rechts enthält 
feine weitere Einſchränkung der Wirkungen des Patentrechts; denn die 
mehreren Berechtigten üben zuſammen das Benutzungsrecht nur inner» 
balb des Betriebes aus, in welchem es jchon der Vorbenußer aus- 
geübt hatte. 

Wenn der Berechtigte jeinen Gewerbebetrieb ohne das Benutzungs— 
recht veräußert, jo bleibt diejes bei ihm zurüd, es geht nicht unter. In 
der Regel wird übrigens, wenn die Umftände nicht für das Gegenteil 
iprechen, im Falle der Uebertragung des Betriebs Mitübertragung des 
Benugungsrehts anzunehmen fein. (Seligjohn N. 10.) Aus der Un- 
zuläfitgfeit der Uebertragung des Benutzungsrechts ohne den Betrieb 
ergibt jih von jelbjt, daß der VBorbenuger nicht befugt ift, Durch 
Lizenzerteilung anderen die Benutzung zu gejtatten. (Selig« 
ſohn a. a. O.) 
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LI. Der zweite Abſatz ſieht die Möglichkeit einer Art von Zwangs— 
enteignung der Erfindung zu Gunſten des Heeres oder der Flotte 
odereinesjonftigen Intereſſes deröffentlichen Wohlfahrtvor. 

Die Beitimmung über den Eintritt diejer Beichränfung des 
Patentrechts ift Sache des Reichskanzlers, deſſen Ermefjen darüber, 
ob ein Bedürfnis dafür bejteht, allein enticheidet. Der Reichskanzler 
fann, wie der zweite Sag dieſes Abjages erjehen läßt, durch den An— 
trag eines Gliedjtaates, in dejien bejonderem Intereſſe die Maßregel 
liegt, zu der Anordnung veranlaßt werden. 

Im Interejje der öffentlihen Wohlfahrt kann die Beſchränkung 
des Batentrechts, abgeiehen von den Bedürfnijien des Heeres oder der 
Flotte, 3. B. dann liegen, wenn die Erfindung zur Abwendung einer 
epidemijchen Krankheit oder dgl. benugt werden joll. 

Das Geſetz will das Reich oder den Einzelftaat nur in die Lage 
jegen, die Erfindung auch gegen den Willen des Patentinhabers in be- 
liebiger Weije zu benugen. Nur in diejer Hinficht kann die Zwangs— 
enteignung jtattfinden; Die Beltimmung des Neichsfanzlers begründet 
alio für den Staat eine Zwangslizenz und verhindert, daß der 
Batentinhaber etwa unter Ausbeutung der durd die Verhältnifie ge» 
ihaffenen Notlage den Preis der Befugnis zur Benugung der Erfindung 
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über Gebühr in die Höhe jchraube. Dagegen fann eine weitere Be- 
ichränfung des Patentrecht auf Grund gegenmwärtiger Beltimmung nicht 
eintreten — weder in Anjehung des Benußungsrechtes nod) des Ver— 
bietungsrechtes gegenüber Dritten. (Robolsfi ©. 227, Gierfe ©. 885 
N. 17, Kohler, Handb. ©. 485; zu weitgehend Seligjohn N. 13.) 

Der Reichskanzler kann die Beftimmung über die Beichränfung 
jofort nad) der Bekanntmachung der Anmeldung treffen (j. $ 23 Abi. 1). 

Der Patentinhaber hat Anſpruch auf angemejiene Ber- 
gütung und zwar gegenüber dem Reid oder dem Staate, der 
durch jeinen Antrag die Bejchränfung des Patents veran- 
laßt Hat (j. o.). Wird über die Höhe der Vergütung feine Verftändigung 
erzielt, jo dest dem Batentinhaber der an Aula Bezüglich) 
der — Zuſtändigkeit für die Klage ſ. CPO. 8 18 

Das Benutzungsrecht des Reichs oder des Einzelftantes iſt von 

der Gewährung der Vergütung nicht abhängig, greift aljo, nachdem die 
Anordnung des Reichsfanzlers ka er aud dann Platz, wenn wegen 
der Höhe der Vergütung erjt ein Rechtsſtreit durchzuführen ift (Selig- 
john. 15). 


3u Abſatz III 


12. Durch dieje Beltimmung joll „der internationale Ber- 
fehr” gegen etwaige, mit jeinen Bedürfnifjen unverträgliche Beläftigungen 
geihügt werden. Sie bezieht jich insbejondere auf Schiffe, Lokomotiven 
und jonftige Eifenbadnfahrzeuge, welche in häufigem Wechjel das Gebiet 
bald des einen, bald des anderen Landes berühren. (Motive zu $5 
Abi. 3 des Gef. dv. 1877.) Mit Recht werden zu den „Fahrzeugen“ 
aud Luftballons und Fahrräder gerechnet (Seligjohn N. 16, Steng- 
fein %. 16); Motoren (Automobiles) fallen natürlich ebenfall3 darunter, 
aber auch gewöhnliche Wagen. Wenn das Gejeg auch nur von „Ein- 
richtungen an Fahrzeugen“ ſpricht, ſo verſteht es ſich doch von ſelbſt, 
daß, wenn das Fahrzeug in ſeiner Totalität patentiert iſt, die Beſtim— 
mung ebenfalls Anwendung findet. 

Die Wirkung des Patents erſtreckt ſich auf im Auslande, alſo 
ohne Verletzung des deutſchen Patents hergeſtellte, nur vorübergehend 
in das Inland gelangende Fahrzeuge inſoferne nicht, als dieſelben, ſo— 
lange fie auf inländiichem Gebiete jich bewegen oder in einem deutichen 
Hafen liegen, gebraucht werden. Darin joll aljo eine Batentverlegung 
nicht erblidt werden. Dagegen jteht der etwaigen Annahme, daß jolche 
Gegenjtände im Inlande hergeftellt, in Verkehr gebracht oder feilgehalten 
werden dürften, ſchon das Erfordernis, daß fie nur vorübergehend 
ins Inland gelangen dürfen, aber auch der ganze Zwed der Beſtimmun 
entgegen. Mit dem Gebrauh im Inlande hängt es zujammen, dab 
erforderlichen Falles das Fahrzeug auch repariert werden darf, um die 
NRüdfahrt antreten zu können (Seligjohn, Stenglein a.a. O). 

Da das Patentrecht auf deutiche Schiffe fich erftredt, wenn dieſe 
auch nicht in deutichen Gewäſſern, jondern auf hoher See ſich befinden 
(J.N. 12 zu 84), kann $5 Abi. 3 auf ein deutiches Schiff, welches von 
einem deutſchen Hafen aus regelmäßige Fahrten nad) ausländiſchen 
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Häfen und zurüd unternimmt, feine Anwendung finden. Wird alſo 
auf einem jolchen Schiffe eine patentierte Einrichtung, z. B. eine Maſchinen⸗ 
einrichtung unbefugt benutzt, jo jtellt dies jchon dann, wenn der Ge— 
brauch während der Fahrt erfolgt, um jo mehr, wenn er im deutichen 
Hafen ftattfindet, eine Patentverlegung dar (RG., PBl. 1887 ©. 371, 
Gareis VI 205). 


S 6. 

Der Anjpruch auf Ertheilung des Patents und das Recht 
aus dem Patent gehen auf die Erben über. Der Anjpruch und 
das Recht können bejchräntt oder unbeſchränkt durch Vertrag 
oder durch Berfügung von Todeswegen auf andere übertragen 


werden. 
Anſpruch auf rg ge auf Ueber: | Lizenz 9. 


tragung des Patents Mehrere Erwerber 4. 
ee Uebertragung 5 , Miterfinder 3. 
Erben 6 Niebbraud 5. 
einer ei Rechtsnachfolge 2. Pfandrecht 5. 
Gemeinichait 4 ‘ Berlagäredt 5. 
Geiellihaft 4. | ®Bermerf der Uebertragung in der Patent⸗ 
Gewährleiftungspflicht 6b, 9b. rolle 5 
daftung bes Uebertragenden 6b, ®h. Vertrag auf Uebertragung 6b, 
Konturs 7. Smwangsvollitredung 7. 


1. Diejer Paragraph handelt von der Rechtsnachfolge in das 
Erfinderrecht, die vor und nad der Patenterteilung, unter Lebenden 
wie von Todes wegen, bejchränft und unbejchränft eintreten fann. 

2. Gegenftand der Rechtsnachfolge kann nicht nur Die 
Ausübung des Rechts, jondern diejes jelbft jein (jo die herrſchende 
Meinung; a.M.Gierfe S.887. Die Sache liegt hier weſentlich anders, 
wie beim Urheberrecht; vgl. hierüber meinen Kommentar 3. Gej. v. 
19. Juni 1901 ©. 89. Indem der Erfinder jein Necht überträgt und 
damit geftattet, daß der Erwerber ein Patent nachſuche oder dab das 
ihon bejtehende Patent auf den Erwerber umgejchrieben werde, gibt er 
im Zweifel das Recht preis auch für den Fall, daß der Erwerber dar- 
auf verzichtet oder ohne Rechtsnachfolger ſtirbt). 

Nicht nur das Recht aus dem Patent ($ 4), alio das voll- 
!ommene Erfinderrecht, jondern auch der Anſpruch auf Erteilung 
des Patents, d. i. das Erfinderrecdht, bevor es jich zum — 
entwickelt hat, kann übertragen werden (vgl. N. 10 u. 11 zu 8 1). Einen 
Anſpruch auf Patenterteilung hat gem. $ 3 Abſ. 1 der erfte Anmelder ; 
einen jolchen Anſpruch hat aber überhaupt der Erfinder mit der Ber- 
fetion der Erfindung, die für ihn ein Erfinderrecht entjtehen läßt, 
vermöge dejien er den erjten Anmelder, wenn dieſer nicht ſelbſt Erfinder 
iſt, aus dem Felde ſchlagen kann ($ 3 Abj. 2, ſ. die Erläuterungen hiezu). 
Das Erfinderredt it aljo von allem Anfange an, nicht erft nach der 
eriten Anmeldung übertragbar. (Bgl. ROG,, PMZU. II 115, Gierke 
S. 887, Kohler, Handb. ©. 262; a. M. Seligiohn N.1.) Wird es 
vor der Anmeldung übertragen, To erlangt der Erwerber das Recht, 
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die Erfindung behufs Patenterteilung anzumelden und jedem unbefugten 
früheren Anmelder auf Grund des $ 3 Abſ. 2 entgegenzutreten; im 
Falle der Uebertragung nach der Anmeldung ift die Stellung des Er- 
werbers eine günftigere injoferne, ald durch die Anmeldung einerjeits 
dem Neuheitöverluft vorgebeugt (1. N. 3 zu $ 2), anderjeits bereits die 
Priorität gewahrt ift, jo daß er nicht zu fürchten hat, ed werde ihm 
ein Unbefugter mit der Anmeldung zuvorflommen und dadurd ein Ein- 
ſpruch gem. $ 3 Abi. 2 notwendig werden; durch Rechtsnachfolge nad) 
der Patenterteilung tritt der Erwerber jofort in das vollfommene 
Recht, das eigentliche Patentrecht ein. 

3. Mehrere Miterfinder (vgl. über die Begründung und die 
rechtliche Behandlung des Verhältniſſes N. 10 zu $ 1) köunen das Er- 
finderredt nur gemeinjam, feiner kann es allein übertragen. Zur 
Uebertragung iſt Hebereinjtimmung aller erforderlih; Mehrheitsbeſchluß 
reicht nicht aus; denn in der Uebertragung liegt eine Verfügung über 
das gemeinjchaftliche Recht und eine jolche jegt Uebereinftimmung aller 
Miterfinder voraus (ſ, BGB. $ 747 Satz 2, meinen in N. 2 cit. Kom- 
mentar S. 78). Inwieweit ein Miterfinder Aufhebung der Gemeinjchaft 
verlangen kann (in der Weije, daß einem von den Miterfindern gegen 
Entihädigung der andern das Recht ganz zugeiprochen oder dieſes an 
dritte veräußert wird), bejtimmt ſich nach BEB 8 749. Gelbft wenn 
die Erfindung im gegenjeitigen Einverftändniffe beim Patentamte an- 
gemeldet ift, läßt ji) immer noch eine Vereinbarung denken, kraft weicher 
das Recht, die Aufhebung zu verlangen, ausgeichloflen ift; dann kann 
jie nur verlangt werden, wenn ein toichtiger Grund vorliegt (BGB. 
$ 749; vgl. meinen cit. Kommentar ©. 81). Mit Einverjtändnis aller 
Miterfinder kann jelbjtverftändlich zu jeder Zeit die Uebertragung wie 
an Dritte, jo auch an einen der Miterfinder erfolgen. 

Ueber jeinen eigenen Anteil an dem gemeinjchaftlichen Nechte, 
die Erfindung zu benußen, kann jeder Miterfinder verfügen (BGB. 
8 747 Satz 1). 

Stirbt einer von mehreren Miterfindern, fo treten in jeinen Anteil 
am gemeinjfamen Rechte feine Erben und in Ermangelung foldher die 
anderen Miterfinder ein. 

4. Das Erfinderreht Fan auf mehrere Perjonen übergehen, 
jowohl im Erbgange, als durch Uebertragung. Dabei ift möglich, daß 
den mehreren Erwerbern das Hecht gemeinschaftlich zuftehen fol, jo daß 
das unter ihnen beftehende Verhältnis fich ebenſo geftaltet, wie wenn 
das Recht mehreren Miterfindern zufteht (. N. 3 und $ IN. 10). Mög- 
lich ift aber auch, daß die Ausübung des Nechtes unter den mehreren 
Ermwerbern geteilt wird, örtlich oder in anderer Weile (j. N. 5). 

Ein Erfinderrecht kann auch in eine Geſellſchaft eingebracht 
werden; die Nechtsverhältniffe können fich hier je nach dem Willen der 
Beteiligten verjchieden geftalten, zZ. B. jo, daß der die Erfindung ein- 
bringende Gejellichafter fein Erfinderrecht behält und nur für die Zeit 
des Beftehens der Gejellichaft das Patent auf deren Namen ftellen und 
die Nutzung des Patents der Gejellichaft zufommen läßt oder jo, daß 
der Einbringende das Erfinderrecht an die Geſellſchaft vollftändig abtritt, 
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jo daß dasfelbe bei Auflöfung der Gejellihaft wie andere Vermögens- 
ftüde derielben zu behandeln ift 2c. (vgl. über einjchlägige Verhältniſſe 
Kohler, Handb. ©. 263, 504 u. 586, OLG. Braunschweig, R. u. U. VI 154). 

Auch abgejehen von Gejellichaftsverhältnifjen fann eine Gemein- 
ihaft in der Weije begründet werden, daß der Erfinder einen anderen 
als Mitberechtigten aufnimmt, jo daß nun das Recht ungeteilt beiden 
zufammen zufteht (Munf, Die patentrechtliche Lizenz ©. 11). Das 
Rechtsverhältnis ift in ſolchem Falle das nämliche wie dann, wenn 
mehrere zujammen das Erfinderreht von dem Alleinberechtigten er- 
worben haben (j. o.). 

5. Die Rechtsnachfolge kann eine völlig unbejhräntte fein. 
Es fan aber auch eine beſchränkte Uebertragung ftattfinden. 

Eine beichräntte Uebertragung liegt 3. 8 in der Vereinigung 
des Erfinderd mit einem anderen zu einer Gemeinjchaft (ſ. N. ta. E.). 
Die Beichräntung kann ferner eine örtliche fein, nämlich darin be- 
ftehen, daß die Uebertragung nur für ein beftimmtes Territorium ge- 
ihteht, während im übrigen der Erfinder berechtigt bleibt oder das 
Recht einem Dritten überträgt; oder eine zeitliche, wobei der Er- 
werber nur etwa auf ein paar Jahre ausſchließlich berechtigt wird; 
oder es fann die Uebertragung in Bezug auf den Inhalt des Rechts 
eine beſchränkte jein, injoferne dem Erwerber nur ein Teil der in $4 
genannten Befugniſſe, 3. B. nur das ausjchliegliche Herftellungs- oder 
Gebrauchsrecht verliehen wird. In ſolchen Fällen bejchränfter Ueber- 
tragung fann der Batentinhaber entweder das Patentrecht jelbit 
übertragen oder aber nur die Befugnis zur ausſchließlichen 
Ausübung des Rechts innerhalb gewiſſer Grenzen verleihen, jo daß 
er allein nach wie vor Batentinhaber bleibt. Wenn der Patentinhaber 
das Patentrecht jelbit in beichränfter Weile überträgt, jo wird fich das 
Verhältnis in der Regel jo geitalten, da der Erwerber mit ihm zu- 
jammen Inhaber des Patents wird. In dieſem Falle wird aber troß 
inhaltlicher oder örtlicher Beichränfung in der Ausübung nicht das 
Patentrecht ſelbſt geteilt, diejes bfeibt ein einheitliches, ungeteiltes Recht, 
weldhes nur von nun an zweien oder mehreren Berjonen zufteht, welche 
nur gemeinjchaftlidy über das Recht verfügen fünnen (N. 4). Bei zeit- 
liher Beichränfung kann es auch fein, daß der Erwerber Alleininhaber 
des Patents wird mit der Verpflichtung der Rejtitution nach Ablauf 
der bedungenen Zeit. 

Eine bejchränfte Uebertragung liegt fodann in der Einräumung 
eines Nießbrauchs am Erfinderrecht, wobei die Ausübung vollitändig 
einem anderen überlafjen wird, jei es für immer oder auf Zeit und 
der Ratentinhaber nur das Patentrecht als jolches (das Eigentum) be- 
hält; fowie in der Beftellung eines Pfandrechts am Erfinderredht 
(1. über beides Kohler, Pat. R. ©. 154 ff., 166 ff., Handb. ©. 498, 528; 
Herrmann, Nießbraud und Pfandreht an einem Pat.R. nach dem 
BGB., 1901; über Verpfändung des unvolltommenen, d. i. noch nicht 
mit einem Patent ausgeftatteten Erfinderrechts Kohler, Handb. ©. 263). 
Auch das Vorkommen eines Berlagsrechtes an der Erfindung wird 
angenommen (Kohler, Handb. ©. 505). 

8* 
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Derjenige, welder das abjolute Recht des Patent- 
inhabers erworben hat, tritt innerhalb de ihm eingeräumten 
Bereihs in die Befugnifje jeines Rechtövorgängers ein. Iſt nament- 
ih) das Patent jchon erteilt — mas bei beichränfter Uebertragung 
in der Regel der Fall fein wird — jo fteht dem Erwerber die 
ausichlieglihe Nutzung der Erfindung entweder allein oder in Kon- 
furrenz mit dem Patentinhaber zu. Er fann jein Recht weiter ver- 
erben und übertragen (RG., PBl. 1893 ©. 358, Gareis X 161), 
jowie Lizenzen erteilen (ſ. N. 9); er fann auch die zum Schuße des 
Patentrecht3 dienenden Klagen (N. 13 zu $ 4) erheben, Strafantrag 
ftellen und Buße verlangen (RG., PBI. 1884 ©. 155, Gareis V 294, 
RGStr. 11 S.266, Robolski ©. 230), und zwar ftehen ihm dieſe 
Schugmittel nicht nur gegenüber Dritten, jondern auch gegenüber dem 
Patentinhaber jelbft zu, wenn diejer fich Uebergriffe in jein Bereich der 
Berechtigung erlaubt. Dem Patentinhaber verbleiben bei bejchränfter 
Uebertragung die aus dem Patentrechte fließenden Befugnifie injomweit, 
als er das Recht oder die Ausübung desjelben nicht abgetreten hat; 
er fann aljo in dem räumlichen Gebiete, das er ſich vorbehalten hat — 
3. B. im ganzen Deutichen Reich mit Ausnahme des dem Erwerber 
überlaffenen Königreihs Bayern — die Erfindung benugen und für 
diejes jein Gebiet Lizenzen gewähren, er fann, wenn der andere Die 
ausſchließliche Heritellungsbefugnis hat, den Gegenftand der Erfindung 
in Verkehr bringen, feilhalten und gebrauchen, an ihn fällt das volle 
ausichliegliche Benußungsrecht zurüd, wenn durch Beitablauf das Recht 
des anderen erliicht, wenn der Nießbrauch oder das Pfandrecht des 
anderen wegfällt; er fann wegen eines Eingriffs in die ihm verbliebenen 
Nechte Klagen und Strafantrag ftellen, Buße verlangen. Dagegen fann 
er gegen denjenigen, welcher das Recht des anderen verlegt, nur dann 
mit Klage oder Strafantrag vorgehen, wenn die Nechtöverlegung zu— 
gleich ihn jelbjt trifft, indem er z.B. von feinem Rechtsnachfolger ge- 
wiſſe Prozente zu befommen Hat (RGStr. Bd. 11 ©. 266; Selig- 
john N.5). 

Der Uebergang des Patentrechts als jolchen iſt gemäß $ 19 
Abi. 2 in der Patentrolle zu vermerken; dies geichieht auch dann, wenn 
nur eine bejchränfte Hebertragung des Rechtes jelbjt ftattgefunden, 3. B. 
der Patentinhaber einen anderen ald Mitinhaber des ungeteilten Patent- 
rechts aufgenommen oder das Recht territorial 2c. geteilt hat. Die 
Tatjache der Beichränfung wird aber in der Rolle nicht vermerkt; nach 
außen ericheinen aljo die Eingetragenen ald mehrere Inhaber des einen 
ungeteilten Patentrechts. Soweit nicht das Recht, jondern nur die Aus- 
übungsbefugnis übertragen oder ein dingliches Recht an dem Patent— 
recht (Nießbrauch, Pfandrecht) eingeräumt wird, wird ein Vermerk nicht 
gemadt. (Robolsfi ©. 135, Seligjohn a.a.D., Gierke ©. 889 
N. 12.) Troß des FFehlens eines folhen Vermerks kann der Berechtigte 
in der oben dargelegten Weije jein Recht ausüben (RGStr. a. a. O., 
RG., PB. 1893 ©. 358, Gareis X 161), 

6. Die Rechtsnachfolge kann von TQTodeswegen und unter 
Lebenden eintreten. 
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a) Das Erfinderreht geht auf die Erben über. it über das 
Verhältnis mehrerer Miterben vom Erblaſſer nicht3 beftimmt, jo ge- 
faltet fich dasjelbe, wenn der Erfinder jelbft beerbt wird, in der Weiſe, 
wie das Verhältnis mehrerer Miterfinder (ſ. N. 10 zu $ 1). Wenn 
dagegen ein Dritter, der das Recht vom Erfinder überfommen hat, 
dasjelbe weiter vererbt, jo ift e3 gleich anderen Nachlafgegenftänden zu 
behandeln (BGB. 88 2040, 2042 ff.). Wie der Erfinder jein Recht über- 
haupt bejchränft übertragen kann (j. N. 5), jo kann er auf feine Erben 
das Recht nur bejchränft übergehen lafjen, etwa jo, daß er es für ein 
gewiſſes Gebiet oder hinfichtlich gewifler Befugniffe noch zu Lebzeiten 
an einen anderen veräußert oder einem Vermächtnisnehmer zumendet. 
Er fann ferner das Patentrecht der Ausübung nad unter den Erben 
teilen — räumlich, Hinfichtlich des Inhalts oder ſonſtwie. 

In ee anderer Erben fällt das Erfinderreht an den 
Fiskus (BGB. 8 1936); um das Gegenteil annehmen zu fünnen, müßte 
es vom Gejege (wie 3.8. im Gejeß vom 19. Juni 1901, betr. das Ur- 
beberreht an Werfen der Literatur und Tonkunſt $ 8 Abſ. 2) ausdrüd- 
ih bejtimmt fein. (Seligjohbn N.2, Gierfe ©. 891; Stenglein 
N. 7: Damme, R.u. U. Vi1;a. M. Gareis, Komm. ©. 118, Kohler, 
Fat. ©. 183, derjelbe Handb. ©. 602, wo er aber eine mittlere 
Meinung vertritt.) 


Der Erfinder fann jein Recht auch auf andere Perjonen als jeine 
Erben durch Verfügung von Todeswegen, insbejondere durch Ver— 
mächtnis, bejchränft oder unbejchränft übertragen. 


b) Der Bertrag, durd welchen unter Lebenden die Ueber- 
tragung des Erfinderrecht bewirkt wird, kann verjchiedener Art jein. 
Wird das Hecht jelbft unbejchränft oder auch bejchränft für die Dauer 
gegen Entgelt übertragen, jo ftellt ſich das Nechtögeichäft als Kauf oder 
Tauih dar (nicht als Ceſſion; ſ. u. a. RGC. 20 ©. 128, 28 ©. 251, 31 
S. 295;3; RG. in Gruchots Beiträgen 31 S. 1020, 35 ©. 962; RG., 
PH. 1892 ©. 357, Gareis IX 275; Seligjohn N.3; Gierke ©. 888 
N.8, Stenglein N. 7;a. M. Kloftermann, Bat.G. ©. 159, in Ende- 
manns Hb. d. HR. II 328 ff.). Die Uebertragung kann natürlich aud) 
unentgeltlich, durdy Schenkung ꝛc. erfolgen. Der Bertrag kann jtets 
gemäß 8 151 BGB. formlos geichlojjen werden, nämlich auch dann, 
wenn im übrigen die Rechtsverhältnijje der Kontrahenten nad) aus- 
ländiihem Rechte zu beurteilen jind und Diejes eine Form verlangt; 
denn das aus der Patenterteilung durch das deutiche Patentamt er- 
wachſende Recht ift als eine im Deutſchen Reiche befindliche Sache zu 
behandeln. (RGE. Bd. 31 ©. 52 ff., PBl. 1893 ©. 358, Gareis X 161.) 
Bezüglich der jtillichweigenden Webertragung des Erfinderrechts von 
Angeitellten auf den Arbeitgeber j. N. 10 lit.c zu $ 1, 0.©. 26. 

Bezüglich der Gewährleiftungspflicht find die allgemeiuen 
Grundjäge anzuwenden. Wird insbejondere das Erfinderrecht verkauft, jo 
baftet der Verkäufer vor allem für den rechtlichen Beitand des Rechtes 
(BGB. $ 437). Iſt die Uebertragung des Erfinderrechts vor der PBatent- 
erteilung gejchehen, jo ift im Zweifel anzunehmen, daß ein der Entwidlung 
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zum Patentrechte fähiges Erfinderrecht und nicht etiwa bloß die Mitteilung 
des Erfindungsgeheimnijjes den Gegenfiand des Vertrages bilden joll 
(RG., PMZBl. V 202); der rechtlihe Beltand des Rechts hängt in 
— Falle davon ab, daß die Erfindung den Erforderniſſen der 881 
u. 2 entſpricht und der Verkäufer der Berechtigte, alſo kein Dritter zum 
Einſpruch (8 3 Abſ. 2) befugt iſt; fehlt es hieran, ſo kann gemäß $$ 440, 
325 der Käufer Schadenserjag wegen Nichterfüllung verlangen oder 
vom Bertrag zurüdtreten. Dies gilt auch, wenn der Verkäufer ver- 
fihert hat, die Erfindung jei bereit patentiert, während dies nicht 
richtig ift, und zwar aucd dann, wenn der Verkäufer die Erfindung 
nachträglich zum Patent anmeldet; denn es mangelt auch hier zur Zeit 
der Uebertragung am rechtlichen Beitande des verfauften Rechts (RG., 
R. u. U. IV 246 und Anm. 1 dajelbjt, wo auch bemerkt it, da die 
Nichteinziehung einer ——— beim Patentamte dem Käufer nicht 
ſchadet, weil es auf die Entſchuldbarkeit des Irrtums hier nicht an— 
kommt; vgl. auch BGB. 8 439). Die Haftbarkeit des Verkäufers für 
den rechtlichen Beſtand des verkauften Rechts bringt es ferner mit ſich, 
daß, wenn das Recht bereits auf einen anderen unbeſchränkt übertragen 
iſt, der Verkäufer dafür aufzukommen hat. Nicht minder haftet der 
Verkäufer dafür, daß das erteilte Patent nicht bereits nach 8 10 für 
nichtig erklärt iſt. Wird es erſt nach der Uebertragung für nichtig 
erklärt, jo nimmt die herrſchende Meinung (gegen Kohler, Pat.R. 

‚178 f, Handb. ©. 582, Staub, PBl. 1888 ©. 55 ff.) an, der Nüd- 
tritt vom Bertrag jei trogdem nicht zuläſſig, denn bis zur Nichtig- 
erffärung jei eben der Käufer doch im Genuffe des Patentrechts ge- 
wejen, er fönne aljo nur etwa für die jpätere Zeit eine entiprechende 
Minderung des Kaufpreijes verlangen (j. Gierfe ©. 880 N. 100 und 
* Citate daſelbſt, welche ſich allerdings zum Teil auf die Lizenz beziehen, 

hierüber unten N. 9 lit. h, ee, ©. 126). Allein wenn man bedenft, 
daf die Nichtigerflärung, wie allgemein anerfannt, zurüdwirft, jo daß 
auch alle in der Zwilchenzeit vorgefommenen jcheinbaren Eingriffe in 
das Patentrecht diejen Charakter verlieren; dat aljo nach der Nichtig— 
erflärung der bis dahin jcheinbar Berechtigte gegen jolche, welche vorher 
die Erfindung in Benutzung genommen haben, nicht mehr vorgehen 
fan, ja daß jogar die Aufhebung der vorher ergangenen Berurteilungen 
von den Betroffenen herbeigeführt werden kann (ſ. N. 8 zu $ 10): jo 
ihwindet der Genuß des übertragenen Nechts, welcher angeblich dem 
Käufer bis zur Nichtigerflärung gefichert ift, faft auf nichts zuſammen; 
denn die Ausichliegungsbefugnis, welche doch das Wejen des Ratent- 
rechts ausmacht, fteht dem Käufer, wenn das Patentrecht für nichtig 
erflärt wird, aud) für die Zeit vorher nicht nur rechtlich, jondern auch 
faktiſch nicht zu, es fehlt jelbjt an dem Schuße des Patentbeſitzes (auf 
welchen Gierke a. a. D. dag Gewicht Tegt), derjenige, welcher ein 
Patentrecht erwerben wollte, hat lediglich für gewiſſe Zeit ein Be- 
nugungsrecht ohne Ausſchůeßlichteit erhalten und es beſteht daher aller 
Grund, die Uebertragung eines Patentrechts, welches ſich jpäter als 
nichtig erweilt, ebenſo zu behandeln wie die Uebertragung einer angeb- 
lid patentierten Erfindung, der das Patent fehlt (i. o.). 
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Bon den Mängeln Des Patentrechts, welche der Verkäufer 
zu vertreten hat, kommt insbeſondere in Betracht das Beſtehen eines Rechtes 
auf Fortbenutzung der Erfindung zu Gunſten eines Vorbenutzers ($5 
Abj. 1; vgl. Munk, Die patentrechtliche Lizenz, 1897, ©. 146); ferner 
e Abhängigkeit des Patents von einem anderen (RIE. 20 ©. 94, vgl. 

zus3) Was das Beitehen von Lizenzen betrifft (ſ. N. 9), io hat 
ei —— zwar ſtillſchweigende Lizenzen (N. 9 lit. c) in der Regel 
nicht zu vertreten; ausdrücklich erteilte muß er aber vertreten, wenn 
er dad Nichtbeftehen jolher verjichert Hat und außerdem, wenn der 
Käufer das Patent für lizenzfrei hielt und nad) Lage der Umftände 
halten konnte (Kohler, Pat.R. ©. 174). Hat der PBerfäufer das 
Ratentreht oder dejjen Ausübung jchon vorher in beichränkter Weiſe 
einem Anderen übertragen und wird dadurd) das Recht des nun- 
mehrigen Käufers beeinträchtigt, jo hat Verkäufer auch diefen Mangel 
zu vertreten. 

Aus dem Uebertragungsvertrage können fih, abgejehen von 
der Gewährleiftungspfliht, noch weitere Berpflidtungen 
des Berfäufers ergeben; jo die Verpflichtung, den Erwerber in Er- 
gänzung der mangelhaften PBatentichrift durch Erläuterungen der Er- 
findung in den Stand zu jeben, dieſe eriprießlich zu benugen (RG., 
PVl. 1893 ©. 481, Gareis X 1%). Handelt es jich jedoch bezüglich 
der nicht im Die Patentichrift aufgenommenen Bejchreibung um ein 
Fabrifgeheimnis, jo ift Verkäufer zu deſſen Mitteilung ohne ausdrüd- 
liche Abrede nicht verpflichtet (RG., Bolze IV Nr. 743). Verſchweigt 
der Verkäufer eines Patents, daß die PBatentgebühr rüdjtändig iſt und 
fommt infolgedejlien das Patent wegen NWichtzahlung der Gebühr 
zur Löſchung, jo hat Käufer Anjpruc auf Schadenseriag (OLG. Dresden, 
PBl. 1892 ©. 675, Gareis IX 299). Dagegen beſteht für den Verkäufer 
nicht die Verpflichtung, nach der Uebertragung bis zur Umijchreibung 
durh Zahlung der Gebühr für die Erhaltung des Patents zu jorgen 
(RG , Bolze XV Nr. 348). 

7. Das Erfinderreht kann auch Gegenſtand der Zwangsvoll— 
ftredung jein. Zwar jolange ſich das Recht noch in der Hand des 
Erfinders jelbjt oder feiner Erben befindet und die Anmeldung zur 
PBatentierung noch nicht geichehen iſt, kann es auch nicht gepfändet 
werden; denn inlolange muß das Erfinderreht als Teil der Perjön- 
fichfeit reipeftiert, dem Erfinder und jeinen Erben die Enticheidung, 
ob die Erfindung überhaupt Vermögensobjekt werden, ob jie ferner an 
die Deffentlichkeit fommen oder geheim bleiben joll, gewahrt bleiben 
Gierfe ©. 892, Kohler Handb. ©. 264; a. M. Bed-Managetta 
©. 209). Sobald aber die Erfindung zur PBatentierung angemeldet iſt, 
bat der Erfinder fie erfennbar zum Bermögensobjefte bejtimmt, damit 
ift fie auch Gegenftand der Zwangsvollitredung geworden; es bedarf 
nicht erſt der nn der Anmelbung. (Ebenfo Kohler a. a. O., 
Seligſohn N. 12 C. Bd. 52 S. 227, in d. D. Jur. Ztg. VIII 81, 
Stenglein N.5 u. Wr a. M. Jäger Konf.Ordn. Anm. 11 zu 81, 
v. Sarwey Konf.d. Anm. 1, 2bz3u $1; aud Gierfe ©. 892, injo- 
ferne er die Pfändbarkeit erit nad) der Belanntmachung der Anmeldung 
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annimmt). Unter allen Umftänden ift das mit Patent ausgeftattete 
Erfinderrecht, aljo das Patentrecht Erefutionsobjeft und zwar gegenüber 
dem Erfinder als Patentinhaber ſelbſt ebenio wie gegen einen dritten 
Inhaber (RGStr. 7 ©. 399). Iſt das Erfinderrehht vor der Anmeldung 
auf einen Anderen übertragen worden (j. N. 12), jo ift es jchon in 
diefem Stadium der Zwangsvollitredung unterworfen; denn in der 
Hand eines Dritten ift das Erfinderrecht reines Vermögensrecht. 

Die Zwangsvollitredung erfolgt nad; Maßgabe des $ 857 CPO. 
Die Verwertung des Rechtes kann durch Verkauf oder auch durch be» 
ichränfte Uebertragung, jowie durch Lizenzerteilung bewirkt werden (vgl 
CPO. 8 844, Seligjohna. a. D.). 

Unter den Vorausjegungen, welche für die Pfändbarkeit beitehen, 
fällt das Erfinderredht auch in die Konfursmajje Zum Vermögen 
des Erfinders gehört es erjt von der Anmeldung an, denn vorher 
hat es noch nicht die erfennbare Beitimmung als Objeft des Bermögens. 
Wenn aljo der Erfinder die na nach der Ktonfurseröffnung 
anmeldet, fällt das Necht nicht in die Maſſe; ed war zur Zeit der Kon— 
furseröffnung als Vermögensobjekt noch nicht vorhanden, fällt aljo der 
freien ——— des Gemeinſchuldners anheim (Konk O. 8 1). 

8. Auf Uebertragung des Patentrechts kann eine Perſon 
einen Anſpruch haben, der durch Klage geltend gemacht werden kann. 
Ein Fall dieſer Art iſt oben ſchon (N. 18 zu $ 3) näher erörtert: der 
Anſpruch des Erfindungsberechtigten auf Uebertragung des von einem 
Unbefugten erlangten Patents, Der dort hervorgehobene Gejichtspunft 
der Geichäftsführung ohne Auftrag rechtfertigt aber die prallen; eines 
ſolchen Uebertragungsanſpruchs auch dann, wenn der Erfinder das Ta- 
tent erworben hat, nachdem er jein Recht an einen Anderen veräußert 
hatte; hier jteht dem Erwerber des Erfinderrechts eine Klage auf Pa— 
tentübertragung gegen den Erfinder zu (RG., PBl. 1893 ©. 358, Gareis 
X 161; RG. PMZB. II 115; Bolze Zeitichr. f. gewerbl. Rechtsſchutz 
1892 ©. 164: vgl. auch Kammergericht Berlin PMZBL. I 56). 

“Ein Uebertragungsanipruc fann ſich nody auf andere Borgänge 
ftügen, jo jelbjtredend auf die vertraggmäßige Verpflichtung zur Ueber- 
tragung (RGE. Bd. 31 ©. 52), dann darauf, daf jemand vertragswidrig 
eine Erfindung für fich, jtatt für einen anderen angemeldet hat, daß 
er jte insbejondere al3 Vertreter des anderen auf deifen Namen hätte 
anmelden jollen; darauf, daß infolge eines Irrtums, namentlich) eines 
durh Täuſchung hervorgerufenen, das Patent für eine andere Perſon 
erteilt wurde; darauf, daß ein Vertrag, fraft deſſen jemand ein Er- 
finderrecht erwarb, nad Erteilung des Patents an den Erwerber für 
ungültig erklärt wird (Kohler, Handb. ©. 282, 310. Derjelbe erwähnt 
©. 276 noch den wohl jeltenen Fall, 8 jemand durch Liſt oder 
Zwang die Priorität der Anmeldung ſich verſchafft hat; man wird zu— 
geben müſſen, daß in einem ſolchen Falle der Anſpruch auf Schadens— 
erſatz zu ſeiner Realiſierung am beſten auf dem Wege der Uebertragung 
des Patents gelangt. Das Gleiche muß aber auch für den Fall gelten, 
daß der Inhaber des Patents die Einwilligung des Erfindungsbered- 
tigten zur Anmeldung — $3 Abi. 2 — durch Betrug erlangt hat). 
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Der Anſpruch auf Uebertragung des Patents richtet fich nicht 
nur gegen den urjprünglich Verpflichteten, jondern auch gegen den bös— 
gläubigen Rechtsnachfolger (RGE. Bd. 31 ©. 52). 

Wen das Recht auf Uebertragung de3 Patents zufteht, der hat 
aud das Recht, zu verlangen, daß trog formellen Verbleibens des Pa— 
tents in der Hand des Berpflichteten diefer ihn als ausſchließlich Be— 
rechtigten anerfenne und ſich der Benugung des Patents enthalte; denn 
diejes Necht ift dem Rechte auf Uebertragung des Patents gegenüber 
da3 geringere (RGE. a. a. D.) 

Iſt die Klage auf Uebertragung des Patents vor der Patent— 
erteilung gejtellt, jo geht fie auf eine unmögliche Leiftung; doch fann, 
wenn die Erfindung bereit3 angemeldet ift, der Klageantrag dahin ge» 
ändert werden, daß er auf Uebertragung de3 Batentanjpruchs lautet 
(RG., PM8Bl. IV 72). Dagegen fann mit Erfolg auf Uebertragung 
eines bereits erteilten Patents geflagt werden aus einem Vertrage, 
durch welchen ſich der Beflagte vor der PBatenterteilung zur Ueber- 
tragung des fünftig zu erteilenden Patent3 verpflichtet hat (RG., PBl. 
1893 ©. 481, Gareis X 190). 

9. Nicht eine Uebertragung des Patentrechts, wohl aber eine 
damit verwandte Verfügung ijt die Erteilung einer Lizenz, d.h. die 
Einräumung des Rechts, die Erfindung in unbejchränfter oder nad) 
beftimmten Richtungen bejchränfkter Weije gewerblich zu benußen. (Lite- 
ratur über Lizenz: Klöppel, Der Lizenzvertrag, 1896; Munt, Die pa- 
tentrechtliche Lizenz, 1897; Kohler, Handb. ©. 508 ff.; Bolze in Gru- 
chot3 Beiträgen Bd. 38 ©.75, Bd. 39 ©. 1 ff.) Die Lizenzerteilung ift 
der am häufigften betretene und bejte Weg, um eine Erfindung wirt— 
ihaftlih zu verwerten. Im einzelnen werfen jich hier verjchiedene 
Fragen auf, deren wichtigſte nachſtehend ihre Erörterung finden. 

a) Die Lizenz kann umentgeltlich erteilt werden. Der Regel 
und dem Zwecke der Verwertung gemäß erfolgt die Lizenzerteilung 
gegen Entgelt, d. i. entweder gegen einmalige Zahlung einer be- 
fimmten Summe oder gegen periodiiche Leiftungen von beftimmter 
Höhe oder gegen fire oder auch prozentuale Abgaben von jedem herge- 
ftellten oder veräußerten Erzeugnifie (Seligjohn N. 6). 

b) Anlangend die rechtliche Natur der Lizenz, jo ift fie als 
pojitives Recht aufzufalien; in der Lizenzerteilung liegt aljo nicht 
nur ein Berziht auf die Ausübung des Verbietungsrechtes gegenüber 
dem Lizenzträger (Kohler Pat.R. S. 157, Handb. ©. 508, Selig- 
john NR. 9. Bolze in Gruchot's Beiträgen Bd. 39 ©. 2ff., Gierke 
S. 890, Munt, Die patentrechtliche Lizenz, 1897, ©. 18; a. M. u. N. 
Kloftermann in Endem. Hdb. 11 329, Robolski ©. 232, Stenglein 
N.11, Schall im Ardı. f. civ. Pr. Bd. 72 ©. 28 ff.; ROHG. 19 ©. 403, 
bei Gareis I 230; ROSE. 17 ©. 53, bei Gareis VI 208; ROSE. 33 ©. 103; 
RG. Bolze IV Nr. 742). 

Der Lizenzvertrag zeigt im wejentlichen die Züge eines Pacht— 
vertrages und ijt nach den Grundjägen hierüber zu behandeln, jomweit 
nicht gewiſſe Bejonderheiten (jo namentlich die Möglichkeit der Ge- 
währung einer beliebig großen Zahl von Lizenzen) eine abweichende 
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Beurteilung erheiihen. (Seligjohn N. 9, Kohler Handb. ©. 588; 
vgl. denjelben in Grünhuts Zeitichr. Bd. 25 ©. 258, wo er in der gi. 
zenz eine nad den Regeln des Mietvertrages auszuübende Serpitut 
erblidt, während er im Arc. f. Bürg. R. Bd. 10 ©. 273 ausichließlich 
von Analogie mit der Servitut jpriht; Munk a. a. ©. ©. 21 welder 
zunächſt * Grundſätze über die Miete angewendet wiſſen will; a. M. 
Gierke ©. 890 N. 14: „Der Lizenzvertrag iſt ein eigentümlicher 
Vertrag. F 

Der Patentinhaber kann auch bei Veräußerung Ki Batentrecht3 
ſich jelbit eine Lizenz vorbehalten (Munk a. a. O. S. 3 

Ueber einzelne bei Schließung eines ee zu berührende 
Punkte j. Munfa. a. O. S. 43; über öffentliche Bertragsofferte Kohler, 
Aus dem Batent- und nduftrierechte II ©. 22 und dazu Munf ©. 39. 

e) Die Lizenz fann auch ftillihweigend erteilt werden. Der 
Hauptfall ift folgender: Wenn der Patentinhaber, dejjen Nachfolger im 
abjoluten Recht, der Vorbenuger ($ 5) oder ein Lizenzträger einen Ge- 
genftand, der als ſolcher patentiert oder durch ein patentiertes Verfahren 
hergejtellt iſt, verfauft, jo überträgt er damit auf den Erwerber die Be- 
fugnis, den Gegenftand gewerbsmäßig zu gebrauchen, in Verkehr zu 
bringen und feilzuhalten. Selbjt wenn eine Beichränfung in diejer 
Hinficht ausdrüdlich vereinbart oder den Umftänden zu entnehmen ilt, 
jo hat fie feine patentrechtlihe Wirkung, d. h. die Zumwiderhandlung 
ericheint nur als Vertrags», nicht ala Patentverlegung. (Kohler, Handb. 
S. 453 ff., vgl. LG. Hagen in Pat.Bl. 1892 ©. 709, Gareis IX 282). 
Darum begehen auch Dritte, welche von dem Erwerber des Gegen- 
itandes diejen weiter erworben haben und ihn nun benugen (gebrauchen 
oder weiter veräußern) feine Patentverlegung, auch wenn der nächſte 
Erwerber vertragsmäßig gehalten war, den Gegenjtand überhaupt nicht 
oder nicht an dieje Perjonen zu veräußern und wenn ihnen dieje Be- 
Ihränfung befannt war (Kohler a.a.D.; ROSE. Bd. 51 ©. 139; vgl. 
auch die oberlandesgerichtl. E. Gareis VII 201; a. M. Seligſohn N. 7). 
Dasielbe gilt, wenn die Veräußerung von einem Lizenzträger ausging, 
der in der Benugung der Erfindung beichränft ift, aber zur Herftellung 
und Veräußerung des Gegenstandes im gegebenen Falle berechtigt war. 
Der Erwerber des Gegenftandes darf diefen vom Standpunkte des 
Patentrechtes aus unbejchränft gebrauden und in Verfehr bringen, 
aljo 3. B. auch in einem Lande, welches nicht zum Bereich des Lizenz- 
trägers gehört und jelbjt dann, wenn er die Beichränfung kennt. An— 
ders dann, wenn jchon die Heritellung außerhalb der Grenzen der Lizenz 
lag. In diefem Falle iſt jede Benutzung des Gegenſtandes durch einen 
Dritten objektiv eine Patentverletzung. 

Was von der freiwilligen Uebertragung des patentierten Gegen— 
ſtandes gilt, muß auch von der Uebertragung im Zwangswege an— 
genommen werden. Läßt alſo der Pfandgläubiger zum Zwecke der 
Befriedigung den ihm als Pfand beſtellten, rechtmäßig hergeſtellten 
Gegenſtand verſteigern oder geſchieht dieſe Verſteigerung ſonſt im Wege 
der Zwangsvollſtreckung, ſo geht damit auf den Erwerber von ſelbſt 
das Recht des Gebrauchs und der Weiterverbreitung des Gegenſtandes 
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über (Robolsfi S. 234, Kohler, Handb. ©. 453; anders derſelbe in 
Rat.R. ©. 166). 

Die ftillichweigende Lizenz, welche mit der Veräußerung des 
Erfindungsgegenftandes durch den Berechtigten oder an jeiner Stelle 
durdy die Organe der Zwangsvollſtreckung verbunden ift, wirft für alle 
Berjonen, die den Gegenftand irgend einmal benugen. Dieje Benußung 
mag das Recht des Eigentümers an dem Gegenjtande verlegen, dag 
Patentrecht verlegt jie nie. 

Ob in der Erlaubnis, den Gegenjtand der Erfindung herzuftellen, 
die Lizenz zum Gebrauchen und nverfehrbringen enthalten iſt, muß 
nad) Lage des Falles beurteilt werden; im Zweifel wird die Frage zu 
bejaben jein. (Ebenjo Seligjohn N. 7.) 

d) Lizenzen erteilen fann nicht nur der Patentinhaber, 
jondern auch derjenige, welcher das abjolute Recht, wenn auch nur 
beihränft, erworben hat, joweit jein ausſchließliches Nußungsrecht reicht, 
ebenjo der Nießbraucher (vgl. N. 5). Der Lizenzträger ift an ſich zur 
Erteilung weiterer Lizenzen nicht berechtigt; würde er ſich dieſes Recht 
anmaßen, jo würde er dem Batentinhaber Schadenserfag zu leijten 
haben; diejenigen, welche von der Erlaubnis des Lizenzträgers Gebraud) 
machten, würden das Patent verlegen (OLG. Dresden, Pat.Bl. 1892 
S. 724, Gareis IX 287). Es fann aber dem Lizenzträger ausdrüdlich oder 
ftillichweigend die Erteilung weiterer Lizenzen geftattet jein. Soweit 
er in Musübung feines Lizenzrechtes patentierte Gegenitände veräußert, 
gewährt er befugterweiie ftillichweigend die Lizenz zum Gebrauchen und 
Inverkehrbringen der Gegenftände (j. o. lit. c). 

Steht das Patentrecht mehreren PBerjonen zu, jo fann feiner von 
ih aus allein Lizenzen erteilen, außer wenn das Recht der Ausübung 
nach geteilt it, in welchem Falle jeder Patentinhaber nah Maßgabe 
ſeines Nutzungsrechtes Lizenzen gewähren kann (vgl. N. 5). Kommt 
unter den mehreren Batentinhabern eine Einigung aller nicht zu ftande, 
jo genügt Mehrheitsbeichluß dann, wenn ſich nach Lage des Falles 
jagen läßt, die ENSREHIEINDE diene zur ordnungsmäßigen Verwaltung 
und Benugung des Batentrehts (BGB. $ 745, Munk ©. 33). Vor der 
Batenterteilung können die mehreren Miterfinder niemals durch Majori- 
tätsbejchluß über die Erfindung verfügen (ſ. N. 3). 

e) Der Berechtigte kann beliebig viele Lizenzen erteilen. Hat 
er fich einem Lizenzträger gegenüber verpflichtet, weitere Lizenzen nicht 
zu gewähren, jo wird dadurch doc die Gültigkeit der weiteren Er- 
teilungsakte nicht beeinflußt; nur begründet die vertragsmidrige Erteilung 
von Lizenzen den Anſpruch auf Schadenserjag für denjenigen, dem 
gegenüber die Verpflichtung eingegangen wurde. 

f) Regelmäßig werden Lizenzen erſt nach der Batentierung der 
Erfindung erteilt. Doch kann die Erteilung auch ſchon vor dem 
Tatenterwerb erfolgen. Zu diejer Zeit it zwar das Benutzungs— 
recht des Erfinderd noch fein ausichließliches, aber jolange das Ge— 
heimnis der Erfindung gewahrt bleibt, kann derjenige, dem es allein 
mitgeteilt wurde, faftiich mit Ausichließung anderer die Erfindung be» 
nugen. Die Mitteilung der Erfindung an ſich fann aljo ſchon Gegen- 
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ftand des Rechtsverkehrs fein (vgl. RG., PBl. 1893 ©. 313, Gareis X 186, 
welches den Vertrag über eine joldhe Mitteilung als Vertrag über eine 
Dienftleiftung beurteilt wiſſen will). Erwirbt nachträglich der Erfinder 
ein Patent, jo bleibt im Zweifel der andere im Genujje der Lizenz, 
welche jegt erſt ihre volle rechtliche Bedeutung erlangt (a. M. Kohler 
©. 513 in Konjequenz jeiner Lehre, wonach er vor der Patentierung 
ein von dem Immaterialgüterrecht verjchiedenes Individualrecht an- 
nimmt). Wenn der Lizenzträger die jpeg N nod) vor der Anmeldung 
zum Patent in Benugung genommen oder Beranftaltungen hiezu ge- 
troffen Fe jo darf er ſie ſchon im Hinblid auf $ 4 Ubj. 1 weiter benußen. 

Der Umfang des auf der Lizenz beruhenden Benugungs- 
rechts Beftimmt ſich nad) dem Inhalte des Vertrags. Enthält diejer 
nur allgemein die Einräumung des Rechts zur Benutzung der Er- 
findung, jo ift dem Lizenzträger jede Art der gewerblichen Benutzung 
geftattet, welche jeinem Gewerbebetrieb entipricht. Wenn aljo 3. B. einem 
Maſchinenfabrikanten eine Lizenz für eine bejtimmte Maſchine erteilt 
wird, jo darf er dieje im Zweifel nicht nur herjtellen, fondern auch 
feilhalten und an beliebige Kunden verkaufen; follte die Majchine zu- 
gleich bei Herftellung anderer Gegenjtände, die der Lizenzträger pro- 
duziert, verwendbar jein, jo darf er fie hiezu auch gebrauchen (vgl. $ 4). 
Innerhalb der Grenzen, welche durd die Betriebsart zur Zeit des 
Vertragsabſchluſſes gezogen wird, darf der Lizenzträger im Zweifel die 
Erfindung auch im erweiterten "Betriebe benugen, aljo 3.8. in einer 
durch Umbau vergrößerten Fabrik (ebenjo Munfta. a. O. ©. 97). Da- 
gegen würde der Lizenzträger jeine Befugnifje überjchreiten, wenn er 
zu einem ganz anderen Gewerbebetrieb übergehen oder neben dem einen 
noch einen weiteren Betrieb beginnen und hier die Erfindung in einer 
Weiſe benugen würde, die fein urfprünglicher Betrieb nicht mit ſich 
brachte. Es darf alſo z. B. der Buchdruckereibeſitzer, welcher für eine 
Rotationsmaſchine die 5 beſitzt, zwar mit dieſer Maſchine in jedem 
beliebigen Umfange Preßerzeugniſſe herſtellen, er darf aber nicht ohne 
ig eine Fabrik ſolcher Majchinen etablieren oder damit Handel 
treiben. 

Die Lizenz kann aber auch nach den verjchiedenften Richtungen 
beihränft gewährt werden: in örtlicher, zeitlicher und inhaltlicher 
Beziehung. Ergibt fich insbejondere aus dem Vertrage, daß die Kontra- 
henten nur die Einräumung der Lizenz für das Etablifjement in jeinem 
gegenwärtigen Umfange im Auge hatten, jo darf der Lizenzträger in 
einem wejentlic erweiterten Betriebe die Erfindung nicht benußen. 
(In diefem Sinne verftanden fteht die von Kohler, Pat.R. ©. 159 
und Seligjohn ©. 76 vertretene Anficht mit der oben erwähnten 
Anihauung Munfs nicht, wie diefer annimmt, im Widerjpruch.) 

Läßt der Vertrag nichts anderes entnehmen, jo bleibt der Batent- 
inhaber befugt, neben dem Lizenzträger die Erfindung fortzubenugen 
und diejes Recht auch anderen einzuräumen (f. lit. e). 

Der Lizenzträger ift unter allen Umftänden auf das Benupungs- 
recht beichräntt. Ein Unterjagungsrecht ſteht ihm nicht zu, auch dann 
nicht, wenn er der einzige Lizenzträger it und andere die Erfindung 
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unbefugt benugen; denn wenn auch der Lizenzvertrag von dem Rechts— 
nachfolger des PBatentinhabers zu rejpektieren ift (j. darüber lit. k), jo 
ift das Lizenzrecht doch nicht ein Dingliches Recht, welches jedem gegen- 
über geltend gemacht werden fünnte. (So die gemeine Meinung, u. a. 
Kohler, Handb. ©. 511, Gierke ©. 890; a. 9 Bolze a. a. O. S. 12, 
Munk a. a. O. ©. 166Ff., Seligſohn N. 9 S. 131.) Um jo weniger 
lann natürlich der Lizenzträger denjenigen, welchen der Patentinhaber 
nach ihm, wenn auch vertragswidrig, ebenfalls Lizenzen erteilt hat, die 
Ausübung verbieten (ſ. lit. e). Hat der Patentinhaber dem Lizenzträger 
gegenüber ſich verpflichtet, die Erfindung nicht zu benugen und handelt 
er diejer Verpflichtung entgegen, jo hat der Lizenzträger nur eine Ver- 
trags-, feine patentrechtliche Klage (ebenjo Kohler, Handb. ©. 550). 

Hat der Batentinhaber dem Lizenzträger veriprochen, gegen 
Patentverlegungen Dritter vorzugehen, jo jteht dem Lizenzträger gegen 
ihn ein Schadenserſatzanſpruch zu, wenn er.jeiner Verpflichtung nicht 
nahfommt. Er kann für die Zeit, während welcher er in dem Genuſſe 
jeines Rechtes gejtört wurde, die Lizenzgebühr verweigern oder doch 
Minderung derjelben verlangen, nicht aber für die vorausgehende Zeit. 
(RG., Bolze IX_ Nr. 417.) Das Gleiche ift anzunehmen, wenn andere 
Perjonen mit Erlaubnis des Patentinhabers die Erfindung benußen, 
obwohl diejer dem Lizenzträger verjprochen hat, eine ſolche Erlaubnis 
anderen nicht zu erteilen. 

h) Dem Lizenzgeber obliegt im Falle vertragsmäßiger Einräu- 
mung der Lizenz in mehrfacher Beziehung eine Gemwährleiftungs- 
Bilicht (vgl. BGB. 88 537, 538, 539, 542, 581). 

aa) Yedenfalls haftet er für das Dafein der Erfindung, um 
deren Benugung es ji) Handelt und ferner, wenn der Vertrag die 
Lizenz an einer patentierten Erfindung zum Gegenjtande hat, auch für 
die Eriftenz des Patents; denn das Patent iſt in jolchem Falle eine 
Eigenichaft des eingeräumten Rechts, deren Mangel die Brauchbarfeit 
des Gegenftandes der Rechtsgewährung aufhebt. 

bb) Daraus, daß der Lizenzgeber für das Dajein der Erfindung 
haftet, iſt weiter zu folgern, daß er auch für die Ausführbarfeit 
deilen haftet, was er als Erfindung angegeben hat. Iſt der beablichtigte 
techniihe Erfolg in der von dem Subjekte der angeblichen Erfindung 
dargelegten Weiſe nicht zu erreichen, die Erfindung aljo gar nicht voll» 
endet, jo ijt der Lizenzträger wiederum zur Gebührenzahlung nicht ver- 
pilichtet ; denn die Ausführbarfeit dejjen, was ihm als Erfindung zur 
Benugung überlaſſen ift, gehört zu den wejentlichen Eigenichaften des 
Vertragsobjeftes. In diefem Sinne haftet der Lizenzgeber allerdings 
für die Verwertbarfeit der Erfindung, d. h. dafür, daß mit dem Gegen- 
ande Der Lizenz der behauptete techniiche Nutzeffekt überhaupt zu er- 
reichen ift. Dagegen kann ohne bejondere Zuficherung eine Haftbarfeit 
dafür, daß die Benugung der Erfindung auch einen wirtichaftlichen Er- 
tolg erzielen laſſe, daß fich für den Gegenjtand der Erfindung ein Abjap- 
gebiet oder praftifches Berwendungsgebiet finden und daß der Abſatz 
oder die Berwenduug Gewinn bringen werde, nicht angenommen werden. 
(Im wejentlicyen übereinftimmend RG., BB. 1893 ©. 245, Gareis X 
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157, bei Bolze VII Nr. 598; RG. Bolze XV Nr. 226; RG. in jur. 
Wochenſchr. 1898 ©. 19; NG., PMZB. VII 169; vgl. auh RG. in R. 
und U. 111207 und IV 247; Seligjohn N. 10; Munta.a.D. ©. 140ff., 
144; Kohler, Handb. ©. 589, 590; zu weitgehend in der Ablehnung 
der Haftung Gierfe ©. 890 N. 14, RGC. Bd. 33 ©. 103, bei Bolze 
XVII Nr. 489; RG. Bolze X Nr. 496, XIX Nr. 591, 592.) 

War dem Lizenzträger der Mangel in der Ausführbarfeit der 
Erfindung zur Zeit des Vertragsichlufies bekannt, jo kann er daraus 
feinen Grund zur Anfechtung des Vertrages ableiten (RG. Bolze XIV 
Nr. 454), e8 wäre denn, daß nach Lage des Falles anzunehmen ift, er 
habe den Bertrag nur abgeichlofien, weil er die Abftellung des Mangels 
binnen kurzer Zeit erwartete, ſodaß die baldige Abftellung jtillichwei- 
gende Bedingung des Vertrages war (RG., PBl. 1893 ©. 245, Gareis 
X 157). 

ee) Kann der Lizenzträger die Erfindung zu dem Zwecke, der 
ſich aus dem Bertrage ergibt, deshalb nicht benutzen, weil diejelbe von 
der für einen Dritten patentierten Erfindung abhängig iſt (533N. 7), 
jo hat auch hiefür der Lizenzgeber aufzulommen (vgl. Kohler, Handb. 
5.594). Umſomehr ift die Haftung des Lizenzgebers dann begründet, 
wenn die Erfindung überhaupt nicht ausgenugt werden fann, weil jie 
jelbft Gegenftand des Patents eines Dritten ift. Dies gilt 
auch dann, wenn das Patent des Dritten nichtig ift, aber zur Zeit 
formell noch beſteht. In ſolchen Fällen jteht es zwar dem Lizenz— 
nehmer frei, entweder vom Vertrage zurüdzutreten oder die Bejeitigung 
des Hindernifjes binnen angemefjener Frijt zu verlangen. Bat er aber 
bereits erflärt, an dem Bertrag feitzuhalten und ift num das Hindernis 
bejeitigt (3. B. eine Lizenz desjenigen erwirkt, von dejjen Patent das 
andere abhängig ift oder das entgegenftehende Patent für nichtig erklärt), 
jo darf der Lizenznehmer nicht mehr auf das Rüdtrittsrecht zurüdgreifen 
(RG., PNZBL. VII 169). 

dd) Hat der Lizenzgeber ausdrüdlih erklärt, daß er bisher 
andere Lizenzen noch nicht erteilt habe oder lagen fonft beim Bertrags- 
abichlufje die Umftände jo, daß der Erwerber der Lizenz erwarten 
fonnte, ein anderer außer ihm jei nicht im Befige einer Lizenz, jo hat 
der Lizenzgeber, falld dennoch bereits andere Lizenzen bejtehen, dafür 
dem Erwerber aufzulommen, joferne das Objekt des Benupungsrechtes 
infolge der Teilnahme anderer an der Benußung hiezu weniger tauglich, 
wenn nicht gar untauglich ericheint. Ob und wieweit eine ſolche Be- 
einträchtigung der Tauglichkeit aus dem Bejtehen anderer Lizenzen 
rejultiert, ift Frage des einzelnen Falles (vgl. BGB. $ 537; Kohler, 
Pat. R. ©. 174, Handb. ©. 595, Munk a. a. O. ©. 145). Mit dem VBor- 
handenjein jtillichweigender Lizenzen (j. lit.c) muß in der Regel ge- 
rechnet werden; aus ihm entipringt daher eine Haftung für den Sn 

eber nur unter ganz bejonderen Umftänden (3. B. dann, wenn er die 
erjiherung gab, das den Gegenftand der Erfindung bildende Erzeugnis 
jei noch in feinem Eremplar veräußert worden 2c.). 

ee) Bejonder3 wichtig ift die Gewährleiftungspflicht dann, wenn 
da8 Patent für nichtig erflärt wird ($ 10). Erfolgt dieje Er- 
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Härung, bevor noch die Erfindung von dem Lizenzträger in Benutzung 
genommen werden konnte, jo ift zweifellos diejer von jeglicher Leiftungs- 
pflicht frei; denn das Beitehen eines Patents, aljo ein auf die Batent- 
erteilung jich gründendes Ausichließungsrecht des Lizenzgebers ift weſent— 
lihe Borausiegung für die Eriftenz des Lizenzrechtes; wenn der Lizenz— 
geber nicht mehr zu verbieten und damit auch nicht? mehr zu erlauben 
hat, wenn jeder die bereits offenfundige angebliche oder wirkliche Er- 
findung benugen fann, dann wird dem Erwerber der Lizenz von dem 
Berleiher derjelben überhaupt nichts geleiftet und damit entfällt von 
jelbit der Anſpruch auf Gegenleiftung. Nicht anders verhält es jich 
aber dann, wenn der Lizenzträger während einiger Zeit die Erfindung 
benugt hat und dann erjt die Nichtigerflärung eintritt. Bis zu Diejem 
Zeitpunfte Hatte zwar der Patentinhaber das formelle Recht, andere 
von der Benugung auszujchließen und der Yizenzträger genoß infolange 
iheinbar eine anderen nicht zuftehende Befugnis. Aber der Vorteil, 
der darin für den Lizenznehmer lag, entiprach nicht einer Leiſtung des 
Lizenzgebers; diejer hatte ja in Wirklichkeit fein Recht, die rückwirkende 
Kraft der Nichtigfeitserflärung tilgte den Schein diejes Rechts und er 
fonnte daher auch Fein jolches vergeben. Jener Vorteil entiprang 
lediglich der Reſpektierung des formellen Patentrechts jeitens der Kon— 
furrenz. So wenig der frühere Inhaber eines Patents für die Zeit 
vor der Nichtigkeitserflärung Schadenserfag wegen Benußung der Er- 
findung verlangen fann, weil ihm in Wirklichkeit ein Berbietungsredht 
nicht zuftand, jo wenig fann er eine Gebühr von demjenigen bean- 
ipruchen, dem gegenüber er mit der Einräumung des Nechtes der Be- 
nugung gleichzeitig auf fein vermeintliches Verbietungsrecht verzichtete. 
Der Lizenzträger hat aljo, wenn das Patent vernichtet wird, aud für 
die vorausgehende Zeit eine Gebühr nicht zu leiften und er fann die 
ihon bezahlte Gebühr zurüdfordern. (Kohler, Bat.R. ©. 178 und 
Handb. ©. 591, Staub, PB. 1888 ©. 55; a. M. RGC. Bd. 17 ©. 53, 
8.20 S. 128, RG. Bolze VI 578; Munfa.a.D. ©. 146, Seligjohn 
N.11.) Unter allen Umftänden fällt von dem Zeitpunfte der Nichtig- 
feitäerflärung an die Leiftung des Lizenzgeber und damit auch Die 
Verpflichtung zur Gegenleiftung weg. Dabei iſt e8 gleichgültig, ob Die 
legtere in einmaliger Zahlung einer Geldjumme oder in fortlaufenden 
Främien befteht; erfteren Falles ift eben ein entiprechender Teilbetrag 
in Abzug zu bringen und, wenn jchon im voraus bezahlt, vom Lizenz- 
geber zurüdzugewähren. (Uebereinftimmend Seligjohn N. 11 ©. 134, 
Munk a. a. O. © 148: aM. KHloftermann, Bat.R. ©. 166.) Für 
die Berechnung der Quote, zu deren Zahlung der Lizenzträger ver- 
pflichtet ift, auch wenn man annimmt, er habe die Gebühr für die Zeit 
bis zur Nichtigfeitderflärung zu leiften, fünnen außer dem Verhältnis 
der Zeitdauer des Lizenzgenujjes zur Gejamtdauer des Patents noch 
andere Umſtände von Bedeutung jein; 3. B. die günftigeren Abjap- 
verhältnifie, welche fich für einen der Mode unterworfenen Erfindungs- 
gegenftand in der erjten Zeit darboten u. dgl. (Seligiohn a a. O.; 
RSC. 20 ©. 128 und PBl. 1888 ©. 141, Gareis V] 224). Für die Zeit 
nach der Nichtigkeitderflärung fann eine Patentgebühr auch dann nicht 
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gefordert werden, wenn nachweislich, trogdem die Erfindung ins Freie 
gefallen, die Konkurrenz feinen Gebraud) davon macht (RG. Bolze 22 
Nr. 470). 

Ueber die Beftimmung der geichuldeten Teilgebühr in dem Falle, 
dab das Patent nur teilweije vernichtet wird, j. RG. Bolze Bd. 22 
Nr. 471; über den Einfluß der Nichtigfeitserflärung des Patents auf 
einen Vertrag, durch welchen die Anwendung einer Erfindung gejtattet 
wurde, die nur zum Teile patentiert, im Übrigen aber geheim gehalten 
mL 1. Shall, Arc). f. civ. Braris Bd. 72 ©. 128, RG. Bolze VI Nr. 577 

i8 57 

rn Außer der Gemwährleiftungspfliht fönnen aus dem Vertrag 
nod; andere Berpflihtungen für den Lizenzgeber hervorgehen; jo 
3. B. die Pflicht der Unterweifung des Lizenzträgers in der Ausführung 
der Erfindung, etwa auch injoweit, als die Patentbeichreibung feinen 
Aufihluß gibt, weil nur ein Teil der Erfindung patentiert iſt. Ohne 
bejondere Abrede bejteht eine Berpflitung, ein nicht in die Batent- 
bejchreibung aufgenommenes Fabrifgeheimnis mitzuteilen, nicht. (RG. 
Bolze IV Nr. 743, ausführlich mitgeteilt im PBl. 1887 Nr. 10 und 
Munta.a.d. ©. 151.) 

k) Die jehr — Frage, ob die Lizenz eine abſolute 
Wirkung habe oder ob ſie nur unter den Kontrahenten wirke (j. die 
Zujammenftellung der einjchlägigen Literatur RGStr. 31 ©. 392, im 
PRZBL V 35), ift nunmehr in analoger Anwendung von $ 571 BEL. 
wohl dahin zu enticheiden, daß der Hechtönachfolger des Lizenzgebers 
in deſſen Verhältnis zu dem Lizenzträger eintritt, alſo nicht befugt iſt, 
diejem Die der Lizenz entiprechende Benugung der Erfindung zu ver» 
bieten (ebenjo Kohler, Handb. ©. 598, vgl. auch Seligiohn N. 9). 

I) Die Lizenz ift vererblih und veräußerlid. Selbftver- 
ftändlidy fann der Lizenzträger nicht mehr Recht und fein anderes 
Recht übertragen, als er jelbit hat. Der Umfang jeiner Befugnifje fann 
ſich aus der Art jeines Betriebes von jelbjt ergeben (j. lit. g); dann 
kann die Uebertragung an den Inhaber eines ganz anderen Gewerbe— 
betrieb jchon daran jcheitern, dab der verichiedene Betrieb eine ver- 
ſchiedene Art der Benugung umd damit eine dem Lizenzträger gar nicht 
zufommende Benugungsart zur Folge hätte. Hievon abgejehen ift im 
Zweifel die Uebertragbarfeit der Lizenz eine völlig freie; fie hängt ins. 
bejondere nicht von der gleichzeitigen Uebertragung des Betriebs ab, 
denn da in der Hegel die Lizenz auch in einem noch jo jehr erweiterten 
Betriebe ausgeübt werden kann (j. lit. g), hat der Lizenzgeber Fein 
Intereſſe daran, daß die Lizenz an den beſtimmten Betrieb gebunden 
bleibt Robolski ©. 233, Seligſohn ©. 128, Gierke ©. 891; OLG. 
Dresden U POL. 1892 ©. 724, Gareis IX 287; a. M. Kloftermann, 
Bat.R. ©. 163, Munka. a. D. &.99 ff., Kohler, Handb. ©. 516). Nur 
dann, wenn aus dem —5— der Parieiwille, die Lizenz auf ein be— 
itimmtes Etablifjement zu beichränfen, zu entnehmen it, fann fie auch 
nur mit dieſem Etabliliement auf eine andere Perjon übergehen. 

ım) Ueber die Verpflichtung des Patentinhabers, unter gewiſſen 
Borausiegungen Lizenzen zu gewähren, j.$ 11 Nr. 2 und die Erläute- 
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rungen hiezu. Ueber die gejegliche Zwangslizenz im Falle eines vom 
Reichskanzler zu bejtimmenden Bedürfniſſes im Intereſſe der öffentlichen 
Wohlfahrt j. $ 5 Ubi. 2 u. N. 11 dajelbft. 

n) Nichtig gem. $ 306 BGB. ift ein Lizenzvertrag, der auf 
längere Beit als Die Batentdauer geſchloſſen iſt. (RGC. Bd. 51 ©. 94). 


87. 

Die Dauer des Patents iſt fünfzehn Jahre; der Lauf 
dieſer Zeit beginnt mit dem auf die Anmeldung der Erfindung 
folgenden Tage. Bezweckt eine Erfindung die Verbeſſerung oder 
ſonſtige weitere Ausbildung einer anderen, zu Gunſten des 
Patentſuchers durch ein Patent geſchützten Erfindung, ſo kann 
dieſer die Ertheilung eines Zuſatzpatents nachſuchen, welches mit 
dem Patent für die ältere Erfindung ſein Ende erreicht. 

Wird durch die Erklärung der Nichtigkeit des Hauptpatents 
ein Zuſatzpatent zu einem ſelbſtändigen Patent, jo beſtimmt ſich 
deſſen Dauer und der Fälligkeitstag der Gebühren nach dem 
Anfangstage des Hauptpatentd. Für den Yahresbetrag der Ge— 
bühren ift der Anfangstag des Zufaßpatents maßgebend. Dabei 
gilt als erſtes Patentjahr der Zeitabjchnitt zwijchen dem Tage 
der Anmeldung des Zufaßpatents und dem nächjtfolgenden 
Jahrestage des Anfangs des Hauptpatents. 


Ausbildung der Haupterfindung 40. Uebertragung des Zuſatzpatents 6. 
Tauer des Patents 2. Verbeſſerung der Haupterfindung 40. 
Erfdichen des Zuſatzpatents 5. Verbejlerungspatent 4b a. €. 

rift für den ° ——— 2. Verzicht aufs Patent 5. 

buhren⸗ Nichtzahlun Weſen des Zuſatzpatents 4. 
Kichtigerflärung des —* 7. | Ben bes Patents 5, 
Schusfrift 2. ujagpatente 3—7. 


3. Der vorftchende Paragraph handelt von der Dauer des 
Ratents, im Zufammenhange damit aber zugleich (in Abj. 1 Sat 2 und 
in Abſ. 2) von dem an feiner anderen Stelle geregelten Zujaßpatent. 


Abſatz J. 

2. Die Dauer des Hauptpatents und eines etwaigen 
Zujagpatents ift fünfzehn Jahre, beginnend mit dem auf die An— 
meldung der Haupterfindung folgenden Tage. Diejer letztere Tag iſt 
alio der erſte Tag der Frift (BOB. $ 187 Ab. 2) und es endigt dem- 
nach die Friſt mit dem Ablaufe desjenigen Tages des legten Monats, 
weicher dem Tage vorhergeht, der durch jeine Zahl dem Anfangstage 
der Friſt entipricht (BGB. $ 188 Ubi. 2, ſ. auch Abi. 3); m. a. W. der 
dem Anmeldungstage der Zahl nad) enifpredhenbe Tag des letzten Monats 
iſt der letzte Tag der Friſt, ſo daß, wenn z. B. eine Erfindung am 16. März 
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1896 angemeldet wurde, die fünfzehnjährige Friſt und damit der geſetz— 
lihe Schutz am 16. März 1911 zu Ende geht. (Ebenjo ſchon nad) 
früherem Rechte Kohler, Pat.R. ©. 193, nunmehr aud) Handb. ©. 659, 
Seligjohn N. 2, offenbar aud) Stenglein N. 2 troß der Polemi 
gegen Kohler und Seligjohn, während Roſenthal S. 146 u. Gareis, 
Komm. ©. 126 die Frijt mit dem Tage ablaufen lafjen wollen, der dem 
Tage nad) der Anmeldung entipricht.) Da die in $ 193 BGB. gedachten 
Vorausjegungen Hier nicht gegeben find, erleidet die Friſt eine Ver— 
längerung aud dann nicht, wenn der legte Tag ein Sonntag oder all- 
gemeiner Feiertag ift. Eine willfürliche Verjchiebung des Endpunftes 
der Frift ift ausgeſchloſſen. (Vgl. —— ng des PA., PMBBl. I 55). 

Der auf den Anmeldetag folgende Tag bildet zugleich das Datum 
des Patents. Der Anmeldungstag wird im PBatenterteilungsverfahren 
feftgeftellt (N. 7 zu $ 24). Dieje Feitjegung ift, ſoweit es jich um Die 
Dauer des Patents handelt, ae eine andermweite Feſtſetzung in 
diejer Hinficht ift nicht ftatthaft (Seligjohn N. 6 zu $ 2; vgl. Dagegen 
die Fälle anderweiter Feitiegung des Anmeldetags ©. 36). 

Der Ablauf der Schutzfriſt bewirkt, daß der Anjprud auf 
Berbot weiterer Störung nicht mehr erhoben werden kann und auch 
dann hinfällig wird, wenn zur Zeit des Friftablaufs die abwehrende 
Klage (N. 13 zu 8 4) bereits erhoben, darüber jedoch noch nicht rechts— 
fräftig entichieden war. Soweit dagegen wegen einer noch während 
der Patentdauer erfolgten Verlegung Schadenerjat verlangt oder Be— 
itrafung beantragt werden will, ijt die — — nach Ablauf 
der sr noch jtatthaft. (Val. RE. in Rudi 

3. Zufagpatente. Iſt das Patent erteilt, * fann das Ver— 
fahren zum Bwede der Erweiterung des Patentanipruchs nicht wieder 
aufgenommen werden. Eine neue Anmeldung kann in der Regel nur 
zur Erteilung eines neuen Patents führen. Doch bejteht von diejer 
Negel eine Ausnahme hinfichtlich der jog. Zuſatzpatente (j. Darüber 
namentlih Neuling PBl. 1883 883 ©. 451, Hartıg ©. 244, Kohler, 
Forſchungen ©. 64 ff. und Handb. © .328 ff.: Biedermann in R. u. 
U. 1131ff.). Die Zulaſſung diejer re wird in den Motiven 
zum Entw. dv. 1877 (©. 23) damit erklärt, daß es im Intereſſe einer 
raſchen Entwidlung der Erfindungen liege, dem Patentinhaber die Be- 
fugnis zu gewähren, eine durch Patent geihügte Erfindung durch Ab- 
änderungen zu vervollfommmen, welche einfad als Zujaß zu dem In— 
halte des alten Patents erjcheinen, demgemäß nur auf deſſen Dauer 
einen Schuß genießen und nicht die Gebühren eines neuen Patentes zu 
tragen haben. Uebrigens muß der Batentjucher für eine Erfindung, 
welche Gegenitand eines Zuſatzpatentes jein könnte, nicht ein jolches 
nehmen, er fann ebenjogut ein jelbjtändiges Patent ſich erteilen laſſen. 
(Motivea.a.QD.) 

4. Das Wejen des Zujaßpatentes beiteht darin, daf es eine 
Erfindung zum Gegenjtande hat, welche die Verbeſſerung oder jonjtige 
weitere Ausbildung einer bereits zu Gunſten des Patentjuchers paten- 
tierten Erfindung — der Haupterfindung — bezwedt. Für ein Zuſatz— 
patent eignet ſich alſo nur eine jolche Erfindung, welche vermöge ihres 
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engen Zufammenhanges mit der Haupterfindung auch mit diejer zugleich 
behuf3 Erlangung eines einzigen Patent? hätte angemeldet werden 
fönnen (vgl. N.3 zu 820; PA, PBl. 1880 ©. 26, 1881 ©.199, Gareis 
1236, III 213) und welche zu der Haupterfindung in technifcher (nicht 
notwendig auch in wirtichaftlicher) Hinficht im Verhältniſſe der Unter- 
ordnung fteht, der Haupterfindung gewiſſermaßen Dienfte leiftet (Kohler, 
Handb. ©. 329). 

Im einzelnen ift erforderlich: 

a) Eine patentfähige Erfindung, aljo eine jolche, welche 
auch jelbjtändig patentiert werden könnte und demnach auch gegenüber 
der Haupterfindung noch als neue Erfindung fich darjtellt, muß den 
Gegenjtand der Anmeldung bilden (PU. u. RG. in PMZBL. II 146; 
RG. ebenda III 145; öfterreih. Entich. in R. u. U. VI 172). 

b) Die Haupterfindung, zu welcher ein * treten ſoll, 
muß zu Gunſten des Patentſuchers durch ein Patent geſchützt 
ſein. Darin liegt zweierlei: 

aa) Für die Haupterfindung muß zur Zeit der Erteilung 
des Zufaßpatentes ein Patent beftehen, d. h. das Patent muß er- 
teilt und darf noch nicht erlojchen jein. Es fann fein, daß zur Zeit 
der Anmeldung der Zufagerfindung das Patent für die Haupterfindung 
noch nicht erteilt ift; denn der Anmelder der Haupterfindung fann noch) 
im Laufe bes Erteilungsverfahreng die Zujaßerfindung zum Zwecke der 
Erlangung eines Zujaßpatentes anmelden (Seligjohn N. 4, tohler, 
Handb. ©. 329 Anm. *). Dann darf, wenn es zur Erteilung des Zuſatz⸗ 
patentes kommen ſoll, das Hauptpatent nicht verſagt werden; beide 
fönnen gleichzeitig, das Zuſatzpatent kann nicht vor dem Hauptpatente 
erteilt werden. Im alle der Verjagung des Hauptpatentes kann für 
die Zufagerfindung, wenn dieje überhaupt patentfähig iſt, nur ein 
Hauptpatent erteilt werden, borausgejegt, daß der Patentjucher ein 
jolhes erlangen will (Selig| ohn a. a. O.); ein Zufaßpatent ohne Haupt- 
patent ijt undenkbar. 

bb) Das Hauptpatent muß dem Anmelder des Zuſatz— 
vyatents zuftehen. Ob dieſer jchon urjprünglich der Batentinhaber 
war oder ob er das Batent erit im Wege der Rechtsnachfolge erworben 
bat (j. $ 6), it gleichgültig. Nur der Inhaber, nicht auch der Nuß- 
nießer oder Pfandgläubiger des Hauptpatents, nn ein Zufaßpatent 
nahjuchen (Robolsfi ©. 122, Kohler, Handb. ©. 334); mehrere 
Batentinhaber fünnen es nur gemeinjam. Beräußert der Shader des 
Hauptpatents diejes nad) der Anmeldung, aber noch vor der Erteilung 
des Zuſatzvatentes und ift diejer Nechtsübergang in der Rolle vermerft, 
jo fann dem Anmelder das Zufaßpatent nicht mehr erteilt werden; 
denn das Geſetz geht offenbar davon aus, daß die beiden zujammen- 
hängenden Erfindungen zur Beit der Batenterteilung in einer Hand 
fid) befinden; nur dann rechtfertigt fich die zufjammenfaflende Behand- 
lung. Das Bufagpatent muß aljo verweigert werden, wenn es nicht 
von dem Erwerber des Hauptpatent3 zu diejem erworben wird. (Ebenio 
Kohler, Handb. ©. 333; a. M. Seligjohn N. 6.) 

Wer zur Zeit der Anmeldung der Zujaßerfindung nicht Inhaber 

9* 
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des Hauptpatents it, kann für eine etwaige Verbeflerungserfindung 
niemals ein Zujaßpatent, jondern nur ein jelbjtändiges Patent erwerben, 
welches meiſt von dem Patent für die Erfindung, deren Verbeſſerung 
bezwedt wird, abhängig ift (ſ,. N.7 zu $3) — og. Verbejjerungs- 
patent (vgl. Kohler, Forſchungen ©. 64, RG. Gareid X 41). 

€) Die Erfindung, welche den Gegenftand des Zujappatents bilden 
joll, muß die Verbejjerung oder jonftige weitere Ausbildung 
der durch das Hauptpatent geichüßten Erfindung bezweden. Im 
Berhältniffe zu dieſer darf aljo jene nicht die Hauptiache jein, im 
Gegenteil muß jich die durch das Hauptpatent geihügte Erfindung 
auch wirklich als Haupterfindung, die andere als YZulagerfindung dar— 
ſtellen; jene muß der Stamm ſein, aus welcher die andere heraus— 
wächſt. Dies hindert nicht, daß die Zuſatzerfindung wirtſchaftlich vielleicht 
ebenſoviel wert, ja ſogar viel wertvoller iſt, wie die Haupterfindung; 
dieſe muß nur in Anſehung der techniſchen Entwicklung auf höherer 
oder doch mindeſtens gleicher Stufe wie jene ſtehen. Wenn daher die 
Haupterfindung nur eine neue Form der Durchführung eines bekannten 
Löſungsprinzips zum Gegenſtande hat, jo kann die Zuſatzerfindung zwar 
darauf gerichtet jein, dad Durchführungsprinzip der Haupterfindung 
feichter, jchneller, billiger 2c. zu verwirklichen, fie fann aud auf eine 
ganz andere Art der Durchführung desielben Löjungsgedantens gehen; 
dagegen könnte der Inhaber des Patents für die Durhführungserfindung, 
wenn er auf die dee fäme, dasjelbe Problem in ganz anderer Weije 
zu Löjen, hiefür nur ein jelbjtändiges Patent, fein Zujagpatent er- 
halten, weil das Löjungsprinzip auf einer höheren Stufe fteht, als das 
Durhführungsprinzip (vgl. R.5 zu $ 4) Nimmt dagegen die Haupt» 
erfindung eine höhere Stufe ein, ift durch fie für ein befanntes oder 
neues Problem ein neues Löjungsprinzip gewonnen worden oder be- 
jteht die Erfindung etwa in der Stellung des Problems, welches jie 
mit befannten Mitteln löſt, jo kann fich die Zujagerfindung auf eine 
Löſung desjelben Problems mit Hülfe eines neuen Köjungsprinzips oder 
— mas meijtens der Fall jein wird — bloß auf ein neues Mittel der 
Durhführung des Lölungsprinzips der Haupterfindung beziehen. (Bal. 
Kohler, Handb. S. 330 ff.) Handelt es jich bei der Zujagerfindung 
darum, in der Richtung auf dasjelbe Problem die Ergebnifje der Haupt- 
erfindung zu vervollkommnen, zu ſtärken oder zu vermehren oder deren 
Erzielung zu erleichtern, den Weg dahin zu vereinfachen 2c., jo bezwedt 
die el Klee eine Verbejjerung der Haupterfindung. (Bol. 
das von Biedermanna.a.D.©. 134 angeführte Beilpiel: Verbeſſerung 
der mit dem Kongorot erzielten Ergebnilje durch die Zujagerfindung 
des Benzopurperies.) Es fann aber fein, daß eine jpätere Erfindung 
aus einer anderen herauswächlt, ohne daß fie die Ergebnifje der leteren 
irgendwie unterftüßt; fie bezwedt dann zwar feine Berbeflerung der 
Haupterfindung, wohl aber kann fie auf jonftige weitere Ausbil- 
dung derjelben gerichtet jein, indem fie die Ergebniffe der Haupterfin- 
dung ganz oder zum Teile zu andermweiten Broblemlöjungen benüßt. 
In diejem Sinne ericheint als zujäßliche Erfindung 3. B. diejenige, ver⸗ 
möge welcher gewiſſe Stoffe, die bei der Produktion im Bereiche der 
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Haupterfindung entjtehen, aber für die Zwecke der leßteren überflüffig 
find, aljo Abfallitoffe, einer industriellen Verwendung zugeführt werden 
und es kann jomit für eine ſolche Erfindung ein Zufatpatent verlangt 
werden (Kohlera.a.D.©.332 ff. Als ein für die Erteilung eines 
Zujagpatentes geeigneter Fall der weiteren Ausbildung der Haupterfin- 
dung erjcheint auch der, dak die Anwendung des im Hauptpatent ge- 
Ihügten Verfahrens, nach welchem unter Verwendung eines beftimmten 
Körpers ein bejtimmtes Endproduft gewonnen wird, auf die die analogen 
Körper umfaſſende Körperflajje ausgedehnt wird, PU. in PMZBI. 
VIT 129. — Die Worte „oder jonftige weitere Ausbildung“ wurden erft 
durch die Novelle eingefügt.) 

Das in lit. c dargejtellte Verhältnis zur Haupterfindung muß, 
wenn eine Erfindung zum Zwecke der Erteilung eines Zujaßpatentes 
angemeldet wird, vom Batentamte fejtgeftellt werden; kann e3 als be- 
ftehend nicht angenommen werden, jo muß das Patent als Zujaßpatent 
veriagt werden; der Anmelder kann aber, ohne daß es einer Neu- 
anmeldung bedarf, jeinen Antrag dahin abändern, daß ihm für die 
zweite Erfindung ein Hauptpatent erteilt werde. Hat das Patentamt 
irrtümlich Die zweite Erfindung für eine zufäßliche angejehen und dem- 
gemäß dem Antrage auf Erteilung eines Zufaßpatentes ftattgegeben, fo 
lann auf Die Tatjache des Nichtbeiteheng eines zujäßlichen Verhältnifies 
ein Nichtigfeitsantrag nicht geitüßt werden. (RG., PBl. 1884 ©. 211, 
Gareis V 175; RG., PMZBI. V 27.) Iſt einmal ein Patent als Zu- 
ja zu einem anderen rechtöfräftig erteilt, jo fann es nicht mehr als 
Zujag zu einem anderen behandelt werden (PA., PMZBI. VIII 204). 

5. Das Zujagpatent erlijcht gleichzeitig mit dem Haupt- 
patent wegen Ablaufs der Schupfrift (ſ. N. 2), weldye für beide Batente 
eine einhettliche ift und mit dem Tage nad) dem Anmeldungstage der 
Haupterfindung beginnt; nicht minder erlifcht e8 mit dem Hauptpatente 
infolge Nichtzahlung der Gebühren (8 9). Dagegen hat die Nichtig- 
erflärung des Hauptpatents feinen Einfluß auf das Zufaßpatent; diejes 
bleibt, wenn nicht bei ihm ſelbſt ein Nichtigfeitsgrund vorliegt, bejtehen 
(j. dariiber Abj. 2 diejes 8, durch welche Beftimmung die frühere Streit- 
frage — Literatur bei Kohler, Handb. ©. 335 cittert — im vorjtehen- 
den Sinne entichieden tft; j.auh N. 7). Das Zufagpatent kann auch 
trog Zurüdnahne des Hauptpatents gem. $ 11 beftehen bleiben, wenn 
der Grund der Zurüdnahme für das Zujabpatent nicht zutrifft und 
ebenio fann der Batentinhaber den Verzicht ($ 9) auf das Hauptpatent 
beihränfen, während er das Zujabpatent bejtehen läßt. Die Vorjchrift 
des Geſetzes, daß das Zujaßpatent mit dem Hauptpatent jein Ende er- 
reihe, hat ja, wie der Zuſammenhang mit Sat 2 des erjten Abſatzes 
ergibt, nur das Erlöjchen wegen Zeitablaufs im Auge, während die 
Annahme, dat das Erlöjchen des Hauptpatents wegen Nichtzahlung der 
Gebühren das Erlöſchen des Zuſatzpatents mit fich bringe, ſich recht- 
fertigt im Hinblide darauf, dab in Anjehung der Gebühren das Zu- 
jagpatent ein unjelbjtändiger Bejtandteil des Hauptpatents ift, die Ge- 
bübrenleiftung für Diejes zugleich als Aequivalent für jenes erjcheint. 
Dagegen beftehen feine Gründe, welche dafür jprechen, dat Zurüdnahme 
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des Hauptpatent3 und Verzicht auf dieſes notwendig aud das Zujag- 
patent zu Falle ne (Vgl. Kohler, Handb. ©. 335, 336, Stephan- 
Shmid S.5l;a SelhofobnR 9. Freilich wird der Verzicht, 
wenn er nicht ausdrüdlicd; auf das Hauptpatent bejchränft wird, in 
der Regel auf das ganze Schußobjeft zu ri ein. 

Wird das Zujaßpatent für nichtig erflärt, zurüdgenommen oder 
en jo hat dies auf den Beſtand des Hauptpatents feinen 

influ 

6. Das Zujaßpatent fann natürlich mit dem Hauptpatente auf 
einen anderen übertragen werden. Der Inhaber beider Patente kann 
aber aud nur das eine übertragen, das andere für fich behalten. Durch 
eine jolche Veränderung in der Perſon des Trägers der Patente wird 
die Abhängigkeit des Zujaßpatents vom Beltande des Hauptpatents 
nicht alteriert. (Rojenthal ©. 149, Seligiohn N. 10, Bettelheim 
©. 221. Die Zuläfligfeit der Uebertragung des Zuſatzpatents ohne 
Jauptpatent und umgekehrt wird dagegen verneint von Robolski 

S. 230 Anm., Kohler, Pat. ©. 263, Handb. ©. 334, 491.) 

Wird das Zuſatzpatent “elek übertragen und fann dasſelbe 
nur unter gleichzeitiger Benußung der Haupterfindung ausgenußgt werden 
(ift e8 aljo von dem Hauptpatente abhängig), jo ijt anzunehmen, daf 
In Inhaber des Hauptpatents dem Ermerber des Zujaßpatents Die 
Benugung der Haupterfindung geftatte. Dagegen ift in der Ueber- 
tragung lediglid; des Hauptpatents eine Erlaubnis zur Benugung auch 
der Zujagerfindung nicht ohne weiteres zu finden, da die Haupterfindung 
ſtets auch ohne die Butokerhaburg benugt werden fann (Stenglein®.5). 


Abſatz IL 

7. Die Beitimmung dieſes Abjages ift erft durch die Novelle an— 
gefügt. Sie bezieht ſich ausſchließlich auf den Fall, dab das Zujagpatent 
durd die Erklärung der Nichtigkeit des Hauptpatents zu einem 
jelbjtändigen Patent wird, nicht auch auf den Fall, daß durch Verzicht 
oder Zurüdnahme das Hauptpatent wegfällt und nun das Zujaßpatent 
jelbftändige Bedeutung erlangt; in dem leßteren Fall wird aljo das 
Zujagpatent auch in Anſehung der Gebührenbemeflung wie bezüglich 
der Dauer des Patents jo behandelt, ala ob es zugleich mit dem Haupt- 
patent erteilt worden wäre. (Rohler, Handb. ©. 336, 337.) 

Der im erjten Abſatze ausgeiprochene Grundſatz, daß für das 
Zuſatzpatent die Schutzfriſt von dem Anfangstage des Hauptpatents an 
läuft, wird auch für den Fall der Nichtigerklärung des Hauptpatents 
feftgehalten. Obwohl aljo jegt das Zuſatzpatent ein jelbftändiges Patent 
geworden ift, hat es doch feinen eigenen Anfangstag; es dauert aljo, 
wenn etwa das Hauptpatent vom Jahre 1895 datiert, während die 
Zujagerfindung erjt i. J. 1900 zur Anmeldung kam, nicht bis 1915, 
jondern nur bis 1910. Ebenjo bejtimmt jich der Fälligfeitstag der 
Gebühren nad dem Anfangstag des Hauptpatents (ſ. $ 8 Abi. 2). Da- 
gegen wurde es als Härte empfunden, wenn auch die Gebührenjäße 
nah dem Anfangstage des Hauptpatents berechnet würden, obwohl 
diejes nicht mehr eriftiert, ja jogar al3 von Anfang an nichtig zu er- 
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ahten iſt und der Patentinhaber das Zuſatzpatent erft Fürzere Zeit 
genießt (vgl. Komm.Ber. zum Entw. der Novelle $ 8). Es wurde daher 
beftimmt, daß für den Jahresbetrag der Gebühren der An- 
jangstag des Zujaßpatent3 (db. i. der auf den Tag der Anmeldung 
des Zujaßpatents folgende Tag) maßgebend und als erjtes Patent— 
jahr der Zeitabjchnitt zwiichen dem Tag der Anmeldung de3 Zujap- 
patents und dem nächjtfolgenden Jahrestage des Anfangs des Haupt- 
patents gelten joll. Angenommen 3. B., A habe am 6. September 1895 
eine Erfindung angemeldet und demnächit auf diejelbe ein Patent er- 
halten; er habe ferner am 3. Mai 1900 eine Zujagerfindung angemeldet, 
für welche er ein Zujaßpatent erhielt; es jei nun am 12. Juli 1902 
das Hauptpatent für nichtig erflärt worden: dann dauert zwar das 
nun jelbftändig gewordene Zujagpatent nur bis zum 6. September 1910; 
die Jahresgebühren ($ 8 Abj. 2) jind auch fernerhin jtet3 mit Beginn eines 
neuen Jahres der Dauer de3 Hauptpatents, aljo am 7. September 
fällig; aber A hat am 7. September 1902 nicht die Gebühr des achten 
Jahres mit 350 A, jondern nur die des vierten Jahres mit 150.4, 
am 7. September 1903 die des fünften Jahres mit 200 Au. ſ. f. bis 
zum 7. September 1909 zu entrichten. 


88. 

Für jedes Patent iſt vor der Ertheilung eine Gebühr von 
dreißig Mark zu entrichten ($ 24 Abſatz 1). 

Mit Ausnahme der Zufatpatente ($S 7) ift außerdem für 
das Patent mit Beginn des zweiten und jedes folgenden Jahres 
der Dauer eine Gebühr zu entrichten, welche das erite Mal 
fünfzig Mark beträgt und weiterhin jedes Jahr um fünfzig 
Mark jteigt. 

Diefe Gebühr (Abjag 2) ift innerhalb ſechs Wochen nach 
der Fälligkeit zu entrichten. Nach Ablauf der Frift kann die 
Zahlung nur unter Zufchlag einer Gebühr von zehn Mark 
innerhalb weiterer jech® Wochen erfolgen. 

Ginem Batentinhaber, welcher jeine Bedürftigkeit nach- 
weit, können die Gebühren für das erjte und zweite Jahr der 
Tauer des Patents bis zum dritten Jahre geftundet und, wenn 
das Patent im dritten Jahre erlifcht, erlaffen werden. 

Die Zahlung der Gebühren kann vor Eintritt der Fällig- 
feit erfolgen. Wird auf das Patent verzichtet oder dasſelbe für 
nichtig erklärt oder zurüdgenommen, jo erfolgt die Rüdzahlung 
der nicht fällig gewordenen Gebühren. 
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Durch Beichluß des Bundesrath3 kann eine Herabjegung 
der Gebühren angeordnet werden. 


Erlaß von Gebühren 7g. —— * — 9. 
Fälligkeit ber Jahresgebühren 5. Sahreögebübr 
iften für die weiteren Jabresgebübren 6. —5* blung, —— Folgen 8. 
ebührenpflicht 1 Stundung von Gebühren 7. 
Girokonto 2. Borauszahlun 8 der Gebühren 8. 
Guthaben zur fortlaufenden Berrehnung2. | Zahlung der Gebühren 2. 


1. Der vorftehende Paragraph regelt die Gebührenpflicht des 
Batentinhabers; doch enthält er nicht erichöpfend alle Leiftungen, welche 
dem Patentjucher obliegen und welche jich, wie folgt, zujammenjegen: 

a) Mit der Anmeldung find für die Koften 20.4 zu zahlen 
($ 20 Abi. 3). 

b) Im Falle der Zurüdweiiung der Anmeldung und der Ein- 
legung der Beſchwerde hiegegen jind für die Koſten des Beſchwerde— 
verfahrens abermals 20.4 zu erlegen 5 26 Abi. 1). 

ce) Die erſte Jahresgebühr mit 30 4 ift für jedes Patent vor 
deſſen Erteilung zu entrichten ($ 8 Abi. 1). 

d) Die Zahlung der weiteren Jahresgebühren — 50 AM im 
weiten Jahre, von da an fteigend um je 50.4 — hat mit Beginn 
jedes folgenden Jahres zu geichehen (8 8 Abi. 2). 

Es beiteht fein Zweifel, dab die gemäß lit. a—c zu macenden 
Leitungen als echte Gebühren fich darftellen, da fie dazu bejtimmt 
find, ald Nequivalent für die vom Staate beanſpruchte Leiftung, für 
die im einzelnen Falle von den ftaatlihen Organen im Intereſſe des 
Anmelderd entwidelte Tätigkeit, zu dienen. Weiterhin ijt allerdings 
der Charakter der vorgeichriebenen Leiftungen zweifelhaft; denn nad) 
der Erteilung des Patents hat die Patentbehörde jo gut wie nichts 
mehr zu feiften, jedenfalls fteht ihre Tätigfeit in feinem Verhältniſſe 
mehr zu den jtarf anwachienden Beträgen, welche der Patentinhaber 
von Jahr zu Jahr zu zahlen hat. Immerhin wird man auch in den 
Jahresgebühren ein Entgelt dafür zu erbliden haben, daß der Staat 
fort und fort dem Patentinhaber den Schuß der Erfindung gewähr- 
leiftet. Wenn aljo auch die Xeiftung jo hoch bemefien ift, daß jie 
offenbar für den Staat auch eine Ertragsquelle fein fol, muß man 
doch an der Natur der Gebühr im Gegenjage zur Steuer auch für die 
ferneren Jahresgebühren fejthalten, zumal eine Steuer doch einiger- 
maßen nach dem Ertrage, den die Erfindung für den Batentinhaber 
abwirft, abgejtuft jein müßte. (Für die Annahme einer Ertragsitener 
Kohler, Pat.R. ©. 142, Handb. ©. 603, Robolski ©. 137, Selig- 
john N. 2; dagegen Bettelheim ©. 115, 116; Ddiejer bezeichnet Die 
Yahresgebühren als Gefälle, welche vom Staate aus dem Titel der 
Patenthoheit aus wejentlih fisfaliichen Gründen eingehoben werden.) 
Uebrigens iſt noch zu beachten, daß die Patentgebühr und deren fort- 
laufende Steigerung auch den Zwed hat, die Inhaber von geringwertigen 
Patenten zum Verzichte zu beitimmen (Motive z. Entw. von 1877 ©. 23). 

2. Form der Gebührenzahlung. Die Zahlung hat ſtets 
in deutjher Währung und bar zu erfolgen. Erfüllungsort 
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it der Sitz des Patentamts (Seligjohn N.3 ©. 149). Gemäß Bel. 
de3 PA. vom 11. Juli 1877 (PBl. 1877 ©. 9) ſollen die Kojten und 
Gebührenbeträge nicht mit dem Anjchreiben, jondern mittels Poſt— 
anmweijung unter der Adreſſe „Kaſſe des Kaijerl. Batentamtes” ein- 
geiendet werden, wobei die Poſtanweiſung, wenn es jih um die Er- 
teilung eines Patents handelt, den Namen des PBatentjuchers und den 
Gegenjtand der Anmeldung, in Beichwerdefällen den Namen des Be- 
ihwerdeführers und die Bejchwerdejache, in anderen Fällen den Namen 
des Batentinhabers, den Gegenftand des Patentes und die Nummer der 
Patentrolle ergeben joll. Empfangsbeiceinigungen erteilt die Kaſſe nur 
auf ausdrüdlichen Wunſch; die Bortofojten hat der Empfänger zu tragen. 

Gemäß Belanntm. des PA. vom 16. Mai 1899 (PM8Bl. V 126) 
ift Der Stafle des Patentamts bei der Reihsbanf in Berlin ein Giro» 
fonto eröffnet, für das die allgemeinen Beitimmungen über den Reichs- 
banf-Giroverfehr in Anwendung fommen und weldhem aud) die in die 
Patentamtskaſſe fließenden gejeglichen Gebühren zur Gutichrift gebradht 
werden können. Die Gefahr Hinfichtlich der Richtigkeit, Rechtsgültig- 
feit und der jonftigen Erfordernifie der Zahlung verbleibt den Zahlenden; 
insbejondere iſt zu beachten, daß befriftete Gebühren innerhalb der Friſt 
dem Girofonto zur Gutjchrift gebradt jein müſſen; auch ift gleich“ 
zeitig dem Patentamt eine bejondere Erklärung über die Beitimmung 
des guigeichriebenen Betrages vorzulegen. 

Ueber die Zuläjjigfeit * Entrichtung von Beträgen 
als Guthaben im voraus zur Deckung der Gebühren beſtimmt 
die Bel. des PU. vom 4. November 1899 (PMZB. V 282). Hiezu 
ergingen noch „Allgemeine Bejtimmungen des Kaiſ. PA. über die Zu- 
läjfigfeit der Einzahlung von Guthaben zur fortlaufenden Ber- 
rehnung“ (PMZBl. V 313). 

3. Die Folgen der Nihtzahlung der in N. 1 aufgeführten 
Gebühren jind verichieden: 

Zu a: Zurüdweilung der Anmeldung ($$ 21, 22). 

Bu b: Die Bejchwerde gilt als nicht erhoben ($ 26 Abi. 1). 

Zu e: Die Anmeldung gilt als zurüdgenommen ($ 24 Abi. 1). 

Zu d: Das Batent erliicht ($ 9). 


Abſatz I. 
4. Die erfte Jahreögebühr ijt ebenjo, wie die Anmeldegebühr 
(N. 1 lit. a) für jedes Patent, aljo auch für Zujaßpatente zu entrichten. 
Ueber die Zahlungsfrift und die Folge der Nidhtzahlung ſ. 8 24 
Abi. 1; bezüglich der Nüderftattung im Falle der Zurüdnahme der An— 
meldung oder der Berjagung des Patents j. 8 27 Abi. 2. 


Abſatz II, 

5. Die vom zweiten Jahre an zu zahlenden Jahresgebühren 
find für Zujaßpatente nicht zu entrichten. Ueber den Fall, dab durd) 
Nichtigerflärung des Hauptpatents das Zujakpatent zum felbjtändigen 
Patent wird, |. $ 7 Abi. 2 u. N. 7 dajelbit. 

Wird ein Patent während der ganzen Schupfrift aufrecht er. 
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halten, jo betragen die gejamten ——— einſchließlich der Anmelde— 
gebühr * die Beſchwerdegebühr) 5300 4 
Die für das zweite Jahr und die folgenden Jahre zu zahlenden 
Jahresgebühren find fällig mit Beginn des Patentjahres. Gemäß 
8 7 Abſ. 1 beginnt das erfte Jahr mit dem auf die Anmeldung der 
Erfindung folgenden Tage, aljo z. B., wenn die Erfindung am 16. Juni 
192 angemeldet wurde, am 17. Juni 1902; demnach ift für das zweite 
Patentjahr am 17. Juni 1903, für das dritte am 17. uni 1904 u. 1.7. 
die Jahresgebühr fällig. Da jedod; die Zahresgebühren mit Ausnahme 
der erften nur für das Patent, aljo erjt nad deſſen rechtöfräftiger 
Erteilung gejchuldet werden, kann, wenn fich das Patenterteilungsver- 
fahren mehr als ein Jahr hinauszieht, der Fälligkeitstermin für die 
zweite, vielleicht noch für eine weitere Jahresgebühr eine Verſchiebung 
erleiden. Rechtskräftig ift die Erteilung des Patents mit der Zuftellung 
des Beichlufjes dann, wenn diejer im gegebenen Falle nicht angefochten 
werden kann (j. 8 26). Wird aljo im obigen Beifpiel der Erteilungs- 
beihluß erft am 10. September 1904 zugeftellt und ift derjelbe micht 
anfechtbar, jo find die zweite und die dritte Jahresgebühr am 10. Sep- 
tember 1904 fällig, während für die künftigen Jahresgebühren wieder 
der 17. Juni der Fälligkeitstag ift al. PA. in PMZBL. VI 39). Im 
Falle der Anfechtbarfeit des Beichluffes und bejonders wenn die Anfech- 
tung wirklich durchgeführt wird, ergeben ſich noch weitere Verjchiebungen. 
Bezüglih der Friften für die Zahlung der weiteren Jahres» 
gebühren zuß Abſ. 3 (N. 6). 


Abjat III 

6. Dieſen Abjak, der ſich nur auf die weiteren Jahresgebühren 
(Abi. 2) bezieht, hat erjt die Novelle eingefügt, während das Gejek 
von 1877 ın $ 9 die Beltimmung hatte, daß das Patent erlöjche, 
wenn die Gebühren nicht jpätejtens drei Monate nad der Fälligkeit 
gezahlt würden. Die Zahlungsnadhjfrijt ift jegt in zwei Friften von 
je ſechs Wochen gejpalten. Nach Ablauf der erjten jechswöchigen 
Friſt joll der Patentinhaber regelmäßig durch eine Mitteilung des 
Patentamtes auf jeine Unachtjamfeit hingewiejen werden (Motive z. 
Entw. der Novelle, $ 15 der Ausführungs-VBerordn. vom 11. Juli 1891). 
Dann fann er die Folgen der Verfäumnis noch innerhalb der zweiten 
jehswöchigen Friſt abwenden, wobei er jeinen Verzug nur mit einer 
Zuichlagsgebühr von 10.4 zu büßen hat. Einen Anſpruch auf die 
Mahnung hat übrigens der Patentinhaber nicht. Läßt er die zweite 
Friſt ebenfall® verftreichen, jo erlischt das Patent, wenn er auch nicht 
gemahnt worden ift. (Motive a.a. D.; 8 15 Abi. 2 der zit. Verordn.) 

Für Die ———— der beiden Friſien ſind die 88 187, 188 
BGB. maßgebend (vgl. über die Anwendbarkeit dieſer Beſtimmungen 
auf die patentrechtlichen Friſten PA. in PMZBL.VIN 4. Da es heißt 
„ſechs Wochen nach der Fälligkeit“ und da die Gebühren für das 
zweite Jahr und die folgenden Jahre, um welche allein es ich bier 
handelt, mit Beginn des betr. Jahre? fällig werden (ſ. N. 5), jo it 
die Friſt nach $ 187 Ubi. 2 mit $ 188 Abi. 2 zu berechnen. In dem 
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obigen Beijpiele (N. 5) ift mithin der 17. Juni der erfte Tag der Friſt 
und es endigt demgemäß die erſte ſechswöchige Frift am 28. Juli, die 
zweite beginnt am 29. Juli und endigt am 8. September. (Vgl. PA., 
PMZBL. VI 260, VII 9, VII 4.) Nur wenn die Fälligkeit von dem 
Eintritte eines Ereignifjes, wie der Zuftellung des Erteilungsbeſchluſſes 
(ſ. N. 5), abhängt, ijt der Tag, an dem diejes Ereignis eintrat, gemäß 
BGB. 8 187 Abj. 1 nicht in die Frift einzurechnen (PA., PMZBI. 
VIII 41). Da innerhalb der Friften eine Leiftung zu bewirken ift, 
findet BGB. 8 193 Anwendung. 

Die Zuichlagdgebühr ift bei einer Verfäumnis nur einmal zu 
entrichten, jollten aud) infolge Verzögerung der PBatenterteilung mehrere 
—— zuſammen fällig geworden ſein. (PA., PMZBIL. 1270; 
vgl. N. 5. 

Abſ. 3 findet auch auf die vor dem Inkrafttreten der Novelle 
(1. Oftober 1891) erteilten Patente Anwendung. (PA., PBl. 1892 ©. 293, 
Gareis IX 297.) 


Abjat IV. 


7. Stundung und Erlak von Gebühren. Hiefür gilt folgendes: 

a) VBorausjegung iſt Bedürftigfeit, d. ı. nicht jo viel mie 
Armut und damit verbundene Unmöglichkeit der Beltreitung der Ge- 
bühren, jondern eine VBermögenslage, gemäß welder der Batentinhaber 
nicht ohne Einſchränkung des Aufwandes für jeine jonjtige dem Mittel- 
maße entjprechende Lebensführung die Gebühren bezahlen kann. (Bol. 
Damme, R.u.U. 11123.) Natürlich wird ſchon im Hinblid auf dieje 
Borausjegung die Stundung immer nur der betreffenden bedürftigen 
Per ſon gewährt, jo dab im Falle einer Rechtsnachfolge der Erwerber 
fih auf die dem Rechtsvorgänger gewährte Bergünftigung nicht berufen 
fann. (Damme a. a. O. ©. 125, Bohler. Handb. ©. 611.) 

b) Der Antrag auf Stundung muß innerhalb der gejeglichen 
Zahlungsfrift — aljo bezüglic) der erften Jahresgebühr innerhalb zweier 
Monate nad Beröffentlihung der Anmeldung ($ 24 Abi. 1), Hinsichtlich 
der zweiten Jahresgebühr vor Ablauf der zweimal ſechs Wochen (Abi. 3) 
— geftellt werden. Solange das Patent nicht erteilt ift, fann natürlich 
von einem Batent- Inhaber“ nicht die Rede jein. Die Stundung der 
erften Jahresgebühr ift alfo richtig vom Anmelder nachzuſuchen. 

ec) Die Bedürftigkeit ift nachzumweijen. Ob der Nachweis er- 
bradıt ei, darüber enticheidet das freie Ermeſſen des Batentamtes. 
Diejes kann zum Zwecke diejes Nachweijes dem Antragjteller eine Frijt 
über die Zahlungsfrift hinaus jtellen und Ddiejelbe weiter verlängern. 
Der Nachweis ijt aber auch dann noch zu beachten, wenn er, ohne daß 
die Friſt eingehalten ift, nur noch vor der Beichlußfaflung über den 
Stundungsantrag einläuft. (PA, PMZBL. VI 17.) 

d) Nur die beiden erften FJahresgebühren (zu 30 und 
50.4) können geftundet werden, feine der jpäteren Jahresgebühren, 
nicht die Anmeldungsgebühr. 

e) Bis zum dritten Jahre fann geftundet werden, b. h. 
offenbar bis zu dem Zeitpunfte, in welchem äußerjten Falles die dritte 
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Sahresgebühr zu zahlen iſt (|. N.5u.6; Damme a. a. O.). Dies tft 
übrigens die äußerfte Grenze der Stundung; dieje fann auch auf fürzere 
Beit erfolgen, wenn nad Anficht des —B die Bedürftigkeit 
früher gehoben wird. 

f) Wird dem Stundungsantrage ftattgegeben, jo treten 
die Wirkungen der Nichtzahlung ($ 9) nicht ein. Bezahlt aber der 
Batentinhaber die Gebühren oder eine derjelben auch innerhalb der 
Stundungsfrift nicht, jo erliicht das Patent; überdies aber können die 
geftundeten Beträge, wenn fie nicht erlaffen werden (lit. g), nad Ab- 
lauf Diejer FFrift auf dem Wege des Erſuchens der zuftändigen Yandes- 
verwaltungsbehörde zwangsweiſe beigetrieben werden (Kohler, Pat. R. 
©. 146, Handb. ©. 612, ohne. Bat.Gef. ©. 172, Seligjohn 
N.4 © 150, Damme a.a.D. ©. 125; dagegen verweilen Dambadı 
©. 31, Gareis, Komm. ©. 136, Rojenthal ©. 159 und Robolsti 
©. 143 den Reichsfiskus auf den Weg der gerichtlichen Klage). 

g) Erlijcht das Patent (j. $ 9) im dritten Jahre, jo können 
auf neuen Antrag des PBatentinhabers, welcher unter Umftänden jeine 
fortdauernde Bedürftigfeit neuerlich nachzuweiſen hat, die gejtundeten 
Gebühren ganz oder zum Teil erlafjen werden. Dem Erlöjchen im 
dritten Jahre ıft wohl das Erlöjchen in der Beit bis zum dritten Jahre 
gleich zu achten, während ein nad) dem dritten Jahre eintretendes Er- 
löjchen feinen Grund zum Erlaß mehr darbietet. (Ebenfo Seligjohn 
N.14; aM. Damme, R. u. U. II 5.) 

h) Die Stundung und der Erlaß können auch dem Ausländer 
gewährt werden. Gegenjeitigkeit wird hier nicht vorausgejeßt. (Damme 
a.a.D. ©. 125. Für die Angehörigen der Pariſer Union gilt alio 
hier nicht8 Bejonderes; a. M. Alexander-Katz, Anſchluß ©. 62.) 

Abſatß V. 

8. Vorauszahlungen der Gebühren auf mehrere Jahre 
erfolgen deshalb, um bei Erteilung von Lizenzen oder beim Abſchluß 
ſonſtiger die Verwertung des Patents bezielender Verträge dem Er— 
werber des Nutzungsrechts gegenüber das Beſtehen des Patentrechts 
auf längere Zeit hinaus ſicherzuſtellen. 

Das Patentamt Hatte ſchon mit Bek. vom 12. Mai 18% ſolche 
Borauszahlungen zugelafjen und im Falle Erlöfchensd, der Nichtig- 
erffärung oder Zurücknahme des Patents die nicht fälligen Gebühren 
zurücdbezahlt (Motive zu $ 8 des Entw. 3. Novelle). In diefem Sinne 
ift nunmehr die Einrichtung durch Abj. V gejeglich geregelt. 

Ueber die Rüdzahlung der jchon fälligen Gebühren im Falle 
der Nichtigfeitserflärung |. N. 8 zu 8 10. 

Abſatz VI. 

9. Nur eine — nicht eine Erhöhung der Gebühren 

kann durch Bundesratsbeſchluß angeordnet werden. 


89, 
Das Patent erliicht, wenn der Batentinhaber auf dasjelbe 
verzichtet, oder wenn die Gebühren nicht rechtzeitig bei der Kaſſe 
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des Patentamts oder zur Ueberweifung an diejelbe bei einer 
Poftanjtalt im Gebiete des Deutfchen Reichs eingezahlt find. 


1. Die gegenwärtige Beitimmung handelt von den Erlöfchungs:- 
gründen des Patents: dem Verzicht (j. N. 2) und der Nihtzahlung 
der Nahresgebühren (f. N. 3). 

Das Patent endigt außerdem durch Ablauf der Schupfrift 
(ST), Erklärung der Nichtigkeit ($ 10) und Zurüdnahme (8 11). 

2. Erlöjhen wegen erzichte auf das Patent. 

a) Da das Patentrecht in der Befugnis befteht, unter Ausſchluß 
aller anderen Perjonen den Gegenftand der Erfindung gewerbsmäßig 
zu benugen (1. $4 N. 1), jo jet der Verzicht eine das Erlöjchen des 
Rechts bezwedende, nad den Grundjägen des bürgerlichen Rechts gültige 
BVillenserflärung gegenüber allen möglichen Benußern des Patents, 
d.h. der Allgemeinheit gegenüber, vordus; würde eine jolche Erklärung 
nur einzelnen gegenüber abgegeben, jo fünnte fie nur al3 Bewilligung 
einer Lizenz angejehen werden. Die Verzichtserflärung kann jedenfalls 
bei dem Batentamte mit Wirkung für die Allgemeinheit abgegeben 
werden, indem der eingetragene Batentinhaber (8 19 Abj. 2) beantragt, 
das Patent in der Rolle zu löjchen (vgl. PA., PMZBI. VI 16). Wirk— 
jam ift der Berzicht in diefem Falle mit dem Eingange der Erflärung, 
nicht erft mit der Löſchung (Kohler, Handb. ©. 664). Der Verzicht 
fann aber aud in einer öÖffentlihen Erflärung ausgeiprochen 
werden. Iſt dies geichehen, ohne daß der Ratentinhaber das Patent 
löichen ließ, jo fann jeder, welcher an der Freiheit der Benutzung ein 
Intereſſe hat, im Wege der Klage verlangen, daß der Patentinhaber 
das Patent zur Löſchung bringt. 

b) Schon vor der Patenterteilung fann durch eine öffent- 
Iihe Erflärung auf das Erfinderrecht verzichtet werden. Wenn dann 
trogdem Der Erfinder die Erfindung zum Patent anmeldet, jo fann 
jeder, der die Erfindung gewerblich benugen will, vom Anmelder mit 
Ktlage verlangen, daß die Anmeldung zurüdgenommen oder das bereits 
erteilte Patent zur Löſchung gebradht werde. Zur Verſagung des 
Patents wegen Berzicht3 auf das Erfinderrecht wäre das Patentamt 
nicht berechtigt (Kohler, Handb. S. 271). Würde nad) der Berzicht- 
erflärung des Berechtigten ein anderer, der die Erfindung entiwendet 
bat, dieje zum Patent anmelden, jo könnte troß des Verzichts der Er- 
finder als Berlegter im Sinne des $3 Abi. 2 Say 1 Einſpruch gegen 
die Patenterteilung erheben; denn dieje Beſtimmung ſetzt nicht voraus, 
dab der Einjprechende jelbit ein Patent erwerben mil. Man wird 
aber auch denjenigen, welche an der freien Benutzung der Erfindung 
ein Intereſſe haben, ein Klagerecht gegen einen jolchen Anmelder auf 
BZurüdnahme der Anmeldung und eventuell auf Veranlafjung der Löſchung 
des erteilten Patents zugejtehen müflen; denn dieſes Klagerecht haben 
fte auch gegen den Recdhtsnachfolger des verzichtenden Erfinders (Kohler 
a.a.D.) und es fann nicht fein, dab die Nechtslage deſſen, der auf 
Grund einer Entwendung zu dem Gegenftande der Anmeldung gefommen 
ift, eine beilere ift, als die des Nachfolger im Erfinderrechte. Die 
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Klage iſt umſomehr ftatthaft, ald der Anmelder einer entwendeten Er- 
findung im Berhältnifje zum Erfindungsberedhtigten als Geichäftsführer 
ohne Auftrag anzujehen ift (vgl. N. 18 zu $ 3). 

e) Mehrere Batentinhaber können nur zufammen auf das 
Patent verzichten. Ein Mehrheitsbeichluß bindet die nicht zuftimmenden 
Mitinhaber nicht. Der Verzicht eines einzelnen Mitinhabers bewirkt 
nur, daß jein Anteil am Recht den Anteilen der übrigen zuwächſt. 
(Seligjohn N.4, Stephan-Shmid ©. 51, Kohler, Handb. ©. 669.) 
Wer nicht Inhaber des Patentrechts jelbit ift, jondern nur dejjen Aus- 
übung übertragen erhalten hat, kann durch ſeinen Verzicht nicht be- 
wirken, daß das Patent erliiht. Bezüglic des Verzichtes juriftiicher 
Berjonen, dann des Verzichtes jeitens des bevollmächtigten Stellvertreters 

ſ. Kohler a. a. O. ©. 666 

d) Nicht nur auf bas Patent im Ganzen, ſondern auch auf 
einen Teil des Patents kann verzichtet werden. (Kohler, Aus 
dem Bat.- u. Ind.R. II 22; Handb. ©. 665; a. M. Robolski ©. 200 
und ihm folgend Seligjohn W. 6, Gierke ©. 8I6 N.5. Einen Grund 
für feine Meinung gibt Robolski nicht an, er erflärt nur den Teil- 
verzicht für unzuläjlig. Wenn aber das Gejeg eine Nichtigfeiterklärung 
für einen Teil des Patents zuläßt — $ 10 Abi. 2 —, fo ift nicht ab- 
zujehen, warum nicht auch ohne ausdrüdliche Beitimmung auf einen 
Teil des Patents joll verzichtet werden künnen und warum der Patent- 
inhaber den Ummeg joll wählen müſſen, einen anderen zu dem Antrage 
auf Nichtigerflärung des betr. Teil zu veranlaffen und fich ohne 
Widerjpruc dem Antrag zu unterwerfen. 

e) RWirfung des Verzihts in Anjehung der Rechte 
Dritter. Someit der Batentinhaber das abjolute Recht beichränft 
oder unbejchränft übertragen hat, jei es, daß er einen Nießbrauch, ein 
Pfandrecht, ein Berlagsrecht daran beftellt oder in jonftiger Weiſe es 
einem anderen zur ausichließlichen Ausübung überlaffen hat, bewirft 
jein Verzicht nicht den Untergang des Patentrechts; vielmehr lebt diejes 
in der Hand desjenigen, der jein Recht von dem Batentinhaber ableitet, 
nad) Maßgabe diejes Nechtes fort (Kohler, Handb. ©. 667, 688; vgl. 
meinen tommentar 3. Gej. betr. das Urheberrecht vom 19. Juni 1901 
©. 92 u. 204; a. M. Seligiohn N. 14). 

3. Eriöj hen wegen Nichtzahlung der Gebühren. 

a) Regelmäßig kann nur der Zahlungsverzug in Anſehung der 
Gebühren für das zweite Jahr und die folgenden Jahre 
zum Erlöjchen des Patents führen; denn die Nichtzahlung der erſten 
Sahresgebühr innerhalb zweier Monate nad) Berdifenttichung der Anmel- 
dung bewirkt, daß leßtere als zurüdgenommen gilt ($ 24 Abſ. 1). Anders 
verhält es Sich, wenn die erjte Jahresgebühr geitunbet und das Batent vor 
Ablauf der Stundungsfrijt erteilt wird. (Dies überfieht Seligjohn N. 8.) 

b) Die Gebühren müjjen, wenn die Zahlung ihre Wirkung 
äußern joll, in voller Höhe gefeiftet werden. Erfolgt daher die Ein- 
zahlung bei einer ausländischen Poftanftalt in fremder Währung, jo 
muß darauf geachtet werden, daß der eingezahlte Betrag auch unter 
Berüdjichtigung etwaiger Kursihwanhungen der Höhe der Gebühr in 
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deuticher Währung entipricht (PA., PMZBL. IX 1). Will von der in 
$ 8 Abi. 3 vorgejehenen zweiten Friſt Gebrauch gemacht werden, jo muß 
auch der Zuichlag von zehn Marf geleiftet werden. (Seligſohn N. 8.) 

ec) Das Patent erliicht, wenn die Gebühren nicht rechtzeitig 
eingezahlt find. Der Wortlaut des Gejeßes weicht hier auf Grund der 
Novelle von der urjprünglihen Faflung („nicht jpäteftens drei Mo— 
nate nach der Fälligkeit“) entiprechend der Uenderung des 88 (j. N. 6 
dajelbft) ab. Rechtzeitig ift die Einzahlung noch, wenn fie innerhalb 
der Nachfriſt von 12 Wochen nad) der Fälligkeit ($ 8 Abſ. 3) und im 
‚alle einer Stundung vor Ablauf der Stundungsfrift erfolgt (j. N. 7 
lit.eu.f zu $8). Wenn von mehreren Batentinhabern dem einen 
Stundung bewilligt wurde, während der andere, dem nicht gejtundet 
ift, die Zahlungsfrift verjäumt, tritt das Erlöjchen des Patents nicht 
ein; denn die Stundung jchügt den erfteren gegen Verluſt des Patents 
und damit bleibt diejes überhaupt erhalten. (Damme in R. u. U. 
II 124; der dort vertretenen Anficht, es falle der ideelle Anteil des 
Säumigen dem anderen Patentinhaber zu, kann nicht beigetreten werden, 
da in der Nichteinhaltung der Zahlungspflicht gegenüber dem Patent- 
amte nicht ein Verzicht zu Gunften des Mitinhabers erblidt werden kann.) 

d) Die rechtzeitige Gebührenzahlung wendet das Erlöſchen des 
Patents aud dann ab, wenn fie ein Dritter leiftet. Eine Rück— 
aahlung der bereits fälligen, von einem Dritten bezahlten Gebühr findet 
unter feinen Umſtänden jtatt, auch dann nicht, wenn der Zahlende in 
diejer Hinficht einen Vorbehalt gemadt Hat. Etwaige Anjprüche auf 
Küderftattung hat der Zahlende gegen denjenigen geltend zu machen, 
der dazu nad) Lage des Falles verpflichtet iſt, 3. B. gegen den Patent- 
inhaber (PA., PNZBL. VI 15). 

e) Die Gebühren müſſen rechtzeitig (ſ. lit. c) bei der Kaſſe 
des Patentamts oder zur Ueberweijung an dieſelbe bei 
eimer (öffentlichen) Boftanftalt im Gebiete des Deutichen Reichs 
eingezahlt jein. Im leßteren alle genügt es, wenn innerhalb der 
Bahlungsfrift die Einzahlung bei der Poſt gejchehen ift; es ift nicht 
erforderlich, daß die Zahlung noch innerhalb der Frift beim Batentamt 
einläuft. Eine „Einzahlung zur Ueberweijung“ liegt nur in der Auf— 
gabe einer Poſtanweiſung, nicht auch in der Aufgabe eines Geldbriefes 
(FA., PNZB. VII 41. Anders die frühere Praris des PA., Selig- 
john N. 10 lit. ce). Eine bei einer ausländiihen Poftanftalt 
eingezahlte Gebühr, die erſt nad Ablauf der Frift bei der Kaſſe des 
Batentamts zur Auszahlung gelangt, ift auch dann nicht als redt- 
zeitig gezahlt anzufehen, wenn die J—— noch innerhalb der 
Friſt an das deutſche Beſtimmungspoſtamt, alſo an das betr. Poſtamt 
in Berlin, gelangt ift (PA., PMZBL VII 40, 41). 

Ueber die Form der Einzahlung j. auh N. 2 zu $ 8. 

Die Beitimmung, daß die Einzahlung bei einer deutſchen Boft 
anftalt zur Ueberweiſung innerhalb der zrift zu deren Wahrung genüge, 
bezieht jih nur auf die Gebührenzahlung, nicht auf andere damit ver- 
bundene Erflärungen. Dieje müflen innerhalb der Friſt beim PA. 
eintreffen. (PA., PMZBI. IV 122, VII 165.) 
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f) Wenn die Gebühren nicht rechtzeitig eingezahlt werden, 
erliicht das Patent von jelbjt. Aus welchem Grunde die Zahlung 
unterblieb, ift belanglos; eine Ausnahme würde nur ein auf Seite des 
Bahlungsempfängers liegendes Hindernis, 3. B. Verweigerung der An- 
nahme, ferner die Unterlaffung der Zahlung auf irrige Nachricht des 
Patentamts, die Gebühr jei bereit3 bezahlt, begründen. (Kohler, Pat.R. 
©. 200; a. M. hinfichtlich der leßteren Ausnahme Rojenthal ©. 165.) 

g) Was den Zeitpunkt des Erlöſchens des Patents infolge 
nicht rechtzeitiger Gebührenzahlung betrifft, jo befteht fein Grund, dem 
Gejege eine andere Abficht zu unterjchieben, als die, welche e3 zum 
Ausdrude bringt. Das Patent erlijcht, wenn die Gebühren „nicht 
rechtzeitig“ eingezahlt jind. Nach $ 8 Abi. 3 ift die Zahlung en) früherer 
Fälligkeit noch immer eine rechtzeitige, wenn jie binnen 6 Wochen 
oder unter Zujchlag weiterer 10 A. binnen weiterer 6 Wochen nad) 
Ablauf der erjten erfolgt; denn wäre „rechtzeitig“ die Zahlung nur im 
Momente der Fälligkeit der Gebühren, jo könnte trog Einhaltung der 
Nachfriſt eine erft nad) der Fälligkeit geleitete Zahlung das Erlöfchen 
nicht abwenden. Das lettere ijt undenkbar, weil die Nachfrift ja gerade 
zu dem Zwecke gewährt ijt, um im Laufe derjelben noch die Abwendung 
des Erlöihens durch Zahlung bewirken zu können. Alſo ift die Gebühr 
nicht rechtzeitig eingezahlt erjt dann, wenn der letzte Tag der zwölften 
Woche jeit Fälligkeit der Gebühr ohne Zahlung verftrichen if. Damit 
erliijcht das Patent von jegt an; nicht aber gilt es etwa wegen 
der Nichtzahlung al3 bereits früher, im Momente der Fälligkeit der 
Gebühr, erloichen. Zu diejer Annahme gibt das Gejeg nicht den min- 
deften Anhalt. (Ebenio Robolsfi ©. 201, Rojenthal ©. 166, 
Kohler, Handb. ©. 662, jowie, mit teilweife anderer Begründung, 
Damme, R.u. U. II, 3; a. M. Lieber ©. 65, LG. Halberftadt in 
PM8Bl. VI197.) Die eben getroffene Enticheidung ift u. a. von Wichtig- 
feit injoferne, als danach eine nach Eintritt der Fälligkeit der Gebühr, 
aber vor Ablauf der Zahlungsnacdhfrift begangene Patentverlegung auch) 
nad dem Erlöjchen des Patents ſowohl mit der Schadenserjagflage, 
als auch ftrafrechtlicy noch verfolgt werden fann (ſ. N. 5). 

h) Das Erlöfchen des Patents wegen Nichtzahlung der Gebühren 
bewirft auch den Untergang aller von: Patentinhaber eingeräumten ab— 
joluten Rechte, jowie der Lizenzen. 

4. Das Erlöfchen des Batents ift vom PBatentamte in der Rolle 
zu vermerfen unddurd den Reihsanzeiger befannt zumachen 
(8 19 Abſ. 1). Im Falle Erlöfchens wegen nicht rechtzeitiger Zahlung wird 
das Patentamt zu diejen Akten nicht jchreiten, ohne zuvor dem Patent- 
inhaber von der Sadjlage Kenntnis zu geben, damit diefer etwa Die 
Tatjache der rechtzeitigen Einzahlung, welche von der Behörde vielleicht 
irrtümlich überjehen wurde, noch nachweiſen kann. (Seligjohn N. 12.) 

9. Auch nach Erlöjchen des Patents fönnen wegen vorher be» 
gangener Patentverlegungen ſowohl Schadenserjaß-, als auch 
Strafanjprüche noc verfolgt bezw. es kann die begonnene Verfolgung 
fortgejegt werden. Für die Klage auf Unterjagung fernerer Störung 
fehlt e8 dagegen nunmehr am Gegenftande. (Vgl. RO., R. u. U. III 268.) 
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$ 10. 
Das Patent wird für nichtig erklärt, wenn fich ergiebt: 
1. daß der Gegenjtand nach SS 1 und 2 nicht patentfähig war, 
. daß die Erfindung Gegenjtand de3 Patents eines früheren 

Anmelder ift, 

3. daß der wejentliche Inhalt der Anmeldung den Bejchreib- 
ungen, Zeichnungen, Modellen, Geräthichaften oder Ein— 
richtungen eines Anderen oder einem von diefem angewen- 
deten Verfahren ohne Einwilligung desjelben entnommen 
war. 

Trifft eine diefer Borausfeßungen (1 bis 3) nur theilweije 
zu, jo erfolgt die Erklärung der Nichtigkeit durch entjprechende 
Beſchränkung des Patents. 


td 


Abhängigkeit 9. ' Batentamt, Zuftändigfeit 3a. 
Anmeldungstag 7. Reichsgericht, Zuftändigkeit 3a. 
Antrag auf Nichtigkeitserllärung 4. eg 8. 

Ausiegung bes Verfahrens 3. Teilweiſe Wichtigfeit 9. 
Beihrantung bes Patents 9. \ Berfabrensmängel 2. 


Erlojchenes Patent 5. en enommenes Patent 5. 
Nichtigfeitägründe 2, 6. Zuftändigteit f.d. Nichtigfeitserflärung 3u. 

1. Troß der Vorprüfung, welche jeder Patenterteilung voraus. 
zugehen hat, kann es jehr wohl jein, dat die der legteren im Wege 
jtehenden Momente nicht zur erjchöpfenden Würdigung gelangt find. 
Im Öffentlichen Intereſſe jchien es daher als geboten, die Prüfung der 
Vorausiegungen des Patents für den Fall, daß ſich dazu ein Anlaß 
ergibt, auch noch nachträglich eintreten zu lajjen und zwar ohne Rüd- 
jicht darauf, ob die Fragen, weldye den Gegenjtand der nachträglichen 
Prüfung bilden, bereit vor Erteilung des Patents in derjelben Art 
oder jogar von derjelben Seite zu amtlicher Erörterung gebracht worden 
ind (Motive 3. Entw. v. 1877 ©. 25). 

Abſatz 1. 

2. Die Gründe der Nichtigkeit jind in $ 10 Nr. 1—3 aufgeführt; 
Abi. 2 behandelt den Fall teilwerje vorliegender Nichtigkeit. Die Auf- 
zählung der materiellen Nichtigkeitsgründe ift eine erjchöp- 
fende, d. h. etwaige andere Mängel begründen, joweit jie das materielle 
Patentrecht betreffen, feine Nichtigkeit (NG., PMZBL. V 27, in R. u. U. 
IV 239). So ift fein Grund für die Nichtigfeit eines Zujaßpatentes der 
Umftand, daß dieſes zum Hauptpatente nicht in einen —— Ver⸗ 
hältniſſe jteht (PA., PBl. 18864 ©. 211, Gareis V 175; RG. PM8Bl. V 27; 
vgl. N.4 zu 87). Dagegen begründen, auch ohne daß dies in $ 10 be» 
fımmtift,wefentliheMängelimPatenterteilungsverfahrenbie 
Nichtigkeit des Patents, jo namentlich die Nichtübereinftimmung des 
lahlichen Inhalts des Erteilungsbejchlufjes mit dem des Befanntmahungs- 
beſchluſſes RGC. Bd. 50 ©. 196, in PMZBL. VIII 113. In einer früheren 

Dr. Bh. Allfeld, Kommentar 3. d. Gejegen betr. d. Erfindungsihug:e. 10 
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Entich. de3 RG., RGC. Bd. 46 ©. 175, in PMZBL. VI 389, ift abjolute 
Nichtigkeit eines mit der Anmeldung nicht übereinjtimmenden Erteilungs- 
beichlufies angenommen; dagegen mit Recht Seligſohn ©. 253). Als 
ein ſolcher wejentliher Mangel ift die unklare Faſſung der Patent— 
beichreibung oder des Patentanſpruchs an und für ſich nicht anzujehen 
(PA., PBl 1880 ©. 17, 1882 ©. 41, 1883 ©. 125, Gareis I 62, III 65, 
IV 30; PA. u. RG., PB. 1882 ©. 31, 1884 ©. 211, Gareis III 226, 
V 175). Wenn aber der Patentanjprucd) jo mangelhaft gefaßt iſt, daß das 
Weſen der Erfindung daraus gar nicht zu erſehen iſt, ſo muß, abgeſehen 
davon, daß hierin ein weſentlicher formeller Mangel liegt, angenommen 
werden, daß es an einem Merkmal des Erfindungsbegriffs fehle und 
inſofern das Patent nichtig ſei (ſ. N. 6 lit. a, aa). Kein Nichtigkeitsgrund 
iſt ferner die Nichtübereinſtimmung des Patents mit der urſprünglichen 
Anmeldung, vorausgeſetzt, daß das Patent mit der bekannt gemachten 
Anmeldung übereinſtimmt (in dieſem Sinne richtig PA., PBl. 1883 
©. 125, Gareis IV 30, Seligſohn N. 13; vgl. auch unten N. Ga, bb; 
a. M. RG. in der Zeitſchr. für gewerbl. Rechtsſchutz III 364; gegen dieſe 
Entſch. Schanze ebenda ©. 375). Weiter ift darin, daß nur ein Teil der 
Erfindung des Anmelders patentiert ift, joferne dieſer Teil für ſich jchon 
dem Begriffe der Erfindung entipricht, fein Nichtigfeitsgrund zu erbliden. 

Die Anerkenntnis der Nichtigkeit jeitend des Batentinhabers kann 
das tatjädhliche Vorliegen eines Nichtigkeitsgrundes nicht erjegen (PA., 
PMZBL. 1 247). 

3. Durch die Nichtigkeitderllärung wird nicht nur der Patent— 
erteilungsaft angefochten, jondern ausgejprodhen, daß ein Er- 
finderreht überhaupt nicht vorhanden war (Kohler, Handb. 
©. 350; vgl. unten N. 8). 

a) Zuftändig zur Nichtigkeitserflärung ift in erjter Inſtanz 
das Patentamt, gegen deilen Enticheidung Berufung an das Reichs— 
gericht zugelaſſen ift (SS 13, 33). Die Nichtigfeitserflärung kann aljo 
nicht im Wege der Klagejtellung bei den ordentlichen Gerichten beantragt 
werden. Dieje haben aber überhaupt keine Enticheidung über die Nichtig- 
feit eines Patents zu treffen, auch wenn letztere als Inzidentpunkt auf- 
taucht. Wenn aljo auf eine vom Patentinhaber gegen einen anderen 
erhobene Klage, jei es eine Entihädigungsd-, eine Feſtſtellungs- oder 
eine abwehrende Klage der Beklagte, oder im Strafverfahren wegen 
PBatentverlegung der Angeklagte den Einwand der Nichtigkeit des Patents 
erhebt, jo fann über dieſen Einwand, jolange die Nichtigkeit vom PBatent- 
amte oder Reichsgerichte nicht rechtskräftig erflärt ift, der Zivil- oder 
Strafrichter nicht befinden; er fann nur allenfalls gemäß 8 148 CRD. 
$ 261 Abſ. 2 StPO. bis zur Erledigung des Nichtigfeitsverfahrens die 
Berhandlung der Sache ausjegen (j. u. lit. b). Es ergibt ſich dies aus 
der Zuweiſung der Enticheidung über die Nichtigkeit an das Patentamt. 
Hiedurch Hat der Geſetzgeber zweifellos zu ertennen gegeben, daß den 
ordentlichen Gerichten die Enticheidung über dieſe Frage unter allen 
Umständen entzogen jein joll und daß, jolange nicht dieje Fachbehörde 
ein Batent für nichtig erflärt hat, das einmal erteilte Patent äußerlich, 
wenn auch nur dem Scheine nach, fortbeftehen jolle. Freilich wirft die 


Nichtigkeitserflärung. Gründe derjelben. 147 


Nichtigfeitserflärung nicht rechtszerftörend, als ob bis dahin ein Recht 
fortbejtünde; jie dedt nur die Tatjache, daß nie ein Recht entitanden 
ift, auf. Aber dieſer Aufdedung durch den Ausfpruch eben der Behörde, 
die das Patent erteilt hat, bedarf ed. Das Geſetz jpricht eben nicht 
aus: „Das Patent ift unter den folgenden Vorausſetzungen nichtig“ (in 
welchem Falle die Nichtigkeit in jedem Verfahren geltend gemacht werden 
fönnte), jondern es bejtimmt: „Das Patent wird für nichtig erflärt,“ 
d. h. e3 wird jeines bis dahin dauernden Scheinlebens beraubt. (Ueber— 
einftimmend Komm. Ber. 3. Entw. v. 1877 ©. 43, RGStr. Bd. 3 ©. 252, 
30.7 ©. 146, Bd. 26 ©. 131, 8G. Berlin I in Zeitſchr. f. gewerbl. Rechts— 
ichug 1892 ©. 102, Gierte ©. 880 N. 102, Stephban-Schmid ©. 62, 
Seligſohn N. 3; gl. U. nunmehr auf Grund der Novelle auch Kohler, 
Handb. ©. 363, aber nur mit Rüdjicht auf $ 28 Abi. 3 und nur bezüglich 
der Kichtigfeitögründe zu Nr. 1 u. 2 des $ 10, während er hinfichtlich des 
von ihm jo genannten „Anfechtungsgrundes“ zu Nr.3 auf ©. 398 die An- 
ſchauung vertritt, die widerrechtliche Entnahme fönne im Entichädigungs- 
und im Strafprozefje mit der Einrede der Arglift geltend gemacht werden.) 

b) Bezüglich der Ausjegung des Verfahrens gemäß $ 148 
ERD. u. $ 261 Abi. 2 StPO. (j. o. lit. a) ift zu bemerken, daß dieje nur 
beichlojjen werden darf, wenn die Umjtände dazu angetan find; daß 
namentlih ein Bivilftreitverfahren, zumal wenn es fih um eine einjt- 
weilige Verfügung handelt (vgl. N. 13c zu $ 4), nicht immer fchon dann 
ausgeſetzt werden darf, wenn die Nichtigfeitäflage nur überhaupt geftellt 
it, jondern die Zuläfitgfeit der Ausiegung davon abhängt, daß dieſe 
Klage auch einige Ausficht auf Erfolg hat (vgl. RG., Bolze XIX Nr. 767; 
RG., R. u. U. VI 172; Seligiohn ©. 164). 

4. Das Patentamt fann ein Patent nicht von Amts wegen, 
jondern nur auf Antrag für nichtig erflären ($ 28 Abi. 1; bez. der 
Antragsberedtigung ſ. dort Abi. 2 u. N. 3 lit. a; bez. des Gegenitandes 
der Entiheidung des Patentamt3 und der hiefür durch den Antrag 
gezogenen Grenzen ſ. R. 6 lit. b zu $ 30; hinfichtlich der rechtlichen Natur 
der patentamtlichen Tätigkeit in Nichtigkeitsjachen ſ. N. 3 zu $ 13). 

5. Der Antrag auf Nichtigerflärung (ſ. N. 4) kann jich nicht 
nur gegen ein bejtehendes, jondern ebenfo gegen ein bereits er- 
loſchenes ($ 9), zurüdgenommenes ($ 11) oder durch Beit- 
ablauf beendigtes Patentrecht ($ 7) richten. Er hat in jolchen 
Fällen Bedeutung deshalb, weil Erlöichen, Zurüdnahme und Zeitablauf 
ftet3 nur ex nunc wirfen, während die Nichtigerflärung zurückwirkt 
(1. N. 8), daher auch diejenigen, welche bis zur Nichtigerflärung die 
patentierte Erfindung ohne Erlaubnis benußt haben, gegen eine Ber- 
folgung wegen Patentverlegung jicherjtellt. E3 kann daher der Batent- 
inhaber dadurd, daß er auf den mit Nichtigkeit angefochtenen Patent— 
anfpruch verzichtet, der Nichtigleitsflage nicht den Boden entziehen. 

6. Die einzelnen Richtigleitsgründe. 

a) (Nr. 1.) Mangel einer patentfähigen Erfindung. Diejer 
Nichtigkeitögrund kann nad Ablauf von 5 Jahren feit Bekanntmachung 
der Patenterteilung nicht mehr geltend gemacht werden ($ 28 Abi. 3). 
Für die Beurteilung der Trage, ob eine patentfähige Erfindung 
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den Gegenftand des angegriffenen Patent bilde, ift der Stand 
der Technik zur Zeit der Anmeldung maßgebend. In diefe Zeit 
muß fich der Nichtigkeitsrichter zurüdveriegen, um enticheiden zu können, 
ob die patentierte Maßnahme einem menjchlichen Bedürfnifje ein noch 
nicht befanntes Befriedigungsmittel zuführte, ob die Erfindung als 
ſolche neu, d. h. noch nicht veröffentlicht war, ob ſie eine gewerbliche 
Verwertung zuließ 2c. (PU., PBl. 1889 ©. 313, Gareis VII 17). Dabei 
ift der Prüfung dasjenige zu Grunde zu legen, was wirflich zur An- 
meldung fam, was als Gegenjtand der Anmeldung aus der Patent 
ichrift erhellt und demnächſt auch wirklich patentiert wurde. Nicht in 
Betracht fommt aljo einerjeits, was der Erfinder für ſich behalten hat 
oder was etwa erjt nachträglich als Eigenichaft des angemeldeten Gegen- 
jtandes gefunden wird und es fann aljo der Nichtigerflärung nicht 
vorgebeugt werden durch den Nachweis, daß gewifje nicht zur An— 
meldung gelangte Elemente wirklid den Charakter der patentfähigen 
Erfindung an jich trugen, wenn das, was der Erfinder in der Batent- 
ichrift zur Veröffentlichung niedergelegt hat, feine patentfähige Erfindung 
darftellt (PA., PBl. 1879 ©. 58, Gareis I 323; RG., PBl. 1889 ©. 491, 
Gareis VII 78; RGC. Bd. 20 ©. 40, RG., PMZBL.189, V 128). Ander- 
jeitd genügt es auch nicht, wenn der Gegenſtand der Anmeldung patentfähig 
war, der Inhalt des erteilten Batents aber, abweichend von der Anmeldung, 
nicht als patentfähige Erfindung ericheint (RG., Bolze XIX Nr. 139). 

Im einzelnen ift der Prüfung zu unterziehen: 

aa) Das Vorhandenjein der Merkmale des Erfindungs- 
begriffs jelbft. Dies ift jeßt nad) der Faſſung der Novelle zweifellos. 
(Früher war es zweifelhaft, denn es war als Nichtigfeitsgrund be- 
zeichnet: daß „die Erfindung“ nach SS 1 und 2 nicht patentfähig war.) 
Ueber den Begriff der Erfindung ſ. Das zu $ 1 (NM. 2—7) Bemerfte. 
Nichtigkeit ift insbejondere auch dann anzunehmen, wenn die PBatent- 
beichreibung jo unklar und unvollfommen ift, daß das Wejen der Er- 
findung nicht erfennbar, deren Ausführung durch Sacdverftändige alio 
nicht möglich ift (RG., PMZBL. VI 55; Kohler, Handb. ©. 354. Dar- 
über, daß eine mangelhafte Beichreibung an ſich feinen Nichtigkeitsgrund 
bildet, j. N. 2). 

bb) Das Vorhandenjein der für die Patentfähigfeit einer Er- 
findung erforderlichen Eigenjichaften der Neuheit und gewerblichen 
Berwertbarfeit (i.N.8u.9 zu 8 1, ferner die Erläuterungen zu $ 2). 
Was insbejondere die Neuheit betrifft, jo beurteilt fi ihr VBorhanden- 
jein nach dem Tage der Anmeldung (j. N. 3, 4 zu $ 2). Ueber die Frage, 
ob im Nichtigfeitsverfahren der Anmeldetag anders als dei der Patent- 
erteilung fejtgeftellt werden könne, ſ. N. 7. 

Oben it des Falles gedadıt, daß zwar die Anmeldung eine 
patentfähige Erfindung zum Gegenjtande hat, das Patent aber nicht 
damit übereinftimmt und deſſen Gegenjtand feine patentfähige Er- 
findung darftellt. Umgekehrt kann es aber auch vorfommen, daß 
zwar der Batentgegenitand nach der Patenturkunde eine wirflide Er- 
findung ift, nicht aber die Anmeldung eine jolche enthält, jei es, daß 
etwas anderes patentiert al$ angemeldet wurde, ſei e8, daß der Batent- 
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anipruch nach der Patenturfunde weiter gefaßt it als nad der An- 
meldung. E3 frägt fich, ob diejer Mangel in der Anmeldung zur Ver- 
nihtung wegen mangelnder Neuheit führe. Allerdings fehlt es in _ 
jolhem Falle an der — eines Zeitpunktes, in welchem die Er— 
findung als neu bezeichnet werden könnte, denn die mit der Anmeldung 
verbundene Beſchreibung läßt ja das Weſen der patentierten Erfindung 
nicht erkennen. Trotzdem geht es nicht an, nun unbedingt zu ſagen, 
das Patent ſei wegen Mangels der Neuheit der Erfindung zu ver— 
nichten. Zu Gunſten des Patents ſpricht doch die Vermutung, daß die 
Vorausſetzungen für die Schutzfähigkeit der Erfindung zur Zeit der 
Vorprüfung vorlagen (ſ. N. 5 lit. b zu $ 30) und ferner wäre es nicht 
der Gerechtigkeit entiprechend, den Batentinhaber durch den Berluft des 
Patents zu jtrafen dafür, daß das Patentamt nicht den Tag, an wel- 
chem der Patentanſpruch jeine entiprechende Formulierung erlangt hat, 
als Anmeldungstag feitiegte. Zwar hat der PBatentinhaber feinen An- 
jpruch darauf, daß durch jeine mangelhafte Anmeldung die Neuheit der 
erit ſpäter richtig dargelegten Erfindung gewahrt erjcheine; wenn aber 
tatjächlich die Erfindung vor der PBatentierung nicht im Sinne des $ 2 
in die Deffentlichfeit drang, jo hat auch die Allgemeinheit feinen An- 
ſpruch auf Freiheit der Erfindung. Es bleibt aljo nichts anderes übrig, 
als einen fpäteren Anmeldungstag zu fingieren. Dabei muß jich aller- 
dings der Batentinhaber gefallen lajjen, daß der denkbar jpätefte Termin 
als Anmeldungstag angenommen wird. Wenn nun der Inhalt der 
Befanntmahung ($ 23 Abi. 2) im mejentlichen mit der patentierten 
Erfindung übereinftimmt — dies ift vorauszufegen, denn jonjt leidet 
das Patent jhon an einem die Nichtigkeit begründenden Berfahrens- 
mangel, ſ. N.2 —, jo ergibt jich al3 derjenige Termin, nach welchen: 
eine Menderung im Wejen der Erfindung nicht mehr eintreten fonnte, 
der Tag, an welchem das PA. die Belanntmachung beichlojien hat. 
Diefer Tag muß ald Anmeldungstag angejehen werden, jo daß ber 
Mangel der Neuheit und damit die Nichtigkeit des Patents nur dann 
begründet erjcheint, wenn nachweislich bis zu dieſem fingierten An- 
meldungstage eine Beröffentlihung i. ©. des 8 2 ftattgefunden hat. 
(U. M. Kohler, Handb. ©. 356; die von K. zitierte, bei Bolze XIX 
Nr. 139, 140 angeführte Entih. d. RG. betrifft den all, dab nad)- 
weislich jchon vor dem Tage der mangelhaften Anmeldung der Teil 
der Erfindung, welcher über die Batentbejchreibung hinausging, in einer 
öffentlichen Drudichrift bejchrieben war, bildet aljo feinen Beleg für die 
K.ihe Anfiht.e Das RG. läht in der Entidh. RGC. Bd. 50 ©. 19% 
die Frage offen, ob eine mwejentliche Abweichung zwiichen Anmeldung 
und Erteilungsbeihluß die Nichtigkeit auch dann begründe, wenn dieſe 
Abweichung in der Bekanntmachung bereits berüdjichtigt ift.) 

ce) Die Trage, ob nicht eine der gejeglihen Aus— 
nahmen (8 1 Ubi. 2) vorliegt. 

b) (Nr. 2.) Patentlollifion, Dieje Nummer ift durch die Novelle neu 
eingefügt; doch wurde jchon aus der früheren Faſſung des Geſetzes der 
gleihe Grundjag entnommen (vgl. u. a. RG., PMZBI. I 187, wo ange» 
nommen ift, daß $ 10 Nr. 2 der neuen Faſſung auf Patente, die vor dem 
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Infrafttreten der Novelle erteilt find, feine Anwendung finde, trotzdem 
aber aus dem Beltehen eines älteren Patents die Nichtigkeit des jpäteren 
abzuleiten ſei; vgl. über diefe Frage nod Schanze, Zeitichr. f. gew. 
Rechtsich. 1895 ©. 207, Unterfuchhungen ©. 343 ff., PA. in PMZBI. TIL 68). 

Die frühere Anmeldung der Erfindung jeitens eines anderen 
fteht dem Patentrechte des jpäteren Anmelderd nur dann im Wege, 
wenn auf Grund derjelben ein Ratent erteilt ift. Soferne zur Zeit 
des Nichtigfeitsverfahrens die frühere Anmeldung noch jchwebt, kann 
die Nichtigerflärung nicht erfolgen; es muß die Enticheidung ausgeſetzt 
werden, bis feititeht, ob die frühere Anmeldung zur Patenterteilung 
führt oder nicht. (PA. in R. u. U.1321.) Nur ein älteres deutſches 
Patent fommt hier in Betracht, nicht ein ausländiſches, auch nicht ein 
jolches, weldyes von einem Staate erteilt ift, der, wie z. B. Defterreich- 
Ungarn, mit dem Deutjchen Reich in Anjehung des Schutzes von Er- 
—— in einem Bertragsverhältnijie jteht. (PA., PMZBI. I 197.) 

Das Batent, welches dem früheren Anmelder für Die» 
jelbe Erfindung erteilt ift, muß noch beftehen. Wenn e3 be— 
reit3 durch Zeitablauf jein Ende erreicht hat, wenn es erlojchen, für 
nichtig erklärt oder zurüdgenommen ift, begründet der Umftand, daß 
es einmal beftanden Hat, nicht mehr die Nichtigkeit des dem jpäteren 
Anmelder erteilten Patents (j. über dieje beftrittene Frage N. 4 lit. b, bb 
zu 8 3, o. ©. 62). 

Ueber den Fall, bad eg jpätere Patent mit dem früheren mur 
teilweise folfidiert, j. A 

ec) (Nr. 3.) Der — — der widerrechtlichen Ent— 
nahme kann nur von dem Verletzten geltend gemacht werden ($ 28 
Abi. 2). Diejer kann ſelbſt auf Grund einer jpäteren Anmeldung ein 
Batent für Die Erfindung befigen. Hat nun gegen ihn der ältere 
Batentinhaber gemäß Nr. 2 die Nichtigfeitöflage erhoben, jo fann der 
Bellagte die Nichtigkeit gemäß Nr. 3 mwiderflagsweije geltend machen. 

Ueber das Verhältnis bei mehrfacher Berechtigung zur Nichtig- 
feitöflage auf Grund des $ 10 Nr. 3 5. Kohler ©. 397 (welcher diejen 
Tall als ——— bezeichnet). Ueber den Begriff der widerredht- 
lichen Entnahme j. 5 3 Abj. 2 u. die Bemerkungen dazu (0. ©. 68 ff.). 

Die Auläffi feit der Nichtigkeitsklage gemäß $ 10 Nr. 3 hängt 
nicht davon ab, I: der Berlepte gegen die Erteilung des angefochtenen 
Batents Einipruch erhoben hat. Sie ift ferner auch dann gegeben, 
wenn der Einſpruch ohne Erfolg erhoben wurde. 

Nur die Entnahme ohne Einwilligung bildet einen Nichtig- 
feitögrund. Durch nachträgliche Einwilligung wird die Nichtigkeit ge- 
heilt, denn Diele ift, wie $ 28 Abi. 2 erjehen läßt, nur eine relative 
(Gierke ©. 879). War die Einwilligung feiner Zeit durch Betrug er- 
ihlihen worden, jo unterliegt zwar der Einwilligungsvertrag der An— 
fechtung. Dieſe bewirkt aber, wenn ſie auch Erfolg hat, nicht, daß es 
ſo anzuſehen iſt, als wäre die tatſächlich erteilte Einwilligung nie vor— 
handen geweſen. Das Patent ift daher nicht wegen rechtswidriger Ent- 
nahme zu vernichten (PA, PMZBL. III 144; darüber, da in ſolchem 
Valle der betrogene Erfindungsberechtigte die Nebertragung des Patents 
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verlangen fann, 5. N. 8 zu $ 6). Ueberhaupt ift das Motiv, durch 
weiches der Berechtigte zur Erteilung der Einwilligung beftimmt wurde, 
gleichgültig; dieſe jchließt die Vernichtung wegen Entnahme der Er- 
findung jtet3 aus (PA, PMZB. I 186, betr. den Fall, daß der Ein- 
willigende von der Erwägung geleitet wurde, er werde als Erfinder 
und erjter Anfertiger des Patentgegenftandes ein jelbftändiges Recht 
zur Anfertigung auc dem Patent des Anmelders gegenüber behalten). 

Für die Frage, ob ein Patent nichtig, ift in mehrfacher Be- 
ziehung der Tag der Anmeldung der Erfindung von Wichtigkeit 
(ſ. N. 6 lit. a und b). Insbeſondere hängt von der Firierung diejes 
Tages die Enticheidung über die Neuheit der Erfindung und über die 
Priorität des Patents ab. Der Anmeldungstag wird im Patent— 
erteilungsverfahren feftgeftellt (vgl. N. 7 zu $ 24); der auf ihn folgende 
Tag ift der erfte Tag der fünfzehnjährigen Schußfrift ($ 7). Als Tag 
der Anmeldung der patentierten Erfindung ift nicht unbedingt derjenige 
Tag anzujehen, an weldhem der Anmelder den Antrag auf PBatent- 
erteilung zuerft gejtellt hat. Wenn nämlich bei diejer Gelegenheit die 
Grfindung jo mangelhaft bejchrieben wurde, daß ihr Wejen gar nicht 
erfennbar war, dann gilt als Anmeldungstag, welcher Neuheit und 
Priorität wahrt, erjt derjenige Tag, an dem die Beichreibung der Er- 
findung derart ergänzt und vervollitändigt wurde, dag nunmehr das 
Weſen der Erfindung erlichtlih war. (Vgl. N.4 zu $2, N. 3 lit. b zu 
$3.) Wenn nun das Patentamt, obwohl die erjte Anmeldung jo 
mangelhaft war, daß fie die Identität der Erfindung nicht eriichtlic) 
machte, dennodh im Erteilungsverfahren den Tag derjelben als An— 
meldungstag fejtgejegt hat, jo ift doc) dieje Feſtſetzung nicht eine für 
alle Zufunft bindende. Vielmehr ift, wenn im Nichtigfeitsverfahren 
(wegen mangelnder Neuheit oder Kollifion mit einem älteren Patent) 
der Tag der Anmeldung in Betracht fommt, jelbjtändig zu prüfen, ob 
der feſtgeſetzte Tag auch der wirkliche Tag der Anmeldung it, ob aljo 
nicht mit Rüdjiht auf die Unvollkommenheit der erjten Anmeldung 
ein jpäterer Tag ald Tag der Anmeldung der patentierten Erfindung 
anzujehen ift. Auf Grund diefer Prüfung fann der Anmeldungs- 
tag für die Entjcheidung über die Nichtigfeit in anderer Wetje 
fejtgejegt, jedoch immer nur in eine jpätere, nieineine frühere 
Zeit verlegt werden (j. NR. 4 zu $ 2, 0. ©. 36, 37 und die Zitate 
dajelbft). Iſt alſo z.B. ein vom 27. Auguft datiertes Patent wegen 
mangelnder Neuheit angefochten und zeigt es fih nun im Nichtigfeit3- 
verfahren, daß die patentierte Erfindung erjt am 14. Oftober in einer 
ihre Identität erfennbar machenden Weiſe bejchrieben wurde, jo wird 
der 14. Dftober ftatt des 27. Auguft ald Anmeldungstag feitgejegt und 
das Patent für nichtig erklärt, wenn nachgewiejen ift, daß die Erfindung 
bereit3 im September offenkundig benugt wurde. 

s. Die Nicdhtigfeitsertlärung hat rückwirkende ſtraft; 
wenn fie erfolgt, ijt die Nechtslage jo anzujehen, als ob überhaupt für 
die Erfindung ein gejeßliher Schu nicht vorhanden gemejen wäre 
(Motive zum Entw. von 1877 ©. 25). Diefe Wirkung bejchränft fich 
nicht auf die zunächſt beteiligten Perſonen; fie erjtredt ſich auf die 
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Allgemeinheit. Sie knüpft fich ſtets an die Nichtigfeitserflärung, ma 
der Grund derjelben unter Nr. 1 und 2 oder unter Nr. 3Z des $ 1 
fallen. (So die gemeine Meinung; a. M. nur Kohler, Handb. ©. 399 
bezüglich des „Anfechtungsgrundes“ nah Nr. 3. Die Anſicht Kohlers, 
dab die Nichtigkeitserflärung wegen widerrechtlicher Entnahme nicht 
zurüchwirte, jteht mit allgemeinen Rechtsgrundjäßen ebenjo wie mit der 
Faſſung des $ 10 im Widerſpruch. Lebtere gejtattet eine verichiedene 
Behandlung der unter 1—3 aufgeführten Fälle nit. Das bürgerliche 
Necht bejtimmt aber — BGB. $ 142 — Fategoriich, daß, wenn ein an— 
fechtbares Rechtsgeichäft angefochten werde, dasjelbe ald3 von Anfang an 
nichtig anzujehen jei. Diejer Sap muß aud für die Patenterteilung 
Geltung haben, wie er im BGB. auf andere Rechtsverhältniſſe aus- 
gedehnt iſt — ſ. 3. B. $ 1343; denn er entjpricht zweifellos einem all« 
gemeinen Prinzip. Kohler meint zwar, auf dieſe Borjchriften könne 
man fich nicht berufen, denn fie gälten nur für das Verhältnis zwiſchen 
den Parteien, bezüglich der Dritten nur, jofern es ſich um den Wefler 
der Parteifolgen ihnen gegenüber handle. Allein wenn er gleich darauf 
jagt, zwiichen dem Immaterialberechtigten und dem Patentinhaber wirfe 
die vollzogene Anfechtung — nur? — injoferne zurüd, als erjterer für 
jeine Arglifteinrede gegenüber den Anſprüchen aus früherer Zeit nun. 
mehr feiner weiteren Rechtfertigung bedürfe, jo heißt dies eben genau 
betrachtet nicht anders, als: zwiichen den Parteien hat die Anfechtung 
rüdwirfende Kraft; denn wie jonjt jollte jie dem Berechtigten für Die 
Vergangenheit die Rechtfertigung der Arglifteinrede eriparen? Dies 
fönnten höchitens die Gründe der vollzogenen Anfechtung, nicht dieſe 
jelbft. Wenn einmal ein jpäteres Ereignis die frühere 9 echtölage jo 
beherricht, wie es hienach die vollzogene Anfechtung tun soll, wenn alio 
dieje dazu verwertet werden fann, Handlungen, die jonft rechtswidrig 
wären, als rechtmäßig ericheinen zu lafjen, jo übt fie eben rückwirkende 
Kraft aus. Haben wir aber jonah eine Rückwirkung zwiſchen den 
Barteien, jo müjjen wir auch den „Reflex“ diejer Rückwirkung auf die 
Allgemeinheit gelten laſſen. Uebrigens iſt die Annahme, daß die wider- 
rechtliche Entnahme zu Gunjten des Berechtigten die Einrede der Arg- 
lift ſchon vor der Nichtigfeitserflärung begründe, nicht zutreffend. Auch 
in dieſer Hinficht ift die Enticheidung den Gerichten entzogen und dem 
Batentamte vorbehalten, j. N. 3 lit.a, o. ©. 146.) 

Aus der Rüdwirfung der Nictigkeitserflärung er- 
gibt jich, daß wegen einer in der Zeit bis dahin begangenen, eine 
gewerbsmäßige Benutung der Erfindung enthaltenden Handlung nicht 
nur feine abwehrende Klage mehr geftellt, jondern aud fein Ent- 
ihädigungsaniprudy mehr erhoben und fein Strafverfahren mehr ein- 
geleiter werden fann; daß ferner, joweit bereits Verurteilungen er- 
gangen find, deren Aufhebung im Wege der Wiederaufnahme des Ver— 
fahrens herbeigeführt werden fann (das Nähere ſ. bei $$ 35, 36). 

Bezüglich des Einfluſſes der Nichtigfeitgerflärung auf Verträge, 
durch welche das Patentrecht auf andere übertragen wurde, |. N. 6 lit. b 
©: 6, 0. ©. 118; Hinfichtlich der Lizenzverträge 1. N. 9 lit. h,ee 3u 86, 
0. ©. 126. 
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Die Gründe, weldhe oben (S. 118, N. 6 lit. b zu $ 6) an— 
geführt wurden dafür, daß der Erwerber eines Patents im Falle der 
Nichtigerflärung vom Vertrag zurüdtreten könne, führen notivendig 
auch zu der Annahme, daß der Patentinhaber die Jahresgebühr, 
welche er vom zweiten Jahre an für die Zeit bis zur Nichtigerflärung 
bezahlt hat und melde ein Mequivalent für die Gemährleiftung des 
Ausichliegungsrechts jeitens des Staates bildete (ſ. N. 1 zu $8), zu— 
rüdverlangen fann. (Kohler, Bat.R. S. 245, Forihungen ©. 105 ff., 
welcher bisher in der Berfechtung diefer Anficht ziemlich allein ſtand, 
meint zwar, man müjje im entgegengejegten Sinne dann enticheiden, wenn 
die Leiftungen des Patentinhabers nicht als Ertragsſteuer, jondern als 
Yequivalent für den mit dem Patente verbundenen proviioriichen 
Staatsihug betrachte. Allein diejer De une erweiſt jich eben im 
Sinblide auf die Rückwirkung der Nichtigfeitserflärnng als einer, der 
niemals bejtanden hat; dies zeigt zur Genüge die Tatjache, daß nad) 
der Nichtigfeitserflärung jelbit ein durch rechtsfräftiges Urteil erledigter 
Zivil- oder Strafprozeß wieder aufgenommen werden kann und auf 
Grund des neuen Urteild die erhaltene Schadenserjaßjunme zurüd- 
erftattet werden muß u.j.f. Gegen die Annahme, dab die für ein 
richtiges Patent gezahlten Gebühren der Nüdforderung unterliegen, die 
berrichende Meinung, j. Seligjohn N. 15 u. die dort Eitierten. Wenn 
S. auf den durc die Novelle eingefügten Abjag 5 des $ 8 verweiſt, jo 
überlieht er, daß Ddieje Beitimmung einen ganz jpeziellen Fall, die 
Zahlung der Gebühren vor Fälligfeit, im Auge hat, daß fie ferner auch 
auf die nicht zurüdwirfenden Endigungsgründe, nämlich auf den Verzicht 
und die Zurüdnahme jich bezieht und demnach die Nüdzahlung jelbitver- 
ſtändlich auf die nicht fällig gewordenen Gebühren bejchränfen mußte, jo 
daß ſie für unjere Frage eine Enticheidung nad) feiner Richtung enthält.) 


Abjak II. 

9. Diejen Abjaß Hat erjt die Novelle hinzugefügt. Was er verord- 
net, wurde übrigens jchon vorher als dem Gejege entiprecyend angenommen. 

Eine Erfindung fann auch nur teilweije der Patentfähigfeit 
entbehren oder mit der Erfindung eines anderen übereinftimmen und 
es fann daher einer der in Nr. 1—3 aufgeführten Gründe der Nidhtig- 
feit nur für diejen Teil der Gejamterfindung vorliegen; dann erfolgt 
die Erflärung der Nichtigkeit durch entiprehende Beihränfung 
des Patents, d. h. das Patentamt jcheidet denjenigen Teil, der 
durch die Nichtigkeit betroffen wird, aus und gibt nun dem Patent- 
anipruche eine andere, auf den verbleibenden Reſt beſchränkte Faſſung. 
Dies ift jedoch nur dann möglih, wenn die patentierte Erfin- 
dung ihrem Inhalte nad teilbar ift. Wenn nämlich die Er- 
findung als ein untrennbares Ganzes jich darftellt, defien einzelne Be— 
ftandteile oder Abjchnitte jo wejentlich zufammenhängen, daß einzelne 
Teile weder bejeitigt, noch durch anders beichaffene Teile erjegt werden 
fönnen, dann fann das Patent nur im Ganzen entweder aufrecht er- 
halten oder für nichtig erflärt werden. (ROHG. 25 ©. 186, Gareis T122). 
Daß derjenige Teil einer teilbaren Erfindung, welcher aufrecht erhalten 
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— a für fi) allein eine Erfindung darftellen muß, verſteht ſich 
von jelbjt 

Zu einer Beſchränkung des Patents kann es namentlich dann 
fommen, wenn eine Kombination und zugleid, einzelne Elemente der- 
jelben patentiert find und nun das Patent etwa in Anjehung der fegteren 
für nichtig erflärt, hinfichtli der Kombination dagegen aufrecht er- 
halten oder auf ein einzelnes der mehreren Elemente bejchränft wird. 
Fit ein Erzeugnis und zugleich ein Verfahren zur Herftellung desjelben 
patentiert oder iſt auch nur das Erzeugnis patentiert, hiebei aber ein 
bejtimmtes Herftellungsverfahren wenigſtens bejchrieben, jo fann (vielleicht 
im Hinblick auf $ 1 Ab. 2 Nr. 2) das Patent in Bezug auf das Er- 
zeugnis vernichtet, für das bejtimmte Verfahren aber aufrecht erhalten 
werden. (Ebenjo Kohler, Forihungen ©. 110.) Liegt ein Zujaßpatent 
vor, jo kann dieſes ohne das Hauptpatent oder leßteres ohne das Zu— 
jaßpatent für nichtig erklärt werden. Bon mehreren Zujaßpatenten 
fann eines oder on andere vernichtet, die übrigen können aufrecht er» 
halten werden u. ſ. f. (vgl. N. u 87). 

Immer jebt die Beichränfung des Patent? voraus, daß die Er- 
findung, für welche es aufrecht erhalten werden joll, in der patentierten 
Gejamterfindung enthalten iſt. Es darf alſo nicht an die Stelle dejien, 
was bejeitigt wird, etwas ganz anderes gejegt werden, auch dann nicht, 
wenn im Erteilungsverfahren diejer Erſatz jtatthaft und notwendig ge- 
wejen wäre (Kohler, Handb. ©. 371, ſ. dort Einzelnes). 

Findet der Nichtigfeitsrichter, daß zwar, wenn das Patent die 
von dem Kläger angenommene Tragweite hätte, dasielbe teilweiſe zu 
vernichten wäre, daß ihm aber dieje Tragweite nach der Faſſung des 
Patentanſpruchs gar nicht zufommt, jo ift die Klage einfach abzumeiien, 
nicht etwa der Anjpruch im Sinne diefer bejchränfenden Auslegung 
anders zu fallen. Immerhin fann eine joldhe Enticheidung für Die 
fünftige Auslegung des Patents von Wert jein, indem aus derjelben 
3 B. hervorgeht, daß nur die Kombination mehrerer Elemente, nicht Dieje 
im einzelnen in den Schuß des Patents aufgenommen find (Kohler, 
Handb. S. 368, 369). Dagegen iſt es micht Aufgabe des Nichtigfeits- 
verfahrens, eine Entſcheidung darüber herbeizuführen, ob eine konkrete 
Mafnahme des Klägers eine Verlegung des Patents darjtelle. Ein 
Ausipruch in diefer Richtung kann nur auf dem Wege einer bei den 
ordentlichen Gerichten zu erhebenden Feititellungsflage herbeigeführt 
werden. (RG. PB. 1892 ©. 611, Gareis IX 374 ff.; RG., PBl. 1894 
©. 446; RG., Bolze XIX Nr. 123; Kohler a. a. O. ©. 370; bezügl. der 
Feſtſiellungstia e vgl. N. 13 zu 8 4. ) 

Die blohe Befürchtung, es fünne die Ausführung der Erfindung 
einmal auch in einer Weije erfolgen, daß damit in ein älteres Patent 
eingegriffen würde, während die in der Bejchreibung der Erfindung dar- 
gelegte Ausführung einen ſolchen Eingriff nicht erfennen läßt, recht— 
fertigt noch nicht die Einichränfung des Patents. (RG., PBl. 1893 
©. 75, Gareis X 224 ff.) 

Kein Grund zu einer Beichränfung des Patents ift ferner dann 
gegeben, wenn die dem Bellagten patentierte Erfindung nur unter 


Teilweiſe Nichtigkeit. — Zurüdnahme des Patents. 155 


gleichzeitiger Benugung einer anderen Erfindung, für welche der Kläger 
ein älteres Patent bejigt, benußt werden fann, joferne nicht etwa dieſe 
andere Erfindung in der Beichreibung der angefochtenen Erfindung als 
Teil der letzteren erjcheint, die letztere aljo nicht mit der Erfindung 
des Klägers teilmeife identisch ift. Eine Beichränfung hätte aljo 3. B. 
zwar dann einzutreten, wenn für A eine Majchine mit einer neuen 
Steuerung patentiert wäre, für welche B ein älteres Patent, jedoch 
ohne dieſe Steuerung, befißt; da8 Patent des A müßte auf die 
neue Steuerung beichränft werden. Lautet dagegen das Patent des A 
nur auf die von ihm erjonnene Steuerung, wodurd eine Berbeflerung 
der von B fonitruierten Maſchine erzielt werden joll, jo kann zwar 
dasjelbe nur unter Benutzung des B'ſchen Patents verwertet werden, 
es ift von Ddiejem abhängig, zu einer Beichränfung des ohnehin auf 
diefe Einzelvorrichtung eingeichränften Patents bejteht aber fein Anlaß. 
Ebenjowenig aber ift der Nichtigfeitsrichter dazu berufen, die Ab— 
hängigfeit des angefochtenen Patent von einem anderen ab 
. N. 7 zu 83 und die dort citierten Entſcheidungen; vgl. auch R 
Bolze XIX Nr. 127, 128). 


s 11. 
Das Patent fann nach Ablauf von drei Jahren, von dent 
Tage der über die Ertheilung des Patents erfolgten Bekannt— 
machung ($ 27 Abjat 1) gerechnet, zurüdgenommen werden: 

1. wenn der PBatentinhaber es unterläßt, im Inlande die Er— 
findung in angemefjenem Umfange zur Ausführung zu 
bringen, oder doch alles zu thun, was erforderlich ift, um 
dieje Ausführung zu fichern; 


2. wenn im Öffentlichen Intereſſe die Ertheilung der Erlaubniß 
zur Benußung der Erfindung an andere geboten erjcheint, 
der Tatentinhaber aber gleichwohl fich weigert, dieſe Er— 
laubniß gegen angemefjene Vergütung und genügende Sicher: 
ftellung zu ertheilen. 

Androhung der Zurüdnahme 8d, Deffentliches Interefie 1. 

Untrag auf Zurüdnahme 4. ı NRüdwirfung der Zurücknahme ausge» 
Austührung 7 e. ſchloſſen 6. 

Austäbrunassiang 7. Sicherſtellung 80. 

Erforderliche Schritte zur Ausführung 7e. Teilweiſe Jurüdnabme 5. 

Ermefien des Batentamts 2. Umfang, angemeilener 7d. 

Frift sur Ausführung 3. ' Bergütung Se, 

Ligenzerteilung 7e, bb. Buftändigfeit 4. 

Lizenzzwang 8. 





1. Der vorjtehende Paragraph ftatuiert einen indireften Aus— 
führungsd- und Lizenzzwang. Er joll (nad) den Motiven 3. Entw. 
v. 1877 S. 26) verhüten, da der PBatentinhaber in einer nur jeinem 
periönlichen Intereſſe vorteilhaften, der Gewerbjamtfeit und Wohlfahrt 
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feines Landes aber nachteiligen Weife über jein Patent verfüge, indem 
er entweder den Gegenftand des Patentes im Inlande überhaupt 
nicht zur Ausführung bringt, jondern die durch das Patent gejchüßte 
Produktion völlig in das Ausland verlegt, um von dort aus deren Er- 
zeugnifje dem Inlande zuzuführen (hiegegen richtet ſich Ziff. 1), oder 
die Benugung der Erfindung im Inlande ſich ausichlieglich vorbehält 
und dem gemäß jedem anderen Betriebsunternehmer die Benußung ver- 
jagt, obwohl es im öffentlichen Intereſſe gelegen wäre, daß aud) anderen 
Perſonen das Necht der Mitbenugung zuftände (hier ſucht Ziff. 2 ein- 
zugreifen). Demnach ift e8 das Öffentliche Interejje, mas gegen- 
über dem durd das Patent gemährleifteten Intereſſe des einzelnen in 
8 11 jeinen Schuß finden joll, d. i. „das für Die gemeine Wohlfahrt 
weſentliche Intereſſe der Gewerbjamfeit des Inlandes in dem Sinn, 
daß darunter begriffen werden Die Intereſſen der inländifchen Gemwerbe- 
treibenden, in Gewerben bejchäftigten inländiichen Arbeiter und in» 
ländiſchen Abnehmer gewerblicher Erzeugnifie”. (RG., PB. 1889 ©. 137 ff. 
Gareis VII 270), wobei im Falle der Kollifion der Intereſſen der 
deutichen Gemerbsinduftrie mit anderen inländiichen wirtichaftlichen 
Anterefien, 3. B. ſolchen des Zwiichenhandel3, erftere in den Vordergrund 
treten (PU., PB. 1889 ©. 25, Gareis VI 288). 

Das Öffentliche Intereſſe iſt als entjcheidendes Moment aller- 
dings nur in Ziff. 2 ausdrüdlich erwähnt. Es muß aber zweifellos 
auch dann obwalten, wenn auf Grund der Ziff. 1 die Zurüdnahme 
ausgejprochen werden joll; denn nicht „angemejjen” ift der Umfang der 
Ausführung eben nur dann, wenn diefe nicht dem öffentlichen Intereſſe 
entipricht. (Kohler, Handb. ©. 619 Anm.*; vgl. bezüglich des Erforder- 
nifjes des öffentlichen Intereſſes RGC. Bd. 9 ©. 131, in PBl. 1883, 
©. 330, Gareis IV 182; PA, PBl. 1883 ©. 73, Gareis IV 165; PA., 
PMZB. VII230, wo die Klageabweijung u. a. damit begründet it, 
daß die Klage in erjter Linie nicht das öffentliche Onterefte, jondern 
das rein private Intereſſe verfolgt, ein Gutachten des PA. über Die 
Tragweite des Patents herauszufordern; vgl. auch N. 2.) 

2. Zum Unterjchiede von $ 10, welcher die Nichtigfeitserflärung, 
wenn eine ihrer Vorausjegungen und ein Antrag vorliegt, zur Pflicht 
macht, ftellt $ 11 die Zurüdnahme des Patents in das pflihtgemäße 
Ermejjen der Behörde; das Patent „kann“, e8 muß nicht zurüd- 
genommen werden, troß des Vorhandenjeind der Vorausjegungen für 
die Zurücdnahme iſt es möglich, daß die Behörde von der ihr erteilten 
Befugnis feinen Gebrauch macht (PA., PBl. 1883 ©. 73, Gareis 1V 165). 
Sie wird bejonders dann davon abjehen, wenn dem PBatentinhaber feine 
ichuldhafte Pilichtwidrigfeit zur Laft fällt. (Kohler, Pat.R. ©. 207; 
NIE. 22 ©. 130, im PBl. 1889 ©. 137, Gareis VII 270.) Da übrigens 
nad Ziff. 1 die Zurüdnahme jchon dann unzuläſſig ift, wenn der Pa— 
tentinhaber alles getan hat, was erforderlih ift, um die Ausführung 
der Erfindung zu jichern und von ihm doch nur gefordert werden fann, 
was in feinen Kräften fteht, ift injoferne die ſchuldhafte Pflichtverlegung 
ihon zur gejeßlichen Bedingung der Zurüdnahme erhoben und es 
hängt daher nur in den Fällen der Ziff. 2 die Berücjichtigung des jub- 
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jettiven Berjchuldens vom Ermeflen der Behörde ab. Außerdem kann 
namentlich das mangelnde öffentliche Antereffe an der Ausführung der 
Erfindung auch in den Fällen der Ziff. 1, wo dieſes Intereſſe nicht 
ausdrüdlich hervorgehoben ift, dazu führen, daß die Zurüdnahme unter- 
bleibt. Allein das Erfordernis des öffentlichen Intereſſes ift jhon aus dem 
Tatbeftande der Ziff. 1 herauszulefen — ſ. N. 1 —, jo da auch in diefer 
Hinficht von einem völlig freien Ermefjen des PA. nicht die Rede jein kann. 

3. Nad Ablauf von drei Jahren fann die Zurüdnahme 
erft erfolgen, d. 5. jo lange Zeit ift dem Patentinhaber unter allen 
Umftänden gegönnt, um die erforderlichen Schritte zur Ausführung der 
Erfindung zu thun und es fann vorher eine Enticheidung nicht ge- 
troffen werden. Die Frift wird von dem Tage der über die Er- 
teilung des Patents erfolgten Befanntmahung ($ 27 Abi. 1) 
gerechnet (gem. Zuſatz der Novelle); der Endpunkt der Friſt bejtimmt 
ih nad BGB. 88 187 Abſ. 1, 188 Abi. 2 u.3. Es ift übrigens nicht 
ausgefchlofien, daß der Antrag auf Zurüdnahme jchon vor Ablauf der 
dreizährigen Friſt geftellt wird in der Erwartung, daß der Patentinhaber 
dieje Doch fruchtlos werde verjtreichen lafjen und die Beſchlußfaſſung 
erft nach Ablauf der Friſt erfolgen werde. Auf Grund einer jolchen 
verfrühten Klage kann, wenn die Frift inzwifchen wirklich verſtrichen 
und innerhalb derjelben jeitens des Patentinhabers dem Gejege nicht 
Genüge getan ift, die Zurüdnahme ausgejprochen werden, joferne da— 
durch die Hechtöverteidigung des Beklagten feine Einichränfung erfährt 
(PA. u. RG., PB. 1887 ©. 39 ff, Gareis VI 247). Dagegen bedeutet 
die Beftimmung der dreijährigen Frift nicht, daß der Batentinhaber 
die Zurüdnahme de3 Patents nur durch Ausführungshandlungen oder 
Lizenzgewährung innerhalb diefer Frift verhüten könne und dab etiva 
jolhe Akte, welche in die Zeit nad Ablauf der Friſt, aber vor An- 
ftellung der Klage fallen, wirkungslos wären. Vielmehr find ihm alle 
Handlungen, welche er bis zur Stlageitellung vornimmt und durch welche 
er den Anforderungen des $ 11 Nr. 1 oder 2 entipricht, anzurechnen, 
aljo z. B., wenn die lage erjt nach 5 Jahren jeit Bekanntmachung der 
PBatenterteilung geftellt wırd, Ausführungshandlungen, welche erjt im 
vierten oder fünften Jahre vorgenommen jind, jollten auch die erjten 
drei Jahre ohne jede Ausführungshandlung vergangen fein. (PA., 
PBl. 1883 ©. 73, 1889 ©. 255, 1891 ©. 173, Gareis IV 165, VII 232, 
IX 311). Sogar die Berücfichtigung jolcher Ausführungspandlungen, 
welche erft nach der Klageerhebung vorgenommen find, ift nicht ausge- 
ihlojien, namentlich dann nicht, wenn der Ausführung der Erfindung 
vorher objektive Hindernijje ran (RG., PBl. 1893 ©. 205, 
Gareis X 242; RG. PMZBL. V 

4. Zuftändig für Die En it das Batentamt ($ 13); 
gegen jeine Entjcheidung ift Berufung zum Reichsgericht zugelafien ($33). 
Das Verfahren wird nur auf Antrag eingeleitet (ſ. darüber 88 28 ff.). 

5. Aucd ohne ausdrüdlihe Beitimmung muß angenommen 
werden, daß die Zurücknahme, joweit die Erfindung ihrem Inhalte 
nach teilbar ift, (vgl. N. 9 zu $ 10) auf einen Teil der Erfindung 
iih beſchränken fann, wenn der Batentinhaber nur teilweije die Er- 
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findung ausgeführt oder zum Gegenftande eines Lizenzvertrages gemacht 
hat. a dem Batentinhaber außer dem Hauptpatent ein Zuſatz— 
patent erteilt, jo bringt die Zurücdnahme des Hauptpatents nicht not- 
wendig die des Zujagpatents, die Zurüdnahme des legteren nicht not- 
wendig die des erfteren mit jich (j.R.5 zu $ 7). Mebrigens wird im 
der Negel mit der Zufagerfindung, wenn dieje eine wirkliche Verbeſſerung 
der Haupterfindung enthält, auch dieje ausgeführt, oder doc; wenigjtens 
durch die Ausführung der Zufaßerfindung dem öffentlichen Intereſſe 
Genüge getan, jo daß damit der Zurüdnahme auch der Haupterfindung 
vorgebeugt ift. (PA., PB. 1889 ©. 39, Gareis VI 294). 

6. Die Zurüdnahme hat feine rückwirkende Kraft, fie wirkt 
erjt von der Rechtskraft des Beichluffes an, jo daß von da an die Er- 
findung, ſoweit die Zurüdnahme reicht, gemeinfrei ift, während Patent- 
verleßungen aus der Zeit vorher noc verfolgt werden können und nur 
die abwehrende Klage mit der Zurüdnahme gegenjtandslos ift. 

7. * 1.) Zweck des durch dieſe Beſtimmung dem Patent— 
inhaber auferlegten Ausführungszwanges iſt, das Intereſſe der in— 
ländiſchen Induſtrie dagegen zu ſchützen, daß unter Mißbrauch eines 
Patents die Vorteile einer beſtimmten gewerblichen Produktion entweder 
der Allgemeinheit gänzlich vorenthalten oder in der Hauptſache lediglich 
dem Auslande zugemwendet werden, ftatt die inländiiche Betriebjamteit 
zu heben. (RGE. BD. 968.131, im PBl. 1883 ©. 330, Gareis IV 182, 
PU, PMZBI. II 148 und oben N. 1, insbejondere die Bemerkungen 
über das Öffentliche Jnterejie.) 

Damit das Patent nicht der Zurüdnahme unterliege, ijt vom 
Geſetze verlangt, da im Inlande der Batentinhaber die Erfindung 
in angemefienem Umfange zur Ausführung bringe oder doch alles 
tue, was erforderlich tft, um dieſe Ausführung zu jidhern. 

a) Ueber den Begriff „Inland“ ſ. N. 12 zu 84. Die Konjular- 
gerichtsbezirte können hier jinngemäß nicht als Inland gelten. Die Aus- 
führung in Italien und der Schweiz tft der Ausführung im Inlande 
unter gewijjen Vorausjegungen gleichgeftellt (j. die Art. 5 der Ueber- 
einfommen mit Italien und der Schweiz unter Ziff. V dieſes Buches; 
j. auch lit. b diejer N.). 

b) Feder Anhaber eines deutihen Patents ijt dem 
Ausführungszwange im Sinne der Ziff. 1 des $ 11 unterworfen, auch 
derjenige, welcher einem ausländiichen Staate angehört, mit dem das 
Deutiche Reich in Bezug auf Patentihug in einem Bertragsverhältnijie 
jteht. Wenn in einem mit einem ausländiichen Staate getroffenen Ueber- 
einfommen, wie 3. B. in Art. 5 des Ue. mit der Schweiz vom 13. April 
1892 (j. Ziff. V diefes Buches) beftimmt ift, daß die an die Nichtaus- 
führung einer Erfindung ſich fnüpfenden Nechtsnachteile auch dadurd 
ausgejchlojjen werden, daß in dem Gebiete des anderen Teils die Aus- 
führung erfolgt, jo jeßt dieje Beſtimmung voraus, daß die Erfindung 
auch in dem betr. Bertragsftaate patentiert ilt. (NGE. 37 ©. 49.) 

Wenn übrigens das Gejeg die Ausführung im Inlande dent 
Batentinhaber zur Pflicht macht, jo ift damit nicht gejagt, daß der Ra- 
tentinhaber perjönlich Ausführungshandlungen vornehmen müſſe. Es 
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genügt vielmehr, wenn nur überhaupt die Erfindung in ange- 
mejjenem Umfange im Inlande ausgeführt wird. Dem Batent- 
inhaber werden aljo vor allem Ausführungshandlungen angerechnet, welche 
jeine Lizenzträger vornehmen, aber aud) ſolche Ausführungshandlungen, 
welche wider jeinen Willen durch unberedhtigte Dritte vorgenommen 
werden, foferne dadurch die inländiiche Induſtrie tatjächlich eine Be- 
fruchtung erfährt. (RG., PMZBI. V 98; vgl. Kohler Handb. ©. 633.) 

e) Ausführung der Erfindung ift Herbeiführung und gewerb- 
lie Verwertung de3 ihr eigentümlichen techniichen Erfolges. Nicht 
jede Art von Benutzung des Erfindungsgegenftandes ift aljo Aus— 
führung der Erfindung. So fann ald Ausführung einer Erzeugnis- 
Erfindung nicht ſchon das Gebrauchen oder nverfehrbringen, jondern 
nur die Herjtellung des Erzeugnijjes, unter Umftänden zuſammen mit 
Gebrauh und Inverkehrbringen, als Ausführung einer Berfahrens- 
erfindung nur die Anwendung des Verfahrens gelten. Wer demnach ein 
Erzeugnis, welches den Gegenſtand der patentierten Erfindung bildet, 
vollftändig im Auslande herjtellen läßt und dann in das Inland ein- 
führt, genügt feiner Verpflichtung, die Erfindung im Inlande auszu- 
führen, in der Regel nicht. (PA. u. RG., PB. 1887 ©. 39, Gareis VI 
253; PA, PBl. 1889 ©. 25, Gareis VI 288; RG., PB. 1887 ©. 39, 
PMZB. IV 19). Freilich verlangt das öffentliche Intereſſe nicht jtets, 
daß die Ausführung der Erfindung volljtändig im Anlande erfolge. 
Manchmal ift dies gar nicht möglidy (vielleicht weil die betr. Produktion 
im Inlande nicht durchführbar ift, Kohler, Handb. ©. 622). In 
manchen Fällen genügt es, wenn die Wirkung der eigentlihen Aus- 
führung dem Inlande zugute fommt. (Wenn das PA. in der Entich. 
PBl. 1884 ©. 321, Gareis V 219, die Zurüdnahme nicht ausipradı, 
obwohl der Patentinhaber die Herjtellung der Erfindungserzeugnijie im 
Inlande unterlaflen hatte und wenn es die Abweijung der Klage damit 
begründete, daß im gegebenen Falle der Schwerpunft der volfswirt- 
ihaftlichen Bedeutung der geichüßten Vorrichtung nicht in der Her— 
ftellung, fondern in der Anwendung liege, jo war das PA. hiebei von 
der Erwägung geleitet, daß das öffentliche Intereſſe eine vollitändige 
Ausführung im Inlande nicht erheiiche und daß diejem Intereſſe Ge- 
nüge geichehe, wenn die in der Hauptſache im Wuslande geichehene 
Ausführung ihre befruchtende Wirkung auch auf die inländische Induſtrie 
erftrede. Dagegen wollte das Patentamt nicht, wie angenommen wurde, 
den Gebraucd des Erfindungsgegenjtandes als eigentliche Ausführung 
der Erfindung gelten laſſen). Werden die einzelnen Teile im Auslande 
angefertigt, während im Inlande nur die Zuſammenſtellung Ddiejer 
Teile, die Montierung des Ganzen erfolgt, ſo iſt dies feine Aus— 
führung im Inlande. (BU, ſ. Schanze in R. u. U. I1 169.) 

Es muß ferner die patentierte Erfindung zur Ausführung 
fommen, nicht etwas, was der Batentinhaber irrtümlich als eine unter 
das Patent fallende Maßnahme anfieht (RG. PMZBI. V 98). Es ge- 
nägt, wenn bie Erfindung ihrem Wejen nad ausgeführt wird, jollte 
auh in unbedeutenden fonftruftiven Einzelheiten von der Batent- 
beſchreibung abgewichen werden (PA., PBl. 1884 ©. 321, Gareis V 219, 
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R.u. 1.155; PA u. RG., PB. 1884 ©. 25, Gareis IV 193). Häufig 
ift e8, um die Erfindung auszuführen, notwendig, fonftruftive Ber- 
änderungen vorzunehmen oder die Konſtruktion überhaupt erſt Hinzu- 
zufügen (vgl. Kohler, Handb. H. 629). Die ganze Erfindung mu 
ihrem Wejen nach zur Ausführung fommen und zwar im Inlande 
(vgl. hiezu Kohler, Handb. ©. 631.) Es ift daher nicht ausreichend, 
wenn von mehreren wejentlichen Elementen eines Erfindungserzeug- 
nifies nur das eine im Jnlande, die anderen aber im Auslande herge- 
jtellt werden. Insbeſondere erjcheint ed, wenn die Erfindung in der 
Anbringung einer Vorrichtung befteht, welche nur durch ihr Zuſammen— 
wirfen mit bereits befannten Einrichtungen den der Erfindung eigen- 
tümlichen technifchen Erfolg erzielt, nicht als eine Ausführung dieſer 
Erfindung, wenn lediglich der körperliche Gegenftand, der die neue Vor— 
richtung bilden fol, im Inlande hergeftellt wird; denn dieſer ift eben, 
für fich betrachtet, nicht der Gegenftand der Erfindung. (Bgl. die €. 
des PU. vom 9. November 1893, Schanze, R. u. U. II 169. Was 
Schanze a.a. ©. S. 175 dagegen ausführt, ift micht ganz zutreffend. 
Der Begriff des Erfindungsgegenftandes darf in Fällen diejer Art nicht 
auf die fürperliche Sache, die zur Erzielung des erjtrebten technijchen 
Erfolges in gewifier Weije verwendet werden joll, beſchränkt werden. 
Nicht jeder jelbjtändige Gegenstand ift, weil er zu einer Erfindung ge- 
hört, jchon für fich der „Erfindungsgegenftand“. Als ſolcher erjcheint 
die in einer ganz beftimmten Art mit anderen Elementen zujammen 
werwendete körperliche Sache nur in der eigenartigen Berbindung und 
Verwendung, welche für die Erfindung harakteriftiich it. Trotzdem ift 
das Patentamt, indem es die Zurüdnahme ausſprach, zu weit gegangen, 
weil in dem gegebenen Falle nicht nur die Herftellung des für die neue 
Vorrichtung beitimmten Gegenftandes, jondern auch die Anbringung 
desjelben an der Majchine, zu deren Berbeflerung er diente, im In— 
lande erfolgte, während im Auslande nur diejenigen Teile produziert 
wurden, welche jchon vor der Erfindung befannt gewejen waren.) 
Was jpeziell die Verfahrens. Erfindung betrifft, fo ift es gleich. 
gültig, woher die dazu erforderlichen Materialien bezogen werden, wenn 
nur das Verfahren jelbit in allen feinen mejentlihen Abjchnitten im 
Inlande durchgeführt wird. (Stephban-Schmid ©. 64.) Bezieht ſich 
die Erfindung auf mehrere Anwendungsgebiete, jo ift fie im allgemeinen 
nur dann zur Ausführung gebracht, wenn die Ausführung auf allen 
Anwendungsgebieten geichehen ift. Kommt aber die Erfindung haupt- 
jählich für ein Gebiet in Betracht, während fie auf dem anderen von 
nebenjächhliher Bedeutung ift, jo genügt es, wenn die Ausführung auf 
dem eriteren Gebiete erfolgt. (PU., PMZBL. VI 261; vgl. auch PAU., 
ebenda VII 210, wo dem Batentinhaber freigeftellt ift, auf welchem von 
mehreren Anmwendungsgebteten er die Erfindung in angemefjenem Um— 
fange ausführen will, während das NG. dajelbjt die Enticheidung von 
den Umftänden des Falles abhängig zu machen jcheint.) Iſt ein Ber- 
fahren und zugleich eine dazu gehörige Vorrichtung (Majchine ꝛc.) ge- 
Ihügt, jo wird dadurch, daß die Vorrichtung im Inlande hergeftellt 
wird, die dann zum Zwecke der Verwendung zu dem patentierten Ber- 
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fahren nad) dem Auslande geht, die auf das Verfahren bezügliche Er- 
findung nicht zur Ausführung gebracht, jo daß das Patent in Anjehung 
des Verfahrens der Zurüdnahme unterliegt, während es hinfichtlich der 
Vorrihtung aufrecht erhalten bleibt. 

d) Die Ausführung muß in angemejjenem Umfange ftatt- 
gefunden haben. Ob dies der Fall ift, muß nad) der konkreten Sad)- 
lage beurteilt werden, wobei hauptſächlich die Intereſſen der ein- 
Ihlägigen Jnduftriezweige, in zweiter Linie auch die des fonjumierenden 
Publifums zu berüdfichtigen find (PA., PBl. 1887 S. 169, Gareis VI 
269). Der Umfang der Ausführung im Inlande ift aljo fein an« 
gemejjener, wenn damit der inländiiche Bedarf im wejentlichen nicht 
gededt wird; insbefondere ift er es, ſoweit e3 fi um eine Erfindung 
handelt, deren Ergebnis die Herjtellung eines Erzeugnifjes ift, dann 
nicht, wenn im Inlande nur einige wenige Eremplare hergeftellt werden 
und in der Hauptjache der inländiiche Markt vom Auslande her be- 
dient wird. (RG., PB. 1889 ©. 137 ff., ©. 421, Gareis VII 232, 
270; RG., PBl. 1891 ©. 53, 531, Gareis IX 402, 435; j. aber aud) 
unten lit. e.) 

e) Iſt es zur tatfächlihen Ausführung der Erfindung nicht ge— 
fommen, jo genügt e3 doch, damit das Patent vor der Zurüdnahme 
bewahrt bleibt, daß der Patentinhaber alles getan hat, was er- 
torderlih ijt, um die Ausführung im Inlande in an- 
gemejjenem Umfange zu jihern, d. h., daß er die erforderlichen 
Anftrengungen hiezu gemacht hat, wenn ihn dieje auch infolge äußerer 
Hindernifje techniicher oder wirtichaftlicher Art bisher nicht zum Ziele 
geführt haben. Das Geſetz hat aljo injoweit dem Mangel eines Ber- 
Ihuldens auf Seite des PBatentinhabers ausdrüdlic; Rechnung getragen 
(vgl. NR. 2). Bei Prüfung der Trage, ob der PBatentinhaber in pflicht- 
gemäßer Weije darauf Hingewirkt hat, die Ausführung im Inlande zu 
ihern, müjjen die Umſtände des Falles berüdjichtigt werden. Nicht 
‚Jelten vermag ſich eine Erfindung, zumal eine jolhe von namhafter 
Bedeutung, wegen der mit ihr verbundenen Ummwälzung bejtehender 
Zuftände und der Schwierigkeit der Ausführung nicht alsbald Bahn 
zu brechen, jo daß die dreijährige Friſt nicht genügt, um alle Hinder- 
nifie zu befeitigen. (Vgl. RG., Rt. u.U.1 174; PA, PMZBL. II 148; 
RG., Bolze XXII Wr. 118, 131; ferner RG., PB. 1890 ©. 71, einen 
Fall betreffend, in welchem die inländijche Jnduftrie noch nicht jo weit 
entwidelt war, um den Gegenftand der Erfindung in zufriedenftellender 
Reije berzuftellen.) 

Immer aber muß aus dem Verhalten de3 PBatentinhabers her- 
vorgehen, daß er die ernste Abjicht Hat, die Erfindung im Inlande 
zur Ausführung zu bringen und daß er in Verfolgung diejer Abficht 
bisher ſchon alles getan hat, was in jeinen Kräften ftand. (RG., PBl. 
1891 ©. 345; RG., PMZBL. IV 19.) Seine Bemühungen dürfen alſo 
nicht nur zum Scheine angewendet worden jein (vgl. RG. Bolze VIII 
Nr. 139) und e3 darf fich nicht herausitellen, daß er mit den gemachten 
Anftrengungen Halt gemacht hat, ohne daß äußere Hindernifje ihn hiezu 
zwangen. Ein joldhes Äußeres, den Patentinhaber entjchuldigendes 

Dr. Bb. Altfeld, Kommentar 5. d. Gejegen betr. d. Erfindungsihug:e. 11 


162 I. Patentgeſetz. $ 11. 


Hindernis ift insbejondere nicht der Umftand, daß die Fabrifation im 
Anlande dem im Auslande mwohnhaften und produzierenden Batent- 
inhaber eine Täftige Konkurrenz bereiten würde; eine ſolche Folge der 
Patentnahme im Inlande muß er ji gefallen” lajien (RG., PM8Bl. 
V 2%). Ebenjowenig kann es ala ein den Patentinhaber befreiendes 
Moment angejehen werden, daß die Ausführung im Inlande nicht 
ſchon für die nächfte Zeit Vorteile abwerfen würde, durch welche die 
zu machenden Aufwendungen ſich bezahlt machen würden oder daß die 
Ausführung im Auslande größeren Nugen abwirft, al3 im Inlande 
zu erwarten ift. Nur wenn auf abjehbare Zeit hinaus feine Ausjicht 
auf einen irgendwie nennenswerten Abjat bejtünde und anzunehmen 
wäre, daß die Abjagverhältnifje ſich auch nicht beſſern Tiefen, müßte 
der Patentinhaber als entichuldigt gelten. (R®., Bolze XII Nr. 108; 
RG., POL. 1891 ©. 345, 531, Gareis IX 415, 435; RG., PMZBL. IV 
19; vgl. auch RO. in R. u. U. Yvı 159.) Dies tann ı. a. dann der Fall 
fein, wenn ein Dritter gemäß $ 5 das Benugungsrecht für fih in An- 
ijpruch nimmt. Solange hierüber feine Enticheidung getroffen ift, kann 
in dem Falle, daß diejes Benugungsrecht jede Ausſicht auf einen Nutzen 
nehmen würde, von dem Patentinhaber nicht verlangt werden, daß er 
zur Ausführung jchreite. (PA, PMZBI. VII 230.) 

Als ein Äußeres Hindernis der Ausführung muß es wohl be- 
trachtet werden, wenn die Erfindung unausführbar ift. Liegt es 
nicht am Patentinhaber jelbit, dieſes Hindernis zu beheben, jo fann 
auch nicht davon die Nede jein, daß er nicht alles Erforderliche zur 
Sicherung der Ausführung getan habe. (RG., Zeitichr. f. gewerbl. 
Nedtsichug 1892 ©. 28.) Dann ift der richtige Weg, das Patent zu 
bejeitigen, die Nichtigfeitöflage wegen mangelnder Ratentfähigfeit ($ 10 
Nr. 1). Konnte aber der Batentinhaber das Hindernis wegräumen, 
d. h. die Erfindung jo ausgejtalten, daß jie ausführbar wurde und hat 
er dies umterlafien, jo fteht der Zuläffigkeit der Zurüdnahme nicht ent- 
gegen, daß auch ein Nichtigfeitsgrund vorliegt; denn diejer kann nad - 
Ablauf von fünf Jahren nicht mehr geltend gemacht werden ($ 28 
Abi. 3), während für den Antrag auf oe eine ſolche Präkluſiv— 
friſt nicht bejteht. (Vgl. RG, PMZBI. IV 1 

Hat der Batentinhaber den redlichen Hllen an den Tag gelegt, 
die Ausführung entjprechend zu fihern und haben fid) ihm äußere 
Hindernifje in den Weg gelegt, die er nicht überwinden g Berl jo er- 
hält er ſich durch jeine Bemühungen das Patent auch dann, wenn die 
Beieitigung der Hinderniſſe an jeinem Ungeſchick und Mangel an Ge- 
ihäftsfunde jcheitert (Kohler, Pat. u. Ind. R. II 44). Dagegen ver- 
mag ihn weder ein Irrtum über die Tragweite des Patents (vgl. RG., 
PM ARL. V 98) noc Unkenntnis des Geſetzes (vgl. RG., PBl. 1893 
©. 205, Gareis X 242), zu jchüßen, wenn der Irrtum beziehungsweie 
Die Untenntnis zu vermeiden war, während ihm anderenfalld ein ge- 
—— Entſchuldigungsgrund zur Seite ſteht (vgl. RG. Bolze XXII 

r 
döglicherweiſe ſtößt die Ausführung der Erfindung auf Wider- 
jpruc ſeitens der Polizeibehörden, von deren Genehmigung 
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die Errichtung der erforderlichen Fabrifanlagen abhängt; auch in einem 
jolhen Falle hat der Batentinhaber das Erforderliche erft dann getan, 
wenn er alles aufgeboten hat, um das Hindernis zu bejeitigen, wenn 
er fih aljo bemüht hat, die ablehnende Haltung der Behörde zu über- 
winden und wenn er auf den gleichen Widerſpruch überall geſtoßen ift, 
wo etwa jonft noch die Fabrıfation möglich wäre. (RG., Bolze XII 
Ar. 108, im PB. 1891 ©. 345, Gareis IX 415.) 

Im einzelnen fann als eine genügende Anftrengung zur 
Sicherung der Ausführung betrachtet werden 

aa) die Errichtung und Inſtandſetzung von Fabrikräumlich— 
feiten, in welden die Herjtellung des Erfindungserzeugnifies erfolgen 
jol, die Anihaffung von Maichinen u. dgl. (Robolsfi ©. 188, vgl. 
PA. u. RG., PB. 1891 ©. 173), nicht aber der bloße Ankauf eines 
Grundjtüds, um darauf die erforderlichen Anlagen zu errichten, wenn 
diefe Errihtung nicht aldbald erfolgt ift (RG., PBl. 1883 ©. 329); 

bb) die Erteilung von Lizenzen an leiftungsfähige ein- 
heimische Fabrifen, von melden anzunehmen ift, daß fie jchon in 
eigenem Intereſſe die Erfindung ausführen und damit fürs Inland 
nugbar machen werden (PA., PBl. 1889 ©. 255, 1892 ©. 189, Gareis 
VII 228, IX 462; RG. in R. u. U. VI 160). Haben die Lizenzträger 
entgegen diejer berechtigten Annahme die Erfindung tatjächlih nicht 
zur Ausführung gebracht oder die Ausführung alsbald wieder ein- 
geitellt, jo jchadet dies dem Patentinhaber nur dann, wenn ihn dabei 
ein Verſchulden trifft, 3. B. injoferne, als er die Lizenzgebühren jo hoch 
bemaß, daß die Fabrikation fich nicht rentierte (RG., PMZBI. V 98), 
nicht aber dann, wenn der Mangel an Nachfrage zur Einjtellung der 
Produktion zwang (PA., PB. 1892 ©. 189, Gareis IX 462), noch auch 
dann, wenn die Lizenzträger jchuldhaft es unterließen, die Erfindung 
auszuführen und der PBatentinhaber alle Mittel in Bewegung gejekt 
bat, um fie zur Ausführung zu zwingen. (RG., PB. 1894 ©. 49, 
Gareid X 253.) 

Hat der Patentinhaber einer deutichen Fabrik für feine jämt- 
lihen Erfindungen eine ganz allgemeine Lizenz erteilt, jo genügt dies 
nur dann, wenn eine Gewähr dafür geboten ift, daß der Gegenjtand 
gerade des ftreitigen Patents in her u ehe Umfange zur Ausführung 
gelange (PA., PBl. 1881 ©. 167). 

Ob auch die bloße Bemühung, einen oder mehrere Lizenz— 
nehmer zu finden, den Batentinhaber vor der Zurüdnahme jchüße, 
hängt von den Umftänden des Falles ab. Nicht ausreichend ift, wenn 
der Batentinhaber nur ganz allgemein Lizenzangebote macht, insbejon- 
dere joldhe nur in Batentblättern u. dgl. ausichreibt (RG., PB. 1891 
©. 345, Gareis IX 415, Bolze XII Nr. 108; RG., PBl. 1891 ©. 597, 
Gareis IX 452, BBL. 1893 ©. 205). Auch wenn er mit einzelnen Ber- 
jonen in Unterhandlungen getreten ift, welche nicht zum Abſchluſſe 
eines Lizenzvertrages führten, kann nicht durchweg angenommen werden, 
daß er alles getan hat, was er zur Sicherung der Ausführung tun 
fonnte. Es fommt darauf an, ob die von ihm angegangenen Perjonen 
die einzigen waren, welche als Lizenznehmer für die betr. Erfindung in 
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Betraht kommen konnten oder ob er doch menigjtend an diejenige 
Perjon ſich gewandt hat, welche für die betr. Induſtrie im Inlande 
hauptjählich in Frage fam. (RG., PMZBL. V 290; vgl. RS. in R. u. 
U. VI 160.) Weiter ift wejentlicd), ob das Zuftandefommen des Lizenz- 
vertrag3 daran, daß die beteiligten gewerblichen Streije der Verwertung 
der Erfindung im Inlande fein Intereſſe entgegenbrachten, oder etwa 
an dem jchuldhaften Verhalten des Patentinhabers jcheiterte. Ein 
jolches dem Batentinhaber zur Laft fallendes Verhalten liegt 3. B. 
darin, daß derjelbe unangemefjene Bedingungen ftellte, insbejondere zu 
hohe Lizenzgebühren verlangte, daß er die Verhandlungen ohne Grund 
abbrady ꝛc. (PA., PB. 1881 ©. 167, 1883 ©. 73, Gareis Ill 200, IV 
165; PA. u. RG., PBl. 1889 ©. 255, Gareis VII 228; RG., PBl. 1887 
S. 39, 1893 ©. 205, PMZBI. II 148, IV 19; RG. Bolze IV Nr. 199, 
VII Nr. 161). Auch dann, wenn der Patentinhaber an die einzigen 
mit der einjchlägigen Fabrikation fich befafjenden Perſonen vergeblich 
mit dem Ungebot einer Lizenz fich gewendet hat, fommt es noch darauf 
an, ob er jelbjt nicht die Ausführung hätte betreiben können. Kann 
man ihm 3. B. wegen des bejchränften Abjaggebietes des Gegenjtandes 
die Errichtung einer eigenen Fabrik im Inlande nicht zumuten, jo hat 
er mit dem gehörigen Angebote an den einzigen in Betradht fommmenden 
Lizenznehmer das Geinige getan. (PU, PB. 1883 ©. 73, Gareis 
IV 165.) 

ce) Wie der Abſchluß von Lizenzverträgen, ift entiprechend auch 
der Verfauf des Patents zu beurteilen. Es frägt ſich im einzelnen 
Falle, ob für die Ausführung der Erfindung durd den Käufer eine 
Gewähr befteht. (RG., PBl. 1891 ©. 597, Gareis IX 452.) 

8. un 2.) Mit diejer Vorjchrift ift der Lizenzzwang ein- 
geführt (j. Munf, Die patentrechtliche Lizenz ©. 66 ff.). Die Zurüd- 
nahme des Patents nach $ 11 Nr. 2 hat folgende Borausjegungen: 

a) Die Erteilung der Erlaubnis zur Benußung der Erfindung 
an andere (vgl. N. 9 zu $ 6) muß im öÖffentlihen Intereſſe ge- 
boten erſcheinen (j. darüber N. 1). E3 genügt alſo nicht der Nach— 
weis, daß für den Antragiteller oder überhaupt für einzelne Perſonen 
ein Privatinterejje an der Benutzung der Erfindung bejteht. Dies reicht 
auch dann nicht aus, wenn der Inhaber eines Abhängigfeitspatentes um 
die Erlaubnis zur Benußung derjenigen Erfindung nachgejucht hat, von 
welcher jeine Erfindung abhängt. Doc fann gerade in joldhem Falle 
die Lizenzerteilung im öffentlichen Intereſſe geboten ericheinen, und 
zwar ijt dies in der Negel anzunehmen, wenn die abhängige Erfindung 
Mängel der Stammerfindung behebt, dieje aljo verbejlert. (RG., PBl. 
n S. 137 ff., Gareis VII 270 ff.; PU., PB. 180 ©. 285, Gareis 
VIII 371.) 

b) Der PBatentinhaber muß bereit3 um Erteilung der Erlaubnis 
angegangen worden jein und die Erlaubnis verweigert haben; 
und zwar muß nachgewiejen werden, daß gerade die Lizenzerteilung 
an denjenigen, der darum nachjuchte, im öffentlichen Intereſſe geboten 
gewejen wäre, daß fich alio an die Einrichtungen, zu welchen Diejer die 
Erfindung verwertet hätte, Vorteile für die ıinländiiche Gewerbſamkeit 
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gefnüpft hätten und daß diefe und damit das öffentliche Intereſſe da- 
dur geihädigt würde, dat durch die ablehnende Haltung des PBatent- 
inhabers die Abjicht des Lizenziucherd vereitelt wurde. (PA., PBl. 1884 
©. 19, Gareis V 227.) 

e) Die Weigerung de3 Patentinhaber muß eine grundloje jein 
injoferne, als fie erfolgt jein muß, obwohl der Lizenzjucher eine an- 
gemejjene Bergütung und genügende Siderftellung anbot. 
(Stephban-Shmid nehmen ©. 65 an, die Sicherheit müſſe geleitet, 
nicht bloß angeboten werden. Dies ift nicht richtig; die Sicherftellung 
mußte Zug um Bug mit der Lizenzerteilung erfolgen und dieje wurde 
grundlos verweigert, wenn dem Patentinhaber neben der angemefjenen 
Vergütung eine genügende Sicherftellung angeboten wurde, jelbftver- 
ftändlih unter Umftänden, welche feinen Zweifel daran auffommen 
liegen, daß die Sicherheit in der angebotenen Weije auch wirklich ge- 
leiftet werde.) 

d) Die Zurüdnahme muß unter Angabe von Gründen und 
unter Feitiegung einer angemefjenen Frift, innerhalb welcher der Patent» 
inhaber jeiner Berpflichtung noch nachkommen kann, angedroht jein 
($ 30 Abi. 3). Die Verfäumung der feftgejegten Friſt jchadet aber dem 
Batentinhaber nur dann, wenn der Lizenzjucher auch jett noch bereit 
it, für die Erteilung der Lizenz eine angemefjene Vergütung und ge- 
nügende Sicherheit zu leiften. 


8 12. 

Mer nicht im Inlande wohnt, fann den Anjpruch auf 
die Ertheilung eines Patent und die Rechte aus dem Patent 
nur geltend machen, wenn er im Inlande einen Vertreter be- 
ftellt hat. Der Lebtere ift zur Vertretung in dem nach Maß— 
gabe dieſes Gejeßes jtattfindenden Verfahren, jowie in den das 
Patent betreffenden bürgerlichen Rechtsjtreitigfeiten und zur 
Stellung von Strafanträgen befugt. Der Ort, wo der Ver— 
treter jeinen Wohnſitz Hat, und in Ermangelung eines jolchen 
der Ort, wo das Patentamt jeinen Sit hat, gilt im Sinne des 
$ 24 der Civilprozeßordnung ald der Ort, wo fich der Ber- 
mögenägegenjtand befindet. 

Unter Zuftimmung des Bundesrath3 kann durch Anord- 
nung des Reichskanzlers bejtimmt werden, daß gegen die An- 
gehörigen eines ausländiſchen Staates ein Vergeltungsrecht zur 
Anwendung gebracht werde. 

Anfpruch auf Batenterterlung 3a. | Geltendmahung von Redten 3b. 


Buße 3b, 5c. Serichtäftand 8. 
Erlöihen der Vertretung 7. | Inland 2. 
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Klagerechte 3b, Strafantrag 3b, 50. 
Nebenklage 3b, 5c. Subftitution 5. 
Batentamtliche® Verfahren 5a. Vergeltungsrecht 9. 
Batentanmwälte 4. | Bergütung Sp. 
Rechte aus dem Batent 3b. Verteidigung gegen Nichtigkeitsflagen ꝛc. 
Rechte des Vertreter 5; des Batent- 3b, 
inhabers 6. Vertreter 4. 
NRechtsitreitigkeiten, bürgerliche 5b. Wohnſitz 2. 


1. Der Paragraph behandelt zwei verichiedene Dinge: im erften 
Abjage den Vertreterzwang, dem derjenige unterworfen ift, der 
niht im Inlande wohnt; im zweiten Abjabe die Zuläfligfeit eines 
Vergeltungsrechtes gegen Ausländer. 


Zu Abjah I. 

2. Eines Bertreterd im Inlande bedarf, wer niht im In» 
lande wohnt, gleichgültig, ob er ein Deuticher oder ein Ausländer 
it, während auch der Ausländer, wenn er im Inlande wohnt, der 
Vertretung nicht bedarf. Ueber den Begriff „Inland“ ſ. N. 12 zu 
8 4 Doc erleidet diejer Begriff hier eine Einjchränfung injoferne, 
als im Sinne des $ 12 zum Inland nicht die Schutzgebiete zu 
rechnen find. (Kohler, Handb. ©. 414, Seligjohn N.2.) Um jo 
weniger gelten toniulargerichtsbezirfe ald Inland. Der Wohnfig wird 
durch BGB. SS 7 ff. beftimmt. Für juriftiiche Perſonen tritt deren Siß, 
d. i. in der Regel der Ort, wo die Verwaltung geführt wird, an die 
Stelle des Wohnfiges (BGB. $ 24). Der Beſitz einer Handelsnieder- 
lajjung oder überhaupt einer gewerblichen Niederlafjung im Inlande 
ift dem Wohnfige im Inlande nicht gleichzuadten (Gareis ©. 162, 
Stenglein R. 3; Seligjohn N. 2; Kohler, Handb. ©. 414). 

Einem Wohnfige ım Inlande fteht nicht gleich der Wohnjig in 
einem Staate, mit welchem das Deutiche Neich in einem Vertragsver- 
hältnijje in Bezug auf Patentwejen fich befindet, 3. B. in der Schweiz. 

Die Beftellung eines Vertreters ift auch dann erforderlich, wenn 
erjt jpäter (etwa er im Laufe der Schupfrift) der Wohnfig im In— 
lande aufgegeben und nad) dem Auslande verlegt wird oder das Patent 
auf einen im Auslande Wohnenden übergeht. Wenn von mehreren 
Berechtigten auch nur einer nicht im Inlande wohnt, jo ift doch diejer, 
jomweit er jeine Rechte geltend machen will, verpflichtet, einen inländiichen 
Vertreter zu bejtellen. (Seligjohn N. 3.) 

3. Nur injoweit der Anſpruch auf Erteilung eines 
Patents oder die Rechte aus dem Patent geltend gemadt 
werden wollen, it die Beitellung eines Vertreters erforderlih. Es 
hängt aljo namentlich der Fortbeſtand des bereit? erteilten Patents 
von der Beitellung eines Vertreters nicht ab; dasjelbe bleibt, auch wenn 
der Vertreter fehlt, beitehen (RGStr. Bd. 6 ©. 119) und es bildet da- 
her jede unbefugte Benugung des Patentgegenjtandes eine Verlegung 
des Batentrechtes. Dieje kann zwar der nicht im Inlande wohnende 
Patentinhaber, jolange er feinen Vertreter bejtellt Hat, nicht verfolgen; 
jobald aber ein Vertreter vorhanden ift, kann die Verfolgung wegen 
der vorher begangenen Berlegungen eintreten und ebenjo können dieje 
jpäter dann verfolgt werden, wenn inzwiichen der Patentinhaber jeinen 
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Mohnfig ins Inland verlegt hat oder die Anſprüche aus den Ver— 
fegungen auf eine im Inland wohnhafte Perſon übergegangen find. 

Was die Geltendmahung von Anjprüchen betrifft, welche durch 
die Beitellung eines Vertreters bedingt iſt, jo ift Darüber im einzelnen 
jolgendes zu bemerfen: 

a) Der Anſpruch auf die Erteilung eines Patents wird 
geltend gemacht durch die Anmeldung und weiterhin im Erteilungs- 
verfahren jo fange, bis die Erteilung rechtskräftig erfolgt ift (vgl. 
SS 20 ff.; Seligſohn N. 6; a. M. Rotenthal ©. 1%). Das PBatent- 
amt hat aljo, wenn der Anmelder jeiner Verpflichtung zur Bejtellung 
eines Vertreters nicht jpätejtens innerhalb einer ihm zu jegenden Friſt 
genügt, mag die Notwendigfeit der Beitellung von Anfang an vor- 
handen geweſen oder erjt im Laufe des Verfahrens eingetreten fein, 
die Erteilung des Patents zu verjagen. 

b) Unter die Redte aus dem Patent, deren Geltend- 
machung jeitens des nicht im Inlande Wohnhaften von der Beitellung 
eines inländijchen Vertreters abhängt, fallen ficher die aus der Ver— 
legung oder Störung des Patentrechts entipringenden Klagerechte 
einschließlich der Treftitellungsflage, jowie das Necht, eine einftweilige 
Berfügung zu beantragen (vgl. R. 13 zu $ 4, $ 35). Ferner gehören 
dahin das Recht, Strafantrag zu Stellen, das Recht, ſich als Neben- 
Häger der öffentlichen Klage anzuichließen und eine Buße zu verlangen 
(88 36, 37; RGEStr. 6 ©. 10, Seligjohn N.7, Stenglein N. 10; 
a. M. RGStr. 6 ©. 119). Dieje Rechte ftehen nicht nur dem Patent- 
inhaber, jondern auch demjenigen zu, der die ausichließliche Befugnis 
zur Ausübung des Patentrechtes bejchränft oder unbejchränft erworben 
hat (ſ. N. 5 zu $ 6); auch ein jolcher VBerechtigter muß aljo, wenn er 
nicht im Inlande wohnt, einen inländijchen Vertreter beitelfen, um die 
erwähnten Rechte geltend machen zu können. Nicht minder gehört zu 
den Rechten aus dem Patent das Recht auf Vergütung nah $ 5 
Abi. 2 (ebenjo Rojenthal ©. 197, Kohler, Handb. ©. 415; a. M. 
ohne Begründung Seligiohn N. 7). Dagegen ijt zum Einſpruch gegen 
Ratenterteilungen an Dritte wegen Kolliſion mit einem älteren Batent- 
rechte jedermann, nicht nur der Inhaber des legteren, befugt und ebenjo 
fteht allgemein dem Einjprechenden das Beichwerderecht zu (SS 24, 26), 
io dab hier von „Rechten aus dem Patent“ nicht die Rede jein ann 
(ebenio Seligiohn N. 7, a. M. Kloftermann, Bat.Gej. S. 198). Auch 
beſchränkt ſich der Vertreterzwang auf Rechte, welche aus dem Batent 
jelbft unmittelbar hervorgehen; er bezieht jich alſo nicht auf Anſprüche 
aus einem Lizenzvertrage. (Seligjohn a.a.D., a. M. Rojenthal 
S.198.) Durd Verzicht wird fein Necht aus dem Patent geltend ge- 
macht, vielmehr das Recht aufgegeben, aljo ift auch hiezu das Vor— 
bandeniein eines inländiichen Bertreters nicht erforderlih. (Ebenio 
Seligjohn a. a. D.) Endlich ift zu jagen, daß auch die Verteidigung 
gegen eine Nichtigkeits- oder Zurücknahmeklage ($$ 10, 11, 30), ſowie 
die Verteidigung gegen eine Klage wegen Batentveriepung, wobei * 
ſich auf das eigene Patent ſtützt und deſſen Abhängigkeit von dem 
VLatent des Klägers beſtreitet, nicht zu denjenigen Rechtshandlungen 
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gehört, deren Bornahme durch die Beitellung eines Vertreters im In— 
lande bedingt ift. Abgejehen davon, daf derjenige, weldyer einer Nichtig- 
feit3- oder Zurüdnahmeflage entgegentritt, nicht ein Recht, welches 
aus dem Patente fließt, geltend macht, jondern ſich das Patent jelbft 
zu erhalten jucht, muß angenommen werden, dat in der gegenwärtigen 
Beſtimmung, welche, wie $ 23 des Warenzeichengejeges, ergangen ift, 
um „den beteiligten Kreiſen und dem Batentamte den geichäftlichen Ver- 
fehr mit dem im Auslande wohnhaften Berechtigten zu erleichtern“ 
(Motive zu $ 23 zit.) unter „Geltendmachung“ nur ein altives Vor- 
gehen des PBatentinhabers, nicht aber die Einlafjung auf die Klage 
eine anderen zu verftehen ift. In den Fällen einer Klageſtellung 
gegen den PBatentinhaber würde der Zweck der Verkehrserleichterung 
vor allem erfordern, daß jchon zum Behufe der Klagezuſtellung ein 
Vertreter im Inlande vorhanden wäre. Diejes Erfordernis ftellt aber 
$ 12 gar nicht auf; der nicht vertretene PBatentinhaber joll nur von 
der Geltendmachung jeiner Rechte ausgeichlofjen jein; die Unmöglich— 
feit der Klageſtellung gegen den vertreterlojen ausländifchen Patent- 
inhaber wiirde aber nicht diejen, jondern den Kläger eines Rechtes be- 
tauben. Kann demmach zweifellos die Klage gegen den ausländiichen 
PBatentinhaber erhoben werden, obwohl ein Vertreter desjelben im In— 
lande nicht vorhanden ift, dann ift nicht abzujehen, warum die Ver- 
teidigung gegen die Klage nur unter der Bedingung der Bertreter- 
beitellung jtatthaft jein jollte; der Kläger hat, wenn einmal die Klage 
erhoben ift, an dem Beftehen einer folhen Vertretung faum ein erheb- 
liches Interefje. (Vgl. RGC. 42 S. 92, in PMZBL.V 30; a.M. Kloſter— 
manna.a.D., Seligjohn a. a. D.; vgl. aber defjen Kommentar zum 
Warenzeichengejeg $ 23 N. 9.) 

4. Perſon des Vertreters und Form der Beitellung. 
Jede im Inlande wohnhafte, prozeßſähige Perjon kann als Vertreter 
bejtellt werden. Dem Patentamt gegenüber hat der beſtellte Vertreter 
jeine Bevollmächtigung durch eine auf jeinen bürgerlichen Namen fautende 
Vollmacht nachzumeiien, welche der Beglaubigung nicht bedarf. (Aus— 
führungs-Verordnung vom 11. Juli 1891 — j. Anhang — $ 28 Abi. 1 
u. 2; ein Formular zu einer Vertretungsvollmacht iſt vorgejchlagen in 
PMZBL. 1 303.) Sind mehrere Perionen bevollmächtigt, jo gelten 
diejelben für befugt, ſowohl gemeinjchaftlich, als auch einzeln die Ver— 
tretung wahrzunehmen. Cine abweichende Beftimmung darf die Voll» 
macht nicht enthalten ($ 28 Abi. 3 der Ausführ.®.). 

Der Name des Vertreters wird in die Patentrolle eingetragen; 
tritt in der Perſon des Vertreters eine Aenderung ein, jo wird dieje, 
wenn fie in beweiiender Form zur Kenntnis des Patentamts gebracht 
it, ebenfalls in der Rolle vermerkt und durch den NReichsanzeiger ver- 
öffentlicht. Solange dies nicht geichehen, bleibt der frühere Vertreter 
berechtigt und verpflichtet ($ 19 d. Geſ.; ſ. dort das Nähere). 

Verlegt der Vertreter feinen Wohnfik in das Ausland, jo 
fehlt die Vertretung des Patentinhabers im Sinne des $ 12 Pat.Geſ., 
jollte auch der Vermerf in der Batentrolle noch auf diejen Vertreter 
lauten. Sobald der Vertreter aber im Inlande wieder wohnt, ift dem 
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u Genüge getan; einer wiederholten Bevollmächtigung bedarf 
e3 nicht. 

Die Vertretung in Batentangelegenheiten wird in der Negel 
Tatentanmwälten übertragen. Deren Berhältnifje find nunmehr durch 
Geſetz vom 21. Mai 1900 (RGBL. ©. 233) geregelt. Perſonen, welche, 
ohne in die Lifte der Patentanwälte eingetragen zu fein, die Vertretung 
vor dem Patentamte berufsmäßig betreiben, mit Ausnahme der Necht3- 
anwälte, kann der Präfident des Patentamt3 von dem Bertretungs- 
geichäft ausſchließen (8 17 des zit. Geſ.). Anderjeit3 darf den Patent— 
anmälten die berufsmäßige Vertretung anderer Perjonen vor dem 
Patentamte auf Grund $ 35 Abſ. 3 der Gew.Ordn. nicht unterjagt 
werden ($ 18 daj.). 

5. Rechte des Vertreters. Diejer ift kraft Geſetzes befugt 

a) zur Vertretung in dem nah Maßgabe diejes Geſetzes 
ftattfindenden Verfahren, d.i. durchweg im Verfahren vor dem 
Patentamte, mag es fih um Erteilung, Nichtigfeitserflärung oder 
Zurüdnahme eines Patents (8$ 20— 32), um Verzicht auf dasjelbe ($ 9) 
oder um Stundung bezw. Erlaß der Gebühren ($ 8) Handeln; ferner 
vor dem NReichsgerichte, wenn im Nichtigfeits- oder Zurüdnahmever- 
fahren Berufung eingelegt wird ($ 33; vgl. $ 14 der Berordn. v. 6. De- 
zember 1891, betr. das Berufungsverfahren beim Reichsgericht in Batent- 
jachen, im Anhang). Alle Zuftellungen gehen an den Vertreter. 

Die Vollmacht erjtredt fi) nicht ohne weiteres auch darauf, ein 
Bujagpatent nachzuſuchen. (So mit Recht die Praris des PA. nad 
Robolsfi ©. 148; zuftimmend Seligjohn N. 9 lit. a.) 

b) Zur Vertretung in den das Patent betreffenden bürger- 
lihen Rechtsſtreitigkeiten, und zwar nicht nur, joweit der PBatent- 
inhaber oder der zur Ausübung des Patents ausſchließlich Berechtigte 
als Kläger auftritt, jondern auch injoweit er ——— die Beſtellung 
des Vertreters alſo nicht geboten iſt (vgl. N. 3; RGC. 42 ©. 92, in 
PMBBl. V 30). Zu den „das Patent betreffenden Rechtsſtreitigkeiten“ 

ehören auch ſolche, welche aus Verträgen über Patentübertragung oder 
!izenzerteilung erwachſen. 

e) Zur Stellung von Strafanträgen wegen Verletzung 
des Patents (Zuſatz der Novelle). 

Nicht ausdrüdlich im Gejege erwähnt ift das Recht, als Neben- 
fHäger ſich der öffentlihen Klage anzuschließen und Buße zu 
verlangen. Berüdfichtigt man aber, dat auch dieje Formen der Geltend- 
macung der Rechte aus dem Patent jeitens eines nicht im Inlande wohn- 
haften Berechtigten vorausjegen, daß diejer einen Vertreter bejtelle (N. 3), 
jo ift doch nicht anzunehmen, daß das Geſetz den notwendigen Vertreter 
von der Ausübung Ddiejer Befugniſſe ausichliegen und eine bejondere 
Ermächtigung in diefer Hinficht fordern wollte, zumal ja der Anſchluß 
als Nebenkläger nur dem geftellten Strafantrage einen bejonderen Nach— 
drud verleihen und, ſoweit damit die Zuerfennung einer Buße verfolgt 
wird, dasjelbe erreicht werden joll, wa3 in einem bürgerlichen Rechts— 
ftreite mit der Entihädigungsflage erjtrebt wird. (Uebereinſtimmend 
Stenglein N. 13, und nunmehr auh Seligjohn N. 9.) 
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I. N. 4. 

Der Vertreter kann, joweit in der Vollmacht nicht das Gegenteil 
beftimmt it, einen anderen jubjtituieren (Seligjohn a. a. O.). 
Selbjtverftändlich werden dur die Beſtimmung des $ 12 die Bor- 
ichriften bezüglich des Anwaltszwanges nicht berührt; inſoweit Dieje 
in Betracht fommen, ift der Vertreter auch zur Beftellung eines An- 
walts befugt. 

Die Befugnifie des Vertreters können beliebig erweitert, aber 
mit Wirkung gegen Dritte, welche davon feine Kenntnis haben, nicht 
beijchränft werden. Eine Beichräntung in dem Sinne, dab der Ber- 
treter nicht zu allen Rechtshandlungen befugt wäre, weldye die Geltend- 
machung des Anipruchs auf PBatenterteilung oder der Rechte aus dem 
Patent betreffen, hätte zur Folge, daß die Beitellung eines Vertreters 
nad Mafgabe des $ 12 als nicht geichehen zu erachten twäre. 

Nur der Vertreter des nicht im Inlande wohnhaften Berech- 
tigten hat ohne weiteres die zu a—c aufgeführten Befugniſſe. Wenn 
ein im Inlande wohnhafter Berechtigter einen Bertreter 
bejteflt, jo ijt für den Umfang der Befugnifje diejes Vertreters der 
Inhalt der Vollmacht maßgebend. 

6. Die Befugnis des Vertreters ift feine ausſchließ— 
liche. Die vorliegende Beitimmung des Patentgejeßes jchreibt nicht, 
wie 8 23 des Warenzeichengejeges, ausdrüdlicd vor, daß die Geltend- 
machung der Rechte nur durch den bejtellten Vertreter erfolgen könne. 
Dies ergibt ſich aber auch nicht aus dem Sinn des Geſetzes. Die Be- 
itellung joll nur den gejchäftlichen Verkehr des PBatentamt3 und den 
rechtlichen Verkehr inländifcher Privatperjonen mit dem im Auslande 
wohnhaften Batentjucher, Ratentinhaber oder zur Ausübung des Patents 
Berechtigten erleichtern; Ddiejem Zwecke ijt aber genügt, wenn nur 
überhaupt der Vertreter bejtellt itt. Es fann aljo der Bollmachtgeber 
alle zur Geltendmachung feiner Rechte erforderlichen Handlungen jelbit 
vornehmen oder durch beionders Bevollmächtigte vornehmen lafien (RG.- 
Str. Bd. 6 ©. 10; RG. PMZB. V 239; RG. in R. u. U. VI 160; Selig- 
ſohn N. 11;a. M. PA., PB. 1879 ©. 649, Gareis 1 287). 

7. Erlöſchen der Vertretung. Widerruf und Niederlegung 
werden nad außen nur wirfiam, wenn jie in der Rolle vermerkt und 
ri den Neichdanzeiger veröffentlicht find (8 19 Abi. 2; j. dort das 
Nähere). 

Die Vertretung erliicht außerdem, wenn der Vertreter die Prozeß— 
fähigfeit verliert. Geht das Patent auf eine andere Perjon über, jo 
endigt die Vollmacht des bisherigen Vertreters; joll diejer Bertreter 
bleiben, jo bedarf er einer Bevollmächtigung jeitens des Erwerbers. 

Berlegt der Ratentinhaber jeinen Wohnfit vom Auslande in das 
Inland, jo erlischt damit die Vollmacht des Vertreters an fich nicht; 
doch ift von da an in Bezug auf den Umfang der Vollmacht der Partei- 
wille maßgebend (ſ. N. 5 a. E.). 

8. In Bezug auf den Gerichtsſtand beſtimmt der dritte Satz 
des erſten Abſatzes nunmehr (auf Grund der Novelle) ganz allgemein, 
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daß der Ort, wo der Vertreter jeinen Wohnfig hat, und in Ermangelung 
eines jolchen (d. h. wenn ein Vertreter im Inlande nicht vorhanden ift) 
der Ort, wo das Patentamt feinen Sig hat, im Sinn des $ 24 der 
ERD. — d.i. jebt $23 — als der Ort gilt, wo ſich der Vermögens» 
gegenftand befindet. Damit ift ausgejprocden, daß das Gericht Des 
Wohnſitzes des Vertreterd und, wenn diefer fehlt, das Landgericht bezw. 
Amtsgericht Berlin I für alle Klagen wegen vermögensrecht— 
fiher Ansprüche gegen den Patentinhaber, der im Inlande feinen 
Wohnſitz hat, zuftändig ift, alfo nicht bloß für Klagen, welche ſich auf 
das Patent beziehen (Motive zum Entw. v. 18% ©. 19, Komm.Ber. 
©. 17; vgl. RGC. 42 ©. 92, im PMZBL. V 30). Dadurd) ift der aus— 
ländiſche Patentinhaber unter allen Umftänden der deutſchen Gerichts- 
gewalt unterworfen. (Bezüglich der Bwangsvollitredung vgl. CPO. 
s$ 797 Abi. 5, 828.) Bon einem Bermögensgegenftande kann natürlich) 
nur die Rede fein, folange das Patent beiteht; mit deſſen Erlöjchen 
hört auch der Gerichtäftand des 823 auf (Komm. Ber. a. a. O.). 


Zu Abſatz II. 

®. Diejer Abſatz, welcher ein Vergeltungsrecht gegen bie 
Angehörigen eines ausländiihen Staates zuläßt, ijt erjt durch 
die Novelle angefügt worden. Die Veranlajjung hiezu bot folgende 
Erwägung: Das Patentgejeg Stellt in Bezug auf die Erlangung und 
die Verwertung der Batente den Ausländer dem Inländer völlig gleich. 
Dagegen ijt nicht von Seite aller Staaten ein gleichmäßiges Verhalten 
gegenüber den Deutichen gemährleiftet. Durch eine ſolche Nechtsungleich- 
heit fönnen die deutichen Intereſſen ernftlidy bedroht werden. Indem 
nun das Geſetz — nad) dem Vorbilde des $ (4, nun) 5 Abj. 2 der Konk.O. 
— für folche Fälle ein Vergeltungsrecht zuläßt, deſſen Geltendmachung 
in der völligen Ausjchliegung der Angehörigen des betreffenden Staates 
vom Patentichuge oder aud nur in einer Einſchränkung ihrer Rechte 
bejtehen fann, ıjt den verbündeten deutjchen Regierungen eine Waffe 
gegeben, mittels welcher im Notfalle eine Ausgleichung der ausländijchen 
Rechtsjäge im Patentwejen auf dem Boden voller Gleichberechtigung 
des In- und Auslandes erzivungen werden fann (Motive). Uebrigens 
wurde bei der Beratung des Abjages von dem Vertreter der verbündeten 
Regierungen erklärt, daß dieſe im Einzelfalle erſt nach jorgfältiger 
Prüfung aller Umftände und nur im Falle dringlicher Notwendigkeit 
von der ihnen eingeräumten Befugnis Gebrauch machen werden, da fie 
in dem Abi. 2 eine Vollmacht erbliden, von der fie Gebrauch machen 
fönnen, nicht müjjen (Komm.Ber. ©. 18). 

In dem Uebereinflommen des Deutichen Reichs mit Oeſterreich— 
Ungarn Art. 1, ferner in der Pariſer Uebereinkfunft vom 20. März 
1883 Art. 2 ift beitimmt, daß die Angehörigen des einen der vertrag- 
ichließenden Teile in den Gebieten der anderen in Bezug auf den Schuß 
von Erfindungen 2c. diejelben Rechte wie die eigenen Angehörigen ge- 
nießen jollen. Den Bertragsftaaten gegenüber kann daher von der An— 
wendung eines Vergeltungsredhts feine Rede jein (ſ. Die Uebereink. unter 
Ziff. V dieſes Buchs). 
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Zweiter Abfchnitt. 
Batentamt. 


$ 13. 

Die Ertheilung, die Erklärung der Nichtigkeit und die 
Zurüdnahme der Patente erfolgt durch das Patentamt. 

Das Patentamt Hat feinen Sig in Berlin. Es bejteht 
aus einem Präfidenten, aus Mitgliedern, welche die Befähigung 
zum Nichteramt oder zum höheren VBerwaltungsdienjt befißen 
(rechtsfundige Mitglieder), und aus Mitgliedern, welche in einem 
Zweige der Technik jachverjtändig find (technifche Mitglieder). 
Die Mitglieder werden, und zwar der Präfident auf Vorſchlag 
des Bundesraths, vom Kaijer ernannt. Die Berufung der rechts— 
fundigen Mitglieder erfolgt, wenn fie im Reich!» oder Staats» 
dienjt ein Amt befleiden, auf die Dauer diejeg Amts, anderen- 
fall& auf Lebenszeit. Die Berufung der technijchen Mitglieder 
erfolgt entweder auf Lebenszeit oder auf fünf Jahre. In letz— 
terem Falle finden auf fie die Beftimmungen im $ 16 des Ge— 
ſetzes, betreffend die Rechtsverhältniffe der Reich&beamten, vom 
31. März 1873 feine Anwendung. 


3. Behörden, weldhe in Bezug auf Patente tätig werden 
fönnen, find einerjeit3 das Patentamt, anderjeit3 die Gerichte. Lebtere 
haben über Patentverlegungen (88 35 ff.) und über GStreitigfeiten, welche 
ji an die MWebertragung des WPatentrecdhts, an die Gewährung von 
Lizenzen u. dgl. knüpfen, zu enticheiden. Das Reichsgericht ijt überdies 
Berufungsgeriht im Nichtigfeits- und BZurüdnahmeverfahren (8 33). 
Die Zuftändigkeit de8 Patentamt, jowie die Verfafjung diejer Be- 
hörde regelt der vorliegende zweite Abjchnitt, während die Grundjäße 
über das Berfahren vor dem Patentamte im dritten Abjchnitte ent- 
halten find. 

2. Ueber die Zuftändigfeit des Patentamts beftimmt zunächit 
8 13 Abi. 1. Sie umfaßt hiernad 

a) die Erteilung der Patente nach Maßgabe der 88 1—3 (über 
das Berfahren I. $$ 20— 27); 

b) die Erklärung der Nichtigkeit ($ 10); 

e) die Zurüdnahme ($ 11) von Patenten (Verfahren bei Nichtig- 
feitserflärung und Zurüdnahme j. $$ 28—33). 

Bu diejen Gejchäften fommen noch Hinzu 

d) die Abgabe von Gutachten (8 18); 

e) die Führung der Rolle und die Bejorgung der vorgejchriebenen 
Einträge in diejelbe ($ 19). 
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3. Staatsrechtliche Stellung des Patentamts und feiner Mitglieder. 

Das Patentamt ijt eine dem Reichsamte des Innern unterftellte 
Reichsbehörde. (Bezüglid) der Dienftaufliht j. $ 18 Abi. 2.) Es 
führt den Titel „Kaijerliches Patentamt” (vgl. $11 der zu $ 17 alleg. 
Verordnung, abgedrudt im Anhang; hinjichtlich des Siegeld des PA. ſ. 
$ 30 diejer 8.) Die Mitglieder des PA. find Reichsbeamte und e3 findet 
auf jie das Gejeg betr. die Berhältnifje der Neihsbeamten vom 31. März 
1873 in jeder Beziehung Anwendung (j. aber N. 4 lit. b, bb). 

Die Tätigkeit des Patentamts ift in der Hauptjache, nämlich auf 
den in N. 2 lit. a— c bezeichneten Gebieten, eine richterliche und 
zwar verwaltungsgerichtliche; denn die Behörde enticheidet, ob die ge- 
jeglichen Borausjegungen gegeben jeien, unter welchen das Patent zu 
erteilen oder al3 nichtig zu erklären oder zurüdzunehmen ift und jie 
bat, jobald dieje Borausjegungen vorliegen, den bezüglichen Ausſpruch 
zu erlafjen, nicht aber jteht ihr zu, nach freiem Ermefjen zu befinden, 
ob im Intereſſe der Allgemeinheit das eine oder das andere ſich em- 
pfehle und darauf jeine Entiheidung zu gründen. Man fünnte zwar 
binjichtlih der Zurüdnahme von Patenten gegen die richterliche Natur 
der patentamtlihen Tätigkeit Zweifel hegen, weil hier in der Tat ein 
gewiſſes freieres Ermeſſen waltet (ſ. NR. 2 zu$ 11). Mllein auch für 
die Zurüdnahme jtellt das Gejeg die Vorausjegungen in bindender 
Weije feit; find dieſe gegeben, jo liegt es nicht im Belieben des Patent— 
amts, ob e3 den Fall jo oder anders entjcheiden will, es kann nur aus 
ganz bejonderen Gründen, deren Zulafjung, jomweit ſie nicht jchon aus 
dem Tatbeſtande herauszulejen ijt, doc) aus dem Zweck des Geſetzes 
unmittelbar ſich ergibt und über deren Vorhandenjein das Amt in der 
Begründung der Enticheidung Rechenſchaft zu geben Hat, insbejondere 
bei mangelnden jubjeftiven Berjchulden, nicht aber aus allgemeinen 
Erwägungen der Nüplichkeit und des Staatsinterefie von der Zurüd- 
nahme eines Patents abjehen. Daß aber die Berhängung einer vom 
Gejege vorgejehenen Maßnahme jeitend des Richters bis zu einem ge- 
wifjen Grade jeinem Ermejjen anhein gegeben ift, kann als eine unge- 
wöhnliche Erjcheinung gewiß nicht angelehen werden; man denke mur 
u.a. an die Fälle, in welchen die Strafgejege die Aberfennung der 
bürgerlihen Ehrenrechte, den Ausipruch der Zuläfligfeit von Polizei- 
auffiht u. dgl. fakultativ vorjehen. (Im wejentlichen übereinftimmend 
Kohler Bat.R. ©. 207, 277 ff., Handb. ©. 683, 811; Damme in R. 
u. U. 111 261 ff.; Stephban-Shmid ©. 26; Seligjohn ©. 188. 2 
und ©. 225.2; vgl. auch Schanze Ardı. f. öff. R. 1894 ©. 173 ff.; 
a.M.u.a. Springer R. u. U. III ©.59 ff., welcher das Patentamt jogar 
mit Rüdjiht auf feine Tätigfeit im Nichtigfeitsverfahren eine „Ber- 
waltungsbehörde” nennt und dieje Tätigkeit ald „dem Berwaltungs- 
gebiet angehörend“ bezeichnet.) 

Troß der (wenigſtens auf dem Gebiete des Nichtigkeitöverfahrens 
fait allgemein anerfannten) Stellung des Batentamts al3 VBerwaltungs- 
gericht hat das Geje die Mitglieder des Amtes nicht (wie $ 158 des 
Reihsbeamtengejeges u. a. die Mitglieder des Bundesamts für Heimat- 
weien zc.) mit den Garantien der Richter umgeben; denn der $ 8 des 
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GVG. kann auf fie ohne ausdrüdliche Beftimmung nicht angewendet 
werden, vielmehr unterftehen fie, wie jchon oben bemerft, in jeder 
Beziehung, aljo auch Hinfichtlich der Amtsenthebung, der Verſebung an 
eine andere Stelle oder in den Rubeltand 2c. dem Reichsbeamtengejeße. 
(Kohler Pat.Geſ. S. 300, Handb. ©. 683, Damme a. a. O. ©. 263; 
a.M. Kloftermann, der Bat. * S. 202 den 88 des GBG. ohne 
weiteres für anwendbar erachtet; Seligſohn N. 9, welcher in 8 158 
des Reichsbeamtengeſetzes den Niederſchlag eines auch für die Mitglieder 
des PA. geltenden Prinzips erblickt, das heutzutage auch für die Mit— 
glieder der Verwaltungsgerichte gelte, wogegen aber zu bemerken iſt, 
daß dieſe Geltung eben nur auf pofitive Beſtimmungen zurüdgeführt 
werden kann, weshalb fie für die Mitglieder des PA. bezüglich welcher 
eine pojitive Vorjchrift fehlt, leider abgelehnt werden muß). 

4. Berfaflung des Patentamts. Hierüber enthält die grund- 
Iegende RR der $ 13 Abi. 2; ergänzt wird dieſelbe durch Die 


ss 14 

— Abſ. 2 des $ 13 wurde durch die Novelle mehrfach verändert; 
auf * Abweichungen wird in nachſtehender Darlegung beſonders hin- 
gewiejen. 

a) An der Spitze des Patentamts fteht ein Präſident. Deſſen 
Ernennung durch den Kaiſer erfolgt auf Vorjchlag des Bundesrates. 
Ihm fteht die Leitung umd Beaufjichtigung des gejamten Gejchäfts- 
betriebes und die Verfügung in allen Verwaltungsangelegenheiten zu 
($ 26 der Ausführ. V., ſ. $ 17 d. Gef.) Auf die Enticheidung im ein- 
zelnen Falle fann und darf der Präfident als ſolcher feinen Einfluß 
ausüben. Er hat nur im allgemeinen auf eine gleihmäßige Behand- 
lung der Gejchäfte und auf die Beobachtung gleicher Grundjäge hinzu 
wirfen, zu welchem Behufe er den Beratungen aller Abteilungen bei- 
wohnen, auch jämtliche Mitglieder zu Plenarverfammlungen vereinigen 
und die Beratung des Plenums über die von ihm vorgelegten Fragen 
herbeiführen fann ($ 9 d. Ausf.B.) Sole Beratungen tragen zweifel- 
[08 zu einer gewifjen Gleichmäßigfeit der Rechtiprechung des Patentamts 
bei; ihr Ergebnis bindet aber das einzelne Mitglied bei jeinen Ab- 
ftimmungen in feiner Weife, 

b) Die Mitglieder werden, ohne daß dem Bundesrat ein 
Borichlagsreht zufommt, vom Kaijer ernannt. (Mnderd vor der No- 
velle). Sie jind entweder rehtsfundige oder techniſche. (Vor der 
Novelle zerfielen alle Mitglieder in ftändige, d. i. lebenslänglich oder 
auf die Dauer eines Hauptamts ernannte, und nicht ftändige, d. i. auf 
fünf Jahre ernannte.) 

aa) Die vehtdlundigen Mitglieder müſſen die Befähigung 
zum Richteramt (GBG. 88 2, 4, 5) oder zum höheren Vermaltungsdienit 
nach Landeögejeg) bejigen. Sie werden niemald auf beftimmte Zeit, 
jondern entweder auf die Dauer ihres jonftigen Amtes im Neich3- oder 
Staat3dienjt oder auf Lebenszeit ernannt. 

bb) Die tehniichen Mitglieder müjjen in einem Zweig der 
Technik jahverftändig fein. Beſtimmte Vorſchriften über die Art und 
den Umfang ihrer Borbildung beftehen nicht, auch ift die Ablegung 
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einer Prüfung nicht Bedingung der Ernennung. Sie werden entweder auf 
Lebenszeit oder auf fünf Jahre, aljo (abweichend von der urjprünglichen 
Faſſung des Geſetzes) nie auf die Dauer eines Hauptamts ernannt. 
In den Anmeldeabteilungen dürfen aber nur auf Lebenszeit berufene 
tehniiche Mitglieder mitwirken (8 14 Abi. 2). Wenn techniihe Mit- 
glieder nur auf fünf Jahre ernannt find, finden auf fie die Beltim- 
mungen im 8 16 des Reichsbeamtengejeßes (betr. die Unzuläſſigkeit der 
Uebernahme eines mit fortlaufender Remuneration verbundenen Neben- 
amtes, des Gewerbebetrieb und des Eintritt in den Vorſtand, Ver— 
waltungs- oder Auflichtsrat einer auf Erwerb gerichteten Gejellichaft 
ohne Genehmigung der oberjten Reichsbehörde) feine Anmwendung. 

Ueber das Verhältnis der rechtsfundigen und der techniichen 
Mitglieder ihrer Zahl nad) beftimmt das Geſetz nichts. (Nach der ur- 
Iprünglichen Faſſung mußten unter den ftändigen Mitgliedern minde- 
ftend drei rechtsfundige jein.) 

Während vor der Novelle in $ 13 Abi. 2 auch „die übrigen Beam- 
ten“ erwähnt und deren Ernennung dem NReichsfanzler zugemiejen 
war, enthält nunmehr das Gejeg hierüber nichts. Es gelten aljo dafür 
die allgemeinen Beftimmungen. 


s 14. 

In dem PBatenamt werden 

1. Abteilungen für die Patentanmeldungen (Anmeldeabthei= 
lungen), 

2. eine Abtheilung für die Anträge auf Erklärung der Nichtig- 
feit oder auf Zurüdnahme von Patenten Michtigkeits— 
abtheilung), 

3. Abtheilungen für die Bejchwerden (Beichwerdeabtheilungen) 

gebildet. 

An den Anmeldeabtheilungen dürfen nur folche technijche 
Mitglieder mitwirken, welche auf Lebenszeit berufen find. Die 
technischen Mitglieder der Anmeldeabtheilungen dürfen nicht in 
den übrigen Abtheilungen, die technijchen Mitglieder der letzteren 
nicht in den Anmeldeabtheilungen mitwirken. 

Die Beichlußfähigfeit der Anmeldeabtheilungen ift durch 
die Anwejenheit von mindeſtens drei Mitgliedern bedingt, unter 
welchen fich zwei technifche Mitglieder befinden müfjen. 

Die Entjcheidungen der Nichtigkeit3abtheilung und der Be— 
ichwerdeabtheilungen erfolgen in der Bejegung von zwei rechts— 
fundigen und drei technischen Mitgliedern. Zu anderen Bejchluß- 
fafjungen genügt die Anwejenheit von drei Mitgliedern. 
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Die Beitimmungen der Givilprozeßordnung über Aus 
ihliefung und Ablehnung der Gerichtsperjonen finden ent» 
jprechende Anwendung. 

Zu den Berathungen können Sachverjtändige, welche nicht 
Mitglieder find, zugezogen werden; diejelben dürfen an den Ab— 
ftimmungen nicht teilnehmen. 


. Die Novelle Hat vorzugsweije durch Wenderung des vor- 
ftehenden Paragraphen die Organijation des Patentamts in anderer 
Weiſe gejtaltet. Die wichtigfte Neuerung ift die, daß jtatt zweier Kate— 
gorien von Abteilungen — der Nichtigfeitsabteilung einerjeits, der für 
Enticheidungen über Anmeldungen in erjter und zweiter Inſtanz beftimmten 
Abteilungen anderjeit8 — drei Kategorien geichaffen wurden: Anmelde- 
abteilungen, eine Nichtigkeitsabteilung und Bejchwerdeabteilungen. 

Abſatz I. 

2. Die Zahl der Anmeldeabteilungen it auf Grund der 
gem. $ 17 ergangenen Verordnungen bis jegt auf zehn angewachſen. 
Ihre Zuftändigkeit bezieht ſich je auf bejtimmte Gebiete der Technif 
und wird durch den Reichskanzler geregelt. Zu dem Geichäftsfreis 
diejer Abteilungen ee außer der Prüfung und Beicheidung der 
Anmeldungen die Beichlüffe über Eintragungen und Löjchungen in 
der Batentrolle ($ 19) für das einer jeden Abteilung zugemiejene Gebiet 
der Technif. ($ 1 der ®. v. 11. VII 91.) 

Für die Entſcheidung über Nichtigfeit3- und Zurüdnahmeflagen 
ift nur eine Nichtigfeitsabteilung gebildet. 

Beihmwerdeabteilungen find zwei vorgejehen; Beichwerde- 
abteilung I ift zuftändig für Beſchwerden gegen Beſchlüſſe der Anmelde- 
abteilungen I, II, VII, Vlll u. IX, ſowie für Beichwerden gegen Be- 
ichlüffe der Nichtigfeitsabteilung, BA. II für Beichlüfle der Anmelde- 
abteilungen III—VIu.X. Außerdem find die BA. je innerhalb des jo 
feftgeiegten Gejchäftstreifes für die vom Patentamt abzugebenden Gut- 
achten zuftändig. (S. die auf Grund des $ 17 ergangenen Berordnnungen 
und zwar V. v. 11. VII 91 $ 2.) 

Die Enticheidung von Meinungsverjichiedenheiten bezügl. 
der Zuftändigfeit und die Beitimmung der Zuftändigfeit für Die 
nicht ausdrüdlich zugewiejenen Angelegenheiten iſt Sade des Präſi— 
denten (V. v. 11. VII. 918 3.) 

Ueber die Gejichäftsleitung in den Abteilungen bejtimmt $ 4 
der cit. ©. 

Abjäge II—IV. 

3 Beſetzung der Abteilungen. 

Die Zuweiſung der Mitglieder an die Abteilungen erfolgt durd) 
den Neichsfanzler ($S5 Abi. 1 der U. v. 11. VII 91; der Abi. 2 trifft 
Borjorge für Todes- und Erfranfungsfälle, ſowie für den Fall längerer 
Abwejenheit eines Mitgliedes; 86 daſ. enthält die Bejtimmungen über 
die Ernennung der Berichterjtatter und deren Aufgabe). 
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Ueber die Bejeßung der einzelnen Abteilungen gilt 
folgendes 

a) Anmeldeabteilungen. Wie aus $ 13 (f. dort N. 4 lit. b, bb, 
o. S. 174) erfjichtlich, werden die technijchen Mitglieder des PA. teils auf 
Yebenszeit, teild auf 5 Jahre berufen. Damit nun die Behandlung der 
Fatentanmeldungen in erfter Juftanz, aljo die Bewältigung der großen 
Maſſe des zum erjten Male an das Patentamt gelangenden Materials, in 
den Händen jolcher Mitglieder ruht, welche jich durch dauernde Verbindung 
mit der Behörde in höherem Maße Gejchäftsgewandtheit angeeignet 
haben, ift beftimmt, daß in den Anmeldeabteilungen nur joldhe tech- 
niijhe Mitglieder mitwirken dürfen, welche auf Lebenszeit berufen 
find. Es dürfen ferner technijche Mitglieder der übrigen Abteilungen 
nicht in den Anmeldeabteilungen mitwirken (Abj. 2; vgl. Motive 3. 
Entw. v. 1890 ©. 20). Der Mitwirfung eines techniichen Mitgliedes 
in mehreren Anmeldeabteilungen jteht nichts im Wege. 

Hinfichtlich der rehtstundigen Mitglieder ift es in Anjehung 
ihrer Zumeifung zu den Anmeldeabteilungen ohne Belang, ob jie auf 
Lebenszeit oder auf die Dauer ihres Hauptamtes berufen find (vgl. 
N. 4 lit b, aa zu 813.) Es ift ferner zuläffig, dab rechtsfundige Mit- 
glieder der übrigen Abteilungen in den Anmeldeabteilungen mitwirken. 

Beihlußfähig jind die Anmeldeabteilungen, wenn mindejtens 
drei Mitglieder anmwejend find, unter welchen fich zwei techniiche Mit- 
glieder befinden müfjen, während das dritte Mitglied ein technijches 
oder ein rechtöfundiges jein fann (Abj. 3). Es dürfen aber auch mehr 
Mitglieder bei der Beichlußfafjung mitwirken; für jolche Fälle ift nicht 
porgejchrieben, daß die techniichen Mitglieder in der Weberzahl jein 
müſſen; die Anmeldeabteilungen können aljo z. B. in der Bejegung von 
zwei techniichen und zwei oder auch mehr rechtsfundigen Mitgliedern 
Beichlüffe faſſen, wenn nur mindeftens zwei techniiche darunter find. 

b) Nichtigfeitsabteilung und Bejchwerdeabteilungen. 

In diefen Abteilungen können auch ſolche techniiche Mitglieder 
verwendet werden, welche nur auf fünf Jahre berufen find, ferner 
rechtsfundige Mitglieder ohne Rückſicht auf die Art ihrer Berufung. 

Die technischen Mitglieder der Anmeldeabteilungen dürfen in 
der Nichtigkeitsabteilung und den Bejchwerdeabteilungen nicht mit. 
wirfen (Abſ. 3* während vorbehaltlich der Beſtimmung des $ 16 Satz 2 
rechtsfundige Mitglieder der Anmeldeabteilungen auch in den übrigen 
Abteilungen mitwirken fönnen. 

Hinfichtlih der Beſchlußfähigkeit unterjcheidet Abi. 4: 

aa) Die Entiheidungen erfolgen in der Beſetzung von zwei 
rechtöfundigen und drei technijchen Mitgliedern; hier iſt aljo nicht ein 
Minimum feftgeiegt, jo daß auch eine größere Zahl mitwirken könnte, 
vielmehr ift ebenjo wie im GBG. die Zahl der Mitglieder feſt beitimmt. 

bb) Zu anderen Beihlußfaiiungen genügt die Anmwejen- 
heit von drei Mitgliedern, d. 5. es müſſen mindejtens drei, es Fönnen 
aber auch mehr mitwirken. Die anmwejenden Mitglieder können durch— 
weg technijche, oder lauter rechtsfundige, oder teils techniiche, teils 
rechtstundige fein. 

Dr. Bh. Allfeld, Kommentar 3. d. Geſetzen betr. d. Erfindungsihug se. 12 
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Bezüglich der verjchiedenen Arten von Erlaffen (Enticheidungen, 
Beichlüfje 2e.) j. $ 15. 
Abſatz V. 


4. Bermöge der oben (NR. 3 zu $ 13) dargelegten Natur der 
patentamtlichen Tätigkeit als einer richterlihen muß das Gejeh ge- 
wiſſe Garantien für die Unparteilichkeit der mit der Rechtiprechung be- 
faßten Mitglieder des Patentamts geben. Dies geichieht, indem Die 
Beitimmungen der CPO. über Ausſchließung und Ablehnung der 
Gerichtsperjonen auf die Mitglieder des PA. als entiprechend anwend- 
bar erflärt werden. Es find dies die Beftimmungen des vierten Titels 
vom erjten Buch, 88 41-—49. Die Anwendbarkeit derjelben ift weder 
nad dem Wortlaute des Geſetzes, noch aus inneren Gründen auf das 
Nichtigkeitd- und das Zurüdnahmeverfahren zu beichränfen, gilt viel- 
mehr auch für das Erteilungsverfahren (Rojenthal ©. 214, Selig- 
john N.7 ©. 199; a. M. Kloftermann, Pat.Geſ. ©. 210). 

Ueber das Ablehnungsgeſuch enticheidet entiprechend dem $ 45 
Abi. 1 der CPO. ftet3 diejenige Abteilung, welcher der von der Ab- 
lehnung Betroffene angehört, alſo auch dann, wenn Sich das Geſuch 
gegen den Borprüfer richtet, welcher nicht als jelbftändiger Einzelrichter 
(analog dem Amtsrichter, vgl. END. 8 45 Abi. 2), jondern an Stelle 
der Anmeldeabteilung die Verfügung trifft. (Ebenjo Seligſohn a.a.d.; 
Stephban-Shmid ©. 24.) 

Was die Ausichliefungsgründe des $ 41 ERO. betrifft, jo find 
dieſe entiprechend anzuwenden. So z. B. trifft der Ausichliehungs- 
grund in Nr. 6 wohl dann zu, wenn es fich um die Tätigfeit eines 
Mitgliedes in der Beſchwerdeinſtanz bei einer Sadye handelt, zu deren 
Enticheidung dasſelbe Mitglied in der erſten Inftanz, etwa in der An- 
meldeabteilung, mitgewirkt hat. Dagegen ift $ 41° dann nicht anwend- 
bar, wenn ein Mitglied nur bei der Beichlußfaffung über eine frühere 
den gleichen Gegenftand betreffende Patentanmeldung desjelben An— 
melders mitgewirkt hat. In dem leßteren Falle liegt nicht einmal ein 
Nblehnungsgrund vor (PU, PMBl. VII 42). 


8 15. 

Die Beſchlüſſe und die Entſcheidungen der Abtheilungen 
erfolgen im Namen des Patentamts; ſie ſind mit Gründen zu 
verſehen, ſchriftlich auszufertigen und allen Betheiligten von 
Amtswegen zuzuſtellen. 

1. Die Erlaſſe des Patentamts find entweder Entſcheidungen 
oder Beſchlüſſe oder Verfügungen. 

a) Entſcheidungen kommen nur in der Nichtigkeitsabteilung 
und in den Beſchwerdeabteilungen vor. Ihr Zuſtandekommen ſetzt die 
Anweſenheit von zwei rechtskundigen und drei techniichen Mitgliedern 
voraus (8 14 Abi. 4). 

aa) Entjiheidungen der Nichtigleitsabteilung find Die 
Erfenntniffe, durch welche die Nichtigfeit oder die Zurücknahme eines 
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Batent3 erffärt oder die diesbezügliche Klage zurüdgemwiejen wird (88 29, 
3, vgl. $$ 31, 33). Sie unterliegen der Berufung ($ 33). 

bb) Entjheidungen der Befhmwerdeabteilungen find die 
Erlaffe, durch welche der Beſchwerde jtattgegeben oder Ddieje zurüd- 
gewiejer wird (vgl. 88 16, 26). Dieje Enticheidungen find nicht weiter 
anfechtbar. 

b) In Bezug auf Beihlüjje und Verfügungen ift der 
Sprachgebrauch des Gejeges Fein ficherer und doh muß eine jcharfe 
Grenze gezogen werden, da $ 15 nur auf Enticheidungen und Beichlüjie, 
$ 16 nur auf leßtere jich bezieht, beide Paragraphen aljo die Ver- 
fügungen nicht betreffen. 

aa) Zu den Berfügungen gehören jedenfall alle Erlafje des 
Vorſitzenden (vgl. $ 6 der V. vom 11. Juli 1891), ſowie einzelner Mit- 
glieder, 3. B. der Vorbeicheid ($ 21). Außerdem find die für den Fort— 
gang des Verfahrens erforderlichen, feine Sachenticheidung enthaltenden, 
dieje nur vorbereitenden Anordnungen der Abteilungen zu den Ber- 
fügungen zu zählen (vgl. insbejondere 88 29 Abſ. 1, 30 Abj. 1, wo das 
er, ausdrüdli von „Verfügungen“, 88 25, 26 Abi. 5, 28 Abi. 5, 
30 Abj. 1, wo es von „Anordnungen“ jpricht; vgl. auch PU, PMZBI. 
VI 16). Zu den die Enticheidung über die Patenterteilung nur vor- 
bereitenden Erlafien gehört aber auch die Anordnung der Belannt- 
mahung einer Anmeldung ($ 23). Freilich nennt dieſe das Geſetz aus- 
drüdiih „Beichluß“ und nad $7 der B. vom 11. Juli 1891 bedarf es 
für diejen Erlaß jogar der Beratung und Abftimmung in einer Situng. 
Dies erflärt jich jedoch aus der Tragweite diejer Anordnung, injoferne 
mit der Bekanntmachung die gejeglichen Wirkungen des Batents einit- 
weilen eintreten. (Wie wenig jichere Schlüfje aus 8 7 der zit. ®. auf 
die Natur der dort aufgeführten Erlafje gezogen werden fönnen, ergibt 
jih daraus, daß die Batenterteilung, welche zweifellos ein Beſchluß in 
engerem Sinne ift, nur dann der vorgängigen Beratung und Abjtimmung 
in einer Sigung bedarf, wenn gegen die Anmeldung Einjpruch erhoben 
wurde, in anderen Fällen aljo gemäß $ 6 der ®. von den Bericht- 
eritattern unter Mitwirkung des Vorſitzenden beſchloſſen wird.) 

bb) Demnach ericheinen als Beſchlüſſe im eigentlichen Sinne 
nur diejenigen nicht zu den Entjcheidungen (lit. a) gehörigen Erlajje 
der Abteilungen, durch welche entweder ın der Sache jelbjt, und zwar 
endgültig für die Inſtanz entſchieden wird (insbeiondere die Beſchlüſſe 
über Erteilung des Patents oder Zurüdweiiung der Anmeldung, 8 24 
Abi. 3), oder durch welche über einen jelbftändigen Zwiichenpunft, der 
das Verfahren betrifft, eine Enticheidung gefällt wird (3.8. ein Ab» 
lehnungsgeſuch bezüglich eines Richters oder Sachverſtändigen zurüd- 
gewiejen, ein ungehorjamer Zeuge beftraft wird 2c.; ſ. auch N.2 zu $ 16). 

2. Beſchlüſſe und Entjcheidungen der Abteilungen erfolgen 
im Namen des Patentamts, find mit Gründen zu verjehen, fchriftlich 
auszufertigen (j. die auf Grund $ 17 ergangene V. vom 11. Juli 1891 
$ 11) und allen Beteiligten von Amtswegen zuzuſtellen (j. hierüber $ 12 
der zit. V.). Als Beteiligte erjcheinen insbejondere der Anmelder, der 
Einjprechende ($ 24 Abſ. 2), der Beichwerdeführer und deſſen Gegner 
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( 26), im Nichtigfeitd- und Zurüdnahmeverfahren Kläger und Be- 
agter. 
. Die Entjcheidungen ergehen ftets, die Beichlüffe zum Teil auf 
Grund einer Beratung und Abjtimmung in einer Sigung (zit. B.$ 7; 
über das erforderliche Stimmenverhältnis j. $ 8 dajelbit). 

Das Erfordernis der jchriftlihen Form gilt Übrigens auch ohne 
bejondere Vorſchrift für alle Erlafje des PA., aud) für die Verfügungen 
(PU, PM8Bl. VII 176). 


Ss 16. 

Gegen die Bejchlüffe der Anmeldeabtheilungen und der 
Nichtigkeitsabtheilung findet die Bejchiwerde ftatt. An der Be- 
ichlußfaffung über die Beichwerde darf fein Mitglied theilnehmen, 
welches bei dem angefochtenen Bejchluffe mitgewirkt hat. 


1. Die Beſchwerde findet nur gegen Beſchlüſſe ftatt; micht 
gegen Entjcheidungen — dieſe find, wenn fie von der Wichtigfeits- 
abteilung ergehen, mit Berufung anfechtbar, während die Entſcheidungen 
der Beichwerdeabteilung nicht weiter angefochten werden können (vgl. 
N. 1 lit. à zu $ 15); nicht gegen Verfügungen (vgl. N. 1 lit. b, aa zu 
$ 15); Dieje können nur zuſammen mit dem Bejchluß, den fie vor— 
bereiten, angefochten werden (Robolsfi ©. 99 Anm., PU, PMZBI. 
VI 16. Eine Verfügung ift 3. B. die Eröffnung des PA., die vom An- 
melder neu eingereichten Unterlagen einer weiteren Brüfung nicht mehr 
zu unterziehen. Sie kann von der Beichwerdeabteilung nur auf Grund 
einer Beichwerde gegen den Beichluß auf Zurüdweifung der Anmeldung 
nachgeprüft werden; PA., PMZBL IX 99). 

2. Ba3 unter Beihlüfien in engerem Ginne zu verjtehen jei, 
ift in N. 1 lit b, bb zu $ 15 dargelegt. 

a) Beſchlüſſe in der Sache jelbft. Beſonders geregelt ift im 
Gejege die Beſchwerde gegen die Beſchlüſſe der Anmeldeabtei- 
lungen, durch welche die Anmeldung zurücgemwieien oder über die Er- 
teilung des Patents entichieden wird ($ 26). Dieje Beichlüffe kommen 
hier für die Anfechtung durch Beſchwerde Hauptjächlic in Betracht. 
Sonft ift zu Diejer Slategorie nur der wohl felten vorfommende Be» 
ſchluß der Nichtigfeitsabteilung, das Verfahren nicht einzufeiten, 
zu rechnen (vgl. $ 29 Abi. 1). 

- b) Zu den eigentlichen Beichlüffen gehören aber audy ſolche Er- 
lafie, Durch welche über einen das Verfahren betreffenden jelb- 
ftändigen Zwiſchenpunkt entjchieden wird, Hier find zwei Gruppen 
von Fällen auseinander zu halten. 

aa) Beſchlüſſe, welche im Patentgeſetze ſelbſt unmittel- 
bar vorgejehen jind. SHierunter fällt u.a. die Zurüdweijung des 
Antrags, die Belanntmachung der Anmeldung auszufegen oder zu 
unterlafien ($ 23 Abi. 4 u. 5); denn dieſe Zurüdweilung fann mit er- 
heblicdyen Nachteilen für den Antragiteller verfnüpft fein, die durch eine 
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Anfechtung der jpäteren Hauptenticheidung nicht ausgeglichen werden 
fönnten, jo daß hier in der Tat ein jelbjtändiger das Verfahren be- 
treffender Zwiſchenpunkt in Frage fteht (vgl. Robolsfia.a.D.). Das- 
jelbe gilt für den Beichluß, den Ele ie adnnsbeinie mit den alten 
Unterlagen durchzuführen, obwohl der Anmelder beantragt hat, daß die 
Bekanntmachung mit geänderten Unterlagen erfolge (PA, PMZBL. IX 
3). Weiter ift zu erwähnen der Beichluß, der den Antrag auf Ein- 
tragung eines Vorganges in die Patentrolle ablehnt (vgl. PA., PMZU. 
V3); der Beſchluß, durd welchen ein Antrag auf Afteneinficht oder 
auf Erteilung von Abjchriften aus den Akten abgelehnt ift (vgl. PA., 
PM8Bl. IX 19). 

bb) Beichlüjie, welhe durh Anwendung der CPO. ver- 
anlaßt jind (j. 3. B. bezügl. der Ablehnung von Gerichtsperjonen oder 
Sachverſtändigen, bezügl. der Bejtrafung von Zeugen und Sachverſtän— 
digen Pat. Geſ. 88 14 Abi. 5, 30 Abi. 1, EWO. 88 46 Abi. 2, 406, 380, 
387, 390, 402, 406; andere Beſchiuffe biefer Art ſind bei den gg 28 ff. 
d. Kat. Geſ. erwähnt). 

3. Soweit nit in der EBD. die jofortige Beichwerde vor- 
gejehen (jo in $ 46 Abi. 2, 406 Abi. 5) und die Anwendbarkeit der 
Vorichriften der CPO. im Pat.Geſ. ausdrüdlich beftimmt ift (wie in 
314 Ab. 5, 30 Abi. 1), ift die Beichwerde an keine Friſt gebunden 
(PA, PMZBI. VIII 128). 

Die Beichwerde fann ftet3 auf neue Tatjahen und Beweis- 
mittel geftügt werden (vgl. CPO. $ 570). 

Bezüglich der aufichiebenden Wirkung der Beſchwerde ent- 
hält das Yatentgefeß feine Beitimmung; zweifellos aber kann das PA. 
in Fällen, in welchen dazu eine Veranlaſſung befteht (ſ. 3.8.8 23 
Abi. 4 u. 5) die Ausſetzung des Vollzuges der angefochtenen Enticeidung 
anordnen. Für die in der ERD. vorgejehenen Fälle der Beichwerde |. 
8 572 CRD. 

Ueber Die Beſchwerde wird von einer der Beſchwerdeabtei— 
lungen entſchieden (j. hinſichtlich der Zuſtändigkeit N. 2 zu 8 14). Das 
Rehtsmittel hat jomit Devolutiveffett. Einzulegen iſt die Be- 
ihwerde bei der Abteilung, deren Beichluß angefochten wird (vgl. CPO. 
$ 569 Abi. 1). Dieje hat, joweit nicht die Beſchwerde eine ofortige 
it, wenn fie Die Beichwerde für begründet erachtet, derjelben jedenfalls 
in den von der CPO. geregelten Fällen abzuhelfen; es fteht ihr dies 
aber wohl auch in den anderen Fällen zu (vgl. CPO. $$ 571, 577). 

4. Bon der in $ 16 behandelten Beſchwerde zu unterjicheiden ift 
die Bejhwerde im Verwaltungswege, z. B. wegen Verzögerung 
der amtlichen Behandlung eines Antrags, Verweigerung der Akten— 
einficht u. dgl. (Robolsti ©. 99 Anm.). Sie geht an den Präfidenten, 
dem gemäß $ 26 der V. vom 11. Juli 1891 die Leitung und Beauf- 
ihtigung des gejamten Gejchäftsbetriebes und die Verfügung in allen 
Berwaltungsangelegenheiten zufteht. Eine Beſchwerde gegen den Prä- 
fidenten wäre an den Reichskanzler zu richten (vgl. $ 18 Abſ. 2 des 
Geſetzes). 
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s 17 
5 . 

Die Bildung der Abtheilungen, die Beitimmung ihres Ge— 
jchäftsfreijes, die Formen des Verfahrens, einjchlieglich des Zu— 
jtellungswejens, und der Gejchäftsgang des Patentamts werden, in= 
ſoweit diejes Gejeß nicht Beitimmungen darüber trifft, durch Kaiſer— 
liche Verordnung unter Zuftimmung des Bundesraths geregelt. 

1. Das Geſetz trifft über vorjtehende Angelegenheiten Bejtim- 
mungen in den $$ 14—16. 

. Die in 17 vorgejehene faijerlihe Verordnung tft 
vom 11. Zuli 1891 (RGBl. ©. 349, j. Anhang). In Ergänzung Ddiejer 
Verordnung ergingen noch "weitere Verordnungen: am 5. Juni 1897 
(RGBl. ©. 473), 6. Mai 1899 (RGBL. ©. 283), 2. Mai 1900 (RGBl. 
S. 232), 26. Mai 1902 (RGEBl. ©. 169), durch welche die Bildung der 
Anmeldeabteilungen V—X bejtimmt und die Zuftändigfeit der Be- 
ichtverdeabteilungen hinfichtlich der von diejen neuen Anmeldeabteilungen 
ergebenden Bejchlüffe und bezüglich der Gutachtenabgabe geregelt wurde 
(ſ.N. 2 zu $ 14 und $ 18). 


$ 18. 

Das Patentamt ijt verpflichtet, auf Erfuchen der Gerichte 
über Fragen, welche Patente betreffen, Gutachten abzugeben, ſo— 
fern in dem gerichtlichen Verfahren von einander abweichende 
Gutachten mehrerer Sachverftändiger vorliegen. 

Im Mebrigen ift das Patentamt nicht befugt, ohne Ge- 
nehmigung des Neichsfanzlerd außerhalb feines gejeßlichen Ge- 
ſchäftskreiſes Bejchlüffe zu faſſen oder Gutachten abzugeben. 


1. Der Paragraph hat dieje Faſſung erft durch die Novelle er- 
halten; vorher fehlte im erjten Abjage die Einſchränkung „jofern 20.“ 
Durch diefen Zuſatz jollte der unterjchiedslojen Heranziehung des Batent- 
amts zur Eritattung gerichtlicher Gutachten entgegengewirft werden, 
die fih einmal darin äußerte, daß das Patentamt häufig in die Lage 
gebracht wurde, über ein in tatjächlicher Beziehung noch nicht hin— 
reichend geflärtes Material ich auszuiprechen, ferner darin, daß die 
Ausiprüche des Patentamtes in der weiteren Entwidelung des Rechts— 
falle8 zum Gegenſtande der Kritik durch die jpäter erft vernommenen 
anderen Sadverjtändigen gemacht wurden, ohne daß die Behörde, deren 
Ansehen unter diejer Kritif leicht Schaden leiden fonnte, in der Lage 
war, dieje Ausführungen ihrerjeits, ſoweit erforderlich, richtig zu ftellen 
(Motive 3. Entw. von 1890 ©. 21) 


Zu Abſatz J. 
2. Das Geſetz ſtatuiert unter den näher (N. 3) zu beſprechenden 
Borausjegungen eine Berpflihtung des Patentamts zur Abgabe von 
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Gutachten, begrenzt aber damit, wie Abi. 2 erjehen läßt, zugleich die 
Befugnis des Patentamts, ſich gutachtlic zu äußern. 

3. Die Berpflihtung und die Befugnis des Patentamts zur 
Abgabe von Gutachten (N. 2) hängt von nachitehenden Voraus— 
jegungen ab: 

a) Ein gerihtliches Verfahren muß im Laufe fein, gleich- 
gültig, ob es jih um eine bürgerliche NRechtsftreitigfeit (vgl. RG., PBl. 
1882 ©. 73, Gareis III 207) oder um eine Strafſache handelt und in 
welchem Stadium ji) das Verfahren befindet. Der Begriff „gericht- 
liches Berfahren“ ift nicht im engiten Sinne zu verftehen, als ob un- 
bedingt jchon ein Gericht mit der Sache befaßt jein müßte, jondern im 
Gegenjage zu dem Verfahren vor einer Berwaltungs-, insbejondere 
Polizeibehörde als ein geordnetes Verfahren, in welchem ein rechtlicher 
Anipruch geltend gemadt, geprüft und darüber entichieden wird. Es 
ıft alſo auch das vorbereitende Verfahren der Staatsanmwaltichaft als 
ein Zeil diejes Verfahrens zu betrachten. Ein „gerichtliches” Verfahren 
ift auch das Berfahren vor einem Verwaltungsgericdhte. 

b) Im Laufe des gerichtlichen Verfahrens (lit. a) muß vom Ge- 
richt ein Erjuhen an das Patentamt geftellt werden. Auch hier darf 
feine zu enge Auslegung ftattfinden; denn die Staatsanwaltichaft im 
vorbereitenden Verfahren fann ebenjo gut, wie das Gericht, in die Lage 
fommen, ein Gutachten des Batentamts erholen zu müſſen, welches ihr 
vielleicht erft eine Enticheidung darüber, ob die öffentliche Klage zu er- 
heben jei, ermöglicht. (Vgl. StPO. 88 158 ff.) Unter dem „Gericht“ ift 
alio entiprechend der zu lit. a vertretenen Auffafiung des „gerichtlichen 
Verfahrens“ die mit der Leitung des geordneten Verfahrens in dem 
betr. Abjchnitte befaßte Behörde — Staatsanwaltichaft, Unterjuhungs- 
richter, beichließendes oder erfennendes Gericht — zu verftehen (a. M. 
Kohler, Handb. ©. 685 bezüglich der Staatsanwaltichaft). Dagegen 
hat das Patentamt einem Erjuchen der Polizei, der Privatpartei, des 
Nebenklägers, Angeflagten oder Verteidigers nicht ftattzugeben. 

Um jeden Zweifel auszujchlichen, wurde durch Erlaf des Reichs— 
fanzlerd vom 20. November 1893 das Patentamt ausdrüdlich ermäd)- 
tigt, auch auf Erjuchen der Staatsanwaltichaft Gutachten zu erjtatten 
(Bl. 1893 ©. 673; dies jcheint Kohler a. a. D. überjehen zu haben.) 

e) Fragen, welche Patente betreffen, müflen zum Zwecke 
der Gutachten-Abgabe gejtellt werden. Es muß ſich um ein fonfretes, 
beitehendes Patent handeln, nicht um abftrafte Fragen aus dem Patent— 
wejen oder etwa um die Trage, ob ein noch nicht patentierter Gegen- 
ftand als eine Erfindung anzujehen jei. Das Patent, auf welches ſich 
die fragen beziehen, darf nicht ein ausländifches oder landesgeiegliches, 
es muß ein deutſches Reihspatent jein. 

Die geftellten Fragen müjjen techniſcher, nicht juriftiicher Art 
jein. Das Patentamt hat aljo z.B. zwar Fragen der Art: ob eine 
beftimmte Maßnahme mit der patentierten Erfindung übereinftimmt, 
worin die etwaigen Abweichungen beitehen, ob dieſe Abweichungen jo 
wejentlich find, daß fie die Identität aufheben, ob eine Erfindung nur 
zugleich mit einer anderen Erfindung benußgt werden fünne u. dgl. zu 
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beantworten, nicht aber die Frage, ob in der Vornahme der und der 
Handlung eine Verlegung des Patentes X liege. 

d) Es müjien bereit3 Gutadten — (aljo mindeitens 
zweier) Sahverftändigen vorliegen und dieſe müjjen von 
einander abweichen. Die Gutachten müſſen gemäß der CPO. oder 
StPO. dem Gerichte erftattet, nicht etwa freiwillig von einer Privat- 
perjon zu den Akten gegeben jein. (Seligjohn R. 2 lit. b.) Das Gut- 
achten des Patentamtes joll alſo ftet8 ein Obergutachten jein. Es 
verjteht ji von jelbft, daf die vorliegenden Gutachten mit den formu- 
lierten ragen an das Patentamt zu leiten jind. 

4. Wie in allen Fällen, jo ift auch in Batentjachen e3 dem 
freien Ermeſſen des Gerichts anheimgejftellt, ob es Sachverſtändige 
überhaupt beiziehen und welche e ernennen will. Das Gericht kann 
aljo, auch wenn die bereits erftatteten Gutachten voneinander ab— 
weichen, jeine Ueberzeugung ohne Zuziehung weiterer Sadjverjtändigen 
bilden oder, jtatt das Gutachten des Batentamtes einzuholen, noch 
andere Sacdpverftändige hören. Die Beitimmung des $ 18 Abſ. 1 legt 
nur dem Patentamt, nicht aber dem Gerichte eine Verpflichtung auf. 
Auch aus CPO. 8 404 Abi. 2, StPO. $ 73 Abi. 2 ift nicht zu entnehmen, 
dab das Gericht andere PBerjonen als das Patentamt nur aus bejon- 
deren Gründen wählen dürfe; denn das Patentamt gehört nicht zu den 
„für gewiſſe Arten von Gutachten beſtellten Sachverſtändigen“. (Ro— 
bolsti S. 144, Kohler, Pat.R. &.489, Handb. ©. 687; Seligjohn N. 3; 
aM. Gareis, Komm. ©. 190, Dambach S. 50 ‚ Rofenthal S. 228. 
Zu den von Robolsti und Kohler angeführten Gründen fommt noch 
hinzu, dab das Patentamt erft zur Gutachten-Abgabe berufen ift, wenn 
voneinander abweichende Gutachten mehrerer Sachverſtändigen vor- 
liegen, ohne daß über die Zahl der als bereits vorhanden voraus— 
geiegten Gutachten etwas beitimmt ift. Wie viele Sachverſtändige 
müßten nun bereits ihr Gutachten abgegeben haben, bis die „öffent- 
liche Beltellung“ des Patentamtes im Sinne der 88 404, 73 zit. ihre 
Wirkung äußern würde? Dafür gibt das Gejeß feinen Anhalt. Die 
Borausjegung für die Angehung des Patentamtes liegt ebenio vor, 
wenn zwei, wie wenn drei oder vier Gutachten bereit3 abgegeben ſind, 
die nicht alle unter jich übereinitimmen. Alſo kann das Gericht un- 
möglich gehindert fein, nad) Anhören von zwei divergierenden Sadı- 
veritändigen zunächit und vor Angehung des Patentamtes noch einen 
dritten Sachverftändigen zu hören und ſich dann, wenn diejer mit einem 
der beiden erjten übereinftinmt, dabei zu beruhigen.) 

Das Gericht ift an das vom Patentamt abgegebene Gutachten 
nicht gebunden (vgl. Komm.Ber. 3. Entw. von 1890 ©. 22). 

5. Zuſtändig zur Abgabe von Gutachten find die Beichwerde- 
abteilungen, und zwar jede innerhalb des ihr jonjt zugemwiejenen Ge— 
ichäftsfreiies (8 2 Abj. 3 der B. vom 11. Juli 1891, ſ. auch die zu $ 17 
des Geſ. angeführten jpäteren Verordnungen). 

6. Bernehmung einzelner Mitglieder des Batent- 
amts ald Sachverständigen. 

a) Im allgemeinen. Die Bernehmung ift ſowohl im Straf» 
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verfahren, al3 auch im Givilprozeh ftatthaft. (Bezüglich der Nam- 
haftmadhung durh das Patentamt 5. N. 7.) Doc ift $ 408 Abi. 2 
ERD., 8 76 Abi. 2 StPO. zu beachten. (Vgl. auch Reichsbeamtengejeh 
$ 12, wonad ein Reichsbeamter, aljo auch ein Batentamtömitglied, ein 
außergerihtlihes Gutadhten nur mit Genehmigung jeiner vor- 
gejegten Behörde abgeben darf. Das Patentamt hat mit Bef. vom 
6. Januar 1882, PB. 1882 ©. 17, auf die Unzuläffigfeit der Erftattung 
außergerichtlicher Gutachten bejonders aufmerkſam gemadht.) 

b) In Strafjahen fann das Gericht das Patentamt, nachdem 
dDiejes ein Gutachten abgegeben hat, erjuchen, eines feiner Mitglieder 
mit der Vertretung des Gutachtens in der Hauptverhandlung zu 
beauftragen und dem Gerichte zu bezeichnen. (StPO. $ 255 Abi. II; 
Seligiohn N. 4; Stenglein?. 2;a.M. Stephan-Schmid ©. 26.) 
Das Patentamt fann aber das Erſuchen ablehnen. (Löwe, Komm. 3. 
StPD., N. 5 zu $255. Nah Stephban-Schmid a.a. D. gejtattet das 
Patentamt die Vernehmung jeiner Mitglieder grundſätzlich nicht; ebenjo 
Lieber ©. 100.) 


Zu Abſatz II. 

7. Wie ſchon in N. 2 bemerkt iſt, erſtreckt ſich die Befugnis des 
Patentamtes zur Abgabe von Gutachten nur ſo weit, als ſeine Ver— 
pflichtung. Darüber hinaus, alſo z. B. auf Erſuchen der Polizei oder 
einer Privatperſon, darf es nur mit Genehmigung des Reichs— 
fanzlers Gutachten abgeben. Nur mit joldher Genehmigung darf 
es ferner außerhalb jeines gejeplihen Geſchäftskreiſes Be- 
ſchlüſſe fajjen, 3.8. einen Sciedsiprudy fällen. (Mit Stenglein 
NR.6 iſt anzunehmen, daß die Beantwortung der Anfrage eines Ge- 
richte, welches Mitglied des Patentamtes ſich als Sachverjtändiger 
eignen dürfte, nicht unter das Verbot des Abi. II fällt; a. M. Lieber 
€. 101.) 

Eine unzuläjlige Gutachtenabgabe ift e8 u.a. auch, wenn das 
Batentamt im Patenterteilungsbeichluffe die Unabhängigkeit des Patents 
von einem älteren Patente feititellt und mit Rüdjicht darauf die Auf- 
nahme eines beichränfenden Hinweiſes auf jenes ältere Batent ablehnt 
(PU, EPMZBI. VII 276). 

8. Aus Abi. 2’ergibt fich, daß die Dienftaufjicht über das 
Patentamt dem Reichskanzler zuiteht. 


s 19. 

Bei dem Patentamt wird eine Rolle geführt, welche den 
Gegenftand und die Dauer der ertheilten Patente, ſowie den 
Namen und Wohnort der Patentinhaber und ihrer bei An— 
meldung der Erfindung etwa beftellten Vertreter angiebt. Der 
Anfang, der Ablauf, das Erlöjchen, die Erklärung der Nichtigkeit 
und die Zurüdnahme der Patente find, unter gleichzeitiger Be— 
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fanntmachung durch den Reichdanzeiger, in der Rolle zu ver- 
merken. 

Tritt in der Perfon des Patentinhabers oder jeines Ver— 
treters eine Aenderung ein, jo wird diejelbe, wenn fie in be- 
weijender Form zur Kenntniß des Patentamts gebracht ift, 
ebenfall® in der Rolle vermerkt und durch den Reichsanzeiger 
veröffentlicht. Solange dieſes nicht gejchehen ift, bleiben der 
frühere Patentinhaber und fein früherer Vertreter nah Maß— 
gabe diejes Gejeßes berechtigt und verpflichtet. 

Die Einficht der Rolle, der Bejchreibungen, Zeichnungen, 
Modelle und Probeftüde, auf Grund deren die Ertheilung der 
Patente erfolgt ift, jteht, joweit es fich nicht um ein im Namen 
der Neichöverwaltung für die Zwecke des Heeres oder der Flotte 
genommenes Patent handelt, jedermann frei. 

Das Patentamt veröffentlicht die Bejchreibungen und 
Zeichnungen, foweit deren Einficht jedermann freijteht, in ihren 
wejentlichen Theilen durch ein amtliche Blatt. In dasjelbe 
find auch die Bekanntmachungen aufzunehmen, welche durch den 
Reichsanzeiger nach Maßgabe diejes Geſetzes erfolgen müſſen. 


Amtliches Blatt 13. Batenterteilung 4. 

Menderung in der Perſon bes Batent- Rechtliche Bedeutung der Eintragung und 
inhabers oder bes Bertreters 2, 7, 10. Belanntmadhung 2, 10. 

Untrag auf Eintragung 8a. Rolle 1. 

Beweitende Form 8b, Unberedhtigter eingetragen 9. 

Einficht in die Rolle 11, 12. Unterbleiben der Eintragung 12. 

Irrtümliche Löſchung 6. Verſehen des Patentamts 6. 

Klage auf Umſchreibung 9. Vertreter 5. 


1. Die Beitimmungen diejes Paragraphen dienen dem Prinzip 
der Offenhaltung der rehtlihen Berhältnijje eines Patents 
für die Allgemeinheit. Das Patentgeſetz hat mit diefem Prinzip den 
früheren Standpunkt der deutichen Gejeßgebungen, wonach die Patente 
bis zu ihrem Erlöjchen geheim gehalten wurden, verlajien. 

Schon bevor ein Patent erteilt wird, muß der Inhalt der An- 
meldung veröffentlicht werden ($ 23); dies gejchieht deshalb, um etwaige 
Einjprüche gegen die Batenterteilung ($ 24 Abi. 2) zu ermöglichen. 
Wenn dann auch nad der PBatenterteilung der Anhalt der Patente 
dauernd offen gehalten wird, iſt der Zweck diejer Einrichtung die För— 
derung einer raschen Vervollfommnung der Technik, die fih nur er- 
reichen läßt, wenn jede durch ein Patent anerfannte technijiche Ver— 
beilerung unverzüglich zum Gemeingut gemacht und jo ald Anregungs- 
mittel für neue Verbefferungen benußt wird, (Motive z. Entw. von 
1877 ©. 31.) 
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Die Mittel der Offenhaltung find nad dem Geſetze: Die 
Eintragung in die zur allgemeinen Einficht dienende Rolle (Abi. 1--3), 
die Auslegung der Batentbejchreibungen, Zeichnungen 2c. (Abſ. 3), 
die Veröffentlihung im Neichsanzeiger (Abi. 1 u. 2), die Ver- 
öffentlihung durch ein bejonderes amtliches Blatt (Abi. 4). 
. Was insbejondere die Holle betrifft, jo ift deren Inhalt be- 
ſtimmt, über die rechtlihen Verhältniſſe eines Patents von defien Er- 
teilung an bis zu jeinem Erlöjchen, insbejondere audy über die Ber- 
änderungen in der Perſon des Patentinhabers, Auskunft zu gewähren. 
Nur erteilte Patente, nicht auch Anmeldungen, und nur Batent» 
rechte, nicht die denjelben zu Grunde liegenden Erfinderrechte bilden 
den Gegenftand der Behandlung in der Rolle. (PA., PMZBL. V 3.) 

2. Die rechtliche Bedeutung der Eintragungen in die Rolle und 
der Belanntmachung im Reichsanzeiger. 

Die Eintragungen wie die Bekanntmachung dienen dem Prinzip 
der Offenhaltung (N. 1); es frägt fich, ob ſich hiemit auch eine ma— 
teriellrechtliche Wirkung verbindet. 

a) Keinem Zweifel unterliegt es, daß dieſe Publikationen den 
erforderlichen materiellen Rechtsvorgang nicht erjegen. Iſt 
alſo ein Patent nicht erteilt, ſo beſteht auch trotz irrtümlichem Vermerk 
der Patenterteilung fein Patentrecht. Ein Patent, das weder abgelaufen, 
noch erlojchen, noch für nichtig erflärt oder zurückgenommen iſt, bleibt 
beitehen, auch wenn jein Untergang in der Rolle vermerkt if. Ohne 
einen gültigen Webertragungsalt erwirbt ein anderer das beitehende 
Patentrecht auch dann nicht, wenn die Rolle den Vermerk enthält, daß 
das Patent auf ihn übertragen worden jei. (Inwieweit formell ein 
irrtümlicher Uebertragungsvermert Wirkungen äußert, iſt zu Abſ. 2 zu 
erörtern.) Eine nicht bevollmächtigte Perſon fann, wenn fie auch als 
Vertreter eingetragen, den Patentinhaber doc nicht vertreten. 

b) Kann johin als feftitehend erachtet werden, daß die Ein- 
tragungen in der Rolle und die Bekanntmachung eine rechtliche Be- 
deutung nur dann haben, wenn fie zu dem materiellen Rechtsvorgang, 
den fie befunden, Hinzutreten, jo wirft ſich umgefehrt die Frage auf: 
Sind diejenigen Rehtsvorgänge, über welche die Rolle Aus— 
funft zu geben bat, aud ohne Bermerf in der Rolle und 
ohne Befanntmahung wirfjam? Hier find verichiedene Punkte 
auseinander zu halten: 

aa) Unbeftritten bedarf es weder zur Entjtehung, nod 
sur Endigung des Patentrechts, noch zur Gültigkeit der 
Beftellung eines Bertreters ($ 19 Abi. 1) des Vermerks im 
der Rolle und der Befanntmahung. Das Patentrecht entiteht 
mit der Rechtskraft des Erteilungsaftes; es geht unter, jobald einer 
der gejeglichen Gründe dafür vorliegt (vgl. 88 7—11); die Beltellung 
des Vertreters ift, jobald fie in materiell gültiger Weife erfolgt iſt, 
wirfiam. Es fann alio z. B. nach rechtäfräftiger Erklärung der Nichtig- 
feit des Ratents auch der noch in der Rolle als Batentinhaber Ein- 
getragene feinerlei VBerbietungsrecht mehr ausüben, feine gültige Lizenz 
mehr erteilen ꝛc. Auch wer im Bertrauen auf die noch nicht gelöjchte 
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Eintragung des Patents das vermeintlich noch bejtehende Patentrecht 
erworben hat, kann, wenn das Recht aus irgend einem Grunde unter- 
gegangen ift, aus dem Ermwerbe feinerlei Rechte ableiten. Derjenige, 
dem die Benügung einer Erfindung vom Patentinhaber unterjagt wird, 
fann ſich nicht darauf berufen, dab die Erteilung des Patents noch 
nicht in der Rolle vermerkt und befannt gemadt jei u. ſ. f. 

bb) Müſſen aber Eintragung und ee nicht hinzu— 
fommen, daß Veränderungen in der Perjon des Patent- 
inhabers und des Vertreters Wirkſamkeit erlangen? Mit anderen 
Worten: Hat es, wenn die Patenterteilung an eine beftimmte Perjon 
oder die Beftellung einer Berjon zum Vertreter durch Rolle und Reichs— 
anzeiger publiziert ift, Die Bedeutung, daß, injolange feine andere 
Bublifation erholt ift, dieſe Perſonen berechtigt und verpflichtet bleiben, 
obwohl durch einen materiellen Nechtsaft andere Perjonen an ihre Stelle 
gejegt worden jind? In diefer Beziehung bejtimmt $ 19 Abi. 2, daß, 
jolange die Aenderung in der PBerjon nicht in der Rolle vermerkt und 
durch den Neichsanzeiger veröffentlicht it, der frühere PBatent- 
inhaber und jein früherer Bertreter nah Maßgabe diejes 
Geſetzes berehtigt und verpflichtet bleiben. Bei Auslegung 
diejes Satzes muß weiter unterichieden werden: 

e) Im Berhältnijie des bisherigen Patentinhabers 
zu feinem Rechtsnachfolger, ferner im VBerhältnijie der Ver— 
treter zu dem Bertretenen ijt die Bublifation zweifellos ohne recht- 
lihe Bedeutung. Der Patenterwerber fann aljo, jobald eine materiell 
gültige Uebertragung ftattgefunden hat, auch ohne Vermerk des Nechts- 
überganges das Patent in Benugung nehmen; der Beräußerer fann 
ihm dabei in feiner Weile entgegentreten. Ya der Erwerber fann dem 
nocd eingetragenen früheren Ratentinhaber die Benugung des Patents 
verbieten und dieſer fann ſich nicht darauf berufen, daß die Rolle ihn 
als Berechtigten ausweiſe (RGE. 31 ©. 52, im PBl. 1893 ©. 358, 
Sareis X 161). Der Erwerber fann auch mit NRechtsgültigfeit das 
Patent weiterübertragen, der nody als PBatentinhaber eingetragene Ber- 
äußerer kann weder diejen Rechtsübergang anfechten, noch dem zweiten 
Erwerber die Beuugung der Erfindung verjagen, nod ihm gegenüber 
jih in der Benußung der Erfindung behaupten; es kann aljo auch der 
zweite Erwerber, der jein Recht von dem erjten Erwerber ableitet, dem 
als Patentinhaber eingetragenen Beräufßerer die Benußung der Er- 
findung unterjagen. Den Recdtshandlungen des bevollmächtigten neuen 
Vertreters fann, ſoweit diejelben innerhalb des in $ 12 bejtimmtten 
Machtgebietes liegen, der Patentinhaber fich nicht widerjegen, mag der 
Uebergang der Vertretung in der Rolle eingetragen jein oder nicht und 
es darf der alte noch eingetragene Vertreter eine Vertretertätigfeit nicht 
mehr ausüben, jobald ihm die Bollmadt in gültiger Weile ent» 
zogen ift. 

P) Das Anwendungsgebiet des $ 19 Abj. 2 beginnt erjt, wenn 
das Berhältnis des eingetragenen früheren Batentinhabers oder Ver— 
treterd bezw. das Verhältnis des nicht eingetragenen nunmehrigen 
PBatentinhabers oder Vertreterd zu Dritten in frage fommt. Aber 


Rechtliche Bedeutung der Eintragungen 2c. 189 


auch in Aniehung dieſes Verhältniffes bedeutet die angeführte geſetzliche 
Beftimmung nicht, daß der Erwerber des Patents, folange der Rechts— 
übergang nicht eingetragen und befannt gemacht ift, von feinem Er- 
werbe mit Rechtswirkſamkeit gegenüber Dritten gar feinen Gebraud) 
machen könne. Wenn 3. B. der Erwerber B jein Patentrecht weiter auf 
C überträgt und leßterer etwa findet, dab der Kauf des Patents für 
ihn fein vorteilhaftes Geſchäft jei, jo fann C dieſen Kauf nicht rüd- 
gängig machen aus dem Grunde, weil zur Zeit des Vertragsabſchluſſes 
nicht B, jondern noch deijen Rechtsvorgänger A als Batentinhaber ein- 
etragen war. Durd den zwiſchen A und B zu ftande gelommenen 
ertrag allein jchon hat fi) der Nechtsübergang von A auf B gültig 
vollzogen, B ijt, ohne daß die Eintragung dazu fommen mußte, Patent» 
berechtigter, jog. Eigentümer deö Patents geworden und konnte diejes 
mit Rechtswirkſamkeit nicht nur gegen A (vgl. «), ſondern auch gegen 
den Erwerber C weiter veräußern. Die Eintragung in die Rolle 
bat aljo nicht die Bedeutung einer Eintragung in das 
Grundbud. 

Aus dem bisher Vorgetragenen ergibt ſich jedenfalls jo viel: 
Die Worte „bleiben der frühere Patentinhaber ... berechtigt und ver- 
pflichtet“ bedeuten nicht, dab ohne den publizierten Eintrag für den 
Erwerber gar feine Berechtigung entiteht; fie haben nicht den Sinn, 
daß der Uebergang des A Rechts auf den Erwerber 
von dem Vermerk in der Rolle abhängt und bis dahin ge— 
hemmt bleibt (jo aud Kohler, Handb. ©. 535). 

Darüber nun aber, was dieje Worte pofitiv jagen wollen, gehen 
die Meinungen jehr auseinander. 

Die Anficht, welche der vorwürfigen Beftimmung die am meiften 
weittragende Bedeutung beilegt (vertreten hauptſächlich von Rojenthal 
©. 236, ftloftermann, Pat.Gej. S. 159, 165, Gareis, Komm. ©. 198, 
Gierte ©. 888, früher auch von Stohler, Pat.R. ©. 185), geht dahin, 
dab ohne die Eintragung und Veröffentlichung der Uebertragung dieſe 
den Batentinhaber Dritten gegenüber von der Verfügung über das 
Patent nicht ausichließe, jo daß bei mehreren Hebertragungen ſeitens 
desjelben Batentinhabers zwijchen den mehreren Erwerbern die Priorität 
der Eintragung und Veröffentlichung entjcheibde. 


Nur für die Legitimation des noch eingetragenen früheren Patent» 
inhaber3 bei Geltendmachung von Patentverlegungen, bei Erteilung von 
Lizenzen und im Berfahren behufs Nichtigkeitserflärung und Zurück— 
nahme hat fi) ausgejprodhen Andre (PBl. 1879 ©. 354). 

Mangelnde Aktionskraft des Rechts nimmt, folatge die Ein- 
tragung nicht erfolgt ift, auf Seite des Erwerber an Kohler (Handb. 
S. 529 ff... Dem Erwerber fehlt alſo nad Kohlers Anjicht vor der 
Eintragung die Legitimation im Nichtigfeits- und Rüdnahmeverfahren, 
jowie in den das Patent betreffenden Eivil- und Strafprozejien. 

Nur für das Verfahren vor dem Patentamte follen die ein- 
getragenen Perſonen legitimiert jein nad) Robolsty (©. 130), Selig- 
john (N. 11), Appelius (Stengleins jtrafrechtl. Nebengejege Pat. Geſ. 
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g 19 N. 1). Für das Verfahren vor den Gerichten joll hienady die 
Eintragung bedeutungslos jein. 

Endlich erblidt Dambadı (S. 52) in der Eintragung nur einen 
„nachrichtlichen Vermerk“. Dieje Anficht ift jedenfalls abzulehnen; denn 
fie trägt den Worten des Gejeges in feiner Weiſe Rechnung. 

Gegen die zuerjt angeführte Anficht find hauptjächlich aufgetreten 
Seligjohn (a.a.D.) und Appelius. (Dejien Ausführungen hat 
Stenglein in die dritte Auflage jeiner jtrafrechtlichen Nebengejege wört- 
lich übernommen, ſ. dajelbft S. 73 ff. Ueberjehen ift dabei, daß Kohler 
im Handbuch, welches Stenglein jogar zitiert, jeine Anſicht wejentlich 
modifiziert hat.) Seligiohn meint, jene Anficht würdige nicht genügend 
die Bemerkung der Motive, wonad „Eintragungen, welche eine Aende— 
rung in der Perjon des Patentinhabers oder jeines Vertreters be» 
funden, ... nach der Abficht des Entwurfs für die Gültigkeit oder Un— 
gültigkeit des der Aenderung zu Grunde liegenden rechtlichen Altes 
nicht entjcheidend“ fein jollen. Aber diefe Worte der Motive drüden 
doch nur aus, daß die Eintragung für den Rechtsübergang feine eigent- 
ich konftitutive Bedeutung hat, daß aucd ohne fie der Erwerber, der 
fih auf einen gültigen Uebertragungsaft ftiigen fann, in dem oben dar- 
gelegten Sinne Rechte erlangt; fie lafjen aber immerhin die Deutung 
zu, daß erſt durch die auf den Rechtsübergang folgende Publikation 
ın der Rolle und im NReichsanzeiger die bisher eingetragenen Berjonen 
von den Nechten, die fie bisher hatten, völlig ausgeichlojjien werden 
jollen. Auch die vou Appelius geltend gemadten Einwendungen find 
zum Teile nicht ftichhaltig. Appelius meint, man könne jich feinen ge- 
jeßgeberiichen Grund denken, weshalb der Untergang des Batentrechts 
auch ohne Publikation jofort gegen Dritte wirken, dagegen die volle 
Wirfung einer Nenderung in der Perſon des Berechtigten von der 
Rublifation abhängen ſolle. Der gejeßgeberiiche Grund hiefür läge aber 
doch nicht jo ferne: Im Falle der Aenderung in der Berjon find eben 
zwei Berjonen in Frage, mit welchen ſich ein Dritter unter Um» 
jtänden auf ein Nechtögeichäft einlaſſen kann und von welden Die 
materiell nicht mehr berechtigte den Schein der Berechtigung für jich 
hat, der nach außen mehr gilt, ald das wahre, diejes Scheines ent- 
behrende Recht. Wenn der noch eingetragene frühere Batentinhaber 
das Batentrecht zum zweiten Male überträgt, jo verfügt er über etwas, 
das ihm zwar nicht mehr zugehört, das aber doch eriftiert. Es läßt 
ich nun jehr wohl denfen, daß der Gejeggeber demjenigen Schuß ver- 
leihen wollte, der im Vertrauen auf den Schein, der für den früheren 
Patentinhaber jpricht, ohme Kenntnis der materiellen Berechtigung des 
anderen über ein noch bejtehendes Recht mit dem jcheinbar Berechtigten 
fontrahiert hat. Dagegen Tiefe fich unmöglich eine Beftimmung denfen, 
welche 3. B. ein nichtiges Patent in der Hand des Erwerbers fortleben 
liege bloß deshalb, weil der Erwerber die Tatſache der Vernichtung 
nicht aus der Rolle und dem Neichsanzeiger entnehmen konnte. Das 
Batentrecht ift eben ein abjolutes Necht, es kann alio nicht wie eine 
Hypothek behandelt werden, deren Erlöjchen allerdings dem gutgläubigen 
Erwerber nur dann entgegengehalten werden fann, wenn das Erlöjchen 
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aus dem Grundbuch erjichtlich ift. Der Schuldner, welcher nicht für 
die Löſchung der Hypothek fjorgte, muß fich die Konjequenzen gut— 
gläubigen Dritten gegenüber gefallen laſſen. Es ift aber undenkbar, 
dag die Allgemeinheit ſich das Fortbeſtehen eines nichtigen Patentes 
gefallen lajien muß, bloß weil der Erwerber desjelben ſich in gutem 
Ölauben befand. Dagegen läßt jich recht wohl denken, da der Er- 
werber eines Patents die Folgen tragen muß, die daraus entjtehen, 
daß er den Uebergang nicht publizieren ließ und daß nun ein anderer 
im Vertrauen auf den Inhalt der Rolle das Patent erwarb und jofort 
auf ſich umjchreiben ließ. Eine ganz andere Bedeutung fommt jedod) den 
weiteren Ausführungen von Appelius zu, durch welche dargelegt wird, daf 
die von Rojenthal zc. angenommene Wirkung der Publizität von höchit 
zweifelhaftem Werte ift. Durch diefe Ausführungen hat in der Tat 
jene Anficht eine vollftändige Widerlegung gefunden, jo daß auf fie 
wohl von feiner Seite mehr zurüdgegriffen wird. Demnach ift daran 
fejtzuhalten, daß die Uebertragung des Patents aud ohne Ein- 
tragung ihre volle Wirkung äußert und dab die Rechte des 
eriten Erwerbers durch feinen weiteren Uebertragungsaft 
des Batentinhabers beeinträhtigt werden, mag ein jpäterer 
Erwerber in gutem oder böjem Glauben jich befinden, mag er für fich 
die Umjchreibung in der Rolle erwirfen oder nicht (vgl. auch RG. in 
PNMZBI. VIII 177). 

Gegen die in der Hauptjache von Kohler und Andre überein- 
jtimmend vertretene Anjicht wendet Seligjohn a. a. O. ein, daß Die 
$s$ 36 u. 37 das Recht der ftrafrechtlichen Verfolgung dem Berlegten 
bezw. Beichädigten gewähren und daß die Motive hervorheben, es ſolle 
in den Borausjegungen der Strafbarfeit bei den allgemeinen Rechts— 
grundjägen jein Bewenden behalten; daraus folge, daß jenes Recht nicht 
dem eingetragenen Patentinhaber als jolchem, gleichviel ob er der Ver— 
legte it, zuftehen könne. Bezüglich der Verfolgung im Eivilprozeh 
meint Seligiohn, Kohler überjehe, daß $ 12 Abſ. 1 das „nah Mah- 
gabe des Geſetzes“ ftattfindende Verfahren den das Patent betreffenden 
bürgerlichen Nechtsftreitigfeiten gegemüberftelle.. Was zunächſt Diejes 
legtere Argument Seligiohns betrifft, jo hat dasjelbe zweifellos durch- 
ſchlagende Bedeutung. Kohler erwidert zwar ©. 532, in $ 19 ſei nicht 
die Hede von einer Berechtigung in dem nad) Maßgabe des Patent- 
geießes ftattfindenden Verfahren, jondern von einer Berechtigung 
nach Maßgabe des Patentgejepes und dieſe jchließe zweifellos ſowohl 
das Verfahren vor dem Patentamte, als auch das Verfahren in bürger- 
lien Rechtsftreitigfeiten und Strafſachen zugleich ein. Allein da aud) 
nad Kohlers nunmehriger Auffaffung die Eintragung feine materiell» 
rechtliche Bedeutung hat, ihre Wirkung vielmehr ausichließlih auf dem 
Gebiete des Berfahrens liegt, ericheint es als vollftändig gerechtfertigt, 
zur Erflärung der Worte „nad Maßgabe diejes Geſetzes berechtigt und 
verpflichtet“ den $ 12 heranzuziehen, alio die Berechtigung und Ber- 
pjlichtung, deren Vorausjegung die Eintragung bildet, auf das Ver— 
fahren nah Maßgabe diejes Gejekes, d.h. das Verfahren vor 
dem Batentamte bezw. dem Reichsgerichte in der Berufungsinjtanz zu 
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beſchränken. Damit allein gewinnt man ein entiprechendes Ergebnis; 
denn wenn auch die Verfolgung der PBatentverlegung im Civilrechts- 
wege und die Stellung eines Strafantrags wegen einer ſolchen Ber- 
legung nur den eingetragenen Perjonen zuftünde, jo könnte eine Batent- 
verlegung niemals von einer Perſon, der nur Die Ausübung des Patent- 
rechts übertragen ift, geltend gemacht werden, da eine ſolche beichränfte 
Uebertragung in der Rolle nicht vermerkt wird (ſ. N. 7). Wenn Kohler 
a. a. O. meint, die Parallele mit dem Vertreter ſei entſcheidend, es 
könne unmöglich die Sache jo gemeint jein, daß für das Verfahren nad) 
Maßgabe des Patentgefeges der eingetragene frühere, für bürgerliche 
Rectsftreitigfeiten und Stellung von Strafanträgen aber der neue, nicht 
eingetragene Vertreter legitimiert fei, aljo müjje bezüglich der Legiti- 
mation des Patentinhabers das Erfordernis der Eintragung auch hier 
wie dort bejtehen, jo ift zu erwidern: die Barallele iſt zuzugeben; allein 
es ift durchaus nicht widerfinnig, wenn in eigentlichen PBatentjachen, 
namentlich im Verkehr mit dem Patentamte, ald Legitimation des Ver— 
treter8 nur der Eintrag in der Rolle gilt, während im Prozejje der 
Nachweis zugelaffen wird, daß troß diejes Eintrages ein anderer nun 
mit der Vertretung betraut ift. (Daf die Berechtigung zur Stellung 
des Strafantragd wegen Batentverlegung nicht von der Eintragung 
abhänge, jondern immer demjenigen zuftehe, der durch gültigen mate- 
riellen Rechtsakt das Patent erworben hat, ift vom RG. wiederholt aus- 
geiprochen; ſ. RGStr. 11 ©. 266; ferner RG. in PMZBL. III 204. In 
NGC. Bd. 31 ©. 56 ift gelegentlich gejagt: „Nach $ 19 Abj. 2 
des Pat.Geſ. bedarf es der Eintragung des Patenterwerbers in Die 
Batentrolle, um ihm die mit dem Patente nach dem Patentgejeße ver- 
bundenen Rechte zu verichaffen. ... Aber dies gilt nur Dritten gegen- 
über.“ Eine Anwendung von diefem Sabe zu machen, hatte das RG. 
aber feine Beranlafjung und jo ijt aus diejer beiläufigen Bemerkung 
wohl faum, wie Gierke a. a. O. meint, eine Stüße für die von ihm 
vertretene Anficht zu entnehmen. Daß das RG. a. a. D. den Anſpruch 
auf Uebertragung des Patentrechts und auf Unterlafjung der Benußung 
gemäß einem Vertrage, in welchem ſich der Patentinhaber zur fünftigen 
Uebertragung verpflichtete, nur gegen den bösgläubigen Rechtsnach— 
folger des Patentinhabers zuläßt, iſt ſelbſtverſtändlich und hängt nicht 
mit der Publizität der Rolle, jondern damit zujammen, daß ber nur 
obligatorisch zur Uebertragung eines Rechtes Verpflichtete nicht einem 
gleichſteht, der das Recht ſchon übertragen hat. — — In RG., PMZUI. 
V 239 iſt geſagt, daß die formelle Legitimation des Patenterwerbers 
durch den —*8— der Patentrolle den materiellen Rechtsvorgang nicht 
betreffe, daß ſie daher nicht Vorausſetzung der Klage des Patentinhabers 
wegen Patentverletzung ſei, aber allerdings beigeſetzt, der Beklagte könne 
verlangen, daß dieſe Legitimation nachgebracht werde. Dagegen hat 
das RG. neueſtens — PMZBL. IX 100 — allerdings ausgeſprochen, 
daß nicht nur die Legitimation dem Patentinhaber gegenüber und in 
einem eigentlichen Patentſtreit, ſondern auch die Befugnis, Verletzungen 
des Patents vor den Gerichten zu verfolgen, zu den in $ 19 Abſ. 2 
gedadhten Nechten nad) Maßgabe des Batentgefepe gehöre. Es darf 
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hiebei aber nicht überjehen werden, daß in dem vom NG. zu ent- 
iheidenden Falle die Legitimation des eingetragenen Patentinhabers 
bemängelt war und dab das RG. a. a. O. über die Frage, ob nicht 
auch eine nicht eingetragene Perſon eine Patentverlegung verfolgen 
fönne, wenn fie den Rechtsübergang auf ſich beweije, feine Enticheidung 
getroffen hat.) 

3. Die Beichlüffe über Eintragungen und Löjchungen in der 
Patentrolle gehören zu dem Gejchäftstreis der Anmeldeabtei- 
(ungen für das einer jeden Abteilung zugewiejene Gebiet der Technif. 
(8 1 Abi. 3 der B. vom 11. Juli 1891.) 


Abſatz I. 

4. Die Reihenfolge der Eintragungen über Patentertei- 
(ungen ijt nicht maßgebend für das Alter der Patente. Diejes richtet 
jich nad) dem Tage der Anmeldung. Es kann aber leicht das Erteilungs- 
verfahren bezüglich des Patents für eine früher angemeldete Erfindung 
ſich länger hinausziehen, als das Verfahren, das fich auf eine jpätere 
Anmeldung bezieht, jo daß der für die Eintragung maßgebende Zeit- 
punkt der Rechtskraft des Erteilungsbejchluffes bei dem jüngeren Patent 
früher eintritt als bei dem älteren, aljo diejes eine höhere Nummer 
erhält al3 jenes. 

5. Nach der Braris des Batentamtes wird nur der Vertreter 
nach $ 12, aljo der Bertreter des ausländiichen PBatentinhabers ein- 
getragen (Stephan-Shmid ©. 28). In anderen Fällen müßte jeden- 
fall die Eintragung bejonders beantragt werden; dann ftünde ihr 
nichts im Wege, He fönnte wohl nad $ 19 gar nicht abgelehnt werben. 

6. Daß die nad) Abi. 1 zu machenden Einträge durchweg feine 
fonftitutive Wirfung haben, ift in N. 2 näher dargelegt. 

Ein Berjehen des Patentamts, welches dazu führte, daß ein 
Eintrag gemadt oder gelöſcht murde, ohne daß dem Vermerk ein 
materiellrechtlicher Vorgang zu Grunde liegt, muß von Amtswegen 
berichtigt, der daraus entitehende Schaden von dem Schuldigen ver- 
treten werden. (Seligjohn N. 6; BGB. 8 839.) 

Wenn dagegen nicht aus Verjehen der Behörde, jondern infolge 
Irrtums des Patentinhabers ein Patent, 3. B. wegen Verzichts, gelöjcht 
wurde, gibt es fein Mittel, den Löſchungsvermerk wieder zu bejeitigen. 
Das Patent bleibt gelöſcht. Dadurch ift es materiell noch nicht unter- 
gegangen (j. N. 2 lit. a), aber der Patentinhaber begegnet Schwierig- 
feiten, wenn er das Patent geltend machen will, da er jedenfalls Dritten 
gegenüber den Nachweis liefern muß, daß feine Erflärung auf einem 
Irrtum beruhte und demnach der Verzicht der Wirfung entbehrt. (Bol. 
Seligjohn a. a. O.) 

Abſatz IL 

7. In der Perſon des Patentinhabers tritt eine Aen— 
derung nur dann ein, wenn das Patent ſelbſt, dem Rechte nach, auf 
einen anderen vollſtändig oder in der Weiſe übertragen wird, daß der 
Erwerber mit dem bisherigen Patentinhaber zuſammen Inhaber des 
Rechts ſein ſollen. Eine ſolche Aenderung und mithin ein Anlaß zu 
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einem Vermerk und zur Belanntmacdung liegt dagegen nicht vor, 
wenn das Patent nur zur Ausübung übertragen, insbejondere auch dann 
nicht, wenn ein Nießbrauch oder ein Pfandrecht daran bejtellt wurde. 
(Robolski S. 135, Seligſohn N.8, Gierke S. 889 N. 11, Appelius 
bei Stenglein NR. 1; a. M. Kohler, Pat.R. ©. 190 und Handb. ©. 537.) 
Ebenjowenig werden Lizenzen eingetragen (jo aud Kohler a. a. O.). 

8. Die Uenderung wird nur vermerkt und veröffentlicht, wenn 
jie in beweijender Form zur Kenntnis des Patentamt ge- 
bradt ift, d.h. ein mit dem Nachweis der Nenderung verbundener 
Antrag auf Umjchreibung 2c. geftellt ift. 

a) Der Antrag fann von dem bisherigen Batentinhaber oder 
von dem Rechtsnachfolger oder von beiden gleichzeitig, von einem 
Dritten nur auf Grund einer Vollmacht einer diefer Perſonen geitellt 
werden. Beantragt der Rechtsnachfolger allein die Umjchreibung, jo 
muß er entweder die beglaubigte, auf Eintragung gerichtete Erflärung 
des bisherigen Inhabers oder eine fonftige Urkunde beifügen, aus 
weicher der Rechtsübergang unzmeideutig hervorgeht. Wenn dagegen 
der bisherige PBatentinhaber den Antrag ftellt, bedarf es eines Nach— 
weiſes des Uebertragungsaftes nicht. 

b) Die beweijende Form muß fi auf den Antrag jamt den 
erforderlichen Beilagen (lit. a) beziehen (vgl. PA., PMZBI. VI 300). 
Es müſſen aljo beglaubigt ſein die Unterfchriften des Antragitellers, 
bezw. des jeine Zuftimmung erflärenden Patentinhabers. Ferner be- 
dürfen der Beglaubigung die Unterichriften auf der etwa dem Antrage 
beigelegten von den SKtontrahenten unterzeichneten Privaturfunde, aus 
welcher fich der Nechtsübergang ergibt. Iſt die Uebertragung und 
deren Annahme in einer öffentlichen Urkunde erklärt worden oder joll 
der Nechtsübergang auf Grund legtwilliger Berfügung oder auf Grund 
eines rechtöfräftigen Urteils (vgl. N. 9; N.8 zu $ 6) vermerkt werden, 
jo genügt, fall die betr. öffentliche Urfunde eine inländifche ift, die 
Vorlage des Driginald ohne weitere Beglaubigung oder einer be- 
glaubigten Abjchrift; ift die Urkunde eine ausländijche, fo iſt Legali- 
jation durch einen Konſul oder Gejandten des Neichs erforderlich (RGeſ. 
vom 1. Mai 1878, betr. die Beglaubigung öffentlicher Urkunden). Die 
„beweiiende Form” kann ferner erforderlich fein zum Nachweife der 
Legitimation des Organs einer Gejellichaft (vgl. PA., PMZBL.VII 130). 

Die Form der Beglaubigung ſelbſt richtet fich nach dem Nechte 
des Staates, in welchem der Rechtsakt vorgenommen wird. Auch durch 
das Affidavit des amerikanischen Rechts fann — wenn die Legalifation 
durch den Konſul hinzukommt — dem Erfordernis des 8 19 Abi. 2 
genügt werden (PU, PMZBI. VII 130). Die von dfterreichiichen Ge- 
richten aufgenommenen oder beglaubigten Urkunden bedürfen keiner 
weiteren Yegalijation; für die von Notaren 2c. in Defterreich-Ungarn 
errichteten Urkunden genügt gerichtliche Beglaubigung (Uebereinkommen 
mit OeſterreichUngarn vom 25. Februar 1880, RGBl. 1881 ©. 4). 

Nur die Fdentität des Antragftellers und die Echtheit der bei- 
gefügten Urkunden hat das PU. zu prüfen, nicht aber die Redts- 
gültigfeit des Webertragungsaftes. 
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9. Wenn, bevor der Patentinhaber in die Rolle eingetragen ift 
oder jein Rechtönachfolger die Umfchreibung bewirkt hat, ein Un- 
berechtigter al8 Patentinhaber in die Rolle eingetragen 
worden ıjt, jo liegt hierin nicht eine Entziehung, jondern nur eine 
Störung des Patentrecht3, die den Inhaber desjelben berechtigt, mit 
der abtwehrenden Klage vorzugehen und von dem Störer zu verlangen, 
daß er die Umtuchreibung in der Patentrolle bewillige (Seligjohn 
N. 13; vgl. CPO. $ 894; bezügl. der Vorlage des Urteils ſ. N. 8 lit.b; 
vgl. auch N.13 lit. a, ee zu $ 4, 0.©. %). 

Eine Klage gegen den Eingetragenen ift auc dann erforderlich, 
wenn das Patentamt auf Grund einer formell richtigen Erklärung des 
Patentinhaberd die Umschreibung vorgenommen hat, dieje Erflärung 
aber durch Jrrtum, Betrug oder Zwang zu ſtande gefommen und des— 
halb anfechtbar ift (vgl. Seligjohn N. 6 Ubi. 2). 

10. Welche Bedeutung es hat, wenn die Aenderung in der 
Perſon des Patentinhabers oder Bertreter8 nicht eingetragen und 
veröffentlicht wurde, ift im allgemeinen in N. 2 lit. b, bb (©. 188 ff.) 
dargelegt. Es ift dort gezeigt, daß die materielle Wirfung eines Rechts- 
überganges von der Eintragung und Belanntmachung nicht abhängt; 
daß ferner die Eintragung aud zur Legitimation in bürgerlichen Rechts— 
ftreitigfeiten und Strafſachen nicht erforderlich, vielmehr die Fortdauer 
der Berechtigung und Verpflichtung des eingetragenen früheren Patent- 
inhaber3 oder Vertreter auf das Verfahren vor dem Patentamte be- 
ihränft ift. Der Zwed der Beitimmung in Abj. 2 Sat 2 iſt offenbar 
fein anderer, als der, dem Patentamte die Nachforihung nad dem 
wahren Berechtigten zu erjparen. 

Die als Patentinhaber eingetragene Berjon wird aljo 
vom WBatentamte durchweg als wahrer Patentinhaber behandelt; fie 
allein fann ein Zujatpatent nachſuchen ($ 7), Stundung oder Nachlaß 
der Gebühren beantragen ($ 8), durch Berzichtserflärung das Patent 
zum GErlöjchen bringen ($ 9), fie hat, wenn nicht im Auslande wohn- 
haft, einen Bertreter zu bejtellen ($ 12); gegen jie iſt der Antrag auf 
Nichtigfeitserflärung oder Zurüdnahme zu jtellen ($$ 10, 11, 28). 

Iſt als Inhaber eines Patents eine kaufmännische Firma in 
die Rolle eingetragen, jo gilt der legte Inhaber diejer Firma als 
berechtigt und verpflichtet (RG. in PMZBI. VIII 177). 

Benn der eingetragene Patentinhaber nicht mehr der wirkliche 
it, jo hat fein Verzicht auf das Patent für den Rechtsnachfolger nach— 
teilige Folgen; das ‘Patent muß gelöjcht werden und es gibt fein Mittel, 
ed wieder zur Eintragung zu bringen. Der Verzicht bewirkt zwar, da 
er nicht von dem Berechtigten ausging, nicht das Erlöjchen des Patents, 
der Batentinhaber begegnet aber, wenn er jein Recht geltend machen 
will, den nämlichen Schwierigkeiten, wie wenn er jelbjt irrtümlich auf 
das Patent verzichtet hätte (ſ. N. 6 a. E.). 

Solange die Aenderung in der Perjon des Vertreters nicht 
eingetragen und veröffentlicht ıft, wird der noch eingetragene Vertreter 
vom Batentamte als Vertreter behandelt, und zwar in all den oben 
angegebenen Richtungen. Er gilt al& ſolcher insbejondere auch dann 
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noch, wenn inzwijchen der Batentinhaber, der ihn beftellt Hat, verftorben 
ift. (RG., PBl. 1886 ©. 49, Gareis V 238). 


Abſatz IIL 

11. Die Einfiht der Rolle ift jedermann geftattet, joweit 
nicht der in N. 12 zu beiprechende Ausnahmefall vorliegt. Ebenjo fann 
unter derjelben Borausjegung die Patentſchrift mit ihren Anlagen 
von jedermann eingejehen werden, und zwar nicht nur auf dem Batent- 
amte, jondern aud in den vom Patentamte bejtimmten Auslegeftellen 
(ſ. Bet. vom 1. Januar 1897, PMBBl. III 1). 

Das Patentamt kann nad feinem Ermeſſen von den bei ihm 
ruhenden Eingaben und Verhandlungen, joweit beren Einjihtnahme 
gejeglich nicht beſchränkt iſt (ſ. N. 12), an jedermann Abſchriften und 
———— gegen Einzahlung der Koften erteilen (B. vom 11. Juli 
1891 $ 29). 

Ueber die Frage, inwieferne auch die Einfihtnahme in die 
— — gulaſſig iſt, ſ. Präſidialverfügung vom 15. Februar 
1899, PMBBl. V 

12. Sit * 9 Namen der Reichsverwaltung für die 
Zwecke des Heeres oder der Flotte genommenes Patent in 
Frage, ſo unterbleibt auf entſprechenden Antrag die Eintragung in die 
Patentrolle ($ 23 Abſ. 5). Aber auch wenn der Antrag nicht geſtellt 
und daher die Eintragung erfolgt iſt, jo find doch, J— nur der 
Zweck der Entnahme des Patents feſtſteht, die Rolle und die Patent- 
jchrift nebft Anlagen der allgemeinen Einficht entzogen, e8 müßte denn 
die Einficht von der Reichsverwaltung ausdrüdlich genehmigt werden. 


Abjak IV. 

13. Das amtliche Blatt, in welchem die hier vorgejehenen Ver— 
öffentlihungen erfolgen, ift das Patentblatt. (gl. bezüglich des In— 
halts dieſes Blattes und der zugehörigen Batentjchriften Bel. vom 
19. Zuli 1877, PB. 1877 ©. 1.) Daneben ericheint jeit Dftober 1894 
das „Blatt für Patent-, Mufter- und Zeichenmwejen“, welches die Mit- 
teilung von Vorgängen auf den angegebenen Gebieten beziwedt, die für 
die beteiligten gewerblichen reife und für Die IMEFUR Wiſſenſchaft 
und Praxis ein beſonderes Intereſſe darbieten. 


Dritter Abſchnitt. 
Verfahren in Patentſachen. 


Vorbemertungen. 

1. Patentſachen im Sinne dieſer Ueberſchrift ſind Diejenigen 
patentrechtlichen Angelegenheiten, über welche das Patentamt zu ent— 
ſcheiden hat. Es gehören alfo nicht dazu die von den Gerichten zu 
behandelnden, auf Patente bezüglichen Sachen, wie Rechtsverletzungen, 
Streitigkeiten aus Lizenzverträgen u. dgl. Das Patentamt hat ſich zu 
befaſſen mit dem Verfahren betr. Erteilung von Patenten (8$ 20—27), 
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ferner in erjter Inſtanz mit dem Verfahren betr. Nichtigfeit3erflärung 
und Zurüdnahme (88 28—31), während über die Berufung in dieſen 
legteren Sachen das Reichsgericht enticheidet ($ 33). In den 88 32 
und 34 finden ſich Bejtimmungen, welche für alle Arten des Verfahrens 
vor dem PBatentamte gelten. 

2. Wie jhon in N.3 zu $ 13 dargelegt, ift die Tätigkeit des 
Patentamt in der Hauptjache eine rihterlihe. Was zunächſt 

a) das PBatenterteilungsverfahren betrifft, jo ift dies ein 
Verfahren der freiwilligen Verwaltungsgerichtsbarkeit (vgl. 
Kohler, Handb. ©. 749 ff.); dagegen ift 

b) das Nichtigleit3- und Zurüdnahmeverfahren ein 
⸗⸗ Prozeßverfahren (vgl. Kohler a. a. O. 

0 1. 

3. Das Berfahren vor dem PBatentamte ift nur zum Teil durch 
das gegenwärtige Geſetz geregelt, zum Teil finden die Vorſchriften 
anderer Gejehe Anwendung. In Betracht fommen namentlich 

a) die Civilprozeßordnung. Auf diejfe ift in allen Fällen, 
die feine Regelung im Patentgejege gefunden haben, dann zurüdzu- 
greifen, wenn nicht die Verjchiedenheit des bürgerlichen Rechtsſtreites 
und de3 patentamtlichen Verfahrens eine Abweichung bedingt, nament- 
li das Öffentliche Intereſſe eine Offizialtätigfeit des Patentamtes er- 
fordert und dadurch der Parteibetrieb eingeichränft wird (PA., PBl. 
1882 ©. 91, Gareis IV 159; PN. in PMZBL. VII 39; RG., PB. 1883 
©. 132, Gareis IV 208, RGE. Bd. 6 ©. 341). Ueber die Anmwendbar- 
feit im einzelnen ift an den entjprechenden Stellen zu handeln. (Be- 
züglih der Ausichliefung und Ablehnung von Mitgliedern des 
PA. ſ. 5 14 Abi. 5 und die Bemerkungen hiezu.) 

b) Das Geſetz betr. die Batentanmwälte vom 21. Mai 1900 
(RGBl. ©. 233) in Anjehung der Vertretung vor dem Patentamt. 
Nach $ 17 diejes Gejeges ift der Präfident des Patentamtes befugt, 
Perjonen, welche, ohne in die Lifte der Batentanmwälte (88 1 ff. des Gej.) 
eingetragen zu jein, die Vertretung vor dem Patentamt berufsmäßig 
betreiben, von dem Bertretungsgeihäft auszujchliefen. Auf Rechts— 
anmwälte findet dieje Vorjchrift feine Anwendung. (Vgl. zu $ 17 eit. den 
Auffap von Damme in. u. U. VI1u.77) Nah $ 18a. ca. D. darf 
Patentanwälten die berufsmäßige Vertretung anderer Perjonen vor 
dem Patentamt auf Grund der Lorichrift im 8 35 Abj. 3 der Gewerbe- 
ordnung nicht unterjagt werden. (Bon den Batentanwälten Handelt 
u.a. Kohler, Handb. & 690 ff.) 

ec) Die Gebührenordnung für Rechtsanwälte. Dieje 
findet, joweit die Vertretung von Rechtsanwälten bejorgt wird, gemäf; 

9 Ziff. 2 daſelbſt entiprechende Anwendung im Verfahren wegen 

ichtigfeitserflärung oder Zurüdnahme eines Patents. Ihre Anmwend- 
barkeit auf das Einſpruchs- und Bejchtwerdeverfahren vor dem Patent- 
amt ift Dagegen nirgends ausgeſprochen. Die Tätigkeit eines Rechts— 
anwalt3 in einem ſolchen Verfahren kann daher nur nad ben all» 
gemeinen Grundjägen der Verträge über Handlungen abgegolten werden. 
(So Kammergeriht, PMZBI. VII 275. Immerhin wird die Ge- 
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bührenordnung bei Beftimmung der angemefjenen Entlohnung eines 
Rechtsanwaltes gewiſſe Anhaltspunkte zu bieten haben.) 

Auf Patentanwälte findet diefe Gebührenordnung nicht An— 
wendung; vielmehr bemift das Patentamt deren Gebühren nad) 
Paujhaljägen, die nach Lage der Sache angemejjen erjcheinen (PA., 
PMZBL. VIII 128). 

Ss WM. 

Die Anmeldung einer Erfindung behufs Ertheilung eines 
Patents gejchieht jchriftlich bei dem Patentamt. Für jede Er- 
findung iſt eine bejondere Anmeldung erforderlid. Die An— 
meldung muß den Antrag auf Ertheilung des Patents enthalten 
und in dem Antrage den Gegenjtand, welcher durch das Patent 
geichügt werden joll, genau bezeichnen. In einer Anlage tft die 
Erfindung dergeftalt zu bejchreiben, daß danach die Benußung 
derjelben durch andere Sachverjtändige möglich erjcheint. Am 
Schluffe der Bejchreibung ift dasjenige anzugeben, was als 
patentfähig unter Schuß geftellt werden joll (Patentanſpruch). 
Auch find die erforderlichen Zeichnungen, bildlichen Darjtellungen, 
Modelle und Probeftüde beizufügen. 

Das Patentamt erläßt Beltimmungen über die jonjtigen 
Erfordernifje der Anmeldung. 

Bis zu dem Beichluffe über die Befanntmachung der An— 
meldung find Abänderungen der darin enthaltenen Angaben 
zuläffig. Gleichzeitig mit der Anmeldung find für die Koften 
des Verfahrens zwanzıg Mark zu zahlen. 


Abänderung der Unmeldbung 11. ' Einbeitlichleit der Erfindung 3. 
Anlagen der Unmeldung 6. | Form der Anmeldung 2. 
Anſpruch ſ. Vatentanſpruch. Gliederung bes Verfahrens 1b. 
Antrag auf Patenterteilung 4. Koſten 12. 


Aufgebotsverfahren 1a. Modelle 9. 
Belanntmahungsbeihluß 11. Patentanſpruch 8, 10. 
Beichreibung der Erfindung 7, 10. Probeitüde 9. 
Beitimmungen bed Patentamts 2. vVorprũufungsſyſtem 1a, 
Bezeichnung der Erfindung 5. Zeichnungen 9, 10. 
Darſtellungen, bildliche 9. | 

1. Allgemeines bezüglich des Erteilungsverfahrens. 

a) Das Syſtem des Gejeges. Das deutiche Patentgeſetz hat 
nicht das in den meiften Yändern geltende Anmeldeiyitem, jondern das 
Vorprüfungsſyſtem angenommen und mit dem nach dieſem Syſtem 
geregelten Verfahren ein Aufgebotsverfahren verbunden. Das 
Patent wird aljo nit auf Grund jeder formell forreften Anmeldung 
erteilt, jo da& die materiellen Vorausjegungen erft in Streitfällen von 
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den ordentlichen Gerichten zu beurteilen wären (Anmeldeſyſtem), jondern 
die materiellen VBorausjegungen der Batentfähigfeit einer angemeldeten 
Erfindung werden vom Patentamte jelbjt geprüft, wobei durch die Be- 
fanntmacdhung der Anmeldung auch den beteiligten Jnduftriefreiien Ge- 
legenheit gegeben wird, den Gegenftand der Anmeldung auf jeine 
Schutzfähigkeit zu prüfen, durch Einſpruchserhebung ihre Bedenken zum 
Ausdruck zu bringen und ſo mit der Behörde zuſammenzuwirken, zu— 
gleich aber diejenigen, welchen etwa ein den Anmelder ausſchließendes 
Recht auf das Patent zukommt (5 3 Abſ. 2), in die Lage verſetzt werden, 
ihr Borrecht geltend zu machen. 

b) Entiprechend dem vom Gejege adoptierten Syſtem (f. lit. a) 
gliedert jih das regelmäßige Berfahren wie folgt: «) An- 
meldung ($ 20); 3) VBorprüfung (88 21, 22, 25); y) Aufgebot ($ 23); 
I) das weitere Berfahren einjchließlich der Beſchlußfaſſung über die Er- 
teilung des Patents (88 24, 25). Hieran jchlieft ſich im Falle der 
Patenterteilung e) die Belanntmahung ($ 27). 

An die Beſchlußfaſſung (I) kann ſich das Beichwerdeverfahren 
($ 26) anreihen. 

Mejentlihe Mängel des Erteilungsverfahrens begründen die 
Nichtigkeit des Patents (j. darüber N. 2 zu $ 10). 


Abjah I und II. 


2. Form der Anmeldung. Das Gejeß jelbjt jchreibt im 
eriten Sabe des eriten Abjages nur vor, daß die Anmeldung ichrift- 
lich gejchehen müſſe. Mündlich zu Protofoll werden Anmeldungs- 
erflärungen vom Patentamt nicht entgegengenommen. Außerdem find 
von gejeglichen Vorſchriften zu berüdjichtigen: $ 34 über den Gebrauch 
der deutſchen Sprade; $ 12 hinſichtlich des Vertreterzwanges 
gegenüber ausländiichen Anmeldern. 

Auf Grund des Abſatzes II find vom Patentamte Bejtim- 
mungen über die jonftigen Erfordernijie der Anmeldung 
ergangen, und zwar neuerlich unter dem 22. November 1898 mit Gele 
tungsfraft vom 1. Januar 1899, dazu Erläuterungen vom felben Tage 
(PM8Bl. IV 225 ff.; ſ. dieje Beitimmungen nebjt den Erläuterungen im 
Anhang Ziff. II; zu leßteren vgl. Wirth, R. u. U. IV 114 ff.). 

Außerdem erlie; das Patentamt zwei Belanntmachungen, in 
denen jih Weijungen bezüglich der Angabe des Namens und 
Wohnorts des Antragitellers finden (PBl. 1877 ©. 87 und 1881 
S. 57). Es wird darin dringend erjucht, daß die Beteiligten ihre 
Namen jo erkennbar machen, dab ein Mifverftändnis ausgeichlofien 
wird, ferner daß auch der Wohnort der Antragfteller genügend kennt» 
lich gemacht wird, erforderlichen Falles durch Angabe der Provinz, des 
Kreiſes ꝛc. 

In einer weiteren Bekanntmachung (PBl. 1882 S. 47) iſt eine 
genaue Rubrizierung der Eingaben von Vertretern gewünſcht. 
In allen Eingaben ſind auf der erſten Seite links oben 

der Name bezw. die Firma und der Wohnort des Mandanten, 

der Betreff der Sache, 
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das Aktenzeichen der etwa veranlafienden Verfügung des Patent- 
amts 


deutlich und in die Augen fallend anzugeben. Daß dieſe Angaben in 
gleicher Weiſe auch auf denjenigen Eingaben gemacht werden, die von 
den Intereſſenten ſelbſt unterzeichnet und eingereicht werden, iſt 
als wünſchenswert bezeichnet. 

In einer anderen Bekanntmachung (PBl. 1879 ©. 529) iſt vor- 
ähriogeak daß zu allen Schriftftüden tiefjhwarze, nicht Flebrige 

inte benußt werde. 

3 Für jede Erfindung ift eine befondere Anmeldung er- 
forderlich. Es dürfen aljo mehrere nicht zujammengehörige Er- 
findungen nicht in einer Anmeldung vereinigt werden. Gejchieht dies 
dennod, jo ordnet das Patentamt die Trennung, alſo die Teilung der 
Anmeldung an. Wenn übrigens nicht zujammengehörige Erfindungen 
in einem Patent zujammengefaßt find, F begründet dies feine Nichtig- 
teit des Patents (vg[.N. 4 a. E. zu $ 7). 

In einer Anmeldung verbunden werden fönnen mehrere 
eine Einheit bildende Erfindungen. Die Verbindung ift zwed- 
mäßig, weil durch fie die Zuſammengehörigkeit leichter erjichtlich wird, 
namentlich aber auch deshalb, weil für mehrere Batente auch eine Viel- 
heit von Gebühren geleiftet werden muß. Die Frage, wann Einheit- 
lichfeit der Erfindung vorliegt, ift jedoch äußerſt beitritten. 

Das Patentamt Hat im Jahre 1894 folgende Grundſätze 
IEPBeRen“ (a Gejchäftstätigkeit ©. 172): 

„Lt. Die Beitimmung des $ 20 des Pat.Gej., nach der für jede 
Erfindung eine bejondere Anmeldung erforderlich ift, it dahin zu ver— 
jtehen, daß der Inhalt der Anmeldung durch einen patentfähigen Er- 
findungsgedanfen zufammengehalten werden muß. 

2. Einheitlichfeit fan aud) dann angenommen werden: 

a) wenn mehrere Löjungen einer Aufgabe beaniprucht werden, 
jofern die Erfindung in dem dieſen Löjungen gemeinſchaftlichen tech— 
niſchen Gedanken erkannt wird; 

b) wenn mehrere Ausbildungen der Erfindung beanjprucdt 
werden, die ji) voneinander entweder Durch die bejondere erfinderiiche 
Ausführung einzelner Merkmale oder durd die erfinderiiche Hinzu— 
fügung neuer Merkmale untericheiden, jofern diefe Merfmale mit dem 
Haupterfindungsgedanfen in mwejentlihem Zujammenhang jtehen. 

3. Dagegen ift die Einheitlichfeit insbefondere dann aus- 
geſchloſſen, 

a) wenn mehrere Neuerungen beanſprucht werden, deren Ver— 
bindung miteinander eine Erfindung nicht iſt; in der Verbindung kann 
eine Erfindung nur dann liegen, wenn durch ſie außer der Summe der 
Einzelwirkungen eine beſondere Wirkung erzielt wird; 

b) wenn mehrere Neuerungen nur unter einem wirtjchaftlichen 
Geſichtspunkte —— werden können, z. B. unter dem, daß ſie 
an derſelben Maſchine, bei demſelben Verfahren oder zu demfelben 
Bmed verwendbar jind. 

Die Bufammenfaffung mehrerer Erfindungen in derjelben An— 
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meldung kann aud damit nicht gerechtfertigt werden, daß der Anmelder 
ih auf ihre Verbindung beichränfen zu wollen erklärt.“ 

Dieje vom Patentamt auch in den einzelnen zu enticheidenden 
Fällen fejtgehaltenen Grundjäße waren in der Literatur mehrfach Gegen- 
ftand des Angriffes. Während nur jelten behauptet wurde, das Patent- 
amt gehe in der Zulafjung der Verbindung mehrerer Erfindungen in 
einer Anmeldung zu weit (vgl. z. B. Schanze in Glaſers Annalen 1899 
©. 529 ff.), ijt anderjeit3 mehrfady der Vorwurf erhoben worden, das 
Patentamt fajje den Begriff der Einheitlichfeit der Erfindung zu enge 
(j. namentlih Wirth in R.u. U. VI 315 ff., VII 154 ff. Weiter ın 
der Annahme der Einheitlichkeit als das Ratentamt geht u. a. auch 
Kohler, Handb. ©. 319 ff. Der Standpunkt des Patentamts wird 
verteidigt von v. Böhmer in R. u. U. VII 125 ff. Diefer hält die Zu- 
jammenfaflung mehrerer Erfindungen unter dem Begriffe „eine Er- 
findung“ nad) dem feiner Anficht nad) maßgebenden Sprachgebraud) für 
möglich ftetö dann, aber aud nur dann, „wenn eine bon beiden Er- 
findungen eine Berbefierung oder jonftige weitere Ausbildung der anderen 
bezwedt“ — vgl. $ 7 über Zufagerfindung — und jcheidet die hienady 
möglichen Fälle in drei Gruppen — ©. 129). 

Uebereinftimmend dürfte die Praris des Patentamtes und Die 
in der Literatur überwiegende Meinung die Zufammenfafjung in einer 
Anmeldung wegen Einheitlichkeit der Erfindung zulafien u. a., 

«) wenn die eine Erfindung ein Verfahren betrifft, durch welches 
ein Stoff oder auch mehrere Stofe hergejtellt werden können, melde 
Gegenftand der gleichzeitig angemeldeten anderen Erfindungen find (vgl. 
2 — a.a.D. ©.129 lit. b, Seligſohn ©. 239, Kohler, Handb. 
5. 320); 

B) wenn verjchiedene Probleme auf einem und demjelben Wege 
gelöft werden, 3. B. durch einen und denjelben Mechanismus, jei es auch 
mit unmejentlichen Veränderungen in der Konftruftion (Grundj. Wr. 1); 

y) wenn die mehreren Erfindungen auf verſchiedene Berbejje- 
rungen einer bereits befannten Einrichtung, 3. B. einer Maſchine, fich 
beziehen, foferne die Verbejjerungen zur ——— eines neuen Zweckes 
Bi Re aa (v. Böhmer a. a. O. ©. 132 

Man wird aber in der Anerkennung. der Einheitlichkeit noch 
weiter * müſſen; zunächſt iſt 

u bemerken, daß auch ohne das Zuſammenwirken der 
— —X ſerungen zu einem neuen Zwecke Einheitlichkeit an— 
unehmen iſt, ſobald die Verbeſſerungen auf eine Maſchine oder dgl. 
* beziehen. Der Grund der Einheitlichkeit liegt eben darin, daß der 
Gebrauchswert der einen bekannten Einrichtung, Maſchine ꝛc. durch die 
wenn auch nocd jo verjchiedenen Verbeſſerungen erhöht wird (vgl. 
Kohler, Handb. ©. 323, 324 und die dort angeführten Beijpiele: eine 
Maſchine erhält ein neues Triebrad, ein neues Ventil, ein neues 
Röhrenſyſtem, eine Lampe erhält einen neuen Brenner und einen neuen 
Eplinder; vgl. auh Wirth, R. u. U. VII 160). 

Weiter ift entgegen der in den Grundjäßen des Patentamtes 
vertretenen Anſchauung Einheitlichfeit der Erfindung anzunehmen, 
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I) wenn mit einer Gejamterfindung zugleich deren einzelne Teile 
oder Elemente als jelbjtändige Erfindungen geſchützt werden jollen; ins- 
bejondere wenn ein Verfahren ald Ganzes und außerdem einzelne Ab- 
ſchnitte desjelben, Durch welche Ziwiichenprodufte gewonnen werden, Schu 

enießen jollen (Seligjohn ©. 241;a.M. Robolsti ©. 75 und 
einem Zeugnifle die Braris des Ratentamtes) oder wenn ein Verfahren 
und zugleich die hiezu dienlihen Arbeitämittel patentiert werden jollen 
und zwar auch dann, wenn eines oder das andere dieſer Arbeitsmittel 
noch anderen Zweden dient und auch in diefer Hinficht der Anmelder 
geihüßt fein will (vgl. Hartig ©. 248, Kohler, Handb. ©. 322); 

e) wenn die mehreren Erfindungen auf verichiedene Mittel zur 
Durchführung einer und derjelben Löjungsidee jich beziehen; insbejon- 
dere wenn eines und dasjelbe Produft durch verichiedene Verfahrens— 
arten hergeftellt oder ein und dasjelbe Verfahren mit Hilfe verichiedener 
Arbeitsmittel durchgeführt werden fan und in Bezug auf jede Ver— 
fahrensart oder jedes Arbeitsmittel eine Erfindung vorliegt (Kohler, 
Forihungen ©. 101, Seligiohn ©. 240; a. M. Robolski ©. 75, der 
im Anichluß an das Patentamt in ſolchen Fällen Einheitlichkeit nur 
dann annimmt, wenn entweder die Löſungsidee, um deren Durd- 
führung e3 ſich handelt, jelbjt neu und Gegenjtand der Anmeldung ift 
oder wenn doch die mehreren Verfahren auf derjelben techniihen Grund» 
lage ftehen); 

) wenn zwar die mehreren Erfindungen verichiedene Problem- 
löſungen zum Gegenftande haben, aber dieje verichiedenen Löfungen 
vermöge bderjelben Hilfsmittel erfolgen, insbefondere die Löſung des 
einen Problems mit Hilfe eines Stoffes gejchieht, der bei Löſung des 
anderen Stoffes nebenher, als Abfallftoff, gewonnen wird (Kohler, 
Handb. S. 325). 

In den zu e und Z, teilweiſe auch in den zu » aufgeführten 
Fällen ijt die Einheitlichfeit allerdings nicht fo fait eine technifche, jondern 
eine wirtichaftliche („induftrielle” — Kohler a. a. O. S. 319). Allein 
man wird auch dieſe anerkennen müſſen, um die Härte zu vermeiden, 
die in der mit der Trennung verbundenen mehrfachen Gebührenpflicht 
liegen würde. (Wirth, R. u. U. VI 317; Kohler a.a.d.; Seligiohn 
©. 240; a. M. das PA. in Nr. 3 lit. b der Grundfäße, ſ. o. ©. 200.) 

Werden die mehreren eine Einheit bildenden Erfindungen nicht 
zuſammen angemeldet, jo fann für Diejenigen von ihnen, welche im 
Berhältnifie zu der jchon angemeldeten eine Berbejjerung oder jonftige 
weitere Ausbildung bezweden, ein Zuſatzpatent nachgejucht werden 
(. N. 4 zu 8 7). 

4. Die Anmeldung muß den Antrag auf Erteilung des 
Patents enthalten. Dieſer Antrag darf nicht an Bedingungen, Vor— 
behalte oder Beſchränkungen u dgl. gefnüpft jein, ſonſt gilt er als nicht 
geitellt.. Zuläſſig wäre nur die Berfügung der übrigens jelbitverftänd- 
Iihen Bedingung, daß eine anderweite frühere Anmeldung desjelben 
Gegenſtandes nicht zur Patenterteilung führe (a. M. Robolski ©. 71.. 
Da die Anmeldung immer den Antrag auf Patenterteilung enthalten 
muß, find auc vorläufige Anmeldungen, die etwa nur als Bor- 
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merfungen zu betrachten und erſt jpäter, vielleicht nach Vervolllomm- 
nung der Erfindung und Beibringung der hiedurch weiter erforderten 
Angaben amtlich zu behandeln wären (jog. caveat-Syitem des — 
taniſchen Rechts), nicht zuläſſig; übrigens iſt im Hinblicke auf Abi. 3 
jede Anmeldung in gewiſſem Sinne eine vorläufige. (Bol. Bel. d. RU. 
vom 23. Februar 1881, PB. 1881 ©. 53.) 

Eine Anmeldung zum Vebrauchsmuſterſchutz enthält nicht eo 
ipso den Antrag auf Patenterteilung (vgl. RGE.37 ©.39). Die PBatent- 
anmeldung darf auch nicht al3 eventuelle neben der Gebrauch3muiter- 
anmeldung ericheinen. (Kohler, Handb. ©. 284. Dagegen fann um— 
gekehrt ein Gegenjtand eventuell, d. h. wenn er nicht patentfähig jein 
jollte, als Gebrauchsmuſter angemeldet werden.) 

5. Der Antrag (NR. 4) muß den Gegenstand, welcher durd 
das Patent gejhügt werden joll, genau bezeihnen. Dieſe 
Bezeichnung ift nicht zu verwecdjeln mit der als Anlage beizufügenden 
Beichreibung (j. N. 7). Es genügt, wenn die Bezeichnung erjehen läßt, 
welcher Gattung das den Gegenitand der Anmeldung bildende Produft 
oder Berfahren angehört; 3. 9 Fernſprechapparat; Waſſerkraftmaſchine; 
Verfahren zur Stärfegewinnung; Vorrichtung zum leichten Löſen der 
Lenkitange an Fahrrädern u. dgl. Zu allgemein wäre eine Angabe 
wie „Neuerungen“ (vgl. Hartig ©. 167). Daß die Bezeichnung eine 
zutreffende jei, erjcheint um jo wichtiger, als fie in der Bekanntmachung 
der Anmeldung veröffentlicht wird ($ 23 Abſ. 2; vgl. $ 2 lit. b der An- 
meldungsbejtimmungen, Anhang Ziff. ID). 

6. Der Anmeldung jind als Anlagen beizufügen die Be- 
ihreibung (j. darüber N. 7), deren Schluß die Angabe des Patent— 
anſpruchs zu bilden hat (N. 8), dann die erforderlichen Zeich— 
nungen, bildliden Darjtellungen, Modelle und Brobeftüde 
(NR. 9. 

7. Die Beichreibung der Erfindung (vgl. 83 der Anmeldungs- 
beftimmungen, Nr. 3 der patentamtlichen Erläuterungen, im Anhang 
Ziff. ID muß nad den Geſetz jo abgefaft jein, daß danach die Be- 
nugung der Erfindung durch andere Sadhverftändige mög- 
lich erjcheint. Die Beichreibung hat aber auch dazu zu dienen, daß 
durch ſie der Patentanſpruch (N. 8) erläutert und begründet wird, 
Daraus ergibt fich das Erfordernis der Bollftändigfert. Eine Be- 
ichreibung, welche das Weſen der Erfindung nicht klar erfennen läßt 
(vielleicht mit Abficht des Anmelder, der zwar den Patentihug in An— 
ſpruch nimmt, aber gleihmwohl die Erfindung unter dem Schleier des 
Fabrifgeheimnifjes ausbeuten will), unterliegt der Zurüdweifung. Sollte 
dieje nicht erfolgen, jo würden ſich bald nad) anderen Richtungen Nach— 
teile für den Anmelder zeigen: Leicht könnte ein anderer für diejelbe 
Erfindung auf Grund einer vollitändigen Beichreibung ein Patent er- 
werben, da die Identität der beiden Erfindungen ſich jchwer feititellen 
ließe; hievon abgejehen wäre im alle einer Verlegung des dem An— 
melder erteilten Patents angejicht3 der unklaren Beichreibung der Nach— 
weis eines Verichuldens auf Seite des Verlegers mit größeren Schwierig» 
feiten verbunden (vgl. Robolski ©. 71). 
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Aber die Bejchreibung joll auch nicht 15 enthalten, als zur 
Erläuterung des Anſpruchs (N. 8) erforderlich iſt (ſie „hat ſich aller 
nicht ſtreng zur Sache gehöriger Ausführungen zu enthalten“, patent- 
amtl. Erläut. Nr. 3). 

In der Regel beginnt die Bejchreibung am beften mit dem 
Zwecke der Erfindung, worauf erjt die Mittel derjelben anzugeben find 
(vgl. Reuleaurs brauchbare Winfe in deſſen Aufſatz „Ueber die Form 
der Anmeldung von Erfindungen” PBl. 1877 ©. 9 ff.; ferner patentamtt. 
Erläut. Nr. 3: die Bejchreibung „beginnt zwedmäßig mit der Darftellung 
der Aufgabe, welche die Erfindung löſen ſoll. Hieran ſchließt ſich die 
Beichreibung der Erfindung im einzelnen.”). 

Säufg ift es zur Klarftellung des Weſens und der Tragweite 
einer neu zu jchügenden Erfindung notwendig, daß in der Beichreibung 
frühere Einrichtungen oder Verfahren der angemeldeten Erfindung gegen- 
über gejtellt werden. Dabei genügt es meift, wenn Die durch be- 
jchreibende Darftellung der techniichen Merkmale, auf welche Bezug zu 
nehmen it, ohne Bezeichnung der Nummern der betr. älteren Batent- 
ichriften geichieht. (PA., PMZBL. VII 40.) 

Im übrigen laffen ſich allgemeine Grundſätze über die Abfafjung 
von PBatentbejchreibungen nicht wohl aufftellen (vgl. aber die weiteren 
ee in den patentamtl. Erläut. Nr. 3 und dazu WirtH R. u. U. 
IV €. 114). 

S. Die Vorfchrift, daß am Schluffe der Bejchreibung der Patent- 
anſpruch, alſo dasjenige, was als patentfähig unter Schuß geitellt 
werden joll, anzugeben jei, ift erjt durch die Novelle eingefügt. Doc) 
hatte ſich ſchon vorher die Praris entwidelt, der Beichreibung den 
Patentanſpruch anzujchließen (Robulsfi ©. 76). 

Der Patentanſpruch joll in möglichjt furzer, aber genauer For— 
mulierung den Gegenjtand der Anmeldung jo feititellen, daß derjelbe 
von den bereits befannten Gegenftänden ähnlicher Art mit Sicherheit 
unterjchieden werden fann und daß die Beantwortung der Frage mög- 
li ift, ob die von anderen benußten oder etwa jpäter zur PBatentierung 
angemeldeten Einrichtungen oder Verfahren dasjenige Recht verlegen, 
welches mit dem nachgejuchten Patent erworben werden joll. Diejen 
Bweden dient die Fafjung des Patentanſpruchs nur dann, wenn fie Die 
Erfindung nad) ihrer Gattung und nad ihren jpezifiichen Merkmalen 
fennzeichnet, dabei aber dieje Merkmale nicht rein äußerlich aneinander 
reiht, jondern zeigt, wie Diejelben fich zu dem Ganzen, zu der techno- 
logiſchen Einheit verbinden, die dad Wejen der Erfindung, den 
Löſungsgedanken, ausmacht. So z. B. wird, wenn eine Maſchine Gegen- 
ftand der Erfindung iſt, der Patentanſpruch richtig nicht in der Weije 
formuliert, daß die einzelnen neuen Elemente der Majchine aufgezählt 
werden, jondern nur dadurd, daß gezeigt wird, wie dieſe Elemente 
aufammenwirfen, um den jpezifiichen techniichen Erfolg herbeizuführen, 
der die neue Majchine charafterifiert. (Vgl. Hartig ©. 136 ff.; Sterfen, 
Die Formulierung von Batentanjprücen, Berlin 1890; Robolski 
©. 76 ff., insbejondere die Beijpiele ©. 80; Seligjohn N. 14; vgl. auch 
RG., PB. 1892 ©. 690, Gareis IX 596 ff., bejonders ©. 602; a. M. 
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v. Schütz, Zeitichr. f. deutjche Ingenieure 1889 ©. 627 ff., welcher jpeziell 
für Majchinen die Anficht vertritt, es ſei im Patentanſpruch diejenige 
einzelne Vorrichtung hervorzuheben, ohne welche die Majchine nicht 
mehr funktioniere; j. ferner über diefe Streitfrage Schanze, R. u. U. 
1163 ff. Weiter ift von Literatur über die Formulierung von Batent- 
anjprüchen zu beachten %.R. „Ueber die Form der Anmeldung von 
Erfindungen” PBl. 1877 S. 9, Kohler, Forihungen ©. 86, Derjelbe, 
Handb. S. 763 ff. Ueber das Verhältnis des Patentanjpruds 
zur Beſchreibung fagt Wirth in Beitjchr. f. gewerbl. Rechtsichug II 
335: „Seine — d. i. des Batentanjprudyg — Aufgabe ift nicht die, ein 
anichauliches gejchlofjenes Bild zu geben, jondern aus dem Bilde, mwel- 
ches die Beichreibung gibt, die neuen Züge Herauszunehmen und von 
ben alten zu jcheiden“.) 

Will insbejondere der Anmelder, da eine Kombination ge- 
jchügt werde, jo muß er dies in feinem Patentanſpruch dadurd) erjicht- 
lih maden, daß er die Geſamtwirkung der einzelnen Elemente feiner 
Erfindung als deren Wejen hervorhebt * PBl. 1881 S. 175, Gareis 
II 52). Erſtrebt er den Schutz auch für die einzelnen neuen Elemente 
der Kombination, jo muß auch dies in dem Anſpruch hervortreten (vgl. 
N.5lit. c, bb zu $ 4, 0. ©. 83). 

Wird ein Zufaßpatent verlangt, jo ift auf das Hauptpatent 
Bezug zu nehmen und anzugeben, worin die Verbejjerung oder weitere 
Ausbildung der Haupterfindung beftehen joll (vgl. Nr. 5 lit. ce der patent- 
amtl. Erläut.). 

Der Patentanſpruch kann fih nur auf den Schuß derjenigen 
Mafnahmen richten, welche den Inhalt der Erfindung bilden. Da- 
gegen fönnen darin nit Vorbehalte für fünftig mögliche Ber- 
bejierungen und Wenderungen der Erfindung gemadt werden. Ab— 
weichungen von der dargelegten Ausführungsform, welche nur dem Ge- 
biete der Konftruftion angehören, ohne eine jchöpferijche Geiftestätigfeit 
vorauszufegen, werden ohnehin von der Erfindung mit ergriffen; hier 
bedarf e3 aljo gar feines Vorbehaltes. Wenn dagegen die Verbeflerung 
oder Aenderung erft wieder eine Erfindung erfordern würde, jo könnte 
fie der Anmelder, bevor er die Erfindung gemacht hat, nicht für fich 
in Anſpruch nehmen. (PA., PB. 1880 ©. 107, Gareis I 316; RG., 
PBl. 1881 ©. 24, Gareis II 264.) 

9. Als weitere Beilagen der Anmeldung kommen in Be- 
trat die erforderlihen Zeichnungen, bildlihen Darftellungen, 
Modelle und Brobeftüde.. Nur ſoweit dieſe Erläuterungen „er- 
forderlich“ find, ift ihre Vorlage geboten. Handelt e3 fich um Patentie- 
rung förperlicher Gegenftände, jo befteht dieſes Erfordernis jedenfalls 
in Anſehung der Zeichnungen, ebenjo wenn zu einem Verfahren, wel» 
ches patentiert werden joll, Borrichtungen verwendet werden jollen und 
entweder dieſe jelbft bisher unbefannt waren oder die Eigentümlichkeit 
ihrer Anwendung der Beranihaulidung im Bilde bedarf. (Näheres 
über die Herftellung der Zeichnungen f. in $4 der Anmeldungsbeitim- 
Zr Nr. 4 der patentamtl. Erläut.; ferner bei Sterfen a. a. O. 
©. 40 ff.) 
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Bezüglih der Proben ift die Einreichung ausdrüdlich vor— 
geichrieben für die Fälle von Anmeldungen, welche die Herftellung neuer 
chemiicher Stoffe betreffen, ausgenommen erplofive und leicht entzünd— 
liche Stoffe, deren Einjendung nur auf bejondere Aufforderung zuläfjig 
ift (85 der Anmeldungsbeftimmungen; Bejonderes ift dort vorgejchrieben 
für ein chemiſches Verfahren von allgemeiner Anwendbarkeit, nach dem 
ganze Gruppen von Stoffen hergeftellt werden können, ferner über die 
Beichaffenheit der Modelle und PBrobeftüde; j. auch Ziff. 6 der patent- 
amtl. Erläut.). 

Für alle Anlagen des Geſuchs, in weldhem die Anmeldung er- 
folgt, enthält $ 6 der Anmeld.Beftimm. nähere Formvorichriften; ſ. dazu 
Nr. 7 der patentamtl. Erläut. 

10. Was das Berhältnis der einzelnen Teile der Anmel- 
dung (der PBatentichrift) zueinander betrifft, jo ift zwar für die Be- 
urteilung der Frage, worin der Erfindungsgedanfe liegen fol, in 
erfter Linie der Batentanjpruc maßgebend. Doch kommt es nicht 
auf ihn allein, jondern nur im Zuſammenhang mit Beſchreibung 
und Zeichnung an. Die Patentanjprücde im Stadium des Anmelde- 
verfahrens find nur Verjuche zur Klarjtellung und Geftaltung des zu 
erreichenden Batentichußes; fie haben nicht die Bedeutung, daß die An— 
meldung nur im Umfang der Batentaniprüche bejtehe. Die Anmeldung 
beiteht vielmehr im Umfange de3 Antrages auf Patenterteilung. Es 
fann zwar ein Fall, in dem der Batentanjprudy eine engere Faflung 
erhalten Hat, die nicht den ganzen Anhalt der aus der Beichreibung fich 
ergebenden Erfindung umſpannt, ausnahmsweije jo liegen, daß anzu— 
nehmen ift, dieje Faſſung jei abjichtlich gewählt, um den Antrag auf 
Batenterteilung einzufchränfen. Wenn dies aber nicht zutrifft, jo it 
anzunehmen, daß der Anınelder die Erfindung in ihrer vollen aus Be- 
ihreibung und Zeichnung fich ergebenden techniichen Bedeutung patentiert 
haben will. Hieraus ergibt fich, daß für die Priorität der Anmeldung, 
wenn der Anipruch erjt jpäter richtig formuliert wird, nicht der Zeit— 
punkt diejer Formulierung, jondern der Zeitpunft enticheidet, in welchem 
die den Gegenftand der Erfindung enthaltende Beichreibung und Zeich— 
nung an das Patentamt gelangt ift ( PA., PMZBL. VII 40, 114; vgl. 
auch RG. ebenda ©. 231). 


Abſatz III. 


11. Abänderungen der in der Anmeldung enthaltenen An— 
gaben. Die Novelle hat den erjten Sa des zweiten Abjabes ab- 
geändert, injoferne früher „bis zu der Belfanntmachung der Anmeldung“ 
Abänderungen derjelben zuläjlig waren, während ſie jetzt nur mehr 
bis zu dem Beſchluſſe über die Befanntmahung der An- 
meldung ($ 23 Abi. 1) ftatthaft jein jollen. 

Bezüglich der Abänderungen einer Anmeldung ift folgendes zu 
bemerfen: 

a) Eine zuläffige Abänderung im Sinne der gegenwärtigen Bor- 
ihrift, d. i. eine jolche, welche innerhalb des Nahmens der erfolgten 
Anmeldung ftatthaft ericheint, ift nur eine jolche, welche nicht das 
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Weſen, die Jdentität der angemeldeten Erfindung berührt 
(vgl. PA., PMZBL. IX 5). Würde nad) der Anmeldung die Darlegung 
der Erfindung derart umgeftaltet, daß dieſe einen ganz anderen Cha- 
rafter annehmen, aljo die Jdentität mit der urjprünglich angemeldeten 
Erfindung aufgehoben würde, jo wäre dies als eine Neuanmeldung an- 
zujehen, jo daß in Bezug auf Neuheit und Priorität der Anmeldung 
($$ 2,3) der Tag enticheidend wäre, an welchem die anderweite Formu- 
lterung erfolgte (vgl. RG. Bolze XXI Nr. 127. Ueber den Fall der 
Patentierung einer anderen als der angemeldeten Erfindung ohne Feſt— 
ftellung des Datums der Neuanmeldung |. N.6lit.a, bb zu $10, 0. ©. 148). 
Dies gilt aucd für den all, daß zu dem in der Anmeldung erhobenen 
Patentanjpruch ein weiterer hinzufommt, dejien Grundlage in der erjten 
Anmeldung noch nicht enthalten ift, 3. B. der Anſpruch auf eine neue 
Durhführungsform, die noch gar nicht (auch nicht in ihren Umrifien) 
beichrieben war. Doch ijt in dieſem Falle die erjte Anmeldung für 
Priorität und Neuheit der Haupterfindung maßgebend; der Tag der 
Erweiterung des Anſpruchs iſt nur für den Zuſatz ald Unmeldetag zu 
betrachten. Als eine jolche teilweife Neuanmeldung ift es auch anzu— 
jehen, wenn von den Anjprüchen, welche in der Anmeldung erhoben 
find, ein Teil fallen gelafjen und dann wieder aufgenommen wird (PAU., 
ag VI 230, vgl. auch ebenda ©. 16; a. M. Seligjohn N. 20 
bei lit. a). 

b) Innerhalb der Grenzen, die zu lit. a dargelegt find, alſo 
joweit die Identität der Erfindung gewahrt bleibt, ift bis zu dem im 
Gejege angegebenen Zeitpunkte im Rahmen derjelben Anmeldung 
jede Art von Abänderung ftatthaft. Es darf alio indbejondere 
die urjprünglich unvolllommene, aber immerhin das Wejen der Er- 
findung Harlegende Anmeldung ergänzt und vervollfommmet werden. 
Das Patentamt hat hiebei dem Anmelder möglichſt an die Hand zu 
gehen; denn jeine Tätigkeit im Erteilungsverfahren ijt zwar eine 
richterliche (ſ. N. 3 zu $ 13), fie ericheint als Zweig der Nechtöpflege, 
aber der jog. vorjorgenden Rechtspflege oder der Rechtspolizei, welche 
Privatinterefien zu fihern und den Umfang von Privatrechten feſtzu— 
ftellen hat. 

Zu den Abänderungen, welche die Identität der Erfindung uns 
berührt lajlen, gehören insbejondere: die Nichtigitellung der technijchen 
oder wijlenjchaftlichen Erflärung der Erfindung; die Hervorhebung von 
Mertmalen, weldye zwar jchon in der Beichreibung enthalten waren, 
jedoch dort nicht richtig gewürdigt wurden, jollte auch dadurd) der 
Patentanſpruch verändert oder zu dem bereits geltend gemachten An— 
ipruch ein neuer hinzugefügt werden (PA., PMZBL. VII 40, vgl. auch 
vVII 114; Die Heranziehung von Faktoren, weldye in der Anmeldung 
gar nicht erwähnt jind, aber als wichtig fich erweijen, iſt dann zuläſſig, 
wenn ſich Diejelben unter normalen Verhältnifien von ſelbſt ergeben, 
Kohler, Handb. ©. 287); die Beichränfung des urjprünglich auf eine 
Kombination und deren einzelne Elemente gerichteten Patentanipruchs 
auf die Kombination allein oder auf die Einzelelemente; die Weglaſſung 
von Mertmalen, weldye zuvor als wejentlich bezeichnet wurden, in Wirf- 
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lichfeit aber unbraudbar find; die nachträgliche Darlegung des tech— 
nischen Effektes der Erfindung (PA., PMZBI. II 279); die Nachbringung 
der Konjtruftion, jowie die Darlegung einer anderen Konftruftion, jei es 
an Stelle oder neben der zuerst dargeftellten (vgl. über den Begriff der 
Konftruftion N. 3 lit. ce zu $1,0.©. 6); die Ausjcheidung einzelner von 
mehreren zu einem Ganzen vereinigten Anſprüchen und die gejonderte 
Anmeldung der ausgejchiedenen Antprüche, 

In allen diejen Fällen ift es gleichgültig, ob die Unrichtigfeit 
der erjten Anmeldung auf mangelhafter Erfenntnis des Anmelders oder 
lediglicd; auf einem Verſehen bei Abfaffung der Anmeldung beruhte 
(Kohler a.a.D. ©. 289). 

e) Der Beſchluß über die Befanntmahung der An- 
meldung bildet nur regelmäßig die Grenze für die Zu- 
Läfjigfeit einer Abänderung. Dieje Grenze fannaud enger, 
in gewijjem Maße jogar weiter gezogen fein. 

aa) Damit die Abänderung bis zur Beihlußfajiung über 
die Bekanntmachung zuläflig ſei, iſt vorausgeſetzt, daß durch die Vor- 
nahme der Abänderungen der Gang des Verfahrens nicht aufgehalten 
wird. Wenn dagegen das Patentamt zum Zmwede der Abänderung 
eine Frift gejeßt und auf die Dauer derjelben das Berfahren unter- 
brocden hat, jo muß innerhalb diejer, vom Patentamt eventuell auf 
Antrag zu verlängernden Friſt die abgeänderte Anmeldung eingereicht 
werden, jonjt kann dieſer die Priorität der erften Anmeldung nicht 
mehr zufommen. Würde died nicht angenommen, jo könnte jemand 
noch nad Jahren für einen abgeänderten Patentanſpruch die urjprüng- 
fie Priorität verlangen, obwohl in der Zwijchenzeit die Erfindung 
bereits längjt offenfundig geworden ijt (PA., PM ID. III 239). 

bb) E3 ift nicht ausgeichloffen, daß das Patentamt noch nad) 
der Beſchlußfaſſung über die Bekanntmachung der Anmeldung eine 
Abänderung zuläßt, insbejondere die Anſprüche formell anders faßt oder 
inhaltlich beichränft. Unbedenklich ift dies, jolange die Befanntmadhung 
noch nicht tatjächlicy erfolgt ift, deren Anhalt alfo gleichfall noch ge- 
ändert werden fann. Später wäre eine Abänderung jedenfalld nur dann 
zuläffig, wenn das Patentamt eine zweite Bekanntmachung anordnete, 
die aber, wenn die erjte Befanntmachung den gejeglichen Vorſchriften ge— 
mäß erfolgt ift, nicht ftatthaft erfcheint (PA., PMZBL. VII 39, 167). Dem 
Anmelder muß jederzeit zugeitanden werden, daß er den Anſpruch be- 
ichränft, aljo auf einen Teil desjelben verzichtet (a. M. das PA. in dem 
R. u. U. II 254 angeführten Falle, j. dagegen Wirth ebenda). Eine 
Erweiterung der Batentanjprücde ift nad Erlaß des Belannt- 
machungsbeſchluſſes unzuläſſig (PU, PMZBL. VII 39, 167). Im 
übrigen ift die Zulafjung von Abänderungen nad Erlaß dieſes Be- 
ſchluſſes Sache des Ermeilens des PRatentamtes. (Die Anfiht Wirths 
a.a.D., daß der Anſpruch zu jeder Zeit geändert werden könne, jo- 
lange nur die Erfindung a diejelbe ift, kann in diejer Allgemeinheit 
nicht für richtig erachtet werden; ſonſt hätte ja die Beftimmung des 
$ 20 Abi. 3 feinen Sinn; denn dieſe will nicht etwa, wie W. anzu- 
nehmen jcheint, bejagen, daß bis zu dem angegebenen Zeitpunfte auch 
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joihe Aenderungen im Rahmen derjelben Anmeldung zuläffig jeien, 
durch welche die Erfindung aufhört, diejelbe zu jein, j. o. lit. a.) 

12. NKoften des Verfahrens — ſ. bezüglich der Natur der 
in Batentjachen zu leiftenden Gebühren N.1 zu $ 8. 

Die gleichzeitig mit der Anmeldung zu zahlenden Koften werden 
im Falle der Abweiſung nicht zurüderftattet und auch nicht gejtundet 
oder erlaffen. Nur wenn die Anmeldung, etwa wegen Geichäftsunfähig- 
feit des Anmelders, nichtig ift, wird die Gebühr zurüderftattet (PA., 
PM8Bl. VIII 204). Ueber die zwedmäßigjte Form der ——— 
ſ. Nr. 1 der patentamtl. Erläut. zu den Anmeldungsbeſtimmungen (An— 
bang Ziff. IN). 

Nichtzahlung der Koften hat die Zurüdweijung der An- 
meldung zur Folge (8 22 Abi. 1). Doc) ift der Anmelder zuvor durch 
Vorbeſcheid auf —— den Mangel zu beſeitigen ($ 21 Abſ. 2; nach 
der Praxis des PBatentamtes wird anders verfahren; j. u.). Der Mangel 
ift ein formeller, beeinflußt alſo die Priorität der Anmeldung nicht, 
wenn innerhalb der vorgejegten Friſt die Zahlung erfolgt (ſ. h. 4 zu 
82. Die gegenteilige, in der Bel. des PA. vom 23. Februar 1881, PBl. 
S.53 vertretene Anſicht ift, wie Seligjohn N. 21 mit Recht an- 
nimmt, unzutreffend. Die Unterlafjung der gleichzeitigen Koftenzahlung 
fann der Anmeldung ihre ziviliftiiche Wirkung ebenjowenig entziehen, 
wie etwa die Nichteinhaltung der gemäß Abi. 2 ergangenen Vorſchrift, 
das für hemijche Stoffe ſtets Proben einzureichen find u. dgl. Uebrigens 
verfährt das Patentamt, wie aus der Darlegung von Damme, R. u. 
U. IV 1 zu entnehmen, nicht nach der alleg. Bekanntmachung, vielmehr 
wird der Eäumige gemahnt und, wenn er binnen der vorgejegten kurzen 
Frift feine Folge leiftet, abgewiejen, worauf er jogar nody auf dem 
Wege der Beichwerde und nachträglichen Zahlungsleiftung die jachliche 
Behandlung jeiner Anmeldung herbeiführen fann. Der Borfchrift des 
s 21 Abi. 2 entipricht freilich auch diejes Verfahren nicht ganz.) 


8 2a. 

Die Anmeldung unterliegt einer VBorprüfung durch ein 
Mitglied der Anmeldeabtheilung. 

Erſcheint Hierbei die Anmeldung als den vorgejchriebenen 
Anforderungen (8 20) nicht genügend, jo wird durch Vorbeſcheid 
der Patentjucher aufgefordert, die Mängel innerhalb einer be= 
ftimmten Frift zu befeitigen. 

Inſoweit die VBorprüfung ergiebt, daß eine nach 88 1, 2, 
3 Abjag 1 patentfähige Erfindung nicht vorliegt, wird der 
PBatentjucher hiervon unter Angabe der Gründe mit der Auf: 
forderung benachrichtigt, fich binnen einer beftimmten Friſt zu 
äußern. 

Dr. Bh. Allfeld, Kommentar 3. d. Gefegen betr. d. Erfindungsihug se. 14 
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Erklärt fich der Batentjucher auf den Vorbeſcheid (Abjah 2 
und 3) nicht rechtzeitig, jo gilt die Anmeldung als zurüdgenommen; 
erklärt er fich innerhalb der Frijt, jo faßt die Anmeldeabtheilung 
Beichluß. 


Ausjegung bes Verfahrens 5, IIc. ' Vorbeicheid 5, IIb; 6. 
Erflärung auf den Vorbeſcheid 6d, aa. Borprüfung 1—4. 
Nicdhterflärung 6d, bb. Zurüdnahme ber Anmeldung fingiert 
Prüfung ber formellen Erfordernifje 3, 6d, bb, 
der materiellen 4. N Zwiſchenverfügungen 5, II, a. 


1. Der gegenwärtige Paragraph regelt den erjten Teil der patent- 
amtlihen Prüfung der Anmeldung, die Borprüfung. Dieje erfolgt 
durch ein einzelnes Mitglied der Anmeldeabteilung, während die end» 
gültige Prüfung Aufgabe der Abteilung als ſolcher iſt (S$ 22—24). 
Die Borprüfung hat jowohl die formellen (Abſ. 2) als auch die mate- 
riellen Erforderniſſe (Abi. 3) ind Auge zu fallen. (Nach der früheren 
Faſſung des Geſetzes hatte jofort die Anmeldeabteilung auf die Prüfung 
einzugehen, dieje aber vorerft auf das Vorhandenjein der formellen 
Borausjegungen zu beichränten.) 

2. Der VBorprüfer wird von dem Vorſitzenden der betr. An- 
meldeabteilung für jede Ktlafie der Anmeldungen im voraus bezeichnet 
($ 6 Abj. 2 der Ausführ.Berordn. vom 11. Juli 1891), Er nimmt in 
den von ihm zu erledigenden Sachen der Abteilung gegenüber eine 
jelbftändige Stellung ein (nicht etwa die eines Berichterjtatters der Ab- 
teilung; am eheften könnte man ihn mit dem Unterfuchungsrichter in 
Strafiachen vergleihen). Zur Aufflärung der Sache fann er alle er- 
forderlichen Ermittelungen anftellen, insbejondere den Anmelder hören, 
Zeugen und Sachverſtändige vernehmen ($ 25). Zum Zwede der Hebung 
formeller Mängel, jowie zum Zwecke der Herbeiführung einer auf- 
flärenden Aeußerung des Anmelders über materielle Mängel kann er 
einen Vorbeſcheid erlaſſen (j. N. 6); dagegen kann er über die Erteilung 
des Patentes oder über die Zurüdwetiung der Anmeldung nicht be» 
ichließen. Dieje Beſchlußfaſſung ift Sache der Anmeldeabteilung; an 
ihr kann der Borprüfer, wenn er einen Vorbeſcheid erlafien hat, nicht 
teilnehmen ($$ 22 Abi. 1, 24 Abi. 3). 

3. Prüfung der formellen Erfordernijie (Abi. 2). In 
diejer Hinsicht hat die Vorprüfung zu ergeben, ob die Anmeldung den 
in $ 20 vorgejchriebenen Anforderungen genügt, ob fie alfo 3.8. nicht 
mehrere eine Einheit nicht bildende Erfindungen enthält (ſ. N.3 zu $ 20), 
ob nicht der Antrag auf Batenterteilung an eine Bedingung geknüpft 
iſt (ſ. N. 4 a.a.D.), ob die Beichreibung genügt (ſ. N. 7 a.a. D.), ob 
die Koſten erlegt find (I. N. 12 a.a. O.) u. ſ. f. 

4. Brüfung der materiellen Erforderniffe. Indem das 
Geſetz auf die $$ 1, 2, 3 Abſ. 1 verweiſt, läßt es erkennen, daß zu 
prüfen ift: 

a) ob eine neue, gewerblich verwertbare Erfindung Gegenjtand 
der Anmeldung, 

b) ob nicht eine der Ausnahmen des 8 1 Abj. 2 zutrifft, 


VBorprüfung, Ergebnis derjelben. 211 


e) ob nicht die angemeldete Erfindung ganz oder teilmeife Gegen- 
ftand des Patents eines früheren Anmelders ift. (Legtere Frage war 
nad 2 früheren Faſſung des Gejeges nicht zu unterjuchen.) 

5. Ergebnis der Vorprüfung. 

I. Wenn fi einerjeit3 formelle Mängel nicht zeigen, 
anderjeit3 der Vorprüfer Bedenfen gegen die Unnahme einer 
patentfähigen Erfindung nicht hegt, jo läßt er die Anmeldung 
ohne weiteres an die Anmeldeabteilung zur Beſchlußfaſſung 
gelangen. 

II. Ergeben ſich formelle oder materielle Mängel oder 
joldhe beider Art, jo kann der Borprüfer 

a) verjuchen, Die Anftände durch Zwiſchenverfügungen zu 
heben. (Dieſe ſind zwar im Geſetze nicht ausdrücklich erwähnt, ihre Zu— 
läſſigkeit ergibt ſich aber aus der Natur der Sache und aus der Zu— 
laſſung von Ermittelungen aller Art, $ 25; der Erlaß von Zwiſchen— 
verfügungen entipricht auch der PBraris des Patentamtes, vgl. Gejchäfts- 
tätigfeit d. PA. ©. 179.) Durch ſolche Verfügungen laſſen ſich nament- 
fih die auf Berjehen beruhenden formellen Mängel bejeitigen, Auf- 
Härungen über die gewerbliche Verwertbarfeit einer Erfindung erlangen, 
für den Patentanſpruch eine präzijere Faſſung gewinnen u. dgl. Es 
empfiehlt fich, daß der Vorprüfer in jeinen Verfügungen den Anmelder 
darauf aufmerfiam macht, daß im Falle der Nichtbejeitigung der be- 
anftandeten Mängel die Abteilung vorausfichtlich die Anmeldung zurüd- 
weiien werde (Stephan-Schmid ©. 35, 36). 

b) Iſt die Erledigung des vorgefundenen Mangels durch Zwiichen- 
verfügung (lit. a) nicht möglich und kommt der Borprüfer zu der An- 
ficht, da die Anmeldung im ihrer gegenwärtigen Gejtalt durch die Ab— 
teilung werde zurüdzumeijen jein, jo erläßt er in der Regel einen 
Borbejheid. Meiftens faßt er jeine (formellen wie materiellen) Be- 
anftandungen in eimem ſolchen Beicheide zujammen; die Umftände 
fönnen ihn aber dazu veranlajien, daß er in einem Vorbejcheide zu⸗ 
nächſt einen formellen Mangel rügt, nach deſſen Beſeitigung erſt auf 
die — ſonſt zweckloſe — materielle eig, eingegangen werden joll. 
Das Nähere über den Vorbeſcheid ſ. in N. 6 

e) Zur Ausjegung des Verfahrens fann es auf Antrag 
des Anmelders ſelbſt fommen, wenn diejer die Anmeldung einer Ab- 
änderung unterziehen will (vgl. N. 11 zu $ 20; ferner PMZBT. III 239, 
wo in einem Beſchluſſe der Bejchwerdeabteilung I dargelegt ift, dab in 
einem folchen Falle das Patentamt eine Friſt vorjegt, innerhalb welcher 
die berichtigte Anmeldung einzureichen ift und welde zwar der Er- 
jtredung fähig ift, nad) deren Ablauf ohne vorgängige Verlängerung 
aber nur eine völlige A möglich, die urjprüngliche Priorität 
aljo verloren iſt). Am übrigen kann das Berfahren nur dann aus— 
gejegt werden, wenn dem Abjchluffe der Vorprüfung der Umjtand ent- 
gegeniteht, daß die angemeldete Erfindung mit dem Gegenftande einer 
noch unerledigten früheren Anmeldung ganz oder zum Teil überein- 
ftimmt, während jonft die Prüfung nad allen Richtungen erichöpft ift 
und ohne das Vorliegen der früheren Anmeldung die Bekanntmachung 

14* 
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($ 23) zu beichließen wäre. In ſolchem Falle ift dem Anmelder in 
Kürze mitzuteilen, inwieweit Uebereinftimmung mit dem Gegenftande 
der früheren Anmeldung befteht. Von der Ausjegung ift dagegen Abftand 
zu nehmen, wenn auch abgejehen von der früheren Anmeldung die Er- 
teilung eines PBatentes für ausgejchlofjen zu erachten ift und fie ift ferner 
unzuläjfig injolange, als die VBorprüfung nicht in Anjehung der For— 
malien und der in den $$ 1, 2 beftimmten VBorausjegungen der Patent- 
fähigfeit bereits vollftändig zu Ende geführt ift (Beſchw. Abteil. Beſchl. 
in PMZBI. VI19; Geichäftstätigfeit ©. 171; vgl. über das frühere 
diejen Grundſätzen nicht entiprechende Verfahren des Patentamts ebenda 
und Ming in. u. U. V 41 ff.). 

6. Der Vorbeſcheid insbejondere (j. N. 5 lit. b). 

a) Gründe der Erlajjung eines jolhen und Inhalt des ®. 

aa) Wenn die Anmeldung ald den formellen Anforde» 
rungen nicht genügend erjcheint (ſ. N. 3), jo wird durch den Vor— 
beicheid der PBatentjucher aufgefordert, die Mängel innerhalb einer be- 
ftimmten Friſt (j. lit. b) zu bejeitigen. 

bb) Inſoweit die Vorprüfung ergibt, daß eine patentfähige 
Erfindung nicht vorliegt (j. N. 4), wird der Patentjucher hievon 
unter Angabe der Gründe mit der Aufforderung benachrichtigt, Tich 
binnen einer beitimmten Frift (j. lit. b) zu äußern. 

b) Die Dauer der in dem Borbejcheid zu beftimmenden Friſt 
(j. lit. a) hängt von dem Ermefjen des Vorprüfers ab; eine genaue Be- 

renzung der Friſt ift aber unerläßlich. Die Frift beginnt mit der Zu- 

Kellung des Vorbeſcheids; der Tag, in melden die Zuftellung fällt, 
wird alfo nicht mitgerechnet (BGB. 8 187 Abi. 1; ſ. im übrigen bezüg- 
lid der Friftberehnung BGB. $ 188). Die Friſt kann auf Antrag 
verlängert werden. Eine Verpflichtung, die Frift, welche der VBorprüfer 
nicht weiter verlängern will, als „letzte“ zu bezeichnen, in dem Sinne, 
dat dieje Bezeichnung die Vorausjegung für den in Abj. 4 an die Ver— 
jäumung gefnüpften Necht3nachteil wäre, bejteht für den Vorprüfer 
nicht (PA. in PMZBL. VII 114). Immerhin empfiehlt ſich eine. der- 
artige Bemerkung insbejondere dann, wenn wiederholt die Friſt erjtredt 
worden iſt. Eine Wiedereinjegung in die verjäumte Friſt findet 
nicht ftatt. 

e) Der Vorbeſcheid ift als folder ausdrücklich zu be— 
zeihnen. Dies ift deshalb erforderlich, weil nur an die Verjäumung 
der in einem Vorbejcheid beftimmten Frift der Rechtsnachteil des Abj. 4 
(1. lit. d, bb) geknüpft ift, während mit der Verjäumung einer etwa in 
einer Zwijchenverfügung (ſ. N.5 Ziff. II lit. a) gefegten Frift dieſer Nach— 
teil fich nicht verbindet. Trägt der Bejcheid die Bezeichnung als „Vor— 
beicheid*, jo bedarf es einer bejonderen Androhung der Folgen der 
Berläumung, damit dieje eintreten, nicht; doch ericheint es als ſach— 
gemäß, diefe Androhung in den Vorbeicheid aufzunehmen. 

d) Die rehtlihe Bedeutung des Vorbeſcheides liegt 
darin, daß ſich der Anmelder innerhalb der ihm gejegten Frift (j. lit. b) 
auf den Vorbeicheid erklären muß, widrigenfalld die Anmeldung als 
zurüdgenommen gilt (Abj. 4). 
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aa) Wenn ji der Anmelder innerhalb der Frijt er- 
Härt, jo faßt die Anmeldeabteilung Beihluß (ſ. $$ 22 ff.). Es muß 
eine Erflärung auf den Vorbeſcheid erfolgen, d. h. die Erklärung 
muß an dieſen in irgend einer Weije anknüpfen, jo da nicht gerade 
jede beliebige Erklärung genügt. Doch iſt nicht erforderlich, daß ſich 
der Anmelder mit dem Inhalte des Vorbeſcheides näher auseinander- 
jest, daß er inäbefondere die beanjtandeten Mängel zu bejeitigen jucht 
(Seligjohn N. 9). Ausreichend ift 3. B. die Erklärung, daß der An- 
melder um die Verlängerung der Friſt erjuche, auch wenn dieje nicht 
bewilligt wird. Eine rechtzeitige Erklärung ift nur eine ſolche, die 
innerhalb der Frift in den Gejchäftsgang bes Patentamtö fommt; die 
Uebergabe der Erklärung an die Poſt oder an einen Boten genügt 
nicht (PA., PMZBI. VII 166). 

bb) Erflärt ji der Patentſucher auf den Vorbeſcheid 
nicht rechtzeitig, jo gilt die Anmeldung als zurüdgenonmen (Abj. 4). 
Diejer Rechtsnachteil tritt mit dem Ablaufe der Friſt (f. lit. b) von ſelbſt 
ein, e8 bedarf nicht erft eines Ausipruch3 des Patentamtes. Inſoferne ein 
jolcher ergeht, aljo der Eintritt des Rechtsnachteils aftenmäßig feit- 
geitellt wird, liegt feine der Rechtskraft fähige Enticheidung vor; ergibt 
ſich nachträglich, daß die Friſt noch nicht abgelaufen ift, weil die Zu⸗ 
ſtellung des Vorbeſcheids unterblieben oder ſpäter, als angenommen, 
erfolgt iſt oder daß der Anmelder noch rechtzeitig eine Erklärung ab- 
gegeben hat, jo iſt trog jener Feltitellung in die weitere Behandlung 
der Sache einzutreten (PMZBL. VII 166). Der Anmelder ift von dem 
Eintritte des Rechtsnachteils zu benachrichtigen. 

Die weitere Folge des in Abi. 4 — Rechtsnachteils iſt 
die, daß die durch die Anmeldung erlangte Priorität verloren 
geht, wenn auch die Erfindung, was zuläſſig iſt, neuerdings an— 
gemeldet wird. 

Der in Abſ. 4 vorgeſehene Rechtsnachteil tritt dann nicht 
ein, wenn der Anmelder, bevor ihm der Vorbeſcheid zuging, eine neue 
Eingabe gemacht hat, auf welche eine Entſcheidung noch nicht ergangen 
iſt und wenn er nun auf den inzwiſchen ihm zugeſtellten Vorbeſcheid 
keine Erklärung abgibt; denn er kann in ſolchem Falle abwarten, 
welchen Beſcheid er auf ſeine neue Eingabe erhalte. Dieſe darf alſo 
vom Vorprüfer nicht unberüdjichtigt gelafien werden (PMZBL. VII 275). 

e) Da der Vorbeſcheid fein Beichluß der Anmeldeabteilung ift, 
findet $ 16 nicht Anwendung. Der Borbeicheid ift daher nicht an- 
fehtbar. Bon einer Anfechtung der Teititellung des Eintritt3 des 
in Abi. 4 angedrohten Rechtsnachteils kann, da es dieſer Feititellung 
überhaupt nicht bedarf (lit. d, bb), ohnehin nicht die Rede jein. 


8 22. 
Iſt durch die Anmeldung den vorgejchriebenen Anfordes 
rungen ($ 20) nicht genügt oder ergiebt fich, daß eine nach SS 1 
2,3 Abjat 1 patentfähige Erfindung nicht vorliegt, jo wird die 


214 I. Patentgejeß. 8 22. 


Anmeldung von der Abtheilung zurüdgewielen. An der Ber 
ſchlußfaſſung darf das Mitglied, welches den Vorbefcheid erlaflen 
bat, nicht theilnehmen. 

Soll die Zurüdweifung auf Grund von Umftänden er- 
folgen, welche nicht bereit3 durch den WVorbejcheid dem Patent- 
jucher mitgetheilt waren, jo ijt demjelben vorher Gelegenheit zu 
geben, fich über diefe Umftände binnen einer bejtimmten Friſt 
zu äußern. 

1. An die Vorprüfung ($ 21) ſchließt fich die Prüfung durch 
die Anmeldeabteilung. Dieje it in dem $$ 22 bis 24 geregelt. 
Der vorjtehende $ 22 handelt ausichlieglih von dem Falle, daß die 
Anmeldeabteilung zur Zurüdweilung der Anmeldung gelangt, ohne 
dieje vorher befannt zu machen ($ 23). 

2. Borausjeßung der fofortigen Zurüdweifung der Anmel- 
dung iſt entweder, 

1. da die Anmeldung den vorgejchriebenen Anforderungen 
($ 20) nicht genügt, aljo formell mangelhaft it (vgl. N. 3 zu $ 21), 
oder 

2. daß jegt jchon Har ift, daß eine nad) den ss 1, 2, 3 Ubi. 1 
patentfäßige Erfindung nicht vorliegt (vgl. N. 4 zu $2 

Dagegen jegt die Zurüdweijung einen — nicht voraus 
(PMBBl. iv 252). Die Abteilung fann die Anmeldung zurückweiſen, 
obwohl der Borprüfer weder materielle, noch formelle Mängel gefunden 
oder ſich troß des Vorhandenjeins jolder auf Zwijchenverfügungen be- 
ichränft oder die vorgefundenen Mängel überhaupt nicht beanitandet 
hat. Iſt ein Vorbeicheid ergangen, jo kann die Abteilung unabhängig 
von dem Inhalte desielben die Anmeldung aus ganz anderen als den 
darin angegebenen Gründen zurüdweifen, 3. B. wegen mangelnder 
Patentjähigfeit, während der Vorbejcheid nur einen formellen Mangel 
rügt. In all den Fällen aber, in welchen die Begründung der Zurüd- 
weiſung auf im Borbejcheid nicht gewürdigte Umſtände ſich ftüßt, muß 
dem Anmelder Gelegenheit zur Aeußerung gegeben werden (Abj. 2 
I. N. 4). 

3. Berfahren. Die Anmeldeabteilung fann, bevor fie fich 
ſchlüſſig macht, die in 8 25 vorgejehenen Ermittelungen pflegen. Ins— 
beiondere fann ſie den Patentiucher hören und ihn (durch Zwiſchen— 
beicheid) veranlafien, die Anmeldung in der erforderlichen Weiſe zu ver- 
beijern. Findet jie, daß ein Teil der Anmeldung patentfähig iſt, der 
andere nicht, jo fordert fie den Patentjucher auf, die Anmeldung ent» 
iprechend zu bejchränfen; gejchieht dies nicht, jo wird die ganze An- 
meldung zurüdgemiejen. (Robolsfi, Komm. N. 1; Geſchäftstätigkeit 
des Patentamts ©. 182. Da gemäß 8 20 für jede Erfindung eine be— 
jondere Anmeldung erforderlich ift, kann es fich, wenn eine Anmeldung 
zum Zeile für patentfähig, zum Teile für micht batentfähig gehalten 
wird, immer nur um eine Erfindung handeln. Liegen mehrere An- 


Zurüdweifung der Anmeldung. 215 


meldungen verichiedener Erfindungen eines und desjelben Patentjuchers 
vor, jo fann natürlich jehr wohl eine zurüdgemwiejen, die andere zur 
Belanntmachung ausgelegt werden.) Mitunter wird eine noch nicht 
für beichlußreif zu erachtende Anmeldung in die Vorprüfung zurüd- 
verwiejen (Geichäftstätigfeit d. PA. ©. 182). 

Ueber die Bejegung der Anmeldeabteilung im allgemeinen j. $ 14. 
Nach der ausdrüdlichen Vorſchrift des $ 22 Abi. 1 = 2darfan der 
Beihlußfajjung das Mitglied, welches den Vorbeicheid er- 
lajien hat, nicht teilnchmen. Der Vorprüfer ift aljo von der Be- 
ratung überhaupt nicht, von der Beichlußfaflung nur dann ausgeichlofien, 
wenn er einen Vorbejcheid erlaffen hat. (S.$21N.5 Ziff. II und 6. 
Nach der Praris des Patentamts nimmt der VBorprüfer an der Be- 
ratung teil; er wird auch nach dem Vortrag des Berichterjtatters mit 
jeiner Anfiht und jeinem Botum als „Korreferent”“ gehört und hat 
nur bei der Schlußabftimmung, wenn er einen Vorbejcheid erlajien hat, 
fein Stimmredt; Geichäftstätigfeit ©. 180). 

Für den Beichluß der Anmeldeabteilung, durch welche die An— 
meldung zurücdgemwiejen wird, bedarf e8 der Beratung und Abjtimmung 
in einer Sigung (Ausführ.Berordn. v. 11. Juni 1891 8 7 Abi. 1). Der 
Beſchluß ift mit Gründen zu verjehen, jchriftlich auszufertigen und dem 
Batentijucher von Amts wegen zuzuftellen ($ 15). Der Beichluß ift mit 
Beihwerde anfechtbar ($ 26). 

Zur Beihluffaffung fommt es natürlich nur dann, wenn nicht 
gemäß $ 21 Abi. 4 die Anmeldung als zurüdgenommen gilt. . Die An- 
meldeabteilung hat daher, wenn ein Vorbejcheid ergangen ift, zunächſt 
zu prüfen, ob der Batentjucher rechtzeitig jich erklärt hat (vgl. N. 6 
lit. d, bb zu $ 21, 0. ©. 213). 

4. (Abi. 2.) Zurüdweifung auf Grund neuer Umſtände, 
d. h. ſolcher Umftände, welche nicht bereit3 durch den Vorbeſcheid dem 
Patentſucher mitgeteilt waren, darf nicht erfolgen, ohne daß vorher 
dem Batentjucher Gelegenheit gegeben wird, ſich über dieje Umftände 
binnen einer beftimmten Frift zu äußern. Unter diejen neuen „Um— 
ftänden“ find nur tatfächliche Verhältniffe und Beweismittel, nicht recht- 
lihe Erwägungen zu verjtehen. (Ebenjo Robolsfi, Komm. N. 2, 
Seligjohn N. 5.) Neue tatjächliche Verhältniſſe liegen jedenfalls dann 
vor, wenn ein Vorbeſcheid überhaupt nicht ergangen ift; ferner dann, 
wenn die Anmeldeabteilung bei der Zurückweiſung von der Beanitan- 
dung anderer als der in dem Vorbeicheid gerügten Mängel ausgeht, 
3. B. mangelnde Neuheit annimmt, während im Vorbeſcheid ein formeller 
Mangel geltend gemacht oder die Erfindung nicht für gewerblich ver- 
wertbar erachtet ijt; nicht minder aber auch dann, wenn der Grund 
mangelnder Neuheit auf einen anderen Vorgang zurüdgeführt wird, 
als im Vorbeſcheid; z. B. der Vorprüfer hat offenfundige Vorbenugung 
angenommen, während die Anmeldeabteilung Bejchreibung in einer 
öffentlichen Drudichrift oder Vorbenugung bei einer anderen Gelegenheit 
annimmt. Nur wenn auf Grund der neuen Umftände die Zurüd- 
weijung erfolgen joll, ift dem Batentjucher Gelegenheit zur Aeußerung 
zu geben; die Sache muß alio jo liegen, daß ohne die neuen Umftände 
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die Befanntmahung der Anmeldung beſchloſſen würde. (Robolsfi 
a.a.D., der es aber mit Recht für zwedmäßig erklärt, auch die zu den 
Gründen des Borbejcheids nur unterjtügend neben Umftände 
dem Patentjucher mitzuteilen.) 

5. Rechtliche Bedeutung der Zurüdweijung. Sit eine 
Anmeldung tn, zurüdgewiejen, jo find die durch die An— 
meldung erworbenen echte verloren. Dagegen jteht die Zurüd- 
weiſung der abermaligen Anmeldung desjelben Gegenftandes nicht 
im Wege. 

8 23. 

Erachtet das Patentamt die Anmeldung für gehörig er— 
folgt und die Ertheilung eines Patents nicht für ausgeſchloſſen, 
fo bejchließt e8 die Belanntmachung der Anmeldung. Mit der 
Belanntmachung treten für den Gegenjtand der Anmeldung zu 
Gunften des Patentjuchers einftweilen die gejeglichen Wirkungen 
des Patents ein (SS 4 und 5). 

Die Bekanntmachung geſchieht in der Weife, daß der 
Name des Patentfuchere und der weſentliche Inhalt des in 
jeiner Anmeldung enthaltenen Antrags durch den Reichsanzeiger 
einmal veröffentlicht wird. Mit der Veröffentlichung ift die 
Anzeige zu verbinden, daß der Gegenjtand der Anmeldung einjt= 
weilen gegen unbefugte Benutzung gejchüßt fei. 

Gleichzeitig ijt die Anmeldung mit fämmtlichen Beilagen 
bei dem Patentamt zur Einficht für jedermann auszulegen. Auf 
dem durch 8 17 des Gejeßes beftimmten Wege fann angeordnet 
werden, daß die Auslegung auch außerhalb Berlind zu er— 
folgen habe. 

Die Belanntmahung kann auf Antrag des Patentjuchers 
auf die Dauer von höchſtens ſechs Monaten, vom Tage des 
Beichluffes über die Bekanntmachung an gerechnet, ausgeſetzt 
werden. Big zur Dauer von drei Monaten darf die Ausſetzung 
nicht verjagt werden. 

Handelt es fih um ein im Namen der Reichöverwaltung 
für die Zwede des Heeres oder der Flotte nachgefuchtes Patent, 
jo erfolgt auf Antrag die Patentertheilung ohne jede Bekannt» 
machung. In diefen alle unterbleibt auch die Eintragung in 
die Patentrolle. 
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Abichriften der Anmeldung ꝛc. 4. Einftweiliger Schutz 5.d. 
Aufgebotäverfabren 1. orm ber — —— 3. 

Auslegung 3b. echtliche Wirkung der Belanntmachung 5. 
Ausiegung der Bekanntmachung 6. Reichsanzeiger 3a 


Auszüge aus ben Patentſchriften 4. Vervielfältigung (Nahbrud) der Batent- 
Belanntmachungsbeſchluß 2. riften 4, 
Cinfihtnahme von den Patentſchriften 4. egal ber Belanntmahung 7. 

1. Aufgebotöverfahren; dejien Zmwed. Wenn nah Ansicht 
der Anmeldeabteilung die jofortige Zurückweiſung der Anmeldung 
(3 22) nicht gerechtfertigt erjcheint, auch vorerft fein Anlaß zu weiteren 
Ermittelungen ($ 25) befteht, vielmehr die Anmeldung formell richtig 
erfolgt und die Erteilung eines PBatentes nad) der dermaligen Sadjlage 
nicht für ausgejchloffen zu erachten ift; jo wird doc das Patent nicht 
jofort erteilt, jondern e3 wird zunäcit die Befanntmahung der 
Anmeldung beichlofien, aljo das jog. Aufgebotsverfahren ein- 
geleitet. Zweck diejes Verfahrens ift, allen beteiligten Kreiſen die 
Möglichkeit zu fchaffen, fich an dem Prüfungsgeichäfte des Patentamts 
zu beteiligen und in dem Falle, daß die Anmeldung eine patentfähige 
Erfindung nicht zum Gegenftande hat, die hiefür jprechenden Tatjachen 
dem PA., ſoweit fie ** entgangen ſind oder von ihm in anderer 
Weiſe beurteilt wurden, im Wege des Einſpruchs ($ 24 Abi. 2) ent- 
weder überhaupt erft zu unterbreiten oder nad der Auffafiung des 
Einjprehenden zu würdigen. | 

Das Aufgebotsverfahren bildet eine unerläßliche VBorausjegung 
für eine gültige Patenterteilung. Dieje fann, um gejegmäßig zu fein, 
nur auf Grund der befannt gemachten Anmeldung erfolgen und muß 
inhaltlich mit dieſer übereinftimmen (NGE. Bd. 46 ©. 175, Bd. 50 
S.196; vgl. Note 2 zu $ 10. — Ueber die Nachteile des Aufgebots- 
verfahrens |. Stephan-Schmid ©. 37 ff.). 

Die Belanntmahung einer Anmeldung darf, wenn fie 
gemäß den geſetzlichen Boriritten erfolgt ift, in demſelben Verfahren 
nicht wiederholt werden (PMZBI. VII 167). 

2. Für den Beihluß des Patentamtes, wonach die Be- 
fanntmachung zu erfolgen hat, bedarf es der Beratung und Abftimmung 
in einer Sigung ($ 7 Abf. 1 der Ausführ.VBerordn. vom 11. Juli 1891). 
Als eine nur vorbereitende, feine Sachenticheidung enthaltende Anord- 
nung fann er zu den nach $ 16 mit Beſchwerde anfechtbaren Beſchlüſſen 
i. e. S. nicht gerechnet werden (ſ. SI5E N. 1 1it. b, aa, ©. 179). Er. hat 
auch keine abichließende Bedeutung in dem Sinne, als ob von nun an nur 
mehr die Erhebung eines Einipruch® zur Batentverjagung führen 
fönnte; vielmehr find alle gegen die Erteilung des Patentes jprechenden 
Gründe bis zur endgültigen Beichlußfaffung (8 24 Abſ. 3) zu berüd- 
fihtigen, gleichviel, ob fie durch Einſpruch geltend gemacht wurden 
oder nicht Robolski Komm. N. 1). Doc ift der Beihluß dem An- 
melder zuzuſtellen, damit er eventuell den in Abſ. 4 vorgejehenen Antrag 
ftellen fann. 

Wenn der Anmelder nad) Mitteilung des unbedingten Beichlufjes 
auf Bekanntmachung jeiner Anmeldung erklärt, die Belanntmachung 
nicht mit den feitherigen, jondern mit geänderten Unterlagen zu wün— 
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schen, jo darf das PN. den Belanntmahungsbeihluß mit den alten 

Unterlagen nicht mehr ausführen. Vielmehr muß es, falld es die 

Aenderungen nicht für zuläflig erachtet (ſ. N. 11 zu 820), die An— 

meldung zurüdweijen (PA, PNZBI. IX 9). 

— 3. Form der Bekanutmachung. Dieſe geſchieht in zweifacher 
eiſe: 


a) Durch einmalige Veröffentlichung im Reichsanzeiger 
(Abſ. 2). Zu veröffentlichen ſind der Name und der Wohnort des 
Patentſuchers (ſowie, wenn dieſer nicht im Inlande wohnt, der Name 
und Wohnort ſeines inländiſchen Vertreters), ferner der weſentliche 
Inhalt des in der Anmeldung enthaltenen Antrags (Gegenftand der 
Erfindung nach der engeren Gattung, der er zugehört, Datum der An— 
meldung). Mit der Veröffentlichung ift die Anzeige zu verbinden, daß 
der Gegenftand der Anmeldung einjtweilen gegen unbefugte Benußung 
geihüßt jei (vgl. Abi. 1 Sap 2, N. 5 lit. d). 

b) Durh Auslegung der Anmeldung mit jämtliden 
Beilagen (j. $20) bei dem Patentamt zur Einjicht für jeder- 
mann (Nbj. 3). Die Auslegung erfolgt gleichzeitig mit der Ber- 
Öffentlichung im Reichsanzeiger. 

Das Geſetz ſieht auferdem die Möglichkeit der Anordnung einer 
Auslegung außerhalb Berlins auf dem durch $ 17 beitimmten 
Wege vor (alfo durch eine unter Zuftimmung des Bundesrates er- 
gehende Kaijerlihe Verordnung). Eine joldhe Anordnung iſt aber 
bisher noch nicht ergangen. (Die Frage, warum dies nicht geichehen, 
wurde in der Neichstagsfigung vom 28. Januar 1899 angeregt und 
vom Regierungskommiſſar ausführlich beantwortet, ſ. R. u. U. IV 50.) 

4. Einfiht der auögelegten Anmeldung (ſ. N. 3 lit. b). Dieſe 
fteht jedermann zu, ohne dab es des Nachweiles eines bejonderen 
Intereſſes bedarf. Sie dient namentlid) zur Information dar— 
über, ob ein Grund zur Erhebung eines Einſpruchs beiteht ($ 24 
Abi. 2), aber auch zur Belehrung desjenigen, der einen Gegen- 
ftand, wie den angemeldeten, in Benußgung hat oder zu benußen be» 
abjihtigt und nun vermeiden will, mit dem einftweiligen Schutzrechte 
des Patentſuchers (Abi. 1 Satz 2, 5. N. 5 lit. d) in Konflikt zu fommen. 
Dem eriteren Zwecke dient natürlich nur eine Einfichtnahme innerhalb 
der zweimonatlichen Einipruchsfrift, während der leßtere Zweck nicht 
durch den Ablauf diejer Friſt, fondern erft durch die endgültige Ent- 
jcheidung über die PBatenterteilung in Wegfall gebradt wird, weshalb 
bis zu dieſer Enticheidung die Einfichtnahme zu geftatten iſt. (Ebenſo 
Robolski Komm. N.1, während die Belanntm. d. PA. vom 13. No- 
vember 1877, PBl. ©. 61, zu einjeitig nur den Zwed der Ermöglichung 
von Einiprüchen gelten läßt.) 

Die Einfiht der Anmeldungen kann leicht zu Sweden miß— 
braucht werden, die der Intention des Gejeßes ferne liegen, jo ins» 
bejondere dazu, auf Grund von Abjchriften der VBeichreibung und von 
Kopien der Zeichnungen die Erfindung unbefugt zu benugen oder zu 
veröffentlihen. Die oben cit. Belanntmachung verbietet die miß— 
bräudhlide Ausnutzung der Befugnis zur Einjidt- 
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nahme, namentlich die Entnahme von Abichriften und Kopien der 
Zeihnungen, ja jchon das Mitbringen von Hilfsmitteln zur Erleichterung 
jolder Entnahme, wie Reißzeugen, Zeichenbrettern u. dgl., und geftattet 
nur die Aufnahme kurzer Notizen oder Skizzen mitteld des Bleijtiftes 
und unter Vermeidung jtenograpbiicher Aufzeichnungen. An die Nicht» 
beachtung diejer Vorſchriften ift die Folge der Berjagung weiterer Einjicht- 
nahme und der Zurüdbehaltung der unzuläjligen Aufzeichnungen gefnüpft. 

In einzelnen Fällen kann die jo begrenzte Einjichtnahme nicht 
ausreichend ericheinen; dann kann das Patentamt auf Antrag gegen 
Einbezahlung der Koften Abihriften oder Auszüge erteilen 
(Nr. 6 der cit. Bel. vom 13. November 1877). Nur von den An— 
meldungen und ihren Anlagen J— werden ſolche Abſchriften 
oder Auszüge erteilt, nicht auch von dem Inhalte der ſonſtigen Akten 
des Patentamts (vgl. PA. PMZBL. IX 19, wo ausgeführt iſt, daß, 
wenn ſich aus den Unterlagen der Anmeldung eine Erfindung nicht 
erfennen lafle, dies ohne weiteres im Wege des Einſpruchs geltend 
gemacht werden fönne und daß dann noc das Patentamt enticheiden 
fönne, ob eine nachträgliche Klarftellung der Unterlagen erforderlich 
und in dem jchwebenden Berjahren zuläſſig ſei). Ganz bejondere 
Gründe können aber auch in diejer Hinficht eine Ausnahme rechtfertigen 
und zwar dürfen von den jonftigen Alten des Patentamts diejenigen 
Stellen in Abjchrift oder Auszug mitgeteilt werden, ohne deren Kennt» 
nis die Beteiligten nicht zu prüfen vermögen, ob Anlaß zur Einjpruchs- 
erhebung befteht; 3. B. ſolche, aus denen hervorgeht, warum ein be— 
ftimmter Tag als Anmeldetag feitgeiegt ift und deren Einficht daher 
für die Prüfung des Prioritätspunftes notwendig ericheint (PMZBI. 
VI 194; VII 38; IX 19). 

Die der Anmeldung beigefügten und ausgelegten Beichreibungen 
werden fich meijt als Schriftwerfe, die Zeichnungen als Abbildungen 
mwiftenschaftlicher oder techniicher Art i. ©. des Urh.R.Geſ. vom 19. Juni 
1901 8 1 daritellen (j. meinen Kommentar zu diejem Gej. und zwar 
N. S u. 11 zu 81). Werden nun jolche Beichreibungen oder Zeichnungen 
ohne Eimwilligung des Berehtigten nicht lediglich zum per- 
fönlihen Gebrauche oder um aus diejen Werfen eine Einnahme zu er- 
zielen, vervielfältigt, fo erjcheint dies als Nachdruck; denn Die 
bei dem WBatentamte eingereichten Beilagen der Anmeldungen find 
feine amtlihen Schriften i. S. des $ 16 des alleg. Gei. (i. 
meinen cit. Komm. ©. 151, N. 4 lit. d, bb zu $ 16 des Ge. vom 
19. Zuni 1901). Beftellt jemand für feinen perjönlichen Gebrauch eine 
derartige Vervielfältigung bei einem Patentanwalte oder Agenten, jo 
ift die Herftellung der Vervielfältigung jeitens des leßteren, auch wenn 
fie gegen Entgelt geichieht, fein Nahdrud; denn es wird in jolchem 
Falle nicht „aus dem Werke“ eine Einnahme erzielt (vgl. meinen cit. 
Komm. 8 15 N. 8 ©. 145 und N. 9 ©. 148). Wenn dagegen ein 
Agent ꝛc. ohne vorgängige Beitellung die Beilagen einer Anmeldung 
ganz oder zum Teile, in einem oder mehreren Eremplaren vervielfältigt, 
um die Bervielfältigung an andere Berjonen gegen oder ohne Entgelt 
abzugeben, jo liegt, weil die Herftellung nicht zum perjönlichen Ge— 
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brauche geichieht, Nahdrud vor. (©. dagegen Seligſohn ©. 270, 
dem das Anfertigen von „Auszügen für Klienten“ als „nahezu ſtets 
unzuläſſig“ erjcheint, wobei er einerjeit3 der Tragmeite des $ 15 Abi. 2 
des Urh.R.Geſ. nicht genügend Nechnung trägt, andererjeits „Auszüge“ 
ohne weiteres mit Bervielfältigungen identifiziert, obwohl doch bei 
Herftellung eines bloßen Auszugs unter Umftänden eine vom Original 
jo jehr abweichende Form erzielt wird, daß die Annahme einer Berviel- 
fältigung entfällt; vgl. meinen cit. Komm. N. 3 zu $ 12, insbejondere 
©.126, 8). Das Gejagte gilt in gleicher Weife für die Vervielfältigung 
der Anmeldungsbeilagen vor und nad) der Patenterteilung; nur 
joweit die Beichreibung oder Zeichnung Beftandteil der Patentichrift 
eworden ift, handelt es jih um eine zum amtlichen Gebraud) herge- 
tellte amtliche Schrift, die durch $ 16 eit. der Vervielfältigung frei- 
gegeben iſt (j. meinen cit. Komm. ©. 151). 

5. Nechtliche Wirkung der Belanntmahung der Anmeldung. 

a) Die Bekanntmachung jeßt die Frift von zwei Monaten für 
die Zahlung der erjten Jahresgebühr in den Lauf ($ 24 Abi. 1). 

b) Mit ihr fommt ferner die Friſt von ebenfalls zwei Monaten 
für die Erhebung des Einjpruds in den Lauf ($ 24 Abi. 2). 

c) Die Anmeldung, wie fie befannt gemacht ift, bildet Die 
Grundlage des PBatenterteilungsbejchlufjes; diefer muß mit 
jener ſachlich übereinſtimmen. Es fann aljo die Faſſung des Batent- 
anjpruches nad) der Befanntmadhung, ohne daß dieſe neuerdings er- 
folgt, nicht mehr geändert werden (RGE. Bd. 46 ©. 176, Bd. 50 ©. 196, 
in PMZBL. VI 389 ff, VIII 113 ff; vgl. N. 2 zu $ 10). 

d) Mit der Befanntmahung treten für den Gegenftand der 
Anmeldung zu Gunften des PBatentjuchers einftweilen die geieh- 
lichen Wirkungen des Patents ein (Abſ. 1 Sak 2). 

aa) Die geſetzlichen Wirfungen des Patents treten ein, 
d. h. der PBatentjucher ift ausjchließlich befugt, gewerb3mäßig den Gegen- 
ſtand der Erfindung herzuftellen, in Verkehr zu bringen, feilzuhalten 
oder zu gebrauchen (8 4, j. dort auch Sat 2). Der Patentſucher fann 
zum Schuße diejer ausichließlichen Befugniſſe von den Mitteln Gebraud) 
machen, die dem Patentinhaber zur Seite ftehen, aljo Eingriffe Dritter 
zivil- und ftrafrechtlich verfolgen. (Wal. RGStr. Bd. 23 ©. 21, wo der 
Tall behandelt ift, daß jemand eine angemeldete Erfindung vor umd 
nad) der Bekanntmachung benußte. Ueber die Ausjegung des Verfahrens 
j. unter dd.) Dieje Wirfung der Bekanntmachung unterliegt aber den 
gleichen Bejchränfungen, wie die Wirkung des Patents (j. $ 5). 

bb) Die geieglihen Wirkungen des Patents treten ein zu 
Gunſten des Patentjuchers. Vollzieht fih, jolange das Erteilungs- 
verfahren jchwebt, ein Rechtsübergang, jo ift der Rechtsnachfolger des 
Patentjuchers derjenige, der die gejeßlichen Wirkungen des Patents zu 
jeinen Gunften geltend machen fann. 

ee) Für den Gegenjtand der Anmeldung treten die 
PBatentwirfungen ein. Das Berbietungsrecht des Patentſuchers erftredt 
fi aljo nur jo weit, als Fdentität mit dem Gegenftande der Anmel- 
dung beiteht (vgl. N.5 zu $ 4). 
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dd) Die Patentwirkungen treten aber nur einftweilen ein, 
d. h. für die Dauer des PBatenterteilungsverfahrens. Wird das Patent 
erteilt, jo verwandelt fich das einftweilige Verhältnis in ein end- 
gültiges. Wird aber das Patent verjagt, jo gelten die ®ir- 
fungen des einjtweiligen Schußes als nicht eingetreten ($ 27 
Abi. 2 Sag 3). Wenn aljo jemand den Gegenftand der Anmeldung 
nach der Belanntmahung ohne Einwilligung des Batentjuchers in Be- 
nugung genommen hat, jo ijt, fall das Patent erteilt wird, nunmehr 
jicher, dat damals eine Patentverlegung begangen wurde, falls dagegen 
das Patent verjagt wird, ebenjo fidher, daß damals feine PBatentver- 
fegung begangen wurde, Im erjten Falle muß ein jchon während der 
Schwebezeit anhängig gewordenes Civiljtreitverfahren wegen Batent- 
verfegung, wenn die jonftigen, namentlich) die jubjektiven Voraus- 
jegungen gegeben find, zu Gunjten des Batentinhabers ausgehen, gegen 
den vorjäglihen Benuger der Erfindung muß auf Strafe erkannt 
werden, obwohl zur Zeit der Tat das Patent noch nicht erteilt war. 
Im zweiten Falle kann der Ausgang des Verfahrens nur ein dem Be- 
nuger der Erfindung günftiger jein, jelbjt wenn er perjönlid) des 
Glaubens war, das Patent werde erteilt werden, feine Handlung ent- 
halte aljo eine Rechtäverlegung; eine gegen ihn jchwebende Klage wegen 
Batentverlegung ift zurüdzumeijen, ein gegen ihn eingeleitetes Straf- 
verfahren muß wegen mangelnden Tatbejtandes einer ftrafbaren Hand- 
fung mit FFreiiprehung enden; was etwa der Benußer dem Watent- 
jucher zum Zwecke des &chabenderjages bereits bezahlt hat, muß zurüd- 
ewährt werden, weil nun fejtiteht, da ein rechtlicher Grund für Die 
Zeiftung niemals beftand (vgl. BGB. $ 812). Man kann nidyt wohl 
(mit Seligjohn N.5 ©. 266) von einem unter einer auflöjenden Be- 
dingung erteilten Schuße ſprechen, wobei die an den Eintritt der Be- 
dingung gefnüpften Folgen auf den Zeitpunkt der Bekanntmachung 
zurüdbezogen werden, jo daß mit der Berfagung des Patents lediglid) 
eine Rüdgewährungspflicht für den Batentjucher entitünde (vgl. BGB. 
$ 159); damit würde namentlich der Wegfall der jtrafbaren Folgen 
nicht erflärt. Man muß vielmehr jagen: Das Geſetz läßt den mit der 
Patenterteilung eintretenden Schuß auf den Zeitpunft der Belannt- 
machung zurüdwirten. Kommt es wegen Verjagung des Patents nicht 
zur Gewährung eines Schußes, jo ift jelbftverftändlich auch von einer 
Rüdwirkung des Schuges feine Rede. Wegen der Möglichkeit der 
RBatenterteilung muß jeder, der fein Rififo übernehmen will, von der 
Belanntmadhung bis zur endgültigen Entjcheidung den Gegenjtand der 
Anmeldung ——— laſſen. Ob er aber, wenn er dieſen benutzt, 
eine Rechtsverletzung wirklich begeht, iſt bis zum Beſchluſſe des Patent— 
amtes über die Patenterteilung ungewiß. (Vgl. Kohler, Handb. ©. 407, 
weicher ebenfalls die Annahme einer Reſolutivbedingung verwirft.) 

Nach dem Dargelegten kann es während der Schwebezeit zu 
einem gerichtlichen Ausſpruche dahin, daß durch Benutzung der Er— 
findung in der a nad der Belanntmachung das Recht des Patent— 
ſuchers verlegt jei und dafür der Benutzer Schadenserjag zu leiſten 
babe oder behroft werde, gar nicht fommen; denn Die zu Diejer Zeit 
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vorgenommene Benutzung ift Rechtöverlegung nur unter der Voraus— 
jeßung, daß das Patent erteilt wird. Der Eintritt diejer Boraus- 
jegung muß im Civil- wie im Strafprozeß abgewartet, das Ber- 
fahren muß injolange ausgejegt werden. Die Unterjagung der 
jerneren Benugung fann während des Schwebezuftandes nur auf dem 
Wege der einftweiligen Verfügung erwirft werden. (Im wejentlichen 
übereinftimmend Dambadı S. 73, Gareis, Komm. ©. 229, Kohler, 
Handb. ©. 408, Bettelheim ©. 175: ; Dagegen erachtet Seligjohn a.a.D. 
die Verurteilung für zuläſſig, wenn ihm auch die Ausjegu — rätlicher 
erſcheint. In dem Beſchluſſe des OLG. Hamburg vom 30. März 1897, 
R. u. U. IV 238, ift nur von „Zuläſſigkeit“ der Ausſetzung die Rede; 
die Begründung fpricht aber mehr für Notwendigkeit der Ausjegung. 
In dem alle bei Bolze Bd. 10 Nr. 177 hatte das Gericht erjter In— 
itanz allerdings während der Schwebezeit erfannt, das Berufungsurteil 
erging aber erjt nach definitiver Verjagung des Batentd; das RG. hatte 
feinen Anlaß, auf die vorwürfige Frage einzugehen.) 

ee) Der Eintritt des einftweiligen Schuges ift gleichzeitig mit 
der N. der Anmeldung im Reichsanzeiger befannt 
zu geben (Abi. 2 Sat 2). 

: usfegung der Belanntmahung (Abi. 4). 

a) Zwed dieſer (erft Durch die Novelle eingefügten) Beftimmung 
ift, den Batentjucher, der auch eine Anmeldung in einem ausländijchen 
Staate beabjichtigt, nad) deſſen Rechte die öffentliche Befanntmacung 
der Erfindung ein Hindernis der WBatenterteilung bildet, vor dieſem 
Nachteile zu bewahren. (Vgl. 3. B. das bei Gareis IX 155 abgedrudte 
franzöfiiche Erkenntnis.) Uebrigens tft in internationalen Verträgen (jo 
in dem Bertrage Deutichlands mit Oeſterreich-Ungarn Art. 3, in der 
Barifer Webereinfunft Art. 4, ſ. dieſe Berträge unter Ziff. v dieſes 
Buchs) beſtimmt, daß durch Umſtände, welche nach dem Zeitpunkte der 
erſten Anmeldung in einem der Vertragsſtaaten eintreten, dem Gegen— 
ſtande der Charakter der Neuheit in den Gebieten des anderen Teiles 
nicht entzogen werde. Inſoweit befteht dann zur Ausjegung der Be- 
kanntmachung fein Anlap. 

b) Die Ausjegung fann immer nur auf Antrag des Patent— 
judhers erfolgen. Diejer Antrag kann in einem bejonderen Scrift- 
ftüde gejtellt oder mit dem Anmeldegeſuch oder anderen Erflärungen 
verbunden werden. (Im lebteren Falle wünicht das Patentamt eine 
augenfällige Hervorhebung des Antrags, 3. B. durch Unterjtreichen oder 
in Rotftift; Erläuterungen zur Belanntmadhung über die Anmeldung 
von Erfindungen Nr. 2 lit. a, j. Anhang Biff. II.) 

c) Dauer der Ausfet kung. Dieſe beträgt im höchiten alle 
ſechs Monate, gerechnet vom Tage des Beichluffes über die Bekannt— 
mahung an. Bis zur Dauer von drei Monaten muB die Ausjegung 
auf Antrag gewährt werden, ohne daß e3 der Anführung bejonderer 
Gründe bedarf. Würde troß eines jolhen Antrages die Anmeldung 
ausgelegt, jo müßte ihre Zurüdziehung erfolgen (vgl. PMZBL VII 295, 
wo nur die Zurüdziehung einer nicht antragswidrigen Auslegung für 
unzuläſſig erflärt iſt, . lit. e). Einem Antrag auf Ausjegung über 
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die Dauer von drei Monaten hinaus kann das Patentamt aus be- 
jonderen Gründen, die ed nad) freiem Ermefjen N ae 
(Bol. Beichl. der 4. Anm.Abt. u. der Beichw.Abt. in R. u. U. I 366, wo 
als genügender Grund nicht angejehen ift die arg, dab der Er- 
finder noch mit Berjuchen über die praftiiche Verwertung bejchäftigt 
und zu befürchten jei, die Auslegung werde zur Patentierung von 
neuen Anwendungen der Erfindung führen, die der Erfinder jelbit 
augenblidlich unterfuche; vgl. auch die Bemerkungen des Einjenders da- 
jelbft, denen gegenüber darauf hinzumeijen ift, daß der Geſetzgeber mit 
der vorliegenden Bejtimmung keineswegs beabjichtigt hat, dem Patent- 
jucher die Priorität für künftige Erfindungen zu fichern.) 

d) Die Abweijung des Antrags auf Ausjegung fann nur 
mit förmlichem Beſchluſſe N 15) geichehen, der mit Bejchwerde an- 
gefochten werden fann (8 16). 

e) Nur eine Ausjegung der Bekanntmachung läßt das Geſetz zu. 
Iſt diefe einmal erfolgt, ift namentlich die Anmeldung zur Einficht 
ausgelegt, jo ift — abgejehen von dem Art daß die Auslegung an- 
tragswidrig erfolgte, j. lit. c — eine ee unjtatthaft. 
(So im Gegenſatze zur früheren Praxis des PA. PMZBL. VII 125, 
die nunmehrige; j. Bek. vom 18. April 1901, PMZBL. vu ur u. Beicht. 
der Beihmw.Abt. ebenda ©. 295.) Auch Sonftige Unträge auf Ber- 
zögerung des Patenterteilungsverfahrens können nad) Befanntmahung 
der Anmeldung feine Berüdjihtigung finden (a. a. D. ©. 275). 

7. Wegfall der Belanntmahung (Abi. 5). Die Batent- 
erteilung erfolgt ohne jede Befanntmachung, wenn es fih um ein im 
Namen der Reichsverwaltung für die Zwede des Heeres oder der Flotte 
nachgejuchtes Patent handelt und die Unterlafiung der Bekanntmachung 
beantragt wird. Wuch die Eintragung in die Patentrolle (3 19) unter- 
bleibt in diejem Falle (vgl. N. 11 zu $ 19). 

Die Borjchrift des Abi. 5 iſt erjt durch die Novelle eingefügt. 


82. 

Innerhalb der Friſt von zwei Monaten nach der Ver— 
öffentlichung ($ 23) iſt die erſte Jahresgebühr ($ 8 Abſatz 1) 
einzuzahlen. Erfolgt die Einzahlung nicht binnen diejer Frift, 
jo gilt die Anmeldung als zurüdgenommen. 

Innerhalb der gleichen Frijt kann gegen die Ertheilung 
des Patents Einfpruch erhoben werden. Der Einſpruch muß 
Ichriftlich erfolgen und mit Gründen verjehen jein. Er fann 
nur auf die Behauptung geftüßt werden, daß der Gegenftand 
nach SS 1 und 2 nicht patentfähig fei, oder daß dem Patentjucher 
ein Anspruch auf das Patent nach $ 3 nicht zuftehe. Im falle 
des S 3 Abſatz 2 ift nur der Verletzte zum Einfpruch berechtigt. 
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Nach Ablauf der Friſt Hat das Patentamt über die Er: 
theilung des Patents Beichluß zu faſſen. An der Beihlußfaffung 
darf das Mitglied, welches den Vorbejcheid ($ 21) erlafjen hat, 
nicht theilnehmen. 


Beihluß des Patentamts über Patent» | Koften 8. 
erteilung 7. Nebenintervention 50. 


Einiprud 5. Verfahren vor Beihlußfafiung 6. 
Sc für Gebühr und Einfprud 2, 5a. | Beröffentlihung 2. 
ahresgebühr, erite 3. | Burüdnabme, fingierte 4. 


1. Der vorftehende Paragraph bejtimmt 

a) über die Friſt zur Gebührenzahlung und über die 
Rechtsfolge der Zahlungsjäumnis (Abi. 1), 

b) über Frift, Form und Begründung des Einjprucs, jowie 
über die Berechtigung zur Einjpruchserhebung (Ubi. 2), 

e) über die Beihlußfaijung des Batentamts nad) Ablauf 
der Einſpruchsfriſt (Abi. 3). 


Abſatz 1. 

2. Die Friſt von zwei Monaten wird berechnet von 
der Beröffentlihung an ($ 23). 

a) Die Veröffentlihung im Reihsanzeiger ift nach dem 
klaren Wortlaute des $ 23, der zwei Afte der Bekanntmachung, Ver— 
öffentlihung im Neichsanzeiger (Abi. * und Auslegung (Abſ. 3) unter— 
ſcheidet, maßgebend. Dies iſt wichtig für den Fall, daß die Auslegung 
nicht gleichzeitig, ſondern früher oder ſpäter erfolgt. (Uebereinſtimmend 
Seligſohn N. 3, Robolski, Komm. N. 1, Kohler, Handb. ©. 770; 
a. M. Kloſtermann, Pat.Geſ. ©. 236, Kohler, Pat.R. ©. 356.) 

b) Die VBeröffentlihung ift erfolgt mit der Ausgabe der 
die betr. Ausichreibung enthaltenden Nummer des Reichsanzeigers in 
Berlin. Der Tag der Ausgabe wird bei der Berechnung der Frift 
nicht mitgerechnet; denn maßgebend ift das „Ereignis“ der Beröffent- 
lihung (BGB. 8 187 Abf. 1), nicht der Beginn des Tages bderjelben. 
(Ebenjo Seligjohn N. 3; a. M. Robolski, Komm. RN. 1.) Ueber die 
Berechnung des Endes der Friſt ſ. BGB. 8 188. (Vgl. bezügl. der An— 
wendung der Beitimmungen des BGB. auf die Berechnung der Frijten 
des Pat. Geſ. R. u. U. V 241.) 

Nach einem Erlaß des PA. vom 19. Dezember 1893 (PBl. ©. 673, 
Gareis X 277) wird der Patentjucher von dem Tage der Beröffent- 
lihung benadrichtigt; jelbjtverftändlich fann fich aber der die Frift 
verjäumende Batentfucher nicht darauf berufen, dat ihm eine Benach— 
richtigung nicht zugegangen jei; dad Patentamt weiſt in dem citierten 
Erlafje hierauf noch bejonders hin. 

3. Die erfte Jahresgebühr beträgt dreißig Mark (88 Abi. 1). 
Die Zahlung muß, joferne nicht eine Stundung erfolgt (j. 8 8 Ubi. 4), 
innerhalb der zweimonatlichen Friſt (ſ. N. 2) bei der Patentamtskajie 
oder bei einer Boftanftalt im Gebiete des Deutichen Reichs zur Ueber- 
weilung an die Patentamtskaſſe (vgl. FIN. 3 lit. e) geleiftet werden. 
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(Der 89 bezieht ſich allerdings feinem Wortlaute nad) nur auf Ge— 
bührenzahlungen nad) der PBatenterteilung. E3 fehlt aber an jedem 
durchſchlagenden Grunde dafür, die Beitimmung nicht analog auch auf 
die erjte Jahresgebühr anzumenden. Für die analoge Anwendung die 
Praris des PU, PM8Bl. IV 122, Seligjohn N. 10 lit. d zu $9, 
S. 158, Robolsfi, Komm. N. 1. — Bezüglich der Möglichkeit der 
Einzahlung durch Gutjichrift im Girofonto des Patentamts bei der 
Reichsbank ſ. N. 3 lit. e zu $ 9.) 

4. Wenn die Einzahlung der Gebühr (N. 3) nicht rechtzeitig 
(N. 2) erfolgt, jo gilt die Anmeldung als zurüdgenommen; vgl. 
über die Bedeutung diejer Fiktion N. 6 lit. d, bb zu $ 21, o. ©. 213. 
Die Zurüdnahme ift befannt zu maden ($ 27 Abi. 2). 


Abjak LI. 

5. Ginjprucd gegen die Patenterteilung. 

a) Die Frift zur Einjpruchserhebung fällt mit der Friſt zur 
Gebührenzahlung zujammen; j. N. 2. 

b) Gejeglihe Gründe der Einjpruchderhebung find nur 

aa) daß der Gegenftand nah 85 1u.2 nicht patentfähig 
jei, alſo daß feine Erfindung vorliege oder daß dieſe nicht neu oder 
nicht gewerblich verwertbar jei oder daß eine der Ausnahmen des $ 1 
Abi. 2 zutreffe; 

bb) das die angemeldete Erfindung ganz oder zum Teil Gegen— 
ftand des Batents einer früheren Anmeldung jei ($ 3 Abi. 1); 

ec) daß der wejentliche Inhalt der Anmeldung widerrechtlich 
entnommen worden jei ($ 3 Abi. 2). 

e) Einſpruchsberechtigt ijt mit Ausnahme des Falles zu 
b, ce, in welchem es nur der durch die Entnahme Verletzte iſt, jeder- 
mann. Eine Nebenintervention ift im Patenterteilungsverfahren, 
abgejehen von dem Falle zu b, ce, auf Seite des Einjprechenden nicht 
zuläjfig, eben weil in den anderen Fällen jedermann jelbft Einſpruch 
erheben fann (PA, PMSBl. IX 100). Dagegen ift im Falle der 
widerrechtlihen Entnahme denkbar, daß jemand, der ein rechtliches 
Intereſſe an dem Obfiegen des Berlegten Hat, diefem, wenn er Ein- 
jpruch erhebt, als Nebenintervenient beitritt. Auch kann auf der Seite 
des Anmelders, der jich gegen den Einjpruch verteidigt, Nebeninter- 
vention vorkommen und fie ift an ſich nicht unjtatthaft (Kohler, 
Handb. ©. 757). 

d) Bezüglich der Form des Einſpruchs verlangt das Geſetz 
Schriftlichleit und Angabe von Gründen. Es müflen die Tat- 
jahen angeführt werden, welche für die Zurüdweilung der Anmeldung 
in Betracht fommen jollen (alſo z. B. Veröffentlihung der Erfindung 
vor der Anmeldung in einer Drudichrift 2c.). Dies genügt für Die 
vom Gejeg erforderte Begründung. Die Hervorhebung der gejeglichen 
Tatbeftände (Sab 3 des Abi. 2) ift weder notwendig, noc ausreichend. 
Aus den angeführten Tatjachen die entiprechenden Schlüffe zu ziehen, 
it Sache des Patentamts. (So mit Recht die neuerliche Praxis des 
Batentamts, ſ. PMZBI. VIII 129, 153; Gejchäftstätigfeit ©. 185; anders 
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PA. in PB. 1894 ©. 379, PMZB. 1246.) Eine ausführliche Begrün- 
dung unter Angabe etwaiger Beweismittel fann bis zur Beſchlußfaſſung 
des Patentamts auch nad Ablauf der Friſt nachgebradht werden; er- 
forderlichen Falles bewilligt hiefür das Patentamt auf Antrag eine 
weitere Frift. Natürlich fann der Einſpruch auf mehrere der gejeß- 
lihen Gründe geftüßt werden; der Einiprechende kann die verjchiedenen 
Gründe auch nah und nad in mehreren Eingaben geltend machen, 
joferne dieje innerhalb der Frift eingehen, während in Anjehung eines 
erſt nach Ablauf der Friſt vorgebradhten Grundes der Einipruch feine 
Rechtswirkſamkeit hat (Seligiohn N. 4). 

Nach einer Bel. des PA. vom 15. Oktober 1879 (PBl. ©. 529) 
joll der Einjpruh in zwei Eremplaren eingereicht werden, damit 
das eine an den Patentſucher mitgeteilt werden fann. Die Nicht- 
beadhtung diejer Vorſchrift macht aber den Einiprud nicht unwirkſam; 
das fehlende Duplifat wird nachgefordert. 

Wird der Einjpruch von einem Vertreter eingereicht, jo bedarf 
diejer der Vollmacht (j. bezügl. der Bertretung vor dem Patentamt 
Vorbemerkungen zum dritten Abjchnitt Nr. 3 lit.b u. c). Erhebt ein 
Ausländer den Einſpruch, jo fann er dies perjönlich tun; die Auf- 
jtellung eines inländiichen Vertreters ift nicht erforderlid). 

e) Rechtliche Wirkung der Einipruchserhebung ift, dab der 
Einiprechende nunmehr ein am PBatenterteilungsverfahren Beteiligter 
ift, dem namentlich ein Beichwerderecht zufteht (j. $ 26, vgl. auch $ 25). 
Das Patentamt muß im feiner Enticheidung den Einjprud; würdigen. 
Borausgejegt ift, daß der Einjpruch in der gejeglichen Form unter 
Angabe eines gejeglichen Grundes (ſ. lit. b u. c) erhoben ift. Auch muß 
die Erhebung des Einſpruchs, damit das Patentamt verpflichtet ift, ihn 
materiell zu würdigen, rechtzeitig (j. — erhoben ſein. Unbeachtet 
kann übrigens auch der verſpätete Einſpruch nicht bleiben; das Patent— 
amt muß dazu Stellung nehmen und ihn als unzuläſſig verwerfen, 
wogegen dem Einſprechenden Beſchwerde zuſteht (ſ. N. 2 lit. b zu $ 26; 
PU., PMZB. VII 296). Die in dem verjpäteten Einſpruch geltend 
gemachten Tatjachen können immerhin vom Patentamt von Amts wegen 
zur Berjagung des Patent verwertet werden; der Einiprechende hat 
nur feinen Anfpruc auf ihre Berüdfichtigung (Robolsti, Komm. 
N. 2, PBl. 1879 ©. 341). 


Abjat III. 

6. Berfahren vor der Beihluhfaflung. Der Beſchluß des 
Patentamtes kann, wenn einmal die Anmeldung befannt gemacht ift, 
nit vor Ablauf der Einipruchsfrift (ſ. N. 5 lit. a) ergehen. ft fein 
Einſpruch erhoben oder ging diejer verjpätet oder nicht in der vor— 
geichriebenen Form ein, jo famı die Anmeldeabteilung ohne weiteres 
Beſchluß fallen. Iſt dagegen rechtzeitig und formgemäß Einſpruch er- 
hoben und jtellt ſich diejer nicht jofort ald unbegründet dar, jo wird 
er zunächſt dem Patentſucher zur Erklärung binnen gemwifjer Friſt mit— 
geteilt. Dieje Erklärung ſoll in jo vielen Eremplaren, ala Einſprechende 
vorhanden, eingereicht werden. Un die Erflärung des Batentjuchers 
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lann fi ein weiterer Schriftenwechiel anjchliefen. Das Patentamt 
fann fi ferner zur Vornahme von Ermittelungen, insbejondere zur 
Anhörung der Beteiligten, d. i. des Batentjuchers und der Einjprechenden 
veranlaßt jehen (j.$ 25). Eine Ausjegung des Berfahrens auf 
Antrag eines Beteiligten fann immer nur nach Anhören der anderen 
Beteiligten beichlojjen werden (PA., PMZBI. VII 169). 

7. Der Beſchluß des Patentamts muß den Erfordernifjen der 
88 14 Abi. 3, 15 entiprechen. Der VBorprüfer, welcher einen Vorbeſcheid 
erlafien hat (8 21), darf an der —— der Abteilung nicht 
teilnehmen (j. hierüber N. 3 zu $ 22 

Der Beichluß kann nur auf Erteilung oder Berjagung 
des Patents lauten. Zu lebterer kann es auch ohne Einſpruch oder 
auf Grund anderer ald der mit Einſpruch geltend gemachten Tatjachen 
fommen; denn das Patentamt ift durch den Befanntmachungsbeichluß 
nicht gebunden (. 3 23 N. 2 a. E.). 

Iſt die Patentfähigkeit zweifelhaft geblieben, ſo iſt 
das Patent zu erteilen; den Patentſucher trifft nicht die Beweislaſt für 
die Schutzfähigkeit feiner Erfindung, vielmehr muß Ddieje bis zum Be— 
weile deö Gegenteild angenommen werden. Iſt ein Einſpruch erhoben, 
jo kann der Einjprechende hiemit nur dann durchdringen, wenn die gegen 
die Batentfähigfeit geltend gemadhten Gründe bewiejen jind; andernfalls 
muß die Entiheidung zu Gunften des Patentjuchers ausfallen. (Vgl. 
Stephan-Shmid ©.26; Robolsti, Komm. ©. 75; Schanze, Erfin- 
dungen und Mufter S. 20. Uebrigens ift auch die Beweislaft des Ein- 
iprechenden feine formelle in dem Sinne, dab das Patentamt unbedingt 
feine Beweisführung abzuwarten hat. Wie das Patentamt von ſich aus 
Umftände, die gegen die Patentierung jprechen, zu berüdjichtigen hat, jo 
hat es auch, wenn ihm ſolche Umftände durch einen Einjprud, mitgeteilt 
werden, die ihm zu Gebote ftehenden Mittel zur Aufllärung der Sache 
anzumenden. Bleibt aber der behauptete Grund der Batentunfähigkeit 
unbewiejen, jo trifft der Nachteil den Einjprechenden, nicht den Patent— 
juher; auf den erjteren fällt aljo die materielle Beweislaft. Dies 
gilt namentlich für die Frage, ob mit der Erfindung der vom Patent» 
jucher behauptete technische Effekt erzielt werden fann; wenn dieje Be- 
hauptung nur nit von vornherein die technifche Wahrſcheinlichteit 
gegen ſich hat, muß, damit das Patent verſagt werden kann, das Nicht— 
eintreten des Effektes bewieſen ſein.) 

Kommt es zur Patenterteilung, jo muß der Beſchluß im 
wejentlihen mit der befannt gegebenen Anmeldung übereinjtimmen 
(RGE. Bd. 46 ©. 175, Bd. 50 ©. 1%, in PMZBL. VI 389, VIII 113; 
vgl. N. 2 zu 810 u. N. De zu $ 23). 

Da das Patent von dem auf den Anmeldungstag folgenden 
Tage zu datieren ift, muß der Anmeldungstag vom Patentamt feit- 
gefteit werden (vgl. R. 7 zu $ 10). 

Einer ausführlihen Begründung bedarf der Beichluß nur 
dann, wenn entweder trotz Einſpruchs das Patent erteilt oder wenn 
die Anmeldung ganz oder teilweile zurüdgemwiejen wird (vgl. wegen der 
Beichwerde 8 26 Ahr 1). 

15* 


228 I. Patentgejeß. 88 24, 25, 26. 


S. Was die Hoften des Einjpruchsverfahrens anlangt, jo trägt 
die amtlichen Koften die Patentamtskaſſe. Soweit dem Botentfucher 
und den Einjprechenden Koften erwuchjen, haben dieje Perjonen jelbit 
fie zu tragen. 


g 25. 

Bei der Vorprüfung und in dem Verfahren vor der An— 
meldeabtheilung kann jederzeit die Ladung und Anhörung der 
Betheiligten, die Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen, 
ſowie die Vornahme ſonſtiger zur Aufklärung der Sache er— 
forderlicher Ermittelungen angeordnet werden. 


1. Der $ 25 läßt die Anordnung von Ermittelungen 
aller Art zu 

a) bei der Vorprüfung ($ 21) 

b) in dem Berfahren vor der Unmeldeabteilung und zwar 
ſowohl 

aa) in dem unmittelbar an die Vorprüfung ſich anſchließenden 
Verfahren (j. $ 22, insbej. N. 3 Hiezu), 

bb) in dem Berfahren nad) Ablauf der Einſpruchsfriſt ($ 24 
Abi. 3, ſ. N. 6 dajelbft). 

Es fann die Vornahme von Ermittelungen angeordnet werben; 
weder den Vorprüfer noch die Anmeldeabteilung zwingt das Geſetz 
hiezu, beide haben vielmehr völlig freie Hand, ob und welde Er- 
mittelungen jie anftellen wollen; Anträge der Beteiligten binden fie in 
feiner Weije. 

2. Die Ermittelungen fönnen bejtehen 

a) in der Yadung und Anhörung der Beteiligten, d.i. 
des Patentjuchers und der Einjprechenden. Auch in diefer Hinficht 
enthält das Gejeb feine bindende Vorſchrift. Es ijt aber zu beachten, 
daß im Bejchwerdeverfahren die Ladung und Anhörung der Beteiligten 
auf Antrag eines derjelben erfolgen muß und dab Ddiejer Antrag nur 
abgelehnt werden kann, wenn die Ladung des Antragjtellers in dem 
Verfahren vor der Anmeldeabteilung bereits erfolgt war ($ 26 Abi. 3). 
Läßt ſich aljo in diejem Berfahren eine Aufklärung der Sache von der 
Ladung und Anhörung der Beteiligten erwarten, jo wird es jich 
meiftens empfehlen, dieje Art der Ermittelung nicht erft dem etwaigen 
Beichwerdeverfahren vorzubehalten. 

Die „tunlichjte Ausdehnung“ der mündlichen Berhandlungen 
mit den Beteiligten iſt als Grundjat des Verfahrens vom PBatentamte 
jelbft anerkannt (vgl. Erklärung des Präfidenten auf dem Kongreß f. 
gewerbl. Rehtsihug in Frankfurt a. M., Mai 1900, PMZBL. VI 360; 
vgl. ferner Damme, Geichichte und Bedeutung des mündlichen Ber- 
handelns im deutjchen PBat.Erteil.Berf., Archiv. f. bürg. R. Bd. 17 ©. 169). 

Die Anhörung der Beteiligten iſt nicht zu umgehen, wenn auf 
Antrag das Anmeldeverfahren — 3. B. wegen eines jchwebenden Nid- 
tigkeitsprozeſſes — ausgejegt werden joll (PA., PMZBL. VII 169). 
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b) in der Bernehmung von Zeugen und Sadverftän- 
digen. Das Patentamt kann dieje jelbft betätigen (vor dem Kollegium 
der Abteilung oder durch ein beauftragtes Mitglied) oder die Gerichte 
darum angehen (vgl. $ 32). Lebteres gejchieht jet in der Regel nur 
dann, wenn die zu vernehmende PBerjon nicht in Berlin und Umgegend 
wohnt. Hat eine Partei ein berechtigte Interefie daran, daf die Zeugen 
vor dem Amt vernommen werden, umd erklärt fie ji zur Tragung 
der Mehrfoiten bereit, jo werden auch die außerhalb Berlins wohnenden 
Zeugen vor das Amt geladen (Gejchäftstätigfeit des PA. ©. 186). Die 
Vernehmung von Sachverftändigen ift jehr jelten. Erforderlichen Falles 
verfährt das Patentamt eher nach $ 14 Abi. 6, als daß es eine Bemweis- 
erhebung durch Vernehmung eines Sachverſtändigen anordnet. Handelt 
es ſich weniger um die Ergänzung der Sachkunde des Amts, als um 
die Ermittelung beſtimmter Tatſachen auf dem Wege des Experiments 
durch einen Sachverſtändigen, ſo legt das Patentamt in der Regel der 
beweispflichtigen Partei die Beibringung eines Gutachtens von einer 
ſolchen Seite auf, deren wiſſenſchaftlicher Name auch ohne formelle 
Vernehmung fir die Angaben des Gutachtens bürgt (a. a. O. ©. 187). 

e) Sonftige zur Aufflärung der Sade erforderlide Er- 
mittelungen können insbejondere fein: die Einholung von Aufichlüfjen 
bei Behörden, namentlich von amtlichen Beicheinigungen über die technijche 
Wirkung der Erfindung, Belichtigung technifcher Anlagen, Vorführung 
oder Vorlegung des Gegenftandes der Anmeldung (Vorführung von 
Maſchinen im Original oder Modell, von techniichen Prozeſſen, Vor- 
legung von Muſtern, Probeftüden, Abbildungen ꝛc.). Auch die Vor— 
führungen und Befichtigungen erfolgen grundjäglihd im Patentamt 
oder wenigjtens in Berlin. ft dies nicht möglich oder entipricht die 
Vorführung außerhalb Berlind mehr dem Intereſſe des Antragitellerg, 
jo wird auf einen diesbezüglichen Antrag in der Regel eine Kommiſſion 
des Patentamts entjendet; in wichtigen Fällen begibt ſich die ganze 
beichließende Abteilung an Ort und Stelle. Soweit jolhe außerhalb 
Berlins vorgenommene Ermittelungen auf Barteiantrag erfolgen, hat 
der Antragjteller die Koften zu tragen. Anträge auf Borführung im 
Auslande werden in neuerer Zeit grundfäglich abgelehnt, da ſich das 
Patentaınt Hiezu nicht für zuftändig erachtet (Geichäftstätigfeit S. 186, 187). 


g 26. 

Gegen den Beichluß, durch welchen die Anmeldung zurüd- 
gewiejen wird, fann der Patentjucher, und gegen den Beſchluß, 
durch welchen über die Ertheilung des Patents entjchieden wird, 
der Batentjucher oder der Einjprechende innerhalb eines Monats 
nah der Zuftellung Bejchwerde einlegen. Mit der Einlegung 
der Beſchwerde find für die Koſten des Bejchwerdeverfahrens 
zwanzig Mark zu zahlen; erfolgt die Zahlung nicht, fo gilt die 
Beſchwerde als nicht erhoben. 
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Iſt die Beichwerde an fich nicht ftatthaft oder tjt diejelbe 
verjpätet eingelegt, jo wird fie als unzuläffig verworfen. 

Wird die Bejchwerde für zuläffig befunden, fo richtet fich 
das weitere Verfahren nach $ 25. Die Ladung und Anhörung 
der Betheiligten muß auf Antrag eines derjelben erfolgen. Diejer 
Antrag kann nur abgelehnt werden, wenn die Ladung des An— 
tragjtellers in dem Verfahren vor der Anmeldeabtheilung bereits 
erfolgt war. 

Soll die Enticheidung über die Beſchwerde auf Grund 
anderer als der in dem angegriffenen Bejchluffe berüdfichtigten 
Umftände erfolgen, jo ift den Betheiligten zuvor Gelegenheit zu 
geben, fich hierüber zu äußern. 

Das Patentamt kann nach freiem Ermefjen bejtimmen, 
inwieweit einem Betheiligten im alle des Unterliegens die 
Koften des Bejchwerdeverfahrens zur Laft fallen, jowie anordnen, 
daß dem Betheiligten, defjen Bejchwerde für gerechtfertigt be— 
funden ijt, die Gebühr (Abſatz 1) zurüdgezahlt wird. 


Anſchlußbeſchwerde 3a. Nebenintervention 44. 

Beichwerbeirift 3a. Schriftliche Einlegung ber Beſchwerde 3b. 
Beichwerbeführer 2. Verfahren nach Beichwerbeeinlegung 4. 
Enticheibung der Beſchwerdeabteilung 5, Verhandlung, mündliche 4b. 
Ermittelungen 4c. Vorausjegungen der Wirffamkeit der Be— 
®Sebühr 3c. | ichwerbe 3. 

Koften des Beichwerbeverfahrens 6. 


1. Anfehtung der Bejhlüjie des Patentamts durd 

Beihwerde. Nad) der allgemeinen Bejtimmung des $ 16 findet 
egen die Beichlüffe der Anmeldeabteilungen die Bejchwerde ftatt. In 
8 26 ift Speziell die Bejchwerde gegen den Beſchluß, durch 
welchen die Anmeldung zurüdgemwiejen wird (822) und gegen 
den Beihluß, durch welden über die Erteilung des Patents 
entjichieden wird (8 24 Abj. 3) geregelt. 

2. Zur Einlegung der Bejchwerde berechtigte Perjonen find 

a) der Batentjucher, diefer aber nur, wenn 

aa) die Anmeldung zurüdgewiejen oder 

* das Patent ganz verſagt oder nur mit Einſchränkung er— 
teilt iſt. 

Dagegen hat der Patentſucher kein Beſchwerderecht, wenn ſeinem 
Antrage vollſtändig entſprochen wird und etwa nur die Gründe des 
Patenterteilungsbeſchluſſes ihm nicht genehm ſind ( PM8Bl. V 97) oder 
nach Erlaß des Beſchluſſes Umſtände hervorgetreten ſind, die eine Ab— 
änderung, insbeſondere Erweiterung desſelben wünſchenswert erſcheinen 
lafien (PMZBL. VII 39, 294). Vielmehr wird in ſolchen Fällen der 
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—— mit der Zuſtellung rechtskräftig (Geſchäftstätig— 
eit d. ° 

b) jeder Einſprechende, jofern er ald Partei anzujehen, der 
Einſpruch alſo von einer hiezu berechtigten Perſon in der vorgeſchriebenen 
Form, namentlich unter Anführung eines geſetzlichen Grundes erhoben 
ft (ſj. 5 24 N. 5 lit. b—d). Was den verſpäteten Einſpruch betrifft, jo 
verleiht dieſer Parteirechte nur inſoferne, als das Patentamt immerhin 
dazu Stellung nehmen muß, wenn es ihn auch nur als unzuläſſig ver— 
wirft. Hiegegen nun ſteht dem Einſprechenden auch die Beſchwerde zu, 
die ſich aber nur auf die Behauptung ſtützen kann, der Einſpruch ſei 
mit Unrecht wegen Verſpätung für unzuläſſig befunden worden. Gegen- 
über der materiellen Entſcheidung der Anmeldeabteilung hat derjenige, 
dejien Einjprud wegen Berjpätung zurüdgewiejen ift, fein Beſchwerde— 
recht. (Beſchw. Abt. II d. PU. in PMZBL VII 296 im Gegenjape zur 
Beihw.Abt. I, ebenda V 23, welche die Beſchwerde für durchaus unzu- 
läſſig erachtet, wenn der Einſpruch verjpätet eingelegt ift.) 

Borausjegung des Beſchwerderechts des Einiprechenden ift, daß 
das Patent nicht gänzlich verjagt ijt; denn ſonſt ift der Einjprechende 
nicht bejchwert. 

Die Uebertragbarfeit des Rechtes auf das Patent ($ 6) bringt 
es mit fih, daß aud der Rechtsnachfolger des Patentjuchers, der 
ja num jelbjt der PBatentjucher geworden, zur Bejchwerde berechtigt ift. 
Das Gleiche gilt von dem Nechtsnachfolger des Berlegten, falls der 
Einjprud auf Grund des $ 3 Abj. 2 erhoben ift. Dagegen fann von 
einer Nachfolge in das bloße ag N welches jeder erlangt, der den 
Einſpruch auf Grund der $$ 1, 2 u.3 Abi. 1 erhebt und welches als 
Bermögensredht nicht aufzufaffen ift, nicht die Rede jein (a. M. wohl 
Seligjohn N. 3, der dem Rechtsnachfolger des Einjprechenden all- 
gemein das veſchwerderecht zugeſteht). 

3. Vorausſetzungen der Rechtswirkſamkeit der Beſchwerde ſind 
rechtzeitige Erhebung, ſchriftliche Form und rechtzeitige Gebühren— 
zahlung. 

a) Die Beſchwerdefriſt beträgt einen Monat nach der Zu— 
ſtellung des patentamtlichen Beſchluſſes, läuft alſo unter Umſtänden für 
die einzelnen Berechtigten verjchieden. Da die Zuftellung das für die 
Berehnung der Frijt maßgebende „Ereignis“ ift, beginnt die Friſt erjt 
mit dem auf den Tag der Zuftellung folgenden Tage (BGB. $ 187 
Abi. 1, ſ. im übrigen ebenda $ 188; anders vor dem Inkrafttreten des 
BGB., vgl. PM8Bl. IV 122). Die Friſt ift nicht erjtredbar; doch 
gewährt das Patentamt auf Antrag eine weitere Frift zur Begründung 
der Beichwerde. Gemwahrt wird die Frift nur dadurd, dab die Be- 
ichwerde ia innerhalb derjelben beim Patentamte eingeht; das Ein- 
treffen der — bei einer Poſtanſtalt gleichzeitig mit der 
Gebühr genügt nicht, obwohl die Friſt für die Gebührenzahlung damit 
en iſt MED. IV 122, VII 165 Ziff. I; vgl. lit. c). 

Das Geſetz läßt die ſog. —— nicht ausdrück— 
lich zu. Die Praxis des Patentamts gejtattet ſie jedoch. (Stephan- 
Schmid S. 44, Robolski S. 78, Geſchäftstätigkeit d. PU. ©. 187 
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gegen die Zuläffigfeit der AB. Seligjohn N. 4) Es kann alio der 
Gegner des Beichwerdeführers, jelbjt wenn für ihn die Friſt bereits 
abgelaufen ift oder er auf die Beſchwerde verzichtet hat, der Beſchwerde 
ſich anjchließen, jo daß 3. B., falld der Anmelder gegen die Erteilung 
eines bejchränften Patents Beichwerde eingelegt * das Patent verſagt 
werden kann, wenn der Einſprechende, ohne formgerecht Beſchwerde 
eingelegt zu haben, den Antrag auf Verſagung des Patents ſtellt. 

b) Daß die Beſchwerde ſchriftlich einzulegen iſt, beſtimmt das 
Geſetz nicht ausdrücklich; doc entſpricht es der Uebung des Patent— 
amtes, welches protokollariſche Erklärungen dieſer Art nicht entgegen— 
nimmt. Es genügt aber jede ſchriftliche Erklärung, die den Willen 
erkennen läßt, eine Abänderung der Entſcheidung herbeizuführen. Der 
ausdrücklichen Bezeichnung als Beſchwerde bedarf es nicht; auch iſt 
feine Begründung erforderlich. (Vgl. PMZBL. IV 122, wo die Ein— 
zahlung der Gebühr unter Angabe der Beitimmung derjelben auf 
dem Coupon der Poſtanweiſung für eine ausreichende Erklärung an- 
gejehen: ift.) 

e) Die frift-e und formgerecht eingelegte Beſchwerde (ſ. lit.a u. b) 
entbehrt der Rechtswirkſamkeit, wenn nicht innerhalb der Friſt auch die 
Gebühr für das Beichwerdeverfahren im Betrage von zwanzig 
Mark eingezahlt wird. (Daß es fih hier in der Tat nur um die Ge- 
bühr, nicht um ein Pauſchale für die gejamten Koften des Bejchwerde- 
verfahrens Handelt, ergibt fich aus Abi. 5; vgl. Damme in R.u. U. 
IV 3.) Die Worte des Gejeßed „mit der Einlegung der Beichwerde“ 
jind in dem Sinne zu verftehen, daß innerhalb der Beichwerdefrift die 
Gebührenzahlung erfolgen muß, nicht aber dahin, als ob beides not- 
wendig in einem Akte gejchehen müßte; die Gebührenzahlung kann 
innerhalb der Frift der Beichwerdeeinlegung vorangehen oder aud) nach— 
folgen. Es genügt zur Wahrung der Frift für die Gebührenleijtung 
Einzahlung bei einer Poftanftalt (vgl. $ 9, der auch hier analog anzu- 
wenden ift und N. 3 lit. e dajelbit; vgl. ferner N. 3 zu 824, PMZBI. 
IV 122, VII 165 Ziff. I, Geichäftstätigfeit ©. 188; a. M. Stephan- 
Schmid ©. 43. Darüber, dal; das Eintreffen der Beichwerdeerflärung 
auf der Poſt zur Wahrung der Frift für die Beſchwerdeeinlegung nicht 
genügt, ſ. lit. a). 

Die Anſchlußbeſchwerde ift nicht gebührenpflichtig (val. 
it. a). 

Iſt zwar die Beichwerde rechtzeitig und formgeredht erhoben, 
die Gebühr aber nit innerhalb der Friſt eingezahlt, jo gilt 
die Beichwerde als nicht erhoben. Dieje Folge der Verſäumung, 
deren Eintritt eines bejonderen Ausſpruchs nicht bedarf, kann nicht be- 
jeitigt werden, auch nicht durch Nachzahlung der Gebühr; diefe wird 
aber, da eben die Beichwerde als nicht erhoben gilt, zurüderitattet. 
(Anders dann, wenn auch die Beſchwerde verjpätet eingelegt oder dieſe 
nicht jtatthaft ijt; dann findet Abi. 2 Anwendung und die Gebühr ift, 
a auch verjpätet gezahlt, verfallen; PA. ın PMZBL. VII 165 

if. II.) 
NRüdzahlung der rechtzeitig gezahlten Gebühr fann 
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vom Batentamte angeordnet werden, wenn die Beichtwerde für geredht- 
fertigt befunden wird (Abſ. 5). Dagegen wird die Gebühr im Falle 
eines nachträglichen Verzichtes auf die Beſchwerde oder auf die Sache 
nicht zurüdgezahlt (PA, PMZB. VII 165 Ziff. IID. 

4. erfahren nah Ginlegung der Beichwerde.. Wenn nicht 
wegen veripäteter Gebührenzahlung die Bejchwerde als nicht erhoben 
gilt (ſ. N. 3 lit. c), hat die Anmeldeabteilung diejelbe unter allen Um— 
tänden der Bejchwerdeabteilung vorzulegen und ſelbſt weder der Be- 
ſchwerde abzuhelfen, noch jie wegen Unzuläſſigkeit zu verwerfen. 

Bor der Beichwerdeabteilung geftaltet ji das Verfahren ver- 
Ichieden, je nachdem die Beichwerde fich formell als zuläſſig ermweift 
oder nicht. 

A. Die Beijhwerde wird als unzuläjjig verworfen, 

a) wenn fie an jich nicht ftatthaft, aljo entweder nicht von 
einer berechtigten Perſon eingelegt ift oder von einer Perfon, welche 
durch die Enticheidung nicht beichwert ift (j. N. 2); 

b) wenn fie verjpätet eingelegt ift (ſ. N. 3 lit. a. Eine nicht 
Ihriftlich, etwa nur mündlich am Schlufje der mündlichen Verhandlung 
nad Berfündung der Enticheidung erhobene Beſchwerde wird nicht ala 
unzuläffig verworfen, jondern gar nicht berüdjichtigt. Im alle der 
Veriäumung der Gebührenzahlung wird die Bejchwerde gleichfalls nicht 
verworfen, die gilt von ſelbſt als nicht erhoben, ſ. N. 3 lit. c). 

Wird die Beſchwerde als unzuläffig verworfen, jo findet eine 
Rüdzahlung der Gebühr unter feinen Umftänden ftatt (PA, PMBBl. 
VII 165 Ziff. I, III, IV). 

B. Ericheint die Bejhwerde als zuläfjig, jo wird fie 
weiter behandelt. 

a) Das Verfahren ift zunächſt ein jchriftliches. Der Beichwerde- 
führer kann, wenn er dies noch nicht getan, feine Beſchwerde jchriftlich 
begründen, der etwaige Gegner eine jchriftliche Ermiderung geben. 
(Alle dieje Schriftjäge jollen in zwei Eremplaren eingereicht werden, 
Bet. d. PA. vom 15. Oktober 1879, PB. S. 529. Wenn ein Einjprud) 
erhoben war, wird die Beifügung jo vieler Duplikate, als Gegner vor— 
handen find, gewünſcht; Robolsti, Komm. ©. 78.) Das Patentamt 
fann zur Nacdbringung der Begründung der Beſchwerde eine Friſt be- 
ftimmen. Uebrigens fann ein Schriftenwechjel bis zur völligen Klärung 
der Sache ftattfinden. 

b) Eine mündliche Verhandlung kann nad Ermefien des 
Vatentamts in jedem Falle ftattfinden; denn das Geſetz weiſt ausdrüd- 
ih auf 8 25. Zur mündlichen Verhandlung muß es kommen, wenn 
einer der Beteiligten e3 beantragt. Eine Ausnahme von diejer Ver— 
pflihtung der Beichwerdeabteilung fieht das Geſetz nur für den Fall 
vor, daß der Antragfteller jchon in dem Verfahren vor der Anmelde- 
abteilung geladen war, gleichviel, ob er der Ladung auch Folge geleijtet 
bat; die Ladung vor den Vorprüfer fommt der Ladung vor die An— 
meldeabteilung nicht gleidy (Komm.Ber. ©. 27). Der Antrag auf Ladung 
und Anhörung der Beteiligten muß, wenn er einen Anjprud auf Be- 
rüdfihtigung begründen ſoll, vor der Enticheidung der Beichwerde- 
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abteilung in der Sache gejtellt werden; doch kann einem joldhen An- 
trag auch dann noch ftattgegeben werden, wenn die Beratung und Be- 
ihlußfafjung bereits ftattgefunden haben (Gejchäftstätigkeit d. PA. ©. 189. 
Dort ift S. 190 berichtet, daß in der Regel in allen Sachen von be- 
jonderer Wichtigkeit eine mündliche Verhandlung jtattfindet.) Nach all- 
gemeinen Grundjägen wird es das Patentamt, wenn es eine münd- 
liche Verhandlung anberaumt, nicht dabei bewenden lajjen, den Antrag- 
iteller allein zu hören, fondern auch den oder die Gegner zum Worte 
fommen lajjen. (Allerdings jpricht, wie Seligjohn N. 11 lit. b be» 
merkt, der legte Sat des dritten Abjates dafür, daß der Antragjteller 
nur die Anhörung feiner Perjon verlangen kann; der Gegner wird 
es aber, wenn ein joldher Antrag vorliegt, nicht daran fehlen laſſen, 
auch jich zum Worte zu melden und das Patentamt wird ihn wohl in 
der Regel von ſich aus beiziehen.) 

e) Auch die Beichwerdeabteilung fann Zeugen und Sadıper- 
ftändige vernehmen und jonftige zur Aufflärung erforderliche Er- 
mittelungen anordnen (ſ. NR. 2 lit. b u. c zu $ 25). 

d) Bezüglic der Zuläffigkeit der Nebenintervention |. N. 5 
lit. c zu $ 24. 

5. Die Entſcheidung der Beichwerbeabteilung. 

a) Die Bejegung der Abteilung hat gemäß $ 14 Abſ. 4 des 
Gel. u.8 7 Abi. 2 der Ausf.B. vom 11. Juli 1891 in der Weije zu er- 
folgen, daß außer dem Präfidenten und dem weiteren rechtöfundigen 
Mitgliede die beiden für die Sache beitellten Berichteritatter und ein 
drittes von dem Präſidenten vorher bejtimmtes techniſches Mitglied 
teilnehmen. Die Entſcheidung ergeht auf Grund Beratung und Ab— 
timmung in einer Situng ($ 7 Abſ. 2 cit.). An der Beichluß- 
fafiung darf fein Mitglied teilnehmen, welches bei dem angefochtenen | 
Beichluffe mitgewirkt hat; dagegen ift der Vorprüfer, der einen Vor— 
beicheid erlajien hat, fall er etwa jetzt der Beichwerdeabteilung an- 
gehört, von der Teilnahme nicht ausgeichlofjen (ebenjo Seligjohn N. 9). 

Umfang der Prüfung der Bejhwerdeabteilung. 
Durch die Einlegung der Beichwerde wird die ganze Anmeldung, ſoweit 
über dieſe nicht Schon rechtskräftig entjchieden ih, einer nochmaligen 
Prüfung nad allen Richtungen unterworfen; an das Vorbringen und 
an die Anträge der Beteiligten, insbejondere des Bejchwerdeführers, 
ift die Beichwerdeabteilung nicht gebunden, fie fann vielmehr von jich 
aus neues Material heranziehen und Ddiejes ihrer Enticheidung zu 
Grunde legen. So kann es fommen einerjeit3, daß der die Anmeldung 
zurüchwveifende oder das Patent verjagende Beihluß der Anmelde- 
abteilung aus einem anderen als dem in dem Beichluffe angeführten 
Grunde betätigt wird, anderjeits, daß der das Patent erteilende Be- 
ihluß aus einem anderen Grunde ald dem von dem Einjprechenden 
geltend gemachten aufgehoben wird. 

Sobald aber die Entjiheidung über die Beichwerde auf 
Grund anderer als der in dem angegriffenen Beihluß be- 
rüdjihtigten Umftände erfolgen ſoll, ift den Beteiligten 
zuvor Gelegenheit zu geben, jich hierüber zu äußern (Abi. 4; 
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vgl. N. 4 zu $ 22). Ein Umftand ift in der angegriffenen Entſcheidung 
nicht nur dann berüdfichtigt, wenn dieſe fih auf ihn ftügt, jondern 
immer dann, wenn er in den Gründen der Enticheidung irgendwie ge» 
würdigt ift; jo 3. B. ift die Tatſache, daß die Erfindung bereits früher 
offenfundig benußt wurde, in der angegriffenen Enticheidung auch dann 
berüdjichtigt, wenn dieje den Einwand der offenfundigen Benugung 
vermwirft, vorausgejegt freilich, daß e3 fich um denjelben Vorgang der 
Benugung handelt, wie bei der Enticheidung in der Beſchwerdeinſtanz. 

e) Die Entiheidung jelbft kann lauten auf 

aa) Verwerfung der Beſchwerde oder auf 

bb) Abänderung der angegriffenen Entjheidung im 
ganzen oder zu einem Teile. Im alle der Abänderung hat die Be- 
ichwerdeabteilung die Sache nicht zur anderweiten Enticheidung an Die 
Anmeldeabteilung zurüdzugeben, jondern jelbjt die entiprechende Ent- 
iheidung zu treffen, aljo etwa das von der Anmeldeabteilung verjagte 
Batent unbejchränft oder beichränft zu erteilen oder im Gegenjage zu 
dem Batenterteilungsbeichlufje das Patent ganz oder teilweije zu ver- 
jagen oder entgegen dem die Anmeldung zurüdweijenden Bejchluffe die 
Belanntmahung ($ 23) anzuordnen. In dem letteren falle geht die 
Sache zur weiteren Behandlung an die Anmeldeabteilung zurüd, welche 
die Belanntmahung vorzunehmen und dann nad $ 24 über die Er- 
teilung des Patents Beichluß zu faſſen hat. (Zu einem zurüdweijenden 
Beſchluß kann dann die Anmeldeabteilung nicht mehr gelangen, jondern 
nur dazu, das Patent zu verjagen. Die Berjagung kann ji, wenn 
durch Einſpruch oder angejtellte Ermittelungen neue Tatjachen jich er» 
geben haben, auf denjelben Grund ftüßen, wie der von der Beſchwerde— 
abteilung aufgehobene Zurüdweijungsbeihluß. Ohne neue Tatſachen 
freilih kann die Anmeldeabteilung aus dem von der Beichtwerdeabteilung 
gemißbilligten Grunde das Patent nicht verfagen. Teilw. a. M. Selig- 
john N. 12.) 

Die Enticheidung der Beichwerdeabteilung fann die angegriffene 
Entiheidung niht zum Nachteile des Beichwerdeführers ab- 
ändern, alio 3. B. nicht das Patent ganz verjagen, wenn nur der 
Ratentjucher Beichwerde eingelegt hat, weil feinem Antrage nur zum 
Teile entiprochen wurde, nicht das Patent unbejchränft erteilen, wenn 
nur ein Einjprechender gegen die beſchränkte Patenterteilung Beſchwerde 
ergriffen und völlige Verjagung beantragt hat. Es iſt Died zwar im 
Gejege nirgends ausgeiprochen, ergibt ſich aber wohl daraus, daß die 
Tätigkeit der Beichwerdeabteilung nur dem Zwecke der Verſtärkung des 
Schuges der Intereſſen des Patentjuchers und der Einiprechenden 
dient, nicht aber dem Zwecke einer Korrektur der erjtinftanziellen Ent- 
iheidung von Amts wegen. (Uebereinftimmend Seligſohn N. 12). 

d) Die Entiheidung der Beijhmwerdeabteilung ift nicht 
mehr anfechtbar. 

6. Koften des Beihmwerdeverfahrens (Abi. 5). 

a) Zum Teile hat der Beichwerdeführer zur Tragung der 
Koften beizutragen durd Zahlung der Gebühr (Abi. 1, ſ. N. 3 lit. c), 
welche jedenfalls dann verfällt, wenn die Beſchwerde jich als unbegründet 


236 I. Patentgejeß. $$ 26, 27. 


erweift, jowie dann, wenn dieje als unzuläjlig verworfen wird (Abi. 2, 
j.N.4, A), nit aber dann, wenn die Beichwerde als nicht erhoben 
gilt, weil die Gebühr zu jpät gezahlt wurde (N. 3 lit. c). Rüdzahlung 
der gezahlten Gebühr fann ferner nicht verlangt werden, wenn die Be- 
ichwerde zurüdgenommen wird und ebenjowenig von dem Einiprechenden, 
der Beichtwerde eingelegt hat, wenn der Patentjucher die Anmeldung 
zurüdzieht (PMZBI. VII 166 Ziff. VI). Dagegen läßt das Geſetz, ohne 
daß es eines diesbezüglichen Antrags bedarf, eine Rüdzahlung der 
Gebühr in dem Falle zu, wenn die Beichwerde für gerechtfertigt be- 
funden wird, wovon freilidy nur bei dem Vorliegen ganz bejonderer 
Umftände, insbejondere bei formellen Berftößen der Vorinſtanz Gebraud) 
gemacht wird, nicht aber dann, wenn nur eine verjchiedene Auffaflung 
des techniichen Sachverhaltes zur Anerkennung der Beichwerde führt. 
(Geichäftstätigfeit S. 191; vgl. Gerichtsfoftengejeß $ 6.) 

b) In dem Beichwerdeverfahren fünnen auch Koften erwachſen, 
welche durch die Gebühr (lit. a) nicht gededt werden. Das Patentamt 
muß bezüglich der Koften nicht unbedingt eine Enticheidung treffen. 
Fehlt es an einer folchen, fo trägt die Kojten, wer fie bisher bejtritten 
hat, jei es die Patentkaſſe, fei es eine Partei. Letztere kann zu dem 
Aufwande insbejondere veranlaßt worden fein dadurch, daß fie die 
Ladung von auswärtigen Zeugen vor das Patentamt oder die Ent- 
jendung einer Kommiſſion des Amtes zu einer auswärtigen Befichtigung 
im Beichwerdeverfahren beantragt hat und dieje Beweiserhebung davon 
abhängig gemacht wurde, daß die Partei die Kojten trägt (vgl. N. 2 
lit.bu.cz3u$25). Das Patentamtfannnunnad freiem Ermeſſen 
beftimmen, inwieweit einem Beteiligten im Falle des Unter— 
liegens die Koften des Beichwerdeverfahrens zur Laft fallen. 
Bu diejen Koſten gehören aufer den aus der Kalle des PBatentamts 
beftrittenen Auslagen diejenigen den Beteiligten erwachienen Koften, 
welche nach freiem Ermeſſen des PBatentamts zur ziwedentiprechenden 
Wahrung der Anſprüche und Rechte notwendig waren ($ 14 der Ausf.- 
V. vom 11. Juli 1891). Da der Bejchwerdeführer, wenn jeine Bejchwerde 
überhaupt zugelafjen werden joll, die in Abi. 1 beitimmte Gebühr (vgl. 
lit. a) zu zahlen hat, muß man dieje zu den Koften diejer Partei 
rechnen, die zur zwedentiprechenden Nechtäverfolgung notwendig waren 
und die nach Ermejien des Patentamts vom Gegner zu erftatten find 
(a. M. Robolski, Komm. N. 4). Eine jolche Ueberbürdung der Kojten 
geichieht in der Praris jehr felten, regelmäßig nur, wenn die Be— 
jchwerde Teichtfertig oder arglütig verfolgt wird. (Geichäftstätigfeit 
©. 192. ©. bezüglich der Koften im Bejchtwerdeverfahren überhaupt 
Damme, R. u. U. IV 3 Ziff. V.) 


s 97. 

Iſt die Ertheilung des Patents endgültig bejchlofien, fo 
erläßt das Patentamt darüber durch den Reichsanzeiger eine 
Belanntmahung und fertigt demnächſt für den Patentinhaber 
eine Urkunde aus. 
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Wird die Anmeldung nach der Beröffentlichung ($ 23) 
zurüdgenommen oder wird das Patent verjagt, jo ijt dies eben- 
fall3 bekannt zu machen. Die eingezahlte Jahresgebühr wird 
in diejen Fällen erjtattet. Mit der Berfagung des Patents 
gelten die Wirkungen des einjtweiligen Schußes als nicht ein= 
getreten. 


1. Der vorjtehende Paragraph bejtimmt über den Abſchluß 
des Patenterteilungsverfahrens und zwar regelt 

a) Abjag 1 den Fall der endgültigen Batenterteilung, 

b) Abjag 2 die Fälle der endgültigen Nichterteilung, nämlich 
den der Zurüdnahme der Anmeldung und den der Berjagung des 
Patents. 

2. Patenterteilung (Abi. 1). x 

a) Die Patenterteilung ift endgültig beſchloſſen, wenn 
entweder 

aa) dem Antrage des Patentjuchers im vollen Umfange ent» 
iprochen und ein Einjpruch nicht erhoben ift (vgl. $ 26 N. 2 lit. a); oder 

bb) die Friſt zur Beſchwerde gegen den Erteilungsbeichluß ab- 
gelaufen (1. $ 26 N. 3 lit. a), die Beichwerde aber nicht erhoben ift; oder 

ee) die Bejchtverdeabteilung zu Gunften des Batentfuchers ent» 
ichieden hat. 

b) Die endgültige PBatenterteilung (lit. a) hat zur 
Folge, daß das Patentamt im Keichganzeiger eine Befanntmadhung 
darüber erläßt und demnächſt für den Patentinhaber eine Urkunde 
ausfertigt (j. lit. c); überdies erfolgt die Eintragung des Patents 
in die Rolle ($ 19). Belanntmahung und Eintragung unterbleiben 
im alle des $ 23 Ki. 5. 

e) Die Patenturfunde ift nicht Träger des Patentrechts. 
Als folder kann nur der Erteilungsbeichluß angejehen werden; die 
Urkunde ift nur Beweismittel. (Ebenjo Robolsfi, Kommt. H. 1, 
Seligjohn N. 4; a.M. Bolze i.d. Zeitichr. f. gewerbl. Rechtsihug 
1892 ©. 156, 158.) Wenn daher die Patenturfunde mit dem Er— 
teifungsbeichluffe nicht übereinftimmt, jo ift letzterer allein maßgebend; 
würde namentlih dem Patentinhaber nach der Urkunde ein meiter- 
gehendes Recht zufommen, als nad) dem Beſchluß, jo genieht er dod) 
den PBatentihup nur in dem Sinne und Umfang, der aus dem Er- 
teilungsbeichluß jich ergibt (RGE. 46 ©. 68, auch abgedrudt in PMZBI. 
VI 268. Einer Nichtigerflärung des Patentanſpruchs, der fich aus der 
Urfunde, nicht aber aus dem Beichlufje ergibt und welche Bolze a. a. O. 
für erforderlic erachtet, bedarf es nicht; denn die Urkunde begründet 
feinen Anſpruch; ſ. o). Das Batentamt hat im Falle eines jolchen 
Widerſpruchs zwiihen Beihluß und Urkunde legtere zu berichtigen, 
d. h. eine neue Urkunde auszuftellen. Stimmt die Patenturfunde mit 
dem Erteilungsbeichluß überein, jo fann von einer Berichtigung eines 
beanftandeten Ausdruds nur dann die Rede jein, wenn aud) der Be— 
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ſchluß der Berichtigung bedarf. Dies ift nur dann der Fall, wenn an 
die Stelle des beabjichtigten Wortes ein jchon äußerlich jinnentitellendes, 
entweder nicht eriftierendes oder weit abliegendes anderes Wort gejeßt 
it ( PM8Bl. V 83). 

Die Batenturkunde (Patentſchrift) ift gegen Vervielfältigung und 
gewerbsmäßige Verbreitung nicht geihüßt (ſ. 88 16, 26 des Urh.RGeſ. 
vom 19. Juni 1901, meinen Kommentar hiezu S. 151). 


d) Rechtswirkung des Erteilungsbeſchluſſes. Mit der 
endgültigen Erteilung des Patentes, alſo mit der Rechtskraft des Er— 
ren fteht feit, daß der Gegenftand des Patents be- 
reits jeit Defanntmahung der Anmeldung geihügt it ($ 23 
Abi. 1 Satz 2, vgl. N. 5 lit. d, dd zu $ 23 ©. 221). Der einftwerlige 
Schutz ift num in den definitiven verwandelt und eine in der Zwiſchen— 
zeit ohne Einwilligung des Patentjucherd erfolgte Benugung der Er- 
— ſtellt ſich nun als Rechtsverletzung dar. Freilich nur ſoweit 
das Patent wirklich der Anmeldung gemäß erteilt iſt; wurde für einen 
Teil der Anmeldung das Patent verſagt, dieſes alſo mit Beſchränkung 
erteilt und bezieht ſich die Benutzung gerade auf den nicht in das 
Patent einbezogenen Zeil, jo liegt, da inſoweit die Wirkung des einft- 
weiligen Schußes als nicht eingetreten gilt (Ab. 2 Cap 3), eine Rechts— 
verlegung nicht vor. 

Das Patent wird von dem auf den Anmeldungstag folgenden 
Tage datiert und dauert von da an fünfzehn Jahre (8 7). Die Zeit 
von der Anmeldung bis zu deren Bekanntmachung ijt aljo für den 
Schuß verloren. Hat gemäß $23 Abj.5 eine Befanntmahung 
der Anmeldung nicht ftattgefunden, jo tritt die Rechtswirkung 
des Patents überhaupt erjt mit der Rechtskraft des Erteilungsbeichlufies 
ein. Die Rechtskraft knüpft fich, wenn der Beichluß nicht anfechtbar 
iſt (vgl. N. 2 lit. a zu $ 26), an die Zuftellung des Beſchluſſes. (Die 
Annahme Robolstis, Komm. ©. 82, von der Ausnahme des $ 23 
Abi. 5 abgejehen jei die Belanntmachung über die Erteilung des Batents 
die hr ri für die Wirfjamfeit des u. gemäß $ 4, ift nicht 
utreffend er einjtweilige Schub — $ 23 Abi. 1 — verwandelt fich 
in den definitiven Schuß mit der endgültigen Patenterteilung, aljo mit 
der Rechtskraft des Erteilungsbejchluffes; denn diejer, nicht erſt die Be- 
kanntmachung, bringt das Patent zur Entjtehung und nad $ 4 hat 
das Patent die Wirkung, jeden Dritten von der Benußung der Er- 
findung auszuschließen.) 

3. Gründe der Nichterteilung ded Patents find Zurüdnahme 
der Anmeldung nad der Beröffentlihung und Beſtehen eines 
Grundes zur Berjagung des Patents gemäß 88 1—3. 


a) Auch in allen Fällen der Nichterteilung des Patents troß 
vorgängiger Veröffentlichung ift das Ergebnis des Erteilungsverfahrens 
im Reichsanzeiger bekannt zu maden. Es erfolgt aljo eine Be- 
fanntgabe ſowohl der Zurüdnahme (der ausdrüdlichen wie der fingierten 
gemäß $ 24 Abſ. 1), al auch der Verfagung. Der Grund der Ber- 
jagung iſt nicht anzugeben. 
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b) Im Falle der Zurüdnahme, wie im Falle der Verjagung 
wird die eingezahlte Jahresgebühr erftattet (vgl. $ 24 Ab, 1). 

e) Sobald die Nichterteilung des Patents feftfteht, gelten die 
Wirkungen des einftweiligen Schußes als nicht eingetreten 
(vgl. N. 5 lit. d, dd zu $ 23 ©. 221). Der Berjagungsbeihluß äußert 
diefe Wirkung mit jeiner Rechtskraft; dieſe Mnüpft ſich an den Ablauf 
der nicht benugten Bejchwerdefrift (j. $ 26 Abſ. 1) oder, wenn Beichwerde 
eingelegt und das Beichwerdeverfahren durchgeführt ift, an die Zu- 
ſtellung des Beſchluſſes der Bejchwerdeabteilung, eventuell an die Zurüd- 
nahme der Beſchwerde. Das Geſetz ſpricht nur von dem Einflufje der 
Berjagung des Patents. Man muß aber (mit Seligjohn N. 9 und 
Kohler, Handb. S. 407) den Fall der Zurüdnahme der Anmeldung 
dem anderen gleichftellen, jo daß, jobald die Zurüdnahme dem Patent- 
amte gegenüber erflärt ift, die Wirkungen des einftweiligen Schußes 
ebenfalls als nicht eingetreten zu gelten haben. 


8 28. 

Die Einleitung des Verfahrens wegen Erflärung ber 
Nichtigkeit oder wegen Zurüdnahme des Patents erfolgt nur 
auf Antrag. 

Im Falle des $ 10 Nr. 3 iſt nur der Verlekte zu dem 
Antrage berechtigt. 

Im Falle des $ 10 Nr. 1 ift nach Ablauf von fünf Jahren, 
bon dem Tage der über die Ertheilung des Patents erfolgten Be- 
kanntmachung ($ 27 Abfat 1) gerechnet, der Antrag unftatthaft. 

Der Antrag ift fchriftlih an das Patentamt zu richten 
und Hat die Thatjachen anzugeben, auf welche er geftüßt wird. 
Mit dem Antrage ijt eine Gebühr von fünfzig Mark zu zahlen. 
Erfolgt die Zahlung nicht, jo gilt der Antrag als nicht geftellt. 
Die Gebühr wird erftattet, wenn das Verfahren ohne Anhörung 
der Betheiligten beendet wird. 

Wohnt der Antragsteller im Auslande, jo Hat er dem 
Gegner auf deifen Verlangen Sicherheit wegen der Koſten des 
Verfahrens zu leiften. Die Höhe der Sicherheit wird von dem 
Patentamt nach freiem Ermefjen feitgefeßt. Dem Antragjteller 
wird bei Anordnung der Sicherheitsleiftung eine Frift beitimmt, 
binnen welcher die Sicherheit zu leiften ift. Erfolgt die Sicher: 
beitzleiftung nicht vor Ablauf der Frift, jo gilt der Antrag ala 
jurüdgenonmen, 
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Antrag 2, 3; Frift Se. Klagezurüdnabme 9. 
Bellagter 3b, 4b. MNebenintervention 3a,ce, 3b,ce, 4. 
Beteiligung am Rechtäftreit3a,ce,3 b,ce,4. Nichtigteitätlage 3, 5au.c, 6. 
a der eig yo 6. Barteien 3, 4. 
rift für die Nichtigfeitöllage nach 10! | Patentamt 2. 
de Sicherbeitsleiftung 10. 


Gebühr 7. Streitgenoſſenſchaft 3a,cc, 3b, cc, 4. 
Geha der Nichtigkeit 5, cc. Vertreter des Klägers 3a,bb, 4a; bei 


nbalt ber Klagen 6. | Vellagten 3b,bb, 4b. 
Klageänderung 8. | ee 4, 5b, 6. 
Kläger 3a, ta. Yuftänbigfeit 2. 

4. Bon dem Berfahren wegen Erflärung der Nicdhtig- 
feit oder wegen Zurüdnahme des Patents handeln die 88 28 
bis 31 und 33. In $ 28 ift die Antragjtellung geregelt; $ 29 betrifit 
das zunächſt einzuleitende Verfahren und die jofortige Enticheidung des 
PBatentamts in dem Falle, daß der Batentinhaber feine Erflärung ab» 
gibt, $ 30 das Verfahren in anderen Fällen, insbejondere nad) Er- 
hebung eines Widerjpruchs jeitens des Patentinhabers, 8 31 die Kojten 
des Verfahrens, $ 33 die Berufung. 

2. Zuftändig zur Erklärung der Nichtigfeit und zur Zurüd- 
nahme des Patents in erjter Anftanz ift dad Batentamt, und zwar 
die Nichtigkeitsabteilung ($ 14 Abj. 1 Nr. 2, bezügl. der Bejegung j. dort 
Abi. 4). Das Patentamt wird aber in dieſen Sachen niemal3 von 
Amts wegen, jondern ftet3 nur auf Antrag tätig. 

3. Die Parteien im Nichtigleitäftreite. 

a) Die Antrags- oder Klageſeite. 

aa) Berechtigt zur Erhebung der Nichtigfeitsflage ift 

«) im Falle des $ 10 Nr.3 nur der Berlegte, d.i. der nad) 
83 Abi. 2 zum Einſpruch Berechtigte (RGE. Bd. 2 ©. 137), 

?) in den Fällen des $ 10 Nr. 1 u.2 jedermann, jei es eine 
phyſiſche oder eine juriftiiche Perjon, u. a. au) der Staat. Der Kläger 
verfolgt hier das allgemeine Anterefie, daß ein Gegenftand oder ein 
Verfahren, bezüglich dejien die Borausjeßungen der Patentierung fehlen, 
nicht der Ausnutzung Durch einen einzelnen vorbehalten werde. Die 
Klage ift aljo eine Popularflage und das Klageredht hängt von 
einemeigenen Intereſſe des Klägers nicht ab. (So die meiſten, ind- 
beſondere Gareis Komm. ©. 232, Dambach S. 34, Roſenthal S. 337, 
Kloſtermann, Pat. Geſ. S. 348 Anm.2, Gierke S.881N.104, Selig- 
john N.4; dann PA. im PBl. 1889 S. 313, Gareis 7 S. 17, im PMZBI. 
v9 A. M. Kohler, PR. ©. 215 und Handb. ©. 375 ff., welcher zwar 
den Nachweis des eigenen Intereſſes nicht für erforderlid erachtet, 
da das Gejeh ein Intereſſe des Klägers ohne weiteres annehme, das 
Erfordernis Diejes Intereſſes aber in einer Reihe von Folgeſätzen, die 
er aufitellt, ausgeprägt findet. Dieje Sätze find, joweit ihnen Geltung 
zufommt, auf andere Gründe zurüdzuführen; jo wird der Einwand der 
Arglift wegen Geheimnisverrate® auch demjenigen entgegengehalten 
werden fönnen, der jet in der Tat ein eigenes Intereſſe an der 
Nichtigkeitserflärung hat; die Zuläffigkeit der Klageerhebung durch den 
Patentberechtigten ſelbſt jcheitert daran, dab das Verfahren wegen 
Nichtigkeitserflärung ein Nechtsftreit ift und niemand jein eigener 
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Prozeßgegner fein fan, j.u. Zum Zeile find die von Kohler auf- 
geftellten Sätze jehr anfechtbar, jo namentlich die Annahme, auf die 
Nichtigfeitäflage könne rechtswirkſam verzichtet werden. Wenn K. — 
S. 379 — gegenüber dem Einwande, ein jolcher Verzicht jchädige die 
Allgemeinheit, geltend macht, daß e3 eine Fülle zum Antrage berech— 
tigter Berjonen gebe und daher ein Verzichtövertrag die jozialen Inter— 
eſſen nicht berühre, jo ift ihm zu ertwidern, daß unter Umftänden nur 
ein einziger den Grund der mangelnden Patentfähigfeit kennt und es 
nun dem Intereſſe der Allgemeinheit in hohem Grade widerſprechen 
würde, wenn der Batentinhaber dieje Berjon durch einen Vertrag zum 
Schweigen bringen könnte) Immerhin erachtet e8 das Geſetz, indem 
es das Verfahren wegen Erflärung der Nichtigkeit in die Form eines 
Rechtsftreites kleidet, als jelbftverftändlich, daß der Antragiteller eine 
vom Patentinhaber verjchiedene, auch nicht eine von dieſem vorgeichobene 
Berjon ſei. (RG. in PBl. 1890 ©. 539, Gareis 8 ©. 341; RG., PMZBI. 
V 9, VIII 177.) 

bb) Die Klage fann durch einen Vertreter geftellt werden. 
Der Vertreter hat jeine Bevollmächtigung durch eine Vollmacht nadı- 
zuweiſen, die auf eine prozeffähige, mit ihrem bürgerlichen Namen 
bezeichnete Perſon zu lauten bat, auch auf mehrere —— lauten 
kann, in welchem Falle die Bevollmächtigten ſowohl gemeinſchaftlich, 
als auch einzeln die Vertretung wahrzunehmen befugt find und die 
Vollmacht in diejer Hinficht eine abweichende Beſtimmung nicht ent- 
halten darf (Ausf. V. vom 11. Juli 1891 $ 28). Die Vertretung ift aber 
nicht geboten, auch nicht für den ausländijchen Kläger. Vgl. bezüglich 
der Vertretung vor dem Patentamt im allgemeinen Borbemerkung 3 
lit. b u. e zum dritten Abjchnitt (vo. S. 197). 

ee) Streitgenojjenjhaft, Beteiligung Dritter am 
Kechtsftreite. Es fönnen mehrere Perſonen gemeinjchaftlic die 
Klage ftellen (Streitgenofienichaft gemäß CPO. $ 59). Ferner fann ein 
Dritter, der an der Nichtigfeitserflärung ein rechtliches Intereſſe hat, 
dem Stläger zum Zwecke der Unterjtügung an die Seite treten (Neben- 
‚intervention gemäß EBD. 88 66 ff., ſ. PA. u. RG. im PB. 1884 ©. 139, 
Gareis V 5; RO. in PMZBL II 152, VII 5). Die Nebenintervention 
fann, wenn die Klage auf Grund des $ 10 Nr. 1 innerhalb der fünf- 
jährigen Frift — ſ. Abſ. 3 — erhoben ıft, auch nady Ablauf diejer Friſt 
erfolgen und das Intereſſe des Nebenintervenienten fann in jolchem 
Falle gerade darin liegen, daß der gegenwärtige Kläger, der allein noch 
die Klage durchführen fann, obfiege (RG. a. a. ©. VIIL5). 

b) Die Seite des Bellagten. 

aa) Die Nichtigkeitsflage richtet fih gegen den in der Batent- 
rolle eingetragenen Inhaber des Patente, und zwar aud 
dann gegen den eingetragenen, wenn diejer das Patent veräußert hat, 
der Rechtsübergang in der Rolle aber noch nicht vermerkt iſt (vgl. $ 19 
Abi. 2). Iſt gegen einen Patentinhaber der Konkurs eröffnet und 
das Patent Beftandteil der Konkursmaſſe (ſ. N. 7 zu $ 6, o. ©. 119, 120), 
jo ift der Konfursverwalter der Beklagte, gleichviel ob der Konkurs in 
der Rolle vermerkt ift oder nicht. 

Dr. Eb. Alfeld, Kommentar z. d. Gefegen betr. d. Erfindungsihug ce. 16 
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Die Klage gegen den eingetragenen Batentinhaber kann ohne 
Nennung des Namens erhoben werden; wird ein Unrichtiger benannt, jo 
ift der Antrag vom Patentamte gemäß $ 29 dody dem durch die Patent» 
rolle nachgewiejenen Patentinhaber mitzuteilen (PA. im PMZBL I 223). 

St der eingetragene Batentinhaber verjtorben und der 
Nechtsnachfolger in der Patentrolle noch nicht eingetragen, jo muß Die 
Klage gegen die Erben gerichtet werden; hatte aber der Berjtorbene 
einen Vertreter gemäß $ 12 und ift diejer in der Rolle noch eingetragen, 
jo fann ihm die Klage behändigt werden. (PA. u. RG. im PBl. 1886 
©. 49, Gareis V 238.) 

Soll die Nichtigfeitsflage auc gegen den Rechtsvorgänger des 
eingetragenen Batentinhabers wirkten und deſſen etwaige Anſprüche 
wegen PBatentverlegungen aus der Zeit feiner Patentinhaberſchaft zum 
Schweigen bringen, jo muß die Klage auch gegen ihn erhoben werden 
(Kohler, Handb. S 384). 

bb) Bezüglich der Vertretung des Beflagten gilt das oben 
(lit. a, bb) Bemerfte entiprechend. Hat der im Auslande wohnhafte 
Batentinhaber gemäß $ 12 einen Vertreter beftellt, jo fann er gleich— 
wohl jelbjt gegen die Klage auftreten (vgl. R.6 zu $ 12). Sur Ber- 
teidigung gegen die Nichtigfeitsflage iſt die Aufftellung eines inländi- 
ſchen Bertreters des ausländiichen Patentinhabers nicht erforderlich (i. 
N. 3 lit. b zu $ 12). 

ee) Sind mehrere Perjonen als Jnhaber des Patents eingetragen, 
jo liegt eine notwendige Streitgenojjenichaft vor, d. h. die Klage 
ift gegen alle eingetragenen Inhaber zu richten (vgl. CPO. $$ 59 ff.). 
Als Nebenintervenient fann auch dem Nichtigfeitsbeflagten jeder, 
der an dem Obſiegen desjelben ein rechtliches Jnterejie hat, zum Zwecke 
jeiner Unterjtüßung beitreten, jo 3. B. der Nießbraucher, der Pfand- 
gläubiger, derjenige, auf welchen das Patent übertragen ift, ohne da 
—— in der Rolle vermerkt iſt, der Lizenzträger ꝛc. (vgl. CPO. 
8866 ff. . 

4. Die Parteien im Zurücknahmeverfahren. 

a) Zur Klage beredtigt ift jedermann (Bopularflage wie die, 
Nichtigkeitsflage, ſ. N. 3 lit. a, aa, 3 ©. 240). Auch bezüglich der auf 
8 11 Nr. 2 geſtützten Klage gilt nichts Bejonderes. Es ift alſo aud hier 
jeder, nicht nur derjenige zur lage berechtigt, der die Vergütung für 
die Erlaubnis zur Benugung und die Sicherheit zu leiften bereit ift. 
Eine jolhe Einichränfung hätte das Gejeg, wenn fie beabfichtigt wäre, 
wohl ebenjo, wie für die Nichtigfeitsflage (Abi. 2), ausdrüdlich beitimmt; 
aud hat im Falle des $ 11 Nr. 2 an der Zurüdnahme des Patents in 
gleicher Weife, wie im Falle der Nr. 1, die Allgemeinheit ein Intereſſe. 
(Bl. Seligjohn N. 4 ©. 291; a. M. Robolsti ©. 109, Munk ©. 75.) 

Bezüglich der Bertretung des Klägers, der Streitgenojien- 
Iihaft und der Beteiligung Dritter am NRedtsftreite vgl. das 
in N. 3 lit.a, bb u. cc ©. 241 Bemerkte, das hier entiprechend gilt. 

” Hinfichtlic der Berjon des Beklagten ſ. N. 3 lit. b. 

Zeitliche Schranfen für die Zuläjjigfeit der Nidhtig- 
keits- und der Zurüdnahmellage. 
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a) Solhe Schranken beftehen nicht in Anjehung der Nichtig- 
feitsflage aus $ 10 Nr. 2 u. 3; Ddieje kann während der ganzen 
Dauer des Patents erhoben werden; ja jie ift auch nad Erlöjchen, 
Burüdnahme oder Ablauf des Patents noch zuläfig (ſ. N. 5 zu $ 10). 
Die Nichtigfeitsflage gemäß $ 10 Nr. 3 wird jedoch — 32 — durch 
nachträgliche Genehmigung der Entnahme (vgl. Kohler, Handb. ©. 401). 

bh) Die Zurüdnahme des Patents kann gemäß $ 11 nicht 
vor Ablauf von drei Jahren, von dem Tage der über die Erteilung 
des Patents erfolgten Belanntmadhung ($ 27 Abi. 1) gerechnet, verlangt 
werden (vgl. N.3 zu $ 11). Bon da an iſt die Klage während der 
ganzen Dauer des Patents geftattet; nachher ift ein Raum für fie 
nicht mehr gegeben. 

e) Die Statthaftigleit der Nihtigfeitsflage aus $L1O Nr. 1 
wird zwar ebenfall$ durch das Erldichen oder die Zurüdnahme des 
Patents nicht begrenzt. Dieje Klage kann aber nur innerhalb der 
Frift von fünf Jahren, gerechnet von dem Tage der über die Er- 
teilung des Patents erfolgten Bekanntmachung ($ 27 Abj. 1), erhoben 
werden; nach Ablauf diejer Frift ift die Nichtigkeit geheilt (AU bi. 3). 

aa) Die Berechnung diejer fünfjährigen Frift geichieht nad) 
BGB. 88 187 Abi. 1, 188 Abi. 2. Sie ift eine Präflufivfrift, auf welche 
die Borjhriften über Verjährungshemmung (BGB. $$ 202 ff.) feine An— 
wendung finden. Gegen ihren Ablauf wird auch feine Wiedereinjegung 
1. d. v. St. gewährt. 

bb) Die Frift wırd nur dadurch gewahrt, daß innerhalb 
ihrer die Klage und die Gebühr (Abi. 4) beim Patentamt eingeht (PA. 
in PMZB. I 223). Die Klage muß der VBorjchrift des Abi. 4 ent- 
ſprechen, alfo die Tatjachen angeben, auf welche fie gejtügt wird; fehlt 
e3 hieran und werden die Tatjachen nicht noch innerhalb der Friſt 
nachgebradht, jo iſt dieſe verſäumt (PA. in PMZBL. I 246). Sind aber 
die Tatjachen, auf die ſich der Antrag ftügt, innerhalb der Frift an- 
gegeben, jo können neue Tatiahen auch nad) Ablauf der Friſt noch 
beigebracht werden, joferne dadurd nur der Klagegrund, d. i. der in 
der Klage behauptete Nichtigfeitsgrund, nicht verändert wird. it aljo 
3. B. in der lage der Mangel der Neuheit ($ 2) geltend gemacht und 
als Tatjache die Beichreibung der Erfindung in der Drudichrift X be- 
hauptet, jo fann nach Ablauf der Friſt noch geltend gemadht werden, 
dab die Beſchreibung in der Drudichrift N erfolgt oder die Erfindung 
offenkundig benußt worden jei (vgl. RG. in PMZBL. V 28). Was den 
Fall der Aenderung des Klagegrundes (vgl. N. 8) betrifft, jo iſt zumächit 
folgendes fiher: War die Klage gar nicht auf Grund des $ 10 Wr. 1, 
jondern 3. B. aus $ 10 Nr. 2 geitellt, jo kann, wenn nad) Ablauf der 
Frift erjt ein Nichtigkeitsgrund gemäß $ 10 Nr. 1 geltend gemacht wird, 
die Nichtigkeit ans diefem Grunde auch dann nicht ausgeiprochen werden, 
wenn die Wenderung zuläflig it, insbejondere der Bellagte in Die 
Aenderung einwilligt; denn mit Ablauf der Friſt war die aus $ 10 
Nr. 1 abzuleitende Nichtigkeit geheilt, die Heilung fonnte nicht dadurch 
abgemwendet werden, daß aus einem anderen Grunde auf Nichtigkeits- 
erflärung geklagt wurde. Aber auch dann, wenn in der rechtzeitig er— 
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hobenen Klage der Klagegrund jchon aus $ 10 Nr. 1 entnommen und 
mit Tatjachen unterftügt war, ift die Frijt nur dann gewahrt, wenn 
der Kläger bei diejem Klagegrunde beharrt. Wird alio nad Ablauf 
der Frift der Klagegrund innerhalb des Rahmens des $ 10 Nr. 1 ge- 
ändert, wenn auch in an jich zuläjliger Weije (vgl N.8), 3.8. an Stelle 
des vorher gerügten Mangel an Neuheit behauptet, hu patentierte 
een? jei feine Erfindung oder er falle unter die Ausnahmen des 
8 1 Abi. 2, jo kann die Nichtigkeit des Patents nicht erflärt werden; 
denn man muß wiederum jagen, daß mit Ablauf der Friſt Die Nichtig- 
feit inſoweit geheilt ift, als bis dahin der Grund der Nichtigkeit 
nicht geltend gemacht ift und daß es nicht genügt, wenn ein anderer, 
nicht zutreffender Grund geltend gemacht wurde (a. M. Kohler, Handb. 
©. 3% lit. b). Schließlich ijt für die Wahrung der Friſt durch Er- 
hebung der Klage noch vorauszujegen, daß dieje Klage auch durch— 
geführt wird. Eine nad Ablauf der Friſt erhobene lage iſt alſo auch 
dann nicht mehr ſtatthaft, wenn ſchon innerhalb der Friſt eine Klage 
erhoben, dieſe aber fallen gelaſſen war Kohler, Handb. ©. 395). 

ce) Iſt die Friſt abgelaufen, ohne daß die Nichtigkeitsklage 
auf Grund des 8 10 Nr. 1 erhoben ift, jo ift nunmehr die Nichtigkeit 
geheilt. Lag alſo aucd zweifellos ein Nichtigkeitsgrund nad $ 10 
Nr. 1 vor, jo ift es doch jetzt jo anzujehen, als ob diejer Grund nie- 
mals bejtanden hätte. Die Nichtigkeit kann aljo nicht mehr eingewendet 
werden, wenn eine Klage wegen PBatentverlegung erhoben wird, mag 
dieje vor oder nad) Ablauf der Friſt begangen jein. Dieje Wirkung 
des Friftablaufs tritt für jeden Inhaber des Patents ein, für den 
gegenwärtigen, wie für den früheren und den zukünftigen (vgl. Kohler, 
Handb. ©. 3 

Die Heilung der Nichtigfeit tritt (wie Kohler, Handb. ©. 394 
zutreffend ausführt) nicht ein gegenüber einem Patent, das innerhalb 
der fünf Jahre erlojchen ift (etwa wegen Nichtzahlung der Gebühr oder 
Verzichtes). Wenn aljo der vormalige Patentinhaber aus der Zeit des 
Beitehens des Patentes nachträglic einen Anſpruch wegen Verlegung 
desjelben erhebt, jo kann der Beflagte, um diejen Anſpruch zu be- 
jeitigen, jetzt noch troß Ablaufs der Fanfjährigen Friſt die Nichtigfeits- 
erflärung beantragen. 

Ueber die Frage, ob trog Heilung der Nichtigkeit wegen mangelnder 
Neuheit das Batent für nichtig erklärt werden fünne deshalb, weil die- 
7% ——— ſchon früher einmal patentiert war, ſ. N. 4, b, bb zu 
83, o. S. 62. 
aa) irtite II des Gejeges vom 7. April 1891 enthält eine Ueber- 
gangsbeitimmung bezüglich der damals bejtehenden Patente, die nun» 
mehr jede praftiiche Bedeutung verloren hat. (Der Antrag auf Nichtig- 
feitserflärung mar mindejtens big zum Ablauf von drei Jahren nad) 
dem Tage des Inkrafttretens des zit. Gejeges jtatthaft.) 
an — Form und Inhalt der Nichtigkeits und der Zurüdnahmellage 
(Abſ. 

a) Die Klage iſt ſchriftlich an das Patentamt zu richten. 
Ein nur mündlich angebrachter Antrag iſt ohne Rechtswirkung (PA., 
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PM8Bl. J 246). Die Klage ift erhoben, jobald fie beim Patentamte 
eingegangen ift. Sie wird alſo nicht durch Zuftellung an den Gegner 
erhoben. (Ueber die Mitteilung der Klage an den Patentinhaber durch 
das Patentamt j. $ 29 Abi. 1.) 

Mit der Klage ift eine der Zahl der Gegner entiprechende Zahl 
von Abjchriften einzureichen; doc hängt hievon die Wirffamfeit der 
Klageerhebung (vgl. Abi. 3, N. 5 lit. c) nicht ab. 

b) Der Anhalt des Schriftjages, mit dem die Klage erhoben 
wird (f. lit. a), ergibt fich einerjeit3 aus der Natur der Sache, ander- 
feit3 aus der pofitiven Vorſchrift des Gejekes. 

an) Die Klage muß die ag: de3 Klägers erjehen laſſen 
(vgl. N. 3 lit. a u. 4 lit. a). Wird die Klage durch einen Vertreter er- 
hoben, jo muß auch diefer unter Hinweis auf die beizufügende Boll- 
macht (vgl. N. 3 lit. a, bb) bezeichnet jein. 

bb) Die Perion des Beklagten muß nicht benannt fein. Es 
genügt, wenn das Batent, deſſen Nichtigerflärung oder Zurüdnahme 
beantragt wird, bezeichnet und die Klage gegen den Inhaber diejes 
Patents gerichtet wird. Auch eine unrichtige Benennung bed Patent— 
inhabers jcyadet nicht, da das Patentamt von ſich aus die lage dem 
eingetragenen PBatentinhaber zuftellt (PA., PMZBI. 1223). Wenn jid) 
aber die Klage gegen eine andere Perjon, als den eingetragenen In— 
haber, zu richten hat (etwa weil diejer im Konkurſe fich befindet oder 
verjtorben ift oder neben ihm auch jein Rechtsvorgänger verklagt wird, 
ji. N. 3 lit. b, aa) oder wenn der Patentinhaber nicht geihäftsfähig ift, 
jo hat der Kläger den Bellagten oder deſſen geleglichen Vertreter zu 
benennen. 

ce) Die Klage mu einen bejtimmten Antrag enthalten — auf 
Nichtigerflärung oder Zurüdnahme des Patents, jei es des ganzen, 
oder auch, wenn die Erfindung ſich nicht ald ein untrennbares Ganze 
darftellt, eines Teiles des Patents (vgl. PA. u. ROHG. in PBl. 1879 
©. 307, Gareis I 114). 

dd) Der Antrag muß auf einen beftimmten (Nichtigfeit3- oder 
Zurüdnahme-)Hrund geftüßt und es müſſen die Tatjachen an- 
gegeben werden, in welchen der behauptete Grund gefunden wird. 
Letzteres verlangt das Geſetz (in Abſ. 4) ausdrüdlihd. Für die Be- 
gründung der Klage ift diefe Angabe der Tatſachen die Hauptſache; ob 
der Kläger aus den richtig —— Tatſachen die richtigen Schlüſſe 
zieht, insbeſondere die entſprechenden Geſetzesworte gebraucht und den 
paſſenden Paragraphen des Geſetzes anzieht, iſt ohne Belang. Es ge— 
nügt alſo z. B. nicht, wenn in der Klage lediglich der Mangel der Neu— 
heit geltend gemacht ift; e8 muß angegeben werden, worin Diejer 
Mangel gefunden wird, aljo etwa die Drudichrift, in der die Erfindung 
beichrieben war oder der mahgebende Vorgang offenkundiger Benutzung 
bezeichnet werden. Beſteht nad) diefer Angabe der Tatſachen Fein 
Zweifel darüber, was der Klagegrund jein joll, jo jchadet es nichts, 
wenn vielleicht diefer Grund nicht mit den Worten „Mangel der Neu- 
heit” (8 10 Nr. 1) gelennzeichnet, jondern gejagt ift, die fragliche Er- 
findung fei bereit3 Gegenftand eines älteren Patents ($ 10 Nr. 2; vgl. 
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PU. in PMZBI. 1246, VI 52). Ueber die Befugnis des Patentamts 
zur Deranziehung anderer als der von den Parteien vorgebradıten Tat- 
ſachen j. N. 6 lit. b, bb zu $ 30, u. ©. 256. 

ee) Der Kiäger hat auch, ſoweit ihn die Beweislaſt trifft, die Be— 
weismittel zu bezeichnen. (Bezüglich der Beweislaft ſ. N.5 lit. b zu 830.) 

ec) Klagenverbindung. 

aa) Die Anfechtung mehrerer Patente fann in einer und der— 
jelben Nichtigfeit3- oder Zurüdnahmellage geichehen, wenn die Patente 
in techniicher Hinficht in einem gewiſſen Zujammenhange jtehen. Das 
Patentamt fann aber die Verhandlung über die verjchiedenen Patente 
trennen, 

bb) Die Verbindung der Nichtigfeits- mit der Zurüdnahmellage 
iſt nur im der Weiſe zuläjfig, daß letztere für den Fall der Zurüd- 
weilung ber erfteren geftellt wird; denn ein nichtiges Patent bildet 
feinen Gegenftand der Zurücnahme ( (Robolski S. 190). 

7. Gebühr (Abſ. 4. Die — der Klage hängt davon 
ab, daß eine Gebühr von fünfzig Mark gezahlt wird. Erfolgt die 
Zahlung nicht, jo gilt der Antrag als nicht gejtellt. Trotz der Vor— 
jchrift des Geſetzes, daß die Zahlung „mit dem Antrage” zu geichehen 
habe, muß eine alsbaldige Nachzahlung als dem Gejege genügend an- 
gejehen werden. Bon einer Zahlungsaufforderung, die wohl mitunter 
ergehen wird, hängt die Zahlungsſäumnis nicht ab. Dies iſt nament- 
lich mit Rüdjicht auf Abi. 3 wichtig; denn die fünfjährige Friſt ift nur 
gewahrt, wenn die Klage und die Gebühr rechtzeitig eingeht. (Vgl. 
PU. in PNZB. I 223.) 

Die Gebühr ift für jedes angefochtene Patent zu zahlen, wenn 
auch die verjchiedenen Anträge in einer Klage vereinigt werden und jie 
ift ferner, wenn die Nichtigkeits- mit der Zurüdnahmeflage verbunden 
wird, für beide zu entrichten (Robolsti, Komm. N. 1). 

Die Gebühr gehört zu den Koften des Verfahrens (.$g 31). Sie 
wird erjtattet, wenn das Verfahren ohne Anhörung der Beteiligten be- 
endet wird, wenn es aljo zu einer mündlichen Verhandlung nicht 
fonımt, weil die Klage zurüdgenommen oder ihr nach $ 29 jofort ent» 
iprochen wird, 

Auf die Einzahlung der Gebühr findet $ 9 analoge Anwendung 
(vgl. N. 3 zu 824, N. 3 lit. c zu $ 26). 

8. ſtlageänderung. Die Vorſchriften der END. über Klage— 
änderung (88 264, 268 ff.) finden zwar auf Patentſtreitſachen nicht ohne 
weiteres Anwendung. Allein die Gründe, welche in bürgerlichen Rechts— 
jtreitigfeiten die Beſchränkung der Stlageänderung herbeigeführt haben, 
treffen auch hier bis zu einem gewilien Maße zu. Eine Aenderung 
der jchriftlichen Klage im VBerhandlungstermin (j. $ 30) ift daher ohne 
Zuftimmung des Patentinhabers nur inſoweit zuläjlig, als nad dem 
Ermejjen des Patentamts durch die Uenderung die Verteidigung des 
Beklagten nicht wejentlich erichwert wird (EPD. 5 264, vgl. PA. in POL. 
1881 ©. 119, Gareis V 117, RO. in PBl. 1884 ©. 265, 18% ©. 595, 
Gareis V 256, VII 415). Zweifelhaft icheint es zu jein, ob die lage» 
änderung auch ſchon in einem Zeitpunfte, der vor dem Verhandlungs- 
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termine liegt, unftatthaft ift, wenn der Beklagte nicht zuftimmt und 
durch die Aenderung jeine Verteidigung wejentlich erjchwert wird. Der 
Zweifel erwacht deshalb, weil die Erhebung der Klage hier nicht durch 
Zujtellung an den Gegner erfolgt, jondern durch Einreihung beim 
Batentamte und nun die Frage entjteht, ob ſich die Rechtshängigfeit 
der Sache etwa auch hier an die Stlageerhebung knüpft, in welchem 
alle die in $ 264 der EBD. beftimmte Wirkung der Rehtshängigfeit 
in Anjehung der Klageänderung nicht eintreten könnte, da es feinen 
Sinn hätte, die Hlageänderung auszujchliefen, bevor der Gegner von 
der Klage Kenntnis hat, während anderjeit3 der Mitteilung der Klage 
an den Gegner die prozejjuale Bedeutung, welche die Klagezuftellung 
nach der CPO. hat, nicht zufäme. Allein man wird (mit Seligſohn 
N. 4 zu $ 29) auch in Patentftreitfachen die Mitteilung der Klage an 
den Gegner al3 den die NRechtshängigkeit begründenden Akt anjehen 
müfjen. Die Einreihung der Klage beim Patentamte kann dieje Be- 
deutung nicht haben, weil zu diefer Zeit unter Umständen die Perjon 
de3 Bellagten noch ungewiß ift. Da nämlich Beflagter notwendig der 
eingetragene Batentinhaber ift und der Kläger nicht einmal verpflichtet 
ift, diejen zu benennen (ſ. N. 3 lit. b, aa, N. 6 lit. b, bb), ergibt jich jeine 
Perſon erit im Augenblide der Mitteilung der Klage an ihn; denn in 
der Zwiſchenzeit kann ja eine Rechtsnachfolge im Patentrechte ein- 
getreten und dieſe in der Rolle vermerkt worden fein. NRechtshängig 
fann nun eine Streitjache offenbar nicht früher werden, al$ bis die 
Klage gegen eine bejtimmte Perjon erhoben ift; demnad tritt auch in 
Ratentftreitjachen die Rechtshängigkeit erjt mit der Zuftellung der Klage 
an den Gegner ein und damit wohl auch die Wirkung der Rechts— 
hängigkeit bezüglich der Klageänderung. 

Eine Klageänderung liegt nun infolange nicht vor, als der ge- 
jeglihe Grund, auf den die Behauptung der Nichtigkeit oder das Ber- 
langen der Surücdnahme geftügt wird, noch der gleiche iſt, jollten auch 
zur Subftanzierung diejes Grundes andere Tatjachen angeführt werden 
(vgl. RO. in R. u. U. IV 236). Verjchiedene Klagegründe jind 
zweifello8 in jeder der drei Nummern des $ 10, jowie in jeder der zwei 
Nummern des $ 11 aufgeführt. Aber $ 10 Nr. 1 umfaßt jelbjt wiederum 
fünf verjchiedene Klagegründe, nämlich: a) Mangel einer Erfindung, 
b) Mangel der gewerblichen Berwertbarfeit, ce) Vorhandenjein einer Aus— 
nahme aus $ 1 Pr. 1, d) Vorhandenjein einer Ausnahme aus 1 Nr. 2, 
endlich e) Mangel der Neuheit. (Legterer Grund ift ein einheitlicher. 
mag er auf die Tatjache der früheren Veröffentlichung oder auf die der 
Borbenugung geftüßt jein; vgl. RG. in PBl. 1880 ©. 105, 1887 ©. 425, 
Gareis 1 269, VI 232). Es gibt mithin für die Nichtigfeitserflärung 
fieben, für die Zurüdnahme zwei Klagegründe. Demnad) ift eine Klage- 
änderung 3. B. zwar anzunehmen, wenn die Klage behauptet, der 
patentierte Gegenftand jei feine Erfindung und jpäter geltend gemacht 
wird, eine Erfindung liege wohl vor, dieje jei aber nicht gewerblich 
verwertbar oder nicht neu, oder wenn im Gegenjage zur Klage, die ſich 
auf ungenügende Ausführung der Erfindung ftügt, jpäter Lizenzver- 
weigerung behauptet wird. Dagegen fann von einer Klageänderung 
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dann nicht die Nede fein, wenn die mangelnde Neuheit zuerit damit 
begründet wird, daß die Erfindung in einer bejtimmten Drudichrift be- 
ichrieben jei und jpäter damit, daß die Erfindung bereits im Etablijie- 
ment des X offenkundig benüßt worden jei. 

Die Erweiterung des Klagantrages ift aud) hier, wie nad) 
der ERD. 8 268 Nr. 2, als Hlageänderung nicht anzujehen (PA. in PBl. 
1880 ©. 122, 1881 ©. 15, Gareis II 226, 151). 

®. Die Zurüdnahme der Klage ift, ohne daß es der Zu— 
ftimmung des Beklagten bedarf, in jeder Lage des Verfahrens zuläflig. 
Der Kläger hat aber die Koften zu tragen (Seligjohn N. 3). Die 
Zurüdnahme fteht der Erhebung einer neuen Klage nicht im Wege 
(RG. in PMZUL. I 126). 

10. Sicherbeitäleiftung (Abi. 5. Dieje den 88 110 Abi. 1, 112 
Abi. 1, 113 CRD. nachgebildete Vorſchrift ift erjt durch die Novelle bei- 
gefügt worden.) 

a) Berpflichtet zur Sicherheitsleiftung ift der Antragiteller 
(Kläger), wenn er im Auslande wohnt, gleichviel ob er Inländer 
oder Ausländer ift. Die Verpflihtung ſetzt voraus, daß der 
Gegner, aljo der Bellagte, die Sicherheit verlangt." Diejes Ver- 
langen fann während des ganzen Verfahrens vor dem Patentamte, 
. mehr jedoch in der Berufungsinftanz gejtellt werden (RG. in PMZBL 
IL 111). 


Befreit von der Sicherheitsleiftung find nad Art. 11 des 
Abkommens zur Regelung von Fragen des internationalen Privatredts 
vom 14. November 1896 (jog. Haager Stonvention) die Angehörigen der 
Vertragsitaaten, das find außer Deutichland: Belgien, Spanien, Frank— 
reich, Italien, Quremburg, die Niederlande, Portugal, die Schweiz, 
Schweden und Norwegen, Dejterreih-Ungarn, Dänemark, Rumänien, 
Rußland. Das Patentamt ijt nämlich im Sinne diejes Art. 11 Gericht 
— „tribunal“. (So Seligjohn N. 16, Robolzfi, Komm. N. 2; PA. 
in PMZBI. VII 296.) Dagegen find die Mitglieder der Pariſer Union 
als ſolche von der PVerpflihtung zur Sicherheitsleiftung nicht befreit 
(j. die N. zu Nr. 3 des Schlußprotofoll3 zur Pariſer Uebereinkunft). 

b) Die Höhe der Sicherheit wird von dem Patentamt 
nach freiem Ermejien fejtgejegt. Das Patentamt wird dabei in 
entjprechender Anwendung des $ 112 Abi. 2 der CPO. denjenigen Be- 
trag der Koſten des Verfahrens zu Grunde legen, welchen der Beflagte 
wahrjcheinlich aufzumenden haben wird (vgl. Pat. Geſ. $ 31). 

ec) Die Sicherheit ift binnen einer vom Patentamte zu be- 
jtimmenden Friſt zu leilten, deren Nichteinhaltung zur Folge hat, daß 
der Untrag als zurüdgenommen gilt. Diejer fann dann zwar neuer- 
lich gejtellt werden; unter Umſtänden fann aber der neue Antrag im 
Hinblide auf Abi. 3 verjpätet fein. 


8 29. 
Nachdem die Einleitung des Verfahrens verfügt ift, for: 
dert da8 Patentamt den Patentinhaber unter Mittheilung des 
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Antrags auf, ſich über denjelben innerhalb eines Monats zu 
erklären. 

Erklärt der Patentinhaber binnen der Friſt fich nicht, fo 
fann ohne Ladung und Anhörung der Betheiligten jofort nach 
dem Antrage entjchieden und bei diefer Entjcheidung jede von 
dem Antragjteller behauptete Tatjache für erwiejen angenommen 
werden. 


Anerfenntnis 3b. ' Verfügung der Berfahrenseinleitung 6. 
Aufforderung zur Erflärung 2. ' Berfäumnisverfahren 5. 


Ausjehung des Verfahrens 6. ' Wibderflage 4. 
Mitteilung des Antrags 2. ‚ Wiberfprud) 3a. 
Unterbredung bes Verfahrens 6. | 

1. Der $ 29 betrifft das Verfahren unmittelbar nad) Er- 
hbebung der Klage. Im übrigen beftimmt über das Verfahren vor 
dem PBatentamte $ 30. Bezüglich der Enticheidung über die Koften 
j.8 31, bezüglicy der Berufung gegen die Enticheidung des PA. $ 33. 

2. Der nächſte Schritt des Patentamts nad) Eingang der 
Klage und der Gebühr (j. $ 28) ift die Verfügung der Einleitung des 
Verfahrens, Dieje ergeht in der Regel auch dann, wenn die Klage 
unzuläjlig ift oder der Angabe von Tatſachen entbehrt (vgl. über die 
BZuläjiigfeit der Klage $ 28 N. 3 lit. a, aa, « ©. 240, N. 5, über Die 
Angabe von Tatjahen N. 6 lit. b, dd ©. 245). Doc kann das Ratent- 
amt die Einleitung des Verfahrens wegen Unzuläjfigfeit der Klage oder 
wegen Mangels tatiächliher Begründung ablehnen (Robolsfi, Komm. 
©. 86, Seligfohn N. 2; a. M. Kloftermann, Bat.Gej. ©. 241). Die 
Ablehnung kann gemäß $ 16 mit Beichwerde angefochten werden. Da- 
egen ift die Berfügung der Einleitung nicht anfechtbar (vgl. gs 16 N. 1). 
Kr die Gebühr nicht gezahlt, jo gilt die Klage als nicht geftellt ($ 28 
Abi. 4); es bedarf aljo gar feiner Ablehnung der Verfahrenseinleitung, 
nur der Feſtſtellung der Verſäumnis und der Eröffnung des Eintritts 
der Rechtsfolge an den Kläger. 

3. Nach Verfügung der Einleitung des Verfahrens (N. 1) er- 
folgt seitens des Patentamts die Mitteilung des Antrags an den 
PBatentinhaber und die Aufforderung, jich über den Antrag 
innerhalb eines Monats zu erklären. 

a) Die Mitteilung und die Aufforderung ergehen an den oder 
an die gegenwärtig in der Rolle eingetragenen Batent- 
inhaber (j.R. 3 lit.b zu $ 28). Veräußert der eingetragene Patent- 
inhaber während des Verfahrens das Patent, jo bleibt gleichwohl er 
Prozeßpartei, der Rechtsnachfolger kann zwar Nebenintervention erheben 
(vgl. 5 28 N. 3 lit. b, ce ©. 241), nicht aber ohne Zuftimmung des Klägers 
den Prozeß ald Hauptpartei an Stelle des Rechtsvorgängers übernehmen 
(vgl. CPO. 8 265 und über die Anwendbarkeit diefer Beitimmung — 
früher $ 236 — PN. i. PB. 1882 ©. 91, Gareis IV 159). 

b) Die einmonatliche Frift beginnt mit der Zuftellung der 
Aufforderung; der Tag der Zuitellung wird nicht mitgerechnet (BGB. 
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$ 187 Abſ. 1, 188 Abſ. 2). Obwohl die Frift eine gejegliche ift, muß 
jie doch in der Aufforderung ausdrüdlich angegeben werden. 

e) Die Frift wird dur die Erflärung über den Antrag 
gewahrt, ohne daß es der Berfügung von Gründen bedarf. Die Be- 
gründung kann innerhalb einer weiteren beim Batentamte nachzu- 
juchenden Friſt nachgeholt werden (Robolsfia.a.dD.). 

4. Die rechtzeitige Erflärung kann jein 

a) ein Widerſpruch; dann ift unbedingt nach $ 30 weiter zu 
verfahren. Da hienady die Widerjpruchserflärung dem Kläger mitzu- 
teilen ift, joll der beflagte Batentinhaber eine Abjchrift derjelben bei- 
fügen. Erhebt der Batentinhaber den Widerſpruch nur bezüglich eines 
jelbftändigen Teils der Klage, jo muß jedenfalls injoweit das Berfahren 
nach $ 30 durchgeführt werden, während bezüglich des anderen Teils 
das Verjäunmisverfahren nach $ 29 Abſ. 2 zuläffig tft (PA. ı. PBl. 1881 
S. 195, Gareis III 115). 

b) ein Anerfenntnis; dann fann das Patentamt, wenn e3 
weitere Erhebungen nicht für erforderlich, den Antrag des Klägers aber 
für begründet erachtet, dieſem jofort ftattgeben; eine mündliche Ber- 
handlung ift in dieſem Falle nicht erforderlih. Das Patentamt kann 
aber auch, wenn nach feinem Ermeſſen dazu ein Anlaß befteht, Beweis— 
verhandlungen pflegen und eine mündliche Verhandlung mit den Par— 
teien anordnen. Eine Sahprüfung ift unter allen Umftänden geboten; 
das Unerfenntnis überhebt das Amt diefer Verpflichtung nicht. (lleber- 
einjtinnmend NRobolsftia.a.D., Seligiohn N. 13. Die von Kohler, 
Pat R. ©. 378 vertretene Anficht, das Anerfenntnis binde das Patent- 
amt, hat im Handb. feinen Ausdrud mehr gefunden.) 

5. Der Batentinhaber fann mit jeiner Erklärung eine Wider: 
lage verbinden, im welcher er die Nichtigerflärung oder die Zurüd- 
nahme eines dem Kläger erteilten Batents beantragt, vorausgejegt, daß 
beide Patente in einem gewiſſen (techniichen) Zuſammenhange jteben 
(PA. i. PBl. 1879 ©. 287 u. 649, Gareis I ©. 29, 287; Seligiohn 
N. 7). 

6. Wenn der Batentinhaber binnen der Yrift ſich nicht er- 
Härt, jo fann jofort nah dem Antrage entjichieden werden 
(Verjäumnisverfahren nad) Abi. 2). 

a) Das Verfäumnis des Patentinhabers ſetzt voraus, dat 
ihm die Klage richtig zugeftellt ift und daß er innerhalb der Friſt gar 
feine auf den Klagantrag bezüglihe Erflärung abgegeben hat (vgl. 
N.3 lit. c). Das Verſäumnis kann ſich auf einen Teil der Klage be- 
ichränfen (1. N. 4 lit. a). Sind mehrere Batentinhaber vorhanden, To 
ihügt die Erflärung des einen von ihnen auch die anderen gegen Die 
Verſäumnis; denn über die Nechtsbeftändigkeit oder den Fortbeſtand 
des Patents kann nur einheitlich entichieden werden (vgl. CPO. $ 62). 

b) Das Verfahren nad Abi. 2 ift nur zuläjiig, nicht ge» 
boten. Das Patentamt kann troß des Verfäumnifjes in die Sach— 
prüfung eintreten und wird Dies insbeiondere dann tun, wenn nach 
Ablauf der Frift noch ein Widerſpruch einläuft, der fich nicht jofort 
als unbegründet darjtellt (vgl. PA. i. PBl. 1880 ©. 101, 189, Gareis 
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I 94, II 213) oder wenn neben dem Intereſſe des Batentinhabers 
öffentlichrechtliche Intereſſen in Betracht fommen (vgl. Komm.Ber. 3. 
Pat. Geſ. v. 1877 ©. 37). 

Bezüglich der Zuläfligfeit des Verſäumnisverfahrens bei der 
wi auf Zurüdnahme auf Grund $ 11 Nr.2 ſ. $30 Abi. 3 und 

7 hiezu. 

e) Die fofortige Entjiheidung nah Antrag ergeht ohne 
Ladung und Anhörung der Beteiligten, aljo ohne mündliche 
Verhandlung. Dabei fann jede von dem Antragfteller behaup- 
tete Tatjache für erwiejen angenommen werden. Natürlich 
it dem Antrage nur dann ftattzugeben, wenn er durd das tatjächliche 
Vorbringen des Klägers gerechtfertigt wird (vgl. END. $ 331). 

d) Gelangt das Patentamt zu der Anſchauung, der Klageantrag 
fei ganz oder teilweije zurückzuweiſen, jo muß eine mündliche Ber- 
handlung jtattfinden. 

7. Unterbregung, Ausjeßung des Verfahren! In Anjehung 
der Gründe einer jolchen finden die Beitimmungen der CPO. (88 239 
bis 250) entiprechend Anwendung. Der weitere Betrieb fann aber 
in Anbetracht des öffentlichen Intereſſes an der Durchführung des 
Verfahrens nicht völlig in der Hand der Parteien liegen. Man muß 
daher das Patentamt für befugt erachten, den Beteiligten, insbeſondere 
den Nechtsnachfolgern der Parteien, dem Konfursverwalter im Falle 
des Konfurjes über das Vermögen des Patentinhabers ꝛc. eine Frift 
zu jegen, innerhalb welcher die Erklärung abzugeben it, ob in das 
—— eingetreten werden will, widrigenfalls die Klage bezw. der 
Viderſprug als zurückgenommen gelten joll (Robolsti i. PBl. 1889 

&.52). Der Konkurs des Klägers bewirkt den Eintritt einer Unter- 
brechung des Verfahrens jedenfall dann nicht, wenn es fih um Die 
Zurüdnahmeflage oder um die Nichtigfeitsflage auf Grund 8 10 Nr. 1 
u.2 handelt; denn dieje lagen kann jedermann erheben, die Klage— 
rechte gehören aljo nicht zum Vermögen und werden deshalb durd) 
den Konkurs nicht berührt. (PA. in PB. 1889 ©. 39, Gareis VI 294; 
RG, in PBl. 1894 ©. 12, Gareis X 281.) Ob aucd das Klagerecht aus 
8 10 NE. 3 zu denjenigen Rechten gerechnet werden müffe, welche nicht 
in die Konkursmaſſe fallen, it zweifelhaft. Es ift zu beachten, daß 
auch das Erfinderrecdht, zu dejjen Schub die Nichtigkeitsflage auf Grund 
$ 10 Nr. 3 gewährt iſt, vor der Anmeldung zur Patentierung fein 
Vermögensreht und daher der Zwangsvollſtreckung nicht unterworfen 
iſt (ſ, 36 N. 7). Unter diefen Umftänden gehört offenbar aud das 
Klagereht nah 8 10 Nr. 3 vor der Anmeldung nicht zur Konkursmaſſe. 
Hat aber die Anmeldung noch vor der Konkurseröffnung ftattgefunden, 
jo ift damit das Recht des Erfinders ein VBermögensobjeft geworden, 
das vom Konkfursverfahren umfaßt wird. Someit num die Nichtigfeits- 
Hage gem. $ 10 Nr. 3 dazu bejtimmt ift, der Patentierung der ange- 
meldeten Erfindung durch Befeitigung des älteren Patents den Weg zu 
bahnen (nal. über die Frage, ob dies möglich ift, N. 4b, bb zu 83, 0. ©. 62), 
muß wohl angenommen werden, dab auch dieſes Klagerecht Beftandteil 
der Konkursmaſſe wird, jo daß die Konkurseröffnung über das Ver— 
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mögen des Klägers in diefem Falle ebenjo wie die über das Vermögen 
bes Batentinhabers eine Unterbrehung des Verfahrens bewirft. 

Entjprechend anzumenden ift auch $ 148 CPO., wonach das Ge- 
richt, wenn die Enticheidung des Rechtäjtreites ganz oder zum Teil 
von dem Bejtehen oder Nichtbeftehen eines Rechtsverhältniſſes abhängt, 
welches den Gegenftand eines anderen anhängigen Rechtsftreits bildet 
oder von einer Verwaltungsbehörde feftzuftellen ift, anordnen kann, 
daß die Berhandlung bis zur Erledigung des anderen NRecdjitsftreits 
oder bis zur Entiheidung der Vermwaltungsbehörde auszufegen ſei. 
Dies kann insbejondere dann gejchehen, wenn eine Nichtigkeitsflage ſich 
rechtlich auf diejelben Gründe —* die in einer anderen in der Be— 
rufungsinſtanz beim Reichsgericht anhängigen Klage geltend gemacht 
werden. Doch kommt es auf den einzelnen Fall an. (Bol. PA. i. 
PMZBL. VI 18; in dem hier entichiedenen Falle war Beweismaterial 
beigebracht, das in den älteren Sachen nicht berüdjichtigt war und es 
wurde deshalb die Ausfeßung nicht für gerechtfertigt befunden.) 


s 30. 

MWiderfpricht der Patentinhaber rechtzeitig, oder wird im 
Falle des 8 29 Abjat 2 nicht jofort nach dem Antrage entichieden, 
jo trifft da3 Patentamt, und zwar im erfteren Falle unter Mit» 
theilung des Widerſpruchs an den Antragjteller, die zur Auf— 
Härung der Sache erforderlichen Verfügungen. E3 kann die 
Vernehmung von Zeugen und Sachverjtändigen anordnen. Auf 
diejelben finden die VBorjchriften der Civilprozeßordnung ent- 
Iprechende Anwendung. Die Bemweisverhandlungen find unter 
Zuziehung eines beeidigten Protofollführers aufzunehmen. 

Die Entjcheidung erfolgt nach Ladung und Anhörung der 
Betheiligten. 

Wird die Zurüdnahme des Patents auf Grund des $ 11 
Nr. 2 beantragt, jo muß der diefem Antrage entfprechenden Ent- 
iheidung eine Androhung der Zurüdnahme unter Angabe von 
Gründen und unter Feitfegung einer angemefjenen Frift voraus- 
gehen. 


Androhung der Zurüdnahme 7. Nechtöfraft der Entiheibung des PU. Sc. 
Unfehtung ber patentamtlihen Entſchei— Verfügungen zur WUufllärung 5a. 
dung 64. ‚ Berfäumnisurteil 4. 
erg 5a; »erbebung 5; »laft 5b; | Vorbereitung ber mündlichen Verhandlung 
»mittel dc. 8. 
Entiheidung bes PU. 6. ' Widerflage 4. 
Gegenjtand der Entiheidung des PU. 6b. , Zurüdnahmeandrohung 7. 
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1. Das Berfahren nad $ 30, bei welchem der Schwerpunft 
auf der mündlichen Verhandlung (Abi. 2) liegt, ſetzt voraus, 

a) entweder, daß rechtzeitig Widerjprud) erhoben ijt 
(1. N. 3, insbeſ. lit. bu. cund N. 4 lit. a zu $ 29). 

b) oder, daß zwar die Erklärung des Widerjpruchs fehlt, gleich— 
wohl aber das Batentamt es nicht für angemejjen eradtet, gem. 
$ 29 Ubj. 2 jofort nah dem Antrage zu entjidheiden. 

Bezüglich des Falles des Anerkenntnifjes j. N. 4 lit. b zu 

2. Allgemeine Grundjäte des Verfahrens. Während die Bor- 
ihriften der CPO. hinsichtlich ber Beweiserhebung ausdrüdlicd für 
anwendbar erflärt jind (ſ. N.5 lit. a), ift im übrigen die Frage, in- 
wieweit Dieje Borfiheiften Anwendung finden, vom —— offen ge— 
laſſen. S. hierüber Vorbemerkung 3 zum dritten Abſchnitt (o. S. 197). 

Ueber die Zuläſſigkeit einer Nebenintervention ſ. 528 N. 3 
lit. a, cc, ©. 241, lit. b, cc, ©. 242; über Klageänderung vor und in 
der nn. Verhandlung z 28 N. 8, über Zürüdnahme der Klage 
SZENM. X über Unterbredhung und Ausjegung des Verfahrens 


SEIN 

Borbereitung der mündlihen Berhandlung. Die Wider- 
en ift dem Kläger mitzuteilen. Daran fann ji, auf 
Anordnung des Vatentamts oder ohne jolche, ein weiterer Schriftwechiel 
der Barteien anjchließen. 

4. Mündlide Verhandlung. Dieje iſt nicht Öffentlich; der 
Grund hiefür ift der, dab unter Umftänden in der Verhandlung 
Fabrifationsverhältniffe zur Erörterung gelangen müjjen, deren Ver— 
breitung den Beteiligten nicht erwünjcht wäre. (Motive z. Entw. d. 
Pat. Geſ. v. 1877 ©. 34.) 

Bleibt eine der Parteien auf Ladung aus, jo ergeht gleichwohl 
fein Berjäumnisurteil. Der in $ 28 Abj. 2 gedachte Berjäumnis- 
fall ift der einzige im Nichtigkeits- oder Zurüdnahmeverfahren. Das 
Patentamt hat aljo auch beim Ausbleiben einer Partei nad Lage der 
Sache und demgemäß unter Umftänden aucd gegen die erichienene 
Bartei zu erkennen (PA. i. PB. 1881 S. 227, Gareıs III 256). 

Zur Verhandlung miüfjen die Beteiligten (aljo jedenfalls der 
Kläger und der Beflagte) geladen und fie müfjen mit ihrem Vorbringen 
gehört werden. 

In der Verhandlung kann auch eine Widerflage erhoben 
werden (vgl. $S2IN. 4 und die Eitate dajelbit; CPO. 8 280 und Bor- 
bemerfung 3 lit. a zum dritten Abjchnitt, vo. ©. 197; a. M. Robolski 
in BB. 1889 ©. 42, der annimmt, die Widerklage fönne nur durch 
Schriftſatz erhoben werden). 

5. Beweiserhebung. 

a) Allgemeines. Das Gejep ermächtigt und verpflichtet das 
Patentamt, die zur Aufllärung der Sache erforderlichen Ber- 
fügungen zu treffen. Wusdrüdlic erwähnt e3 die Bernehmung 
von Zeugen und Sadverftändigen und bejtimmt dabei, daß auf 
diefelbe die Vorſchriften der CPO. entiprehende Anwendung 
finden. Es unterliegt aber feinem Zweifel, daß auch jonft alle zur 
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Erforijhung der materiellen Wahrheit dienlihen Beweismittel Berwen- 
dung finden können, jo namentlich Augenjchein und Urkunden. Auch 
bezüglich diejer find die Beftimmungen der CPO. entiprechend anmwend- 
bar (ſ. N. 2, aber auch unten lit. c). Zu den entiprechend anmwendbaren 
Borichriften der CPO. gehören audy die allgemeinen Beftimmungen 
über die Beweisaufnahme (88 355 bis 370). Wenn daher die Beweis- 
aufnahme ein bejonderes Verfahren erfordert, jo iſt diejes durch Be— 
weisbejhluß anzuordnen und zugleich zu bejtimmen, ob die Beweis- 
aufnahme von der Nichtigkeitsabteilung fjelbft oder einem ihrer Mit- 
glieder oder von einem zu erjuchenden Richter (j. $ 32) zu pflegen ift. 
Die Beweishandlungen find unter Zuziehung eines beeidigten 
PBrotofollführers aufzunehmen. 

b) Beweislaft. 

aa) Im Nichtigleitsverfahren trifft die Bemeislaft in 
allen Fällen den Nichtigfeitsfläger, d. h. die Tatſachen, welche einen 
Nichtigkeitsgrund bilden jollen, müſſen, wenn die Nichtigkeitserklärung 
erfolgen joll, bewiejen werden; denn das einmal erteilte Patent hat 
die Sermutung des rechtlichen Beitandes für ſich (Kohler, Handb. 
©. 352; RG. in PMZBL. V 192). Dies gilt auch bezüglich der Aus- 
führbarfeit der Erfindung (Schanze, R. u. U. III 163; a. M. RG., 
PB. 1886 ©. 77; Gareis V 40). Da aber das PU. im Hinblid auf 
das im Nichtigkeitöverfahren (wie im Zurücdnahmeverfahren) beteiligte 
öffentliche Intereſſe verpflichtet ift, jelbjttätig zur Erforichung der 
materiellen Wahrheit mitzumwirfen, ift die Beweislaft feine formelle in 
dem Sinne, daß die Partei unterliegt, wenn fie nicht jelbjt die Beweis- 
mittel für die zu bemweifenden Tatſachen beibringt, jondern nur eine 
materielle, d. h. den Kläger trifft die Beweislaft injofern, als er den 
Nachteil erleidet, der daraus entjteht, daß die zu bemweilende Tatſache 
nicht bewiejen wird. So 3.8. mu die Nichtigkeitöflage wegen man- 
gelnder Neuheit nicht jchon deshalb abgemwiejen werden, weil der Kläger 
die Drudicrift, in welcher die Erfindung ſchon vor der Anmeldung 
beichrieben war, nicht beibringt, wenn fie nur überhaupt vom Batent- 
amte benußt werden kann, ſei es, daß Ddiejes von der Drudjchrift eine 
eigene Kenntnis hat, jei es, daß es fich die etwa von einem Zeugen 
bezeichnete Druckſchrift jelbjt verichafft. (Vgl. RE. i. PB. 1880 ©. 105, 
Gareis 1269, PA. i. PBl. 1881 ©. 143, Gareis II 179.) Bleibt aber 
das Vorliegen eines Nichtigkeitsgrundes wie 3. B. der Mangel gewerb- 
licher Berwertbarfeit auch nur zweifelhaft, jo muß die Klage abgemiejen 
werden, 

bb) Im Zurüdnahmeverfahren. 

Da die Nichtausführung der Erfindung ($ 11 Nr. 1) diejenige 
Tatjache ift, welche den Antrag auf Zurüdnahme des Patents begrün- 
det, trifft die Beweislaft für dieje Tatjache — in dem zu aa angenom- 
menen Sinne — den Kläger. (Ebenjo Stephan- Schmid ©. 64; 
Bettelheim ©. 296; a. M. PA. PBl. 1887 ©. 169, Gareis VI 269, 
Seligiohn N. 10 zu 8 28.) Freilich gilt auch * Verfahren bor dem 
PA. das Prinzip der freien Beweiswürdigung und die Behörde wird 
daher die Nihtausführung mit Necht für bewieſen halten, wenn der 
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Patentinhaber feinerfei Anhaltspunkte für die Annahme einer ftatt- 
gefundenen Ausführung geben fann; wenn er aber jolche gibt, fo genügt 
dies und ed muß der ig beweijen, daß die Erfindung auf die be- 
hauptete Weije nicht zur Ausführung gelangt jei oder aber, daß Die 
Ausführung nicht den angemejjenen Umfang erreicht Habe. Im Zweifel 
muß zu Gunften des Batentinhabers entichieden werden. Gibt der 
Batentinhaber zu, daß er die Erfindung nicht in angemejjenem Um— 
fange ausgeführt Habe, behauptet er aber, daß er ernſtliche An— 
ftrengungen zur Ausführung gemacht habe und daß dieje an Umjtänden 
geicheitert jei, die außerhalb jeines Willens lagen (ſ. N. 7 lit. e zu $ 11, 
o. S. 161), jo hat er die Tatjache der angewandten Bemühungen und 
die Umftände, welche hindernd in den Weg traten, zu beweijen; denn 
troß der jcheinbar entgegenftehenden Faſſung des Gejeges bildet immer 
die Nihtausführung allein den Klagegrund und erjcheint es nur als 
Einwand von Tatjachen, welche diejen Klagegrund zu zeritören geeignet 
jind, wenn der Patentinhaber geltend macht, er habe das Erforderliche 
zur Sicherung der Ausführung getan. (Bol. RG. Bolze XII Nr. 108; 
PA. u. RG., PBl. 1889 ©. 255, Gareis VII 228; RG. PM8Bl. IV 19 
und V 290). Der Kläger ift hier (anders im alle der Nr. 2) aud) 
nicht verpflichtet, eine Schädigung des öffentlichen Intereſſes darzutun; 
vielmehr ift es Sache des Bekfagten, die im Falle der Eriftenz des 
unter Nr. 1 gekennzeichneten Tatbeſtandes bejtehende Vermutung für 
die Beeinträchtigung der deutichen volkswirtſchaftlichen Intereſſen zu 
widerlegen (RGE. Bd. 9 ©. 131). 

Was die Zurüdnahme auf Grund des $ 11 Nr. 2 betrifft, jo ruht 
die Bemweislaft in Anjehung der in N. 8 zu$ 11 (0. ©. 164) unter lit. a—c 
erörterten Borausjegungen auf dem Kläger. Dem Bellagten jteht 
offen, Umftände zu bemweijen, die zu jeinen Gunjten jprechen, ins— 
bejondere jein Verhalten als ein nicht jchuldhaftes ericheinen laſſen 
(vgl. N. 2 zu 811). So z.B. kann aud Hier der Nachweis, daß Die 
inländifche Induſtrie nicht genug entwidelt ift, um den Gegenjtand der 
Erfindung entſprechend zu produzieren, die Zurüdweijung der Zurüd- 
nahmellage begründen. 
e) Einzelne Beweismittel. Ä 

aa) Zeuge fann, wie jonft, nur eine von den Warteien ver- 
ihiedene Perſon Bein. Wird ein Dritter von demjenigen, der in Wahrheit 
die Klage betreibt, al3 Kläger nur vorgejchoben, jo fann der Hinter 
ihm jtehende wahre Kläger ald Zeuge nicht vernommen werden (RG. 
i. PNZBI. I 285). 

hb) Sadyverftändige können auch im Berfahren vor dem 
Patentamt aus denjelben Gründen, wie ein Richter, abgelehnt werden. 
E3 darf aber die Ablehnung wegen Bejorgnis der Befangenheit nicht 
ihon darauf geftüßt werden, daß der Sachverſtändige jich früher in 
einer lediglich der Wiſſenſchaft dienenden Schrift nach einer beftimmten 
Richtung geäußert hat (Hamm.Ger. Berlin in PMZBIL. V 82). 

ee) Bon den Beitimmurgen über Urkundenbeweis jind die— 
jenigen, welche das richterliche Ermeſſen durch Beweisregeln einengen, 
wie die VBorichriften Hinfichtlidy der Beweiskraft der Urkunden, für das 
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Patentamt nicht bindend; denn vermöge der bei dem Nichtigfeits- und 
Zurüdnahmeverfahren im Spiele befindlichen öffentlichen Intereſſen 
muß diejes Verfahren von dem Grundjaße der materiellen Wahrheits- 
erforjchung beherricht jein und dieſem entipricht nur völlige Freiheit des 
richterlichen Ermefjens (vgl. Seligjohn N. 8, Kohler, Handb. ©. 830). 

dd) Aus den vorjtehenden Gründen iſt der Parteieid (zu— 
geichobener wie richterlicher Eid) im Verfahren vor dem Patentamte 
nicht zuläjjig (PA. i. PBl. 1879 ©. 241, 1887 ©. 169, Gareis I 329, 
VI 269; RG. i. PB. 1883 ©. 465, Gareis IV 89, 99; GSeligjohn 
N. 11 zu 828, Kohler, Handb. ©. 829, Robolsfi, Komm. ©. 84; 
a. M. Kloftermann, Pat.Geſ. S. 246). 

6. Entſcheidung des PRatentamtes. 

a) Der Entjcheidung dürfen nur ſolche Umftände zu Grunde 
gelegt werden, welche in der mündlichen Verhandlung zur 
Sprade gebradt wurden. Will alſo das Patentamt jeine Ent- 
iheidung auf Umjtände gründen, welche die Parteien nicht von ſich 
aus berührt haben, jo muß es dieje zuvor veranlafjen, ſich darüber zu 
äußern. Iſt dies nicht geichehen, jo kann übrigens der Fehler in der 
Berufungsinftany noch gut gemacht werden (RG. i. PBl. 1884 ©. 293, 
— V 137, Bolze IV Nr. 1504; RG. i. PMZB. V 28 und R. u. U. 
IV 236). 

b) Gegenjtand der Entjheidung ift der in der Klage in 
Bezug auf ein bejtimmtes Patent geltend gemachte Nichtigfeitägrund 
in der Tragweite, die fi) nach dem Ergebnijje der mündlichen Ber- 
handlung Herausftellt und nad; Maßgabe der in diejer Verhandlung 
zu Tage getretenen Tatjahen. Diefer Spielraum muß dem Batent- 
amte in Anbetracht des von jedem Patentrechtsverhältnifje berührten 
Öffentlichen AJnterefjes zugeftanden werden. Daraus ergibt ſich: 

aa) Das Patentamt darf das Patent aus feinem anderen als 
dem in der Klage geltend gemachten Grunde für nichtig erklären oder 
zurüdnehmen. (Eine a. M. jcheint das PA. in der Entſch. i. PBl. 
1879 ©. 287, Gareis 1 293, zu vertreten; denn die Nichtigfeitserflärung 
erfolgte wegen mangelnder Neuheit, während in der Klage Kollifion 
mit einem älteren Patente behauptet war. Es erflärt ſich aber dieje 
Enticheidung daraus, daß nach dem Geſetz von 1877 die Patentkolliſion 
feinen eigenen Nichtigfeitsgrund bildete, vgl. 8 ION. 6 lit. b, ©. 149). 
Bezüglich der verjchiedenen Klagegründe ſ. N. 8 zu z 28. 

bb) In Bezug auf die zur Rechtfertigung des Klagegrundes 
dienenden Tatſachen ift das Patentamt an das Vorbringen der Par- 
teien nicht gebunden; es fann auch andere als die von den Parteien 
geltend gemachten Tatjachen heranziehen und auf Ddieje jeine Ent. 
Iheidung ftügen, 3. B. wegen einer anderen Veröffentlichung den Mangel 
der Neuheit annehmen (PA. i. PBl. 1881 ©. 143, Gareis 11179; RE. i. 
PBl. 1880 ©. 105; RG., PBl. 1884 ©. 293, Gareis V 137; RG. PBI. 
1887 ©. 425; RG., jur. Wochenſchr. 1898 ©. 646; RG., PMZBL. VIN 
204). Nur muß es vorher den Parteien Gelegenheit zur Aeußerung 
ER lit. a; vgl. auch RG. bei Bolze [IV N. 1504, RG., PBl. 1884 
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ce) Das Patentamt ift ferner innerhalb des Rahmens des Klage- 

Bun auch an die Anträge der Parteien nicht gebunden, 

ann vielmehr über dieje hinausgehen, z. B. das ganze Patent für 
nichtig erklären, während nur die Nichtigfeit3erflärung in Anſehung 
eines Teils beantragt ift (PA. i. PMZB. IV 101; a. IR. RG., Bolze 
XIX Nr. 140, Seligjohn N. 4 zum 3. Abjchnitt, S. 226). 

dd) Die Nichtigkeitserflärung wird dadurch, daß der Grund, 
auf welchen fie ſich jtügt, jchon im Erteilungsverfahren gewürdigt wurde, 
feineswegs ausgeſchloſſen (RG. i. PBl. 1884 ©. 293, Gareis V 137). 

e) Rechtskraft der Entiheidung. 

Dieſe reicht ebenjomweit, wie der Gegenftand der Entiheidung, 
wirft aber nach befannten Grundjägen nur zwijchen denjelben Barteieıt. 
Im einzelnen ift zu bemerken: 

aa) Die Entiheidung wird rechtskräftig durch Ablauf der 
Berufungsfriit ohne —— der Berufung, durch Verzicht auf dieſe, 
durch Zurücknahme der eingelegten Berufung, ſowie dadurch, daß das 
Reichsgericht über die eingelegte Berufung entſcheidet (ſ. $ 33). 

hh) Iſt die Klage rechtskräftig ab ewieſen, ſo kann 
leichwohl dieſelbe Perſon in derſelben — eine neue Klage 
Ellen. wenn jie dieje auf einen anderen Grund ftüßt. 
Ueber die verjchiedenen Klagegründe |. N. 8 zu 828. Wer alio 5. B. 
mit dem Antrage, ein Patent für nichtig zu erklären, weil feine Er- 
findung vorliege, abgewiejen ift, kann neuerdings Die Nichtigerflärung 
beantragen mit der Behauptung, die Erfindung ſei nicht neu oder fie 
jei bereits Gegenjtand eines älteren Patents. Wird dagegen der Stlage: 
grund nicht verändert, jo fteht die rechtsträftige Entſcheidung aud einer 
mit neuen Tatjachen geftügten Klage entgegen; es kann aljo 3. B., wenn 
der mit mangelnder Neuheit wegen Vorbenugung begründete Antrag 
auf Nichtigfeitserflärung rechtäfräftig zurückgewieſen tft, neuerlich feine 
Klage erhoben werden, die ji auf mangelnde Neuheit wegen vor der 
Anmeldung erfolgter Beſchreibung in einer Druchkſchrift ftügt u. ſ. f. 
(RG. i. PBL. 1880 . 105, 1887 ©. 425, 1889 ©. 313, Gareis 1 269, VI 
232; ar a. ©. 388). 

Es fann jein, daß ein neues Klagfundament dadurch geichaffen 
wird, da die zur Zeit der Abweijung der Klagen vermißten Tatjachen 
nachher wirklich eingetreten find. Dies kann im Berfahren vor dem 
Ratentamte zwar niemals bezüglich der Nichtigfeitäflage, wohl aber 
hinfichtlih der Zurüdnahmellage vorfommen. Eine joldhe Klage nad) 
8 11 Nr. 1 kann troß vorliegender res judicata darauf gejtügt werden, 
dat nach erfolgter Klagabweiſung der Patentinhaber von neuem die 
Ausführungspflicht vernachläffigt habe (PU. i. PB. 1887 ©. 169, Gareis 
V1 269). Dasjelbe muß in Anjehung des in $ 11 Nr. 2 vorgefehenen 
Zurüdnahmegrundes gelten. Wurde wegen Nichtbeftehens diejes Grundes 
die lage rechtskräftig abgemiejen, jo kann eine neue Klage erhoben 
werden mit der Begründung, dem Patentinhaber jei nunmehr für bie 
im öffentlichen Intereſſe gebotene Lizenzerteilung eine angemefiene Ver— 
gütung und genügende Sicherftellung angeboten worden, er weigere fich 
aber gleichwohl, die Lizenz zu erteilen. 

Dr. Bh. Allfeld, Kommentar 3. d. Geſetzen betr. d. Erfindungsſchugzc. 17 
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War die Klage nur auf Nichtigerflärung eines Teiles des Pa— 
tents erhoben und dieje Klage, etwa mit dem Sinmweie auf die Unteil- 
barkeit der Erfindung, abgewiejen worden, jo fann jie auch in Anjehung 
des ganzen Patents nicht von neuem erhoben werden (vgl. lit. b, cc). 

ce) Wurde dem auf Nichtigfeitserflärung nur bezüg- 
lich eines Teiles des Patents gerichteten Klagantrag ftatt- 
gegeben, jo fann nachher nicht noch auf Nichtigfeit3erflärung bezüglich 
des anderen Teild geklagt werden (vgl. lit. b, cc). 

dd) Wirkung der Rechtskraft über die Parteien 
hinaus. 

a) Ein Urteil, welches die Nichtigkeit erflärt oder die 
Zurüdnahme ausjpricht, wirft zu Gunjten aller. Das Patent 
fann niemand mehr entgegengehalten werden, der den Gegenjtand des— 
jelben in Benußung genommen hat und zwar im Falle der Nicdhtig- 
feitserflärung auch für die Vergangenheit (vgl. N. 8 zu $ 10), während 
die Zurüdnahme erjt für die Zeit nad Eintritt der Nechtsfraft des 
Urteild ihre Wirfung äußert. Das Urteil wirft ferner gegen den 
Beklagten und gegen denjenigen, an welchen er nad) dem Eintritte der 
Rechtöhängigfeit (vgl. NR. 8 zu 828, N. 3 lit. a zu $ 29) das Patent ver- 
äußert hat (PA. i. PBl. 1882 ©.91, Gareis IV 159). Die Wirfung beichränft 
ſich aber auf die Hauptjache, erjtredt jich nicht auf die Pflicht zur Koſten— 
tragung (LG. Berlin I in PMZBL. 1303). Gegen den Redtsvorgänger des 
Beklagten wirkt das Urteil im Anjehung der in der Vergangenheit zu 
jeinem Nachteil begangenen Batentverlegungen nur dann, wenn jich die 
lage zugleich gegen ihn gerichtet hat (vgl. Kohler, Handb. ©. 384). 
Da im Nichtigfeitsverfahren der eingetragene Patentinhaber troß 
Uebertragung des Patents bis zur Eintragung des Nechtsübergangs 
in der Rolle berechtigt und verpflichtet bleibt ($ 19 Abj. 2), wirft das 
gegen den eingetragenen Batentinhaber rechtskräftig ergangene Urteil 
gegen den Nechtänachfolger auch dann, wenn Die Veräußerung des 
Batents an ihn vor Eintritt der Nechtshängigfeit geichehen, in der 
Nolle aber nicht vermerkt worden ift. In diejer Hinficht ift es eben 
jo anzujehen, als ob der Nechtsübergang erft in dem Augenblide der 
Eintragung in die Rolle jtattgefunden hätte. 

3) Ein Urteil, welches die Klage zurückweiſt, fteht regel- 
mäßig der Erhebung einer neuen auf denjelben Grund geftügten Klage 
jeitens eines Dritten nicht entgegen. Doc muß diejer Dritte die Klage 
wenn auch nicht im eigenen Intereſſe — denn dies ijt bei Klagen aus 
$S 10 Nr. 1u. 2 und $ 11 nicht erforderlich, ſ. 5 28 N. 3 lit. a, aa, 3 und 
N. 4 lit.a — ſo doch in Verfolgung des allgemeinen Intereſſes ftellen, 
er darf nicht ausichließlih im Intereſſe des abgemwiejenen Klägers 
handeln. Sei es aljo, daß er von dieſem zur Klageftellung beauftragt, 
d. i. vorgeichoben ift, ſei es, daß er in Geichäftsführung ohne Auftrag, 
zwar in eigenem Namen, aber in Wirklichkeit für den abgemwieienen 
Kläger die Klage erhebt, im einen wie im anderen Falle ift die Klage 
im Hinblick ia das vorliegende rechtsfräftige Urteil unftatthaft (RG. 
i. PBl. 18% ©. 243, 539, Gareis VIII 297, 334, Bolze IX Nr. 838; 
RES. i. PMZB. V 9). Den Teilhaber einer offenen Handelsgejellichaft 
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verpflichtet die res judicata für feine Perſon gerade jo, wie die Ge- 
jellichaft. Iſt aljo eine offene Handelögejellichaft mit der Klage rechts— 
kräftig abgewiejen, jo fann auch fein Teilhaber diefer Gejellichaft und 
feine von eimem jolchen vorgejchobene Berjon eine neue Klage aus 
— Grunde erheben (RG. i. PBl. 1890 ©. 243, Gareis IX 
297, 312). 

d) Anfehtung der Entjheidung des PBatentamtes er- 
folgt dur Berufung an das Reichsgericht ($ 33). 

Iſt das Urteil‘ rechtöfräftig, jo fann nad) Mafgabe der ent- 
iprechend anzumendenden Beitimmungen der 88 578 ff. EBD. die 
Wiederaufnahme des Verfahrens begehrt werden. Was ins— 
bejondere die Neftitutionsflage nad $580 Nr. 7 lit. b mit $ 582 
betrifft, jo fann eine amtliche Patentjchrift zu den Urkunden, welche 
die Partei ohne ihr Verjchulden früher zu benugen außer Stande war, 
nicht gerechnet werden, weil das, was eine jolde Schrift enthält, nad) 
$ 2 offenkundig it, aljo die Urkunde nicht als eine ſolche angejehen 
werden fann, welche zeitweilig nicht befannt, nicht auffindbar, ver- 
borgen oder jonft nicht benugbar ift (RG. in R. u. U. VI 163). 

7. (Abjag 3.) Androhung der Zurüdnahme Die Zurüdnahme 
auf Grund des $ 11 Nr. 2 kann nicht ausgeiprochen werden, wenn fie 
nicht zuvor unter Angabe von Gründen dem Patentinhaber angedroht 
und diejem eine angemefjene Friſt zur Erfüllung der bisher von ihm 
vernachläjfigten Lizenzerteilungspflicht feſtgeſetzt iſt. 

a) Dieje Anordnung des Patentamtes ift nicht anfehtbar; 
denn fie erjcheint al3 eine „Verfügung“, nicht als Entjcheidung und 
nicht als Beſchluß im Sinne des $ 16 (j. dort N. 1, Seligjohn N. 11 
zu $30, Kohler, Handb. ©. 848; a.M. derjelbe im Pat.R. ©. 407, 
Rojenthal ©. 362, Gareis, Komm. ©. 240, weldye Anfechtung durd) 
Beichwerde zulafjen wollen, Klojtermann, Bat.Gej. ©. 247, welcher die 
Androhung als eine durch Berufung anfechtbare Endenticheidung anfieht). 

b) Die Androhung jeßt voraus, daß das Patentamt die 
dem Pautentinhaber für die Lizenzerteilung angebotene Vergütung für 
angemefjen und die gebotene Sicherheit für genügend hält; es darf 
nicht etwa jelbit eine andere Vergütung oder Sicherheit beftimmen, 
iondern muß, wenn es das Angebot nicht für entiprechend erachtet, den 
Antrag zurüdweijen (Komm. Ber. z. Gej. von 1877, ©. 38). 

e) Iſt die Frijt abgelaufen, ohne daß der PBatentinhaber die 
Lizenz erteilt hat, jo ijt ed Sache des Klägers, hievon das Patentamt 
zu verftändigen und dadurd das Verfahren in Gang zu bringen. So— 
bald das Patentamt weiß, daß der Patentinhaber die Friſt unbenutzt 
verjtreichen ließ, muß es, wenn dieſer rechtzeitig gegen die Zurüdnahme- 
Hage Widerſpruch erhoben hatte, zur mündlichen Verhandlung laden, 
und zwar aud dann, wenn eine jolche jchon ftattgefunden Hat, denn 
die Nichterteilung der Lizenz innerhalb der fejtgejegten Frift iſt eine 
neue Tatjache, die erjt noch der Erörterung unterftellt werden muß. 

Das Batentamt iſt durd die Verfügung, mit welcher es die 
BZurüdnahme angedroht Hat, nicht gebunden. Es kann troß der Nidht- 
benugung der Frift jeitend des Patentinhabers die Klage abweijen, 
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wenn es jeßt findet, daß die Vergütung doch nicht angemeſſen, die Sicher- 
heit nicht genügend ſei 2c. 

St kein Widerjpruch gegen die Klage erhoben, jo kann das 
Patentamt, wenn e3 dies für angemefjen erachtet, ohne mündliche Ber- 
handlung fofort nach dem Antrage enticheiden (8 29 Abj.2. Gelig- 
john N. 11 meint, diejes Verfahren jei hier ausgeichlofien, denn da 
die Androhung, wenn der Antrag zurückgewieſen wird, nicht nötig it, 
die Zurückweiſung aber nicht ohne mündliche Verhandlung erfolgen 
fann, joll die Androhung erjt auf Grund einer joldyen erlafien werden 
fönnen. Dieſe Argumentation ift doch nicht ſchlüſſig. Was hindert 
denn das Patentamt, nach fruchtlofem Ablauf der Widerjpruchsfrijt in 
der Erwägung, dab der Antrag begründet erjcheint, die Androhung 
ſofort zu erlaſſen ?). 

d) Wenn das Patentamt den Antrag auf Zurüdnahme zurüd- 

ewiejen hat und das Reihsgericht auf erhobene Berufung dieſe 
Entfcheidung abändern will, jo muß es die Androhung erit erlajien 
(Seligjohn a. a. D.). 


$ 31. 


In der Entjcheidung ($$ 29, 30) hat das Patentamt nach 
freiem Ermefjen zu beftimmen, zu welchem Antheile die Koften 
des Verfahrens den Betheiligten zur Laſt fallen. 


1. Wenn das Patentamt über eine Nichtigkeits- oder 
Zurücknahme-Klage enticheidet, mag es jofort nach Antrag er- 
fennen (8 29 Abf. 2) oder die Enticheidung auf Grund mündlicher Ber- 
handlung erlafien (8 30), jo hat es zugleich darüber zu beſtim— 
men, zu welchem Anteil die Koften des Verfahrens den Betei- 
ligten zur Laſt fallen. Die Art und Weije dieſer Beſtimmung liegt 
im freien Ermefjen des Amtes. Dagegen ift es hier nicht, wie in $ 26 
Abi. 5 dem Ermeſſen des Patentamts überlaffen, ob es eine Beftimmung 
über die Koften überhaupt treffen will; es ift hiezu verpflichtet. 

2. Gegenftand der Enticheidung. Nach $ 14 der Ausführ.- 
Verordn. vom 11. Juli 1891 und $ 10 der Berordn. betr. das Be— 
rufungsverfahren beim Neichsgericht in Ratentjachen vom 6. Dezember 
1891 gehören zu den Koften, über welche das Patentamt zu be- 
ftinnmen bat 

a) die aus der Kaſſe des Patentamt beftrittenen 
Auslagen für Zeugen, Sadhverftändige, Schreibgebühren zc.; 

b) die den Beteiligten erwachſenen Koſten, welche nad 
freiem Ermefien des Patentamt zur zmwedentiprechenden Wahrung der 
Ansprüche und Rechte notwendig waren. Zu den „Beteiligten“ gehören 
auch etwaige Nebenintervenienten (vgl. 528 N. 3 lit. a, ce, ©. 241, lit. b, 
cc, &. 242; PU. u. RG. i. PBl. 1884 ©. 139, Gareis V 5) Sind 
mehrere Berionen als Kläger aufgetreten, jo ift bezüglich ihrer Auslagen, 
insbejondere für Reifen, zu unterjuchen, ob deren Aufwendung zur 
zwedentiprechenden Rechtsverfolgung notwendig war; war die mehr- 
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fahe Vertretung der Klage nicht erforderlich, jo dürfen dem unter- 
liegenden Gegner nicht alle dieje Auslagen überbürdet werden (RG. in 
R. u. U. il 60). 

Zu den einem Beteiligten erwacjjenen, zur zwedentiprechenden 
Wahrung jeines Anſpruchs erforderlichen Kojten gehört auch die von 
dem ur nah $ 28 Abſ. 4 zu zahlende Gebühr (vgl. Robolski 
Komm 89, Seligjohn N.2, welde jedoch die Gebühr zu den 
„amtlichen Koſten“ rechnen, obwohl fie doch von der Partei, nicht von 
der Patentlafje betritten wird umd die cit. Verordnungen „amtliche 
Koften“ nur im Sinne von Auslagen der Kaſſe des Patentamts kennen). 
Hievon abgejehen fallen unter die den Beteiligten erwachſenen Koſten die 
Gebühren für die Vertretung durch Rechts» oder Patentanwälte, Reijefoften 
der ——— und ihrer Vertreter, Auslagen für Beweiserhebungen ꝛc. 

3. Inhalt der Entſcheidung. Das Patentamt hat nach freiem 
Ermeſſ en über die Kojtentragung zu beitimmen, wird aber dabei in 
der Regel die Beitimmungen der CPO. SS 91 ff. entiprechend zur An- 
wendung bringen, aljo der völlig unterliegenden Partei die Koſten ganz 
auflegen, bei teilweije erfochtenem Siege” die Koſten angemejjen ver- 
teilen 2c. (vgl. z.B. ROHG. i. POL 1879 ©. 307, Gareis I 114, PA. u. 
RG. i. PBl. 1884 ©. 139, 1890 ©. 539, Gareis v5, VII 334 u.a. Be— 
züglid der Gebühren der Rechtsanwälte und der Patentanwälte j. 
Vorbemerkung 3 lit. c, o. ©. 197). 

4. Auch in Bezug auf das Berfahren, welches bei Ausführung 
der die Erftattung von ſtoſten anordnenden Entiheidung einzuhalten 
it, fommen die VBorichriften der CRD. (88 104 ff.) entiprechend zur 
Anwendung. Es find aljo auf ein dieshegügliches Gejuch, dem Die 
Stoftenberehnung nebſt einer zur Mitteilung an den Gegner beftimm- 
ten Abjchrift beizufügen it, Die Koften vom Batentamt feitzujegen. 
Gegen diejen Beichluß findet die Beichwerde gem. $ 16 des Pat.Gei. 
jtatt, die an feine Seit gebunden iſt (ebenjo PA., PMZBL. VIII 128, 
Stephban-ShmidS.69, Seligjohn N.4, während diejer ©. 205 
die Anficht vertritt, es — gem. CPO. $ 105 die jofortige Beichwerde 
ftatt, was aud) Robolsti, Komm. ©. 89 annimmt. Für die hier ver- 
tretene Anficht jpricht, daß "die Vorichriften der CPO. joweit das Pat.- 

Gef. nicht ausdrüdlicdy darauf Bezug nimmt (wie in $ 14 Abi. 5 u. $ 30 
Abi. 1), nur inſoweit anwendbar find, als nicht das Pat.Geſ. jelbit eine 
Beltimmung enthält, die Anfechtung der Beichlüfie des Patentamtes aber 
in $ 16 allgemein geregelt ift). Nach Erlaß des Beichluffes können KKoften, 
die vor Aufftellung der Koftenrehnung entitanden, aber in dieje nicht 
aufgenommen waren, nicht nachgefordert werden (NG. i. PMZBL. I 125). 
Bedarf der Koftenfeftießungsbeichluß der Volljtredung, jo erjucht das 
Patentamt auf Antrag der Partei das zuftändige Amtsgeriht um Er- 
teilung der Bollitredungsflaujel. Diefem Erjuchen hat das Gericht 
gem. $ 32 ftattzugeben, widrigenfalls dem Patentamt die Beichwerde an 
das Oberlandesgeriht und gegen deſſen ablehnenden Beſcheid die Be- 
ihwerde an das Reichsgericht zufteht (RGE. 33 ©. 423; diejelbe Ent- 
icheidung ift ſamt der Beichwerde des Patentamtes abgedrudt in PMZBI. 
113 ff.). 


262 I. Patentgeſetz. $$ 31, 32, 33. 


Gegen den Rechtänachfolger des Patentinhabers kann die gegen 
legteren allein ergangene N, über die Koften nicht voliftredt 
werden (LG. I Berlin i. PPYSBl. I 303). 


$ 32. 

Die Gerichte find verpflichtet, dem Patentamt NRechtshülfe 
zu leiften. Die Feſtſetzung einer Strafe gegen Zeugen und Sad): 
verjtändige, welche nicht erjcheinen oder ihre Ausſage oder deren 
Beeidigung verweigern, ſowie die Vorführung eines nicht er= 
jchienenen Zeugen erfolgt auf Erjuchen durch die Gerichte. 

1. Das Patentamt fann die Rechtshilfe der Gerichte im Ver— 
fahren in Batentjahen jeder Art in Anjpruch nehmen, alio 
ebenjo im Erteilungsverfahren (vgl. 88 25, 26 Abi. 3) wie im Nichtigkeits- 
und Zurüdnahmeverfahren (vgl. $ 30). Auch im Verfahren zum Zwecke 
der Erjtattung von Koften kann der Weg der Nechtshilfe betreten werden 
(ſ. N. 4 zu 831). 

Meiſtens wird es fich, wenn die Nechtöhilfe der Gerichte be ehrt 
wird, um Vernehmung von Zeugen oder Sadjverjtändigen, die nicht in 
Berlin wohnen, oder auch um Einnahme eines Augenjcheins an einem 
von Berlin entfernten Orte handeln. 

Bejonders hebt das Geſetz den Fall der Verlegung der Pflicht 
des Zeugen oder Sachverſtändigen zum Erjceinen, zur Ausſage und 
zur Eidesleiftung hervor. Hier erfolgt auf Erſuchen des Patentamts 
durch die Gerichte ſowohl die Straffeftiegung als auch die Vorführung 
(vgl. CPO. 88 390, 380, 409) und zwar nachdem das Patentamt den 
Fall des Ungehorfams, insbejondere (gem. CPO. $ 387) die Unredt- 
mäßigfeit der Verweigerung des Zeugniffes, des N oder der 
Eidesteiftung bindend für das Gericht feitgeftellt hat. 

2. Die NRechtshilfe iſt nah Mafgabe der 88 158 ff. des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes zu leiften. 


$ 33. 

Gegen die Entjcheidung des Patentamts ($$ 29, 30) ift die 
Berufung zuläffig. Die Berufung geht an das Reichägericht. Sie 
ijt binnen ſechs Wochen nach der Zuftellung bei dem Patentamt 
Ichriftlich anzumelden und zu begründen. 

Durch) das Urtheil des Gerichtshofs ift nach Maßgabe des 
$ 31 auch über die Koſten des Verfahrens zu beftimmen. 

Im Uebrigen wird das Verfahren vor dem Gerichtshof 
durch ein Regulativ bejtimmt, welches von dem Gerichtshof zu 
entwerfen ift und durch Kaiferliche Verordnung unter Zuftimmung 
de3 Bundesraths fejtgejtellt wird. 
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3. Die Anfehtung der Entiheidung de3 Patentamts 
in Nichtigfeitd- und Zurüdnahmejahen erfolgt durh Be- 
rufung an das Reichsgericht. 

Ueber die Einlegung der Berufung und das Berfahren nad) 
eingelegter Berufung enthält das Gejeß jelbjt nur wenig Beitimmungen. 
In allen Einzelheiten wird das Verfahren vor dem Reichsgerichte gemäß 
Abj. 3 dur ein Regulativ bejtimmt, welches von dem Gerichtshof 
entworfen und durch SKaiferliche Verordnung vom 6. Dezember 1891 
unter Zujtimmung des Bundesrat fejtgeftellt worden ift. (S. RGBl. 
1891 ©. 389 und im Anhang diejes Buchs. Im folgenden werden die 
wichtigjten Bejtimmungen derjelben bejonders hervorgehoben.) 


2. Gegenitand der Anfechtung durh Berufung find nur die 
Entjheidungen des PA. nad) 88 29 Abi. 2, 30 Abi. 2, das find die— 
jenigen Erlafje des Amtes, durch weldye der Nichtigfeits- oder Zurüd- 
nahmeflage jofort oder erft nach mündlicher Verhandlung ftattgegeben 
oder eine jolche Klage zurüdgemwiejen wird, nicht 3. B. der Bemweisbeichluß 
— 8 * 5 lit. a) oder die Androhung der Zurücknahme (5 30 Abſ. 3, 
N. Tlit.a). 

Die Berufung kann auf die Entſcheidung im Koftenpunfte 
beichränft werden; $ 99 der CPO. (früher $ 94) enthält einen hier nicht 
anmwendbaren Ausnahmejag. (NG. in PB. 1890 ©. 595, Gareis VIII 
415 im Gegenjage zu einer älteren Entjcheidung in NE. VI 340. A. M. 
Seligjohn N. 5, der dieſe ältere Entſcheidung für richtig hält, haupt» 
jächlich deshalb, weil die Entſcheidung im Koſtenpunkt regelmäßig von 
der über die Hauptſache abhängig ſei. Dagegen iſt zu bemerlen, daß 
dies eben doc jehr häufig nicht der Fall ift, jo daß ſich das Bedürfnis 
nach einer jelbjtändigen Anfechtung der Enticheidung im Kojtenpunfte 
leicht ergeben fann. Wenn Seligiohn es als Uebeljtand empfindet, daß 
der Berufungsrichter, joferne die Koftenenticheidung von der über die 
Hauptſache abhängig ift, doch auch dieje prüfen müſſe, ohne jie im Falle 
der Beſchränkung der Berufung auf den Koftenpunft abändern zu können, 
jelbft wenn er ſie mißbillige, jo ijt zu bedenken, daß in eine ähnliche 
Lage der Richter unter Umftänden auch jonit, namentlid im Straf- 
verfahren, fommen fann. Iſt z.B. ein jchöffengerichtliches Urteil nur 
im Strafausipruch angegriffen, jo fann die Straffammer als Berufungs- 
gericht den Schuldausſpruch nicht abändern, wenn es ihn auch auf 
Grund der erforderlihen Sahprüfung für unrichtig befindet.) 

3. Borausfegungen für die Zuläffigfeit der Berufung jind: 

a) Die Partei, welche fie einlegt, muß durch die Entjcheidung 
materiell bejchwert fein. Lautet dieje zu Gunften und in feiner 
Hinſicht zu Ungunften der Partei, jo ijt die Berufung nicht ftatthaft, mag 
auch in der Begründung der Entjcheidung etwas enthalten jein, was dem 
Vorbringen der Partei nicht vollſtändig entipricht. (So kann insbejondere, 
wenn das Patent aus einem Grunde für nichtig erklärt ift, die Berufung 
nicht deshalb eingelegt werden, weil das Patentamt die weiteren in der 
Klage angeführten Gründe nicht gewürdigt hat; NG. in PMZBT. TV 
254. Der Patentinhaber ift zur Anfechtung einer die Nichtigleitsflage 
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vollftändig abweilenden Enticheidung nicht berechtigt, RG. in PBl. 1887 
©. 217, Gareis VI 313; RG., PMZBI. IT 117.) 

b) Die Berufung ift innerhalb der Frijt von ſechs Wochen bei 
dem Patentamt anzumelden. Dieje Frift beginnt mit der Zuftellung 
der patentamtlihen Enticheidung, aljo unter Umjtänden für die ver- 
ichiedenen Beteiligten an verjchiedenen Tagen. Der Endpunkt der Frift 
beftimmt fih nad BGB. SS 187 Abi. 1, 188 Abſ. 2, 193. Eine Er- 
ftrefung der Berufungsfrijt über die vom Gejege beftimmte Grenze 
hinaus ift unftatthaft (PA. im PMZBL. III 228). In analoger An— 
wendung der $$ 233 ff. der CPO. wird man aber die Zuläjligfeit einer 
Wiedereinjegung in den vorigen Stand annehmen müſſen 
(Seligiohn N.6). Die Frift wird nur dadurd gewahrt, daß 
die Berufungserflärung vor ihrem Ablauf beim Patentamt eingeht. 
Wird die Berufung beim Neichsgericht eingelegt, jo ift die Friſt micht 
gewahrt, wenn die vom RG. an das Patentamt gejendete Erklärung 
bier nicht mehr innerhalb der Frift einläuft. 

Eine Anihlußberufung nad Ablauf der Frift ift nicht 
zugelafien. (RG. in PBl. 1884 ©. 139, 1887 ©. 217, Gareis V 5, 
V1313; RG. in PMZBL. III 147.) 

Die Zuläfligkeit der Berufung hängt nicht davon ab, daß die 
Friſt bereit3 zu laufen begonnen hat, alſo die Entjicheidung der betr. 
Partei zugeftellt ift. Auch eine jofort nad) der Verfündung, noch vor 
der Zujtellung eingelegte Berufung muß als rechtswirfam angejehen 
werden; $ 516 Abj. 2 der ERD. findet hier feine Anwendung (Selig- 
john a. a. O.). 

c) Die Berufung muß ſchrifthich angemeldet werden. Die Ver— 
ordnung vom 6. Dezember 1891 (j. N. 1) verlangt jog. Berufungs- 
anträge, aljo Erklärungen, aus denen zu erjehen iſt, inwieweit Die 
patentamtliche Enticheidung angefochten wird. Allein eine ftrifte For- 
mulierung diefer Anträge ift nicht erforderlich; es genügt, wenn der 
Sejamtinhalt der Berufungsichrift erkennen läßt, daß die Partei Die 
Aufhebung der angefochtenen Enticheidung und einen Ausſpruch des 
NG., der den in erjter Inftanz geftellten Anträgen des Berufungs- 
klägers entipricht, herbeiführen will (RG. in jurift. Wochenjchrift 1894 
©. 243, 1896 ©. 674, 1899 ©. 284). Sind bejtimmte Berufungsanträge 
geftellt, jo beichränft ſich auf dieje die Enticheidung des Berufungs- 
gerichts; nach Ablauf der Berufungsfrift geftellte Anträge finden feine 
Berüdiihtigung. (NG. in PB. 1890 ©. 595, 1893 ©. 587, Gareis VIU 
415, X 108.) 

Nach $ 33 ſoll auch eine Begründung der Berufung erfolgen 
und $ 1 der Verordnung vom 6. Dezember 1891 (j. N. 1) jchreibt vor, 
daß die Berufungsichrift die Angabe der neuen Tatſachen und Beweis- 
mittel zu enthalten habe. Borausjegung für die Zuläjligfeit der Be- 
rufung ift die Beifügung einer Begründung oder deren Nachbringung 
innerhalb der Berufungsfrift nicht; die Unterlafjung hat nur zur Folge, 
daß jpäter erjt geltend gemachte neue Tatjachen und Beweismittel un- 
berüdjichtigt gelafien werden fönnen (RG. in PMZBL IV 19, vgl. auch 
RO. in PB. 1891 ©. 2, Gareis IX 87 und unten N.5 B, c). 
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d) Es darf fein wirfjamer Verzicht auf die Berufung in 
Mitte liegen. Der Verzicht kann mit Rechtswirkſamkeit dem Patent- 
amte oder dem Gegner gegenüber erklärt werden; der Annahme jeitens 
des leßteren —8 er echt (vgl. CPO. $ 514). Ferner darf nicht jchon 
eine Zurüdnahme der Berufung erfolgt jein; denn die Zurüdnahme 
hat den Berluft des Rechtsmittels zur Folge. (Diefe Wirkung it auf 
Antrag des Gegners vom RG. auszuſprechen; zugleid find dem Be- 
rufungsfläger die Kojten aufzulegen; RG. in PBl. 1883 ©. 132, Gareis 
IV 208; vgl. CPO. $ 515 Abi. 3.) Die Wirffamfeit der Zurüdnahme 
erfordert nur eine Erklärung gegenüber dem Patentamte oder gegen- 
über dem Reichsgerichte, nicht einer jolhen dem Gegner gegenüber, auc 
nicht der Bekanntgabe der abgegebenen Erklärung an den Gegner (RG. 
in PMZBL. III 147, in R. u. U. IV 242 und in Seuff. BL. f. Rechtsanw. 
1898 ©. 13). Um den Verzicht oder die Zurüdnahme für eine Partei er- 
flären zu können, genügt die Vollmacht zur Vertretung in der betr. Sache 
überhaupt; eine Spezialvollmacht ift nicht erforderlich. (RG. in PMZBI. 
III 148; vgl. — 28 der Ausführ.V. vom 11. Juli 1891, Anhang 3. 1.) 

4. Inhalt der Berufungsanträge.. Durch dieſe kann das tat- 
jählihe Material vermehrt werden. Ferner ijt es möglich, Er- 
fHärungen nachzuholen, die in erjter Inſtanz verjäumt wurden, 
jo insbejondere ſeitens des Patentinhabers der Widerjpruch gegen Die 
Klage ($ 29), jo daß, wenn vom Patentamte gemäß $ 29 Abi. 2 die 
vom Antragiteller behaupteten Tatſachen für erwiejen angenommen 
worden find, deren Beitreiten noch in zweiter Inſtanz Gehör finden 
kann. (RG. in PO. 1880 ©. 101, Gareis I 9.) Dagegen können 
neue Anjprücde in der Berufungsinftanz nicht erhoben werden. 
Die Klage kann aljo nicht auf einen anderen als den in erjter Inſtanz 
geltend gemachten Grund (vgl. N. 8 zu $ 28) geitüßt werden, auch nicht 
mit Einwilligung des Gegners (ROHG. in PBl. 1879 ©. 17, RG. ebenda 
1880 ©. 54, Gareis 1 274, 338). 

5. Verfahren nad Einfegung ber Berufung. 

A. Bor dem PBatentamte ($$ 2—4 der PVerordn., |. N. 1). 

a) Wenn die Berufung nicht rechtzeitig eingegangen oder nicht 
in deuticher Sprade abgefaßt iſt (vgl. $ 34) oder wenn fie nicht Die 
Berufungsanträge enthält (ſ. N. 3 lit. c), jo hat das Patentamt Die 
Berufung als unzuläjjig zu verwerfen. Binnen einer Woche 
nad Zuftellung dieſes Bejchluffes fann der Berufungskläger auf die 
Entjcheidung des RG. antragen. Dagegen ift diejer Beſchluß mit Be— 
ſchwerde nicht anfechtbar. 

b) Iſt dagegen die Berufung zuläjjig, jo wird die Berufungs— 
ichrift vom Patentamt dem Berufungsbeflagten mit der Auflage mit» 
geteilt, feine jchriftliche Erklärung innerhalb eines Monats nach der 
Zuftellung — einer unerjtredbaren Friſt, RO. in PMZBL. VIII 6 — 
bei dem Patentamt einzureichen. Die Erflärung muß die Gegenanträge 
fowie die Angabe der neuen TQTatjachen und Beweismittel enthalten, 
welche der Berufungsbellagte geltend machen will. (Ueber die Folge 
der Nichterklärung bezüglich der von der Gegenpartei behaupteten Tat- 
i.B, d.) Iſt die Erflärung des Gegners eingelaufen oder die Friſt 
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dafür verftrichen, jo legt das Patentamt die gefamten Akten dem RE. 

vor. Die Parteien werden hievon benadhrichtigt; dem Berufungsfläger 

wird die Gegenerklärung mitgeteilt. 

äu B. Bor dem Reichsgerichte (vgl. 88 5 fi. der Berordn,, ſ. 
.1) 


a) Das Urteil des RG. ergeht auf Grund einer nicht öffent— 
lichen mündlichen Verhandlung. 

) Inwieweit eine Beweiserhebung erforderlich, beſtimmt 
das RG. nach freiem Ermeſſen. Die Beweiserhebungen können durch 
Vermittelung des Patentamts erfolgen. 

e) Bezüglich der neuen Tatſachen und Beweismittel iſt 
zu unterſcheiden: 

aa) Sind ſolche ſchon in der Berufungsſchrift vom Berufungs— 
fläger oder in der Erflärungsihrift vom Berufungsbeflagten geltend 
gemacht oder durch das Vorbringen des Berufungsbeflagten in der Er- 
Härungsichrift veranlaft, jo * ihr Vorbringen berückſichtigt werden. 

bb) Liegt feiner dieſer Fälle vor, jo das die Parteien mit neuen 
Tatjachen oder Beweiſen ausgejchlojien find, jo können ſolche gleich- 
wohl vom Gerichte berüdfichtigt werden (VBerordn. $ 7 Abſ. 1 u. 2); denn 
auch in der Berufungsinitanz herrſcht in der Hauptjache das Prinzip 
der materiellen Wahrheitserforichung. 

Soll das Urteil auf Umpftände gegründet werden, die von den 
Parteien nicht berührt find, jo find dieje zu veranlafien, fich hierüber 
zu äußern. 

d) Ein VBerfäumnisverfahren im ftrengen Sinne ift nicht 
vorgeiehen. Vielmehr ergeht, wenn nur eine der Parteien erjcheint, 
das Urteil nah Lage der Sache auf Grund der Erflärungen diejer 
Bartei im Zufammenhalte mit dem Inhalte der Alten, Hat aljo Die 
ausgebliebene Partei jchriftliche Erflärungen abgegeben, jo werden dieje 
berüdjichtigt; da8 Prinzip der Mündlichkeit gilt nicht in dem Sinne, 
daß das nicht mündlich Vorgebradte für die Enticheidung nicht vor- 
handen ift. Soweit eine Partei über eine Behauptung der Gegenpartei 
jih gar nicht, alſo auch micht jchriftlich erflärt hat, fann dieſe Be- 
hauptung für erwiejen angenommen werden ($ 8 Abi. 1 d. Verordn.); 
das RG. kann aber nad) jeinem Ermeſſen auch bier anders verfahren, 
alfo die Behauptung erjt unter Beweis ftellen. 

e) Erjheint im Termin feine der Parteien, jo hat dies 
nicht etwa das Nuhen des Verfahrens zur Folge; denn das beteiligte 
öffentliche Intereſſe geftattet nicht, Daß der Fortgang des Verfahrens 
im Belieben der Parteien fteht, erfordert vielmehr, daß die einmal an- 
hängige Sache im Offizialbetriebe behandelt werde; es ergeht daher das 
Urteil auf Grund der Alten ($ 8 Abi. 2 d. Verordn.). 

f} Die Zurüdnahme des Patents auf Grund des $ 11 Nr. 2 
darf in Abänderung der Enticheidung des Patentamts auch vom RG. 
nicht ausgeiprochen werden, bevor fie nad) Maßgabe des $ 30 Abi. 3 
angedroht ift (Verordn. $ 13). 

g) Sicherheitsleiftung fann im Verfahren in der Berufungs- 
inftanz nicht mehr verlangt werden, denn in $ 28 Abf.5 ift nur von 
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dem Antrage beim Patentamte die Rede, dieſe Beſtimmung regelt aber 
die Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung ſelbſtändig und erſchöpfend, ſo 
daß daneben nicht noch CPO. $ 110 (früher 102) zur Anwendung 
fommt (RG, in PMZBL. II 111). 

h) Zur Beratung fanı das RG. Sadjverftändige zuziehen, 
die aber an der Abjtimmung nicht teilnehmen dürfen (Verordn. $ 9). 

6. Bertretung in der Berufungsinftanz. Einer folchen 
bedarf es nicht. Will fich eine Partei von einem G echtsanwalt ver- 
treten lajien, jo fann dies im Verfahren vor dem Neichsgerichte nur 
ein an diejem Gerichte zugelafiener Rechtsanwalt fein (vgl. Verorbn. 
8 14 Abi. 1). Diejer kann die Berufung auch einlegen und es dürfen 
die bejonderen Koften, die dadurch entitanden find, daß die Einlegung 
des Nechtömitteld einem anderen Rechtsanwalt übertragen wurde, dem 
Gegner nicht aufgerechnet werden (RGE. Bd. 47 ©. 395 u. in PMZBI. 
VII 116). Statthaft ift aber auch die Einlegung der Berufung durch 
einen beim RG. nicht zugelafienen Rechtsanwalt (RGE. I 434, Plen.E.). 
In der Berhandlung vor dem RG. können die Parteien und ihre 
ar mit einem techniſchen Beiftande ericheinen (Verordn. 8 14 

f. 2). 

7. Koften der Berufungsinftanz. Ueber dieje ift durch) 
das Urteil des Gerichtshofs nad) Mafgabe des $ 31 zu beitimmen 
(vgl. die Erläut. zu $31 u. $ 10 der Verordn. vom 6. Dezember 1891 
— ſ. N. 1 —, welder mit $ 14 der V. vom 11. Yuli 1891 gleichlautet). 
Eine Staatögebühr ift für das Berufungsverfahren nicht vorgejehen. 
Zu den der obfiegenden Partei zu erftattenden Koften gehören nament- 
ih die nach der Gebührenordnung für Nechtsanwälte. zu bemefjenden 
Koften des mit der Vertretung befaßten, am RG. zugelafjenen Rechts— 
anwalts (vgl. N. 6, insbej. auch über die Unzuläjfigkeit der Aufrechnung 
von Koften für die von einem anderen Anwalt bejorgte Einlegung der 
Berufung. Das RG. hat in einem Beihlug — PMZBL. VIII 206 — 
ausgeiprodhen, daß im Berufungsverfahren vor dem RG. Auslagen, 
weldye einer Bartei durch Bezahlung der Forderung eines Patent» 
anwalts für irgendwelche Tätigkeit erwachien find, als notwendige 
Koften nicht anzujehen jeien. an diefer Allgemeinheit dürfte diejer 
Satz zu weit gehen, da jid gewiß Fälle denken laſſen, in denen die 
Unterftügung jeitens eines Sachkundigen nicht entbehrt werden fann). 


s 34. 

In Betreff der Gejchäftsfprache vor dem Patentamt finden 
die Beftimmungen des Gerichtäverfafjungsgefeßes über die Ge- 
richtsſprache entjprechende Anwendung. Gingaben, welche nicht 
in deutjcher Sprache abgefaßt find, werden nicht berüdfichtigt. 


4. Dieje Beftimmung gilt für jede Art des Verfahrens vor 
dem Patentamt, aljo für das Erteilungs-, Nichtigfeits- und Zurüd- 
nahmeverfahren. 

2. Entſprechend den angezogenen Beltimmungen des GVBG. 
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($$ 186—193) können mündliche Berhandlungen vor dem Batent- 
amte nur in deutjcher Sprache, erforderlichen Falles unter Zuziehung 
eines Dolmeticherd geführt werden. 

Schriftlide Eingaben müjjen in deuticher Sprache abgefaft 
jein, jonjt werden fie nicht berüdjichtigt. (Bezüglich der Berufungs- 
ſchrift vgl. N. 5 lit. A, a zu 833.) Was Hinfichtlich der Eingaben, aljo 
der ſämtlichen Anträge, Anmeldungen, Barteijchriftjäge 2c. beſtimmt ift, 
gilt nicht auch für die Anlagen diefer Schriftjtüde, wie Vollmachten, 
jonftige Urkunden u. dgl.; dieje können aud in einer fremden Sprache 
abgefaßt jein, es fann aber die Beibringung einer beglaubigten Ueber— 
jegung verlangt werden (Robolsti, Komm. ©. 92). 

3. Im Verfahren vor dem Reichsgerichte ift die deutſche 
Sprade gemäß GBG. $ 186 anzuwenden. 


Dierter Abjchnitt. 
Strafen und Entichädigung. 


Dorbemertung. 

In diefem Abjchnitte find nur die Folgen jchuldhafter 
NRechtsverlegungen behandelt. Der Patentberechtigte fann aber 
gegen Eingriffe in jein Recht, gleichviel, ob fie jchuldhaft oder ohne 
Berjchulden begangen find, auch mit der abwehrenden Klage vor- 
gehen. Unter der Borausjeßung des $ 256 EPOD. ift ferner die Feit- 
ſtellungsklage zuläjlig. Siehe das Nähere in N. 13 zu 84. 


$ 35. 

Wer wifjentlich oder aus grober Fahrläffigfeit den Be— 
jftimmungen der $$ 4 und 5 zuwider eine Erfindung in Benußung 
nimmt, ift dem Berleßten zur Entſchädigung verpflichtet. 

Handelt es ſich um eine Erfindung, welche ein Verfahren 
zur Herftellung eines neuen Stoffes zum Gegenftand bat, jo gilt 
bi3 zum Beweiſe des Gegentheils jeder Stoff von gleicher Be- 
ihaffenheit ala nach dem patentirten Verfahren hergeftellt. 


Anſtifter Sb. | Handelsgeſellſchaften Sc. 
Ausſetzung des Verfahrens 2b, bb, ß. Juriſtiſche Perfonen 8r. 
Benupung 3. | Klagenverbindung 11b. 
Berchhtigter 9. Mehrere Verpflichtete 8 b—e, 
Einftweiliger Schuß 2a. | Mittäter 86, 

Einftweilige Verfügung 11c. . Neuer Stoff 12. 
Entibhädigung 10. Nichtiges Patent 2 b, bb. 
Eventueller Dolus 6h, PBrozeriuales 11. 
Fahrläſſigkeit, grobe 7. Rechtsirrtum 6. 
Gegenitand des Schuges 2, Reſtitutionsklage 2 b, bb, >. 
Gebilfe 8b, ı Täter 8. 

Gerichtsftandb 11a. ' Teilnahme Sb, 


Gültiges Patent 2b. | Verfahrenserfindung 12. 
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Verletzter 9. Vertreter 8d. 
Bermutete Herſtellung durch patentiertes Vorſatz 6. 
Verfahren 12. Widerrechtlichteit 30, 4. 


Verpflichteter 8. | Widerfpruchsflage 2b, bb, >. 
Berihulben 5—7. Mifientlichteit 6. 

1. Ueberfiht. Das Gejeg gewährt in $ 35 civilrechtlichen 
(wie in $ 36 ftrafrechtlichen) Schug gegen Handlungen, durch welche 
eine Erfindung den Bejtimmungen der 33 4 und 5 zuwider 
in Benugung genommen wird. Dieſer objektive Tatbeftand 
wird in N.2 bis 4 erörtert. Die Verpflichtung zur Entichädigung 
hängt aber von einem gewiſſen Verjchulden des Täters ab — —* 
ſatz (Wiſſentlichkeit) oder en: Fahrläſſigkeit — |. N. 5 bis 7. Die Ent- 
ihädigung ift von dem Täter und den etwaigen Teilnehmern an 
der Rechtsverlegung zu leiften; daneben können noch andere Verpflich— 
tete in Betracht fommen, j.N.8. Den Anſpruch auf Entihädigung hat 
der Berlepte, N.9. Die Frage nad) der Höhe der Entihädigung 
behandelt N. 10. In N. 11 ift von einzelnen prozefjualen Fragen 
die Rede. Die in Abi. 2 aufgeftellte Vermutung erörtert N. 12. 


Abſatz I. 

2. Gegenftand des Schutzes ift 

a) nur eine Erfindung, für welde nah Maßgabe des 
gegenwärtigen Gejeges ein Patent erteilt ij. Zwar genieft 
nah $ 23 Abi. 1 Sa 2 einen einftweiligen Schuß der Gegenftand 
einer Anmeldung jchon dann, wenn dieje befannt gemacht tft; fommt 
es aljo zur Patenterteilung, jo ift auch derjenige entichädigungspflichtig, 
der vor diejer, aber nad Bekanntmachung der Anmeldung die Erfin- 
dung benugt hat. Die Wirkungen dieſes einftweiligen Schutzes gelten 
aber, jobald das Patent verjagt ift, als nicht eingetreten (f. $ 27 Abf. 2 
Eat 3, ferner R. 5 lit. d zu $ 23, N. 3 lit. ce zu $ 27; bezüglich der Aus- 
ſetzung des Berfahreng j. vo. ©. 221, N. 5 lit. d, dd zu $ 23). 

Erfindungen, die lediglich im Auslande patentiert find, ſchützt 
das Geſetz nicht. 

»b) nur eine Erfindung, für welche zur Zeit der Be- 
nugung ein gültiges Patent noch beftanden hat. m einzelnen 
ift hier zu bemerken: 

aa) Es genügt für die Schadenserjagpflicht, wenn zur Zeit der 
Benutzungshandlung noch ein gültiges Patent beitand. Wenn alſo auch 
zur Zeit der Geltendmachung des Entichädigungsanipruchs das Patent 
erlojhen oder zurüdgenommen ift, jo jchlieht dies doch die 
Haftung für eine zur Zeit des Beitehens des Patents —— 
Rechtsverletzung nicht aus (NGStr. Bd. 7 ©. 146, Gareis IV 271, RG. 
in R. u. U. III 268; anders verhält es ſich mit der abwehrenden Klage, 
die nad) Wegfall des Patents nicht mehr erhoben werden kann, j. N. 13 
lit. a zu $ 4). 

hb) Dagegen ift, wenn das Batent für nichtig erflärt 
iſt, jede Haftung für die Benugung des Patents auch inſoweit 
ausgeſchloſſen, als die VBenugungshandlung in die Zeit vor der 
Nichtigfeitserflärung fällt; denn dieje wirft bis auf den Zeitpunkt der 


270 1. Patentgeſetz. 8 35. 


Patenterteilung zurüd, als ob eine folche gar nicht erfolgt wäre (ſ. N. 8 
zu $ 10; R&Str. Bd. 14 ©. 261, Bd. 30 ©. 187). Es verliert aljo eine 
Benußung, welche wegen des jcheinbaren Bejtehens eines Patents als 
Rechtöverlegung erjchien, nachträglich dieſen Charakter. Hieraus ergibt fich 

‘) daß eine nach erfolgter Nichtigfeitserflärung wegen einer 
vorher begangenen Benußungshandlung erhobene Entihädigungsflage 
abzumeifen ift, ebenjo eine ſolche Klage dann, wenn die Nichtigkeit erit 
im Laufe des Prozeſſes, jei es auch erft während des Verfahrens in 
der Revifionsinftang, erklärt worden iſt (vgl. RG. i. d. jur. Wochenjchrift 
1900 ©. 189); 

8) dab, wenn der Bellagte einwendet, es ſchwebe vor dem Patent⸗ 
amte oder dem Neichägericht in Bezug auf das angebli von ihm ver» 
legte Patent ein Nichtigleitäverfahren, das Gericht die Ausſetzung des 
bei ihm anhängigen Verfahrens bis zur Erledigung des patentamtlichen 
Verfahrens anordnen kann (CPO. 8 148; vgl. darüber, daß das Gericht 
jelbft über die Nichtigkeit nicht entjcheiden fann, N. 3 lit. a zu $ 10); 

y) daß, wenn der Beklagte erft nach rechtsfräftiger Verurteilung 
zur Leiftung einer Entichädigung erfährt, da vorher bereits das Patent 
für nichtig erklärt worden ift, die rechtäfräftige Nichtigfeitserflärung 
eine Urkunde bildet, kraft welcher er nad $ 580 Nr. 7 lit. b mit der 
Neftitutionsflage durchdringt, während, wenn die Nichtigfeitserflärung 
erjt nach der rechtäfräftigen Verurteilung zum Schadenserjaß ergangen 
ift, nicht die Neftitutionsflage, jondern nur die Widerjpruchsflage aus 
8 767 EBD. zuläjlig ift RGC. Bd. 48 ©. 384); 

I) daß der Benußer der Erfindung, injoweit er auf Verlangen 
des Ratentinhabers an diefen freiwillig eine Entihädigung bezahlt bat, 
diefe gem. BGB. $ 812 nad erfolgter Nichtigkeitserflärung zurüd- 
fordern fann. 

3. Der Schuß wird gewährt dagegen, daß die patentierte Er- 
findung (j. N. 2) wider den Willen des Derehtigten in Benugung ge- 
nommen wird. 

a) Welde Arten der Benutzung dem Patentinhaber vor» 
behalten, anderen Perſonen aljo, ſoweit er ihnen nicht die Befugnis 
einräumt, verboten find, bejtimmt fid) nach $ 4. Danach ift der Batent- 
inhaber ausichließlich befugt, gewerbsmäßig den Gegenftand der Erfin- 
dung herzustellen, in Verkehr zu bringen, feilzuhalten oder zu gebrauchen 
(1. N 6—10 zu 84) Nach jeder diejer vier Nichtungen enthält alio 
die Benutzung der Erfindung durch einen anderen einen Eingriff in 
die Rechtsiphäre des Patentinhabers. Durch jede diejer Tätigkeiten 
für fich wird der Begriff des „in Benutzung nehmens“ erfüllt; es bedarf 
nicht des Zujammentreffens mehrerer derjelben. (Vgl. RGEStr. 27 ©. 51, 
i. PMZBL. 1147.) Zu beachten ift auch Sak 2 des 8 4 (j. hierüber 
N.11zu$ 4). 

b) Die Rechtsverlegung jeßt voraus, daß die benupte Erfin- 
dung mit der patentierten im wejentlihen identijch iſt (i. 
N.5zuN4). 

e) Nur eine Benutzung im Inlande zieht die Schadensd« 
erjagpflicht nach ſich (ſ. N. 12 zu $ 4). 
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d) Nur die wider den Willen des Berechtigten vor- 
enommene Benugung erjcheint als Patentverlegung und macht ent» 
—— Der zur Bewilligung der Benutzung Berechtigte 
iſt aber nicht notwendig der Patentinhaber; hat dieſer das ausſchließ- 
liche Recht zur Ausübung des Patents auf einen anderen ı übertragen, 
jo muß diejer die Benutzung bewilligen (RGStr. Bd. 11 ©. 266, RE. 
i. PMZDL. III 204). Unter Umftänden fann die Genehmigung mehrerer 
erforberlich jein, denen das ausſchließliche Recht gemeinfam oder nad) 
räumlicher Teilung ac. zufteht (vgl. R. 5 zu $ 6; j. aud unten N. 9). 
Soweit der Batentinhaber ſein ausjchliegliches Recht auf einen anderen 
übertragen hat, handelt er jelbjt widerrechtlich, wenn er ohne Einwilli- 
gung des anderen die Erfindung benußt. 

e) Nur die widerrechtlihe Benupung einer fremden paten- 
tierten Erfindung begründet die in $ 35 bejtimmte Schadenserjaß- 

pflicht, nicht umgekehrt die zu weite Ausdehnung - — 
ſeitens des Patentberechtigten (RG. i. R. u. U. VIi 

f) Die Benutzung der fremden Erfindung 3 unter gewiſſen 
Umſtänden vermutet — ſ. Abſ. 2, unten N. 12. 

4. Das Gejeß gewährt jeinen Shut nur injoweit, 
als die Wirkung des Patents gegen Dritte eingetreten if. Dar- 
über, inmieweit das Patent mit Rüdjiht auf gewijje Perſonen, Sachen 
oder Zwecke feine Wirkung äußert, bejtimmt $ 5. Wenn aljo 3. B. 
derjenige, welcher zur Zeit der Anmeldung bereits im Inlande die 
Erfindung in Benugung genommen hatte, diejelbe für die Bedürfnifje 
jeines eigenen Betriebed audy während der Geltungsdauer des fremden 
Patents weiterhin benugt, jo ift er dem Patentinhaber nicht entichädi- 
gungspflichtig. ns 

5. Während die abwehrende Klage auf Grund des objektiven 
Tatbejtandes einer Patentverlegung (N. 2—4) allein erhoben werden 
fann (j. N. 13 zu $ 4), erfordert die Entihädigungsflage außerdem 
ein Berfchulden desjenigen, der die Erfindung twiderrechtlih benußt. 
Abweichend von $ 34 des älteren Gejeges, welcher auch die Entichädi- 
gungspflicht nur bei wifjentlicher Patentverlegung eintreten lieh, läßt 
der nunmehrige $ 35 neben der Wijjentlichfeit die grobe Fahr— 
läjjigfeit als Schulditufe genügen. 

Das Patentgejeg regelt die Entihädigungspflicht wegen Patent» 
verlegung ausjchlieglih und erjhöpfend. Ohne Verjchulden bejteht 
aljo auch feine Haftung für Bereiherung. Die VBorichriften des 
bürgerlichen Rechts, wonach die ungerechtfertigte Bereicherung aud) von 
demjenigen herauszugeben ift, dem ein Verſchulden nicht zur Laſt Fällt 
(vgl. BGB. $$ 812 ff.), finden auf PBatentverlegungen feine Anwendung. 
Es ift dies daraus zu entnehmen, daß bei Beratung der Novelle der 
Antrag, die Haftung auf jede fahrläfjige Berlegung auszudehnen, ab» 

elehnt wurde, ohne daß dabei die Verpflichtung zur Herausgabe der 
Be auch nur eine Erwähnung fand (Komm.Ber. über den 
Entwurf der Novelle ©. 28), ferner daraus, bh das Geſetz bezüglich 
der Haftung auf den Betrag der Bereicherung feinerlei Bejtimmung 
enthält, obwohl verwandte Gejege, wie das Urheberrechtsgeſ. v. 11. Juni 
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1870 in den $$ 18 Abi. 6, 55 Abi. 4, darüber ausdrüdlich beftimmen. 
en die gemeine Meinung, ſ. insbeſ. RGC. Bd. 15 ©. 132, 

d. 21 ©. 68; RG. i. PMZB. V 106, VI 201; OLG. Colmar daſ. 1304; 
Kohler, Handb. S. 558, Seligſohn N. 8 ©. 339. — Anders liegt die 
Sache nach dem neuen Urh.RGeſ. v. 19. Juni 1901. Zwar enthält 
auch diejes feine ausdrüdliche Beitimmung über Bereicherungshaftung; 
allein wie die Begründung erjehen läßt, wurden die diesbezüglichen 
Beitimmungen des alten Gejeges nur deshalb weggelaſſen, weil man 
fie nach erfolgter einheitlicher Regelung des bürgerlichen Rechts für 
überflüſſig hielt, aljo die Grundſätze des BOB. angewendet willen 
wollte, j. meinen Kommentar 3. Gej. v. 19. Juni 1901 ©. 218). Durd 
die Erhebung der Klage auf Unterlafjung fernerer Benußung 
wird an dem dargelegten Rechtszuſtande nichts geändert. Benupt 
aljo der Beflagte die Erfindung während des Prozeſſes weiter, jo tft 
er zur Entihädigung des Klägers dod nur dann verpflichtet, wenn er 
inzwijchen, etwa durch die Klageerhebung oder durd den Verlauf des 
Prozeſſes, in böfen Glauben verjegt wurde, jo daß die weitere Benugung 
als eine vorjäßliche oder grob fahrläjlige Paten derlebung ſich darſtellt; 
andernfalls iſt der Beklagte auch zur Herausgabe der Bereicherung 
nicht verpflichtet (NGE. Bd. 21 ©. 68, Seligſohn N. 17 ©. 345; a. M. 
Bolze in Gruchots Beiträgen Bd. 33 ©. 9, Kohler, Aus dem Ratent- 
und Induſtrierecht Bd. II ©. 1 ff., derielbe Handb. ©. 560, wo in be- 
denklicher Weife die Annahme des böjen Glauben? an die künftige 
objektive Tatjache der Nichtherausgabe der Bereicherung geknüpft ift). 
Freilih wird felten der gute Glaube im Laufe des Prozeſſes uner- 
ichüttert bleiben. 

Der Beweis des Berjchuldens wird zwar nicht eriegt, mohl aber 
unter Umftänden erleichtert dadurch, daß auf den in den Berfehr ge- 
brachten patentierten en der Bermerf: 

Deutſches Reih. Patent 
oder 
D. BR. P. 
angebracht wird. (Eine jolche — empfiehlt das PA. in der 
Bek. v. 9. Oktober 1877 PBl. © 

6. Wiflentlich —— — eine Patentverletzung, wer 
ſich bewußt iſt, daß er wider den Willen eines anderen eine Handlung 
vornimmt, zu deren Vornahme dieſer kraft eines gültigen, zur Zeit 
noch beſte heuden deutſchen Reichspatents ausſchließlich befugt iſt und 
daß auch feiner der Fälle vorliegt, in denen ausnahmsweiſe (gem. 8 5) 
die Wirkung des Patents ſich nicht äußert. 

a) Das Bewußtſein muß zunächſt die eigene Handlung um— 
faflen; der Benußende muß 3. B. willen, daß in feinem Gewerbe der 
betr. Gegenstand hergeftellt oder feilgehalten wird. 

b) Der Benugende muß Kenntnis haben vom Beftehen und 
Umfang des verlegten Patents; er muß willen, dab das Patent 
erteilt wurde und daß es zur Zeit noch befteht, ferner wie weit es fich 
gemäß dem Erteilungsbeichluffe erftredt; oder er muß doch willen, daß 
die Anmeldung der von ihm benugten Erfindung befannt gemadt und 
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demnach der einftweilige Schuß eingetreten, diefe Wirfung auch nicht 
bejeitigt ift (vgl. $ 23 Abj. 1, $ 27 Abi. 2), jollte ihm auch die Patent- 
erteilung entgangen oder dieje tatjächlich noch nicht erfolgt jein (vgl. 
— Bd. 4 S. 12, Bd. 5 ©. 268, RG. i. PBl. 1882 ©. 89, Gareis 

). 

Der Beweis der Kenntnis von der Batenterteilung wird nicht 
erjegt durch den Hinweis auf die Tatjache der öffentlichen Belannt- 
machung des Patents; denn an dieje fmüpft fich feine Nechtsvermutung 
für die allgemeine Kenntnisnahme; vielmehr ift es Frage des einzelnen 
Tralles, ob der einzelne durch die Veröffentlihung Kenntnis von dem 
Beitehen des Patents erlangt hat (RGStr. Bd. 5 ©. 268). 

Wie weit ji) die Tragweite eines Patent? im einzelnen Falle 
erjtredt, ift eine tatjächliche Frage, der Jrrtum über die Auslegung 
des Patents ift aljo fein Redtsirrtum (RG., PMZBI. TI 322). 

e) Weiter ift erforderlich das Willen der Hebereinftimmung 
des benugten mit dem patentrehtlih geihüsßten Gegen- 
ftande, jomweit dieje Uebereinſtimmung erforderlich ift (vgl. N.5 zu $ 4, 
RES. i. jur. Wochenſchrift 1897 ©. 248), jowie 

d) das Bewußtjein von dem Mangel der Zuftimmung des 
Berechtigten zur Benutzung (vgl. RGStr. Bd. 4 ©. 12). In Diejer 
Hinfiht fehlt es an dem erforderlichen Wiſſen u. a. dann, wenn der 
Benugende denjenigen, der ihm die Zuftimmung erteilt hat, irrtümlich 
für den Berechtigten hält. 

e) Nicht minder muß fich das Wiflen darauf erftreden, daß die 
Wirkung des Patents gegen den Benugenden eingetreten ift, aljo feiner 
der Fälle des 85 vorliegt. Wer 3.8. meint, er habe den Gegen- 
ftand der Erfindung jchon vor der Anmeldung in Benugung genommen, 
ift, wenn er ihn für die Bedürfniſſe jeines eigenen Betriebs weiter 
er einer wijjentlichen Batentverlegung nicht ſchuldig ( KGStr. Bd. 6 

. 224 


)s 

f Die Wifjfentlichfeit wird aud ausgeſchloſſen da— 
durch, daf der Benutende des Glaubens ift, das Patent jei 
nichtig. Zweifellos ift dies injoweit der Fall, ald der Irrtum in der 
Meinung bejteht, es jei das Patent bereits für nichtig erflärt worden. 
Man muß aber noch weiter gehen und das Gleihe dann annehmen, 
wenn der Benutzende nur irrtümlich meint, es liege ein Grund vor, 
das Patent für nichtig zu erflären und entweder jelbit dieje Erflärung 
herbeiführen will oder der Erwartung ift, daß von anderer Geite die 
Nichtigkeitserflärung werde beantragt werden; denn in jolhem Falle 
ift die Handlung des Täterd von der Auffafiung getragen, es wohne 
ihr der Charakter der Nechtöverlegung nur jcheinbar inne und es werde 
ihr dieſer Charakter demnächſt rückwirkend genommen werden, jo daß 
fie auch die Folgen einer Nechtsverlegung nicht nach fich ziehen werde, 
wie e3 ja auch tatjächlicd) der Fall wäre, wenn der vermeintliche Nichtig- 
feitögrund bejtehen würde. Wenn dagegen derjenige, der einen Nichtig- 
feitägrund für gegeben hält, der Anficht ift, deſſen Geltendmachung jei 
ausgejchlofjen oder von feiner Seite zu erwarten, jo weiß er, daß jeine 
Benugungshandlung den Stempel der Rechtswidrigfeit aud) ferner an 
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fich tragen werde, weil ja vor der Nichtigfeitserflärung ein Nichtigfeits- 
grund nicht berüdjichtigt werden kann und es würde ihm Daher der 
Glaube an das Beitehen eines Nichtigkeitägrundes nichts nügen. (U. M. 
das RGStr. Br. 6 ©. 224, Bd. 26 ©. 129, Bd. 30 ©. 187, in R. u. 
u. 111 173, PMZBL. III 173, welches annimmt, auf den guten Glau- 
ben an die Nichtigkeit fomme e3 nit an; wie dad RG. Seligjohn 
N.9. Dagegen lehren Robolsfi ©. 248, Binding, Lehrb. ©. 496 
und Kohler, Handb. ©. 896 allgemein, der Glaube an die Nichtigkeit 
des Patents jchliege die Wiflentlichfeit aus.) 

g) Wiflentlich ift die Patentverlegung aud dann nicht begangen, 
wenn der die Erfindung Benupende über die Borausjegungen und Die 
Grenzen des fremden Rechtes umd der eigenen Befugnijje in recht— 
liher Hinſicht irrt. Der Begriff des Jrrtums, der die Wiljentlich- 
feit ausschließt, fanıı im Gebiete des Patentrecht? nicht anders ver- 
jtanden werden, ald er im bürgerlichen Rechte jonft zu verjtehen it. 
Es geht aber nad) dem BGB. nicht mehr an, den Rechtsirrtum grund- 
jäglich anders zu behandeln, als den tatjächlichen Irrtum (vgl. u. a. 
Pland, Komm.z. BGB. 8 823 N.2 it. ce, Coſack, Lehrb. 3. Aufl. $ 71 
Nr. dd, Windſcheid-Kipp, Lehrb. d. Pand.R. Bd. J ©. 353 Nr. 4, 
Dertmann, BI. f. Rechtsanw. Bd. 67 S. Uff.). Die Wiſſentlichkeit ift 
daher 3. B. zu verneinen, wenn die Benutzung einer erjt angemeldeten 
und befannt gemadten Erfindung in dem Glauben begangen wird, zu 
diejer Zeit dürfe man die Erfindung noch benußen, wenn alſo Die 
Wirkung des einjtweiligen Schutzes dem Täter nicht befannt ift, oder 
wenn der Begriff des „Inverkehrbringens“ irrtümlich aufgefaßt wird, 
oder die Bedeutung des $ 4 Sat 2 verfannt wird, oder wenn der 
Täter glaubt, die Genehntigung des eingetragenen Batentinhabers ge- 
nüge auch dann, wenn berielbe jein ausſchließliches Recht auf einen 
anderen übertragen hat 2c. (a.M. Seligiohn N. 9 mit Bezugnahme 
auf die ftrafrechtliche Praris des RG.) Nur ein Irrtum über den 
Inhalt des $ 35 jelbit fann feine Berüdjichtigung finden; man kann 
jih aljo nicht darauf berufen, daß man nicht gewußt habe, daß eine 
ſchuldhafte Patentverlegung zur Entichädigung verpflichte. 

h) In allen unter a—g berührten Richtungen genügt even- 
tueller Dolus, d. i. das Bewußtſein der Möglichkeit einer Verlegung 
fremden Rechtes verbunden mit dem Willen, die Tat auszuführen auf 
die Gefahr hin, daß der als möglich vorgeftellte Verlauf der wirkliche 
jein werde. (Val. RGStr. Bd. 6 ©. 272, Bd. 14 ©. 415, Bd. 15 ©. 34; 
RG. in PBl. 1886 ©. 427, Gareis VI 329). Ob derjenige, der auf Die 
Verlegung des Patents eines anderen aufmerkſam gemadt ift, mit 
eventuellem Vorſatze handelt, wenn er troßdem den Gegenjtand der 
Erfindung weiter benugt, ift Frage des einzelnen alles; meift wird 
dieje Frage dann zu bejahen jein, wenn der Täter es unterläft, das 
Seinige zu tun, um ſich davon zu überzeugen, ob feine Handlung eine 
Patentverlegung wirklich enthält. (Bol. RG. in PB. 1892 ©. 43, 
Gareis IX 270.) 

7. Bahrläffigfeit liegt dann vor, wenn der eine Erfindung 
Benugende ſich der Verlegung eines fremden Patentrechtes nicht be- 
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wußt ift, jich hierüber aljo in einem Irrtume befindet (vgl. N. 6 lit. a—g), 
e3 aber unterläßt, die im Verkehr erforderliche Sorgfalt anzumenden, 
um zu erfennen, daß jeine Handlung zu einer Verlegung des fremden 
Nechtes führen werde (vgl. BOB. 8 276). Dabei fann es fein, daß 
wegen des Mangeld der erforderlichen Sorgfalt dem Täter die Vor- 
ftelung von der Möglichkeit der Nechtöverlegung völlig ferne bleibt 
oder aber, daß dieſe Vorftellung zwar vorübergehend auftaucht, daß 
er fie aber ohne genügende Prüfung ihrer tatjächlichen Grundlage 
fallen läßt. 

Das Geſetz verlangt aber, damit Verantwortlichkeit für den 
angerichteten Schaden eintritt, grobe Fahrläffigkeit, alſo die Außer— 
achtlaſſung einer Sorgfalt, welche bei gleicher Sachlage normalermweije 
von feinem verftändigen Angehörigen der gleichen Perſonenklaſſe, ins- 
bejondere des gewerblichen Kreiſes, zu dem der Täter zählt, aus den 
Augen gejegt würde. (Bgl. RG. in PMZBI. 11 322.) Es darf aljo von 
dem gewöhnlichen Gewerbetreibenden nicht eine Umficht und Sorgſamkeit 
verlangt werden, die nur von einer befonders erfahrenen oder bejonders 
gewifienhaften Perſon aufgewendet würde. Im allgemeinen wird man 
namentlich nicht eine Verpflihtung der gejamten Gejchäftswelt auf- 
jtellen können, vor der erjtmaligen Benußung eines Gegenftandes oder 
eined Verfahrens nad dem etwaigen Beitehen eines der Benußung 
entgegenjtehenden Patentes ji) umzujehen (vgl. Robolski, Komm. 
©. 94). Wenn freilich klar zutage tritt, daß man es mit einer neuen 
Erſcheinung von gewiſſem Werte zu tun hat, dann drängt fi) wohl 
faft jedem Gejchäftsmanne der Gedanke auf, daß hier wahrſcheinlich 
ein gejegliher Schuß bejteht, jo daß in dem Unterlajjen jeglicher Er- 
fundigung allerdings meijt eine grobe Fahrläjligkeit zu erbliden ift (vgl. 
RG., PMZBL. VII 8). Erhält der Benugende die Mitteilung, daß jeine 
Handlung ein beftehendes Patent verlege, jo muß auch dadurch noch 
nicht notwendig die fernere Benugung den Charafter des grob fahr- 
läjjigen Handelns annehmen. Es fann fein, daß trogdem die Ueber- 
zeugung jich erhält, die Benußung jet feine rechtöverlegende Handlung, 
und daß dieſe Ueberzeugung jih auf Gründe ftügt, welche das Ver— 
halten des Täters rechtfertigen. Wenn aber die zugehenden Mit- 
teilungen, Warnungen, Drohungen, Verbote geeignet jind, ernftliche 
Zweifel an der bisher angenommenen Rechtslage wachzurufen, jo liegt 
darin, daß man nun es unterläßt, auf den offenjtehenden Wegen ſich 
Aufflärung zu verichaffen, eine grobe Fahrläfligfeit (RG. in PMZBI. 
VI 235; vgl. auch ebenda V 292). Es kommt eben wejentlich darauf 
an, auf welhem Wege man zu der irrtümlichen Leberzeugung gelangt 
it, das Patent eines anderen nicht zu verlegen, ob man nämlich bei 
Gewinnung diejer Ueberzeugung mit der nötigen Sorgfalt zu Werfe 
gegangen ift. Dies läßt fich in der Regel dann annehmen, wenn man 
jih bemüht Hat, aus der Batentichrift eine beftimmte Anficht zu ge- 
winnen und etwaige Zweifel durch Beiragen tüchtiger Fachmänner zu 
heben (RG., PMZBI. IX 100). Wenn der Benuger annimmt, dab der 
Segenftand des Patents mit dem Gegenftande jeiner Benutzung nicht 
identisch ift, weil das Patentamt ſelbſt jchon dieſe Fdentität früher ver- 
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neint hat, jo fann nicht davon die Rede jein, daß feine irrtümliche 
Annahme auf grober ag 06 beruhe (OLG. Hamm in R. u. U. 
II 20). Dasjelbe gilt in der Regel dann, wenn der Benußer ſich für 
die von ihm vertretene Auffafiung auf das Gutachten wifjenichaftlicher 
Autoritäten berufen kann, jollte dieſes auch mit der ihm befannten 
Anſchauung des Patentamts im Widerſpruch jich befinden (RG. in 
PMZBL. III 148, RS. in R. u. U. III 206). 

S. Zur Entihädigung verpflichtet iſt 

a) vor allem der Täter, d.i. derjenige, der unter Verlegung 
des fremden Patentrecht die Erfindung jchuldhaft in Benupung nimmt 
(ſ. N. 2—7). Die Haftung geht auf den Erben über (BGB. $ 1967); meh- 
rere Erben des Täters haften als Gejamtichuldner (BGB. 2058). Wird 

b) die Rechtöverlegung von mehreren gemeinjchaftlich begangen, 
fo ift jeder diejer Mittäter für den Schaden verantwortlidy und zwar 
haften die mehreren Perſonen als Geſamtſchuldner; Anftifter und 
Gehilfen ftehen den Mittätern gleich (BGB. $$ 830, 840). Der Ge— 
hilfe desjenigen, der im Inlande eine Patentverlegung begeht, ift ent» 
ihädigungspflichtig auch dann, wenn die Beihilfehandlung im Auslande 
vorgenommen wird (Kohler, Handb. ©. 562). Ueber die hauptſächlich 
für die ftrafrechtlihe Würdigung einer PBatentverlegung bedeutjame 
Unterjcheidung zwifchen Täterjchaft und Teilnahme j. N. 4 zu 8 36. 
Dort ift insbejondere dargelegt, daß nur derjenige als Täter anzujehen 
ift, der über die Benutzung einer Erfindung jelbjtändige Beitimmung 
trifft, nicht aber derjenige, der die Benutzungshandlung im Auftrage 
eines anderen, in deſſen Dienſten er jteht, vornimmt. Hiernach ver- 
fteht es ſich von jelbit, daß, wenn der Gewerbetreibende jhuldhaft eine 
das fremde Patent verlegende Handlung durd einen Bedienfteten vor- 
nehmen läßt, er ſelbſt ald Täter erjcheint und demgemäh für die Ent- 
ihädigung haftet. 

e) Juriftiiche Berjonen, insbejondere Aftiengejellichaften, find 
für eine Batentverlegung nicht nur dann haftbar, wenn dieſe auf einem 
Sejamtbeichluffe beruht und die dem Beſchluſſe Zuftimmenden vorjäglich 
oder grob fahrläjlig gehandelt haben, jondern aud) dann, wenn die das 
Patent verlegende Handlung vorjäglich oder grob fahrläjlig von einem 
ihrer Organe in Ausführung der ihm zuftehenden Berrichtungen be- 
gangen wurde (vgl. BGB. 88 31,89). Eine offene Handelsgejell- 
haft ift entichädigungspflichtig, wenn auch nur ein zu ihrer Ver— 
tretung befugter Gejellichafter in der Führung ihrer Geichäfte wiſſentlich 
oder grob fahrläflig ein Patent verlegt hat (HGB. $ 126, RGC. Bd. 15 
©. 121, RG. in PMZB. V 292). Natürlich haften die an der Patent- 
verlegung beteiligten offenen Handelsgejellichafter, injoweit ihnen Vorſatz 
oder grobe Fahrläjligfeit zur Laft * auch perſönlich und dasſelbe 
gilt von den ſchuldhaft handelnden Organen einer juriſtiſchen Perſon. 
Soweit in allen diejen Fällen mehrere Berpflichtete vorhanden find, 
haften fie gemäß $ 840 BGB. als Gejamtjchuldner. 

d) Inſoweit Organe einer juriftiichen Perſon oder vertretungs- 
fähige Teilnehmer einer offenen Handelsgejellihaft jhuldhaft tätig ge- 
worden find (ſ. lit. c), erjcheint dieſe Tätigkeit als die der juriftiichen 
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Perſon oder der Gejellichaft; daraus erklärt fi) die Haftung der leß- 
teren. Nicht dasjelbe gilt aber im Falle der bloßen Bertretung. 
Wenn auch Rechtsgeſchäfte, die in Vertretung eines anderen vorge» 
nommen werden, diejen verpflichten, jo haben doch unerlaubte Hand- 
lungen, die der Bertreter in Ausführung der Gejchäfte des PVertretenen 
vornimmt, nicht ohne weiteres für diejen eine verpflichtende Wirkung. 
Wenn nämlich den Bertretenen ſelbſt ein Verſchulden auch injoferne 
nicht trifft, al3 er es an der erforderlichen Auffiht und Kontrolle fehlen 
ließ, aljo eine Haftung nad; Mafgabe der 88 831, 832 BGB. nicht 
anzunehmen ift, jo haftet der Bertretene nur auf den Betrag der Be- 
reiherung. (Kohler, Handb. ©. 564. Man fönnte jidy verjucht 
jehen, die Haftung jelbit in Anjehung der Bereicherung abzulehnen, da, 
wie in N. 5 bemerkt, die Haftbarfeit in 835 auf verichuldete Nechts- 
eig a beſchränkt ift. Doc, bezieht jich dies nur auf die Haftung 
des Berlepers jelbit. Diejer muß miflentlich oder grob fahrläſſig ge- 
handelt haben. Iſt dies der Fall, jo beiteht fein Grund, die Normen 
des bürgerlichen Rechts bezüglich der Haftung des Bereicherten von 
der Anwendung auszufchtieben.) 

e) Mehrere VBerpflichtete können nod aus dem Grunde 
vorhanden jein, weil mehrere Perfonen voneinander unabhängig ſich 
Eingriffe in das fremde Patentrecht zu jchulden kommen ließen; 3. B. 
A jtellt einen patentierten Gegenjtand widerrechtlich her und veräußert 
ihn, B erwirbt ihn und bringt ihn weiter in Verkehr. In einem 
ſolchen Falle hat jeder zunächſt nur für denjenigen Schaden zu haften, 
den gerade jeine Handlung angerichtet hat. Wenn aber für den ge- 
jamten Schaden die Handlung eines jeden urfächlich gewirkt hat, jo 
haben ihn die mehreren als Gejamtichuldner zu tragen (BGB. 88 421, 
426, 840). 

9. Berehtigt, die Entihädigung zu fordern, ift der Verlefte. 
In erfter Linie ift dies der Batentinhaber, und zwar fommt es darauf 
an, wer das Patent gerade zur Zeit der rechtsverlegenden Handlung 
innehat, nicht darauf, wer zur Zeit der Klageerhebung der Inhaber ift. 
Davon, daß der jeweilige Patentinhaber in der Rolle eingetragen ift, 
hängt jeine Befugnis zur Erhebung der Entihädigungsflage nicht ab 
(vgl. N. 2 lit. b, bb zu $ 19, oben ©. 188 ff, RGStr. Bd. 11 ©. 266, 
RG. in PM8Bl. III 204, 205, V 239). Wurde das Patentrecht auf eine 
Perſon oder auf verjchiedene Perſonen in bejchränfter Weije übertragen 
(vgl. N. 5 zu $ 6), jo ift es Frage des einzelnen Falles, in weſſen Recht 
die Verlegung eingreift (ob 3. B. bei örtlicher Teilung oder zeitlicher 
Beſchränkung nur der eine Berechtigte oder mehrere Berechtigte davon 
betroffen werden). Statt des Batentinhaberd oder auch neben diejem 
fann als Berlegter derjenige ericheinen, dem nicht das Patentrecht jelbit, 
jondern nur die ausjchließliche Befugnis zur Ausübung des Rechtes 
übertragen wurde (N.5 zu 86 ©. 115). Ein in folder Weije Berech— 
tigter ift der einzige Berlegte dann, wenn er das ausichließliche Aus— 
übungsrecht unbejchränft erworben und dafür den Batentinhaber ein 
für allemal abgefunden hat. Dagegen kann ſowohl der Patentinhaber 
als der Erwerber verlegt fein dann, wenn entweder die ausichließliche 
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Ausübungsbefugnis in bejchränfter Weife übertragen wurde oder bei 
unbejchränfter Uebertragung die Vergütung an den PBatentinhaber nad) 
dem Ertrage der Ausübung, dem Ablate 2c. zu leiften ift (vgl. R&Str. 
Bd. 11 ©. 266, RG. in PMZBI. III 204). Auch der Pfandgläubiger 
fann als entichädigungsberechtigter Berlegter in Betracht fommen, nicht 
aber der Lizenzträger (vgl. N. Ylit.g zu $ 6, oben ©. 124). 

Das abjolute Recht eines zur ausjchlieglihen Nugung des Pa— 
tent3 Berechtigten kann aucd durch den Patentinhaber jelbit verlegt 
werden. Dagegen begehen mehrere Berjonen, welche ungeteilt Patent- 
inhaber find, gegenfeitig feine Batentverlegung, wenn fie die vertrags- 
mäßig bejtimmten Grenzen ihrer Befugniffe überjchreiten (Kohler, 
en. 893; unentjchieden läßt die Frage OLG. Dresden, R. u. U. 
VI 167). 

Sind mehrere Berlepgte vorhanden, jo fann jeder von ihnen 
nad) Mafgabe jeines Schadens von dem Berpflichteten Entihädigung 
verlangen. Soweit ald Entſchädigung die Bereicherung begehrt werden 
fann, ift jeder Verlegte anjpruchsberechtigt auf den Betrag, den er 
nach jeinem Berhältnijje zu den anderen Berechtigten aus der Be- 
nußung gezogen hätte, wenn er dieje in gleicher Weile wie der Ber- 
feger hätte betreiben fünnen (Kohler, Handb. ©. 563 gegen Reinde, 
R. u. U. II 194). 

Bezüglich des Erforderpijjes der Vertretung des nicht im 
Inlande wohnhaften Berechtigten j.$ 12. 

10. Entihädigung. Den allgemeinen Grundjägen gemäß (BGB. 
8 252) hat der Verpflichtete außer dem pojfitiven Schaden den ent» 
gangenen Gewinn zu erjegen. Das Gericht Hat bei Feititellung des 
Schadens fich von jeiner durd Würdigung aller Umftände gewonnenen 
freien Weberzeugung leiten zu laſſen (EBD. $ 287). Dieje Art der 
Scadenswürdigung ift einem von einer Partei zu leiftenden Ueber. 
zeugungseide unbedingt vorzuziehen (RG. i. R. u. U. III 206). 

Wenn der Berlegte Entichädigung verlangt, jo fann er dabei 
nach jeiner Wahl einen dreifach verichiedenen Standpunkt 
einnehmen, je nachdem er als das ihn jchädigende Ereignis die Tat- 
jache betrachtet, daß überhaupt der andere jeine patentierte Erfindung 
benußt hat, oder den Umſtand, daß dies ohne jeine Genehmigung ge— 
ichehen und ihm daher die hiefür zu leitende Lizenzgebühr entgangen 
ift, oder endlich die Tatjache, daß der andere an jeiner Stelle den aus 
der Benutung der Erfindung zu erzielenden Gewinn gezogen, ſich alio 
auf feine Koften bereichert hat (RGE. Bd. 35 ©. 64; RGC. Bd. 43 ©. 56, 
in PMZBL. V 106). Stellt er jich 

a) auf den erften Standpunft, erblidt er alfo die Schädigung 
in der Benußung der Erfindung jeitend eines anderenan 
ji, jo fann er als Schadenserjag den Unterſchied fordern, der fich 
ergibt aus einem Vergleich feiner Bermögenslage ohne diefe Benutzung 
und jeiner Vermögenslage, wie fie fich infolge der Benutzung geftaltet 
hat. Es fann ſich hiebei insbejondere ergeben, daß der Berechtigte in 
der Zukunft die Erfindung überhaupt nicht oder doch nicht mehr in 
entiprechender Weije ausnügen fann, weil das Publikum ſchon genügend 
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oder doch mehrfach mit dem Gegenftande der Erfindung berjehen oder 
weil durch mangelhafte Anwendung der Erfindung diefe in fchlimmen 
Ruf geraten ift 2c. Nimmt der Berlepte 

b) den zweiten Standpunft ein, erachtet er fich alſo für be- 
ihädigt dadurd, daß die Benugung ohne Genehmigung und 
demgemäh ohne Gegenleiftung erfolgt ift, jo kann er nur eine 
entiprechende Gegenleiftung, alſo die Lizenzgebühr, die er im Falle der 
Erteilung der Genehmignng gefordert und wahricheinlich erhalten hätte, 
verlangen. 

ec) Bon dem dritten Standpunkte aus, wenn aljo der Berech— 
tigte die Aneignung des aus ber Benupung zu erzielenden 
Gewinnes als den Grund des ihm zugegangenen Bermögensichadens 
anjieht, fann er die ganze von dem Berleßer erlangte Bereicherung 
fordern, ohne Rüdficht darauf, ob er felbft bis au dieſer Höhe aus der 
Erfindung Gewinn gezogen hätte. Es ijt eben die Sache dann jo an- 
zujehen, al3 ob der Verleger die Erfindung für Rechnung des Berech— 
tigten benugt hätte. Natürlich fommt hiebei nur diejenige Bereicherung 
— Bermögensmehrung oder Aufwandserjparung — in Betracht, die 
wirklich aus der Benutzung der Erfindung gezogen worden ift, nicht 
der volle Erwerb, den der Verleger mit dem Unternehmen, bei dem er die 
Erfindung benußte, erzielt hat. Es kommt aljo 3. B. in Abzug, was der 
Verleger bei demjelben Unternehmen ohne die Anwendung der Erfindung 
oder was er jonjt in der gleichen Zeit in feinem Gejchäftäbetriebe ver- 
dient hätte, was er etwa durch Verbefjerung der Erfindung oder durch 
gleichzeitige Anwendung nur ihm zu Gebote ftehender Arbeitsmittel 
u. dgl. mehr verdient hat u... (Vgl. Kohler, Handb. ©. 570 ff.) 
Wird die Bereicherung gefordert, jo ift der Verleger 7 NRehnungs- 
legung verpflichtet (RGE. Bd. 46 ©. 14, PMZBL. VII vgl. BGB. 
8 687 Abi. 2). Der Uebergang von dem Antrag auf — — zur 
Rechnungslegung zum Antrag auf Verurteilung zur Zahlung der durch 
die Rechnungslegung feſtzuſtellenden EL ORNORINRUNE enthält feine 
unzuläflige Stlageänderung (RGC. Bd. 40 ©. 7). 

Der Berechtigte kann, wenn — bi Bereicherung beansprucht, 
nicht außerdem noch Die Fizenzgebühr, wenn er Diele begehrt, nicht 
überdies die Bereicherung fordern. Er fann aber, ohne dem imvanbde 
der Stlageänderung zu begegnen, von dem einen Stlagebegehren zu dem 
anderen übergeben, da er damit nur denjelben Anipruch unter anderer 
rechtlicher Begründung geltend macht (RGE. Bd. 43 ©. 56, in PMNZBI. 
V 106). 

Dagegen ift der Verlegte, der die Bereicherung verlangt, auf 
diefe, wenn er einen höheren Schaden hat, nicht beſchränkt; die Be— 
._.. ift das Mindefte, was er verlangen fann (Kohler, Handb. 

575) 

11. Prozeſſuales. 

a) Gerichtsſtand. Neben den allgemeinen Gerichtsſtänden 
(EVD. 88 12 ff.) ſind beſonders die Gerichtsſtände der Niederlaſſung 
(8 21), des Vermögens ($ 23) und der unerlaubten Handlung (332) 
in Betracht zu ziehen. Der leßtere ift namentlih von Wichtigfeit, 
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wenn Gegenftände, die im Auslande unter Benußung einer im In— 
ande patentierten Erfindung hergeftellt find, in den inländiichen Ver— 
fehr gebradjt werden. Begangen ift die Patentverlegung überall, wo 
eine als Benugung der Erfindung ſich daritellende Handlung vor- 
gelommen ift, 3. B. an einer Maſchine die patentierte Verbejjerung an- 
gebracht, ein Eremplar des patentierten Gegenjtandes feilgehalten oder 
verfauft und übergeben oder zur Erfüllung eines Kaufvertrages ab- 
gejendet worden ijt, während der Ort des Bertragsabichluffes allein 
als Begehungsort nicht angejehen werden kann (RGE. Bd. 13 ©. 424). 

b) Die Entihädigungsflage fann mit der abwehrenden 
Klage verbunden werden (ſ. N. 13 lit. a zu 84, o. S. 9). 

e) Einftweilige Verfügungen fönnen im Entihädigungs- 
prozefje vorfommen; fie können insbejondere dadurch veranlaft jein, 
daß mit dem Entihädigungsanipruch der Anſpruch auf Unterlafiung 
fünftiger Störung verbunden wird (ſ. N. 13 lit. c zu $ 4,0. ©. 9). 

d) Bezüglih der Ausjepung des Verfahrens bis zur Er- 
ledigung des Nichtigkeitöverfahreng ſ. N. 2 lit. b, bb, 3, o. ©. 270. 


Abſatz II. 

12. Das Geſetz ftellt Hier eine Vermutung auf. Wenn es 
ſich um eine Erfindung handelt, welche ein Verfahren zur Herftellung 
eines neuen Stoffes zum Gegenſtand hat, gilt jeder Stoff von gleicher 
Beichaffenheit bis zum Beweiſe des Gegenteild als nad; dem paten- 
tierten Verfahren hergeftellt. (Die Beltimmung ift erjt durch die No- 
velle eingefügt.) 

a) E3 muß für ein Verfahren das Patent erteilt jein. Der 
Stoff jelbft kann gleichfall3 patentiert fein, das Patent darf aber nicht 
ausjchlieglich den Stoff zum Gegenftande haben. 

b) Ein Verfahren zur Herftellung eines neuen Stoffes muß 
Gegenftand des Patents jein. Die Vermutung greift aljo nicht Plaß, 
wenn es fid um ein neues Verfahren zur Serttellung eines bereit be- 
fannten Stoffes handelt. Der Stoff muß die Eigenschaft der Neuheit 
zur Seit der Anmeldung der Erfindung gehabt haben. 

ec) Die Bermutung gilt aud dann, wenn nad der Anmeldung 
der Erfindung andere Herjtellungsarten hinſichtlich desielben Stoffes 
befannt geworden find. Um fie zu widerlegen, muß bewiejen werden, 
daß zur Herftellung des Stoffes im gegebenen Falle eine andere Art 
der Herjtellung wirklich gedient hat. 

d) Sind nacheinander verjchiedene Arten der Herftellung des- 
jelben Stoffes patentiert worden und war der Stoff zur Zeit der erften 
Anmeldung noch neu, jo gilt die Vermutung fort und fort für das 
zuerjt patentierte Verfahren; denn zur Zeit der jpäteren Anmeldungen 
war ja der Stoff nicht mehr neu. 

e) Die Rechtsvermutung des $ 35 Abſ. 2 gilt nur für die 
Berfolgung der Sade im Eivilrehtswege (einichließlidy der ab- 
wehrenden Klage und der Feitftellungsflage), nicht für das GStraf- 
verfahren (vgl. $ 36). 
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S 36. 

Wer wifjentlich den Beftimmungen der $$ 4 und 5 zuwider 
eine Erfindung in Benugung nimmt, wird mit Geldjtrafe bis 
zu fünftaufend Mark oder mit Gefängnis bis zu einem Jahre 
beitraft. 

Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag ein. Die Zu— 
rüdnahme des Antrags ift zuläffig. 

Wird auf Strafe erkannt, fo ift zugleich dem Verletzten 
die Befugniß zuzufprechen, die PVerurtheilung auf Koften des 
Verurtheilten öffentlich befannt zu machen. Die Art der Be— 
fanntmachung ſowie die Frift zu derjelben ift im Urtheil zu 
beftimmen. 


Unftifter 4c. | —— Patent 26. 
Begünſtigung 4e. Publikationsbefugnis 7. 
Benutzung 2c. Rechtsirrtum 3, 
Beweis 9. Strafantrag 6. 
Einziehung 5b, Strafe 5a. 
Fortbauerndes Vergehen 2c. ' Täter an. 
Fort ee Vergehen 2c. ' Berfa 
Gebilfe 4d ' Berjä — 
blerei 4e. Vollendung der Benugung 2c. 
ittäter Ab, 


1. Während on civilrechtlichen Schuß gegen Patentverlegung 
gewährt, handelt $ 36 von der Strafbarfeit wijjentliher Batent- 
verleßung. In 837 ift dem Berlegten für den Fall der Beitrafung 
des Täters ein Bußanſpruch zuerkannt. 

2. Die mit Strafe bedrohte Handlung beſteht darin, daß eine 
Erfindung den Beſtimmungen der $$ 4 und 5 zuwider in Be- 
nugung genommen wird. SHinfichtlich diejes objektiven Tatbeftandes 
gilt das in N. 2 bis 5 zu $ 35 Bemerkte entiprechend. Demnad) ift 

a) aud ftrafrehtlih nur geihüßt eine Erfindung, für 
welhe nad Maßgabe dieſes Gejepes ein Patent erteilt ift. 
Bermöge de3 mit der Belanntmahung der Anmeldung eintretenden 
einftweiligen Schußes iſt die nah der Belanntmahung begangene 
Handlung ftrafbar, wenn nachher das Patent erteilt, ftraflos, wenn es 
nicht erteilt wird (j. $ 23 Abi. 1, 8 27 Abj.2 Satz 3, N. 5 lit. d zu $ 23, 
N.3 lit. c zu $ 27); ferner ift 

b) aud ftrafrehtlih nur gejhügt eine Erfindung, 
für welche zur Zeit der Benutzung das Patent noch beiteht. 
Die Strafbarkeit fällt nicht weg dadurch, daß nad) Begehung der 
Handlung das Patent erliicht oder zurüdgenommen wird (RGStr. 
Bd. 7 ©. 146). Dagegen ift die Strajbarfeit ausgejdhlojjen, 
wenn das Patent für nichtig erklärt ift und zwar aud in 
Anjehbung der vor der Nicdhtigfeitserklärung begangenen 
Handlungen (j. N. 8 zu $10 RGEStr. Bd. 14 ©. 261, Bd. 30 ©. 187). 
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Die Sade ift jo anzujehen, ald ob eine Nechtöverlegung und damit 
eine jtrafbare Handlung niemals begangen worden wäre. Die Nicdtig- 
feitserflärung iſt nicht ein Grund, der die Strafbarteit wieder aufhebt, 
jondern ein Grund, der rüdwirktend die Rechtswidrigkeit der Handlung 
und damit ihre Strafbarfeit bejeitigt. Es iſt aljo vor allem auf die 
noch im Laufe des Strafverfahrens erfolgende Nichtigkeitserflärung in 
jedem Abjchnitte des Verfahrens Rüdjiht in der Weije zu nehmen, 
daß fie zur Freiſprechung führen muß. Iſt das Nichtigfeitöverfahren 
noch nicht abgejchlofien, jo ıjt bis zur Beendigung desjelben das Straf- 
verfahren auszujegen. Die Ausjegung Hat auch dann zu erfolgen, 
wenn die Nichtigkeitsflage noch nicht gejtellt ift, der Beichuldigte aber 
erklärt, fie ftellen zu wollen, und zu dieſem Behufe die Ausſetzung 
beantragt; gleichzeitig ift dann dem Beichuldigten eine Frift zur Er- 
hebung der Nichtigkeitsffage zu beitimmen. (St PD. $ 261. Dort iſt 
zwar dem Gerichte nur die Befugnis zur Ausjegung eingeräumt, dieje 
aber nicht zur Pflicht gemacht; allein da der Strafrichter jelbjt über 
die Nichtigkeit nicht, wie ſonſt nah $ 261 Abſ. 1 über bürgerliche 
Rechtsverhältniſſe, enticheiden fann (N. 3 zu $ 10), dieje Vorfrage jedoch, 
wenn fie einmal aufgeworfen ijt, entichieden werden muß, dürfte die 
Verpflichtung des Gerichts zur Ausjegung außer Zweifel ftehen; jo 
rihtig RGStr. Bd. 7 ©. 146, wo noch bemerkt ift, daß der Ausjegungs- 
antrag feiner weiteren Eubjtanzierung bedürfe, jich aber als ernitlich 
emeint darjtellen müjje.) Iſt im Strafverfahren eine bereits erfolgte 
Nichtigfeitserflärung, weil fie nicht befannt war, unberüdjichtigt ge- 
blieben und der Angeflagte verurteilt worden oder wird die Nichtigfeit 
erft nad) der rechtöfräftigen Verurteilung zur Strafe erklärt, jo erjcheint 
die Wiederaufnahme des Berfahrens gem. StPO. $ 399 Nr. 5 
als begründet. Eine bereits gezahlte Geldftrafe ift auf Grund der 
Freiſprechung im Wiederaufnahmeverfahren zurüdzuerftatten, ebenio 
der geleiftete Koftenbetrag und eine an den Berlegten gezahlte Buße. 
Der Strafrichter hat übrigens in dem freiiprechenden Urteil dieje Rück— 
erftattungspflicht nicht auszujprechen (vgl. LG. Stuttgart in PBl. 1891 
S. 274, Gareis IX 578), fie ergibt ſich von jelbjt; wenn etwa der an- 
geblich Verlegte die Rüdzahlung der Buße und der an ihn bezahlten 
Koften der Nebenklage verweigert, jo muß er im Civilrechtswege dazu 
angehalten werden. 

e) Der Begriff des Inbenutzungnehmens beſtimmt fich nach 
$ 4 (j. das Nähere in N. 3 lit. a und b zu $ 35). Die Rechtövermutung 
des $ 35 Abi. 2 gilt für das Strafverfahren nit. Strafbar ift nur 
die vollendete Handlung, nicht der Verſuch (vgl. RGEStr. Bd. 11 
©. 241). Vollendet ift aber die Patentverlegung, jobald auf eine der 
vier Arten, die $ 4 aufzählt, die patentierte Erfindung widerredhtlich 
benußt ift (ſ. N. 7 -10 zu $ 4). Zur Vollendung genügt 3.8. Herftellung 
des patentierten Erzeugnijies in einem Eremplar. Es bedarf jogar nicht 
der vollftändigen Herftellung;; e8 genügt, wenn dieſe jo weit gediehen ift, daß 
der Erfindungsgedanfe hervortritt. Deshalb liegt unter diejer Voraus- 
jegung ein® im Inland begangene Patentverlegung z. B. ſchon dann vor, 
wenn nur die einzelnen Teile einer Kombination im Inlande angefertigt 
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wurden, deren Zujammenjegung aber im Wuslande ftattfinden joll 
(RG., PM8Bl. III 229). Erfolgt durch eine Perjon die Benugung 
derjelben Erfindung in mehrfacher Art, indem dieje Perjon 3. B. einen 
Stoff mittel3 de3 patentierten Verfahrens herftellt, ihn dann in ihrem 
Gewerbebetrieb feilhält, veräußert und außerdem etwa noch einen Teil 
des Fabrikats zu anderweiter eigener Produktion gebraucht, jo liegt in 
der Regel in der gejamten Handlung nur ein Vergehen der Patent- 
verlegung; denn alle dieje Akte vereinigen ſich nach dem Willen des 
Täter, um in ihrer Gejamtheit diefem die volle Ausbeute aus der 
widerrechtlich benugten Erfindung zu gewähren; die gewerbliche Her- 
ftellung geichieht ja nur zum Zwecke der gewerblichen Verwertung; 
auch richten jich alle dieje Akte gegen das nämliche geſchützte Gut einer 
und derjelben Perſon. Dabei beichränft fich die Einheit der Handlung 
nicht auf den Fall einmaliger Vornahme jeder der Benupungsarten, 
vielmehr ift in der Negel ein fortgeiegtes Vergehen, nicht Real— 
fonfurrenz mehrerer Vergehen, anzunehmen, wenn in einem gewifjen 
zeitlichen und gewerblichen Zujammenhange das patentierte Verfahren 
mehrmals angewendet, dad geſchützte Erzeugnis öfter produziert und 
in einer Mehrzahl von Eremplaren veräußert wird. Nealtonfurrenz 
ltegt nır dann vor, wenn der zeitliche oder gewerbliche Zuſammenhang 
unterbrochen ift; 3. B. das patentierte Verfahren ift etwa ein halbes 
Jahr fang angewendet worden, dann jahrelang nicht mehr, nun greift 
der Gewerbetreibende wieder auf diejes Verfahren zurüd; oder es hat 
ein Majchinenfabrifant die patentierte Maſchine nur für feinen Betrieb 
hergeftellt, nachdem er fie jahrelang benützt hat, verfauft er fie. (Aehn- 
ih Kohler, Handb. ©. 898 ff., der mit Recht die Erklärung der Ein- 
heit durch die Gewerbsmäßigfeit der Handlung ablehnt, weil das Wejen 
der Gemwerbsmäßigfeit hier nicht in der Wiederholung, jondern in der 
Anwendung im Gewerbe liegt; vgl. auch RG. im PMZDI. II 322.) 
Längere Zeit andauerndes patentwidriges Feilhalten eines Erzeugnifies 
für jich allein ift als fortdauerndes Vergehen aufzufajlen. 

d) Strafbar ift nur die wider den Willen des Bered- 
tigten (ſ. N.9 zu $ 35) vorgenommene Benugung. Ob durch dieſe 
dem Berechtigten ein Vermögensſchaden zuging, ift für die Straf- 
barkeit belanglos. 

e) Inſoweit gegen den Benutzer gemäß $ 5 die Wirkung 
des Batent3 nicht eingetreten iſt, erjcheint die Benugung als 
erlaubt und demnach nicht ſtrafbar (j. N. 4 zu $ 35). 

fl Nur die im Inlande erfolgte Benugung ift als Patentver- 
legung ftrafbar (ſ. N. 12 zu 8 4). 

3. Die Strafbarkeit ijt bedingt dadurch, daß der Täter willent- 
li handelt; die grob fahrläjfige Patentverlegung begründet nur Schadens- 
erjagpflicht. Weber den Begriff der Wijientlichkeit |. N. 6 zu 3 35. Was 
insbejondere den Jrrtum über Rechtsſätze betrifft, jo ift zwar die Be- 
rufung auf einen Jrrtum über den Inhalt des $ 36 jelbit und des 
8 37 nicht zu beachten. Dagegen muß ein Jrrtum in Anſehung der 
übrigen Beitimmungen des Gejeges als .ein folder über Sätze des 
Civilrecht3 angejehen werden, jo daß er den Borjak und damit die 
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Strafbarfeit ausichließt. (Uebereinftiimmmend van Calker, Urheber: 
rechtödelifte ©. 214; a. M. konftant das RG., ſ. insbeſ. NGStr. Bd. 6 
©. 224, Bd. 8 ©. 215, Bd. 10 ©. 352, Bd. 11 ©. 95, Bd. 13 ©. 389, 
Bd. 15 ©. 34, ©. 349, Bd. 21 ©. 208, Bd. 30 S. 98, PMZBI. III 134, 
indem es — zum Teil für das Warenzeichenrecdht, im übrigen für das 
Patentrecht — annimmt, daß die geſetzlichen Borjchriften über den Inhalt 
und den Umfang der ausichlieglihen Berechtigung Beltandteile der 
Strafvorichrift jelbft feien. Wie das RG. auch Seligjohn N.Y zu 
8 35, Stenglein N.8; j. auch die Zitate bei van Calker a. a. O. — 
Die nähere Begründung der Anficht, daß auch der Irrtum über die- 
jenigen Givilrechtsjäge, auf welche eine Strafbeftimmung Bezug nimmt, 
den Vorſatz ausjchließe, Habe ich in meinem Kommentar zum lrh.- 
RGeſ. vom 19. Juni 1901 ©. 239 ff. soeben.) 

4. Täterjhaft, Teilnahme, Begünftigung. Im allgemeinen 
it zu bemerken, dab für das GStrafreht nur phyſiſche Perſonen, 
nicht juriftiiche Perjonen, als Täter oder Teilnehmer in Betradt 
fommen. Wird im Gewerbebetrieb einer kollektiven Perjoneneinbeit, 
z. B. einer Aftiengejellichaft, der Gegenjtand einer patentierten Erfindun 
twiderrechtlih in Benugung genommen, jo fönnen nur wifjentlid 
en Einzelperjonen dafür jtrafrechtlih verantwortlid gemacht 
werden. 

a) Täter fann zwar nur jein, wer gewerbömäßig den 
Gegenftand der Erfindung in Benugung nimmt ($ 4). Damit ift aber 
nicht gelagt, daß es das eigene Gewerbe fein müſſe, in welchem der 
Gegenjtand benugt wird. Entjcheidend ift, wer jelbjtändig dar— 
über Beftimmung trifft, daß die Erfindung in dem betr. 
Gewerbebetriebe in Benugung genommen werde. Wer Dies 
wiljentlich tut, ift regelmäßig der Täter. In erfter Linie ift es daher 
allerdings der Gewerbetreibende jelbjt, der Prinzipal, wenn auch die 
Benupungshandlung von einem Angeftellten vorgenommen wird. Es 
genügt, daß dies mit jeinem Wiſſen gejchieht, jollte er auch feinen aus— 
drüdlichen Auftrag dazu gegeben haben; denn wenn er in Kenntnis 
der Benugung einer fremden Erfindung dieſe in feinem Geſchäfte ge- 
ichehen läßt, jo trifft er hiedurch ftillfchweigend die ihm allein äuftehende 
Beltimmung über die Benugung. Wenn dagegen auf Seite des 
Prinzipals die Wiffentlichleit fehlt, weil er etwa um das Geſchäft fich 
nicht kümmert, jondern alles jeinem Bevollmädtigten, Prokuriſten ac. 
überläßt oder weil die Handlung, 3. B. die Anwendung eines paten- 
tierten Verfahrens, heimlich Hinter jeinem Rüden gejchieht, dann ift 
derjenige Angejtellte der Täter, der — ausdrüdlich oder ftillichweigend 
durch mwiljentliche Duldung — über die Benugung der Erfindung be- 
ftimmt hat. Das Gleiche gilt, wenn der Angejtellte eines geiftestranfen 
Prinzipald oder einer jurtftiichen Perjon eine Erfindung für das Ge- 
werbe, in dem er beichäftigt ift, in Benußung nimmt, d. h. hierüber 
jelbftändig beftimmt. 

Beranlaft jemand mifjentlich eine andere Perjon, den Gegen- 
ftand einer geſchützten Erfindung unwiſſentlich in az en zu nehmen, 
jo it er ala mittelbarer Täter zu beftrafen; fo 3. B. derjenige, der 
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durch einen Gemwerbetreibenden, dem das Beftehen eines Batentichußes 
nicht befannt iſt, den geſchützten Gegenjtand herftellen läßt (vgl. RGl, 
Bolze XI Nr. 90), und zwar ift er mittelbarer Täter nicht nur dann, 
wenn er den hergeftellten Gegenftand in jeinem eigenen Gewerbebetrieb 
in Berfehr bringen will, jondern auch dann, wenn er jelbit damit ge- 
werbliche Zwecke nicht verfolgt; denn immerhin Hat er jchuldhaft be- 
wirft, daß in einem Gewerbebetriebe der Gegenftand a wurde, 
wenn auc in dem eines anderen. Wer dagegen auf die Benußung 
des Gegenjtandes einer patentierten Erfindung, die von anderer Seite 
unwiſſentlich gejchieht, feinen Einfluß ausübt, fondern lediglich zur 
Benugung wiſſentlich Hilfe leiftet, 3. B. durch Anfertigung einer Zeich- 
nung des patentierten Gegenjtandes, über deſſen Berwendung der 
andere ſchon Beftimmung getroffen hat, kann als mittelbarer Täter 
nicht in Betradht fommen (auch nicht ala Gehilfe, weil der Täter 
mangels Kenntnis des Patentſchutzes Feine jtrafbare Handlung begeht, 
RG. in GA. Bd. 48 ©. 357). 

b) Mittäter find Diejenigen, welche im Bewußtſein ihres Zu— 
jammenmwirfens die geichügte Erfindung gemeinjchaftlich in gewerbs— 
mäßige Benutzung nehmen. Nur wer an der Ausführung der Be- 
nugung jelbit in dem Bemwußtjein der Mitwirkſamkeit des anderen ſich 
beteiligt, ift Mittäter. Von einer gewerbsmäßigen Benugung der Er- 
findung kann aber, wie zu lit. a dargelegt, nur bei demjenigen Die 
Nede jein, der jelbftändig darüber Beftimmung trifft, daß die Erfindung 
in dem betr. Gewerbebetrieb benußt werde. Es find aljo, wenn Ddieje 
Beitimmung von dem Prinzipal var deſſen Angejftellte, die der 
Beftimmung gemäß handeln, nicht Mittäter, jondern höchſtens Ge— 
hilfen. Soweit nun mehrere gemeinjchaftlic” die gewerbsmäßige Be- 
nutzung beichloffen haben, find fie Mittäter, wenn fie auch nur zu einem 
Teil bei der Benußung mitwirken. Handelt es ſich insbejondere um die 
Herftellung des Erfindungsgegenftandes, jo ift Mittäter jchon derjenige, 
der nur einen Teil des Ganzen anfertigt, joferne er fich nur dejjen be- 
wußt it, dab diefer Teil zuſammen mit den von anderen gefertigten 
Teilen den Erfindungsgedanten zur Verwirklichung bringt. Dies gilt 
aber nur von ſolchen Teilen oder Elementen eines Ganzen, die lediglich 
für Diefes Ganze bejtimmt find. Wer an jich bekannte Gegenjtände an- 
fertigt oder veräußert, die einer verichiedenartigen Verwendung fähig 
und nur unter anderem auch zu einer Kombination verwendbar jind, 
welche nur als Ganzes geihügt iſt, ericheint als Meittäter auch dann 
nicht, wenn er von dieſer leßteren Berwendung Kenntnis hat. Die 
Herftellung der Kombination und damit die Benußung der Erfindung 
beginnt in diefem Falle erjt mit der Zuſammenſetzung der befannten 
Elemente; deren wiljentliche Lieferung an denjenigen, der die Zujammen- 
jegung vornimmt, ift nur Beihilfe. (Gl. A. icheint RGStr. Bd. 26 ©. 380, 
381 zu fein; a.M. Kohler, Handb. ©. 552.) Ebenſo liegt Mittäter- 
ſchaft dann nicht vor, wenn dem Herjteller des Erfindungsgegenjtandes 
oder demjenigen, der ein patentiertes Verfahren anwendet, von einem 
anderen nur Stoffe oder Arbeitsmittel geliefert werden, die auch eine 
anderweitige Verwendung geftatten; eine folche Lieferung ift ebenfalls, 
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vorausgejeßt, daß fie in dem Bewußtſein der widerrechtlichen Berwen- 
dung geichieht, nur Beihilfe, und zwar ändert es hieran nichts, wenn 
etwa der Lieferant an der Benugung der Erfindung induftriell beteiligt 
it. (In legterer Hinfiht a. M. Kohler, Handb. ©. 553, und mit ihm 
wohl alle, welche die jog. jubjektive Teilnahmetheorie vertreten. Ob 
natürlich der Lieferant nicht etwa auf die ganze Produktion den be- 
jtimmenden Einfluß ausgeübt hat und demnad) als Anjtifter der Batent- 
verlegung in Betracht fommt, ift eine andere Frage.) 

Mittäterichaft in Bezug auf die geſamte Benutzung liegt vor, 
wenn mehrere Perjonen fich in der Weile vereinigen, daß jede eine 
andere Benugungshandlung vornimmt, die aber zu denen der übrigen 
ergänzend hinzutreten joll, wenn aljo 3. B. der eine den Erfindungs- 
gegenitand produziert, damit der andere ihn vertreibe und diejer wirl- 
lid) den Vertrieb bewerkitelligt. Dagegen ift, wenn unabhängig von- 
einander der eine die Herjtellung betreibt, der andere den hergeitellten 
Gegenftand in Verkehr bringt, jeder in Anjehung feiner Benugungs- 
handlung als Täter zu bejtrafen (vgl. Kohler, Handb. ©. 902). 

Erfolgt die Benugung einer Erfindung in dem Betrieb einer 
offenen Handelsgejellichaft, jo find unter der Vorausjegung der Wiſſent— 
lichfeit Meittäter die zur Vertretung der Gefellichaft befugten Teilhaber 
derjelben, gleichviel, ob fie die Benupungshandlung jelbjt vornehmen 
oder anordnen oder nur gejchehen laſſen. In gleicher Weije und unter 
derjelben Borausjegung find, wenn die Benugung im Betriebe einer 
juriftiichen Berfon — Altiengejellihaft, Genofjenichaft, Gemeinde ꝛc. — 
geichieht, die mehreren Organe Mittäter einer Patentverlegung, die 
innerhalb des ihnen zugeiwiejenen Gejchäftsfreijes begangen wird. 

e) Anftifter it, wer einen anderen zu dem von diejem be» 
gangenen Vergehen der Batentverlegung vorjäßlich beftimmt hat (StGB. 
S 48). Es muß aljo der andere ebenfalls vorjäglich (wiſſentlich) ge- 
handelt haben. Andernfalls Tiegt mittelbare Täterichaft vor (f. lit. a). 
Die Gewerbsmäßigfeit muß nur beim Täter, nicht auch beim Anftifter 
vorhanden jein, denn jie ift ein Merkmal des Tatbeftandes, den der 
Täter, nicht der Anftifter verwirklicht. Lebterer muß nur das Vor- 
handenjein dieſes Merkmals wie der anderen fennen. (Ebenjo Kohler, 
Handb. S. 904 von jeiner Anftiftungsthenrie aus, und zwar mit Recht, 
da die Gewerbsmäßigfeit im Sinne des Patentgejeges nicht eine per- 
ſönliche Eigenichaft ift, jondern in der Beſtimmung der Handlung für 
Gewerbszwecke zum Ausdrude gelangt.) 

dj Gehilfe ift jeder, der dem Täter wifjentlih Hilfe leiftet, 
d. i. zum Gelingen der Erfindungsbenugung in einer Weile mitwirft, 
die nicht Mittäterjchaft ift (ſ. lit. b); 3.8. derjenige, der in Kenntnis 
der bevorjtehenden wiljentlichen Patentverlegung eine Zeichnung, nach 
welcher der Gegenftand hergeitellt werden ſoll oder das hiezu erforder- 
liche Material liefert oder das Verfahren, welches patentwidrig an- 
gewendet werden joll, bejchreibt, oder wer für den Täter einzelne Teile 
des patentierten Gegenstandes herftellt und liefert, foferne diefe Teile 
nicht für fich, fondern nur in Verbindung mit anderen, als Kombi— 
nation, geſchützt find (vgl.lit.b, ferner RGStr. Bd. 26 ©. 377 in PMZBL 
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1201), oder wer im Wuslande den Gegenjtand der Erfindung für den- 
jenigen herjtellt, der ihn im Inlande in Verkehr bringt (vgl. Kohler, 
Handb. S. 905). Gehilfen find ferner diejenigen, welche das Anver- 
fehrbringen eines patentwidrig hergeftellten Gegenjtandes wifjentlich 
vermitteln, wie Spediteure, Frachtführer, Agenten ꝛc. Aber auch der 
Angeftellte des PBatentverlegers, der dieſem wijjentlid; bei der wider- 
rechtlihen Benutzung Dienjte Teiftet, ift Gehilfe, jo jedenfalld der Ge- 
ichäftsleiter, Prokuriſt, Fabrifchemifer, nicht minder jedoch der Maſchi— 
nift, Druder, Arbeiter ꝛc. (Die Anjiht Kohlers, Handb. ©. 905, daß 
nur derjenige verantwortlicd; gemacht werden könne, der eine Stellung 
ge welche ihn zu einer Prüfung befugt, läßt fich nicht halten. Natür- 
ih fann man von einem in untergeorbneter Stellung Befindlichen 
nicht verlangen, daß er immer erft eine Unterſuchung anſtelle, ob eine 
an ſich erlaubte Tätigkeit nicht etwa wegen Kollifion mit einem Patente 
rechtswidrig jei, audy dann nicht, wenn er etwa an die Möglichkeit 
einer jolhen Kollijion denkt; man wird ihm daher in diejem Falle 
feinen eventuellen Dolus zur Laft legen können; denn ein jolcher jeßt 
voraus, daß man das Handeln, welches möglicherweije ein unerlaubtes 
ift, beliebig unterlaffen kann; davon kann aber bei einer jolchen Berjon 
ohne Bertragsverlegung injolange nicht die Rede jein, als die Un- 
erlaubtheit der ihr aufgetragenen Berrichtung nicht feititeht. Dagegen 
iſt unerfindlih, warum derjenige Angeftellte, der von der Patentver- 
legung Kenntnis hat, für jeine Gehilfentätigfeit nicht jollte verantwort- 
lich ſein. Die Abhängigkeit einer ſolchen Perſon, der Umſtand, daß ſie 
im Weigerungsfalle vielleicht ihre Stellung verliert, kann nicht ent— 
ſcheiden; denn ſonſt müßte auch der Zinkarbeiter, der, um nicht die 
Arbeit zu verlieren, ſeinem Meiſter falſches Geld herflellen hilft, ſtraf— 
los ausgehen.) Auch derjenige, der einen Gegenſtand kauft, welcher 
unter Patentverletzung in Verkehr gebracht wird, kann wegen Beihilfe 
zu dieſem Inverkehrbringen ſtrafbar ſein (a. M. Kohler, Handb. ©. 905 
vom Standpunkte der Lehre aus, daf bei concursus necessarius der 
Teilnehmer nicht als Gehilfe des anderen Teils ftrafbar jei. Man mag 
jih zu diejer Lehre ftellen, wie man will — die Anficht Kohlers it 
deshalb nicht haltbar, weil in abstracto beim Inverkehrbringen eben- 
jomenig, wie bei der Unterichlagung, ein conc. nec. vorliegt, vielmehr 
jenes wie dieje ohne Annahme der Sache von anderer Seite begangen 
werden fann). 

e) Zur Batentverlegung kann eine Begünftigung (StGB. 
$ 257), nicht aber eine Hehlerei ($ 259) Hinzutreten, eine jolche deshalb 
nicht, weil die patentwidrig hergeitellte Ware durch eine ftrafbare Hand- 
fung nicht (aus dem Vermögen eines anderen) „erlangt“, jondern her- 
vorgebradht ift. 

5. Strafe, Einziehung. 

a) Das Geſetz droht wahlweiſe Geldftrafe bis zu fünftaufend 
Mark oder Gefängnis bis zu einem Jahre an, Geldftrafe jedoch an 
erfter Stelle, jo daß bei Ummandlung derjelben in Freiheitsftrafe für 
den Fall der Uneinbringlichleit (StGB. 88 28, 29) aud) auf Haft (bis 
zu 6 Wochen) erfannt werden kann. Wird die Gelpftrafe i in Gefängnis- 
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ftrafe umgewandelt, jo darf dieje im Höchſtmaße ein Jahr nicht über- 
fteigen ($ 29 Abi. 2). 

Neben der Strafe kann zu Gunften des Verlegten auf eine 
Buße erfannt werden ($ 37). 

b) Das Patentgejeg enthält abweichend von verwandten Gejegen 
feine die Einziehung betreffende Beitimmung. Es finden aljo in 
diefer Hinficht die Vorjchriften des StGB. (55 40—42) und in Anjehung 
des objektiven Verfahrens die der StPO. (&& 477—479) Anwendung. 
Die Einziehung fann mithin, wie die Strafe, nur im alle wijjent- 
licher Batentverlegung ausgeiprochen werden und nur Hinfichtlich jolcher 
Gegenftände, welche dem Täter oder einem Teilnehmer gehören. Sie 
fann ebenfo die durch die ftrafbare Patentverlegung hervorgebrachten 
wie die zu diejer gebrauchten oder bejtimmten Gegenftände 
(die producta wie die instrumenta sceleris) treffen. 

aa) Zu den erjteren gehören die patentwidrig bergeftellten 
förperlihen Sachen. Mit einer jolhen Sadje haben wir e3 zu tun 
nicht nur dann, 

«) wenn der Gegenstand jelbft, der hergeftellt ift, Schuß genießt 
und deshalb die Herftellung als widerrechtliche Benugung erjcheint, 
fondern auch dann, 

) wenn die Serftellung unter wmiderrechtliher Anwendung 
eines geſchützten Verfahrens erfolgt ift, jowie dann, 

y) wenn die SHerftellung auf dem Wege des widerrechtlichen 
Gebrauchs eines geihügten Gegenftandes, 3. B. einer Majchine, ge- 
ichehen ift, was aud in dem Falle zutrifft, wenn zwar das Patent 
nur für ein erfahren erteilt ift, der gebrauchte Gegenjtand aber un- 
mittelbar durch das Verfahren hergeftellt ift. (Nicht ganz genau Kohler, 
Handb. S. 912 lit. a; der Gebrauch eines patentierten Gegenjtandes 
kann doc) Patentverlegung auch dann jein, wenn die Heritellung des- 
jelben nicht patentwidrig geihah; j. N. 10 zu $ 4.) Dagegen jind die 
durch das Jnverfehrbringen patentwidriger Erzeugnifje erlangten Gegen- 
feiftungen nicht durch das Patentvergehen „hervorgebradht“ (unrichtig 
Kohler, Handb. ©. 912). Da die Handlung, deren Produkt eingezogen 
werden fann, ftrafbar fein muß, das Geſetz aber den Berjuch nicht be- 
itraft, können Halbfabrifate, weldye die Löfungsidee noch nicht zum 
Ausdrude bringen, durch die alſo die Tat noch nicht vollendet ift, nicht 
eingezogen werden, außer joweit fie als instrumenta sceleris in Be— 
tracht fommen (auch hier unrichtig Kohler a. a. O.). Nicht durch die 
Patentverlegung hervorgebracht find die Lediglich durch widerrechtliche 
Anwendung eines patentierten Verfahrens verbefjerten Gegenjtände 
(Kohler a. a. O.). 

bb) Unter die zum Patentvergehen gebrauchten oder be— 
ftimmten Gegenftände fallen zunächjt die bei der Herftellung oder dem 
Gebraud; patentwidriger Erzeugniffe, ferner die bei Anwendung eines 
patentwidrigen Verfahrens benußten Sachen, ferner Diejenigen, die 
nad) dem erfennbaren Willen des Täters bei der Fortiegung des an 
ſich Schon vollendeten Batentvergehens, d. i. bei der Herftellung weiterer 
Erzeugnifje, dem ferneren Gebraud), der weiteren: Berfahrend-Anmwen- 
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dung, benugt werden jollten. Ob die jo zum Vergehen gebrauchten 
oder bejtimmten Gegenjtände jelbjt patentrechtficy geſchützt oder an fich 
frei find, ift ohne Belang (vgl. RGEStr. Bd. 27 ©. 245). Unter den 
angegebenen Borausjegungen fünnen aljo u. a. eingezogen werden Roh- 
ftoffe, Halbfabrifate, Werkzeuge. 

Weiter erjcheinen als zum Patentvergehen gebrauchte und darum 
der Einziehung untermorfene Gegenjtände die patentwidrig feilgehaltenen 
oder in den Verkehr gebrachten (noch nicht aus dem Eigentum des 
Täters oder eines Teilnehmers getretenen) Sachen, jelbjt wenn ihre 
Herftellung feine PBatentverlegung bildete, weil fie 3.8. im Auslande 
erfolgte; — als zum Patentvergehen beſtimmte Gegenſtände die— 
jenigen Erzeugniſſe, welche in Fortſetzung eines bereits vollendeten 
patentwidrigen Inverkehrbringens veräußert werden ſollen und zu 
dieſem Behufe bereit gehalten werden, ſollte auch darin ein Feilhalten 
noch nicht zu erblicken ſein. 

Solange eine ſtrafbare Patentverletzung noch nicht begangen iſt, 
kann von einer Einziehung der instrumenta sceleris nicht die Rede 
fein. Es fönnen ** auch diejenigen Sachen, die zu einem bloßen 
Verſuch gedient haben, nicht eingezogen werden. 

6. Strafantrag (Abſ. 2). 

a) Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. Ueber die Form 
der Antragſtellung beſtimmt StPO. $ 156 Abj. 2 ſſchriftlich oder zu 
Protokoll des Gerichts oder der Staatsanwaltichaft). 

b) Berehtigt zur Antragftellung ift der Berlepte, d. ti. außer 
dem Batentinhaber jeder, dem die Ausübung des abjoluten Rechts be- 
ichränft oder unbeichränft übertragen mwurde (j. darüber Näheres in 
N.9 zu 835; übereinstimmend Kohler, Handb. S.909; a.M. Binding, 
Handb. 1 625 und Lehrbuch S. 495). Der Patentinhaber ift aber im 
Sinne des Strafrechts verlegt und darum antragsberechtigt auch dann, 
wenn er fich der Ausübungsbefugnis völlig begeben hat, jo daß ihm 
nur mehr das nadte Recht zufteht, jollte er auch durch die Benutzungs— 
andlung feinerlei Vermögensihaden mehr erleiden und daher im 
Einne des $ 35 nicht verlegt jein. Ob der Berechtigte als jolcher in 
der PBatentrolle eingetragen iſt oder nicht, darauf fommt es nicht an 
(j. die Zitate in N.9 zu $ 35). Iſt eine Perjon verlegt, welche ge- 
ihäftsunfähig ift oder das achtzehnte Lebensjahr nod) nicht vollendet 
bat, jo ift der gejegliche Vertreter zum Antrag berechtigt. Diejer hat 
die Berechtigung zur Antragftellung neben dem Berlegten, wenn diejer 
minderjährig ift, aber das achtzehnte Lebensjahr vollendet Hat (StGB. 
$ 65). erechtigt zur Antragftellung für eine juriftiiche Perſon tft das 
zur Vertretung berufene Organ (vgl. RG. in GA. Bd. 28 ©. 463). 

Bon mehreren Berlegten fann jeder unabhängig von dem 
anderen den Antrag ftellen. (Vgl. LG. Elberfeld in PBl. 1883 ©. 413, 
Gareis IV 253.) 

Findet nad der Patentverlegung ein Rechtsübergang ftatt, jo 
bleibt doch derjenige antragsberechhtigt, dem die Berechtigung zur Zeit 
der Verlegung zuftand. 

Auf die Erben geht das Antragsrecht nicht über (vgl. REStr. 


Dr. Bh. Allfeld, Kommentar 3. d. Gefegen betr. d. Erfindungsfhus:e. 19 
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BD. 15 ©. 293, ferner meinen Kommentar zum Urh.Gef. vom 19. Juni 
1901 ©. 265 lit. c und die Zitate dajelbit). 

e) Der Antrag kann jedenfall® von einer Handelsgejellichaft, 
aber aud von einem Einzelfaufmann unter der Firma gejtellt werden 
(vgl. REStr. Bd. 15 ©. 293, Bd. 29 ©. 367; bezüglidy des Einzelfauf- 
manns ijt die Zuläjfigfeit der Antragitellung unter der Firma deshalb 
anzunehmen, weil die Stellung des Strafantrags in Anbetracht der 
berührten Bermögensinterefjen innerhalb der Sphäre des Geichäfts- 
betriebes liegt). 

d) Stellvertretung bei der Antragftellung. 

Für eine offene Handelsgejellichaft fann jeder von der Bertre- 
tung nicht ausgejchlofjene Gejellichafter den Antrag ftellen, nicht eigentlich 
als Vertreter der Gejellihaft, denn dieſe ift Feine juriftiiche Perſon, 
wohl aber als perſönlich Verlegter und als Vertreter der übrigen Teil- 
haber, vgl. RGStr. Bd. 23 ©. 349. Im übrigen ift der zur Vertretung 
der Vermögensinterefjen des Berlegten im allgemeinen Bejtellte auch 
berechtigt, namens desjelben den Strafantrag zu jtellen, jo insbejondere 
der Generalbevollmächtigte, der Profurift (j. RGStr. Bd: 1 ©. 387, 
Bd. 2 ©. 145, Bd. 15 ©. 144, GA. Bd. 27 ©. 389, Bd. 28 ©. 460). 

Der im Anlande bejtellte Bertreter eine® im Auslande wohn— 
haften Batentinhabers ift zur Stellung von Strafanträgen kraft Geſetzes 
ermächtigt ($ 12). Der ausländijche Batentinhaber fann aber den An— 
trag auch perjönlich jtellen. 

e) Die Frift zur Antragftellung beginnt gemäß StGB. $ 61 
mit dem Tage, jeit welchem der zum Antrag Berechtigte (j. lit. b), nicht 
der Stellvertreter (NGStr. Bd. 6 ©. 119), von der Handlung und der 
Perjon des Täters Kenntnis gehabt hat. Bilden mehrere Begehungs- 
afte eine Einheit, wie namentlich beim fortgejegten Vergehen (vgl. N. 2 
lit. e), jo umfaßt der in Anjehung des letzten Aftes rechtzeitig geitellte 
Antrag auch alle vorausgehenden, jelbjt wenn bezüglich einzelner der- 
jelben die Kenntnisnahme des Verlegten weiter als drei Monate zurüd- 
liegt (RGStr. Bd. 15 ©. 370, Bd. 20 S. 226, NG. in PMZBI. II 322; 
anders RGStr. Bd. 3 ©. 326). Die Antragsfrift richtet fich nach dem 
Zeitpunfte der Kenntnisnahme von der Begehung auch dann, wenn 
die Handlung begangen wurde, als die Erfindung nur einftweilen 
geihüßt war ($ 23 Abj. 1, Robolski ©. 249). 

fJ Der Antrag kann nicht geteilt werden (StGB.8 63). Er 
ift aber nur wirffam in Anjehung der an derjelben Tat Beteiligten. 
Begehen mehrere unabhängig voneinander eine Verlegung desjelben 
Patents, indem 3. B. der eine das geſchützte Erzeugnie herftellt, der 
andere es in feinem Gewerbebetrieb veräußert (vgl. N. 4 lit. b a. E.), jo 
beſchränkt jich die Wirkung des nur gegen den einen geftellten Antrags 
auf diejen (vgl. RGStr. Bd. 28 ©. 175, Bd. 31 ©. 9). 

g) Die Zurüdnahme des Antrags ift zuläffig bis zur Ber- 
fündung eines auf Strafe lautenden Urteils (Abſ. 2 und StGB. 8 64 
Abj. 1). Die rechtzeitige Zurüdnahme des Antrags in der Richtung 
gegen einen Beteiligten wirft zu Gunften aller (StGB. $ 64 Abſ. 2, ſ. 
aber bezüglich des Kreiſes der Beteiligten lit. f). 


Publifationsbefugnis, Berjährung,. Verfahren. 291 


Die Verpflichtung, den Antrag zurüdzunehmen, ift dem Straf- 
gerichte gegenüber ebenjowenig wirffam, wie der Verzicht auf den An— 
trag (vgl. RGEStr. Bd. 3 ©. 221). Man wird aber annehmen müſſen, 
daß aus der Verpflichtung zur Zurüdnahme für denjenigen, dem gegen- 
über die Verpflichtung übernommen wurde, ein Hagbares Recht entitehe, 
dahin gehend, daß die Zurüdnahme wirklich erklärt werde (j. hierüber 
RG. in Jur.dtg. Bd. 4 ©. 133, in R. u. U. VI 168). 

7. PBublifationsbefugnis (Abi. 3). Dieſe auszufprechen ift nicht 
in das Ermeſſen des Gerichts gejtellt; der Ausſpruch ift obligatoriic); 
eine3 bejonderen darauf gerichteten Antrags bedarf es nicht. 

Die Befugnis ift nur dem Verletzten zuzuſprechen, wenn 
auf Strafe erfannt wird, nicht auch dem Frreigeiprochenen. Gie 
ift nur dem Verletzten jelbjt, nicht jeinem Erben zuzuſprechen (RGEStr. 
Bd. 16 ©. 73). 

Der Tod des Berurteilten hindert nicht die Volljtredung des 
vorher rechtskräftig gewordenen Ausſpruchs (Seligjohn N. 11). 

Die Publifationsbefugnis ijt eine Privatgenugtuung für den 
Verlegten, nicht eine Strafe (vgl. über dieje beftrittene, insbejondere 
vom RG. entgegengejegt entichiedene Frage die Literatur bei DI3- 
haufen, Komm. 3. StGB. 8 200 N. 4. Das Argument, weldyes Selig- 
john a. a. O. für die Strafnatur anführt, daß nämlich die Mafregel 
nur in $ 36, nicht auch in $ 35 angedroht ift, erjcheint nicht als durch— 
ihlagend. Die Genugtuung wird eben vom Gejeg nur in der Ver— 
öffentlichung einer erfannten Strafe erblidt und es erachtet einen An— 
laß, diejfe Genugtuung zu gewähren, nur dann für gegeben, wenn der 
Tatbeitand einer ftrafbaren Patentverlegung fejtgeftellt if. Damit 
ift der Zufammenhang mit $ 36 von ſelbſt gegeben. Deshalb muß 
aber noch nicht der Ausspruch jelbft die Natur der Strafe haben). 

Die Veröffentlihung erfolgt auf Koften des Berurteilten. 
Der Verletzte hat die Veröffentlichung jelbft zu betreiben und den 
Koftenerjag erforderlichen Falles gegen den Verurteilten im Eivilrechts- 
wege zu verfolgen. (Bgl. Frank, Komm. zu StGB. $ 200 N. I letzter 
Abſ.; Dishaufen N.10 zu $ 200; a.M. OLG. Darmftadt, Arc. f. 
Strafr. Bd. 44 ©. 281, wonach dem Strafgericht die Koftenfeftiegung 
obliegen joll.) 

8. Berjährung. Da die Vorfchrift des $ 39 ſich nur auf die 
Zivilklagen bezieht, gelten bezüglich der Verjährung des Strafanipruchs 
die Beitimmungen des —— Es verjährt demgemäß die Strafverfol— 
gung wegen Palentverletzung in fünf Jahren (StGB. $ 67 Abſ.2, RGEStr. 
Bd. 26 ©. 129). Die VBerzährung beginnt, wenn mehrere Einzelafte 
eine Einheit bilden (ſ. N. 2 lit. c), mit dem Tage, an welchem der legte 
zu dem einheitlichen Vergehen gehörige Alt begangen ijt ($ 67 Abi. 4). 

®. Berfahren. Zuftändig find die Straffammern (GBG.$ 73 
Nr. 1 mit $27 Nr. 2). Die Ueberweilung an das Schöffengericht ift 
nicht ftatthaft. Bezüglich des Gerichtäftandes der begangenen Tat vgl. 
N. 11 lit. a zu $ 35. 

Hinfichtlich des Beweiſes gelten lediglich die allgemeinen ſtraf— 
prozefjualen Grundjäge. (RG. in PBl. 1883 ©. 93, Gareis IV 281, Die 

19* 
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in 8 35 Abſ. 2 aufgeftellte Rechtsvermutung gilt für das Strafverfahren 
nicht.) 

Ueber die im Falle der Geltendmachung der Nichtigkeit erforder- 
liche Ausſetzung des Verfahrens, ferner über die Zuläffigfeit der Wieder- 
aufnahme des Berfahrend nach erfolgter Nichtigfeitserflärung j. N. 2 
lit. b. 

Der Verlegte kann fih, da er nach $ 37 eine Buße verlangen 
fann, als Nebenkläger anichließen, gleichviel, ob er eine Buße wirklich 
begehrt oder nicht. Der Anſchluß ift notwendig, wenn er dieſes Ber- 
langen wirklich ftellen will (StPO. $ 443). 


$ 37. 

Statt jeder aus diefem Geſetze entjpringenden Entjchädi- 
gung kann auf Verlangen des Bejchädigten neben der Strafe 
auf eine an ihn zu erlegende Buße bis zum Betrage von zehn 
taufend Mark erkannt werden. Tür diefe Buße haften die zu 
derjelben Verurtheilten als Geſammtſchuldner. 

Eine erkannte Buße jchließt die Geltendmachung eines 
weiteren Entſchädigungsanſpruchs aus. 


1. Buße. Dieſe iſt ihrem rechtlichen Charakter nah Ent- 
Ihädigung, aber nicht nur für Bermögensichaden, jondern aud für 
ideellen Schaden, den der Berechtigte in jeinen perjönlichen Intereſſe 
erleidet (vgl. meinen Kommentar zum Geſetze betr. das Urh.N. v. 
19. Juni 1901, $4O N. 1 ©. 251 und die dort Zitierten; ferner Selig- 
john N. 1, RGEStr. Bd. 15 ©. 352). Diejer ideelle Schaden kann neben 
dem materiellen Schaden entjtanden jein, jo daß die Höhe der zu lei— 
ftenden Buße den Betrag des legteren Schadens um den Betrag des 
erfteren überfteigt; e8 kann aber auch unter Umftänden der ideelle 
Schaden der einzige jein, der den Bußanſpruch begründet. 

2. Nur auf Verlangen des Bejhädigten kann auf Buße 
erfannt werden. In dem Antrage auf Strafverfolgung ift diejes Ver— 
langen nicht von jelbft enthalten. Es muß ausdrücklich geftellt werden 
und zwar muß fich der Beſchädigte zu diefem Behufe der öffentlichen 
Klage ald Nebenkläger anſchließen (StPO. $ 443). 

Ueber die Berjon des Beſchädigten (Berlegten) ſ. N. 9 zu $ 35. 
Bon mehreren durch eine Patentverlegung bejchädigten Perſonen hat 
jede ein jelbjtändiges Recht, Buße zu verlangen; es darf aber der Ge- 
jamtbetrag der ihnen zuerfannten Buße zehntaufend Mark nicht über- 
fteigen (ebenjo Stenglein N. 7;3 a.M. Olshauſen N.3 zu $ 188 
StGB., Seligjohn %. 4). Bon den Erben des Beichädigten kann der 
Anipruc auf Buße weder erhoben noch fortgejegt werden (StPO. $ 444 
Abj. 4). Die Erben müfjen daher einen für den Erblaffer entitandenen 
Entihädigungsanipruh auf dem Zivilrechtswege verfolgen. Bon den 
Erben des Beichädigten find aber wohl zu unterjcheiden die Erben des 
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Patentberechtigten, an welchen jelbjt erſt die Patentverlegung begangen 
wurde, die aljo felbjt die Beſchädigten find. 

Der Betrag, welcher ald Buße verlangt wird, muß von dem 
Beichädigten angegeben werden. Auf einen höheren Betrag, als 
den beantragten, darf nicht erfannt werden (StPO. $ 445). Es ifi aber 
zuläſſig, * der Beſchädigte ſeinen Antrag bis zur Verkündung des 
Urteil in erſter Inſtanz ändere, alſo insbeſondere innerhalb des geſetz— 
lichen Rahmens erweitere (RER. Bd. 3 ©. 544). 

3. Auf Buße kann erkannt werden. Damit ift nicht gejagt, 
daß e3 im Belieben, in der Willkür des Richters liege, dem Antrag 
ftattzugeben oder nit. Der Richter Hat vielmehr ftet3, wenn Buße 
verlangt ift und die gejeglichen Vorausjegungen für deren Zuerfennung 
beitehen, insbejondere ein Schaden irgend welcher Art entitanden ift 
(vgl. NR. 1), auf Buße zu erkennen. Als ein Hindernis, welches der 
Buerfennung einer Buße entgegenfteht, kann namentlich die Schwierig- 
feit des Beweijes der Eriftenz und der Höhe des Schadens nicht gelten. 
Der Richter hat, wie im Zivilprozeh, jo um fo mehr im Strafver- 
fahren, nad) freier Ueberzeugung darüber zu befinden, ob und in wel— 
cher Höhe ein Schaden entjtanden ift und danach die Buße zu bemefien 
(RGStr. Bd. 1 ©. 328, Bd. 6 ©. 398, Bd. 17 ©. 190; RG. in R. u. U, 
1 252, VI 168). Wenn freilid die Verhandlung der Strafſache gar 
feine Anhaltspunkte für die Bemefjung der Schadenshöhe gewährt, fieht 
der Strafrichter von Zuerfennung einer Buße befjer ab, ftatt daß er 
auf ein Minimum erfennt und damit dem Berlegten die Möglichkeit 
entzieht, auf dem Zivilrechtswege eine höhere Entichädigung zu er- 
langen er Bd. 4 ©. 224). 

. Nur neben der Strafe, aljo aud nur im Strafverfahren, 
fann auf Buße erkannt werden. Wird aus irgend einem Grunde nicht 
auf Strafe erfannt, jo darf dem Antragfteller die ihm etwa gebührende 
Entihädigung nicht in der Form der Buße, überhaupt nicht im Straf- 
verfahren zugebilligt werden. Auf Buße fann alſo jedenfalld nur wegen 
wijientlicher Patentverlegung erkannt werden. Nach der Stellun 
der Vorſchrift über die Buße muß ferner angenommen werden, bat 
nur neben der Strafe wegen Patentverlegung, nicht auch neben 
der Strafe wegen Batentanmaßung ($ 40) auf Buhe erkannt werden 
fann (RGStr. Bd. 35 ©. 25, in PMBBl. VIII 6). 

5. Der Höchſtbetrag der Buße iſt zehntaufend Mark. Diejer 
kann auch bei mehreren Beihädigten nicht überjchritten werden (j. N. 2) 
und ebenjo kann gegen mehrere wegen derjelben Patentverlegung Ber- 
urteilte zujammen nicht auf einen höheren Betrag erkannt werden. 
Wer aljo einen höheren Echaden geltend machen will, muß dies und 
zwar ausſchließlich (vgl. Abi. 2 und N. 7) im Eivilrehtswege tun. Sind 
Dagegen von einer Perjon mehrere Patente verlegt oder bilden die von 
einer oder von mehreren Berfonen begangenen Berlegungen bdesjelben 
Batent3 mehrere jelbjtändige Handlungen (vgl. N. 2 lit. c zu $ 36), io 
fann auf den gejeglichen Höchftbetrag der Buße mehrfach erfannt werden. 

6. Für diefe Buße haften die zu derjelben Ber- 
urteilten als Gejamtihuldner; d. h. wenn mehrere auf einen 
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beftimmten Betrag einer Buße verurteilt find, haftet zwar jeder für 
das Ganze, er wird aber durch die Leiftung des anderen frei. Eine 
Verurteilung mehrerer zu einem Betrage ift nur inſoweit zuläjjig, 
als die mehreren PBerjonen bei einer und derjelben Batentverlegung 
als Täter oder Teilnehmer u haben (vgl. N. 4 lit. b zu $ 36; 
RGStr. Bd. 5 ©. 251, Bd. 33 ©. 13). Der Richter fann aber aud in 
einem ſolchen Falle dazu fommen, nur gegen einen oder einzelne der 
Teilnehmer auf Buße zu erfennen; dies muß 3. B. dann geichehen, 
wenn der Beichädigte den Buhantrag nicht gegen alle Beichuldigten 
gerichtet hat. Immer haften felbitvertändtich nur die zur Buhe Ber- 
urteilten für dieje jolidariich. 

7. Verhältnis der Buße zur civilredhtlihen Ent- 
ihädigung. Das Gejek beftimmt am Eingang des Paragraphen, 
dat auf Buße ftatt jeder aus dieſem Gejege entipringenden 
Entihädigung erfannt werden fönne und ferner in Abjah 2: Eine 
erfannte Buße ſchließt die Geltendmahung eines weiteren 
Entſchädigungsanſpruchs aus. Der Beichädigte kann aljo weder 
gleichzeitig eine gemijfe Summe im Strafverfahren ald Buße und eine 
weitere Summe im Civilverfahren als Entichädigung verlangen, noch 
fann er, wenn ihm bereits eine Buße zuerkannt ift, eine weitere Ent- 
ihädigung im Civilrechtswege geltend machen, jollte auch fein Schaden 
ein größerer jein, al3 der von ihm beantragte oder der ihm zuge- 
billigte Bußantrag. Auch gegen einen zur Buße nicht verurteilten Teil- 
nehmer fann ein weiterer Entichädigungsanjpruch nicht erhoben werden. 
Sonftige Schranken ergeben fich in Anjehung des Buß⸗- bzw. Schadens- 
erfaganipruch® aus diejen Beitimmungen des Gejeged nicht. Insbe— 
jondere fann 

a) im Falle der Abweilung des Bußantrages noch die Ent- 
ihädigungsflage erhoben, und umgefehrt 

b) im Falle der Abweijung der Entichädigungsflage Buße ver- 
langt werden (ebenjo Kohler, Handb. ©. 579, Dishaujen, Komm. 
3. StGB. 8 188 N. 10, Frank, Komm. N. II zu 8 188, Stenglein 
N. 2; a. M. Seligjohn N. 9, Rofjenfeld, Die Nebenklage, Berlin 
1900, &. 185), ferner kann 

€) Buße auch dann noch begehrt werden, wenn ber Entjichädi- 
gungsanipruch infolge Verjährung erlojchen ift (Kohler, Handb. ©. 580, 
Stenglein NR. 2, Dohna, Die Stellung der Buhe im reichörechtlichen 
Syſtem des Jmmaterialgüterjchußes, Berlin 1902, ©.459; a.M. Selig- 
john N.9, Rojenfeld a.a.D.); endlich fann 

d) der Anspruch auf Buße dann noch erhoben werden, wenn 
im Civilprozeſſe bereits auf Entihädigung erfannt, ja jelbft dann, wenn 
eine jolche jchon bezahlt worden ift; nur ift bei Bemefjung der Buße 
auf den Betrag der zuerfannten oder jchon bezahlten ee 
NRüdficht zu nehmen (Kohler a.a. D.; vgl. RGEStr. Bd.9 S. 223; a.M. 
wohl auc hier Rojenfeld a. a. D.). 


$ 38. 
In bürgerlichen WRechtsftreitigfeiten, in welchen durch 
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Klage oder Widerklage ein Anſpruch auf Grund der Beſtim— 
mungen diejes Gejeßes geltend gemacht ift, wird die Verhand— 
lung und Entjcheidung letzter Inſtanz im Sinne des $ 8 des 
Einführungsgejeßes zum Gerichtsverfafjungsgefege dem Reichs— 
gericht zugewiejen. 


1. Nach $ 8 des Einf. Geſ. z. GVG. kann durd die Gejeßgebung 
eines Bundesftaates, in welchem mehrere Oberlandesgerichte errichtet 
werden, die Verhandlung und Enticheidung der zur Yuftändigfeit des 
Reichsgerichts gehörenden Revijionen und Bejchwerden in bürgerlichen 
Rechtäftreitigfeiten einem oberjten Landesgerichte zugewiejen werden. 
Dies ift jedoch nicht ftatthaft bezüglich derjenigen bürgerlichen Rechts— 
ftreitigfeiten, die durch bejondere Neichsgejege dem Neichögerichte zu- 
gewiejen werden. Diefe Zuweiſung ans NReichsgericht gejchieht 
nun durch $ 38, jo daß die Zuftändigfeit des (nur in Bayern bejtehenden) 
oberjten Landesgerichtes auf patentrechtliche Streitigkeiten ſich nicht er- 
ftredt. Dabei ift es gleichgültig, ob die Klage ausſchließlich einen An— 
ſpruch auf Grund der Beitimmungen des Patentgejeges zum Gegen- 
itande hat oder ob daneben noch ein anderer Anjpruch erhoben oder 
ob der auf das Batentgejeg geftügte Anjpruc in einer Widerflage gel- 
tend gemadıt wird. Dee war nach der Faſſung des $ 37 des 
Pat. Geſ. von 1877 im Falle einer Klagenverbindung für die Zuftändig- 
keit des Reichsgerichts maßgebend, ob der Gegenjtand der auf das 
—— en Klage einen höheren Wert hatte als der andere.) 

2. Die Beitimmung bezieht ſich nur auf bürgerliche NRedts- 
ftreitigleiten, nicht auf Anfprüche, welche beim PBatentamte geltend 
zu machen find. (Ueber die Zuftändigfeit des NReichsgerichts als Be- 
rufungsgeriht in Nichtigfeits- und Zurücknahmeſachen j. 833.) Ein 
Aniprud auf Grund der Beftimmungen diejes Geſetzes wird 
immer geltend gemacht, wenn der Anjpruch ganz oder auch nur zum 
Teile auf Beftimmungen diejes Gejeges ſich ftügt. Als ein ſolcher An— 
jpruch erjcheint zumächit jeder, der den Schuß des Batentrechts betrifft, 
mag der Berechtigte eine Entihädigung oder das Verbot weiterer Stö- 
rung oder lediglich die Feititellung jeines Nechtes anftreben (vgl. N. 13 
zu $ 4, N.10 zu $ 35); ferner der mit der negativen Feititellungs- 
tage verfol te dene vgl. N.14 zu $ 4); nicht minder der Anjprud) 
auf angemeffene Vergütung gemäß $ 5 Abi. 2; aber auch ein Anſpruch, 
zu dejien Begründung $ 6 heranzuziehen, wobei aljo die unbejchränfte 
oder beichräntte Uebertragung oder die Vererbung des Patentrechts im 
Spiele ift (vgl. Gareis, Komm. ©. 268, Roſenthal ©. 418; a. M. 
Seligjohn N. 3). 


Ss 39. 
Die Klagen wegen Verlegung des Patentrechts verjähren 
rüdfichtlich jeder einzelnen diejelbe begründenden Handlung in 
drei Jahren. 
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1. Dieje die Verjährung betreffende Beltimmung findet nur 
auf die civilrehtlihe Entihädigungsflage Anwendung, nicht 
auf die Strafverfolgung, für welche allein $ 67 Abj.2 (fünfjährige Ber- 
jährungsfrift) maßgebend ift, und ebenjowenig auf die Buße, bezüglich 
welcher diejelben Normen wie hHinfichtlih der Strafverfolgung gelten 
(RGStr. Bd. 26 ©. 129; vgl. auch RGC. Bd. 16 ©. 6). Was die ab- 
wehrende Klage betrifft, jo kann dieje durch eine in ferner Bergangen- 
heit liegende — ohnehin nicht begründet werden, und zur Be— 
gründung der Feſtſtellungsklage gehört ein rechtliches Intereſſe an der 
alsbaldigen Feſtſtellung, was wiederum fehlt, wenn die Tatſachen, um 
welche es ſich handelt, weit zurückliegen. 


2. Die vorliegende beſondere Beſtimmung über die Verjährung 
ift auch nach Inkrafttreten des BGB., im Verhältnis zu deſſen $ 852 
es den Zeitpunkt des Beginnes der Berjährung abweichend 
bejtimmt und die Frift ausnahmslos auf drei Jahre feitiegt, 
gemäß Einf.Gef. 5. BGB. Art. 32 in Kraft geblieben. Die Verjährung 
beginnt nach der feinen Zweifel übrig laffenden Faſſung des $ 39 mit 
der Begehung der jchädigenden Handlung, ohne Rüdjiht darauf, ob 
der Beredhtigte von derjelben auch jofort Kenntnis erlangt hat, und 
die Klage verjährt in drei Jahren von der Begehung der Handlung 
an auch dann, wenn während der ganzen Friſt der Berechtigte Feine 
Kenntnis davon erlangt hat. (Ebenjo Seligjohn N. 2; Kohler, 
Handb. ©. 576.) 


3. Rüdjichtlich jeder einzelnen die Entihädigungs- 
flage begründenden Handlung läuft eine bejondere dreijährige 
Verjährungsfrift. Wenn alfo auch im Sinne de3 Strafrehts ein fort- 
gejegtes Vergehen vorliegt, bezüglich defien die Strafverfolgung nur 
einheitlich verjähren kann, jo kann doc die Entichädigungspflicht wegen 
eines Teiles der mehreren Handlungen früher al3 wegen des anderen 
Teiles erlöjchen. Hat aljo 3.8. jemand im Laufe von drei Jahren 
mehrmals den Gegenftand eines Patents gewerbsmäßig hergeftellt und 
iſt der Echaden für den Patentberechtigten nicht — wie es mwohl in der 
Regel der Fall jein wird — durch die gejamte fortgejeßte Gebarung 
des Bellagten entjtanden, jondern hat jede einzelne unberechtigte Ge- 
brauchshandlung für ſich einen Schaden angerichtet, jo fann hiefür, 
wenn jeit diefer einzelnen Handlung die dreijährige Verjährungäfrift 
abgelaufen iſt, Erjaß im Wege der Entihädigungsflage nicht mehr ge- 
fordert werden, während wegen derjelben Handlung der Straf und 
— ee Bußanſpruch unter Umftänden noch bejteht (vgl. N. 7 lit. c 
zu ). 

4. Bezüglich der Hemmung und Unterbrehung der Ber- 
jährung 1. BGB. 88 202 ff. Das Begehren einer Buße unterbricht 
die Verjährung einer Entſchädigungsklage nicht. (NGE. Bd. 16 ©. 6; 
Seligſohn N. 3; a.M. Kohler, Aus dem Patent» u. Jndufte.R. 1 76, 
Handb. ©. 577; 5. dagegen außer Seligſohn a.a.D. noch meinen Komm. 
in a betreffend das Urheberreht vom 19. Juni 1901, 850 N. 2 
S. 276. 
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$ 4. 
Mit Gelditrafe big zu eintaufend Mark wird beftraft: 

1. wer Gegenjtände oder deren Verpackung mit einer Bezeich- 
nung derfieht, welche geeignet ift, den Irrthum zu erregen, 
daß die Gegenftände durch ein Patent nad) Maßgabe diejes 
Geſetzes geſchützt jeien; 

2. wer in öffentlichen Anzeigen, auf Aushängeſchildern, auf 
Empfehlungskarten oder in ähnlichen Kundgebungen eine 
Bezeichnung anwendet, welche geeignet iſt, den Irrthum zu 
erregen, daß die darin erwähnten Gegenſtände durch ein 
Patent nach Maßgabe dieſes Geſetzes geſchützt ſeien. 


Abwehrende Klage Ba. Schabenserjag Sb. 

Antrag 7d. Strafe 7a. 

Anzeigen, öffentliche 5a. Täter 4d, dc. 

Bezeichnung 3. Verjährung 78. 

Buße Tb. Verpadung 4a. 

—— 7e. Verſchulden 6. 

Fahrlaſſigkeit 6. Verſehen 4b. 

Gegenitand der Bezeichnung 2, 4. \ Borjaß 6. 

Idealkonkurrenz 7e. Zuftänbigfeit 7f. 
nverfebrbringen 4c. | Bwedt der Vorſchrift 1. 


ndgebungen 5b. 


1. Ueberſicht; Zwed der Vorſchrift. Der $ 40 betrifft die 
jog. Patentanmahung. Der Tatbeftand jegt im allgemeinen voraus, 
4 in Beziehung auf einen Gegenſtand, der durch ein deutſches Reichs— 
patent nicht geſchützt iſt (N. 2) eine Bezeichnung angewendet wird, die 
geeignet ift, den Irrtum zu erregen, als jei der Gegenftand durd ein 
ſolches Patent geihügt (N. 3). Mit diejer Bezeichnung kann der Gegen- 
ſtand jelbjt verjehen (N. 4) oder e3 Tann Diejelbe in Kundgebungen 
außerhalb des Gegenjtandes angewendet werden (N. 5). Ber $ 40 
jelbft knüpft an diejen Tatbeitand, wenn er ſchuldhaft verwirklicht wird 
(N. 6), Strafe (N. 7). Andere Rechtsfolgen find teil$ aus der Straf- 
beftimmung, teil3 aus anderen Borichriften abzuleiten (N. 8). 

Der Zwed der Vorſchrift geht in erjter Linie dahin, das 
fonjumierende Bublifum gegen Berleitung zur Eingehung von Rechts— 
geichäften auf faliher Grundlage zu jchügen, außerdem aber dahin, 
die Freiheit des induftriellen Lebens überall da zu gewährleiften, wo 
ihm nicht durch die auf Grund des Patentgeſetzes bejtehenden Rechte 
Schranken gezogen find. (RGStr. Bd. 24 ©. 399, Bd. 26 ©. 192; vgl. 
auh Mart. Mich. Kohler, Das Verbrechen des unlaut. Wettbewerbes, 
Breslau 1901, ©. 135.) 

2. Es muß ſich handeln um einen Gegenftand, der nicht durch 
ein deutſches Reichspatent geihügt if. Der Tatbeftand der PBatent- 
anmaßung ift aljo, wenn die übrigen Borausjegungen vorliegen, 
gegeben 
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a) vor allem dann, wenn der Gegenftand in feiner Weiſe 
geihügt ift oder je gejhügt war. Es müßt dem Täter nichts, 
dag eine Ware gleicher Gattung patentiert ift, wenn er die Bezeichnung 
bezüglich) einer joldhen Ware vornimmt, welche nicht die Merkmale auf- 
weift, um deren wegen das Patent erteilt ift (RG. in PMZBL. VII 117, 
VII 177). Sit nur ein Teil eines Gegenftandes, nicht diejer als 
jolcher, patentiert, jo fommt es darauf an, ob der patentierte Teil ein 
jo wejentlicher ift, daß er dem ganzen Gegenftande ein eigentiimliches 
Gepräge verleiht. In diejem alle darf der ganze Gegenftand als 
patentiert bezeichnet werden. (Bol. RGStr. Bd. 28 ©. 14, wo die Be- 
zeichnung „patentiert“ für Daunenfteppdeden nicht beanjtandet wurde, 
obwohl nur die eigentümliche daumendichte Naht patentiert war. Co 
wird man 3.8. auch einen Tiſch als „Patenttiſch“ bezeichnen dürfen, 
an dem fich lediglich eine patentierte Vorrichtung zum BZujammen- 
Happen befindet u. dgl.) Iſt aber der patentierte Teil nicht in ſolchem 
Grade wejentlich, jo ift die Bezeichnung fürs Ganze unzuläjlig; jo 3.8. 
darf, wenn die Bremsdvorrichtung an einem Yahrrade patentiert ift, 
nicht dieſes ſelbſt als patentiert bezeichnet werden. (Bgl. auch RG. in 
PMZBL. VII 117.) Der Schuß eines Verfahrens erjtredt ſich gemäß 
84 von jelbft auch auf die durch das Verfahren unmittelbar hergeitellten 
Erzeugnifje (vgl. RG. in PMZBIL. IV 11). Unmittelbar durdy ein pa» 
tentiertes Verfahren hergeftellt ift aber ein Erzeugnis dann nicht, wenn 
dejien Gewinnung verjchiedene Prozefje erforderte und lediglich einer 
diejer Prozefje, nicht aber das gejamte Herftellungsverfahren patentiert 
ift; in joldem Falle darf das Erzeugnis nicht als patentiert bezeichnet 
werden (Seligjohn N.4 ©. 361; vgl. OLG. Dresden in R. u. U. IV 
245, wo e3 als unzuläjfig erflärt ift, Filterplatten als patentiert zu 
bezeichnen, wenn lediglicd) das Verfahren zur Durchlochung der Platten 
geihügt ift). Sit zwar ein Gegenjtand patentiert, nicht aber eine 
ſpäter an demjelben angebrachte Verbeſſerung, jo ift es zwar ftatthaft, 
den Gegenftand als patentiert zu bezeichnen, ohne daß dabei die Ver- 
bejjerung ausdrüdlicd; ausgenommen werden muß, dagegen unzuläflig, 
bei Anpreijung des Gegenstandes den Anjchein zu eriveden, ald ob es 
ih um ein für die Verbejferung erteiltes, von dem alten Patent ab- 
weichendes Patent handeln würde (RG. i. d. Zeitichr. f. gewerbl. Rechts— 
ihuß 1892 ©. 13); 

b) wenn das Patent no nicht endgültig erteilt ift, 
jollte auch die Anmeldung erfolgt und auf Grund der Bekanntmachung 
der einjtweilige Schuß eingetreten jein (OLG. Münden in PBl. 1882 
©. 75, Gareis IV 311); 

c) wenn das Patent nicht mehr befteht, aljo entweder 
erlojhen oder zurücdgenommen oder für nichtig erflärt ift. Nicht ge- 
nügt es dagegen, wenn das Patent nichtig ift, die Nichtigerflärung 
aber noch nicht rechtöfräftig ergangen ift. Solange ein Patent formell 
ya darf auch darauf Bezug genommen werden (Kohler, Handb. 
©. 929); 

d) wenn der Gegenftand im Inlande lediglich mit 
einem Gebrauhsmufterihuß ausgeftattet ift (Entjch. verjchied. 
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Gerichte in PMZBL. 1188, II 282, 339) oder wenn für den Gegen- 
ſtand ein Warenzeichen eingetragen ift (OLG. Colmar, PMZBI. 
VIII 46); 

e) wenn der Gegenftand nur im Auslande patentiert 
iſt (Shöff.G. u. LG. Berlin, PBl. 1881 S.72, 214, Gareis II 258, 288, 
a I 245; 2. Leipzig, PMZBL. I 127; LG. Dresden, PMZBI. 

). 

Genießt aber der Gegenstand im Inlande einen Patentichuß, jo 
findet $ 40 auch dann nicht Anwendung, wenn ein anderer der 
Berechtigte ijt al3 derjenige, welcher die Bezeichnung vornimmt, 
iollte dieſe aucd den Anjchein erweden, als fei der Bezeichnende der 
Berechtigte (Kohler, Handb. ©. 929). 

3. Der Tatbeftand erfordert weiter eine Bezeichnung, welde 
geeignet ift, den Irrtum zu erregen, dab die Gegenftände durch ein 
Patent nah Maßgabe diejes Geſetzes geſchützt jeien. 

a) Eine Bezeihnung, welche geeignet ift, den Irrtum 
zu erregen 2c., d.h. die ihrer objektiven Bejchaffenheit nad) — alſo 
gleichviel, welche Abficht der Bezeichnende dabei verfolgt — einen Irr— 
tum der angegebenen Art jelbjt bei verftändiger Anſchauung der Sadıe 
hervorrufen fann (vgl. 2G. Leipzig, PMZB. 1127). Dabei ift auf 
den Abnehmer- oder Lejerfreis Nüchiicht zu nehmen; eine Bezeichnung 
farın für den Eingeweihten, für den Sadverjtändigen gänzlich unver- 
fänglich jein, während fie geeignet ift, den Laien, an den fich die Re— 
fame vornehmlich richtet, irrezuführen; die Beftimmung des $ 4 iſt 
dann anwendbar (RG. in PMZB. IV 11; Kamm.Ger. Berlin ebenda 
V1 166 in bezug auf die Bezeichnung „patentamtlich geſchützt“ — ſ. u. 
lit. b). Immer wird es ſich aber um einen Gegenftand handeln müjlen, 
der vom Ratentihuß nicht abjolut ausgejchlofien ift (Mart. Mid. Kohler 
a.a.D. ©. 137; als Beifpiele unjchädlicher Bezeichnungen find dort an— 
geführt: ein patentiertes Buch, ein pat. Baum). Nicht erforderlid 
iſt, daß ein Irrtum tatjählich erregt oder gar eine Vermögens- 
beihädigung verurſacht iſt. 

b) Irrtum, daß die Gegenſtände durch ein Patent ge— 
ſchützt. Das Beſtehen eines Patentſchutzes wird meiſtens durch die 
Abkürzung D. R. P. („Deutſches Reichspatent“) ausgedrückt oder auch 
durch die Worte „patentiert“ oder „Patent“, dieſes allein oder in Ver— 
bindung mit dem Gegenſtand, z. B. „Patentfeder“, „Patentjalouſie“ 
u. dgl. Jeder dieſer Ausdrücke erfüllt das Merkmal der zur Irre— 
führung geeigneten Bezeichnung. (Schöff. Ger. u. LG. Berlin, PBl. 1880 
©. 77, 1881 ©. 214, Gareis I 346, III 288; Schöff.Ger. Greiz, PBl. 
1881, Gareis II 26; DLG. Münden, PBl. 1882 ©. 75, Gareis IV 311; 
LG. Leipzig, PMZBI. 1127.) Genießt der Gegenftand Gebrauchsmufter- 
ihuß, jo darf der Hinweis auf diefen Schuß fein jolcher fein, daß auf 
einen Patentſchutz geichloffen werden kann. Die Bezeichnnng „patent- 
amtlich geihügt“ ijt für das Publikum im allgemeinen (vgl. lit. a) irre- 
führend (Kamm.®er. Berlin in PMZBI. VI 166; vgl. aud LG. Straf- 
burg u. OLG. Colmar, PMZBI. VIII 46 — die Worte „Kaiferl. Patent.“ 
für unzuläffig erflärt, obwohl nad) der Behauptung des Beichuldigten 
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„Patent.“ die Abfürzung von Patentamt und damit ausgedrüdt jein 
jollte, dat für den Gegenftand ein Warenzeichen eingetragen ſei). Das 
Wort „Patent“ it eine zur Srrtumserregung geeignete Bezeichnung 
auch dann, wenn eö neben „DRGM“ (Deutſcher Reichs-Gebrauchsmuſter- 
ihug) an ewendet iſt; denn es kann im Publikum die Meinung hervor- 
rufen, 31 außer dem Muſterſchutz auch ein Patent erteilt ſei (RGStr. 
Bd. 26 ©. 192). Ob troß Beſtehens eines Muſterſchutzes auch er 
nungen wie „gejeglich geſchützt“, „Nachahmung verboten“, „gegen Nad)- 
ahmung geihügt” unzuläjlig find, weil durch fie der Sertum erregt 
werden fann, der Gegenjtand jei durch Patent geihügt, muß nach Yage 
des einzelnen Falles beurteilt werden. (Für die Bejahung: SchG. u. 
LG. Berlin, Pat.Bl. 1881 ©. 72, 123, Gareis II 258, 261; verneint 
von Seligjohn N. 5, Mart. Mich. Kohler a.a.D. ©. 137; Kohler, 
Handb. ©. 928 ift im Zweifel für Bejahung.) Die Bezeichnung „echt“ 
ift nicht geeignet, den Irrtum zu erregen, 5 jei der Gegenjtand paten- 
tiert (26. Frankfurt a. M., PMZBL. 1116 

St der Gegenftand noch nicht geichüit, der Schuß vielmehr 
erjt durh Anmeldung angejtrebt, jo muß, wenn überhaupt eine 
auf den Schuß bezügliche Bezeichnung angebracht wird, dieſe deutlich 
erjehen laſſen, daß das Patent noch nicht erteilt ift. Hierzu genügt 
nicht die Beifügung eines „a“ oder „A“ (= angemeldet) zu DRP, da 
das Publikum die Bedeutung diejes Beiſatzes nicht fennt. (LG. Elber- 
feld in R.u. U. III 75, LG. Aachen u. RG., PMSBl. IV 143, 26. Berlin 
daj. VII 14.) Dagegen fällt der Bermert „Patent angemeldet“ unter 
8 40 aud dann nicht, wenn die Anmeldung des Gegenjtandes gar nicht 
erfolgt ijt. Hat ein Gegenjtand den Patentſchutz verloren, jo muß 
die darauf angebrachte, auf dieſen Schuß hinweijende Bezeichnung er- 
kennbar getilgt werden; es genügt 3. B. nicht, wenn er mit Bleiftift 
jo ſchwach durchſtrichen ift, daß er trogdem lesbar bleibt. (SchG. 
Erimmitihau, PMZBIL. I 188.) Wenn ein Gegenftand in mehrfacher 
Richtung patentiert war und nur ein Teil der Patente erlojchen 
ift, für einen wejentlichen Beitandteil des Gegenftandes aber der Patent— 
ſchutz erhalten blieb, jo daß es zuläſſig ift, den Gegenftand als jolchen 
„patentiert“ zu nennen (vgl. N. 2 lit. a), jo bildet es auch feinen Ver— 
ftoß gegen $ 40, wenn neben dem noch gültigen Patent die Nummern 
der erlojchenen angeführt werden. (RGStr. Bd. 28 ©. 14; Seligſohn 
N.d;a.M. Kohler, Handb. ©. 929.) 

Sit der Patentihug nur im Ausland erlangt, jo ift jede auf 
den Schuß hinweiſende Bezeichnung unzuläſſig, die nicht deutlich er- 
jehen läßt, daß der ausländiiche Schuß gemeint ift. E3 fällt alfo unter 
den $ 40 insbejondere Die ohne Beiſatz gebrauchte Bezeichnung „Patent“ 
(LG. Leipzig, FNIBL. 1 127). Srreführend ift ferner die Wendung 

„in den meilten Staaten patentiert” (LG. Zwidau, PMZBI. II 339). 
Nicht genügend deutlich tritt die Tatjache, dab das angegebene Patent 
ein engliiches ift, in dem Worten hervor „Made in Germany“ (LG. 
Leipzig, PMZBL. I 127). 

e) Nur wenn die Bezeihnung den Irrtum hervorrufen fann, 
der Gegenstand jei nad Maßgabe diejes Geſetzes, aljo durch 
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ein deutiches Reichspatent geſchützt, trifft $ 40 zu. Wer jich aljo ein 
ausländiiches Patent — kann nach dieſer Beſtimmung nicht be— 
ſtraft werden. (Dieſe Handlung kann nur auf Grund des 8 1 des 
Wettbewerbgeſetzes civilrechtlich verfolgt werden; ſ. N. 2 

4. (Nr.1.) Die widerrechtliche Bezeihnung (j. N. 2 u. 3) kann 
zunächſt in der Weife geihehen, dab man die Gegenftände jelbit oder 
deren Berpadung mit der Bezeichnung verfieht. 
a) Verpadung ift jede Hülle, welche eine einzelne Sache oder 
eine Sachmenge umgibt, um fie gegen äußere Einwirkungen zu fichern 
oder um fie als ein Ganzes zujammenzufaffen (vgl. RGEStr. Bd. 21 
©. 214, wo eine im Berfaufsladen ftehende Standdoje, in der fich Die 
feilgehaltene Ware befindet, als Verpadung angejehen ift). Ein Gegen- 
ftand erjcheint als Verpadung eines anderen nicht jchon dann, wenn er 
zu dejien Aufnahme beftimmt ift, jondern erft dann, wenn er diejer Bejtim- 
mung wirklich zugeführt, alſo 3. B. die Flüſſigkeit in die Flaſche gefüllt iſt. 
b) Berjehen ilt ein Gegenftand oder dejjen Berpadung mit 
einer Bezeihnung, jobald zwijchen beiden eine wahrnehmbare Ber- 
bindung hergeitellt ift (vgl. PMZBL. II 19). Dies kann auf die ver- 
ſchiedenſte Weiſe geichehen: dadurch, daß die Bezeichnung dem Körper 
des Gegenftandes oder jeiner Verpadung jelbft einverleibt wird (durch 
Einweben, Einprägen, Eingießen, Aufdruden 2c.) oder dadurch, daß 
die Verbindung nur äußerlich hergeftellt wird, 3. B. mitteld Aufklebens 
oder Anhängens einer Etikette u. dgl. Aber nicht mur durch pofitives 
Handeln, jondern auch durd eine Unterlajjung kann ein Gegenftand 
in einer gegen $ 40 verftoßenden Weije mit einer Bezeichnung ver— 
jehen werden: wenn nämlich derjenige, welcher den fälſchlich bezeich— 
neten Gegenstand in Verkehr bringt, für das Anbringen der Be— 
zeihnung jelbft aus irgend einem Grunde nicht verantwortlich ge— 
macht werden kann, jedoch die Bezeichnung vor dem Anverfehrbringen 
nicht entfernt, obwohl fie geeignet ift, den Irrtum zu erregen, daß 
der Gegenftand durch ein Reichspatent gejchüßt jei; denn nad) dem 
Sinn und dem Zmed des Gejepes verftößt gegen deſſen Berbot nicht 
nur das pofitive VBezeichnen, jondern überhaupt ein Berhalten, ver- 
möge deſſen der nicht patentierte Gegenftand dem Publikum unter der 
fälfchlichen Bezeichnung, als genieße er Patentſchutz, entgegentritt; und 
ein ſolches Verhalten fällt demjenigen zur Laſt, der die Bezeichnung 
in dem Augenblide, wo er den Gegenstand in den Verkehr treten läßt, 
nicht bejeitigt. Fälle diejer Art find hauptſächlich folgende: 

aa) Die fälſchliche Bezeichnung wurde ohne Berjchulden des- 
jenigen, der den Gegenftand in Verkehr bringen will, von anderer 
Seite, etwa von einem Bedienjteten oder von dem Lieferanten der Ware 
angebracht. (A. M. RYStr. Bd. 25 ©. 78, welches die Anmwendbarfeit 
der Ziff. 1 des 8 40 „nach deren Maren Wortlaut“ hier fiir ausgejchlofjen 
erachtet. Dann muß fie aber auch in den Fällen zu bb und cc aus- 
geichlofjen fein und man fommt dann zu völlig ſinnwidrigen Reſul— 
taten. Dem RG. ſchließt fih an Seligjohn N. 6, wogegen Kohler, 
Handb. S. 933 von einer „jeltiamen Wortinterpretation“ des RG. ſpricht, 
ohne jelbft zu diejer Trage beftimmt Stellung zu nehmen.) 
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bb) Die Bezeichnung ift im Auslande erfolgt, der Gegenjtand 
wird aber im Inlande in Bertehr gebracht. 

ce) Die Bezeihnung ift zu einer Zeit erfolgt, als fie noch der 
Wahrheit entiprad), aljo der Gegenftand durch Neichspatent geichügt 
war, der Patentſchutz Hat aber vor dem Inverkehrſetzen des Gegen- 
ftandes aufgehört. (GI. A. im Ergebnifje, aber ohne zureichende Be- 
gründung, zu bb und ce Kohler, Handb. ©. 933, zu ce Seligjohn 
N. 6 und Stenglein N. 3; a.M. Kloftermann, Pat.Gej. ©. 269, 
Mart. Mid. Kohler a. a.O. ©. 137. 

e) Das Verjehen von Segenftänden oder deren Verpadung mit 
einer irreführenden Bezeichnung ift nur ftrafbar, wenn e3 gejchieht in 
der Abjicht, den Gegenjtand in VBerfehr zu bringen und zwar 
zu einer Zeit, in welcher die Bezeihnung nicht der Wahr- 
heit entfpricht (ebenjo Seligjohn N. 6, Kohler, Handb. ©. 923). 
Diejes Erfordernis ift zwar im Gejege nicht ausdrücklich aufgeftellt, 
aber aus der Natur der Sache abzuleiten; denn von der Gefahr einer 
Srreführung anderer kann nur dann die Rede fein, wenn der fäljchlich 
bezeichnete Gegenftand anderen zugänglich gemacht werden joll. Daher 
ift die Bezeihnung dann nicht jtrafbar, wenn fie zwar vor Erteilung 
des Patents angebracht wird, aber in der Abjicht, erft nach Eintritt 
des Patentichuges die jo bezeichnete Ware in Verkehr zu bringen. 
Ueber den Begriff des „Inverkehrbringens“ |. N.8 zu 54. Zur Boll- 
endung der Handlung gehört das Inverkehrbringen jelbjt nicht; es ge- 
nügt biezu das in der bezeichneten Abjicht vorgenommene Berjehen 
(des Gegenftandes oder deſſen Verpadung) allein. 

d) Täter der in Nr. 1 des $ 40 (f. lit. a—c) gekennzeichneten 
Handlung ift derjenige, welcher einen Gegenftand in der Abjicht, ihn 
fraft eigener Beftimmung in Verfehr zu bringen, mit der irreführenden 
Bezeichnung verfieht oder verjehen läßt, aljo regelmäßig der betr. Ge- 
werbetreibende. ©. im übrigen bezüglich der Täterjchaft und Teilnahme 
die Ausführungen in N. 4 zu 8 36, welche hier entjprechend gelten. 

3. (Nr. 2). Die Handlung wird weiter dadurch begangen, daß 
man in öffentlichen Anzeigen, auf Aushängeichildern, auf Empfehlungs: 
farten oder in ähnlichen Stundgebungen eine Bezeichnung anwendet, 
welche geeignet ift, den Irrtum zu erregen, dab die darin erwähn- 
ten Gegenftände durh ein Patent nad Mahgabe dieſes Geſetzes ge- 
ſchützt ſeien. 

a) Oeffentliche Anzeigen ſind, wie der Zuſammenhang er— 
gibt, nur ſchriftliche — in Zeitungen, Zeitſchriften, Anſchlägen, Zirku— 
laren u. dgl. —, nicht mündliche Erklärungen, die etwa gelegentlich 
eines öffentlichen Vortrags oder in Form einer Öffentlichen Belannt- 
macung ergehen. Oeffentlich ijt eine Anzeige, wenn jie an einen 
Perſonenkreis gerichtet ift, der nicht als ein in fich geichloffener anzu«- 
jehen ift (vgl. N. 5 lit. b zu 82). Der Kreis der Fachgenoſſen fann als 
ein ſolcher geſchloſſener Kreis nicht gelten, jelbit dann nicht, wenn der 
betr. Induſtriezweig nur wenige Vertreter befigt. Eine Anzeige, welche 
in einer Fachzeitſchrift erjcheint, ift übrigens eine öffentliche jchon des— 
halb, weil die Zeitjchrift jedermann zugänglich ift (RGStr. Bd. 26 €. 192). 
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b) Aehnlihe Kundgebungen find jolche, die dem gleichen 
Zwecke wie die jpeziell aufgeführten dienen, aljo ebenfalld an die Deffent- 
lichkeit jich richten, wie 3. B. Geichäftswagen u. dgl. (In RGEtr. 
Bd. 25 ©. 78 ift ausgejprochen, daß, wenn die Bezeichnung auf der im 
Schaufenſter ausgelegten Ware jelbjt angebracht ift, eine „ähnliche 
Kundgebung” nur dann vorliege, wenn dieje Ware jelbjt nicht für den 
Berfehr bejtimmt ift, jondern nur den Träger der Ankündigung dar- 
ftellt. Man wird zugeben müſſen, daß das Gejep eine joldye auf der 
Ware jelbjt befindliche Bezeichnung unter den „ähnlichen Kundgebungen“ 
nicht verfteht, weil fie, auch wenn fie nicht vom Wusfteller der Ware 
herrührt, unter Nr. 1 fällt, j. N. 4 lit. b, aa.) 

e) Täter ift hier derjenige, deſſen Beſtimmung für den Erlaf 
der Kundgebung maßgebend war, aljo in der Regel der betr. Geſchäfts— 
inhaber. Vgl. im übrigen N. 4 zu $ 36. 

6. Die Strafbarkeit jet ein Berichulden voraus und zwar 
entweder Borjat oder Fahrläſſigkeit; legtere genügt. Dies ergibt 
jih nicht (wie Kohler, Handb. ©. 931, 932 meint) ohne weiteres 
daraus, daß über die Art der Schuld nichts gejagt ift; denn für dieſen 
Fall gilt bei Verbrechen und Vergehen die entgegengejegte Regel, daß 
nämlih nur das vorjägliche Handeln ftrafbar if. Soll aus dem 
Schweigen de3 Gejeßes über die verlangte Schuldftufe ein Schluß in 
dem Sinne gezogen werden, dab Fahrläfligfeit ausreicht, jo müfjen 
bejondere Umftände herangezogen werden. Nun ift jo viel richtig, daß 
nicht nur in 8 36 des Pat.Gef., jondern auch in allen verwandten Ge- 
ſetzen (Warenzeichengejeg $ 14, Gebrauchsmuſterſchutzgeſetz $ 10, Wett- 
bewerbgeieg $ 4, Urh.RGeſ. vom 19. Juni 1901 88 38, 39) die Bejchrän- 
fung der Strafbarfeit auf Vorſatz beſonders zum Ausdrude gebradıt 
ift. Dies jpricht allerdings dafür, daß $ 40 abweichend von der oben 
erwähnten Regel aud das fahrläjfige Handeln bejtraft wiſſen mwill. 
Hiezu fommt noch, daß die aus $ 40 jtrafbare Handlung urſprünglich 
Uebertretung war und die Strafandrohung — einhundertfünfzig Mart 
oder Haft — nur deshalb erhöht wurde, um für die Regel die Zu— 
ftändigfeit der Straflammer zu begründen (Komm. Ber. zum Gej. von 
1891 ©. 31). Für Uebertretungen gilt aber mit Rüdjiht auf ihren 
mehr polizeilichen Charakter in der Tat die Regel, daß, wenn nichts 
anderes beftimmt iſt, Fahrläffigkeit zur Strafbarkeit genügt und es 
beitehbt nun fein Grund für die Annahme, daß durd die Menderung 
der Strafdrohung auch diejer urjprüngliche Charakter des Delikts ge- 
ändert werden und bie früher zweifellos beftehende Strafbarfeit fahr— 
fälligen Handelns aufgehoben werden wollte. (Bgl. u. a. RGStr. Bd. 24 
©. 399, Bd. 26 ©. 192, in PMZBL. I 115; LG. Mainz in R. u. U. IV 
245; OLG. Roftod, daſ. VI 169; Seligjohn N.8, Stenglein N. 6, 
v. Ealfer, Urh.R.Del. S. 190, Mart. Mid. Kohler ©. 138, Kohler, 
Handb. a.a.D.; a.M. Dambach, PBat.Gei. N. 1, Binding ©. 497.) 
Ueber die Begriffe „Vorſatz“ und „Fahrläſſigkeit“ ſ. N. 6 u. 7 zu $ 35. 

7. Strafredhtlihe Folgen der Patentanmaßung. 

a) Strafe: Gelditrafe von drei bis eintaufend Marl, Auf 
Freihe itsſtrafe kann nur für den Fall der Uneinbringlichkeit der Geld- 
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ftrafe erfannt werden und zwar auf Gefängnis oder, wenn die erfannte 
Strafe jehshundert Mark und die an ihre Stelle tretende Tyreiheits- 
ſtrafe ſechs Wochen nicht überfteigt, auch auf Haft (StGB. 88 27, 28, 
j. auch $ 29 daj.). 

b) Auf Buße fann neben der Strafe nicht erfannt werden; 
8 37 bezieht ſich auf 8 4O nicht (1. N. 4 zu $ 37). 

e) Einziehung ift im Pat.Geſ. nicht vorgejehen. Es finden 
aber in diejer Hinficht die SH 4AO—42 StGB. Anwendung. Soweit e3 
ih nicht um Ankündigung in einer Drudichrift handelt, auf welchen 
Tal StGB. $ 41 zutrifft, ift die Einziehung nur zuläffig, nicht geboten. 
Sie fann ſich nur auf die Bezeichnung erjtreden, ergreift aber unter 
Umftänden, wenn nicht anders durchführbar, die Verpadung oder jelbit 
die Ware (Kohler, Handb. ©. 934). 

d) Die Berfolgung hängt von einem Antrag des Ber- 
legten nicht ab. 

e) Mit dem Vergehen aus $ 40 fann ein Betrug in Ideal— 
fonturrenz treten, wenn namentlich eine zum Tatbeftand des erfteren 
nicht erforderliche Vermögensbeihädigung durch die irreführende Be- 
zeihnung verurjacht worden ilt. agegen findet auf die Patent— 
anmaßung nicht zugleich $ 4 des Wettbewerbgejepes Anwendung; ins— 
bejondere ift der Batentichug nicht zu den dort erwähnten „Wuszeich- 
nungen“ zu zählen. (Seligſohn R. 7, Kohler, Handb. ©. 930; a. M. 
Biberfeld, R. u. U. IS. 276.) 

f) Zuftändig für das Vergehen nad) $ 40 ift die Straflammer, 
welche unter den Vorausjegungen des $ 75 GBG. gemäß Nr. 14 daj. 
die Sache dem Schöffengerichte überweijen fann. 

g) Die Strafverfolgung verjährt gemäß StGB. $ 67 Abi. 2 
in drei Jahren. 

Ss. Givilrechtlihe Yolgen der Patentanmaßung. 

a) Die abwehrende Klage. Die Strafbeitimmung des $ 40 
enthält jelbjtverftändlih das Verbot der Patentanmaßung. Daraus 
ergibt ſich, daß jedem, der ein Antereife an der Unterlafjung dieſer 
Handlung hat, insbejondere jedem Gemwerbetreibenden, der Waren gleicher 
Art heritellt oder vertreibt, ein privatredhtlicher Anipruch auf Unter» 
laffung zufteht, den er mit der abmwehrenden Klage verfolgen kann. 
Dieje Klage erfcheint als begründet, fobald der objektive Tatbeitand 
der Patentanmaßung (j. NR. 2—5) vorliegt; eine Verſchuldens bedarf 
es nicht. (RG. in R. u. U. II 210, VI 170, in PMZBL. VII 117, VII 6; 
LG. Berlin daj. VII 14.) Ueber die abwehrende Klage vgl. im übrigen 
N. 13 lit. a zu 84. 

b) Ein Schadenserjaganipruc läßt fih aus $ 40 allein 
nicht ableiten, wohl aber aus diefem Paragraphen im Zujammenbhalte 
mit $ 823 Ubi. 2 des BGB., injoferne $ 40 auf den Schutz ſowohl de3 
Rublitums, als der Gewerbsfonfurrenten des Täters abzielt (ſ. R.1; 
vgl. RGEStr. Bd. 35 ©. 25, in PMZBL. VIII 6). Da übrigens der Tat- 
beitand der Patentanmaßung zugleich als „unrichtige Angabe tatjäch- 
liher Art über geichäftliche Verhältniffe” ſich darjtellt, kann für die in 
$S 1 des Wettbewerbgejeges genannten Perſonen oder Berbände 
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zugleih ein Schadenserſatzanſpruch nad) Maßgabe des Abi. 2 diejer 
Beitimmung erwachſen. (Seligiohn ©. 364, Kohler, Handb. ©. 930) 
Artikel II. 

Die Beitimmung im $ 28 Abſatz 3 des Artikels I findet 
auf die zur Zeit bejtehenden Patente mit der Maßgabe An- 
wendung, daß der Antrag mindeftens bis zum Ablauf von drei 
Jahren nach dem Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes jtatt- 
baft iſt. 

Dieſe Uebergangsbeftimmung hat jelbit für die jchon zur Zeit 


des Inkrafttretens des Geſ. vom 7. April 1891 beftehenden Patente jeit 
dem 1. Oftober 1894 jede Bedeutung verloren. 


Artikel III. 
Diejes Gejeß tritt mit dem 1. Oktober 1891 in Kraft. 


Dr. Bh. Allfeld, Kommentar 3. d. Gejegen betr. d. Erfindungsichun oc. 20 


$ A — EIER X rel res ee 
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Geſeth, 
betr. das Urheberrecht an Muſtern und Modellen. 


Vom 11. m. 1876. 
(RGBl. ©. 11.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaijer, König von 
Preußen 20. verordnen im Namen des Deutjchen Reichs, 
nach erfolgter Zuftimmung des Bundesraths und des 
Reichdtags, was folgt: 


81. 

Das Recht, ein gewerbliche Muſter oder Modell ganz 
oder theilweije nachzubilden, steht dem Urheber desjelben aus- 
ichließlich zu. 

Als Mufter oder Modelle im Sinne diejes Gejeged werden 
nur neue und eigenthümliche Erzeugnifje angeſehen. 


Aeſthetiſche Wirkung 80. Modell, gewerbliches 3. 

Beiteller 2. Mufter, gewerbliches 3. 
Eigentümlichkeit 8b, bb. Nachbildung 4a. 

Einwirkung auf den — 80. Neuheit 3b, na. 

Gehilfe des Urhebers 2 Subjett des Rechtes 2. 
Induftrieerzeugnis 3a. Urbeber 2. 

Inhalt des Urheberrechts 4. Urheberrecht, Weſen, Entitehbung 1. 
Kunftwert 3a. Verbreitung 4b. 





Miturbeber 2. 
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1. Das Gejeg anerkennt, wie ſowohl die Ueberſchrift, als aud) 
der Wortlaut des erſten Abſatzes des $ 1 zeigt, ein Urheberrecht 
an Muftern und Modellen. Seinem Wejen nad) ijt diejes Recht 
identijch mit dem Urheberredht an anderen Geijtesproduften (vgl. hier 
über meinen Kommentar 3. Gef. betr. daS Urheberreht an Werfen 
der Literatur und der Tonfunft vom 19. Juni 1901 ©. 16 ff.). Dem- 
nad) ift aud) das Urheberreht an Muftern und Modellen kein blofes 
Vermögensredt. Es ift ein abjolutes Recht bejonderer Art, das die 
perſönlichen Intereſſen des Urhebers in gleihem Maße wie deſſen Ver— 
mögensintereſſen umfaßt, wenn auch die letzteren hier mehr als beim 
literariſchen und künſtleriſchen Urheberrechte in den Vordergrund treten. 

Wie jedes Urheberrecht, entſteht auch das an Muſtern und 
Modellen durch die Schaffung des Werkes, dadurch alſo, daß die 
ſchöpferiſche Idee in der Materie verkörpert (das Muſter in der Fläche 
gezeichnet oder plaſtiſch geformt) wird. Das ſo entſtandene Recht iſt 
aber, wie das Erfinderrecht (vgl. N. 10 zu $ 1 des Pat.Gej., o. ©. 24), 
ein unvollfommenes; e3 findet den gejeglihen Schuß erjt durch Er- 
füllung wi Förmlichkeiten (j. 8 7). 

2. Subjelt des Rechtes iſt der Urheber des Werkes, d. i. 
derjenige, = dejjen geiftiger Schöpfung das Werk hervorgegangen it 
(Motive), der es erfunden hat. Dadurch, daß das Gejeg nur dem Ur- 
heber einen Schuß verleiht, bringt es jchon zum Ausdrude, was im 
Abi. 2 noch bejonders beftimmt ift, daß nur eigentümliche Mufter 
(Originale), nicht Nachbildungen gejhügt find. Urheber iſt aber auch 
derjenige, welcher einzelne Motive eines von einem anderen gejchaffenen 
Mufters oder Modells zur Herjtellung eines neuen Werkes benußt (vgl. 
84). Der Begriff des Urheber bringt e3 mit fich, daß nur eine 
phyſiſche Perjon als ſolcher gedacht werden kann, daß dagegen juri- 
ftiiche Perjonen ein Urheberreht nicht urjprünglich erwerben, jondern 
nur von Individuen ableiten können ($ 3, j. aber auch $ 2). Urheber 
iit aljo der Künſtler, Zeichner, Modelleur, Former 2c., weldyer das 
Mufter oder Modell aus eigener geiftiger Tätigkeit entworfen und ge- 
ſchaffen A > ambad NR. 2). 

uſter oder Wiobeil fann, wie ein anderes Werf, durch die 
ae er Tätigfeit mehrerer Berjonen (Miturheber) ent« 
jtehen, in der Weife nämlich, daß mehrere auf Grund einer gemein. 
jamen Idee je einen umjelbjtändigen, aber wejentlichen Teil der 
ganzen Arbeit ala („jo daß ihre Arbeiten fich nicht trennen 
laſſen“, 18.86). Ob die einzelnen Arbeiten fi äußerlich unter- 
ſcheiden lafien, ift ohne Belang. 3.8. in einem gobelinartigen Vor- 
bang arbeitet der eing die Figuren, der andere die Landſchaft aus, 
u.dgl. Dagegen fann man von Miturheberichaft dann nicht ſprechen, 
wenn die Arbeit eines jeden für fich beftehen und jelbitändig zum 
Mufterregifter angemeldet werben fanı. (Dambadh N. 3 it. a führt 
das Beijpiel an, daß bei einer Vaſe einer den oberen Teil, die eigent- 
liche Baje, der andere nur den Fuß modelliert; ob hier wirklich 
Selbftändigfeit der einzelnen Teile vorliegt, ift Frage des einzelnen 
Falles. Ein anderes Beilpiel: A modelliert ein bejtimmtes Hausgeräte, 
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etwa ein eigenartige Tiſchchen, B entwirft die Zeichnung für die 
Platte). Anderjeits ift auch dann feine Miturheberichaft gegeben, wenn 
der eine nur die Ideen des anderen mit ausführen Hilft, — Geiſtes⸗ 
arbeit unterſtützt, z. B. nach ſeinen Angaben das Kolorit des Muſters 
herſtellt; in ſolchem Falle iſt der eine nur Gehilfe des anderen, des 
Urhebers. (S. Näheres in meinem. 1 zit. Komm. ©. 75 ff.) Liegt 
wirkliche Miturheberichaft vor, jo bejtcht eine Gemeinjhaft nad Brud- 
teilen im Sinne bed BGB. (88 741 bis 758” vgl. $ 6 des UG®. und 
N. 10 lit. b zu $ 1 des Pat.Geſ., 0. ©. 25). Eine Verfügung über das 
Ganze fteht nur den Miturhebern gemeinschaftlih zu (WEB. $ 747 
Sat 2), während über jeinen Anteil an der Ausübung und Nutzung 
des Nechtes jeder verfügen kann (BGB. 8 747 Sag 1). Der ** 
mung aller Urheber bedarf es insbeſondere, wenn das Recht am Ganzen 
übertragen werden ſoll; rin anglais genügt nicht. Als eine Ber- 
fügung über ben gemeinjcha tlihen Gegenftand, nicht bloß ala ein Akt 
der Verwaltung, erjheint au die Anmeldung ($ 7); Dieje en daher 
nur der Gemeinschaft, nicht dem einzelnen zu (a. M. Dambad N. 3). 
Würde die Anmeldung nur von einem der Miturheber ausgegangen 
jein, jo wäre dieſer zwar zunächſt gemäß $ 13 als Alleinurheber an- 
zujehen, aber nur injomweit nicht das Gemeinjchaftöverhältnis nach— 
gewiejen würde. Wenn aljo der Anmelder gegen die anderen Mit- 
urheber wegen unbefugter Nachbildung des Mufterd vorgehen würde, 
jo fönnten ihm dieſe mit dem Einmwande begegnen, daß er nicht Allein 
urheber, aljo nicht berechtigt fei, fie von der Benutzung des Mufters 
auszuſchließen. Dagegen würden in dem gedachten alle dritte Per- 
jonen auf das Gemeinjchaftsverhältnis ſich nicht berufen fönnen, da 
der Anmelder immerhin Urheber wäre. (S. im übrigen bezü ich des 
Miturheberverhältniffes meinen Kommentar zum U®. ©. 77 ff.) 
Der Bejteller eines Mufters, der an der formgebenden Ge— 
ftaltung desjelben nicht mitgewirkt hat, ift als Urheber auch dann nicht an- 
zujehen, wenn er die Idee und im allgemeinen den Rahmen angegeben 
Dat, innerhalb defjen der andere ſich bewegen jolle (vgl. meinen Kom— 
mentar zu UG.$2N.26©.63). Beitellt aljo ein Fabrikant bei einem 
Zeichner, Maler, Modelleur ein Muſter oder Modell, um es in jeinem 
Geichäftsbetriebe gewerblich zu verwerten und macht er dabei nur An- 
aben der eben erwähnten allgemeinen Art, jo ift der Berfertiger des 
Mufters 2c., nicht der Fabrikant der Urheber; der letztere kann nur 
dann, wenn erfterer ihm das Urheberrecht überträgt ($ 3) dasſelbe 
ausüben. (Vgl. REStr. 12 ©. 177; 13 ©. 220; RO. in GA. 40 ©. 330.) 
Nur für den Fall, daß der Verfertiger des Mufters oder Modelld in 
der gewerblihen Anftalt des Auftraggebers jelbft beichäftigt iſt, be— 
jtimmt 8 2 etwas anderes. 
—— glich der für die ala des Urheberd vom Gejege auf- 
geitellten Vermutung 1. 8 13 
EHRE 3. Gegenftand des Schuhes ſind gewerbliche Muſter und Modelle. 
NA Wan Ein gewerblihes Muſter im Sinne des gegenwärtigen ie iſt 
jedes neue und eigentümliche Vorbild für die Geſtaltung 


——— eines Induſtrieerzeugniſſes, ſoferne es dazu beſtimmt und 
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geeignet ift, den Gejhmad, den Formenſinn anzuregen. (Bol. 
Dambach R. 4; Seligiohn, Gebrauchsmuſtergeſetz $ IN. 1; Gierke 
©. 832; RGC. Bd. 40 ©. 104, Bd. 45 ©. 60; PMZBL. III 99.) Modell 
it nur eine Unterart des Mufters; das Wort bezeichnet diejenigen 
Muster, welche niht auf dem Induſtrieerzeugniſſe (ald Zeichnung 
u. dgl.) angebradht werden (Mufter im engeren Sinne), jondern in der 
Geftalt der Ware felbft verkörpert werden jollen, aljo plaftiiche Muſter, 
wie 3.8. die Formen von Gläjern, Bechern, Vaſen, Möbeln u. dgl. 
(Klojtermann ©. 378). Im einzelnen ift über die Merkmale des 
Mufterbegrifts zu jagen: 

a) Mufter find Vorbilder für die Geftaltung von In— 
duftrieerzeugniijen. Sie haben in allen Fällen die Zweckbeſtim— 
mung, bei der Herftellung von Gegenjtänden verwendet zu werden, Die 
wenigftens ihrer Gattung nach dem praftiichen Leben, dem Gebraud) 
dienen, follten fie auch im jpeziellen Falle nur dazu beftimmt jein, als 
Chauftüde zu prangen (wie 3. B. ein mächtiger ofal, aus dem man 
nicht trinkt, weil er zu ſchwer ift, der aber einen Kneipſaal ziert, ein 
Federhalter, der nur zur Zierde des Schreibtijches dient, ein Schadjipiel 
mit ſchweren jilbernen Figuren u. ſ. w.). Damit ift das wejentliche g 
Merkmal gefennzeichnet, welches das Mufter vom Kunſtwerke unter- SIXKU- 12 
fcheidet. Auch das Mufter joll äfthetiiche Wirkung erzeugen (ſ. lit. c); 
auch das Kunftwerf kann im Einzelfalle praftiichen Zweden dienen 
(wie 3.8. das befannte Bild „die Schützen-Lisl“ als Schild für eine 
Bierbude). Allein mit dem äfthetiichen Zwecke verbindet fich beim 
Mufter notwendig der Gebrauchszweck, dieſer ift ebenjo weſentlich mie 
jener; beim Kunstwerke dagegen ift der Gebrauchszweck, wenn er neben- 
ber geht, doc; fein wejentlicher, er hängt nicht mit dem Kunftwerfe an 
fi) zujammen, diejes erfüllt feine Aufgabe vollitändig durch jeine 
äfthetiiche Wirkung, es bedarf irgend welcher praftiicher Zwecke nicht. 
Alſo nicht etwa in dem Grade des Fünitleriichen Wertes liegt der 
Unterjchied; viele Kunftgewerbegegenftände ftehen fünftleriich weit höher 
als manche Kunftwerfe, wie 3. B. Bilderbogen u. dgl.; der Unterjchied 
liegt nur in der Zmedbeftimmung (vgl. Kohler, Archiv f. d. civil. 
Praris Bd. 87 S. Uff.). Darum iſt e3 auch ganz gerechtfertigt, wenn 
in 8 14 des Gejepes vom 9. Januar 1876, betr. das Urheberredht an 
Werten der bildenden Künfte, derjenige, welcher geftattet, daß jein 
Kunftwerf an einem Werke der Induſtrie ꝛc. nachgebildet wird, hin- 
fichtlich des Schutzes gegen weitere Nachbildungen an Werfen der In— 
duftrie auf das Muſterſchutzgeſetz verwieſen wird; denn in ſolchem Falle 
hat der Künftler nachträglich fein Werf den Zwecken des praftiichen 
Lebens dienftbar gemacht, jo daß in der Zuſammenſetzung, in welcher 
ſich jeßt das Kunſtwerk findet, der Gebrauchszwed nicht mehr neben- 
jächlich, jondern wejentlich ift. (Vgl. RG. bei Bolze Bd. VIII Nr. 122; 
LG. Hof in PMZBI. VIII 191). 

Ob der Gebrauch, dem das Mufter dienen foll, ein allgemeiner 
ift oder ob etwa das Mufter nur für die gejchäftlihen Bedürfniſſe 
eines beftimmten Abnehmers beitimmt und brauchbar iſt, erjcheint als 
bedeutungslos (RGStr. 12 ©. 177). 
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Die Geftaltung eined Induſtrieerzeugniſſes, für welche das 
Vorbild dienen joll, muß im weſentlichen auf menjchlicher Tätigkeit 
beruhen, es darf fi) nicht bloß um Leitung und Lenkung der organi- 
ihen Natur oder um ein bloßes Arrangement von Naturproduften 
andeln. Es fann daher für eine funftgärtnerijche Leiftung, wie das 


. ır128 ersehen eines Blumenbeetes oder eines Blumenftraußes fein Mufter- 


ihug erlangt werden (Kohler a.a.D.©. 32). Es muß ferner eine 
wirkliche Gejtaltung, nicht nur eine Ordnung von jchon vorhandenen 
Gegenftänden, wie 3.8. ein Bimmerarrangement, eine Kombination 
von Kleidungsftüden, in Frage ftehen (Kohler a. a. O. ©. 33). 

b) Nur neue und eigentümlicdhe Erzeugnijje werden als 
Mufter oder Modelle im Sinne diejes Geſetzes Kr el jo beftimmt 
Abi. 2 ausdrüdlih auf Grund Kommiſſionsbeſchluſſes. Wenn bei der 
Beratung hervorgehoben wurde, damit, dat der Schuß dem „Urheber“ 

ewährt wird, jer jchon geſagt, daß es fih nur um neue Produfte 
chöpferifcher Tätigkeit handeln fönne, jo ift dies nur zum Teile richtig, 
da jemand Urheber eines Mufters jein fann, das doch nicht mehr meu 
ift, ſ. bb. 

aa) Neu it ein Mufter.nur dann, wenn e8 in feiner indivi— 
duellen Gejamterjcheinung im Verkehre bisher noch nicht vorhanden 
war, wenn es aljo eigenartig it. (Bol. Dambach R. 9; Gierke 
©. 832; Schanze, Erfindungen und Muſter ©. 365, 370; RGStr. 
BD. 13 ©. 220, Bd. 33 ©. 43; PMZBL. 1129, V 20, VI 188; ROSE. 14 
€. 58). Die Eigenſchaft der Neuheit muß dem Mufter zufonmen zur 
Beit der Anmeldung. Sie darf aber nicht vermwechjelt werden mit dem 
gleichfalls für die Schußfähigkeit in $ 7 Abi. 2 aufgeftellten Erforder- 
nilie, dab vor der Anmeldung und Niederlegung ein nad dem Mufter 
oder Modell gefertigte Erzeugnis noch nicht verbreitet fein dürfe, in 
welhem Sinne man ebenfall® von Neuheit jprechen könnte (vgl. 
Schanze a.a.D. ©. 367; ander Schmid, Schuß der gewerblichen 
Urheberredte ©. 29%, Stephan-Schmid ©. 296). „Neu“ i. ©. des 
S 1 ift ein Mufter auch dann nicht, wenn es bisher nur als Mufter, 
aljo ald Vorbild für gewerbliche Erzeugnifie, etwa in der Form von 
Zeichnungen, Photographien 2c. befannt war, jollten auch ſolche Er- 
zeugniffe, für die es als Vorbild dient, noch nicht danach hergeitellt 
worden fein. Anderſeits wird freilich die Annahme der Neuheit aud) 
dadurch ausgeichlojien, dak von anderer Seite bereits ein mit dem 
Muſter übereinftimmendes Erzeugnis in Verkehr gebradht worden und 
die demjelben eigentümliche Form noch befannt, nicht verjchollen iſt, 
wenn auch dieje Form nicht weiter als Vorbild gedient hat (RGEStr. 
23 ©. 9%). Immer muß das Mufter, um die Neuheit zu verlieren, 
jelbit im Verkehr zur Anſchauung gebracht worden fein; die Ver— 
breitung bloß einer Beichreibung ohne Abbildung genügt nicht (Schmid 

ür die Verneinung des Merfmals der Neuheit fommt der 


a. a. O.). 
W. IT “0 usiänbeidefßertehr nicht minder wie der inländiſche in Betracht; das 


Var 


Gegenteil müßte im Gejege ausdrüdlich beftimmt fein (vgl. dagegen $ 2 


» des Pat.Gej.; übereinftimmend Schanze ©. 375; a. M. Kohler im 


rhiv f. civil. Praris Bd. 88 ©. 281). 


u... ng — Fu 


Gegenitand des Schuges. Neuheit, Eigentümlichkeit. : 
genf chutz h gentümlichkei 311 wi 


Der Annahme der Neuheit oder Eigenartigfeit eines Mufters MIXLLT3O 
jteht nicht im Wege, daß in demjelben einzelne Motive benügt find, 7777 
weiche jchon früher verwendet worden find, wenn nur ihre Durd- YIXZZLIC 
führung oder Kombination jo, wie fie in dem Mufter erjcheint, früher a 
noh nicht da war (PMZBL. 1129). So kann 3.8. die Verwendung. 9 
gewiſſer Tiergeftalten zu einem beftimmten kunſtgewerblichen Zwecke 
ihon früher vorgefommen fein, die Neuheit aber in der eigenartigen VAXYN/M3 7; 
Anpafjung diejer Geftalten für den jpeziellen Gebrauchszweck, nämli ⸗ 
darin liegen, daß die geſtellte techniſch-funktionelle Aufgabe in einer 5 
das äſthetiſche Gefühl beſonders befriedigenden Weiſe gelöft ift (PMZBI.G VrISLe 
I 159). Sonſt fann jidy die Eigenartigfeit eines Mufterd namentlich era - HF 
in der Art und Weije der Zujanmenjegung verjchiedener Figuren, in j 
der Stilifierung, Ornamentierung oder Färbung des Ganzen aus» 
prägen (RGEStr. 12 ©. 176, 21 ©. 150). Dagegen wird ein im übrigen 
beibehaltenes Mufter nicht dadurdy zu einem neuen, daß es in einem 
anderen Stoffe dargeftellt wird (z. B. in Papier ftatt in Leinwand, IXT7939 
RGStr. 23 ©. 92, in geprägter Bappe ftatt in Leder, RGC. Bd. 49 ——— 
S. 179; vgl. auch RG. in PMBl. V 320). Durch bloße einfache Farben— — 
zuſammenſtellung kann ebenfalls ein neues Muſter nicht geſchaffen 
werden (OLG. Hamburg, PMZBL. VI 187). rent 
Beim Bergleich eines befannten Mufterd mit dem zu ſchützenden GE i 
ipielt die Möglichkeit oder Unmwahrjcheinlichkeit einer Berwechielung /7 Ca 
feine wejentliche Rolle (RGStr. 33 ©. 43). 
bb) Eigentümlich ift ein Mufter dann, wenn es fich als Er- 
gebnis individueller jchöpferiicher Tätigfeit darjtellt, aljo feine bloße 
Nachbildung ift (vgl. Dambadh N. 9, Gierfe a. a. D.; ROSE. 40 
&.105). Ein Muſter kann aljo zwar „neu“ im obigen Sinne (aa), 
d. h. bisher im Verkehr noch nicht befannt, aber trogdem nicht eigen- 
tümlich, d. h. nicht von dem Anmelder, dem angeblichen Urheber, 
jondern von einem anderen geihaffen und vom Anmelder nur fopiert 
jein. Anderjeit3 Tann ein Mufter wohl eigentümlich, d. h. von dem 
Anmelder geichaffen jein, ohne daß es neu it; das nämliche Mujfter 
fann im wejentlichen jchon ein anderer gejchaffen haben und es fann 
daraufhin bereits in den Verkehr gedrungen jein, ohne daß der jpätere 
Urheber davon Kenntnis erlangte (Schanze a. a. D. ©. 365). Alſo dedt 
jich zwar die Eigentümlichkeit des Muſters damit, daß derjenige, welcher 
es hergeftellt hat, deſſen Urheber ift; nicht aber fällt dieje legtere Tat- 
jache notwendig mit der Neuheit zujammen. 
Als Nachbildung anzujehen und demnad nicht eigentümlich ift 
ein Mujter jedenfalls dann, wenn es das Werf eines anderen im 
mejentlichen identijch wiedergibt, jei e8 wieder ein Muſter oder ein 
Werk der bildenden Künſte. Dabei macht es feinen Unterjchied, ob das 
nachgeahmte Werk der neueren Zeit angehört oder ob es ſich um Alter— 
tümer Handelt. Auch derjenige, welcher ein Produft vergangener 
Zeiten, in deſſen Bejig er gelangt ift, wie Silbergeräte, Teppiche u. dgl., 
nachbildet, indem er vielleicht den zur Zeit herrichenden Geſchmack in 
richtiger Erfenntnis und mit Erfolg benußt, vollbringt feinen originellen 
Schöpfungsaft, jeine Leiftung ift der des erften Herausgebers einer alten 
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Handichrift vergleichbar, fie ift nicht die eines Urheber (Dambach N. 11; 
die gegenteilige Anjchauung wurde bei den vor der Ausarbeitung des 
gegenwärtigen Gejeßes gepflogenen Enquete-Berhandlungen von einer 
Seite vertreten, j. Drudj. d. Bundesrats, Sejj. 1875, Nr. 52). Aber auch 
die bloße Nahahmung eines Naturproduftes fann ein eigen- 


Atümliches Werk nicht hervorbringen.7'{Bgl. RG., PMZUI. VI 


186; RG. Bolze XVI Nr. 115. Die Aniticht, a einem auf diejem Wege 
zuftande gelommenen Mufter das Merkmal der Eigentümlichkeit dann 
zufomme, wenn die Nahahmung dahin ftrebt, den Natureffekt in be- 


ſonders eigenartiger Weije Fünftlich zu erzielen, wird von Kohler, 
Rast nn. f. civil. Praris Bd. 88 ©. 277 vertreten. Allein was in jolchem 


alle als eigentümlich gelten kann, ift in der Tat nicht, was pro- 
duziert ift, jondern daß und wie die befannte Naturform eine künſt— 
lihe Reproduktion erfahren hat. Mag auch das Kunſtprodukt jelbjt 
den Schönheitsjinn befriedigen, immer erreiht es dieſe Wirfung nur 
dadurd, da der Beichauer die ſchönen Formen der Natur wiederfindet. 
Der Blid des Beichauers nimmt fein anderes Formenbild in ſich auf, 
als wenn er auf die Natur gerichtet ift und anderjeit® hat der Ber- 
fertiger des Muſters diejes Bild, als er deijen Geftaltung an oder in 
einem Induſtrieprodukt fich vorjegte — das von Kohler, Lit. u. art. 
Kunftwerf, jogenannte „imaginäre Bild“ — nicht aus fich jelbit, aus 
jeinem Erfindungsgeifte geichöpft, jondern ausſchließlich entlehnt. Was 
er aus dem Eigenen jchöpfte und was aud) objektiv als eigentümlich 
ſich darftellt, jind nur die technijchen Mittel, durch welche genau oder 
annähernd derjelbe Effekt erzielt wird, den wir in der Natur vorfinden. 
Ein ſolches technijches Verfahren hat aber jeinen Schug im Patent- 
rechte, nicht im Mufterichugrechte zu juchen.) Anders liegt die Sadıe 
in dem Falle, wenn bereits vorhandene Gegenftände, feien cs 
Natur» oder Kunftprodufte, nur ald Motive oder Elemente zur Schaf- 
fung eines der Gejamterjheinung nad originellen Wertes 
in freier Weije benugt werden. 

Durch die jpezielle Beftimmung für einen bejtimmten Abnehmer 
oder dadurd, dag das Warenzeichen einer beftimmten Firma oder 
irgend welche nur diejer Firma eigentümliche Symbole zur Herftellung 
eine Mufterd verwendet werden, verliert ein Mufter nichts an jeinem 
im übrigen beftehenden eigentümlichen Charakter (RGStr. 12 ©. 177). 

Ueber die Beweislaſt in Anjehung der Neuheit und Eigen- 
tümlichkeit j. die Bemerkungen zu 8 13. . 

ec) Das Mufter muß, um Schuß nad) dem gegenwärtigen Gejehe 
erlangen zu können, ein jog. Gejchmadsmufter, d. h. dazu beftimmt 
und geeignetjein, den Geſchmack und zwar jpeziell den Formen- 
jinn anzuregen, aljo auf das äfthetifche Gefühl einzumirfen. Dies 
wurde alsbald nad Infrafttreten des Gejeßes von der Praris (im 
Anſchluſſe an Dambach N. 4 und gegen Kloftermann ©. 391) an- 
genommen (j. namentlih ROHG. 24 ©. 109, ROSE. 4 ©. 109; 14 ©. 55) 
und fteht jetzt um jo mehr feit, ala durch das Gejeg vom 1. Juni 1891 
(Ziff. III dieſes Buchs) die jog. Gebrauchsmuſter einen bejonderen Schutz 
erhalten haben. Die Einwirkung auf das äfthetiiche Gefühl muß durch 
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das Auge vermittelt werden, nicht durch andere Sinne; eine mwohl- 
tuende Beeinflufjung des Taftfinnes (durch Weichheit und Geichmeidig- 
feit) fommt ebenjowenig wie eine jolche des Geruchſinnes in Betracht 
(Kohler, Arc. f. civ. Brar. Bd. 88 ©. 275). Es genügt jchon, wenn 
das Mufter nur überhaupt zur Einwirfung auf den Schönheitsjinn 
ſich eignet; nicht erforderlich ift, dab e3 das — auch 
befriedigt (RGE. Bd. 45 ©. 59, weiter geht Dambada.a.D.). Die 
Befriedigung des Schönheitsfinnes wird ja derjenige, der ein Mufter 
diejer Art ſchafft, ſtets beabjichtigen; ob er aber dieje Abjicht erreicht, 
it ohne Belang. Das Mufter muß aljo nicht wirklich ſchön, geichmad- MIDE . 
nn oder gar von fünjtleriichem Werte jein (ROHG. 24 ©. 109, ROSE. 

©. 60, PMZB. VI 186). Gegenftand des Muſterſchutzes ift eben XRVIL LS 
* ganze große Gebiet von der höchſten Kunſtinduſtrie bis herab zu — ——* 
den einfadiiten aus Linien und Punkten beftehenden Mujtern, jofernel HM 7 
dieje noch durch ihre Formen und Farben den Gejhmad, das äjthetijche 
Gefühl anregen fönnen (vgl. Dambadı N.4). So können aud) Er- 
zeugnifie der Schriftichneidefunft und der Schriftgießerei, 3. B. neue 
Formen von Jnitialen, Gegenftand eines Urheberrechts im Sinne diejes 
Geſetzes ſein (Komm.Ber. zu $4 des Entw., Dambadh N. 12, RGC. 
14 ©.47 ff., vg. N. 3 lit. d zu 86). Für die Regel ift eine beftimmte 
zeichneriiche Geftaltung erforderlihd (NG. in PMZBI. VI 186). Es 
fann daher ein eigentlicher Uni-Stoff niemals den Schuß diejes Ge- 
jeges erlangen, wenn er auch durch eine bejondere Heritellungsprozebur 
ein eigenartiges Ausjehen erlangt hat (2G. Chemnig, PMZBL. I 120). 
Dagegen kann eine ungewöhnliche koloriſtiſche Zuſammenſtellung, ein 
Farbenſpiel von eigener Art, foweit darin ein Streben nach Befriedi- 
gung des Schönheitsjinnes fich fund — als Kg ſich daritellen 
(Kohler im Arch. f. civ. Prax. Bd. 270 

Das Mufter oder Modell jelbft muß et feine Form den Ns — 
Schönheitsſinn anregen; es genügt nicht, daß es durch ſeine techniſche ——— 
Wirkung eine ſchöne Form ———— (wie z. B. eine Kunſtfeder für 
Korſette, RG. Bolze XI Nr. 113 

Ein und derjelbe Gegenftand fann den Schuß ſowohl diejes 
Geſetzes ald auch den des Gebrauchsmuftergejeges in Anſpruch nehmen, 
wenn er jowohl den Formenjinn befriedigen, als auch den Gebrauchs— 
zwed fördern will (wie 3. B. ein Bortemonnaieverichluß von äfthetiich 
ihöner Geftaltung, die zugleich eine gute Verſchließbarkeit bewirkt, eine 
Lampe, bei der ſowohl' die gefällige Form, als auch der Nugeffelt neu 
und eigentümlih ift (Schmid, Zeitichr. f. gewerbl. Rechtsſchutz 1892 
©. 113, ebenjo Seligſohn N. 1 zu $ 1 des Gebraudhsmufterichuß- 
geſebes RG. in „das Recht“ VI 270 und R. u. U. VIII 52). 

4. Inhalt des Urheberreht3 an Muftern und Modellen. Das 

Geſetz gewährt dem Urheber ausſchließlich: 

a) Das Recht, das Muſter oder Modell ganz oder teilmweiie 
nachzubilden (vgl. $ 4), jedoch mit 25) Beichränkung auf die Nadı- 
bildung mit Berbreitungsabjicht ($ 5) 5). Nicht bloß die mechaniſche 
Nachbildung, d. i. eine ſolche, wobei mittel3 einer äußeren Vorrichtung, 
wie 3. B. durch Weben, Druden, Prefien eine Bielheit von Eremplaren 
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hergeftellt werden fann, jondern jede Art von Nadhbildung, alſo 
auch die mit der Hand bewerfitelligte (3. B. die Handzeichnung, die 
Schnigerei) ift dem Urheber ausjchlieglich vorbehalten (vgl. Dambadı 
N. 6), freilich mit der Mafgabe, daß die Einzelfopie, welche ohne die 
Abjicht der gewerbsmäßigen Verbreitung und Verwertung angefertigt 
wird, freigegeben ift ($ 6 Nr. 1). Doc fallen nur ſolche Nachbildungen 
in das Bereich des Urheberrechts, welche durch fünjtliche Darjtellungs- 
mittel hergeftellt find, nicht aber Nachbildungen in der Natur jelbft, 
. B. die Wiedergabe eines Mufter® durch) Teppichgärtnerei (vgl. 
Kohler, Lit. und art. Kunftwerf ©. 63 ff.; derjelbe in GA. Bd. 43 
©. 316). Wird das Mufter nur teilweije nachgebildet, jo greift 
dies in das Recht des Urheberd nur dann ein, wenn Ddiejer Teil 
ihon für ſich neu und eigentümlich ift (wie z. B. der Fuß eines Ge- 
fäßes, wenn er auch für ich allein jchußfähtg wäre, eine eigenartige 
Blumenzujammenjtellung aus einem umfafjenderen Xeppich- oder 
Tapetenmufter u. dgl... Unter diejer Borausjegung enthält die Nach— 
bildung auch nur eines Heinen Teild des Mufters eine Urheberrects- 
verlegung. Dagegen liegt eine ſolche nicht vor, wenn der nachgebildete 
Zeil ein befanntes Formelement ift und das geſchützte Mufter jeine 
Neuheit und Eigentümlichleit nur der originellen Zujammenjtellung 
verdankt (vgl. NR. 3; Dambach N.5 zu $ 5). Das (von Dambach in 
N. 6 daj. betonte) quantitative Verhältnis des entlehnten Teild zu dem 
Ganzen, dem es entnommen, ijt nicht maßgebend; enticheidend iſt nur, 
ob der entlehnte Zeil für ſich die Eigenjchaften eines ſchutzfähigen 
Mufters hat. Wird ein geſchütztes Mufter ganz oder zum Zeil neben 
anderen Formen verwendet, jo fommt es aud auf das quantitative 
Verhältnis des entlehnten Teils zu den übrigen Bejtandteilen des mit 
Hilfe der Entlehnung hergeftellten Ganzen nicht an. Wer alfo 3.8. 
ein Mujter zu einer reich verzierten Tiſchdecke in der Weife erteilt, 
daß er nur in einer der vier Eden das für einen anderen gejchüßte 
feine Stidereimufter vollftändig anbringt, alles übrige aber jelbit er- 
findet, fann fich gegen den Vorwurf der Nachbildung nicht dadurch 
ihügen, daß er geltend macht, die Nachbildung mache nur einen kleinen 
Teil des von ihm gefertigten Gejamtmufters aus. (Ebenjo Dambad 
N.6 zu 85, wo das Beiipiel angeführt, daß die Kopie einer Meinen 
Vaſe an einem großen Tafelaufjage angebradht wird.) 

Die auf einen Teil beichränfte Nachbildung ift nicht zu ver- 
wechjeln mit der Benützung eines Mufters unter Weglaffung einzelner 
sormelemente. Darin fann entweder eine Nachbildung des Ganzen 
oder überhaupt feine Nachbildung liegen, je nachdem bie Weglaſſung 
unweſentlich oder aber ſo weſentlich iſt, daß von Uebereinſtimmung 
nicht mehr die Rede ſein kann (ſ. das zu $ 4 Bemerkte). 

Das Nahbildungsrecht fteht dem Urheber allgemein zu, nicht 
nur für den Gewerbezweig, für welchen das Mufter zunächit beftimmt 
it (1. 535 Nr. 1, aber aud) $ 6 Nr. 2). 

Ueber das Berhältnis des ausichlieglihen Nachbildungsrechtes 
nad) dem gegenwärtigen Geſetze zu den in den übrigen Urheberrechts» 
geiegen und dem Patentgejege gewährleifteten Rechten ſ. RGC. 14 ©. 53. 
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b) Das Recht, Nahbildungen des Muſters gemwerbö- 
mäßig zu verbreiten ($ 14 mit 8 25 des Urheberrechtsgeſetzes vom 
11. Juni 1870, vgl. RGC. 38 ©. 134; 40 ©. 103). Damit hängt es 
zufammen, daß ein anderer im Widerjpruche mit dem Rechte des Ur- 
heber3 feinen Warenzeihenihug für das Mufter erlangen fann (j. N. 5 
lit. ce zu $ 1 des Warenzeichengejeges, Ziff. IV diefes Buchs; vgl. aud) 
Kohlers Gutachten, Berichte und Verhandlungen der Deutid-Defter- 
reihiichen Gewerbeichug-Konferenz, Berlin 1896, ©. 81 u. 121). 


8 2. 

Bei ſolchen Muftern und Modellen, welche von den in 
einer inländijchen gewerblichen Anftalt bejchäftigten Zeichnern, 
Malern, Bildhauern ıc. im Auftrage oder für Rechnung des 
Eigenthümerg der gewerblichen Anjtalt angefertigt werden, gilt 
der leßtere, wenn durch Vertrag nichts anderes beftimmt ift, ala 
der Urheber der Mufter und Modelle. 


3. Urbeberreht des Gigentümerd einer gewerblichen Anftalt. 
Diefe (dem ruffischen Gejete vom 11. Juli 1864 entlehnte) Bejtim- 
mung bezmwedt, die Notwendigfeit einer jedesmaligen Ceifion des Ur- 
heberreht3 von dem Angeftellten auf den Prinzipal bejeitigen. 
Die Abfiht der Beteiligten ift in den gedachten Fällen regelmäßig 
zweifellos dahin gerichtet, daß der Eigentümer der Anftalt das Ber- 
vielfältigungsrecht für das Mufter erhalten joll, während der Zeichner ꝛc. 
für jeine Arbeit von dem Eigentümer der Anjtalt bezahlt wird. Nun 
wäre aber doch der Zeichner 2c., joferne aus feiner jchöpferiichen 
Tätigkeit das Werf hervorging, als Urheber desjelben nad) $ 1 der an 
jich Berechtigte und es müßte jich daher, jomweit nicht eine ſtillſchweigende 
Uebertragung anzunehmen wäre, der Eigentümer der Anftalt das Hecht 
immer erſt ausdrüdlich übertragen lajjen, um es entiprechend dem 
gegenjeitigen Berhältniffe für fi) ausüben zu können. Das Geſetz 
wollte dem praftiichen Bedürfniffe nady einer Vereinfachung des Weges, 
der zu dem Rechtserwerb des Anjtaltsbejigers führt, Rechnung tragen 
(Motive). 

Man fühlt fich verjucht, die Bejtimmung dahin auszulegen, daß 
nur eine Fiktion für die Uebertragung des Urheberrechts von dem ur- 
ſprünglich Berechtigten (dem Zeichner) auf den Anftaltsinhaber auf- 
geftellt werden wollte; dann wäre eine Rechtsnachfolge ipso jure mit 
dem Dienftvertrage verbunden, joferne diejer oder ein beionderer Ver— 
trag nicht anderes beitimmt. Nach den Motiven hat e3 auch den An— 
ichein, als ob man jich das Verhältnis jo vorgeftellt hätte. (v. Calker 
©. 144 nimmt in der Tat Recdhtönachfolge kraft Geſetzes an, auch 
Dambach N. 1 jcheint diefer Auffaffung zuzuneigen.) Allein dieje 
Annahme führt im Zujammenhalte des $ 2 mit 8 16 zu faum halt- 
baren Konjequenzen. Entjteht nämlich trog 8 2 das Urheberrecht in 
der Berjon des Zeichners zc., jo ift dieſe Entftehung bedingt durd) die 
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Inländereigenſchaft des legteren ($ 16 Abj. 1); denn von einer „gewerb- 
lichen Niederlafiung“ ($ 16 Ubi. 2) kann bei einem Angeſtellten einer 
Fabrik, wenn er aud im Inlande wohnt, nicht die Rede fein. Es 
würde aljo (von internationalen Verträgen abgejehen) ein Mujter, 
welches von einem Ausländer für eine inländiiche Anſtalt gefertigt 
wäre, niemals einen Schuß genießen und in allen Fällen, in welchen 
der inländifche Sewerbetreibeude ein in jeinem Fabrifbetriebe von An- 
geftellten hergeftelltes Mufter zur Anmeldung brächte, ſtünde demjenigen, 
der das Mufter eigenmächtig nadbilden würde, der Einwand offen, 
ein Urheberrecht jei an dem Mufter nicht entftanden, da ed von einem 
Ausländer geichaffen jei. Hiezu fommt, daß man, wie der Kommiſſions— 
bericht entnehmen läßt, in Fällen der gedachten Art offenbar die Frage 
nad) dem eigentlichen Schöpfer des Muſters abjchneiden wollte, meil 
die Arbeiten in einer Fabrik nad den Anweiſungen des Fabritanten 
geihähen und die einzelnen Teile eines Artikels oft von verjchiedenen 
Modelleuren 2c. gearbeitet würden (was freilich zur Folge haben Fönnte, 
daß auc nach $ 1 der Fabrikant der Urheber und die Angeftellten nur 
die Gehilfen wären, vgl. N. 2 zu $ 1). Nicht unbeachtet darf wohl auch 
die Ausdrucksweiſe des Gejeges bleiben. Während die (gleichzeitig mit 
dem Muſterſchutzgeſetze ausgearbeiteten und beratenen) Gejege vom 9. 
und 10. Januar 1876 in $ 8 bezw. 7 den Eintritt der Rechtänachfolge 
des Portrait-Beftellerd mit den Worten ausdrüden „geht das Recht 
(auch ohne Rertrag von jelbit) auf den Beiteller über,“ heit es bier 
„gilt als der Urheber“ (wie nah UG. 8 2 der Ueberfeßer und der 
Bearbeiter ald Urheber gilt, nah $ 3 jwriftifche Berjonen al® Ur» 
heber der von ihnen herausgegebenen Werke angejehen werden; ähnlich 
Bei. vom 11. Juni 1870: „dem Urheber wird ... der Herausgeber... 
gleichgeacdhtet”). Man muß daher zu der Annahme gelangen, dab das 
Gejeß unter den Vorausjegungen des 8 2 von dem eigentlichen Schöpfer 
des Mufters ganz und gar abfieht und den Eigentümer der Anftalt 
als den wirflichen Urheber, nicht bloß als deſſen Rechtsnachfolger be— 
trachtet, wobei e8 davon ausgeht, daß bei der engen Berfnüpfung des 
Angeftellten mit dem ganzen Geichäftsbetriebe feine Arbeiten nur ala 
Funktionen des Gejamtorganismus, der Anftalt als jolchen, ſich dar— 
jtellen. (AJehnlich Gierke ©. 833, 834; Gareis, Rechtsencyklopädie 
2. Aufl. $ 18 Ziff. IV Nr. 5: „an Stelle des wirklichen Autors wird ein 
—— geſchützt“.) 

Eine gewerbliche Anſtalt muß in Frage ſtehen, nicht eine 
ſolche, — andere Zwecke, insbeſondere den Unterrichtszweck verfolgt, 
wie z. B. eine Gewerbeſchule, Kunſtſchule, Schnitzſchule u. dgl. (Schmid, 
Schutz x. S. 298). Der Inhaber der Anſtalt kann eine Einzelperſon, 
eine Handelsgeſellſchaft, eine private ober Sitentliche Ktorporation, der 
Staat, das Reich jein (Schmid a. a. O. ©. 299, wo als Beijpiel für 
ftaatliche Anftalten gewerblicher Natur die Tat. preußifche und die kgl. 
ſächſiſche Porzellanmanufaftur angeführt find). 

3. Nur der Eigentümer einer inländischen Anftalt genießt den 
geieglihen Schuß. Dies fteht im Einflange mit $ 16, wonach der Ur- 
heber entweder jelbjt Inländer jein oder jeine gewerbliche Niederlafjung im 
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Inlande Haben muß, ferner die nach dem Mufter hergeftellten Erzeug- 
nifje im Inlande gefertigt jein müfjen. Zum Begriff einer inlän- 
diichen Anftalt genügt an jich die Lage des Fabrikationslokals im Ge- 
biete des Deutichen Reichs (Dambach N. 2). Nad dem cit. $ 16 
muß aber noch hinzufommen, daß entweder der Anjtaltsinhaber deut- 
iher Staatdangehöriger ift, oder dab er außer der Fabrik auch die 
gewerbliche Niederlafjung und zwar Hauptniederlafjung im Inlande 
hat, während es im leßteren Falle auf jeine Staatsangehörigfeit nicht 
anfommt. Sog Stenglein N. 2 joll eine Zweigniederlafjung 
genügen.) Die Staatdangehörigkeit des Angeftellten iſt belanglos (ſ. 


4. Abgeſehen von den erwähnten Eigenjchaften der Anjtalt als 
einer gewerblichen und inländiichen (N. 2 u. 3) ift für die Entftehung 
eines urjprünglichen Urheberrechts zu Gunften des Anftaltsinhabers 
vorausgeſetzt: 

a) daß der Anfertiger des Muſters oder Modells in der An— 
ſtalt beſchäftigt it, d. h. in einem dauernden vertragsmäßigen Ver— 
hältnifje zu dem Eigentümer der Anjtalt jteht (Dambad N. 3), alfo 
von dieſem angeftellt ijt, jei es, daß er jeine Dienfte gegen feſten Lohn 
oder Gehalt leitet oder, wenn er auch je nach der Leiſtung entlohnt 
wird, ein für allemal verpflichtet ift, die ihm gegebenen Aufträge aus- 
zuführen. Dagegen findet auf Beichner, Maler, Bildhauer 2c., welche 
in einem ſolchen fortdauernden Verhältniffe zur Anftalt nicht ftehen, 
jondern nur von Fall zu Fall, für einzelne Aufgaben Verträge mit 
einem Fabrikanten abichließen, $ 2 nicht Anwendung (Motive zu $2, 
Dambadh N. 3, RGEStr. 13 ©. 221); vielmehr entjteht hier das Ur- 
heberredht in der Perjon des Verfertigers und es bedarf einer bejon- 
deren Uebertragung, wenn es dem Fabrifanten zuftehen joll (vgl. bezüglich 
des Beitellers N. 2 zu $1). Der Berfertiger des Mufterd muß nur in 
der Anftalt, d. h. im Geichäftsbetriebe derjelben, nicht notwendig auch 
im Fabriklokale beichäftigt jein; die Anwendung des $ 2 wird dadurd, 
daß ber Zeichner zc. die Mufter in feiner Wohnung, feinem Atelier ꝛc. 
anfertigt, nicht ng ram auch (Dambad N. 5); 

b) daß die Anfertigung im Auftrage ober für Rechnung 
des Eigentümers ber — * Anſtalt erfolgt. Eines von beiden 
Momenten genügt. Hat alſo der Zeichner ꝛc. den Auftrag, zu einem 
beftimmten Jnduftrieergeugnifie ein Mufter zu entwerfen, jo erwirbt 
der Geichäftsherr das Urheberreht an dem Mufter auch dann, wenn 
ber Zeichner dasſelbe, weil er vielleicht eine beſonders gute Ibee hat, 
für ſich verwerten will. Nur was er weder im Auftrage noch auf 
Rechnung des Anftaltsinhabers anfertigt, daran erwirbt er jelbjt das 
Urheberredt und zwar auch dann, wenn ihm etwa vertragsgemäß 
unterjagt ift, Muſter, die dem Induftriezweige des Prinzipald ange- 
hören, auf eigene Rechnung anzufertigen; 

e) daß durch Vertrag nichts anderes bejtimmt iſt, jei 
es durch den Dienjtvertrag oder durch einen bejonderen Vertrag. Diefe 
Einſchränkung wurde erft durch die Kommiſſion in die Beitimmung 


eingefügt. 
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$ 3. 

Das Recht des Urheber geht auf deſſen Erben über. 
Dieſes Recht kann bejchränft oder unbejchräntt durch Vertrag 
oder durch Verfügung von Todeswegen auf Andere übertragen 
werden. 4 Verden gl a (RG La JH r VLLT cr 


f / 

1. Das Rech des Urhebers, d. i. das ganze Recht, auch nach 
jeiner perjönlichen Seite, geht auf die Erben über. Diejen jteht 
das ausjchliegliche Recht zu, über die Veröffentlichung des noch geheim 
gehaltenen Werkes zu bejtimmen. Sie allein haben auch über die 
fernere Geftalt zu verfügen (Näheres j. in meinem Kommentar zum 
UGS. N.1 zu 88). Iſt das Mufter noch nicht angemeldet, jo Haben 
auch hierüber die Erben allein zu bejtimmen. Sind mehrere zur 
Erbfolge in das Urheberrecht berufen, jo find, wenn der Urheber nichts 
anderes beftimmt hat, für das Nechtsverhältnis der mehreren Miterben 
untereinander die $S$ 2032 ff. BGB. maßgebend. Demnach können die 
Erben über das Urheberreht nur gemeinſchaftlich verfügen ($ 2040). 
Darüber, daß als eine „Verfügung“ insbejondere auch die Anmeldung 
zum Mujterregifter anzujehen ıft, ſ. N.2 zu 8 1, ©. 308. 

St beim Tode des erjten Erben die Schupfrift ($ 8) noch nicht 
abgelaufen, jo geht das Necht auf deſſen Erben über. Stirbt der Ur- 
heber oder deſſen Rechtönachfolger innerhalb der Schukfrift ohne jonftige 
Erben, jo fällt das Recht an den Fiskus (BGB. 8 1936); denn das 
gegenwärtige Geſetz enthält nicht, wie die anderen Urheberrechtsgeſetze, 
eine das Heimfalldrecdht des Fiskus ausſchließende Beitimmung. 

2. Die MWebertragung auf andere durd; Vertrag oder Ber- 
fügung von Todes wegen fann ſeitens des Urhebers oder jeines Erben 
nicht nur nach der Anmeldung ($ 7), jondern jchon vorher, jobald eben 
ein Recht entftanden ift (ſ. N. 1 zu $1), geichehen; dann erlangt der 
Erwerber die Befugnis zur Anmeldung und mit diefer das Recht zur 
ausichlieglihen Nugung des Mufters. Will der Erwerber von der 
Anmeldung abjehen, jo kann er zwar andere nicht von der Nachbildung 
des Muſters ausichließen, es ift aber ohne jeinen Willen auch fein 
anderer befugt, die Anmeldung vorzunehmen. Wenn ein Dritter oder 
auch der Urheber jelbjt, der jein Recht veräußert hat, das Mufter an- 
meldet und niederlegt, jo hat er zwar die Vermutung des $ 13 für jich, 
der Berechtigte fann aber auf Grund der Nachweifung feines Rechts- 
erwerbes jich nicht nur in der Nutzung des Mufters behaupten, jondern 
auch dem Anmelder die Nachbildung und gewerbsmäßige Verbreitung 
des angemeldeten Mufters verbieten. Einer Uebertragung de3 Mufter- 
rechts bedarf e3 nicht, da die Anmeldung ohne Recht für den Anmelder 
nur eine Sceinlegitimation jchafft, die durch den Nachweis befjeren 
Rechtes bejeitigt wird (a.M. Stephan-Schmid ©. 333). Wohl aber 
wird man dem Berechtigten einen Anjpruc auf Bewilligung der Um- 
jchreibung im Mufterregifter zugeftehen müſſen (vgl. N. 1 zu $ 7). 

Die Uebertragung durch Vertrag muß nicht notwendig auf 
dem Wege der ausdrüdlichen Vereinbarung, fie kann auch durch kon— 
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Hudente Handlungen erfolgen. Wer für einen anderen auf dejien Be- 
ftellung ein Mufter anfertigt, erteilt dadurch zwar im Zweifel diejem das 
Recht, das Muſter nacyzubilden, ob aber damit zugleich die Befugnis 
eingeräumt wurde, andere von der Nachbildung auszuſchließen, ob aljo 
eine Uebertragung des Urheberrechts ftattfand, iſt eine Frage tatſäch— 
licher Beurteilung, die durd Auslegung der zwiſchen den Beteiligten 
etroffenen Berabredung und der daraus zu entnehmenden Abjicht der 
tontrahenten zu löſen ift (RGStr. Bd. 13 ©. 222). Ein Verlags- 
vertrag kann aucd im Gebiete des Mufterjchuges vorfommen, 3. B. 
wenn jemand ein Mufterbuch hergeftellt hat. Auf einen ſolchen Ver— 
trag findet ziwar das Gejep über das PVerlagreht vom 19. Juni 1901 
nicht unmittelbar Anwendung; doc wird er im wejentlichen nach ana— 
logen Grundjägen zu beurteilen jein. 


Das Urheberredht kann beſchränkt oder unbeſchränkt über- 
tragen werden. Ob, wenn eine Beſchränkung nicht ausdrüdlic gemacht 
wird, ein unbejchränfter NRechtsübergang eintreten joll, ift nad den 
Umftänden zu entfcheiden. Die Beichränfung fann insbejondere eine 
zeitliche jein (vgl. $ 8) oder es kann das Recht für einen bejtimmten 
Gewerbebetrieb (3.8. für Holzichnigerei) übertragen werden, während 
im übrigen (3.8. für Metallinduftrie, Marmorwaren 2c.) der Urheber 
beredhtigt bleibt oder ein Dritter das Recht erhält. 


Keine Uebertragung des Urheberrechts fteht in Frage in den 
Fällen des $ 2 (j. N. 1 dajelbit). 

Weder der Rechtsübergang, noch die Befugnis zur Ausübung 
des übertragenen Rechts ift von einem Vermerk im Zeichenregifter, den 
* Geſetz überhaupt nicht vorſieht, abhängig (Stephan-Schmid 

. 334). 


3. Ueber die Frage, inwiefern das Urheberredt an Muſtern und 
Modellen Gegenftand der Zwangsvollſtreckung jein könne, enthält 
das Geſetz nichts. Die Vorſchrift des UG. $ 10 kann natürlich eine 
unmittelbare Anwendung hier nicht finden. Sie entſpricht aber in der 
Hauptjache den jeit langem in der Literatur vertretenen Grundſätzen 
(vgl. meinen Kommentar zum Gejeg vom 11. Juni 1870 N.7 zu $ 3, 
Gierke ©. 766 ff.). In einem Punkte freilich muß die Zuläſſigkeit der 
Zwangsvollitredung gegenüber der Beftimmung des $ 10 cit. für das 
Mufterrecht eine Erweiterung erfahren. Bei Werfen der Literatur und 
Tonkunſt fteht fort und fort, auch nach ihrer VBeröffentlihung, das 
perjönliche Interefje des Urheber8 im Vordergrunde. Diefem muß es 
ſtets freiftehen, ob er jein Werf veröffentlichen, ebenſo aber aud), ob 
er e3 weiter in der Deffentlichkeit belajjen will (vgl. meinen Kom— 
mentar zu U®. $ 10 ©. 106). Wer aber ein Mufter zum Regiſter an— 
emeldet und hinterlegt hat, der hat damit eine für immer entjcheidende 
ana dahin getroffen, da er das Mufter ökonomiſch verwerten 
will; es ift aljo damit zu einem Bermögensftüd geworden und Das 
perfönliche Intereſſe tritt hier zurüd. Die Zwangsvollftredung ift aljo 
von dem Augenblide der Anmeldung des Mufters an aud) gegen den 
Urheber jelbjt wie gegen defjen Erben und dritte Erwerber für zuläſſig 
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an erachten, und zwar vollzieht fie ji nad $ 857 CPO. Bor ber 
nmeldung dagegen ijt das Urheberrecht an einem Mufter oder Modell 
der rg entzogen. (Ebenjo Gierfe ©. 838, Stephan- 
Schmid ©. 333; a. M. — 2.) Dies gilt aber nur, ſolange 
ſich das Urheberrerht noch bei dem Urheber jelbjt oder bei defien Erben 
befindet. Sit es an einen Dritten übertragen, jo hat es ausſchließlich 
den Charakter eined Vermögensrechtes und iſt daher auch jchon vor 
der Anmeldung Gegenitand der Zwangsvollſtreckung. 


84. 
Die freie Benutzung einzelner Motive eines Muſters oder 
Modells zur Herſtellung eines neuen Muſters oder Modells iſt 
als Nachbildung nicht anzuſehen. 


Dieſe dem $ 4 des Kunſtſchutzgeſetzes vom 9. Januar 1876 ent- 
iprechende Beſtimmung, welche ſich in der Negierungsvorlage nicht 
findet, wurde von der Kommijjion zur Fernhaltung von Zweifeln auf- 
enommen. Gie erlaubt die freie Benukung einzelner Motive eines 
tufters oder Modells, nicht jede Entlehnung und Verbindung von 
jolhen mit anderen Elementen. Das geſchützte Mufter darf zwar zur 
Herjtellung eines anderen die Anregung geben, aber, was auf Grund 
defien hervorgebraht wird, muß ein neues, in jeiner individuellen 
Gejamterjcheinung eigenartiges Werk jein (vgl. N. 3 lit. b, aa). Ein 
jolches entjteht nicht durch jede Veränderung des vorhandenen Muſters, 
mag dieje in einer Zutat, Verſchiebung oder Weglaffung beitehertf nur 
wenn die Veränderung jo bedeutend it, da das, was das Gejamtbild 
charakteriſtiſch beherricht, verihmwindet und ein wejentlich anderes Ge- 
jamtbild ericheint, kann von einer bloßen freien Benutzung geſprochen 
werden. (RGStr. 33 ©. 44, in PMZBI. VI 188; RG. ebenda VII 119; 
vgl. auh RGStr. Bd.33 ©. 38 u. RÖC. 36 ©. 46: RG. Bolze II Nr. 304, 
wo die Nachbildung eines Klavierleuchters troß Verwendung eines 
anderen Schilde3 zum Anſchlagen nit als freie Benugung erachtet 
ilt.) gun Beurteilung der Trage, ob die für das Mufter charakterifti- 
hen Zeile geblieben find oder ein neues Mufter entjtanden tft, find 
die Regeln der betr. Fabrikation und die des Geichmads mit heran— 
zuziehen (Kloftermann ©. 3%). Im Gegenjage zur freien rer 
liegt Nachbildung vor, wenn das Mufter in Ki: charakteriſti— 
ſchen Sejamtindividualität wiedergegeben ift. (Vgl. RGStr. Bd. 33 
©. 44.) Dies ift nad) dem Gejagten dann der Fall, wenn die vor- 
genommenen Wenderungen fein weſentlich anderes Gejamtbild hervor- 
rufen, wenn jie lediglich untergeordneter Natur find, nur auf ein oder 
das andere nebenjächliche Formelement fich beziehen. (Bgl. $ 5 Nr. 2, 
LG. Leipzig PMZBL. I 207.) Die Unwahrjcheinlichfeit einer Ber- 
wechſelung zweier Mufter bildet fein rechtliches Kriterium für den 
Begriff der Neuheit. (RGStr. a. a. D.; RG., PM8Bl. VII 119; vgl. 
N. 5b zu 8 5; anders im Warenzeichenrecht, ſ. $ 20 des Gef. vom 
12. Mai 1894.) 
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85. 

Jede Nachbildung eines Mufters oder Modells, welche in 
der Abficht, diejelbe zu verbreiten, ohne Genehmigung des Be- 
rechtigten (SS 1—3) hergeftellt wird, ift verboten. Als verbotene 
Nachbildung ift e8 auch anzuſehen: 

1. wenn bei Herborbringung berfelben ein anderes Verfahren 
angewendet worden iſt, als bei dem Driginalwerfe, oder 
wenn die Nachbildung für einen anderen Gewerbszweig 
beftimmt ift, ald das Original; 

2. wenn die Nachbildung in anderen räumlichen Abmeffungen 
oder Farben hergejtellt wird, al3 das Original, oder wenn 
fie fih vom Original nur durch ſolche Abänderungen unter- 
jcheidet, welche nur bei Anwendung befonderer Aufmerkſam— 
feit wahrgenommen werden können; 

3. wenn die Nachbildung nicht unmittelbar nach dem Originals 
werfe, fondern mittelbar nach einer Nachbildung desſelben 


geichaffen ift. 

1. Entſprechend dem Inhalte des Urheberrechts darf fein Un- 
befugter ein geichügtes Mufter nachbilden, auch nicht teilweiſe (i. 
Note 4 lit. a zu $ 1). Ueber den Begriff der Nachbildung und über 
den Unterjchied zwiſchen dieſer und der freien Benußung j. die Be- 
merkungen zu $ 4. Das Verbot umfaßt jede Art der Nachbildung, 
nicht nur die mechanische (ſ. N. 4 zu $ 1). ES richtet fich auch gegen 
die im Auslande begangene Nachbildung (ſ. $ 14 mit $ 22 des Gef. vont 
11. Juni 1870). Verboten ift jede Nachbildung, ſei es, daß das Mufter 
als ſolches reproduziert oder nach demielben ein Erzeugnis der In— 
duftrie Hergeftellt wird. 

2. Nur die in Berbreitungdabfiht vorgenommene Nachbildung 
ift verboten. Daraus ergibt jich zunächit, daß die Nachbildung für 
den Privatgebraud jedem freifteht. Die Hausfrau darf aljo ein ge- 
ſchütztes Stidereimufter nachmachen, um ed an den Vorhängen ihrer 
Wohnung, an ihrer Leibwäjche 2c. zu verwenden. Es genügt aber jchon 
die Abjicht der Verbreitung, um die Nachbildung zu einer unerlaubten 
zu machen; nicht bedarf es der tatjächlichen Verbreitung. Die Abjicht 
ıft auf Verbreitung dann gerichtet, wenn die Nachbildung zu dem 
Zwecke hergeftellt wird, um ſie anderen Perjonen zu überlaffen oder 
zugänglich) zu machen, und zwar unter Umftänden, welche das Ein- 
dringen in den allgemeinen Verkehr als möglich vorausjehen Taflen. 
Nicht erforderlich ift für den Begriff der Verbreitung eine mit Ueber- 
tragung des Eigentums verbundene Veräußerung; auch eine Mitteilung 
zu vorübergehendem Gebrauch kann genügen, jo die Berjendung an 
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Kunden zur Anjiht. (Dambad N. 11, ROHG. Bd. 15 ©. 311, RGC. 
Bd. 4 ©. 110, RGEStr. Bd.5 ©. 351.) Auch in dem Auslegen oder 
Ausstellen im Laden oder im Schaufenfter ift eine Verbreitung zu er- 
bliden (vgl. RGStr. Bd. 2 ©. 246; ſ. unten). Das Gejeh verlangt nicht 
die Abficht „öffentlicher“ Verbreitung, aljo nicht die Abficht, daß Die 
Nachbildung jofort an einen unbeftimmten Perjonenfreis gelange; es 
genügt die Nachbildung zum Zwecke der Ueberlafjung an beftimmte 
Perſonen; jelbjt die Mitteilung eines einzigen Eremplars an eine ein- 
zelne Perſon erjchöpft den Begriff der Verbreitung, wenn dieje Berjon 
dadurd in den Stand geſetzt wird, frei über die Nachbildung zu ver- 
fügen und fie wieder anderen zugänglich zu machen (RGStr. Bd. 12 
©. 178, ROR. Bd. 6 ©. 618). Nur wenn die Mitteilung an eine ein— 
elne Perjon unter ſolchen Umftänden erfolgt, daß anznnehmen ift, es 
jollte der Gegenftand dieſer Perſon unter Ausjchluß jeder anderen zu— 
gänglich jein, liegt eine Verbreitung nicht vor; jo 3. B. wenn die Ver— 
jendung nur an einen Gejchäftsfreund gejchieht zur bloßen Anficht, um ihn 
zu Beftellungen zu veranlafien (RGStr. Bd.5 ©. 351, vgl. RGStr. Bd.12 
&.178, RER. Bd. 6 ©. 618, RG. in PMZB. V 39) oder wenn die Nach— 
bildung nur in den Gewahrjam des gejchäftlichen Vertreters des Herjtellers 
gelangt. Was insbejondere das Ausjtellen eines Mufters betrifft, jo 
erjcheint diejes, wenn es in der Weiſe gejchieht, da dadurch die voll- 
ftändige Einjichtnahme einer Mehrzahl von Perjonen ermöglicht ift, als 
Verbreitung nicht nur dann, wenn es in der Abficht der Veräußerung 
geichieht, jondern auch ohne diefe Abficht; denn das perjönliche Inter— 
eſſe des Urheber kann jchon dadurch, daß jein Mufter den Bliden 
anderer preisgegeben wird, Schaden leiden; zudem bejteht die Möglich- 
feit der Nahahmung durch andere, die das Mufter einjehen (a. M. 
Stephban-Shmid ©. 311, die es nicht als Verbreitung anjehen, wenn 
3. B. eine Kunftitiderin einen nach einem geſchützten Mufter hergeitellten 
Gegenſtand ausftellt, um ihre Gejchidlichkeit zu zeigen). Im allgemeinen (f. 
aber $6 Nr. 1) ift nicht die Abjicht gewerbsmäßiger Verbreitung, 
überhaupt feine auf Erlangung eines Vorteils gerichtete Abficht erforder» 
ih. Ob die Abfiht auf Verbreitung im Jnlande oder im Aus- 
lande geht, ift gleichgültig (vgl. RGStr. 12 ©. 178). Es ergibt ſich dies 
aus $ 18 des Gejeges vom 11. Juni 1870, welcher nach $ 14 des gegen- 
wärtigen Gejeßes auf das Urheberrecht an Muſtern und Modellen anmwend- 
bar ift (j. u. ©. 351); aud würde dem Intereſſe des Berechtigten eine 
Verbreitung im Auslande, wo er vielleicht jein hauptſächliches Abſatzgebiet 
hat, ebenjo zumider jein, wie eine jolche im Inlande. (Uebereinjtimmend 
Dambad NR. 13; vgl. auch $ 16.) Indem das Gejeg nur die in Ver- 
breitungsabficht begangene Nachbilduug verbietet, läßt es erfennen, daß 
es nur diejenige Nachbildung verhüten will, die, wenn es nach dem 
Willen des Täters geht, zu einer Benachteiligung oder wenigſtens zu 
einer Gefährdung der Intereſſen des Berechtigten führt. Dann muf 
aber notwendig angenommen werden, daß nur diejenige Nachbildung 
unter das Verbot fällt, welche vorgenommen wird ın der Abficht, die 
Nahbildungseremplare innerhalb der Schupfrift ($ 8) zu ver- 
breiten; denn eine erjt nach Ablauf derjelben erfolgende Verbreitung 
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berührt die berechtigten Intereſſen des Urhebers nicht. (Ebenjo u.a. 
Dambah N. 12; ROHG. 22 ©. 43; Binding, Lehrbuch ©. 286 N. 1; 
a. M. Wächter, Autorreht ©. 220, Urh.R. ©. 222; v. Liszt, Straf- 
recht $ 122, II.) 

3. Genehmigung des Berechtigten jchließt jelbftverftändlich die 
NRechtswidrigkeit der Nachbildung aus. Der Berechtigte ift der Ur- 
beber ($$ 1, 2) oder deſſen Erbe oder derjenige, dem der Urheber 
beziehungsmweije der Erbe das Mecht übertragen oder der e8 im 
Wege der Zwangsvollitrefung erlangt Hat ($ 3). Erfolgte nur eine 
beichränfte Uebertragung, jo muß die Genehmigung in den Kreis der 
Befugniſſe deſſen fallen, der jie erteilt. War aljo die Uebertragung 
nur auf gewilje Zeit gejchehen, jo fann auch die Genehmigung zur 
Nachbildung dem Dritten von dem Erwerber des Rechts nur auf dieje 
Beit erteilt werden; ijt das Recht nur für einen bejtimmten Jnduftrie- 
zweig übertragen, jo fann der Erwerber die Nachbildung nicht für 
einen anderen Zweig genehmigen; hat der Urheber einem anderen nur 
das Recht eingeräumt, eine bejtimmte Anzahl von Eremplaren anzu» 
fertigen, jo darf der letztere auch nur die Herftellung von jo viel 
Eremplaren geftatten, daß die ihm bemilligte Zahl im ganzen nicht 
überjchritten wird. Der Urheber jelbjt oder deſſen Erbe iſt in den 
Fällen beſchränkter Rechtsübertragung zur Erteilung der Genehmigung 
einer Nachbildung an einen Dritten nur infoweit befugt, als er damit 
nicht in das ausjchliegliche Recht des Erwerbers eingreift. Bei un- 
beichränfter Rechtsübertragung kann der Urheber die Genehmigung zur 
Nachbildung einem Dritten überhaupt nicht erteilen. 

Die Erteilung der Genehmigung it an feine Form ge- 
bunden; fie fann jchriftlich wie mündlich und durch fonfludente Hand- 
lung erfolgen, 

Hat jemand die Genehmigung zur Nachbildung nur für be- 
ſtimmte Zeit erhalten, jo ift im Zweifel anzunehmen, daß mit Ablauf 
dieier Zeit alle jeine Befugniffe in Bezug auf das Muſter ein Ende 
haben jollen, daß er aljo auch innerhalb der ihm gewährten Zeit nur 
jo viel Eremplare anfertigen darf, als er noch vor Ablauf derjelben 
abjegen fann. Würde aljo ein jolcher Lizenzträger etwa kurz vor Ab- 
lauf der Lizenzzeit noch Nachbildungen herjtellen in der Abficht, fie erft 
nachher zu verbreiten, jo würde er gegen das Verbot des 8 5 handeln. 
(Dem jcheinbar die entgegengejegte Anficht vertretenden Urteil RGEStr. 
14 ©. 267 lag ein Fall zu Grunde, in welchem die Abficht der Ver— 
breitung nad Ablauf der vertragsmäßigen Zeit nicht feftitand; denn 
wenn jemand nur die Möglichkeit vorausfieht, er werde nicht alle 
Eremplare innerhalb der Lizenzzeit abjegen, jo ijt dies nicht gleich- 
bedeutend mit der Abjicht rechtswidriger Verbreitung, welde nur 
dann angenommen werden kann, wenn die Herftellung gerade auf dieſe 
Urt der Berbreitung abzielte.) 

. (Zu Rr.1.) Ein anderes Berfahren ijt angewendet 3. B. 
wenn das Driginalmufter durch Scnigen, die Nachbildung durch 
Preſſen hergeftellt ift (vgl. RGStr. 23 ©. 94), oder wenn ein jchmiede- 
eiferner Lüfter durch Guß nachgebildet wird u. dgl. (j. aber $ 6 Nr. 2). 
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Das Urheberrecht ift (von der in $ 6? vorgejehenen Ausnahme 
abgejehen) auf einen bejtimmten Gewerbszweig nicht beichräntt. 
Gelbjt wenn bei der Anmeldung ($ 7) die Erzeugnifie, für welche das 
Mufter verwendet werden fol, genau bezeichnet find, ſteht doch die 
Nachbildung für andere gewerbliche Erzeugnifje ebenfall$ dem Urheber 
allein zu, anderen ift jte verboten. Genießt aljo jemand 3.8. den 
Schug für ein Tapetenmufter, jo darf dasjelbe auch nicht für Teppiche 
oder Polftermöbel nachgebildet werden; ein Mufter zu Kleiderſtoffen ift 
auch gegen Nahahmung in Gardinen, ein Mufter für Papierwäſche 
auch gegen Verwendung in der Leinwandbrande geihügt (RGStr. 
a.a.D.); ein für edle Metalle oder Bronze bejtimmtes Modell darf 
auch in Zink oder Eijen nicht nachgemacht werden u. ſ. f. 

5. (Zu Nr. 2.) 

a) — der Nachbildung in anderen räumlichen Ab— 
meffungen oder Farben. Wenn z. B. ein großes Teppichmuſter auf 
einem kleinen Bijouteriegegenſtande, alſo in den kleinſten Dimen— 
ſionen, nachgebildet wird, liegt doch eine verbotene Nachbildung vor. 
Verſchieden von der Nachbildung in anderen räumlichen Abmeſſungen 
iſt die Nachahmung unter Veränderung des proportionalen Berhält- 
niſſes der einzelnen Formelemente. Ob trotz einer ſolchen Aenderung 
noch von Nachbildung geſprochen werden kann oder ob nur Benutzung 
von Motiven zur Herſtellung eines neuen Muſters vorliegt, iſt Frage 
des einzelnen Falles (ſ, 4; Stephan-Schmid ©. 328). 

b) Inwieweit Abänderungen, durch welche ſich ein Mufter 
von einem anderen unterjcheidet, den Begriff der Nachbildung aus- 
ichließen, ift zu 5 4 dargelegt. Wenn es in $5 Nr. 2 heißt, eine ver- 
botene Nachbildung jei auch dann anzunehmen, wenn die Nachbildung 
ſich nur durch ſolche Abänderungen untericheidet, die mur bei An- 
wendung bejonderer Aufmerfiamfeit wahrgenommen werden 
fönnen, jo ift damit nur ein Fall hervorgehoben, in welchem zweifel- 
[08 eine verbotene Nachbildung vorliegt, nicht zugleich ausgejprochen, 
dag im Falle der Anbringung von Aenderungen, die aucd ohne be- 
jondere Aufmerfiamfeit wahrgenommen werden fönnen, der Tatbeitand 
verbotener Nachbildung ſtets ausicheide. Im letzteren Falle fommt es 
immer noch darauf an, ob nicht troß Erfichtlichfeit der Abänderung 
der Gejamteindrud der re gleiche ift wie der des Ori— 
ginal3 (RG., PMZBL. VII 119). IC AM a 220 

6. (Zu Nr. 3.) Mittelbare Nachbildung: 3. B. der Nach— 
ahmer benügt als Vorbild einen Gipsabguß, der nad dem in Marmor 
ausgeführten Originale hergeftellt ift; er legt feiner Arbeit eine Photo— 
graphie der Originalzeichnung zu Grunde Ohne Belang ift auch, ob 
die Nachbildung, nach welcher die weitere Nachbildung angefertigt wird, 
unmittelbar von dem Original entnommen oder etwa ebenfalld nad) 
einer Nachbildung hergeftellt if. (Vgl. RGEStr. 3 ©. 354; über in- 
direfte Nachbildung im allgemeinen Kohler in GA. 43 ©. 313 ff.) 
Verboten iſt nah) $ 5 Nr. 3 u.a. auch die Nahbildnng eines plafti- 
ihen Mufters in plaftifcher Form unter Vermittelung eines Flädhen- 
bildes; 3. B. wenn jemand die Nachbildung eines Steinrelief-Mufters 
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in Eifenguß berjtellt, dazu aber eine Stiderei benüßt, welche ein an- 
derer gemäß $ 6 Nr. 2 ın zuläfjiger Weile nach dem Relief gefertigt 
hat und umgefehrt die Nachbildung eines Flächenmuſters wiederum in 
der Fläche unter Benüßung eines nach dem Flächenmufter gefertigten 
plaftiihen Erzeugnifies. 


8 6. 
Als verbotene Nachbildung ijt nicht anzufehen: 

1. die Einzelfopie eines Muſters oder Modells, ſofern diejelbe 
ohne die Abficht der gewerbsmäßigen Verbreitung und Ver— 
werthung angefertigt wird; 

2. die Nachbildung von Muftern, welche für Flächenerzeugniffe 
bejtimmt find, durch plaftifche Erzeugniffe, und umgekehrt; 

3. die Aufnahme von Nachbildungen einzelner Mufter oder 
Modelle in ein Schriftwerf. 


1. Der vorjtehende Paragraph jchränft das Verbot der Nach— 
bildung in dreifacher Richtung ein. Die Motive bemerfen zu dem 
entiprechenden $ 5 des Entwurfs, welcher übrigens die nunmehrige Nr. 2 
nicht enthielt: „Durch diefe Ausnahmen erleidet der Urheber des Mu— 
fterö und Modelles in jeinen pefuniären Intereſſen feine, oder wenig— 
jtens feine irgend erhebliche Einbuße, und im Intereſſe des freien Ver— 
lehrs und der Literatur erſcheinen die qu. beiden Ausnahmen ſehr 
mwejentlih.“ Es ijt hier alſo nur die vermögensrechtliche, nicht die 
perjönliche Seite des Urheberrechts an Muftern und Modellen betont. 
Uebrigens finden ſich nahezu übereinftimmende Vorjchriften auch in den 
Urheberrechtögefegen vom 11. Juni 1870 ($.7!, 44), 9. Januar 1876 
(86! u.) und vom 19. Juni 1901 ($ 23), in welchen doch zweifellos 
auch die perſönliche Seite des Urheberrechts zur Geltung kommt. 

Die Beftimmung in Nr. 2 wurde erjt durch die Kommiſſion ein- 
geichaltet. Es hängt dieſe weitere Einichränfung mit Nr. 1 des 85 
zuſammen, injoferne nämlic den Bedenken, welche gegen die Ausdehnung 
des Urheberrechts auf alle möglichen Gewerbszweige erhoben wurden, da- 
durch Rechnung getragen werden wollte, daß man die Induſtriezweige 
in zwei große Kategorien teilte, die plaſtiſche Induſtrie und 
die in Flächen — Induſirie. (Vgl. Komm.Ber. zu $ 4 
des Entw.) 

2. (Zu Nr, w Zwei Borausjegungen müſſen erfüllt jein, da- 
mit die hier vorgejehene Ausnahme von dem Nachbildungsverbote 
Platz greift: 

a) Nur eine Eingellopie darf angefertigt jein, d. h. eine nicht 
mittel8 eines mechanischen Verfahrens hergeftellte Nachbildung. Me- 
chaniſches Verfahren ift ein jolches, bei weldhem nach einmaliger Her- 
ftellung einer bleibenden Vorrichtung ohne Wiederholung des zu diejer 
Herftellung erforderlichen Prozeſſes die Anfertigung einer Vielheit von 
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Eremplaren in der Weije möglich ift, dab das ganze Werf oder doch 
ein größerer Teil desjelben auf einmal fertiggeftellt werden fann (vgl. 
Dambach N. 2; RGC. 22 ©. 178; RGEStr. 12 ©. 178). Mechaniſche 
Verfahren find alio insbejondere das Druden, Weben, Preiien, Ab- 
formen, Abgießen; die Photographie, Lithographie ꝛc. Iſt eine Nach— 
bildung mittel3 eines derartigen Verfahrens auch nur in einem Erem- 
plare hergeftellt, jo fällt fie unter die gegenwärtige Ausnahme auf 
feinen Fall, auch dann nicht, wenn fie zur gewerbsmäßigen Verbreitung 
(lit. b) nicht beftimmt ift. Iſt dagegen zur Herftellung der Nachbildung 
fein Verfahren diefer Art angewendet worden, jo liegt eine Einzellopie 
auch dann vor, wenn nacheinander mehrere Eremplare angefertigt 
wurden; denn „Einzelfopie“ ift nicht gleichbedeutend mit „einer ein- 
zelnen Kopie" (Dambadh N. 3). Einzelfopien find aljo namentlich 
Handzeichnungen, Malereien, -Schnigereien, »Stidereien, Häfelarbeiten, 
Bildhauerarbeiten ꝛc. An fih umfaßt nun das Urheberrecht audy die 
ausichließliche Befugnis zur Einzelfopierung und es ijt dieſe jedem 
anderen außer dem Berechtigten verboten. Erlaubt ift jie nur, wenn 
die zweite Vorausſetzung zutrifft: 

b) Die Einzelfopie muß ohne die Abficht der gewerbömäßigen 
Verbreitung und Berwertung angefertigt jein. Gewerbsmäßige Ver- 
breitung und Verwertung bedeutet in diejer Zujammenftellung Ber- 
breitung (j. N. 2 zu $ 5) innerhalb der Sphäre eines Gewerbe- 
betriebes für die Zwecke des Ermwerbes, jollte auch nur eine einmalige 
Verbreitung in Frage ftehen (vgl. RGStr. Bd. 10 ©. 404, Bd. 11 
©. 335, Bd. 12 ©. 178). Mit der Abficht gewerbsmäßiger Verbreitung 
und Verwertung handelt aljo 3.8. auch ein Stidereigejchäftsinhaber, 
wenn er nach einem gejchügten Mufter eine einzelne Tifchdede für einen 
bejtimmten einzelnen ——— herſtellen läßt. Wie viele Arbeiter der 
Gewerbetreibende mit Einzelkopien beſchäftigt, iſt gleichgültig; falls er 
auch ganz allein arbeitet, trifft die Ausnahme des $ 6 Nr. 1 immer 
dann nicht zu, wenn er in Ausübung feines Gewerbes mit der bereits 
gekennzeichneten Abjicht handelt. (Die im Kommiſſionsbericht zu $ 5 
gemachte Unterjcheidung desjenigen, der zwanzig Sandarbeiterinnen 
unterhält, von einer einzelnen Frau, die ein Muſter abjtict, trifft nur 
dann zu, wenn die frau nicht als gewerbsmäßige Stiderin gedacht ift.) 

Der Beilag „und Verwertung” ftellt außer Zweifel, daß die 
Nachbildung zum Zwede der gewerbsmäßigen Verbreitung nur dann 
verboten ift, wenn dDieje im einzelnen Falle dem Ermwerbe dienen 
joll, nicht jchon dann, wenn der PVerbreitungsalt — 3. B. die Aus- 
ftellung oder unentgeltliche Ueberlafjung — den Gewerbebetrieb nur 
im allgemeinen fördern joll, etwa indem er eine Probe der Leijtungs- 
fähigkeit des betr. Gewerbetreibenden gibt. Um jo mehr ijt eine Nach— 
bildung erlaubt, wenn die beabjichtigte Verbreitung überhaupt nicht 
Erwerbözweden dient, jondern 3. B. geichieht, um felbft den Gegen- 
ftand in der Schule beim Unterricht zu benugen. 

3. (Zu Rr,2.) Nachbildung in der anderen Darftellungsform. Ueber 
die Beranlafjung zur Einjchaltung diefer Nummer durch die Kommiſſion j. 
N.1. Zweifellos kann fich ein und dasjelbe Mufter jehr wohl für die Aus- 
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führung inbeiden Darftellungsformen eignen, alfo nicht nur in der Fläche, 
jondern auch plaſtiſch zur Anſchauung gebracht werden. (Vgl. über diefe 
Begriffe ROSE. 14 ©. 47, RGEStr. 27 ©. 324.) Insbeſondere wurde bei der 
Beratung ii im Reichstag hervorgehoben, daß manche Flächenmufter im Relief, 
3. B. für Spiegelrahmen, Bimmerornamentif anwendbar jeien. Nach der 
Beitimmung des $5 Nr. 1, welche die unfreie Benutzung eines Muſters 
oder Modells für alle Gewerbsziweige verbietet, wäre auch die Ueber— 
tragung in die andere Darftellungsform unzuläfiig. In diefer Hin- 
ficht greift $ 6 Nr. 2 beichränfend ein und das Verhältnis der beiden 
Beltimmungen ift demnad) folgendes: Gejtattet ift die Nachbildung 
eines Flächenmuſters dur plaftiiche Erzeugnifje und umgekehrt 
die Nachbildung eines für plaſtiſche Erzeugnifje beftimmten Modells 
dur Flächenerzeugniſſe. Im übrigen hat die Verjchiedenheit des 
Gewerbszmeiges, dem das Original angehört, von dem Gewerbszweige, 
für welchen die Nachbildung beitimmt tft, feinen Einfluß. Verboten 
iſt aljo die Benugung eines Flächenmufters für alle Zweige der flach- 
produzierenden Induſtrie, eines Modelld für alle Zweige der plaftiic 
arbeitenden Induſtrie. 

Anlaß Im einzelnen gibt Nr. 2 des 86 zu folgenden Bemerkungen 
Anlaß: 

a) Erlaubt iſt nur die Nachbildung eines Muſters durch An— 
wendung der anderen — nicht die Nachbildung 
an einem Erzeugniſſe der anderen Form durch die Darſtellungsform 
des Originals. (Vgl. Dambach N.6.) Es darf alſo z. B. ein ge— 
ſchütztes Spitzenmuſter in Relief nachgebildet werden und ebenſo iſt es 
geſtattet, eine geſchützte Vaſenform in Gobelins anzubringen. Dagegen 
bleibt es auf Grund der Regel des * 5 Nr. 1 bei dem Verbot, eine 
als Muſter für Stickereien beſtimmte bildliche Darſtellung durch Malerei 
nachzubilden, ſollte auch die Nachbildung an einer Lampe oder auf 
einer Tiſchplatte angebracht werden. 

b) Die urſprüngliche Faſſung der Beſtimmung lautete, es ſei 
nicht als verbotene Nachbildung anzuſehen „die Nachbildung von Flächen- 
muftern durch plaftiiche Erzeugnifje und umgekehrt“. Man fand, daf 
diejer Wortlaut leicht einer mißverftändlichen Deutung ausgejegt jein 
fönnte, weil jehr häufig, namentlich im ®ebiete der Metall- und Holz- 
induftrie, den Modellen Zeichnungen, aljo Flächenmufter, zu Grunde 
gelegt werden und nun nach jener Faſſung die Meinung auftauchen 
fönnte, als dürften nach jolhen Zeichnungen die dargeftellten plafti- 
ſchen Erzeugnifie hergeftellt werden. Deshalb wurde die nunmehrige 
präzifere Faſſung beſchloſſen. Nicht jedes Flähenmufter, oleich« 
gültig welches feine endgültige Beſtimmung iſt, darf in plaftiicher Form 
nachgebildet werden; jondern nur ein Mufter, welches für ein 
Slähenerzeugnis bejtimmt ift. Ein Flächenmuſter, welches Bor- 
bild für ein plaftiiches Erzeugnis ift, hat nur vorbereitenden Charakter 
(„dient als präparatorijcher Aft für das danach zu fertigende Mo- 
dell“, Komm. Ber.). Es bildet mit dem Modell zujammen gemilier- 
maßen eine Einheit; es hat feine jelbftändige Bedeutung, und wenn 
num nach demjelben ein plaftisches Erzeugnis hergejtellt wird, iſt dieſes 
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eine Nachbildung des Modells und als ſolche verboten. Wer aljo nad) 
geihügten Zeichnungen für Gegenftände wie Lampen, Schalen, Tür- 
ſchilde, Türdrüder, Schmuckſachen ꝛc. Erzeugnijje diefer Art Herftellt, 
jo daß deren Form mit den Zeichnungen im wmwejentlichen identijch ift, 
begeht eine verbotene Nachbildung. Umgefehrt ijt e8 aber auch nicht 
erlaubt, nach gejchügten Modellen Zeichnungen zu fertigen, um auf 
Grund derjelben die dargeftellten Erzeugniſſe hHerzuftellen; denn in 
jolhem Falle ift wiederum die in Flächenform gefertigte Nachbildung 
nicht die endgültig beabjichtigte, fie ift nur Vorbereitung für die fol- 
gende Herftellung einer plaftiichen Nachbildung und fällt demnach mit 
diefer zufammen unter das Verbot (RGStr. 30 ©. 56 ff.). Freilich ift 
die Anfertigung der Zeichnung noch feine vollendete plajtiiche Nach- 
bildung des plaftiichen Erzeugnijies, höchjtens ein Anfang der Aus— 
führung einer jolhen Nachbildung, demnach nur Verſuch, als ſolcher 
jtraflos, aber immerhin Grundlage für die Einziehung (j. $ 21 des Gei. 
vom 11. Juni 1870, N. 2 zu 8 14). 

ec) Wahl der Darftellungsform jeitens des Anmelder2. 
Aus der Entftehungsgeichichte der gegenwärtigen Beſtimmung (ausführ- 
lich dargeftellt in RGC. 14 ©. 61 a ergeben fich hauptjächlich zwei für 
die Auslegung bedeutfjame Momente: einmal, daß ein Antrag, wo— 
nad) dem Urheber gejtattet jein jollte, bei Anmeldung eines Muſters 
in ber einen Darjtellungsform ſich aucd die ausichliegliche Befugnis 
zur Nachbildung in der anderen Form vorzubehalten, abgelehnt wurde, 
nachdem hervorgehoben worden war, es würde durch die Annahme des 
Antrags der vorliegenden Beftimmung die praftiihe Wirkung völlig 
entzogen, weil von diejem Borbehalt vorausfichtlich jeder Urheber Ge- 
brauch machen würde; dann, daß ein Antrag, zu bejtimmen, der An- 
melder müſſe immer erflären, ob das Muſter für Flächen- oder 
plaſtiſche Erzeugnifje dienen jolle, nur mit Rückſicht auf die jeitens der 
Regierung zugejagte Aufnahme einer diesbezüglichen Vorſchrift in die 
zu erlajiende Inſtruktion zurücdgezogen wurde. 

Die Beitimmung des $ 6 Nr. 2 wird nun ergänzt durch $ 6 
der gemäß $ 9 erlafjenen Bekanntmachung des Neichstanzleramtes vom 
29. Februar 1876, welcher lautet: 

Bei der Anmeldung muß bejtimmt angegeben werden, ob das 
Mufter 2c., deifen Eintragung verlangt wird, für Flächenerzeugniſſe 
oder für plaftiiche Erzeugniffe beſtimmt ift ($ 6 Nr. 2 des Gejeges). 
Wenn der Anmeldende eine jolche Angabe unterlafien hat, jo ijt 
er zur nachträglichen Beibringung derjelben mit dem Bemerfen 
aufzufordern, daß die Eintragung des Mufters 2c. vor Abgabe diejer 
Erflärung nicht erfolgen könne. Die Anmeldung eines und des— 
jelben Mufters für Flächenerzeugniffe und für plaftiiche Erzeugnifie 
iſt unzuläflig. 

Bon den drei Säben dieſer Vorſchrift bringen die beiden erften 
zur Geltung, was mit dem zweiten der vorerwähnten Anträge erjtrebt 
wurde. Der dritte Satz drüdt aus, was die Majorität des Reichstags 
vermutlich im Sinne hatte, als fie den erjten der vorerwähnten An— 
träge ablehnte. 
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Eine Vorſchrift darüber, daß der Anmelder fich enticheiden müſſe, 
für welche Form (ob für die Flächen- oder die plaftijche SRR 
er den Schuß beanjpruche, war angejichts der Beitimmung des $ 6 
Nr. 2 unentbehrli; denn aus der Anmeldung und Hinterlegung des 
Mufters oder Modells ift durchaus nicht immer die Form des Erzeug- 
niſſes erjichtlich, für welches das Mufter ꝛc. ald Vorbild dienen joll, 
da ein Modell jehr wohl in der Form einer Zeichnung und ein Flächen— 
mufter in der Form eines Modelld angemeldet werden kann (vgl. 
Kohler in Buſch' Archiv 48 ©. 164, ROSE. 14 ©. 59). Da nun ein- 
mal das Geſetz den Schuß auf Die Form bejchränft hat, für welche 
das Mufter (vom Anmelder) beftimmt ift, erjcheint es nur als eine 
zur Ausführung diejer eig era ergangene Anordnung, wenn 
der mit der Führung des 
fugnis eingeräumt wurde, eine ausdrüdlihe Erklärung über die 

ewählte Form zu verlangen (a.M. Stenglein N. 5; ſ. dagegen 
Schanze, R. u. U. 1286). Hat nun jemand ein Mufter irrtümlich 
als plaftiiches angemeldet, während es für ?Flächenerzeugnifje beftimmt 
ift, jo ift die Anmeldung doch nicht unter allen Umftänden wirkungslos. 
Sie ift es nur dann, wenn fie vermöge ihrer allgemeinen Faſſung nicht 
erfennen läßt, welde Erzeugniſſe in concreto der Anmelder im Auge 
hatte. Wer aljo 3.8. eine Zeichnung hinterlegt mit der Erklärung, 
diejes Mufter jei für plaftiiche Erzeugniiie beftimmt, kann nicht auf- 
treten gegen denjenigen, der nach dem Muſter Teppiche oder Linoleum 
heritellt, wenn er auc Flächenerzeugniſſe im Auge hatte, als er die 
Anmeldung vollzog. Dagegen genießt er den Schuß für die plaftiiche 
Darjtellungsform. Meldet aber jemand ein Mujter etwa in der Weije 
an: Mufter für Flächenerzeugnifje, nämlich Spiegelrahmen u. dgl., weil 
er meint, ein nur wenig förperliches, nur geringe Hebungen und Sen- 
fungen im Stoff aufweijendes Mufter falle noch ind Gebiet der Flächen- 
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geleiftet, jo it er für Erzeugnifje der Form, welcher das konkret be- 
zeichnete Mufter angehört, geichügt ohne Rüdficht auf die faliche Be- 
zeichnung der Kategorie. (In dieſem Sinne ift die Bemerkung Steng- 
leins N. 5 ridtig; vgl. RGC. 4 S.108; a.M. Kohler a. a. O. ©. 163.) 
Dabei iſt freilich vorausgeſebt, daß über das zu ſchützende Objekt kein 
Zweifel bejteht (vgl. das zu lit. d Bemerfte). 

Der angeführte $ 6 der Inſtruktion enthält aber in jeinem 
dritten Satze eine Beſtimmung, bezüglich welcher es zweifelhaft erjcheint, 
ob jie air in den Rahmen einer „Borjchrift über die Führung des 
Muſterregiſters“ (5 9 Abi. 4) fällt oder den vom Gejege gewährten Schuß 
in unzuläfliger Weije einſchränkt. (Erfteres nimmt die herrjchende Mei- 
nung, insbejondere RGC. 14 S. 58, Kohler a. a. O. ©. 163, letzteres 
Schanze a. a. O. ©. 282 an.) Lebteres wäre dann der Fall, wenn 
5 6 Nr. 2 des Geſetzes ſelbſt nicht jchon dem Sinne nad dieje Ein- 
ihränfung enthalten würde. Nun ift zwar richtig, daß jene Anficht, 
welche jich bei der Beratung im Neichdtage gegen die Zuläſſigkeit eines 
— bes Schutzes für beide Darſtellungsformen geltend machte 
(1. o. ©. 328) und melde wohl auch die Auffafiung der Majorität war, 
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im Gejege nicht in der Weife zum Ausdrude fam, daß die Anmeldung 
in beiden Formen geradezu verboten wurde. Aber die Beitimmung 
des 5 6 Nr. 2 läßt mindeitens die Auslegung zu, daß der Urheber auf 
den Schuß in der einen PDarftellungsform beſchränkt jein joll, ja man 
muß jagen, daß dieſelbe nur bei diejer Auslegung einen praftijchen 
Wert hat und jo ijt es wohl, wenn irgend einmal gejtattet ift, auf die 
bei der Beratung eines Gejeges zutage getretene Anſchauung der gejeg- 
gebenden Faktoren zurüdzugreifen, im gegebenen Yalle am Plate, aus 
der Ablehnung des Antrages, der auf Grund ausdrüdlichen Vorbehaltes 
des Urheber eines Mufterd den Schuß für beide Darftellungsformen 
gewähren wollte, zu folgern, die gegenwärtige Beſtimmung ſchließe 
einen anderen von der Nachbildung eines Mufterd in der anderen 
Darfjtellungsform unter feinen Umftänden, aljo auch dann nicht aus, 
wenn etwa der lirheber ein Mufter für Flächen- und plaſtiſche Er- 
zeugnifje zugleich oder nacheinander angemeldet und der Negifterrichter 
demgemäß die Eintragung gemadt Hat, m.a.W. die Anmeldung 
für beide Formen ift Shon nad dem Gejege unzuläjiig bzw. 
unmwirfjam. (Bgl. Dambach N.7. Die Unfiht Schanzes a.a.d. 
©. 285, zu mecdaniicher und manuell technijcher Uebertragung eines 
Mufters aus der Fläche in die Plaftif und umgekehrt jei der Urheber 
auch ohne diesbezüglichen Vorbehalt ausſchließlich befugt, läßt ſich gegen- 
über der Beitimmung des $ 6 Nr. 2 nicht halten; denn die Ausdruds- 
weile „durch plaftiiche Erzeugniffe” kann nicht in Parallele geftellt 
werden mit den Worten „durch die plaftiiche Kunft” in $ 6° des Geſ. 
vom 9. Januar 1876 oder mit den Worten „durch ein Werf der 
malenden, zeichnenden oder plaftiihen Kunft“ in $ 8 des Gef. vom 
10. Januar 1876; vielmehr iſt es nach jener Ausdrudsmeije offenbar 
gleihgültig, ob das plaftische Erzeugnis im Verhältniſſe zum Flächen- 
mufter oder umgefehrt einem mechanischen bzw. manuell-techniichen 
oder einem jchöpferiichen Prozeſſe jeine Entjtehung verdankt. Wenn 
Schanze ferner meint, ein durch jchöpferiiche Tätigkeit in die Fläche 
oder in die Plaſtik übertragenes Mufter gewähre Fir jeden ein jelb- 
ftändiges Urheberreht und zwar an dann, wenn noch immer eine 
Nachbildung, nicht freie Benußung i. S. des 81 vorliegt, es ſei daher 
dem Urheber des Originals en. ein ſolches Produkt jchöpfe- 
riicher Tätigfeit gleichzeitig mit dem Original anzumelden, jo dürfte 
er überjehen, daß eine analoge Anwendung des $ 8 des Photographien- 
ichußgejeßes vom 10. Januar 1876 hier deshalb unzuläjfig it, weil 
das gegenwärtige Geſetz Schuß gegen jede Art von Nachbildung, nicht 
bloß gegen mechaniſche oder manuell techniſche gewährt, aber gerade 
für die Uebertragung eines Muſters in die andere Darftellungsform 
den Schuß verjagt, mag dieje lWebertragung durch was immer für 
Mittel bewirft werden. Würde freilich der Urheber nur einzelne Mo- 
tive feines Flächenmufters frei benugen, um ein neues, jelbjtändiges 
Werf der Plaſtik Herzuftellen, jo könnte er dieſes neue Modell ebenio 
wie jeder andere Schöpfer eines neuen Werkes zur Anmeldung bringen 
und hierdurch den geieglichen Schuß fich erwirfen.) 

Nachbildung iſt natürlich die erlaubte Uebertragung eines 
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Mufters in die andere Darftellungsform, jolange nicht ein neues Wert 
geichaffen wird ($ 4), immerhin; es entiteht alfo an einer folchen Ueber- 
tragung fein Urheberrecht und es fann demnady auch ein anderer, als 
der Urheber des Originals, die Uebertragung nit mit Wirkſamkeit 
zum Mufterregifter anmelden. 

d) Mit den zu lit. c behandelten allgemeinen Fragen fteht eine 
viel erörterte Spezialfrage im Zufammenhange: Können die Erzeug- 
niſſe der Schriftgießerei als ſolche den Schuß für Modelle be- 
anipruchen (dafür Dambach, Journal für Buchdruderfunft 1879 Nr. 4 
und 11) oder find Batrizen, Matrizen und Typen nur ald Vorrich— 
tungen für den Drud anzujehen und fann demnach nur für das End- 
ergebnis, die mittel dieſer Vorrichtungen hervorgerufene Flächen— 
darjtellung der Schuß erlangt werden (jo die in RGC. 14 ©. 51 Zi— 
tierten, ferner ROSE. 4 ©. 109, Schanze a. a. O. ©. 285, Kohler 
a. a. O. ©. 159 ff.) oder können Buchjtabenformen nah Wahl des Ur- 
hebers entweder als Flächen- oder als plaftiihe Mufter angemeldet 
werden (jo RGE. 14 ©. 67)? Bei Enticheidung Ddiejer Frage ift von 
folgenden Erwägungen auszugehen: Der Urheber neuer und eigen- 
tümlicher, das äfthetiiche Gefühl befriedigender Schriftformen ift jelbit- 
verjtändlic” darauf bedacht, daß dieje Formen bei Webertragung auf 
die Fläche (das Papier, Pergament 2c.) eine angenehme Wirkung auf 
den Beichauer, insbejondere den Lejer ausüben, denn dies ift regelmäßig 
die Zwedbeftimmung jolcher Formen, fie jollen ald Vorrichtungen für 
den Drud dienen. Das gewerbliche Erzeugnis, deſſen Wert ſchließlich 
durch die neue Schriftform erhöht werden joll, ijt aljo kein plaſtiſches, 
jondern ein FFlächenerzeugnis. Inſoferne liegt es nahe, den Buchftaben- 
formen den Schuß von Flächenmuſtern angedeihen zu laſſen. Allein 
damit ift noch nicht geſagt, daß die Matrizen, Typen 2c. nicht auch für 
ji) in ihrem Gebrauchswerte dadurch erhöht werden, daß fie mit Ber- 
zierungen ausgejtattet find, welche die in ihnen ausgeprägten Bud)- 
jtabenformen verjchönen. Dieje Vorrichtungen werden eben wertvoller, 
leichter verfäuflih, weil jie eine Wertfteigerung der mit ihrer Hilfe 
hergejtellten Flächenerzeugnifje bewirken. (Unrichtig RGC. 14 ©. 109.) 
Nun joll ganz davon abgejehen werden, daß der Urheber von Schrift» 
formen auch einmal ein Intereſſe daran haben kann, daß jeine Typen ac. 
geihügt jeien gegen plaftiiche Nachbildung, welche etwa durch Dar- 
jtellung in Erz oder Holzjchnigerei (Kohler a. a. O. ©. 161) oder in 
der Weile erfolgen könnte, daß mittel3 Bildhauerarbeit nach diejen 
Muftern auf Gebäuden Anichriften, 3. B. über Haustüren Worte wie 
„Salve“ u. dgl. angebradht würden. Aber eines darf nicht überjehen 
werden: Nicht in einem und demjelben Gewerbe werden regelmäßig 
die Typen 2c. angefertigt und mit Hilfe derſelben Drudarbeiten vor- 
genommen. Das unmittelbare Antereffe des Schriftgießerd geht alio 
nicht darauf, daß ein anderer mit Nachbildungen jeiner Typen ıc. 
nicht drucken dürfe, fondern daß es einem anderen nicht geftattet jei, 
für Drudereien EC chriftformen zu giefen. Würde nun der Schuß bier 
auf Flächenerzeugniſſe beichränkt, könnten aljo die Vorrichtungen jelbit 
feinen Mufterihub nah Maßgabe dieſes Gejeges erlangen, jo wäre 
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den Intereſſen des Schriftgießergewerbes zu wenig Rechnung getragen. 
Eine Verlegung des Urheberredht3 beginge dann nur derjenige, der 
mittel nachgemachter Schriftformen druden, aljo die Nachbildung in 
der Fläche vornehmen würde. Nun wird zwar angenommen (jo von 
Kohler a.a.D. ©. 162), in der Herftellung von Typen zum Bmede 
einer Nachbildung liege bereits ein Verſuch, die Typen könnten alio 
gemäß $ 22 Abi. 2 des Gef. vom 11. Juni 1870 mit $ 14 des gegen- 
twärtigen Gejees eingezogen werden, jo daß der Schriftgießer ausreichend 
geihügt jei. Allein dies ift doch nur zum Teile richtig. Es kann 
nämlich zwar zugegeben werden, daß jemand, der jelbjit die Nachbil— 
dung durch den Drud begehen will, durch Herjtellung der Typen bereits 
einen Anfang der Ausführung macht und ferner, daß, wenn zwei Ber- 
jonen einig find, zur Herjtellung einer Nahbildung zulammenwirfen 
zu wollen, die eine, welche nur die Typen fertigt, als Mittäterin an« 
zujehen ift, deren Handlung, wenn die der anderen nicht dazu kommt, 
nur einen Verſuch daritellt. Keineswegs aber kann, wo eine ſolche 
Willensübereinftimmung fehlt, die bloße Anfertigung von Schriftformen 
jeitens einer Schriftgießerei, welche vielleicht ohne Beitellung, in der 
Erwartung erit zu findender Hunden tätig geworden ift, als Verſuch 
zu einer Nachbildung im Drude, die doch von der Gieherei gar nicht 
beabjichtigt ift, angejehen werden. Würde aljo der Schuß nur gegen 
Nahbildung im Drude gewährt, jo wäre der Urheber von Schrift- 
formen gegenüber der ion Nachbildung jeiner Typen häufig ſchutzlos 
und dod) Liegt jchon in diejer Nachbildung eine hohe Schädigung jeiner 
Anterejjen, da die große Gefahr befteht, da die Typen ins Ausland 
wandern, two die Verfolgung der Nachbildung im Drude vielleicht undurch- 
führbar ift. Bei diefer Sachlage ericheint e3 geboten, den Urheber von 
Scriftformen nicht auf den Schuß in der Fläche zu beichränfen, jondern 
ihm, wie in RGC. 14 ©. 67 geichieht, die Wahl zwischen beiden Darſtellungs— 
formen zu lajjen. Die Natur der Schriftformen als Vorrichtungen für den 
Drud fteht der Zulafiung zum Schuße für plaftiiche Erzeugnifje nicht im 
Wege, da immerhin dieſe Formen auch ala jelbftändige, Durch ihre jhönere 
Ausgeftaltung im Werte gefteigerte Erzeugnifie ın Betracht kommen 
fönnen. (Wenn Kohler a. a. O. ©. 163 jagt: „Wer ein Bild, welches 
er für die Typographie beſtimmt hat, als plaftiiches Mufter anmeldet, 
der bewirkt damit, daß das Bild nicht plaftiich, aljo etwa nicht auf 
einem Gürtel, auf einem Bejchlage, auf einem Möbel nachgebildet 
werden darf; dagegen bleibt das Mufter für die Flächendaritellung, 
insbejondere aljo auch für die typographiiche Darftellung frei“, jo iſt 
dies an ſich ganz richtig, aber nicht vollftändig; denn wenn einmal 
der Urheber gegen Nachbildung jeines neuen typographijchen Bildes 
durch plaftiiche Erzeugniſſe geichüßt it, jo ift er eben in dem ganzen 
Gebiete der plaftiich produzierenden Jnduftrie geihügt — ſ. o. ©. 327 in 
der Einleitung der Note 3 —, aljo darf ein anderer jeine Typen auch 
nicht zum Zwecke des Buchdrudes nachgießen und ſomit iſt dem Ur— 
heber der Echuß zu teil geworden, der ihm nad der obigen Ausfüh- 
rung und nad der Anficht des NG. zu teil werden joll, wenn er fich 
für den Schuß gegen plaftiiche Nachbildung enticheidet.) 
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e) Treffenaneinem Gegenjtande plaftiihe und Flächen— 
Elemente zujammen, wie 3.8. wenn an einer Zampe oder Baie 
von eigenartiger Form eine Malerei von eigener Art angebradt ift 
oder ein eigenartig geformtes Tijchchen mit einer kunſtvoll eingelegten 
“ Platte verjehen ift, jo muß jeder Teil für ſich, aljo das Flächenbild 
einerjeit3, das plaftiihe Modell anderjeit3 angemeldet werden. Dies 
ijt natürlich mißlid dann, wenn der eigenartige Effekt gerade durd) das 
Zujammenwirfen beider Faktoren bewirft wird. (Kohler, Berichte und 
Berhandlungen der deutich-öfterreich. Gewerbeſchutz⸗ —— 1896 ©. 77.) 

4. (Zu Nr. 3.) Geftattet ift die Aufnahme von Nach— 
bildungen einzelner Mufter oder Modelle in ein Schriftwer!. Daf; 
legteres ald die Hauptjache erjcheine und die Abbildungen nur zur Er- 
läuterung des Tertes dienen ($ 6 Nr. 4 des Gef. vom 9. Januar 1876) 
ift nicht erforderlich (vgl. Dambadh N. 8; a.M. Stephban-Shmid 
S. 330); dieſer Zuſatz wurde hier abjichtlid) weggelafjen, weil der Ab— 
drud von Muftern in einem Schriftwerf dem Fabrifanten an ſich nicht 
ihade (Komm.Ber. zu $ 5 des Entw.). Doh muß immerhin der 
Nahmen des Ganzen ein Schriftwerk ſein, d. h. ein Gedankeninhalt 
muß durch das Mittel der Sprache behufs Mitteilung an andere in 
individuelle Form gebracht ſein. Eine bloße Zuſammenſtellung von 
geſchützten Muſtern, etwa mit kurzer Angabe der Zweckbeſtimmung, 
würde nad) $ 6° nicht geſtattet ſein. 

Sind einzelne Mufter in ein Schriftwerf aufgenommen, jo be- 
darf es nicht der Ungabe der Duelle; denn auch eine diesbezügliche 
Borjchrift kennt das gegenwärtige Gejeg nicht. (Anders z. B. wiederum 
$ 6 Nr. 4 des Gej. vom 9. Januar nr Es fann daher im Falle 
unterlafiener Quellenangabe auch eine Beltrafung aus $ 24 des Geil. 
vom 11. Juni 1870 nit eintreten, obwohl dieje Beitimmung (ver- 
mutlich aus Verſehen) durch $ 14 des gegenwärtigen Geſetzes auf das 
Urheberredt an Muftern ꝛc. anwendbar erklärt if (Dambah N. 9. 

Ob das Schriftwerf einichlieglih der Abbildungen als Ganzes 
gegen Nachdruck geſchützt ift, enticheidet fich nach dem Geſ. vom 19. Juni 
1901. Jede nad) den Abbildungen des Schriftwerfes hergeſtellte weitere 
Nachbildung eines geſchützten Muſters enthält, ſoweit nicht eine der 
Ausnahmen des 86 zutrifft, eine Verlegung des Urheberrechts an dem 
Mufter jelbit (vgl. $ 5 Nr. 3): ; insbejondere ift es unzuläffig, ein jolches 
Mufter mit Hilfe des Schriftiwertes in Geftalt von Jnduftrieerzeugnifien 
nachzubilden (Komm.Ber.). 

Das Gejeg geftattet nicht auch die Aufnahme in ein Kunſtwerk; 
es ift aljo z. B. (abgejehen von $ 6 Nr. 1) nicht erlaubt, daß ein Maler 
ein geſchütztes Tapetenmufter als Hintergrund jeines Bildes verwendet 
oder ein Bildhauer eine den Schuß genießende Vaje in einer Gruppe 
anbringt. (Bgl. Kohler, Berichte und Verhandlungen 2c. ©. 81.) 


8.7. 
Der Urheber eines Mufter® oder Modells genießt den 
Schuß gegen Nachbildung nur dann, wenn er dasfelbe zur Ein— 
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tragung in das Mufterregifter angemeldet und ein Eremplar 
oder eine Abbildung de Mufters ꝛc. bei der mit Führung des 
. Mufterregifters beauftragten Behörde niedergelegt hat. 

Die Anmeldung und Niederlegung muß erfolgen, bevor 
ein nach dem Mufter oder Modelle gefertigte Erzeugniß ver- 
breitet wird. 


3. Das Gejeß verlangt eine im Wege der Anmeldung zum 
Mufterregifter abzugebende bejondere Erflärung des Urhebers, daß 
er den Schuß für jeine Mufter in Anjprudy nehme und macht von 
diejer Erflärung und der damit zu verbindenden Niederlegung des 
Mufterd den Eintritt des Schuges abhängig. Es folgt damit dem 
Beilpiele aller Staaten, welche überhaupt den Mufterichuß fennen und 
beugt dadurch einerfeitS der Unficherheit vor, welche fich jonft in Bezug 
auf die Frage, ob jemand ein von ihm geichaffenes® Mufter der Be- 
nußgung durch andere entziehen wolle, geltend machen würde, wie e3 
anderjeits die öffentliche Kenntnisnahme von den bejtehenden ausichlieh- 
lihen Berechtigungen und ihrer Dauer ermöglicht. (Vgl. Motive zu 
zu $ 6 des Entw., Wächter, Urh.R. ©. 311.) 

Anmeldung und Hinterlegung haben nicht die Bedeutung, als 
ob damit ein Urheberrecht erft zur Entftehung gebracht würde; dieſe 
Wirkung hat bereits die Schaffung des Werkes. Aber das Hecht kann 
ohne die Erfüllung diefer Förmlichkeiten nicht ausgeübt werden. (Vgl. 
NIE. 8 ©. 19, Gierfe ©. 836.) Das durd die Schaffung eines 
Mufters im Sinne des $ 1 bereit3 entjtandene Urheberrecht äußert fich 
darin, daß der Berechtigte und nur er allein durch Anmeldung und 
Niederlegung die ausſchließliche Nugung des Mufters fich jichern fann. 
Diejes jchon vor der Anmeldung vorhandene Recht geht auf die Erben 
über und kann auf andere übertragen werden ($ 3). Meldet ein anderer, 
als der Urheber oder deſſen Rechtänachfolger, das Mufter an, jo erlangt 
er den Schuß nicht; denn wenn aud gemäß $ 13 eine Vermutung 
dafür jpricht, daß der Anmelder auch der Urheber jei, jo fann doch 
durch Gegenbemweis, aljo durch den Nachweis, daß ein anderer, als der 
Anmelder, Urheber des Muſters ift, dDiefe Vermutung zerftört werben. 
(Die Anficht von Stephan-Schmid ©. 299, der Mangel an Urheber- 
Ichaft könne nur von dem wirklichen Urheber, nicht von einem Dritten 
gerügt werden, wird der materiellen Natur des Urheberrechts nicht 
gerecht.) Der Urheber oder deſſen Rechtsnachfolger fann troß der auf 
einen anderen nicht Berechtigten lautenden Eintragung das Recht aus 
der Anmeldung für fich geltend machen; nur muß er jein Urheberrecht, 
gegen das nad) $ 13 eine dem Anmelder zur Seite jtehende Vermutung 
Ipricht, beweilen. Bon dem Erfordernifje einer Uebertragung des Rechtes 
von dem Anmelder auf den materiell Berechtigten Tann hienach nicht die 
Rede jein (a. M. Stephan-Shmid ©. 300, 333). Dagegen kann der 
Berechtigte von dem nichtberechtigten Eingetragenen verlangen, daß er 
. pe — des Muſters in dem Zeichenregiſter willige (vgl. 

.2 zu 
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Wie das Urheberreht ohne die Anmeldung und Niederlegung 
der vollen Kraft entbehrt, jo mangelt anderjeits der Anmeldung und 
Niederlegung jede Wirkung, wenn ein Urheberrecht nicht entſtanden iſt, 
* DDR das Erfordernis der Eigentümlichkeit oder der Neuheit 
“fehlt (j. N. 4) 


Zu Abi. L 

2. Anmeldung. Dieje, verbunden mit der Niederlegung, ge- 
nügt, um bem Urheber den Schuß gegen Nachbildung zu verichaffen. 
Die Eintragung Hat zu folgen (ohne zuvorige Prüfung über die 
Berechtigung des Anmelders 2c., j. $ 10); verzögert fie fi) aus irgend 
einem Grunde, jo übt die Anmeldung dennoch ihre Wirfung aus und 
zwar von dem Augenblide an, da ihr Eintreffen bei der zuftändigen 
Behörde ($ 9) feititeht, jo da eine nod) am nämlichen Tage vorgenom- 
mene unbefugte Nachbildung bereits eine Nechtöverlegung enthält. 

Wann der Urheber die Anmeldung vornehmen will, ift an und 
für ji in jein Ermefjen geftellt. Mit Rüdjiht auf Abjag 2 muß fie 
mindeftens vor der Verbreitung auch nur eines nad) dem Mufter ge- 
fertigten Erzeugnifjes erfolgen. Da jedoch, jobald das Muſter zur 
Kenntnis einer anderen Berjon fommt, die Gefahr befteht, daß es nach— 
gebildet wird und nad) demjelben gefertigte Erzeugnijje vor der An— 
meldung in den Berfehr gelangen, empfiehlt es ſich für jeden Urheber 
eines Muſters, die in lei u bewirten, bevor es anderen irgendwie 
(jei e8 durch Beginn der Fabrikation oder Verjendung oder Veröffent- 
lihung von Mufterzeichnungen) zugänglid) wird (Dambadı N. 2). 

Bezüglic” der mit der Führung des Muſterregiſters betrauten 
und zur Entgegennahme der Anmeldung zuftändigen Behörde j. 38 
hinſichtlich der Form der Anmeldung und der —— ſ. 885, 
der Belanntmachung des Reichskanzleramtes vom 29. ar 1816, 
Anhang Ziff. IV und — Abſ. 1 des Gejepes. 1. . 7 

Im Hinblick auf $6 Nr. 2 muß bei der Anmeldung beſtimmt 
angegeben werden, ob das einzutragende Muſter für Flächenerzeug— 
Iſt oder für piaſtiſche Erzeugniſſe beſtimmt ift (ſ. darüber und 
betr. der Folgen einer unrichtigen Anmeldung, ſowie der Unzuläſſigkeit 
der Anmeldung für beide Darjtellungsformen N. 3 lit. c zu $ 6). Eine 
genauere Beitimmung des Induſtriezweiges, für Sera das Muſter 
verwendet werden will, ift nicht erforderlich und, wenn fie erfolgt, ohne 
rechtliche Bedeutung, da der Schutz innerhalb der betr. Darjtellungs- 
form, aljo innerhalb des Gebiete8 entweder der Fläche oder der 
plaftiichen Form für alle Gewerbszweige gewahrt iſt ſ. $s5 Nr. 1). Mit 
Rüdjiht auf &5 Nr. 2 ift ferner, wenn etwa der Urheber beabjichtigt, 
die Erzeugnifie, für welche das Mufter beftimmt ift, in einer anderen 
räumlichen Abmeffung oder Farbe herzuftellen, ald es in dem nieder- 
gelegten Mufter zum Ausdrude kommt, feine neue Anmeldung erfor» 
derlich und es bedarf aud) von vornherein feiner mehrfachen Anmeldung, 
wenn der Urheber eine die Identität des Muſters nicht beeinträchtigende 
verichiedene Ausführung im Sinne bat. (Vgl. Kohler, Berichte und 
Berhandlungen zc. ©. 77 Anm. 6.) 
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Die Anmeldung hat immer dur den Urheber ($$ 1, 2) oder 
deſſen Nechtsnachfolger (8 3) zu erfolgen (j. aber $ 10). Eine An— 
meldung durd einen Unberechtigten, insbejondere im alle des $ 2 
durch den eigentlichen Berfertiger jtatt des Anftaltsinhabers, ift wir- 
fungslos (ſ. N. 1). 

Wird eines und dasjelbe Muſter von veridhiedenen 

Perjonen angemeldet, jo wird in der Regel ber Fall jo liegen, 
daß nur einer der Anmelder der Urheber, der andere aber Nachbildner 
ift. Die Eintragung hat im Hinblide auf $ 10 in jedem Falle zu ge- 
ichehen, ein Recht erwirbt aber auch hier nur der wirkliche Urheber 
(I. N. 1). Hat diefer die Anmeldung zuerft bewirkt, jo hat er gemäß & 13 
ſchon die Vermutung der Urheberichaft für jih; im umgefehrten alle 
freilich muß er gegen die für den anderen fprechende Vermutung antämpfen. 
In der nochmaligen Anmeldung durch einen Nichtberechtigten liegt eine 
Störung des Bereditigten, welche die abmwehrende Klage, unter Um» 
ftänden auch die FFeititellungsflage, begründet (j. N. 2 zu $ 14, Bemer- 
fungen lit.e zu $ 18 des Gef. vom 11. Juni 1870). Denkbar, wenn 
auc gewiß jelten, ift aber auch, daß zwei Perjonen unabhängig von- 
einander dasjelbe Mufter ichaffen und, bevor es einer von ihnen in 
Berfehr gebracht Hat, zum Regilter anmelden. Dann genießen beide 
auf Grund ihrer Anmeldung Dritten gegenüber den Schub, während 
fie gegenjeitig feinerlet Rechte haben (Dambah N. 7). 
3. Niederlegung. Es fteht dem Anmelder frei, ob er ein 
Eremplar (3.8. ein Stüd Stoffes, einen Abichnitt von einer Tapeten- 
rolle 2c.) oder eine Abbildung (zeichneriiche, photographiiche 2c.) nieder- 
legen will. Bei umfangreicheren plaftiichen Gegenftänden wird in der 
Negel nur eine Abbildung niedergelegt. Umgekehrt fann es vorfommen, 
daß ein Flächenerzeugnis durch ein plaftiiches Mufter veranschaulicht 
werden joll und daher ein jolches niedergelegt wird (vgl. RGC. 14 
©. 59, Kohler in Buſch' Archiv Bd. 48 ©. 164). Um jo notwendiger 
ift dann die Angabe der Darjtellungsform, für welche der Schuß in 
Anipruch genommen wird (ſ. N. 3 lit. c zu 86). Ueber die Form ber 
Niederlegung ſ. 59 Abſ. 4, Velanntm. vom 29. Februar 1876 57 (im 
Anhang Ziff. IV). 

Die Niederlegung muß notwendig zur Anmeldung Hinzu» 
fommen, jonft ift diefe ohne Wirkung. Eine Beichreibung erjegt Die 
Niederlegung nicht, auch dann nicht, wenn fie mit der Niederlegung 
eines Muſters verbunden ift, das aber nicht das zu jchüßende iſt, jon- 
dern ein anderes, auf welches die Beichreibung nur zum Zwecke des 
Vergleichs Bezug nimmt. (RGE. Bd. 49 ©. 171, in R. u. U. VIII 53.) 

4. Was die Wirkung der Anmeldung und Niederlegung betrifft, 
jo tft ichon in Note 1 bemerft, daß fie für den Anmelder nur eintritt, 
wenn diejer wirklich der Urheber oder deſſen Rechtsnachfolger ift. Ihr 
Eintreten hängt ferner davon ab, daß das Mufter ein ſchutzfähiges im 
Sinne des $ 1 ift (ſ. dort N. 3; vgl. PMZB. I 94, Bolze 4 Nr. 196). 
Da im Muſterſchutzweſen eine Vorprüfung nicht vorgefehen ift ($ 10), 
fommt es zu einer Enticheidung über das Vorhandenfein der materiellen 
Borausjegungen des Urheberrechtes erft im Prozeſſe. Regelmäßig wird 
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ein gerichtliche Verfahren veranlaßt durdy denjenigen, der ſich von 
Seite eines anderen in feinem Rechte verlegt fühlt und entweder civil- 
rechtliche Klage oder Antrag auf Beitrafung ftellt. Der Bellagte oder 
Beihuldigte wird dann, wenn er das Recht des Klägers oder Antrag- 
ſtellers nicht anerfennt, dasjelbe ausdrüdlich bejtreiten. Im Strafver- 
fahren muß von Amts wegen geprüft werden, ob durch die Anmeldung 
und Niederlegung der Schuß erlangt wurde, ob aljo die materiellrecht- 
lihe Grundlage hiefür vorhanden iſt. Die Anmeldung durch eine 
beitimmte Berjon begründet nur eine einfache Rechtsvermutung da- 
—— bob der Anmelder auch der Urheber ijt (ij. das Nähere in N. 3 
zu 3). 

Wer fih nun aber durch die Anmeldung eines Mufterd und 
öffentliche Behauptung eines Schußes jeitens eines anderen in jeiner 
gewerblichen Tätigfeit beeinträchtigt glaubt, injoferne er der Anjchau- 
ung ift, daß der Anmelder kein Urheberreht in Anſpruch nehmen und 
ihm aljo den Gebrauch des Mufters nicht vermehren fünne, der muß 
nicht erſt abwarten, bis der andere ihn wegen unbefugter Nachbildung 
des Mufters gerichtlich belangt; er fann, wenn der andere im Berfehr 
das Muſter als „gejeglich geichüßt“ bezeichnet, gegen denſelben auf 
Grund $ 1 der Gewerbeordnung Klage jtellen, bah er eine derartige 
Störung der freien gewerblichen Betätigung künftig zu unterlajien habe 
(RG., Bolze XI Nr. 112, RGC. Bd. 45 ©. 59, in PMZBL. VI 1865 |. 
auch ebenda IV 87). Auch für eine Klage aus $ 1 des Geſ. zur Be- 
fämpfung des unlauteren Wettbewerbes vom 27. Mai 1896 können in 
jolhem Falle die Borausjegungen vorliegen (j. RG. im ſächſ. Archiv 
Bd. VE. 131). Dagegen ift für eine Klage auf Löſchung der Ein- 
tragung wegen mangelnder Schußfähigfeit des Mufters fein Raum ge- 
geben, da eben die Eintragung an fi ohne Schußfähigfeit des Mufters 
feine Rechte gewährt ee Seuff. Arch. Bd. 42 Nr. 317, bei Bolze IV 
Nr. 196; a. M. Gierke ©. 837). 

5. Weitere formelle Erfordernifie als Anmeldung und Nieder: 
fegung kennt unjer Geſetz nit. E3 verlangt nicht eine Regiſtrie— 
rungsmarfe, d.i. einen Vermerk auf den Fabrifaten, daß das zu 
Grunde liegende Mufter gejhügt und unter der und der Nummer ein- 
getragen jet (anders das engliiche Recht; vgl. die Motive zu 86 des 
Entwurfs). Ein joldher Vermerk würde natürlich ein wirffid nicht ge= 
ſchütztes Mufter auch zu feinem geichüßten machen, hat aber im Falle 
des Beitehens eines Schußes den Wert, die Konkurrenten darauf auf- 
merfjam zu machen und unter Umjtänden den Einwand der Nidit- 
fenntnis des Schubes abzujchneiden. Nicht erfordert ift ferner ein 
Ausführungsnahmweis, d. i. der Nachweis, daß binnen einer ge- 
wiffen Frift nah dem Mufter Erzeugnifje hergeitellt wurden (anders 
3. B. im öfterreihiichen Recht, vgl. Motive a.a. D.). Von der tat- 
ſächlichen Benügung des Mufters ſeitens des Berechtigten hängt alio 
der Schuß nicht ab. Wenn jogar die Anmeldung nur zu dem Zwecke 
erfolgt ift, um Sonfurrenten davon auszujchliegen, ift das Mufter, 
wenn den jonftigen Vorausjegungen genügt ift, doc geihügt (RGEStr. 
27 ©. 322). 

Dr. Bh. Allfeld, Kommentar 3. d. Gejegen betr. d. Erfindungsfhugse. 22 
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Zu Abſatz II. 

6. Die Anmeldung und Niederlegung find ohne alle Wir: 
fung, d. h. das Mufter oder Modell bleibt trogdem ohne Schuß, 
wenn dor der Anmeldung bereits ein nah dem Mufter oder Mo- 
dell gefertigtes Erzeugnis verbreitet worden if. Entſcheidend iſt 
der Zeitpunkt der Anmeldung und Miederlegung (d. h. des Ein- 
treffend der Anmeldung bei der Negifterbehörde), nicht der Zeitpunkt 
der Eintragung in das Negifter; letztere kann der Verbreitung nach— 
gehen, dies jteht dem Eintritt des Schußes nicht entgegen. Es 
fommt ferner nur die Verbreitung eines Erzeugnijjes in Betracht, 
d.h. eines Eremplars des Fabrikates, deſſen Vorbild geichügt werden 
jol. Die Verbreitung bloß einer Abbildung des Mujterd oder eines 
Modells, welches jelbjt jeiner Bejchaffenhett nach der bejtimmungs- 
gemäßen Verwendung des Gegenftandes, der nach ihm hergeftellt werden 
ſoll, noch nicht dient, einer bloßen Mufterprobe, entzieht der jpäter er- 
folgenden Anmeldung nicht die Wirkung (RGEStr. Bd. 5 ©. 350, R®. 
in PMZBI. VII 150, vgl. au) RGC. Bd. 4 ©. 110). Ein Mufter kann 
in mehreren Eremplaren bergeftellt jein, die nur als bloße Mujter- 
duplifate, nicht als Erzeugnifje erjcheinen. Doch entjcheidet fich Die 
Trage, ob Mufter oder Erzeugnis, nach der objektiven Sacjlage, nicht 
danach, zu welchem Zwecke ein Gegenftand, der wirklich ein zur be- 
jtimmungsgemäßen Berwenduug geeignetes Erzeugnis iſt, hergeſtellt 
oder verbreitet worden ift (NG. in PMZB. V 39; aM. Schanze, 
Unterſuchungen ©. 47, 48). 

Ueber den Begriff der Verbreitung I. R.2 zu $5. Das 
Erzeugnis als ſolches wird nicht verbreitet, wenn Dritte lediglich Kennt— 
nis erhalten davon, daß der Urheber nad einem gewiſſen Mufter Er- 
zeugniſſe hergeftellt hat, um fie nach der Anmeldung zu verbreiten; 
auch dann nicht, wenn das Erzeugnis, ohne aus dem Gewahrjam des 
Urhebers oder jeines Vertreters zu fommen, nur in beichränftem Kreiſe 
vorgezeigt wird, um anderen Perſonen ein Bild von den nach dem 
Muſter zu fertigenden Erzeugnifjen zu gewähren und fte in den Stand 
zu jegen, fich über die Beitellung ſolcher Erzeugniffe jchlüffig zu machen 
(RG., PM8Bl. V eh Sind Gegenftand der Anmeldung Typen als 
plajtijche Erzeugnifje_(j. o. ©. 331), jo fteht die frühere Verbreitung 
eines Abdrudes diejer Typen in der Fläche der Erlangung des Schußes 
nicht im Wege (vgl. RG., Bolze VII Nr. 148). 

Die Verbreitung vor der Anmeldung und Niederlegung fteht 
der Erlangung des Schußes im Wege, gleichviel, ob jie durch den 
Urheber jelbft oder, wenn auch gegen feinen Willen, durch einen 
anderen geihah (RGE. Bd. 4 ©. 110). Es frägt fich, ob im leßteren 
alle der Urheber gegen den Berbreiter, welcher fein Recht entwertet 
hat, einen Entihädigungsaniprud habe (Gierfe ©. 837 N. 29 
bejaht dies). Im allgemeinen dürfte die Frage zu verneinen 
jein, weil vor der Anmeldung die Vervielfältigung und Verbreitung des 
Mufters feinem gejeglichen Verbot unterliegt und daher an fich nicht wider- 
rechtlich ift. Hat freilich jemand nur auf Grund eines Vertragsver- 
hältnifjes, Eraft defjen er von dem Mufter feinen Gebrauch machen darf, 
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von demjelben Einficht erlangt (wie 3. B. ein Angeftellter des Urhebers 
oder derjenige, dem es auf Erjuchen zur Anſicht mitgeteilt wurde), jo 
würde die vertragswidrige Verbreitung mindeftens bei Borjaß, d. ı. bei 
Kenntnis des Umftandes, daß der Urheber das Mufter ſchützen lafjen 
will, Erjagpflicht begründen; ob auch bei bloßer Fahrläffigfeit, hängt 
von der Natur des Vertrages ab. Gegen Angeftellte wird übrigens 
in Fällen diejer Art in der Regel 8 9 des Geſetzes zur Berämprung 
des unlauteren Wettbewerbes anwendbar jein. Won Bertragsverhält- 
nifjen abgejehen läßt fih ein Schadenserjaganipruc noch auf $ 826 
des BGB. ftügen für den Fall, daß jemand ohne vorgängiges Erjuchen 
lediglich zur Anficht ein Mufter erhalten hat mit der ausdrüdlichen 
oder ftilihiweigenden Auflage vertraulicher Behandlung wegen be- 
vorjtehender Anmeldung; denn eine unter dieſen Umftänden vor- 
genommene Verbreitung würde wohl zweifellos gegen die guten Sitten 
verftoßen. Der Schaden bejteht in allen diejen Fällen darin, daß der 
Urheber, welcher als jolcher bereits ein Recht darauf hat, durch Die 
Anmeldung fih den gejeglihen Schutz zu verichaffen (ſ. N. 1), um 
diejes einen Vermögenswert darſtellende Recht gebracht wird. 

Ob die Verbreitung im Inlande oder im Auslande geſchehen 
iſt, erſcheint hier ae (vgl. dagegen Patentgeſetz 8 2, Gebraudy3- 
mufterichußgeieb $ 1 Abf. 2 

Das Mufter, a den Borausjegungen des $ 1 entipricht, ift 
an ji fähig, den Schuß für den Urheber zu begründen. Es verliert 
nur dieſe Fähigkeit kraft Gejeges, jobald = nad) ihm hergejtelltes Er- 
zeugni3 verbreitet wird (RG. in PMZBI. V 20). 

Die Tatjahe der Verbreitung muß der im Civilprozeß 
wegen Eingriffes in das Urheberrecht des Anmelders Belangte ein- 
redemweije geltend machen und beweijen. Im Strafverfahren iſt zwar 
die Prüfung von Amts wegen auf die Frage, ob nicht jchon vor der 
Anmeldung eine Verbreitung gejchehen ift, zu erjtreden; es bedarf aber 
einer ausdrüdlichen Feititellung in diefer Hinficht nur dann, wenn in 
der N ps ne der Einwand vorgängiger Verbreitung erhoben 
worden ıft (RGStr. 4 ©. 213). 


S 8. 

Der Schub des gegenwärtigen Geſetzes gegen Nachbildung 
wird dem Urheber des Mufterd oder Modells nach feiner Wahl 
ein bis drei Jahre lang, vom Tage der Anmeldung ($ 7) ab, 
gewährt. 

Der Urheber ift berechtigt, gegen Zahlung der im $ 12 
Abja 3 bejtimmten Gebühr, eine Ausdehnung der Schutzfriſt 
bis auf höchſtens fünfzehn Jahre zu verlangen. Die Verlängerung 
der Schußfrift wird in dem Mufterregijter eingetragen. 

Der Urheber kann das ihm nach Abſatz 2 zuftehende Recht 

22% 
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außer bei der Anmeldung auch bei Ablauf der dreijährigen und 
der zehnjährigen Schutzfriſt ausüben. 


1. Wie das pojitive Recht jedes Urheberrecht zeitlich begrenzt, 
jo ift auch dem Urheberreht an Muftern und Modellen eine zeitliche 
Schranke gezogen, und zwar ift ſelbſt die längſte mögliche Dauer der 
Schutzfriſt (15 Jahre) hier eine weit fürzere, als bei anderen Gegen- 
ftänden des Urheberrechts im engeren Sinne, 

Ablauf der Schutzfriſt it ein Grund für das Erlöfchen des 
Urheberrechts. Einen weiteren ſolchen Grund fieht $ 16 vor (ſ. N. 4 
daj.). Dagegen gebt das Urheberrecht nicht verloren infolge Nicht- 
on Pb des Mufters (ſ. N.5 zu 8 7). Auch die Unterlajjung der 
Gebührenzahlung ijt fein — — (ebenſo Gierke ©. 840; 
a. M. Stephan-Schmid ©. 334); denn wenn es auch in Abſatz 2 
heißt: „gegen Zahlung der ... Gebühr“, jo wollte doch Hier ebenjo- 
wenig, wie im Abſ. 1, die Ausdehnung des Schutzes von der Leiftung 
der Zahlung abhängig gemacht werden. Bezüglich des Falles, da der 
Urheber oder deſſen Rechtsnachfolger noch ya der Schugfrift ohne 
Erben Be I. N.2z3u $3a. €. 

Durd Verzicht geht das Urheberrecht unter. E3 muß aber 
ein Verzicht auf das Recht überhaupt vorliegen, es darf nicht bloß auf 
die —— einer oder der anderen unbefugten Nachbildung aus— 
drücklich oder ſtillſchweigend verzichtet ſein. In der Regel wird eine 
öffentliche Verzichtserklärung erforderlich ſein. (Stephan-Schmid 
a. a. O. erachten ſchon die einem Dritten gegenüber mit Verpflichtungs— 
abjicht gegebene Erklärung für genügend.) Iſt durch ein rechtsfräftiges 
Urteil ausgeiprochen, daß dem Anmelder ein Urheberrecht nicht zuftehe, 
jo wirft diefer Ausipruch nicht zu Gunften anderer Perſonen, als des 
Prozeigegners, insbejondere nicht zu Gunften derjenigen, welche jpäter 
in das angebliche Urheberrecht eingreifen (vgl. CPO. $ 325). Das ge- 
rihtliche Urteil bewirkt aljo den Untergang des Mufterrecht3 nicht. 
(U. M. Stephan-Schmid a. a. O.) 

2. Das Geſetz hat davon abgeſehen, gleich der engliſchen Geſetz— 
gebung die Schugfrift nach den einzelnen Gattungen der Mujter ver- 
Ihiedenartig zu bejtimmen. Es hat vielmehr der Tatſache, dab für 
manche Mufter eine Kurze Frift völlig ausreichend, für andere, 5.8. 
jolche auf den Gebieten der Goldichmiedekunft, der Bijouteriefabrifation, 
der Spitenweberei, eine längere Frijt wünjchenswert ift, daß aber eine 
Klaffififation der Mufter jehr jchtver durchführbar ift, dadurch Rech— 
nung getragen, daß es innerhalb des Spielraumes von einer ein- 
jährigen bis zu einer fünfzehnjährigen Friſt dem Urheber Die 
Wahl läht und mit der Inanſpruchnahme einer längeren Frift nur 
eine gejteigerte Gebührenpflicht verbindet (j. $ 12 Abi. 2 u. 3), jo daß 
es ohne Rückſicht auf die Gattung des Erzeugniffes ganz im Ermeſſen 
des Urheber liegt, auf wie lange er den Schuß begehren will. 

Die Minimalfrijt beträgt ein Jahr. Auf noch Fürzere Zeit 
ein Mufter einzutragen, ift die Regifterbehörde nicht verpflichtet. Ein 
diesbezüglicher Antrag und überhaupt das Verlangen eines Schußes 
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auf Bruchteile eines Jahres (1!/2, 2!/ Jahre 2c.) wird nicht leicht ge- 
ftellt werden, da die Gebühr immer für das volle Jahr zu berechnen 
it. Würde jedoch trogdem jemand den Schuß zwar für mehr als 
1 Jahr, aber nicht für volle 2 oder 3 2c. Jahre, jondern nur für einen 
dazwischen liegenden Zeitraum genießen wollen, jo wäre feinem An— 
trage jtattzugeben (vgl. Dambach N.4). Bei der Anmeldung hat 
ſich der Urheber zu erflären, auf wie lange er zunächſt den Schuß be- 
gehre; er kann dabei die Dauer jofort bis zu 15 Sahren und ebenfo 
beliebig auf eine kürzere Zahl von Jahren bejtimmen. Weußert er ſich 
gr nicht, jo wird das Mufter nur auf 1 Jahr eingetragen. Eine 

erlängerung bi3 zu 3 Jahren fann, wenn zunädft nur eine 
fürzere Friſt begehrt war, bis zu deren Ablauf in jedem Augenblide 
verlangt werden. Dagegen ift (im Sntereffe der Behörde, Dambadı 
N. 3) beftimmt, daß die Ausdehnung der Schußfrift auf mehr 


als 3 Jahre, wenn fie nicht jchon hei der Anmeldung beantragt it, 4 ader 


nur bei Ablauf (richtiger vor Ablauf) der dreijährigen Schupfrijt und 
dann noch bei Ablauf von 10 Jahren verlangt werden kann (Abj. 3). 
Hat aljo jemand bei der Anmeldung fofort eine mehr als dreijährige 
— 3.8. eine jehsjährige — Schußfrift eintragen lafjen, jo Hat er nicht 
das Recht, bei Ablauf diejer Frijt eine Ausdehnung derjelben zu ver- 
langen und es hat die etwa doch erfolgte Eintragung einer Verlänge- 
— Friſt feine rechtliche Wirkung (RGE. Bd.46 S. 93, in PMBBl. 
’I 271). 


3 Die Schubfrift beginnt mit dem Tage der Anmeldung, 
d. i. des Einlaufd der Anmeldung bei der zuftändigen Behörde (8 9) 
Diefer Tag wird bei Berechnung der Frift nicht mitgerechnet. Die 
Frift endigt mit dem Ablaufe desjenigen Tages des lebten Monats, 
welcher durch jeine Zahl dem Tage der Anmeldung entipridt. (BGB. 
SS 187 Abj.1, 188 Abf.2 u.3.) Wurde aljo 3.8. ein Mufter am 12. Juni 
1900 auf 3 Jahre angemeldet, jo ift es bis einschließlich 12. Juni 1903 
geihügt, mit dem Beginn des 13. Juni diejes Jahres aber frei. Ein 
am 29. Februar 1896 angemeldetes Mufter ift, wenn der Schuk auf 
15 Jahre verlangt ift, bis einjchlieflich 28. Februar 1911 geichügt (BGB. 
8 188 Abſ. 3). 


S 9. 

Das Mufterregijter wird von den mit der Führung der 
Handeldregifter beauftragten Gerichtsbehörden geführt. 

Der Urheber hat die Anmeldung und Niederlegung des 
Muſters oder Modelld bei der Gerichtsbehörde feiner Haupt 
niederlaffung, und fall3 er eine eingetragene Firma nicht befitt, 
bei der betreffenden Gerichtsbehörde feines Wohnortes zu bewirken. 

Urheber, welche im Inlande weder eine Niederlaffung, 
noch einen Wohnfig haben, müfjen die Anmeldung und Nieder» 
legung bei dem Handelsgericht in Leipzig bewirken. 
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Die Mufter oder Modelle können offen oder verfiegelt, 
einzeln oder in Padeten niedergelegt werden. Die Padete dürfen 
jedoch nicht mehr als 50 Mufter oder Modelle enthalten und 
nicht mehr ala 10 Kilogramm wiegen. Die näheren Borjchriften 
über die Führung des Mufterregifters erläßt das Reichöfanzler-Amt. 

Die Eröffnung der verfiegelt niedergelegten Mufter erfolgt 
drei Jahre nach der Anmeldung ($ 7) beziehentlich, wenn die 
Schußfrift eine kürzere ift, nach dem Ablaufe derjelben. 

Die Eintragung und die Verlängerung der Schußfrift ($ 8 
Alinea 2) wird monatlich im Deutſchen Reichdanzeiger bekannt 
gemacht. Die Koften der Belanntmachung hat der Anmeldende 


zu tragen. 
Abſatz I—IL. 

1. Im Gegenjage zum Patent», Gebraudhsmufter- und Waren- 
eichengeiege hat das gegenwärtige Geieh die Regiftrierung der 
tufter nicht zentralijiert; vielmehr ift die Führung einzelner 

Mufterregifter dur die mit der Führung der Handelsregifter beauf- 
tragten Gerichtsbehörden vorgeichrieben (Abſ. 1). Dies find nunmehr 
im ganzen Reiche die Amtsgerichte (Gejek über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898 $ 125). 

2. Zuftändige Gerichtöbehörde im einzelnen Falle. 

Im allgemeinen ijt zu bemerfen, daß nur eine bei der zu- 
ftändigen Behörde Esngererite Anmeldung wirfjam iſt 
Dambah RD. ,» EM Tr Tr 0972390 

Zuftändig ift nun (gemäß $ 9 Abi. 2 u. 3) 

a) für Urheber, deren Firma im Inlande in das Handelsregifter 
eingetragen ift, das Gericht der Hauptniederlafjung oder, wenn 
dieſe im Auslande liegt, das Gericht der im Inlande belegenen Zweig» 
niederlajjung (vgl. RGC. 41 ©. 82). Hat alio 3.8. ein Fabrikant 
jeine Hauptniederlaffung in Frankfurt a. M. und in München eine 
Zmweigniederlafjung, jo fann die Anmeldung nur bei dem Frankfurter 
Gerichte erfolgen. Wenn dagegen ein Jnduftrieller, der in Paris jeine 
Hauptniederlafjung hat, in Straßburg eine Zweigniederlafjung befigt, 
jo muß er, wenn ihm überhaupt gemäß 8 16 der Schutz im Inlande 
gewährt wird, die Anmeldung bei der Gerichtsbehörde in Straßburg 
vornehmen; #097 37 ÄArvoy mr 09 FT 260 

b) für Ürheber, welche eine eingetragene Firma nicht bejigen, 
aber im Inlande wohnen, das Gericht des Wohnortes. Wie Abjah 3 
des 89 beweiſt, ift Wohnort gleichbedeutend mit „Wohnſitz“ (vgl. 
BOB. $ 7); 

e) für Urheber, welche im Anlande weder eine Niederlafjung 
(aljo auch feine Zweigniederlaffung), noch einen Wohnjig haben, das 
Handelsgericht in Leipzig (d. i. das dortige Amtsgericht). 
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Abjah IV u. V. 


3. Dieje Beitimmungen über die Form der Niederlegung jollen eine 
Bermittelung zwiichen der von der einen Seite erhobenen Forderung der 
offenen Depofition und der von anderer Seite verlangten Zulaflung ver- 
jiegelter Mujter darftellen. Für die offene Niederlegung jpricht, daß es ein 
wejentlicher Zived des Mujterregifters ift, dem Fabrifanten, der ein fremdes 
Muſter nahbilden will, die Möglichkeit zu gewähren, in Erfahrung zu 
bringen, ob ein Mufter überhaupt geichügt jei und an wen er fich wegen der 
Nachbildung zu wenden habe. Aber die öffentliche Niederlegung zwingt 
die Urheber, ihr Geichäftsgeheimnis zu verraten und ihren Konkurrenten 
von den neuen Artikeln Kunde zu geben, ehe dieje in den Handel ge- 
fommen, jo daß die Konkurrenten in der Lage find, die Mufter jofort 
zu benugen, um in dem gleichen Geſchmack ähnliche herzuftellen, die 
zwar feine Nahbildungen find, aber doch die volle Nußung der ans 
gemeldeten Muſter beeinträchtigen. Inſoferne aljo erichien die Zu- 
lafjung verjiegelter Mufter mwünjchenswert. Um beiden Standpunften 
Rechnung zu tragen, beſchloß man die gegenwärtige Faſſung, wonach 
zwar der Urheber die Wahl hat, ob er jein Mufter oder Modell offen 
oder verfiegelt niederlegen will (Abi. 4), die Eröffnung eines 
verjiegelt niedergelegten Muſters aber jpäteftens drei Jahre 
nad) der Anmeldung erfolgt, jo daß, wenn dad Mufter noch länger 
geihügt ift, für Die fernere Zeit dasjelbe unter allen Umftänden der 
allgemeinen Einfichtnahme ($ 11) offenfteht (vgl. Kommisjfionsbericht 
zu 38 des Entw.). Ueber die Eröffnung in Streitfällen ſ. $ 11. 

Dem Urheber jelbjt, der ja die Wahl zwijchen offener und ver- 
ichlofjener Niederlegung hat, fteht es auch jederzeit frei, ein bisher ver- 
jiegeltes Mufter öffnen zu lafjen, jo daß es fünftighin allgemein ein- 
gejehen werden fann. 

4. Die in Abi. 4 vorgejehenen näheren Vorjdhriften über 
die Führung des Mufterregifterd hat das Reichskanzleramt unter dem 
29. Februar 1876 erlajjen (j. dieſelben in Ziff. IV des Anhangs). Zur 
Ausführung der Beltinnmungen des $ 9 dienen namentlich die 88 7, 
8, 10—12 diejer Belanntmadhung. 


s 10. 
Die Eintragungen in das Mujterregifter werden bewirkt, 
ohne daß eine zuvorige Prüfung über die Berechtigung des 
Antragjtellers oder über die Nichtigkeit der zur Gintragung 


angemeldeten Thatſachen jtattfindet. 

1. Eine Borprüfung, wie in Patent, Gebraudhsmufter- und 
Warenzeichenjadhen, findet in Geſchmacksmuſterſachen nicht ftatt; viel- 
mehr gilt in Gejchmadsmufterfachen das reine Anmeldeverfahren. Ent» 
jpricht die Anmeldung und Niederlegung den formellen Borichriften 
der 88 7 und 9 und hat der Anmelder gemäß $ 6 Nr. 2 des Geſetzes 
und $ 6 der Ausführungsbefanntmahung (j. N. 4 zu ; 9) angegeben, 
ob das Mufter für FFlächenerzeugniffe oder für plaftiiche Erzeugnifie 
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beftimmt ift (ſ. N. 3 lit. c zu 8 6), jo ift die Eintragung in das Mujter- 
regifter zu bewirfen und der NRegijterrichter hat weder zu prüfen, ob 
der Anmelder der Urheber oder dejjen legitimierter Rechtsnachfolger ift, 
noch ob das Mufter neu und ob es ein Geihmadsmufter ift, noch ob 
nicht etwa bereit3 vor der Anmeldung ein nad) dem Muſter hergeftelltes 
Erzeugnis verbreitet worden ift. 

2. Der Mangel einer VBorprüfung bringt es mit fich, daß Die 
Eintragung — abgeiehen von der an die Anmeldung und Niederlegung 
nad $ 13 fi fnüpfenden Recdhtsvermutung — feine formale Wir- 
fung in der Weije äußert, daß, jolange fie beiteht, der Einge- 
tragene geihügt ift, auch wenn die materiellen Borausjegungen der 
Entftehung eines Urheberrechtes (ſ. $ 1) fehlen und daß es erjt der 


er Löihung bedarf, um dieje Wirkung zu befeitigen. Vielmehr ift, wenn 
Ga shgfagspäte: jtreitig wird, ob dieſe Vorausſetzungen a pa haben, in dem 


UV 


gerichtlichen Verfahren die Prüfung diejer Borausjegungen nachzuholen. 
Ergibt jich, daß der Anmelder nicht der Urheber oder deſſen Rechts- 
nachfolger, oder daß es fi um fein neues Mufter oder um fein Ge- 
ihmads-, jondern vielleiht um ein Gebrauchsmufter handelt oder daß 
ein nach dem Mufter hergeitelltes Erzeugnis bereits vor der Anmeldung 
verbreitet worden ift ($ 7 Abi. 2), jo ergeht die Enticheidung des Ge- 
richt3 auf der Grundlage des Nichtbeftehens eines Schußes, denn es hat 
ſich nun herausgeftellt, daß der Anmelder feinen Schuß erlangen konnte 
und mithin auch feinen erlangt hat (vgl. N.1 zu $ 7, RGStr. 30 ©. 144; 
vgl. ferner $ 11 Satz 2). 


s 1. 

Es ijt Jedermann gejtattet, von dem Mufjterregijter und 
den nicht verfiegelten Muftern und Modellen Einficht zu nehmen 
und fich beglaubigte Auszüge aus dem Mufterregijter ertheilen 
zu laflen. In Streitfällen darüber, ob ein Mufter oder Modell 
gegen Nachbildung geſchützt ift, können zur Herbeiführung der 
Entjcheidung auch die verfiegelten Padete von der mit der 
Führung des Mufterregifters beauftragten Behörde geöffnet 
werden. 

1. Deffentlichleit des Negifterd. Zu 87 (in N. 1) wurde jchon 
bemerkt, daß die Regiftrierung der Mujter, für welche der Schuß be- 
aniprucht wird, zum Zeile dem Zwecke dient, einem Gewerbetreibenden 
die Möglichkeit zu gewähren, fich davon zu überzeugen, ob und ie 
lange ein Mufter, welches er in jeiner Fabrikation verwenden will, ven 
geieglichen Schuß genießt. Nicht nur, um die Nachbildung eines Mu- 
ſters hintanzuhalten, ift diefe Bublizität von Wert, jondern es wird 
ſich nicht jelten darum handeln, daß der Urheber, defien Perſon aus 


dem Regiſter erfichtlih, darum angegangen werben joll, gegen ent- 
iprechenden Entgelt die Nachbildung zu geftatten. Mit Rückſicht hierauf 
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muß das Mujfterregifter, ebenjo wie die Handeläregifter, die Zeichen- 
rolle des Patentamtes ꝛc., öffentlih und jedermann zugänglich jein. 
(Motive zu $ 10 des Entm.) 

Freilich ift infolge Zulafiung der Niederlegung verjiegelter Mufter 
(SI Abſ. 4) die Bublizität der Mufterregifter eine beſchränkte. Aus dem 
Negifter jelbt it nur zu erjehen, daß eine beſtimmte Perjon für ein 
Mufter den Schug in Anjpruch genommen Hat, ferner ob das Mufter 
für Flächenerzeugniſſe oder für plaftiiche Erzeugnifje beftimmt ift, über- 
dies vielleicht, welchem Gewerbezweige das Mufter angehört und end- 
ih im günftigften Falle noch, welchem jpeziellen Gegenjtande es als 
Borbild dienen jol. Dagegen jind die Formen jelbft nicht aus dem 
Negifter zu entnehmen, jondern nur aus den niedergelegten Abbildungen 
oder Eremplaren erjichtlih, aljo nur injoweit für jedermanns Einficht 
offen, als dieje Abbildungen oder Eremplare nicht verjiegelt nieder- 
gelegt find; denn von Streitfällen abgejehen (j. N. 2), kann niemand 
verlangen, daß ein verjiegelt niedergelegtes Mufter vor dem in $ 9 
Abj. 5 bejtimmten Zeitpunfte eröffnet werbe (Motive a.a.D.), ja die 
Negifterbehörde ift zu einer folchen vorzeitigen Eröffnung gar nicht 
befugt (vgl. N. 3 zu $9. Immerhin empfiehlt es ſich für jeden, der 
ein Muſter nachbilden will, bezüglich dejien das Beſtehen eines Schußes 
nicht geradezu ausgeſchloſſen ericheint, jomweit ihm die Publizität des 
Mujterregifterd die Möglichkeit der Einfiht in den Stand der Sadıe 
gewährt, hiervon Gebrauch zu machen. 

2. In Streitfällen darüber, ob ein Muſter oder Modell gegen 
Nachbildung geſchützt ift, fann die Erdffnung der verfiegelten Padete, 
in welchen die Mufter 2c. niedergelegt find, erfolgen. Ein Streit- 
fall im Sinne dieſer Beitimmung Tiegt nicht ſchon dann vor, wenn 
von der Perjon, welche das Mufter angemeldet hat, auf Grund diejer 
Anmeldung der Schuß in Anjpruc genommen, von einer anderen 
Berjon aber mündlich oder jchriftlich behauptet wird, das Muſter jei 
nicht geichüßt, jondern es ift einzig und allein der Fall des Rechts— 
ftreites in einem geordneten Berfahren gemeint, gleichviel, ob 
derjelbe im Wege des Civilprozeſſes oder Strafprozejjes oder des Schieds- 
gerichts entichieden werden joll (Motive a. a. O.). 

Die Eröffnung geichieht durch die mit der Führung des 
Mufterregifters beauftragte Behörde (ſ. 8 9). Diejelbe Hat 
natürlich feine Veranlaſſung dazu, wenn nicht eine Anregung an jie 
fommt, die in einem Antrage des Urhebers oder einem Erjuchen der 
Staatsanwaltichaft, des Gerichtes oder Schiedögerichtes bejtehen kann 
(vgl. Dambach N.4). Wenn es im Geſetze heißt „Fönnen .... ge 
öffnet werden“, jo wollte damit nicht etwa die Eröffnung in das Er- 
mejien der Negifterbehörde gejtellt werden; vielmehr hat dieje, wenn 
einmal ein Verfahren, jei es auch nur ein vorbereitendes Berfahren 
der Staatsanwaltichaft, eingeleitet ift, einem Antrage des Urhebers auf 
Eröffnung oder einem diesbezüglichen Erjuchen der obengenannten Or- 
gane ftattzugeben. Dagegen fann eine andere Privatperjon, als der 
Urheber, wenn fie auch Prozefpartei ift, die Eröffnung nicht direkt 
verlangen; fie muß erjt einen Antrag an das Prozefgericht oder an 


—— 


— 
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die Staatsanwaltichaft ftellen, damit von dieſer Seite, wenn wirklich 
eine Beranlaffung dazu beiteht, das Erjuhen an die Regiſterbehörde 
ergebe. Das Gejeh will ja den Urheber gegen Berlegung feines Ge— 
ſchäftsgeheimniſſes, welches er fich Durch Niederlegung verjiegelter Mufter 
wahren will, ichügen. Würde nun, jobald ein Rechtsſtreit über die 
Frage des Schußes im Gange, die Eröffnung auf Antrag ded Gegners 
de3 Urheber ftatthaft oder gar geboten fein, jo wäre der einfadhite 
Weg, um bie Offenlegung des Mufterd zu erreichen, der, dat jemand 
nur zu Diejem Zwecke eine lage gegen den lirheber, etwa auf An- 
erfennung der Nichtberechtigung, ftellen und nun die Eröffnung bes 
Mufterpadets begehren würde. Daß der Urheber jelbit jederzeit, auch 
außerhalb eines Nechtsftreites, die Eröffnung eines verjiegelt hinter- 
legten Padet3 veranlaffen fann, wurde jchon in N. 3 zu $ 9 bemerft 
und entipricht der Natur der Sadıe. 


$ 12. 

Ale Eingaben, Verhandlungen, Attefte, Beglaubigungen, 
Zeugniffe, Auszüge ıc., welche die Eintragung in dad Muſter— 
regiiter betreffen, find ftempelfrei. 

grad Bür jede Gintragung und Niederlegung eines einzelnen 


Muſters oder eines Padets mit Mujtern zc. ($S 9) wird, infofern 


die Schukfrift auf nicht länger als drei Jahre beanfprucht wird 
($ 8 Abſatz 1), eine Gebühr von 1 Mark für jedes Jahr erhoben. 

Nimmt der Urheber in Gemäßheit des $ 8 Abſatz 2 eine 
längere Schußfrijt in Anjpruch, jo Hat er für jedes weitere Jahr 
bis zum zehnten Jahre einjchlieklich eine Gebühr von 2 Marl, 
von elf bis fünfzehn Jahren eine Gebühr von 3 Mark für jedes 
einzelne Mufter oder Modell zu entrichten. Für jeden Ein- 
tragungsichein, jowie für jeden jonjtigen Auszug aus dem Mujter- 
regifter wird eine Gebühr von je 1 Mark erhoben. 

1. Die Gebühr, welche lediglich eine Entihädigung für Die 


mit der Einregiftrierung und Aufbewahrung verfnüpfte Mühemwaltung 


jein joll, wurde jehr niedrig bemeijen, um die Wirfjamfeit des Geſetzes 
nicht zu lähmen (Motive zu $ 11 bes Entw., ftenogr. Berichte 


— 5.609. Sie bemißt jih nach der beanipruchten Dauer des Schupes, 


ELBE 
PETER: 


wobei 15.M per Jahr für die erjten drei Jahre, 2.4 per Jahr für 
das vierte Jahr bis zum zehnten Jahre einjchließlich, endlich 3 .M. für 
das elfte Jahr bis zum fünfzehnten Jahre feftgefegt find (jo daß aljo 
3. B., wenn jemand den Schub für 10 Jahre ht im ganzen 
17 M, bei Ausdehnung des Schubes auf die ganze zuläſſige Dauer 

32 AM. zu bezahlen find). 
Zu beadhten ift übrigens, da die Steigerung der Gebühr vom 
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vierten Jahre an nicht nur in der Erhöhung des Satzes befteht, jon- 
dern auferdem noch darin, daß während der drei erjten Jahre im Falle 
der Niederlegung eines Badet3 mit Muftern für ein jolches, aljo unter 
Umftänden für 50 Mufter und Modelle zufammen (j.$ 9 Abf. 4) nur 
eine Gebühr von 1.4 jährlih erhoben wird, wogegen nad Umfluß 
der erften drei Jahre, da nunmehr die verfiegelten Badete zu eröffnen 
find (89 Ab. 5), für jedes einzelne Mufter die volle Gebühr entrichtet 
werden muß. 

Die Gebühr wird „für jedes Jahr“ erhoben; damit ift offenbar 
gemeint, daß jedes angefangene Jahr für voll gerechnet, alſo die ganze 
Jahresgebühr auch dann erhoben wird, wenn der Urheber den Schuß 
nur für einen Bruchteil eines Jahres beaniprudt (Dambah N. 3; 
vgl. N. 2 zu 88). 

2. GEintragungsicheine, Negifterauszüge werden nur auf Ber- 
langen ausgeftellt. Wird ein ſolches nicht erhoben, jo ift auch die im 
zweiten Saße des dritten Abjages vorgejehene Gebühr nicht zu entrichten 
Dambach N. 4). 


$ 13. 
Derjenige, welcher nad) Maßgabe des S$ 7 das Mufter 
oder Modell zur Eintragung in das Mujterregijter angemeldet 
und niedergelegt hat, gilt bis zum Gegenbeweije al® Urheber. 


3. Die Anmeldung gewährt fein Urheberrecht. Dieſes entjteht 
durh Schaffung eines neuen (eigenartigen) Mufters; die Anmeldung 
ift aber die formelle Vorausjegung der Ausübung des Rechtes (ſ. N. 1 
zug 1,R.13u 87) Anderſeits entjteht das Urheberrecht troß der 
Anmeldung nicht, wenn die materiellen VBorausjegungen nicht vor- 
liegen (N. 1 u. 4 zu $ 7). Hat ſonach die Anmeldung feine rechts» 
erzeugende Wirkung, jo fommt ihr doch eine deklaratoriſche Bedeutung 
zu, freilich nicht in dem Sinne, als ob fie, etwa wie eine rechtäfräftige 
richterliche Entjcheidung, kraft einer Fiktion formelle Wahrheit jchaffen 
würde (Dies iſt mangels einer der Eintragung vorangehenden ſachlichen 
Prüfung nicht möglich), wohl aber in dem Sinne, daß jie dem An— 
melder die Geltung als Urheber bis zum Beweiſe des Gegenteils 
jichert, aljo eine Rechtsvermutung für die Urheberichaft begründet. Die 
Motive (zu 8 12 des Entw.) bemerken hierzu: „Es entjpricht Dieje 
Beftimmung dem $ 28 des Geſetzes vom 11. Juni 1870, wonach der- 
jenige, welcher auf einem jchriftitelleriichen Werfe als Verfaſſer mit 
jeinem wahren Namen angegeben ift, bis zum Gegenbeweis als Urheber 
gilt. Eine derartige Beitimmung erjchien notwendig, um in Prozefien 
ſchikanöſen Einreden des Nachbildners vorzubeugen und um den wahren 
Urheber der Notwendigkeit zu überheben, troß der erfolgten Einregi— 
jtrierung noch bejonders nachzuweiſen, daß er das Mufter oder Modell 
jelbjt erfunden habe.“ 

Anmeldung und Niederlegung begründen aud Dritten gegen» 
über nicht das Urheberrecht jelbjt, jondern nur eine widerlegbare Ver— 
mutung diejes Rechts (ſ. N. 1 zu 87, 0. ©. 334). 
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2. Der Anmelder ift der vermutete Urheber, nicht der Ein- 
getragene; würde aljo aus Verſehen eine andere Perjon als der An- 
melder eingetragen worden fein, jo wäre maßgebend die bei der Re— 
gifterbehörde eingelaufene Anmeldungserflärung. Die Anmeldung muß 
nach Mafgabe des $ 7, aljo unter Niederlegung des Mufters geichehen 
jein (ſ, N. Zu. 3 zu 8 7) Eine formell korrekte Anmeldung würde auch 
dann genügen, wenn die Eintragung ganz unterblieben wäre. 

3. Der $ 13 ſtellt eine Rechtsvermutung dafür auf, daß der 
Anmelder der Urheber jei, dab aljo aus feiner jchöpferiichen Tätig- 
feit das Mufter hervorgegangen, diejes mithin Feine bloße Nachbildung 
eines anderen Werfes jei. Wie oben (N. 3 lit. b zu $ 1) bemerft, dedt 
fich die Frage, ob der Anmelder der Urheber, zwar mit der Trage, ob 
das angemeldete Mufter ein eigentümliches jei, aber nicht unbe» 
dingt mit der Frage, ob das Mufter auch ein neues, d.i. eigen- 
artiges jei; denn es kann vortommen, daß jemand unbewuht ein 
Mufter jchafft, welches im weſentlichen mit einem bereits früher in den 
Berfehr gefommenen Mufter übereinftimmt, aljo nicht neu iſt. Ob— 
wohl aljo Urheberichaft des Anmelderd und Neuheit des Mufters nicht 
notwendig, wenn auch regelmäßig zufammenfallen, nimmt doch die 
überwiegende Meinung an, mit der Vermutung, daß der Anmelder der 
Urheber jei, verbinde fich von jelbft die Vermutung, dab das Mujter 
auch neu fei, das Geſetz habe Damit, daß es eine Nechtövermutung für 
den Anmelder als Urheber aufftellte, zugleich eine Vermutung für die 
Qualität des angemeldeten Mufters als eines Inglähigen neuen Mu- 
ſters aufgeftellt. (So u.a. Dambach N. 2 81,N.23u813, Wächter 
S. 303 Anm.5, Dernburg, Preuß. Priv.R. II S. 962, Gierke ©. 834 
N. 15, ©. 837, ROHG. 24 ©. 403, RGC. 8 ©. 15, RGEStr. 30 ©. 145, 
RGR. 4 S. 34, Bolze 2 Nr. 303, PMZBL. J 159, 207.) Dagegen wird 
von anderer Seite (Schanze, Erfindungen und Mufter ©. 378) mit Rück— 
jiht auf die oben erwähnte Möglichkeit, daß das gleihe Mufter von 
verichiedenen Seiten felbjtändig erfunden ift, angenommen, die Ber- 
mutung des $ 13 erjege die Prüfung des angemeldeten Mufterd auf 
jeine Neuheit nicht, für dieje jpreche nur allenfalld eine faktiſche Ver— 
mutung. Wenn dieje legtere Anficht richtig ift, dann ift dem Urheber 
mit der Beitimmmng des $ 13 wenig gedient. E83 kann dann jein 
Gegner auf die Wiederlegung der Bermutung der Urheberjchaft des 
Anmelders, aljo der Eigentümlichfeit des Mufters, verzichten und fich 
darauf beichränfen, die Neuheit zu bejtreiten, was zur Kor e bat, daß 
der Urheber den Beweis diejer zur Begründung feines Anihruches ge- 
hörigen Tatiache führen, alio beweiien muß, dab dasjelbe Mufter im 
Verfehre bisher noch nicht gewejen iſt. (So wenigftens nad) der herr- 
ihenden Meinung, welche auch die jog. negativen Tatjachen, joweit 
deren Behauptung zur Begründung eines Anſpruchs gehört, nicht an- 
ders behandelt willen will, als die pofitiven; f. darüber Windicheid, 
Pandekten, 8. Aufl., bearbeitet von Kipp, Bd. I 8133 Anm. 4; a. M. 
jpeziell für da8 Gebiet des Gebrauchsmuſterſchutzes Seligſohn, Kom- 
mentar zum Gef. vom 1. Juni 1891, $4 N.3 und in PRZBT. I 117.) 
Man wird mun aber aud bei Anerlennung des Unterjchiedes zwiſchen 
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der TFeitjtelung der Urheberjchaft und dem Beweiſe der Neuheit dazu 
fommen müſſen, den $ 13 in dem Sinne auszulegen, daß die An— 
meldung eines Mufterd dur eine beftimmte an auc eine Ver— 
mutung dafür begründet, daß das Mufter zur Zeit der Anmeldung 
ein neues war und zwar aus folgenden Gründen. Die gegenwärtige 
Borichrift findet fich * im Entwurfe ($ 12). Dagegen enthielt dieſer 
die Beitimmung des $ 1 bj. 2, daß nur neue und eigentümliche Er- 
zeugnijje als Mufter i. ©. diejes Gejeges angejehen werden jollen, nicht; 
diejelbe wurde erjt durch die Kommiſſion eingefügt (ſ. N. 3 lit. b zu 
$ 1). Man war der Anficht, diejer Zujak bringe nur noch deutlicher 
zum Ausdrude, was jchon mit dem Worte „Urheber“ gejagt ſei, er 
diene zur Erläuterung diejes Begriffs für das große Publifum. Nun 
trifft ja, wie jchon ausgeführt, diefe Annahme nicht völlig zu, das Er- 
fordernis der Neuheit erjchöpft fich nicht in der Tatjache, daß der An— 
melder der Urheber des Mufters iſt. Allein bei der Beratung des 
Gejeges hat man dem Begriffe des Urhebers die Tragweite beigemeſſen, 
daß mit ihm der der Neuheit des Mufters untrennbar verbunden jei 
und in diejem Sinne ift der Begriff „Urheber“ aud im $ 13 zu ver- 
ftehen. Nun jollte ja durch die Aufftellung der Nechtsvermutung für 
die Urheberichaft des Anmelders jchifanöfen Einreden des Nachbildners 
vorgebeugt werden (j. N. 1). Diejer Zwed würde nicht annähernd er- 
reicht, wenn die Nechtsvermutung nicht auch dem Einwande der man- 
gelnden Neuheit entgegenftünde und jo iſt wohl außer Zweifel, daß 
nach der Abficht des Geſetzes Urheber i. ©. des $ 13 der Schöpfer eines 
eigentümlichen und neuen Mufters ift. Zu diefer Annahme fann man 
um jo leichter gelangen, als ja der Fall, daß Neuheit und Eigentüm— 
lichkeit nicht zufammentreffen, zu den jeltenften Ausnahmen gehört. 
Demnach trifft die Beweislaſt nicht nur für die Tatjache, daß ein 
anderer das Mufter geichaffen, der Anmelder e3 nur nachgebildet Habe, 
ondern auch für die Tatjache, daß ein weſentlich identisches Muſter 
Ihon früher im Verkehr geweſen jei, den Gegner des Anmelders. 

Dagegen hat die Eigenſchaft eines Mufters als Geihmads- 
mufter mit dem Urjprung desjelben aus der jchöpferiichen Tätigfeit 
einer beftimmten Perjon gar nichts gemein. Für das Vorhandenfein 
dDiejes Merkmal eines nach dem gegenwärtigen Geſetze jchußfähigen 
Mufters ftellt daher $ 13 feine Nechtsvermutung auf, vielmehr ift die 
Schugwürdigfeit des Muſters nach diejer Richtung immer bejonders 
zu prüfen und zwar trifft die Bemweislaft hier den Urheber. (Vgl. NG. 
in d. jur. Wochenichrift 1887 ©. 236, in Seuff. Arch. 42 ©.454, Bolze 
IV Nr. 196; a. M. Gierfe a.a. O.) 

4. Die Vermutung des $ 13 gilt nit nur für den Civil— 
prozeh (vgl. CPO. $ 292, EG. zur CPO. $ 13 Ubi. 1), jondern auch 
für das Strafverfahren; denn es beiteht fein Grund für die An— 
nahme, daß 8 13 nicht für den ganzen Inhalt des Gejeges, alſo nicht 
auch für $ 14 und die durch ihn eingeführten Strafbeftimmungen mah- 
gebend jein joll; daß aber feine fortdauernde Geltung durch den Erlaß 
der StPO. nicht beeinflußt wurde, ergibt fich aus $ 5 Abi. 1 des Einf.- 
Ge. zur StPO. Es liegt eben hier eine gejeglich bejonders vorgejehene 
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Ausnahme von dem Grundjabe des Strafprozekreht3 vor, daß das 
Seriht an NRechtövermutungen nicht gebunden ift. Da es aber eine 
durch Gegenbeweis widerlegbare Vermutung ift, wird die Verpflichtung 
des Gerichts, die materielle Wahrheit zu erforichen, durch das Vorliegen 
der die Vermutung begründenden Tatjahe nur inſoweit berührt, als 
das Gericht nicht Anhaltspunkte dafür enthält, dat im konkreten Falle 
das Gegenteil ſich dartun laſſe. Sobald dem Gerichte ſolche Anhalts- 
punfte gegeben werden, tritt die in $ 243 StPO. feitgejeßte Berech— 
tigung und die ihr entjprechende Verpflichtung ein, von Amts wegen 
Beweiserhebungen anzuordnen (RGStr. Bd. 30 ©. 145). Die Rechts- 
vermutung de3 8 13 reicht mithin zwar als Grundlage für die An- 
nahme der Urheberjchaft des Anmelders aud im Strafprozeh voll» 
ftändig aus, wenn außerdem weder für noch gegen dieſe Annahme 
irgend welche Momente vorliegen; tauchen aber Anhaltspunfte für das 
Gegenteil auf, fo darf das Gericht nicht den Gegenbemweis des Ange- 
Hagten abwarten, jondern es muß jelbjttätig auf die Erforjchung der 
Wahrheit hinwirken. 


8 14. 


Die Beitimmungen in den 88 18—36, 38 des Gejehes vom 
11. Juni 1870, betreffend da8 Urheberrecht an Schriftwerfen ꝛc. 
(Bundes-Geſetzbl. 1870 ©. 339), finden auch auf das Urheberrecht 
an Muftern und Modellen mit der Maßgabe entiprechende An— 
wendung, daß die vorräthigen Nachbildungen und die zur wider: 
rechtlichen Vervielfältigung beftimmten Vorrichtungen nicht ver- 
nichtet, fondern auf Koften des Eigenthümers und nach Wahl 
desjelben entweder ihrer gefährdenden Form entkleidet, oder bis 
zum Ablauf der Schußfrift amtlich aufbewahrt werden. 

Die Sachverftändigen-Vereine, welche nach $ 31 des ge— 
nannten Gejeßes Gutachten über die Nachbildung von Muftern 
oder Modellen abzugeben haben, follen aus Künſtlern, aus Ger 
werbtreibenden verjchiedener Gewerbzweige und aus fonftigen 
Perſonen, welche mit dem Mufter- und Modellwefen vertraut 
find, zufammengejegt werden. 

1. Ueber die Nechtöfolgen einer unbefugten Nahbildung ent- 
hält das gegenwärtige Gejeß feine bejonderen Beftimmungen; es über- 
trägt vielmehr in $ 14 aus dem Nachdrucksgeſetze vom 11. Juni 1870 
die Beftimmungen über die civil- und ftrafrechtlichen Folgen der un— 
erlaubten Bervielfältigung; in gleicher Weiſe die dort enthaltenen 


Vorihriften über das gerichtliche Verfahren und über die Ber- 
jährung. Man fand es unbedenklich, dieje Beitimmungen, welche ſich 
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in der Praxis jehr gut bewährt hätten, aud in der vorliegenden 
Materie zur Anwendung zu bringen. (Motive zu $ 13 des Entw.) 

Der $ 64 des UG. welcher das Gej. vom 11. Juni 1870 im 
allgemeinen außer Kraft jegt,, läßt deſſen Vorſchriften unberührt injo- 
weit, als fie u. a. in dem“ gegenwärtigen Gejeg für anwendbar er- 
Härt find, 

Eine Abänderung haben die Beitimmungen über die Einzie- 
hung ($ 21 des Gef. vom 11. Juni 1870) in einem Punkte erfahren 
(davon unten). Auch die Vorſchrift über die Zuſammenſetzung der 
Sadhverftändigenvereine mußte entiprechend modifiziert werden 
($ 14 Abi. 2). 

2. Die herangezogenen Beitimmungen des Gejehes vom 11. Juni 
1870, betr. das Urheberrecht an Schriftwerten ꝛe. (S. dazu die aus— 
führlichen Erläuterungen in meinem Kommentare zu diejem Gejeße, 
München, Bed, 1893; im folgenden werden nur diejenigen Fragen 
erörtert, welche durch die Bejonderheit des Mufterjchuges angeregt 
werden.) 

e) Entihädigung und Strafen. 
8 18. 

Wer vorjäglich oder aus Fahrläſſigkeit einen Nachdruck (88 4 ff.) 
in der Abjicht, denjelben innerhalb oder außerhalb des Norddeutichen 
Bundes (nun des Deutichen Reiches) zu verbreiten, veranftaltet/ -ijt 
den Urheber oder dejien Rechtsnachfolger zu entjichädigen verpflichtet 
Br außerdem mit einer Geldftrafe bis zu Eintaujend Talern 

eitraft. 

Die Beitrafung des Nachdrucks bleibt jedoch ausgeſchloſſen, wenn 
der eranftalter desjelben auf Grund entichuldbaren, tatjächlichen 
oder rechtlichen Jrrtums in gutem Glauben gehandelt hat.JYX7 :2 

Kann die verwirfte Gelditrafe nicht beigetrieben werden, jo wird 
diejelbe nach Maßgabe der allgemeinen Strafgejege in eine ent- 
iprechende FFreiheitsitrafe bis zu ſechs Monaten umgewandelt. 

Statt jeder aus dieſem Gejege entipringenden Entjchädigung 
fann auf Berlangen des Bejchädigten neben der Strafe auf eine 
an den Beichädigten zu erlegende Geldbuße bis zum Betrage von 
zweitaufend Talern erfannt werden. Für dieſe Buße haften Die 
zu derjelben Berurteilten als Gejamtichuldner. 

Eine erfannte Buße ſchließt die Geltendmachung eines weiteren 
Entihädigungsanipruces aus. 

Wenn den Veranſtalter des Nachdrucks kein Verſchulden trifft, 
jo haftet er dem Urheber oder deſſen Recdhtsnachfolger für den ent- 
ftandenen Schaden nur bis zur Höhe feiner Bereicherung. 

a) „Nachdruck“ — an Stelle des mit diefem Worte bezeichneten 
Tatbejtandes tritt hier natürlich” der ZTatbejtand der unbefugten 
Nahbildung (ſ. 88 4,5 u. 6). 

b) Täter ijt, wer die unbefugte Nachbildung in Verbreitungsab- 
fiht (1. N.2 zu $5, 0. ©. 321) veranftaltet, d. i. regelmäßig derjenige, 
welcher die ald Nachbildungen eines geichügten Mufters fich darjtellenden 
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Erzeugnifje oder Abbildungen entweder jelbjt anfertigt oder in jeinem 
Gewerbebetriebe oder für Rechnung desielben anfertigen läßt, um dar- 
über durch Verbreitung zu verfügen. Unter Umftänden kann aud ein 
Angejtellter al8 Täter in Betracht kommen, nämlid dann, wenn er 
über die Herjtellung und Verbreitung des Mufters die Verfügung trifft 
(vgl. N. 4 lit. a zu $ 36 des Pat. Geſ., o. ©. 284). Ueber Beranlafjung 
zur Nachbildung und jonjtige Teilnahme an derjelben j. $ 20 des Geſ. 
vom 11. Juni 1870 (unten ©. 355). 

ec) Vorſatz. Da zum objeftiven Tatbejtande einer recht3- 
widrigen Nachbildung der Eingriff in ein fremdes Schutzrecht ge- 
hört, ein ſolches aber nur befteht, wenn der Urheber eines neuen 
Geſchmacksmuſters diefes, bevor ein nach demielben gefertigteg Er- 
zeugnis verbreitet wurde, zur Eintragung in das Mufterregifter an— 
gemeldet und ein Eremplar oder eine Abbildung des Mufters nieder- 
gelegt hat, wenn ferner die Schußfrift noch nicht abgelaufen (88 1—3, 
7, 8), der Urheber ein Jnländer ift oder im Inlande jeine Nieder- 
lafjung hat ($ 16), jo muß fih das Bemwußtjein des QTäterd, wenn 
Vorjag angenommen werden fol, auf alle dieſe Vorausjegungen des 
Mufterichuges erftreden. Der Täter muß aljo wiljen, daß das Mufter 
angemeldet und hinterlegt und daß Dies rechtzeitig gejchehen ift, da 
dad Mufter damals ein neues war und daß es ein Geſchmacks— 
mufter iſt; dab die Vorausjegungen des 8 16 vorliegen, endlich daß 
die vom Anmelder bejtimmte Frift noch läuft. Selbftverftändlich muß 
der Täter auch den Mangel feiner eigenen Berechtigung fennen. Nach 
allen dieſen Richtungen genügt aber eventueller Vorſatz, d. h. daß 
der Täter fi) der Möglichkeit des Beſtehens aller diefer Bedingungen 
des Schußrechtes bewußt ift und daß er die Nachbildung auch für den 
Hall begehen will, daß er damit in das als möglich gedachte Recht 
eines anderen eingreift. Es muß ihm alſo insbejondere die Tatjache 
der Anmeldung nicht pofitiv befannt fein; es genügt, wenn ſich feit- 
ftellen läßt, daß er als Sachverſtändiger das Mufter als ein neues 
Geihmadsmufter erfannt habe, daß er jich infolgedeflen gejagt habe, 
der Urheber Habe dasjelbe wahrjcheinlicd; rechtzeitig angemeldet und daß 
er nun auch auf die Gefahr Hin, daß dieje Annahme zutreffe, die Nach- 
— vorgenommen habe. (Bgl. ROHG. 24 ©. 278, auch in PPBBl. 

182.) 

Für dolus eventualis in Bezug auf die Tatjache der Anmel«- 
dung würde auch jprechen, wenn jich erweijen Tiefe, daß der Nadı- 
bildner abiichtlich feine Nachforichungen darüber anjtellte, um nachher 
jagen zu fünnen, es jei ihm der Schuß unbelannt gewejen. (Nach An- 
nahme des Kommiljionsberichtes zu $ 13 des Entw. wäre in ſolchem 
Falle nur Fahrläffigkeit anzunehmen; vgl. aber RGEStr. 9 ©. 423.) 

Uber auch hinjichtlicdy der Schugfähigkeit, insbejondere der Neu— 
heit des Mufters ift nicht der Nachweis einer direkten Kenntnis dieſer 
Tatjache, aljo der diesbezüglichen Ueberzeugung des Täters erforderlich; 
die Feſtſtellung, daß diejer über die Schußberechtigung im Zweifel ge- 
wejen jei, jedoch mit der Möglichkeit, ein ſchutzfähiges Mufter vor ſich 
zu haben, gerechnet, mithin das Mufter jelbft für den Fall der Schup- 


Entihädigung und Strafen. Borjag, Fahrläffigkeit. 353 


berechtigung nachgebildet habe, würde ausreichen, um in diefer Richtung 
da3 zum Vorſatz gehörige Bewußtſein nachzuweiſen. Nach dem Ge- 
jagten erjcheint e3 zur Begründung der Annahme des Vorſatzes na- 
mentlich nicht al3 ausreichend, wenn erhoben ift, daß das nachgebildete 
Mufter mit einer Regiftrierungsmarfe (wie: „eingetragen ins Mufter- 
regijter“, „gejeglich geichügt“, depose u. dgl.) verjehen und dies dem 
Nahbildner bekannt war; denn Hieraus mußte er nur entnehmen, daß 
das Mufter wahrjcheinlicdy angemeldet und niedergelegt jei, wogegen er 
jehr wohl der Anficht fein fonnte, dem Mufter fehle die Schutzberech⸗ 
tigung und damit die materielle Grundlage des Schutzes. Die Feſt— 
ſtellung eines ſolchen Vermerkes kann aber zu der Erwägung führen, 
daß der Täter ſich mit der Frage der Unzuläſſigkeit der Nachbildung 
beſchäftigt und in Ermangelung entgegenſtehender Umſtände ſich geſagt 
habe, das Muſter ſei wohl auch ſchutzfähig; in dieſem Zuſammenhange 
fann das Vorhandenſein der Regiſtrierungsmarke zum Nachweiſe des 
Vorjages allerdings dienen. 

d) Fahrläfjigfeit. Dieje reicht zur Strafbarfeit aus (anders 
bei Berlegung des Seine des Gebraudhsmufter- und des Waren- 
zeichenrechtes). Die zur Annahme der Yahrläjligfeit erforderliche Un— 
entjchuldbarfeit des Jrrtums muß, gleich dem zur Begründung des 
Vorſatzes gehörigen Bewußtſein (ſ. lit. c), auf die fämtlichen (mate- 
riellen wie formellen) VBorausjegungen des Mufterichußes und zudem 
auf das Fehlen einer Befugnis zur Nachbildung des geſchützten Mufters 
fich beziehen. Daß der Nachbildner feinerlei Erfundigung eingezogen hat, 
um zu erfahren, ob das Mufter nicht etwa eingetragen ift, genügt zur 
Feſtſtellung der Fahrläffigkfeit nicht; denn die Umſtände des Falles 
fünnen von der Art jein, daß für ihn gar feine Beranlafjung zur Er- 
fundigung bejtand. Freilich ift das Mufterregifter wejentlich dazu be- 
ftimmt, demjenigen, welcher ein fremdes Mufter nachbilden will, die 
Möglichkeit zu gewähren, ſich davon zu überzeugen, ob dasjelbe ein- 
getragen ift. Die Einfichtnahme des Mufterregitters jeßt aber vor allem 
voraus, daß man irgend welche Anhaltspunkte dafür hat, in welchem 
Gerichtsbezirfe der etwaige Anmelder zu juchen ift; denn man fann 
feinem zumuten, bei allen Gerichten des Reichs Nachfrage zu halten. 
In der Regel aljo muß der Nahbildner, um Nachforichungen iiber 
das Beftehen eines Schußes anftellen zu können, zunächit wiſſen, wo 
bisher Fabrikate nad) dem Mufter hergeftellt worden jind. Aber jelbft 
hievon abgejehen ift nicht allgemein jeder, der irgend einen im Verkehr 
befindlichen Artikel nachbilden will, verpflichtet, jich über einen etwa 
beitehenden Schuß zu vergewifjern; hiezu bedarf e3 bejonderer Umſtände, 
welche darauf Hinweijen, daß ein gejchligtes Mufter vorliegen könne 
und daher Erfundigungen geboten jeien (RGStr. Bd. 9 ©. 422, Bd. 20 
©. 211; RG. in PNZBL. II 181; RS. in GA. Bd. 42 ©. 39; RG. in 
jur. Wochenſchrift 1899 ©. 478, R. u. U. VI 200). Als joldye bejondere 
Umftände fommen außer der auf dem Mujter allenfall3 angebrachten 
Regiftrierungsmarfe (f. lit. c) namentlicd in Betracht, daß die Neuheit 
des gejchügten Mufters für jedermann bejonders in die Mugen fällt, 
daß der Nachbildner Sachverſtändiger, Fachmann in dem betr. Fabri— 
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fationszweige ift, daß er jogar die jpeziellen Fabrifationsverhältnifie des 
betr. Artikels kennt und daß jomit für ihn Grund zur Annahme bejtand, 
e3 liege nicht nur ein jchugfähiges Mufter vor, jondern es habe wohl 
auch der Urheber von dem Rechte, ſich durch Anmeldung des Schußes 
zu verfichern, Gebrauch gemadt. (RGStr. 12 ©. 179, RG. in GN. 
BD. 42 ©. 39, vgl. PMZBL. 1131, 11328.) Hat derjenige, welcher ein 
Mufter nachbilden will, Kenntnis davon, daß dasjelbe eingetragen if, 
jo wird er die Frage, ob es ein jchußfähiges Mufter ift, mit befonderer 
Sorgfalt zu prüfen haben, da er fich jagen muß, eine gewiſſe Wahr- 
icheinlichkeit jpreche dafür, daß es fih um ein Original handle, deſſen 
Schöpfer der Anmelder jet. Trogdem genügt zur Begründung der 
Fahrläffigkeit der bloße Hinweis auf die Kenntnis der Eintragung 
nicht, da dieſe ohne Vorprüfung erfolgt und immerhin möglid) ift, 
daß der Nachbildner gute Gründe dafür hatte, die materiellen Voraus— 
jegungen der Schußberedhtigung als nicht vorliegend anzunehmen (vgl. 
RGS:Str. 30 ©. 146). 

Wenn jemand weiß oder doc bei Anwendung pflichtgemäßer 
Sorgfalt willen könnte, dab ein Schußgrecht begründet wurde, jo er— 
jcheint es in der Regel mindeltens als Fahrläjligfeit, wenn er es unter- 
läßt, über die Dauer des Schutzes Erkundigung einzuziehen, aljo ohne 
weitere darauf baut, daß die Schupfrift bereits abgelaufen jei. Be- 
— Umſtände können freilich auch hier die Unterlaſſung recht— 
ertigen. 

e) Das Geſetz gewährt Schuß gegen Verletzung des Urheber— 
rechts ausdrüdiih nur durh Androhung von Strafe und durch 
Feſtſetzung der Verbindlichkeit zum Schadenserjaß, jowie (in $ 21 
mit 26 Abſ. 2) durch Androhung der Einziehung jelbit für den Fall 
einer unverjchuldeten Rechtsverlegung; durch Tegteres ift ein Anſpruch 
auf „Bejeitigung der Beeinträchtigung“ ausdrücklich anerfannt (vgl. 
Hellwig, Anſpruch und Stlageredht, 1900, ©. 388 Anm. 17). Da je- 
do in der Verpflichtung zum Schadenserjag zugleich eine Berpflich- 
tung zur Unterlajjung jchädigender Handlungen Tiegt, muß angenommen 
werden, daß dem Urheber auch eine Klage auf Unterlafjung fernerer 
Störung jeines Rechtes, aljo kraft feines abjoluten Rechtes eine ſog. 
abmwehrende (negatoriiche) Klage zufteht (vgl. RGC. 25 ©. 348, 378; 
Hellwig a. a. O. ©. 389 ff., welcher mit guten Gründen Die —75 
feit einer ſolchen Klage nunmehr auf 8 259 CPO. ſtützt). Dieſe Klage 
iſt begründet nicht nur bei vollendeter Verletzung des Urheberrechts, 
ſondern auch gegenüber ſolchen Handlungen, welche lediglich eine Ge— 
fährdung dieſes Rechts enthalten. Dahin gehören Verſuchs- oder auch 
Vorbereitungshandlungen zu einer unbefugten Nachbildung, ferner die 
öffentliche Behauptung, das Muſter künne ohne Berlegung der Rechte 
des Unmelders nachgebildet werden, die Anmeldung habe überhaupt 
feinen Schuß begründet u. dgl.; denn ſolche Kundgebungen können 
andere zur Nachbildung beftimmen; auch die Anmeldung des Mufters 
durch einen Nichtberechtigten ift als Störung des Berechtigten anzujehen 
(ebenjo Stephan-Shmid ©. 300). Der Klageantrag geht auf Erlaf 
eines Verbotes weiterer Störung; die Vollftredung des Urteils erfolgt 
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nad) Maßgabe des $ 890 CPO. Irgend ein Verſchulden jebt die ab- 
wehrende Klage nicht voraus. Unter Umftänden hat der Urheber nur ein 
rechtliches Intereſſe an der alsbaldigen Feititellung feines Nechtes bezw. 
der Nichtberechtigung eines anderen. Dies wird namentlich dann der 
Hall jein, wenn ein anderer fein Urheberrecht beftreitet oder für ſich 
ein gleiches Recht in Anipruch nimmt und im Zujammenhange damit 
eine Störung des Rechtes erft in der Zukunft droht; insbejondere kann 
es dem Urheber darum zu tun jein, durch Feitjtellung feines Nechtes 
dem anderen fünftig den Einwand des auf entichuldbaren Irrtum ge- 
ftügten guten Glaubens abzujchneiden. Selbſt wenn eine Störung 
ihon vorliegt, demnad) die abwehrende Klage begründet wäre, fann 
das Intereſſe auf bloße Feititellung gerichtet jein, weil vielleicht zu er- 
warten ijt, der Gegner werde ſich jeglicher Störung jofort enthalten, 
wenn die Berechtigung des Klägers feftiteht. In Fällen diefer Art kann 
der Urheber gemäß CPO. 8 256 die Feititellungsflage anijtellen. 
8 19. 

Darüber, ob ein Schaden entjtanden ift, und wie hod) ſich der- 
jelbe beläuft, desgleichen über den Bejtand und die Höhe einer Be- 
reicherung, enticheidet das Gericht unter Würdigung aller Umftände 
nach freier Ueberzeugung. 

g 20. 

Wer vorſätzlich oder aus Sahrläffigteit einen anderen zur Ver— 
anftaltung eines Nahdruds veranlaßt, Hat die im $ 18 feſtgeſetzte 
Strafe verwirkt, und iſt den Urheber oder deſſen Rechtsnachfolger 
nad) Maßgabe der SS 18 und 19 zu entichädigen verpflichtet, und 
zwar jelbit dann, wenn der Beranjtalter des Nachdruds nad 8 18 
nicht ftrafbar oder erſatzverbindlich jein jollte. 

Wenn der Beranftalter des Nahdruds ebenfalld vorſätzlich oder 
aus Fahrläffigkeit gehandelt hat, jo haften beide dem Berechtigten 
ſolidariſch. 

Die Strafbarkeit und die Erſatzverbindlichkeit der übrigen Teil— 
nehmer am Nachdruck richtet ſich nach den allgemeinen gejetlichen 
Vorſchriften. 

a) Veranlaſſer zur Nachbildung. Da ein ſolcher, wenn er 
vorſätzlich oder fahrläſſig handelt, unter den $ 20 auch dann fällt, 
wenn den Beranftalter der Nachbildung fein Verſchulden trifft oder 
der Beranftalter jelbft doch nur fahrläifig handelt (vgl. hierüber und 
über den Begriff der „Beranlafjung“ überhaupt N. 2 zu $ 20 in 
meinem Komm. zu dem Gejeg vom 11. Juni 1870), jo wird als 
Beranlaffer namentlich derjenige erjcheinen, welcher für einen Gewerbe- 
treibenden ein Mufter (ald Zeichner 2c.) herftellt und demſelben ver- 
ichweigt, daß das Mufter nicht ein Originalwerk, jondern die Nach— 
bildung des geihügten Mufters eines anderen it (vgl. Dambad 
©. 87). Wird eine joldhe Handlung von dem Angejtellten einer gewerb- 
lichen Anftalt zum Nachteile der legteren begangen, jo fällt demjelben 
unter Umftänden mit der Beranlajjung einer Nachbildung in realer 
Konkurrenz ein Diebftahl, eine Unterjchlagung oder auch ein Vergehen 
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der Betriebsgeheimnis-Berlegung ($ 9 des Gef. zur Belämpfung des 
unlauteren Wettbewerbes) zur Laſt. 

b) Die übrigen Teilnehmer ander Nahbildung. Da zur 
Annahme der Täterjchaft notwendig die Abjiht der Verbreitung gehört 
(ſ. lit. b zu 8 18, o. ©. 351), erjcheinen diejenigen Perjonen, welche im Auf- 
trage eines Gewerbetreibenden eine Nachbildung herjtellen, welche diejer 
verbreiten will, aljo der Zeichner, Modelleur, Werkführer ꝛc. einer 
Fabrik, falls fie überhaupt von den Umjtänden der Tat Kenntnis 
haben, nur als Gehilfen (vgl. StGB. $ 49, BOB. $ 830 Abi. 2; vgl. 
auch N. 4 lit. d zu $ 36 des Pat. Geſ., o. ©. 287). Mittäter find ins- 
bejondere die bei der Beranftaltung der Nachbildung ſchuldhaft mit- 
wirkenden Gejellichafter einer offenen Handelsgejellihaft, Mitglieder des 
Borftandes einer Aktiengejellichaft oder einer Genofjenichaft (vgl. RGStr. 
3 ©. 273; 5 ©. 108; ferner N. 4 lit. b zu $ 36 des Pat. Geſ., v. ©. 285). 


8 21. 

Die vorrätigen Nahdruds-Eremplare und die zur widerrecht- 
fihen Vervielfältigung ausschließlich beftimmten Vorrichtungen, wie 
Formen, Platten, Steine, Stereotypabgüſſe 2c., unterliegen der Ein- 
ziehung. Diejelben find, nachdem die Einziehung dem Eigentümer 
gegenüber rechtskräftig erfannt ift, entweder zu vernichten oder ihrer 
erährbenden Form zu entfleiden und alddann dem Eigentümer 
zurüdzugeben. 

Wenn nur ein Teil des Werkes als Nahdrud anzujehen ift, jo 
erjtredt fich die Einziehung nur auf den als Nachdruck erkannten 
Teil des Werkes und die een zu dieſem Zeile. 

Die Einziehung erftredt fih auf alle diejenigen Nachdrucks— 
Eremplare und Borrichtungen, welche jich im Eigentum des Ber- 
anftalter8 des Nachdrucks, des Druders, der Sortimentsbuchhändler, 
der gewerbsmäßigen Berbreiter und desjenigen, welcher den Nach- 
drud veranlaßt hat ($ 20), befinden. 

Die Einziehung tritt auch dann ein, wenn der Veranftalter oder 
Beranlafier des Nachdrucks weder vorjäglich noch fahrläjlig gehandelt 
hat ($ 18). Sie erfolgt auch gegen die Erben desjelben. 

Es jteht dem Beichädigten frei, die Nahdruds-Eremplare und 
Vorrichtungen ganz oder teilmeife gegen die Herjtellungsfoften zu 
übernehmen, injofern nicht die Rechte eines Dritten dadurch verlegt 
oder gefährdet werden. 


a) Hier iſt zu beachten, daß $ 14 Abi. 1 des Gef. vom 11. Ja— 
nuar 1876 den vorftehenden Baragraphen mit der Maßgabe anwendbar 
erflärt, daß die vorrätigen Nachbildungen und die zur widerrechtlichen 
Bervielfältigung beftimmten Vorrichtungen nicht vernichtet, jondern 
auf Koiten des Eigentümer und nach Wahl desjelben entweder 
ihrer gefährdenden Form entlleidet oder bis zum Ablauf 
der Schugfrift amtlich aufbewahrt werden. Für dieſe Milderung 
war die Erwägung mafgebend, daß die Fabrikate oft einen erheblichen 
Wert haben und da eine Aufbewahrung für den Zeitraum von 3 bis höch- 
ſtens 15 Jahren recht wohl möglich ift (Nomm.Ber. zu $ 13 des Entm.). 
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b) Ueber die Zuläfiigfeit der Einziehung auch im Falle des 
bloßen Berjuchs ſ. $ 22 Abſ. 2 des Gef. vom 11. Juni 1870 (unten). 

e) An die Stelle der Sortimentsbuchhändler (Abj. 3) treten hier 
die mit dem Vertrieb von Nachbildungs-Eremplaren befaßten Berjonen, 
Kaufleute 2c.; gleich den im Eigentum des Druders befindlichen Erem- 
plaren und ausjchließlich zur unbefugten Nachbildung dienenden Bor- 
richtungen find auch ſolche Gegenftände diejer Art einzuziehen, welche 
den Befibern anderer Hilfsgeichäfte, 3.8. einer Appreturanjtalt, Gieherei, 
are 2c. gehören (vgl. Stenglein N.8 zu $ 14 des Mufterjchuß- 
geſetzes). 

d) Anwendbar iſt auch Abſ. 5 des $ 21, wonach der Beſchädigte 
unbejchadet der Rechte Dritter die Nahbildungs-Eremplare und Vor— 
rihtungen ganz oder teilweije gegen die Herftellungstoften übernehmen 
fann; denn die in $ 14 Abi. 1 des Geſ. vom 11. Januar 1876 vor- 
geiehene Entkleidung oder Aufbewahrung (j. oben lit. a) tritt nur an 
die Stelle der Vernichtung ($ 21 Abj. 1 des Gej. vom 11. Juni 1870) 
und ijt jomit, wie dieſe, im Berhältniffe zur Uebernahme durch den 
Beihädigten jubjidiär (a. M. Stenglein a.a.D.). 

’ Fehlt es auf Seite des Täter3 am Berjchulden ($ 21 Abj. 4), 
ed die Einziehung im jog. objektiven Verfahren (StPO. 88 477 ff.) 
verrolgt. 


8 22, 

Das Vergehen des Nahdruds iſt vollendet, jobald ein Nach— 
druds-Eremplar eines Werkes den VBorichriften des gegenwärtigen 
Geſetzes zumider, ſei e3 im Gebiete des Norddeutichen Bundes. er 
des Deutjchen Reiches), jei es außerhalb besjelben, hergeitellt 
worden ilt. 

Am Falle des bloßen Verſuchs des Nachdrucks tritt weder eine 
Beftrafung noch eine Entichädigungsverbindlichkeit des Nachdruckers 
ein. Die Einziehung der Nacdrudsvorrichtungen ($ 21) erfolgt 
auch in dieſem Falle. 

a) Die Vollendung des Vergehens der Nachbildung fällt ſchon 
mit der Herftellung eines Nacbildungseremplars zufammen. Natür- 
lich muß dieje Herftellung im Widerjpruche mit den VBorjchriften des 
gegenwärtigen Gejeßes, d. i. hier des Muſterſchutzgeſetzes, geichehen jein. 
Zu beachten ift insbejondere, daß die Anfertigung einer Einzelfopie 
nur Dann verboten iſt, wenn fie gejchieht in der Abficht gewerbsmäßiger 
Verbreitung und Verwertung ($ 6 Nr. 1 des Muſterſchutzgeſetzes). 

Damit dad Bergehen der mwiderrechtlihen Nachbildung vollendet 
ift, muß ein Nachbildungseremplar in verfehrsfähiger Geftalt hergeitellt 
fein; eine bloß teilweile erfolgte Herjtellung ift als Verſuch nad) bi. 2 
an behandeln. Allerdings iſt auch die Nachbildung eines Teils des 

ufters jchon ein Eingriff in das Urheberrecht ($ 1,1. dort N. 4 lit a, 
0.©. 313). Wer aber das ganze Mufter nachbilden will und in feiner 
Arbeit nur bis zur Nachbildung eines Teild gelangt ift, hat in der 
Kegel noch feinen verfehrsfähigen Gegenjtand geichaffen. Wenn Dies 
ausnahmsweiſe anders fich verhält, ift auch die erjt zum Teil bewirkte 
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Nachbildung als vollendetes Vergehen der mwiderrechtlichen Nachbildung 
anzujehen (vgl. meinen Komm. zu UG.$ 36 N. 1lit.a ©. 221 und bie 
dort angeführte, zum Teil gegnerijche Literatur). 

b) Damit ein die Einziehung der Nachbildungsvorrichtungen 
rechtfertigender Verſuch — ſei, bedarf es zwar ebenſowenig, 
wie für die Einziehung bei Vollendung (ſ. Geſ. vom 11. Juni 1870 8 21 
Abi. 4, o. ©. 356), der Feitftellung eines auf Seite des Veranftalters oder 
Beranlafjers bejtehenden Verſchuldens, wohl aber müſſen die objektiven 
Merkmale des PVerjuhs nah StGB. $ 43 vorliegen; es muß alio 
namentlid ein Anfang der Ausführung gegeben jein, bloß vorbereitende 
Handlungen genügen nicht (RGEStr. 30 ©. 64). Die bloße Anſchaffung 
von Platten, Steinen 2c. fällt daher noch nicht unter den Begriff des 
Berjuchs, wohl aber die Bearbeitung diefer Vorrichtungen, die An- 
fertigung der Formen u. dgl. (Dambah N.5 ©. 106). Ebenjo muß 
bereit3 als Verſuch angejehen werden die Serftellung einer Flächen- 
abbildung nach einem plaftiichen Mufter, um auf Grund der Abbildung 
das Mufter plaftiich nachzubilden (vgl. N. 3 lit. b zu ; 6); denn die An- 
fertigung der Abbildung (Zeichnung 2c.) und die Herjtellung des plafti- 
ſchen Erzeugnifjes nach diefer Abbildung find zufammengenommen ein 
auf verjchiedenen Stufen fortichreitender Nachbildungsprozeß. Gleich 
ben bearbeiteten Platten, Steinen 2c. find derartige Abbildungen ala 
Nahbildungsvorrichtungen im Sinne des 8 22 Abi. 2 zu betrachten. 
Aehnlich verhält e3 fih dann, wenn jemand Buchftabenformen als 
Flächenerzeugniſſe ſchützen läßt und ein anderer, der diejelben in der 
Fläche nachbilden will, zu dieſem Behufe zunächſt Typen, Matrizen 
oder Patrizen nach diefen Formen herjtellt; in diefer Anfertigung von 
Typen liegt bereits ein Verſuch der Nachbildung, welcher die Einziehung 
diejer Vorrichtungen begründet. (Kohler in Buſch' Ardiv 48 ©. 162.) 
Nur muß dies, wie gejagt, bejchräuft werden auf den Tall, daß der- 
jenige, welcher die Typen 2c. herftellt, jelbft die ganze Nachbildung ent» 
weder allein, oder in gemeinjchaftlihem Zuſammenwirken mit einem 
anderen (als Mittäter) begehen will, jei es auch, daß feine Tätigkeit 
im leßteren Falle auf die Anfertigung der Typen 2c. ſich beichränft; 
denn derjenige, welcher eine jolche akt bornimmt in der Ab» 
fiht, die Typen an eine mit ihm nicht im Einverſtändniſſe ftehende 
Perfon zu veräußern, will ja die Nachbildung felbft nicht zur Aus» 
führung bringen, ‚feine Handlung kann aljo fein Anfang der Aus- 
führung einer Nachbildung jein (vgl. N. 3 lit. d zu $ 6; weiter noch geht 
Kohler a. a. O.). 

Nur die Vorrichtungen, nicht die unvollendeten Nachbildungs- 
eremplare fönnen eingezogen werden. (Dambad N. 6 ©. 107.) 

So wenig die Einziehung ein Berichulden erfordert (f. o.), eben- 
jomwenig wird durch freiwilligen Rüdtritt des Täters vom Verſuch (8 46 
SGB.) ihre Zuläſſigkeit ausgejchloffen. (Dambah N. 7 ©. 107.) 


8 23. 


Wegen Rüdfalld findet eine Erhöhung der Strafe über das 
höchfte geiegliche Maß ($ 18) nicht ftatt. 
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8 24. 

Wenn in den Fällen des $ 7 lit. a die Angabe der Duelle oder 
des Namens des Urhebers vorjäglich oder aus Fahrläfligkeit unter- 
lajien wird, jo haben der Beranjtalter und der Veranlajjer des Ab- 
drucks eine Gelditrafe bis zu zwanzig Talern verwirft. 

Eine Ummandlung der Gelditrafe in Freiheitsſtrafe findet 
nicht Statt. 

Eine Entihädigungspflicht tritt nicht ein. 

Da im Mufterichuggebiete für den Fall erlaubter Nahbildung 
die Quellenangabe nicht vorgejchrieben ift, kann $ 24, obwohl er gleich- 
fall3 für anwendbar erklärt ift, doch nicht ‚ur Anwendung kommen. 
„Es fehlt die Verbotsnorm“, van Calker ©. 145.) 

g 2. 

Wer vorjäglih Eremplare eines Werkes, welche den Vorjchriften 
des gegenmwärtigen Gejeßes zumider angefertigt worden jind, inner- 
halb oder außerhalb des Norddeutichen Bundes (nun des Deutichen 
Reichs) gewerbemäßig feilhält, verkauft oder in jonftiger Weije ver- 
breitet, ıft nad) Maßgabe des von ihm verurjachten Schadens den 
Urheber oder dejjen Recdjtsnachfolger zu entjchädigen verpflichtet und 
wird außerdem mit Gelditrafe nach $ 18 beftraft. 

Die Einziehung der zur gewerbemäßigen Verbreitung beftimmten 
Nahdruds-Eremplare nad) Mafgabe des $ 21 findet auch dann 
itatt, wenn der Verbreiter nicht vorjäßlich gehandelt hat. 

Der Entihädigungspflicht, jowie der Beftrafung wegen Ber- 
breitung unterliegen auch der PVeranftalter und Beranlajier des 
Nahdruds, wenn fie nicht jchon als jolche entihädigungspflichtig 
und ftrafbar find. 

a) Ueber den Begriff der „Verbreitung“ |. N. 2 zu 8 5. 

b) Der Begriff der „Gewerbemäßigfeit“ ift hier ein engerer als 
in Pat. Geſ. 534. Gemwerbemäßig ift eine Verbreitung nur dann, wenn 
fie im Betriebe eines Gewerbes im engeren Sinne erfolgt, aljv in Aus- 
fluß einer regelmäßigen auf Erwerb gerichteten Tätigfeit. Dies ergibt 
fih aus 86 Nr. 1 des Geſetzes vom 11. Januar 1876 (0. ©. 325). 


f) Verfahren. 
8 26. 

Sowohl die Enticheidung über den Entihädigungsaniprud, als 
auch die Verhängung der im gegenwärtigen Geſetze angedrohten 
Strafen und die Einziehung der Nahdruds-Eremplare 2c. gehört 
zur Kompetenz der ordentlichen Gerichte. 

Die Einziehung der Nahdruds-Eremplare ꝛc. kann ſowohl im 
Strafrechtswege beantragt, ald im Civilrechtäwege verfolgt werden. 

8 27. 

Das gerichtliche Strafverfahren ift nicht von Amtswegen, jondern 
nur auf den Antrag des Verlepten einzuleiten. Der Antrag auf 
Beitrafung kann bis zur Verkündung eines auf Strafe lautenden 
Erfenntniffes zurüdgenommen werben. 


— “ l 
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$ 28. 

Die Verfolgung des Nachdrucks fteht jedem zu, deſſen Urheber- 
oder Berlagsrechte durch die widerrechtliche Vervielfältigung beein- 
träcdhtigt oder gefährdet find. 

Ber Werken, welche bereits veröffentlicht find, gilt bis zum 
Gegenbeweiſe derjenige als Urheber, welcher nach Maßgabe des $ 11 
Abi. 1,2 auf dem Werte ald Urheber angegeben ift. 

Bei anonymen und pſeudonymen Werfen ijt Der Herausgeber, 
und wenn ein folder nicht angegeben ift, der Berleger berechtigt, 
die dem Urheber zuftehenden Rechte wahrzunehmen. Der auf dem 
Werke angegebene Berleger gilt ohne weiteren Nachweis als der 
Nechtönachfolger des anonymen oder pjeudonymen Urhebers. 

Zu 88 27 und 28. 

a) Der Begriff des „Verlegten“ in 8 27 wird durch $ 28 
Abi. 1 erläutert. 

Wer auch nur auf beftimmte Zeit vom Urheber das ausichlie- 
lihe Nachbildungsrecht erhalten hat, ift durch eine in dieſer Zeit von 
einem Dritten oder vom Urheber jelbjt vorgenommene Nachbildung ver» 
legt. Aber auch der Urheber jelbit ijt durch die Nachbildung jeitens 
eines Dritten verlegt, einmal mit Rückſicht auf jein perjönliches Inter⸗ 
eife, dann auch injoferne, als die Gefahr beiteht, daß die Verbreitung 
der Nachbildungseremplare auch noch zu der Zeit erfolgen werde, zu 
welcher die ausichliegliche Nachbildungsbefugnis an den Urheber zurüd- 
gelangt ift, überdies auch noch injomweit, als eine zu häufige Nachbildung 
und Verbreitung des Mufters diejes für die Zukunft entwerten Tann. 

Wer nur für einen beftimmten Jnduftrieziveig die ausſchließliche 
Nachbildungsbefugnis erhalten hat, it nur injfoweit Verlegter, als auf 
diejem Gebiete eine unbefugte Nachbildung begangen wird. 

Wenn der Eigentümer einer gewerblichen Anftalt der Urheber 
ijt bezw. als ſolcher gilt, fann die Anmeldung des Mufterd auch unter 
der Firma erfolgt jein; dann kann aud der Antrag unter der Firma 
geftellt werden. (Vgl. NER. 8 ©. 726, RGEStr. 15 ©. 293; 29 ©. 367.) 
Der Generalbevollmächtigte (Profurift 20.) darf in der Re el aud als 
bevollmädtigt zur Stellung eines Strafantrages — a 
on. angejehen werden. (Vgl. RGStr. 1 ©. 38 S. 145; 15 
©. 145; GA. 27 ©. 389, 28 ©. 460; RER. 1 ©. 628, dr: Samml. der 
—325 des DVG. München 3 8. 604.) Für den Hanblungsbevoll- 
mächtigten gilt dies nicht ohne weiteres (NGStr. 12 ©. 329). Für eine 
offene Handelögejellichaft fann jeder von der Bertretung nicht aus— 
geratonene Gejellichafter den Antrag jtellen (RGStr. 23 ©. 349). 

Ueber die Antragsfriit j. $ 35. 

e Hinfichtlich des Anspruchs — ee auf Eriag 
jeiner Koften durch den Antragiteller ſ. RGE.8 ©. 1 

d) Statt der auf den Muſterſchutz ee ——— Abſätze 2 
und 3 des 8 28 5.813 des Muſterſchutzgeſetzes. 


g 29. 
In den NRedhtsftreitigfeiten wegen Nachdrucks, einſchließlich der 
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Klagen wegen Bereicherung aus dem Nachdruck, hat der Nichter, 
ohne an pofitive Regeln über die Wirfung der Beweismittel ge- 
bunden zu fein, den Tatbeftand nach jeiner freien, aus dem In— 
begriff der Verhandlungen gejchöpften Ueberzeugung fejtzuftellen. 

Ebenjo ijt der Richter bei Enticheidung der Frage: ob der Nach— 
druder oder der Veranlafjer des Nachdrucks ($$ 18, 20) fahrläffig 
gehandelt Hat, an die in den Landesgejeßen vorgeichriebenen ver- 
jhiedenen Grade der Fahrläſſigkeit nicht gebunden. 

$ 30. 

Sind technijche Fragen, von welchen der Tatbeitand des Nach— 
drucks oder der Betrag des Schadens oder der Bereicherung ab- 
hängt, zweifelhaft oder ftreitig, jo ift der Richter befugt, das Gut- 
achten Sachverſtändiger einzuholen. 

8 31. 

In allen Staaten des Norddeutichen Bundes jollen aus Gelehrten, 
Scriftftellern, Buhhändlern und anderen geeigneten Berjonen Sach— 
verftändigen-Vereine gebildet werden, welche, auf Erfordern des 
Richters, Gutachten über die an fie gerichteten Fragen abzugeben 
verpflichtet find. Es bleibt den einzelnen Staaten überlaſſen, fich 
zu dieſem Behufe an andere Staaten des Norddeutſchen Bundes 
anzujchliegen, oder auch mit demjelben fich zur Bildung gemein- 
ſchaftlicher Sachverftändigen-Bereine zu verbinden. 

Die Sachverſtändigen-Vereine find befugt, auf Anrufen der Beteilig- 
ten über ftreitige Entfhädigungsaniprüche und die Einziehung nach Maß— 
gabe der $$ 18bis 21 als Schiedsrichter zu verhandeln und zu entjcheiden. 

Das Bundesfanzler-Amt erläßt die Jnftruftion über die Zufam- 
menjegung und den Gejchäftsbetrieb der Sachverſtändigen-Vereine. 

3u 831. 

a) Die Sadverftändigenvereine jollen aus Künftlern, aus Ge— 
mwerbetreibenden verjchiedener Gemwerbzmweige und aus fonftigen Per— 
onen, welche mit dem Mufter- und Modellwejen vertraut ind, zu⸗ 
ſammengeſetzt werden ($ 14 Abſ. 2 des Muſterſchutzgeſetzes). 

b) Zu 8 31 bezw. zu $ 14 des Muſterſchutzgeſetzes (zugleich zu 
den Gejegen vom 9. u. 10. Januar 1876) erging die Jnftruftion des 
Neihsfanzleramtes vom 29. Februar 1876, betr. Beftimmungen 
über die Zujammenjegung und den Gejchäftsbetrieb der Fünftleriichen, 
photographiichen und gewerblichen Sadjverftändigen-Bereine (Zentr. Bl. 
f. d. D. R. 1876 Nr. Dieſelbe ift abgedrudt in meinem Kommentar 
zu den Geſetzen betr. das lit. u. artiftiiche Urheberreht ©. 319. 


8 32. 


— m en — — — — — — — — — — — 


Dieſe Beſtimmung, welche die Zuſtändigkeit des Bundes-Ober— 
handelsgerichtes feſtſetzte, iſt durch GVG. $ 135 Nr. 1 und 136 Nr. 2 
(Zuſtändigkeit des Reichsgerichts betr.) beſeitigt. 

Da bis zum Inkrafttreten des GBG. die Streitigkeiten in 
Mufterichugfachen zur Zuftändigfeit des Neich3-Oberhandelögericht3 ge- 
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hörten, fann die Entſcheidung der Revifionen in Bayern nicht dem 
oberften Landesgerichte überwiejen werden (8 8 des EG. zum GVG.). 
g) Verjährung. 
8 33. 

Die — ———— des Nachdrucks und die Klage auf Ent— 
ſchädigung wegen Nachdrucks, einſchließlich der Klage wegen Be— 
— ($ 18), verjähren in drei Jahren. 

Der Lauf der Verjährung beginnt mit dem Tage, an welchem 
die Verbreitung der Racdru23-Cremplare zuerſt ftattgefunden hat. 


8 34. 

Die Strafverfolgung der Verbreitung von Nahdruds-Eremplaren 
und die Klage auf Entihädigung wegen diejer Verbreitung ($ 25) 
verjähren ebenfalld in drei Jahren. 

Der Lauf der Verjährung beginnt mit dem Tage, an welchem 
die Verbreitung zulegt ftattgefunden hat. 

8 35. 

Der Nahdrudf und die Verbreitung von Nahhbruds-Eremplaren 
jollen ftraflos bleiben, wenn der zum Strafantrage Berechtigte den 
Antrag binnen drei Monaten nad) erlangter Kenntnis von dem be- 
gangenen Bergehen und von der Perjon des Täters zu machen 
unterläßt. 

8 36. 

Der Antrag auf Einziehung und Vernichtung der Nachdruds- 
Eremplare, jomwie der zur widerrechtlichen Vervielfältigung ausichlieh- 
lich beftimmten Vorrichtungen ($ 21), ift jo lange zuläffig, als jolche 
Eremplare und Vorrichtungen vorhanden find. 

8 38. 

Die allgemeinen gejeglichen Vorſchriften bejtimmen, durch melde 
Handlungen die Verjährung unterbrochen wird. 

Die Einleitung des Strafverfahrens unterbricht die Verjährung 
der Entihädigungsflage nicht, und ebenfowenig unterbricht die An- 
* der Entſchädigungsklage die Verjährung des Strafver- 
ahrens. 


8 15. 

Bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten, in welchen auf Grund der 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes eine Klage wegen Entſchädigung, 
Bereicherung oder Einziehung angeſtellt wird, gelten im Sinne 
der Reichs- und Landesgeſetze als Handelsſachen. 

3. Dieſe Beſtimmung beabſichtigt nur, die Civilprozeſſe, 
welche aus der unbefugten Nachbildung entſtehen, vor die Handels— 


ars bzw. vor das damalige Reich3-Oberhandelsgericht zu verweilen, 
zieht ſich alſo nur auf die prozefjuale Zuftändigfeit. 


Verjährung. Zuftändigfeit. Anwendungsgebiet des Geſetzes. 363 


©. nunmehr GBG. $ 101 Nr. 3 lit.c, wonach vor die Kam— 
mern für Handelsjachen diejenigen den Landgerichten in erfter Anftanz 
zugewiejenen bürgerlichen Rechtäftreitigfeiten (f. GVG. 88 70, 23 Nr. 1) 
gehören, in welden durch die Klage ein Aniprud aus den auf den 
Schu der Mufter und Modelle ſich beziehenden Rechtsverhältnifien 
geltend gemacht wird. ©. ferner bezüglich der Zuftändigfeit des Neichs- 
— GVG.8135 Nr. 1 mit $8 des Einführungsgeſetzes zum GBG. 

a auf Grund de3 gegenwärtigen $ 15 Mufterfchußprozefie als Han- 
delsiachen zur Zuftändigfeit des ROHG. gehörten, dürfen fie in Bundes- 
ftaaten, in welchen ein oberftes Landesgericht befteht, diefem nicht zu— 
gemwiejen werden. (Bgl. die Bemerkung zu $ 32 des Gef. vom 11. Juni 
1870 oben in N. 2 zu $ 14 ©. 361.) 

Bon den möglichen Gerihtsftänden kommen neben den all» 
gemeinen (EVD. 88 12 ff.) hauptſächlich in Betracht der Gerichtsftand 
der Niederlafjung ($ 21), des Vermögens ($ 23, bejonders wichtig für 
die Verfolgung der im Auslande begangenen Rechtöverlegungen) und 
der unerlaubten Handlung ($ 32, von bejonderer Bedeutung dann, 
wenn im Auslande hergeftellte Nachbildungen im Inlande gewerbs— 
mäßig verbreitet werden, j. $ 25 des Geſ. vom 11. Juni 1870, oben in 
N.2 zu $ 14 des gegenm. Geſ., ©. 359). Erfolgte die Herftellung oder die 
Verbreitung von Nahbildungseremplaren an verichiedenen Orten des 
Inlandes, jo ift jeder derjelben ald Begehungsort zu betrachten. Läßt 
jemand von einem inländifchen Orte aus den Auftrag ergehen, daf 
auf jeine Rechnung zum Zwecke der Verbreitung Nachbildungseremplare 
im Auslande hergejtellt werden jollen, jo ericheint die Nachbildung, 
wenn fie demnächſt im Auslande vollendet wird, aud) als im Inlande 
begangen, weil hier der Täter für die Auslöſung des Begehungs- 
mechanismus das Seinige getan hat. Für die abwehrende Klage be- 
jteht der Gerichtäftand der unerlaubten Handlung nicht, weil dieje Klage 
ein Verſchulden nicht vorausjegt. 

2. Für Strafiahen ergibt fi die Zuftändigfeit der Straf- 
fammern aus GBG. 88 73 Nr. 1, 27 Nr.2 ff.; Ueberweilung an das 
Schöffengeriht ift im Hinblid auf den Höchſtbetrag der Geldftrafe 
(3000 .#) unzuläffig (GB. $ 75, insbe. Nr. 14). Bezüglich des Ge— 
richtsſtandes der begangenen Tat |. N. 1. 


S 16. 

Das gegenwärtige Gejeß findet Anwendung auf alle Muſter 
und Modelle inländiicher Urheber, jofern die nach den Muftern 
oder Modellen hergeftellten Erzeugniffe im Inlande verfertigt find, 
gleichviel ob diefelben im Inlande oder Auslande verbreitet werden. 

Wenn ausländifche Urheber im Gebiete des Deutfchen 
Reichs ihre gewerbliche Niederlaffung haben, jo genießen fie für 
die im Inlande gefertigten Erzeugnifje den Schuß des gegen— 
wärtigen Geſetzes. 
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Im Uebrigen richtet fi) der Schuß der ausländischen 
Urheber nach den bejtehenden Staatsverträgen. 


Zu Abjak I und II, 

1. Der Entwurf ($ 15) wollte das internationale Urheberrecht 
an Muftern und Modellen auf denjelben Prinzipien aufbauen, auf 
welchen der entjprechende $ 61 des Gejeges vom 11. Juni 1870 ruht: 
geihügt fjollte jein der Inländer, auch wenn er die Erzeugnifje im 
Auslande fabrizierte und verbreitete, der Ausländer dann, wenn er 
im Inlande eine gewerbliche Niederlafjung hatte oder wenn er das 
Recht der erjten Vervielfältigung einem Jnländer übertrug. Die Kom— 
million war aber der Anficht, daß es ſich auf diefem Gebiet nicht um 
den inländiichen Urheber, jondern um die inländijche Yabrifation 
handle. Ein Urheber, der jeine Talente ausländiihen Yabrifanten zur 
Verfügung jtelle, aljo für den Aufihwung fremder Induſtrien arbeite, 
fönne unmöglich mit jeiner Eigenſchaft als Deutjcher auch dieje aus- 
ländiſchen Fabrikate deden und denjelben ein Schugrecht im deutſchen 
Inland verleihen. Auf Grund diejer Erwägungen fam die gegenwärtige 
Beſtimmung zujtande. 

E3 fommen demnad) ie den Borausjegungen des Schupes eines 
Mufters oder Modells (von bejonderen Staatöverträgen, . Abj. 3, ab- 
gejehen) noch folgende: 

a) daß der Urheber entweder Jnländer hi oder im In— 
lande jeine gewerbliche Niederlafjun ng dat und 

daß nur im Inlande nach dem Mufter 2c. Erzeugnifie her- 
geſtellt werden. 

Gleichgültig ift, ob die Erzeugnifje im Inlande oder im Aus- 
lande verbreitet werden. 

2. Der Inländer, d. i. derjenige, welcher die deutiche Staats- 
angehörigfeit bejigt, erwirbt das Urheberrecht ($ 1) durch Schaffung 
eines neuen Mujters, gleichviel, ob er dad Mufter ald ſolches im In— 
lande oder im Auslande herjtellt und wo er jeinen Wohnjig oder 
jeine gewerbliche ss ln, hat. Er kann, wenn nad dem Mufter 
entweder noch gar feine —— hergeftellt oder joldhe nur im In— 
lande angefertigt jind, das Muſter mit Nechtswirffamfeit anmelden (8 7), 
vorausgejeßt, daß er auch noch zu diejer Zeit Inländer ift. Der hier- 
durch erlangte Schuß dauert jedenfall® nur jo lange, als der Urheber 
Deuticher bleibt oder, joferne er die Staatsangehörigfeit verliert, im 
Inlande jeine gewerbfiche Niederlafjung hat (j. N. 3). Sobald Feine 
diefer Vorausjegungen mehr befteht, tft der Schuß verloren. Nur dann, 
wenn der Urheber zu einer Zeit, ald er noch Deutſcher war oder im 
Inlande ſeine Niederlaſſung hatte, ſein Recht auf einen Deutſchen oder 
auf einen Ausländer, der im ZJniande ſeine Niederlaſſung hat, über— 
tragen hat, geht dadurch, daß er die deutſche Staatsangehörigkeit bzw. 
die Niederlaſſung im Inlande aufgibt, der Schutz nicht verloren. War 
zur Zeit dieſer Uebertragung das Muſter noch nicht angemeldet, ſo kann 
der Rechtsnachfolger es mit Wirkſamkeit anmelden. Da die Anmeldung 
nur dann rechtliche Bedeutung hat, wenn die materiellen Voraus— 
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jegungen des Schußes gegeben find, für den Ausländer im Auslande 
aber ein Urheberrecht nach deutichem Gejege gar nicht entiteht, weil 
auf ihn diejes Geſetz, mithin auch $ 1, „nicht Anwendung findet“, iſt 
die don einem Ausländer vorgenommene Anmeldung ohne alle Wir- 
fung auch dann, wenn er nad der Anmeldung die deutiche Staats» 
angehörigfeit erwirbt. Wiederholt er aber nachher, mithin als Inländer, 
die Anmeldung, jo erlangt er den at: joweit ihm nicht $ 7 Abi. 2 
im Wege fteht. (Ebenjo Dambad N. 3.) 

3. Für den Ausländer hängt der Genuß des inländiſchen 
Schutzes davon ab, daß er jeine gewerbliche Niederlafiung im Inlande 
hat. Das Geſetz jagt „jeine“, nicht „eine“ Niederlafiung; eine bloße 
Zweigniederlafjung würde alſo nicht genügen. (Stephban-Shmid, 
Schuß ꝛc. ©. 336, behauptet, nah RG. in PMZBI. IV 108 — ROSE. 
41 ©. 82 — genüge eine Zmweigniederlaflung. Das RG. hat dies aber 
nicht für den 8 16, fondern bezüglich des $ 9 Abi. 3 angenommen in 
einem Falle, in welchem die Inländereigenjchaft durch die ſchweizeriſche 
Staatsangehörigfeit — vgl. N.5 — erjegt war.) Gemäß $ 42 Abi. 2 
der Gewerbeordnung gilt eine gewerbliche Niederlafjung dann al3 nicht 
vorhanden, wenn der Gewerbetreibende im Anlande ein zu dauernden 
Gebrauche eingerichtetes, beftändig oder doch in regelmäßiger Wieder» 
fehr von ihm benußtes Lokal für den Betrieb feines Gewerbes nicht 
bejigt. Das VBorhandenjein eines ſolchen Lokals ift aljo, damit von 
einer gewerblichen Niederlafjung überhaupt die Rede jein fann, mins» 
deitens erforderlich. Dazu muß fommen, daß von dort aus unmittelbar 
Geſchäfte abgejchlojjen werden (vgl. CPO. $ 21); wer 3.8. im Inlande 
nur die Fabrik Hat, während die Gejchäfte durchweg im Auslande ge» 
ichlojien werden, hat im Inlande feine Niederlafjung (vgl. RO. in R. 
u. U. III 152). Es muß ferner der Gejfamtbetrieb des Gejchäftes im 
Inlande feinen Mittelpunft haben oder doch, wenn etwa der Urheber 
mehrere Hauptniederlafjungen hat, der Sig desjenigen Gewerbebetriebes 
im Inlande liegen, für welchen das Mufter beftimmt it. Wenn alio 
3. B. ein Defterreiher eine Gewebefabrif in Preußiſch-Schleſien Hat und 
von dort aus die Fabrifate Hauptjächlich in den Verkehr gelangen, jo 
fann er für Mufter, die er für feine gewerbliche Anftalt herftellen läßt 
(vgl. 8 2), den Schug im Inlande erlangen, wenn er auch in Böhmen 
ein Eiſenwerk betreibt und perſönlich nur das letztere leitet oder auf 
jeinen Gütern in Ungarn lebt. Unmejentlich ift, ob die Niederlafjung 
im Handelsregifter eingetragen ift; der Urheber muß gar nicht Kauf- 
mann fein. Das gewerbliche Lokal fann eine einzelne Stube fein, im 
welcher 3. B. ein Zeichner wohnt und auf Beftellung oder ohne ſolche 
Muſter für gewerbliche Erzeugnifie entwirft. 

. Mag der Urheber ein Deutjcher oder Ausländer jein, immer 
ift erforderlich, dah die nah dem Mufter bergeitellten Erzeugniſſe 
im Inlande verfertigt find. Solange eine Berfertigung von Er— 
zeugnifien nah dem Mufter überhaupt nicht ftattgefunden hat, iſt, 
wenn die jonftigen VBorausjegungen erfüllt find, der Urheber geichüßt, 
mag auch beabjichtigt jein, daß die Fabrifation im Auslande jtatt- 
finde. Sobald aber nur ein einziges Eremplar eines Erzeugnifjes 
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im Auslande hergeſtellt ift (gleichgültig, ob es aud nach Deutichland 
eingeführt wird oder im Wuslande bleibt), erliſcht der Schuß, ſollte 
Ai die Übrige Fabrikation im Inlande geichehen; denn das im Aus- 
lande hergeftellte Eremplar ift ſchutzlos, darf aljo nachgebildet werden. 
E3 fommt aber dann gar nicht mehr darauf an, ob dieje3 Exemplar 
oder ein in Deutichland gefertigtes zur Nachbildung benugt wird. Dieje 
it von da an überhaupt frei (Dambadh N. 5). Dagegen können jelbjt- 
verſtändlich VBerlegungen des Urheberrechts, welche vorher jhon begangen 
find, auch nachher noch verfolgt werden. Nur eine von dem Be- 
rechtigten ausgehende Herftellung von Erzeugnifien im Auslande, 
nicht eine im Auslande gejchehene unbefugte Nachbildung hat die Wir- 
fung, daß das Urheberrecht erliicht. Much beichränft ſich die Ber- 
ehr zur Anfertigung im Inlande auf die Erzeugnifje, deren 
re das Mujter ih: wo dieſes jelbjt angefertigt wurde, iſt ohne 
elang. 

— den Begriff Inland ſ. N. 12 zu $ 4 des Pat.Geſ. (oben 
©. 92). Die Konjulargerichtsbezirte gelten hier finngemäß nicht als 
Inland. 

gu Abja IL. 

5. Durch Staatöverträge kann der Schug der ausländiſchen 
Urheber erweitert werden. Dies geihah ſchon vor dem Anjchlufie 
Deutichlands an die Parijer Webereinfunft im Berhältnifie zu Bel- 
gien, Defterreih-Ungarn, Italien, Serbien und ber Schweiz. 
Durch den Beitritt Deutihlande zur Pariſer Union ift nun ein Ber- 
tragsverhältnis mit den meiften Kulturftaaten geichaffen (j. alle dieſe 
Uebereinfommen unter Ziffer IV dieſes Buche). Im wejentlichen 
jtimmen die Vorſchriften diejer Staatsverträge darin überein, daß 
die Angehörigen des einen der vertragichließenden Teile in den Ge- 
bieten der anderen in bezug auf den Schub von Muftern und Mo- 
dellen diejelben Necdhte wie Die eigenen Angehörigen genießen. Den 
Angehörigen der vertragichließenden Teile jind gleichgeiteilt diejenigen 
Berjonen, welche in einem der vertragichließenden Teile ihren Wohniig 
oder ihre gewerbliche Niederlafjung haben (fo namentlidy Pariſer Ueb. 
Art. 2 u.3, Uebereinfommen mit Defterreih-Ungarn Art. 1 u.2 :c.). 
Es kann aljo z. B. ein Schweizer, mag er jeine Niederlafjung wo immer 
haben, ein Ruſſe, der in Wien, in Luzern, in Mailand, in Paris oder 
in London ꝛc. feine Niederlafiung hat, ein ſchutzfähiges Mufter im 
Deutichen Reiche mit Wirfjamfeit anmelden und zwar, wenn er im 
Inlande eine Zweigniederlaflung hat, bei dem Amtsgerichte derjelben, 
außerdem bei dem Amtsgerichte in Leipzig (j. $ 9 Abi. 2 u. 3). Wejent- 
lid modifiziert wird ferner die Verpflichtung zur Herftellung der Er- 
zeugnifle im Inlande (ſ. N. 4) durch die Urt. 5 der Uebereinfommen 
mit Defterreicdy- Ungarn, Italien, der Schweiz und Serbien (j. die Be- 
merfungen zu dieſen Art. 5). 


Zuſatz. 
6. Bezüglich der Anwendbarkeit des deutſchen Geſetzes auf 
die im Auslande begangenen lrheberrecdtäverlegungen in ftrafredht« 
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licher Hinfiht |. N. 4 zu 8 61 des Geſetzes vom 11. Juni 1870 in 
meinem Kommentar 3. d. Gef. betr. das lit. u. art. Urh.R.; die dort ge- 
gebenen (neuerlih von Binding, Lehrb. d. Strafr. I ©. 472 durchaus 
gebilligten) Ausführungen treffen auch) für Mufterjhugverlegungen zu, 
für welche ja gemäß $ 14 dieſes Gejeges die in den 88 18 ff. des Gei. 
vom 11. Juni 1870 enthaltenen — ebenfalls Geltung 
haben. Die im Auslande begangenen Rechtöverlegungen begründen 
aber aud) die Schadenserjaflage, die abwehrende und die Feititellungs- 
Mage. (S. die Bemerkungen zu $ 18 des Gej. v. 11. Juni 1870 lit. e in 
N.2 zu $ 14 des gegenw. Geſ., 0. ©. 354; vgl. für das Markenrecht die Zitate 
in N. 6 lit.d zu $ 12 des Warenzeichengefeßes; die Berhältnifje jind 
bier denen des Marfenrechts analog. Die Anfiht von Stephan-S hmid 
©. 331, im Auslande begangene Urheberrechtsverlegungen feien der 
civil- wie ftrafrechtlihen Berfolgung im Inlande völlig entzogen, ift 
auf feinen Fall zu billigen.) 


$ 17. 

Das gegenwärtige Gejeß tritt mit dem 1. April 1876 in 
Kraft. Es findet Anwendung auf alle Mujter und Modelle, 
welche nach dem Inkrafttreten desjelben angefertigt worden find. 

Mufter und Modelle, welche vor diefem Tage angefertigt 
worden find, genießen den Schuß des Gejeßes nur dann, wenn 
das erjte nach dem Mufter ꝛc. gefertigte Erzeugniß erjt nach 
dem Inkrafttreten des Geſetzes verbreitet worden ift. 

Mufter und Modelle, welche jchon bisher landesgeſetz— 
lich gegen Nachbildung geſchützt waren, behalten diejen Schuß; 
jedoh kann derjelbe nur für denjenigen räumlichen Umfang 
geltend gemacht werden, für welchen er durch die Landesgeſetz- 
gebung ertheilt war. 


Im allgemeinen ift die Zeit der Anfertigung des Mufters 
entjcheidend für die Anwendbarkeit des gegenwärtigen Geſetzes. Iſt 
aber das Muſter jhon vor dem 1. April 1876 angefertigt worden, 
jo kann es immer nod) den Schuß des gegenwärtigen Geſetzes erlangen, 
wenn das erjte danach gefertigte Erzeugnis nicht vor dem 1. April 
1876 verbreitet murde. (Vgl. RG., Bolze VII Nr. 148, wo ausge- 
ſprochen iſt, daß die frühere Verbreitung eines Abdrucks von Typen 
in der Fläche der Erlangung des Schutzes für die Typen als plaſtiſche 
Erzeugniſſe nach dem 1. April 1876 nicht im Wege ſteht.) 


II 


Geſetz, 
betr. den Schub von Gebrauchsmnſtern. 


Vom 1. Juni 1891. 


(REBL. ©. 290.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaifer, König von 
Preußen ꝛc. verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter 
Zujtimmung des Bundesrath3 und des Reichstags, was 
folgt: 

81. 

Modelle von Arbeitsgeräthſchaften oder Gebrauchsgegen— 
ſtänden oder von Theilen derſelben werden, inſoweit ſie dem 
Arbeits- oder Gebrauchszweck durch eine neue Geſtaltung, An— 
ordnung oder Vorrichtung dienen ſollen, als Gebrauchsmuſter 
nach Maßgabe dieſes Geſetzes geſchützt. 

Modelle gelten inſoweit nicht als neu, als ſie zur Zeit 
der auf Grund dieſes Geſetzes erfolgten Anmeldung bereits in 
öffentlichen Druckſchriften beſchrieben oder im Inlande offen— 
fundig benutzt find. 

Anmeldung 10. Urgneimittel 6e. 

Unordnung 8b,c. ' Benugung, offenfundige 11b. 


Arbeitögerätichaften 6a. Beichreibung in Öffentlihen Drudicriften 
Arbeitszweck 7. 11a. 
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Eigentümlichleit 9. ' Batentfäbige Erfindung 4b, 
Flachenmuſter 5c. Raumform 5. 
Gebrauchszwed 7. Sittenwidrige Mufter Ge. 
Geihmadsmujter 4a. Stoffverwendung 8b, 
Geiegwidrige Mufter Ge. Subjeft des Rechtes 2. 
Geſtaltun 4a,c. Zeile von Gebrauchägegenftänden 6f. 
Ibfabrifat 6d. Unbeweglihe Sachen 6r. 
ombination 9. | Unterjheibung der Gebrauchsſsmuſter von 
Maidiinen 6b. anderen Schugobjelten 4. 
Miturbeber 2. ri 2. 
Modell 5. Urbeberredt 1. 
Rabrungs- und Genußmittel'6e. Verfahren 5 b,aa, 





Neuheit 9, 11. 
Triginalität 9. | 
1. Das Gejeß regelt den Schuß von Gebrauhsmuftern. 
Es vermeidet jowohl in der Ueberichrift, als auch im Texte der ein- 
zelnen Borjchriften den Ausdrud „Urheberreht an Gebrauchsmuftern“. 
Gleichwohl iſt aber auch das Gebrauchsmufterrecht ein Urheberrecht 
(Gierfe ©. 840; vgl. über das Weſen des Urheberreht3 meinen 
Kommentar zum Urh.RGeſ. vom 19. Juni 1901 ©. 16 ff.). 

Das Urheberreht an Gebrauhsmuftern entfteht bereit3 durch 
Schaffung des Werkes, wenn es auch erjt durch die Anmeldung ($ 2) 
und Eintragung ($ 3) feine volle Kraft, den Schuß der ausjchlieglichen 
Nupung des Werkes ($ 4), erlangt. Schon vor der Eintragung zeigt 
fih die Bedeutung des Urheberrechts in verjchiedenen Richtungen. Es 
bildet Die materielle Grundlage für das an die Eintragung ſich knüpfende 
formelle Recht, welches inhaltslos ift, wenn fein Gebrauchsmufter i. ©. 
des $ 1 geichaffen ift (ſ. N. 2 lit. a zu $4). Läßt ein anderer, als der 
Urheber, das Gebrauchsmuſter eintragen, jo ift e8 dem Urheber gegen- 
über nicht geichüßt (S 4 Abi. 3) und es fteht diefem ein Anspruch auf 
Löſchung oder Uebertragung zu ($ 6 Abi. 2, ſ. dort N. 9 lit. h). Das 
Urheberrecht kann ſchon vor der Eintragung übertragen werden (ſ. N. 2 
zus 7). 

2. Subjelt des Nechts ift der Urheber des Mufters, d. i. 
derjenige, aus deſſen jchöpferiicher Tätigkeit e3 hervorgegangen ift. Da 
einem Gebrauchsmuſter meiftens eine einfache Idee zu Grunde liegt, 
wird eine zujammenwirfende geiftige Tätigfeit mehrerer hier 
jelten jein; doch iſt es nicht ausgejchloffen, daß ein Gebrauchsmufter 
durch ſolches Zujammenwirfen entjteht und zwar in der Weije, daß 
ſich die Arbeiten der einzelnen nicht trennen laſſen. Auf das Ber- 
hältnis jolher Miturheber find die Grundjäge des BGB. über Die 
Gemeinſchaft nad Bruchteilen — $$ 741 bis 758 — anzumenden (j. 
das Nähere hierüber in meinem Kommentar 3. Gej. betr. das Urh.R. 
vom 19. Juni 1901, zu $ 6 daj., ©. 75 ff.). Hat ein Miturheber, ohne 
zu dieſer Verfügung über das gemeinjame Necht befugt zu fein, das 
Gebrauchsmuſter auf feinen Namen ausjchlieglid zur Anmeldung ge- 
bracht, jo genießt es zwar nach aufen den Schuß nur zu Gunften des 
Anmelders, den übrigen Miturhebern gegenüber tritt aber diejer Schuß 
nicht ein (vgl. 8 4 Abi. 3), auch können fie die Löſchung verlangen (\. 
8 6 Abi. 2). Wenn dagegen mehrere Perjonen unabhängig voneinander 
dasſelbe Gebrauchsmuſter geichaffen haben, dann erwirbt den Schuß 
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derjenige von ihnen, der es zuerft anmeldet und der andere fann 
daraus, daß er jchon vor diejer Anmeldung das Gebrauchämufter in 
Benugung genommen hat, feinerlei dem Rechte des Anmelder mwider- 
iprechende Befugnifie ableiten, da eine dem $ 5 des Patentgejeges ana- 
loge Beftimmung in das gegenwärtige Gejeg nicht aufgenommen ift. 
Hat freilich) der andere vor der Anmeldung das Gebrauchsmuſter jchon 
offenkundig benußt, jo ift die Anmeldung ohne Rechtswirkung, da nun 
das Mufter nicht mehr neu ift ($ 1 Abi. 2); aus demjelben Grunde 
fann aber auch diejer andere Urheber, der jelbjt das Gebrauchsmuſter 
offenkundig vorbenugt hat, für dasfelbe einen Schuß nicht mehr er- 
werben (Gierfe ©. 842 N. 10). 

Hinfichtlih des Anſpruchs von Ausländern auf den Schuß 
de3 gegenwärtigen Geſetzes ſ. $ 13. 

Bon Seite der Eintragsbehörde (j. $ 3) wird die Frage, ob der 
Anmelder auch der Urheber ift, nicht geprüft. Zur Prüfung Diejer 
Frage jeitens der Gerichte kann es nur fommen, wenn der Urheber 
gemäß $ 6 Abſ. 2 auf Löſchung Flagt oder wenn derjenige, welcher 
das Gebrauchsmufter gewerbsmäßig nachbildet oder ſonſt ausnußt, für 
die Rechtmäßigkeit diejes Verhaltens auf jeine Urheberichaft ſich beruft 
($ 4 Abi. 3). Dagegen kann ein Dritter dem Eingetragenen gegenüber, 
welcher ihn wegen Berlegung ſeines Rechtes belangt, nicht geltend 
machen, daß nicht der Eingetragene, jondern ein anderer Urheber des 
Gebrauchsmufters jei; Dritten gegenüber begründet aljo die Eintragung, 
jolange jie nicht gelöjcht ift, eine unwiderlegbare Vermutung der Ur- 
heberſchaft. (Bgl. Gierke ©.842 beiN. 11; Stephan-Schmid ©.347; 
anders im Gebiete des Geihmadsmufterichußes, j. N. 1 zu $ 7 des Geſ. 
vom 11. Januar 1876, o. ©. 334. 

3. Gegenftand des Rechtes ift ein Gebrauchsmuſter, db. i. 
das Modell einer Arbeitsgerätichaft oder eines Gebrauchsgegenftandes 
oder auch eines Teiles von einem jolchen Gegenftande, inſoweit es dem 
Arbeits- oder Gebrauchszweck durch eine neue Geftaltung, Anordnung 
oder Vorrichtung dienen joll. Alle diefe Merkmale find in folgendem 
(N. 5 bis 9) näher zu erörtern. 

4. Dus Gebrauchsmuſter ift zu unterjcheiden einerjeit3 vom 
jogenannten Geijhmadsmufter, mit dem es unter den gemeinjamen 
Begriff des „Mufters“ fällt (ſ. hierüber N. 3 lit. a zu $ 1 des Gef. vom 
11. Januar 1876, oben ©. 309), anderjeit3 von den Gegenftänden bes 
Batentihußes, mit denen es injoweit verwandt ift, als körperliche 
Sadyen, die dem Gebrauchszwede dienen, unter Umftänden auch den 
EINE anjprechen fönnen. 

a) Vom Gejhmadsmufter untericheidet ſich das Gebrauchs- 
mufter dadurch, daß dieſes einem rein praftifchen Zwecke, dem Arbeits- 
oder Gebrauchszwede dient (j. das Nähere in N. 6), während das Ge- 
ihmadsmufter dazu bejtimmt ift, den Formenfinn anzuregen, äfthetijch 
zu befriedigen (f. N. 3 lit. c zu $ 1 des Gef. vom 11. Januar 1876, o. 
©. 312). Sit dieſe legtere Beitimmung, alſo ein deforativer Zweck, bei 
der Anmeldung des Mufters zum Gebrauchsmuſterſchutz ($ 2) angegeben, 
jo muß der Anmelder dieje Angabe gegen fich gelten lafjen und das 
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Mufter entbehrt in diejem Falle den Schuß des gegenwärtigen Gejeßes 
aud dann, wenn mit dem Gegenftande ein Nützlichkeitszweck fich ver- 
bindet (RG. in PMZBL. VI 70). Soll aber ein Mufter nach dem In— 
halte der Anmeldung einem Gebraudyszwede im Sinne des $ 1 des 
gegenwärtigen Gejeßes dienen, jo kann es den Schuß dieſes Geſetzes 
genießen, wenn es auch außerdem dazu beftimmt ijt, eine äfthetiiche 
Wirkung auszuüben; in legterer Hinficht kann es dann auch noch unter 
dem Schuße des Gej. vom 11. Januar 1876 ftehen (j. die dort N. 3 lit. c 
a. E. ©. 313 angeführten Beijpiele und die dort zit. Schriftiteller; weiteres 
Beijpiel: ein Ofen mit einer neuen die Heizkraft erhöhenden Konftruftion, 
der nach jeiner Äußeren neuen und eigentümlichen Geftalt deforativen 
Sweden dient). 

b) Was das Gebraudygmufter von der patentfähigen Er- 
findung abgrenzt, ijt folgendes: Eine Erfindung jet voraus eine 
ihöpferiiche Fdee, vermöge welder unter Benußung von Natur- 
fräften menſchlichen Bedürfniffen ein bisher unbefanntes Befriedigungs- 
mittel zugeführt wird (vgl. N.2 zu $ 1 des Pat.Geſ.). Einer lee 
Idee verleiht das dafür erteilte Patent Schuß, ohne daß fie an eine 
bejtimmte Yorm der Darjtellung im Raume gebunden wäre; ja häufig 
it der Gegenstand einer Erfindung von der Art, daß er einer Dar- 
ftellung im Raume gar nicht fähig ift, wie 3.8. ein Verfahren. Auf 
der anderen Seite kann Gegenjtand des Gebrauchsmuſterſchutzes nur 
eine beftimmte Form der Darftellung im Raume jein, 3. B. ein jo und 
jo geformtes Küchengeräte, ein Stuhl mit einer beftimmten Vorrichtung 
zum Zufammenflappen (j. N. 5) und e3 genießt hier auch nur dieje be- 
jtimmte Form als jolche, nicht der ihr etwa zu Grunde liegende all- 
gemeinere techniiche Gedanke den Schuß. Hieraus ergibt fi) nament- 
lich, daß ein Verfahren niemals Gegenftand des Gebrauds- 
muſterſchutzes jein fann (ſ. u. N. ñb, aa), während anderjeits alles, 
was den Gebrauchszweck nur durd Formgeitaltung im Raume fördert, 
ohne daß zugleich durch die Anwendung von Naturfräften ein bejon- 
derer technijcher Effekt erzielt wird, alles, was insbejondere lediglich be- 
fannte Segenjtände durch Verbejferung ihrer Raumform zum Gebraude 
tauglicher macht, vom Patentichuge ausgefchloffen ift. (Die Anficht, daß 
der Unterjchied zwijchen Gebrauchsmuſter und patentfähiger Erfindung 
darin liegt, daß bei leßterer eine Naturfräftelombination zur Ver— 
wendung kommt, während es fich bei erfterem nur um eine bloße Form 
handelt und Naturfräfte nur allenfalls injoferne mit im Spiele find, 
al3 eine beftimmte Form gewiſſe Naturfräftefunftionen mit jich bringt 
oder für jolche bejonders förderlich ift, findet fich bejonders entichieden 
vertreten und ausführlich begründet bei Kohler, R.u.U. 1203, Beitichr. 
f. gewerbl. Rechtsſchutz Bd.3 S. 114, Bd.4 ©.348, in Schönbergs Handb. 
der polit. Defonomie, 4. Aufl. Bd. 11 ©. 2 und Handb. ©. 106 ff.; ebenjo 
Seligjohn N. 2; vgl. auch RG., PMgBl. V 310. Dagegen wollen 
viele den Unterjchied darin finden, daß dem Gebrauchsmufterichuß nur 
die Meinen, minderwertigen Erfindungen zugänglich fein jollen, j. dar- 
über die bei Schanze, Arch. f. bürgerl. R. XVII 301 zujanmengeftellte 
Literatur, die fih zum Zeil auf die Materialien des Gejeges ftüßt, j. 
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hierüber Schanze a.a.D. ©. 29. Diefer macht jelbft die Unter- 
jheidung: bedeutende Schöpfungen — Patentſchutz, einfache Schöpfungen 
— Gebrauchsmuſterſchutz. Gegen Schanze hat jih Kohler, Arch. a. a. O. 
©. 342 gewendet. 

Soweit aber eine Erfindung der Darftellung im Raume zu- 
gänglich ift, können Patentihug und Gebrauhsmufterihug zufammen- 
treffen. Der Erfinder hat dann die Wahl, ob er für die Idee als 
foldhe (deren Ausführbarfeit in einer beftimmten Form er allerdings 
nachzuweijen hat, j. N. 6 lit. e zu $ 1 des Pat. Geſ.) den Patentichuß er- 
werben will, der ihn gegen jede Form der Ausführung feiner dee 
ſchützt, aud) länger dauert, aber mit erheblicheren Koſten verbunden ift, 
oder ob er den Gebrauchsmufterichuß in Anſpruch nehmen will, der 
war billiger ijt, aber auf die in der Anmeldung angegebene Raum- 
* ſich beſchränkt und von nee Dauer ift. (Vgl. RS. in PMZBI. 
IV 83, V 308, RGC. Bd. 36 ©. 18, Bd. 44 ©. 74, RO. in Seuff. Arch. 
BD. 55 &.322 u. R. u. VI 148; "OLG. Dresden im ſächſ. Archiv für 
bürgerl. R. VI 59, Gierfe ©. 841, GSeligjohn R 2, Kohler, Beitichr. 
f. gewerbl. Rechtsichuß, Bd. 3S. 113, R.u. U.J 200, Handb. ©. 106; 
vgl. auch N. 7 zu $ 1 des Pat.Gei., 0.©.18. Gegen die Annahme, 
daß Patentihug und Gebrauhsmufterichug auf einem Gebiet zufammen- 
treffen können, Stenglein N. 3 „Patentihug und ——— ſchließen 
ſich gegenſeitig aus“; ebenſo 8 Erfurt, PMZBI. 113 

Uebrigens kann in einem joldhen Falle des Zutrefens der Bor- 
ausjegungen beider Schugrechte der Erfinder aud beide erwerben 
(Seligjohna.a. D., Kohler, R. u. U. 1200, vgl. aud) $ 5 des gegen- 
wärtigen Gej.). Will er den Schuß in der einen oder anderen Be- 
ziehung ſich verſchaffen, ift er aber über die Vorausfegungen im 
Zweifel, fo meldet er am beten den Gegenjtand ſowohl zum Patent», 
als zum Gebrauhsmufterihug an, etwa in der Weije, daß er mit der 
Ratentanmeldung zugleich eine bejondere Gebrauchsmufteranmeldung 
auf denjelben Gegenjtand vorlegt und dabei beantragt, das Gebrauchs- 
muſter nur dann in die Nolle einzutragen, wenn die gleichzeitige 
Patentanmeldung ohne Erfolg bleibt. Diejes Verfahren gewährt den 
Vorteil, daß der Anmelder abwarten fann, was aus der Patent- 
anmeldung wird, ohne daß die Priorität für die Gebrauchsmuiter- 
anmeldung verloren geht (Gejchäftstätigfeit d. PA. S. 222; vgl. aud) 
die Verfügung des Präfidenten des PA. in R. u. U. VII 354. Freilich 
entgeht damit der Anmelder nicht der Gefahr, daß in einem ſpäteren 
Verfahren, ſei es, daß die Nichtigkeitserklärung des Patents beantragt 
wird, ſei es, daß das Beſtehen des Gebrauchsmuſterſchutzes vor den 
Gerichten ftreitig wird, eine andere Auffafjung über die Natur des 
angemeldeten Gegenftandes durchdringt, als die, welche das Batentamt 
bei der Gewährung oder Verjagung des Patents geleitet und leßteren 
Falles zur Eintragung des Gebrauchsmuſters geführt hat). 

Dagegen ift es nicht ftatthaft, daß das Patentamt von ſich aus, 
alſo ohne diesbezügliche Anmeldung, einen zur Patentierung angemel- 
deten Gegenftand in die Gebrauchsmufterrolle einträgt, wenn es das 
Patent verjagt oder für nichtig erflärt (Seligjohn a.a. ©.) Ob der- 
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jenige, für welchen ein Gegenstand in die Gebrauchämufterrolle ein- 
getragen ift, nachträglich noch den Patentichug dafür erwerben kann, 
hängt davon ab, ob nicht inzwiichen der Gegenftand feine Neuheit ver» 
loren hat (a. M. Davidjohn i. d. Zeitichr. F. gewerbl. Rechtsſchutz 1892 
€. 170, der dies allgemein für unzuläffig erachtet). 

5. Zum Begriff eines jchugfähigen Gebrauchsmuſters gehört vor 
allem ein Modell, d. i. ein Vorbild für die Geftaltung eines Induftrie- 
gegenftandes. Schugfähig iſt aljo nur, was im Raume dar- 
— verförpert werden fann und was gerade in dieſer 
einer Raumform einer neuen Idee entſpricht. Im einzelnen 
it zu bemerfen: 

a) Nur daß der Gegenftand einer Darftellung im Raume 
fähig ift, erjcheint für den Begriff des Modells im Sinne de3 Gejeßes 
erforderlich, nicht daß er jchon jo dargeftellt ift, wie er zu jeinem 
Arbeits- oder Gebrauchszmwede verwendet werden joll. Das Wort 
„Modell“ bedeutet aljo nicht, dab bereit3 ein Eremplar des Gegen- 
ftandes in vollftändiger oder auc nur vorläufiger Ausführung, das 
etwa zum Abguſſe weiterer Eremplare oder auch nur N Probe u. dgl. 
dient, vorliege, vielmehr genügt es zur Eriftenz eines Modells im Sinne 
des Gebrauchsmuſterſchutzes, wenn die dem Gegenftande eigene Raum- 
form als folche erdacht und für andere deutlich wahrnehmbar gemacht 
it, jet es nun durch eine Darftellung in natura oder lediglich durch 
eine Abbildung — Zeichnung, Photographie zc. (vgl. $ 2 Abi. 3, Gierke 
€. 841, Laß ©.5, Schanze in GA. Bd. 47 ©. 214 ff., OLG. Karlsruhe, 
EMZB. VI 181; vgl. auch die Aeußerung des Berichterftatterd der 
RIKomm., ften. Ber. S. 2555). 

b) Was einer Darftellung im Raume nit fähig iſt 
oder nicht gerade durch jeine Raumform einer neuen Idee 
net, ift fein nad Mafgabe diejes Geſetzes ſchutzfähiges 

odell. 

aa) Nicht fähig einer Darftellung im Raume ift ein Ver— 
fahren; ein folcyes kann aljo niemals den Schuß des gegenwärtigen 
Geſetzes, jondern nur allenfall3 den Patentſchutz genießen. (RG. in R. 
u. U. IV 270; RS. in PMZBT. II 61, IV 86, VI 185, 239; RE. Bd. 40 
©. 143, Bd. 46 ©. 1; LG. Berlin, PMZBI. I 257; dasjelbe in den Mit- 
teilungen des WBatentamt3, Anmeldeitelle für Gebrauchsmuſter, II 
©. 323, IV ©. 77; DRG. Hamm, PMZB. II 100, OLG. Karlsruhe 
ebenda VI 181; Sammergericht ebenda V 303; Kohler in R. u U. | 
200). Mit dem Berfahren als ſolchen darf natürlich nicht vermechjelt 
werden der etwa durch das Verfahren Herzuftellende körperliche Gegen- 
itand. Zeigt diefer eine neue Raumform, jo ijt er ald „Modell“ nadı 
dem gegenwärtigen Geſetze Ichugfähig, nicht aber das Berfahren zu 
feiner Herftellung; der Erfinder kann dann eriteren zum Mufterichuß, 
legteres, wenn es gleichfalls neu ift, zum Patentihug anmelden (RGC. 
a.a.D.) oder, wenn auch der förperliche Gegenitand patentfähig, für 
ihn und das Verfahren ein Patent erwerben (vgl. übrigens Pat.Gei. 
84 Say 2). — | 

bb) Bon einem Modell kann auch da nicht die Rede fein, wo 


374 II. Geſetz, betr. den Schuß von Gebrauchmuftern. $1. 


zwar eine PDarftellung im Raume möglich und beabjichtigt ift, die 
neue dee aber nicht in diejer Darjtellung, nidht in der 
Raumform, hervortritt, jondern in anderen Momenten, fei es, 
daß zwar eine beftimmte Form beabjichtigt, dieje aber bereit befannt 
ift, jei e3, daß die Verwirflihung der neuen Idee nur überhaupt eine 
Raumform, nicht aber eine beftimmte ſolche Form erfordert. E38 er- 
gibt ji) alſo jhon aus dem Begriffe des „Modells“, daß die Neuerung 
immer in der Formgeſtaltung jelbjt liegen muß; das Geſetz hat aber 
diejes Erfordernis noch bejonders aufgeftellt mit den Worten „durch 
eine neue Geſtaltung“ ꝛc. (ſ. N. 8). 

e) Die Raumform, in weldher der Gegenjtand des Gebrauchs— 
mufterjchußes darjtellbar fein muß, kann eine plaftiihe oder auch 
eine Flähenform fein. Natürlich) muß, wie aus dem zu b, bb Dar- 
elegten hervorgeht, aud das Flächenmufter gerade in Anjehung jeiner 
—— als ſolchen einer dem Gebrauchszwecke dienenden neuen Idee 
entſprechen, ſo daß insbeſondere die von der Form unabhängigen Eigen- 
ſchaften des Gegenſtandes den Schutz des gegenwärtigen Geſetzes nicht 
begründen (ſ. das Nähere in N. 8). Anderſeits aber iſt nicht zu über- 
jehen, daß die vom Gejege erforderte Neuheit nicht eine abjolute fein 
muß, daß eine Raumform, die an jic) befannt ift, bei einem beftimmten 
Gegenjtande neu jein und für den Gebrauch gerade diejes Gegenstandes 
förderlich jein kann (vgl. RG. in PMZBL. IX 32), jo daß 3. B. die Ver- 
wendung einer an ſich nicht eigentümlichen linearen Zeichnung für einen 
Gegenftand, an dem fie bisher nicht angebradht war — etwa in ge- 
wiſſen Gejchäftsbüchern — ein jchubfähiges Modell begründen fann. 
(Die Frage, ob Flächenmuſter nach dem gegenwärtigen Gejege Schug 
genießen können, ift äußerft beftritten. Der Haupteinwand, welcher aus 
dem Gebrauch des auf plaftiiche Formen hindeutenden Wortes „Modell“ 
abgeleitet wird, ift von Shmid ©. 223 und Zeitichr. f. gewerbl. Nechts- 
ihuß 1892 ©. 116, 1895 ©. 162, zutreffend widerlegt worden mit dem 
Hinweis darauf, dab das Geſetz die Worte „Mufter“ und „Modell“ 
gleihmäßig gebraudyt und erfteres in der Regel im Sinne von Flächen- 
mufter verjtanden wird. Schmid führt als Beifpiel an eine Tafel mit 
Buchltabenaufdrud für Augenärzte. Bol. au Stephban-Shmid 
©. 340. Für die Bejahung der Frage ferner u.a.: Kohler, Zeitichr. 
f. gewerbl. Rechtsſchutz III 158, R. u. U. 1206, Davidjohn, Zeitichr. 2c. 
1892 ©. 172, R. u. U. 111 226 ff, OLG. Hamm in PMZBL. I 129 betr. 
ein Megifter für Hauptbüder, LG. Mainz, R. u. U. VII 163, betr. 
Doppeletifett3 mit getrennten Feldern. Nicht berufen kann man fich 
mit Davidjohn für die Bejahung auf RG. in PMZB. IV 125, EN. 
Bd. 46 ©. 324; denn eine Knopflochleifte ift ein nicht bloß in der 
Fläche ausgedehnter Körper, wenn auch die dritte Dimenfion verhältnis- 
mäßig noch jo gering ift. Für die Verneinung haben ſich aus- 
geiprohen Robolski, Komm. ©. 12, Stenglein N.1, Fuld, R.u. 
u. VII 183 — diejer mit der Begründung, daß bei Flächenmuftern die 
Steigerung des Nußeffeltes regelmäßig auf einem piychologiichen Mo- 
mente beruhe, auf dem, was von dem Menjchen in die Mujftergeftal- 
tung hineingelegt wird, wogegen zu jagen ift, dab der Nußeffeft einer 
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Neuerung häufig erſt in Verbindung mit einer zwedentjprecdyenden, auf 
Neflerion der Menjchen beruhenden Resten fich geltend macht und 
daß jelbjtverftändlich eine wenigjtens relativ neue Yormgeftaltung vor— 
liegen muß, nicht eine bloß auf „Zlufion“ beruhende Steigerung des 
Nutzeffeltes —; ferner LG. Leipzig in PMZB. I 156 — eine Ent- 
ſcheidung, die übrigens abgejehen von ihrer Begründung richtig ift und 
aud von Kohler, R. u. U. 1206 gebilligt wird, weil es fich darin nicht 
um eine neue Raumform, jondern um eine mitzuteilende Gedanfen- 
fombination handelt, die in der Tat entweder den Autorjchug der 
Scriftwerfe oder feinen Schuß genieft; ſodann Kammergericht in 
PMZB. VI 316, RO. in PMZBL. II 326, VII 42. Dffen gelaffen ift 
die Frage in RGC. Bd. 48 ©. 73, wo mit Recht die Gebrauchsmuſter- 
ihugfähigfeit verneint ift in Bezug auf eine Darftellung durch Schrift- 
zeihen in ihrer jprahlihen Bedeutung; ähnlih RG. in PMZBI. 
VIII 190. Eine Mittelmeinung wird vertreten von Schanze in 
GA. Bd. 47 ©.236 und von Seligjohn N. 3: der Gegenjtand der 
Mufterihöpfung müſſe plaſtiſch jein, an diefem könne jedoch das Schuß- 
fähige in der Behandlung der Oberfläche durch Farbe, Stoffüberfleidung, 
mechaniiche Bearbeitung beftehen. Man kann fich aber doch eine Fläche, 
die nicht mit einem plaftiichen Gegenjtande verbunden ift, nicht vor- 
jtellen, denn ſchließlich ift auch ein Fahrplanblatt nicht eine bloße Fläche.) 

Als neues, dem Gebrauchsziwede dienendes und darum ſchutzfähiges 
Flächenmuſter fann aud die Farbe eines Gegenjtandes in Betracht 
fommen (Kohler, Beitichr. f. gewerbl. Rechtsſchutz III 158, welcher als 
Beilpiel für eine nicht dem Geſchmackſinn dienende, jondern mechaniſche 
Funktion der Farbe die an einem Leuchtturm anführt; Schanze a.a.d. 
©. 238, der die Farbe einer photographiichen Platte für jchußfähig er- 
achtet und hiebei die Enticheidung des LG. Berlin, PMZBL. 1258 be- 
fämpft, in der aber unjere Frage offen gelafjen und dem Gegenftande der 
Anmeldung der Schuß deshalb abgejprochen ift, weil angenommen wurde, 
daß nicht die Farbe der Platte, jondern der Färbungsprozeß angemeldet jet). 

6. Die Modelle (j. N. 5), welche den Schuß des gegenwärtigen 
Geſetzes in Anſpruch nehmen wollen, müjjen jein ſolche von Arbeits- 
gerätichaften oder Gebraudägegenftänden oder von Teilen derjelben. 
Es ift aljo das Feld des Gebrauchsmuſterſchutzes ein jehr weites, denn 
Gebrauchsgegenftände find alle beweglichen, Leblojen körperlichen Sachen, 
die gebraucht werden fünnen, jo daß unter diejen Begriff als den 
weiteren auch die Arbeitsgerätichaften fallen. Die Betradhtung im ein- 
zelnen ergibt folgendes: 

a) Arbeitsgerätichaften find alle beweglichen Ieblojen Gegen- 
ftände, welche vermöge ihrer förperlichen Beſchaffenheit zur Ber- 
rihtung von Arbeit dienen. Dieje kann auch eine geiftige jein, jo daß 
Screibzeuge u. dgl. zu den Arbeitsgerätichaften gehören. Sobald aber 
die geiftige Arbeit fich eines Gegenjtandes um jeines Gedanfeninhaltes 
wegen bedient, jcheidet der Begriff der Arbeitsgerätichaft aus, jo daß 
insbejondere Schriftwerfe u. dgl. nicht darunter fallen. 

b) Auch Maſchinen nd Arbeitsgerätichaften oder doc Ge- 
brauchsgegenftände, und zwar nicht nur die einfachen Apparate, die zu 
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den Maſchinen im weiteren Sinne gerechnet werden, wie Koch-, Waſch⸗, 
Wring-Maſchinen u. dgl., jondern aud die Majchinen im engeren Sinne, 
welche aus einer Neihe von ineinander greifenden Vorrichtungen oder 
Arbeitsmitteln beftehen. Daß der SEvrachgebrauch gegen die Unter— 
ordnung der Maſchinen im engeren Sinne unter die Arbeitsgerätſchaften 
ſpreche, kann nicht zugegeben werden; aus dem Wortlaute des Geſetzes 
iſt daher gegen die Anwendbarkeit desjelben auf Majchinen nichts zu 
entnehmen. Wber auch der Zwed des Geſetzes fteht nicht entgegen, denn 
das Bedürfnis nah Schug für Formverbejjerungen an Majchinen, die 
vielleicht einer patentfähigen Idee nicht entiprechen, läßt ſich nicht ver- 
fennen. Die Bemerkung der Motive (S. 9), die Gejeßesworte jollten 
zum Ausdrude bringen, dat Maſchinen und Betriebsvorrichtungen „für 
den Muſterſchutz außer Betracht bleiben“, fteht mit der Bedeutung Des 
Wortes „Arbeitögerätichaft” nicht im Einklange und fann Daher gegen- 
über dem Wortlaute des Geſetzes nicht maßgebend fein. Aus dem in 
N.5 Dargelegten geht übrigens als jelbjtverftändlich hervor, daß eine 
Maſchine nur als förperlicher Gegenftand, in Anjehung ihrer Raum- 
form, den Schuß eines Gebrauchämufters genießen fann, wobei freilich 
die Dienlichkeit diejer Form für den Arbeits- oder Gebrauchszwec alſo 
die Leiſtungsfähigkeit der Maſchine mit in Betracht zu ziehen iſt, nie— 
mals aber dieſe allein, der Arbeitsvorgang, Gegenſtand des Schutzes 
ſein kann. Es fällt alſo eine Maſchine mit anderer Raumform, wenn 
ſie auch genau dasſelbe leiſtet, wie die in die Muſterrolle eingetragene, 
nicht mehr in deren Schutzſphäre, während anderſeits eine von der ge— 
ſchützten Maſchine in der Form ſich nicht unterſcheidende Maſchine ohne 
Verletzung des Schutzrechtes auch dann nicht hergeſtellt werden darf, 
wenn damit ein völlig anderer Arbeitsvorgang geleiſtet werden ſoll 
und ferner eine Maſchine, die zwar einem neuen Gebrauchszwecke dient, 
in der Form aber einer bisher jchon befannten vollfommen gleich ift, 
troß der vielleicht bedeutenden erfinderifchen dee, welche in der Ber- 
wendung für den. neuen Zweck liegt, den Gebrauchsmufterichuß nicht 
erlangen fann. (Für die Anmendbarfeit des gegenwärtigen Geſetzes 
auf Majchinen in der Literatur die herrichende Meinung, u. a. Kohler, 
N. u. U. 1205, Wirth ebenda 11 329, Landgraf, Komm. N. 10, Ro- 
bolsfi, Komm. ©. 12, Davidjohn i. d. Beitichr. f. gew. Rechisſchutz 
1892 S ẽ . 168, Hudorit. i. d. Beiträgen z. Erläut. d. deutichen Rechts 
Bd. 41 ©. 366, Seligjohn N. 4; ferner Deo. Hamburg, PNRZBI. II 
125. Für bejhränfte Anwendung die Vertreter des Erfordernifies 
der jog. „Modellflarheit“, Schmid ©. 224, Gareid, Jahrbücher f. 
Nationalöfonomie u. Statiftit 1892 ©. 101, Davidjohn in R.u. U. 
III 228, IV 320; nach diejen Schriftitellern jollen den Gebrauchsmuſter— 
ihuß nur ſolche Majchinen genießen können, deren Arbeitd- oder Ge— 
brauchszwed in ihrer äußeren Geftalt, wie fie in der Nach- oder Ab- 
bildung ($ 2 Ubj. 3) ericheint, Har hervortritt; gegen dieje Annahme 
Breslauer, R.u.U.IV 354 und Schanze in GN. Bd. 47 ©. 240. 
Letzterer jelbjt vertritt a. a. DO. und im jächl. Arch. f. bürg. R. 1900 
©. 112 ff. die Anficht, der Gebrauchsmufterichuß verlange zwar vom 
Inhalte der Mufterfchöpfung Einfachheit, der Muftergegenjtand 


Unbewegl. Sachen, Halbfabrifate, Nahrungs- und Genußmittel. 377 


aber könne jo fompliziert fein, wie er mwolle. Gegen die Muljter- 
ihupfähigfeit der Majdyinen im engeren Sinne: RGE. Bd. 36 ©. 16, in 
PMZBl. II 10, betr. einen Bafteurifierapparat, RGC. Bd. 41 ©. 74, in 
PMB3ZBl. IV 124, betr. eine Schügenjchlagvorridtung für mechanijche 
Drahtmwebjtühle, RG. in PMZBL. VI 240, betr. eine Werkzeugmajchine 
zum gleichzeitigen oder juccejjiven Schneiden und Lochen von Blechen 
und Winfeleijen, RG. ebenda VIII 132, betr. eine Hobelmaſchine; RGC. 
30.39 ©.115, in PMZBL. III 176, RGEStr. Bd. 25 ©. 185, in PMZBI. 
11 137, in welchen Entjcheidungen einerjeit3 eine Filterpreſſe, anderjeits 
ein Webftuhl zur Anfertigung von Rohrdeden für Gärtnereien wegen 
ihrer relativen Einfachheit nicht zu den nad Anjicht des RG. vom 
Mufterihug auszujchliegenden Majchinen gerechnet werden; ferner LG. 
Erfurt in PMZBI. II 324, OLG. Hamm ebenda V 208, OLG. Lohmen 
R. u. U. IV 271; vgl. au LG. Nürnberg, PMZB. V 177, wo eben- 
fall3 die Meinung vertreten, daß „Lomplizierte” Einrichtungen nicht 
unter das Geſetz fallen. Das RG. und die ihm folgenden Gerichte 
ftügen jich auf die Motive und den Sprachgebraud, j. o. ©. 376.) 

e) Unbeweglihe Sachen fallen nah dem Sprachgebrauch 
und dem Zwecke des Gejeges nicht unter den Begriff der Arbeits- 
gerätichaften oder der Gebrauchsgegenſtände; jo insbejondere nicht die 
Konftruftion einer Dede (RGE. Bd. 41 ©. 65, in PM8Bl. IV 153; 
Kammergericht, PMZBI. V 304). Dies hindert aber nicht, daß beweg- 
ie Gegenftände, weiche am unbeweglichen verwendet werden jollen, 
aber ſelbſt eine diejem Gebrauchszwede dienende neue Geftalt 2c. auf- 
weijen, den Schuß erwerben (jo Wölbjteine zur Herjtellung von Mauer- 
werf, ROSE. Bd. 44 ©. 74, in PMZBIL. V 308, ein Weichen-Zungenftüd 
für eine Straßenbahnanlage, RG. in PMZBL. V 214, gewundene Schienen 
für Trejormauerwerfe, RGC. Bd. 50 ©. 124). 

d) Bon den beweglichen Sachen find als Gebrauchsgegenftände 
ichußfähig nicht nur jolche, welche ihre endgültige Geſtalt bereits erlangt 
haben, jondern audy Halbfabrifate, injoferne fie in dem Gewerbe, 
welches fie ihrer Bollendung entgegenführt, zum Gebrauch für diejen 
Zwed dienen (RGE. Bd. 39 ©. 6, Seligjohn ©. 383). 

e) Nahrungs- und Genußmittel find, auch wenn fie dem 
Gebrauchszwecke durch eine neue Gejtaltung oder Anordnung dienen, 
vom Gebrauchsmufterihug ausgejchlofien; denn das Patentgejeg nimmt 
jie von der Batentfähigfeit im Intereſſe der allgemeinen Wohlfahrt aus 
(j. N. 13 zu $ 1 des Pat. Geſ.) und es kann daher nicht die Abjicht des 
Geſetzes geweſen jein, jie dem Gebrauchsmufterihuge zugänglich zu 
machen und damit ben Gemeingebraud) u Gunſten einzelner wieder 
einzuſchränken. (RGE. Bd. 46 ©. 1, in PMZBL. VI 185, Schanze, 
GA. Bd. 47 ©. 224; aM. LG. Heilbronn, PMZBL. IV 150.) Das- 
jelbe ift aus dem gleichen Grunde bezüglid; der Arzneimittel an- 
zunehmen. Was ferner die Gebrauchsgegenſtände betrifft, deren 
Berwertung den Geſetzen oder guten Sitten zumiderlaufen 
würde, jo ſpricht wiederum die Parallele mit dem Patentgejege dafür, 
dab ſolche einen Gebrauchsmufterihug nicht erlangen können; denn 
auch bezüglich diejer ift der Gedanfe abzulehnen, dab das gegenwärtige 
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Geſetz das gewähren wollte, was das Patentgejep verjagt. (Ueberein- 
ftimmend Seligjohn N. g, LG. Leipzig in PMZB. III 159. Die für 
Schriftwerfe mit gejeß- oder fittenwidrigem Inhalt maßgebenden Er- 
wägungen — j. meinen Kommentar zum Urh.RGej. vom 19. Juni 1901 
S. 38, N. 4 lit. b zu$1 — treffen hier nicht zu.) 

ſ) Auch Teile von Arbeitsgerätichaften oder Gebrauchögegen- 
ftänden können, wenn fie im übrigen den Vorausſe egungen des 8 1 
entjprechen, für ſich den Schuß erlangen; 3. B. das Schloß an einem 
Seldichrante; die Bremje eines Fahrrades 2. (Das RG. hat wieder- 
holt Teile von Majchinen für ſchutzfähig erflärt in Fällen, in welchen 
e3 der Mafchine ald Ganzem den Schuß abjpredhen zu müjjen glaubte, 
vgl. lit. b; doch macht es den Schug von Majchinenteilen davon ab- 
hängig, daß dieje eine jelbftändige Aufgabe bei der Arbeitsverrichtung 
des ganzen Apparates erfüllen; ſo NEL, Bd. 39 ©. 115, in PMZBI. 
III 176, ROSE. Bd. 41 ©. 74, in PMZBL. IV 124, RG. ebenda V 320; 
anderjeit3 NG. in PMZBI. VI 240; vgl. auh RG. ebenda VIII 132. 
Aehnlih OLG. Hamm, PMZB. V 208, OLG. Braunſchweig ebenda 
©. 306. Einen genügenden Erjat für die nad Anficht des RG. den 
Maſchinen i. e. ©. fehlende Schugfähigfeit nah) Maßgabe des gegen- 
wärtigen Gejeßes würde durch die Möglichkeit, Majchinenteile jhügen 
a latjen, nicht geboten; denn wenn die zu jchüßende Verbeſſerung einer 

aichine der jelbftändigen Aufgabe in dem Gejamtmechanismus ent- 
behrt, verjagt diejes Auskunftsmittel. Vgl. Seligjohn N.5). Nicht 
alles, was an einem Gebrauchsgegenftande angebradt ift, erjcheint als 
ein dem Gebrauchszwecke durch jeine Raumform dienender Teil des- 
jelben, nicht 3. B. eine Anjichrift, die eine Gebrauchsanweijung enthält 
(RG. in PMZBL. VII 190). 

7. Die Schupfähigfeit der Modelle von Arbeitsgerätichaften oder 
Gebrauchsgegenftänden iſt bedingt dadurd), daß joldye dem Arbeits. oder 
Gebrauchszweck dienen follen. Hierin liegt zweierlei: 

a) Ein Arbeits- oder Gebrauchszweck muß in Frage ftehen. 
Soweit Zwede anderer Art verfolgt werden, fann der Schuß des gegen- 
wärtigen Geſetzes nicht beaniprucht werden. „Gebrauchszweck“ iſt im 
Sinne von Nüplichfeitszwed zu verjtehen. Einen Gegenjaß hiezu bildet 
namentlich der Schönheitszwed. Es jcheiden daher vom Gebrauchs. 
mufterjchuge diejenigen Modelle aus, welche äfthetiiche Befriedigung 
oder Anregung zu gewähren bejtimmt jind und deshalb dem Gebiete 
der Geſchmacksmuſter angehören (vgl, N. 4 lit. a; RGC. Bd. 36 ©. 57, 
RG. in PMZB. VII 42: Schmudgegenftände, ferner Anſichtspoſtlarten, 
deren aufgedruckte Darſtellungen bei durchſcheinendem Licht in verän— 
derter Farbe erſcheinen, können nicht nach Maßgabe dieſes Geſetzes ge— 
ſchützt werden). Dagegen kann ein Gegenſtand, der erſt zur Herſtellung 
von Geſchmacksmuſtern verwendet werden ſoll, allerdings einem wirt— 
ſchaftlichen Nutzzwecke, alſo einem „Gebrauchszwecke“ dienen (RGC. 
Bd. 39 S. 131; es handelte ſich um imitierte Reiherfederbüſchel zur 
Fertigung von Phantaſiefederſchmuck). Dient ein zuſammengeſetztes 
Ganze vermöge der Art der Verbindung feiner Teile einem Gebrauchs— 
zwed, jo ift es unerheblich, wenn etwa einzelne Teile für ſich allein 
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nur als Bierate in Betradht fommen (RG. in PMZBI. VI 317). Ab- 
geiehen vom Schönheitszwed kann von einem Gebrauchszmwed in unjerem 
Sinne auch da nicht die Rede fein, wo für das Modell eine beftimmte 
Form nur deshalb gewählt ift, weil dieſer eine gewiſſe ſymboliſche Be- 
deutung in Bezug auf einen Gegenftand zufommt, für welchen das 
Modell verwendet wird. — Dresden, PMZDBI. IV 210, bezüglich 
eines Buchzeichens für Gebet- oder Gejangbücher, das die Form eines 
Herzens oder Kreuzes hat. Dort ift ausgeführt, daß der Gebrauchs— 
zwed eines Buchzeichens ſich in der äußeren Kennzeichnung einer be- 
ftimmten Buchftelle, die man wieder auffinden will, erichöpfe und da 
daher nur Neuheiten, welche diejen Zweck fördern jollen, wie 3. B. 
eine Borrihtung zur Verhinderung des Hineingleitend oder Heraus- 
fallens des Zeichens, den Schuß diejes Gejehes beanipruchen können.) 
Weiter hat der Zwed, einer bloßen Laune, etwa einer Modelaune, zu 
dienen, mit dem Gebrauchszweck nichts gemein. (Mit Necht hat das 
LG. Nürnberg, PMZBL. III 30, den Gebrauchsmufterichug einem Blei- 
ftift, der das Anjehen eines Spazierjtodes hat, dem jog. Gigerlbleiftift, 
veriagt, weil dieje Form den Gebrauchszweck nicht berühre, jondern 
nur eine Modejache jei.) 

Anderjeits würde der Begriff des Gebrauchszweckes wiederum 
zu enge gefaßt, wenn man nur einen technifchen oder gewerblichen 
darunter verftehen würde. Auch Neuheiten in Bezug auf Spielwaren 
dienen einem Gebrauchszweck, injoferne fie ſich auf die förperliche Form 
und die Art der Verwendung, nicht etwa bloß auf die deforative Aus- 
ftattung beziehen (vgl. Komm.Ber. ©. 2447. Vom LG. Nürnberg wurde 
einem Schiffsmodell zum Vorführen des Manövrierend von Kriegs— 
ihiffen auf Gewerbeausftellungen die Schußfähigfeit abgejprochen, weil 
es weder eine Arbeitsgerätichaft, noch ein Gebrauchsgegenftand ſei — 
j. PMZBL. V 177. Dieſe Auffaffung ift wohl nicht zutreffend, denn 
man fann einem jolchen Modell den wirtichaftlichen Nutzzweck nicht 
mit Grund abſprechen). Der Gebrauchszweck muß, wenn er nur nicht 
gerade ein gejeß- oder jittenmwidriger ift (vgl. N. 6 lit. e), doch nicht ein 
jolcher jein, dem ein fittlicher oder wirtichaftliher Wert zufommt. 
(Seligjohn N. 8, der als Beifpiel anführt das Abrunden der Eden 
an Spielfarten zur Erleichterung des Mifchens. Man fünnte als weitere 
Beijpiele Hinzufügen Neuerungen, welche die Gebrauchsfähigfeit der 
Würfel oder des Würfelbechers erhöhen u. dgl.) 

b) Das Modell muß dazu beftimmt jein, dem Arbeits- oder 
Gebrauchszweck zu dienen, d. h. dieſen im irgend einer Weije zu 
fördern, ſei e8 auch nur dadurch, daß einem beftimmten Arbeits- oder 
Gebrauchszweck ein vielleicht jchon in anderer Weije vertvendeter Gegen- 
ftand durch Umgeſtaltung dienftbar gemacht (vgl. LG. Leipzig, PMZBI. 
I 156) oder ein jchon bisher in gleicher Weile verwendeter Gegenjtand 
verbefjert und dadurch jeine Gebrauchsfähigkeit erhöht wird oder ver- 
ichiedene befannte Gegenftände fombiniert werden und dadurch gegen- 
über bisherigen ähnlichen Mitteln ein Fortſchritt erreicht wird. Das 
Abzielen auf einen ſolchen Fortichritt ift bei bloßen Formveränderungen 
oder Kombinationen befannter Elemente zweifellos erforderlich, damit 
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man jagen kann, das Modell jolle dem Arbeitö- oder Gebrauchszweck 
dienen; der angeftrebte Fortichritt kann aber jchon darin zu finden jein, 
dat die Herftellung eines Arbeits- oder Gebrauchsgegenſtandes in der 
neuen Form weniger Koften macht, foferne nur unter der Billigfeit 
nicht die Dauerhaftigfeit und Leiftungsfähigfeit des Gegenftandes leidet 
(RG. in PMZBL. TV 234, in R. u. U. IV 275 Nr. 7). Iſt die Neuheit 
des Modelld nicht auf bloße Formveränderung befannter Gegenjtände 
beijchränft, jondern mit demjelben einem Bedürfnis der Menichen ein 
ganz neues Befriedigungsmittel zugeführt, jo wird zwar hiefür meift 
der PBatentihug erworben werden; joferne ſich aber der Erfinder mit 
dem Gebrauchsmufterjchug begnügt, muß er e3 auf einen weiteren Fort— 
jchritt al3 den, daß eben die vorhandenen Vor age um eines 
— ſind, nich abgejehen haben (vgl. N. 4 lit. b, bb zu $ 1 des Pat.- 
Geſ., oben ©. 1 

Das eich erfordert nicht, dab das Modell dem Arbeits- oder 
Gebrauchszweck wirklich diene, daß aljo der damit beabjichtigte Erfolg 
eintrete, jondern nur, da es einem ſolchen Zwed dienen jolle, alio 
nach dem Willen des Anmelders dazu bejtimmt und nach jeiner äußeren 
Beichaffenheit objektiv dazu geeignet ſei (RGE. Bd. 39 S. 115, im 
PMBl. III 176, RG. ebenda IV 125; RGC. Bd. 48 ©. 21; RG. in 
HA. Bd. 46 ©. 324; zu einfeitig das jubjeftive Moment ift betont in 
RGStr. Bd. 32 ©. 4). 

Nicht notwendig iſt, daß das Modell von der Art ift, daß 
es dauernd einem Wrbeits- oder Gebrauchszwede dient und zwar 
jelbftändig. Es können aljo aud) ſolche Modelle ſchutzfähig jein, welche 
durch einmaligen Gebrauch verbraucht werden, wie z. B. ein Brief- 
umichlag (RGE. Bd. 39 ©. 6, in R. u. U. IV 274) und ebenfall3 jolche, 
welche durch den Gebrauch ihre Selbftändigfeit verlieren, in einem 
anderen Gegenjtande aufgehen, wie Halbfabrifate (RG. a. a. ©.) oder 
bewegliche Sachen, die in eine unbewegliche eingefügt werden no m. 
fteine, Eijenjchienen u. dgl., RGC. Bd. 44 ©. 74, in PMZB. V 308, 
NGC. Bd. 50 ©. 124; a. M. Schmid ©. 225). Immerhin aber fann 
davon, dab ein Gegenftand mit einer gewiſſen Neuerung einem Ge- 
brauchszwede dienen joll, nur dann die Nede fein, wenn er mit der 
Neuerung überhaupt in den Verkehr zu treten bejtimmt ift. Soll da- 
gegen die Neuerung nur ein Durdgangsitadium in der Fabrikation 
bilden, in welchem der Gegenftand nicht in den Verkehr tritt, jo fehlt 
es an dem Erfordernifie, dab das Modell durch eine neue Geftaltung ec. 
einem Gebrauchszwede dienen ſoll, vielmehr iſt das Neue in der Her— 
jtellungsweije, aljo einem Berfahren, zu finden, das den Gebrauchs- 
mufterihug nicht erlangen fann (RGE. Bd. 39 ©. 6, betr. Tonröhren, 
die mit Längsichnitten verjehen werden, um fie nach dem Brennen zu 
Halbröhren jpalten zu fönnen, die aber, mit dieſen Längsſchnitten ver- 
jehen, überhaupt vor der Spaltung den Gewerbebetrieb des Anmelders 
nicht — jollten). 

. Nur Modelle, welche den in N, 7 erörterten Zweden durd 
eine — Geſtaltung, Anordnung oder Vorrichtung dienen jollen, wer⸗ 
den ald Gebrauchsmuſter nach Maßgahe dieſes Geſetzes geſchützt. Den 
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Begriffen „Gejtaltung“, „Anordnung“, „Vorrichtung“ ift gemeinjam 
die Ausdehnung im Raume. 

a) Unter Geftaltung ift die äußere Form zu verftehen und 
zwar vorzugsweiſe die Form eines einzelnen, einheitlichen Körpers; 
z. B. Die eines Falzwerkzeuges, einer Flaſche, einer Stahlfeder. Eine 
„Beftaltung“ liegt aud dann vor, wenn ein befannter Gebrauchsgegen- 
jtand derart verändert wird, dai er der Verwendung zu einem bisher 
nicht verfolgten Zwede angepaßt wird (RGC. Bd. 50 ©. 124). 

b) Mit den Worten Anordnung und Borridtung ift die 
Art und Weiſe der Vereinigung, des Ineinandergreifens, Zujammen- 
wirfens verjchiedener Elemente eines Körperd gemeint; insbejondere 
fällt die Konftruftion einer Maſchine unter diefe Begriffe, die fich nicht 
Iharf voneinander abgrenzen laſſen. (Teilweife abweichend die Be- 
griffsbeftimmungen bei Zangenhan ©. 23, der fir die „Vorrichtung“ 
al3 weſentlich erachtet, daf jte fich zum Ganzen wie die Pertinenz zur 
Hauptiache verhält, jo dat bei der „Anordnung“ nur an eine Mehrheit 
foordinierter Elemente zu denken wäre; ferner Schanze, R.u.U.V 
250 ff. — Im Entwurf war neben der Geftaltung nur die Vorrichtung 
genannt. Die Kommijfion fügte noch „Anordnung“ ein, um ganz 
Har zu ftellen, daß auch ſolche Modelle unter das Geſetz fallen, welche 
beijpiel3weije in der Kommijjion erwähnt wurden, die aber wohl jchon 
mit dem Worte „Vorrichtung“ getroffen wären, nämlich ein Baraden- 
zeit, welches vermöge einer bejonderen Anordnung und Befeftigung der 
einzelnen Teile mit Leichtigkeit auf» und abgejchlagen und transportiert 
werden fann, ferner ein Brenner an einer Petroleumlampe, dem eine 
bejtimmte Stelle angewiejen ift, um in bejonderer Weiſe Luft zuzu- 
führen; Koınm.Ber. ©. 3, vgl. RGC. Bd. 35 ©. W, RO. in PMZBL. II 
326, V 310; Schanze, R.u. U. V 243.) Eine „Anordnung“ ift ins» 
bejondere in der zwedmäßigen Verbindung befannter Gegenftände zu 
erbliden (3. B. Gardinenbänder, bei welchen Band und Schlinge zu 
einem Zwede zujammengewebt find, RGStr. Bd. 32 ©. 4; man denfe 
ferner an die Vereinigung verichiedener oft gleichzeitig benötigter Ge— 
brauchsgegenjtände in einer Umhüllung mit möglichiter Ausnüßung 
des Raumes, wie etwa ein Tajchennecejlaire u. dgl., Eß- und Trink— 
geräte für die Reiſe). 

Die verjchiedenen Elemente eines Körper müſſen, damit von 
einer „Anordnung“ die Nede jein kann, nicht notwendig mehrere förper- 
lihe Gegenftände fein; denn auch die Verwendung eines be— 
ftimmten Stoffes — ——— eines körperlichen Gegen— 
ſtandes von beſtimmter Raumform iſt als eine Anordnung anzuſehen. 
Ob ſchon die erſtmalige Verwendung eines an ſich bekannten Stoffes 
für einen bekannten EN tand ein ſchutzfähiges Modell ent- 
ftehen läßt, hängt davon ab, o 

aa) die Anordnung neu in dem Sinne ift, daß jie auf einem 
Erfindungsgedanfen beruht (ſ. N. 9), woran es dann fehlt, wenn die 
Uebertragung des Stoffes von anderen ähnlichen Gegenftänden auf den 
in Frage ftehenden Gegenjtand ohne jegliche Schwierigkeiten erfolgen 
fonnte, fich gewifjermaßen von jelbft ergab, weil die Eigenjchaften des 
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Stoffes befannt waren und dieje da wie dort in gleicher Weije wirken 
(vgl. ROSE. Bd. 48 ©. 21, in PMZBL. VII 214, betr. Schuhleiften aus 
Aluminium) ; 

bb) durch die neue Anordnung der Arbeits- oder Gebrauds- 
zwed eine Förderung erfahren joll ({.N. 7. Daß auch durch Berwen- 
dung eines relativ neuen Stoffes für befannte Geftaltungen ein jchuß- 
fähiges Modell geichaffen werden fann, wird in der Literatur über- 
wiegend angenommen, jo von Kohler, R. u. U. 1200 ff, Shmid 
S. 221, derſelbe in „Mitteilungen vom Berband deutſcher PBatent- 
anmwälte”, Jahrg. II ©. 47, Stephan-Shmid ©. 339, Robolski, 
Komm. ©. 13, Wirth, N. u. U. 11331, Seligiohn ©. 380. Meiſt 
wird auch, wie oben, der Begriff „Anordnung“ in diefem Sinne ver- 
wertet. Dagegen nimmt Schanze, R. u. U. V 250 an, das Wort 
„Unordnung“ ſei nur im räumlichen Sinne zu verftehen und die Stoff- 
vertauſchung könne nur als „Vorrichtung“ den Schuß erhalten, aber 
auch nur injoweit, als lediglich ein Teil des Gegenftandes, nicht der 
ganze Gegenftand aus neuem Stoffe hergeftellt werden ſoll, denn nur 
dann könne von einer Vorrichtung „an“ dem Gegenftande die Rede 
fein. Die Argumentation Schanzes kommt, wie er jelbit einräumen 
muß, zu unbrauchbaren Ergebniffen. Sie ift aber auch nicht zutreffend. 
Wenn man überhaupt unter einer „Vorrichtung“ auch eine Stoffver- 
änderung verjtehen könnte, jo wäre nicht abzujehen, warum nicht die 
Aenderung des Stoffes am Ganzen unter dieſe Bezeichnung ebenjo 
fallen follte, wie die an einem Zeil; denn Stoff und Geftalt find eben 
verjchiedene Elemente eines und desjelben Gegenitandes. Allein es er- 
icheint überhaupt nicht als angemeſſen, dem Begriffe „Vorrichtung“ 
die Deutung zu geben, als könne er ſich auch auf den Stoff beziehen. 
Gerade das Wort „Vorrichtung“ ift nah dem Sprachgebraud auf 
förperliche Teile eines Begenttandes zu beichränfen und zwar hat 
man Dabei vorzugsweile an mechaniiche Funktionen des einen Teiles 
im Verhältnis zum anderen oder zum Ganzen zu denfen — jo 5. ©. 
ift eine Vorrichtung an Gaslampen der Hahn, an neueren Salz» oder 
Butterfäffern der mittels Drehens einer Kurbel bewegliche Dedel u. dgl. 
Dagegen bejteht fein Grund, die Beitimmung des Begriffes „Anord- 
nung“ jo enge, wie e8 Schanze tut, zu fallen. Iſt Dabei auch zunächit 
an räumliche Verteilung, Platzanweiſung u. dgl. zu denken, jo ift der 
Begriff doch weiter. „Anordnen“ heißt eben überhaupt jo viel wie in 
Ordnung bringen, angemefjen einrichten und umfaßt aljo auch die An- 
wendung des den Aweden eines Gegenjtandes am meiſten entiprechen- 
den Materiald. — Das NG. verhielt fih uriprünglich gegenüber der 
Frage, ob durch Stoffveränderung ein neues Modell entjtehen könne, 
vernieinend; jo RGC. Bd. 35 S.%, in PMZU. 1287, betr. die Ver— 
wendung von Celluloid für Fiſchbeine, NG. in PMZBL. 11 326: Eellu- 
loid zur Herftellung des Bodens eines Uhrgehäuſes, RGStr. Bd. 29 
©. 435, in PMZB. 111174: Marfierungsrahmen für Lawn-Tennis 
aus Stein ftatt Holz; RG. in PMSBl. V 214: Schienen aus Walzeiſen 
ſtatt Gußeiſen. Dem ſchloſſen jih an: 26. Berlin, ebenda II 136, LG. 
Bohum u. OLG. Hamm, daf. 11 100, OLG. Köln, daf. V 318, OLG. 
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Dresden, Annalen des k. ſächſ. OLG., XVI 405, DLG. Jena, Blätter f. 
Rechtspflege in Thüringen und Anhalt, Bd. 44 ©. 367 ff.; Stobbe- 
Lehmann, Priv.R. Bd. 3 ©. 54. In jpäteren Entiheidungen nahm 
dad RG. einen anderen Standpunkt ein: die Verwendung eines be- 
fannten Stoffes für einen befannten Gegenftand kann den Muſterſchutz 
dann bedingen, wenn der gewerbliche Vorteil, den das Modell bietet, 
eine beabfichtigte Folge der Verwendung gerade diejes Stoffes ift. So 
RGC. Bd. 41 ©. 37, in PMZBL. IV 105, betr. einen Celluloidmantel 
zum Mutter- und Maftdarmipiegel, wobei nur die Verwendung des 
Gelluloid, nicht die Form des Mantels neu ift. Aehnlich RGC. Bd. 48 
©. 21, in PMZBL. VII 214, wo ausdrücklich der Gejichtspunft der 
„neuen Anordnung“ hernorgefoben an Im wejentlichen übereinjtim- 
mend DLG. Stuttgart, PMZBI. V 

Wie die Verwendung eines — Stoffes, ſo kann auch die 
Anwendung einer Farbe den Schutz des Modells begründen; die 
Vorausſetzungen find hier dieſelben wie dort. (Beijpiel: eigenartige, 
bejonders zwedentiprechende Färbung eines Leuchtturms, Kohler in 
der Zeitichr. f. gewerblichen Rechtsichug III 158, Schanze, GA. Bd. 47 
©. 238, Seligiohn ©. 381, 26. Berlin in der Beitichr. f. gewerbl. 
Rechtsſchutz 1895 ©. 330; vgl. N. 5 lit. c, o. ©. 375.) 

ec) Beder eine Geftaltung nod eine Borridhtung oder 
Anordnung liegt vor: 

aa) wenn nur ein Stoff an ſich ohne Beziehung zu_einer be- 
jtimmten förperliden Form in Frage ift, jelbjt wenn der Stoff etiwa 
neue phyſikaliſche oder chemiſche Eigenjchaften aufweiſt, die dem Arbeits— 
oder Gebrauchszwecke dienen Stephan-Schmid S. 339, Robolski, 
Komm. S. 12, Kohler, R. u. U. 1200). Den Mufterichuß fönnen 
aljo nicht erlangen nisse Stoffe, släffigfeiten, Gaje (Schanze, 
GA. Bd. 47 ©. 222, a.M. Ephraim, R. u. U. 1350 ff.), Heizmaterial 
(RS. in PMZB. V 38), unverbrennbarer Chriftbaumjchnee (OLG. 
—— M. in PMZBL. 1120), Badmehl (LG. Berlin, da. IV 26), 
Stoffmiihungen (Rammergericht ebenda IV 24), Biehfutter, beitehend aus 
einer Miſchung von unregelmäßigen Krümeln (Kamm. Ger. ebenda V1313). 

bb) wenn eine bereits befannte Form ohne wejentliche Ber- 
änderung und ohne daß dieſe Form eine für den verfolgten Zweck 
typiſche iſt, nur für einen anderen Zweck verwendet wird (z. B. 
Glasröhren in Cylinderform für Fruchtſäfte u. dgl., OLG. Köln, Zeitſchr. 
j. gewerbl. Rechtsſchutz 1895 ©. 304, PMZUI. 1 259; Betonplatten für 
eine Dedenktonitruftion, Kammergericht i. PMBBl. V 303; Würfelform 
für Hartjpiritus, NG, PMZB. IX 32; Verwendung eines befannten 
Modells in einem anderen Gewerbe als bisher: DLG. Dresden, PM: 3Bl. 
V 245; j. aber auch RGC. Bd. 50 ©. 124, lit. a dieſer N., o. ©. 381). 

ec) wenn eine Majchine zu einem neuen Arbeitsvorgang 
verwendet wird (RGE. Bd. 36 ©. 16, OLG. Hamburg, PMZBI. III 125, 
vgl. oben N. 6 lit. b); 

dd) wenn ein Gegenftand ohne Veränderung feiner Raumform 
eine neue phyſikaliſche Eigenſchaft erhält (3. B. Poſtkarten licht- 
empfindlich gemacht werden, OLG. Dresden, PMZBI. VI 351). 
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®. Neuheit. Ein Modell für eine Arbeitögerätichaft oder einen 
Gebrauchägegenftand muß, um jchubfähig zu jein, durch eine neue 
Gejtaltung 2c. dem Arbeits- oder Be dienen. Wann ein 
Modell als nicht neu gilt, jagt uns Abſ. 2. Aber deshalb ift nod) 
nicht jedes Modell neu, bezüglich deſſen feiner der Fälle des Abi. 2 
vorliegt; dieſer Abjag will nicht den Begriff der Neuheit negativ be- 
ftimmen, jondern nur diejenigen Gründe angeben, welche die Eigen- 
ichaft der Neuheit ficher ausjchliegen. Die gegenteilige Annahme 
(Seligiohn N. 7 ©. 382) läßt ſich nicht durch die Barallele mit $ 2 
des Pat.Geſ. rechtfertigen. Dort find allerdings die Gründe der 
mangelnden Neuheit einer Erfindung erjchöpfend aufgezählt und wir 
finden Diejelben Gründe in $ 1 Abi. 2 des gegenwärtigen Gejeges 
wieder. Dabei darf aber eines nicht überjehen werden. Das Ge- 
braudhsmufterjhußgeje verlangt für die Gegenftände des Schuges nicht, 
daß fie eine „Erfindung“ feien, es gibt deshalb aber nicht das Er- 
forderni3 einer — wenn auc noch jo geringen — ſchöpferiſchen dee, 
einer gewifjen Originalität preis. Die Motive bemerken hiezu, in dem 
Begriffe der Neuheit liege ohne weiteres, daß die Abweichung von 
bereits bekannten Geltaltungen oder Vorrichtungen eine jelbjtändige, 
eigenartige fein müſſe; demgemäß erjcheine die Hinzufügung des 
Wortes „eigentümlich”“ nicht notwendig. Damit ift, wenn auch viel- 
feicht nicht mit glüdlichem Ausdrude, zur Erkenntnis gebracht, daß das 
Wort „neu“ in Abi. 1 mehr bejagen joll, al3 die Tatjache, dab zur 
Beit der Anmeldung das Modell noch nicht offenkundig benugt oder in 
öffentlichen Druckſchriften beichrieben ift, daß es zugleich eine Eigen- 
ichaft bezeichnet, die der Erfindung von jelbft zufommt, für dag Modell 
aber bejonders hervorgehoben werden muß (a. M. Seligjohn ©. 381): 
die Eigentümlichkeit —8 Geſchmacksmuſtergeſetz $ oder gewiſſe Origi— 
nalität. Ein Modell kann alſo ſehr wohl in dieſer Form noch nicht 
bekannt ſein, aber der Schutzfähigkeit doch entbehren, weil die Neuerung 
feinem irgendwie originellen Gedanken entſpricht (vgl. RGC. Bd. 39 
©. 115 in PM3Bl. III 176; eine „ſelbſtändige Eigenart“ verlangt auch 
RG. in Seuff. BT. f. Rechtsanwendung Bd. 63 ©. 11; vgl. ferner NG. 
in PMZB. IV 105; RG. in R. u. U. III 369; OLG. Köln PRZBI. 
V 318, Stuttgart ebenda 216; Braunſchweig dajelbit 306). Damit 
aljo ein Modell in Bezug auf die dem Arbeits- oder Ge— 
braudszwede dienende Gejtaltung, Anordnung oder Bor- 
rihtung neu jei, ift zweierlei erforderli 

a) daß die Konzeption des Modells einen ichöpferiichen Gedanken 
erfennen läßt, 

b) daß das an fich originelle Modell nicht bis zur Anmeldung, 
wenn auch) nn erjt nachdem der Anmeldende e3 erfunden, auf 
eine der in Abj. 2 angegebenen Weifen befannt geworden ift. (Bal. 
Landgraf N. 7, Schanze, Das Recht der Erfindungen und der 
Mufter, 1899, ©. 384 ff. Man braucht nicht, wie Schanze ©. 387 
meint, entweder dem Abſ. 2 einen engeren Begriff der Neubert als dem 
Abi. 1 zu Grunde zu legen oder in Ubi. 1 das Erfordernis der Ur- 
iprünglichfeit durch Interpretation zu dem engeren Begriff hinzu zu 
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ergänzen, jondern der Begriff der Neuheit ift einzig und allein in dem 
weiteren Sinne der Eigentümlichfeit und Unbefanntheit im Publikum 
zu verftehen, Abj. 2 erläutert aber nur dieje zweite Seite des Begriffs, 
er jagt uns, wann ein Modell jedenfalls nicht neu ift und läßt die 
Frage offen, wann ihm jonft noch — wegen mangelnder Originalität — 
die Eigenichaft der Neuheit fehlt. Schanze a.a.D. ftellt außer der 
Eigentümlichfeit oder Urjprünglichkeit noch das weitere Erfordernis der 
„Eigenartigfeit“ auf, d. 5. daß ein mejentlich gleiches Mufter nicht jchon 
früher von einem anderen erjonnen wurde, wenn auch ohne Kenntnis 
defien, der es jpäter erjonnen hat. Ein ſolches Merkmal ift zwar dem 
Begriffe der Erfindung eigen — |. N.4 lit.b zu $ 1 des Pat. Geſ. —, 
fällt aber hier im Gebiete des Gebrauchsmuſterſchutzes mit der mangeln- 
den Publizität — Abi. 2 — zujammen.) 

Un die Neuheit im Sinne der Driginalität oder Eigen- 
tümlichkeit (j. o. lit.a) werden im Gebiete des Gebrauchsmufterjchuges, 
wo e3 fih nur um die Förderung des Arbeitd- oder Gebrauchzmwedes 
durch Herftellung oder Veränderung von Raumformen handelt, nicht 
jo hohe Anforderungen geftellt, ald an die Originalität, die zum Be- 

riffe einer Erfindung i. ©. des Patentgejeges gehört. Auch in der 
Fortentwicklung oder Fortbildung befannter Ideen zur beſſeren Aus— 
geitaltung ift ſchon eine gemügende jchöpferiiche Tätigkeit zu erbliden 
(RG. Bolze XVII Nr. 108, RGEStr. Bd.32 S.375, in PMZBL. VI 156: 
Schaffung eines Gebr. Ggſt. aus einem einzigen Stüd geeigneten Ma— 
terials, während bis dahin derjelbe Gegenjtand aus verſchiedenen Stüden 
zujammengefügt wurde; ähnlich R®Str. Bd.32 S. 4; vgl. auch Kammer— 
gericht in PMZBL. I 191). Um jo mehr liegt eine jchöpferiiche Tat 
vor, wenn e3 nach früheren vergeblichen Verjuchen anderer, eine be- 
ftimmte Idee zu verwirklichen, gelingt, die der dee entiprechende Ge- 
ftaltung zu erzielen (RG. in PMZBI. IV 86). Die Neuheit kann liegen 
in der Bereinfahung eines bejtimmten Gegenjtandes durch Fortlaſſung 
einzelner Bejtandteile, aber ohne Verringerung feiner Brauchbarfeit 
ae Eajjel in PMZBI. TV 107), in der Anpafjung eines befannten 

odell8 an einen neuen Gebrauchszweck (RGE. Bd. 50 ©. 124), in der 
Uebertragung einer befannten Vorrichtung auf einen Gegenftand, mo 
fie bisher nicht vorfam, insbejondere eines befannten Mechanismus auf 
einen Apparat, an dem er noch nicht verwendet war, in verjüngtem 
Maßſtabe, zumal wenn hierbei gewifje Schwierigfeiten zu überwinden 
find, die Uebertragung aljo nicht rein mechaniſch erfolgt (RG. in PR.- 
381. V 320, Kammerger. ebenda II 6; OLG. Braunſchweig, ebenda 
5. 306, RG. in GA. Bd. 46 ©. 324, in PMZBL. IV 125); in der Ber- 
änderung der Größenverhältniffe (Stephan-Shmid ©. 344; nicht 
dagegen in der bloßen Veränderung der Abmejjungen, LG. Berlin, 
Zeitjchr. f. gewerbl. Rechtsihug 1895 ©. 316); in der Kombination 
befannter Elemente, ſoweit hierdurd einem Nutzzwecke gedient wird, 
der fi) von dem der einzelnen Elemente unterjcheidet (RG. in PMZBI. 
III 97: Verbindung eines Steingutgefäßes mit einem aus Flechtwerk 
hergeftellten Rahmen zu einem einheitlichen Ganzen, einem Fleiſchkorbe; 
vgl. auch RG. in Seuff. Arc. n. F. Bd. 24 ©. 197, in R. u. U. IV 275 
Dr. Bh. Allfeld, Kommentar 3. d. Geſetzen betr. d. Erfindungsihußse. 25 
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Nr. 7, Kammergericht in PMZB. 1191. Nicht richtig ift, wie Selig- 
john ©. 380 zutreffend bemerkt, wenn RGC. Bd. 36 ©. 16 und ihm 
folgend Kammergeriht in PMZBL. IV 256 außer der Neuheit der Ver— 
bindung befannter Elemente zu einem eigenartigen Zwecke noch Neu- 
heit der Formgebung verlangen und eine jolche Verbindung ohne neue 
Form auf den Patentſchutz verweilen. Was durch die erftmalige Ver— 
bindung verjchiedener wenn auch befannter Elemente entjteht, iſt eben 
injoweit ftet3 eine neue, d. i. noch nicht befannte Raumform, die, wenn 
die Verbindung zur Erreichung eines eigenartigen Erfolges dienen joll, 
auch dem Erfordernijje der Originalität genügt; vgl. das zuerft zit. 
Urteil des RG. betr. den FFleiichkorb). Es kann jein, dab eine mit 
dem Modell im weſentlichen übereinjtimmende Geftaltung von Gegen- 
jtänden gleicher Art jchon früher vorfam und trogdem Neuheit des 
Modells anzunehmen tft; dies ift dann der Fall, wenn dieje Geftaltung 
früher nicht einer Abſicht entſprach, jondern nur zufällig, nur mitunter 
und regello8 auftauchte, ja jogar als Fehler betrachtet wurde und nun— 
mehr die Gejtaltung mit Bewußtſein ihrer Dienlichkeit für einen Ge- 
brauchszwed feitgehalten wird (RG. in R. u. U. VI 196 Nr. 12; der 
Modellichuß bezog fih auf Freiftellung der zur Sicherung und Er- 
höhung des Zylinderverichluffes von Gewehren bejtimmten Warzen, 
nachdem früher infolge eines Fabrifationsfehlers mitunter es vorge- 
fommen war, daß die Warzen an der Wandung ihrer Nute nicht mehr 
feft anlagen). 

Ob eine geringfügige Aenderung der Form bereit3 das Merf- 
mal der Neuheit begründet, ift je nach der Art des Modells verjchieden 
zu beurteilen; je feiner dieſes entiprechend jeinem Zwede auszuführen 
it, um fo eher fann eine geringe Aenderung jchon als genügende 
Neuerung anzujehen jein (RG. in PMZBL. IV 86 betr. eine chirurgiſche 
Knochenſäge, aljo einen Gegenftand der Feinmechanik). 

10. Die neue Geftaltung, Anordnung oder Vorrichtung, durch 
welche das Modell dem Arbeits- oder Gebrauchszwed dienen joll, mus 
jih au8 der Anmeldung ($ 2) ergeben. Bringt diefe das, was 
an dem Modell ſchutzfähig wäre, nicht zum Ausdrude, hebt fie viel- 
mehr jolche Momente hervor, die den Schuß nicht begründen können, 
jo wird durch die Eintragung der Schuß nicht erworben (RGE. Bd. 39 
©. 115, RG. in PMZB. IX 32, Kamm.Ger. in PMZBI. IV 256). 


Abjat II. 

11. Inwieweit das in Abi. 1 verlangte Merkmal der Neuheit 
durch Abi. 2 erläutert wird, ſ. in N. 9, ©. 285 oben. Als nicht neu gelten 
Modelle, auch wenn jie an jich eigentümlich find, inſoweit, als fie 
zur Zeit der auf Grund diejes Gejeges erfolgten Anmeldung entweder 

a) bereit3 in öffentlichen Drudichriften bejchrieben, oder 

b) im Inlande offenkundig benußt find. 

Hebt die Anmeldung verichiedene Eigentümlichkeiten an dem 
Modell hervor und iſt nur ein Teil davon auf eine der beiden ge- 
dachten Arten an die Deffentlichkeit getreten, jo fann doch in Anjehung 
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des anderen Teiles das Modell den Schuß beanspruchen; dies kommt 
durh das Wort „inipweit” zum Ausdrucke. 

In der Hauptjache ftimmt Abi. 2 mit $ 2 Abſ. 1 des Patent- 
gejeßes überein, weshalb auf die Erläuterungen Hierzu Bezug genommen 
wird. Doch weichen beide Vorichriften in Einzelheiten boneinander ab. 

Zu a. Das Patentgejeg erklärt nur eine Beichreibung in einer 
Drudichrift „aus den lebten Ber Jahren“ für neuheitszerſtörend, 
während dad Gebrauchsmuſterſchutzgeſetz dieſe Einihränfung nicht macht, 
jo daß bier auch noch ältere Bejchreibungen dem damit getroffenen 
Modell den Charakter der Neuheit nehmen. 

Zu b. In Abi. 2 des $ 1 gegenwärtigen Gejetes fehlt der fich 
in $2 Abſ. 1 des Pat. Geſ. findende Zuſatz „jo... dat danach die Be- 
nußgung durch andere Sadjverftändige möglich erfcheint“, Eine mwejent- 
fihe Abweichung ift dies nicht; denn da die Gegenftände des Gebrauchs— 
mufterjchuges in der Regel einfacherer Natur find, als die patentfähigen 
Erfindungen, ift durch ihre offenkundige Benutzung die Möglichkeit er- 
öffnet, daß jedermann, nicht nur ein Sacverftändiger, fie weiter be- 
nugen kann (Motive ©. 10). 

Ueber den Zeitpunkt der Anmeldung ſ. N. 3 zu $ 2 des 
Pat. Geſ., oben ©. 34. 


8 2. 

Modelle, für welche der Schuß ala Gebrauchsmuſter ver- 
langt wird, find bei dem Patentamt jchriftlich anzumelden. 

Die Anmeldung muß angeben, unter welcher Bezeichnung 
das Modell eingetragen werden und welche neue Geftaltung oder 
Vorrichtung dem Arbeit3- oder Gebrauchszweck dienen foll. 

Jeder Anmeldung ift eine Nach- oder Abbildung des 
Modells beizufügen. 

Ueber die jonjtigen Erforderniffe der Anmeldung trifft 
das Patentamt Bejtimmung. 

Gleichzeitig mit der Anmeldung ift für jedes angemeldete 
Modell eine Gebühr von IRnIENR Mark einzuzahlen. 


Abänderung ber Unmeldung 11. Eventualanmelbung 5. 

Abbildung 2, 9, 10. ‚ Form ber — 2. 

Angabe des Neuen 8, 10. | br 1 

Anlagen bes Geſuchs 2. Geſuch > 

Unfprud 8. Inhalt der Anmeldung 6. 
Ausſetzung der Eintragung ıc. 5. | Nachbildung 2, 9, 10. 
Belanntmahung bes Batentamts 12. ' Briorität 4. 

—— 6. Schutzanſpruch 8 

Bezeichnun Verhaͤltnis ber Anmeldungsteile 10. 


ia der ber "Anmeldung 3. 

1. Anmeldung beim Patentamt. Eine den Borjchriften des 

82 entiprechende Anmeldung it VBorausjegung der Eintragung (8 3), 
25* 


388 II. Geieß, betr. den Schuß von Gebraudhsmuftern. $ 2. 


durch welche, joweit fie ein nach $ 1 ſchutzfähiges Modell betrifft, der 
Schutz erlangt wird. R 


Abſatz I. 


2. Yorm der Anmeldung. Das Geſetz verlangt, daß dieſe 
ihriftlich gejchehe; zu Protokoll des Batentamtes werden Anmeldungen 
nicht entgegengenommen (Stephban-Shmid ©. 349). Dem jchrift- 
lichen Gehuch ind die jonft erforderlihen Stüde (Abi. 2 u. 3) als An- 
lagen —— ($ 1 der Bekanntm. vom 22. November 1898, ſ. Abi. 4, 
unten N. 12). 

Das Gejuh muß enthalten (gemäß 8 2 diefer Befanntm. 
‘ und „Erläuterungen“ hierzu); 

a) die Angabe des Namens und des Wohnorts oder der Haupt- 
niederlafjung * Anmelders. Dabei ſoll jeder Zweifel darüber aus— 
geſchloſſen werden, ob das Gebrauchsmuſter von Einzelperſonen oder 
von einer Geſellſchaft, von einem Manne oder von einer Frau, ob auf 
den bürgerlichen Namen oder auf die kaufmänniſche Firma nachgeſucht 
wird. Bei Einzelperſonen iſt der Rufname, bei Frauen außerdem der 
Familienſtand und der Geburtsname anzugeben. Bei größeren Städten 
iſt auch Straße und Hausnummer, bei Orten mit häufiger vorfommen- 
den Namen, jowie in der Regel auch bei ausländiichen Orten Staat 
und Bezirk anzugeben; 

b) eine für die Eintragung und Veröffentlichung geeignete Be— 
zeichnung, welche die befondere Eigentümlichkeit des Modells in kurzer 
Form zum Ausdrud bringt (j. darüber N. 7); 

ec) die Angabe, welche neue Geſtaltung oder Vorrichtung dem 
— oder Gebrauchszweck dienen joll (j. darüber N. 8); 

) den Antrag, daß das Modell in die Rolle für Gebrauchs— 
mufter —— werde; 
e) die Erklärung, daß die geſetzliche Gebühr von 15 AM. an die 
Kafie des Faijerlichen Patentamts gezahlt worden ſei oder gleichzeitig 
mit der Anmeldung gezahlt werde (j. Abſ. 5); 

f) die Aufführung der Anlagen unter Angabe ihrer Nummern 
und ihres Inhalts; 

&) fall der Anmelder einen Bertreter beftellt hat, die Angabe 
der Perjon, der Berufsftellung und des Wohnortes des Vertreters; als 
Anlage ift eine Vollmacht beizufügen ($ 28 der Kaijerlichen Verordnung 
vom 11. Juli 1891, ſ. diefe im Anhang, Ziff. D); 

h) die Unterfchrift des Anmelders oder jeines Vertreters, 

Erachtet der Anmelder eine Bejhreibung des Modelld für 
erforderlich, jo ijt fie entweder in das Geſuch aufzunehmen oder als 
Unlage beizufügen ($ 3 der Bekanntm.; ſ. wegen der Beichreibung N. 6). 

Bezügli der dem Geſuch beizufügenden Ab- oder Nad- 
bildung (j. N. 9) bejtimmt $ 4 der Bekanntmachung: 

a) Die Abbildung ift in zwei Ausfertigungen einzureichen. Für die 
Abbildung ift weißes, ſtarkes und glattes Beichenpapier, jog. Karton- 
papier, oder Zeichenleinwand zu verwenden. Das Blatt der Ab— 
bildung auf Klartonpapier muß 33 cm hoch und 21 cm breit jein. 
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Das Blatt der Abbildung auf Zeichenleinwand muß bei beliebiger 
Breite 33 cm hoch fein. 

Die Figuren und Schriftzeichen find im tiefichwarzen, fräftigen, 
iharf begrenzten Linien auszuführen. 

b) Die Nachbildung braucht nur in einer Ausführung eingereicht zu 
werden. Sie muß jauber und dauerhaft jein und darf in Höhe, 
Breite und Tiefe 50 cm nicht überjchreiten. 

Nahbildungen, die leicht beihädigt werden fünnen, find in 
fejten Hüllen einzureihen. Gegenjtände von Heinem Umfang find 
auf jteifem Papier zu befejtigen. 

Hierzu bemerfen die „Erläuterungen“ (j. N. 12), daß die Nach— 
bildung, jolange die Eintragung nicht gelöſcht ift, nicht zurüdgegeben 
werden fönne, ja daß fie auch nach der Löſchung regelmäßig noch 
während fernerer vier Jahre, d.h. bis zur mutmaßlichen Erledigung 
Klagen wegen Berlegung des Schugrechtes, zurüdbehalten 
werde. 

Gebrauchsmuſter können nicht, wie Geſchmacksmuſter, ver- 
jiegelt hinterlegt werden (RGE. Bd. 33 ©. 99). 

Die Anlagen des Gejuchs müfjen mit einer ihre Zugehörig- 
feit zur Anmeldung fennzeichnenden Aufichrift verfehen fein. Dasjelbe 
gilt für die Abbildungen. Zu allen Schriftftüden ift dauerhaftes, 
nicht durchicheinendes, weißes Papier, zu Schriftjtüden, die Anträge 
enthalten oder die Anmeldung jelbjt betreffen, Papier in der GSeiten- 
größe von 33 cm zu 21 cm zu verwenden. Alle Schriftftücde müſſen 
leicht lesbar jein. Die Schriftzüge müſſen in dunkler Farbe ausgeführt 
fein. Scriftitüde, die mittelft der Schreibmajchine hergejtellt find, 
müſſen deutliche Drudzeihen und zwijchen den einzelnen Buchitaben, 
Worten und Zeilen einen angemeljenen Zwijchenraum aufweijen (Be- 
fanntm. $ 5). 

Die die Anmeldung bildenden Schriftitüde müjjen in doppelter 
Ausfertigung eingereicht werden. Auf den nachträglich eingereichten 
Anmeldejtüden ıjt der Name des Anmelderd und das Altenzeichen an— 
zugeben (Befanntm. $ 6). 

3. Für jedes Modell ift eine bejondere Anmeldung erforderlich 
(Belanntm. $ 1 Abſ. 2, ſ. N. 12) — ſog. Einheitlichfeit der Anmel- 
dung. Jede Anmeldung erfordert eine bejondere Eingabe (j. N. 2). Das 
Patentamt hat den Gegenftand der Anmeldung auf Einheitlichkeit zu 
prüfen und, wo dieſe nicht vorhanden, Trennung zu verlangen. Dies 
hat namentlich die praftiiche Bedeutung, daß die Gebühr von 15.4. 
(ji. Abſ. 5) mehrfach zu zahlen ijt (Mitteilungen der Anmeldejtelle für 
Gebrauchsmuſter, BMZL. I 152). 

Ueber den Begriff der Einheitlichfeit eines Gebrauchs— 
muſters hat ſich das PA. wiederholt geäußert, in den eben zit. „Mit- 
teilungen”, dann in mehreren Bräfidtalbeicheiden, bejonderd in einem 
jolhen vom 25. Februar 1902 (PMZBL. VIII 119; ſ. auch ebenda VI 
313, VIII 161; vgl. die Kritif von Wirth in den „Mitteilungen vom 
Verband deuticher Patentanwälte”, 2. Jahrg. ©. 11). Die vom PA. 
aufgejtellten Grundjäge find in der Hauptjache folgende: Das Modell 
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darf nur ein einziger — möglicherweife aus mehreren in- ober aneinander 
gefügten Teilen bejtehender — körperlicher Gegenftand jein, der entweder 
in Nachbildung einzureichen oder in Abbildung darzuftellen ift. Liegt 
in diefem Sinne nur ein einzelner Gegenftand vor, jo jteht damit die 
Einzahl des Modell feſt und für eine weitere Prüfung auf Ein» 
heitlichfeit fehlt der gefegliche Boden. Werden mehrere Stüde vor- 
gelegt, jo liegen in der Regel ebenjoviele Gebrauchsmuſter vor, die aljo 
getrennt anzumelden jind. Eine Ausnahme machen Gegenftände, die 
ueinander gehören, wie Hafen und Oeſen, Meffer und Gabeln, Gegen- 
Hände, deren Zufammenftellung man als Garnitur oder Stollefte be- 
zeichnen kann, wie Halskette, Brojche, Ohrgehänge, Armband. Sind 
von diejen Ausnahmen abgejehen mehrere Modelle vorgelegt, jo darf 
die Einheitlichkeit der Anmeldung auc nicht dadurch gerettet werden, 
daß das PU. dem Anmelder nahelegt, die Abweichungen diefer Modelle 
voneinander als für den Schugumfang unmwejentlic zu erklären; denn 
die Unmeldejtelle hat mangels jeder Neuheitsprüfung feinen Anhalt 
dafür, ob nicht gerade die für unweſentlich erflärten Merkmale die 
einzigen find, die bei einer ſpäter im gerichtlichen Verfahren angeftellten 
Neuheitsprüfung die Schugfähigfeit des Gebrauchsmufters begründen. 

Hat Übrigens das PA. die Zufammenfaffung mehrerer Mufter 
in einer Anmeldung zugelafjen, jo darf das Gericht den Schuß nicht 
deshalb verjagen, weil dieſe Anmeldung nicht vorichriftsmäßig mar 
(Kamm.Ger., PMZBI. II 6). 

4. Hinſichtlich der Priorität der Gebrauchsmuſter hat ſich das 
Patentamt im weſentlichen wie folgt geäußert (j. Mitteil. der Anmelde- 
jtelle f. Sebrauchämufter, PMZBL. I 153): Enticheidend ift, an welchem 
Tage das Modell mit dem Antrag auf Eintragung dergeftalt zur 
Kenntnis des Patentamtes gebracht wurde, daß jeine Identität feit- 
gejtellt werden fonnte. Die Erfüllung der weiteren Vorſchriften iſt 
zwar Vorausjegung für die Eintragung, nicht aber Grundlage für Die 
Priorität. Die Feitjtellung der Identität kann mit Hilfe der einge- 
reichten Nach- oder Abbildung geichehen, jollte auch die Angabe der 
neuen Geftaltung gemäß Abi. 2 diejes Paragraphen erft nachfolgen, 
während umgekehrt eine Bejchreibung ohne Zeichnung oder Modell die 
Priorität grundjäglich nicht zu wahren vermag. (Diefe Annahme de3 
PU. trifft nicht vollftändig zu; ftimmt die Zeichnung oder dad Modell 
mit der „Angabe der neuen Gejtaltung“ nicht überein, jo läßt fich ohne 
die leßtere die Identität des zu fchügenden Gegenjtandes nicht feft- 
ftellen, j. N. 10.) Deshalb ift bei nachträglicher Nenderung oder Er- 
gänzung des Modell3 oder der Zeichnung in der Regel eine Ber- 
legung der Priorität erforderlich, bei Abänderung der Beichreibung 
oder des Schutzanſpruchs regelmäßig nur dann, wenn das neuerdings 
Beanſpruchte aus der Zeichnung oder der Nachbildung nicht erfennbar 
it. Wenn zur Verlegung der Priorität ein Anlaß befteht, wird der 
Anmelder vom PA. vor die Wahl geftellt, entweder das Neue zurüd- 
zuziehen oder ſich mit dem fpäteren Anmeldetag einverftanden zu er- 
Hären. Die urjprünglihe Priorität bleibt dem Anmelder auf 
dejien Antrag aud dann gewahrt, wenn aus einer Anmeldung wegen 
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mangelnder Einheitlichkeit ein Teil des Gegenstandes ausgeſchieden und 
neu angemeldet oder ein Nachtrag zu bejonderem Berfahren verwieſen 
wird. Das Einlaufen der Anmeldung eine® Gebrauchsmuſters beim 
Patentamt jichert die Priorität auch dann, wenn fie zunächſt nicht an 
die Anmeldeftelle für Gebrauhsmufter gelangt, jondern zu WBatent- 
erteilungsaften genommen worden ift. — Wird für eine Gebraudys- 
mufteranmeldung die in einem Vertragsſtaate begründete Priorität in 
Anſpruch genommen (j. die unter Ziff. V erörterten Staatäverträge), 
jo ift gleichwohl für die Dauer der Schutzfriſt und für die Fälligkeit 
der Berlängerungsgebühr ($ 8) der Tag der Anmeldung in Deutjch- 
fand maßgebend. Es bleibt den Gerichten überlaſſen, die Ueberein- 
fliimmung der ausländischen Anmeldung mit dem Gebrauchsmufter zu 
prüfen und für die Beurteilung der Neuheit oder des Widerjtreit3 mit 
einem anderen Schugrecht ($ 1 Abj. 2, $ 5) die Priorität des Vertrags- 
ftaate8 zu Grunde zu legen. In der Gebrauchömufterrolle wird nur 
vermerkt, dab der Anmelder die Rechte aus dem Webereinfommen 
mit .... auf Grund der dortigen Anmeldung vom .... in Anſpruch 
nehme. 

Nur der Zeitpunkt des Antrags auf Eintragung in die Ge- 
brauchsmufterrolfe beſtimmt die Priorität einer Gebrauchömufteranmel- 
dung, nicht der Zeitpunkt einer denjelben Gegenstand betreffenden älteren 
Patentanmeldung (Präfid.Beicheid in PMZBL VII 50; ſ. aber bezüglich) 
der Eventualanmeldung N. 5). 

5. Ueber die häufig vorfommenden Geſuche um Ausjehung 
der Eintragung und Belanntmahung (8 3) hat fih das PA. jchon 
wiederholt geäußert (j. Mitteilungen der Anmeldeftelle für Gebrauchs— 
mufter, PMZBI. I 153; Erläuterungen zur Bel. vom 8. November 
1898, ebenda IV 229; Präſid. Beſcheid vom 11. Juli 1902, eben- 
da VIII 210; Bräjid.Beicheid vom 10. Oktober 1902, R. u. U. VII 
354; „Geichäftstätigfeit” ©. 221). Hervorzuheben aus dieſen Aeuße— 
rungen ift folgendes: Der Anlaß zu einem Ausjegungsgefuche ift in 
der Regel der, dab im Inlande oder Auslande gleichzeitig ein Patent 
ei wird. Gejchieht dies im Inlande, jo wird der Gebraud)s- 
muſterſchutz meiftens nur eventuell begehrt; die Verbindung einer 
jolhen primären Patent- und einer eventuellen Gebrauchsmuſter— 
anmeldung ift zuläſſig und in allen denjenigen Fällen zwedmäßig, 
in welchen es zweifelhaft erjcheint, ob der Gegenjtand der Anmeldung 
patent- oder muſterſchutzfähig ift (vgl. N. 4 lit. b zu $1). Die Ein- 
tragung in die Gebrauchsmufterrolle joll dann nach dem Willen des 
Anmelders ausgejeßt werden, bis entichieden ift, ob das Patent erteilt 
wird oder nicht. Ihre Priorität genieht auch die Eventualanmeldung 
vom Zeitpunfte ihres Einganges beim PA., nicht erft von der Zurück— 
nahme des Ausjegungsantrages an. Wenn dagegen der Anmelder im 
Auslande ein Patent nachſucht, jo will er mit der Ausjegung ver» 
hindern einerjeits, dab durch die Belanntmachung in Deutichland die 
Neuheit verloren geht, anderjeit3 daß die Eintragung in Deutichland die 
Dauer des ausländischen Patents beeinflußt, was der Fall jein fünnte, 
wenn in dem betr. Staate der Grundjag gilt, dab dort das Patent 
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erliicht, wenn ein auf denjelben Gegenftand erteiltes älteres Auslands- 
patent erliicht. Da nun aber eine zu häufige und jehr langfriftige Aus- 
jegung der Eintragung von Gebrauchsmuftern den: Interefje der Allgemein- 
heit widerjpricht, war es notwendig, in Anlehnung an die Beftimmungen 
des Patentgejeges gewiſſe Schranken zu ziehen. Soll mit Rüdjicht auf 
Anmeldungen im ustande ausgejegt werden, jo geſchieht dies nur, 
wenn die Anmeldung im Auslande gleichzeitig, d. h. innerhalb der be- 
antragten Ausjegungsfrift erfolgen joll. Anlangend die Dauer diejer 
Frift, jo ſoll diejelbe zunächſt hHöchjtens drei Monate betragen. In be- 
jonderen Ausnahmefällen kann dieje Friſt auf ſechs Monate erjtredt 
werden; in einem jolchen Falle ift der Antrag nebit eingehender Be- 
gründung erjt gegen Ende der erjten Friſt vorzulegen. Dagegen iſt die 
Ausjegung der Eintragung und Befanntmahung mit Rüdjicht auf eine 
gleichzeitig beim Patentamt jelbjt eingereichte Anmeldung zeitlich nicht 
beichränft. 

Eine Ausjegung der Belanntmachung ohne gleidyzeitige Aus— 
jegung der Eintragung ift nicht zuläflig. 

Bezüglich der Form des Ausjegungsantrags ift vom 
Patentamt (}. o.) folgendes vorgejchrieben: der Antrag ift entweder in 
einem bejonderen Schriftjtüd einzureichen oder, wenn mit anderen Er- 
Härungen verbunden, augenfällig, 3. B. durch Unterjtreichen oder mittels 
Notichrift, Hervorzuheben; er ift ferner zu begründen. Wenn die Aus- 
jegung mit Rüdjicht auf eine gleichzeitig beim Ratentamte eingereichte 
PBatentanmeldung erfolgen fol, ijt anzugeben, ob die Behandlung der 
Anmeldung nur ftattfinden joll, wenn die PBatentanmeldung nicht zur 
Erteilung eines Patentes führt oder ob die Eintragung bis zum Zeit- 
punkte der Befanntmachung oder endgültigen Zurüdweilung der Batent- 
anmeldung vertagt werden joll; erfteren Falles braucht die Gebühr erjt 
nad) der Erledigung der Patentanmeldung gezahlt zu werden. 

Gegen die Zurüdweifung eines Ausjegungsantrages iſt Vor— 
ftellung an den Präſidenten ftatthaft ($ 21 der Ausführ.Berordn. vom 
11. Zuli 1891). 


Abſatz II und II. 


6. Der Inhalt der Anmeldung jest ſich zuſammen 

a) aus der Bezeihnung des Modells (ſ. N. 7), 

b) aus der Angabe der Neuheit (j. N. 8), und 

e) aus der Borlage einer Nach- oder Abbildung des 
Modells (ſ. N. 9). 

Dagegen iſt die Beifügung einer Beſchreibung des Modells 
nach dem Gejege nicht erforderlih. Wenn der Anmelder fie für zwed- 
dienlich erachtet, jo ift fie entweder in das Anmeldungsgefuch aufzu- 
nehmen oder als Anlage beizufügen (Belanntm.$3 — |. N. 2). Eine 
Beichreibung zu geben, wird fich der Anmelder dann entichließen, wenn 
durch eine jolche eine ausreichende Grundlage für die jpätere Geltend- 
machung des Schußes geboten wird. Unter diefem Gejichtöpunfte hat 
der Anmelder lediglich kraft eigenen Intereſſes zu erwägen, welche 
Merkmale im einzelnen hervorgehoben werden müſſen, damit bei der 
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Rechtsverfolgung das VBorhandenfein einer Neuerung und die Identität 
de3 eingetragenen Gegenjtandes mit dem Gegenjtande, für welchen der 
Schutz ın Anjpruch genommen werden joll, außer Zweifel ftehen (Mo- 
tive ©. 11; vgl. auch RGC. Bd. 33 ©. 99, in PMZB. IV 85). Be- 
jonders dann iſt die Bejchreibung am Plate, wenn die Erfindung einen 
Gegenjtand betrifft, der erjt durch Zujammenjegung verjchiedenartiger 
Teile entjtehen joll und hierin einer größeren Mannigfaltigfeit der 
Form, 3.8. je nach mehr oder weniger fojtbarer Ausjtattung u. dgl. 
fähig ift. Die Angabe des Schutzanſpruchs beſchränkt fich hier paſſend 
auf möglichft allgemeine Merfmale, während die Bejchreibung der 
mannigfaltigen Ausführungsmöglichkeit Rechnung trägt. (RGStr. Bd. 25 
©. 214, in PMZB. III 54.) Die beigefügte VBeichreibung darf und 
muß für die Erläuterung und Ergänzung der Angabe der Neuheit 
(N. 8) berüdjichtigt werden (RGStr. ebenda); enticheidend ift aber immer 
dieſe Angabe, jo daß, wenn dieje ein jchugrähiges Objekt erkennen läßt, 
ed dem Anmelder nicht jchadet, wenn etiwa die Bejchreibung eine un— 
Hare Faſſung erhalten hat und man hienach z.B. annehmen fönnte, 
nicht ein förperlicher Gegenftand, jondern ein Verfahren fei angemeldet 
(RS. in PMZBL. V 319). 

7. Die Anmeldung muß erjehen lajjen, unter welcher Bezeidh- 
nung da3 Modell eingetragen werden joll. Die Bezeichnung ift von 
dem fachlichen Inhalte der Anmeldung das einzige, was eingetragen 
und befannt gemacht wird (j. N. 4 zu $ 3); den fonjtigen Inhalt der 
Anmeldung fann derjenige, welcher jich dafür interejjiert, nur durch 
Einfiht der Anmeldung jelbit erfahren (j.$3 Abi. 5). Die Bezeich- 
nung bat ſonach die Aufgabe, den beteiligten Streifen im allgemeinen 
Kenntnis davon zu geben, da eine Eintragung bejtimmter Art in der 
Rolle für Gebrauchsmufter erfolgt ift. Dieje Aufgabe erfüllt die Be- 
zeihnung natürlih nur dann, wenn fie eine fachliche, eine dem 
Segenjtande der Anmeldung entnommene ift, während Angaben ohne 
bejtimmten technischen Inhalt, insbejondere jolche, die nur Phantajie- 
wörter oder den Namen des Erfinders enthalten, als genügende Be- 
zeichnung nicht betrachtet werden fünnen (vgl. die in N. 12 zit. „Er- 
läuterungen” Nr. 3, Geichäftstätigfeit ©. 226). Anderjeit3 aber muß 
es als genügend angejehen werden, wenn die Bezeichnung jo gefaßt ift, 
dat fie den Gegenjtand der Anmeldung nad jeiner Zugehörigkeit zu 
einer beftimmten Spezies von Wrbeitsgerätichaften oder Gebrauchs— 
gegenftänden erfennen läßt, wozu in der Regel die im Verkehr übliche 
Benennung des Gegenjtandes, — dieſer an ſich ſchon bekannt iſt, 
ausreicht, z. B. Wandleuchter mit beweglichem Arm, Kleiderhalter, Egge 
u. dgl., während nicht erforderlich iſt, daß in Die Bezeichnung auch das 
Individuelle des Modells, die jeine Schußfähigfeit begründende Eigen- 
tiimlichfeit, die etwaige Verbeſſerung, welche ein befannter Gegenjtand 
Durch die Form des angemeldeten Modells erfahren joll, aufgenommen 
wird (vgl. RG. in PMZBL. II 135; dagegen verlangt das Patentamt, 
daß die Bezeichnung die bejondere Eigentümlichkeit des Modells nad) 
Einrihtung und Zwed fennzeichne, „Erläuterungen“ und Gejchäftstätig- 
feit a. a. O.). Unter allen Umftänden joll bei der Wahl der Bezeid)- 
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nung jede unnötige Weitichweifigfeit möglichft vermieden werden (Mit- 
teilungen der Anmeldeftelle für Gebraudhsmufter, PMZBI. I 154 Nr. 5). 
Eine jprachlicdye Trennung der Bezeichnung und der Angabe des Neuen 
(N. 8) jchreibt das Geſetz nicht vor; vielmehr können beide in eines 
zujammengezogen werden (RGE. Bd. 40 ©. 140, in PM8Bl. IV 103). 

8. Die Anmeldung muß ferner enthalten die Angabe, welde 
neue Geftaltung oder Vorrichtung dem Arbeit: oder Gebraudhäzwed 
dienen joll. 

a) Die Faſſung diejer Angabe ift Sache des Anmelbers. 
Diefer hat dabei zu beachten, daß die Angabe für den Umfang des 
mit der Eintragung verbundenen Rechtsichuges von größter Bedeutung 
ift (ſ. lit. b). Das Patentamt hat fi bei Prüfung der Angabe nur 
davon zu überzeugen, ob jie überhaupt das eingereichte Modell zum 
Gegenjtande hat. Daraus aljo, daß die Behörde eine Angabe nicht be» 
anjtandet, fann der Anmelder nicht jchließen, daß dieje auch das Wejen 
der Sache trifft. Wie ſich der Umfang des Schuges in Wahrheit ftellt, 
unterliegt im Streitfalle ausjchließli der Enticheidung der Gerichte 
Präſid. Bescheid, PMZBL. VIII 119; vgl. auch Gejchäftstätigfeit ©. 227, 
wo bemerkt ift, daß zwar die Anmeldejtelle bejtrebt jei, den Anmeldern 
in der Fallung der Angabe des Neuen behilflich zu fein, daß ſich aber 
die Mitwirkung des Amtes hier nur innerhalb der vom Gejege ge- 
zogenen Grenzen bewegen, insbejondere nicht darin bejtehen fünne, un» 
erfahrenen Anmeldern, die e3 unterlaffen, dasjenige, was an dem Modell 
tatfjächlich neu ift, anzugeben, zu Hilfe zu fommen). 

Da nur Raumformen den Schuß des gegenwärtigen Gejeßes er- 
langen fönnen, muß aus der Angabe des Neuen hervorgehen, daß ein 
dem Arbeit3- oder Gebrauchszwed dienender förperliher Gegen» 
ſtand, der eine neue Geftaltung, Vorrichtung oder Anordnung zeigt, 
— werden wollte, nicht aber ein Verfahren (RG. in PMBBl. 
7 319). 

Die Aufftellung eines Schutzanſpruches jchreibt das gegen- 
wärtige Geſetz nicht, wie das Patentgeſetz, vor (j. Pat. Geſ. $2ON.S8, 10) 
und fie ift daher auch nicht erforderlich (RGE. Bd. 40 ©. 140). Gleich» 
wohl ift es in vielen Fällen zu empfehlen, die den Rechtsſchutz be- 
jftimmenden Merkmale des Modells in einem nad Art der Patent- 
anjprüche zu bildenden Schutzanſpruch zufammenzufaffen (Nr. 4 der in 
N.12 zit. „Erläuterungen“). Die Faſſung eines ſolchen Schutzanſpruchs 
ſoll fih tunlichit auf die wejentlichen Merkmale der Neuerung bes 
ichränfen, damit dem Anmelder der nötige Spielraum für mannig- 
faltige Ausführung des gejchügten Gegenjtandes verbleibt (Gejchäfts- 
tätigfeit ©. 227; RGStr. Bd. 25 ©. 216). Der Anmelder kann aud 
mehrere Merfmale eines einzigen Modelld alternativ aufführen; 
ob ein in dem hinterlegten Modell nicht verförpertes Merkmal mit dem 
dort verförperten für gleichwertig und unter den Gebrauchsmuſterſchutz 
fallend anzujehen jei, darüber hat das Patentamt nicht zu enticheiden; 
diejes kann eine jolche Anmeldung, deren Einheitlichleit durch die Ein» 
zahl der Nachbildung oder Abbildung ausreichend gejichert ift (ſ. N. 3), 
auch dann nicht beanftanden, wenn es etwa der Auffaffung ift, daß das 
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alternativ angegebene, nicht verkörperte Merkmal nicht unter den Schuß 
des gegenwärtigen Gejeges fällt, weil e3 dem verförperten nicht äqui- 
u. (vgl. Präfid.Beijheid vom 25. Februar 1902, PMZBI. 

Eine nähere Angabe der Art und Weije, wie der Arbeit3- 
oder Gebraudhszmwed gefördert werden ſoll, iſt nicht erforder- 
lich; erfolgt fie doch, jo ift fie in der Regel nicht geeignet, den Um— 
fang des Schuges auf den angegebenen Zweck dergeftalt einzujchränfen, 
ald ob die Verwendung des Modell3 zu einem anderen Zwecke jeder- 
mann freiftünde (RG. i. d. jurift. Wochenichrift 1899 ©. 704; RG. in 
PMZBL. VII 43; f. aber unter lit. ba. €.). 

b) Nehtlihe Bedeutung der Angabe des Neuen: Diele 
Angabe ift integrierender Bejtandteil der Anmeldung, jie harafteri- 
fiert das Modell, beichreibt es nicht blo5 (NGE. Bd. 33 ©. 99). So» 
weit aus der Anmeldung das, was an dem Mufter nen fein joll, nicht 
erjichtlich ift, genießt diejes feinen Schuß (RGC. Bd. 39 ©. 115, in 
FMZB. III 176; RG. PMZBL. IV 103, VII 148, IX 32; RG. in R. 
u. U. IV 276, V1197 Nr. 2; DVG. Dresden, PMZB. V 142). Hebt 
die Anmeldung eine angebliche Neuheit hervor, entbehrt aber das als 
nen angegebene Merkmal der Neuheit, jo vermag auch ein in Wirklich- 
feit neues, in der Anmeldung aber nicht als jolches hervorgehobenes 
Merkmal dem Modell den Schuß nicht zu fihern (RG. in PMZBI. V 
112, IX 32, 26. Berlin I ebenda I 205). Um aber die Anmeldung 
rihtig zu würdigen, muß fie nach ihrem Gejamtinhalt beurteilt werden, 
wobei zur Erläuterung der Neuheitsangabe die beigefügte Nach- oder 
Abbildung und auch eine etwa beigegebene Bejchreibung mit heranzu— 
ziehen ift (RG., PMZB. VII 148; ſ. auch N. 10). Die Anmeldung 
muß eine Neuheit hervorheben, die dem Arbeits- oder Gebrauchszwecke 
dient. Hat der Inhaber des Modells als deſſen Zweck ſelbſt lediglich 
einen dekorativen Effekt angegeben, ſo muß er dieſe Angabe gegen ſich 
gelten laſſen ſelbſt dann, wenn das Modell auch — USERN! 
des — erhöht (Kamm.Ger. in PNMZBI. 

„Jeder Anmeldung ift eine Nad- oder Abbildung des Mo- 
dells San Unter Nachbildung ift eine körperliche Ausführung, 
Berwirkflichung des Modells in der Geftalt, in welcher es verwendet 
werden joll, wenn auch in verfleinertem Maßſtabe, zu verjtehen, während 
die Abbildung auch von plaftiichen Gebraudhsmuftern nur eine Dar- 
ftellung in der Fläche gibt. (Bezüglich der Formalien ſ. N. 2.) 

10. Berhältnis der verjciedenen Teile der Anmeldung (i. 
N. 7—9) zueinander im Falle mangelnder Webereinftiimmung Ob— 
jeft des Schutzes ift zwar grundjäglih das Modell, wie es aus 
der zu hinterlegenden Ab- oder Nachbildung fi ergibt. Aber 
da die Angabe der neuen Geftaltung oder Vorrichtung bie 
Aufgabe hat, das Modell zu harakterıjieren (j. N. 8), jo ent« 
icheidet bei einem Widerjprud) zwiichen der Ab- oder Nachbildung und 
der Neuheitsangabe immer dieſe. Zeigt aljo die Ab- oder Nach— 
bildung des Modell ganz andere Merkmale, als die Angabe der neuen 
Geftaltung 2c., jo iſt nur ein Modell mit den angegebenen Merl» 
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malen, nicht das in Ab- oder Nachbildung hinterlegte Modell geihüst. 
Iſt freilich die Angabe der Neuheit nur unklar, jo kann die durd das 
hinterlegte Modell gegebene Beranjchaulichung des Gewollten zur völligen 
Ktlarjtellung der Abjicht des Anmelders jehr wohl verwertet werden. 
Es ift nur nicht zuläflig, durch Verwertung des Modells in die An- 
meldung etwas hineinzutragen, was dieje offenbar nad Abſicht des 
Anmelders nicht enthalten joll. (So im wejentlihen RGC. Bd. 33 
S. 99, in PNZDL. IV 85, RO. in PNZDI. IV 84, Kanımergericht ebenda 
©. 256, OLG. Dresden dai. V 142. Dagegen ift in der Entſch. d. RG. 
— Strafi. —, in PMZBL. IV 257, aud in R. u. U. IV 277 wieder- 
gegeben, das Hauptgewicht auf das Mobell jelbjt gelegt und der Angabe 
in der Anmeldung nur die Rolle der Erläuterung zugewiejen, wogegen 
in R. u. U. a. a. O. Anm. mit Recht bemerkt ift, dieje Anficht würde 
dazu führen, daß dem Anmelder unter Umftänden mehr geihügt würde, 
als er gewollt hätte. Es darf jedoch nicht überjehen werden, daß im 
gegebenen Falle die Beichreibung des Modells den Hinweis auf die an 
der Nachbildung desjelben erjichtliche Neuerung enthielt.) 

Nicht weſentlich ift, ob die Eigentümlichkeit des Modells auch 
aus der Bezeichnung erjichtlich iſt; dieje braucht das Modell nicht 
zu charakterijieren (j. NR. 7). Da aber die Bezeichnung immerhin ein 
Zeil der Anmeldung und dieje ald Ganzes zu würdigen ift, fann auch 
ein jolches Merkmal berüdjichtigt werden, welches nur in der Bezeich- 
nung und nicht noch einmal im der Angabe der neuen Geftaltung ꝛc. 
erwähnt ijt, joferne nur nicht die Faſſung dieſer Angabe den Schuß- 
anſpruch jo deutlicdy abgrenzt, daß anzunehmen ift, der Anmelder lege 
auf das nur in der Bezeichnung hervorgehobene Merkmal gar fein Ge- 
wicht. Wenn ferner die Anmeldung nur eine Bezeichnung und feine 
davon getrennte Neuheitsangabe enthält, jo genügt dies dann, wenn in 
die Bezeichnung die Angabe des Schuganipruchs aufgenommen ift; denn 
eine jprachliche Trennung beider Angaben ift, wenn auch zwedmäßig, 
jo doch nicht unerlählih. (RGE. Bd. 40 ©. 140, in PMZBI. IV 103.) 
— — die Verwertung der etwa beigefügten Beſchreibung ſ. 

.6a. E. 

11. Abänderungen der in der Anmeldung enthaltenen An- 
gaben werden in entiprechender Anwendung des $ 20 Abi. 3 des Pat.- 
Geſ. bis zur Eintragung in die Rolle zugelajjen, jofern nicht etwa ein 
Erja des angemeldeten durch ein anderes Modell bezwedt wird. 
Nachträge, die entiweder nach der Eintragung oder fo kurz vorher ein— 
gehen, daß jie bei deren Anordnung nicht mehr berüdfichtigt worden 
jind, werden ebenjo wie nachträgliche Anträge, die den Schuß noch für 
ein weiteres Modell verlangen, zu bejonderem Berfahren verwieſen, zu 
dem eine gebührenpflichtige Neuanıneldung gehört. Die Geſuche um 
Erteilung eines zujäglichen Schußes ohne Gebührenzahlung werben 
mangels einer gejeglichen Grundlage zurüdgemwieien. Es kann aljo nad) 
der Eintragung insbejondere der Schug einer Eigentümlichleit des ein- 
getragenen Modells, die bisher weder im Schutzanſpruch noch in der 
Beichreibung erwähnt worden war, im Nahmen der früheren Anmel- 
dung nicht mehr beanjprucht werden. Dagegen ijt e3 während der 
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ganzen Dauer der Schußfrift zuläffig, den Schuß derart einzujchränfen, 
daß von mehreren Merkmalen, die den Schuß begründen ſollten, das 
eine oder andere als unmejentlih in Wegfall kommen fol. (Mitteit. 
der Anmeldejtelle f. Gebrauhsmufter, PMZBI. I 152; Prafid.Beicheid 
ebenda VIII 210.) 

Abjak IV. 


12. Auf Grund dieſes Abjates erging die Bekanntmachung bed 
Patentamt vom 22. November 1898 nebH „Erläuterungen” (PMZBI. 
IV 228). Dieſe Ausführungsvorichriften find in N. 2, 7, 8 und 11 
größtenteild wiedergegeben. 

Abſatz V. 

13. Gebühr. Dieſe iſt zwar nach der geſetzlichen Vorſchrift 
gleichzeitig mit der Anmeldung einzuzahlen. Dennoch wünſcht das 
Patentamt, daß die Zahlung nicht in der Form der Anfügung baren 
Geldes ald Anlage der Anmeldung erfolge, jondern daß die Gebühr 
entweder unmittelbar bei der Kafle des Patentamtes einbezahlt oder 
unter genauer Angabe der Anmeldung, für die das Geld at it, 
durch Boftanweijung überjendet werde. Wenn gleichwohl das Geld der 
Anmeldung beigefügt wird, jo joll darüber in dem Gejud ein deut— 
licher Vermerk in Notfchrift gemacht, im Falle der Ueberjendung des 
Geldes für mehrere Anmeldungen ein bejonderes Verzeichnis über die 
Zugehörigkeit des Geldes beigefügt werden. (Nr. 1 der in N. 12 zit. 
„Erläuterungen“.) 

Bezüglid) der Gebührenzahlung durch Gutjchrift zum Reichs— 
banf-Girofonto des Patentamtes und der jonftigen möglidden Formen 
ſ. N. 2 zu $8 des Patentgejeges, o. ©. 136. 

Eine Stundung oder ein Erlaf der Anmeldegebühr ijt geſetz— 
(ih unzuläjjig. 

Wird die Anmeldung vor der Eintragung zurüdgenommen, jo 
findet Nüdzahlung der Gebühr ftatt (Bef. des PA. in PMZBL. I 155). 


83. 

Entſpricht die Anmeldung den Anforderungen des $ 2, jo 
verfügt das Patentamt die Eintragung in die Rolle für Ge- 
brauchamufter. 

Die Eintragung muß den Namen und Wohnfiß des An- 
melders, jowie die Zeit der Anmeldung angeben. 

Die Eintragungen find durch den Reichs-Anzeiger in be— 
ftimmten Friften befannt zu machen. 

Aenderungen in der Perfon des Gingetragenen werden 
auf Antrag in der Rolle vermerkt. 

Die Einficht der Rolle jorwie der Anmeldungen, auf Grund 
deren die Eintragungen erfolgt find, fteht jedermann frei. 
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1. Die Eintragung in die Gebrauchämufterrolle iſt die for- 
melle Vorausſetzung für die Entjtehung des Schußes (j. $ 4), alſo 
nicht, wie die Eintragung in die Patentrolle, lediglidy ein Mittel der 
Evidenthaltung der auf das Schutzrecht bezüglichen Verhältniſſe. Die 
Belanntmahung im Reichsanzeiger dient lediglich der Publizität 
des Schußes und hat jonft feine rechtliche Bedeutung. 

2. Die Prüfung der Anmeldungen auf ihre Eintragsfähigfeit 
und die Berfügung der Eintragung und der Befanntmadhung 
geichieht durch die Anmeldeftelle für Gebraudsmufter, deren 
Leitung einem vom Reichskanzler bezeichneten rechtsfundigen Mitgliede, 
in deflen Verhinderung einem vom Bräfidenten zu bejtimmenden 
anderen ſolchen Mitgliede obliegt ($ 19 der Ausführ.Berordn. vom 
11. Zuli 1891). 


Abjat I, II und IV. 


3. Borausfekung der Eintragung ijt nur, daß die An- 
meldung den Anforderungen des 8 2 entjpridht, alſo in for- 
meller Hinsicht nicht zu beanjtanden ift. Ob der Gegenftand ber An- 
meldung auch ein jchußfähiges Mufter ift, hat das Patentamt nicht zu 
prüfen. (Aanmeldeſyſtem im Gegenjage zu dem im PBatentrechte gel- 
tenden VBorprüfungsigitem.) Wie die Motive (S. 11, 12) ausführen, 
fällt aljo dem Patentamte insbejondere keinerlei Prüfung darüber zu, 
ob das angemeldete Modell als ein ſolches von Arbeitsgerätichaften oder 
Sebrauchsgegenftänden ſich Ddarjtellt, ob die Geſtaltung des Modells 
oder die Vorrichtung an demjelben neu oder bereit3 befannt ift, ob 
durch dieje Geftaltung oder Vorrichtung einem Arbeits- oder Gebrauchs. 
oder etiva lediglich einem Schönheitszmwede gedient wird, und ob ſchließ— 
li) der Gegenſtand der Anmeldung ſich von den Gegenjtänden jonjtiger 
Anmeldungen oder Eintragungen in ausreichendem Mafße unterjcheidet. 
Da ferner die Anmeldung vor der Eintragung nicht befannt gemacht 
wird, haben auch die beteiligten Induſtriekreiſe feine Gelegenheit, fich 
über die Anmeldungen vor deren Eintragung zu äußern. Erflärt wird 
diefe Abweichung vom Patentgeſetze in den Wotiven damit, daß eine 
materielle Borprüfung dem Patentamte eine mit feiner Organifation 
unverträgliche Arbeitslaft auferlegen und außerdem es auch nicht im 
Intereſſe der Induftrie liegen würde, wenn der weniger nachhaltige 
Gebrauchsmuſterſchutz an diejelben oder an ähnliche Bedingungen ge- 
fmüpft wäre, wie fie für die Erreihung des langdauernden Patent» 
ſchutzes notwendig jind. 

Nur in einer Richtung wird man dem Patentamte auch eine 
materielle Rrüfung zugejtehen müfjen: ob die Verwertung nicht den 
Gejegen oder guten Sitten zumwiderlaufen würde. Die Ein- 
tragung eines in diefer Hinficht zu beanftandenden Mufter3 darf das 
Patentamt verweigern. (Ebenjo Seligjohn N. 3; a. M. der Referent 
in R. u. U. IV 276 Anm. 2. Bol. N. 6 lit.e zu 8 1.) 

Da im allgemeinen feine materielle Prüfung ftattfindet, be- 
gründet die Eintragung nur dann ein Schugrecht, wenn das an- 
gemeldete Modell nah $ 1 jchußfähig ift. Die Gerichte Haben aljo im 
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Streitfalle troß der Eintragung zu prüfen, ob die Vorausfegungen der 
Schutzfähigkeit gegeben find. 

Sind die formellen Anforderungen ($ 2) nicht erfüllt, 
jo ergeht Fein Vorbejcheid (vgl. Bat.Gej. $ 21). Immerhin muß die 
Anmeldeftelle nicht jofort die Anmeldung zurüdmweiien, vielmehr Tann 
fie den Anmelder auffordern, dem Mangel abzuhelfen (Seligjohn N. 5). 

Wenn die Anforderungen des $2 erfüllt jind, hat der Anmelder 
ein Recht auf Eintragung. Gegen die Zurüdweijung der An- 
meldung jteht dem Anmelder nicht, wie in Patentſachen (Pat. Geſ. 8 26) 
eine Beichwerde an eine andere Abteilung des Patentamtes, jondern 
nur gemäß $ 21 der Ausführ.Berordn. vom 11. Juli 1891 eine Vor— 
ftellung an den Bräfidenten zu. 

Liegt dem Patentamte nur eine Patentanmeldung, nicht eine 
(wenn auch nur eventuelle) Anmeldung zum Gebrauchsmuſterſchutze vor, 
jo darf das Patentamt, wenn das Patent verweigert wird, den Gegen- 
ſtand der Anmeldung nicht in die Gebrauchsmufterrolle eintragen (vgl. 
u in Glaſers Annalen für Gemwerbe- und Baumejen Bd. 28 


4. Inhalt der Eintragung. In die Mufterrolle einzutragen find: 

a) die Bezeihnung des Modells (j. $ 2 Abſ.2 und N.7 
dajelbit); 

b) Name und Wohnſitz des Anmelders (j. Abj.2 des $ 3); 

ec) Name und Wohnjib des Vertreters des ausländi- 
ihen Anmelders (8 13 Abi 2; vgl. $ 22 der Ausführ.Berordn. vom 
11. Juli 1891, wonach Nenderungen in der Perſon des Vertreters in 
beweijender Form zur Kenntnis des Patentamtes zu bringen jind); 

d) die Zeit der Anmeldung ($3 Abi. 2; bezüglich der Priori- 
tät |. N.4 zu 8 2); 

e) Aenderungen in der Perſon des Eingetragenen, 
ſoweit ein jolcher Vermerk beantragt wird (8 3 Abi. 4, vgl. 8 7 und 
Ausführ.Berordn. vom 11. Juli 1891 8 22, wonach Menderungen in 
der Berjon in beweijender Form zur Kenntnis des Patentamtes zu 
bringen find); 

f) die etwaige —— der Schutzfriſt (j.$ 8 Abſ. 1); 

g) die Löſchung des A infolge Verzichtes oder rechts— 
fräftigen Urteils (j. 8$ 6, 8 Abi. 2 u. 

5. Eine Ausfertigung des — wird dem Ein— 
etragenen nach der Eintragung in die Rolle erteilt ($ 23 der Aus— 
führ.Berorbn. vom 11. Juli 1891). Eine bejondere Gebühr wird hiefür 
nicht erhoben. 

6. Ueber die Bedeutung der Eintragungen für die Wirfung 
einer Aenderung in der Perſon des Berechtigten oder des 
Vertreters Dritten gegenüber vgl. die entiprechend heranzieh- 
baren Bemerkungen in N. 2 lit. b, bb zu 8 19 des Pat. Geſ., o. S. 188 ff. 
Bezüglich des Falles der Eintragung eines Unberedtigten als 
Erwerber des Schutzrechtes vgl. N. 9 zu $ 19 des Bat. ei. 

7. Ein Berjehen des Ratentamtes, darin beftehend, daß ein 
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Eintrag gemacht oder gelöjcht wurde, ohne daß dies hätte geichehen 
jollen, muß von Amts wegen berichtigt werden; einen daraus ent- 
jtehenden Schaden hat der Schuldige zu eriegen (vgl. NR. 6 zu $ 19 des 
Rat.Gei. h)- 

S. Bezüglich) der Anträge auf Ausjegung der Eintragung ſ. N. 5 
zus 2 

Abſatz III. 

9. Die Belanntmahung im Reichsanzeiger hat ſich auf alle 
Eintragungen (j. N. 4) zu eritreden, mit der Maßgabe, daß nad) 
88 Abi. 3 die Löſchungen von Eintragungen nur injoweit befannt zu 
— als fie nicht infolge Friſtablaufes erfolgen (vgl. Selig- 
john R. 9). 

Eine Ausjegung der Belanntmahung ohne Ausjepung der Ein- 
tragung ift nicht ſtatthaft (. N. 5 zu $ 2). 

Abſatz V. 

10. Jedermann hat das Net der Einfiht nicht nur der Ge- 
braudsmufterrolle, jondern auc der Anmeldungen, auf Grund deren 
die Eintragungen erfolgt find (vgl. bezüglich des Inhaltes der Anmel- 
dungen, welcher auch für den Umfang des Rechtes der Einfiht maß— 
gebend al N.6 zu 82). 

Abſchriften und Auszüge von den beim Patentamt beruhen— 
den Eingaben und Verhandlungen fann dieje Behörde nad ihrem 
Ermeflen, jomweit die Einficht in dieſe Aktenftüde nicht gejeglich beſchränkt 
ift, gegen Einzahlung der Koften erteilen ($ 29 der Ausführ.Berordn. 
vom 11. Juli 1891). 


84. 

Die Eintragung eines Gebrauchsmuſters im Sinne des 
31 hat die Wirkung, daß dem Eingetragenen ausſchließlich das 
Recht zuſteht, gewerbsmäßig das Muſter nachzubilden, die durch 
Nachbildung hervorgebrachten Geräthſchaften und Gegenſtände 
in Verkehr zu bringen, feilzuhalten oder zu gebrauchen. 

Das durch eine ſpätere Anmeldung begründete Recht darf, 
ſoweit es in das Recht des auf Grund früherer Anmeldung Ein— 
getragenen eingreift, ohne Erlaubniß des letzteren nicht ausgeübt 
werden. 

Wenn der weſentliche Inhalt der Eintragung den Be— 
ſchreibungen, Zeichnungen, Modellen, Geräthſchaften oder Ein— 
richtungen eines Anderen ohne Einwilligung desſelben entnommen 
iſt, ſo tritt dem Verletzten gegenüber der Schutz des Geſetzes 
nicht ein. 
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1. Der $ 4 beftimmt den Gebrauhsmufterihug nad 
jeinen Borausjegungen, jeinem Inhalt und jeinem Umfang 
und zwar find 

a) in Abi. 1 die Vorausjegungen des Schußes im allgemeinen 
aufgejtellt und die Wirkungen desjelben angegeben, während 

b) in Abi. 2 und 3 dem Schugrechte gewiffe Schranken ge- 
zogen find 

an) mit Nüdjicht auf Follidierende frühere Anmeldungen (Abi. 2), 

bb) mit Rüdjicht auf die Intereſſen desjenigen, dem der weient- 
a a der Anmeldung entwendet ift (Abi. 3, vgl. hiezu 86 


Eine weitere Scranfe jieht $5 im Intereſſe eines follidierenden 
Patentrechtes vor. 


Abia I. 


2. Borausfeßungen des Schubes find: 

" In materieller Hinficht, daß ein Gebrauhsmufter im 
Sinne des $ 1 in Frage fteht, aljo ein Modell einer Arbeitögerät- 
ichaft oder eined Gebrauchsgegenjtandes oder eines Teiles davon, das 
dem Arbeits- oder Gebrauchszweck durch eine neue Gejtaltung, Anord- 
nung oder Vorrichtung dienen jol. Ob der den Schuß beanjpruchende 
Gegenjtand Diejen ———— genügt, iſt trotz der Eintragung (ſ. 
lit. b) in jedem Falle zu prüfen, da das Patentamt vor der Eintra— 
gung dieje Prüfung nicht vornimmt (ſ. N. 3 zu $3; vgl. RG. in GN. 
Bd. 46 ©. 1%). Für die Enticheidung der Frage nah dem Weſen 
deö angemeldeten Gebrauchsmufters ift nicht die der Eintragung zu 
Grunde liegende „Bezeichnung“, jondern die in der Anmeldung zu 
machende Angabe des Neuen in Verbindung mit dem beizufügenden 
Modell maßgebend (RGE. Bd. 48 ©. 73, vgl. $2 Abi. 2 u.3 und die 
Erläuterungen hiezu). 

Anlangend die Beweislaft in Anjehung des Borhandenjeins 
diejer materiellen Vorausſetzungen ift folgendes zu bemerfen. Da eine 
Vorprüfung nicht ftattfindet, begründet die Eintragung feine Vermutung 
für die Schupfähigfeit de Modells. Grundjäglich trifft daher die Be— 
weislaft den Eingetragenen (a.M. Alexander-Katz im Jahresbericht 
der Juriſtiſchen Gejellichaft zu Berlin 1890 91 ©. 93; Stenglein N. 2). 
Es erjcheint dies um jo weniger zweifelhaft, als das gegenwärtige 
Geſetz eine dem $ 13 des Mufterichußgeieges analoge Beitimmung des 
Anhaltes, daß der Eingetragene bis zum Beoinbeinene als Urheber gelte, 
nicht enthält (vgl. N. 3 zu dieſem $ 13, v. ©. 348. — In der Kommiſſion 
war der Antrag geitellt worden, eine ähnliche Beftimmung aufzunehmen, 
d. h. auszuſprechen, daß das eingetragene Muſter bis zum Beweije des 
Gegenteils als jchyubberechtigt im Sinne des $ 1 gelte; diejer Antrag 
wurde aber zurüdgezogen, Komm.Ber. ©. 10). Derjenige aljo, der den 
Gebrauhsmufterjchug einem anderen gegenüber in Anjpruch nimmt, 
hat zu beweijen, daß der Gegenitand ein Modell einer Arbeitsgerät- 
ihaft oder eines Gebrauchsgegenjtandes oder eines Teiles davon tit, 
daß er dem Arbeits- oder Gebrauchszwecke dient, daß er dieſen Dienit 
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durch jeine Geftaltung, durch eine Anordnung oder Vorrichtung leiftet, 
endlich daß die Geitaltung 2c. neu ift. (So die Motive ©. 8, 13, dann 
LG. Leipzig in PMZBL 163, im Einflange mit der herrichenden Auf- 
fafjung über die Beweislaft im allgemeinen. Bezüglich des Beweiſes 
der Neuheit a.M. Seligjohn N.3 un. in PMZBL. T117, Robolski, 
Komm. ©. 31, Shmid ©. 234. Hienach joll dem Gegner des Ein- 
getragenen der Nachweis obliegen, dab das Modell nit neu ift. 
Seligiohn begründet feine Anficht damit, daß er jagt, die gegenteilige 
führe zu abjurden Rejultaten; denn die Neuheit könne der Eingetragene 
nicht nachweijen, weil dies nur auf dem Wege möglich wäre, daß be- 
wiejen würde, das Modell jei bisher weder in öffentlichen Drudichriften 
beichrieben, nod im Inlande offenkundig benugt worden. Geligjohn 
dürfte die Schwierigkeit des Beweiſes der Neuheit zu hoch anjchlagen, 
wie er anderjeit3 dem Begriff der Neuheit wiederum die oben in N. 9 
zu $ 1 befämpfte zu enge Deutung gibt. Soweit diefer Begriff auch 
den der „Eigentümlichkeit“ umfaßt, kann wohl gar nicht bezweifelt 
werden, daß der Beweis demjenigen obliegt, der dieje Eigenichaft des 
Modells behauptet. Er muß zeigen, worin der originelle Gedanke be- 
fteht, der in dem Modell verwirklicht jein joll. Nun jpricht freilich der 
Ubi. 2 des $ 1 einem Modell die Neuheit ab, wenn auch die Konzeption 
desielben nod) jo jehr auf einem ichöpferiichen Gedanken beruht, joferne 
es zu irgend einer Zeit bis zur Anmeldung in öffentlihen Drudichriften 
bejchrieben oder im Inlande offenkundig benußt worden ift, jollte auch 
in den betr. Jnduftriefreiien die Beichreibung oder Benußung längſt 
in Bergefjenheit geraten oder etwa gerade die Erfindung des Anmelders 
vorzeitig ans Licht gezogen worden jein. Einen ftringenten Beweis 
nun dafür, dat niemals eine öffentliche Bejchreibung oder offenkundige 
Benugung erfolgt jei, fann der Inhaber des Mufters freilich unmöglich 
liefern. Aber es muß genügen, wenn die von ihm vorgeführten Zeugen 
und Sadverftändigen befunden, daß ihnen von einer ſolchen Bejchrei- 
bung oder Benugung nichts befannt ijt und wenn jeitens des Gegners 
feinerlei Anhaltspunkte für ein derartiges Publikwerden des Modells 
gegeben werden können. Mit Hilfe der freien Beweiswürdigung — 
CPO. $ 286 — wird der Richter, wenn das Beweisergebnis hr liegt, 
dazu fommen müfjen, die Neuheit als bewiejen anzunehmen.) Daß 
ein Modell nicht den Geſetzen oder guten Sitten widerſpricht (vgl. N. 6 
lit. e zu $ 1), wird in der Regel vom Gerichte feſtgeſtellt werden können, 
ohne daß es eines Beweiſes bedarf; jollte eine Beweisführung not- 
wendig jein, jo trifft bier allerdings die Beweislaft den Gegner des 
Eingetragenen, nicht bloß deshalb, weil über dieje Fragen das Patent- 
amt eine Vorprüfung vornimmt (Seligiohn a.a.dD., \. oben N. 3 zu 
$ 3), jondern deshalb, weil ein pojitives Erfordernis in dem Sinne, 
daß das Modell mit dem Geſetze und den guten Sitten im Einklang 
ſein müſſe, vom Geſetz gar nicht aufgeſtellt iſt, ſondern die Geſetz- oder 
Sittenwidrigkeit den im übrigen gegebenen Begriff des „Gebrauchs- 
gegenjtandes“ im Einzelfalle aufhebt. 

Selbjtverjtändlich gilt das eben Ausgeführte nur für das Ber- 
fahren im Civilrechtswege. Im Strafverfahren muß durchweg dem 
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Angeklagten bemwiejen werden, daß er ein bejtehendes Schußrecht ver- 
legt Habe. (U. M. Stengleina.a. D., der hier annimmt, der Nach— 
— der Eintragung genüge, wenn der Angeklagte keinen Widerſpruch 
erhebe.) 

b) In formeller Hinſicht, daß das Modell in der Rolle für 
Gebrauchsmuſter eingetragen ift (1. $ 3). 

Für die Geltendmadhung des Schußes ftellt $ 13 in Anjehung 
der Perſon noch weitere Borausjegungen auf. 

3. Gegenftand des Schubes ift das eingetragene Mufter, wo- 
bei das Wejen desjelben nicht nad) der in der Rolle ftehenden „Be- 
zeichnung“, jondern nad) der in der Anmeldung enthaltenen Ungabe 
des Neuen in Berbindung mit dem beigefügten Modell jich beftimmt 
(RGE. Bd. 48 ©. 73, vgl. $ 2 Abf. 2 u. 3 und die Erläuterungen hiezu). 

Bei Prüfung der Trage, ob zwiichen dem von anderer Geite 
benugten Mufter und dem eingetragenen Jdentität befteht, ift im 
Gegenjage zum Patentrechte davon auszugehen, daß das gegenwärtige 
Gejeg nur beftimmte Raumformen jhüßt, daß nie ein technifcher 
Erfindungsgedanfe als jolcher, aljo für alle Formen der Ausführung, 
jondern nur infoweit Schuß genießt, ald er in der in der Anmeldung 
angegebenen Geftaltung, Anordnung oder Vorrichtung verkörpert ift. 
Deshalb aljo, weil ein Modell demjelben Zwede dient, diejelbe technijche 
Idee verförpert, auf demjelben Prinzip beruht, wie das eingetragene, 
iſt es noch nicht eine Nachbildung desjelben. Eine jolche iſt es nur 
dann, wenn zugleich die Form des eingetragenen Modelld nachgeahmt 
it (RG. in PMZUB. II 288, RGC. Bd. 40 ©. 7, in PMZBL. III 257, 
RG. in PMZB. IV 83, VI31) Eine Nahahmung der angegebenen 
Form liegt aber immer ſchon dann vor, wenn diefe Form nur im 
wejentlichen beibehalten ift, jo daß Abweichungen, welche das Wejen 
der Form nicht berühren, die Jdentität nicht zu bejeitigen vermögen. 
Weientlich ift aber an einer beftimmten Form nur eben dasjenige, was 
die neue dee der Raumfombination verwirklicht und jo die Schub- 
fähigfeit des Mufters begründet. Jedes Mufter aljo, welches von dem 
eingetragenen die den Schuß begründende Eigentümlichkeit 
der Form entlehnt, erjcheint als Nachbildung desjelben, die der Be- 
rechtigte verbieten fann, mag es im übrigen von dem eingetragenen 
Mufter nocd jo jehr abweichen und mag auch die Abweichung eine 
Verbefjerung des Modells enthalten (vgl. RG. in PMZBI. 11288, VI31, 
LG. Hannover ebenda I 192). Sole das Wejen der Form nicht alte- 
rierende Abweichungen können insbejondere darin beftehen, daß einzelne 
Elemente durch andere erjeßt werden, welche den erjteren äquivalent 
find (vgl. N. 3 lit. c zu $ 1 des Pat. Geſ., oben ©. 7). Dabei fann es 
fih Handeln um Verwendung eined anderen, gleichwertigen Stoffes 
(3. B. Herftellung des zu einem Menagelorb gehörigen Einſatzes aus 
Emailleblech ftatt aus Steingut, RG., PMZBI. III 97) oder um Ber- 
änderung in der Form, abgejehen von dem die Neuheit begründenden 
Formelement (jo z. B. ift, wenn den Gegenjtand des Schußes eine Bürjte 
bildet, bei der an Stelle der jonjt üblichen Borften Lederftreifen als 
Reinigungsmittel angebracht jind, jede jo gejtaltete Bürjte eine Nach— 
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bildung des Schußobjeftes, mag bdiejelbe, wie das geſchützte Original, 
ein Tängliches, gerades oder ein rundes, gefrümmtes 2c. Bürftenholz 
aufweijen; RGC. Bd. 40 ©. 7, in PMZBI. III 257) oder um Ueber— 
tragung des Modells auf andere Gebrauchsgegenftände oder Arbeits- 
geräte, bei denen es diejelbe Funktion ausübt (jo 3. B. wäre es nicht 
geftattet, eine geſchützte Vorrichtung zum Verſchluß von Zimmertüren 
auf Eijenbahncoupestüren oder a nfter zu übertragen; j. aud) 
RGStr. Bd. 35 ©. 348, in PMZBL. IX 43: der Gebrauchsmuſterſchutz 
beſchränkt ſich nicht auf den in der Eintragung angegebenen Gebrauchs— 
zweck des gejchüßten Gegenftandes) oder um jonftige Uenderungen, die 
nur eine Anwendung gewijjer Kenntnifje und Fertigkeiten verlangen, 
deren Beſitz innerhalb der mit der Herſtellung von Gegenſtänden der 
betr. Art ſich befaſſenden Gewerbetreibenden gemeinſam iſt oder die auf 
einem anderen Verfahren beruhen (RGEStr. Bd. 25 ©. 214, in PMZBI. 
II 54). Die Aenderungen und Berbejjerungen können ſelbſt wejentliche 
jein und doch das Weſen der geichügten Form unberührt lafjen, jo dat 
immer nod eine Nachbildung diejer Form vorliegt. Die Annahme 
einer jolhen wird auch dadurd nicht ausgejchlojien, daß die Berbeile- 
rung für fich patent- oder muſterſchutzfähig tft. Inſoweit dann für jie 
ein Schußgrecht erlangt wird, ift dDiejes von dem Rechte desjenigen, dem 
die nachgebildete Form geihüst ift, abhängig (vgl. N.7 zu $ 3 des 
Pat. Geſ., o. ©. 66, ferner $ 4 Abj.2 und $5 Abi. 2 des gegenm. Gei.; 
RGStr. Bd. 25 ©. 214, in PMZB. III 54; Kohler, Zeitichr. f. gewerbl. 
Rechtsſch. Bd. 3 ©. 152). 

Iſt eine Kombination verjchiedener Elemente Gegenjtand des 
Gebrauchsmuſterſchutzes, jo fommt e3 darauf an, ob auch die einzelnen 
Elemente jchupfähig find und ob zugleich für dieje der Schuß in der 
Anmeldung beanjprucht ift, oder ob Lediglich die Kombination zum 
Gegenitande des Schutzanſpruchs gemacht ıft. Im erjteren Falle liegt 
ein Eingriff in das Schußrecht vor, mag die Kombination vollftändig 
oder nur in einzelnen gejchüßten Teilen nachgebildet fein. Im leßteren 
falle ift die Nachbildung einzelner Elemente der Kombination frei. 
Wenn aber trog Weglafjung einzelner in der Anmeldung aufgeführter 
Teile die Form und die Gebrauchsfähigfeit des fombinierten Modells 
feine weſentlich andere wird, jo kann auch dieje Weglaſſung den Tat- 
beſtand der Nachbildung nicht ausschließen. (Vgl. N. 5 lit. c, bb zu$ 4 
des Patentgeieges, oben ©. 83; a. M. bezüglich des letzteren alles 
Ktammergericht in PMZBL. II 6, welches annimmt, daß beim Fehlen 
eines einzigen Merkmals einer Kombination ſtets die Identität 
mangle.) 

4. Der regelmäßige Inhalt des Gebrauchsmuſterſchutzes beiteht 
darin, daß dem Eingetragenen ausſchließlich das Recht zu- 
ſteht, gewerbsmäßig das Mufter nachzubilden, die dur 
Nachbildung hervorgebradten Gerätihaften und Gegen- 
ftände in Berfehr zu bringen, feilzubalten oder zu ge- 
brauchen. Der Schuß äußert fich alfo einerjeits in einem Nußungs- 
recht, anderjeits in einem der Ausjchließlichkeit dieſes Nutzungsrechtes 
entiprechenden Unterſagungsrecht. 
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a) Berechtigt ift an fich der Eingetragene. Hit ein Modell 
auf den bürgerlihen Namen einer Einzelperjon eingetragen, jo jpricht, 
wenn dieſe Perjon einer offenen Handelsgeſellſchaft angehört, deren 
Firma ſich mit dem eingetragenen Namen dedt, die Vermutung nicht 
dafür, daß die — Inhaberin des Gebrauchsmufters ſei (LG. Berlin 
in der Zeitſchr. f. gewerbl. Rechtsſchutz 1895 ©. 330). 

Hat ein Rechtsübergang ftattgefunden (ſ. $ 7), jo ijt dieſer zwar 
auf Antrag in der Rolle zu vermerken ($ 3 Abi. 4). Der Erwerber ift 
jedoch auch ohne dieſen Vermerk ſchutzberechtigt (ſ. aber N. b zu 8 3). 
Durch einen Lizenzvertrag jedoch werden die in $ . gewärleifteten 
Rechte nicht übertragen (RG. in R. u. U. VI 198 Nr. 2 

b) Dem Berechtigten ſtehen diejelben ausicließfihen Ber 
fugniije zu, wie dem Batentinhaber (ſ. N 6-10 zu $ 4 des Bat.Gei., 
oben ©. 84 ff.; vgl. RGStr. Bd. 27 ©. 88. Die in dem gegenwärtigen 
Gejege jo genannte „Nachbildung“ entipricht der in $ 4 des Pat.Gei. 
————— „Herſtellung“. Dem Muſterſchutzberechtigten ausſchließlich 
vorbehalten iſt eben die gewerbsmäßige Herſtellung eines Gegenſtandes, 
der als eine Nachbildung des geſchützten Muſters erſcheint). 

Die Ausübung der dem Muſterrechte entſprechenden Befughige 
alſo des Nutzungsrechts, wird eingeſchränkt durch Abſ. 2. Ver— 
ſtößt die Benutzung etwa ſonſt gegen ein geſetzliches Verbot, ſo ſchützt 
die Eintragung nicht vor der auf Verletzung dieſes Verbois geſetzten 
Strafe (LG. Paſſau, PMZBI. V 212). 

Die Ausſchließlichkeit erleidet eine Eiutäräufung durd) 
Abi. 3. Dagegen find die Gründe, welche nad) $ 5 des Pat.Geſ. eine 
Einſchränkung des Verbietungsrechtes des Patentinhabers bewirken, in 
das gegenwärtige Geſetz nicht übernommen, jo daß die Wirkung des 
Gebrauchsmuſterſchutzes auch gegenüber dem VBorbenußer, ferner auch 
infoweit eintritt, ald das Modell für das Heer oder die Flotte oder 
jonft für das Intereſſe der öffentlichen Wohlfahrt dienlich ift oder die 
geihügte Einrichtung an Fahrzeugen, welche nur vorübergehend in das 
Inland gelangen, ſich findet. (Vgl. Komm.Ber. ©. 11; Robolsti, 
Komm. zu $4; Schmid, die Ge. 3. Schuß des gewerbl. Eigent., ©. 236, 
LG. Breslau 'in den Mitteilungen der Anmeldeitelle f. Gebr. M. 1893 
©. 185; a.M. bezüglich des Vorbenugers Kohler, Zeitichr. f. gewerbl. 
Rechtsich. Bd. 3 ©. 152.) 

e) Die Wirkungen des Gebrauhsmufterichuges erjtreden ich, 
wie die des Patentſchutzes, nur auf das Inland; vgl. N. 12 zu $4 
des Pat. Geſ., oben ©. 92. 

5. Schutzmittel. Der Gebrauchsmufterjchußberechtigte genießt 
gegen ihuldhafte Verlegung civil- und ftrafrechtlichen Schu nad 

Maßgabe der SS 9, 10. Ohne Rüdficht auf Verichulden hat er gegen 
denjenigen, welcher ihn im Genuſſe jeines Rechtes ftört, den Anſpruch 
auf Unterlafiung fernerer Störung, den er mit der abwehrenden 
Klage verfolgen fann, jowie unter Umständen eine Feititellungs- 
flage (f. hierüber die entj prechend heranzuziehenden Erläuterungen 
in N. 13 lit.au.bzu$4 des Pat Geſ., oben ©. 93; j. dort auch unter 
lit. e hinfichtlidy der einftweiligen Verfügungen). 
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Buftändig ift für Klagen, die an die Landgerichte gehen, die 
Kammer für Handelsjahen (GBG. 8 101 Nr. 3 lit. c). 

In jedem Verfahren betr. den Schuß von Gebraucdhsmuftern ift 
da8 Patentamt befugt, auf Erjuhen der Gerihte und der Staats— 
anwaltihaft Gutachten abzugeben, jofern voneinander abweichende 
Gutachten mehrerer Sadjverftändigen vorliegen (Erlaf des Reichskanzlers 
— 10. risk 1894, j. Bel. d. BU. vom 14. September 1894, PM.- 

.14). 

6. Wenn der Berechtigte einem anderen gegenüber jeinen Schuß- 
anſpruch zu Hoch jpannt, aljo eine Handlung diejes anderen, die ım 
Wahrheit nicht in fein Recht eingreift, al3 Verlegung diejes Rechtes 
bezeichnet, fann der von diefem Vorwurf Betroffene die negative Yeit- 
ftellungäflage erheben (vgl. N. 14 zu $ 4 des Pat. Geſ., oben ©. 98). Das 
dort Gejagte findet hier entſprechend Anwendung). 


Abjat II. 

7. Das Recht des Eingetragenen (j. N. 4) ift beichränft, in- 
joweit es in das Recht des auf Grund früherer Anmel— 
dung Eingetragenen eingreift. Die Beichränfung bejteht darin, 
dab das durch die jpätere Anmeldung begründete Recht, ſoweit diejer 
Eingriff reicht, ohne Erlaubnis des älteren Berechtigten (j. N. 4 lit. a) 
nicht ausgeübt werden darf, widrigenfalld Ddiefer gegen die Ausübung 
ji) mit allen Schugmitteln des Mufterberechtigten wehren fann. 

a) Enticheidend ift die frühere Anmeldung, nicht die frühere 
Eintragung (a. M. Stenglein N. 4). Es fann fein, daß ſich die Ein- 
tragung eines früher angemeldeten Muſters verzögert, jo daß fie ipäter 
erfolgt, als die Eintragung eines jpäter angemeldeten Muſters. Troß- 
dem geht das Recht desjenigen, für den das früher angemeldete Muſter 
eingetragen ift, dem des anderen injoweit vor, als diejes in jenes ein» 
greift. Ueber den Zeitpunkt der Anmeldung ſ. N.3 zu $ 2 des 
Pat.Gej., o. ©. 34, ſ. ferner bezüglich der Priorität N. 4 zu $2 des 
gegenw. Geſ., o. ©. 3%. 

b) Die Beihränfung des Nutzungsrechtes reiht jo 
weit, als der Eingriff in das durch die frühere Anmeldung 
begründete Recht reicht. Der Eingriff fann ein mehr oder weniger 
umfafiender jein. 

aa) Es iſt möglich, daß das Mufter fich in jeder weſentlichen 
Beziehung mit demjenigen dedt, welches auf Grund der früheren An— 
meldung eingetragen ift. Dann kann ohne Erlaubnis des älteren An- 
melders das Nutzungsrecht in feiner Weife ausgeübt werden. (Bgl. 
Seligſohn N.3 zu a, welcher aus der Entjtehungsgeichichte des $ 4 
nachweiſt, daß Abſ. 2 auch den Fall der Fdentität der beiden Mujter 
regelt. Des BZurüdgreifens auf die Entjtehungsgejchichte bedarf es 
aber nicht; denn jelbjtverftändlich greift ein Mufterrecht in ein älteres 
am ftärfjten dann ein, wenn die Mufter identijch find. Anders Steng- 
fein 0.5, der annimmt, auf identijche Modelle beziehe ſich Abj. 2 
nicht, denn hier fehle es dem jpäter angemeldeten an der Neuheit — eine 
Begründung, die in dieſer Allgemeinheit nicht zutrifft, wenn auch ein- 
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zuräumen ift, daß in den meiften Fällen die jpätere Eintragung ohne jede 
Wirkung it, weil dem Modell gemäß $ 1 bj. 2 die Neuheit mangelt.) 

bb) Vielleicht dedt ji das Mufter nur zum Teil mit dem auf 
Grund einer früheren Anmeldung eingetragenen; z. B. das neue Mufter 
harafterifiert ſich dadurch, daß an einem befannten Gegenftande zwei 
Berbefjerungen angebracht werden; eine derjelben bildet den Gegenftand 
des älteren Mufterjchuges, jo dab dieje der jpätere Anmelder nur mit 
Erlaubnis des früheren Anmelders benugen kann, mwährend der Be- 
nugung der anderen Berbeflerung der frühere Anmelder nicht wider— 
iprechen fann. 

ee) Es kann endlich jein, dab der Gegenjtand des jüngeren 
Mufterjhuges in feiner Beziehung mit dem des älteren ſich dedt, daß 
aber jener nicht ohne diefen benußt werden kann; 3. B. das früher von 
A angemeldete Mufter bildet ein elektriſches ——— das ſpäter 
von B angemeldete eine Vorrichtung zur Steigerung der Leuchtkraft, 
die nur dazu beftimmt ift, an dem Mufter des A zur Verwendung zu 
fommen. Hier liegt der Fall der Abhängigfeit vor, der nur in der 
Weije zur ——— Löſung gebracht werden kann, daß der Inhaber 
des abhängigen Schutzrechtes von dem Inhaber des urſprünglichen 
Rechtes die Erlaubnis (Lizenz) zur na, jeines Mufters erhält. 
(Bezüglich der — I. N. 4, g zu 87.) 

ce) In den Fällen des Eingriffs eines jüngeren Muſters in ein 
älteres Schußrecht (lit. b) iſt zunächſt das Nutzungsrecht des Zweit- 
berechtigten zu Gunften des älteren Rechtes beijchränft. Der Inhaber 
des letzteren kann aljo dem Inhaber des jüngeren Rechts jede Art der 
Benußung, die in jein Necht eingreift, mit den Mitteln, die überhaupt 
dem Mufterfchugberechtigten zu Gebote jtehen (j. N.5), verbieten. Daraus 
ergibt ſich aber von jelbit, daß auch das Unterjagungsredt des 
Zweitberedhtigten zu Gunften des Erjtberechtigten beſchränkt ift, d. h. 
injoweit der Gegenſtand des jüngeren Rechts mit dem bes älteren ſich 
dedt, darf der Inhaber des letzteren ſein Recht ohne Rückſicht auf den 
Inhaber des jüngeren Rechts ausüben, dieſer kann trotz der zu ſeinen 
Gunſten erfolgten Eintragung jenem nicht verbieten, das Muſter zu 
benutzen. Soweit freilich der Gegenſtand des jüngeren Rechtes mit dem 
des älteren nicht übereinſtimmt, ſteht dem ſpäteren Anmelder das Unter— 
ſagungsrecht auch gegenüber dem früheren Anmelder zu, ſo in dem 
Beiſpiele zu lit. b, bb bezüglich der Verbeſſerung, die nur den Gegen- 
ſtand der jpäteren Anmeldung bildet, in dem Beifpiele lit. b, cc be- 
zügli der neuen Vorrichtung zur Steigerung der Leuchtkraft. Und 
wenn das ältere Recht aus irgend einem Grunde wegfällt, jo find für 
das jüngere alle Schranken bejeitigt. (Vgl. RGC. Bd. 50 ©. 111, in 
PRZBL. VII 133). 

Die durh Abi. 2 dem jüngeren Rechte gezogenen 
Schranfen bejtehen nur dem Erftberedhtigten, nicht Dritten 
gegenüber. Jedem außer dem Erjtberechtigten gegenüber kann aljo 
der Zweitberechtigte jein Schugrecht in vollem Maße ausüben, jedem 
Dritten fann er Eingriffe in fein Recht verbieten und dem Verbote mit 
den oben (NR. 5) erwähnten Mitteln Nachdrud verleihen. Dem fann 
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aud der Erjtberechtigte nicht entgegentreten; er kann insbejondere das 
mit jeinem Mufter follidierende Muſter nicht zur Löſchung bringen, 
es wäre denn, daß die ältere Anmeldung Umftände zur Folge gehabt 
hätte, unter denen das Mufter nit mehr als neu erjchiene (j.$ 1 
Abj.2, 8 6; OLG. Dresden in R. u. U. IV 278 Nr.1, RG. ebenda Nr. 2 
u. in den Blättern f. Rechtsanwendung 1898 ©. 11). Unter diejer Ieß- 
teren Borausjegung kann der Mangel der Neuheit natürlid auch von 
dem Dritten, gegen den der jpätere Anmelder aus der Eintragung 
Rechte geltend machen will, entgegengejegt werben. 


Abſatz II. 

8. Hier handelt es fich lediglich um eine Schranfe des Unterjagungs- 
rechtes: ein ſolches befteht nicht gegenüber demjenigen, deſſen Beſchrei— 
bungen 2c. der Gegenftand der Eintragung widerrechtlich entnommen ift. 
Da der Tatbeftand der widerrechtlichen Entnahme in der Hauptjache ebenjo 
beſtimmt ift, wie in $ 3 Abſ. 2 des Pat. Geſ., wird auf die Erläuterungen 
hierzu (in N. 9—13) Bezug genommen. Natürlid genügt zur Feſt— 
ſtellung einer Entnahme ebenjowenig, wie zu der eines Eingriffes in 
das Schugrecht eines anderen (j. N. 3), die Uebereinftimmung lediglich 
der Idee, jondern es muß aud) bezüglich der Art und Weije, wie die 
Idee durch eine Raumform vermwirflicht ift, im weſentlichen Ueberein- 
ftimmung berrichen. 

Der durch die widerredhtliche Entnahme Verletzte hat einen An— 
ſpruch auf Löſchung des Mufters ($ 6 Abi. 3 

Dritten gegenüber hat die Entnahme keinerlei rechtliche Wirkung. 


85. 

Soweit ein nach $ 4 begründetes Recht in ein Patent ein— 
greift, deffen Anmeldung vor der Anmeldung des Modell er- 
folgt ift, darf der Eingetragene das Recht ohne Grlaubniß des 
Patentinhabers nicht ausüben. 

Imgleichen darf, joweit in ein nach $ 4 begründetes Recht 
durch ein jpäter angemeldetes Patent eingegriffen wird, das 
Recht aus diefem Patent ohne Erlaubniß des Eingetragenen 
nicht ausgeübt werden. 

1. Ueberjiht. Wie in $4 Abi. 2 dem — Gebrauchs⸗ 
muſterrechte eine Schranke zu Gunſten des älteren Muſterrechtes ge— 
zogen iſt, beſchränkt 85 Abſ. 1 das Muſterrecht zu Gunſten 
eines älteren Patentrechtes, in das es eingreift. 

Umgekehrt iſt in Abi. 2 einem Patentrechte, das in ein 
älteres Mufterrecht eingreift, eine Schranfe zu dejjen Gun 
jten gezogen. 

2. Die Fülle des Eingriffes in das ältere Recht fünnen von 


derjelben verjchiedenen Art fein, wie bei Kollifion zweier Mufterrechte 
EN. Tlit.b zu $4,o. ©. 406). 
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3. Maßgebend für die Priorität iſt auch hier der Zeitpunkt 
der Anmeldung des Mufterd oder des Patents, nicht der Zeitpunft 
der Eintragung des Mufters oder der Patenterteilung (j. N. 7 lit. a zu 
84,0. ©. 406). 

4. Die Wirkung der Tatjahe eines Eingriff des jüngeren 
Nechtes in das ältere ift ebenfalls diejelbe, wie im Falle der Kollifion 
zweier Mufterrechte (ſ. N. 7 lit. e zu $4, o. ©. 407): Beſchränkung des 
Nutzungsrechtes zu Gunjten des älteren Nechtes, joweit der Eingriff 
reicht, des Unterjagungsrechtes gegenüber dem älteren Berechtigten, jo- 
weit der Gegenftand beider Nechte identisch iſt; Vollwirkſamkeit des 
jüngeren Rechtes im Falle Erlöſchens des älteren Rechtes und vorher 
ihon Dritten gegenüber. (In legterer Hinficht jcheinen die Motive ©. 16 
gegen die hier vertretene Annahme zu jprechen, injoferne es dort heißt, 
daß, jolange das beſſere Recht ſich in Wirkſamkeit befinde, die Wir- 
tungen aus der jpäteren Anmeldung weder gegenüber dem Inhaber 
des vorhergehenden echtes, „noch gegenüber Dritten” zur Geltung 
fonnmen. Allein diefe Anſchauung hat im Gejege feinen Ausdrud ge- 
funden und ift jchon deshalb nicht richtig, weil ihre Fejthaltung dazu 
führen würde, daß auch bei bloßer Abhängigkeit des neueren Rechtes 
von dem älteren ohne Identität des Gegenitandes jeder Dritte, ſowie 
der Erjtberechtigte die Verbeſſerung, welche den Gegenitand der jpäteren 
Anmeldung bildet, ohne Erlaubnis des Zweitberechtigten benugen dürfte; 
vgl. ROSE. Bd. 50 ©. 111, in PMZBI. VIII 133.) 

5. Die Entſcheidung darüber, ob von einem Muſter- und 
einem Batentrechte das jüngere in das ältere eingreift, fann in der 
Regel nur von den Gerichten getroffen werden. Nur im Falle des 
Abi. 2 ift es möglich, da das Patentamt die Anmeldung zum Batente 
mit Rüdjicht auf das ältere Mujfter zurüdweift; dies jet aber voraus, 
dat der Gegenftand jchon vor der Anmeldung zum Patente die Neu- 
beit verloren hat ($ 2 des Pat.Gef.), was trog der Anmeldung zur 
Mufterrolle und Eintragung in diejelbe nicht unbedingt der Fall jein 
muß. Wird trog mangelnder Neuheit das Patent erteilt, jo kann ber 
Inhaber des Mufterrechts fich von der Kollifion des Patentrechts auf 
dem Wege der Nichtigfeitsflage (Pat.Gej. $ 10 Abi. 1 Nr. 1, 8 28) be- 
freien. Hiervon abgejehen fann fich der Mufterberechtigte gegen den 
Eingriff ın jein Recht, der ihm aus der Benugung der follidierenden 
patentierten Erfindung des jpäteren Anmelders erwächſt, durch all die 
Mittel jchügen, welche ihm überhaupt zum Schutze jeines Rechtes zu 
Gebote ftehen (ſ. N. 5 zu $ 4, o. ©. 405), wie umgelehrt dann, wenn Die 
Anmeldung zum Patente die frühere ist, das Patent gegen den in der Be- 
nußung des jpäter angemeldeten Mufters liegenden Eingriff wie ſonſt gegen 
PBatentverlegung geſchützt ift (j. N. 13 zu $ 4 des Pat. Geſ., o. ©. 93). 


8 6. 
Liegen die Erforderniffe des $ 1 nicht vor, jo hat jeder- 
mann gegen den Eingetragenen Anfpruch auf Löſchung des Ge— 
brauchömufters. 
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Im Falle des S 4 Abſatz 3 fteht dem Verlehten ein An— 
ſpruch auf Löfchung zu. 


1. Löſchung des Gebraudämufterd. Der vorjtehende Baragraph 
ſieht zwei Fälle der Löſchung vor: mangelnde Schugfähigfeit 
und widerredhtlihe Entlehnung. Weitere zwei Fälle ergeben 
ih aus 88 Abi. 2 u. 3: Verzicht und Friftablauf. 

2. Verhältnis der beiden Abſätze des $ 6. 

a) Die Löſchung nach Abſ. 1 Hat nur formelle Bedeutung; denn 
wenn die materiellen Vorausſetzungen eines Mufterrechtes fehlen, jo 
befteht ein folches troß der Eintragung gar nicht, die Löſchung joll 
nur die Rolle des Patentamt3 bereinigen (vgl. die Motive ©. 13, welche 
ausführen, da die Tatfache der Eintragung immerhin dem Gegenjtand 
ein vermehrtes Anſehen verleiht und bei demjenigen, welcher zur er- 
ihöpfenden Würdigung des gefamten Materiald nicht im jtande iſt, zu— 
nächſt die Meinung hervorruft, daß der Gegenftand ein jchugberedhtigter 
jei, jo daß jchon die Eintragung an ſich in Die Intereſſen Dritter ſtörend 
eingreife und daher ein Weg offen ſtehen müſſe, auf welchem die Be— 
jeitigung der Eintragung möglich ift). 

b) Im Falle des Abi. 2 dagegen befteht ein Gebraucdhämuiter- 
recht — jedermann außer dem durch die widerrechtliche Ent— 
nahme Verletzten. Die Löſchung hat hier eine materielle Wirkung: ſie 
bringt das beftehende Necht zum Erlöichen. (Vgl. Schanze, Der An- 
ſpruch auf Löſchung des Gebrauchsmufters, ſächſiſches Archiv f. bürg. R. 
Bd. 3 ©. 139.) 

3. Die Löſchung ift Durch den Reichs-Anzeiger befannt 
zu machen ($ 8 Abi. 3). 


Abſatz I. 


4. Anſpruch auf Löſchung. Troß des Wortlautes des Ge- 
jebes ift nicht anzunehmen, daß der Anjprucd dahin geht, der Einge- 
tragene jelbjt habe die Löjchung zu veranlaffen; vielmehr bejteht nur 
ein Anjprud auf Bewilligung der Löſchung; Sache des Anjpruchs- 
berechtigten ift e3, auf Grund der Bewilligung die Löſchung durch einen 
an das Patentamt zu ftellenden Antrag herbeizuführen (ebenjo Schanze 
a.a.D., Seligjohn N. 5; a.M. Lieber, Komm. N. 3, Yandgraf 
N.2, wonach der Inhalt des Anſpruchs der jein joll, die Löſchung 
ei Berzichtleiftung herbeizuführen; j. hiergegen die Ausführungen bei 
Schanze). 

Der Anjpruh muß nicht notwendig im Wege der Klage 
Durchgejegt werden; dieje jekt vielmehr voraus, daß der Einge- 
tragene nicht freiwillig die Erklärung abgibt, daß er in die Löſchung 
einmwillige. Die Löihung muß auf Antrag aud dann erfolgen, wenn 
eine jolche freiwillig abgegebene Erklärung beigebradyt wird (Schanze 
a. a. O. ©. 145). Renn troß Anerkennung des Löſchungsanſpruchs jei- 
tens des Eingetragenen und ohne daß diejer zur Erhebung der Klage 
durch jein Verhalten Veranlaffung gegeben hat, jemand die Klage auf 
Löſchung erhebt, hat er die Koften zu tragen (EVD. g 9, LG. Berlin I 
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PM8SBl. II 53; Schanze a. a. O.; vgl. auch LG. Breslau, PMZB. 
IX 149, wo angenommen iſt, eine Veranlaſſung zur Klageerhebung liege 
immer dann vor, wenn der Anmelder die Eintragung trotz Kenntnis 
der mangelnden Neuheit des Mufters beantragt hatte, während in an— 
deren Fällen der Klageerhebung erjt eine Aufforderung zur Löſchung 
borangehen müfle). 

5. Borausjehungen des Anſpruchs auf Löſchung. 

a) Diejer Anspruch befteht immer dann, wenn die Erforderniſſe 
des $ 1 vollitändig oder zum Zeile fehlen. Alfo ift der Anſpruch be- 
gründet, wenn der Gegenjtand der Eintragung nicht 

aa) ein Modell ift (ſ. N. 5 zu 81), 

r eg a Arbeitsgeräte oder einen Gebrauchsgegenftand darftellt 
(N. 6 zu 51); 

ce) dem Arbeits⸗- oder Gebrauchszwecke zu dienen beſtimmt iſt 
(NR.Tzu$ 1); 

dd) diejen Zweden durch die Geftaltung, Anordnung oder Bor- 
rihtung dienen ſoll (NR.8 zu $ 1); 

ee) neu it (N. 9 zu b 

Mit dem Erfordernis zu bb fällt zufammen das (von Selig- 
john N. 4 lit. e bejonders hervorgehobene) negative Erfordernis, daß 
das Modell nicht den Gejegen oder den guten Sitten zumiderlaufen 
dürfe; im diefer Richtung ift eben der Begriff „Gebrauchsgegenſtand“ 
1.©. de3 $1 eingeihränft (ſ. N. 6 lit. e zu $1, 0. ©. 377, wo dar— 
gelegt ift, dat das Gejek auch Nahrungs- und Genußmittel nicht jchüßt; 
wollte man in der erfteren Richtung ein jelbftändiges Erfordernis auf- 
jtellen, jo müßte dies auch in der leßteren Richtung geichehen). 

b) Das Weſen des eingetragenen Mufterd ergibt ſich aus der 
in der Anmeldung enthaltenen Angabe des Neuen in Verbindung mit 
dem beigefügten Modell ({. N. 3 zu $4). Es fommt aljo darauf 
an, ob das durd die Angabe des Neuen gefennzeichnete 
Mufter den gejeglihen Erfordernijjen entſpricht. Wenn dies 
nicht der Fall tft, jo nütt es dem Eingetragenen nicht, daß das Mufter 
in anderer al& der angegebenen Hinjicht die Merkmale der Schugfähig- 
feit aufweift (RG. in PMZBL. IV 103). Es ift nicht etwa (wie Selig- 
john a.a.D. unter f annimmt) ein jelbftändiger Klagegrund gegeben, 
wenn in der Anmeldung die Angabe der neuen Geftaltung 2c. fehlt; 
jondern Diejer Mangel in der Angabe bringt e3 mit jich, daß fein 
Mufter eingetragen ift, welches den gejeglichen Anforderungen entipricht 
(ähnlich wie im Strafprozeh eine Förmlichkeit, die im Protokoll nicht 
vermerkt ift, als nicht beobadytet gilt). 

e) Nicht begründet wird der Löſchungsanſpruch dadurch, daß 
das Mufter in ein früher angemeldete3 eingreift, wenn nicht gleich- 
zeitig dem jpäter angemeldeten die Neuheit fehlt (OLG. Dresden, R. 
u. U. IV 278 Nr. 1, RS. ebenda Nr. 2; vgl. N. 7 lit. e zu 8 4). 

d) Fehlt es an einen der zu lit. a aufgeführten Erfordernijje 
nur bezüglich eines Teils des Modells, fo ift zu unterjcheiden, 
ob nach der in der Anmeldung enthaltenen Angabe (j. lit. b) dieſer 
Teil nur ein unjelbftändiges Element einer Kombination, die lediglich 
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als ſolche geichüßt fein joll, oder einen jelbftändigen Gegenjtand des 
Schutzes darftellt. Im erjteren Fall kann ein Lölhungsanipruc nur 
bezüglich des ganzen Mufters erhoben werden, wenn diejem eines der 
efetilichen Erfordernijje fehlt; von einer Teillöſchung kann nicht die 
Nede jein, denn bezüglich der einzelnen Teile für ic wird ja der 
Schuß nicht geltend gemacht, fie braudyen aljo auch den gejeglichen An- 
forderungen nicht zu entiprechen (OLG. Hamburg in PMZBL. VII 16). 
Im legteren Falle dagegen ijt eine Teillöſchung zuläſſig, joferne der- 
jenige Teil des Mufters, welcher aufrecht erhalten werden joll, für jich 
den Erfordernifjen eines jhugfähigen Mufters genügt. So 3.8. fann, 
wenn das eingetragene Mufter in einer bejtimmten Ausführungs- oder 
Berwendungsform neu ift, im übrigen aber nicht, und der Schutzanſpruch 
jo allgemein gehalten ift, daß er über die Grenze des Neuen hinüber- 
greift, die Beichränfung des Schutzes auf das rechte Maf verlangt werden 
(vgl. OLG. Frankfurt, PMZBL. 1120, OLG. Hamburg, PMZBL. VIII 
162). Zeillöihung kann ferner beijpielsweije audy dann begehrt werden, 
wenn der Schutzanſpruch mehrere Berbeflerungen eines Gebrauchsgegen- 
ſtandes betrifft, die nicht bloß in ihrer Totalität, jondern auch einzeln 
geihügt ſein jollen, aber nur ein Teil derjelben ſchutzfähig, insbejondere 
neu ift (vgl. OLG. Dresden, PMZB. V 85. Für Zuläſſigkeit einer Teil- 
löſchung bei inhaltlich teilbaren Muftern auch Seligjohn N.4; da- 
gegen das Patentamt, |. PMZBI.V 86, Schmid ©. 241. Mit Selig- 
john a.a.D. u.R.5 wird man übrigens annehmen müffen, dab zur 
Vermeidung von Ktollufionen dem PU. ein Prüfungsrecht in der Rich— 
tung zufteht, ob das nach der Beichränfung des Anſpruchs noch ver- 
bleibende Mufter wirklich einen Teil des eingetragenen bildet und nicht 
vielmehr ein ganz anderes ift. Denn weder die freiwillige, noch die 
erzwungene Löjchungsbewilligung darf zur Unterichiebung eines anderen 
Mufters — etwa zum Zwecke der Gebührenerjparung — benugt werden. 
Der auf die Löſchungsbewilligung geftügte Löſchungsantrag kann das 
Patentamt nur ermächtigen und verpflichten, das Mufter ganz oder 
zum Zeile zu löjchen; es hat aber den Antrag zurüdzumeilen, wenn 
er unter dem Scheine, alö gehe er auf teilweiſe Löſchung, die Ein- 
tragung eines anderen Mufters anftrebt). 

Iſt das Mujfter als Ganzes nicht jchußfähig, jo fann es gegen- 
über der Löſchungsklage nicht zum Teil dadurch aufrecht erhalten werden, 
daß der Schutzanſpruch auf einzelne Teile bejchränft wird. (So das 
RG., in PM8Bl. VIII 132, von jeinem Standpunkte aus, dag Majchinen 
im engeren Sinne feinen Gebrauchsmufterichug genießen können; vgl. 
N.6lit.b zu $1.) 

6. Anſpruchsberechtigt iſt jedermann; der Nachweis eines be- 
jonderen Intereſſes ift nicht erforderlich (Popularflage; der Kläger 
verfolgt das allgemeine Intereſſe, daß ein Gegenftand, dem die Schuß- 
fähigleit mangelt, nicht den Schein für fich habe, als ob er der Aus- 
nugung durch einen einzelnen vorbehalten jei; vgl. N. 3 lit. a, aa, 3 zu 
$ 28 des Pat. Geſ., o. ©. 240. Bezüglich des Klagerechts auch des Aus- 
länder3 vgl. Kammergericht in den Blättern für Nechtöpflege im Bezirk 
des KG. X 93). 
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Der Anſpruch richtet fi gegen den bezw. die Eingetra— 
genen, nicht gegen einen ettwaigen Erwerber des Mufterd, wenn der 
Rechtsübergang in der Rolle nicht vermerkt ift (Seligfohn R.3. Der 
Grund liegt darin, daß ja nur der Eingetragene die Löſchung bemwilligen 
fann, die Einwilligung eines anderen für das Patentamt unbeadhtlid) 
wäre, der Löſchungsanſpruch aber die Bewilligung der Löſchung zum 
Inhalte hat, j. N. 3). 

7. zum es. 

a) Die Berjon des Beklagten ergibt jich aus dem in N. 6 über 
die Richtung des Anſpruchs Bemerkten. Mehrere Eingetragene find 
gemeinschaftlich zu verflagen. Weber die Vertretung des nicht im In— 
lande wohnhaften Eingetragenen j. $ 13. 

b) Sachlich zuftändtig ift das Landgericht, Kammer für Handels- 
ſachen (j. GVBG. 8 101 Nr. 3 lit. c) oder das Amtsgericht je nach der 
Höhe des Intereſſes der Beteiligten an dem Beſtehen oder Nichtbeſtehen 
der Eintragung des Muſters (vgl. Zeitſchr. f. gewerbl. Rechtsſchutz 1892 
©. 46, RG. juriſt. Wochenſchrift 1896 ©. 1). 

e) Der Anjpruch auf Löſchung kann gegenüber einer Klage des 
Eingetragenen auf Entihädigung, Unterfagung weiterer Störung oder 
Feſtſtellung audy im Wege der Widerklage geltend gemacht werden 
(Seligiohn N. 11). 

d) Bezüglich der Beweislaft gilt nicht (wie Seligjohn N. 8 
annimmt) dasjelbe, wie im Falle der Geltendmachung des Schuganjpruchs 
jeitens des Eingetragenen gegen Eingriffe in das Mujfterrecht. Die 
Löſchungsklage iſt sa die Behauptung zu jtügen, daß die Erfordernijje 
des $ 1 nicht vorliegen; dieje Behauptung Hat der Kläger zu beweijen 
und dem Bellagten kann in feinem Falle zugemutet werden, die Voraus» 
jegungen der Schugfähigfeit zu bemeijen. 

e) Die Volljtredung des auf Erteilung der Löſchungsbewilligung 
lautenden Urteils erjolgt nad) Maßgabe des 8 894 Abſ. 1 Sat 1 der 
ERD.; d.h. die Einwilligungserflärung gilt mit der Rechtskraft des 
Urteil als abgegeben (Schanze a.a.D. ©. 147 ff.). Legt der Kläger 
das mit der Beitätigung der Rechtskraft verjehene Urteil dem Patent- 
amte vor, jo hat diejes die Löſchung zu betätigen. Dagegen löſcht das 
Patentamt nicht, wenn ihm das rechtäfräftige Urteil vom Gerichte mit- 
geteilt, vom Kläger aber ein Löſchungsantrag nicht geftellt wird. Diejer 
hat es aljo auch nad) rechtsfräftiger Verurteilung des Eingetragenen in 
der Hand, ob er die Löſchung bewirken oder das Urteil unvollzogen 
lafien will. (Vgl. Mitteilungen der Anmeldeftelle für Gebrauchsmuſter, 
PMB8Bl. I 155.) 

f) Die Rechtsfraft des auf die Löſchungsklage ergangenen 
Urteil3 wirft zunächſt nur zwiſchen den Parteien. Es kann aljo einer» 
jeit3 ein die Klage abweifendes Urteil vom Eingetragenen einem Dritten, 
der Löſchungsklage ftellt, nicht entgegengehalten werden, wie anderjeits 
auf Grund des der Löſchungsklage ftattgebenden Urteils ein Dritter Die 
Löſchung nicht beantragen fann. Iſt aber das Muſter auf Grund des 
Urteils gelöjcht, jo wirkt dies zu Gunften eines jeden Dritten. (Bal. 
das Citat bei lit.e a. €.) ©. ferner CPO. $ 325; das Urteil wirkt alio 
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insbejondere auch gegen denjenigen, der nad) Eintritt der Rechtshängig« 
feit ald Rechtsnachfolger des Anmelders eingetragen worden iſt. 

S. Die Löſchung eines Gebrauchsmuſters wirft nit auf die 
Zeit vorher zurüd. Wer aljo wegen einer in dieje Zeit fallenden Be- 
nußung des Mufterd verklagt wird, kann jich auf das Löjchungsurteil 
nicht ohne weiteres, jondern nur injofern berufen, als e3 für feine Be- 
hauptung der mangelnden Schubfähigfeit des Mufterd Beweisfraft hat 
(Schanzea.a.D. ©. 155, 156). Der Umjtand, daß die Löſchung Feine 
rüdwirkende Kraft hat, fondern nur für die Zukunft wirft, bringt es 
mit fich, daß, wenn das Mufterrecht durch Zeitablauf ohnehin erlojchen 
ist, alfo die Löſchung für die Zukunft feinen Zweck mehr hat, fie auch 
nicht mehr verlangt werden kann. Tritt das Erlöjchen wegen Zeit- 
ablauf3 während des Berfahrens auf erhobene Löjchungsflage ein, jo 
ift diefe in der Hauptſache für erledigt zu erflären (OLG. Dresden, 
PMZBL. VI 351). 

Abjaf IL 

9. Löſchung zu Gunften des durch widerrechtlide Entnahme 
Verletzten. 

a) Ueber den Tatbeſtand der widerrechtlichen Entnahme j.N.8 
zu $ 4 (0. ©. 408). Liegt diefer Tatbeftand nur bezüglich eines aus- 
icheidbaren Teils des Mufters vor, jo fann nur eine Teillöjhung 
verlangt werden (vgl. N. 5 lit. d). 

b) Der Anſpruch auf Löſchung fteht Hier im Gegenjage zu Abi. 1 
(I. N. 6) nur dem Berlegten zu. Er richtet fi) gegen den Ein- 
getragenen (vgl. RN. 6 u. 7 Lit. a). 

Der Löſchungsanſpruch befteht auch dann, wenn der Eingetragene 
nur Miturheber ift und die Eintragung ohne den Willen des anderen 
Miturhebers bewirft hat (j. NR. 2 zu $ 1). 
| ec) Die Bemweislaft trifft in Anjehung der Entnahme den 
Kläger; behauptet der Beklagte, mit Einwilligung des Verletzten ge— 
handelt zu haben, jo hat der Behauptende dies zu beweilen (Selig- 
john N. 12). 

ad) Inhaltlich geht der Anipruch auch hier auf Bewilligung 
der Löſchung (j. N. 4). 

e) Die Löihung hat das Erlöjhen des Rechts zur folge 
(anders in Abi. 1, vgl. N. 2, jowie bei Verzicht und Beitablauf, wo bie 
Löſchung Folge des Erlöichens ift, vgl. Schanze a.a.D. ©. 153). 

f) Auch Hier wirft die Löſchung des Mufters nicht auf die 
Beit vorher zurüd. Ein anderer als der Verlegte Tann ſich gegenüber 
dem Schutzanſpruch des Eingetragenen ohnehin nicht auf die Entnahme 
nt der Berlegte aber iſt für die frühere Zeit durch $ 4 Abi. 3 
geihüßt. 

ge) Hinfichtlich der ſachlichen Zuftändigfeit ſ. N. 7 lit. b, be- 
züglih der Bollftredung N. 7 lit. e. 

h) Wie dem durch widerrechtliche Entnahme einer patentfähigen 
Erfindung Berlegten muß auch demjenigen, der durch widerrechtliche 
Entnahme eines Mufterd verlegt worden ift, das Recht eingeräumt 
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werden, ftatt der Löſchung die Mebertragung des durd bie 
Eintragung begründeten formellen Mufterreht3 zu verlangen (. 
N.18 zu $3 des Pat.Geſ., o. ©. 74; vgl. RG. i.d. jur. Wochenjchrift 
1900 ©. 738). 


87. 

Das durch die Eintragung begründete Necht geht auf die 
Erben über und kann beſchränkt oder unbeſchränkt durch Ver— 
trag oder Verfügung von ZTodeswegen auf andere übertragen 
werben. 


4. Borjtehender Baragraph handelt von der Rechtsnachfolge 
in dag Mufterichußrecht 

h\ im Wege der Erbfolge, ‘ 

b) im Wege der — beichränkten oder unbejchränften — Ueber- 
tragung unter Lebenden und von Todeswegen. 

2. Dbjelt der Uebertragung joll nad) dem Wortlaute des Ge- 
jeßes jein da8 durd die Eintragung begründete Recht. Hiezu 
ift folgendes zu bemerfen: 

a) Die Eintragung begründet ein Recht nur dann, wenn für 
dieje3 die materiellen Vorausjegungen beftehen (ſ, N.2 zu $ 4. Es 
muß aljo der Rechtänachfolger ebenjo wie der urſprünglich Eingetragene 
den Einwand gegen fich gelten lafjen, daß das eingetragene Mufter nicht 
ſchutzfähig jei; er unterliegt ferner gleichfalls dem Löjchungsanfpruche, 
wenn einer der Gründe des $ 6 vorliegt. 

b) Troß des geſetzlichen Wortlautes ift die Uebertragbarfeit des 
Mufterrehtes nicht auf eingetragene Mufter zu Selsrhulen, 
vielmehr anzunehmen vom Momente der Entjtehung eines 
Urheberrehts an (ſ. N. 1 zu 8 1; vgl. Lab ©. 24, der jedoch die 
Bererbung ausjchließt; Gierke ©. 846. Auch Seligjohn nimmt 
©. 416 Uebertragbarfeit vor der Eintragung an, jedoch nur bezüglich 
des durch die Anmeldung begründeten Rechtes, während die Motive 
©. 16 ausführen, erſt durd die Eintragung trete ein Vermögensrecht 
ins Leben, deshalb hänge die Uebertragbarfeit von der Tatjache der 
geichehenen Eintragung ab, durch diefe würden erjt die zwijchen der 
Anmeldung und Eintragung erfolgten Nechtsveränderungen wirkſam; 
gegen dieje Ausführung Seligjohn a. a. O.). 

aa) Die Uebertragung des Urheberreht3 am Gebrauchsmuſter 
muß ſchon vor der Anmeldung für wirfjam angejehen werden; denn 
ichon zu dieſer Zeit genießt das Recht einen gewiſſen Schutz — j.$ 4 
Abi. 3 und 8 6 Abſ.2 —, es hat daher (was übrigens nicht einmal 
erforderlich wäre) Vermögenswert. Iſt in diefem Stadium das Recht 
übertragen worden, fo ift der Erwerber gegenüber feinem Rechtsvor— 
gänger nidyt nur gegen die Anwendung der 88 4 Abi. 3 und 6 Abi. 2 
gefichert, d. h. wenn er das Mufter eintragen läßt, tritt der Schug auch 
gegenüber dem Nechtsvorgänger ein und diejer kann nicht die Löſchung 
beantragen; ſondern der Erwerber fann, wenn der Beräußerer des 
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Rechts gleihwoHl das Mufter zuerft zur Anmeldung und zur Ein- 
tragung bringt, ihm gegenüber jich zur Wahrung feiner Rechte auf die 
zit. Vorichriften ftügen, denn infolge der Uebertragung find es nun 
jeine Beichreibungen, Zeichnungen, Modelle, Gerätichaften oder Ein- 
richtungen, denen der andere den weientlichen Anhalt der Eintragung 
entnommen hat. Die Uebertragung des Rechtes an einem noch nicht 
zur Anmeldung gebraten Mufter ift aljo von großer praktiſcher Be— 
deutung; ihre Zuläffigfeit muß daher aus allgemeinen Rechtsgrund— 
lägen gefolgert werden. 

bb) Die Uebertragung des Rechtes an einem bereits 
angemeldeten Mufter verleiht dem Erwerber den Anſpruch auf Ein- 
tragung und die Priorität gegenüber einer etwaigen jpäteren Anmeldung 
des Mufter8 von anderer Seite. 

ce) Die Uebertragung nad der Eintragung gemwährt 
das — Recht, ſoweit es ſich nah 88 1, 4, 5 an die Eintragung 
knüpft. 

3. Der Rechtsübergang wird auf Antrag in der Rolle ver— 
merkt (8 3 Ubi. 4, vgl. N. 4 lit. e daſelbſt). Doch ift er auch ohne 
dieſen Vermerk wirfiam. Die Löſchungsklage ($ 6) iſt immer gegen 
den Eingetragenen zu richten, nicht gegen deſſen nicht eingetragenen 
Nechtsnachfolger (j. N. 6, 7 lit. a zu $ 6). 

4. Vgl. im übrigen die Erläuterungen zu $ 6 des PBat.Gef. (v. 
©. 114 ff.), welche hier entiprechend zutreffen, 

a) betr. die Uebertragung feitend mehrerer Berechtigten 
(N. 3 a. a. O.), 

b) betr. die Uebertragung auf mehrere Perſonen (N. 4 
a. a. O.), 

e) betr. die Beſchränkungen der Uebertragung (N. 5 a. a. O.), 
d) betr. den Uebergang von Todeswegen und die ver— 
tragsmäßige Uebertragung (N. 6 a. a. O.), 

e) betr. die Zwangsvollſtreckung (N. ZTa. a. O.), 

1) betr. den Anſpruch auf Uebertragung (N. 8 a. a. O.; 
vgl. N. 9 lit. h zu 8 6 des gegenw. Geſ., o. ©. 414), 

g) betr. die Lizenz (N. Ra. a. O. Bezüglih der Auslegung 
eines Vertrages in der Richtung, ob das Recht als jolches übertragen 
oder nur eine Lizenz erteilt werden wollte, j. R. u. U. VI 198 Wr. 2). 
Bezüglich) der ſowohl bei Uebertragung des Rechts jelbit, als bei 
Lizenzertetlung in gewiſſem Maße bejtehenden Gewährleiitungs- 
pflicht (vgl. Bat.) SHN.6 lit. b und N. 9 Lit. h) ift bei Gebraudhs- 
muftern zum Unterjchiede don patentierten Erfindungen zu beachten, 
daß die Eintragung nicht unbedingt, jondern nur dann das Recht ge- 
währt, wenn der Gegenitand der Eintragung gemäß 81 ſchutzfähig iſt. 
Infolge diefes Umftandes nämlich find Verträge auf Uebertragung von 
geihügten Gebrauchsmuſtern oder auf Erteilung von Lizenzen an jol- 
chen ſtets mehr oder minder gewagte Geichäfte, jo daß Die im ſolchen 
Verträgen über die Gewährleiftung getroffenen Beitimmungen ftreng 
ausgelegt werden müſſen und auf nicht vorgeiehene Fälle nicht aus— 
gedehnt werden Dürfen. (RG, bei Bolze XVII Nr. 108.) 
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S 8, 

Die Dauer des Schußes ift drei Jahre; der Lauf diejer 
Zeit beginnt mit dem auf die Anmeldung folgenden Tage. Bei 
Zahlung einer weiteren Gebühr von ſechszig Mark vor Ablauf 
der Zeit tritt eine Verlängerung der Schußfrift um drei Jahre 
ein. Die Verlängerung wird in der Rolle vermerkt. 

Wenn der Eingetragene während der Dauer der Friſt auf 
den Schuß Verzicht leiftet, jo wird die Eintragung gelöfcht. 

Die nicht in Folge von Ablauf der Frift ftattfindenden 
Löihungen von Eintragungen find durch den Reichs Anzeiger 
in beftimmten Friften befannt zu machen. 


1. Diefer Paragraph betrifft zwei Fälle der Erlöfchung bes 
Gebrauchsmuſterrechts: Friftablauf (Abi. 1) und Verzicht (Abi. 2). 
Ein weiterer folder Fall ift der des $ 6 Abi. 2, im welchem erit die 
Löihung der Eintragung das Erlöjchen des Mufterreht3 bewirkt, 
während Friftablauf und Verzicht das Recht fofort zum Erlöichen 
bringen und die Löſchung der Eintragung das Erlöichen nur fon» 
ftatiert. 

Abjah J. 

2. Die regelmäßige Dauer des Schutzes ijt drei Jahre. Der 
Berechtigte kann aber eine Verlängerung dieſer Friſt um weitere 
drei Jahre durch Zahlung einer weiteren Gebühr ermwirfen. 

3. Die urjprünglide Schubfrift von drei Jahren beginnt 
mit dem auf die Anmeldung folgenden Tage. Diejer Tag wird aljo 
in die Frift eingerechnet und e3 endigt ſomit die Friſt mit dem Ab— 
laufe desjenigen Tages des letzten Monats, der durch feine Zahl 
dem Anmeldungstage entipricht. Fehlt diefer Tag in dem Jahre des 
Friſtablaufs (29. Februar), jo endigt die Frift am vorhergehenden Tage. 
(BGB. 88 187 Abi. 2, 188 Abſ. 2. Iſt z.B. das Mufter am 24. Januar 
1903 angemeldet, fo beginnt die Frift mit dem 25. Januar 1903 und 
endigt mit dem Ablauf des 24. Januar 1906.) Da aber der Schuß 
erſt an die Eintragung fich fmüpft ($ 4) und dieſe wohl niemals am 
Tage der Anmeldung jchon erfolgen kann, demnach das Mufter während 
der Zwifchenzeit vom Tage nach der Anmeldung bis zur Eintragung 
noch ſchutzlos ift, beträgt die Schugdauer wohl in feinem Falle volle 
drei Jahre; fie ift vielmehr um den Betrag diejer Zwiſchenzeit verkürzt. 
Dagegen kann der Anmelder auch dadurch nicht mit Erfolg anlämpfen, 
dat er beantragt, das Anmeldedatum auf den Tag der Eintragung zu 
verlegen; denn dies iſt unftatthaft. Das einzige Mittel, eine erheb- 
lihere Verkürzung der Schußfrift zu verhüten, ift, daß der Anmelder 
die erſte Anmeldung zurüdzieht und das Mufter neuerlich anmeldet; 
Dadurch verliert er aber die uriprüngliche Priorität; auch muß er die 
Gebühr ($ 2 Abi. 5) nochmals bezahlen. (Vgl. Verfügung des PN. 
Dr. Bh. Allfeld, Kommentar 3. d. Gefegen betr. d. Erfindungsfhus ce. 27 
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in PMZBL. I 62. — Die in den Motiven ©. 16 und im Komm.Ber. 
©. 8 vertretene Anficht, daß die Wirkungen der Eintragung auf die 
Zeit zwilchen Anmeldung und Eintragung zurüdzubeziehen jeien, Hat 
im Gejege keinen Ausdrud gefunden, hebt vielmehr mit $4 Abi. 1 — 
vgl. auh 3 7 — im Widerſpruch. Dem Berechtigten würde auch mit 
einer jolhen Rüdbeziehung kaum gedient; denn da die Anmeldung 
nit — wie in Patentſachen, $ 23 des Pat. Geſ. — befannt gemacht 
wird, erhält, außer dur Zufall, niemand von dem Bevoritehen der 
Eintragung Kenntnis, jo daß wegen einer in der Zwiſchenzeit vor— 
gefommenen Benußung nur in den ‚allerjeltenften Fällen ein Anjprud) 
auf Entihädigung erhoben oder gar eine Strafe verhängt werden 
fönnte. Gegen die Rüdbeziehung auch PA. a. a. D., Robolski, Komm. 
zu$4, Seligjohn N. 1.) 

4. Der Friſtablauf bewirkt das Erlöfchen des Rechts; die 
Löſchung der Eintragung erfolgt nur behufs Evidenthaltung der 
Rolle, von ihr hängt der Untergang des Rechts nicht ab (anders im 
Falle des $ 6 Abi. 2). Die Löſchung wegen Frijtablaufs wird nicht 
befannt gemacht (Abi. 3). 

5. Berlängerung der Schutfrift. 

e Dieje ſetzt voraus, daß vor Ablauf der urjprünglichen 
Schutzfriſt (ſ. N. 3) eine weitere Gebühr von ſechzig Mark gezahlt 
wird. Die rechtzeitige Zahlung an ſich (vgl. N. 13 zu $ 2) genügt jchon, 
um die Friftverlängerung zu wahren; einer ausdrüdlichen Erklärung, 
dat man die Verlängerung damit herbeiführen wolle, bedarf es nicht. 
Die Zahlung muß aber volle jechzig Mark betragen, fonft iſt fie ohne 
alle Wirfung. Ebenjo entbehrt fie der Wirkung, wenn fie zu jpät er- 
folgt (aljo in dem Beijpiel N. 3 nad dem 24. Januar 1906). Das 
Patentamt teilt etwa zwei Wochen vor Ablauf der Frift dem Ein- 
getragenen mit, daß das Friſtende bevorfteht und wie er ſich die Ber- 
längerung ſichern könne; doc ift der Umftand, daß die Mitteilung 
unterblieben ift, rechtlich unerheblich, d. h. der Schuß erlischt gleichwohl, 
wenn die Gebühr nicht rechtzeitig eingeht. (Mitteilung der Anmelde- 
jtelle für Gebrauchsmufter, PMZBL. I 4.) Unftatthaft find Stundung 
und Erlaß der Gebühr, ſowie die Bewilligung von Teilzahlungen über 
den Ablauf der erjten drei Jahre hinaus, Die Gebühr kann auch jchon 
im voraus, etwa gleich mit der eriten Gebühr, eingezahlt werden; 
damit ijt die Verlängerung der Frift gewahrt. Erliiht dann das 
Mufterreht vor Ablauf der eriten Scupfrift aus einem anderen 
Grunde, jo wird die Gebühr zurüdgezahlt. (Mitteilung der Anmelde- 
ftelle f. GM., PMZBIL. I 155.) 

b) Die Verlängerung tritt im Falle der rechtzeitigen Ge— 
bührenzahlung von ſelbſt ein; fie wird zwar in der Rolle vermerft, 
diejer Vermerk ift aber nicht Bedingung der Verlängerung. Die Ber- 
längerung tft im Reichdanzeiger befannt zu machen (Seligjohn ©. 419\. 

e) Die neue Schupfrift beginnt unmittelbar mit dem Ablauf 
ber erften und endigt mit dem Tage, der durch jeine Zahl dem legten 
Tage der erften Friſt entipricht (in dem Beiipiel N. 3 aljo mit dem 
24. Januar 1909). 
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Abjat II. 

6. Das Mufterrecht erlischt durch Verzicht, und zwar jobald 
diejer in rechtswirkſamer Weije erklärt ift (ſ. hierüber und bezüglich des 
Verzicht überhaupt die entiprechend auch Hier zutreffenden Bemerkungen 
in N. 2 zu $ 9 des Pat.Geſ.). Die Eintragung wird dann gelöjcht. 
Da der Verzicht unwiderruflich iſt, erfolgt die Löſchung aud dann, 
wenn die Verzicht3erflärung widerrufen wird. Anders verhält es ſich 
mit dem bloßen Antrag auf Löſchung ohne gleichzeitigen Verzicht; 
diejer Antrag kann vor der Löſchung mit Wirkſamkeit zurüdgenommen 
werden (Mitteil. d. Anmeldejtelle f. GM., PMZBL. I 155). 

Der Verzicht kann fid) wie der Löſchungsanſpruch auf einen Teil 
des Mufters beichränfen (OLG. Dresden, PMZBI. V 85, vgl. N. 5 lit. d 
zu $6,0.©. 411). 

Abſatz II. 

7. Alle Löihungen von Eintragungen find dur den Reichs 
Anzeiger in bejtimmten Friſten befannt zu machen, mit Ausnahme 
derjenigen, die infolge Ablauf der (erften oder verlängerten) Frift er- 
folgen. Daß im Gereh dieje Ausnahme überhaupt gemadht ift, läßt 
erfennen, daß auch im Falle des Friftablaufs die Eintragung gelöſcht 
wird (vgl. N. 4; Schanze a.a.D. ©. 153; Seligſohn N.5). Die 
Belanntmahung wurde im Falle der Löſchung wegen Friftablaufs des- 
halb für überflüjfig befunden, weil das Erlöſchen durch Friftablauf von 
jedermann unter Anbei der im Neichd-Anzeiger enthaltenen 
Belanntmahungen über den Zeitpunkt der Eintragung oder Verlänge- 
rung berecdynet werden könne (Komm.Ber. ©. 6). 


89. 

Mer wifjentlich oder aus grober Fahrläſſigkeit den Be— 
ftimmungen der SS 4 und 5 zumwider ein Gebrauchamufter in Be- 
nußung nimmt, iſt dem Berlegten zur Entjchädigung verpflichtet. 

Die Klagen wegen Verlegung des Schußrechtes verjähren 
rüdfichtlich jeder einzelnen diejelbe begründenden Handlung in 
drei Jahren. 


1. Das Geſetz gewährt dem Gebrauchsmufter in $ 9 civil. 
rechtlichen (in 8 10 ftrafrechtlichen) Schub gegen eine Benugung aus 
Verſchulden des Täterd. Damit erjchöpft ſich jedoch der Schuß ein- 
etragener Muſter nicht; ſ. bezüglic; der abwehrenden Klage und der 

ftitellungsffage N. 5 zu 8 4. 

2. Gegenitand des Schutzes ift das eingetragene Gebrauchs- 
mufter (j. bezüglich der Identität N. 3 zu $ 4), joweit e3 den Boraus- 
jegungen des $ 1 entipridht. Die Entihädigungspflicht bejteht alſo nur 

a) wenn das Mufter eingetragen iſt. Eine Nüdbeziehung der 
Wirkung der Eintragung auf die Zeit der Anmeldung fennt das gegen- 
wärtige Gejeg nicht (ſ. N.3 zu $ 8, 0.6. 418). E3 genügt, wenn es 
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zur Beit der Nechtsverlegung eingetragen war, follte auch zur Zeit der 
a die Eintragung gelöjcht jein (gemäß 86 Abi. 2 oder ge- 
s 8); 

b) wenn das eingetragene Mufter gemäß $ 1 ſchutzfähig it. 
Da diefe Frage im allgemeinen vom Patentamt nicht geprüft wird 
(ſ. N.2 zu $ 4), jo fann in jedem Falle derjenige, von welchem der 
Ne Entihädigung wegen Benutzung des Mufters verlangt, 
den Mangel der Schugfähigfeit geltend machen und es haben die Ge- 
richte rn zu entſcheiden. 

Der Schuß wird gewährt dagegen, daß das eingetragene Ge- 
ae (ſ. NR. 2) widerrechtlih in Benugung genommen wird. 

a) Welhe Arten der Benußung der Berechtigte anderen 
unterfagen fann, ergibt fi aus $4. Yede der dort dem Berechtigten 
vorbehaltenen Tätigfeiten verpflichtet, wenn fie gewerbsmäßig erfolgt, 
den Unberechtigten zum Schadenserjaß; e3 bedarf nicht des Zujammen- 
treffend mehrerer derjelben. Insbeſondere ift die gewerbsmäßige Nach— 
bildung des Mufterd eine dem Berechtigten vorbehaltene —— 
(vgl. RGEStr. Bd. 27 S. 51, in PMgBl. 1147; RGEStr. Bd. 35 ©. 40 
in PMZBI. VII 278). 

b) Widerrechtlich iſt 

aa) nur eine Benutzung im Inlande (vgl. FAN. 4 lit. c), 

bb) nur eine Benugung, zu welder der Täter im Einzelfalle 
nicht Be! ift; eine jolche Befugnis kann beruhen 

darauf, daß dem Benuger gegenüber der Schuß nicht eintritt 
(. 84 Abi. 20.3, N. 7 lit. e u. N. 8 daſ., $5u.N. 4 hiezu), 

3) auf bejonderer Einwilligung des Berechtigten (vgl. N. 3 hit. d 
zu 8 35 des Pat.Gef., o. ©. 271; ferner N. 4 lit. g zu $ 7 des gegenw. 
Geſ., 0. ©. 416). 

Widerrechtlich Handelt aucd der Eingetragene, wenn er durch 
die ee des Mufters in ein älteres Recht eingreift ($ 4 Abi. 2, 
s 5 Abi. 1). 

4. —— — u Hahrläffigfeit. S. zunähft N.5 zu 
8 35 des Pat.Gei. (vo. ©. ). 

a) Wijjentlich a eine Verlegung des Gebrauchsmufter- 
rechts, wer ſich bewußt ift, Daß er ohne eigenes Recht (j. N. 3) eine 
Handlung vornimmt, zu deren Vornahme ein anderer fraft eines noch 
beitehenden Mufterichußrechtes ausichließlich befugt if. Da die Ein» 
tragung nur die formelle VBorausjegung des Schuges ift, zu welcher 
die materiellen Borausjegungen ($ 1) hinzufommen müfjen (1. $ 4), ge 
nügt zur Wifjentlichkeit nicht die Kenntnis von der Eintragung; es ift 
weiter erforderlich, daß ſich der Benuger auch des Vorhandenjeins der 
materiellen Vorausſetzungen des Schutzes bewußt ift. (RG. in R. u. U. 
v1 199.) In diefer Beziehung fann die Annahme der Wifjentlichkeit, 
twenigitens des dol. ev., darauf gejtüßt werden, daß der Benutzer des 
Mufters ſelbſt diejes für fich eintragen lieh, aljo es für ſchutzfähig ge- 
halten hat (RGStr. Bd. 32 ©. 4). Im übrigen ift auf die auch bier 
entiprechend zutreffenden Bemerkungen zu 8 35 des Pat.Gel. in N. 6 
lit. a,c,d,g, h (vo. ©. 272 ff.) Bezug zu nehmen. 
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h) Grobe Fahrläſſigkeit — in diejer Hinficht find die Er- 
läuterungen in N. 7 zu $ 35 des Pat. Geſ. (o. ©. 274 ff.) entiprechend 
heranzuziehen. Hat der Inhaber eines Gebrauchsmufters den nur unter 
diefem Schuß ftehenden Gegenjtand als „patentiert“ bezeichnet, jo han— 
delt derjenige, der den Gegenjtand benußt, nicht grob fahrläjlig, wenn 
er ſich vergemiljert hat, daß der Gegenjtand nicht unter Patentſchutz 
jteht, weitere Nachforſchungen aber darüber, ob der Gegenſtand als Ge— 
—— eingetragen ſei, unterließ RG PMB8Bl. VIII 8). 

tr Beweis des Verjhuldens wird erleichtert dadurd, 
daß der Berechtigte auf den von ihm in Verkehr gebrachten Schuß- 
objeften oder deren VBerpadung eine Bezeihnung anbringt, die das 
Beitehen des Schutzes allgemein erkennbar madt. (Das Patentamt 
empfiehlt in einer Befanntm. vom 12. Mai 1893 die Bezeichnung 
Deutiches Reich. Gebrauchsmuſter 


D. R. G. M. 
etwa mit Beifügung der Nummer der Gebrauchsmuſterrolle. 

Wer eine ſolche Bezeichnung gebraucht, obwohl das Muſter nicht 
eingetragen iſt, kann auf Grund des 31 des Geſ. zur Belämpfung bes 
unlauteren ®ettbewerbes vom 27. Mai 1896 mit der abwehrenden Klage 
und mit der Schadenserjagklage verfolgt werden. Strafbar ift eine 
ſolche unrichtige Bezeichnung nicht; denn fie fällt unter feine der in 
8 4 des zit. Gef. aufgeführten Angaben und das gegenwärtige Gejet 
enthält feine dem $ 40 bes Pat.Geſ. analoge Beitimmung. (Ebenjo 
Seligjohn N. 1a. €) Dagegen iſt ftrafbar eine Bezeichnung, welche 
den Anſchein ermwedt, als jei der nur mit einem Gebrauchsmuſter— 
ſchutz —— Gegenftand patentiert (Pat. Geſ. $ 40, ſ. daſ. N. 2 
lit. d, 

5. Im übrigen j. die auch hier zutreffenden Bemerkungen zu 
Pat. Geſ. $ 35 

a) bezüglich der Berjon des Berpflicteten (N. 8 aa. O.) 
und des Berechtigten (N. Na. a. O.); 

b) bezüglich der Entihädigung (R.10 a. a. O.); 

e) in Bezug auf das Prozeſſuale (N. 114. a. O. lit. a—c). 


Abſatz II. 

6. ©. die Erläuterungen zu dem entiprechenden $ 39 des Pat.- 
Bei. (0. ©. 296). 

8 10. 

Wer wiſſentlich den Beſtimmungen der 884 und 5 zuwider 
ein Gebrauchsmuſter in Benutzung nimmt, wird mit Geldftrafe 
bis zu fünftaufend Mark oder mit Gefängniß bis zu einem 
Jahre bejtraft. 

Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag ein. Die Zus 
rüdnahme des Antrags iſt zuläflig. 
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Wird auf Strafe erfannt, jo ift zugleich dem DVerleßten 
die Befugniß zugufprechen, die Verurtheilung auf Koften des 
Verurtheilten öffentlich befannt zu machen. Die Art der Be- 
fanntmachung, fowie die Friſt zu derjelben ijt im Urteil zu 
bejtimmen. 


1. Der vorftehende Paragraph gewährt dem Gebraudhsmuiter 
trafrehtlihen Schuß gegen wiſſentliche — Benutzung. 
(Bezüglich des civilrechtlichen Schutzes 5. gs Iu.N.5 zu 8 4.) 

2. Gegenſtand des Schutzes — ſ. 59 N. 2. Auch der Straf- 
richter hat ſelbſtändig zu prüfen, ob die materiellen Vorausjegungen 
des Schußes ($ 1) vorliegen (LG. Köln in PM8Bl. I 205). Wenn dieje 
gegeben jind und die Eintragung zur Zeit der Begehung der Tat noch 
bejteht, jo ändert die nachfolgende Löſchung gemäß $ 6 Abi. 2 oder $ 8 
an der Strafbarfeit der Handlung nichts; denn die Löſchung hebt nicht 
rüdwirfend die Schupfähigfeit des Mufters auf. (Vgl. N. 9 lit. f zu 
$ 6, vo. ©. 414. Unridtig Stenglein N. 11, nad) erfolgter Löſchung 
jei es ſo anzuſehen, als habe nie ein wirkfamer Eintrag beſtanden. 
Jedenfalls trifft dies nicht zu bezüglich der Löſchung auf Grund des 
86 Abſ. 2 und auf Grund Zeitablaufs, Verzichts oder Antrags des 
Berechtigten; in allen diejen Fällen läßt die Löſchung das Recht für 
die Vergangenheit unberührt. Aber auch die Löſchung gemäß $ 6 Abi. 1 
wirkt nicht zurüd (N. 8 zu $ 6). Dem wegen Mujterrechtsverlegung 
Beichuldigten dient zwar das Loſchungsurteũ als Beweismittel dafür, 
daß das Muſter nicht ſchutzfähig war; der Strafrichter iſt aber nicht 
gehindert, die Frage der Shhubfahigteit anders als der Löſchungsrichter 
zu er 

3. Widerrehtlihe Benutzung — |. N. 3 zu 89. 

4. Wiſſentlich — S. hierüber N. 4 lit. a F 9, ferner be— 
züglic des Rechtsirrtums N. 3 zu $ 36 des Pat.Gef., o. ©. 283 

5. Strafbar ift nur die vollendete Handlung, nicht der Ber- 
ſuch (j. hierüber, ferner über die Behandlung mehrerer Benußungsafte als 
Shine Bergehen N. 2 lit. c zu $ 36 des Pat. Geſ., o. ©. 282). 

6. Täterjchaft, Teilnehmer, Begünftigung — ſ. N. 4 zu 
8 36 des Pat.Gei. (0. ©. 284). 

7. Strafe — ſ. N. 5 zu $ 36 des Pat.Gei. (0. ©. 287). 

8. Strafantrag (Abi. 2) — j.N.6 zu 836 des Pat.Gei. (vo. 
©. 289). Wer den Antrag auf Beitrafung in einem Falle ftellt, in 
dem das Mufter der Schugfähigfeit entbehrt, haftet dem Beſchuldigten 
für den ihm durch das Strafverfahren erwachſenden Schaden, wenn 
ihm in Bezug auf die Prüfung der Frage nad) der Schupfähigfeit des 
Mufters ——— zur Laſt Fällt (BGB. 8 823 Abſ. 1; vgl. RG. in 
PMZB. V 210 u. in R. u. U. IV 279; Geligjohn ©. 422), 

9. Rublifationsbefugnis (Abi. 3) — I. N. 7 zu 8 36 des 
Pat.Geſ. (vo. ©. 291). 

10. Berjährung. Da die Beftimmung des 8 9 Abi. 2 fich 
nur auf die Entichädigungsflage bezieht, gelten bezüglich der Berjäh- 
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rung des Strafanjpruchs die Vorfchriften des StGB. (vgl. N. 8 zu $ 36 
des Pat. Geſ., o. ©. 291). 


11. Berfahren. Zuftändig find die Strafflammern (GBG. 
$ 73 Nr. 1 mit $27 Nr. 2). Die Ueberweifung an das Schöffengericht 
iſt nicht ftatthaft. Bezüglich der für den Gerichtäftand enticheidenden 
stage nad dem Orte der Begehung vgl. N. 11 lit. a zu $ 35 des Bat.- 
Bei. (0. ©. 279). 

Da der Strafrichter jelbjt über die Schugfähigfeit des Mufters 
zu enticheiden hat (j. N. 2), bedarf es der Ausiekung des Verfahrens 
nach $ 261 Abi. 2 der StPO. nicht. 

Ein Löjchungsurteil, das auf Grund des $ 6 Abſ. 1 ergeht, bildet 
ein neues Beweismittel, das zur Begründung des Antrags auf Wieder- 
aufnahme des Verfahrens gemäß StPO. $ 399 Nr. 5 dienlid if. Da- 
gegen fann weder auf das Lölhungsurteil gemäß $ 6 Abi. 2, noch auf 
die Tatjache der Löſchung, mag dieje die Folge der Verurteilung zur 
Löſchungsbewilligung gemäß $ 6 Abi. 2 oder die Folge des Verzichts, 
des Zeitablauf3 oder des Antrags auf Löſchung jein, ein Wieder- 
aufnahmeantrag geftüßt werden; denn die Löſchung hat feine rück— 
wirfende Kraft (vgl. N. 2; a. M. Stenglein N. 11). 


s 11. 

Statt jeder aus dieſem Gejete entipringenden Entjchädigung 
fann auf Verlangen des Bejchädigten neben der Strafe auf eine 
an ihn zu erlegende Buße bis zum Betrage von zehntaufend 
Mark erfannt werden. Für diefe Buße haften die zu derjelben 
Verurtheilten al3 Gejfammtjchuldner. 

Eine erkannte Buße jchließt die Geltendmachung eines 
weiteren Entſchädigungsanſpruchs aus, 


©. die Ausführungen zu $ 37 des Pat.Gei. (vo. ©. 292 ff.), mit 
dem $ 11 wörtlich übereinftimmt. 


$ 12. 

In bürgerlichen Rechtaftreitigkeiten, in welchen durch Klage 
oder Widerflage ein Anſpruch auf Grund der Beitimmungen 
dieſes Gejehes geltend gemacht ift, wird die Verhandlung und 
Entjcheidung letter Jnftanz im Sinne des $ 8 des Einführung®- 
geſetzes zum Gerichtsverfafjungsgejege dem Reichsgericht zuge: 
wiejen. 


©. die Bemerkungen zu dem wörtlich mit $ 12 übereinjtimmen- 
den $ 38 des Pat.Gej. (0. ©. 295). 
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8 13. 

Mer im Inlande einen Wohnfig oder eine Niederlafjung 
nicht hat, fanın nur dann den Anjpruch auf den Schuß dieſes 
Gejeßes geltend machen, wenn in dem Staate, in welchem fein 
Mohnfig oder jeine Niederlaffung fich befindet, nach einer im 
Reich3-Gejeßblatt enthaltenen Befanntmachung deutjche Gebrauchs 
mujter einen Schuß genießen. 

Mer auf Grund diefer Beltimmung eine Anmeldung be= 
wirkt, muß gleichzeitig einen im Inlande wohnhaften Vertreter 
bejtellen. Name und Wohnſitz des Wertreter3 werden in die 
Rolle eingetragen. Der eingetragene Vertreter ift zur Vertretung 
des Schußberechtigten in den dad Gebrauchsmuſter betreffenden 
Rechtäftreitigkeiten und zur Stellung von Strafanträgen befugt. 
Der Ort, wo der Vertreter feinen Wohnfig hat, und in Er— 
mangelung eines jolchen der Ort, wo das Patentamt feinen 
Sitz Hat, gilt im Sinne des $ 24 der Givilprozeßordnung ala 
der Ort, wo der Vermögenägegenjtand fich befindet. 


4. Vorftehender Paragraph, der gewifjermaßen vom inter: 
nationalen Muſterſchutz Handelt, jtellt außer den in $ 4 bejtimmten 
Vorausjegungen des inländiihen Schutes noch weitere Voraus» 
feßungen auf in Anjehung der PBerjon desjenigen, der den 
Schuß beanſprucht. Ueberſichtlich dargeftellt ift in diefer Hinficht 
der Standpunkt des Geſetzes folgender: 

a) Ohne Bedeutung iſt die Staatsangehörigfeit bes 
Anmelders; ein Ausländer kann an fich die Eintragung mit dem gleichen 
Erfolge erwirfen, wie der Inländer. 

b) Entſcheidend ift der Wohnſitz oder die Niederlafiung 
im Inlande. Wer weder das eine noch das andere befigt, kann den 
Schutzanſpruch nur geltend maden, wenn ſowohl 

aa) im Gtaate des Wohnſitzes oder der Niederlafjung die 
Gegenjeitigfeit verbürgt ift (Abi. 1, ſ. N. 5), als aud 

bb) der Anmelder einen im Inlande wohnhaften Ber- 
treter beftellt hat (Abi. 2, 5.0.7). 

Der $ 13 entjpricht einerjeit3 dem 8 12 des Pat.Gej., ander- 
jeit8 dem $ 23 des Warenzeichengejeßes. Gegenüber beiden Bejtim- 
mungen beitehen aber Abweichungen. Grundſätzlich nähert fi $ 13 
mehr dem zit. $ 23; doch verlangt dieſer in Abi. 3 für den zu fchügenden 
Gegenjtand auch noch den Nachweis eines in dem ausländijchen Staate be- 
ftehenden Banken; auch enticheidet nad) dem WZG. nur die Niederlafjung, 
nicht der Wohnlig. Dagegen beiteht zwiſchen $ 13 Abſ. 1 des gegenwärtigen 
Geſetzes und $ 12 des Pat.Gei. ein prinzipieller Unterjchied injoferne, als 
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einerjeit3 Deutſche zum Batentichuge ohne Nüdficht auf ihren Wohnfik 
zugelafjen werden, wenn jie nur im Inlande einen Vertreter beftellen, 
anderjeit3 aud; Ausländer, wiederum gleichviel, wo fie wohnen, vom 
Batentichuge nur dann ausgejchloffen werden können, wenn die Be- 
ftimmungen des Auslandsftaates die Deutichen von ihrem Patentichuge 
ausjchliegen; während den Anjpruch auf Mufterfchuß derjenige, der im 
Inlande weder Wohnjig noch Niederlaſſung befigt — und dies wird 
meiltens ein Ausländer jein — nur ausnahmsweije geltend machen kann. 


Abſatz I. 

2. Die Geltendmahung des Anſpruchs auf den Schub diejes 
Gejeges ift davon abhängig, dab der Wohnfig oder die Niederlaflung 
desjenigen, der dieſen Anjpruch erheben will, im Inlande oder in 
— —— Auslandsſtaate liegt, in welchem die Gegenſeitigkeit ver— 

ürgt iſt. 

3. Inland — ſ. hierüber N. 12 zu $ 4 des Pat.Geſ., o. ©. 92. 
Konjulargerichtöbezirfe gehören im Sinne der gegenwärtigen Beftimmung 
nicht zum Inlande. 

4. Wohnfig, Niederlaffung. Bei mehrfahem Wohnfig oder dem 
Befig mehrerer Niederlafjungen genügt es, wenn ein Wohnfig, eine 
Niederlaffung im Inlande liegt. 

Der Begriff des Wohnſitzes beftimmt ſich nad) den 88 7 ff. 
des BOB. 

Eine Niederlajjung hat derjenige, welcher ein zu dauerndem 
Gebrauch eingerichtetes Lokal bejigt und von dort aus regelmäßig jelb- 
ftändig Gejchäfte abjchließt (vgl. EBD. $ 21; Gewerbeordn. $ 42 Abi. 2, 
NIE. Bd. 41 ©. 66; RG. in R. u. U. III 152 Nr. 3). Nicht genügt für 
den Begriff der Niederlajjung ein Lokal, in dem lediglih Waren her- 
geftellt oder Aufträge zu Lieferungen von jolchen entgegengenommen 
werden, während der Bertrieb der Ware ausjchlieglicdy oder doch regel- 
mäßig von einem anderen Lande aus erfolgt (RG. in R. u. U. a. a. O.). 
Eine Hauptniederlaffung im Inlande iſt nicht erforderlich; es genügt 
„eine“ Niederlafjung, aljo auch eine Zweigniederlaffung (RGE. Bd. 41 
©.66; a. M. Stephan-Schmid ©. 373). Dagegen mu die Nieder- 
lafiung in einem Auslandsftaate, der die Gegenjeitigfeit verbürgt, jo- 
ferne jie für die Geltendmahung des Schußes maßgebend jein joll, 
eine Hauptniederlafjung fein; denn hier heißt es „ſeine“ Niederlaflung. 
Es fommt nicht darauf an, ob fich die Gejchäfte der Niederlafjung 
gerade auf Gegenftände beziehen, für die der Muſterſchutz in Anſpruch 
genommen wird. 

5. Soweit weder ein Wohnfig noch eine Niederlajiung (j. N. 4) 
im Inlande (N. 3) liegt, muß der Wohnjig oder die Niederlafjung in 
einem Staate fich befinden, in dem nach einer im Reichs-Geſetz— 
blatt enthaltenen Bekanntmachung deutſche Gebraudsmufter 
einen Schuß finden (und e3 mu überdies ein Vertreter im Inlande 
beftellt werden, j. Abi. 2). 

a) Das Erfordernis der Gegenseitigkeit befteht auch 
für Deutiche, welche im Inlande einen Wohnfig oder eine Nieder- 
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lafjung nicht haben. Es kann daher 3.8. ein Ruſſe, der etwa in der 
Schweiz jeinen Wohnfig oder jeine ederafung hat, den Schuß be- 
anjpruchen, während ein Deutjcher, der in Odeſſa wohnt und jeine 
Niederlaffung hat, diefen Anſpruch nicht genießt. 

b) Ob deutiche Gebraudhsmufter in einem ausländiichen Staate 
einen Schuß genießen, entjcheidet ſich ausſchließlich danach, ob dies 
durch eine im RGBl. enthaltene Befanntmahung des Reichs— 
fanzlers deflariert ift. Ob der Reichskanzler, als er dieje Belannt- 
madhung erließ, die Verhältnifje des Auslandsſtaates richtig beurteilt 
hat, darf das Patentamt oder der Richter nicht prüfen; die Behörde 
muß vielmehr den Schuß im Auslande als bejtehend annehmen, wenn 
die Bekanntmachung ergangen ift und muß, wenn es an einer ſolchen 
Befanntmahung fehlt, den Schuß im Auslande verneinen, obwohl jie 
vielleiht weiß, daß ein jolcher bejteht. Der Anjprudy auf Schuß be- 
ginnt bereit3 mit dem Erjcheinen derjenigen Nummer des RGBl., in 
der die Bekanntmachung enthalten ift, nicht erjt vierzehn Tage jpäter; 
denn diefe Bekanntmachungen haben nicht die Bedeutung eines Reichs— 
geieges (vgl. Kohler, Marfenreht ©. 428). Der Schußaniprud fann 
geltend gemacht werden jo lange, ala bis durch eine neue Belannt- 
madhung erklärt ift, daß der Schuß in dem betr. Auslandsftaate nicht 
mehr gewährt werde. 

Der Reichskanzler hat bisher eine Belanntmachung der in $ 13 
gedachten Art nicht erlaſſen. Dagegen jteht Deutſchland mit einer 
großen Anzahl von Staaten in einem Vertragsverhältniffe, welches den 
gegenjeitigen Schuß der Gebrauchsmufter gemwährleiftet; jo vor allem 
jeit 1. Mai 1903 mit den Staaten der Pariſer Union gemäß der 
Uebereinfunft vom 10. März 1883, ferner mit Defterreih- Ungarn. 
Bejondere Verträge beftehen zum Teil noch mit einzelnen der Union 
angehörigen Staaten, d. i. mit Belgien, Stalien, der Schweiz und 
Serbien. (S. alle dieje Verträge unter Ziff. V diejes Buchs.) Gemäß 
diejen Berträgen find deutiche Gebrauchsmufter in den betr. Staaten 
geihügt und es bedurfte feiner Bekanntmachung des Reichskanzlers, 
um diejen Schuß feitzuitellen. 

6. Derjenige, welcher einen Wohnjig oder eine Nieder- 
lajjung (j. N. 4) weder im Jnlande (N. 3), nod in einem Aus- 
landsjtaate mit verbürgter Benenteitiiteit iR 5) bejigt, fann 
— — auf den Schutz dieſes Geſetzes nicht geltend 
machen. 

Unter der Geltendmachung des Schutzanſpruchs iſt zu verſtehen 

a) die Anmeldung des Gebrauchsmuſters zur Eintragung, 

b) die Verfolgung von Verletzungen des durch die Eintragung 
erlangten Rechts. 

Zu a. Wenn aus der Anmeldung ($_2) lid) ergibt, daß der 
Anmelder einen Wohnſitz und eine Niederlaſſung entweder überhaupt 
nicht oder ausſchließlich in einem ausländiſchen Staat hat, der deutſche 
Gebrauchsmuſter nicht ſchützt, ſo hat das Patentamt die Anmeldung 
zurückzuweiſen. (Der Uebung des PU. entſpricht dies allerdings nicht 
ganz; die Behörde prüft nämlich, wenn ein Wohnfig oder eine Nieder- 
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laſſung im Auslande angegeben wird, nicht, ob die Gegenjeitigfeit dort 
verbürgt ijt, Zeitichr. f. gewerbl. Rehtsihug Bd. 3 ©. 123.) Iſt da- 
gegen in der Anmeldung als Wohnſitz oder Niederlafjung des An- 
melderd ein Ort im Inlande oder in einem Staate mit verbürgter 
Gegenjeitigfeit angegeben, jo ift die Eintragung deshalb, weil die Richtig- 
feit Diejer Angabe von irgend einer Seite beanftandet wird, nicht zu 
verjagen, e3 wäre denn, dab das Patentamt von der Unmwahrheit der 
Angabe amtlidy Kenntnis hätte. 

Zu b. Auch wenn die Eintragung erfolgt ift, Hat fie, joferne 
die gejeglichen Borausjegungen in Bezug auf Bohnfig bezw. Nieder- 
laſſung fehlen, nicht die jonjt daran ſich knüpfende Wirkung. Es ift 
aber zu untericheiden: 

aa) Erfolgte die Eintragung, obwohl in Bezug auf den Wohnfit 
bezw. die Niederlafjung des Anmelders die gejeglihen Borausjegungen 
nicht vorlagen, jo ift fie ohne alle Wirkung; das Mujter entbehrt alio 
völlig des Schutzes. Doc fann die Löſchung der Eintragung nicht 
verlangt werden, da feiner der in $ 6 erichöpfend aufgeführten Gründe 
vorliegt. Dem gegenüber alſo, der auf Grund einer jolhen Eintragung 
den Schuß in Anſpruch nimmt, ift der Mangel des Schutzes entweder 
einwandweiſe oder durch Feititellungsflage geltend zu machen (ebenjo 
Seligſohn N. 2 S. 425). Die Eintragung behält ihre Unwirkſamkeit 
auch dann, wenn nachträglich jene Borausjegungen erfüllt werden, aljo etiva 
der ausländiiche Anmelder im Inland einen Wohnſitz oder eine Nieder- 
fafiung begründet oder jein Urheberreht an einen ım Inlande Domis- 
zilierenden veräußert oder die Verbürgung ber Gegenjeitigfeit durch 
eine Bekanntmachung im RGBl. feitgeitellt wird; denn da der Anmelder 
zur Zeit der Anmeldung den Anſpruch auf Schuß nicht geltend machen 
fonnte, war es auch nicht möglich, daß er durch die Anmeldung die 
formelle Grundlage für ein fünftiges Schugrecht ſchuf, ſich insbejondere 
die Priorität ficherte (a.M. Seligiohn ©. 424, Robolsfi, Komm. 
zu $ 13). Es bedarf aljo in ſolchem Falle einer neuen Anmeldung. 

bb) Wenn dagegen zur Zeit der Eintragung die Borausjegungen 
des $ 13 Abi. 1 gegeben waren und dieje nachträglich weggefallen find, 
indem entweder die Verbürgung der Gegenfeitigfeit widerrufen wurde 
oder der Eingetragene den Wohnfig oder die Niederlafiung aufgab oder 
jein Recht auf einen anderen übertrug, deſſen Wohnſitz oder Nieder- 
laſſung den gejeglichen Erforderniffen nicht entipricht, jo ift damit das 
Schutzrecht noch nicht erlojchen. Es kann nur eine Rechtsverlegung, 
jelbjt wenn jie vor einem dieſer Ereignijie begangen wurde, —— 
nicht verfolgt werden. Dagegen genießt das Muſter den Schutz noch 
weiterhin, ſolange nicht andere Gründe ſeinen Wegfall begründen; eine 
Benutzung des Muſters ohne Einwilligung des Berechtigten erſcheint 
alſo als Rechtsverletzung und wenn ſpäter die Verhältniſſe in Bezug 
auf Wohnſitz oder Niederlaſſung dem $ 13 Abj. 1 wieder entſprechen, 
jo fann der Berechtigte auch die in der Zeit von der Eintragung bis 
dahin begangenen NRechtöverlegungen wieder verfolgen. 

Die Verteidigung gegen eine Löſchungsklage ($ 6) ift feine Geltend- 
madhung des Anſpruchs auf Schu diejes Gejeges (vgl. N. 3 lit. b zu 


428 III. Gefeß, betr. den Schuß von Gebrauchsmuftern. 88 13, 14, 15. 


8 12 des Pat.Geſ. (0. ©. a hängt alſo von der Erfüllung der Vor— 
ausjeßungen des $ 13 nicht ab. 


Abſatz II. 

7. Bertreterzwang. Diejer bejteht für jede Perſon, melche 
die Anmeldung auf Grund Abi. 1 bewirkt, d. h. ihren Wohnfig oder 
ihre Niederlafiung (ſ. N. 4) nit im Inlande (j. N. 3), jondern in 
einem Auslandsftaate mit verbürgter Gegenjeitigfeit hat (N. 5). Nach 
dem Wortlaute des Geſetzes ift nur für ſolche Anmelder der Bertreter- 
zwang vorgejehen. Man wird aber gemäß dem Zwecke der Aufftellung 
eines Vertreters, den Verkehr mit dem nicht im Inlande wohnhaften 
Anmelder zu erleichtern, wie im Patentrecht (ſ. NR. 2 zu 8 12 des Bat.- 
Geſ., o. ©. 166) annehmen müſſen, daß — für 343 Anmelder der 
Vertreterzwang beſteht, die einen Wohnſitz oder eine Niederlaſſung nicht 
im Gebiete des Reiches, wohl aber in einem deutſchen Schutzgebiete 
haben (ebenſo Seligſohn N. 2 Abi. 6). 

Die Worte „muß beftellen“ find in dem Sinne zu verjtehen, 
daß, wenn ein Vertreter nicht beftellt iſt und als folcher in der 
Anmeldung benannt wird, der Anſpruch auf den Schuß diejes 
Geſetzes nicht geltend gemacht werden fann (j. hierüber N. 6; 
das dort Ausgeführte findet hier entiprechend Anwendung). 

Der Bertreter muß im Inlande wohnen. 

Ueber die Berion des Bertreters vgl. N.4 zu 8 12 des 
Pat. Geſ. (0. ©. 168). 

Name und Wohnfik des Vertreter werden in die Rolle ein» 
getragen. Wenderungen in der Perjon des Bertreters find, wenn fie 
in der Nolle vermerkt werden jollen, in beweifender Form zur Kenntnis 
des je * bringen ($ 22 der Verordn. vom 11. Juli 1891). 

8. Rechte des BVertreterd. Der eingetragene Vertreter ift nad 
dem Wortlaute des Geſetzes nur zur Vertretung des Schutzberech— 
tigten in den das Gebraudhsmufter betreffenden Rechtäftreitigfeiten und 
zur Stellung von Strafanträgen befugt; man wird ihn aber (mit 
Seligjohn N. 6) auch zu Nechtshandlungen gegenüber dem Patentamte 
für legitimiert erachten müſſen. (gl. die rg * hier gel— 
tenden Ausführungen in N. 5 zu 8 12 des Pat. Geſ., o. 

Die Befugnis des Vertreters ift feine uslsitehtige IN. 6 
zu $ 12 des Pat. Geſ. vo. ©. 170). 

®. Serichtsitand (Abi. 2 letzter Cap — I. N. 8 zu $ 12 des 
Pat. Geſ., o. ©. 170). 


814. 

Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Be— 
ſtimmungen über die Einrichtung und den Geſchäftsgang des 
Patentamts werden durch Kaiſerliche Verordnung unter Zu— 
ſtimmung des Bundesraths getroffen. 

S. die Verordnung vom 11. Juli 1891 (Anhang Ziff. I). 


Vertreter. — Ausführungsvorichr. — Inkrafttreten dieſes Gejeges. 429 
815. 
Dieſes Gejeß tritt mit dem 1. Oktober 1891 in Kraft. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterjchrift 
und beigedrudtem Kaiferlichen Infiegel. 


Gegeben an Bord Meines Aviſo „Greif“ 
den 1. Juni 1891. 


(L. S.) Wilhelm. 
von Bötticher. 


IV 


Gefetz 


zum Schub der Waarenbezeichnungen 


vom 12. Mai 1894. 


(RGBl. Nr. 22, ausgegeben am 16. Mai 1894, ©. 441.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaiſer, König von 
Preußen ac. verordnen im Namen des Reiche, nach erfolgter 
Zuftimmung des Bundesrath3 und des Reichstags, was 
folgt: 

s 1. 

Wer in feinem Gejchäftäbetriebe zur Unterjcheidung feiner 
Maaren von den Waaren Anderer eines Waarenzeichens fich be— 
dienen will, fann diejes Zeichen zur Eintragung in die Zeichen- 
rolle anmelden. 


Anmeldung 7. | Subjelt des Zeichenrechts 1. 
Bildzeihen 5b, aa. Unterjcheibungstraft 5. 
Firmenrecht Sc. \ Unterfheidungszeichen 4. 
Geichäftsbetrieb 2. Urbeberredt 5 c. 

AJuriftiiche Berjonen 1. Verwendung bes Zeichens 6. 
Stolleftivgeihen 5b, cc. Wappen do. 

Kollidierende Rechte 5. Waren 3. 

Namenredt 5c. Warenzeichen 5. 

Rorträt® 5. Wortzeichen 5b, bb. 


Rotes Kreuz dd. 


1. Subjelt des Rechtes kann jede rechtsfähige Berjon jein. 
Die Beichränfung auf Gemerbetreibende, deren Firma im Handels— 
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regifter eingetragen ift, hat da3 gegenwärtige Gejeg aus dem Marken— 
ſchutzgeſetz vom 30. November 1874 nicht übernommen. Die Möglicdy- 
feit, den Beihenihuß zu gi ar hängt aljo jet davon, dab die 
Berjon Kaufmann oder gar Bollfaufmann ift, durchaus nicht mehr ab; 
jie beiteht für jede phyſiſche oder juriftiiche Perſon, fei diejelbe Fabri— 
fant oder Händler, Großinduftrieller oder Handwerker, mag fie die Stoffe 
der zu produzierenden Waren erjt anjchaffen, oder als Landwirt, Vieh- 
züchter, Wald-, Garten- oder Weinbergbefiter, als Befiger einer Mineral- 
quelle, eines Steinbruchs oder Bergwerkes, einer Ziegelei 2c. aus ihrem 
Eigentum — Bezüglich des Erforderniſſes eines Geſchäfts— 
betriebs |. N. 2 

Was insbejondere die juriftiihen Perſonen anlangt, jo 
fommen natürlid) vor allem die mit Rechtsfähigfeit ausgeftatteten og. 
wirtichaftlihden Vereine in Betracht, welche entweder bejondere 
gejegliche Regelung erfahren haben, wie namentlich die Aktien- und 
Ktommanditaktiengejellichaften, die Erwerbs- und Wirtichaftsgenofien- 
ihaften, die Gejellichaften mit beichränfter Haftung, oder fonft nad 
reichs⸗ oder landesgejeglichen Vorſchriften Vermögensfähigkeit genießen 
(aljo auf Grund ftaatlidher Verleihung, BGB. 8 22); ferner der Fiskus, 
die Gemeinde, joweit von diejen gewerbliche Unternehmen ausgehen. 
Aber auch andere Körperichaften, 3. B. religiöfe, find vom Zeichenrechte 
nicht ausgeſchloſſen, jobald ihnen überhaupt Nechtsfähigfeit zufommt. 
Iſt dies nicht der Fall, jo muß die Korporation das Zeichenrecht durch 
eine Zwiſchenperſon erwerben, welche auf ihre Rechnung, wenn aud) 
in eigenem Namen das Geichäft betreibt (wie 3. B. bis vor kurzem 
das Ktlofter Grande EChartreuje in Frankreich, defien Mönche den ber 
fannten Likör bereiten, durch feinen Schaffner). Auch eine Sozietät 
fann als joldhe fein Recht auf ein Warenzeichen erwerben, muß ſich 
vielmehr ebenfalls in der Weiſe helfen, daß eine beſtimmte Perjon 
(etwa eines ihrer Mitglieder) für den eigenen Geichäftsbetrieb ein 
Beichen anmeldet und den Genuß desjelben den (anderen) Mitgliedern 
gejtattet (vgl. Kohler, Markenſchutz ©. 221). Eine offene Handels- 
geſellſchaft ift gemäß 8 124 HGB. fähig, unter ihrer Firma das 
Beichenreht zu erwerben. Nicht nur Inländer, auch Ausländer 
fönnen den Zeichenſchutz erlangen, legtere jedoch, wenn fie im Inlande 
feine Niederlafiung haben, nur nad) Mafgabe des $ 23. Bezüglich der 
Agenten ausländiicher Firmen |. N. 2. 

Da der Erwerb des Zeichenrechtes — abgejehen von dem Ueber- 
gang desjelben auf den Erben — nur ws eines — eſchäftes 
(Anmeldung, Vertrag — $ 7) vor ſich gehen kann, muß der rede 
auch geihäftsfähig an am f.) oder in gefeplicher Weije ver- 
treten — (vgl. Meves ©. 16). 

2. In feinem Geichäftäbetriebe. 

Das Beihen muß zur Kenntlihmahung der Waren eines 
beftimmten Gejchäftsbetriebes dienen. Der Begriff des Geichäfts- 
betriebes umfaßt an ſich die Geſamtheit der wirtichaftlichen Beziehungen 
einer Perſon, welche eine auf fortgejeßten Erwerb abzielende Tätigfeit 
ausübt; Hier muß aber die Tätigkeit im Bereich der Produktion 
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oder des Handels liegen; denn das Geſetz will der Bezeichnung einer 
Ware nur dann Schuß gewähren, wenn dieſe mit dem Zeichen in Aus- 
fluß des Gejchäftsbetriebes aus der Hand des Unternehmers in andere 
Hände fommen joll. (Vgl. Motive ©. 9; PA., PNZBL. III 259: für 
techniiche Leitungen, 3. B. den Betrieb jog. Batentverwertungsgeichäfte, 
fünnen WB. nicht eingetragen werden.) 

Nur für den eigenen Gejchäftsbetrieb kann jemand den Zeichen- 
ihuß erlangen, nicht für den eines anderen, 3. B. des Prinzipals; d. h. 
das Geichäft muß auf den Namen des Anmelders betrieben werden, 
wenn auch vielleicht für Rechnung einer anderen Berjon (ſ. N. 1). Auch 
ein Agent Hat al3 ſolcher einen eigenen Gejchäftsbetrieb und fann 
daher Subjeft des Zeichenrecht3 werden; dem fteht auch der Umftand 
nicht im Wege, daß etwa der Agent Waren einer ausländiihen Firma 
vertreibt, welche mangel® der Borausjegungen des $ 23 für ſich den 
Schuß im Inlande nicht erwerben kann (RGStr. 16, 312; 23, 25). 
Dagegen wäre es unzuläjlig, wenn der Anmelder des Zeichens gar fein 
Geichäft betriebe oder das Zeichen in feiner Beziehung zu jeinem Ge- 
ichäfte ftünde und jeine Perſon nur vorgejhoben wäre für einen an« 
deren, der den Schuß nicht erlangen fann. 

Betreibt jemand verjchiedene jelbjtändige Geichäfte, 
jo muß er für jeden Gejchäftsbetrieb das Zeichen, für welches er den 
Schuß beanjprucht, bejonders anmelden, jollte er auch durchweg das— 
jelbe Zeichen verwenden wollen (j. $ 2). 

Es ift nicht erforderlich, daß der Gejchäftsbetrieb ſchon zur Zeit 
der Anmeldung des Zeichens im Gange ift; die Anmeldung fann 
auch für einen jpäter erjt zu beginnenden Gejhäftsbetrieb 
erfolgen; auch fann legterer zur Zeit der Anmeldung zeitweilig ein- 
gejtellt jein (RGE. 18, 93; 30,1; RG. Bolze 2 Nr.335; ebenſo Schmid 
in d. Stiche. f. gewerbl. Rechtsſchutz 1894 ©. 282; 1895 ©. 53). 

3. Waren find alle beweglidhen Gegenftände, welche aus 
einem auf Gewinn abzielenden Unternehmen im Bereich der Produktion 
oder des Handels in den wirtichaftlichen Verkehr gebracht werden (vgl. 
Motive ©. 9, wo es allgemeiner heißt „alle Erzeugnifje, welche ꝛc.“). 

Unbeweglihe Sachen find feine Waren (jo dem Sprachgebrauch 
gemäß die überwiegende Meinung, ſ. insbej. PA, PMZBI. VIII 193; 
a.M. Seligjohn N. 7). Auch jolche Gegenftände, welche dazu be— 
jtimmt find, mit einem Gebäude untrennbar verbunden zu werden und 
nicht fähig find, im geichäftlichen Verfehr von Hand zu Hand zu gehen, 
wie 3.8. Ringöfen, Yabrilichornfteine, zählen nicht zu den Waren 
(PA. a. a. D.). 

Die Gattung des Erzeugnifjes begründet keinerlei Unterſchied; 
der Schuß der Warenbezeihnung kann für den unbedeutenditen Gegen- 
itand ebenjo wie für den foftbarjten, für rohe Naturprodufte (hier ohne 
Begründung a. M. Meves Kap. II 1) ebenjo wie für verarbeitete und 
für eigentliche Jnduftrieware in Anſpruch genommen werden; der Be- 
griff der Ware bejchränft fich ferner nicht auf lebloſe Gegenftände, jon- 
dern erjtredt jich auch auf lebende Tiere, für welche fich 3. B. der Land- 
wirt oder Züchter das Brandzeichen eintragen lafjen fann (Komm.Ber. 
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©. 2). Immerhin aber fallen nur förperliche, nicht auch geiftige 
Erzeugnijje unter den Begriff der Ware; die Produfte der geiftigen 
Tätigkeit finden ihren Schuß im Gebiete des Urheberrechts. (Vgl. BA. 
in PMZB. II 64, wonad) die jchriftlichen Ausarbeitungen und Zeich— 
nungen der Batentanwälte feine Waren find.) Wenn fich daher ein 
Buchhändler, ein Buchdruder oder ein Kunſtverleger einer Waren- 
bezeichnung bedient, jo wird durch dDiejelbe nicht erſt der Inhalt eines 
Schriftwert3 gegen Naddrud, das Kunſtwerk gegen Nachbildung ge- 
ſchützt; das Zeichen bezeugt lediglich den Urſprung des förperlichen 
Gegenftandes, in welchem das geiftige Erzeugnis in die äußere Er- 
jcheinung tritt; es zeigt an, daß das jpezielle Buch, die fonfrete Nach— 
bildung eines Kunſtwerks aus diejem oder jenem Gejchäfte ftammt und 
der Schuß des Warenzeichens bedeutet nur, daß ein anderer Buch- oder 
Kunfthändler ꝛc. die bei ihm erjcheinenden Bücher oder Bilder nicht mit 
dem nämlichen Zeichen verjehen dürfe. (Bgl. Kohler, Markenihug S. 213; 
über die Zeichen der Verleger, Buchdruder 2c. vgl. Homedyer, Die 
Haus- und Hofmarfen, 1870, ©. 279 ff.) Bücher» oder Zeitungstitel 
jind dagegen nicht geeignet, als Warenzeichen eingetragen zu werden. 
(RGStr. 28 ©. 275, ROSE. 40 ©. 21, Kent Nr. 24, Neuling, Sind 
Zeitungstitel Warenzeichen? 1896, Bran dis, Rechtsſchutz der Zeitungs- 
und Büchertitel, Berlin 1898; a.M. Seligjohn N. 11, Dernburg, 
Preuß. Pr. ITS 314, auch verjchiedene patentamtliche Enticheidungen.) Der 
Titel einer Drudichrift ift aber durch $ 8 des Gef. 3. Bekämpfung des unlaut. 
Wettbewerbes geihütt. — Einlaßkarten zu Produktionen find nicht für ſich 
Gegenjtände des Handels und Verkehrs, aljo feine Waren (PMZBL. III 243). 

Neuheit der Ware bildet fein Erfordernis für die Schutzfähig— 
feit ihrer Bezeichnung (Rosmini in R. u. U. I 362). 

Für abjolut verbotene Waren und für jolche, welche ledig- 
lich unfittlichen Zweden dienen, fann ein Zeichenrecht nicht erworben 
werden. Ein ftaatliches Organ kann unmöglich durch Eintragung eines 
Beichens für eine derartige Ware die Hand zur Förderung der Pro- 
duftion derjelben oder des Handels mit derjelben bieten, während doc 
auf der anderen Seite die ftaatlihen Organe dazu berufen find, den 
Eintritt jolher Waren in den Verkehr zu unterdrüden, das Feilhalten, 
die Verbreitung, die Öffentliche Anpreifung 2c. zu beftrafen. Die Sach— 
lage ift bier eine wejentlich andere als dort, wo es ih um den ur» 
heberrechtlihen Schuß handelt; diejer beruht auf materieller Grundlage 
und wird den Schriftwerfen, Zeichnungen, Kunftwerfen u. ſ. f. von jelbft 
zu teil, ſobald jie entjtanden find, während der Schuß der Waren- 
bezeichnungen erjt durch einen Formalakt, der die Mitwirfung der Be» 
hörde erfordert, geichaffen wird. (gl. über diefe Frage Kohler a. a. O. 
S. 214; hinfichtlich des Urheberrechts meinen Kommentar zu UG. ©. 38.) 
Dagegen wird man (mit Kohler a. a. D.) diejenigen Waren, deren Her» 
ftellung und handelsmäßiger Vertrieb gewiſſen Beichränfungen unter« 
worfen (von einer Konzejjion abhängig gemacht oder monopolijiert) ift, 
für geeignet halten müffen, an dem Zeichenrechte teilzunehmen. 

Daß die Ware im Eigentum des Anmelders ftehe, ift nicht 
erforderlih; die Worte „jeiner Waren“ jollen nur zum Ausdruck 
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bringen, daß zwijchen der Ware und demjenigen, der den Zeichenſchutz 
in Anſpruch nimmt, eine Beziehung injoferne bejteht, als er die Ware 
in Umjag bringen will; es fann aljo ein Agent, Kommiſſionär, Zwiſchen— 
händer, Erporteur u. dgl. für die Waren einer anderen Firma, deren 
Vertrieb er ſich zum Geſchäfte macht, eines eigenen unter gejeglichem 
Schuße ftehenden Zeichens fich bedienen (vgl. RGStr. 16 ©. 312, 23 
S. 25, RG. in d. Zeitichr. f. gewerbl. Rechtsſchutz 1892 ©. 60, 1893 ©. 117. 
Wer aber mit einer Ware keinerlei Vertrieb vornimmt, jondern Die 
Waren anderer lediglich bearbeitet -— 3. B. fremde Garne färbt —, 
fann hierfür fein Zeichen anmelden, PA., PMZBL. VII 194). Ob der 
Anmelder zur Zeit der Anmeldung die Waren jchon bejigt oder ob er 
fie erjt erwerben will oder deren Produktion erjt in der Zukunft liegt, 
ift gleichgültig (vgl. Seligjohn N.8, Schmid in d. Ztichr. f. gew. 
Rechtsſch. 1894 ©. 282). Da der Händler ebenjo wie der Produzent 
eines Warenzeichens ſich bedienen fann (wobei ein Unterjchied zwijchen 
Fabrif- und Handelsmarke nicht befteht), ift e8 möglich, dab eine und 
diejelbe Ware ſowohl eine Produktionsmarke, als auch die Marke eines 
Händlers trägt oder auch mit den Zeichen mehrerer Händler verjehen 
ift, welche der Reihe nad die Ware in ihrem Gejchäftsbetriebe ver- 
äußern. Dem jpäteren Berfäufer ift e8 durch das gegenwärtige Geſetz 
nicht verboten, ein bereits (von dem Produzenten oder einem anderen 
Händler) auf einer Ware angebrachtes Zeichen zu entfernen und das 
jeinige an die Stelle zu jegen (Davidjohn, Urhebergeieße ©. 57). 

Bezüglich des der Anmeldung beizufügenden Warenverzeid- 
niſſes j.$ 2. 

Für einen Gejchäftsbetrieb, der nicht auf den Abjag von Waren 
abzielt, 3. B. eine Sportgejellichaft, Fann der WZSchuß nicht beanjprucht 
werden (PMZBl. II 243). 

4. Zur Unteriheidung jeiner Waren von den Waren anderer. 
Zeichen, welche zu einem anderen Zwede auf einer Ware angebracht 
werden, fallen nicht unter das Geſetz; jo insbejondere nicht diejenigen 
Zeichen, deren Anwendung geieglich vorgeichrieben ift, wie Eich— 
zeichen, Stempelzeichen behufs Angabe des Fyeingehalts auf goldenen 
und jilbernen Geräten u. dgl. Aber auch ſolche Zeichen, welche unter 
den Gewerbetreibenden für eine beftimmte Gattung von Waren üblich 
find, jollten fie auch Urjprung und Herkunft der Ware im allgemeinen, 
aljo der Gattung nad), bezeichnen, gehören nicht hierher. ©. bezüglich 
der Freizeichen $ 4. ©. ferner N. 5. 

Nicht zur Unterjcheidung von Waren beftimmt, daher aud nicht 
zur Anmeldung und Eintragung geeignet find die in der Sachverſtän— 
digen-Kommiſſion erwähnten Zeichen, welche von fozialdemokratijchen 
Genoſſenſchaften (der Hutmacher, der Tabafarbeiter 2c.) zu dem Zwecke 
geichaffen worden find, um an Kabrifanten verfauft zu werden, welche 
geroife an in Bezug auf Arbeiterjchuß eingehen (Kandgraf 

3 zu r 

5. Warenzeichen. Statt der Firma oder des Namens fann 
jih jemand zu dem Behufe, daß beftimmte Waren als von ihm her- 
rührend (von ihm produziert, aus jeinem Handelsgejchäfte ftammend zc.) 
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ji darftellen, eines Zeichens bedienen. Das Zeichen kann zwar im 
allgemeinen willfürlicdy gewählt fein; gewijjen Zeichen verjagt aber das 
Geſetz die Eintragung und damit den Schuß ($ 4 und lit. d der gegenw. 
N.); auch darf das Zeichen nicht mit einem anderen bereit3 gejchügten 
Zeichen im mwejentlichen übereinftimmen (vgl. 88 5, 6, 9 Nr. 1, 14 ff.) 
oder jonft in Rechte Dritter eingreifen (j. u. lit. c). 
a) Allgemeines über die Beichaffenheit eined Warenzeichens. 
Das Warenzeihen kann in jeinem Bilde auf die Gattung der 
betreffenden Ware und deren Bejonderheiten hinweiſen; 
es fann aber aud ohne ſolche Beziehung zur Ware und deren 
Eigenart gewählt jein (als bloßes Phantafiezeihen). Die Neuheit 
des Zeichens ift nicht Vorausſetzung feiner Eintragsfähigkfeit; auch 
ein Zeichen, welches in der Vergangenheit jchon bemüßt ift, kann durd) 
die Anmeldung und Eintragung Gegenstand eines ausjchlieglichen Be— 
nugungsrechts werden, vorausgejegt, daß es nicht inzwilchen in den 
allgemeinen Gebrauch übergegangen, aljo Freizeichen (vgl. $ 4) geworden 
it (Motive ©. 10). Den Zweck, über den Urfjprung einer Ware ein 
unzweifelhaftes Zeugnis abzulegen, erfüllt ein Warenzeichen um jo bejjer, 
je einfacher es gejtaltet ijt und je jchlagender feine ineinandergreifenden 
Hauptmomente hervortreten; denn nur dann ruft es auch in demjenigen, 
welcher e3 ohne bejondere Aufmerkjamfeit wahrnimmt, einen zur Unter- 
Iheidung von anderen Warenzeichen geeigneten Gejamt- 
eindrud hervor und prägt fich der Auffafjung und dem Gedächtnifie 
in der erforderlichen Weije ein (vgl. RGC. Bd. 18 ©. 85, ferner Bd. 22 
©. 100, woſelbſt eine längere jchriftliche Anpreifung der Ware nicht als 
ein ſchutzfähiges Zeichen erklärt wurde; vgl. auch PA. in PMSBl. III 209 
— Beitungsanfündigung fein WB. —, anderjeit3 ebenda ©. 246, wo 
erade die vom RG. für nicht eintragsfähig erklärte Gebrauchsanweiſung 
Fir Angojtura-Bitter wegen ihrer bejonderen typographiichen Anord- 
nung als jchugfähig erachtet ift. Gegen das RG. auch Kohler, Aus 
d. Patent» u. AInduftriereht II S. 17, welchem injoferne zuzuftimmen 
it, als es nicht für weſentlich zu erachten ift, daß der Anhalt der 
Marke jtet3 mit einem Blid erfaßt werden fann; j. u. lit. e bezüglich der 
Kolleftivzeichen und ihrer Anbringung an verjchiedenen Seiten der Ware). 
Die erforderliche Unteriheidungstraft kann aber anderjeit3 einem 
Zeichen gerade wegen feiner allzugroßen Einfadhheit fehlen, 
injoferne es leicht überall auf einer Ware, Berpadung 2c. jich finden 
fann, ohne dort dem Zwecke der Unterjcheidung hinſichtlich des Ge- 
ichäftsbetriebes, aus dem es ftammt, zu dienen. So hat das PU. 
3. B. Bunfte, Striche, Kreife u. dgl. für die Regel als unzuläffige Zeichen 
erklärt (PMZBI. 11 63, 64); ebenjo die üblichen Signierungs-(Pader-) 
Zeichen für Waren, die ihre Bezeichnung auf der auch für den Trans- 
port beftimmten Verpadung, wie Fäſſer, Kiſten, Ballen 2c., erhalten, 
da in jolchen Fällen nicht entichieden werden kann, ob das Zeichen als 
WB. oder als bloßes Signierungszeihen figuriert (PA., PNZBI. VII 
281), während für Waren anderer Art ein ald Signierungszeichen 
übliches 3. jehr wohl Warenzeichen jein kann (ebenda VI 278). Ferner 
eignet ſich ein Zeichen zur Unterjcheidung dann nicht, wenn 
28* 
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es dem allgemeinen Gebraud nicht entzogen werden kann, 
wie 3.8. „Deutjches Reich” oder die Worte „Deutich”, „Reich“ je für 
ſich (3. B. Deutſcher Reichs-Käſe, Deutiche Beilhenparfümerie, PA., 
PM8Bl. II 16, 170) oder „Rot“, „Goldlack“ für Weine (PMZBI. I 307, 
II 140); „Löwenbräu”, „Aftienbier“ für Bier (PA, PMZBI. III 210, 
74; dagegen nimmt PU., ebenda V 87, an, ſolche häufig vorfommende 
Bezeihnungen dürften von Amts wegen nicht zurüdgemwiejen werden, 
was entichteden nicht zutreffend ift), „Litera“, auch in Abkürzungen 
(PA., PRZUBL. III 73); das Bild einer Briefmarke (daj. IV 88), einer 
tursfähigen Münze (vIn 254), ein ftaatlicyes Brandzeichen für Pferde 
VII 44), ein Zotenfopf auf Gift, als Warnungszeichen allgemein üblich 
VIII 9), Worte wie „Siegel“, „Medaille“, „Firma“, „Etikette“ ꝛc. 
(VIIL1 3): ferner die Abbildung der Ware jelbit, für die das Zeichen 
beftimmt ült, oder ihrer Aufmahung, Ausftattung, Verwendung (I 313, 
III 183, 212, 242, IV 29, 89, VI 203, 206, 353, 395, VIII 10, IX 9), 
außer wenn das Bild eigenartig ausgeftaltet ift (III 73). ©. auch noch 
die der Unterſcheidungskraft entbehrenden Wortzeichen in PMZBI. IV 
128, IX 10. Bejigt ein Zeichen an ſich feine genügende Unterſcheidungs— 
fraft, jo erlangt e3 dieſe auc dadurch nicht, daß es nach Erklärung 
des Anmelder an einer Stelle der Ware angebracht werden joll, wo 
jonft — — übliche Bezeichnungen nicht vorzufinden ſind 
(PA. a. a. O. II 64). Dagegen können mehrere einzeln nicht ihupfähige 
—— in ihrer —— als Geſamtbild eintragsfähig ſein 
O. IV 

9 Im 3 können als ſchutzfähige Zeichen nicht nur Bild— 
zeichen, jondern auch Wortzeihen und Kombinationen von Bildern und 
Worten in Betracht fommen; es können für eine Ware mehrere 
Zeichen eingetragen werden, "die einzeln oder nur in ihrer Verbindung 
Schuß genießen jollen. 

aa) Das als 3. gewählte Bild kann ein lineares, flächenmäßiges 
oder plaftiiches jein; 3. B. eine in Hautrelief ausgeführte Figur, ein 
Nageltopf, Knopf, Hing, Schildchen, eine Plombe (RG., Bolze XII 
Nr. 123; a. M. Schanze, Ztichr. f. gewerbl. Rechtsſch. 1893 ©. 371), 
ein ausgezadter Streifen um Zigarren gewidelt (PMZBL. IV 30). Ymmer 
aber muß eine Bezeihnung, nicht eine Geftaltung der Ware jelbit 
das 8. bilden. Form, Farbe, äußere Geftaltung der Ware 
oder deren Berpadung (3. B. die Kugelform einer Seife, die eigen- 
tümliche Form einer Flache) ericheinen nicht al Warenzeidhen 
i. ©. des Belede, fünnen alſo nicht als jolche angemeldet werden (RGC. 
Bd. 18 ©. 85, Buſchs Ardiv Bd. 45 ©. 371, Bolze 12 Nr. 119, 123; 
PMZBL V 18, Komm. Ber. ©.2; a.M. Kohler, Markenſchutz ©. 208 fi. 
bezüglich der individuellen, noch nicht im Verlehr üblichen Formen; 
vgl. die dort angeführte Literatur. Uebrigens will auch Kohler nur 
techniſch funktionsloſe Formen als Zeichen gelten laſſen, nicht aber 
eine Geftaltung der Ware, welche fich lediglich als angemejjen, den 
Sweden der Ware entjprechende Formung erweilt; ebenjowenig eine auf 
den äjthetiichen Sinn gerichtete Geftaltung der Ware; vgl. ©. 159 und 
160 dajelbit.) 
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Gleichwohl kann die bejondere Ausftattung, aljo auch die 
eigentümliche Form der Ware oder der Verpadung gejeglichen Schuß 
finden, zwar nicht duch Eintragung als WZ., aber dadurch, daß dieſe 
Ausftattung in den beteiligten Verkehrskreiſen als Kennzeichen der Ware 
einer bejtimmten Perſon gilt ($ 15); und was die Farbe anlangt, jo 
fann eine beftimmte Färbung weſentliches Merkmal eines WB. jein 
(Bolze V Nr. 196). 

Etiketten können als WB. eingetragen werden, wenn fie nicht 
bloß, wie es ihrer eigentlichen Funktion entjpricht, Angaben über den 
äußerlich nicht erkennbaren Inhalt einer Umhüllung oder Angaben 
über Preis, Maß, Gewicht oder Gebrauchdanweijungen u. dgl., wenn 
aud in eigenartiger Anordnung, jondern auch andere Elemente — 
funktionsloſe Worte oder Darjtellungen, die aus dem übrigen Inhalt 
deutlich hervortreten — enthalten (PA., PMZBL. 1168, IV 126, 258; 
vgl. auch preuß. Obertribunal, Oppenhoff, Recdtipr. Bd. 18 ©. 24, RG. 
in PMZBI. 1V 237, RGEStr. Bd. 26 ©. 294 und die Zitate dajelbft. 
Entjcheidend iſt nicht jo faft die vom RG. betonte Erfahbarfeit des 
Zeichens als einheitliches Gejamtbild, als vielmehr das Moment, daf 
ein WB. feine funktionelle Bedeutung haben darf; Kohler, Aus dem 
Patent» und Induftrierecht II 17). Die Abbildung einer Etikette fann 
für Dieje, jofern fie jelbit die Ware ift, als Zeichen nicht eingetragen 
werden (PA., PMZBI. VI 353, VIII 10, ſ. o.). Nicht geeignet als WE. 
ift ferner eine Etifette, die nur jchräge reifen von abwecjjelnd weißer 
und einer anderen Farbe aufweift (PA. a.a.D. VIII 163). 

bb) Bezüglich der Wortzeihen iſt $ 4 Nr. 1 zu beadten; 
j. ferner hinſichtlich der Bücher und Zeitungstitel N.3. Auch den 
eigenen Namen und die eigene Firma fann man ala WB. eintragen 
lajjen, obwohl beide nach $ 14 ohnehin geihüßt find. Es hat die Ein- 
tragung namentlich injoferne Wert, als dadurch verhindert wird, daß 
die Perjonalbezeichnung zum Namen einer Warengattung wird und 
als der Träger de3 Namens oder der Firma das Zeichen mit dem 
Geichäftsbetriebe auch dann übertragen fann, wenn eine Firma als 
ſolche nicht übergeht. Iſt die Firma von dem Gegenftande des Unter- 
nehmens entlehnt oder find zu Namen oder Firma Zuſätze gemadt, 
jo muß das Zeichen wie jedes andere auf feine Eintragsfähigfeit ge- 
prüft werden; denn es könnte immerhin gegen $ 4 veritoßen oder mit 
einem jchon eingetragenen Zeichen follidieren. (Bol. Rhenius ©. 6, 
PU, PM3Bl. III 74.) 

Das Wortzeichen ift in zweifacher Bedeutung zugelajien, als 
Wortbild und, was eigentlih die Hauptjache ift, als ſprachlicher 
Ausdrud, gleihjam als gemillfürter Name einer Ware. Wer den 
Schuß nad der zweiten Richtung beaniprudht, hat in der erforder- 
lihenfall3 bei der Anmeldung einzureichenden Bejchreibung ein Mittel, 
dies erkennbar zu machen; doch bedarf es einer ausdrüdlichen Be- 
tonung dieſes Anſpruchs gar nit (j. darüber N. 3c zu $2, vgl. auch 
RGS:Str. 30 ©. 351. Darüber, ob auch die ausnahmsweiſe unter dem 
früheren Gejege eingetragenen Wörter, wenn fie num in die Zeichen» 
rolle übertragen find, ihrem Slanglaute, d. i. ihrer ſprachlichen Be— 
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deutung nach, den Schuß genießen können, |. OLG. Hamburg, R. u. U, 
11122 Rr.2 u. 4). 

ce) Mehrere für dieſelbe Ware beftimmte Zeichen geniehen 
entweder nur in ihrer Vereinigung oder auch jelbftändig den Schutz; 
e8 kommt dabei weder darauf an, ob fi der Anmeldende tatjädh- 
lih der mehreren Beiden zur gleichzeitigen Bezeihnung der Ware 
bedient, noch darauf, welche Abſicht derjelbe bei der Anmeldung bezüg- 
lich ihrer Verwendung gehabt hat; entjcheidend ift vielmehr die Art 
der Eintragung in die Rolle, d. h. ſind die mehreren für dieſelbe 
Ware beſtimmten Zeichen als jelbftändige eingetragen, jo genießen 
fie auch jelbjtändig den Schuß, mag num der Anmelder ſich tatſäch— 
lich der mehreren zu gleichzeitiger Bezeichnung der Ware bedienen 
ober hierzu nur das eine oder andere verwenden (RGStr. Bd. 6 

28, Bd. 7 ©. 214, NER. Bd. 4 ©. 155). Daß überhaupt zur 
alien derjelben Ware, wie bisher jchon, mehrere jelb- 
ftändige Beichen verwendet und zur Eintragung angemeldet werden 
fönnen, erjcheint micht zweifelhaft. (E3 ift dies in den Motiven 
©. 10 und im Kommisjionsberidht ©. 1 ausdrüdlicdh betont.) 
Hat dagegen der Anmelder mehrere Zeichen in der Weije eintragen 
lafien, daß fee nur zuiammen als Kennzeichen jeiner Waren 
dienen follen, dann genießt auch nur das Ganze den Schuß (jog. 
Kollektivzeichen). Die Anmeldung eines folhen Zeichens muß nicht 
auf einmal erfolgen; der Inhaber eines bereits geichügten Zeichens 
fann noch ein weiteres Zeichen anmelden und diejeg mit der Erklärung 
eintragen lafjen, daß es fortan in Verbindung mit dem früher ein— 
getragenen ein einziges Warenzeichen bilden joll (ROR. Bd.1 ©. 701; 
a. M. Kent Nr. 19). Die einzelnen Teile eines Kollektivzeichens fönnen 
ganz verjchiedene fein und in völlig verjchiedener Weile und an ver- 
jchiedenen Seiten der Ware oder ihrer Verpadung 2c. angebradjt werden. 
(So das Patentamt, wie ſich aus vielen Einträgen ergibt; das preuß. 
DObertribunal, GA. Bd. 25 ©. 597; ferner Seligſohn N. 15, Kohler, 
Martenihug ©. 285; vgl. auch RGEStr. 6 ©. 28; a.M. Kent ©. 21 
Wr. 14 u. 15.) 

e) Durd die Eintragung eines Zeichens dürfen nicht Rechte 
Dritter verlegt werden. Dies hat das Gejeg durd die Beitim- 
mungen in 88 5,6 u. 9 Nr.1 teilweiſe, aber nicht erichöpfend zum Aus- 
druck gebracht. Das Zeichen kann insbeſondere mit einem Namen— 
oder Firmenrecht, ſowie mit dem Rechte auf ein Familienwappen 
oder ein Familienporträt kollidieren. Widerrechtlicher Gebrauch der 
Firma oder des Namens eines anderen zur Warenbezeichnung verſtößt 
gegen 8 14; aber man wird auch den Träger des Namens oder der 
Firma bzw. die berechtigte Familie für befugt halten müſſen, dann, 
wenn eim jolches im ihre Rechte eingreifendes Zeichen eingetragen ift, 
defjen Löſchung im Wege der Klage zu verlangen und dadurch nament— 
(ich zu verhindern, dal der Anmelder gegen Dritte, die fi auf $ 13 
nicht berufen fönnen, ein Recht auf Unterjagung des Gebrauhs des 
fremden Namens, der fremden Firma 2c. geltend mache, während viel- 
leicht der Namens- oder Firma- 2c. Berechtigte diefen Gebrauch den 
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Dritten gejtattet hat (ſ. $9 u. das dort in N. 2 Bemerfte; a. M. bezüglich 
der Löſchungsklage Seligjohn N. 3 zu $ 14 ©. 133). Das Zeichen 
fann ferner mit dem Urheberrecht eines anderen in Kollifion treten, 
jei e8, daß es fih um ein u. Geſ. vom mn Januar 1876 geſchütztes 
Muſter oder um ein Werk der bildenden Künſte oder um eine Original— 
photographie (Geſetze vom 9. u. 10. Januar 1876) handelt. Wenn je— 
mand eine widerrechtlich hergeſtellte Nachbildung eines derartig ge— 
ſchützten Gegenſtandes als Warenzeichen verwendet oder auch nur an— 
meldet, ſo begeht er eine unbefugte Verbreitung von Nachbildungen, 
gegen welche der Berechtigte nach Maßgabe der zit. Urhebergeſetze ein— 
ſchreiten kann. Iſt es aber ſtatthaft, daß jemand eine rechtmäßig 
entſtandene Nachbildung eines geſchützten Muſters oder ſonſtigen Gegen— 
ſtandes des Urheberrechts eines anderen ohne deſſen Erlaubnis als 
Warenzeichen anmelde und verwende? Man wird dies verneinen 
müſſen. Das Urheberrecht will zwar nicht lediglich, aber vorwiegend 
die vermögensrechtliche Nutzung eines Erzeugniſſes der geiſtigen Tätig⸗ 
keit gewährleiſten; eine ganz weſentliche Seite desſelben iſt alſo die 
Ausſchließlichkeit der materiellen Verwertung. Beſteht num die Möglich— 
keit einer ſolchen Verwertung in der Form der Benutzung des Gegen— 
ſtandes als Warenzeichen, iſt vielleicht ein Geſchmacksmuſter oder eine 
künſtleriſche Zeichnung 2c. gerade zum Zwecke dieſer Art der Verwertung 
entworfen worden, jo fann es nicht in der Macht irgend eines anderen 
liegen, durch Anmeldung des Gegenjtandes als Warenzeichen für jic) 
ein Recht zu erwerben, welches den Urheber von der vielleicht einzigen, 
immerhin möglichen Art der Nutzung jeiner Arbeit ausjchließt und jo 
gewifjermaßen die Kraft des Urheberrechts nach der einen wichtigen 
Seite lähmt. Dazu wollte das gegenwärtige Gejeß ficher nicht Die 
Hand bieten; denn es ift nicht ergangen, um die Wirkſamkeit anderer 
Reichögejege auf dem Gebiete der geiftigen und gewerblichen Produktion 
zu beeinträchtigen, das zum Teil wieder zu nehmen, was jene gegeben 
haben. (Im wejentlichen übereinftimmend RGE. 38 ©. 128; vgl. auch RGC. 
40 ©. 101, in R. u. U. 11152; Kohler, Markenſchutz ©. 161, derj. in 
d. Beitichr. f. gem. Nechtsichug 1893 ©. 254; a. M. auf Grund Komm.» 
Ber. ©. 6 Seligjohn N. 13 ©. 32.) Die praftijche Bedeutung des 
Ausgeführten wird ſich nicht darin zeigen, daß das Patentamt ein 
Zeichen, welches mit einem Urheberrechte kollidiert, einzutragen ablehnt, 
denn eine Prüfung in jolcher Richtung fteht dem Patentamte nicht zu; 
wohl aber darin, daß der Inhaber des Urheberreht3 die Löſchung des 
Zeichens verlangen (ſ. 9, RS. a.a.D.) und ihm gegenüber der An- 
melder ein Ausichliegungsrecht S 12 ff.) nicht geltend machen fann. 

d) Gemäß Geſetz vom 22. März 1902 (XGBl. ©. 125) $ 7 find 
von der Verkündung des Gejekes (d. i. vom 26. März 1902) ab Waren- 
zeichen, welche das in der Genfer Konvention zum Neutralitätszeichen 
erklärte Note Kreuz auf weißem Grunde tragen, von der Ein- 
tragung in die Zeihenrolle ausgeſchloſſen, jofern nicht die 
Anmeldung vor dem 1. Juli 1901 erfolgt it. Aber auch ein Waren- 
zeichen, welches vor dieſem Zeitpunfte angemeldet und auf Grund diejer 
Anmeldung eingetragen worden ift, darf, wenn es das rote Kreuz ent» 
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hält, nur bis zum 1. Juli 1906 fortgeführt werden ($ 6). Die An- 
wendung diefer Borjchriften wird durch Abweichungen nicht ausge- 
ichlofjen, mit denen das Zeichen wiedergegeben wird, jofern ungeachtet 
diejer Abweichungen die Gefahr einer Verwechſelung vorliegt (83. Be— 
züglid; der Strafbarfeit des unbefugten Gebrauchs des roten Kreuzes 
ſ. 88 1, 2, 5 des zit. Geſ.). 

6. Eines Warenzeichens fih bedienen will. Dies ift nicht 
jo zu verftehen, als ob etwa das Patentamt die Frage zu prüfen 
babe, ob der Anmelder wirklich beabjidytigt, das Zeichen zur Kenn— 
zeichnung von Waren zu verwenden und, wenn es zur gegenteiligen 
Annahme gelangt, die Anmeldung zurüchveifen fönnte, jo wenig wie 
die Klage auf Löſchung eines eingetragenen Zeichens darauf geſtützt 
werden Tann, dal ber Anmelder das 3. in feinem Gewerbebetriebe 
nicht gebrauche (RGE. 18 S. 93, vgl. auch RG. bei Bolze 4 Nr. 219; 
aM. Seligjohn N.5). Die Morte „wer fich eines WB. bedienen 
will“ weilen nur auf den Anlaß zur Anmeldung und den Zwed des 
Gejeges im allgemeinen bin. Ueber die Trage, ob gegenüber einer 
Klage wegen Berlegung des Zeichenrechtes der Einwand zu hören ift, 
daß Kläger das Zeichen nur angemeldet habe, um unlauteren Wett- 
nn zu üben, nicht um fich desjelben wirklich zu bedienen, ſ. N. 4 


zu 512 
Eines Warenzeichens kann man id auf mannigfaltige Weije 
— Das Nähere hierüber ſ. bei $ 12. 

7. Anmeldung zur Eintragung in die Zeichenrolle — j. bier- 
über Näheres in 882u. 3. Die Anmeldung begründet nody nicht das 
Beichenreht (ander nah dem Markenſchutzgeſ. vom 30. November 
1874), dieſes entjteht erft mit der Eintragung. Die Anmeldung bringt 
aber den Anſpruch auf Erlangung des Zeichenrechts zur Entjtehung 
und hat Bedeutung für die Priorität im Falle mehrfacher PN. 
desjelben Zeichens jowie für die Dauer des Zeichenrechts (ſ. HH u. N. 2 
lit. a dal. ferner 8 7 u. 8 8 Ubi. 2 Biff. 1). 

Inhalt des durch die Eintragung erlangten Zeichen. 
rechts Be ss 12 u. 13; Beftimmungen zum Schutze desſelben $$ 14 ff. 


82. 

Die Zeichenrolle wird bei dem Patentamt geführt. Die 
Anmeldung eines Waarenzeichens hat jchriftlich bei dem Patent» 
amt zu erfolgen. Jeder Anmeldung muß die Bezeichnung des 
Gejchäftsbetriebes, in welchem das Zeichen verwendet werden 
joll, ein Berzeichniß der Waaren, für welche es bejtimmt  ift, 
jowie eine deutliche Darftellung und, ſoweit erforderlich, eine 
Beichreibung des Zeichens beigefügt jein. 

Das Patentamt erläßt Beftimmungen über die fonftigen 
Grfordernifje der Anmeldung. 
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Für jedes Zeichen ift bei der Anmeldung eine Gebühr 
von dreißig Mark, bei jeder Erneuerung der Anmeldung eine 
Gebühr von zehn Mark zu entrichten. Führt die erjte An— 
meldung nicht zur Eintragung, jo werden von der Gebühr 
zwanzig Marf erjtattet. 


Unlagen bes Geſuchs 3, Klanglaut von Wortzeidhen 3c. 


Anmeldung 2. Mobelle 3d. 

Ausländer 31. Nahbildungen 3d. 

Beichreibung Be. Batentamt 1. 

Darftellung 3a. Probeftüde 3d. 

Druditod 3e. Warenverzeihnis 3 b. 

Gebühr 5. Beichenrolle 1. 
Abſatz J. 


1. Zeichenrolle, Patentamt. Nach dem Markenſchutzgeſetz vom 
30. November 1874 war für die Eintragung von WB. das Handels- 
regijter bejtimmt. Die nunmehr erfolgte Zentralijation der Verwaltung 
des Zeichenwejens, welche darin befteht, daß für das ganze Reich eine 
einzige Zeichenrolle beim Patentamte geführt wird, trägt dem Bedürf- 
nifje nach einer bejjeren UWeberjicht über die vorhandenen Zeichen und 
nach einheitlicher und zwedmäßiger Praris einer fir die einjchlägigen 
Tragen bejonders geeigneten Stelle Rechnung. Die Trennung der 
Beichenrolle vom Handelsregiſter war auch deshalb notwendig, weil 
jegt auch andere Perſonen al3 eingetragene Kaufleute Subjefte des 
Zeichenrechts fein können (ſ. N. 1 zu 8 N 

Ueber die Organijation des PA. ſ. Pat. Geſ. $$ 13 ff. und die Er- 
läuterungen hiezu (0. ©. 172 ff.). 

Zur Ausführung des Gejekes, insbejondere des $ 2, erging Die 
faijerl. Verordnung vom 30. Juni 1894 (RGBl. ©. 49, ſ. Anhang 
Ziff. V), nad) deren $ 1 für die auf Warenzeichen bezüglichen An- 
gelegenheiten im PU. eine bejondere „Abteilung für Warenzeichen“ 
gebildet wurde. 

Die in Abi. 2 vorgejehenen Beftimmungen erließ das 
Patentamt (zuerſt am 21. Juli 1894, neuerlich) am 22. November 1898 
(in Kraft ſeit 1. Januar 1899, ſ. PMZBT. IV 231; ihr wejentlicher Jn- 
halt wird unten wiedergegeben). 

2. Anmeldung. Dieje hat in der Form eines Schriftlichen 
Geſuchs zu geichehen und zwar in deutſcher Sprade (vgl. $ 34 des 
Bat.Gef.); für juriftiiche Perjonen erfolgt jie durch das zur Vertretung 
berufene Organ. Ueber die Bedeutung der Anmeldung ſ. N. 7 zu $1. 

Das Anmeldungsgeſuch hat zu enthalten (j. Abi. 1 des 
82 und die in N.1 zit. Beitimmungen des PA.): 

a) Die Angabe des Namens und des Wohnortes oder 
der Hauptniederlajjung des Anmelders. E3 joll, wie in der 
Bet. des PA. vom 22. November 1898 (PMZBI. IV 232) bemerkt ift, 
jeder Zweifel darüber ausgejchlojien werden, ob die Eintragung des 
3. von Einzelperjonen oder von einer G®ejellichaft, ob von einem 
Manne oder einer Frau, ob auf den bürgerlichen Namen oder auf Die 
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faufmännische Firma nachgefucht wird; bei Einzelperfonen joll der Ruf- 
name, bei Frauen außerdem der Familienftand und der Geburtsname 
angegeben werden. Es jchließt aljo auch das PU. ſich der überwiegen- 
den Meinung an (j. Motive ©. 9, Kent Nr. 61, Beitichr. f. gewerbl. 
Rechtsſchutz 1895 ©. 36), wonad ein Einzelfaufmann nicht nur unter 
feinem bürgerlichen Namen, fondern aud unter feiner Firma ein 2. 
anmelden kann; nur ſoll die Anmeldung erjehen laſſen, ob es fich um 
die firma eines Einzelfaufmannd oder um die einer Gejellichaft Handelt; 
der Beifügung des Namens des Firmainhabers und der Eintragung 
desfelben in die Zeichenrolfe bedarf es nicht. (Die gegenteilige Meinung 
Seligſohns N. 3a kann ſich jegt jedenfall nicht mehr auf die be— 
fannte Auslegung von Art. 15 des alten HGB. — vgl. 3.8. Staub 
N.6a — in Anjehung der Prozehführung ftüben, da nun die Streit- 
frage, ob ein Kaufmann unter feiner Firma Hagen und verklagt werden 
fönne, durch $ 17 Abi. 2 des neuen HGB. bejahend entichieden it.) 
Wird ein nur unter der Firma angemeldetes Zeichen mit der Firma 
auf einen anderen übertragen, jo muß diejer Vorgang in der Zeichen- 
rolle nicht vermerkt werden, denn das 3. bleibt nad) wie vor mit der 
Firma verbunden (1. $ 7). Dagegen bedarf es eines joldhen Vermerkes 
dann, wenn der Inhaber des Geichäftsbetriebes die Firma, für welche 
das 3. eingetragen tft, aufgibt und eine andere annimmt (vgl. Meves 
S. 122). Wird das Zeichen ohne die Firma veräußert, jo muß, wenn 
daraus Rechte abgeleitet werden wollen, gemäß $ 7 Abj. 2 der Ueber- 
gang in der Rolle vermerkt werden, ob nun zuerjt die Firma oder 
deren Inhaber in der Zeichenrolle eingetragen war. Veräußert endlich 
in einem Falle, wo das Zeichen nur unter der Firma eingetragen ift, 
der Inhaber das Geſchäft mit der Firma, aber ohne das Zeichen, jo 
würden, wenn das Zeichen trogdem eingetragen bliebe, hieraus wohl 
nur dem Beräußerer Nachteile zugehen, infoferne der Erwerber die 
Uebereinjtimmung des eingetragenen Zeicheninhaber8 mit der erwor— 
benen Firma wenigſtens faktiich für jeine Zwede ausnügen könnte; 
dem durch Antrag auf Löſchung des Zeichens gemäß $ 8 bj. 1 vor- 
zubeugen, tft Sache des Veräußerers (ſ. über den Vorbehalt des Zeichens 
N.4 zu 87. Es find alio aud aus der Möglichkeit einer Trennung 
von Firma und Warenzeichen Folgerungen für die gegenteilige Mei— 
nung, wie Seligjohn a. a. O. fie zieht, nicht abzuleiten.) 

b) Die Bezeichnung des Gejchäftsbetriebes, in dem 
das Zeichen verwendet werden joll. Bezüglid des Geichäfts- 
betriebes 5. N. 2 zu $ 1. Die Anmeldung für mehrere Geichäfts- 
betriebe fann in einem Gejuche nicht erfolgen; will ein Gemerbe- 
treibender ein Zeichen für verichiedene Geichäfte verwenden, jo liegen 
verjchiedene voneinander unabhängige, darum auch je bejonders an- 
zumeldende Zeichen vor (Seligiohn W. 4, vgl. Komm.Ber. ©. 2). Für 
die Einheitlichkeit des Geichäftsbetriebes find in erfter Linie die in 
demjelben hergeitellten bezw. vertriebenen Waren maßgebend. Erfolgt 
deren Fabrikation nach Methoden, welche unter einem einheitlichen 
Sejichtspunfte zufammenzufaflen find oder unter gemeinfamer Verwen— 
dung gewifler Rohſtoffe oder wendet fich der Vertrieb an im wejent- 
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fihen die gleichen Abnehmerkreife, jo ift der Gejchäftsbetrieb für alle 
dieje Waren als einheitlicher anzujehen (PA., PMZBI. VII 44). Der 
— Geſchäftsbetrieb kann aber ganz verſchiedene Branchen um— 
faſſen — B. eine Eiſenhandlung und eine Tabakhandlung); ob eine 
ſolche Vereinigung in einem Betriebe oder ob mehrere Betriebe anzu» 
nehmen find, fommt auf die Umftände des Falles an; Einheit der 
Firma, der Buchführung u. dgl. find Momente, die dafür" ſprechen (vgl. 
Seligſohn N. 6 zu $ 1). Wenn aber in einem ſolchen Falle das Zeichen 
auf einen Zeil des Betriebes (im gegebenen Beiipiel auf die Eijen- 
handlung) bejchränft ift, jo fommt es einer Einjtellung des Betriebs, 
zu dem das Zeichen gehört ($ I Nr. 2), gleih, wenn der Teil nicht 
mehr Tortgelegt wird, in dem allein das Zeichen Verwendung findet. 
Der Geichäftöbetrieb muß richtig und deutlich angegeben werden; 
Nichtbeahtung kann, wenn es ſich um die Uebertragung oder um Die 
Fortdauer des Zeichenrechts handelt, nacdhteilige Folgen haben (vgl. 
887,9 Nr. 2, Kent Nr. 64). 

Die Angabe des Gejchäftsbetriebs bildet ein befonderes Er- 
fordernis der Anmeldung, dem durch die Angabe der vom Anmelder 
vertriebenen Waren nicht genügt wird. Die verfehrsübliche Benennung 
des Geichäftsbetriebes ift anzumenden (PU., PMBl. VIII 53, 194). 

e) Den Antrag auf Eintragung des Zeichens in die Rolle. 
Es fann fich dabei immer nur um ein einziges Zeichen, wenn aud) 
ein Stollektivzeichen, handeln; mehrere Zeichen find in verichiedenen Ge— 
juchen anzumelden. Das PA. prüft jede Beichenanmeldung nur für 
ih, ohme Rüdjicht anf gleichzeitige Einreihung anderer (PMZBL. IV 
128, 261). Es muß deutlich erjichtlich jein, auf welches Zeichen 
ſich die — bezieht (ebenda VIII 253). 

Die Erflärung, dab die gejeglihe Gebühr von dreißig 
Marf I die Kaffe des kaiſ. Pat. A. gezahlt worden jei oder gleichzeitig 
mit der Anmeldung gezahlt werde, foferne die Eintragung nicht nad) 
s 24 et zu erfolgen hat (j. bezüglich der Gebühr Abi. 3 des 
$ 2, unten W.: 

e) die Aufführung der Anlagen unter Angabe ihrer Nummern 
und ihres Inhaltes (j. u. N. 3); 

f) falls der Anmelder einen Vertreter beftellt hat, die Angabe 
der Perjon, der Berufsftellung und des Wohnorts des Vertreters; als 
Anlage ift eine Vollmacht beizufügen; legtere muß auf eine prozeh- 
fähige, mit ihrem bürgerlichen Namen, nicht mit der Firma bezeichnete 
Perſon lauten (kaiſ. Berordn. vom 30. Jum 1894 8 8). Auch muß die 
Vollmadıt beutlich erſehen laſſen, auf welches Zeichen fie ſich bezieht 
(FA, PMZB. VII 253). Darauf, daf die Zeichenanmeldung durch 
einen Vertreter ohne Vollmacht eingereicht wurde, fann der An— 
ſpruch, das urſprünglich angemeldete Zeichen durd ein anderes im 
Rahmen derjelben Anmeldung zu erjegen, nicht geftügt werden (PA. 
a.a.D. V 220); 

g) die Unterjchrift des Anmelders oder jeines Vertreters. 

Will der Anmelder die Rechte aus einer früheren Anmeldung 
in einem Gtaate, mit dem das Deutiche Reich einen entſprechenden 
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Vertrag geichlofien hat, geltend machen (vgl. $ 23), jo joll dieſer An— 
ipruch gleichfalls in das Geſuch aufgenommen chen (Belanntm. des 
PA. vom 22, November 1898, PMZBI. IV 232). 

3. Als Anlagen jind dem Anmeldungsgejudh beizu- 
fügen und zwar mit einer ihre Zugehörigkeit zur Anmeldung fenn- 
zeichnenden Aufichrift verjehen (vgl. PA., PNZBIL. VII 253): 

a) eine Darjtellung des Zeichens in zwölf Ausführungen. 
Sie ift unter feinen Umftänden zu entbehren; ſowohl dem PU., welches 
die Eintragsfähigfeit des Zeichens zu prüfen hat, als aud) den etwa 
mit einer Zeichenſchutzfrage befaßten Gerichten, jowie jedem Inter— 
ejlenten muß die Möglichkeit verjchafft werden, einen Gejamteindrud 
des Zeichenbildes zu gewinnen; Dritte können dies durch Einficht 
der Zeichenrolle oder der amtlihen Bekanntmachungen ($ 3). 

Für die Darftellung fann die Form der Zeichnung oder ber 
Photographie oder irgend eine andere geeignete gewählt werden. 

Die Ausführungen — von welchen zwei derart auf zwei mit 
Heftrand verjehenen halben Bogen anzubringen find, daß jeder ber 
beiden leßteren nur eine Ausführung aufweift — müſſen jauber und 
dauerhaft jein und die mwejentlichen Bejtandteile des Zeichens deutlich 
erfennen lajjen. (In der Mitteilung der WZADLeil., PMZBI. VIII 253, 
ift noch empfohlen, je eine Darftellung des Zeichens jorwohl mit dem 
Geſuche als mit dem etwa gejonderten Warenverzeihhnis und der Be- 
jchreibung, jowie mit der Vollmacht und den Nachgängen feit zu ver- 
binden, durch Aufffeben, Anheften oder dgl., oder ſowohl das Gejuch 
als die beigefügten Zeichendarftellungen und die jonjtigen Schriftjtüde 
mit einem gemeinjfamen Kennwort augenfällig zu verjehen, das zived- 
mäßig dem Motiv des Zeichenbildes angepaßt wird, wobei aber vor 
dem Kennwort der Zufat „Bildzeichen“ nicht fehlen darf, damit außer 
Zweifel bleibt, daß das Bildzeichen und nicht etwa das Kennwort als 
joldyes eingetragen werden joll.) Wird die Darjtellung im Laufe des 
Verfahrens verändert, jo jind vor der Eintragung neue Ausführungen 
einzureichen oder es ijt zu erflären, daß der Abdrud des Druditods 
(ſ. u.) ald Darftellung gelten joll. 

Die Größe der Darftellung darf 33 em in der Höhe und 25 cm 
in der Breite nicht überjteigen. Größere Darftellungen, wie Plakate 
u. dgl., werden als Probeitüde (j. u.) behandelt. = diejem Falle jind 
entiweder Ausführungen in fleinerem Maßſtabe nachzureichen oder es 
it zu erklären, daß der Abdrud des Druditods als Darjtellung gelten 
fol, Die Daritellung darf nur einfeitig bedrudt jein. 

Bei Zeichen, die ausſchließlich in Wörtern beftehen, 
fann die Beifügung der Darftellung durch Aufnahme des Wortes in 
das Gejuh und die Erklärung erjegt werden, daß der Abdrud des 
Druditods als Darftellung gelten joll ($ 3 der Beitimmungen). Es 
empfiehlt fich hier die Aufnahme des Wortzeichend in alle bei der 
Anmeldung oder im Laufe des Verfahrens eingereichten Schriftjtüde 
(BA. in PMZBI. VII 253). 

Da im Falle der Behauptung einer Nahahmung ftet3 das 
eingetragene, nicht das vom Berechtigten tatjächlich geführte Zeichen 
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der Bergleichung zu Grunde zu legen ift, muß die Darftellung möglichit 
genau ausgeführt werden; alle darin erjcheinende, den Charakter un— 
zweifelhafter Abjichtlichfeit der Hervorbringung an ſich tragende Ele- 
mente gelten im Zweifel al3 zum Gejamtbild gehörig; mas dagegen 
in der Darftellung nicht jichtbar ift, kann auch nicht als Beſtandteil 
ded Zeichens in Betracht fommen (RGE. 19 ©. 170). Die Darftellung 
muß immer ein Flächenbild jein; ift das Zeichen ſelbſt al3 plaftijches 
edacht und dies aus der Darftellung nicht Har erfichtlich, jo muß die 
eihreibung be ce) nachhelfen. Iſt dem Zeichen auch die Farbe 
mwejentlich, jo muß die Darftellung auch dieſe erjehen lafien (Selig- 
john N. 9; a.M. Kent Nr. 69, Finger ©. 19). Freilich iſt der- 
jenige, der ein Figurenbild in Schwarzdrud anmeldet, nicht gehindert, 
diefes Bild auch foloriert zu gebrauchen, auch entbehrt er troß unter- 
faffener Eintragung der Kolorierung nicht des gejeglichen Schußes; 
wenn aber die Kolorierung nicht Nebenjache, jondern zum Wejen des 
Zeichens gehörig, für dieſes gerade charakteriftiich ift, jo ift er gegen 
den Gebrauch de3 Zeichens in anderer al3 der eingetragenen Färbung 
nicht geihügt (RG., PNZBL. V 179). 

b) Ein Verzeichnis der Waren, für welche das Zeichen be- 
jtimmt, joferne es nicht von jo geringem Umfange ift, daß es in das 
nd nn ——— werden kann. Bezüglich des Begriffs „Ware“ 
.N. Zzu 81. 

Nur die in den beteiligten Verkehrskreiſen gebräuchlichen 
Warennamen darf das Verzeichnis aufführen. (Beſtimmungen $ 4; 
Phantafienamen dürfen nicht benüßt werden, 3. B. der Name „Perles 
du Japon*, PU., PNZBL. IV 13). 

Eine allgemein gehaltene Angabe der Warengattungen (wie 
nach dem früheren Gejete) genügt nicht. Es iſt aljo nicht zuläflig, 
ein Zeichen jchlehthin für „Majchinen“, für „Kurzwaren“, für „chemiſche 
Produkte”, für „Kleineiſenwaren“, für „Eiſen-, Stahl-, Meſſing- und 
Metallwaren“ (PMZBL. IV 13) ꝛc. anzumelden; denn derartige Benen- 
nungen geben in ihrer Unbejtimmtheit und Bteldeutigfeit zu Zweifeln 
über die Grenzen des durch die Anmeldung begründeten Necht3 und 
zur Unficherheit im Verkehr Anlaf. (Vgl. Motive ©. 10.) Das Batent- 
amt hat die Aufgabe, auf möglichft genaue Bezeichnung der Waren 
ſelbſt hinzuwirken. Eine jolche iſt namentlich für die Frage nach dem 
Umfange des Schußes (88 12, 14) von großer Wichtigkeit. 

Uebrigens ir die Aufführung aller einzelnen Waren des An- 
melders nicht erforderlich; in bejtimmt abgegrenzten Gruppen können 
die zu bezeichnenden Waren zujammengefaßt werden. Beiſpielsweiſe 
würden Angaben wie: für Weine, Bigarren, Wolle, Seifen u. dgl. 
der gejeglichen VBorjchrift genügen. (Das PA. dringt bei Prüfung der 
Anmeldungen auf möglichſte Präziſion in der Angabe der Waren, ja 
es verlangt vielfach eine genaue Spezialifierung; j. hierüber Youbier 
in R. u. U. V 141 und die Diskuſſion ebenda 215.) Bezüglich der 
Bermerfe: „mit Ausihluß von“, „ohne Ausdehnung auf” u. dal. j. 
PA. PMZBL. VII 197 und N. 4 lit. b zu 88 5, 6. 

Innerhalb jeines Gejichäftsbetriebs die zu fennzeichnenden Waren 
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auszumwählen, ift dem Ermefjen des Anmelderd überlafien; er ift Hiebei 
nicht (wie nad) engliichem Nechte) an eine beſtimmte Klaſſeneinteilung 
gebunden, jo daß etwa jede Zeichenanmeldung nur Waren innerhalb 
einer beftimmten Klafje umfafjen dürfte; nur bezeichnen muß er die 
Waren, für welche das Zeichen bejtimmt ift, mögen diejelben num noch 
jo verjchiedener Art jein (vgl. lit. c). Won der Möglichkeit, Waren jehr 
verjchiedener Art mit einem Zeichen zu deden, wird namentlich für 
die Ziwede der Ausfuhr in erheblicher Ausdehnung Gebraud gemacht. 

Sit das Zeichen nur für Waren bejtimmter Art eingetragen, 
jo fann dasjelbe für Waren anderer Art von anderen Gewerbetreibenden 
angemeldet werden; ein und dasjelbe Warenzeihen kann aljo 3. 8. 
von dem einen für gewiſſe Textilwaren, von dem andern für Tabaf, 
von einem Dritten für Lilöre verwendet werden. Nur wird das Batent- 
amt bei Prüfung der Eintragsfähigfeit den Kreis der Waren, auf 
welche fich die frühere Eintragung bezieht, nicht zu eng begrenzen, die 
Möglichkeit einer Verwechjelung oder Täufhung im Verkehr tunlichit 
fernhalten und 3. B. die Anmeldung desjelben Zeichens für Holzpfeifen, 
welches bereit3 für Meerjchaumpfeifen eingetragen ift, zurüdweijen. 
(Vgl. Komm.Ber. ©. 2; dort find ald weitere Beiſpiele der Zugehörig- 
feit zu einer und bderjelben Warenart erwähnt: Brief- und Schreib- 
papier; ladierte Blechwaren, Eimer, Tabletten, Schalen einerjeit3 und 
ebenjoiche ähnlich ausjehende ladierte Papierwaren. Bgl. auch Kohler, 
nn S. 212, Landgraf ©. 11, ferner 88 5, 6 und Mote 4 
it, b dai. 

Daß der Anmelder die verzeichneten Waren auch führt, ift nicht 
erforderlich. 

Auf die Verpadung einer Ware fann die Anmeldung eines 
Zeichens nicht erftredt werden; erftere wird übrigens gemäß $$ 12, 14 
von dem Schuße des Warenzeichens mit ergriffen (PA. in PMZBL. 154). 

c) Eine Beichreibung des Zeichens, joweit der An— 
melder fie für erforderlich eradhtet, um die charafteriftiichen 
Merkmale mit Sicherheit erfennbar zu machen, zumal dann, wenn das 
Zeichen in der Verbindung mit der Ware einen anderen Eindrud 
hervorzurufen geeignet ift, als in der bildlichen Darftellung (wie 3. B. 
eingeichlagene, eingepreßte, plaftiiche Zeichen). Liegt der Anmeldung 
eine Beſchreibung nicht bei, jo fan das Pat.A. fie erfordern. Sie iſt 
ftet3 in 2 Ausfertigungen einzureichen (Beftimm. $ 5). 

Immer liegt der Schwerpunkt der Vergleihung auf der Dar- 
jtellung, dem Gejamteindrud des Marfenbildes, nicht auf der Be- 
Ichreibung; der leßteren fommt eine maßgebende Bedeutung in Bezug 
auf den Umfang des Schuges nicht zu; fie gilt als einfeitige Erklärung 
des Unmelders über die Art, wie er jein Yeichenrecht künftig zu ver- 
treten gedenfe und den 8 20 gehandhabt zu jehen wünjche. Steht Die 
Beichreibung mit dem Zeichenbilde im Widerſpruch, jo iſt erſtere un— 
beachtlich. (PA., PMZBL. I 210; II 63 u. 184, RGC. Bd. 48 ©. 209, 
PMBBl. VII 268; vgl. NG. ebenda I 278.) Durch dieſe grundjägliche 
Bedeutung der Darjtellung gegenüber der Bejchreibung werden aber 
ſolche Fälle nicht berührt, in welchen die Darftellung das Zeichen nicht 
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mit ausreichender Deutlichfeit wiederzugeben vermag und aus der Be- 
jchreibung die praftiiche Verwendung desjelben erjt erhellt (vgl. die 
zu. E. RGC. 48 ©. 209). Dies zeigt ſich in bejonderem Maße bei 
Wortzeichen, wenn nämlich ein jolches als ſprachlicher Ausdrud, 
nach jeinem Klanglaute, nicht im jeiner figürlichen Gejtaltung ver- 
wendet werden joll und jein Wejen durch die Darjtellung allein nicht 
genügend gefennzeichnet wird (Motive zu $ 10, Freund ©. 323, 
Seligſohn N. 11 zu 8 1, N.10 zu 82). MUebrigens bedarf es auch in 
jolhem Falle der Beichreibung nicht unbedingt; der Schuß wird einem 
überhaupt eintragsfähigen Worte nach jeder Richtung zu teil, wenn 
bei der Anmeldung keinerlei Einſchränkung ftattgefunden hat (RGC. 38 
S. 80, 42 ©.15; R. u. U. 1248, III 22; RGEStr. Bd. 28 ©. 277, 30 
©. 351; RG. in PMZBL. IV 162). 

Ueber die frage, wieweit ſich die Einreichung einer Beichreibung 
. ke empfiehlt, vgl. Zeitichr. f. gewerbl. Rechtsſchutz 1895 


d) Modelle und Probejtüde der mit dem Zeichen verjehenen 
Ware, jowie Nachbildungen des Zeichens in der form, wie es im 
Berfehr verwendet wird, können vom Anmelder, wenn er e3 für er- 
forderlich hält, vorgelegt werden; auch hier fann das PU. die Borlage 
verlangen. Leßtere hat in einer Ausführung zu erfolgen. Gegenftände, 
die leicht beihädigt werden können, find in fejten Hüllen einzureichen, 
Gegenjtände von Heinerem Umfang auf fteifem Papier zu befejtigen 
(Beſtimm. $ 6). 

e) Ein für die Vervielfältigung des Zeichens beftimmter Drud- 
tod (das Elische) ift zugleih mit der Anmeldung oder auf jpätere 
Aufforderung einzureichen. Derjelbe muß das Zeichen in allen weſent— 
lihen Teilen, einjchließlich der Injchriften, deutlich und jauber wicder- 
geben, ein Holzichnitt, eine Zinfägung oder ein Galvano jein, eine 
Schrifthöhe von 2,4 cm beſitzen und regelmäßig nicht höher und breiter 
als 6,5 cm jein; er muß aus einem Stüde bejtehen. Soll ein Zeichen 
mehrfach eingetragen mwerden, jo ift für jede Eintragung ein bejonderer 
Druckſtock einzureihen. Auf Antrag kann die Anfertigung des Drud- 
ftod3 oder die Nachbildung eines ſchon vorhandenen Druckſtocks auf 
Koften des Anmeldersd durch das Pat.A. veranlaft werden. Ein mittels 
des Drudjtods gefertigter Abdrud des Zeichens ift in 2 Ausferti- 
gungen beizufügen (Beftimm. $ 7; vgl. auch PA., PMZBT. I 65, 98). 

fl Wer ald Ausländer auf Grund des $ 23 den Schuß des 
Geſetzes erlangen will, muß den in Abſ. 3 daf. vorgejchriebenen Nach— 
weis mit der Anmeldung vorlegen. z Ä 

Abſatz I. 

4. Bezüglich der hier vorgejehenen Beftimmungen des Pat.U. 

ſ. N. 1. Der Inhalt derjelben ift in N. 2 u. 3 wiedergegeben. 
Abjat IL. 

5. Die Anmeldegebühr betrug nad) ' 7 des Gef. vom 30. No— 
vember 1874 fünfzig Mark; die Rüdficht auf Meinere Produzenten und 
Handeltreibende führte zur Herabjegung auf den Betrag von dreißig 
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Markt. Dagegen wurde nach dem früheren Gejege für die Erneuerung 
der Anmeldung (vgl. 88 des gegenm. Gef.) feine Gebühr erhoben; die 
Feſtſetzung der Erneuerungsgebühr wird (in den Motiven ©. 11) 
damit begründet, daß hiedurch der Verzicht auf jolche Zeichen befördert 
wird, an deren Erhaltung ſich Fein erhebliches wirtjchaftliches Inter— 
eſſe knüpft. 

Durch die Gebühr von dreißig Mark werden ſämtliche Koſten 
des Prüfungsverfahrens und etwaiger ſpäterer Verhandlungen abge— 
golten und zwar auch bare Auslagen (Rhenius N. 7; bezüglich der 
Auslagen a. M. Meves ©. 142, 145, teilw. auh Kent Nr. 338). 
Doch gilt dies nicht für das Beichtwerdeverfahren (j. bei $ 10 Abi. 2 
das Nähere). 

Soferne die Anmeldung nidt zur Eintragung führt — gleich- 
gättig aus welchem Grunde —, erhält der Anmelder von den dreißig 
Mark zwanzig zurüd. Erfolgt die Eintragung, jo wird nichts zurüd- 
erftattet, jollte diejelbe auch zu Unrecht geichehen jein und deren Löſchung 
demnächſt erfolgen (Finger N. 9). 

Das Patentamt wünicht, daß die Anmeldegebühr möglichſt ent- 
weder unmittelbar bei der Kaffe eingezahlt oder unter genauer Angabe 
der Anmeldung, für welche das Geld beftimmt ift, durch Fe 
überjendet, nicht aber der Anmeldung beigefügt werde. (Bezüglich des 
Girokontos des PA. |. N. 2 zu $ 8 des Pat. Geſ., o. ©. 137.) 

Die Uebertragung eines Zeichens aus einem älteren Beichen- 
regifter in die neue Zeichenrolle erfolgt gebührenfrei ($ 24). Für ein 
ſolches Zeichen wird die Erneuerungsfrift erft von dem Tage der Ueber- 
tragung in die Beichenrolle des Patentamts berechnet und es ift dem 
entjprechend auch die Erneuerungsgebühr 3.8. für ein am 1. Januar 
1895 in die Beichenrolle übertragenes (wenn auch mehrere Jahre vor- 
her in das ältere Zeichenregifter eingetragenes) Zeichen erft am 31. Ja- 
nuar 1904 fällig (PA. in PMZBL. 153). 


83. 
Die Zeichenrolle ſoll enthalten: 

1. den Zeitpunkt des Eingangs der Anmeldung; 

2. die nach $ 2 Abſatz 1 der Anmeldung beizufügenden An— 
gaben; 

3. Namen und Wohnort des Zeicheninhabers und feines et= 
twaigen Vertreters, ſowie Nenderungen in der Perfon, im 
Namen oder im Wohnorte des Inhaber oder des Ber- 
treters; 

4. den Zeitpunkt einer Erneuerung der Anmeldung; 

. den Zeitpunkt der Löſchung des Zeichens. 

Die Einfiht der Zeichenrolle fteht Jedermann frei. 


Sr 
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Jede Eintragung und jede Löfchung wird amtlich befannt 
gemacht. Das Patentamt veröffentlicht in regelmäßiger Wieder- 
holung Ueberfichten über die in der Zwifchenzeit eingetragenen 
und gelöjchten Zeichen. 

Abſatz I. 

1. Die Zeichenrolle, welche beim Patentamte geführt wird 
($ 2), ift jedenfall® dafür bejtimmt, alle auf ein Warenzeichen bezüg- 
lihen Redtsverhältnifje — insbejondere die Entitehung und den Um- 
fang des Nechts, die Perjon des urjprünglichen und eines etwaigen 
jpäteren Inhabers — zu beurfunden. Aber damit ift ihre Bedeu- 
tung nicht erſchöpft. Das Zeichenreht entfteht erft durch die Ein- 
tragung in die Beichenrolle und bleibt wirffam, wenn die Eintragung 
nicht gelöjcht wird. Inſoferne hat die Eintragung in die Beichenrolle 
für das Zeichenrecht fonjtitutive Bedeutung, fie hat nicht ein jchon 
entjtandenes Recht lediglich zu deflarieren. (Vgl. Schanze, Zeitichr. 
f. gewerbl. Redtsihub 1893 ©. 166.) Doc) darf hiebei nicht überjehen 
werden, daß troß dieſes formalen Charakters des Zeichenrecht3 den 
materiellen Borausjegungen desjelben ($$ 1, 4, 5, 6) auch nad) erfolgter 
Eintragung eme Wirkſamkeit injoweit zufommt, al3, wenn das Zeichen 

elöjcht wird, damit rüdwirfend bis auf die Zeit der Entjtehung des 
Yöichungsgrumdes das HYeichenrecht zerftört wird, jo daß, obwohl die 
Eintragung in der Zwiſchenzeit noch beftand, Rechte aus derjelben für 
dieſe Zeit nicht mehr geltend gemacht werden fünnen ($ 12 Abi. 2, j. 
dort das Nähere). Ferner ift nur die Entftehung des Zeichenrechts an 
ſich von der Eintragung in die Zeichenrolfe abhängig; dagegen ift Die 
Nechtsgültigfeit einer Uebertragung des Rechts vom Vermerk in der 
Beichenrolle nicht bedingt, wenn aud die Geltendmachung des über- 
tragenen Rechtes den Vermerk dajelbit vorausjegt (j. $ 7 Abi. 2 und die 
Erläut. hiezu). 

Ueber die erforderlichen und zuläjligen Einträge enticheidet im 
einzelnen alle nur das Patentamt; andere Behörden, namentlich die 
Gerichte, können eine Eintragung in die Nolle nicht anordnen oder 
gar erzwingen. (Kent Nr. 76; RG. Bolze 16 Nr. 111; ſ. auch N. 4 
lit. d 3u $ 9.) 

Wird ein Warenzeichen in die Rolle eingetragen, jo erhält der 
Inhaber eine Beicheinigung ($ 6 d. ®. vom 30. Juni 1894). 

2. Inhalt der Zeihenrolle (Nr. 1—5). 

Zu 1. Der Zeitpunft, d. i. der Tag des Eingangs der Anmel- 
dung beim Patentamte (nicht der Abjendung, Aufgabe zur Poſt 2c.). 
Diejer Zeitpunkt enticheidet für die Priorität und die Dauer des 
Zeichenrechts (88 5, 8 Abi. 2 Nr. 1). Bon zwei an demjelben Tage an 
das Patentamt gelangten Anmeldungen gilt als die jpätere diejenige, 
welche die höhere Geichäftsnummer trägt ($ 27 Abſ. 3 der Verordn. vom 
11. Juli 1891 zur Ausführ. des Patentgei., gemäß $ 10 des gegenm. 
Ge. auch für Warenzeichenjfachen maßgebend). Einer Beurkundung der 
Stunde des Eingangs der Anmeldung bedarf es hienady nicht; fie findet 

Dr. Pb. Allfeld, Kommentar 5. d. Gejegen betr, d, Erfindungsihug:e., 29 
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auch tatſächlich nicht ftatt (Rhenius N.1;a.M. Seligjohn N. 2, 
Kent Nr. 77). 

Nimmt der Anmelder die Priorität der Anmeldung in 
einem Bertragsftaate in Anſpruch, fo ift der Tag diejer früheren 
Anmeldung zu vermerken (ſ. Art. 4 der Parijer Uebereinf,, Art. 3 u. 4 
des Webereint. mit Defterreih-Ungarn unter Ziff. V dieſes Buchs). 

Im Falle der Uebertragung eines Zeichens aus einem älteren 
Beichenregifter ($ 24) ift auch der Tag der erjten Anmeldung zu ver- 
merfen. 

Zu 2. Die vom Anmelder eingereichte Bejchreibung ift immer 
einzutragen; für die (von Seligjohn N. 2 vertretene) Anficht, daß das 
Ermefjen des Patentamtes bezüglich des Erfordernifjes der Eintragung 
enticheide, gibt das Gejeß feinen Anhalt. 

Zu 3. Ergeht die Anmeldung unter einer Firma, jo ift dieſe 
ftatt des Namens einzutragen (ſ. N. 2 lit. a zu $2). An die Stelle des 
MWohnortes tritt dann die Hauptniederlafjung (Kent Nr. 79). Nicht 
. jeder Vertreter, nur der nad) $ 23 Ubi. 2 zu bejtellende wird ein- 
getragen. (Rhenius N. 2, Kent Nr. 79.) Iſt fein Vertreter beitellt, 
weil der ausländijche Zeichenanmelder im Inlande eine Niederlafiung 
hat, jo muß dieje neben dem ausländiichen Wohnorte eingetragen werden. 
(Kent a.a. O.) 

Menderungen in der Perſon: j. $7. Treten jonftige Aen— 
derungen ein (z. B. im Orte des Gejchäftsbetriebes, in der Perjon des 
Vertreters 2c.), jo werden dieſe ebenfalld auf Antrag in der Rolle 
vermerft. 

Zu 45.88 Abſ. 2 und die Bemerkungen hiezu. 

3u575.888,9. 

Eine aftenwidrige Eintragung, jowie eine offenbare tatjächliche 
Unrichtigfeit, 3. B. infolge Verjchreibens der Behörde oder des An- 
melders, kann jederzeit (auf Antrag oder von Amts wegen) berichtigt 
werden. (Rhenius N.3, Kent Nr. 86.) 


Abjat II. 

3. Deffentlichleit der Zeichenrolle. Jedermann kann, aud 
ohne Nachweis eines bejonderen Intereſſes, Einfiht nehmen. Auch 
der Erteilung von Abjchriften gegen Erlag der Kojten fteht nichts im 
Wege. (Bgl. Verordn. vom 30. Juni 1894 $ 8, vom 11. Juli 1891 $ 29; 
dort iſt ausdrücklich beſtimmt, daß das Patentamt nad) jeinem Ermefjen 
von den bei ihm beruhenden Eingaben und Verhandlungen Abjchriften 
und Auszüge gegen Einzahlung der Koſten erteilen fann.) 

Abjat II. 

4. Die Belanntmahung aller Eintragungen und Löfchungen 
erfolgt im Bentral-Handelsregifter (Beilage des Neichdanzeigers), die 
allmonatliche Beröffentlihung von Ueberſichten im Warenzeichenblatt; 
dort jind die Zeichen nah) Warenflaffen geordnet. Dieſe Ausſchrei— 
bungen haben weder für die Entjtehung des LBeichenrechts, noch für 
die jonftigen darauf bezüglichen rechtlichen Verhältniſſe irgend eine Be- 
deutung; fie bezweden lediglich eine Kundgabe an das Publikum. 
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84. 

Die Eintragung in die Rolle iſt zu verſagen für Frei— 
zeichen, ſowie für Waarenzeichen, 

1. welche ausſchließlich in Zahlen, Buchſtaben oder ſolchen 
Wörtern beſtehen, die Angaben über Art, Zeit und Ort 
der Herſtellung, über die Beſchaffenheit, über die Beſtim— 
mung, über Preis-, Mengen- oder Gewichtsverhältniſſe der 
MWaare enthalten; 

2. welche in- oder ausländijche Staatwappen oder Wappen 
eine3 inländijchen Ortes, eines inländifchen Gemeinde- oder 
weiteren Kommunalverbandes enthalten; 

3. welche Mergerniß erregende Darftellungen oder folche An— 
gaben enthalten, die erfichtlich den thatjächlichen Verhält— 
niffen nicht entjprechen und die Gefahr einer Täufchung 
begründen. 

Zeichen, welche gelöfcht find, dürfen für die Waaren, für 
welche fie eingetragen waren, oder für gleichartige Waaren zu 
Gunſten eines Anderen, als des letzten Inhabers erjt nach Ab- 
lauf von zwei Jahren feit dem Tage der Löjchung von Neuem 
ia werden. 


23 rare rer ——— 5. Kombinationszeichen * 8b. 
eichaffenbeitsangaben 3b, d ar ine ent Sb, ff 
na a 3b, = Preisangaben 8b, ff. 
Buchſtabenzeichen 3a. Sachname 2. 
Deftriptive Zeichen 3b. Sperrfrift 7. 


Taäuſchende Ungaben 6. 
Verfanung ber Eintragung 1. 
en 1, 


ee erg 2. 
eldſchte Zeichen 7. 
Gewichtsangaben 3 b, ff. 


funftsangaben 3b, cc appen 4. 
tellungsart 3b, as. BWarenname 2, 3b,dd. 
ellungsort 3b, cc. Wortzeichen 3b. 
ellungszeit 3b, bb. Bablen 3a. 
Abjat I. 


1. Berjagung der Eintragung. Das Patentamt hat die bei 
ihm angemeldeten Zeichen auf ihre Schußfähigfeit zu prüfen — jog. 
IDRTHFSIERESIOREL IM N.1a zu $20 des Pat. Geſ., o. ©. 198; über 
das Verfahren j. $ 10). 

Nach dem Gejeh vom 30. November 1874 ($ 3 Abi. 2) war die 
Berfagung der Eintragung beſchränkt auf die Fälle, daß das angemel- 
dete Zeichen ausschlieglih in Zahlen, Buchjtaben oder Worten bejtand, 
Öffentliche Wappen oder Ärgerniderregende Darjtellungen enthielt; dieje 
BVerjagungsgründe find teils in eingeichränftem, teil in erweiterten 

29* 
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Maße in $ 4 Nr. 1—3 des gegenwärtigen Gejeges herübergenommen 
worden. Als weitere Berjagungsgründe famen Hinzu Die Ueber- 
einftimmung mit einem Treizeichen (Eingang des $ 4) und die lleber- 
einftimmung mit einem bereits eingetragenen Zeichen ($$ 5 u.6). In 
diefen beiden Richtungen war nad) dem älteren Gejege eine Prüfung 
vor der Eintragung nicht zuläffig; leßtere gewährte aber, wenn bie 
Uebereinftimmung nad) der einen oder anderen Seite beftand, fein aus- 
ſchließliches Zeichenrecht; daß trogdem das Zeichen eingetragen und Die 
Sache dann immer erjt von den Gerichten entichieden werden mußte, 
war ein großer Mißſtand, dem jetzt abgeholfen iſt. Abj.2 des $ 4 
ftellt für gelöjchte Zeichen einen zeitlich begrenzten Berjagungsgrund 
auf, der aber auf den bisherigen Zeicheninhaber jich nicht bezieht. Aber 
auch damit find die materiellen Gründe, welche zur Zurückweiſung 
der Anmeldung führen können, noch nicht erichöpft; es gehören dazu 
noch die Fälle, daß das Zeichen den Anforderungen an ein Waren- 
zeichen nicht entipricht (j. $ 1 und die Noten 3—5 daj.), daß der An- 
melder nicht Subjeft des Zeichenſchutzes fein fann (1 N. 1), daß das 
Beichen das rote Kreuz enthält ($1 N. 5 lit. d), dab von einem Aus- 
länder ohne die Borausjegungen des $ 23 der gejeßliche Schuß be- 
anjprucht wird. Aus formellen Gründen ift die Anmeldung zurüd- 
zumweilen, wenn die Borjchriften des $ 2 und der auf Grund Diejes 
Raragraphen ergangenen patentamtlichen Befanntmachung (ſ. N. 1 ff. zu 
& 2) nicht beobachtet find. 

Die Entjicheidung des Patentamtes ift ein Alt richter— 
liher Tätigfeit, d.h. die Frage, ob die Eintragung erfolgen oder 
verjagt werden joll, beantwortet ſich nicht nad) reinem Ermejjen des 
Patentamtes, jfondern die Vorausjegungen find vom Gejege genau be- 
ftimmt und die Prüfung des Patentamtes kann fih nur darauf richten, 
ob dieje Worausiegungen nad) der einen oder anderen Richtung vor— 
handen find. (Bol. Schanze i. Arch. f. ö. R.9 ©. 173.) Die Ver— 
jagung der Eintragung kann mit Bejchwerde angefodhten werden 
($ 10 Abi. 2); auf den Fall der Eintragung trog Vorliegens 
eines Verjagungsgrundes findet $ 8 Ziff. 2 Anwendung. Aus 
diejer Beitimmung ergibt jich, daß die Enticheidungen des Batentamtes 
über das Nichtvorliegen eines Berjagungsgrundes feine Rechtskraft 
erlangen. Die Klage auf Löſchung einer zu Unredt erfolgten Ein- 
tragung fann, jomweit die Berjagungsgründe des $ 4 in Frage fommen, 
nur auf die zweite Alternative der Ziff. 3 (Angaben, welche den tat- 
jächlichen Verhältniffen nicht entfprechen und die Gefahr einer Täujchung 
begründen) gejtütt werden (8 9 Ziff. 3). Im übrigen entjcheider 
das Patentamt endgültig und ift der Nehtsweg aus- 
geichlojjen; insbeiondere fann in einem gerichtlichen Verfahren wegen 
Verlegung des ausjchlieglichen Nechtes auf ein eingetragenes Zeichen 
nicht eingewendet werden, daß die Eintragung nad) $ 4 hätte verjagt 
werden jollen (weil das Zeichen ein FFreizeichen, oder ein dejfriptives 
Zeichen ꝛc. — vgl. RG. in R. u. U. 11 218, RGC. Bd. 38 ©. 78, 108 
unten, 137; Bd. 48 ©. 209; GA. Bd.45 ©. 433; RGEStr. Bd. 28 ©. 277, 
j. ferner N. 4 zu $ 12). 
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Ein Kombinationszeihen fann ſchugſati— ſein, obwohl es 
einen an ſich nicht ſchutzfähigen Beſtandteil, z. B. ein Freizeichen oder 
eine Beſchaffenheitsangabe enthält. Nur muß ein ſolcher Beſtandteil 
gegenüber dem übrigen Inhalte des Zeichens zurücktreten, der letztere muß 
das Charakteriſtiſche des Zeichens ausmachen (RG., PM8Bl. VII 120). 

Die auf $ 4 ſich ſtützende Zurückweiſung iſt nicht an einen 
beftimmten Abjchnitt des Biinnasuerlah. ne gebunden 
und kann insbefondere auch noch nad Einforderung des Drudftods, 
fowie nad Einleitung des Widerjpruchsverfahrens gemäß $ 5 erfolgen 
(PA. in PMZBL. III 254, 233, IV 131). 

2. Freizeichen. 

I. Begriff. Das Geſetz Hat das Wort „Freizeichen“ nicht 
definiert, weil, wie gejagt wurde (Motive ©. 12, Komm.Ber. ©. 3), 
der Begriff nad) Maßgabe der Auslegung, welche $ 10 Abf. 2 des Gel. 
vom 30. November 1874 in der Rechtiprehung gefunden, im Sprad)- 

ebrauche der am Schu der Warenzeichen beteiligten Kreiſe als ein 
eitftehender zu betrachten jei. Dieſer $ 10 Abi. 2 verjtand unter Frei» 
zeichen „Warenzeichen, welche bisher im freien Gebraud 
aller oder doch gewiſſer Klaſſen von Gemwerbetreibenden 
fich befunden haben“ Am mejentlichen trifft diefe Begriffsbeftim- 
mung allerdings mit der üblichen Auffaſſung des Freizeichens zujammen. 
Doch bedürfen die einzelnen Merkmale einer genaueren Betradhtung. 

a) Ein Warenzeichen ift das Freizeichen nicht in dem Sinne, 
daß es zur Unterjcheidung der Waren eines bejtimmten Gewerbe— 
treibenden von den Waren eined anderen dient; denn der Grund für 
die Verſagung des Jndividualichuges liegt ja beim Freizeichen gerade 
darin, dab es im Berfehr nicht als Marke eines einzelnen Gewerbe» 
treibenden gilt, fondern von einer gemillen Klaſſe von Gewerbe— 
treibenden gleihmäßig geführt wird (vgl. ROHG. 25 ©. 68). Waren- 
— iſt aber das Freizeichen doch in dem weiteren Sinne eines 

'ennzeihens für Waren, ſei es nun, daß es beſtimmte Qualitäts— 
oder Gröfenverhältniffe oder die Herkunft der Ware aus einem ge» 
wiſſen Orte oder Bezirke (wie z. B. die Bielefelder Flachsroſe) kennbar 
machen joll, jei es, daß es lediglich gebraucht wird, weil das Publikum 
daran gewöhnt ift, eine beftimmte Gattung oder Art von Waren an 
einem jeit längerer Zeit darauf angebrachten Zeichen jofort zu erfennen 
(vgl. Motive zu $ 10 eit., ROHG. a.a.D., ROSE. Bd. 3 ©. 79 ff.). Wenn 
freilich ein Bild nicht zur Kennzeichnung, ſondern lediglid zur Defo- 
rierung der Ware, ald Berzierung bderielben angebradht zu werden 
pflegt, wird e3 nicht zum Freizeichen; doc, darf es im Einzelfalle für 
den Berfehr nicht zweifelhaft fein, ob man es mit einer Verzierung 
oder mit einem Warenzeichen zu tun hat; jobald der Gebrauch des 
Zeichens einen Zweifel in Diefer Richtung offen läßt, fann er zur Frei— 
zeichenbildung führen, (PA, PMZBL. V 221; VIII 51, wo die Brief» 
taube fir Briefpapier als frei erflärt ift; Geichäftstätigfeit ©. 216; 
vgl. RG. Bolze XVI Nr. 114. Die frühere Praris des Patentamtes 
nahm dagegen an, auch ein deutlich nur zur Verzierung gebrauchtes 
Zeichen könne Freizeichen werden, jo PMZBI. III 57, 162.) 
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Das Freizeichen fann ein figürliches jein oder in einem Wort 
beftehen. Im legteren Falle kann es, wie ein Bildzeichen, wahres 
Freizeichen jein, aljo zur Kennzeichnung von Waren dienen, ohne dieje 
zu benennen (Freiwort); jo 3.8. „Apollo“ für Kerzen; „Rubens“ für 
Bleiftifte 2. Es kann aber auch jein, daß ein Wort vom Verfehr als 
Sachname (freier Warenname) aufgenommen wird, fei es, dab das 
Wort aus jeiner Funktion als Marke zum Sachnamen ſich entwidelt — 
in dieſem alle liegt eine Art von Freizeichenbildung vor — oder daf 
es jchon bei jeiner erften Einführung als Sachname gemeint und ver- 
ftanden war, in welch leßterem Falle das Wort ald „Angabe über die 
Beichaffenheit der Ware” nad) Nr. 1 des $ 4 der Schupäbigfeit ent» 
behrt — jo das Wort „Lanolin“ für gereinigtes Wollfett (PA., PMZBI. 
VI 242; vgl. auch II 242; ferner VI 241, wo ausgejproden, dab das 
Wort „Sacharin” weder TFreizeihen im engeren Sinne, nody freier 
Warenname, noch Beichaffenheitsangabe ift. Anders entichied — auf 
Grund anderen tatjählihen Materials — bezüglid) des Wortes „Lano— 
lin” das PU. in PNZBI. II 171). 

Die Verwendung eines bloß perjönlihen Namens zur Be- 
nennung einer Sache oder eines Syitems von Seite des berechtigten 
Trägers Ddiejes Namens bietet feine Grundlage für die Freizeichen— 
bildung. Anderſeits beweiſt auch die allgemeine Verwendung eines 
Berjonennamens unter Voranftellung des Wortes „Syſtem“ noch nicht, 
daß der Name ohne diejes Wort zur Syitembenennung geworden ift. 
(PA., PM8Bl. V 218.) 

Ein Bild, das zwar im freien Gebrauch ift, d. h. gegen Nach— 
bildung feinen Schuß genießt, bisher aber nicht zur Warenbezeihnung 
verwendet wurde, it nicht Gemeingut zu diefem Zwecke (PA., PMZBI. 
V 45, betr. die im Louvre befindliche Aesktulapftatue). 

b) Die Tjreizeichenqualität jeßt einen gemwilfen Grad der All— 
gemeinheit des Gebrauchs voraus. „Der auf meift altertümlichen 
Objervanzen beruhende Gebrauch gewiljer Zeichen joll zu Gunjten der 
Interejjen einzelner Gewerbetreibenden feine Störung erleiden“ (Motive 
zu $ 10 d. Geſ. vom 30. November 1874. Diefe Worte der Motive dürfen 
übrigens nicht in dem Sinne verftanden werden, als ob nur ein auf 
altertümlichen Objervanzen beruhender Gebrauch ein Zeichen zum Frei— 
zeichen machen könne; vgl. PMZBL. III 102). Der Gebrauch jeitens 
mehrerer Einzelperjonen jteht dem Erwerb des Individualſchutzes noch 
nicht entgegen (PA, PMZBL. II 13, ROSE. II 80, Finger ©. 31d, 
Kent Nr. 97; a. M. Möllenhof in Buſch' Ardhiv 43 ©. 169 ff.). 
Anderjeits ift nicht erforderlich (wie e8 auch kaum vorkommen wird), 
daß alle nur erdenklichen Gemwerbetreibenden eines beftimmten Induftrie» 
zweiges das Yeichen verwenden; genügend zur Freizeihenbildung iſt 
(nad) den Worten des älteren Gejeges) der Gebrauch innerhalb gewiſſer 
Klaſſen von Gemerbetreibenden, oder, anders ausgedrüdt, der Ge— 
brauch innerhalb eines ganzen, vielleiht räumlich be- 
grenzten, immerhin maßgebenden Kreiſes von Gemwerbe- 
treibenden zur Bezeichnung einer beftimmten Art oder 
Gattung von Waren. (Vgl. PMZBI. III 102: Auch ein örtlich be- 
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ihränfter Gebrauch kann zur fyreizeicheneigenjchaft führen. — Um fo 
weniger wird der Begriff des Gemeingebrauchs dadurch ausgeſchloſſen, 
dab an einem einzelnen Orte das Zeichen fein Freizeichen ift, und es 
it unftatthaft, für diefen Ort den Zeichenichug zu erteilen; ebenda 103.) 
Dat jeder Angehörige des betr. Kreiſes ohne Ausnahme das Zeichen 
verwendet, ijt nicht notwendig; auch muß die Zahl der das Zeichen 
benußenden Gewerbetreibenden nicht andauernd eine große jein, nament« 
lih dann nicht, wenn dem betr. Jnduftrieziweig nicht viele Gewerbe- 
treibende angehören; es genügt der Eintritt eines Zuftandes, bei wel- 
chem das Zeichen von den Gewerbetreibenden beliebig und ohne Stennt- 
nis eines Andividualreht3 in Benugßung genommen wird. (PMZBI. 
III 107.) Das Erfordernis des allgemeinen Gebrauchs jcheint bezüglich 
der Breismedaillen, Orden u. dgl. zu fehlen, da nur immer ein- 
zelne wenige Angehörige eine Gewerbszweiges im Beſitz joldyer Aus- 
zeichnungen find, der etwaige Gebrauch jeitens nicht prämiierter Per- 
jonen aber unberüdjichtigt bleiben muß. Es wurde daher mehrfad) 
angenommen, dat Preismedaillen 2c. nicht zu den Freizeichen zu zählen 
jeien. (So u. a. von REStr. 7 ©. 216, Seligjohn ©. 51.) Das Be- 
denfliche diejer Annahme liegt darin, daß durch die Eintragung einer 
PBreismedaille 2c. als Warenzeichen alle anderen Inhaber derjelben Aus- 
zeichnung von dem Gebrauche zur Bezeichnung gleichartiger Waren 
ausgeichlojjen würden. Wenn Seligſohn (N. 12 zu $ 1) dadurd) 
helfen will, daß er dem aus der Eintragung Berechtigten das Aus— 
ichließungsredhyt denjenigen gegenüber, welchen die Medaille ebenfalls 
verliehen wurde, aus dem Grunde verjagt, weil es bei diejen an der 
in $ 14 verlangten Widerrechtlichkeit fehle, jo jegt er ohme weiteres 
voraus, daß die Verleihung einer Medaille ein mit dem Warenzeichen- 
rechte follidierendes Recht hate, wovon aber nad) dem gegenwärtigen 
Stande der Gejepgebung nicht die Rede jein fann. Das oben an- 
geführte Bedenken gegen die Freizeicheneigenſchaft der Preismedaillen 2c. 
Löft fi) wohl durch die Erwägung, daß der Kreis der Erwerber jolcher 
Auszeichnungen fein geichloflener it, daß vielmehr alle Gemerbe- 
treibende mögliche Erwerber find, daß wohl jeder, dem eine Medaille 
verliehen wurde, diejelbe zur Bezeichnung der Ware zum Zwecke ihrer 
Anpreifung verwendet und injoferne der Gebrauch, daß Preismedaillen 
als Warenzeichen benüßt werden, allerdings ein allgemeiner iſt. (Im 
Rejultate übereinftimmend Kohler, Martenihug ©. 184, Landgraf 
©. 21, Kent Nr. 96, Möllenhofa.a.D., Öfterr. Min.Erl. vom 18. April 
1891, PMZBL. II 34.) Ob eine eigentümlicdhe Kombination mehrerer 
Breismedaillen oder jolher mit anderen Elementen ein eintragsfähiges 
Beidyen bildet, ift nach den lit. e (S. 461) entwidelten Grundjägen zu 
enticheiden. 

Der allgemeine Gebraudy muß aufdem Gebiete des Waren- 
verfehrs liegen; der Gebraud eines Wortzeichens in wiflenichaft- 
lichen Werfen oder in PBatentichriften u. dgl. kann dasjelbe nicht zum 
freizeihen machen. (PA, PMZBI. IT 16, V 147, 340 bezüglid) des 
Wortes „Antipyrin“.) Uber die Verwendung des Zeichens muß nicht 
gerade in der Anbringung auf der Ware jelbjt oder deren Verpadung 


456 IV. Geſetz zum Schuß der Warenbezeichnungen. $ 4. 


beftehen; es fommen alle unter $ 12 fallenden Verwendungsarten in 
Betracht (PA., PMZBI. III 230). 

Gemeingebraudy liegt nicht vor, wenn das Zeichen zwar für 
eine Neihe von Waren, aber nur je von einem oder von wenigen be- 
nußt wird (PA, PMZB. V 145). 

Die Verkehrskreiſe, in denen ein Zeichen zum Freizeichen geworden 
ift oder fich als Sonderzeichen erhalten hat, fönnen dem Inlande wie dem 
Auslande angehören. E3 frägt ſich zunächit, wo der Vertrieb der betr. 
Ware vorzugsweije ftattfindet. Wird die Ware in gleicher Weije im Inlande 
twie im Auslande vertrieben, jo ift in erfter Linie die Verfehrsauffafiung 
im Inlande in Betracht zu ziehen, jo daß ein Zeichen, das im Inlande 
nicht ala Freizeichen gilt, eintragsfähig ift, auch wenn es im Auslande die 
Trreizeicheneigenschaft erlangt hat (PA., PMZBL. VI 174 bezüglich des 
Wortzeihens „Viktoria“ für Nähmajchinen), während ein im Auslande 
als Andividualzeichen geltendes, im Inlande im freien Berfehr be- 
findliches Zeichen nicht eintragsfähig iſt. Lebterer Sat erleidet nun 
aber hinfichtlicy derjenigen Zeichen, deren Urjprungsland Defterreich- 
Ungarn it, eine gewiſſe Einjchränfung (ſ. Art. 7 des Ueb. mit diejem 
Staate, unter Ziff. V dieſes Buchs; bezüglich der Zeichen, die in 
einem der Unionsſtaaten ihr Urjprungsland haben, j. Pariſer Ueb. 
Art. 7, a. a. O.). Wenn dagegen der Vertrieb der Ware hauptiäd- 
ih im Auslande ftattfindet, jo entjcheidet die dortige Verfehrsan- 
ihauung, jo daß ein dort im Sonderbeſitz jtehendes Zeichen auch bei 
uns eintragsfähig ift, während dies nicht der Fall ift bei einem Zeichen, 
das dort Freizeichen ift. (RGE. Bd. 24 ©. 74 betr. die öjterreichiichen 
Genjenzeihen; vgl. über den „Senjenjtreit“ den Auffag von Roge, R. 
u. U. V 265; ebenjo Kohler, Markenſchutz ©. 190, derjelbe „Aus dem 
Patent- und Induſtrierecht“ II 30; vgl. ferner RGC. Bd. 3 ©. 74.) 

e) Der Gemeingebrauch muß ein freier fein, d. h. es darf ihm 
gegenüber jich fein Sonderrecht behauptet haben. Hier ift auf die mög- 
lihen Arten der Entftehung eines Freizeihens ein Augenmerk 
zu richten. 

aa) Ein Zeihen fann von jeher im Gemeingebraud 
gewejen jein, ohne daß es jemald von jemand als individuelles 
Beichen betrachtet wurde. An einem joldhen Zeichen fann, jolange die 
Verfehrsanihauung ſich nicht ändert (vgl. lit. fa. E.) ein einzelner durch 
Anmeldung fein Sonderrecht erwerben, jollte auch die nachweisbare 
tatjächliche Verbreitung des Zeichens nur eine verhältnismäßig geringere 
fein (vgl. PA. in PMZBL. II 303, III 103; j. aber auch IV 33). 

bb) Die Frage, ob der allgemeine Gebraud) ein freier ift, erlangt 
Bedeutung erjt dann, wenn jemand den urjprünglidhen Sonder- 
bejit des Zeichens nachzuweiſen vermag. 

a) Von Entwidlung eines freien Gemeingebrauchs kann nun 
dann nicht die Rede fein, wenn das Zeihen im Inlande ſchon 
für eine beftimmte Perſon eingetragen tft; denn ein Gebraud) 
troß Beftehens eines Individualſchutzes ift ein miderrechtlicher (PA. in 
PMZBL II 64, III 102, 104; RGC. Bd. 24 ©. 75). Eine furze Unter- 
brechung des Schußes hat nicht zur Folge, daß die vor ihr liegende 
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Beitdauer unberüdfichtigt bleibt (PA., PMZBI. IV 27). War ein Wort 
Beftandteil eined nad dem früheren Gejeg eingetragenen Zeichens, jo 
erjtredte jich zwar der Schuß nicht auf das Wort als jolches, aber die 
Entwidlung zum Freizeichen (f. lit. 3) war dadurch wejentlich erjchwert 
(PA, PMZB. IV 13). Genieht das Beihen nur im Auslande den 
Individualſchutz, jo ift dadurch allein die Bildung eines Freizeichens 
noch nicht ausgeichlojien (PA., PMZB. II 363, III 105, 250, vgl. RG. 
in GW. 35 ©. 213). Der Regel nad) gibt aber auch die Benugung von 
nur im Ausland geihügten Zeichen fein Recht, fie ericheint vielmehr 
als Mißbrauch, nicht al3 freier Gebrauch, foferne fie auf Täuſchung des 
inländijchen oder ausländifchen Publiftums über den VBerfertiger der 
Ware berechnet ift (NGE. Bd. 24 ©. 75. In ſolchem Falle kommt es 
aljo darauf, ob der Vertrieb der Ware mwejentlich im Inlande oder im 
Auslande ftattfindet, gar nicht an, vgl. oben ©. 456 lit. ba. E.). 

PB) Wenn aud) feine Eintragung erfolgt ift, muß trog mehr oder 
minder allgemeinen Gebrauchs im Zweifel angenommen werden, daf 
das uriprünglich im Sonderbefi befindliche Zeichen nicht zu einem 
Treizeichen geworden ift, jondern feinen urfprünglihen Eharafter 
als Individualzeihen behalten hat (PA., PMZBL. 1 96, vgl. 
RGStr. Bd. 1 ©. 218). Freilich ſetzt Sonderbefiß ohne Ein- 
tragung voraus nicht nur, daß derjenige, welcher das Zeichen ver- 
wendet, den Willen hat, e3 unter Ausichluß aller Konkurrenten zu führen 
(vgl. PA. PMZBL. IIT 183, IV 129), jondern namentlich auch, daß das 
Zeichen als Individualzeichen in beteiligten Verkehrskreiſen gilt; ift e8 zu 
einer joldhen Anerkennung nicht gelangt, bevor es von Konkurrenten all- 
gemein aufgenommen und angewendet wurde, jo iſt es geradejo, als ob es 
von jeher im Gemeingebrauch gewejen wäre. (Vgl. Schmid i. d. Ztichr. 
f. gewerbl. Rechtsich. 1895 ©. 52, 61; vgl. auch PA. in R. u. U. II 106, 
PMBBl. III 163, 248, 261.) Beginnen jchon gleich mehrere die Be- 
nußgung eines Zeichens mit gleihem Recht, jo kann Feiner von ihnen 
ein Sonderrecht dadurch erwerben, daß er die anderen durch Reklame 
zu verdrängen jucht und bei einem, wenn auch großen Teil der Ab- 
nehmer Erfolg hat, jondern nur dadurch, daß er in dem Kampf voll- 
ftändig obfiegt und nach der Anichauung des redlichen Verkehrs allein 
das Feld behauptet. (PMZBI. IV 212 betr. d. WZ. „Boonelamp“.) Bei 
Wortzeihen, zumal bei Warennamen, ift eine ſolche Anerkennung 
jchwerer zu erlangen, weil, jobald eine Ware mit einem bejonders ge» 
wählten Namen in den Verkehr tritt, diefer Name ſich meiftens jehr 
bald allgemein einbürgert (Schmid a. a. O, Rhenius ©. 27 unten). 
Doc iſt es keineswegs ausgeſchloſſen, daß ein Wortzeichen, insbejondere ein 
Warenname, ohne eingetragen zu fein, ald Sonderzeichen ſich erhält; denn 
an und für fi fann ein Zeichen, ſelbſt wenn es den gejeglichen Schuß 
nicht erlangen fann, jehr wohl in beteiligten Verkehrskreiſen als ein 
individuelles gelten (vgl. $ 9 Abi. 2, $ 15, Kohler, Markenſchutz ©. 188, 
PA. in PMZB. 196, RGC. III 81, RER. I 701). Iſt dies der Fall, 
fo muß ein jolches Zeichen troß des Gebrauchs von anderer Seite als 
Sndividualzeichen eingetragen werden (PA. in PMZBI. II 72). Es wird 
zwar von mancher Seite angenommen, daß ein Phantajiewort dann, 
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wenn es fich als die notwendige Bezeichnung der Ware darjtellt, d. h. 
al3 eine Bezeichnung, welche im Verkehr nicht entbehrt werden Tann, 
weil fie das einzige Mittel zur Kennzeichnung der Ware iſt, auch von 
demjenigen, welcher der Ware den Namen gegeben hat, nicht in Allein- 
bejig genommen werden könne, fondern von vornherein ein Freizeichen 
jei (jo von Kent Nr. 115, f. auch die dort zit. ausländ. Lit.). Der 
Praris des PA. entipricht diefe Anſchauung nicht (ſ. z. B. PMZBI. II 15, 
V 147 bezüglich des Warennamens „Antipyrin“). & ift auch nicht zu 
billigen; denn der Umftand, daß jpäter, wenn die Ware — insbejon- 
dere wegen Erlöjchens des bisherigen Patentihuges — in den all- 
gemeinen Verkehr tritt, eine allgemeine Bezeichnung dafür fehlt, joferne 
der urjprüngliche Name nur von demjenigen geführt werden darf, der 
ihn hat eintragen lafien, kann gegenüber der Tatſache, dab bis zur 
Eintragung der Name eben noch nit im Gemeingebraud war, nicht 
entjcheiden. Ueberdauert num in einem ſolchen Falle das aus dem 
Beichenichug erwachſende Vorreht das Recht aus dem etwaigen Patent- 
ihuße oder einem fjonftigen Monopolrechte, jo iſt e8 Sache der Kon- 
furrenz, wie jie die Ware nunmehr unter einem anderen Namen ein- 
zuführen vermag. (Vgl. R. u. U. IS. 68; PA. in der Salvatorenticheid. 
. PWZD. V 340.) Ullerdings kann hiedurch eine Monopolifierung der 
Ware eintreten, die namentlich bei Produkten, welche Heilzweden dienen, 
eine mißliche Wirkung ausüben mag. Häufig find übrigens in jolchen 
Fällen die geichügten Namen nur Schlagworte zu Verkehrszwecken, 
welche für die Ware neben dem eigentlichen, dem technijchen und wiſſen— 
ichaftlihen Namen gewählt find, jo daß letzterer immerhin frei bleibt 
(vgl. PA., PMZBI. IL 15). Ob nicht unter Umftänden ein Warenname 
als Beichaffenheitsangabe erjcheint und deshalb nicht eintragsfähig iſt, 
wird jpäter zu erörtern fein (ſ. N. 3 lit. b, dd). Daß die Entwidlung 
einer individuellen Wortbezeichnung zum freien Warennamen, aljo 
zum Freizeichen, zu einer Zeit, da weder ein Patentſchutz bejteht, nod) 
das Zeichen eingetragen ift, dadurch gefördert wird, daß das Wort von 
vornherein dazu diente, einer beftimmten Ware den Namen zu geben, 
ift nicht zu bezweifeln. (Vgl. PA., PMBl. II 360, IV 129, 131.) 

Für die Frage, ob ein Sonderbefiß an einem Zeichen ohne Ein» 
tragung entjtanden ıft, müſſen nicht bloß die Zuſtände in Deutichland, 
jondern auch die in einem Auslandsftaate, mit welchem in Bezug auf 
die Ware ein lebhafter Gejchäftsverfehr bejteht, herangezogen werben. 
Die Erftbenugung in Deutichland genügt in jolhem Falle nicht (PA, 
PMZBL. IV 212.) 

Steht nun auch feit, daß ein Zeihen urfprünglich im 
Individualbejig geitanden (wofür den Anmelder des Zeichens, 
wenn er nicht der erſte Benuger ift, die Beweislaft trifft, PA., PMZBL 
IV 14), jo ſchließt dies doch nicht aus, dab es mit der Zeit 
ein freizeihen geworden ift; nur im Zweifel, aljo wenn nicht 
die Umstände für das Gegenteil jprechen, ift die Fortdauer des Sonder- 
bejiges anzunehmen. Aufgehört hat diefer nun vor allem dann, wenn 
der Gejchäftsbetrieb, in welchem das Zeichen als individuelles verwendet 
wurde, nicht mehr eriftiert. Aber auch trog Fortbeſtehens des Ge— 
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ſchäftsbetriebes fann ji ein Sonderzeihen in ein Freizeichen 
verwandeln. Dazu ift in erjter Linie erforderlich, daß der Bertehr, 
der das Zeichen als individuelles anerfannt Hat, m dieje Anerkennung 
entzieht, d. 5. daß das Publikum, dejjen Auffaflung bier maßgebend 
ift (während die der Zwijchenhändler im wejentlichen ohne Belang ift, 
BL PMZB. III 249), das Bewußtjein von der Individual» 
eigenihaft des Zei ens verliert. Der Verkehr muß einjtimmig, 
nicht nur in einzelnen Kreijen, über die Individualeigenſchaft ſich hin— 
weggeſetzt haben; I auch nur noch ein Teil des Publifums, der irgend- 
wie in Betracht kommen kann, der Beziehung des Zeichens zu einem 
bejtimmten &ewerbebetrieb fich bewußt, jo ift nicht anzunehmen, daß 
die Entwidlung zum Freizeichen jich vollzogen hat (PA. in PMZBI. 
1 95, betr. das Zeichen „Monopole“; ebenda V 334, betr. das Zeichen 
„Salvator“; anders III "185, betr. das Beichen „Marie“, two auch die 
nicht zu billigende Anficht vertreten wird, das Bewußtjein von dem 
Individualcharakter eines Zeichens jei ſchon dann als verloren anzu— 
jehen, wenn das Publikum, obwohl es weiß, daß das Zeichen eigentlich 
bejtimmt jei, die Waren eines gewiſſen Gewerbebetriebs zu fennzeichnen, 
doc) wegen der ihm befannten vielfältigen Verwendung des Zeichens 
diejes allein nicht mehr für unterjcheidungsfräftig hält; vgl. dazu 
meinen Aufjag in der Deutichen Juriftenzeitung Bd. IV ©. 124 f}.; ferner 
den Artikel von Juftus Beracius, R. u. U. III 237 ff). Hinzulommen muß 
ferner der gute Glaube auf Seite der Konkurrenz, melde das 
Beichen verwendet; darunter ijt zu verjtehen die begründete Leber» 
zeugung, daß der urſprůngůch Sonderberechtigte das Zeichen für ſich 
allein nicht mehr beanſpruche und es der Allgemeinheit preisgebe. Dieſe 
Ueberzeugung kann ſich ſtützen auf eine ausdrückliche Erklärung oder 
ein konkludentes Verhalten des früher Individualberechtigten; als ein 
Berhalten, welches als ſtillſchweigende Genehmigung des Gemein» 
gebrauchs gedeutet werden darf, erſcheint e3, wenn der Beicheninhaber 
troß Kenntnis der Anmaßung jeines Zeichens von jeiten anderer es 
unterläßt, gegen den Gebrauch öffentlich Widerſpruch zu erheben. So— 
lange dagegen der Individualberechtigte bemüht iſt, ſich in dem Sonder— 
beſitz zu erhalten und die Konkurrenz dies weiß, kann trotz vielfachen 
Gebrauchs und obwohl deshalb der Verkehr das Zeichen nicht mehr 
als Sonderzeichen betrachtet, von einem freien Gebrauch und damit 
von einer Entwicklung zum Freizeichen nicht die Rede ſein. (So na- 
mentlic die patentamtl. E. in PMZBI. I 95, wo die Möglichkeit einer 
Depofjedierung des Zeichenberechtigten gegen deſſen deutlich erflärten 
Willen verneint ift; ähnlich, wenn aud) weniger bejtimmt, die E. in 
PM8Bl. II 360 und die Denkjchrift des PA. IL 90; auf das Verhalten 
des Individualberechtigten legen ferner die E. des PU. Bl. II 303, 
III 59, 104, 183, IV 89, 129, 130, 131 mehr oder minder Gewicht. Bal. 
auch) RGC. 24 S. 76, Kent Nr.101, Schmid, Ztichr. f. gewerbl. Rechts- 
ſchutz 1895 ©. 52; Kohler, Aus dem PBatent- u. Induftrierecht II 30, 
welcher — die Möglichkeit einer Ummandlung des Andividualzeichens 
zum Freizeichen trotz Diligenz des Berechtigten nicht ausichließen zu 
wollen jcheint. Völlig abweichend dagegen die E. des PA., betr. die 
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Zeihen „Marie und „Merkur“, PMZBL. III 185 fi., 247 ff., welche 
zu einfeitig die Auffafjung des Rublifums betonen — das doch hinter 
* Intereſſe des Zeicheninhabers zurücktritt, vgl. RGStr. Bd. 29 S. 315 
— und den „guten Glauben“ identifizieren mit dem Bewußtſein, daß 
im Verkehr das Zeichen nicht mehr die Geltung eines Individual— 
zeichens Habe, mithin — genommen das —— des guten 
Glaubens ganz fallen laſſen und damit eine Depoſſedierung des ur— 
jprünglichen Zeicheninhabers gegen deſſen ausgeſprochenen Willen zu- 
laffen. Nicht unbedenflich ift auch die in der Entjcheidung der Be- 
ichwerdeabteilung des PA., betr. das Zeichen „Marie“, BI. III 191 ver- 
tretene Meinung bezüglich der Mittel, durch welche der Individual— 
berechtigte die Annahme eines VBerzichtes auf das Zeichen ausichließen 
fönne; vgl. hierüber und bezüglid; der veränderten Anjchauung des 
Batentamts überhaupt meinen oben zit. Auflaß und Veracius a. a.O. 
Zutreffend ift dagegen, was in PMZBI. IV 130 ausgeiprochen ift, da 
nämlich dann, wenn der Inhaber eines eintragsfähigen Bildzeichens 
diejes nicht angemeldet hat, hierdurch der Verkehr in den guten Glauben 
verjegt werden fonnte, die Benutzung des Bildes veritoße gegen feine 
Sonderberehtigung. — Den urjprüngliden Standpunft nimmt 
das PA. nunmehr wieder ein in der „Salvator“-Entiheidung, PMZUI. 
V 337. Dort iſt mit der Berüdfichtigung der Tatjache, daß der Zeichen- 
inhaber gegen die Mitbenugung des Zeichens ſich gewehrt hat, das 
Erfordernis der Zuftimmung des Zeicheninhabers wiederum zur 
Geltung gebracht; j. Darüber meinen Artikel in R.u. U. V8 ff., insbei. 
©. 11. Bol. übrigens auch PA. in PMZBL. V 41, wo ebenfalls der 
Mangel des guten Glaubens in Zuſammenhang gebracht iſt damit, 
dab der Zeicheninhaber alles getan hatte, was möglich war, um in 
einer wortjchuglojen Zeit die ?sreizeichenentwidlung für jein Zeichen 
hintanzuhalten, wozu im gegebenen alle freilich gelommen it, daß 
das Bewußtiein von dem Individualcharakter des Zeichens erhalten 
blieb. Die Darlegung in der „Geſchäftstätigkeit“ ©. 261 läßt dagegen 
wieder dDurchbliden, daß das PU. der Anficht ift, es könne ein Beiden 
trog aller Bemühungen des Inhabers zum Freizeichen werden, wenn 
dieje gegenüber dem maſſenhaften Mitgebraucd durch andere nichts ge» 
fruchtet haben.) Als Mittel zur Abwehr der Mitbenupung eines Zei— 
chens und damit zur Zeritörung des guten Glaubens der Konkurrenz 
fommen hauptiächlich die Aufforderung, die Mitbenugung zu unterlafien, 
möge fie an die Konfurrenten unmittelbar oder öffentlich ergangen 
jein, und öffentliche Erklärungen an das Bubliftum in Betradht. Bis 
die Nahahmung des Zeichens wirkſam befämpft war, fonnte dem An— 
jpruch auf Alleinbefig des Zeichens auch dadurch bejonderer Nachdruck 
verliehen werden, daß im öffentlichen Ankündigungen auf andere Er- 
fennungszeichen, wie Firma, bildliches Zeichen 2c. hingewieſen wurde 
(PA, PNZB. V 333; vgl. meine zit. Artikel, Jur.dtg. IV 126, R. 
u. U. V 12), 

Liegen die oben bezeichneten Vorausſetzungen für die Ummwand- 
lung eines Sonderzeichens in ein Freizeichen vor, jo können auch 
PBerjonennamen diefer Ummandlung unterliegen (ſ. Kohler, 
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Marfenihug ©. 146 ff., derjelbe in R. u. U. I 38; vgl. aber lit.a, o. 
©. 454). 


d) Der freie Gebraud fann ſich auf eine Mehrheit von ver- 
ihiedenen Waren erftreden oder auf eine beftimmte Warengattung ober 
auch nur auf eine beftimmte Ware bejchränfen. Soweit der freie Ge- 
brauch nicht beiteht, kann das Zeichen Individualfchug erlangen. Dasielbe 
Zeichen kann aljo für eine Ware Freizeichen, für eine andere Ware, 
wenn auch derjelben Art, Sonderzeichen fein; denn die im Berfehr 
entwidelte Gepflogenheit, ein beftimmtes Zeichen zu gebrauchen, kann 
nur in dem Umfange berüdfichtigt werden, in dem fie befteht, und 8 4 
erwähnt — zum Unterichiede von 88 5 u. 12 — Die gleichartigen Waren 
nicht. (Bol. Kohler, Markenſchutz ©. 191, Seligiohn N.5 ©. 54, PU., 
PM8Bl. IV 127, R. u. U. [III 294, 298; vgl. auch PA., PMZBI. V 45, wo 
ausgeiprocden iſt, daß das Zeichen „Aesculap“, wenn es auch etwa für 
Artikel der Gejumdheitspflege Freizeichen ift, dieſe Qualität nicht auch 
für Bigarren, Bigaretten und Tabake befigt, auch wenn bei diejen 
Genußmitteln die Verringerung der Geſundheitsſchädlichkeit erftrebt wird; 
anderjeit3 PA. in PMZBL. VII 176, wo mit Redt angenommen ift, 
ein Freizeichen für Chokolade — „Perle“ — jei wegen der engen Ber- 
wandtichaft beider Waren auch Freizeichen für Kafaopulver; vgl. auch 
Geichäftstätigfeit S. 262, wo auch Fdentität von Seife und Seifenpulver, 
Zigarren und Zigarillos angenommen ift.) Kommt ein Zeichen in ver- 
ſchiedenen Induſtriezweigen vor, jteht es aber in feinem derjelben im allge- 
meinen Gebraud, jo ift es auch fein FFreizeichen (3. B. das Wort „Löwe“, 
Schmidi.d. Ztichr.f.gewerbi. Rechtsich. 1894 ©. 283; PA., PNZBL.V 145.) 

e) Ob das in freiem Gebraud befindlidhe Zeihen mit 
dem zur Eintragung angemeldeten identiih iſt, muß von Fall 
zu Fall geprüft werden (vgl. PA, PMZBI. V 224, wo ausgejprocen 
iſt, daß es immer auf die Geftalt des gegenwärtig vorliegenden Zeichens 
anfommt, nicht auf etwaige nur hiſtoriſch zu erflärende Motive oder 
Benennungen). Abweichungen find nah Maßgabe des $ 20 zu be- 
urteilen. (Ebenfo Seligſohn N.7, Kent Nr. 103, Rhenius N. 4, 
NG. in PMZB. I 280, PU. in PMZBI. II 64, 89, IV 31.) Die gegen- 
teilige Anjicht (von Meves ©. 23, vgl. auch RG. in GA. 39 ©. 315) 
geht von der nicht weiter begründeten Annahme aus, daß der $ 20 
einem Freizeichen gegenüber jeine Wirkung verliere; es darf aber nicht 
überjehen werden, daß über die FFreizeichenqualität nur das Patentamt 
zu entjcheiden dei (1.0. N.1) und daher dieje Qualität gegenüber einem 
eingetragenen Zeichen gar nicht mehr ausgejpielt werden fann; würde 
aljo für eine Perſon ein Zeichen eingetragen, obwohl es einem Frei— 
eihen zum Berwecjeln ähnlich fieht, jo dürfte ein anderer auch das 
——— nicht mehr führen und könnte ſich, wenn er belangt würde, 
nicht darauf berufen, daß in dieſer Geſtalt das Zeichen ein Freizeichen 
ſei. Das PU. hat daher die Eintragung eines Zeichens auch dann zu 
verjagen, wenn troß gewifjer Abweichungen die Gefahr der Verwechſe— 
lung mit einem reizeichen bejteht. 

das Zeichen ein figürliches, jo teilt das entiprechende 
Wort mit ihm die Freizeicheneigenſchaft Khenius N.4; PA, PMBBl. 
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V1 249). Im umgefehrten Falle wird zu prüfen jein, ob ſich mit dem 
Bilde, welches jemand als Andividualzeichen anmeldet, die Vorftellung 
von dem Freiworte notwendig verbindet oder ob wenigjtens eine ſolche 
Ideenverbindung naheliegt; ift dies nicht der Fall, dann ift das Bild 
eintragsfähig. Worte verlieren auch dadurd, daß jie im eine andere 
im Verkehr mit dem Auslande in Betracht fommende Sprache über- 
jeßt werden (3.8. dad Wort „Kaiſerbier“ in cerveza Imperial, PMZU. 
11 359), nicht unbedingt den Charakter des Freizeichens; doch muß das 
Wort ein folches fein, welches durch Die Ueberjegung nicht feine Eigen- 
tümlichfeit, 3. B. ald Eigenname, verliert und es darf die Zugehörig- 
feit zu einer beftimmten Sprache nicht gerade das cdharafteriftiiche Mert- 
mal des Zeichens bilden (vgl. PA. PMZB. II 302, wo das Wort 
Carthäuser nicht für identifch mit Chartreuse erachtet wurde; PMZBI. 
V 87, wo für den all, daß die Worte „Dermophile“ und „Philo- 
dermine“ Tsreizeichen find, angenommen ift, daß dieſe Eigenſchaft damit 
noch nicht auch dem Worte "autfreund“ zufomme). 

Der häufige Gebrauch eines Zeichenmotivs ift an fich nicht 
ausreichend, um alle Einzelgeftaltungen des Motivs als Freizeichen er- 
jcheinen zu laſſen (3.8. das Bild eines Mädchens, Abbildungen von 
Städten, Landichaften, insbejondere Phantafielandichaften, von öffent» 
lihen Gebäuden, Dentmälern 2c., PA. PMZBL. II ©. 65, R. u. U. II 
219). Es fann aber im Einzelfalle der Verkehr ein Motiv ohne Rüd- 
jfiht auf die Ausführung nicht mehr al3 individuelles Kennzeichen an- 
jehen, jo dab das Motiv Frreizeichen geworden ift. (OLG. Hamm, 
PMZBL. IX 105, betr. dad Motiv: Jäger mit Büchſe und Hund im 
Tabakhandel.) 

Ein Freizeichen kann in Verbindung mit anderen, figura— 
tiven oder ſprachlichen Elementen als Beſtandteil eines 
Warenzeichens benützt werden. Weſentlich iſt dabei, daß das Ganze 
(das Kombinationszeichen) einen eigenartigen Geſamteindruck macht (PA., 
PMZB. II 68, betr. Verbindung mit einem Buchſtaben; RG. Bolze 
XVIII 111 und in d. Ztichr. für gewerbl. Rechtsſch. 1894 ©. 137, betr. 
den Fall der Zujammenftellung zweier Zeichen, die für völlig verſchie— 
dene Anmwendungsgebiete einzeln als Freizeichen benüßt werden, zu 
einem neuen Sejamtzeichen; ſ. auch RGC. III 69 ff, ROHG. 24 ©. 292, 
RGS:Str. 7 S. 214, Kombination mehrerer Preismedaillen). Die bloße 
Vervielfältigung eines figürlichen Freizeichens ergibt noch Fein ſchutz— 
fähiges Gejamtzeihen (PA., PMZBI. III 57: Verwendung von drei 
Kronen für Tuch, wofür die Krone Freizeichen iſt). Ebenjomwenig die 
Hinzufügung einer einfachen Umrandung oder eines ähnlichen un- 
wejentlichen Beiwerks (a.a. DO. ©. 213). Wird lediglich der Name oder 
die Firma des Anmelder mit dem Freizeichen verbunden, jo fommt 
e3 gleichfalls darauf an, ob dadurd das Gejamtbild im Vergleich zu 
dem Freizeichen ein anderes und eigentümliches wird; trifft dieſe Boraus- 
jegung nicht zu, jo macht die Beifügung des Namens oder der Firma 
das in zu feinem jchußfähigen Zeichen (PA., PMZBI. II 139, 
wo die Verbindung der Firma mit dem roten Kreuz als Zeichen für 
Medizinalrotwein Pr nicht eintragsfähig erklärt ift; da. III 134). Stellt 
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die Kombination mit einem Freizeichen ein jchußfähiges Zeichen dar, 
jo kann doch aus der Eintragung des Zeichens nicht das Recht ab- 
geleitet werden, den Gebrauch des Freizeichens allein zu verbieten. 
ft) Welcher Zeitpuntt entjcheidet für die Freizeichen- 
qualität? Wenn es im Gef. vom 30. November 1874 hieß: „bisher 
im freien Gebrauch“, jo war damit gemeint, bis zum Inkrafttreten 
diejes Gejeßes, jo dak von da an — d.i. vom 1. Mai 1875 an — 
unter der Herrichaft des früheren Geſetzes ſich fein Freizeichen mehr 
bilden konnte (vgl. RGStr. Bd.7 ©.217, GA. Bd. 35 ©.215). Daraus 
entnimmt Meves (EU. 43 ©. 5) aud) für das geltende Recht den Satz, 
daß unter einem Freizeichen nur dasjenige Zeichen verftanden werden 
fünne, welches vor dem 1. Mai 1875 im freien Gemeingebraud war; 
nur bezüglich derjenigen Zeichen, welche nad) dem früheren Gejeg nicht 
eingetragen werden fonnten, wie Wortzeichen, nimmt er an, daß Die 
Freizeichenbildung bis zum Inkrafttreten des gegenwärtiges Geſetzes — 
1. DOftober 1894 — möglid war; jeitdem joll jich ein Freizeichen nicht 
mehr bilden fönnen. Allein für eine jolche Einſchränkung gibt unjer 
Gejeß keinen Anhalt, und wenn aud im wejentlichen der Begriff des 
Freizeichens aus dem früheren Gejeß übernommen ift, jo gilt das 
Gleiche doch nicht von dem Zeitpunfte, in welchem diejer Begriff nad 
der Intention des Geſetzes vorliegen muß. Indem 8 4 bejtimmt, die 
Eintragung von Freizeichen jei zu verjagen, läßt er feiner anderen 
Auffafjung Raum, als der, welche den Zeitpunkt der Anmeldung 
entjcheiden läßt; denn die Anmeldung verjebt das PU. in die Lage, 
das Zeichen auf jeine Eintragsfähigfeit zu prüfen und es hätte un: 
bedingt einer bejonderen Erwähnung im Gejege bedurft, wenn ein an- 
derer Zeitpunft, namentlich der des nfrafttretens des durch das neue 
Gejeg verdrängten älteren Geſetzes maßgebend jein jollte, wofür auch 
innere Gründe in feiner Weije jprechen. (Uebereinjtimmend Kent Nr. 99 
u. 106; RheniusN.5, Landgraf ©. 19, Finger ©. 30 lit.a, PA., 
PMZBL. II 64, III 185.) War aljo ein Zeichen in einem älteren Zeichen- 
regifter eingetragen und joll es in die Zeichenrolle übertragen werden, 
fo ift zu prüfen, ob e3 zur Zeit der früheren Anmeldung ein Freie 
zeichen war, weil ed nach der Eintragung ein jolches nicht mehr werden 
fonnte (ſ. o. c, bb, « ©.456; PA. PMZBL. II 64, 302). Der Zeitpunkt 
der Anmeldung ift aber auch injofern entjicheidend, ald ein Zeichen, 
welches früher Freizeichen war, aber zur Zeit der Anmeldung Dieje 
Eigenjchaft verloren hat, Jndividualihug erlangen fann (Meves a. a. O. 
S. 11). Eine jolhe Rüdbildung eines Freizeihens zum In— 
dDividualzeihen kann jich aber nur dadurch vollziehen, daß jeitens 
aller übrigen Benuger des Zeichens die fernere Verwendung desjelben 
eingeftellt und im Publikum das Zeichen ald Sonderzeichen des einen 
Gemwerbetreibenden anerlannt worden ijt (PA., PNZBI. III 57, VII 301). 
Bei Sakhy-(Waren-)Namen ift außerdem erforderlich, dat das Wort dieje 
Eigenjchaft verliert und der Verkehr ein anderes Wort als übliche Sad)- 
benennung aufnimmt (ebenda VI 243). 
11. Die frage, ob ein angemeldete3 Zeichen ein Frei— 
zeihen fei, hat das Patentamt (endgültig, ſ. N. 1) von Fall zu Fall 
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u prüfen. Je nad Lage der Sache holt ed Gutachten von Sachver— 
händigen ein; unter Umftänden ift die Einvernahme von Zeugen (mit- 
tel3 Erjucheng der Amtsgerichte), die Nachfrage bei Behörden, Handels- 
fammern, Berufsgenofjenichaften und Fachvereinen zur Klärung der 
Frage erforderlich; in diejer Beziehung ift dem PU. völlig freie Hand 
gelajfen (Motive ©. 12). Bon jolden Ermittelungen kann namentlich 
dann abgejehen werden, wenn der Anmeldende jelbjt die Freizeichen— 
eigenjchaft anerkennt (PU, PMZBL. II 183), oder wenn Notorietät 
vorliegt (wie 3. B. bei Hammer und Schlägel für Waren der Montan- 
induftrie, beim Bild des Bodes für Bier ꝛc.). Zur Erklärung wird, 
jobald ein Anlaß zur Prüfung eines angemeldeten Zeichens in der 
Richtung auf eine etwaige Freizeichenqualität fich ergibt, dem Anmelder 
vom PA. jedesmal Gelegenheit gegeben; es jteht ihm dann frei, dem 
PU. Material zur Verfügung zu ftellen, welches geeignet ift, die Schuß- 
fähigkeit des Zeichens darzutun. ft ein Beweisverfahren durchgeführt, 
jo erhält der Anmelder Gelegenheit, das Bemweismaterial einzujehen 
und jeine Einwendungen dagegen vorzubringen. (Denkichrift des PA. 
vom 31. Januar 1896, PMZBL. 1189, woſelbſt auch berichtet ift, daß 
jhon vor dem Inkrafttreten des neuen Geſetzes bei den deutſchen Han- 
delsfammern und bei einer größeren Zahl von faufmänntichen und 
gewerblichen Vereinen, im ganzen bei mehr als 200 Bereinigungen, 
Umfrage gehalten und auf Grund der erhaltenen Mitteilungen bejon- 
dere nach Klaffen und Unterflajjen geordnete Freizeichenakten angelegt 
wurden, welche den Ausgangspunkt für die FFreizeichenprüfung bilden; 
ferner, daß die rechtskräftig feitgeftellten Zeichen vom PA. im Waren- 
zeichenblatt veröffentlicht werden.) 


Nr. 1. 


3. Warenzeichen, welche ausjhlieglih in Zahlen, Buchftaben 2c. 
beſtehen. Das Gejeb vom 30. November 1874 ſchloß abgejehen von 
Zahlen und Buchſtaben aud; Worte allgemein vom Beichenichug aus 
und es war der Gejeßgeber hierbei von dem Gedanken geleitet, da 
durch Zulafjung rein jprachlicher Marken der allgemeine Verkehr in 
dem Gebrauche jpradhlicher Elemente verfürzt würde (Kohler, Marken— 
ſchutz S. 196). Nach dem gegenwärtigen Gejege find nur Worte, welche 
in begrifflicher Beziehung zu der Ware ftehen, nicht eintragsfähig. 
Hierdurch ergibt ſich eine wichtige Unterjcheidung. 

a) Unbedingt ift die Gintragung zu verjagen für Waren- 
zeichen, welche ausichließlich in Zahlen oder Buchſtaben beſtehen. 
Zahlen und Buchſtaben jtellen Zeichen dar, welche ihrer Beſtimmung 
nach dem allgemeinen Gebrauch zu Gunften einzelner Gejchäftsunter- 
nehmer auch in bejchränftem Umfange nicht entzogen werden dürfen 
(Motive ©. 12). Aus diefer Begründung des Ausichluffes muß zu— 
nächjt entnommen werden, daß die Buchſtaben aller lebenden 
Spracden des Zeichenichyußes nicht teilhaftig werden fünnen, weil Der 
Handelsverfehr alle Yänder der Erde umfafien fann und es nit an- 
geht, dem Handeltreibenden irgend eines Volkes die Möglichkeit, zur 
Bezeichnung jeiner Waren Elemente der heimijchen Sprache zu verwen- 
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den, zu entziehen. Die Faſſung des Gejepes ift aber eine jo allgemeine, 
daß es wohl auch nicht angeht, die Buchſtaben der toten Spraden 
(3. B. der griechiichen, hebräischen 2c.) auszunehmen; vielmehr jind auch 
dieje nicht eintragstähig. (Ebenjo Seligjohn N.I, Meves ©. 28, 
dinger ©. 35; abweichend Landgraf N.6, Stodheim ©. 15; vgl. 
auch die bei Beratung des Gej. vom 30. November 1874 im Reichstag 
vertretene abweichende Auffajjung, jten. Ber. 1874/75 I ©. 34, 84.) Nur 
muß die Beftimmung auf jolche Zeichen beichränft werden, welche wirk— 
lih im Berfehr als Buchſtaben angejehen werden; Zeichen dagegen, 
weiche zwar an jich die Bedeutung haben, einen Spradlaut in der 
Schrift darzuitellen, jedoch zu Ddiefem Zwede im Warenverfehr oder 
überhaupt nicht verwendet werden, find von der Eintragung nicht aus- 
geſchloſſen; jo z.B. Hieroglyphen, Runen, Sprachzeichen gänzlich außerhalb 
des Handelsverfehrs liegender wilder Stämme u. dgl. (Vgl. Kent Nr. 108). 

Bahlen — nicht bloß Ziffern (arabiiche wie römijche) find von 
der Eintragung zurüdzumeijen; aljo auch die in Worten gejchriebenen 
Zahlen (die Zahlwörter). Wenn Rhenius (N. 9) meint, jolche jeien 
nur als Beichaffenheit3- oder Mengenangaben abzulehnen, jo ijt ihm 
entgegenzuhalten, daß die Angabe einer Zahl zur Ware nicht notwendig 
in näherer Beziehung ftehen muß, vielmehr ein Gewerbetreibender will- 
fürlih 3. B. die Zahl „tausend“ als Zeichen für eine Ware wählen 
fönnte, daß es aber unmöglich angehen fann, durch Eintragung diejer 
Zahl andere von deren Gebraucd auszuschließen. (Uebereinjtimmend 
Seligiohn N. 10; a. M. aud PA, PMZBL. VIII 26, welches die 
Segenüberftellung von „Zahlen“ und „Wörter“ zu viel betont.) 

Der Zeichenſchutz verjagt nicht nur dann, wenn das Zeichen 
ausschließlich aus einer Zahl oder mehreren Zahlen oder aus einem 
oder mehreren Buchftaben befteht, jondern audy dann, wenn es durch 
eine Kombination diejer jprachlihen Darftellungen gebildet wird, außer— 
dem aber feinerlei figürliches Element oder nicht wenigſtens ein ein- 
tragsfähiges Wort (ſ. lit. b) enthält. Es fann aljo z. B. weder für die 
Zahl IX, noch für die Kombination IX. B., noc für Ddieje leßtere in 
Berbindung mit den Worten „garantiert echt” u. dgl. der Schuß erlangt 
werden. Auch ein ganz unbedeutendes figürliches Zeichen, das den 
Bahlen oder Buchftaben beigefügt ift und meben diejen gar nicht in 
die Augen fällt, wie 3.8. eine der üblichen Umrahmungen und Rand— 
verzierungen, ein Punkt, eine einfache Linie 2c., genügt nicht, um das 
Sejamtwarenzeichen zu einem jchußfähigen zu machen. (RGE. Bd. 10 
©. 56; PA. in R. u. U. 1 287; PMZBL. 11171, 172, 186, 311.) 

Anderjeits darf auch nicht überfehen werden, daß nur den aus— 
ſchließlich aus Zahlen, Buchſtaben ꝛc. bejtehenden Zeichen der Schuß 
verjagt ift, während die Aufnahme folher Elemente in ein jog. Kom— 
binationszeichen dem Gejeke nicht widerjtrebt. Von einem Kom— 
binationszeihen kann aber nur da die Rede jein, wo das eine Element 
nicht derart ummejentlih ift, daß es gegenüber dem anderen völlig 
zurüctritt, wo vielmehr durch die Verbindung ein eigenartiger Ein- 
drud auf den Beſchauer erzielt wird, aljo ein Gejamtbild entjteht, wel— 
ches von der Einzelerjcheinung der eintragsunfähigen Elemente merklich, 
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abweicht. Ob dies der Fall, ift eine Frage wejentlich tatjächlicher Natur; 
insbejondere kann die Verbindung von Buchſtaben oder Zahlen mit 
einer fie umgebenden Einjaffung oder Verzierung dann genügen, wenn 
diefe Verzierung 2c. neben den Buchſtaben ꝛc. nicht als eine indifferente 
Umgrenzung anzujehen ift (RGStr. 6 ©. 28, vgl. aud) 7 ©. 217, ROHG. 
20 ©. 353, 21 ©. 410; RG. in PMZBI. 1280). Wie die Verbindung 
anzuordnnen ijt, darüber bejteht feine Borjchrift; es ift jede Art und 
Weiſe der Anordnung ftatthaft, welche nicht erfennbar eine Zujammen- 
gehörigkeit der einzelnen Elemente verneint, jollte au die Verbindung 
nur eine [oje jein (RStrBd. Bd. 20 ©. 79). 

Zahlen und Buchjtaben jind ald Warenzeichen nur injomweit nicht 
zugelafjen, als fie in der gewöhnlichen Form erjcheinen, vermöge wel- 
cher jie im Verkehr nur eben ald Zahlen oder Buchſtaben gelten. So— 
bald dagegen dieje Eigenichaft zurüdtritt, indem mehrere Zahlen oder 
Buchftaben in einer Weije zufammengejegt find, daß ſich eine figür- 
lihe Darftellung ergibt, welche als jolcdhe dem Beichauer ind Auge 
fällt, jo daß er die einzelnen Elemente erft bei genauerer Befichtigung 
wahrnimmt und lediglich als Beftandteile des Gejamtbildes betrachtet, 
dann liegt ein eintragsfähiges Zeichen vor (Schmid ©. 75, Selig- 
john N. 15; das Patentamt hat u.a. auch das aus vier F eigenartig 
zulammengejtellte Turnerzeichen als Warenzeichen zugelaflen; j. Waren- 
zeichenblatt 1895 ©. 251; in der Hauptiache zuftimmend aud RG. in 
HA. 35 ©. 213, Meves ©. 27, Kent Nr. 112, legterer jedoch mit er— 
hebliher Einſchränkung; a. M. Finger ©. 35). 

b) &3 ijt ferner zu verfagen die Eintragung von Waren- 
zeichen, weldhe ausſchließlich in ſolchen Wörtern bejteben, 
die Angaben über Art, Zeit und Ort der Herftellung, über die Be: 
ſchaffenheit, Beitimmung, Preis, Mengen: oder Gewidhtäverhältnifie 
der Ware enthalten — jog. dejfriptive Worte, Wie oben bemerkt, 
waren nad) dem älteren Gejege die ausjchlieflic aus Wörtern beftehen- 
den Zeichen ausnahmslos vom Schuße ausgeichloffen. Es wurde aber 
als Bedürfnis empfunden, Wörter, insbejondere einzelne Schlagwörter 
für Waren, welche ihre Entjtehung neuen Erfindungen verdanten, als 
Individualzeichen zuzulafien (vgl. Motive ©. 12). Dem Beitreben, 
einerjeit3 diefem Bedürfnifje Rechnung zu tragen, anderjeit3 zu ver- 
hindern, daß auch ſolche Worte dem allgemeinen Sprachſchatze entzogen 
werden, deren fich der Berkehr zur Beichreibung einer Ware bedient 
und die in diejer ihrer Zwedbeitimmung unerjeglich jind, verdankt die 
vorliegende Gejegesporjchrift ihre Entftehung (vgl. Mot. a. a. O.). Es 
jind aljo nunmehr alle Wörter eintragsfähig, die nit unter 
obige Ausnahme fallen. Daß ein Wort den Schuß ſowohl in der 
etwa gewählten bejonderen Darjtellungsform (als Bild) als aud 
namentlih nad jeinem Klang- oder Lautwerte (gewiſſermaßen 
als Name der Ware) erlangen fann, wurde jchon früher hervorgehoben 
(ſ. N. 5 lit. b, bb zu $1,N.3c zu 82,0. ©. 437 u. 447). Wie einzelne 
Worte ſchutzfähig And, jo iſt es auch ein aus mehreren Wörtern, einem 
Satze oder mehreren Sägen bejtehendes Zeichen; nur muß der Charakter 
des Warenzeichens überhaupt noch gewahrt fein (ſ. N. 5 lit. a zu $ 1). 


Deſkriptive Wörter. Eintragsfähige Wortzeichen. 467 


Die eintragsfähigen Wortzeihen Fönnen entweder ganz 
frei erfunden ſein — eigentliche Phantajfiewörter — oder jie können 
zwar dem allgemeinen Sprachſchatze angehören, dürfen dann aber zu 
der konkreten Ware (oder zu einer gleihartigen Ware) und ihren Be- 
jonderheiten in feiner Beziehung ftehen, welche nach dem Sprachgebrauch 
durch den Begriff des Wortes fich ergibt; 3. B. Spatenbräu, Erosfeder, 
Vojeidonlampe, Seife mit der Eule (PMZB. 1234), Hunyadi Janos 
(ebenda III 110, vgl. Motive a. a. O.). Wörter der zweiten Art werden, 
weil willfürlich gewählt, auch Phantafiewörter im weiteren Sinne ge- 
nannt (vgl. Kent Nr. 114, Freund ©. 318). Daß ein Wort völlig 
frei, ohne Verwendung von Wortſtämmen des allgemeinen Spradichates 
gebildet und als Zeichen angemeldet wird, ift jelten; meiftens werden 
vorhandene Wortitämme benußt. So verwendet man mit orliebe 
Worte der Haffiihen Sprachen dazu, um durch willfürliche Anfügung 
von Silben, wie ol, in, id, on u. dgl. neue Worte zu bilden (Beijpiel 
das Wort Ariftol, vgl. PMZBI. I 307). Die jo benügten Wortftämme 
find nicht jelten ſolche von dejfriptiven Wörtern (jo ift in dem eben 
erwähnten Beijpiele das griechische Adjektivum «pıoros zu Grunde ge- 
legt, welches an fich allerdings eine Angabe über die Beichaffenheit der 
Ware enthält). Allein die dejkriptive Bedeutung des Stammwortes 
tritt in ſolchen Wortbildungen gegenüber der Neuheit und Eigenart 
des Ausdruds gänzlich zurüd, jo daß man es mit einem Phantafie- 
worte zu tun hat. Ym übrigen fommt es vielfach vor und entipricht 
es den Bedürfnifjen des Verkehrs, bei Bildung neuer Schlagwörter für 
BZeichenzwede ſich an vorhandene Begriffe anzulehnen, aud ohne da 
diefe in der Form des meugebildeten Wortes verichwinden. Worte, 
die auf ſolche Weije entjtehen, find, wie das Patentamt fich geäußert 
hat (PM8Bl. I 306), meift mundgerechter al3 völlig willfürlihe Neu- 
bildungen, d.h. fie prägen fich den Konfumenten leichter ein und ſind 
deshalb bejonders geeignet, die Ware zu individualifieren. Was von 
deitriptivem Charakter in folchen Worten ftedt, das find nicht An— 
gaben über die Ware und ihre Bejonderheiten, wie ſolche im all» 
gemeinen Sprachgebrauch Berwendung finden, es find lediglich der 
Phantafie Spielraum gewährende Andeutungen, Anjpielungen 
auf die Natur und die Beitimmung der Ware; foldhe Worte fallen 
Daher nicht unter die Bejtimmung des $4'. (Bgl. Kohler in R. u. U. 
II 8; das Patentamt hat aljo mit Recht Worte wie Antipyrin für 
Arzneimittel gegen Fieber, Dentalin für Zahnpulver, Sacharin für 
einen Süßſtoff — anders entichied das Öfterr. Handelsmin., ſ. PMZBI. 
III 85 —, Granulin für Nsphaltwaren, Malton für weinartige Ge- 
tränfe 2c. zugelaffen, j. PMZBL. II 14, 306, 70, 141, IV 156; vgl. auch 
Das Sutadten von Meili betr. Antipyrin, R. u. U. I 229 ff., insbeſ. 
©. 234; a. M. Freund ©. 308.) 

Blofe Anipielungen auf die Natur und Beltimmung der 
Ware, niht Angaben hierüber enthalten auch ſolche völlig nad 
den Regeln der Sprade gebildete Worte, welcher nur in ſym— 
bolijher Beziehung zur Kare jtehen; wie 3. B. „Eisvogel“ für 
Schlittſchuhe, „Menichenfreund“ für Magenbitter, „La olor“ für Zi» 
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garren, „Zodeg-Klub“ für Parfuns, „Zunggejellenfreund“ für meda- 
niiche Knöpfe, „Mohr“ für Stiefelwichje 2c. 2c. (Zeitichr. f. Induſtrie— 
ihuß 1892 ©. 30); „Wetherblume* oder „Feenhauch“ für Parfüm, 
„Sottestroft“ für Fiebermittel, „vanitas vanitatum“ für einen leichten 
Basichleier (Kohler a.a.D. ©. 9), „Sanitas“ für Lafrigen, „Provi- 
dentia“ für Regenſchirme oder Ueberjhuhe, „Ruhrperle“, „Rheingold“ 
u. dgl. für Weine (PMZBI. 1310, II 14, „Manna“, „Ambrojia” für 
ein Nahrungsmittel; ferner Kombinationen von Worten zu Sprücden 
wie „Tandem bona causa triumphat” ald Warenzeichen für Schuh— 
waren, „Allen zu gefallen ift unmöglich“ für Spirituojen (Warenzeichen- 
blatt 1895 ©. 1328, 1369), „Du ahnſt es nicht”, „Hab mich lieb“ u. a. 
dgl. für Lilör (R. u. U. III 112). Bei der Wahl folder Worte jpielt 
nicht jelten der Ziwed, mit der Kennzeichnung der Ware eine Empfehlung 
derjelben, eine Reklame zu verbinden, eine Rolle (Kohler a.a.D., 
Rhenius ©. 33); aber die Bedeutung oder Eigenſchaft einer Ware, 
um deren Hervorhebung es ſich handelt, findet ji in dem Worte nicht 
in der Weije ausgedrüdt, wie es das Wort ausdrüden würde, Das ın 
der einheimiichen oder in einer fremden Spradye dazu bejtimmt ift; fie 
wird nur mit Hilfe der Phantafie, auf dem Wege einer Fdeenverbin- 
dung erfannt und tritt daher auch durchaus nicht mit der Deutlichkeit 
und Sicherheit daraus hervor, dab nicht aud an eine Ware völlig 
anderer Art dabei gedacht werden könnte. Zuläſſig jind endlich jolche 
allgemein gebräudliche Wörter, bei welchen jegliche Beziehung 
zu derjenigen Art von Ware fehlt, für welche fie angemeldet werden, 
wenn auch vielleicht eine noch jo nahe Beziehung zu einer anderen 
Warenart beftünde; z. B. Telephon für Zigarren (vgl. R. u. U. II 325), 
Elektrie für Mehl (PMZB. 1 324), Piano für Erienhämmer, Glanz 
für Stiefelfnechte u. dgl. Hierher gehören auch Phantaſie-Orts— 
bezeihnungen, d.h. Namen von Ländern, Gegenden, Orten ꝛc. bei 
welchen man jofort erkennt, daß fie nicht die Herkunft der Ware an- 
geben jollen, jondern rein willfürlich gewählt find, wie Orinofo-Jagd- 
fanajter für Tabaf (PMZBL. II 16), India für chemifche Fabritartitel 
(ebenda 1 3101, Germania für Kafao (ebenda II 172); oder etwa Süd- 
pol für Stahlfedern, Montblanc für eine neue Art von Glühlampe, 
Ktilimandicharo für Sportshemden, Orient für Briefpapier ıc. 

Ob ein Wort eine nah $ 4! unzuläjjige Angabe enthält, 
enticheidet fich rein objektiv, nicht nach der Bedeutung, welche der Anmelder 
dem Worte beilegt (PA., PMZBI. II 14, 185,290; im legteren Falle hatte 
der Anmelder des Wortes „Brodenjeife” ohne Erfolg geltend gemacht, 
das Wort „Broden“ bedeute hier nicht „Stück“, fondern jei von dem 
Berge „der Broden“ genommen. Ebenjo PMZB. III 193 betr. das 
Wort „Scheibenzwirn“). Auszugehen ift von der über die Wortbedeu- 
tung im Berfehr, insbejondere in den Streifen der Konjumenten der 
Ware herrſchenden Auffaſſung. Ob die Bezeihnung aud im wiſſen— 
Ihaftlihen Sinne zutreffend ift, darauf kommt es nit an. (FU, 
PMBBl. 1305: unzuläjfig die Eintragung des Wortes „Nabelihluß“ 
für Bruchband zum Verſchließen von Nabelbrücen, ebenda ©. 307 
gleiche Entſcheidung bezüglich des Wortes „Glühſtoff“ für Holztohlen- 
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brifett3.) Unerheblich ift ferner, daß der Anmelder das Wort oder eine 
beitimmte Kombination von Worten zuerft in den Verkehr eingeführt 
hat (PMZB. II 72 betr. das Wort Bodega für Süßwein); find ins- 
bejondere befannte Worte zujammengeftellt und geſchah dies nad) den 
üblihen Spracdhregeln, jo ftehen derartige Zufammenjtellungen, troßdem 
fie der Anmelder zuerjt gebraucht hat, unter der gleichen Regel, wie 
Einzelmwörter; jie jind aljo, wenn dejfriptiv, nicht eintragsfähig. (PA., 
ebenda 1305 „vino da pasto“; 11312 „Gasglühlicht” ; II 364 „Seifen- 
ſalmiak“ für ein Wafchmittel; IV 27 „Schließzwang” für gewiſſe Tür- 
verichlüffe; IV 133 „Vollbrot“ für Badwaren) Daß dad Wort die 
Eigenichaften der Ware, für welche e8 angemeldet ift, genau wiedergebe, 
it nicht erforderlih, um eine Beziehung zu diefer Ware anzunehmen. 
Es genügt, wenn eine Ware gleiher Art mit dem Worte charaf- 
terifiert it (PA, PMZBL. 1232, 235: „Piano-Orcheftrion“ für jelbft- 
jpielende Muſikwerke; „Argentin“ für Britannia- und Binnmwaren). 
Häufig kann eine Bezeihnung nur in Verbindung mit dem zu bezeich- 
nenden Gegenjtande richtig Beurteift werden; es ift nicht notwendig, 
dat das Wort immer jchon für ſich allein, Tosgelöft von der Ware, 
dejfriptive Bedeutung hat (PMEZBL. IV 92 betr. das Wort „Omnicolor“ 
für einen Farbftoff). Ein Wort ift auch dann nicht eintragsfähig, wenn 
es jelbjt zwar zur Ware in feiner Beziehung fteht, einem dejfriptiven 
Worte aber derart ähnlich ift, daß die Gefahr der Verwechjelung beiteht. 
(Bgl. 8 20. Das PA. hat daher das Wort Argentin auch deshalb 
für nicht eintragsfähig erflärt, weil es mit Argentan (Neufilber) ver- 
wechjelt werden fann, j. a.a.D.; S. ferner PA. PMZBI. I 271: das 
Wort Plendid unzuläffig, weil es wie Splendid Flingt; vgl. auch ebenda 
II 141, wo in concreto die Verwechjelungsgefahr bezüglicdy des Wortes 
Granulin gegenüber Granulit verneint ift.) 

Bon den Worten, melde bloß in ſymboliſcher Beziehung zur 
Ware ftehen (ſ. S. 467 u.) find wohl zu unterjcheiden ſolche Worte, 
welche zwar nicht direft die Eigenichaften der Ware angeben, nicht die 
landläufige und notwendige Bezeihnung dafür daritellen, jondern eben- 
falls die Phantafie zu Hilfe nehmen, diefer aber feinen Spielraum 
laſſen, vielmehr diefelbe jpeziell und unzweifelhaft nach einer ganz be- 
ftimmten Seite lenten, darum Angaben über die Ware enthalten 
und jomit nicht eintragsfähig find; denn unjer Recht ſchließt nicht bloß 
die zur Beichreibung einer Ware unbedingt notwendige, jondern 
auch die dazu unmittelbar geeigneten Wörter vom Schuße aus. (Die 
oben ©. 466 angeführten Motive zum Gejeg möchten die gegenteilige 
Annahme nahe legen, weil dort nur von Worten die Rede, die zur 
Beichreibung der Ware unerjeglich find. Allein diejer Gedanfe hat im 
Geſetz, das allgemein Wörter ausichließt, welche über die Ware gewiſſe 
Angaben enthalten, feinen Ausdrud gefunden; vgl. Rhenius 
N. 10; vgl. dagegen über das franzöfifche Recht Meili, R. u. U. I 234.) 
Unzuläffige Wortzeichen find aljo 3. B. „Bainfiller“ oder „Painerpeller“ 
für ein Schmerzvertreibungsmittel, „Inſektentod“ für ein Inſektenpulver, 
„Huftenheil* für Mittel gegen Heijerkeit (PMZBI. I 233), „Regiftrator“ 
für Einrihtungen zum Ordnen von Briefen (Zeitichr. f. gew. Rechtsſch. 
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1895 ©. 17 — anders dad PA., PMZBL. III 59, wo aber dad Wort 
für einen freien Warennamen erklärt ift); „Zephirſammet“ für be» 
jonders weichen Sammet (PA., PMZBIL. II 69), „Korkftein“ für leichte, 
ichlecht leitende Materialien (ebenda), „Kriftallbier“ für befonders klares 
Bier (daj. ©. 66), „Goldkorn“ für Branntwein (daf. IV 92). Allerdings 
wird die Grenze zwiſchen Worten diefer Art und folchen mit bloß 
ſymboliſcher Beziehung nicht immer leicht zu ziehen jein, jo daß bezüglich 
mancher Wörter eine verjchiedene Auffaffung ſich recht wohl denken 
läßt. (So ftellt 3.8. Kohler, R.u. U. 141 das Wort „Sanitas“ für 
Lakritzen, welche oben zu den zuläffigen Wortzeichen gezählt wurde, 
hieher; aber Worte von jo mehr allgemeiner Bedeutung Ienfen doch 
die Phantafie nicht fpeziell auf eine Ware mit jo enger Zweckbeſtim— 
mung; die Zuläſſigkeit eines derartigen Warenzeichen tft alſo faum zu 
bezweifeln. De! ift Kohler beizuftimmen, wenn era.a.D. gegen 
Patentamt — PMZBL. II 13 — das Wort „Majchineniped” als Zeichen 
für ein Schmiermittel ungeeignet erachtet.) 

Unter die nah $ 4! unzuläffigen Wörter fallen nicht bloß jolche 
der einheimischen Sprache, jondern aud; Wörter fremder Spraden, 
doch nicht ohne allen Unterichied. Bor allem fommt e3 natürlich 
darauf an, ob das Wort der fremden Sprache wirkli in Beziehung 
auf die Ware bejchreibender Natur ift; dies kann zu verneinen jein, 
obwohl eine twörtliche leberjegung des deutichen dejfriptiven Wortes 
in Frage fteht, nämlich dann, wenn das Wort nur in übertragener 
Bedeutung zur Ware in Beziehung fteht, diefe übertragene Bedeutung 
aber in der fremden Sprache unbelannt ift (PA., PNZBIL. IV 27 betr. das 
Wort l’estomac für Bitterliför). Es läßt fih ferner nicht von jeder 
beliebigen Sprache jagen, daf ein ihr angehöriges Wort, wenn es auch 
für den Sprachkenner dejkriptive Bedeutung hat, für die maßgebenden 
Kreife Angaben über die Ware enthalte. Man denfe an den Fall, 
dab heute jemand eine neue jog. Weltiprache erfinde, deren Regeln er 
vielleicht befannt gibt und mit welcher einzelne fich beichäftigen. Ein 
Wort nun, das in diefer Sprade eine Warenfpezied charafterijiert, iſt 
deshalb noch nicht von der Eintragung ausgejchlofien; denn meitaus 
die Mehrzahl der Menjchen, die fich für die Ware interejlieren, werden 
die Beziehung des Wortes nicht verftehen. Und ebenfo verhält es ſich 
mit Wörtern der meiften aufereuropätichen Sprachen, joferne joldhe als 
Beichen für Waren dienen jolfen, die bei uns entjtanden find und das 
Inland auch vorausfichtlid nie verlafen werden; denn auch Dieje 
Wörter werden in den beteiligten Verkehrskreiſen nicht verftanden. 
Darauf wird es aber anzufommen haben; e3 wird fich immer darum 
handeln, ob das Wort einer Sprache entnommen ift, welche entweder 
allgemein oder in den fpeziellen Kreiſen, innerhalb welcher die Ware 
Handelsobjeft ift oder Verwendung findet, in dem Sinne, daß es bie 
Ware nach irgend einer Richtung beichreibt, verftanden wird. Ferner 
it der internationale Verkehr und der Zweck der vorliegenden Beftim- 
mung zu berüdfichtigen. it es leicht denkbar, daß Waren der betr. 
Art entweder aus dem Gebiete der Sprade, dem das Wort angehört, 
zu ung gelangen oder umgefehrt die Ware in diefem Gebiet Eingang 
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finde, jo kann da3 Wort nicht Jndividualzeichen werden; denn in 
jolhem Falle enthält das Wort für die möglichen Produktions- oder 
Abjagfreije der Ware eine Angabe über die Ware und als jolche darf 
ed dem allgemeinen Gebrauch, auch dem der erportierenden Ausländer, 
nicht entzogen werden (vgl. PA., PNZBI. VI 250 bezüglich der ſiame— 
ftichen Worte Naum chroot). Dies gilt natürlich ganz bejonders, aber 
feineswegs ausjchließlih dann, wenn es fih um die Sprache eines 
Landes handelt, aus welchem gerade Waren der fraglichen Art in er- 
heblihem Maße erportiert werden; 3. B. von Spanien in Bezug auf 
Zigarren (PA., PMZBl. II 185 betr. das Wort Hermoja — vortrefflich, 
ihön; j. ferner PMZB. IV 156: Eine Veränderung fremdiprachlicher 
Schreibweiſe nach der deutichen Ausſprache läßt VBerwecjelungsgefahr 
bejtehen). Dabei ijt nicht bloß an lebende Sprachen zu denfen; denn 
auch das Berftändnis gewiffer toter Sprachen, namentlich der latei- 
niſchen und der griechiſchen, iſt mehr oder minder allgemein verbreitet; 
aber auch bei diejen Sprachen hängt die Enticheidung der Frage, ob 
das betr. Wort eine Angabe über die Ware enthalte, d. h. ob es die 
beteiligten Verfehrsfreife auf die mit der Ware in Verbindung ftehen- 
den Tatſachen wirklich hinweiſe, davon ab, ob innerhalb diejer Kreiſe 
allgemein, nicht bloß ganz vereinzelt ein Berjtändnis für die Bedeutung 
des Wortes zu erwarten iſt. (Bol. PA., PNZBI. II 70, wo das Wort 
„Xylolith“ für Steinholzplatten zugelaffen wurde, weil die Verwendung 
von Worten griechiichen Urjprungs zwar in Bezug auf die fünftleriiche 
Seite des Baumejens, nicht aber in der Sprache der Fabrikation und 
des Handels mit Baumaterialien üblidy ſei; ähnlich VIII 10 betr. Die 
Worte mit der Endung „gen“, wie 3. B. Borogen; vgl. ferner bezüglich 
der fremden Sprachen überhaupt die im wejentlihen mit dem hier 
Vorgetragenen übereinjtimmenden Ausführungen bei Kohler, R.u. U. 
142, 119; Rhenius N. 11; PA. PMZBI. 1233, 305; j. auch II 71, 
wo mit Bezug auf das mit den Ndjeftiven saccharine (engliih) und 
saccharin (franzöjiich) zujammenhängende Wort „Saccharin“ bemerkt 
ist, daß Worte, welche ausichließlich der wiſſenſchaftlichen Spracde 
angehören, dem großen Rubliftum aber fremd find, nicht als Angaben 
der in $4' gedachten Art erjcheinen. — Etwas abweichend und in der 
Ausichließung fremder Worte weiter gehend Kent Nr. 131; ſ. aud 
PA., PNZB. IV 259.) 

Iſt ein Fremdwort als Beichaffenheitsangabe anzufehen, jo wird 
meift auch die deutiche Ueberjegung des Wortes von der Eintragung 
ausgeichlofjen jein (vgl. PA., PMZBL. VII 177 betr. „Haferfloden” als 
Ueberjegung des engliichen „flake“). 

—— es einmal an der Schutzfähigkeit eines Wortes, ſo kann 
dieſe auch durch eine im Verkehr übliche zuſammengezogene oder 
abgekürzte Schreibweiſe desſelben nicht begründet werben (z. B. 
dadurch, daß die Worte „cannot bend them” eine Zuſammenziehung 
in „Cantbendem“ erfahren; diejes Wort als Warenzeichen für Nadeln 
unzuläjfig, PMgBl. III 243; vgl. Kent Nr. 113). Auch durd eine 
Buchftabenumftellung, bei welcher der unbefangene Lejer nur einen 
Drudfehler oder eine abfichtliche Gejegesumgehung vermuten kann 


472 IV. Gejeg zum Schuß der Warenbezeichnungen. $ 4. 


werben unzuläffige Wortzeichen nicht ſchutzfähig (PA, PMZBI. IV 133: 
Ecomonia ſtatt Economia). 

Das Geſetz ſchließt dejfriptive Wörter nicht völlig aus, jondern 
nur, joweit das angemeldete Zeihen ausſchließlich aus Jolden Wörtern 
beftebt. Kombinationen aus dejfriptiven Wörtern mit PBhantajie- 
worten oder figürlihen Darfjtellungen fünnen eintragsfähige Waren- 
zeichen bilden. (Vgl. ROHG. 20 ©. 353 ff., 21 ©. 410 fj., RGStr. 7 
©. 215, 216.) Es iſt dann zwar niemand gehindert, diejelben deſkrip— 
tiven Worte für die nämliche Ware zu benügen, nur darf fein anderer 
als derjenige, für welchen das Kombinationszeichen eingetragen wurde, 
die Worte in der gleichen Verbindung mit den anderen Elementen und in 
derjelben Anordnung wiedergeben. Der Begriff des Kombinationszeichens 
jegt auch hier, wie bei den Buchſtaben (j. o. lit.a, ©. 465) voraus, 
daß die anderen Bejtandteile nicht unweſentlich find, daß jie gegenüber 
den dejfriptiven Wörtern nicht zurüctreten, im Gegenteile das Zeichen 
beherrijchen oder doch mit den nicht jchußfähigen Worten ein eigen- 
artiges Geſamtbild darftellen (NGStr. 20 ©. 78, PA., PMBBl. II 139, 
III 263). Dieje Vorausjegungen liegen 3. B. nicht vor, wenn die Zu- 
tat nur in einer üblichen, nicht charakteriftiichen Einrahmung oder 
Umrandung bejteht; eine joldhe fann als unmejentliches Beiwerk das 
Zeichen nicht zu einem jchußfähigen machen. (So 3. B. eine elipjen- 
fürmige Umrahmung eines nicht eintragsfähigen Wortes, PA., PNZBI. 
1 234, II 311; die gewöhnliche Umrahmung der auf Seifen eingeprägten 
Wörter mit ornamentalen Linien und Rändern, a.a.D. 11185.) Auch 
die Beifügung der Firma zu einem oder mehreren dejfriptiven Wörtern 
macht das Zeichen noch nicht notwendig zu einem jchugfähigen, nämlich 
dann nicht, wenn lebtere jo im Vordergrunde ftehen, daß jie im Ver— 
fehr hauptſächlich als die enticheidenden Elemente des Zeichens angejehen 
werden (PA., PMZB. II 139). Dagegen kann dadurd, daß ein un— 
zuläjliges Wortzeihen mit der Firma in einer nicht verfehrsüblichen 
Weiſe verbunden wird, ein eintragsfähiges Kombinationszeichen ent— 
jtehen. (So wurde die Kombination W. & W. Univerjal zugelafjen, 
PA., PMZBI. 11185). Mehrere einzelne nicht eintragungsfähige Ele» 
mente können Durch eine eigenartige Verbindung, nicht aber durch eine 
übliche Zujammenftellung zu einem jchußfähigen Kombinationszeichen 
ſich geftalten (a. a. O. ©. 140). 

Wie Buchſtaben und Zahlen, jo können auch Wörter in einer 
figürlichen Geftaltung erjcheinen, in welcher ihre ſprachliche Be- 
deutung gegenüber dem Bilde ganz zurüdtritt; e8 kann dies mit einem 
einzigen Worte durch eigenartige Anordnung der Buchſtaben oder mittels 
einer Verbindung von mehreren Worten bewirkt werden; 3. B. mehrere 
Buchltaben oder mehrere Worte ftellen ein Kreuz, einen Stern, einen 
Kopf, das Bild eines Tieres ꝛc. dar. Solche Zeichen, auch wenn jie 
ausſchließlich aus Worten gebildet find, die an fich nicht eintragsfähig 
find, können den gejeßlihen Schuß erlangen, weil fie auf den Bejchauer 
überhaupt nicht den Eindrud eines Wortzeichens, vielmehr den eines 
Bildzeichens machen (übereinftimmend Kent Wr. 139, Freund ©. 322). 
Dasjelbe gilt, wenn durch Anwendung einer bejonderen Schreibweije, 
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durch eigentümliche Anordnung von Buchitaben, durd Färbung oder 
Verzierung der Lettern ein wirklich charakteriftiiches Bild erzielt und 
der Schuß nur in diejer Bildform angeftrebt wird; denn durch die 
Eintragung eines jolchen Zeichens wird niemand gehindert, das Wort 
jeinem Sinne, jeiner ſprachlichen Bedeutung nad zu gebrauchen, jo- 
ferne er nur die bejondere Darftellungsform beijeite läßt. (Ebenfo 
Kent Nr. 139; a.M. Freund a. a. O.) Wenn dagegen die Figur, 
in welcher das dejfriptive Wort erjcheint, abgejehen von dem Wortjinne 
nichts Charafteriftiiches darbietet, jo iſt die Eintragung unzuläflig. 
(So entichied das PU. in einem alle, in welchem die ganze Ab- 
weichung von der regelmäßigen Schreibweije des Wortes „Pompös“ 
darin beftand, daß das o und das ö liegend dargejtellt war, PMZBI. 
1306; vgl. auch IL 19, Ablehnung der Eintragung der Worte „Berliner 
Adreßbuch“, weil die den einzelnen Buchjtaben beigefügten Verzierungen 
über das bei Buchtiteln 2c. übliche Maß nicht hinausgingen, der Be- 
ihauer nicht den Eindrud eines eigentümlichen typographiichen Bildes 
erhalte, vielmehr das Zeichen nur feinem Wortinhalte nad) erfafie.) 

Das Wort ausſchließlich in Nr. 1 des $ 4 darf nicht zu „An— 
gaben über Art“ 2c. gezogen werden. Ein Wort, welches nad) der im 
Verfehr herrichenden Auffafjung eine jolche Angabe enthält, ift deshalb, 
weil es außerdem noch eine andere Bedeutung hat, nicht minder von 
der Eintragung ausgeichlofien (PA., PMZBIL. II 140 betr. das Wort 
„Soldlad“ für Schaummeine; ebenda II 290, V 146). 

Bezüglicdy der unzuläffigen Angaben ijt im einzelnen nod zu 
bemerten: 

aa) Art der Herftellung. Es genügt, daß Waren der betr. 
Art häufig fo, wie das Wort es bejagt, hergejtellt werden, wenn auch 
im gegebenen Falle die Herftellung anders erfolgte (PA, PMZBI. 
I 232, 233: nicht eintragsfähig die Worte „Eichel“ für Stafao, „Cuvee“ 
für Schaummein). Die Angabe muß aucd die Art der Herftellung nicht 
erihöpfend bezeichnen (a. a. O. II 310 betr. das Wort „Wachspaſta— 
Seife”; IV 29: „Vacuum“ für ein mit Anwendung luftleeren Raumes 
bereitetes Del). 

bb) Zeit der Herftellung: 3. B. Märzenbier, Maibod; ferner 
die Bezeichnung New Century (PA., PMZBI. VI 206). Steine Zeit- 
angabe enthält das Wort „Salvator“, wenn auch diejes Bier immer 
um die beftimmte Zeit (gegen DOftern) verjchänft wird, da ein reich- 
liches Maß von Phantafie dazu gehört, das Wort mit dem „Erlöjer“ 
in Berbindung zu bringen (PA., PNZBI. V 341). 

ce) Ort der Herftellung — richtiger: Ort der Herkunft, des 
Urjprungs der Ware; denn es handelt ſich nicht nur um die Produf- 
tiond-, jondern auch um die Vertriebsftätte (PA., PMZBL. IV 264; vgl. 
Freund ©. 312). 

Das Wort „Ort“ ift in jeiner weitelten Bedeutung als ab- 
gegrenzter räumlicher Bezirk der Erdoberfläche zu verjtehen 
(PA, PMRZB. V 228, wo bemerft ift, daß nicht nur die Abgrenzung 
nad fommunalen, fondern auch die nach politischen, ethnographiichen, 
hiftorifchen Gefichtspunften in Betracht kommt). Ortsbezeichnungen 
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find insbejondere die Namen von Erdteilen (PA, PMZBI. VI 355, 
375; auch das Wort „Orient“ wurde abgelehnt, ebenda 376), Ländern 
(Old-England, India a. a. ©. VI 355; Ländernamen fönnen auch dann 
von der Eintragung ausgeſchloſſen fein, wenn fie der politijchen Geo- 
graphie nicht mehr angehören, wie Litthauen, a. a. D. II 138, „Noriſch“ 
T1I 136; hieher gehören aud) das Wort „Inland“, jowie die darauf 
hinweijenden Worte „Vaterland“, „Patria”, PA. a. a. O. VIII 196); von 
Provinzen (Beijpiel die türfiiche Provinz Epirus, ebenda II 139), 
Städten (ein Hinweis auf die Herkunft von einer bejtimmten Stadt 
liegt jchon in dem Gebraud eines befannten Stadtteils, wie 
„unter den Linden”, „Brühl’jche Terraffe“, „Broadway“, PU. a. a. O. 
V 220; j. aber auch VI 374), Dörfern, Landftrihen, joweit jolche 
als einheitliche Gebiete für eine gewiffe Produktion gelten (wie „Sudan“, 
a.a.D. VI 373; die durch ihren Hopfenbau bekannte bayeriiche Holledau) ; 
Gebirgen, Weinberglagen (vgl. PA., PMZBI. II 305, wo gejagt 
ift, daß als Ort der Herftellung bei Wein die Lage gilt, wo die Traube 
wächit; ferner III 73: ob die Weinbergslage einen größeren Diftrikt 
darftellt, ift unerheblich, wenn nur mehrere, jeien es auch nur wenige 
Weinbergsbefiger daran beteiligt find); ferner Worte, die eine für 
Waren beftimmter Art typijche Produktionsſtätte, wenn 
auch generell, anzeigen, wie 3.8. Alm, Farm, wenn es jih um 
Naturbutter oder Käſe handelt (PA., PMZBI. VI 395), „Miſſion“ für 
Margarine (ebenda 277), jowie Worte, die eine bejondere diftinguierte 
Herkunft bedeuten, wie „Central“ oder „Centrale“ (ebenda VIII 195). 
Was die Namen der Flüſſe betrifft, jo wird damit allerdings zugleich 
das Flußgebiet bezeichnet, in welchem unter Umftänden Waren der 
betr. Art erzeugt werden. Es fommt aber im Einzelfalle darauf an, 
ob die Abnehmer vorausjegen werden, daß die Ware von dem Fluſſe 
oder aus defjen Gebiet herfomme. Negelmäßig ift die Eintragsfähigfeit 
von Flußnamen anzunehmen, weil diefe Worausjegung in der Megel 
nicht befteht. Befonderes gilt aber vom „Rhein“, defjen Gebiet großen- 
teils geradezu als „Rheinland“ bezeichnet wird und eine Induſtrie be- 
figt, die als etwas in ſich Geichloffenes gilt. ( PA. PM8Bl. VII 248.) 
An allen Fällen des Gebrauchs von Ortsbezeichnungen hängt die 
Entjcheidung der Trage, ob damit eine Herfunftsangabe verbunden 
oder das Wort lediglich Phantafiezeichen iſt, weſentlich davon ab, 
ob nad) der objektiven Sachlage die Angabe ernithaft als Hinweis auf 
die Herkunft der Ware genommen werden Tann, ob fie irgend einen 
jiheren Schluß auf die Herfunft der bezeichneten Ware gejtattet. Bei 
manchen Worten ift dies don vornherein ausgejchloffen, weil die damit 
bezeichneten Orte außerhalb aller Produktions» und Handelsſphäre 
liegen (jo bei Worten wie „Chimborazzo“, „Nordpol“ u. dgf.). Andere 
Ortsbezeichnungen find zu wenig bejtimmt, ald daß fie zur Herkunft 
der Ware in Beziehung gebracht werden fönnten (jo Worte wie „Nord- 
Oſtſee“, „Nord-Weft”, PU. a. a. DO. VI 374; aud) dad Wort „Continen- 
tal” ift für eintragsfähig erflärt, weil der Kontinent nicht al3 ein ein- 
heitliches wirtichaftliches Gebiet gedacht werden kann und daher bei 
diefem Worte niemand in den Sinn fommt, die Ware mit einem 
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irgendwie beftimmten Urjprungsorte in Beziehung zu bringen). Eine 
Ortsbezeihnung kann ferner deshalb außer aller Beziehung zur Her- 
funft der Ware liegen und jomit eintragsfähig jein, weil in den maß- 
gebenden Berfehräfreijen befannt ift, daß der Ort für die Produktion 
oder den Bertrieb der Ware gänzlich außer Betracht bleibt (vgl. PA. 
a. a. O. VI 375 betr. das Wort „Türfenjenjen“; anderjeit3 ebenda VIII 
52 betr. das Wort „Samoa“, weldyes als nicht eintragsfähig erklärt ift, 
weil nicht ausgefchloffen ift, daß dort eine Produftion der betr. Art 
ſich entwidie; aber auch ebenda VI 354, wo betr. das Wort „Jerufalem“ 
für Chofolade und Kakao bemerkt ift, der Nachweis, daß in J. nichts 
von diejen Artikeln fabriziert oder nennenswert vertrieben werde, ge» 
nüge zur Schußfähigfeit nicht), Manche Ortsnamen werden, wenn fie 
in lateiniſcher Spradye wiedergegeben werden, im Berfehr nicht in geo— 
graphiichem Sinne verftanden, vielmehr wird dabei nur an die ſym— 
boliiche Berjonififation des Ländernamens gedacht. (Dies wurde an— 
genommen vom BU. bezüglid; ded Worte Germania unter Hinweis 
auf die dieſer Berjonififation von allgemein bekannten Kunſtwerken ge- 
gebene Geftalt, PMZBL. II 172. Dagegen ift troß der allegoriichen 
Nebenbedeutung wegen des vorwiegenden Charakters einer Herkunfts- 
bezeichnung die Eintragung verjagt worden für die Worte Hammonia 
— Hamburg —, PMZBL. 1232, Borussia, ebenda ©. 271, Columbia, 
a.a. ©. IV 261, Winona — Stadt am Mijfiffippi mit Fruchthandel — 
IL 163.) Berbindet die Auffafjung des Verkehrs mit einem Worte 
nicht die Bedeutung einer Ortsbezeichnung, jo wird das Wort nicht 
deshalb eintragsunfähig, weil nebenbei eine geographiiche Bezeichnung 
darin liegt (3.8. das Wort „Löwenbräu” etwa mit Nüdficht auf die 
belgiſche Stadt Löwen, „Bismarckfeder“ wegen de3 amerifaniichen Ortes 
Bismard, „Salvator“ wegen eines in Niederbayern gelegenen Ortes 
leihen Namens, das Wort „Nelfon“ wegen der Stadt N.; ſ. PU., 

MZBI. II 304, V 341, VI 205). 

Zu den Worten, welche Angaben über den Ort der Heritellung 
enthalten, gehören auch diejenigen nicht, welche nur die Be— 
triebsftätte des Anmelders bezeichnen, aljo feinen geographiichen 
Ort, deffen Namen zu gebrauchen nod irgend ein anderer Gewerbe- 
treibender ein Intereſſe haben könnte (3. B. der Name eines Gutes, 
eines Fabrifetablifjements, eines Bergwerk, einer dem Anmelder aus» 
ichließlich gehörigen Weinlage 2c., vgl. PA., PMZBI. II 305; deshalb 
ift auch das Wort „Chartreuse“ ald Warenzeichen für den im Kloſter 
La Grande Chartreuse hergeftellten Likör zugelajjen worden, ſ. a. a. O. 
S. 303, vgl. auch das Gutachten v. Meili, R.u. U. I 354). Solche 
Worte gelten im Berfehr als individuelle Warennamen, nicht 
als Herkunftsbezeichnungen im örtlichen Sinne; auch würde der Zweck 
des Geſetzes, Ortsbezeichnungen für alle Gewerbetreibende zur Ber- 
wendung bei den von dem gleichen Orte ftammenden Waren freizu«- 
laſſen, hier abfolut nicht RR. Auch die Namen von Heilguellen, 
die im Eigentum des Anmelders jtehen, find hieher zu rechnen und es 
hat daher da3 Patentamt mit Necht Worte wie „Kränchen“, „Füriten- 
brunnen“, „Apollinaris”, „Birresborner Mineralbrunnen” als Waren 
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zeichen für Mineralmwafier — (Vgl. PMZBL. II 241 fi., V 47; 
übereinftimmend Kent Nr. 129, Freund ©. 315. Die gegenteilige An- 
ficht vertritt bezüglich der Naturproduftsftätten überhaupt, der Mineral 
quellen insbej. Kohler, R. u. U. 139, Seiner Begründung ift entgegen- 
zuhalten einmal, daß die Anmeldung des gleichen Namens für das 
Wafler aus einer anderen Quelle auf Grund des 3 4° wegen Gefahr 
einer Täuſchung zu verjagen wäre, wenn das Publikum ſich daran ge- 
wöhnt hätte, unter dieſer Bezeichnung das aus der erjten Quelle jtam- 
mende Wafjer zu verftehen, wenn dies aber nicht der Fall, die Trans- 
ferierung des Namens — jomweit nicht etwa 88 5, 6 im Wege ftünden 
— auch ganz unbedenklich erjchiene; dann, dat im Falle einer Zwangs- 
pfändung der Duelle allerdings Die Frage bezüglich der Zuläſſigkeit 
einer gleichzeitigen Pfändung des Zeichens sneitefhaft it, aber mit 
Rückſicht darauf, daß hier der Gejchäftsbetrieb untrennbar mit der der 
Zwangspfändung unterliegenden Produftionsftätte verbunden ijt, man 
jih doch wohl für die Zuläſſigkeit — eg auch des Zeichen- 
rechtes wird entjcheiden müfjen; — |. 9 zu 57 —; endlid, daß ſelbſt⸗ 
verſtändlich nur der Name der ne nk 3. B. der Heil. 
quelle jelbft, nicht der Name de3 Ortes, der einen ganzen Bezirk um- 
faßt, eintragsfähig ift, fo daß der von Kohler zu N. 11 erwähnte Fall 
nicht eintreten fann.) Anders verhält es fi mit joldhen Waren, zu 
deren Herftellung das Waſſer einer Heilquelle verwendet wird; hier iſt 
die Angabe der Duelle eine Beichaffenheitsangabe und deshalb nicht 
eintragsfähig. (PMgBl. III 210 betr. das Wort „Nanheimer-Thermal- 
Sprudel-Seife“.) Hat fich der urjprüngliche Name einer individuellen 
Betriebsftätte im Laufe der Zeit in eine geographijche Ortöbezeichnung 
verwandelt, jo iſt das Wort als Herkunftsbezeichnung von der Ein- 
tragung ausgefchloffen (PA., PMZBL. 1309); ebenjo, wenn der Name 
den Charakter eines freien Warennamens angenommen bat (j. u. dd). 

Wenn wirflich eine Herfunftsbezeichnung in Frage ift und Die 
Ware ihren Urfprung da, wohin der Ortsname weist, nicht 
hat, jo kann aufer Nr. 1 aud Nr. 3 des $ 4 in Betracht kommen, 
foferne nämlich die Gefahr einer Täuſchung bejteht (PA., PMZBI. I 
253, ferner ebenda ©. 73: „Haſenſprungſekt“ für Schaummein von 
anderer Weinlage unzuläſſiges Wortzeichen, wenn aud der in der 
Hajeniprunglage gewonnene Wein fidy nicht ohne mweiteres für die Her- 
jtellung von Schaumwein eignet). Selbjt dann, wenn eine Ware an 
dem Orte, wohin der Name weift, nicht produziert oder vertrieben 
wird, ift die Eintragung unzuläflig, joferne nicht aus eichlofien tft, daß 
der dortige Gewerbebetrieb fich der Ware noch bemäcdtige (PA. a. a. O. 
IV 261: Kiaotſchau unzuläſſiges Warenzeichen für Farbſtoffe; j. aber 
auh R.u.U. I 71). Unter Umftänden hat ein Ortsname die Be- 
deutung, die Herkunft einer Ware zu bezeichnen, verloren und ift der- 
jelbe zum Gattungsnamen geworden; dann liegt eine Angabe über die 
Beichaffenheit der Ware und damit tsiederum — ſ. u. dd — ein Grund 
vor, die Eintragung zu veriagen (vgl. $ 16 Abi. 2; BA, PM8Bl. 11139). 

dd) Beſchaffenheit der Ware. 

«) Man denkt bei Angaben über die Beichaffenheit einer Ware zu- 
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nächſt an jolche über die bejondere Natur, die Eigenart derjelben 
(Stoff, Zufammenfegung, äußere Geftalt, bejondere Eigenjchaften, Farbe, 
Ausstattung 2c.). Ausgeſchloſſen find in diefer Hinficht nicht nur Worte, wel- 
che die BeichaffenHeit erihöpfend angeben, jondern auch ſolche, welche nur 
irgend eine Seite der Eigentümlichkeiten diefer Ware berühren; jo die Worte 
„medizinisch“ (PA., PPSBl. 1306), „hygieniſch“ (ebenda S. 272, Kohler, 
Aus dem Bat. u. Ind.R. II 32); „Piano-Orchestrion“ für jelbjtipielende 
Muſikwerke (PMZBL. I 232); „Schnellhefter” für Sammelmappen (daj. 
III 262), „Kaffeetafel” (PMZBL. I 272), „Würfelzuder”, „Kugelſeife“ 
(Rhenius S. 41), „Cito“ für ein Fahrrad (PMZBI. II 312), „Par- 
chement“ oder „cabinet“ für Papier (ebenda ©. 276), „Cabinet” für 
Rhein- und Schaummeine, jowie für Likör (ebenda Ill 234), für Fahr— 
räder (VI 395), „Wellenbadichaufel“ für Badewannen mit Schaufelvor- 
richtung, „Fruchtgeift“ für Eſſenzen, „Treff“ für Schußwaffen, „Staffel- 
rad“ für Fahrräder (daſ. IV 155, 212, 217); „weldless“ (S ungejchweißt) 
für Stahlröhren ohne Naht (daj. ©. 233), „Glühſtoff“ für Holzkohlen- 
brifett (daj. S. 307), „Soldtropfen“ für Schaumwein (ebenda V 147), 
„Hochheimer Roth“ desgl., was jomwohl die Farbe des Weines, als auch 
die Ausftattung der Korfumhüllung betreffen kann (daj. ©. 307, 308), 
„Camel“ für Treibriemen aus Kameelhaaren (daj. III 192), „Doppel“ 
für Gegenftände, bei welchen tatjächlich eine Verdoppelung des Ganzen 
oder eines Teiles vorfommt, 3. B. Doppelflinte, Doppelfenjter oder doc 
eine ſtärkere Wirkung oder ein ftärferer Gehalt hervorgehoben werden 
joll, 3. B. Doppelbier, Doppelfümmel (vgl. a. a. D. 1309, wo dagegen 
das Wort „Doppelftärfe” für eintragsfähig erflärt wurde, weil hier von 
einer wejentlihen Vermehrung des einen Bejtandteil® im Verhältnis 
zum anderen nicht die Rede jein fann); „Compactum“ für Majchinen 
majfiger Art (a. a. O. V 226), „Syenitum“ für feuerfejtes Härtematerial 
(V1 277), „Gentral“ oder „Gentrale” für Waren, bei denen an zentrale 
Konftruftion zu denken ift (VIII 195; j. weitere Beiſpiele für ſolche Be- 
ichaffenheit3angaben in PMZBI. V 88, 47, 227, 277). Auch wenn Die 
bejondere Beichaffenheit nur bildlich ausgedrüdt ift, jedoch in einer 
Weife, daß die dadurch angeregte Phantajie nad) der jpeziellen Seite 
allein gelenft wird und die Verwendung zu diejem Zwecke allgemein 
jehr nahe liegt, ift das Wort nicht eintragsfähig (vgl. das oben ©. 469 
Bemerkte); unzuläjlige Worte find daher z.B. „Beſen“ für Zigarren 
mit büjchelartiger Einlage (a. a. ©. V 251), „Cherry Blossom“ für Bar- 
fümerien (ebenda 226), „Rarawanen-Kaffee“ (VI 282); „spear pointed 
pen“ (PMZBL. I 232; das hiegegen Ztichr. f. gewerbl. Nechtsichug 1895 
S. 257 erhobene Bedenken iſt aus dem eben augegebenen Grunde nicht 
gerechtfertigt), dann Namen von wohlriechenden Blumen für Parfümerien 
PM8Bl. VIII 199; anderjeits VI 278). Mit Recht hat das PA. ferner 
wegen des Sprachgebrauchs, Farben nach denjenigen Dingen zu benennen, 
deren Färbung denjelben entipricht — 3. B. taubengrau, himmelblau — 
auch Worte wie „Taube“, „Himmel“, „Moos“, „Ziegel“, „Ebonit” als 
für Farben nicht eintragsfähig erflärt (PMZBL. III 231). Dagegen find 
Worte, die zwar allgemein finnbildlich für gewiſſe Eigenichaften oder 
Lebensverhältniffe gebraucht werden, deren Verwendung für eine be— 
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ſtimmte Ware jedoch einer eigenartigen Fdeenverbindung entſtammt und 
einem allgemeinen Bedürfniſſe des Verkehrs nicht entjpricht, ſchutzfähig; 
ſo 3. B. Herkules, Lufullus, Mentor (PA, PMZBL. IX 154). Auch dann 
ift eine bildliche Bezeichnung der Beichaffenheit einer Ware ald Waren- 
eichen zuzulaſſen, wenn fie jich auf die Form der Ware bezieht, dieje 
* aber weder eine ſachliche Bedeutung hat, noch für die betreffende 
Ware im Verkehr üblich iſt (a. a. O. VII 48: Granate für Bleiſtiftſpitzer). 
Die beſondere Beſchaffenheit einer Ware wird auch durch den gene— 
rellen Namen derſelben zum Ausdrucke gebracht; denn „er erweckt die 
Vorſtellung von der Geſamtheit der Eigenſchaften der Ware“ (Rhenius 
N. 14). Es kann alſo niemand für einen freien Warennamen Individual- 
ſchutz erwerben, etwa für das Wort „Kaffee“ oder „Tee“, wenn damit 
wirklich Kaffee» oder Theeſorten bezeichnet werden ſollen (andernfalls 
würde die Bezeichnung unter Umjtänden gemäß $ 4 Nr. 3 eintrags- 
unfähig fein). Dies gilt auch dann, wenn der Name urfprünglid für 
die (neu entjtandene, erfundene) Ware frei gewählt war, jedoch jofort 
in den allgemeinen Gebrauch getreten ift (ſ. über ſolche Sach- oder 
Warennamen N. 2 lit. a, o. ©. 454, wo auch darauf hingewieſen ift, daß 
Warennamen, welche urjprünglich Individualzeichen waren, aber all- 
mählich im Berfehr allgemein gebraucht wurden, zu den Freizeichen im 
weiteren Sinne gehören). Wird ein Wort zur Benennung einer Ware 
lediglich durd die technologische Wiſſenſchaft benüßt, jo erjcheint es 
deshalb noch nicht als freier Warenname (PA, PMZBL. V 147, betr. 
das Wort „Antipprin“; vgl. auch VI 241, betr. das Wort „Saccha- 
rin”). Wie willfürlich gewählte Bezeichnungen, jo können auch jolche, 
die von einem Orte (vgl. 816 Abi. 2) oder von einer Perſon 
bergenommen find, zu generellen Warennamen und damit zu Be- 
Ihaftenheit3angaben werden (PU, PMZBL. 138: „Litthauer Magen- 
bitter“; III 193 „Karlsbader Salz“ — a.M. in diefer Hinficht 3. Ve- 
racius, R. u. U, III 245 ff); „Singer Nähmajchinen“ (Gutachten der 
Keipziger Handelstammer, R. u. U. II 65, ferner die E. des PA., R. u. U. 
Il 294), „Geißler'ſche Röhre“ (Ztichr. f. gewerbl. Rechtsſch. 1895 ©. 87). 
Auch wenn der betreffende Name ſelbſt noch nicht zum generellen Waren- 
namen geworden iſt (wie 3. B. der Name „SKineipp, Rhenius ©. 41), 
jo muß doch in einer Bezeichnung, gemäß welcher die Ware nach dem 
beftimmten Syſtem diejer oder jener Perſon angefertigt ift, eine Be— 
ichaffenheitsangabe gefunden werden (Beifpiel: „Syitem Kneipp“ oder 
— Far u. ähn!., „Syſtem Seck“, PMZBL. II 66, 309, III 263, 
283), 

P) Unter die Angaben über die Bejchaffenheit einer W. fallen aber 
auch Dualitätsbezeihnungen allgemeiner Art, wie fie bei allen 
Waren üblich find, 3. B. fein, gut, prima, best, first, patent, warranted, 
a l’öpreuve (Motive 3. Gef. v. 1874), extra, standard, brillant, non plus 
ultra, pompös u. dgl. (PMZBI. 1271, 233, 275, 305, 306), perfection, 
Universal, Ideal (a. a. ©. 1112, 14, 185, 171,R. u. U. 1287); „Imperial“, 
Royal, supra, Delecto, grand prix, „Allen voran” (a. a. ©. VI 282, 353, 
372, VII 25, V 146; das PU. hat aud) das Wort „Jungfern“ für Kakao 
für nicht eintragsfähig befunden, weil es in verichiedenen Zujammen- 


Beichaffenheits-Beltimmungsangaben. 479 


jegungen, wie „Jungfern-Del“ 2c., eine befonders gute Qualität bedeute. 

Dagegen wurde das Wort „Favorit“ und ähnliche für eintragsfähig 

erklärt, IX 151. Im Zujammenhang mit Toilettengegenftänden wurde 

———— Wort „Axistokrat“ als Beſchaffenheitsangabe angeſehen, 
1282). 

Eine die Eintragsfähigkeit ausſchließende Beſchaffenheitsangabe 
liegt auch dann vor, wenn ſich die Angabe auf die Beſchaffenheit der 
Aufmachung oder Verpackung der Ware bezieht (PA. PMZBI. 
V 226, VI 281). 

Nicht nur die genaue Uebereinſtimmung mit einer Beichaffenheits- 
angabe macht ein Zeichen zu einem eintragstähigen; auch ſolche Worte 
find ausgeichloffen, die mit einer Bejchaffenheitsangabe leicht 
vermwechjelt werden können ($ 20, PA. in PMZBI. VI 372). 

Trifft eine Beichaffenheitsangabe auf die angemeldete Waren- 
jpezies nicht zu, jo kann $ 4 Nr. 3 anwendbar jein (vgl. u.a. PU., 
PM8Bl. II 192; RG. ebenda VI 292). 

ee) Angaben über die Beftimmung der Ware liegen nur in 
jolhen Worten, die ein Gebiet der Verwendung bezeichnen, mit dem imt 
Berfehr vorwiegend zu rechnen ift, jo daß es nahe liegt, daß die Ware 
wegen ihrer möglichen jpezifiihen Eigenjchaften für die Verwendung 
auf dieſem Gebiete jich befonders eignen werde. Für nicht eintragungs- 
fähig find daher befunden worden z.B. die Worte „Familien-Zwirn“, 
„Familiennudel“, „Kaſinoſekt“, „Armeerevolver“, „Armeefernglas“, „vino 
da pasto“, „Comptoirfeder“ (PMZBI. I 272, 308, 305, II 66, IV 133, 
VI 281), „orateur“ für Baftilfen und Bonbons; „KRonditorei-Margarine“, 
„Matrojenichlud“ (a. a. ©. III 193, 252); „I’Industriale* für Bleiftifte 
(a.a.D. IV 260), „nad Tiſch“ für Zigarren (VI 276), „Alpenvereing- 
tognaf“ (V1 279), „Kiost“ (VII 176), „Migränin“ (öfterreih. E. in PM.- 
381. VI 162; während ebenda das Wort „Tussol” für ſchutzfähig er- 
achtet ift, weil das lateinische Wort tussis nicht allgemein gebräuchlich 
und verftändlich iſt) Anders verhält es ſich mit ſolchen Worten, bei 
welchen die angegebene Zweckbeſtimmung nur eine jcheinbare ift, die 
Ware mit den Be Bweden und Aufgaben des Kreijes, zu dem 
fie in dem Worte in Beziehung gebracht ift, gar nichts zu tun hat, 
feine Eigenſchaften denfbar find, welche die Ware für den angedeuteten 
Zweck mehr als für andere Gebiete der Verwendung geeignet ericheinen 
fafien, wie dies 3. B. der Fall ift bei den Worten „Armeelikör“, 
„Armeeſekt“, „alter Huſarenkorn“, „Barlamentsfeder”, „Matrojenzwirn“ 
(PMZBI. 1308, IV 13), „Reichsbanttinte”, „Trambahnbfeiftift“, „Rail- 
Road“ für Seife (a. a. O. VI 284, VIII 229). Dagegen ift nicht erforder- 
li, daf die Zweckbeziehung des Wortes überall verftanden wird; es 
genügt, wenn in gewifjen Gegenden oder Bevölferungsklafien das Wort 
in dem Sinne der Beziehung auf einen beftimmten Zwed gebräuchlich 
ift; unzuläffig daher das Wort „Mutz-Tabak“, weil man in Weftdeutich- 
land darunter den für eine kurze Tonpfeife beftimmten Tabak verjteht 
PNRZB. I 272, vgl. Rhenius ©. 43). Eine Beitimmungsangabe ent» 
** auch ſolche Worte, welche auf die Perſon hinweiſen, der die 
Ware dienen ſoll ( PMB8Bl. II 312). 
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ff) Angaben über Preid., Mengen- oder Gewichtsverhältniſſe; 

.B. die Worte „Taler“, „billig“, „preiswürdig”; das Wort „Watt“ 

r galvanijche Elemente, da es auch zur Meflung der Wirkjamfeit 

eines Elementes benugt werden kann (PMZBL. II 313). Auch eine 

Sapbildung wie „Bier muß billig fein“ ift nicht eintragsfähig (a. a. O. 

IV 128). Die Namen veralteter Münzen find ald Wortzeichen jchug- 
fähig (daj. 262). 


Nr. 2. 


4. Deffentlihe Wappen erjcheinen zur Verwertung in Waren- 
zeichen ungeeignet; die Legalifierung des Gebrauchs jolcher Wappen wird 
(wie die Motive zu $ 3 des Gel. vom 30. November 1874 ausführen) 
ihon durch die Rüdjicht unterjagt, daß derartige Zeichen einer öffent» 
lichen Autorität nicht zum Gegenftande privater Spekulationen gemacht 
werden jollen; nicht minder aber durd die Erwägung, daß den In— 
habern öffentlicher Wappen, 3. B. einer Stadtgemeinde, ſelbſt im alle 
ihrer Eintragung zu Gunften eines Dritten, weder der eigene Gebraud) 
derjelben zu gewerblichen Zweden — namentlich zur Bezeihnung der 
Erzeugnijje einer in ihrem Beige befindlichen Fabrifationsanjtalt — 
noch auch die Befugnis entzogen werden könnte, den Gebraud nach 
ihrem Ermefjen dritten PBerjonen zu geftatten. Geht man von diejer 
legteren Erwägung aus, jo jcheint die Anficht, da ein öffentliches 
Wappen dann eintragsfähig jei, wenn das betr. Gemeinweſen ac. jelbit 
Handeltreibender ift und fich des Wappens zur Bezeichnung jeiner Ware 
bedienen will, dem Willen des Gejeßgebers zu entjprechen. (Dafür u.a. 
Kohler, Markenſchutz ©. 166, Seligjohn S.61N. 17, Rhenius ©. 45, 
Dernburg, Preuß. Priv.R. II ©. 979, welcher e3 jogar für „jelbjtver- 
ftändlich“ hält.) Allein das Verbot, Wappen der näher bezeichneten Art 
ald Warenzeichen einzutragen, lautet abjolut; ſolche Wappen dürfen 
zum Gegenjtande eines Ausichliegungsrechtes überhaupt nicht gemacht 
werden; Gemeinweſen, welche jelbjt Gewerbe betreiben, mögen N zur 
Bezeichnung ihrer Waren immerhin ihrer Wappen bedienen, aber jie 
fönnen dafür nicht den Schuß des vorliegenden Geſetzes erlangen. 
(Ebenfo Kent Nr. 142 und die dort Aufgeführten, Finger ©. 38.) 
Ebenjowenig madıt natürlich die Einwilligung des betr. Gemeinweſens 
ein Warenzeichen, das ein öffentlihen Wappen enthält, zu einem ein- 
tragsfähigen Zeichen, wenn eine Brivatperjon das Zeichen zur An— 
meldung bringt. (Kenta. a. a. D., PA. in PMZBL. I 208 — im 
Gegenjage zu der Entich. des PA. ©. 65 dajelbft —: auch Hoflieferanten, 
denen der Gebrauch eines Wappens gejtattet ift, haben feinen Anſpruch 
auf Eintragung eines dasſelbe enthaltenden Zeichens; ſ. auch ebenda 
II 174, III 253; RG. in PM8Bl. I 211.) 

Im einzelnen ift zu bemerfen: 

a) Nur in ihrer bejonderen heraldiihen Geſtaltung 
jollen öffentliche Wappen von der Eintragung ausgejchlofien fein (Mo- 
tive ©. 13; RGStr. Bd. 34 ©. 29). Dies ift aber nicht jo zu ver— 
jtehen, als ob es dabei auf heraldiiche Genauigkeit anfomme und jede 
Abweichung genüge, um die Aufnahme des Wappens in ein Waren- 
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zeihen als zuläſſig ericheinen zu laſſen. Vielmehr joll mit den Worten 
der Motive nur gejagt jein, daß ein Warenzeichen ein öffentliches 
Wappen bloß dann enthalte, wenn dieſes als Ganzes wiedergegeben 
ift, aljo mit allen hauptjächlichen Bejtandteilen, welche nach den Lehren 
der Heraldik im einzelnen Falle zu dem betreffenden Wappen gehören, 
nicht ſchon dann, wenn nur einzelne Motive, Sinnbilder oder Figuren 
eines Wappens, z. B. ein Löwe, zwei fich die Hände reichende gewapp— 
nete Ritter u. dgl. in das Warenzeichen aufgenommen find, ohne daf 
zugleich die im gegebenen Falle zum Charakter des Wappens gehörige 
Form, namentlich durch Beigabe des Wappenjchildes, wiedergegeben 
iſt ( PM8Bl. II 175, woſelbſt das PA. mit Recht die Siegelform der 
Wappenform gleichitellt, j. auch ©. 173 daſ.). Staatliche Hoheitszeichen 
fallen allgemein unter den Begriff des Wappens i. ©. des vorliegenden 
Geſetzes, wenn fie auch im jtreng heraldiichen Sinne feine Wappen 
find (jo 3.8. der preußiiche Adler, a.a.D. ©.173). Iſt ein Wappen 
mit Abweichungen wiedergegeben, jo ift das Zeichen dennoch von der 
Eintragung ausgejchlofien, joferne troß der Abweichungen die Gefahr 
einer Verwechſelung im Berfehr vorliegt (8 20). Dabei ift weder von 
dem Standpunkte des eigentlih Wappenfundigen, noch vom Stand- 
punfte desjenigen auszugehen, der das Wappen überhaupt nicht kennt; 
maßgebend ift vielmehr, ob eine Verwechslung möglich ift für denjenigen, 
der das betr. Wappen jchon geiehen und eine allgemeine Borftellung 
davon im Gedächtnifie hat. (Vgl. RG. in PMZBL. I 212; PA. dajelbit 
©. 275, 11 18, 173; a. M. Meves ©. 35.) 

b) Den Begriff der vom Zeichenſchutze ausgeichlofienen öffent» 
lihen Wappen hat nunmehr das Gejek (abweichend von $ 3 Abſ. II 
des Geſ. vom 30. November 1874) jpezialijiert: für Warenzeichen, welche 
in» oder ausländiihe Staatswappen oder Wappen eines 
inländiichen Ortes, eines inländiijhen Gemeinde» oder wei» 
teren Kommunalverbandes enthalten, ift die Eintragung zu ver— 
jagen. Inſoferne den Staatswappen des Inlandes die ausländijchen 
Staatöwappen gleichgeftellt wurden, hat jener Begriff zugleich eine Er- 
weiterung erfahren, da wenigjtens die herrichende Meinung unter den 
"öffentlichen Wappen“ nur Wappen des Inlandes verjtand (vgl. hier- 
über Seligiohn N. 18). Die Motive (©. 13) bemerfen hiezu, daß 
auch die Wappen des Auslandes Sinnbilder einer öffentlichen Autorität 
und als jolche fein Gegenftand eines ausſchließlichen Benutzungsrechtes 
jeien, dab ſich aber die Durchführung Ddiejes Grundjages, ſchon aus 
Zwedmäßigfeitsgründen, auf die Staatöwappen bejchränfen müſſe. Unter 
Staatswappen find diejenigen Wappen zu verftehen, deren ſich Die 
Oberhäupter der Staaten und die Staatsbehörden bedienen; insbejon«- 
dere fallen darunter das faijerlihe Wappen, die Wappen der Bundes- 
fürjten und die der deutichen Bundesftaaten. Was dad Ausland be» 
trifft, ijt zwiſchen civilifierten und anderen Staaten nicht zu unter- 
icheiden, da auch das Geſetz feinen Unterjchied madt. (Vgl. RGEStr. 
17 S. 87, Kohler, Aus dem Bat.» u. Jnd.R. II 36.) Auch das öſter— 
reihijiche Staatswappen iſt troß Art. 7 Abi. 2 des Uebereinkommens 
vom 6. Dezember 1891 nicht eintragsfähig; denn unter Die dort ge- 
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nannten öffentlichen Wappen fällt nicht das Staatöwappen, wohl aber 
3.B. das Erblandswappen (PMZBI. III 253; j. das Uebereinf. unter 
Ziff. V diejes Buchs). 

Als zuläjjige Beitandteile von Warenzeichen erjcheinen dem- 
nach abgejehen von den Wappen der PBrivatperjonen oder Perjonen- 
vereinigungen ausländijche Orts-,Kommunal- und Brovinzial« 
wappen, joweit nicht auf Grund anderer Vorſchriften die Zuläfligkeit 
zu beanftanden ift (3. B. wegen Gefahr der Täuſchung, $ 4 Nr. 3) oder 
ein Eingriff in fremde Rechte vorliegt (vgl. oben ©. 438; Kohler 
©. 165), in welch legterem Falle übrigens ein Berjagungsgrund für 
das Patentamt nicht bejteht. 

e) Ein Warenzeichen ift jchon dann von der Eintragung aus- 
geichlojjen, wenn es eines der im Gejege näher bezeichneten öffentlichen 
Wappen enthält, nicht nur dann, wenn einzig und allein das Wappen 
das Zeichen bildet. Die Beltimmung in air 2 findet alſo aud dann 
Anwendung, wenn das Wappen gegenüber dem Gejamtbilde des Waren- 
zeihens augenjcheinlih von untergeordneter Bedeutung ift (RGStr. 
Bd. 10 ©. 353; RGR. Bd. 6 ©. 308.) Für fi) allein kann ein öffent- 
lihes Wappen in der Regel jchon deshalb nicht individuelles Waren- 
zeichen jein, weil es, joweit der Gebrauch desjelben überhaupt gejtattet 
ift, meiftens die Qualität eines Treizeichens haben wird (vgl. RGEStr. 
17 ©. 86). Der faktijhe Gebrauch öffentliher Wappen ift (von 
Staatöverträgen abgejehen, vgl. 3. B. Art. 7 Abi. 2 des Uebereink. mit 
Deiterreich"-Ungarn, unten Ziff. V) nur durch 8 360 Nr. 7 StGB. 
eingeichräntt, injoferne ohne Genehmigung das kaiſerl. Wappen, das 
Wappen eines Bundesfürften oder eines Bundesftaates nicht geführt 
werden darf; dabei ift aber zu beachten, daß nad Allerh. Erla vom 
16. Mär; 1872 (RGEBl. ©. 9%) der Gebrauch und die Abbildung des 
Kaiſerl. Adlers in der durch Erlaß vom 3. Auguft 1871 (RGBl. 
©. 318) fejtgejtellten Form allen deutichen Fabrifanten zur Bezeichnung 
ihrer Waren und Etiletten gejtattet ift, jomweit nicht die Form des 
Wappenjchildes angewendet wird (vgl. Bek. vom 11. April 1872, RGBl. 
©. 93; ſ. auch PA. PMZBI. V 87, wo bemerkt ift, daß die Benutzung 
des Neichsadlerd im Wappenjchilde, wie ihn das kaiſerl. PA. bei feinen 
Beröffentlichungen führt, durch den zit. kaiſ. Erlaß vom 16. März 1872 
nicht freigegeben jei und dab auch eine Bejchreibung, durch die eine 
joldye Benugung in Ausficht gejtellt wird, nicht zugelafjen werden könne.) 


Nr. 3. 


5. Wergernis erregende Darftellungen enthalten Warenzeichen, 
die im Gejamtbilde oder in Einzelheiten gegen das Scham- und 
Sittlichkeitsgefühl, namentlih in gejchlechtlicher Beziehung, oder gegen 
die Religion oder in gröblicher Weile gegen den Anſtand vertioßen 
oder welche jtaat3- oder gejellichaftsfeindlihe — auf Umfturz der 
Staatsverfaffung oder Abtrennung eines Teild des Staatägebiets 
oder gewaltiame Bertreibung gewiſſer Gejellichaftsflaffen u. dgl. ab— 
zielende — Bejtrebungen verjinnbildlichen. (Bgl. Löbker in Haufers 
Ztſchr. Bd. 4 ©. 142; PA. in PMZBI. IV 262: der Name eines Hei- 
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ligen ift als Warenzeichen nicht immer, wohl aber bei geiftigen Ge- 
tränfen ärgerniserregend.) Beleidigungen, die ſich auf Privatperjonen 
beziehen, werden, wenn fie in einem Warenzeichen angebradt find, in 
der Regel geeignet fein, auch der Allgemeinheit gegenüber anftößig zu 
wirken; unter diejer Borausjegung fallen N unter die ärgerniserregen- 
den Darftellungen. (Aehnlich Rhenius ©. 46; weiter geht Kent 
Nr. 150; a. M. Meves ©. 36.) Ob die Verbreitung der Darftellung 
ftrafbar ft, darauf fommt es nicht an. Anderjeit3 aber ift ein Waren- 
zeichen nicht jchon deshalb ärgerniserregend, meil es eine Darjtellung 
enthält, deren Anfertigung oder Verbreitung unter gewiſſen Umftänden 
jtrafbar ift, wenn dieſe Umftände bei der Verwendung als Waren- 
zeichen nicht vorliegen; 3. B. wenn e3 fih um die Nachbildung einer 
der in $$ 275 oder 360 Nr. 5 u. 6 aufgeführten Wertzeichen oder Pa— 
piere handelt. (Vgl. Biberfeld in den Beiträgen 3. Erläut. d. Deutichen 
Rechts 41 ©. 355 N. 40; a. M. PU. in PMZBI. IV 88 bezüglich nach— 
geahmter Briefmarken. Ob übrigend das Zeichen genügende Unter- 
jcheidungsfraft befigt, ift eine andere Frage; j. darüber vo. ©. 435, 436.) 
Das Zeichen muß in der Form, in der ed angemeldet ift, ärgerniserregend 
jein. Es genügt für die Zurüdweijung nicht, daß das Zeichen häufig 
in einer Verbindung verwendet wird, in der es ein firchliches Symbol 
bildet, wenn dieje Verbindung in dem angemeldeten Zeichen jich nicht 
findet Kr PMB3BlI. V 220, betr. die Darjtellung des Neich3apfels). 

Auch bier ift zu beachten, daß ſchon Zeichen, Die ärgernis- 
erregende Darftellungen enthalten, wenn auch in Kombination mit 
anderen, von der Eintragung ausgeichloffen find. Da das Geſetz gemifie 
Wörter (j. Nr. 1, Erläuterungen N. 3 lit. b, o. S.467) als Zeichen zuläßt, 
darf der Begriff der „Darftellung“ offenbar nicht auf die figürlichen 
Zeichen beſchränkt werden; auch Wörter können eine Äärgerniserregende 
Darftellung enthalten und find dann troß Vorhandenjeins der jonftigen 
Borausfegungen ihrer Eintragsfähigkeit, obwohl fie aljo zur Ware und 
ihren Bejonderheiten im begrifflicher Beziehung nicht ftehen, zur Ein- 
tragung nicht geeignet. (Ebenjo Seligjohn N. 21, Kent Nr. 150; 
a.M. Landgraf N. 12, welcher auf die Wahl der Worte „Darftellungen“ 
und — zu großes Gewicht legt.) 

6. Die erweiterte Schutzfähigkeit von Wörtern machte es not— 
wendig, den ärgerniserregenden Darſtellungen Angaben, die erſichtlich 
den tatſächlichen Verhältniſſen nicht entſprechen und die Gefahr einer 
Täuſchung begründen, gleichzuftellen. „Es würde den Intereſſen des 
redlichen Verkehrs zumiderlaufen, Angaben, welche beider amtlichen 
Borprüfung von vornherein als trügeriſch erkannt find, Durch die 
Eintragung in die Zeichenrolle unter die Autorität eines ftaatlichen 
Schutzes zu ftellen” (Motive ©. 13). Im einzelnen jegt diejer Ver— 
jagungsgrund voraus: 

a) dab das Warenzeichen Angaben, welde den tatjächlichen 
Berhältniffen nicht entſprechen, enthält, mag es auch nicht ausſchließlich 
in einer irreführenden Angabe bejtehen, jondern mebenbei, vielleicht 
jogar vorzugsweiſe andere, eintragsfähige Elemente enthalten (vgl. PA., 
BNZBL. VU 282). SHierüber ift zu bemerken: 
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aa) Angabe i. ©. der vorliegenden Beſtimmung ift nicht jedes 
Merkmal, das in irgend einem Beſchauer die Vorftellung von dem Bor- 
andenjein beftimmter Tatjachen zu erweden vermag, jondern nur ein 
ren welches auch bei Perjonen, die es bis dahin nicht fannten und 
die den einjchlägigen Handelsverhältnifien fernftehen, eine beftimmte 
Vorſtellung über die obwaltenden tatjächlichen Verhältniſſe erwedt (PA., 
PM8Bl. IV 34). Es kommt ferner auf die Auffafiung bes er 
Publikums und auf die durchichnittliche Meinung an, die in den Kreiſen 
berricht, die für die Ware als Käufer in Betracht kommen, nicht auf 
die Unficht einzelner Perjonen oder bejchränfter Kreije, in denen die 
Ware feinen Abſatz findet (ebenda VI 376 bezüglich des jog. blauen 
Kreuzes, des Sinnbildes der Alkoholbelämpfer). Wenn aud das Geſetz 
zunächjt durch die Zulafjung von Wörtern als Warenzeichen zur Auf- 
nahme diejes Verjagungsgrundes veranlagt wurde (j. o.), jo iſt doch 
nicht zu bezweifeln, daß auch nichtwörtliche, nämlich figürlidhe An- 
aben hierher zu rechnen find (3. B. ein Butterfaß oder das Bild einer 
kuh als Warenzeichen für ein Butterjurrogat, eine Biene für Sirup 
oder für wachsähnliche Produkte, PMZBI. 1 234, 274, 311, IIY1, IV 35, 
VI 397). Erforderlich ift hierbei nur, daß zwiſchen dem Bilde und 
der Ware eine offenjichtliche Beziehung bejteht (die natürlich fehlen 
würde, wenn 3.8. das Yutterfan als Warenzeichen für Schleiffteine 
angemeldet wirde); unter diejer Vorausfegung ıjt das Bild ebenjo zur 
Srreführung des Publikums geeignet, wie das Wort und der Aus— 
drud „Angaben“ zwingt durchaus nicht zu einer Beſchränkung auf wört- 
fie Bezeichnungen. (Uebereinjtimmend Seligiohn N. 23, Kent 
Nr. 151, Mittler, FU. Konf. u. Markenſchutz ©. 30; a. WM. Landgraf 
N.13,a.) Eben deshalb ijt auch die Verwendung von Preismedaillen 
oder Orden, welche dem betr. Gewerbetreibenden nicht verliehen wurden 
oder dejjen Fortführung ihm nicht von dem beredtigten Gejchäftsvor- 
gänger gejtattet wurde, jowie die Verwendung eines nicht jchon unter 
Ziff. 2 fallenden öffentlichen Wappens, wenn dadurch ein Jrrtum über 
die Örtliche Herkunft der Ware hervorgerufen werden könnte, in einem 
Warenzeichen nicht zulälfig. (Vgl. PA, PMZBL. II 32, Kent Nr. 152, 
153.) Enthält ein Warenzeichen eine wörtliche Ungabe, jo fommt es 
im allgemeinen nicht darauf an, welder Sprade die verwendeten 
Worte angehören; doch gilt hier bezüglich der außereuropäijchen uud 
der toten Sprachen das oben W. 3, b — ©. 470 — Bemerkte in gleicher 
Weiſe. Unter Umftänden fann die irreführende Angabe, vom Sinn 
der Worte abgejehen, jchon in der Anwendung einer fremden 
Sprache gefunden werden; es jeßt dies aber voraus, daß nach Lage 
des Falles die Wahl der fremden Sprache nicht auf gejchäftlihe Rüd- 
jichten, wie fie aus der internationalen Bedeutung des Warenverfehrs 
jich ergeben, zurüczuführen ift, daß insbejondere an einen Erport der 
zu bezeichnenden Ware in das betr. Sprachgebiet nicht zu denken iſt, 
im Gegenteile Waren dieſer Art aus Ländern dieſes Sprachgebietes zu 
uns zu fommen pflegen und, ſoferne ſie dort ihren Urſprung haben, 
einen bejonderen Ruf genießen, jo daß bei dem Käufer der Ware durch 
Worte diefer Sprache leicht der Anjchein ermwedt wird, als jei die in 
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Wirklichkeit einheimifche Ware eine aus dem fremden Lande importierte 
und darum bejonders gute oder preiswürdige. (Bgl. PA., PMZBL I 
275, betr. ein wappenartiges Gebilde mit Worten der englischen Sprache, 
daj. 276 betr. den Fall, daß ein Heinrich Bürger eine Etikette mit dem 
Namen Henry Bourgeois für Kognaf anmeldete; III 245 betr. ein 
Zeichen für ZündHölzer, in welchem fich das Wort Baltköping findet 
und außerdem im Terte der Etikette die ſchwediſche Sprache verwendet 
ift, obwohl doc ein Erport diefer Ware nah Schweden ernitlich nicht 
in frage fommt; VI 208, 209; Zeichen „Orloff 00“ und „Moskowiter“ 
für Lilör; VI 207: Flor de Simchos für Tabaffabritate, die nicht aus 
Ländern der jpanifchen Zunge ftammen; Abu Bekr, Kara Ben Nemsi 
für nicht orientaliihe Waren; VIII 164: Dyrektorskie für Zigaretten, 
die nicht aus Rußland importiert, fondern im Inland aus ruffiichem 
Tabak hergejtellt find; anderjeit3 a.a.D. I 311, woſelbſt die Worte 
„Irade mark“ und „bouc veritable“ wegen der möglichen berechtigten 
Intereſſen in Anjehung des internationalen Verkehrs zugelafien find; 
j. auch a.a.D. II 91.) 

Für die Beurteilung, ob ein fremdiprachliches Wortzeichen irre- 
führend ift, kommt es micht auf die wörtliche Ueberjegung, jondern auf 
die Bedeutung an, die das Wort in der betr. fremden Verkehrsſprache 
hat (PA., PMB8Bl. IV 134). 

Immer muß die irreführende Angabe in der Daritellung 
des Zeichens zu finden jein. Es genügt nit, da außerhalb 
des Zeichens Umftände liegen, die in irgend einer Verbindung mit 
dem Zeichen oder mit der Tatjache feiner Eintragung eine Jrreführung 
ermöglichen (PA., PWZBI. V 341). Doch jind die durch die Erfahrung 
der Käufer und durch Reklame gebildeten Anjchauungen feine außer. 
halb des Zeichens liegenden Umſtände; denn auch für die Frage, wel- 
hen Inhalt ein Zeichen habe, ift maßgebend die Gewöhnung des Publi— 
fums und das, was das Rublifum auf Grund Ddiejer Gewöhnung in 
dem Zeichen fieht (RG. in PMZBL. VI 294; vgl. RGC. Bd. 40 ©. 94). 

bb) Die Angaben können fi auf alle möglihen Momente be- 
ziehen, welche für die Beurteilung der Ware von Bedeutung fein können; 
jo insbejondere 

a) auf Preis-, Mengen-, Gewichtsverhältniſſe, Be— 
ihaffenheit, Wert, Herkunft der Waren. Einzelne Fälle: 
Butterfaß für Margarine, Biene für Sirup oder für wachsähnliche 
Produfte, Kaffeetafel für Kaffeefurrogate, das Wort Columbia für nicht- 
amerifanijches Getreide (PMZBL. I 234, 272, 274, 311), franzöftiche 
Marken für deutiche Schaummeine, irreführend auch dann, wenn zur 
Fabrikation in Deutichland franzöfiiche Trauben verwendet find (ebenda 
II 193, V1 228, IX 9); die Worte „bejonders deftilliert für...“ bei Betro- 
leum (OLG. Dresden, ebenda VI 74); Worte wie „Brunnen“, „Quelle“, 
„Sprudel” für künstliche Mineralwäſſer (dajelbjt IIT 245); „Bilfener 
Bier“ für nicht in Pilſen gebrautes Bier (ebenda III 75, RGC. Bd. 30 
©. 165, VI 365, nach Anficht des PU. zuläffig dann, wenn die Brau- 
ftätte in einer jeden Zweifel ausichliegenden Weije angegeben; anders 
das RG. und Juſtus Veracius in R. u. U. III 246; ſ. auch PA. PMZBI. 
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IV 259, wonach im allgemeinen täujchende Ortsangaben durch Beifegung 
der wahren Produktionsſtätte nicht zuläjjige Warenzeichen werden); 
„Parisiana” für Schweißblätter, welche nicht von Baris find, „Doppel- 
jeife“, unzuläffig, weil der Schein verdoppelter Wirkung erzeugt werden 
fan, „Bohemia“, „Fridericus Augustus Böhmen Xagerbier“ für deut- 
jche8 Bier, unzuläſſig ohne Rüdjicht darauf, ob das Bier an Qualität 
dem böhmischen nachiteht oder nicht (PA., PMZBL. IV 157, 212, 217, 
262; vgl. aud) II 138, 139, 186, III 216, IV 15, 135, VI 399, VII 249, 
VIII 27, IX 154; ROE. 40 ©. 91). — Auch Behauptungen wie: Die 
Herftellung der Ware ftehe unter Kontrolle und Garantie der Behörde, 
jte jei im Auslande geſchützt, von einem Fürſten begünftigt u. dgl. ge- 
hören hierher (vgl. Kent Nr. 166; Meili in R.u. U.1359). Weiter 
ift unzuläjfig eine Marke mit den Worten „gejeßlich geichüßt“, da dieſe 
auf die Waren bezogen werden können und den Anichein erweden, die 
Ware jtehe unter Patentſchutz; anders, wenn deutlich gejagt iſt: Eti- 
fette geſetzlich geichüßt u. dgl. (PA, PMZBI. VI 204, 209). Zu den 
irreführenden Angaben gehören ferner folche über das Alter des Ge- 
ichäfts (a. a. ©. VIII 53: faliche Angabe des Gründungsjahrs), An- 
gaben, die fi) auf den Inhalt beziehen, wenn das Zeichen für leere 
Flaſchen beſtimmt ift (ebenda VI 34) u. ſ. f. 

Wird ein Zeichen im Verkehr als Beihaffenheitsangabe 
aufgefaßt, jo fann in der Benutzung des Zeichens für anders beſchaffene 
Waren eine Angabe tatjächlicher irreführender Art gefunden werden 
( 0. ©. 479). Dies gilt auch dann, wenn die Ware, für die das Zeichen 
ich als Beichaffenheitsangabe darftellt, nur in einem bejtimmten Ge— 
ichäfte hergeftellt wird und ſonach das Zeichen zugleich Kennzeichen der 
Waren diejes beftimmten Gewerbetreibenden ift (jo 3. B. die Ausftattung 
des franzöſiſchen Benediktinerliförs, 5. RG., PMZBL VI 292). 

B) Die Angabe kann ferner die Beziehung der Ware zu 
einer bejtimmten Berjon oder Firma zum Gegenjtande haben, 
indem ein fremder Eigenname oder eine fremde Firma beigefügt 
oder ausjchließlich verwendet ift. Soweit Name oder Firma fingiert 
ift, ericheint das Zeichen insbejondere dann unzuläffig, wenn fie ge» 
jchieht, um minderwerttge Waren nicht unter der wahren Firma in 
den Verkehr zu bringen (PU., PMZBI. II 91, 365); ferner dann, wenn 
durch die Wahl der Sprache zugleich der Anjchein ermwedt wird, als 
ſtamme die Ware aus einem Lande, das Hinfichtlich derartiger Waren 
einen bejonders guten Ruf genießt (vgl. das zu aa Bemerkte, dann 
PA. PNMZB. 1276, II 91, 359, 364, TIL 194, 245, IV 93). Die Ber- 
wendung von Namen eriltierender PBerjonen oder von beftehenden Firmen 
fällt unter die gegenwärtige Vorjchrift nicht fchon immer dann, wenn 
nur überhaupt die Meinung erwedt wird, die Ware entjtamme dem 
Betrieb eines anderen, als des Anmelders; denn gegen Kollifion der 
Nechte von Konkurrenten jchügt nicht $ 4°, jondern $ 5 (PA. a. a. O. 
IX 11). Vielmehr ift, damit von einer hieher gehörigen Bezeichnung die 
Rede jein kann, erforderlich, da der Name oder die Firma in Bezug 
auf Waren der betr. Urt einen guten Klang hat, einen Ruf genieht, 
für den Abnehmer nicht ohne jedes Interefie it. - (PA. a. a.O. VIII 
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255; unzuläffig ift 3. B. Die Verwendung des Namens „Liebig“ für 
Waren aller Art, deren Herftellungsprozeß mit Liebig in Beziehung 
gebracht werden Fönnte, ebenda Ill 211; von Namen wie „Liebreich” 
für Arzneimittel, „Peter“ für Zigarren, PA., R. u. U. IV 56, 55, PMBBl. 
III 246.) Da nun aber in allen Fällen das — unten noch näher zu 
beijprechende — Moment der Täuſchungsgefahr hinzukommen muß, it 
die Verwendung eines fremden Namens oder einer fremden Firma 
dann unbedenklich, wenn entweder zwijchen dem Träger des angemel- 
deten Namens bzw. der angemeldeten Firma und dem Anmelder oder 
der Ware, für die das Zeichen beftimmt ift, eine nachweisbare Be- 
ziehung befteht, 3. B. der Anmelder Waren aus der Fabrik des Namens- 
träger bzw. der Firma in Berfehr bringt und nur für ſolche das 
Zeichen verwenden will oder der Namensträger wenigitens zur Her— 
jtellung der Ware auf irgend eine Weije jeine Hilfe leiht, durch Kon— 
trole, Beauffichtigung oder ſonſtige moralifche Unterftüßung für den 
Heriteller eintritt (vgl. Kohler in R. u. U. II 126 ff., III 197 ff., PA. 
in PMZBL. VI 204, 357, VII 46, 203). Unbedenklich ift die Benugung 
eines fremden Namens ferner dann, wenn diefer Name im Verkehr 
weder al3 Name des Beicheninhabers aufgefaßt, noch jonft mit der 
Ware in Beziehung gebracht werden fann, wie 3. B. der Name einer 
Perſon, welche auf anderem als gewerblichen oder techniſchen Gebiete 
befannt oder berühmt worden ift — man denfe an Worte wie Zola- 
Kravatte, Ibſen-Hemdkragen, Bismard-?eder u. dgl. Dagegen ift die 
Erlaubnis des Namensträgers zur Führung des Namens nicht von 
ausichlaggebender Bedeutung. Liegt einer der eben erwähnten Fälle 
vor, beitehen namentlicdy zwijchen dem Namensträger und der Ware 
Beziehungen, jo erjcheint die Verwendung des Namens als eine das 
Publitum in Bezug auf die Ware irreführende Bezeihnung aud dann 
nicht, wenn Die Einmwiffigung des Namensträgers fehlt. Es handelt 
ſich aber in $4 Nr.3 nicht um den Schuß desjenigen, auf den die 
Marke hinweilt, jondern um den Schuß der Abnehmer der Ware, die 
durch das Zeichen nicht verleitet werden jollen, Beziehungen der Ware 
anzunehmen, die nicht zutreffen. (Die Einwilligung wird vom PA. 
für entbehrlich erachtet PMZBL. VIII 231, IX 155, dagegen verlangt 
VI 357, VII 46.) Anderjeits fann die Einwilligung des Namensträgers 
dejien Beziehungen zur Ware nicht erjegen; namentlich ift ein Zeichen, 
das einen Namen enthält, der im Verkehr allgemein den Gedanken an 
eine Perſon wachruft, die al3 Produzent von Waren gleicher Art be- 
fannt ift, ein dezeptives Zeichen, wenn auch eine zufällig eben dieſen 
Namen führende Perfon die Einwilligung zur Benugung gegeben hat 
(vgl. RG., PMZBI. II 143). 

Kommt ein Name ſowohl als Perſonen- wie aud als 
Ortsname vor, jo ijt für die Beurteilung der Bedeutung des Wortes 
die Auffafiung des Verkehrs mafgebend (PA., PMZBI. VII 282; dieje 
Auffaffung wird für den Perfonennamen entjcheiden, wenn e3 der Name 
einer berühmten Perjönlichkeit ift, der nebenbei eine wenig befannte 
geographijche Bezeichnung enthält, a. a.D. VI 205). Wenn ein Wort 
in jeiner urjprünglidhen Bedeutung nicht eine Perjon, jondern 


488 IV. Gejeb zum Schub der Warenbezeichnungen. $ 4. 


eine Menjchenklafje, einen Gegenftand, ein Tier bezeichnet, jedoch aud) 
als Perjonen- oder Familienname vorfommt, ift regelmäßig die erftere 
Bedeutung mahgebend, jofern nicht das Wort durch Voranjtellung des 
Vornamens als Perjonenname bejonders gekennzeichnet ift (a.a.D. 
VII 303). Wörter, die jowohl als Eigennamen, wie ald Berufs- 
bezeihnung vorflommen, wie Jäger, rk u. dgl., können in der 
Regel nicht deshalb abgelehnt werden, weil jie al3 fremder Name er- 
fihtlih im Widerjpruh mit den tatjächlichen Berhältnifjen ftünden 
(a. a. O. VII 178, betr. dad Wort „Schügenfedern“). Dies kann freilich 
in einem Einzelfalle wegen der bejonderen Bedeutung des Namens für 
die Warenjpezied anders ich geitalten. 

Auf diejelbe Stufe, wie die Verwendung fremder Namen, ift 
der Gebraudy von Porträts befannter ‘Berjonen oder von Wappen, 
die nicht unter Nr. 2 des $4 fallen, zu ftellen, joferne durch ihn der 
Schein erwedt werden fann, als ſtehe die dargeftellte Berion — 3. B. 
Liebig, Kneipp ꝛc. — zur Herjtellungsart der Ware in Beziehung oder 
als rühre die Ware aus dem Lande oder Orte 2c. her, dejfen Wappen 
benüßt it. (Vgl. Kent Nr. 162.) Wird zu dem fremden oder fingierten 
Namen, zu dem fremden Borträt oder Wappen der eigene Name oder 
die eigene Firma des Anmelders hinzugefügt, jo wird dadurd die Zu- 
läjligfeit des Zeichens nicht begründet (PA. in PMZBL. III 254). 

Der Gebraud) der eigenen Firma in abgefürzter Geftalt 
fann, injoweit die Abkürzung nad) $ 13 ftatthaft ift (j. dort N. 7), als 
— Bezeichnung nicht angeſehen werden (RG., PMBBMl. 

) 5). 

y) Die Angaben können endlich Bezug haben auf den Geſchäfts— 
betrieb überhaupt oder auf die Perjon des Geſchäftsinhabers 
(vgl. PA., PMZBI. III 244: unzuläſſig das Warenzeichen „Seppihütte“ 
für eine Zintichmelze, weil man unter „Hütte“ eine Anftalt für Dar- 
jtellung von Metallen aus Erzen verfteht; unzuläffig ald Warenzeichen 
find ferner die unter $ 1 des Wettbewerbögejeges fallenden Angaben, 
3. B. die unwahre Behauptung, das Gejchäft ſei eine Fabrik, es ſei 
Das einzige oder das erjte diejer Art, der Inhaber bejite dieje oder 
jene Auszeichnung u. dgl.; unzuläſſig die Bezeichnung des Geſchäfts 
mit einem Namen, der nicht der Etablijjementsname des Anmelders 
it — PA. PMZBL. III 244, IV 33). 

Abweihungen von dem eine irreführende Angabe enthalten- 
den Worte oder Bilde machen, wenn die Gefahr der Verwechſelung be- 
jteht, das Zeichen nicht eintragsfähig (vgl. $ 20; PA. in PMZBI. IV 28: 
„Laktiol“ jtatt „Laktol“, daſ. ©. 93: „Digeftin“ ftatt „Digeftiv“). 

ee) Unter die „tatfähhlichen Berhältniffe” fallen auch Rechts- 
verhältnifie, 3. B. das Beſtehen eines Nechtsichußes für die Ware (i. 
unter bb, o. 5. 486) oder eines Rechtsichußes für das Zeichen im Aus» 
lande. Eine den tatjächlihen Verhältniſſen nicht entfprechende Angabe 
liegt nicht vor, wenn jemand ein Zeichen anmeldet, das als das Kenn- 
eichen der Waren eines anderen in beteiligten Verkehrskreiſen befannt 
it; der Eintragung eines jolchen Zeichens jteht an fich nichts im Wege 
(vgl. aber $ I Abi. 2). E3 genügt, wenn eine Angabe objektiv der Wahr- 
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heit nicht entſpricht, ſollte auch der Anmelder in gutem Glauben ſich 
befinden; die Abſicht, das Publikum irre zu führen, iſt nicht voraus— 
gejegt (PA, PMZBI. VI 208). 

Eine weitere Borausjegung der PBerjagung der Eintra- 
gung ift 

b) dab die Unmwahrheit der Angabe erfihtlih ift, d. h. zu 
Tage liegend, durch den Anblid erfennbar; das Patentamt ſoll aljo 
nicht langwierige Unterſuchungen anftellen oder gar Zeugen oder Sad)- 
verjtändige vernehmen und dadurd die Enticheidung über Zuläffigkeit 
eines Zeichens verzögern; es joll ſich vielmehr nach dem vorliegenden 
Anblid entiheiden (Stenogr. Ber. ©. 2158). 

„Erſichtlich“ ift nicht gleichbedeutend mit „offenfundig“, d. h. 
allgemein oder doc) in weiteren Kreijen befannt; ed genügt, wenn das 
Batentamt den irreführenden Charakter der Angabe erfennt (vgl. 
Landgraf ®.13a). Die Grundlage für die Beurteilung bildet nament- 
fih der Bergleihh des Zeichen? mit dem Warenverzeichnifie, j. 8 2 
N.3b; ift jenes -mit den im WVerzeichniffe aufgeführten Waren unver- 
einbar, jo widerspricht es den tatjächlichen Verhältniffen. Der Wider- 
ſpruch fann ferner durch Betrachtung der Bezeichnung des Gejchäfts- 
betrieb ($ 2 N. > ji) ergeben, 3. B. wenn das Zeichen die Worte 
enthält „eigenes Fabrikat” und der Gejchäftsbetrieb auf Handel mit 
Waren beichräntt ift. Das Patentamt kann aber auch weiteres ihm 
zu Gebote jtehendes Material benutzen und es ift insbejondere nicht 
ausgeichlofien, da& die Behörde dem Anmelder aufträgt, Tatjachen, 
welche in dem Warenzeichen behauptet und nad) den Verkehrsanſchauungen 
für die Beurteilung der Waren oder des Gejchäftsbetriebes von Bedeu- 
tung jind, ſoweit fie nicht amtsbefannt, erjt nachzumweifen, 3. B. den 
Beſitz von Preismedaillen u. dgl., das Beitehen eines Patentes, eines 
Mufterichußes, eines ausländiichen Marfenjchußes, die Verleihung des 
Hoflieferantentiteld, das behauptete Gründungsjahr u. ſ. f. (PMZB. 
154, 99, II 90). Sieht ſich das PA. zu ſolchen Erhebungen nicht ver- 
anlaßt und trägt es das Zeichen, weil eine irreführende Angabe nicht 
erjichtlich, ein oder erfolgt die Eintragung troß Erhebungen, weil dieje 
den irreführenden Charakter des Zeichens nicht dartun, jo kann immer 
noch jpäterhin fich ergeben, daß das Zeichen auf Grund des $ 4 Ziff. 3 
nicht hätte eingetragen werden jollen; dann kann nach $ 8 Abi. 2 Nr. 2 
die Löſchung von Amts wegen erfolgen; überdies jteht jedem Dritten 
nad) $ 9 Ziff. 3 die Löichungsflage zu. Dagegen fann, wenn die Er- 
hebungen die Täujchungsgefahr ergeben, die „Erfichtlichkeit” wohl faum 
mehr geleugnet werden. (Bgl. Veracius in R. u. U. III 247 gegen 
PA., PMZBL. III 74.) 

e) Es genügt nicht, daß die Angabe unrichtig it; fie muß auch 
die Gefahr einer Täuſchung begründen. Demnad fallen nicht alle 
zum Zwede der Reklame gebrauchten Bezeichnungen hieher; Worte wie 
„unübertrefflich“, „non plus ultra” u. dgl. werden im Publikum all» 
gemein nad) ihrem wahren Werte gewürdigt und können eine Täufchung 
in dem Sinne, ald ob es eine 2 Ware, als die jo bezeichnete, nicht 
mehr geben würde oder ald ob auch nur die bezeichnete Ware über 
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jeden Tadel erhaben wäre, doch faum bewirken. (Dies ift auch die 
Auffafiung des PA., vgl. PMZB. IT 314; eine a. M. ift in der Beitichr. 
f. Induftriefhuß 1892 Heft 8 ©. 33 vertreten.) Sobald dagegen der 
Ware eine ihr tatjächlich nicht innewohnende fpezielle Eigenfchaft, . B. 
die Unzerreißbarkeit, vindiziert und die Unrichtigkeit erſichtlich (j. 
lit. b), wird die Zurüdweifung einzutreten haben. (©. über die verichie- 
denen Richtungen, in welchen irreführende Angaben vorkommen fünnen, 
lit. a, bb diejer Note, ©. 485 ff.) Es ift nicht erforderlich, daß die Täu- 
ihungsgefahr jchon den Abnehmern des Anmelderd gegenüber, im 
Großhandel, bejteht; es genügt, wenn fie für den Sleinverfehr, dem 
fonjumierenden Publikum gegenüber angenommen werden kann (PA., 
PMZBL. I 274, 311; ROSE. 40 ©. 9%). Die Täufhung muß nur ob- 
jeftiv mwahrjcheinlih, nicht aber vom Anmelder beabjichtigt jein 
(Landgraf ©. 32, PU. a.a. DO. V1208). Es ift auch nicht erfor- 
derlich, dab die Gefahr einer Schädigung des Publikums 
bejteht; wenn aud 3.8. Waren, welde an dem jcheinbaren auslän- 
diichen Urjprungsorte produziert werden, nicht beifer find, als ein- 
heimifche, jo ift die unrichtige Angabe über die Herkunft der Ware doc) 
irreführend, denn es ift immerhin möglich, daß das Publikum auf den 
vermeintlichen Urjprungsort Wert legt (PU., PMNZBI. I 275). 

Die Täufchungsgefahr muß gegenwärtig vorliegen oder 
in abjehbarer Zeit zu erwarten jein; fie darf micht ſchon fort- 
gefallen jein (mas insbejondere anzunehmen ift, wenn ein Berjonen- 
name zu einem für die Ware zutreffenden Sachnamen fich entwidelt 
hat, PA. in PMZB. VII 255). 

Die Gefahr der Täuſchung wird mitunter durch deutlich ſichtbare 
Zufäße zu den unrichtigen Angaben bejeitigt (vgl. PA., PMZBL. VI 228, 
IX 9 betr. die Hinzufügung des deutichen Fabrifationsortes zu fran- 
zöfiihen Schaummeinbezeichnungen). 


Abjat I. 

7. Gelöſchte Zeihen. Dieſe Beftimmung ift veranlaft durch 
die Erfahrung, daß in einzelnen Fällen Zeichen, deren rechtzeitige Er- 
neuerung verjäumt wurde und deren Löſchung von Amts wegen nad) 
$5 des früheren Gejeges aus diefem Grunde erfolgte, in unlauterer 
Abſicht jofort von einem Dritten angemeldet wurden. Diejfe Anmel- 
dung fonnte nicht zurüdgewiejen werden und jo war der illoyalen Kon— 
furrenz; Tür und Tor geöffnet. (Vgl. insbefondere über den Prozeß 
der kaiſ. Tabafmanufaftur in Straßburg wegen ihres Warenzeichens, 
— eine Schwarze Hand —, das nad) Berjäumung der Erneuerung von 
anderer Seite ufurpiert wurde, Kohler, Aus dem Patent- und In— 
duftrierechte I 40; RGC. 18 ©. 98.) Die von Kohler (a. a. DO. und 
Markenſchutz ©. 298, 302) vertretene Auffaffung, als ob nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen die Ujurpation des Zeichens eines anderen nicht ftatt- 
haft und der urjprüngliche Inhaber dagegen zu ſchützen jei, hat Die 
Billigung der Judifatur nicht gefunden und es mußte daher die Gejeh- 
gebung eingreifen (vgl. Motive ©. 13). Durch die Beſtimmung diejes 
Geſetzes wird nicht etwa dem bisherigen PBeicheninhaber troßg der 
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Löſchung das formale Zeichenredht erhalten, e8 wird ihm nur ermög- 
licht, zwei Jahre lang das ausichliegliche Recht auf das Zeichen wieder 
zu erwerben, ohne dat ein anderer ihm während Ddiejer Zeit den Rang 
ablaufen fann. Freilich wird jegt eine Löſchung nur jelten gejchehen, 
ohne daß der Zeicheninhaber vorher davon erfährt; allein ausgeichlofien 
ift dies jelbjt im Falle des $ 8 Abi. 2 Nr. 1 nicht abjolut und aud) 
dann, wenn der Zeicheninhaber von dem Bevorftehen der Löſchung 
Kenntnis gehabt hat und es trogdem zur Löſchung gefommen ift, Tiegt 
die Sache nicht immer jo, daß anzunehmen ift, der Zeicheninhaber wolle 
jein Beichenrecht preisgeben. Mit der vorliegenden Beltimmung hat 
das Gejeß ebenjo wie mit dem $ 15 und der Borichrift in $ 9 Abi. 2 
anerkannt, daß ein Zeichen auch ohne Eintragung ſich im Alleinbefit 
einer Berion befinden kann, der den Nechtsichug verdient; denn nur jo 
läßt es Sich erflären, daß nad Erlöjchen des formalen Beichenrechts 
ein ausjchliefliches Recht auf Wiedererwerb desjelben beftehen kann. 

Zur Auslegung der Beitimmung möge folgendes dienen: 

a) Das Zeichen muß gelöjcht jein, ſonſt fommt nicht $ 4 Abi. 2, 
jondern $ 5 zur Anwendung. Aus welchem Grunde die Löſchung er- 
folgt ijt, darauf fommt es nicht an; denn wenn auch der Anlah der 
Beltimmung in den mihlichen Folgen der Nichterneuerung der Anmel- 
dung zu finden tft (j. o.), jo unterjcheidet doch das Geſetz nicht. Es 
fann aljo abgejehen von dem alle des 88 Abſ. 2 Ziff. 1 das Zeichen 
von Amts wegen gelöfcht worden fein, weil die Eintragung hätte ver- 
jagt werden ſollen ($ 8 Abi. 2 Ziff. 2); würde jpäter die Auffafjung des 
BU fi ändern, jo darf innerhalb zweier Jahre hieraus fein Dritter, 
jondern nur der frühere Zeicheninhaber Vorteil ziehen. Außerdem 
fann das Zeichen auf Antrag oder auf Grund eines gerichtlichen Ur- 
teils gelöſcht worden jein ($8 Abi. 1, 89). Das angemeldete Zeichen 
muß natürlicy mit dem gelöjchten übereinjtimmen; es findet aber auch 
hier $ 20 Anwendung, jo daß die Eintragung auch dann zu verjagen 
ift, wenn troß Abweichungen die Gefahr der Verwechſelung beiteht. 

b) Die Eintragung darf nicht ftattfinden für die Waren, für 
welche das Zeihen eingetragen war, jowie für gleichartige 
Waren. Die Beichenrolle läßt entnehmen, für welche Ware das Beichen ein- 
getragen war, ſ. 33 Nr.2u.82, dazu dajelbjt N. 3 lit. b, ©. 446, wo aud) 
an der Hand des Kommm.Ber. darauf hingemiejen ift, was man unter 
Waren derjelben Art zu verftehen habe und daß dabei die Möglichkeit 
der Verwechſelung im Verfehr eine wichtige Nolle jpielt. (Vgl. auch 
die Bemerkungen zu $5 5,6 und Landgraf. 16.) Der Begriff der 
Gleichartigkeit ijt nicht zu verwechſeln mit dem der Zugehörigkeit zu 
berjelben Warenflajje; legterer iſt ein weiterer; darum ift die Ein- 
teilung der Waren in gewiſſe Klaſſen, wie fie in den Beröffentlichungen 
des PU. ericheint, für den Begriff der Gleichartigfeit nicht maßgebend 
(vgl. Geichäftstätigkeit ©. 364 ff.). 

e) Die Eintragung darf innerhalb der zweijährigen Frift 
niht zu Gunften eines anderen als des legten Inhabers 
erfolgen. Auch nicht mit Zuftimmung des legteren? Die Enticei- 
dung Diejer frage hängt davon ab, ob man annimmt, die Bejtimmung 
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jei nicht nur im Intereſſe deö legten Beicheninhabers, jondern im öffent- 
lihen Intereſſe ergangen, damit nicht durch alsbaldige Eintragung 
eines Zeichens für eine andere Berjon in den beteiligten Verkehrskreiſen 
Verwirrung entftehe. Für diefe Annahme jpricht allerdings die Stel- 
ung der Beitimmung — $ 4 Abi. 1 enthält durchweg abjolute Ber- 
jagungsgründe, in $$ 5 u. 6 dagegen ift von einem relativen Grunde 
die Rede; joll nun der zweite Abſatz des $ 4 nicht auch einen abjoluten 
Berjagungsgrund betreffen? Auch der Umjtand, dat die Löſchung einer 
im Widerjpruch mit $ 4 Abf. 2 erfolgten Eintragung nach $ 9 nicht im 
Wege der Klage verlangt werden, vielmehr nur nah $ 8 von Amts 
wegen geichehen kann, jcheint eine Stüge für die Annahme zu bilden, 
daß die Einhaltung der Vorſchrift des $ 4 Abi. 2 der Privatdispofition 
entrüdt ift. Aber anderjeit3 läßt doc die Entſtehungsgeſchichte (j. o.) 
erfennen, daß es fih nur um den Schuß des legten Inhabers gegen 
unlautere Konkurrenz gehandelt hat; wie ferner Rhenius (S. 53) zu- 
treffend hervorhebt, hat ed der Zeicheninhaber, wenn er den anderen 
Anmelder begünstigen will, vollftändig in der Hand dadurd), daß er 
entweder jein Zeichen nicht löſchen oder nach der Löſchung wieder ein- 
tragen läßt, gegen die Neuanmeldung aber den in $$ 5, 6 zugelaſſenen 
Widerſpruch nicht erhebt und nun erſt nach Eintragung des Zeichens 
für den anderen fein Zeichen löſchen läßt, zu bewirken, daß der andere 
mit jeinem Gejchäftsbetrieb in den Genuß des Zeichenrechtes einrüdt, 
wodurch natürlic die beteiligten Verklehrskreiſe nicht minder verwirrt 
würden, als im Falle der Eintragung des Zeichens innerhalb der Sperr- 
friftt, Man wird aljo, da die zuleßt erwähnten Gründe in ihrer Be- 
deutung überwiegen, fich dafür enticheiden müſſen, daß das Gele nur 
die Eintragung gegen den Willen des legten Jnhabers ver- 
bieten wollte, mit dejjen Zuftimmung aber die Eintragung 
auch innerhalb der Sperrfrift zulässig ift. (Ebenjo Rheniusa.a.D., 
Landgraf ©. 33; anders PA. in PMZBL. 166, Seligjohn ©. 69, 
Kent Nr. 171 und 173.) Allerdings wird der letzte Inhaber Hier zu 
dem Berfahren nicht zugezogen; aber dies ſchließt doch nicht aus, daß 
etwa der Neuanmelder des Zeichens ſich die Zuftimmung verjichaffe. 
(Zu weit geht Meves S. 86, welcher eine Mitteilung der Neuanmeldung 
an den legten Inhaber verlangt.) 

Als letzter Inhaber des Zeichens erjcheint zunächſt derjenige, 
welcher vor der Löſchung in der Zeichenrolle ald Inhaber eingetragen 
war. Allein es ift leicht denkbar, daß dieſer in Wirklichkeit nicht der 
legte Inhaber ift, weil das Zeichen noch vor der Löſchung mit dem 
Sejchäftsbetriebe auf einen anderen übergegangen ($ 7), davon aber in 
der Zeichenrolle fein Vermerk gemacht worden war. Es ift nun nicht 
anzunehmen, daß das Geſetz unter dem „legten Inhaber“ nur den zu— 
legt in der Rolle eingetragenen, nicht aber den tatjächlihen Inhaber 
verftanden wifjen will; $ 7 Abi. II findet hier feine Anwendung, denn 
unter dem dort gemeinten „Recht aus der Eintragung“ ift das Zeichen- 
recht als jolches (j. insbejondere $ 12) zu verftchen und mit dieſem 
haben wir es hier nicht zu tun. (Daß es fich bei Anwendung des $ 4 
Abj. 2 überhaupt nicht um Geltendmachung eines Nechtes handelt, wie 


Sperrfrift für gelöſchte Zeichen. 493 


Seligjohn ©. 70 lit. c meint, kann nicht zugegeben werden; denn ein 
ausichließliches Recht auf Wiedereintragung fteht dem Inhaber doch 
zu.) Wenn jich aljo der nicht eingetragene Rechtsnachfolger als ſolcher 
zu legitimieren vermag — vgl. $7 Abi. 1 —, fo fteht ihm der Lauf 
der Sperrfrift nicht im Wege, vorausgejegt, daß die Rechtsnachfolge 
vor der Löſchung eingetreten ift, denn nachher konnte ein Zeichenrecht 
nicht mehr übertragen werden und dag Gejeß ſpricht vom legten In— 
aber, womit es zweifellos den — wenn auch nicht eingetragenen — 
Inhaber zur Zeit der Löfchung meint (vgl. Seligjohn ©. 69, 70, 
Kent Nr. 174, Komm.Ber. ©. 3). Meldet fi) nun der Rechtsnach— 
folger erjt, nachdem noch innerhalb der Friſt das Zeichen für den zu- 
legt eingetragenen Inhaber wieder eingetragen worden war, jo hat das 
PA. biete Eintragung, welche zu verjagen gemwejen wäre, gemäß 8 8 
Abi. 2 Nr. 2 wieder zu löfchen. Daß aber nunmehr der Rechtsnachfolger, 
aljo der wirkliche legte Inhaber des Zeichens, vor Ablauf von zwei 
Jahren feit dieſer zweiten Löſchung die Eintragung für fich nicht jollte 
begehren fünnen (Seligjohn ©. 70), kann als richtig nicht anerkannt 
werden. Zwar jpricht dafür der Wortlaut, aber gewiß nicht der Sinn 
des 8 4 Nbj. 2; das Geſetz wollte doch denjenigen nicht durch dieje Vor— 
jchrift privilegieren, der gerade unter Verlegung derjelben Eingang in 
die Zeichenrolle gefunden hatte. Jedes PVerjehen des PA., auf Grund 
dejien der Lauf der Sperrfrift unbeachtet blieb, würde fonft dazu führen, 
daß der zu Unrecht Eingetragene den legten Inhaber zwei Jahre von 
der zweiten Löſchung an ausjchliegen würde, während er jelbit als 
allerlegter Inhaber jchon nad) Ablauf von zwei Jahren feit der erften 
Löſchung die Eintragung begehren könnte, und der Wert der gejeglichen 
Vorſchrift würde jo geradezu im fein Gegenteil verfehrt. (Ueberein— 
ftimmend Kent Nr. 174, Mittler ©. 68, teilweife mit anderer Be- 
gen. Dagegen läuft, wenn eine während der Sperrfrift erfolgte 

intragung wieder gelöjcht wird, für jeden Dritten von da an eine 
neue zweijährige Frift. 

Während der Eperrfrift einlaufende Anmeldungen find, da 
fie zur Eintragung vor Ablauf derjelben nicht führen können, auch 
jonjt ohne jeden rechtlichen Belang, d. h. fie dienen nicht zur Wah— 
rung der Priorität und müſſen vom Patentamte zurüdgewiejen wer- 
den. (Ebenjo Seligjohn ©. 71, Kent Nr. 175, Mittler ©. 72.) 
Die gegenteilige Meinung (j. namentlih Rhenius ©. 53) ſtützt ſich 
darauf, dag Abi. 2 nur ein zeitliches Hindernis ftatuiere, nicht 
einen definitiven Verfagungsgrund. Richtig tft freilich, daß nad Ab- 
lauf der Sperrfrijt (j. darüber unten lit. d), ohne daß inzwijchen das 
Zeichen für den erjten Inhaber wieder eingetragen wurde, dritte Per— 
jonen vom Erwerbe des Nechtes auf das Zeichen nicht mehr aus- 
geichloffen jind. Aber jolange die Frift läuft, ift dieſer Erwerb un— 
möglich, und jo wenig jemand vor nfrafttreten des gegenwärtigen 
Geſetzes ſich durch Anmeldung eines bis dahin unzuläffigen Wortzeichens 
die Priorität vor anderen Anmeldern fichern fonnte, jo wenig iſt dies 
zu einer Zeit möglich, zu welcher nach dem gegenwärtigen Geſetze die 
Eintragung unftatthaft ift. Es kann doc auch niemand ein Zeichen 


494 IV. Geſetz zum Schuß der Warenbezeichnungen. $8 4, 5. 


für den künftigen Fall anmelden, daß es aufhört, Freizeichen zu fein 
oder daß es den tatjächlichen Verhältniſſen entipriht. Die entgegen- 
gejegte Annahme führt auch zu unhaltbaren Konjequenzen. Wenn 
nämlich Rhenius (©. 54) meint, den nad der Löſchung eingegangenen 
Anmeldungen gegenüber habe die Neuanmeldung des legten BZeichen- 
inhabers den Vorrang, auch wenn fie jpäter erfolge, obwohl der legte 
Inhaber jeine urjprüngliche Priorität verloren habe, es fomme alſo 
der $ 5 zu Gunſten des legten Inhabers, nicht zu Gunjten der anderen 
Anmelder zur Anwendung, jo wird doch wohl diefem $ 5 Gewalt an- 
getan; denn wenn die von einem Dritten ausgehende Anmeldung 
während der Sperrfrift überhaupt rechtliche Bedeutung haben joll, 
jo muß fie auch der jpäteren Anmeldung des leßten Inhabers gegen- 
über die Priorität im Sinne des $ 5 genießen. Damit würde aber 
durch jede Anmeldung während der Sperrfrift das Recht des legten 
Inhabers, falls er es jpäter, aber nod innerhalb der Friſt geltend 
machen würde, illujoriich gemacht, der dritte Anmelder müßte zwar mit 
der Eintragung warten, bis die Friſt abgelaufen, dann aber fäme er 
und nicht der legte Inhaber zur Eintragung. Dieje Konjequenz wird 
völlig vermieden, wenn, wie es wohl der Sinn des $ 4 Abi. 2 iſt, 
innerhalb der Sperrfrift der Anmeldung des Zeichens durch andere als 
den legten Inhaber jegliche Bedeutung abgejprocden wird. Daraus 
ergibt jich weiter, daß eine joldye Anmeldung auch nach Ablauf der 
Frift vom PA. nicht zu berüdjichtigen ift. 

Möglicherweife ift ein mit einem eingetragenen Zeichen überein- 
ftimmendes Zeichen noch vor der Löſchung des eriteren von anderer 
Seite angemeldet worden, das Verfahren nad $$ 5, 6 aber zur Zeit 
der Löſchung nocd nicht durchgeführt. Läßt nun der legte Inhaber 
das Zeichen während der Frijt für fich neu eintragen, jo fann er gemäß 
$ 5 der Eintragung des übereinftimmenden Zeichens auch nad) Ablauf 
der Friſt mit Erfolg widerjprechen; denn die Anmeldung follidierte mit 
dem bereits bejtehenden Zeichenrechte und hatte eine Wirkung nur unter 
der Borausjegung, daß der Zeicheninhaber durch Unterlaflung des 
Widerjpruchs die Eintragung genehmigte; mit dem NWugenblide der 
Löſchung des eingetragenen Zeichens hörte die Möglichkeit der Wider- 
jpruchserhebung auf, gleichzeitig aber wurde von jegt an auf die Dauer 
der zweijährigen Frijt die Eintragung zu Gunften des jpäteren An- 
melders überhaupt unzuläſſig und wenn nun dieje Friſt abgelaufen, 
in der Zwiſchenzeit jedoch das Zeichen für den früheren Inhaber wieder 
eingetragen iſt, kann fich zwar Diejer nicht auf jeine frühere Priorität, 
der andere aber auch nicht auf die im Widerjpruch mit dem damals 
bejtehenden Zeichenrechte erfolgte Anmeldung berufen; er fann die An- 
meldung jeßt wiederholen, ihm gegenüber genießt aber der legte In— 
haber auf Grund der innerhalb der Sperrfrift erfolgten Eintragung 
die Priorität. (Ebenjo Kent Nr. 175; a. M. Rhenius ©. 54, welder 
beide Zeichenrechte nebeneinander bejtehen läßt.) Hat nun aber die 
während des Bejtehens des älteren Zeichenredhtes erfolgte Anmeldung 
zu einer Eintragung geführt, weil das PA. die Uebereinftimmung ver- 
neinte oder der Widerjpruch unterblieb und wird dann das ältere 
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Zeichen gelöjcht, jo kann der Inhaber desjelben, wenn jpäter die Ueber- 
einftimmung angenommen wird, zwar trogdem auf Grund des $ 4 
Abj. 2 die Wiedereintragung bemwirfen, denn die im Widerjpruch mit 
dem älteren Beichenrechte erfolgte ipätere Eintragung fteht ihm nicht 
im Wege; er hat aber fein Mittel, dieje Eintragung zur Löſchung zu 
bringen, weil das Zeichen für ihn jetst nicht auf Grund einer früheren 
Anmeldung eingetra an die TEE aus 8 9' mithin nicht zu— 
läjlig it. (Ebenjo Rhenius ©. 54 

d) In die zweijährige Fir wird der Löſchungstag nicht 
eingerechnet; die Frift endigt mit dem Ablaufe desjenigen Tages, 
welcher durch jeine gab dem Tage der Löſchung entipricht und, wenn 
diejer Tag in dem betr. Monate des zweiten Jahres fehlt, mit dem 
Ablauf des letzten ze ded betr. Monats. (Bgl. BGB. 88 187 
Abj. 1, 188 Abi. 2 u. 3 

e) Die Fehr Beitimmung findet nur auf Zeichen 
Anwendung, welde in der Zeichenrolle des Patentamts 
gelöſcht jind, nicht auch auf foldhe, welche in einem älteren gericht» 
lichen Zeichenregifter eingetragen und dort gelöicht wurden; ſolche 
fönnen aljo aud innerhalb zweier Jahre feit der Löſchung von jedem 
Dritten zur Beichenrolle angemeldet werden. (PA., PMgBl. II 313, 
Kent Nr. 172; anders PA., PMZBL. Il 183.) Anderfeits hat $ 4 
Abj. 2 nur Neuanmeldungen, nicht Anmeldungen auf Grund des 8 24 
im Auge; es kann aljo ein in einem gerichtlichen Zeichenregiſter ein- 
getragened Zeichen in die Zeichenrolle übertragen werden, obwohl nod) 
nicht 2 Jahre verjlofien find, ſeitdem dasjelbe für einen anderen In— 
haber eingetragene Zeichen dort gelöjcht wurde (PA., PMBBl. I 66, 
Kent Nr. 172). 

f) Eine wichtige Ausnahme von der Beftimmung des $ 4 Abi. 2 
enthält 8 9 Abi. 2; j. das dort Bemerfte. 

g) Wie ſchon oben (lit. c) nebenbei erwähnt, kann die Löſchung 
eines im Widerjpruch mit $ 4 Abi. 2 eingetragenen Zeichens nur von 
Amts wegen verfügt werden (gemäß 88 Abi. 2 Nr. 2); ein Klagerecht 
bejteht in dieſer Hinficht nicht (a. M. Rhenius ©. 78). 


85. 

Erachtet das Patentamt, daß ein zur Anmeldung ge= 
brachtes Waarenzeichen mit einem anderen, für dieſelben oder 
für gleichartige Waaren auf Grund des Gejehes über Marfen- 
ihuß vom 30, November 1874 (Reichs-Geſetzblatt S. 143) oder 
auf Grund des gegenwärtigen Gejeßes früher angemeldeten Zeichen 
übereinjtimmt, jo macht es dem Inhaber diejes Zeichens hiervon 
Mittheilung. Erhebt derfelbe nicht innerhalb eines Monats nad) 
der Zuftellung Widerfpruch gegen die Eintragung des neu an— 
gemeldeten Zeichens, jo ift das Zeichen einzutragen. Im an— 
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deren Falle entjcheidet da8 Patentamt durch Beichluß, ob die 
Zeichen übereinftimmen. 

Aus dem Unterbleiben der im erjten Abjat vorgejehenen 
Mittheilung erwächſt ein Erſatzanſpruch nicht. 


8 6. 

Wird durch den Beihluß (8 5 Abſatz 1) die Ueberein— 
jtimmung der Zeichen verneint, fo iſt das neuangemeldete Zeichen 
einzutragen. 

Wird durch den Beſchluß die Lebereinftimmung der Zeichen 
fejtgeftellt, jo ift die Eintragung zu verſagen. Gofern der An— 
melder geltend machen will, daß ihm ungeachtet der durch die 
Enticheidung des Patentamts fejtgeftellten Uebereinftimmung ein 
Anspruch auf die Eintragung zuftehe, hat er diefen Anfpruch 
im Wege der Klage gegenüber dem MWiderfprechenden zur Anz 
erfennung zu bringen. Die Eintragung auf Grund einer zu 
feinen Gunsten ergebenden Entjcheidung wird unter dem Zeit— 
punkte der urfprünglichen Anmeldung bewirkt. 


Unmelbung, frübere 2 Frift für den Widerſpruch 3. 
Anſpruch auf Cintragung 31I,b, bb, ge ber Waren 4b. 
AUMIERURNFORDERGE 4 £ Klage auf Eintragung BI, b, bb, 
Avis prealable 2, Mitteilung 2c. 

Beihluß des Patentamts 5. Priorität 2a. 

Beſchwerde 6. Uebereinitimmung 4. 
Erfaganiprud 7. Wiberijprud 3. 


1. Die beiden vorftehenden Paragraphen enthalten (zujammen 
mit der Bejtimmung über Freizeichen $ 4) wohl die wichtigfte Neuerung 
de3 gegenwärtigen Gejeges. Nach dem Gejeg vom 30. November 1874 
war jedes Warenzeichen, joweit nicht einer der Berjagungdgründe des 
$3 Abſ. 2 vorlag, auf Anmeldung einzutragen, ohne — nament⸗ 
lich darauf, ob dasſelbe nicht etwa mit einem bereits eingetragenen 
Zeichen übereinſtimmte. Dem Inhaber des zuerſt eingetragenen Zeichens 
war es dann überlaſſen, gegenüber dem mehrfachen Gebrauch ſeines 
Warenzeichens feine Rechte geltend zu machen. Da ihm eine offizielle 
Benachrichtigung nicht zuging, erfuhr er vielleicht erſt ganz ſpät, nach— 
dem die mit dem jpäter eingetragenen übereinftimmenden Zeichen ver- 
jehene Ware län gi in Verkehr getreten war und ihm Stonfurrenz 
machte, von der Tatſache der Eintragung zu Gunften des anderen Ge— 
werbetreibenden. Hatte diejer das Zeichen in gutem Glauben zur An— 
meldung gebracht, jo fonnte auch für den bereit zugegangenen Schaden 
ein Erſatz nicht beanfprucht werden. Die vorliegenden mungen 
haben hier in dDanfenswerter Weile Wandel gejichaffen. 
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Ueber das bei Erledigung der Anmeldung von Warenzeichen im 
allgemeinen zu beobachtende Verfahren beftimmt $ 10 d. Gei., nad) dejien 
ausdrüdlicher Vorſchrift in den Fällen des $ 5 Abi. 1 ein Vorbeſcheid 
nicht erlajien wird. Das PA. prüft zunächſt die Formalien der An- 
meldung ($ 2), jodann die materiellen Borausjegungen derjelben, joweit 
dieje aus den $$ 1 u. 4 ich ergeben; die Prüfung nad) Maßgabe des 
85 wird regelmäßig erjt dann eintreten, wenn das angemeldete Zeichen 
im übrigen als ein eintragsfähiges ſich darjtellt. (Val. PA., PMZBL. 
II 91, III 233, j. aber auch unten Note 3, I.) Anträge auf Aus- 
ſetzung des Verfahrens find wegen des für weitere Kreife beftehen- 
den Interejjes an der Erledigung abzulehnen, wenn die für Ausjeßung 
geltend gemachten Gründe auf die Enticheidung jelbit feinen Bezug 
haben. (PA., PMZBIL. IV 158.) 

2. Den Sternpunft der Neuerung bildet die Verpflihtung 
des Patentamtes, eine Prüfung dahin vorzunehmen, ob nicht 
ein zur Anmeldung gebradtes Warenzeihen mit einem 
anderen für diejelben oder für gleichartige Waren bereits 
angemeldeten Zeichen übereinjtimmt und für den Fall, daß die 
Prüfung zur Annahme der Uebereinjtimmung führt, dem Inhaber 
des zuerft angemeldeten Zeichens hiervon Mitteilung zu 
machen (jog. avis pre&alable). 

a) Enticheidend ift die frühere Anmeldung zur Eintragung 
in das ältere Zeichenregijter oder in die Nolle des PA., nicht die 
Priorität des tatjächlichen Gebrauchs (vgl. PA., PMZB. I 275, 312, 
II 92); denn das Geſetz fteht prinzipiell auf formalem Standpunfte 
und berüdjichtigt, von Ausnahmen abgejehen (vgl. $ 4 Abj. 2, $ 9 Abi. 2, 
$ 15), nur die eingetragenen Zeichen. Es genügt aber zur Wahrung 
der Priorität die bloße Anmeldung, mag auch die Eintragung und 
damit der das Schutzrecht verleihende Akt noch ausitehen. Lebteres 
fann zwar bei einem auf Grund des Marfenjchußgejebes vom 30. No— 
vember 1874 angemeldeten Zeichen nicht der Fall jein, denn ein jolches 
findet nur Berüdjichtigung, wenn es im gerichtlichen Zeichenregiſter 
auch wirklich eingetragen ift; wohl aber fann es jein, daß ein Zeichen 
auf Grund des gegenwärtigen Gejeßes zwar angemeldet, aber nod) 
nicht eingetragen ift und nunmehr ein übereinjtimmendes Zeichen an— 
gemeldet wird. Die frühere Anmeldung kommt, wenn jie nicht zur 
Eintragung geführt hat, dann nicht in Betracht, wenn fie bereits zurück— 
genommen oder zurüdgewiejen ift oder doch jchon feſtſteht, daß ſich das 
Zeichen zur Eintragung nicht eignet; in allen anderen Fällen wird das 
Patentamt dem früheren Anmelder die vorgejchriebene Mitteilung zu- 
gehen lajien, denn es befteht fein Grund, die Behandlung des jpäter 
angemeldeten Zeichens jo lange auszuſetzen, bis feſtſteht, ob die frühere 
Anmeldung zur Eintragung führt oder nicht. (Für die Zuläffigfeit der 
Ausjegung Seligiohn ©. 73, Kent Nr. 180.) Iſt das früher an- 
gemeldete Zeichen bereits eingetragen, jo fommt es im Verfahren nach 
$ 5 auf die materielle Rechtsbeftändigfeit desjelben nicht an; will jich 
der jpätere Anmelder gegen Dieje wenden (3. B. indem er die Freizeichen— 
qualität behauptet oder geltend macht, die Eintragung ftehe im Wider- 
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ipruch mit einem zu feinen Gunften bejtehenden älteren Zeichenrechte), 
jo muß er die Löſchung des Zeichens herbeiführen. (Vgl. PA, PMZBI. 
I 122, 233, III 264, IV 36.) Um fo weniger beachtlich ift der Umjtand, 
daß das früher in ein gerichtliches Zeichenregifter eingetragene Zeichen 
nit dem Markenichuggejege nicht im Einklange ftand, z. B. weil es aus- 
ichließlicy ein Wortzeichen war, wenn dasjelbe doch den Vorſchriften des 
gegenwärtigen Geſetzes entipricht, daher gemäß $ 24 in die Zeichenrolle 
übertragen werden konnte (PA., PMZBI. II 306). Iſt das früher ein- 
getragene Zeichen gelöjcht, dann aber zu Gunften des früheren In— 
haber3 wieder eingetragen worden, jo hat e3 die Priorität erjt vom 
Tage der wiederholten Anmeldung an. (PMZBI. I 275, j. aber aud) 
die Bem. zu $ 4 Abj. 2, 0. S. 490 und den bejonderen Fall in PMZBI. 
IV ei Natürlid muß die Anmeldung, wenn fie die Priorität ge- 
nießen joll, nach den Vorſchriften des inländijchen Geſetzes (jei es Des 
Martenichuggejeßes vom 30. November 1874 oder des gegenwärtigen 
Gejeges) erfolgt fein; ein älterer ausländifcher Zeichenſchutz jteht 
— abgejehen von den Beftimmungen einzelner internationaler Verträge 
über die Verlegung der Priorität, vgl. insbej. Art. 4 der Parijer Ueber- 
eintunft; Art. 3 u. 4 de3 Web. mit Defterreih-Ungarn (Ziff. V dieſes 
Buchs) —, dem jeitens eines anderen Anmelders im Inlande erjtrebten 
Beichenschuge nicht im Wege. Da nad) dem 1. Oftober 1898 eine Ueber- 
tragung von Zeichen aus gerichtlichen Regiftern in die Zeichenrolle nicht 
mehr ftattfand und mit dieſem Tage der ältere Zeichenſchutz erloſch, 
hat das Patentamt jeitdem auf ein nur in ein SBeichenregijter ein- 
getragenes, nicht aber zur Zeichenrolle angemeldetes Zeichen feine Rüd- 
jicht mehr zu nehmen. Iſt aber das Zeichen in die Zeichenrolle über- 
tragen worden, jo genießt es nad) wie vor die Priorität der An— 
meldung zum Beichenregilter. 

Bezüglich der Priorität von Zeichen, welche am nämlichen Tage 
zur Anmeldung kamen, 5. N. 2 zu 83 Biff. 1, o. ©. 449. 

b) Ueber die Gejichtspunfte, welche bei Prüfung des angemel- 
deten Zeichens auf etwaige Uebereinftimmung mit einem früher 
angemeldeten Zeichen maßgebend find, j.u.N.4. Die Mitteilung hat 
icon dann zu ergehen, wenn dasjenige Mitglied der Abteilung für 
Warenzeichen, dem die Vorprüfung obliegt (j. Pat. Geſ. $ 11, gegenm. 
Gef. $ 10 Abi. 1) zu der Anficht fommt, es liege Uebereinftimmung vor. 
—* definitive Beſchlußfaſſung über dieſe Frage findet erſt ſpäter ſtatt 
(. Note 3, II). 

e) Bezüglich der Form der Mitteilung vgl. Denkichr. des PA. 
vom 31. Januar 1896, PMZBL. II 91. Ueber die Zuftellung derjelben 
ſ. 5 10 Abi. 3. Die Mitteilung hat zu unterbleiben, wenn bezüglich des 
älteren Zeichens die Vorausſetzung des $ 23 Ab. 1 nicht erfüllt iſt. 
(PMZBL. I 99.) Da jeitens des Inhabers eines früher angemeldeten 
geichens, welder im Inlande eine Niederlafjung nicht bejigt, gemäß 
$ 23 Abſ. 2 der Widerjprud nur dur einen ım Inlande beitellten 
Vertreter geltend gemacht werden fann (vgl. die eben zit. E. des PA.), 
jo ift auch die Mitteilung diefem Vertreter und nur, falls ein jolcher 
fehlt, dem im Auslande befindlichen Beicheninhaber jelbjt zuzuftellen. 
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Hat der ältere Zeicheninhaber im Inlande eine Niederlafjung, jo ergeht 
die Mitteilung immer an ihn jelbit, nicht an feinen etwaigen Vertreter. 
(PM8Bl. III 182.) Die Mitteilung fann dann unterbleiben, wenn der 
Anmelder jofort oder nach der ihm gemäß der Praris des PU. zu- 
gehenden Berftändigung von der beftehenden Uebereinftimmung (PMZBI. 
II 91) eine zweifellos echte Zuftimmungserflärung des älteren 
Beiheninhabers vorlegt. (Rhenius ©. 65.) Die Zuftimmung muß 
vorbehaltlos erklärt, kann insbejondere nicht auf gewiſſe Abjaßgebiete 
bejchränft werden (Kent Nr. 181, vgl. PA. PMZBI. II 184). Auch 
dann unterbleibt die Mitteilung, wenn der Anmelder die in $ 6 Abſ.2 
vorgejehene Klage jhon vor der Anmeldung erhoben hat, mit feinem 
Anſpruch durchgedrungen ift und mit der Anmeldung das rechtäfräftig 
erklärte Urteil vorlegt, wonach der ältere Zeicheninhaber die Eintragung 
geftatten muß. (Bgl. Komm.Ber. zu $ 5a, Seligjfohn ©. 77 N. 3, 
j. auch unten N. 3, IIb, bb.) 

Die rechtliche Bedeutung der Mitteilung zeigt ſich darin, 
daß durch fie der Inhaber des älteren Zeichens erjt die Segitimation 
zum Eintritt in das Verfahren und zur Ausübung der in den $$ 5 
u. 6 vorgejehenen Rechte erlangt (vgl. PA., PNZBI. IV 162: Wider- 
ſpruch kann nur von demjenigen erhoben werden, dem eine Mitteilung 

gemäß $ 5 zugegangen ift), während ein Widerjpruch, der vorjorglich 

fir den fünftigen Fall der Anmeldung eines übereinjtimmenden Zeichens 
erhoben wird, nicht zu beachten ift, aljo den Zeicheninhaber nicht der 
nochmaligen Erhebung des Widerſpruchs auf Grund der Mitteilung 
des Batentamtes überhebt, wenn er auch dazu dient, dem letzteren das 
Prüfungsgeichäft zu erleichtern und injoferne vorjorgliche Anträge diejer 
Art dem PA. willlommen find. (PMZBI. I 53.) 

3. Hit die Mitteilung an den Inhaber des älteren Beichens 
ergangen, jo hängt der weitere Verlauf davon ab, ob der Benad)- 
richtigte Widerjpruch erhebt oder nicht. Die Frift hiezu beträgt 
einen Monat und beginnt mit dem Tage nad) der Zuftellung der Mit- 
teilung, endigt aljo mit dem Ablaufe desjenigen Tages des nächften 
Monats, der jeiner Zahl nah dem Zuitellungstage entipricht, wenn 
diejer fehlt, mit dem Ablauf des lebten Monatstages, wenn das Ende 
der Friſt auf einen Sonntag oder allgemeinen Feiertag fiele, mit Ab— 
lauf des näcdhftfolgenden Werktages (BGB. 8 188 Abi. 2 u. 3, 193). Eine 
Berlängerung der Frift ift nicht ftatthaft (PM8Bl. 1209). Die Zuftellung 
der Mitteilung bringt auch dann, wenn jie an einem Sonn- oder Feier— 
tage erfolgt ift, die Frift in Lauf (PMZBT. II 314). 

Es ift nun zu unterjcheiden: 

1. Der Inhaber des Zeichens erhebt feinen Widerſpruch. Dann 
ift das neu angemeldete Zeichen einzutragen ($ 6 Abi. 1). Die 
Gründe, welche den Zeicheninhaber en mögen, den Wider— 
fpruch zu unterlaffen, können verjchiedene fein. Möglicherweiſe teilt 
er die Anjicht des Patentamtes von der Uebereinjtimmung der Zeichen 
nicht; vielleiht auch hat er ji dem neu Anmeldenden gegenüber 
durch Vertrag gebunden, die Eintragung zu deſſen Gunften troß der 
Uebereinjtimmung zu dulden und entweder das Zeichen des anderen 
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neben dem jeinigen beftehen oder das jeinige löſchen zu laflen (vgl. 
Note 8 zu 8 7). Das Patentamt hat ſich um die Gründe der Unter- 
laffung des Widerſpruchs nicht zu fümmern; der Ablauf der einmonat- 
lihen Frift, ohne daß der Widerjprud) erfolgt, hat die Bedeutung, daß 
für das Patentamt die Uebereinjtimmung des neu angemeldeten Zeichens 
mit dem bereits früher zur Anmeldung gelommenen nicht weiter in 
Betraht kommt. Mit der Eintragung ift jeder jpätere Widerſpruch 
des Zeicheninhaber3 beim Patentamte ausgeſchloſſen; dagegen jteht dem- 
jenigen, für welchen das Beiden auf Grund der früheren Anmeldung 
für diejelben oder für gleichartige Waren in der Beichenrolle oder in 
den früheren Beichenregiftern eingetragen fteht, die Klage auf 
Löſchung des Br eingetragenen gleichen Warenzeihens zu. ($ 9 
Abi. 1 Ziff. 1 u. Abi. 3.) 

Die Borichrift, er wenn fein Widerjpruch erhoben wird, das 
Zeichen einzutragen fei, ift dahin zu verjtehen, daß dann die Ein- 
tragung auf Grund der Annahme einer Webereinftimmung mit einem 
älteren Zeichen nicht mehr abgelehnt werden dürfe, nicht aber in dem 
Sinne, ald ob das Patentamt jetzt das Zeichen eintragen müfje, wenn 
es auch einen anderen Verſagungsgrund, 3. B. Freizeicheneigenichaft, 
ärgerniserregende Darftellung für gegeben eradhtet. Denn wenn aud) 
regelmäßig die Prüfung auf Uebereinſtimmung erjt nach Entſcheidung 
der Frage, ob das Zeichen ſonſt eintragsfähig, vorzunehmen ift (ji. o. 
Note 1), jo ift es doc möglich, daß erjt nad Einleitung des Wider- 
ipruchöverfahrens das PA. einen abjoluten Verjagungsgrund entdedt, 
jo daß es, troßdem fein Widerjpruch erhoben wird, zur Zurchveifung 
der Anmeldung fommt. (Uebereinjtimmend PU, PMZBI. III 233, 
Mittler ©. 251, Shmid ©. 78, Kent Nr. 190; a. M. Seligjohn 
©. 74 Abi. 3, welcher aus dem Wortlaute „ift einzutragen“ eine uns 
bedingte Pflicht des PA. entnimmt, obwohl er zugeben muß, daß dem- 
nad eine Eintragung ftattfinden müffe, von der dad PU. vorausſehe, 
daß fie jofort wieder der Löſchung unterliege; das Geſetz geht aber 
offenbar von dem Wegelfalle aus, daß nad Ablauf der Widerjpruchs- 
frift nur der relative Verjagungsgrund der Uebereinftimmung vorliegt 
und bejtimmt unter diejer Vorausjegung, daß das Zeichen mangels 
einer Widerjprucherhebung ohne Rückſicht auf die tatjächliche Ueber— 
einftimmung einzutragen jei.) 

II. Der Inhaber des früher angemeldeten Zeichens — dD. i. 
entweder der eingetragene Inhaber oder der Anmelder des noch nicht 
eingetragenen Zeichens — erhebt rechtzeitig Widerſpruch gegen die 
Te des jpäter angemeldeten Zeichens ($ 6 Abj. 2). Hier find 
zunädjt 

a) die formellen Erfordernijje diejes Widerſpruchs zu 
prüfen. Die Widerjpruchserhebung ift an jih an feine Form gebunden; 
jie fann auch durch Telegramm erfolgen. Für den ausländijchen 
Inhaber befteht Bertreterzwang (j. $ 23 Abi. 2; PA. PMZBL I 99; 
a.M. Seligjohn ©. 75). Auch fann der Ausländer den Wideriprudy 
nur erheben, wenn auf jeiner Seite zur Zeit noch die Vorausjeßungen 
des $ 23 Abi. 1 erfüllt find (Kent Nr. 188). 
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Der Widerſpruch muß nicht unbedingt ausdrüdlich erklärt jein; 
e3 genügt, wenn die Erklärung unzweifelhaft als Widerſpruch aufzu- 
faffen ift. Lautet z. B. die Erflärung dahin, daß gegen die Eintragung 
nicht3 eingemwendet werde, wenn das Zeichen nur für die in der An- 
meldung angegebenen beftimmten Waren, nicht aud für andere gleich- 
artige verwendet werde, jo ift Dies gleich einem Widerjpruch; denn 
gemäß $ 12 hat die Eintragung die Wirkung, daß der Eingetragene 
das ausſchließliche Recht der Benutzung des eigens für alle Waren 
der angemeldeten Art genießt. (PU, PMZBI. VII 176.) 

Sit der Widerjpruch ausdrüdlich auf einzelne Waren des Waren- 
verzeichnifjes beichränft, jo muß die Ausdehnung auf andere Waren, 
wenn fie wirfiam ga joll, nody innerhalb der einmonatlidhen Friſt er- 
folgen (a. a. ©. VI 

b) — 8 Verfahrens nach Erhebung des Wider— 
ſpruchs weicht das Geſetz, wie es auf Grund des Kommiſſionsantrages 
zur Annahme gelangte, von der — ar weſentlich ab. 

Letztere ging davon aus (vgl. Motive S. 13), daß, ſobald der 
Widerſpruch erhoben werde, ein Streit zweier Intereſſenten von über— 
wiegend privatrechtlicher Natur entſtehe, welcher vor die ordentlichen 
Gerichte gehöre, zumal ich mit demijelben leicht andere Fragen privat- 
rechtlicher Natur verflechten könnten, zu deren Enticheidung das Patent- 
amt nicht immer in der Lage jein würde. Weiter wurde erwogen, daf; 
man dem älteren Zeicheninhaber nicht zumuten fünne, fein ausjchließ- 
liches Recht auf das Zeichen erit dem jpäteren Inhaber gegenüber zu 
erjtreiten, jo daß aljo die Parteirolle des Klägers dem leßteren, nicht 
dem eriteren zufomme. Diejen Erwägungen entiprechend bejtimmte die 
Regierungsvorlage für den Tall des rechtzeitigen Widerjpruchd, das 
Patentamt habe die Eintragung auszujegen und dem Anmelder an- 
heimzugeben, den Anjpruc auf Eintragung des Zeichens im Wege der 
Klage gegenüber dem Widerjprechenden zur Anerfennung zu bringen; 
wenn der Anmelder nicht innerhalb dreier Monate nach Zuitellung des 
Widerſpruchs nachweije, daß er die Klage erhoben habe, jollte die An- 
meldung als zurüdgenommen gelten. 

In der Kommiſſion des Reichstags murde dagegen der Antrag 
geftellt, die Enticheidung über Abmweifung einer Eintragung in Die 
Zeichenrolle dem Patentamt zu übertragen. Gegenüber den Einwen— 
dungen der Regierungsvertreter, welche einerjeit3 den möglichen Wider- 
ſpruch der patentamtlichen Enticheidung mit den Entjicheidungen der 
Gerichte über denjelben Gegenjtand und amderjeit3 den Umftand be- 
tonten, daß leicht das Patentamt in die Lage fommen könnte, nebenher 
laufende civilrechtliche Fragen enticheiden zu müſſen, wozu es nicht be- 
rufen jei, wurde aus der Kommijjion darauf hingewiejen, daß bisher 
eine unerfreuliche Verjchiedenheit der Anfchauungen in den gerichtlichen 
Urteilen hervorgetreten jei und daß für die Enticheidung über die Ver- 
wechjelbarfeit der Zeichen nicht nur, jondern auch für die Beurteilung, 
ob bei unberecdhtigter Benugung eines Zeichens gleichartige Waren vor- 
liegen, doch das Patentamt mehr geeignet jei, als die Gerichte. Dieſe 
Gründe führten in der zweiten Beratung der Kommijlion zur Annahme 
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der gegenwärtigen Faſſung des $ 5, ſowie zur Einfügung des neuen 
8 6. Das Plenum des Reichstags nahm die Kommiſſionsbeſchlüſſe 
unverändert an. Es liegt jomit nad erhobenem Wideriprud 
die Entjheidung beim PBatentamte, welches diejelbe nach nody- 
maliger Prüfung der Frage (und etwaiger — des Anmel- 
ders, dem hHiezu Gelegenheit gegeben wird, PMZBI. II 92) durch Be- 
ſchluß zu erlajien Hat. Hiebei find folgende Fälle auseinander zu 
alten: 

: aa) Die Uebereinftimmung der Zeihen wird verneint. 
Dann hat das Patentamt das neu angemeldete Zeichen einzutragen 
(wiederum unter der Borausjegung, daß nicht jetzt erjt ein abjoluter 
Verſagungsgrund entdedt wird, j. o. ©. 500). Es taucht nun die Frage 
auf, ob damit der Inhaber des zuerjt angemeldeten Zeichens, jelbit 
wenn dieſes bereits eingetragen ift, die von ihm behauptete Ueberein- 
ftimmung des für den jpäteren Anmelder nun gleichfall3 eingetragenen 
Zeichens mit feinem Zeichen nicht mehr weiter geltend machen fann. 
In der Kommijfion wurde dieje Trage nicht ausdrüdlich erörtert. In 
89 Abi. 1 Ziff. 1 und Abi. 3 ift allgemein jedem Dritten, für den das 
Zeihen auf Grund einer früheren Anmeldung für diejelben oder für 
gleichartige Waren eingetragen fteht, die Klage auf Löſchung des jpäter 
eingetragenen Zeichens gewährt und es ift nun zweifelhaft, ob nicht 
dieje Klage auch demjenigen zufteht, dejjen Widerjpruch gegen den Ein- 
trag eines neu angemeldeten Zeichens beim Patentamte ohne Erfolg 
geblieben ift; Hiefür Scheint zu jprechen, daß ja das Gejeß der Lage des 
älteren Zeicheninhabers erhöhte Sicherheit verleihen wollte, daß es alio 
nicht beabfichtigte, demjelben einen Rechtsbehelf zu entziehen, der ihm 
auc nad dem früheren Gejege ($ 11) zuftand. Allein amderjeits ift 
in Betracht zu ziehen, daß ja die Enticheidung des PA. entiprechend 
dem Kommijfionsantrage an die Stelle der von der Negierungsvorlage 
vorgejehenen gerichtlichen Entſcheidung getreten ift (j. o.), daß, joferne 
es bei der Zuftändigfeit der Gerichte geblieben wäre, über die vor der 
Eintragung des neu angemeldeten Zeichens bereits rechtskräftig ent- 
jchiedene Frage der Uebereinjtimmung zweier Zeichen nicht noch einmal 
im Löſchungsprozeſſe hätte entjchieden werden können, daß in den Kom- 
millionsberatungen nirgends davon die Rede ift, als bliebe dem älteren 
Beicheninhaber nad) dem Beichluß des PA. immer nod der Weg der 
gerichtlichen Klage gemäß $ 9, daß im Gegenteile überall die Abjicht 
durchblidt, die Enticheidung des PU. Hinfichtlicy der Uebereinftimmung 
zweier Zeichen jolle eine endgültige jein, dieſe Frage jolle, joweit die 
Prüfung des PA. Platz greife, den Gerichten entzogen jein. (Vgl. insbei. 
Komm. Ber. ©. 4 u. ©. 5 erſte Spalte unten.) Man wird daher zu dem 
Ergebnifje fommen müſſen, daß derjenige, dem die Mitteilung gemäß 
$ 5 zugefommen ift, der darauf Widerjpruch gegen die Eintragung er- 
hoben hat, damit aber nicht durdhgedrungen tjt, weil das PA. auf 
Grund der neuerlichen Prüfung zu der Ueberzeugung fam, daß eine 
Uebereinjtimmung (ſ. hierüber N. 4) nicht vorliege, hiebei ſich — ab» 
geiehen von jeinem Bejchwerderechte (j. unten N. 6) — beruhigen muB. 
(Zuftimmend Kent Nr. 191, Finger NR. 1; a. M. Seligjohn ©. 9, 
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N. 2 zu 89, Landgraf N. 10, Shmid ©.79, Meves ©. 136, Rhe— 
nius ©. 85N.2, PA. in PMZBL. I 316, R. u. U. 1 248.) 

bb) Die Uebereinftimmung der Zeichen wird fejtgeftellt. 
Dann ift die Eintragung zu verjagen. In diejem Falle fann der 
Anmelder, joferne er geltend machen will, daß ihm ungeachtet der durch 
die Enticheidung de3 PU. feftgeftellten Nebereinftimmung ein Anſpruch 
auf die Eintragung zuitehe, diejen Anſpruch durch Klage gegen- 
über dem Widerjprehenden zur Anerfennung bringen. 

«) In diefem NRechtäftreite (welcher vor die Landgerichte, und zwar 
gemäß 88 100,101 Biff. 3 lit.c GVG. vor die Kammern für Handelsjachen 
gehört) wird aber nad) der augenjcheinlichen Intention des Gejeßes Die 
Stage bezüglich der Webereinftimmung der Zeichen nicht mehr zu er- 
örtern jein; denn dieſe ift „Durch die Enticheidung des PA. fejtgeftellt“ 
(j. hierüber N. 4); es wird. ſich alſo lediglich um die Gründe handeln, 
auf welche der Anmelder „un eachtet | der Uebereinftimmung“ jeinen 
Anſpruch ftügt. (Ebenjo Seligjohn S. 76 N.2, Rhenius ©. 70, 
Kent Nr. 192, 193, PA, PNZBL. II 67, RO. ebenda V 180; a. M. 
Meves ©. 84, 

P) Der Anſpruch auf Eintragung fann ji 5. B. darauf gründen, 
daß der Anmelder mit dem Zeicheninhaber einen Vertrag geſchloſſen 
hat, wonach legterer die Eintragung bewilligt; oder auch darauf, daß 
der Anmelder das Zeichen früher als der Widerjprechende zum gericht» 
lichen Zeichenregifter angemeldet hat (OLG. Dresden, PMZBI. VI 253). 

Kein Hlagegrund ift die Tatjache, daß in einem nad früheren 
Recht ergangenen rechtskräftigen Urteil die Uebereinſtimmung der Zeichen 
verneint worden war. (RGE. 38 ©. 73; vgl. hierüber Shmid in R. 
u. U. II 287 ff.) 

y) Iſt der Widerjprechende als Inhaber des Zeichens nicht mehr 
eingetragen, jo iſt die Klage gegen den nunmehr eingetragenen Inhaber 
zu richten. Die Klage kann auch dann noc erhoben werden, wenn 
das Zeichen des Widerjprechenden in der Zwiſchenzeit gelöicht worden 
ift; fie ift in diefem Falle gegen den zulegt eingetragenen Inhaber zu 
richten. Die Klageitellung it, wenn der Anmelder die Eintragung 
unter dem Zeitpunfte der urjprünglichen Anmeldung erwirten will, 
unerläßlih; denn durch die Löſchung wird die Bahn für die Ein- 
tragung jeines Zeichens erſt von jegt an frei. Aus dieſem Grunde 
bietet auch die gegen den Widerjprechenden gerichtete Löſchungsklage 
feinen Erja für die Stlage aus $ 6 Abi. 2 (PA. PMZBI. VIII 26). 

9 Dringt der Anmelder mit feinem Anjpruch durch, jo ift es an— 
zujehen, als ob ſchon zur Beit der Anmeldung jein Recht auf die Ein- 
tragung feftgeftanden wäre; es wird daher die Eintragung unter dem 
Beitpunfte der urfprünglichen Anmeldung bewirft. Aus dem zu 4 
bemerften Grunde hat aber das PA. das gerichtliche Urteil nur dann 
zu beachten, wenn diejes den Anſpruch auf Eintragung nicht oder doc) 
nicht ausjchlieglich damit begründet, daß die Lebereinftimmung zu ver- 
neinen jei. Es jteht aljo dem PU. eine Nachprüfung der Urteildgründe 
in der Richtung zu, ob ſich das Urteil innerhalb der durch $ 6 Abi. 2 
gezogenen Grenzen der gerichtlichen Zuftändigkeit hält. (PA, PMZBI. 
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II 67, Rhenius ©. 70.) Das gerichtliche Urteil hat nicht „die Ein- 
tragung anzuordnen”, jondern nur auszufprechen, daß dem Kläger 
gegenüber dem Beklagten ein Recht auf Eintragung zuftehe; denn es 
muß immer noch die Möglichkeit offen bleiben, die Eintragung aus 
einem anderen Grunde abzulehnen. (Ebenjo Rhenius ©. 71.) 

e) Eine unter der Herrichaft des alten Geſetzes ergangene gericht- 
liche Entſcheidung, wonad der Widerjpruch ſich als unbegründet dar- 
ftellt, ift für das Patentamt nicht maßgebend. (PMZBIL. II 16, 142, 
187, 111 62). Auch ſteht ein außergerichtlicher Vergleich oder eine 
nachträglich erflärte Zurüdnahme des Widerjpruchs dem objieglichen 
Urteil gem. $ 6 Abf. 2 nicht gleicdy und es können dieje nicht zur Ein- 
tragung des Zeichens ohne nochmalige Anmeldung führen. (PMZBL. 
17 68, Rhenius ©. 72). 

5) Die Klage auf Anerkennung des Anſpruchs auf Eintragung 
fann auch jchon vor der Durchführung des Widerjpruchsverfahrens 
erhoben werden, wenn der Inhaber des früher angemeldeten Zeichens 
bereit Die Zuftimmung zur Eintragung verweigert bat (vgl. Komm. 
Ber. zu$da — jet 86 —, Rhenius ©. 71; ſ. o. ©. 498) und ebenso, 
wenn ztvar das Wideripruchsverfahren eingeleitet, vom PA. aber noch feine 
techtsfräftige Entſcheidung ergangen ift (OLG. Dresden, PMZBL. VI 268). 

n) Nicht zutreffend ift die Annahme (j. Schmid ©. 80), 8 6 Abj. 2 

Sat 2 finde auch dann Anwendung, wenn andere Berjonen außer dem 
eriten Anmelder des Zeichens diejes vor Ankrafttreten des gegenmwär- 
tigen Geſetzes tatjächlih gebraucht haben, das Zeichen aber unter der 
Herricdaft des alten Gejeges von der Eintragung ausgejchlojien war; 
denn das Geſetz berüdjichtigt den tatjächlichen Gebraud eines 3. nur 
ausnahmsweije und es ift namentlich aus der Beitimmung des $ 9 
Abſ. 2, welche eine diefer Ausnahmen ftatuiert, im Zuſammenhalte mit 
SS D und 12 zu jchliefen, daß die frühere Anmeldung ein Recht auf 
Eintragung begründet mit der Wirkung, daß eine andere Perſon als 
der eingetragene Inhaber gegen deſſen Willen nicht nur ein überein- 
ftimmendes Zeichen nicht tatjächlich gebrauchen, jondern auch insbe- 
jondere nicht neben dem erjten Anmelder den Schuß des Geſetzes dafür 
erwerben fann. 

4. Webereinftimmung. Die vom Patentamte vorzunehmende 
Prüfung ift einerjeits auf die Uebereinftimmung der in Vergleich kom— 
menden Zeichen, anderjeit auf die Uebereinftimmung oder Gleichartig- 
feit der Waren, zu deren Kennzeichnung die Beichen benußt werden 
jollen, zu erftreden ; auch die Worte „Uebereinjtimmmmg der Zeichen“ 
in $6 find in dieſem zweifachen Sinne zu verftehen, mithin als das 
Nejultat der Gejamtprüfung und Enticheidung des PBatentamtes gem. 
s5(Komm.Ber. ©. 4 unten u. ©. 5.) 

a) Uebereinftimmung der Zeichen, Darunter ift nicht nur Die 
völlige Identität zweier Zeichen, jondern aud) eine die Gefahr der 
Verwechſelung im Verkehr begründende Aehnlichleit zu ver- 
ftehen; denn $ 20 findet auf das gejamte Gebiet des im Geſetze gere- 
gelten Schuged der arenbezeichnungen Anwendung. (Motive ©. 13, 
Komm.Ber. ©. 3. ftenogr. Ber. ©. 2159 ff.). Wann eine jolche Achn- 
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lichkeit vorliegt, ift nad) den tatjächlichen Berhältnifien des einzelnen 
Falles zu beurteilen; gemwilje leitende Gefichtspunfte ergeben ſich aus 
ber bisherigen Praris der Gerichte (bei Anwendung der 88 12 u. 14) 
und des Patentamtes (bei Anwendung der 88 5 u. 6). ©. diefelben in 
N. 3ff. zus 20. 

Wenn ein angemeldetes Zeichen mit einem früher angemeldeten 
übereinftimmt, jo ift e8 auf Widerſpruch des älteren Beicheninhabers 
von der Eintragung aud dann auszujchliegen, wenn es die Firma 
des zweiten Anmelders enthält; denn $ 13 begründet nicht ein Hecht 
auf Eintragung, ſondern bejchränft nur das Recht auf ein bereits ein- 
getragenes Zeichen zu Gunften des Firmeninhabers. (PA., PMZBIL III 62). 

Meldet ein Defterreicher ein Zeichen an, das ein öſterreichiſches 
Kommunalwappen enthält, deijen Führung ihm geftattet it, fo 
fann ihm im Hinblid auf Art. 7 Abi. 2 des Uebereinkommens mit 
Defterreich"-Ungarn (ſ. das. unter Ziff. V diefes Buchs) ein für einen 
Nichtöfterreicher eingetragenes Zeichen nicht entgegengehalten werden, 
jofern die Webereinjtimmung beider Zeichen ſich nur darauf gründet, 
daß das ältere Zeichen ebenfalls das öfterreihiiche Kommunalwappen 
enthält oder darjtellt (PA., PMZB. IX, 12). 

Handelt e3 fich um die Anmeldung einer Nenderung an einem 
bereit3 eingetragenen BZeihen unter Beibehaltung des 
Hauptmotivs, welche aus geichäftlichen Rüdjichten nicht jelten vor» 
fommt, jo ift natürlich zu prüfen, ob das abgeänderte 3. nicht mit 
einem in ber Zwiſchenzeit für einen anderen Inhaber angemeldeten 3. 
übereinftimmt. Dies kann der Tall fein, obwohl zwiichen dem erjten 
Beichen des Anmelders und dem Zwiichenzeichen eine Uebereinftimmung 
nicht bejteht, 3. ®. deshalb, weil ein Beltandteil des erſten Zeichens, 
wodurch jich diejes von dem Zwiſchenzeichen unterichied, nun megge- 
lafjen wird oder umgelehrt ein Element, dejjen, deſſen Fehlen die Ber- 
jchtedenheit begründete, nun hinzugefügt wird. (Vgl. Rhenius ©. 61 ff.) 
Stimmen mehrere eingetragene Bildzeihen im Motiv überein, während 
fie ſonſt verjchieden find, jo fan das dem Motiv entiprechende Wort 
auch für den Inhaber des älteften der eingetragenen Zeichen nicht nach— 
träglich gejchüßt werden, wenn die Inhaber der Zwifchenzeichen wider- 
iprechen (PA., MgBl. 11307; vgl. bezgl. der Uebereinftimmung von Wort» 
zeichen mit Bildzeichen N. 10 zu 8 20). Es ift ferner nicht angängig, den 
Schuß imperativiicher Wortverbindungen, wie „Schmüde bein Heim“ 
durch verfürzte Neuanmeldung der finnlofen Worte „Schmüde dein“ 
zu verallgemeinern, jo daf etwa eine jpäter gemeldete Wortverbindung 
wie „Schmüde dein Schaufenfter” von der Eintragung ausgeſchloſſen 
wäre. (a. a. O. IV 94). 

Nach der Praris des Patentamtes werden im Zweifel, wenn 
es fih um Neuanmeldungen erſt jüngft gewählter Zeichen handelt, 
welche älteren Zeichen ähnlich jind, joldye eher abgelehnt, als einge» 
tragen, weil der Anmelder in der Regel von feiner Zeichenwahl ohne 
weſentlichen geichäftlichen Nachteil abjtehen fann und um einen Erſatz 
nicht verlegen ift, während die Behörde bei Hebertragung gerichtlich 
regiftrierter Zeichen, fowie dann, wenn das jüngere Zeichen jonft bereits 
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ein ziemlich Hohes Alter hat (alſo tatſächlich ſchon lange gebraucht, 
vielleicht im Auslande jchon längft geihüßt ift), in Fällen zweifelhafter 
Aehnlichkeit bis zur Darlegung des Gegenteild annimmt, der Verkehr 
- habe ſich infolge des langen Nebeneinanderbeftehens der Zeichen daran 
gewöhnt, verhältnismäßig geringen Unterſchieden eine Bedeutung bei» 
zulegen. (Denkſchrift v. 31. 196, PMZBL. II 92.) 

b) Uebereinftimmung der Waren. Das Verfahren nad) $$ 5, 6 
it, falls ein Zeichen angemeldet wird, das mit einem älteren Beichen 
übereinftimmt, nit nur dann einzuleiten, wenn das Zeichen für 
Waren eingetragen werben joll, die mit den Waren des früheren Zeichen- 
inhabers identijch find, jondern auch dann, wenn es für andere, aber 
gleihartige Waren beftimmt ift; denn auch im legteren Falle bejteht 
die Gefahr, daß der Abnehmer der Ware durch das übereinftimmende 
Zeichen über die Herkunft der Ware irregeführt wird. 

Bur Bergleihung heranzuziehen find Diejenigen Waren, für 
welche das ältere Zeichen angemeldet, alſo der gejeglihe Schuß bean- 
ſprucht ift, nicht Diejenigen, für welche das Zeichen etwa tatjächlich 
benugt wird. (PA., PMZBL. II 106.) Mafgebend ift aljo das Waren- 
verzeichnis ($ 2 u. Note 3 lit. b daf.). Iſt das ältere Zeichen bereits 
in die Zeichenrolle eingetragen und befteht zwijchen den Waren, für 
welche die Eintragung erfolgt ift und ‚denjenigen, für welche das 2. 
angemeldet worden it, eine Differenz, jo enticheidet die Eintragung. 
Seligjohn R.3.) Stimmt nur ein Teil der Waren des älteren 

Heicheninhabers mit den Waren, für melde das 3. neuerlich) ange- 
meldet worden it, überein, jo fommt dies in der Wirkung der völligen 
Uebereinftimmung gleich ; enthält umgefehrt das Warenverzeichnid Des 
jpäteren Anmelder nur zum Teile Waren, die mit denjenigen, für 
welche das ältere 3. angemeldet ift, übereinftimmen, jo bejteht auch im 
Falle des Widerjpruches fein Grund, die Verjagung der Eintragung 
auf die verjchiedenartigen Waren zu erftreden. (Ebenjo Kent Nr. 182.) 
Vermerke im Warenverzeichnifje, wie „mit Ausnahme von“ oder „ohne 
Ausdehnung auf“ find für die Enticheidung ges PA. über die Gleich— 
artigfeit ohne Einfluß (PA, PMZBL. VII 197). 

Die Enticheidung darüber, ob Gleichartigkeit gegeben iſt, 
muß von Fall zu Fall getroffen werden ; im Zweifelfalle iſt die Frage 
zu bejahen. (Komm. Ber. ©. 2.) Auszugehen it von der im Verkehr, 
in Handel und Gewerbe, nidyt von der in der Wiflenichaft üblichen 
Einteilung der Waren (PU, PM8Bl. VII 264, VIII 28; vgl. 
auch die öjterreich. Entich. ebenda II 106); auch nicht von der Klaflin- 
fation, nach welcher das Patentamt die eingetragenen Warenzeichen in 
den veröffentlichten Ueberjichten (ſ, 53 Note4) ordnet. Dabei iſt nicht 
auf den jpeziellen Sprachgebrauch der Intereſſenten des betr. Indu— 
ftriezweiges, jondern nur auf die allgemein im Verkehr herrichende 
Auffaffung Nüdjicht zu nehmen. (Bol. PU. a. a. DO. IV 94.) Material 
und Heritellungsart fönnen bei den einen Waren gegenüber den anderen 
ganz verichieden jein und trogdem kann Gleichartigkeit anzunehmen 
jein; anderſeits iſt dieſe unter Umſtänden zu verneinen, obwohl die 
einen wie die anderen Waren aus dem nämlichen Material in derjelben 
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oder doc Ähnlichen Weije hergeftellt worden find. (PAU., ENZO. VII 
197: Nicht alle aus Gummi hergeftellten Waren find gleichartig ; diejer 
jo häufig verwendete Stoff ift nicht genügend charakteriftijch für die 
Gleichartigfeit. Um jolche anzunehmen, müfjen noch andere Umftände, 
namentlich derjelbe Verwendungszmwed, Jdentität der Bertriebsftätte ꝛc. 
hinzufommen. Es jind daher Kämme aus Gummi nicht gleichartig 
mit Gummiringen, Linealen u. dgl.) Enticheidend ift ferner nicht die 
Möglichkeit der Verwechſelung (PA. a. a. D. VI 210). Die Annahme 
der Gleichartigfeit ift namentlich dann gerechtfertigt, wenn die Waren 
gleichen Zwecken dienen, eine ähnliche Bejchaffenheit zeigen, in derjelben 
Aufmachung in den Handel gebracht und in denjelben Geſchäften feil- 
gehalten werden; bejonders der legte Punkt ift von Wichtigkeit, denn 
wenn der Käufer verwandte Waren in einem und demjelben Laden mit 
demjelben Zeichen vorfindet, jo wird er leicht glauben, daß beide Waren 
aus derjelben Fabrik jtammen und es würde, wenn in jolchem Falle 
feine Gleichartigfeit angenommen würde, die Möglichkeit gegeben, daß 
der alte Auf eines Zeichens für die verwandte andere Ware ausgebeutet 
und, wenn die legtere von minderem Werte, in den Mugen der Kon— 
jumenten herabgejegt würde. (PAU., PMEZDBL. II 17; dort ift — wie 
auch II 93 — aus vorjtehenden Gründen bezüglic) aller Tabaffabrifate, 
einichließlich der Zigarren und Zigaretten, Gleichartigfeit angenommen 
und dabei noch betont, dag Rauchtabak und Zigarren vielfacdy neben 
einander in derjelben Fabrik hergeftellt werden, daß nicht felten ein 
uriprünglich auf die eine dieſer Waren bejchräntter Gewerbebetrieb auf 
die andere Ware ausgedehnt wird und dab es nun dem Gemwerbe- 
treibenden unbenommen bleiben joll, jein altes Zeichen aud für die 
andere Ware zu verwenden. Für gleichartig jind ferner erflärt: Lauge 
und Geifenpulver troß verjchiedener chemifcher Zufammenjegung, PA., 
PRZD. 11163; Bündhölzer bezw. Zündholzfabrifate und Zündbänder, 
obwohl diefe Waren eine verſchiedene Gejtalt aufweiſen und die Feuer— 
erzeugung auf verjchiedene Weije erfolgt, a. a. O. II 184; Genen, 
Sicheln und Strohmefjer, daſ. S. 104; echte und unechte Waren, 
insbejondere Gold und Silberwaren, a. a. O. I 275, 11 93; „Sühner- 
augenmittel” und „vegetabiliicher Leim” troß Verſchiedenheit einzelner 
Eigenjchaften, a. a. ©. IV 136; rohe und bearbeitete Schmiedeftüde aus 
Stahl mit Mefiern, Scheren und Gabeln, VI 377; Zellſtoff und Klo— 
jetpapier, VI 209; Margarine und Delmargarin, ebenda 210. Mit 
Rüdjiht auf den gleichen Verwendungszwed und die häufige Identität 
der Bertriebsftätten ift auch Natur» und Kunftbutter als gleichartig 
anzujehen. Für gleichartig find auch zu erachten Meerjchaum- und 
Holzpfeifen, Brief- und Screibpapier, ladierte Blech- und Papier— 
waren von gleicher oder ähnlicher Geftalt, Komm.Ber. ©. 2, Stoff- 
und Papierfragen, Meves S.74. Nicht gleichartig find mit Rüd- 
jiht auf den verjchiedenen Verwendungszwed Spirituojen, Altohole und 
Bier einerjeits, Brennipiritus anderjeits; jo OLG. Dresden, PMZBI. 
VII 22 und 2G. ebenda 265, a. M. PU. ebenda 264; ferner find nicht 
gleihartig in der Regel Rohſtoffe, Halbfabrifate und gebrauchsfertige 
Waren im Verhältniſſe zueinander, weil hier die Herftellungspläge, 
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die Verkaufsftellen und die Abnehmerfreife meift verjchieden jind, PA., 
PM8Bl. VI397, Rhenius ©. 64; Maſchinen, welche ganz verichie- 
denen Zweden dienen, wie 3. B. landmwirtichaftlide M. und Näb- 
majchinen, Kent ©. 32; Senjen und Mefjerihmiedwaren mit Rüdficht 
darauf, daß die Senjeninduftrie ftet3 ihren eigenen Weg gegangen ift, 
PA, PM8Bl. VI 211.) Die oben hervorgehobenen Gehchtsnuntte find 
aber nicht die einzigen, welche bei Prüfung der Waren auf ihre Gleich- 
artigfeit in Betracht fommen können; jo kann 3.8. die Eintragung 
eines Zeichens für Teile einer Ware nicht verlangt werden, wenn ein 
übereinftimmendes Zeichen für die ganze Ware früher angemeldet ift 
und die Anbringung des Zeichens an der legteren nicht in anderer 
Weile ald durch Bezeichnung der einzelnen Teile geichehen fann. (PM. 
ZB. 11 186; in diefem Sinne find dort für gleichartig erflärt einerjeits 
Scornfteine, anderjeit3 Formfteine, aus melden Schornfteine erbaut 
werden jollen). Ein aus mehreren Teilen beftehender Apparat ala Ganzes 
ift regelmäßig mit feinen einzelnen Teilen gleichartig, jo z. B. eine Schreib- 
majchine mit Schreibmajchinebändern (PA., PMZBI. VIII 28). Doc tft, 
wenn in einem Warenverzeichnifie Waren, die nad Beichaffenheit, Stoff 
und Derftellungsart durchaus verjchiedenartig find, bloß deshalb zujam- 
mengefaßt find, weil fie einem gewiſſen Gejamtzmwede dienen (3. B. 
lauter ganz verjchiedene Teile eines beftimmten fomplizierten Apparates) 
der Begriff der Gleichartigfeit auf Waren, welche demjelben Zwede 
dienen, zu beſchränken. Es jind aljo dieje verſchiedenen Waren nicht 
als gleichartig dann zu erachten, wenn fie zu anderen Zweden, als der 
Apparat, dienen jollen (a. a.D. IV 95). 

5. Der bezüglich der Webereinftimmung vom Patentamte er: 
gehende Beſchluß ift in einer Sigung der Abteilung für Warenzeichen 
zu fallen, mit Gründen zu verjehen, jchriftlicy auszufertigen und dem 
Anmelder, ſowie dem widerjprechenden SBeicheninhaber von Amts 
wegen zuzuftellen (Berordn. vom 30. Juni 1894, RGBl. ©.495, 88 4 u. 5). 
Der Beſchlußfaſſung können Erhebungen aller Art vorangeben; ins- 
bejondere fann das PA. Zeugen und Sadyverftändige vernehmen und 
Erflärungen der Beteiligten noch in weiterem Maße, ald das Geſetz 
jolche vorjieht, entgegennehmen. (Die Dentichrift vom 31. Januar 1896, 
PMZB. II ©. 77 ff. bemerft — ©. 92 —, daß nad der Prarid des 
PU. der Wideripruch des älteren Zeicheninhabers dem Anmelder zur 
Aeußerung mitgeteilt und in erjter Inſtanz meift auf Grund von drei 
Schhriftijägen, in zweiter Inſtanz auf Grund von zwei meiteren Schrift- 
jägen und einer etwa beantragten mündlichen Verhandlung entichie- 
den wird.) 

Der Beichluf lautet entweder auf Eintragung oder auf Berjagung 
derjelben. it das jpätere 3. im Verhältnis zu dem früheren nur zum 
Teile für gleichartige Waren angemeldet, jo fann injoweit die Ein- 
tragung verjagt, bezüglich der Waren anderer Art aber das 2. ein- 
getragen werden. Dagegen jind jonjtige Einſchränkungen des Zeichen- 
anipruchs, weldye der Anmelder zur Vermeidung der Kollifion macht, 
nicht zu berüdfichtigen. (PA., PMZBL. II 184, wo eine räumliche Be- 
grenzung des Warenzeichenichuges, wie „nur für die Ausfuhr nach Dit- 
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alien“, als unzuläſſig erklärt und die Eintragung einfach verjagt wurde; 
ebenio PMZBI. IV 217.) 

Der Enticheidung des PA. ift nur dasjenige zu Grunde zu legen, 
was die durch die Beitimmung des $ 5 veranlafte Prüfung ergibt; 
hierbei handelt es jich nicht nur um Uebereinftimmung der Zeichen und 
der Waren (j. N. 4), jondern auch darum, ob der Widerjprechende wirt- 
li) die Priorität einer (wirfjamen) Anmeldung für fich hat (vgl. Note 2 
lit. a) und ob der Widerſpruch rechtzeitig von der dazu befugten Perſon 
erhoben ift (vgl. Note 3). Dagegen hat das PU. die etwa zwijchen den 
Parteien unter der Herrſchaft des alten Geſetzes ergangenen gericht- 
lichen Urteile oder bejtehende vertragsmäßige Abmachungen nicht zu 
beadhten. Wer auf Grund Vertrages oder rechtäfräftiger Feſtſtellung 
eines Berhältnifies, welches die Anerkennung des der jegigen Anmeldung 
zu Grunde liegenden Zeichenreht3 umjchließt, die Eintragung durch— 
jegen will, muß gemäß $ 6 Abi. 2 die weitere gerichtliche Enticheidung 
herbeiführen (j. o. S. 503, N. 3 Ziff. II lit. b, bb, vgl. PA., PMZBL. I1 142, 
187; bezüglich der Tragweite eines unter der Herrichaft des Marten- 
ichußgejeges vom 30. November 1874 über das Berhältnis zweier Waren- 
zeichen zueinander ergangenen Urteil® in Anſehung des gemäß 8 6 
Abi. 2 des gegenwärtigen Ge. Hagbaren Anſpruchs |. RGC. 38 ©. 73). 

Iſt die Eintragung auf Grund des $6 durch Beſchluß verjagt 
und diejer Beihluß rechtäfräftig (vgl. N. 6), jo findet, wenn der Wider- 
ſpruch jest zurüdgenommen wird, eine Wiederaufnahme des Berfahrens 
nicht ſtatt; es bedarf vielmehr in ſolchem Falle einer neuen Anmeldung (PA., 
PMZBL. II 67, 68). Hit der Beſchluß nod nicht rechtskräftig, jo iſt Die 
Burüdnahme des Widerjpruchs in der Beichwerdeinitang zu berüdjichtigen. 

6. Nah $ 10 Abi. 2 kann gegen den Beichluß, durch welchen 
ein Antrag zurüdgemwiejen wird, der Untragjteller innerhalb eines Mo- 
nat3 nach der Zuftellung beim PA. Beichwerde einlegen. (Ueber das 
Verfahren j. das zu $ 10 Bemerfte.) Yweifellos fteht dieſes Beſchwerde— 
recht dem Anmelder zu, wenn die Eintragung auf Grund der $$ 5 u. 6 
verjagt, aljo jein Antrag auf Eintragung abgewiejen wird. Dagegen 
ift bejtritten, ob auch der Widerjprechende, wenn die Uebereinftimmung 
des Zeichens verneint und die Eintragung beichlofjen wird, diejen Be- 
ſchluß mit Bejchiwerde angreifen fann. Das PU. hat dieje Frage früher 
wiederholt verneint (j. PMZBL. 1316, R. u. U. I 247), in neuejter Zeit 
aber bejaht (PMZBL. IV 159). Ein zwiichen der Begründung diejer 
leßteren Entjcheidung und den früheren Ausführungen angejtellter Ber- 
gleich läßt jofort erfennen, daß die neuere Anſicht des PA. die richtige 
it. Zur Widerlegung der früheren Anjchauung jei in Ergänzung der 
Begründung jener neueren Entjcheidung noch auf zwei Punkte bin- 
gewiefen. Das PA. glaubte für jeine ältere Anficht auch den $ 26 
des Patentgejeßes heranziehen zu können. Allein der Umftand, daß 
8 26 das Beichwerderecht des Einjprechenden bejonders hervorhebt, eine 
entiprechende Beltimmung im gegenwärtigen Gelege aber fehlt, erklärt 
ſich ſehr einfach aus der Spezialifierung der Fälle des Beichwerderechts 
in $ 26 im Gegenjage zu der allgemeineren Faſſung des $ 10 Abi. 2. 
Wenn jodann das PA. in dem Beichluffe vom 25. Juni 1896 (R. u. 
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U. 1247) auf gewiſſe mögliche Konjequenzen der Einräumung des Be- 
ichwerderechtes zu Gunsten des Widerjprechenden hinweiſt, jo kann auch 
darin ein durchichlagendes Argument für feine damalige Anihauung 
nicht erblidt werden; denn mit demjelben Nechte, mit welchem dort 
gejagt wird, das Beichwerderecht würde illuforisch durd die Möglich- 
keit, daß jpäter das PA. ein etwas verändertes Zeichen eintragen würde, 
ohne das Widerjpruchsverfahren überhaupt durchzuführen, könnte man 
jagen, das Widerjpruchsrecht des älteren Zeicheninhabers könne leicht 
illujoriich werden, weil das PA. ja möglichermeije irrtümlich die Mit- 
teilung unterlaffen fann und dann zu einem Widerjpruch fein Raum 
bejteht. E3 ift doch wohl anzunehmen, daß die Warenzeichenabteilung, 
wenn jie auch an die Enticheidung der Bejchwerdeabteilung nicht ge- 
bunden it, aus Ddiejer einen Anlaß nimmt, die Mitteilung an den 
älteren Beicheninhaber auf Grund der zweiten Anmeldung ebenjo er- 
gehen zu lajjen, wie auf Grund der eriten. Das Beſchwerderecht 
ſteht aljo aud dem widerjprehenden Zeicheninhaber zu. 
(Uebereinftimmend Seligjohn ©. 76 u. 104, Kent Nr. 191.) 

In der Beſchwerdeinſtanz findet auf Antrag meift mündliche 
Verhandlung ftatt, welcher ein Schriftenwechjel vorangeht (PA., PMZBI. 
IT 92). Doc bejteht fein Anspruch auf Ladung zu einem foldhen (dai. 
III 62). Die Bejchwerdeabteilung fann zwar eine inzwijchen erfolgte 
Zurüdnahme des Widerjpruchs berüdjichtigen (ſ. N. 5 a. E.), nicht aber 
über die Eintragung eines völlig neuen Zeichens beſchließen; ein jolches 
muß vielmehr erneut angemeldet werden (PMZBL. 1V 96). 

7. Wenn aud dem PA., jobald es die Uebereinftimmung zweier 
angemeldeter Zeichen für gegeben hält, die im $ 5 vorgejehene Mit- 
teilung an den Inhaber des früher angemeldeten Zeichens obliegt, er- 
wächſt doch gemäß Abi. IT des $ 5 demjenigen Zeicheninhaber, 
welcher eine folhe Mitteilung nicht erhalten hat, fein Erjat- 
anſpruch, jollte auch ſpäter die Webereinftimmung — 3. B. in einem 
Nechtsitreite wegen Löſchung des jpäter angemeldeten Zeichens, $ 9 Ubi. | 
gif. 1 — dargetan werden. 


7. 

Das durch die Anmeldung oder Eintragung eines Waaren- 
zeichens begründete Recht geht auf die Erben über und kann 
durch Vertrag oder durch Verfügung von Todes wegen auf an— 
dere übertragen werden. Das Recht kann jedoch nur mit dem 
Gejchäftsbetriebe, zu welchem das Waarenzeichen gehört, auf 
einen Anderen übergehen. Der Uebergang wird auf Antrag des 
Rechtsnachfolgers in der Zeichenrolle vermerkt, jofern die Ein- 
willigung des Berechtigten in beweifender Form beigebracht 
wird. Sit der Berechtigte verjtorben, jo ift der Nachweis der 
Rechtsnachfolge zu führen. 
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Solange der Uebergang in der Zeichenrolle nicht vermerkt 
iſt, kann der Rechtsnachfolger ſein Recht aus der Eintragung 
des Waarenzeichens nicht geltend machen. 

Verfügungen und Beſchlüſſe des Patentamts, welche einer 
Zuſtellung an den Inhaber des Zeichens bedürfen, find ſtets an 
den eingetragenen Inhaber zu richten. Ergiebt fi, daß der- 
jelbe verftorben ift, jo kann das Patentamt nach feinem Er— 
meſſen die Zuftellung ala bewirkt anſehen oder zum Zweck der 
Zuftellung an die Erben deren Ermittelung veranlaffen. 


1. Das Gejeb vom 30. November 1874 kannte feine anderen 
Subjefte des Marfenichugrechtes, als jolche Gewerbetreibende, deren 
Firma im Handelsregifter eingetragen war. Unter der Herrichaft diejes 
Geſetzes koöonnte Daher ein Uebergang des Rechtes nur gleichzeitig mit 
der Uebertragung der Firma ftattfinden (vgl. RGEC. Bd. 11 ©. 140). 
Das gegenwärtige Gejeh Hat von der Einjchränfung auf firmenberech— 
tigte Berjonen abgeſehen (vgl. N. 1 zu $ 1). Hieraus ergibt fich zu- 
nädjit, da auch Die Perjon, welche das Schutzrecht von dem bisher 
Berechtigten erwerben joll, nicht notwendig firmenfähig fein muß; 
ferner aber, daf es zur wirfjamen Webertragung des SBarenzeidhens 
des Ueberganges der Firma des Zeiheninhabers auf den 
Erwerber des Zeichens nicht mehr bedarf, daß vielmehr aud 
dann, wenn der Veräußerer des Geichäftes in die Fortführung der 
Firma durch den Nachfolger nicht willigt (HGB. $ 22), dennoch das 
Warenzeihen mit dem Gejchäfte übertragen werden kann, und zwar 
jelbft dann, wenn das Zeichen für die Firma eingetragen ift. Dagegen 
kann das Zeichenrecht niemals allein, d.h. . — Geſchäftsbetrieb, 
ie werden; das Nähere hierüber ſ. in N 

2. Gegenftand des Ueberganges auf die — bzw. der Ueber— 
tragung auf andere fann jein jowohl das durd die Anmeldung, 
als aud das durd die Eintragung eines Warenzeihens be- 
gründete Recht. Das Zeichenrecht im engeren Sinne iſt zwar erſt 
an die Eintragung geknüpft (1. $ 12); allein auch die Anmeldung it 
von bebeutjamen rechtlichen Wirkungen begleitet. Durd die Anmel— 
dung entfteht der (öffentlichrechtliche) Anſpruch auf Eintragung des 
Zeichens, und zwar ſchließt der erjte Anmelder jeden folgenden von 
der Eintragung eines übereinjtimmenden Zeichens für Waren der gleichen 
Art aus (vgl. 88 5, 6). Nur eine Konjequenz hievon ift e3, daß in 
dem auf die Anmeldung folgenden VBorprüfungsverfahren dem An— 
melder gewiſſe Befugnijie zuftehen, insbejondere das Recht des Wider- 
ſpruchs ($ 5) und im Falle der Berjagung der Eintragung das Recht 
der Beichwerde ($ 10 Abi. 2), jowie daß alle in diefem Berfahren er- 
forderlichen patentamtlichen Enticheidungen und Mitteilungen dem An— 
melder zuguftellen find (vgl. Kent Nr. 197). Soweit dieje rechtlichen 
Wirkungen zur Zeit der Uebertragung noch ausitehen, greifen jie nun 
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gegenüber dem Rechtsnadhfolger des Anmelders Pla. Doc kann von 
einem Uebergange des Rechtes auf Eintragung natürlih dann feine 
Rede fein, wenn dieſes Recht für den Anmelder nicht entitanden ift, 
weil die Anmeldung unwirkſam war; denn eine urjprünglich nicht wirt- 
jame Anmeldung — 3. B. eine joldye, die von einer gemäß $ 23 vom 
deutſchen Zeichenſchutze ausgejchlofjenen Perjon ausging — erlangt nicht 
rüdwirfend für eine andere Perjon Geltung, jelbft wenn in der lep- 
teren die vorher mangelnden VBorausjegungen einer wirfamen An- 
meldung vorliegen würden — 3. B. wenn diejelbe Inländer, der An- 
melder aber Ausländer ift. Anderſeits ift der Uebergang des Rechtes 
auf Eintragung bedingt dadurd, daß der Erwerber den Zeichenichug 
im Deutjchen Reich erlangen kann ($ 23 Abſ. 1) und foweit für feine 
Perſon etwa weitere Borausjegungen bejtehen, insbejondere die Be- 
jtellung eines inländijchen Vertreters nad $ 23 Abj. 2 erforderlich ift, 
fann er das Recht auf Eintragung nur dann geltend machen, wenn 
dieje Vorausjegungen erfüllt find, jollte auch für die Verjon des An- 
melders der Erwerb oder die Geltendmachung des Zeichenrechtes von 
einer jolchen weiteren Borausjeßung nicht abhängig gemejen jein. War 
dagegen nur von dem Anmelder ein bejonderes Erfordernis zu erfüllen 
und ift dies gejchehen, jo tritt der Erwerber ohne weiteres in die durch 
die Anmeldung begründeten Rechte ein; hat aljo für einen Gewerbe— 
treibenden, der im Inlande feine Niederlafjung hat, ein inländiicher 
Vertreter die Anmeldung eingereicht, jo wirft dieje für den Erwerber, 
der im Inlande eine Niederlafiung bejigt, ohne daß weiterhin eine 
Vertretung erforderlich ift (Kent Nr. 197 u. 199). 

Welchen Anhalt das durdy die Eintragung begründete Recht 
hat, ergibt jih aus $ 12 (f. die Erläut. hierzu). Diefes Recht — alſo 
das eigentlihe Zeihenredht — geht auf den Erwerber jo über, wie 
es beim erjten Inhaber beftand, d. i. einerjeitS mit der urfprünglichen 
Priorität, anderjeit3 mit den Beichränfungen und Mängeln, die ihm 
in der Hand des erjten Inhabers anhaften; insbejondere läuft auch 
dem Rechtsnachfolger die zehnjährige Schußfrift ($ 8 Abi. 2 Nr.1) von 
der Anmeldung, nicht von der Webertragung an; lag zur Zeit der 
Uebertragung ein Löſchungsgrund nad $ 8 Abj. 2 Nr.2 oder nad $ 9 
vor, jo wirft diejer gegen den Nechtsnachfolger nicht weniger wie gegen 
den erjten Inhaber und es hat eine Wenderung, welche in den ein— 
ichlägigen Berhältnijien jeit dem Zeitpunfte der Rechtsnachfolge ein- 
getreten ift, nur injoweit Bedeutung, als überhaupt ein einmal vor- 
handener Löjhungsgrund nadhträglih in Wegfall fommen fann (ji. 
hierüber bei 8$ 8 u. 9). Die Uebertragung des Zeichenrechtes bringt 
den Uebergang der aus demjelben hervorgegangenen perjönlichen Be- 
rechtigungen und Verpflichtungen, 3. B. etwaiger rg 
nicht ohme weiteres mit ji (Kohler, Markenſchutz S 

3. Das durd die Anmeldung oder Die a begrün- 
dete Recht geht auf die Erben über, bzw. auf denjenigen Erben, an 
welchen der Gejchäftsbetrieb fällt, zu dem das Zeichen gehört; wenn 
der Geichäftsbetrieb auf mehrere Erben übergeht, jo werden dieſe ge- 
meinjchaftliche Inhaber des Zeichens; inmwieferne eine Teilung des 
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Beichenrecht3 unter mehreren Erben ftatthaft ift, ergibt fih aus 
dem, was unten (NR. 4 lit. f) über die Teilung des Zeichenrechts über- 
haupt gi u bemerken if. Das Recht kann ferner durch Bertrag oder 
durch Verfügung von Todes Wegen auf andere übertragen werden. 
Ueber die VBorausfegungen einer gültigen Uebertragung in formelfer 
wie materieller Hinfiht enthält das gegenwärtige Gejeg — abgejehen 
von dem in N. 4 zu bejprechenden Erforderniffe — keine Beſtimmung; 
dieſelben richten ſich daher nach dem bürgerlichen Rechte und es iſt in 
Ermangelung einer beſonderen Vorſchrift die vertragsmäßige Ueber— 
— an keine Form gebunden. Nach deutſchem Rechte iſt die 
Gültigkeit des Uebertragungsaktes auch dann zu beurteilen, wenn dieſer 
im Auslande vor ſich gegangen iſt; denn das Zeichenrecht nach Maß— 

abe des gegenwärtigen Geſetzes iſt als eine im Deutſchen Reiche be— 
—** Sache u, u. (vgl. ROSE. Bd. 31 ©. 56, Bd. 51 ©. 263, 
in PRZBI. VI 

Bezüglid) F Ei der Veräußerung des Geſchäftsbetriebs regel- 
mäßig serhnbenen ftillfhweigenden Uebertragung des Zeichen- 
rechts 

Da die Umfchreibung in der ae Ar Grund der Ein- 
willigung des Berechtigten erfolgt (j. N. 5), hat das PA., wenn dieſe 
vorliegt, auf eine Prüfung der Frage, ob die Nebertragung in gültiger 
Weiſe geihah, im allgemeinen nicht einzugehen. Inwieweit es zu prüfen 
hat, ob gleichzeitig der Gejchäftsbetrieb übergeht, darüber ſ. N. 4. 

Eine beſchränkte Uebertragung des Zeichenrechts — etwa mie 
eine bejchränfte Uebertragung des Urherrechts — ift unftatthaft. Der 
Vertrag kann zwar dem Erwerber irgendwelhe Schranken in Bezug 
auf die Ausübung des Rechtes auflegen; der Vermerk in der Zeichen- 
rolle hat darauf aber feine Rüdficht zu nehmen (vgl. Kent Nr. 223). 

Ueber den Fall der Uebertragung des Gejchäftsbetriebs für ein 
beichränftes Abjabgebiet ſ. N. 4. 

4. Wie ſchon zu $ 1 (Erläut. N. 2) bemerkt ift, muß ein Zeichen, 
das den Genuß des Gejeges genießen joll, zur Kenntlichmachung der 
Waren eines gewiſſen Gejchäftäbetriebd dienen. An dem Ge- 
jchäftsbetrieb, für welchen es angemeldet wurde, bleibt es haften; von 
demjelben losgelöft kann es weder vererbt, noch durch irgend eine Ver- 
fügung auf einen anderen übertragen werden. 

a) Wann der Gejchäftsbetrieb als folder übergeht und 
niht nur ein für die Webertragung des Warenzeichens nicht aus- 
reichender Erwerb einzelner Beitandteile eines Gejchäftes vorliegt, muß 
nad) den Umjtänden des alles entichieden werden. (Vgl. HGB. 
88 22, 23, Staub, Kommentar Anm. 4 zu 8 22.) Iſt die Firma auf 
den Erwerber übergegangen, jo ift hieraus auf die Uebertragung des 
Geſchäftsbetriebes zu ſchließen (gemäß den zit. Bejtimmungen des H6B.). 

Bezüglich der Uebertragung eines Teilbetriebs ſ. u. lit. f ©. 515. 

b) Wenn das Gejeß die Uebertragung eines Warenzeichens ohne 
den Gejchäftsbetrieb nicht zuläßt, jo ift dadurch nicht ausgejchlofien, 
daß die Hebertragung des Zeichens und die des Gejchäftsbetriebes in 
verjchiedenen zeitlich getrennten Rechtsgeſchäften erfolgt; namentlich fann 
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es vorfommen, daß die Ueberlafjung des Zeichens der Veräußerung des 
Geſchäftes nachfolgt. (Vgl. Kent Nr. 209; a. M. Meves ©. 9.) 

ec) Da das Zeihen an dem Gejchäftsbetriebe haftet, wird man 
im Zweifel bei jeder Veräußerung eines Gejhäfts, zu mel- 
chem ein Warenzeichen gehört, anzunehmen haben, daß das Zeichen 
mit übertragen werden wollte; die gegenteilige Abſicht muß aus- 
drüdlich oder Hiltfchwei end erklärt werden. (Uebereinftimmend Selig- 
john N. 3, Finger ©. 46, Landgraf ©. 45, NG. bei Bolze 14 
Nr. 117 u.a.) Anderjeits hat der Erwerber des Geichäftes an jich feinen 
Anſpruch auf Uebertragung auch des Warenzeichens, da dieje immerhin 
vom Gejege dem freien Willen des Zeicheninhabers anheimgeftellt if, 
jo daß es jehr wohl zuläffig ift, den Uebergang bes Warenzeichens 
auszujchließen. 

St für eine offene Handelsgejellihaft ein Zeichen ein- 
getragen und Löft fich dieje auf, jo geht, wenn einer der Gejellichafter 
als Einzeltaufmann den Gejchäftsbetrieb fortiegt, im Zweifel, d. h. ohne 
bejondere anderweitige Abmachung, das Zeichenredht nicht unter, viel- 
mehr ſteht es jegt dem Alleininhaber des Geichäftes zu. Ebenio iſt 
die Erhaltung des Zeichenrecht3 dann anzunehmen, wenn umgekehrt 
der ein Geichäft betreibende Einzellaufmann mit anderen eine offene 
Handelsgejellichaft eingeht. (Bgl. Kohler, Markenihug S. 235 ff.: 
a.M. Kent Nr. 219.) 

d) Wenn der Inhaber jich bei Veräußerung des Geſchäfts— 
betriebes das Zeichen vorbehält, jo hat dies nicht die Wirkung, 
daß nunmehr derjelbe ohne weiteres im ausjchlieglichen Gebrauch des 
Zeichens für ein anderes von ihm eröffnetes oder jchon gleichzeitig 
neben dem veräußerten Gejchäfte betriebene Geſchäft geihügt wäre; 
denn das Zeichen ift, wie erwähnt, nur für den bejtimmten Geichäfts- 
betrieb eingetragen, der nun in der Hand eines anderen jich befindet. 
Der Zeicheninhaber muß daher, wenn er das Zeichen für jeinen Ge- 
ihäftsbetrieb benugen will, dasjelbe hiefür neu anmelden. Dabei hat 
er vorerjt nicht zu gewärtigen, daß der Erwerber des früheren Ge— 
ihäftsbetriebes das Schutzrecht für das Zeichen gewinne; denn jolange 
das Zeichen urſprünglich für den Veräußerer eingetragen iſt, jtehen der 
Eintragung für den Erwerber die 88 5, 6 im Wege; wird aber ber 
urjprünglide Eintrag auf Antrag des Inhabers ($ 8 Abi. 1) oder aui 
Stlage bes Erwerber ($ I Nr. 2) gelöicht, jo kann diejer innerhalb 
zweier Jahre im Hinblid auf $ 4 Abi. 2 die Eintragung zu jeinen 
Gunsten nicht durchiegen. 

e) Der Uebergang des Warenzeichens mit dem Gejchäftsbetriebe 
jegt nicht notwendig eine Uebertragung des Gejchäftes für 
immer voraus; er kann auch bei Uebergabe des lehteren zum Nieß— 
brauch, bei Verpfändung, bei Verpachtung desjelben u. dgl. Hattfinden. 
(Bgl. Kohler, Markenſchutz ©. 233, Schmid ©. 81 u., Landgrai 
©. 45 u. Kent Nr. 224; a. M. Rhenius, der im Falle der Verpach— 
tung des Gejchäftsbetriebes nur den Uebergang eines Benutzungsrechtes 
an dem Zeichen annimmt.) Wenn während des Konfursverfahrens der 
Gejchäftsbetrieb fortgejegt wird (vgl. $5 129, 132 Kont.Ordn.), jo lann 
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der Bermwalter dad Warenzeichen zur Bezeihnung der in dem fort- 
geführten Geichäfte produzierten oder verfauften Waren gebrauchen; 
ein Wechſel in der PBerjon des Zeicheninhabers findet hier nicht ftatt. 
Das Gleiche gilt für den Nachlaßpfleger, den Liquidator 20. (Bgl. 
LandgrafS.43, Kent Nr.216, Meves, Markenſchutzgeſ. vom 30, No- 
vember 1874 ©. 184.) 

f) Das Zeihenredht fann beim Webergange auf andere ge- 
teilt werden, wenn ed für einen Gejchäftsbetrieb, der fich auf ver- 
ſchie denartige Waren erſtreckt, begründet iſt. Es kann dann der ge— 
ſamte Geſchäftsbetrieb nach den verſchiedenen Warenarten in mehrere 
Betriebe zerlegt und das Zeichen mit jedem dieſer Betriebe an je eine 
andere Perſon übertragen oder auch vom bisherigen Inhaber mit einem 
Teilbetriebe zurückbehalten werden. Wer alſo z. B. ein Seilerwaren- 
und ein Farbengeſchäft betreibt, kann, wenn das Zeichen für dieſe ver— 
ſchiedenen Waren eingetragen iſt, dasſelbe mit dem Seilerwarengeſchäft 
auf A übertragen, mit dem Farbengeſchäft ſelbſt behalten oder auf den 
Erwerber dieſes Geſchäftes B übergehen laſſen. In dieſer Weiſe kann 
auch, wenn mehrere Perſonen, insbeſondere mehrere Miterben, im Be— 
ſitze eines auf verſchiedenartige Waren ſich beziehenden Geſchäftsbetriebes 
ſich befinden, eine Auseinanderſetzung unter ihnen ſtattfinden, während 
eine Teilung des nur für eine Art von Waren beſtehenden Zeichen— 
rechtes unter mehreren Erben nicht ſtatthaft iſt, da in Anſehung einer 
einzigen Warenart das Zeichen auch nur auf eine Betriebsſtätte hin— 
weiien darf. (Uebereinftimmend Seligiohn N.3u.4, Kent Wr. 211, 
Kohler, Markenſchutz ©. 246,247.) Auch wenn eine Teilung des Zeichen- 
rechtes jelbjt nicht erfolgt, iſt es zuläflig, dasjelbe nur mit einem Teile 
des gejamten Geſchäftsbetriebes auf einen anderen zu übertragen, 
jei es, daß das Zeichen nur für die zu diefem Teilbetrieb gehörige 
Gattung von Waren eingetragen ift, jei es, daß der Zeichenichuß bisher 
aud noch andere Waren umfahte, in Bezug auf diefe aber darauf ver- 
zichtet oder der Betrieb eingeftellt wird. (Webereinitimmend Kent 
Nr. 210; auch Rhenius ©. 74, legterer jedoch nur für den Fall, daß 
fi) die Verwendung des Zeichens tatſächlich auf den Teilbetrieb be— 
ſchränkte; a. M. Meves ©. 96.) 

Dagegen würde es zur Uebertragung des Zeichens nicht genügen, 
wenn von dem Geſamtbetrieb derjenige Zweig überlaſſen würde, für 
den das Zeichen nicht eingetragen iſt (Kent a.a.D.). 

Unzuläſſig ift eine Teilung des Zeichenrechts, die nicht mit einer 
Sceidung des Betriebs nad Gegenftänden desjelben, jondern mit einer 
Teilung des Betriebs nach räumlichen Gebieten zujammenhängt, jo daf 
etwa das Zeichen dem Erwerber für das Ausland, dem Veräußerer 
für das Inland zujtehen joll oder umgekehrt; denn für das Zeichenrecht 
gilt im Gegenjage zum Patentrecht der Grundſatz der Einheit und Ein- 
heitlichleit innerhalb der verjchiedenen Staatengebiete (RGC. Bd. 51 
©. 263, in PMZBL. VII 232). Eine ſolche Vereinbarung kann in die 
Beichenrolle nicht eingetragen werden und hat Dritten gegenüber feine 
Wirkung, während fie unter den Beteiligten jelbft allerdings wirkſam 
jein kann (vgl. Kent Nr. 211). 
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g) Eine Prüfung der Frage, ob die Erklärung, daß der Ge— 
ichäftäbetrieb auf den Erwerber des Zeichens übergegangen jei, richtig 
ift, obliegt dem BU. bei der Umjchreibung (N. 5) nit. Das PA. kann 
auch den Nachweis für den Uebergang des Gejchäftsbetriebes nicht ver- 
langen (PA., PMZBL. VI 378). Iſt aber offenfichtlic ein Gejchäfts- 
betrieb nicht übergegangen, jo hat ed die Umijchreibung abzulehnen 
(a. a. O. IV 260). 

5. Umſchreibung in der Zeichenrolle (Abi. 1 Sat 3 u. 4, Abi. 2). 
Die Zeichenrolle ſoll über alle an ein Zeichen fich fnüpfenden Rects- 
beziehungen zuverläjlige Auskunft geben; deshalb ift zu dem Behufe, 
ba Uenderungen in der Berjon alsbald zur Eintragung gelangen, für 
zeichenrechtliche Anfprüche die Aftiv- und Rafjivlegitimation des 
Rechtsnachfolgers von jeiner vorgängigen Eintragung in 
die Rolle abhängig gemadt. 

a) Der Vermerk in der Zeichenrolle betr. den Uebergang des 
Zeichenrechts auf einen anderen geichieht auf Antrag des Rechts— 
nachfolgers, welchen diejer perjönlich oder durch einen bevollmädh- 
tigten Vertreter ftellen fann. Ein Antrag des bisherigen Beichen- 
inhabers genügt nicht ( PA., PMZBI. II 102). Dagegen muß der Be- 
rechtigte (d. i. regelmäßig der eingetragene Inhaber bezw. deſſen Erbe, 
unter Umjtänden auch eine andere Perjon, welcher die Verfügungs- 
gewalt zufteht, z. B. der Konfursverwalter) jeine Einwilligung zur 
Umjchreibung erteilen; dieſe ift vom Antragfteller in beweijender 
Form beizubringen, d. i. mittels einer Urkunde, welche entweder von 
einem deutſchen Gericht oder Notar oder einem deutjchen Konjul auf- 

enommen oder doc der Unterjchrift nach beglaubigt fein muß (PA., 
MZBL. II 102; vgl. Gejeß über die Angelegenheiten der freim. Ge- 
richtsbarfeit vom 17./20. Mai 1898, RGBl. ©. 771; jpeziell f. Preußen ſ. 
PA, PMZBL. VII 53). Die Einwilligung kann durch den Vertrag 
auf Uebertragung des Zeichens nicht erjegt werden; denn das PA. kann 
jih auf eine Prüfung der Trage, ob der Berechtigte auf Grund des 
Vertrages die Umijchreibung bewilligen müfje oder berjelben, etwa 
wegen mangelnder Erfüllung auf der Gegenjeite, widerjprechen könne, 
nicht einlajjen. Natürlich kann die Bewilligung der Umjchreibung gleich 
in die Vertragsurkunde mit aufgenommen werden. (PA., FMZBIL. II 
102.) Da das Zeichen nur mit dem Gejchäftsbetrieb übergehen kann 
(j. Note 4), empfiehlt das PA. (a. a. D.), die Erflärung, daß der Ge— 
ichäftsbetrieb auf den Erwerber übergegangen jet, mit der Bewilligung 
der Umijchreibung zu verbinden. Won bejonderem Werte ift eine jolche 
einjeitige Erflärung nicht, da eine Prüfung auf ihre Richtigkeit vom 
PA. doc nicht vorgenommen werden fann, wie dieſe Behörde auch 
nicht dazu berufen und in der Lage ift, die Gültigkeit oder auch nur 
die Tatjache des Uebertragungsaftes einer Unterſuchung zu unterwerfen. 
(Ebenjo Kent Nr. 229, Seligjohn N. 9; oben Note 4 lit. g.) Weigert 
ſich der Berechtigte, die Einwilligung zu erteilen, obwohl er nad) dem Ber- 
trage dazu verpflichtet ift, jo fann die Bewilligung der Umjchreibung 
auf dem Prozeßwege erzwungen werden (vgl. RGC. 31 S. 56); die 
rechtsfräftige Enticheidung, wonach der Berechtigte zur Erteilung der 
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Bewilligung u wird, vertritt dann die Erklärung desjelben 
(vgl. CPO. $ 89 

Fit die Unfehreibung erfolgt, jo kann fie nicht auf Antrag des 
früheren Inhabers ohne weiteres rüdgängig gemacht werden; dazu be- 
darf es der Einwilligung des Ermwerberd oder einer vollftredbaren ge- 
rihtlihen Enticheidung (PA., PMZBL. VIII 54). 

Für den Fall, daß der Berechtigte verftorben ift, bejtimmt 
das Gejeh nur, ed jei der Nachweis der Rehtönadfolge zu 
führen, nicht auch, in welcher Form dies zu geichehen habe; die Vor— 
lage einer öffentlichen Urkunde wird aud hier regelmäßig erforderlid) 
jein. (Vgl. BGB. 88 2353 ff.) Der Nachweis der Rechtsnachfolge ge- 
nügt aud dann, wenn das Zeichen auf die Firma des Verſtorbenen, 
die von den Erben fortgeführt wird, umſchrieben werden joll; nicht 
erforderlich ijt der Nachweis, daß die Erben im Handelöregifter als 
Inhaber der Firma eingetragen find (PA., PMZBI. VI 398). Aehn- 
fih wie im Falle des Ablebens einer erfon verhält e3 ſich, wenn eine 
Altiengejellichaft in eine Gejellihaft anderer Art, z. B. eine Gejellichaft 
mit bejchränfter Haftung, umgewandelt wird; wird dieſe Tatjache be- 
jcheinigt, jo genügt der von der neuen Gejellichaft geftellte Antrag 
(a. a. O. VII 256). 

Da für einen Ausländer der Schub im Jnlande ftet3 nur dann 
begründet werden fann, wenn nachgewiejen ift, daß Das Zeichen auch 
im Staate jeiner Niederlafjung Schuß genießt, kann auch die Um— 
ichreibung eines deutſchen für einen Inländer eingetragenen Waren- 
zeichens auf eine Firma, die im Inlande eine Pieberfafhung nicht be- 
figt, nur auf Grund diefes Nachweijes erfolgen. (PU. a.a.O.VII 248; 
1.3 23 Abi. 3.) 

Weift das PU. den Antrag auf Vermerk des Ueberganges ab, 
jo fteht dem Antragfteller die Bejchwerde zu ($ 10 Abi. 2). 

b) Die Bedeutung des Vermerks der Uebertragung in 
der Zeichenrolle wurde oben jhon dahin charakterijiert, daß von 
diefem Vermerk die Aftiv- und Pajlivlegitimation des Erwerbers ab- 
hängt. Daraus ergibt ſich: 

aa) Bevor die Umſchreibung erfolgt ift, fann der 
Rechtsnachfolger das Zeihenreht nit geltend machen (Abj.2 
des 8 7); es fann aljo bis dahin immer noch der eingetragene Inhaber, 
nicht der Erwerber des Zeichenrecht3 wegen Verlegung desjelben Eivil- 
lage erheben, Strafantrag jtellen, eine Buße verlangen, die Löſchung 
beantrageu u. ſ. f. Ebenfo ift eine etwaige Löſchungsklage (abgejehen 
von dem Falle des Todes) immer noch gegen den eingetragenen In— 
haber zu richten; die daraufhin ergehende Entſcheidung wirft aber auch 
gegen den Rechtänachfolger, der als Nebenintervenient ſich an dem Pro- 
zeſſe beteiligen fann und dem unter Umftänden der eingetragene In— 
haber, um etwaigen Schadenserjapaniprüchen wegen mangelhafter Prozeß⸗ 
führung auszumeichen, den Streit verkfündigen wird (vgl. $ I Abj.3 u. 4, 
EVD. 88 66, 72 ff.) Auch das PA. verhandelt ausjchlieglich mit dent 
eingetragenen Inhaber; an ihn gehen alle Zuftellungen von Beſchlüſſen 
und Verfügungen ($ 7 Abi. 3), an ihn ift indbejondere die Mitteilung 
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zu richten, daß ein follidierendes Zeichen angemeldet jei und ihm jteht 
das Recht des Widerjpruchs zu ($ 5). Trogdem aber ift die Rechts— 
ültigfeit der Uebertragung durch den Bermerf in der 
eihenrolle nicht bedingt (vgl. Motive ©. 14, RGStr. Bd. 34 
. 34, in PMZBL. VII 123; RO. in R. u. U. VI 339; Schanze i.d. 
Beitichr. f. gewerbl. Rechtsſchutz 1893 ©. 169); vielmehr geht das Zeichen- 
recht durch einen ſonſt gültigen Uebertragungsaft jofort auf den Er- 
werber über. Dies zeigt ſich namentlich darin, daß der bisherige In— 
haber nunmehr das Beihen an einen Dritten nicht mehr veräußern 
fann; eine jolche weitere Uebertragung ift felbjt dann unwirkſam, wenn 
der Dritte im Hinblid auf die noch bejtehende, den Beräußerer als 
Inhaber auswerjende Eintragung in gutem Glauben ji befindet. 
(Ebenjo Seligjohn N. 13). Anderjeit3 kann der Erwerber auch vor 
der Umjchreibung das ihm zuftehende Zeichenrecht wirkſam weiter ver- 
äußern. Er fann ferner das Zeichen in feinem &emwerbebetrieb ge— 
brauchen, ohne daß der eingetragene Inhaber ihn daran hindern kann; 
und wenn dritte Berjonen unberechtigt das Zeichen verwenden, jo fann 
zwar der Erwerber des Zeichenrechts dagegen vor der Umſchreibung 
nicht einjchreiten, da aber jein Recht verlegt ift, fteht ihm nach der 
Umjchreibung die Verfolgung joldyer in der Zwiſchenzeit geichehener 
Eingriffe infoweit zu, als deshalb nicht der Beräußerer ſchon vor- 
gegangen ift (RGEStr. a. a. D.). Selbſt den Veräußerer kann der Er- 
werber jchon auf Grund des Uebertragungsaftes von dem Gebrauch 
des Zeichens ausſchließen, er fann ihm auch verbieten, Klagen gegen 
Dritte, zu welchen derjelbe formell legitimiert wäre, anzuftellen und er 
fann nad beiden Richtungen aus dem Bertrage auf Unterlajjung 
—— Eingriffe und auf Schadenserſatz klagen. (Vgl. RGC. 31 
. 56. 


bb) Iſt Dagegen der Uebergang des Zeihenredhtes in 
der Zeihenrolle vermerkt, jo ift der Erwerber allein zur Geltend- 
madung des Beichenrechtes befugt, ihm nur ftehen alle vom Gejege 
zum Schuß des HBeichenrechtes gewährten Nechtsbehelfe zu, mit ihm 
allein tritt das Patentamt in Verhandlung, an ihm gehen alle Zu— 
ftellungen; er ijt berechtigt, die Löſchung des Zeichens zu beantragen, 
gegen ihn ijt eine etwaige Klage auf Löſchung zu richten. Dies alles 
gilt aber uneingejchränft nur dann, wenn die Uebertragung jelbjt gültig 
war. Sit fie ungültig, jo ift zwar gleichwohl, bis etwa die Eintragung 
gelöicht wird, der nunmehr Eingetragene dem Patentamte gegenüber 
allein legitimiert. Im übrigen vermag aber der Bermerf in der Rolle, 
dem ja eine Prüfung der Gültigkeit des Rechtsüberganges nicht vor- 
ausgeht, den Mangel, der der Uebertragung anhaftet, nicht zu heilen. 
Es fann aljo insbejondere der Beräußerer (unter Umjtänden freilich 
erft nach Anfechtung des Nechtsüberganges) verlangen, dab das Zeichen 
wieder auf ihn umgejchrieben werde. Der Veräußerer kann ferner dem 
Erwerber die Ausübung des Zeichenrechtes verbieten und jeinerieits 
von dem Zeichen Gebraudy machen. ft die Uebertragung nicht nur 
anfechtbar, jondern nichtig — was namentlich der Fall ift, wenn der 
Geichäjtsbetrieb nicht mit übertragen wurde —, jo fann derjenige, 
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gegen welchen der nunmehr Eingetragene wegen Zeichenverletzung Klage 
erhoben oder Strafantrag geftellt hat, die Bejtreitung der Aftivlegiti- 
mation biejes Klägers oder Antragftellers mit dem Mangel eines gül- 
tigen — — begründen (ebenſo Rhenius S. 74 und mit 
ihm RGC. Bd. 51 ©. 263, in PMSBl. VIII 232; a. M. Kent, der 
Nr. 213 u. 295 annimmt, die formale Legitimation fönne nur durch 
die Löſchungsklage gemäß $ 9 Abi. 2 Nr. 2 bejeitigt werden. Daß 
übrigens, wenn das Zeichen ohne den Gejchäftsbetrieb übertragen wurde, 
jeder Dritte ein Recht auf Löſchungsklage hat, ijt nicht zu bezmeifeln). 
Zur Weiterübertragung des Zeichens ift, wenn die erſte Uebertragung 
nichtig ift, trotz Vermerks in der Rolle nicht der Erwerber, jondern 
der Veräußerer befugt. 

c) Die Beitimmung über den Vermerk in der Beichenrolle be- 
zieht fich troß der allgemeinen Faſſung nur auf den Uebergang des 
Zeichenrechts, nicht auch) auf den Uebergang des durd die An- 
meldung eines Warenzeihens begründeten Rechts; denn die 
Anmeldung wird in der Beichenrolle nicht eingetragen. Damit aber 
das PA. im Falle eines Wechſels in der Perſon des BZeicheninhabers 
während des Vorprüfungsverfahrens in der Lage ift, den Erwerber ftatt 
des Anmelder in der Zeichenrolle ald Inhaber einzutragen, bedarf es 
gleichfall3 eines Antrags des Rechtsnachfolgers und der Vorlage ent- 
weder der Einwilligung des Anmelders in beweiſender Form, oder, 
wenn dieſer geitorben, des Nachweiſes der Rechtsnachfolge. 

. Mehrfache Uebertragung. Schon oben (Note 5) wurde be- 
merft, daß die Umjchreibung des Zeichenrechts auf den Rechtsnad)- 
folger für die Berechtigung zur Weiterveräußerung des Nechtes ohne 
Bedeutung ift, da auf Grund eines in jeder Hinficht wirfjamen Er- 
werbsaftes der Erwerber allein zur Weiterübertragung befugt ift, 
während im Falle der Nichtigkeit der erjten Uebertragung das Recht 
ur Weiterveräußerung bei dem erjten Inhaber verbleibt. Daraus 
Folgt, dad, wenn die erite Uebertragung rechtswirkſam war, ohne daß 
die Umjchreibung auf den Erwerber erfolgte, diejer aud) einer dritten 
Perſon gegenüber, an welche der erjte Inhaber nachher das Zeichenredyt 
weiter veräußert hat und welche in der Zeichenrolle als Inhaber des 
Zeichens eingetragen wurde, die Berichtigung der Rolle durchſetzen 
fann, während der Dritte — welcher freilich, jolange er eingetragen ift, 
dem PU. gegenüber legitimiert iſt, ſ. N.5 — in Anjehung des ihm 
erwacjenen Schadens fi) nur an den Veräußerer halten fann. Ander- 
jeit3 hat der erfte Zeicheninhaber, wenn die erjte Uebertragung nichtig 
ift, auch demjenigen gegenüber, an welchen der erjte Erwerber das 
Zeichenrecht weiter veräußert hat und auf welchen die Umjchreibung in 
der Rolle geichehen ift, einen Anſpruch auf Berichtigung der leßteren, 
aljo auf Rüdumjchreibung zu feinen Gunften und der jpätere Erwerber 
fann den Erjaß jeines Schadens nur von dem beanjpruchen, mit wel— 
— den Uebertragungsvertrag eingegangen hat. (Vgl. Kent Nr. 206 
u. 225.) 

7. Das Gejeß erwähnt ausdrüdlich neben der Vererbung des 
durdy die Anmeldung oder Eintragung begründeten Rechts nur die 
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Uebertragung dieſes Rechtes durch freiwillige Verfügung des Jnhabers. 
Es frägt fih nun, ob aucd eine Veräußerung im Wege der Zwangs- 
vollftredung möglih ift. Das Recht kann nur mit dem Geſchäfts— 
betriebe übertragen werden (j. N. 4); die Zwangsvollitredung lann aljo 
jedenfall® nur inſoweit ftattfinden, al3 mit der zwangsweijen Ber- 
äußerung des Rechts eine Uebertragung de3 Gejchäftsbetriebes Hand 
in Hand geht. Soweit dies der Fall ift, läßt fi) gegen die Zwangs— 
vollftrefung in das Zeichenrecht bezw. in das Recht aus der Anmel- 
dung fein Bedenken geltend maden. Es iſt aljo insbejondere jehr 
wohl möglich, daß der Verwalter im Konkurſe das Geſchäft jamt dem 
Zeichen veräußert (vgl. KO. 8 134; gl. WU. Jäger, Konk.Ordn. $ 1 
Anm. 7; a.M. Seuffert, Konkursprozehreht S. 86 N. 12). Außer- 
halb des Konkurſes ift freilich der Gejchäftsbetrieb als ſolcher nicht 
Gegenftand der Zmwangsvollftredung. Wenn jedody der Geſchäftsbetrieb 
untrennbar mit einem anderen Objelte der Zwangsvollftredung, 3. B. 
einer Heilquelle, einem Bergwerke, einem Zorfgrundftüde oder auch 
einem Patente verbunden ift, jo daß nur zum Zwecke der Fortiegung 
des Gejchäftsbetriebes diejes andere Objekt erworben wird und der bis. 
herige Inhaber nad) Berluft des leßteren unmöglich dasjelbe Geſchäft 
weiter betreiben fann, dann kann man wohl jagen, daß der Geſchäfts— 
betrieb, wenn er auch nicht unmittelbar Gegenitand der Zwangsvoll— 
ftredung ift, mit dem Objekte, an das er ich fnüpft, von jelbft auf den 
Erwerber übergeht; in ſolchem Falle muß man die Mitveräußerung des 
Zeichenrechtes, 3. B. des Rechtes auf den eingetragenen individuellen 
Warennamen, für zuläfjig erachten. (Allgemein für unzuläflig erflären 
die zwangsweije Veräußerung des Beichenrechtes außerhalb des Kon— 
furjes Seligjohn N.5 u. 6, Kent Nr. 226 u. 227, Rhenius ©. 75 
unten, 

5 Ein dem Uebergang des Zeichenrechtes ähnliches Verhältnis 
fann ohne Webertragung des Gejchäftsbetriebes in der Weije herbei- 
geführt werden, daß auf Grund einer Vereinbarung zwijchen dem bis- 
herigen Inhaber und einem anderen der letztere das Zeichen für Waren 
der gleichen Art anmeldet und der erftere, wenn er die Mitteilung ge- 
mäß $ 5 erhält, der Anmeldung nicht widerjpricht, nad) Eintragung 
des Zeichens für den anderen aber jein Zeichen löſchen läßt — jog. 
leere Uebertragung. (Bgl. Note 3, I zu 88 5 u. 6, ferner Selig— 
ſohn N. 3 legter Abſatz, Schima i. d. jur. Blättern 1893 ©. 386, ent 
Nr. 212; anderjeit3 Kohler, R. u. U. II 198, welcher den zweiten 
Marfeneintrag für nichtig hält.) Die Lage des neuen Zeicheninhabers 
fommt jedoch der eines Nechtsnachfolger® im Sinne des 8 7 nidt 
völlig glei; denn da er fein Necht nicht von dem bisherigen Inhaber 
ableitet, genießt er mit dem Zeichen auch nicht die mit der eriten An- 
meldung verbundene Priorität, läuft aljo Gefahr, einer Klage auf 
Löſchung gemäß 89 Nr. 1 ſich auszujegen, welche derjenige gegen ihn 
erheben kann, der etwa vor ihm, aber nad) der eriten Anmeldung das 
Zeichen für Ben Waren angemeldet hat. Anderjeit3 läuft die 
Schukfrift des 88 Abi. 2 Nr. 1 im Falle der leeren Uebertragung für 
den zweiten Inhaber länger, als für den erjten, nämlich erjt von der 
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jpäteren Anmeldung an; aud haften an dem Zeichenrecht des jpäteren 
—3* unbedingt die Mängel des urſprünglichen Zeichenrechts 
vgl. N. 2). 

Die Vereinbarung ift auch in der Weiſe möglich, da der Ein- 
getragene, der ich jeines Widerfpruchsrechtes begibt, mit jeinem Zeichen 
neben dem Neuanmelder in der Rolle bleiben joll und ferner fann es 
vorfommen, daß der Neuanmelder mit dem eingetragenen ZBeichen- 
inhaber, der gegen die Anmeldung Widerfpruch erhoben hat, vereinbart, 
es jolle diefem, wenn er den Widerjpruch zurüdziehe, gejtattet jein, das 
Zeichen in der bisherigen Weije zu benugen. Auch ſolche Verträge find, 
obwohl in diejen Fällen ein Uebergang des Gejchäftsbetriebes (ſ. N. 4) 
nicht ftattfindet, da fie eine Uebertragung des Zeichenrechts gar nicht 
‚enthalten, nicht unwirffam. (RGE. Bd. 44 ©. 71, in PMZBL. VI 83; 
a.M. Kohler, Markenſchutz ©. 244.) 

Die Beftimmungen des $ 7 finden ferner dann feine Anwendung, 
wenn ein Warenzeichen für eine Firma eingetragen ift und nur ein 
Wecjel in der Berjon des Firmeninhabers eintritt, der Gejichäftsbetrieb 
aber unter unveränderter Firma fortgejegt wird (Motive ©. 14). Zur 
Legitimation des Firmeninhabers genügt hier der auf Grund Des 
Handelsregifters zu liefernde Nachweis des Firmaüberganges. 

Wejentlich verjchieden von der Uebertragung des Zeichenrechts 
ift endlid die Gewährung einer Lizenz, d.i. die von dem Zeichen- 
inhaber einem anderen ausdrücklich oder ftillichweigend erteilte Erlaubnis, 
das Zeichen zu gebrauchen. Im Gegenjage zu Kohler (Markenſchutz 
©. 242) muß mit der herrichenden Meinung (vgl. namentlih Ende» 
mann in Bujch Arch. 32 ©. 67, RGEStr. Bd. 23 ©. 368, Seligjohn 
N.7, Kent Nr. 382) an der Zuläſſigkeit einer jolchen Vereinbarung 
feitgehalten werden. Ein Recht wird durch dieje Art Lizenz (anders 
im Patentrecht) überhaupt nicht übertragen; der Zeicheninhaber ver- 
pflichtet fich gegenüber dem anderen nur dazu, von jeinem Berbietungs- 
rechte (vgl. 88 12,14) feinen Gebrauch zu maden (opt RGC. 33 ©. 103) 
und da es nun troß aller Rüdjiht auf das Publikum (melche Kohler 
a. a. O. in den Bordergrund ftellt) völlig im Belieben des Zeichen- 
inhabers ſteht, ob er Fein Verbietungsrecht ausüben will oder nicht, 
kann er ſich auch vertragsmäßig zur Nichtausübung verpflichten. Es 
fann nicht angenommen werden, daß dies das Geſetz ausjchliegen wollte, 
während es anderjeits zuläßt, daß der eingetragene Zeicheninhaber durch 
Unterlafjung des Widerſpruchs die Eintragung desjelben Zeichens für 
einen anderen ermöglicht (j. oben und N.3 Ziff. I zu 885,6). Eine 
ausdrücliche Erklärung des Zeicheninhabers, daß er die Benugung des 
Zeichens geftatte, wird in der Negel erfordert werden müjjen, damit 
eine Lizenzerteilung angenommen werden fann; doch kann eine jchlüffige, 
das Einverftändnis des Zeicheninhabers Har und zweifellos darlegende 
Handlung die ausdrüdliche Erflärung gi = bloßes Stillihweigen troß 
Kenntnis der Benutzung genügt nicht. (RGStr. Bd. 3 ©. 357, Bd. 23 
©. 368; j. die von Kent Nr. 388 beifpieläweije angeführten Fälle.) Im 
übrigen haben die für die patentrechtliche Lizenz anerfannten Grund- 
läge hier entiprechende Anwendung zu finden (j. o. ©. 121 ff). 
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88. 

Auf Antrag des Inhabers wird das Zeichen jederzeit in 
der Rolle gelöſcht. 

Von Amtswegen erfolgt die Löſchung: 

1. wenn ſeit der Anmeldung des Zeichens oder ſeit ihrer Er— 
neuerung zehn Jahre verfloſſen ſind; 
2. wenn die Eintragung des Zeichens hätte verſagt werden müſſen. 

Soll die Löſchung ohne Antrag des Inhabers erfolgen, 
ſo giebt das Patentamt dieſem zuvor Nachricht. Widerſpricht 
er innerhalb eines Monats nach der Zuſtellung nicht, ſo erfolgt 
die Löſchung. Widerſpricht er, ſo faßt das Patentamt Beſchluß. 
Soll in Folge Ablaufs der zehnjährigen Friſt die Löſchung er— 
folgen, ſo iſt von derſelben abzuſehen, wenn der Inhaber des 
Zeichens bis zum Ablauf eines Monats nach der Zuſtellung 
unter Zahlung einer Gebühr von zehn Mark neben der Er— 
neuerungsgebühr die Erneuerung der Anmeldung nachholt; die 
Erneuerung gilt dann als an dem Tage des Ablaufs der früheren 
Friſt geſchehen. 

L. Das — Geſetz enthält ausdrückliche Beſtim— 
mungen nur über die Löſchung eines eingetragenen Warenzeichens 
(88 8, 9), nicht auch, wie $ 12 des Gef. vom 30. Nov. 1874, über das 
Erlöfhen des Zeichenrechts. Doch ergeben ſich in dieſer Bezie⸗ 
hung wichtige Folgerungen aus $ 12 Abſ. 2 des gegenwärtigen Geſetzes, 
von welchen bei Erläuterung diejer Gejegesvorjchrift die Rede jein wird 
(N. 8 zu $ 12). 

In 8 8 ift die — auf Antrag des Zeicheninhabers ſelbſt 
(Abſ. 1) und die Löſchung von Amts wegen (Abſ. 2), in $ 9 die Löſchung 
auf ee Klage behandelt. 

Löſchung kann teilmeije, d. h. für gewiſſe Waren ftatt- 
finden, — für andere die Eintragung beſtehen bleibt, weil ein 
Löſchungsgrund zwar für jene, nicht aber für dieſe vorliegt. (Selig- 
john N. 1; vgl. den Fall „Singer“ in R. u. U. III 294, ſowie die an 
denjelben von Seligſohn gefmüpften Bemerkungen, welche namentlich 
injoferne zutreffend find, als fie die Beſchränkung der Löſchung eines 
dejfriptiven Wortzeichens auf eine einzelne Gattung einer und derjelben 


Ware mit Rüdjiht auf die hinfichtlich der anderen Warengattungen 
ſich erhebende Gefahr der Täufchung verwerfen.) 


Abſatz Im. II. 


2. Die einzelnen Löſchungsgründe wurden dem $ 5 des Geſetzes 
vom 30. Nov. 1874 entnommen; nur diejenigen Gründe, welche mit der 


Löſchung des Zeichens auf Antrag, von Amts wegen. 523 


id 


Beichränfung des Markenrechtes auf firmenberedhtigte Perſonen zu— 
——— kamen in Wegfall. 

a) Löſchung auf Antrag des Zeicheninhabers (Abi. 1). Läuft 
ein jolcher Antrag ein, jo wird das PU. ftrenge zu prüfen haben, ob 
derjelbe von dem Berechtigten wirklich ausgeht. Iſt der Antrag durch 
einen Vertreter des Zeicheninhabers gejtellt, jo fommt die Legitimation 
des Untragjteller® — 3. B. eines Teilhaber einer offenen Handels— 
gejellichaft, eines Mitgliedes des Vorſtandes einer Aftiengejellichaft 2c. 
— in Betradt. Der Vertreter nad) 8 23 Abi. 2 gilt fraft Geſetzes als 
berechtigt, aud den Löjchungsantrag zu ftellen. Der Löſchungsantrag 
fann das Zeichen überhaupt betreffen, oder ſich nur auf einzelne Waren- 
gattungen beziehen, während für andere Gattungen das Zeichen bei- 
behalten wird (N. 1a. E.). 

Einer Begründung bedarf der Antrag auf Löihung nicht (vgl. 
Meves ©. 118 über die möglichen Motive des BZeicheninhabers, den 
Löſchungsantrag zu ftellen). Meöglicherweije hat jich der Zeicheninhaber 
vertragsmäßig verpflichtet, die Löjchung zu beantragen; dann fann der 
Antrag durch Klage erzwungen werden. (Bol. Kent Nr. 246, 247; 
ROSE. 18 ©. 97; RG. Bolze VI Nr. 164.) 

b) Löſchung von Amts wegen (Abi. 2 u. 3). 

aa) Bol. über das Berfahren die Verfügung der Warenzeichen- 
abteilung vom 24. Februar 1897, PMZBI. III 72, von deren Anhalt 
folgendes hervorzuheben ift: Das Verfahren ift durch Formvorſchriften 
nicht eingeengt; das PM. legt denn auch Wert darauf, von der gejeh- 
lichen Freiheit der prozejjualen Behandlung in jedem Falle Gebraud) 

u machen, insbejondere auch Zwedmäßigfeitsgründe zu berüdfichtigen. 
Dritte Perjonen haben feinen Anjpruc darauf, daß aus einem der in 
$8 Abj. 2 vorgejehenen Gründe die Löſchung erfolge (anders in den 
mit Klage zu verfolgenden Fällen des $ 9); zwar wird die Behörde 
in der Pegel erjt durch Mitteilung der entiprechenden Tatjachen, aljo 
durch eine Anregung, von jeite dritter Perjonen zur Erwägung der 
Löſchungsfrage veranlaft (vgl. auch PMZUB. | ©. 122); einem jolchen 
Löihungsanreger fommen aber feine PBarteirehte, inöbejondere 
auc fein Beichwerderecht zu (vgl. PA., PMZBI. II 142, VII 151, 
Freund ©. 329). Ob dem Löſchungsanreger Einſicht in die An— 
meldeaften und in die Löſchungsakten des PA. zu geftatten jei, 
richtet fi) nach 8 29 der Verordnung zur Ausführung des Bat.Gej. 
vom 11. Juli 1891, auf welchen $ 8 der Verordnung zur Ausführung 
des Warenzeichengejeged vom 30. Juni 1894 ausdrücklich verweiſt; es 
entjcheidet jomit das pflichtgemäße Ermeſſen des PA. darüber; regel- 
mäßig find die Akten, joweit es fich nicht um Schriftftüde handelt, die 
von dem Beamten des BA. behufs Vorbereitung der Löſchungsentſchei— 
dung verfaßt find, dem Anreger zugänglich. Zwiſchen dem Löſchungs— 
anreger und dem Leicheninhaber ift meift ein Schriftenmwecdjel zu«- 
gelafien, um die Frage der Löſchung von Amts wegen vorzubereiten; 
auch kann je nad) Lage der Sache das PN. zur mündlihen Ber- 
handlung den Löſchungsanreger oder, wenn deren mehrere find, alle 
diefe oder einen von ihnen zuziehen. (Vgl. Pat. Geſ. $ 25, gegenwärtiges 
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Geſetz $ 10 Abſ. 1; ſ. aber auch unten N. 3 u. 4, wonach das Ber- 
fahren verjchieden, je nachdem der Zeicheninhaber Widerjpruc erhebt 
oder nicht.) 

Im Löſchungsverfahren ift eine Abänderung des eingetragenen 
Zeichens (zum Zwecke der Verhinderung der Löſchung) unzuläſſig. 
Glaubt der Zeiheninhaber die Eintragung des abgeänderten Zeichens 
beanjpruchen zu können, jo kann hierüber nur auf Grund einer neuen 
Anmeldung in dem geordneten Inſtanzenwege entichieden werden (PA., 
PMB8Bl. III 234). 

bb) Die Löſchung von Amts wegen erfolgt: 

(Ziffer 1.) Wenn jeit der Anmeldung des Zeichens oder 
jeiner Erneuerung zehn Jahre verflofjen find. Ein Waren- 
zeichen hat fomit zunächſt nur zehn Jahre lang Gültigkeit; ein längerer 
Beitraum würde die Rolle mit vielen Zeichen belajtet lafjen, deren Be- 
ftimmung inzwiichen entweder mit dem Gejchäft, zu dem fie gehörten, 
oder mit den damit gefennzeichneten, nicht mehr im Verkehr befnblichen 
Waren, in Wegfall gelommen ift. Es handelt ſich hier aljo um Ent- 
faftung der Rolle durch Streihung derjenigen Zeichen, bezüglich welcher, 
da fich bisher niemand mehr darum annahm, vermutet werden fann, 
dat fie außer Gebrauch gelommen feien. (Vgl. Motive ©. 14.) Nach 
83 Ziff. 1 hat die Zeichenrolle den Beitpunft, d. i. den Tag des Ein- 
gangs der Anmeldung zu enthalten (j. daj.); dieſer Tag ift gemäß 
8 187 Abſ. 1 BGB. in die zehnjährige Frift nicht einzuredynen. Ueber 
die Berechnung diejer Friſt ſ. BOB. 8 188 Abſ. 2 u. 3, 193. 

Will nun der Zeicheninhaber der Löſchung wegen Zeitablaufs 
vorbeugen, jo fann er noch innerhalb der zehn Jahre die Anmeldung 
erneuern. Dann beginnt von dem Zeitpunkte der Erneuerung, 
der nicht eingerechnet wird (BGB. $ 187 Abi. 1) eine neue Srih 
von zehn Jahren, jo daß das PA. das Zeichen erjt löſchen kann, 
wenn diefe Frift ohne abermalige Erneuerung, die beliebig oft wieder- 
holt werden kann, abgelaufen ijt. (Ueber die Möglichkeit, die Anmeldung 
jelbjt nad) Ablauf der Friſt noch zu erneuern, ſ. N. 5.) 

(Ziffer 2) Wenn die Eintragung des Zeihens hätte 
verjagt werden müjjen. 

Indem das Gejeg Löſchung von Amts wegen für den Fall vor- 
ſchreibt, daß ein Zeichen nach der Eintragung als ein jolches ſich dar- 
jtellt, welches hätte zurückgewieſen werden jollen, jchliegt e8 die Mög- 
lichkeit, daß eine auf Grund der Anmeldung zu Gunften des Anmelders 
in der erjten Inſtanz oder in der Beichwerdeinftang ergangene Ent- 
ſcheidung rechtöfräftig werde, aus. (Vgl. hierüber meinen Aufſatz in 
der Deutichen Juriftenzeitung Bd. IV ©. 124.) 

Bei Erwägung der Trage, ob die Eintragung hätte verjagt 
werden jollen und ob demnad Löſchung von Amts wegen zu erfolgen 
habe, ift von der Sachlage zur Zeit der Anmeldung des 
Zeichens auszugehen. Umftände, welche erjt nad) der Eintragung 
eingetreten find, fommen nicht in Betracht; insbejondere kann ein 
Wortzeihen auf Grund der Annahme, daß es erft nad) der Eintragung 
zu einem Sachnamen, zur Beichaffenheitsangabe ſich entmwidelt habe, 
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nicht gelöjcht werden (ebenjo Landgraf N.6, Seligjohn N. 4, Kent 
Nr. 259; a.M. Kohler, R.u. U.142 u. 45; gegen ihn Alerander- 
Katz a. a. O. ©. 66). 

Was die Verſagungsgründe betrifft, deren ſpäteres Auf— 
tauchen zur Löſchung von Amts wegen führen kann (ſei es, daß ſie 
vom PU. früher überſehen wurden oder erſt ſpäter bekannt geworden 
find), jo ift zunächſt jo viel ficher, daß nur materielle Mängel des 
Zeichens, nicht auch formelle Mängel der Anmeldung (vgl. $ 2), 
welche die Zurüdweijung der letzteren gerechtfertigt hätten, in Frage 
fommen können. (Ebenjo Seligjohn R. 4, Kent Nr. 255 u.a.) Im 
einzelnen ift noch folgendes zu bemerfen: 

«) Unzmeifelhaft gehören hieher die in $ 4 Abſ. 1 Nr. 1—3 vor- 
gejehenen Berjagungsgründe, 3. B. es zeigt ſich nachträglich, daß das 
eingetragene Zeichen ein Freizeichen ift; daß es den tatjäcdhlichen Ver— 
hältnifjen nicht entjpricht und die Gefahr einer Täujchung befteht. In 
dem legteren Falle haben dritte PBerjonen einen Anjprud darauf, daß 
die Löſchung erfolge, den fie mittels gerichtlicher Klage geltend zu 
machen haben ($ 9 Ziff. 3 u. Abi. 3). Da nun Dritte aud beim PU. die 
Löſchung anregen können (j. o. ©. 523), jo bietet fi in einem ſolchen 
"alle ein doppelter Weg dar, die Löſchung herbeizuführen (a. M. Kent 
Nr. 239, 303). Wird die Löfchungsflage (8 9) vom Gerichte zurüd- 
gewiefen, jo jchließt Dies nicht aus, daf das PU. gemäß $ 8 die Löſchung 
bon Amts wegen verfügt. (Biberfeld, Beiträge zur Erläuterung des 
deutihen Rechts, Bd. 41 ©. 338 ff.) Das PA. nimmt zu den Beichen, 
insbejondere zu Wortmarfen, im Löjchungsverfahren einen anderen 
Standpunkt ein als im Eintragungsverfahren. Es vertritt mit Recht 
die Anficht, daß, wenn es mit der Löſchung vielleicht jchon feit Jahren 
eingetragener Zeichen zu leicht genommen würde, hieraus ein Zuftand 
großer Rechtsunſicherheit erwüchſe und verweiſt auf die Tatſache, daß 
in der Zeit von der Eintragung bis zur Anregung der Löſchung meiſt 
ſich die Frage geklärt hat, ob der Beſtand des Zeichens ein Hemmnis 
für den freien redlichen Verkehr bildet. Das PA. löſcht daher nur 
dann, wenn die Eintragung ſich als ein offenbarer Fehler erweiſt, nicht 
aber dann, wenn das Zeichen auf der Grenze zwiſchen Schutzfähigkeit 
und mangelnder Eintragsfähigkeit ſteht. 

) Wenn aud in $ 4 Abi. 2 die Ausdrucksweiſe „ift zu veriagen“ 
nicht gebraucht ift, jo muß doch auch diejer Fall hiehergezählt, alfo die 
Löihung für geboten erachtet werden, wenn dem $ 4 Abj. 2 zumider 
das Zeichen für einen anderen al3 den bisherigen Inhaber eingetragen 
worden ift. (Ebenjo Seligjohn N. 4, Kent Nr. 257; a.M. Rhe— 
nius ©. 78.) 

y) Die Löſchung hat ferner einzutreten, wenn die Eintragung 
dem $ 1 nicht entjpricht, insbejondere wenn ſich zeigt, daß das ein- 
getragene Zeichen den Erfordernifien eines Warenzeichens nicht genügt, 
3. B. weil ihm die Unterjcheidungsfraft mangelt; nicht minder, 

d) wenn fich im Falle des $ 23 ergibt, daß die Gegenfeitigfeit 
nicht verbürgt ift oder das Zeichen im Auslande feinen Schuß genicht 
($ 23 Abi. 1 u. 3; übereinftinmend Seligjohn N.4, Meves ©. 263, 
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Finger ©. 135, Rhenius ©. 80; a.M. bezüglidy des $ 23 Abi. 3 
Schanze in der Zeitſchr. f. gewerbl. Rechtsſchutz 1893 ©. 174, Kent 
Nr. 257, 933, welcher den Nachweis des ausländiſchen Schuges zu den 
Formalien rechnet, ſ. o.). 

e) Dagegen ift die Löſchung von Amts wegen auf Grund nach— 
träglicher Annahme einer Uebereinftimmung eines eingetragenen 
Zeichens mit einem früher eingetragenen (88 5, 6) nicht ftatthaft. 
Wurde das Widerjpruchsverfahren gar nicht eingeleitet oder von dem 
älteren Zeicheninhaber fein Widerjprud; erhoben, jo kann diejer gemäß 
89 Nr. 1 Löſchungsklage jtellen; daß daneben das Gejeg auch nod) 
eine Löſchung von Amts wegen zulajien wollte, ericheint als aus- 
geichloffen, zunächit, was den Fall der Unterlaffung des Widerjpruchs 
betrifft, deshalb, weil, wie aus den 88 5 u. 6 Elar erhellt, die Ueber— 
einftimmung zweier Zeichen als Beriagungsgrund nur im Intereſſe 
des älteren Zeicheninhaber® und nur joweit diejer jein Intereſſe auch 
geltend macht, in Betracht fommen jollte; was aber den Fall der Nicht- 
einleitung des Widerjpruchsverfahrens anlangt, deshalb, weil die Durch— 
führung Ddiejes Verfahrens unerläßliche Vorausjegung der Berjagung 
einer Eintragung wegen Uebereinjtimmung it und nad) der Eintragung 
die Möglichkeit eines Widerjpruchsverfahrengs nicht mehr beiteht. Hat 
dagegen das PA. im Widerjpruchsverfahren die Uebereinitimmung ver- 
neint und fann dieje Entjcheidung nicht mehr mit Beichwerde angefochten 
werden (vgl. $10 Abſ. Zu. N. 6 zu 88 5, 6), jo ift nicht nur die gerichtliche 
Löſchungsklage unzuläſſig (vgl. N. 3 Ziff. IL lit. b, aa zu $$5 u. 6, 0. ©. 502), 
jondern aucd das Prüfungsamt des PU., joweit es ſich um MWeberein- 
jtimmung handelt, erjhöpft; denn das Widerjpruchsverfahren, in welchem 
dem Anmelder und dem Wideriprechenden eine gewiſſe Barteiftellung 
zufommt, gewährt die jicherjten Garantien für die Sorgiamfeit der 
Prüfung und es it nicht anzunehmen, daß das Geſetz zulajien wollte, 
daß der auf Grund dieſes Verfahrens ergangene Beihluß ohne Er- 
neuerung desielben (und eine jolche ijt nirgends vorgejehen) umgeſtoßen 
werde. (Im wejentlichen iübereinjtimmend Kent Nr. 256, Rhenius 
©. 78, PA. PMgBl. 1209; a. M. Seligjohn N.4, Jakobſon in 
R. u. U.1170; vgl. auch Kohler in R. u. U. II 201.) 


Abjat IIL 

3. Benachrichtigung des Zeicheninhaberd. Zu Abſatz 3 des 
8 8 bemerfen die Motive (5. 14): „Für Diejenigen Fälle, in denen 
die Löſchung von Amts wegen herbeizuführen ift, aljo namentlich bei 
dem Ablauf der zehnjährigen Frift joll eine vorgängige Benachrichtigung 
dem Inhaber des Zeichens zur Wahrung feiner Rechte Gelegenheit bieten. 
Steht die Löſchung wegen verjäumter Erneuerung der Anmeldung in 
Frage, jo bildet die vorgeichriebene Mitteilung eine Erinnerung für den 
jäumigen Berechtigten. Die Säumnis joll, um die Behörde möglichſt 
vor unnötigen Erinnerungsichreiben zu ſchützen, die Zahlung einer Zu- 
ihlagsgebühr von zehn Marf zur Folge haben. Eine jolche belaftet den 
Beicheninhaber, welcher die verjäumte Erneuerung nachträglich bewirkt, 
in geringerem Maße, ald wenn er genötigt wäre, das inzwiſchen ge- 
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löjchte Zeichen gegen erneute Zahlung der Anmeldegebühr abermals 
zur Eintragung bringen zu lajien; fie wahrt ihm überdies die alte 
Priorität.“ 

Wenn das mit der Trage der Löſchung zunächſt beichäftigte 
Mitglied der Warenzeichenabteilung die Anregung zur Löſchung ohne 
meiteres für unbegründet erachtet, jo beiteht zur Benachrichtigung des 
Beicheninhabers fein Anlaß; die Löſchung wird dann durch Verfügung 
der Abteilung abgelehnt. In allen andern Fällen hat die Nachricht 
zu ergehen. Die Form derjelben kann verjchieden jein; entweder Die 
eines Löſchungsvorbeſcheides (j. $ 10 Note 2 lit. a) oder die einer Ber- 
fügung, welche dieje Eigenichaft nicht trägt oder die der Mitteilung des 
die Löihungsanregung enthaltenden Schriftjtüdes zur Aeußerung. Auf 
eine bejtimmte Faſſung der Nachricht, jpeziell auf einen Löſchungsvor— 
beicheid hat der Zeicheninhaber fein prozejjuales Recht. Iſt einmal die 
Sade an die Warenzeichenabteilung ſelbſt gelangt, jo ift für einen 
„Borbejcheid“ überhaupt fein Raum mehr; es fanı dann nnr mehr 
ein Beihluß auf Löihung oder auf Ablehnung derjelben oder auf 
weitere Ermittelungen in Frage fommen. (Berfüg. der Warenzeichen- 
abteilung v. 24. 11.97, PMZBL. III 72.) 

Ueber die Benahridhtigungim Falle Friftablaufs j. N. 5. 

Während in $5 Abj. 2 ausdrüdlich bejtimmt ift, daß aus dem 
Unterbfeiben der im erjten Abjat vorgejehenen Mitteilung ein Erjaß- 
anipruch nicht erwachſe, enthält $ 8 eine gleiche Vorſchrift für den Fall 
des Unterbleibens der in Abj. 3 vorgejehenen Benachrichtigung nicht. 
Troßdem wird man aud) hier das Beitehen eines Erjaganjpruches in 
analoger Anwendung des $5 Abi. 2 verneinen müſſen. 

4. Widerſpruch. Das weitere Verfahren ift verichieden, je 
nachdem der HBeicheninhaber Widerjprucd gegen die Löjchung erhebt 
oder nicht. 

a) Wenn der Zeicheninhaber innerhalb der einmonatlichen Frift 
einen Widerjpruc nicht erhebt, jo bedarf es der Beratung und 
Abjtimmung der Abt. f. WE. in einer Arie nicht ($ 4 der VBerordn. 
zur Ausführ. des gegenmw. Gef. v. 12. V Das Geſetz jagt, da, 
wenn nicht widerſprochen wird, die Löſchung Hieraus entnimmt 
Seligſohn (N. 5 Abſ. 3), die Löſchung müſſe in ſolchem Falle unter 
allen Umſtänden, alſo auch dann erfolgen, wenn das PA. mittlerweile 
der Anficht geworden ift, dab die Vorausjegungen der Löſchung nicht 
vorliegen. (Ebenfo Ztichr. f. gewerbl. Rechtsſchutz 1895 ©. 59.) Daß jedod) 
die Vorſchrift jo Fategorijch gemeint jei, it nicht wohl anzunehmen; 
vielmehr joll fie offenbar nur dazu dienen, das PA. jeder weiteren 
Prüfung zu überheben, aber nicht Die Möglichkeit ausichließen, daß 
das PU. infolge veränderter Auffafjung der — von der Löſchung 
abſieht. (Ebenſo Kent Nr. 262; vgl. N.3 85 u. 6 ©. 500, 
wo eine ähnliche Faſſung des Geſ. je ae FR Regelmäßig wird, 
wenn der Widerjpruch ausbleibt, die Löichung erfolgen. 

b) Wird der Wideripruc rechtzeitig erhoben (wegen der 
friftberechnung und Form ſ. N.3 Eingang und Ziff. ITa zu 88 5, 6, 
S. 499, 500), jo kann ſich daran der inN.2lit.b erwähnte Schriftenwechjel 
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anreihen. Beratung und Abftimmung in einer Sigung iſt nunmehr erfor- 
derlich (8 4 der zit. Berordn.). Das Patentamt fann in diefem Verfahren 
Beweiserhebungen aller Art pflegen; es fann eine mündliche Berhand- 
lung anordnen und hiezu nicht nur den Zeicheninhaber, jondern auch den 
Löſchungsanreger beiziehen (j. d. in Note 2 lit.b,aa©.523 zit. Verfügung 
der WEN.) Der Beichluß des PA. ift mit Gründen zu verjehen, 
ſchriftlich auszufertigen und dem Beicheninhaber zuzuftellen. ($ 5 der 
zit. Verordn.; der Löjchungsanreger ijt fein „Beteiligter“ im Sinne 
diejes 85.) Wenn des Widerſpruchs ungeachtet die Löſchung verfügt 
wird, kann von dem Zeicheninhaber gem. $ 10 Abi. 2 innerhalb eines 
Monats nad) der Zuftellung der Beſchluß mit Bejchwerde angefochten 
werden; leßtere hat aufichiebende Wirkung. (Seligjohn N. 5 Abi. 3.) 
Der gegenteilige Beſchluß ift umanfechtbar, ebenjo der Beſchluß auf 
Löſchung, wenn fein Widerſpruch erhoben ift. Die Löſchung fann aber, wenn 
die Anregung einmal ohne Erfolg war, immer wieder angeregt werden. 

5. Bejonderes beftimmt Abj. 3 im legten Satze Mr den Fall, 
daß die Löſchung wegen Ablaufd der zehnjährigen Frift erfolgen 
joll. Diejer Löihungsgrund unterjcheidet ſich von den anderen dadurch, 
dab er vom Leicheninhaber behoben werden fann, indem dieſer die 
Erneuerung der Anmeldung noh nad Ablauf der Frijt vor- 
nimmt. Die Erneuerung ift dann in der Zeichenrolle zu vermerken und 
gilt al3 an dem Tage des Ablauf der früheren Friſt geichehen. Damit 
aber dieje Erneuerung ihre Wirkſamkeit äußert, ift erforderlich: 

a) die Einhaltung einer Frift von einem Monat nad der 
Zuftellung der Benadhrichtigung (N. 3). Wenn innerhalb diejes Monats 
die Erneuerung nicht nachgeholt wird, fommt es weiter darauf an, ob 
der Beicheninhaber in der gleichen Frift Widerjpruch erhebt (j. N. 4— 
etwa mit der Behauptung, das PU. habe die Friſt irrtümlich berechnet). 
Selbſt wenn es zur Löſchung kommt, ift die zehnjährige Frift nun 
tatjächlich um einiges verlängert; jedenfall3 um die einmonatlihe Er- 
neuerungsfrift; denn dieſe muß dem Zeicheninhaber unter allen Um- 
ftänden gewahrt bleiben, jelbjt wenn etwa die Zuftellung der Benad- 
richtigung ſchon vor Ablauf der zehnjährigen Frift erfolgt fein follte; 
überdies aber, da vor Ablauf diejer Friſt für die Benachrichtigung fein 
Anlaß befteht, weil ja die Erneuerung ohne Mahnung noch geichehen 
fann, um die Zeit vom Ablauf der Frijt bis zur Zuftellung der Be- 
nachrichtigung; 

b) die Zahlung der Erneuerungsgebühr ($2 Abj. 3) und 
daneben einer Mahngebühr von zehn Mark, ebenfalls inner- 
halb der einmonatlihen Frift. (Man wird Geligjohn N. 6 
zuftimmen müfjen, wenn er annimmt, $ 9 des Pat.Geſ. ſei hier analog 
anwendbar, jo da die Einzahlung der Gebühr bei einer deutjchen Boit- 
anftalt zur Ueberweifung an die Kaſſe des PA. innerhalb der Frift 
genügt: denn die Verhältnifje liegen hier wie dort glei; a. M. Kent 

r. 252. Bezüglich der Einzahlung auf den Girokonto des PA. ij. 
N.2 zu $8 des Pat.Geſ., o. ©. 137.) 

6. Iſt ein Zeichen gem. $ 8 gelöfcht, jo darf es innerhalb der 

Sperrfrift des $ 4 Abi. 2 für gleichartige Waren nur zu Gunjten 
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be3 bisherigen Inhabers wieder eingetragen werden. Zum Unterſchiede 
von diejer Wiedereintragung, bei welcher der Tag der Neuanmeldung 
für die Priorität enticheidet, wird durch die Erneuerung der Anmeldung 
des Zeichens (ſ. o. ©. 524 u. 528) die alte Priorität gewahrt. 


89 

Ein Dritter fann die Löfchung eines Waarenzeichend be= 
antragen: . 

1. wenn da3 Zeichen für ihn auf Grund einer früheren An- 
meldung für diejelben oder für gleichartige Waaren in der 
Zeichenrolle oder in den nach Maßgabe des Gejeßes über 
den Markenſchutz vom 30. November 1874 geführten Zeichen- 
regijtern eingetragen fteht; 

2. wenn der Gejchäftäbetrieb, zu welchem das Waarenzeichen 
gehört, von dem eingetragenen Inhaber nicht mehr fort- 
gejeßt wird; 

3. wenn Umftände vorliegen, aus denen fich ergiebt, daß der 
Anhalt des Waarenzeichend den thatjächlichen Verhältnifjen 
nicht entfpricht und die Gefahr einer Täufchung begründet. 

Hat ein nach dem Geſetze über Markenſchutz vom 30. No— 
vember 1874 von der Eintragung ausgeſchloſſenes Waarenzeichen 
bis zum Erlaß des gegenwärtigen Gejeßes innerhalb betheiligter 
Verfehräfreife ald Kennzeichen der Waaren eines beftimmten 
Geichäftsbetriebes gegolten, jo kann der Inhaber des legteren, 
falla das Zeichen nach Maßgabe des gegenwärtigen Gejeßes für 
einen Anderen in die Zeichenrolle eingetragen wird, bis zum 
1. Oftober 1895 die Löfchung beantragen. Wird dem Antrage 
ftattgegeben, jo darf das Zeichen für den Antragfteller jchon 
vor Ablauf der im $ 4 Abjat 2 beftimmten Friſt in die Zeichen- 
rolle eingetragen werden. 

Der Antrag auf Löſchung ift im Wege der Klage geltend 
zu machen und gegen den eingetragenen Inhaber oder, wenn 
diefer geftorben, gegen defjen Erben zu richten. 

Hat vor oder nach Erhebung der Klage ein Uebergang 
des MWaarenzeichens auf einen Anderen ftattgefunden, jo ift die 
Entjcheidung in Anfehung der Sache auch gegen den Rechte- 
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nachfolger wirkſam und volljtrefbar. Auf die Befugniß des 
Rechtönachfolgers, in den Rechtsſtreit einzutreten, finden die 
Beitimmungen der $$ 63 bis 66 und 73 der Civilprozeßordnung 
entiprechende Anwendung. 

In den Fällen des Abſatz 1 Nr. 2 kann der Antrag auf 
Löſchung zunächſt bei dem Patentamt angebracht werden. Das 
Patentamt giebt dem als Inhaber des Waarenzeichens Ein— 
getragenen davon Nachricht. Widerfpricht er, fo wird dem 
Antragfteller anheimgegeben, den Anſpruch auf Löſchung im 
Wege der Klage zu verfolgen. 


1. Während die in $8 Abi. 2 aufgeführten Löihungsgründe im 
öffentlichen Intereſſe aufgejtellt find, daher die Behörde von Amts 
wegen die Löſchung vorzunehmen hat, dient der Löſchungsantrag nach 
sy ab. 1 Ziff. 1 u. Abſ. 2 einem privaten Intereſſe; im übrigen — 
Ziff. 2 u. 3 — fteht wiederum öffentliches Intereſſe in Frage, gleichwohl 
aber ift die Löſchung aud in diefen Fällen von der Stellung eines 
Antrages abhängig gemadt; doch fann der Fall zu Nr. 3 unter Um— 
ftänden auch zur Löſchung von Amts wegen führen ($ 8 Abi. II Nr. 2). 
rg die rechtlihe Bedeutung der Löſchung ſ. N. 8 zu $12 
Abi. II. 

In der Kommiſſion wurde bei der erſten Leſung beichloffen, es 
jolle der Antrag auf Löſchung zunächſt vom Batentamte und erft auf 
Berufung vom Reichsgerichte entichieden werden. In zweiter Lejung 
jedvoh wurde auf Grund der Nusführungen der Regierungsvertreter 
die Faſſung der Regierungsvorlage wieder hergeftellt. Der Antrag 
auf Löſchung iſt Somit im Wege der lage geltend zu machen (Nbj. 3), 
aber nur joweit der Zeicheninhaber nicht in die Löſchung willigt; denn 
liegt jeine Einwilligung vor, jo fann auf dieſe der Löſchungsantrag 
fih ohne weiteres ftügen und das PM. hat diefem Antrage ftattzugeben. 
Mit Rüdjiht auf dieſe Möglichkeit muß aud die Aufforderung an 
den Beicheninhaber, die Löſchung zu bewilligen (oder ſelbſt gem. $ 8 
Abſ. 1 diejelbe zu beantragen), der Stlageftellung vorangehen, wenn der 
Kläger nicht Gefahr laufen will, die Koften des Prozeſſes tragen zu 
müfjen (vgl. CPO. 5 93; übereinftimmend Seligjohn N. 1, Kent 
Nr. 266, Rhenius N. 1; teilweiie a. M. Biberfeld i. d. Beiträgen 
z. Erläut. d. deutſchen Rechts 44 ©. 352). 

In den Fällen des Abi. 1 Nr. 2 fann die Löſchung durch einen 
Antrag an dad Patentamt erzielt werden (j. Abſ. 5 und das dort 
Bemerfte.) 

Abjat I. 


2. Was im allgemeinen die Gründe anlangt, aus welden ein 
Dritter (j. darüber das zu Abſ. 3 Bemerkte) einen Anfprug auf 
Löſchung eines eingetragenen Zeichens hat, jo beichräntt ſich 8 9 auf 
die Negelung der aus der Natur des Zeichenweſens unmittelbar jich 
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ergebenden Berhältniffe. Daneben können noch gemwijje auf anderen 
Gebieten liegende Rechtsverhältniffe den Löſchungsantrag rechtfertigen; 
m. a. W. in 89 find die Fälle der Löſchung auf Antrag einer Privat- 
perjon nicht erjhöpfend aufgezählt. Zunächſt kommen dazu alle 
diejenigen Fälle, in welchen der Zeihenihug in Nechte dritter Per— 
fonen abgejehen von dem älteren Rechte auf dasjelbe Zeichen ($ I Nr. 1) 
eingreift. Insbeſondere kann ein Eingriff in das Urheberredht an 
Schriftwerfen, Abbildungen wiſſenſchaftlicher oder technischer Art (Gef. 
v. 19. Juni 1901), an Werfen der bildenden Künfte (Gef. dv. 9. Januar 
1876), an Geihmadsmuftern (Gef. v. 11. Januar 1876) oder an Photo- 
graphien (Geſ. v. 10. Januar 1876) in Mitte liegen. Niemand ift 
befugt, dadurch, daß er ein für einen anderen geichüßtes Werf ohne 
dejien Zuftimmung für ſich als Warenzeichen eintragen läßt, dieſen 
anderen bon der gewerblichen Nubung feines Werkes auszujchließen. 
Dieje gewerbliche Nutzung kann unter Umftänden gerade darin beftehen, 
daß der Urheber entweder jelbit jein Werft als Warenzeichen benußt 
oder anderen das Recht hiezu einräumt. Würde auch das Recht der 
Gelbftbenugung gegenüber dem Warenzeichenrecht eines anderen ala 
follidierendes Recht fortbeitehen, jo würden doch andere Perjonen, die 
das Werk zur Warenzeihnung benugen, gegenüber der Geltendmachung 
des Zeichenrechtes nicht auf die Erlaubnis des Urhebers ſich berufen 
fünnen. Darum muß dem Urheber, wenn anders er in feinem Rechte 
durch die Eintragung nicht verfümmert werden joll, ein Löſchungsan— 
ſpruch zugeitanden werden. (Bgl. N. 5 lit. c zu $ 1, ©. 438; ROSE. 
Bd. 38 ©. 130, Finger ©. 57; a. M. Meves ©. 122, Kent Nr. 285, 
zum Teil auch Rhenius ©. 34). 

Ebenjo kann ein Warenzeichen, in welches der Name, die Firma, 
das Wappen oder das Porträt eines anderen ohne deſſen Willen auf- 
genommen ift, durch ihm zur Löſchung gebracht werden. Zwar ijt der 
Träger eines Namens, der Inhaber einer Firma, trogdem Name oder 
Firma in das Warenzeichen eines anderen aufgenommen find, nicht 
rg jelbft davon zur Bezeichnung von Waren Gebrauch zu machen 
(513); aud kann die Benußung von Name und Firma gemäß $ 14 
verboten werden. Trogdem beiteht für die in Bezug auf Name und 
Firma Berechtigten ein Intereſſe daran, durch) Lö ſchungsbewirkung allen 
möglichen Mißbräuchen eine Schranke zu ſetzen. (Vgl. N. 56 zu $1. 
Uebereinſtimmend bezüglich des Namens und der Firma RG. in PMgBl. 
VI 213, RGC. Bd. 48 ©. 233, in PMZBL. VII 284, Kent Nr. 557; 
vgl. auch bezüglich der Porträts und Wappen eben dieſen Nr. 564, 565, 
wo die Lölchungsflage nur mit Einjchränfung zugejtanden wird.) 

Weiter kann die Löſchungsklage noch darauf gejtüßt werden, 
daß der Beicheninhaber ſich verpflichtet hat, jofort oder von einem ge- 
wiſſen Zeitpunfte an oder unter einer gemwilien Bedingung das Zeichen 
zur “öloung zu bringen (vgl. N. 2 lit. a zu $ 8). 

. Das Geſetz führt in $ 9 ald Gründe für die Löſchung auf 
Ana eines ei auf: 
) den Fall der KHollifion eines Zeichen? mit einem 
älteren Ken 2 voranſtehenden Zeichenrechte. 
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aa) Borausjegung ift zunächſt, daß für beide Perjonen das 
Zeichen eingetragen ift. Ein Recht besjenigen, der das Zeichen nur 
faftijch vorher benußt Hat, ift — abgejehen von Abi. 2 — nidt an- 
erfannt. Es bildet aljo das Ausftattungsrecht eined anderen fein recht- 
liches Hindernis für eine wirkſame Eintragung berjelben Ausftattung 
ald Warenzeichen eines anderen (RG. in R. u. U. VII 93, in PMRZB. 
VI 217). Für die Briorität entjcheidet die Anmeldung, jo da 
ein früher angemeldete, aber unter Umftänden jpäter eingetragenes 
Zeihen den Vorrang hat. Eine Kollifion ift ferner nur dann vor- 
handen, wenn der jpätere Anmelder das nämliche Zeichen wie der 
frühere oder doch ein jolches, bei welhem die Gefahr der Ber- 
wecjelung gegeben ijt, eintragen hat laſſen (vgl. $ 20, Komm.Ber. 
©. 3, Zeitſchr. für Imduftrieihug 1892 Heft 6 ©. 24). Vorausgeſetzt 
ift jodann weiter, daß beide Einträge für Diejelben oder für gleid- 
artige Waren erfolgt jind; denn für verjchiedene Warenarten fann 
das nämliche Zeichen von verichiedenen Berjonen gebraucht werden, 
ohne daß die eine in das Recht der anderen eingreift (vgl. das zu 82 
in N. 3 lit. b und N.4 zu 88 5, 6 Bemerfte). 

bb) Sit ein —— in ein gerichtliches Zeichen— 
regiſter gemäß dem Geſ. vom 30. November 1874 eingetragenes 
Zeichen vor dem 1. Dftober 1898 in die Zeichenrolle übertragen wor— 
den, jo entjcheidet für die Priorität die Anmeldung zum Beichenregifter 
(i. g 24). Dabei ijt aber zu prüfen, ob das im Zeichenregifter ein- 

etragene Zeichen mit dem in die Rolle übertragenen identiſch tft. Dieje 
Prüfung it wichtig, wenn das übertragene Zeichen gegenüber dem 
a — eingetragenen Wenderungen aufweift. Zwar hatte jchon 

bei der Uebertragung unter dem alten Anmeldungsdatum 
dieſe — vorzunehmen; allein die Gerichte ſind im Löſchungs— 
ſtreite ebenfalls verpflichtet, die Uebereinſtimmung der Zeichen nachzu— 
prüfen (RG., PMBl. V 256, RG., R. u. U. VII 94 Nr. 4 u.5; OLG. 
Hamburg, PMZBIL. VI 81; aM. OLG. Dresden ebenda 74). Nicht 
minder iſt von den Gerichten zu prüfen, ob das Zeichen im Regifter 
für Waren eingetragen war, die mit den Waren, für welche es num 
in der Rolle eingetragen it, gleichartig waren. Dabei ift zu berüd- 
fichtigen, daß jegt im Warenverzeichniffe die Waren, für die das Zeichen 
bejtimmt ift, genauer anzugeben find, als früher, daß aljo eine An- 
gabe bloß der Warengattung nicht genügt (1. $2 u. N. 3 lit. b dajelbft). 
Fällt num die jpeziell bezeichnete Ware unter die früher angegebene 
Gattung (mie 3. B. Schlittihuhe unter „Eifen- und Stahlwaren“), jo 
ift die alte Priorität in Bezug auf die Ware, für welche das Zeichen 
bejtimmt it, gewahrt (RG., R. u. U. VII 94 Nr. 5). 

Sit, jolange das Zeichen im gerichtlichen Zeichenregifter einge- 
tragen war, ein Wechjel in der Perſon des Inhabers eingetreten, jo 
ift auch zu prüfen, ob die Firma, für welche das Zeichen eingetragen 
war, auf den neuen Erwerber übergegangen und damit die Kontinuität 
des Zeiche nrechts erhalten worden iſt (vgl. hierüber PA., PMZBI. IV 
217, V 221, OLG. Dresden ebenda VI 74). 

cc) ur Begründung des Antrags aus 89 Nr. 1 genügt die 
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Tatjache der Uebereinftimmung, eine mwiderrechtliche Abjicht des- 
jenigen, der das Zeichen jpäter angemeldet hat, ijt nicht erforderlich 
(OLG. Colmar, Jur.Ztg. III 496). 

dd) Die Bemweislaft dafür, dab das Zeichen für ihn auf Grund 
einer früheren Anmeldung eingetragen ift, trifft den Kläger, jo daß, 
wenn das Zeichen aus einem gerichtlichen Zeichenregifter übertragen 
ift (j. bb), er beweifen muß die Uebereinftimmung ſowohl des gegneri- 
ſchen Zeichens als auch des in der Rolle eingetragenen mit dem ur- 
ſprünglich in das Regifter eingetragenen Zeichen (RG., R. u. U. VII 95, 
PMZBL. V 256). 

ee) Hat das Patentamt auf erhobenen Widerjprud die 
Frage der Hebereinftimmung zweier Zeihen jchon bei der 
Anmeldung geprüft und in verneinendem Sinn entjidhieden, 
jo fann die auf Grund diejer Entiheidung erfolgte Eintragung des 
jpäter angemeldeten Zeichend mit der Löſchungsklage nicht mehr an— 
gefodhten werden (j. das zu 88 5,6 unter N. 3 Ziff. II lit. a, aa ©. 502 
Bemerkte). Für die Löſchungsklage nah FINT. 1 ift jomit ein Raum 
nur dann gegeben, wenn entweder das PA. bei der fpäteren Anmel— 
dung die Uebereinftimmung nicht beachtet oder die in $ 5 vorgejchriebene 
Mitteilung unterlaſſen hat, oder wenn troß dieſer Mitteilung der In— 
haber des Zeichens der Eintragung nicht rechtzeitig widerſprochen hat. 
Hat der Zeicheninhaber den Widerjpruch unterlafien, weil er dem an- 
deren den Gebrauch des Zeichens vertragsmäßig geftattet hatte (vgl. 
Nr.3 Ziff. I zu $H5 u. 6), jo kann, wenn der Löjchungsflage diejer 
Vertrag entgegengehalten wird, möglicherweije die Ungültigfeit des- 
jelben, der Ablauf der vertragsmäßigen Berechtigung, der Ausfall einer 
im Bertrage gejegten Bedingung 2c. repliziert werden. 

) Bon den joeben erwähnten Fällen abgejehen, kann dem 
Löihungsantrage unter Umjtänden ſehr wohl mit der Einrede be- 
gegnet werden, daß der Inhaber des älteren Zeichens jeine Einwilligung 
zur Eintragung erteilt habe oder ſonſt auf Grund civilrechtlicher Ver— 
hätnifje die Eintragung bejtehen lajjen müſſe (vgl. Kent Nr. 288, 289). 

b) (Ar. 2.) Nachdem das Warenzeichen mit dem Geſchäfts— 
betrieb enge verbunden ijt, fehlt es an jeglicher materiellen Grund— 
lage für das Beichenrecht, wenn der Gefchäftsbetrieb überhaupt nicht 
mehr fortgejeßt wird und damit auch der Gebrauch des Zeichens 
aufhört; ebenjo aber au, wenn der eingetragene Inhaber den 
Geichäftsbetrieb nicht mehr fortiegt, wenn aljo das Geichäft ohne das 
Zeichen veräußert und damit die Inhaberſchaft des Gejchäftsbetriebs 
von der des Zeichens getrennt wurde. (Vgl. N. 4 zu 87.) Stirbt der 
eingetragene Inhaber oder ift er nur an der perjönlichen Fortſetzung 
des Betriebes gehindert, jo iſt die Löſchung nur dann zuzulaffen, wenn 
auch die Erben oder ein jonftiger Rechtsnachfolger den Betrieb nicht 
fortjegen (Komm.Ber. ©. 5, PU, PMZB. VII 43). Der Gejchäfts- 
betrieb muß endgültig eingejtellt jein; eine bloß vorübergehende Sijtie- 
rung des Betriebs würde fein genügender Grund für die Löjchungs- 
Hage fein. (Bgl. RGC. Bd. 15 ©. 105 ff., Bd.30 ©.1; vgl. aud) RGEStr. 
23 ©. 348.) Mit der Konkurseröffnung ift die Einftellung des Betriebs 
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nicht notwendig verbunden (vgl. Meves ©. 120, Kent Nr. 299). Auch 
die Liquidation einer Gejellihaft bringt das Aufhören des Betriebs 
im Sinne der gegenwärtigen Beitimmung nody nicht mit ſich; erft mit 
Beendigung der Liquidation ift der Gejchäftsbetrieb, ſoweit er nicht 
etwa auf eine andere Perſon übertragen wurde, eingeftellt (RE. 15 
©. 102 ff., Kent Nr. 298). Iſt das Zeichen für eine Firma eingetragen 
(vgl. N. 2 lit. a zu $2) und gibt der Inhaber des Geichäftes und des 
Marenzeichend die Firma auf, indem er fernerhin das Gejchäft unter 
einer anderen Firma betreibt, jo liegt der Löſchungsgrund der Ziff. 2 
nit vor, audy dann nicht, wenn die Menderung der Firma in der 
Beichenrolle nicht vermerkt ift (Kent Nr. 297; vgl. RGE. 11 ©. 140, 
Bolze 11 ©. 111). 

Dem eingeftellten Gejchäftsbetrieb fteht der überhaupt nicht be- 
gonnene nur dann gleich, wenn der Beginn nicht lediglich) verzögert, 
aljo für nächfte Zeit in Ausſicht fteht; denn ein Zeichen kann (wie in 
N.2a.€. zu $1 bemerkt ijt) auch für einen erft jpäter zu beginnenden 
Gejchäftsbetrieb angemeldet und eingetragen werden (3.8. um jchon 
vor Eröffnung des Gejchäftes Ankündigungen, Preisfourants und an- 
dere Gejchäftspapiere mit dem Zeichen zu verjehen, vgl. Schmid in 
der Zeitichr. f. gewerbl. Rechtsihug 1894 ©. 282) und es ijt nun, jo- 
lange nicht erfichtlich ift, dab das Geſchäft gar nicht begonnen werden 
will, der Löſchungsantrag nicht gerechtfertigt; zeigt fich aber, da ein 
Geſchäftsbetrieb wirklich nicht beabjichtigt ift, jo findet 39 Nr. 2, nicht 
88 Abi. 2 Nr. 2 Anwendung, denn der Umitand, da mit dem Ge- 
ichäftsbetriebe noch nicht begonnen, ift fein Berfagungsgrund. (Ueber- 
einftimmend Kent Nr. 301, Rhenius N.3; vgl. au Dernburg, 
Preuß. Briv.R. II ©. 980 Nr. 3b; a. M. Seligjohn N. 3 lit. a.) 

Der Gejhäftsbetrieb, zu weldem das Warenzeichen 
gehört, wird nur dann fortgejegt, wenn in dem Geſchäfte noch die- 
jenigen Waren produziert oder vertrieben werden, für welche das Zeichen 
eingetragen ift; der Löjchungsantrag ift aljo begründet, wenn jolde 
Waren den Gegenjtand des Gejchäftsbetriebes gar nicht mehr bilden 
(RGC. 15 ©. 105, 30 ©. 1 u. 2; Kent Nr. 291; a. M. Meves ©. 46, 
133). Iſt das Zeichen für verichiedene Waren eingetragen und führt 
der Inhaber nur einen Teil derjelben nicht mehr, jo ſetzt er doch im 
übrigen den Gejhhäftsbetrieb, zu welchem das Zeichen gehört, fort, 
die Löſchung kann alſo nicht — auch nicht teilweife — verlangt werden 
(PR PMZBL VII 44; Seligſohn N.2, RheniusN.3; a. M. Kent 
Nr. 291). 

Tach dem Wortlaute wäre der Löſchungsgrund in Nr. 2 jchon 
gegeben, wenn nur der eingetragene Jnhaber den Geichäftsbetrieb 
nicht fortſetzt; jollte auch der Erwerber des Yeichenrechtes, der aber in 
der Rolle noch nicht als jolcher eingetragen, das Gejchäft weiter be- 
treiben. So iſt aber die Beſtimmung nicht gemeint. Die Löjchungs- 
klage ift auch dann nicht begründet, wenn nur im Laufe des Prozefies 
die Umschreibung des Zeichens in der Rolle auf den Erwerber des 
Seichäftsbetriebes erfolgt (NG., PMBBl. V 254). 

Wird in dem tatfächlich betriebenen Gejchäfte das Zeichen nicht 
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benugt, jo bildet dies feinen Löſchungsgrund, ſelbſt dann nicht, wenn 
die Anmeldung nur zu dem Zwecke 1 er um einen anderen, der 
bisher im Alleinbejiß de3 Zeichens war, davon auszujchließen (RGC. 
18 ©. 9, Bolze 4 Nr. 219, Meves ©. 134). 

Klagegrund iſt im Falle der Ziff. 2, daß der Gejchäftäbetrieb 
nicht mehr fortgejegt wird; die Beweislajt hiefür trifft voll- 
ftändig den Kläger; hat er nur bewiejen, daß der Beklagte einige Zeit 
das Geſchäft eingejtellt habe, ohne Umftände darzutun, welche für die 
definitive Einjtellung jprechen, jo fann der Klage nicht ftattgegeben 
werden; die Geltendmahung der Tatſache, daß die Einftellung nur eine 
zeitweilige jei, kann nur als Beitreitung der Klagetatjachen, nicht als 
eine Einrede betrachtet werden, für welche den Beklagten die Beweis— 
laft trifft (a. M. Seligjohn N. 3). 

e) (Nr. 3.) Das PA. hat ſchon bei der Anmeldung eines 
Zeichens deſſen Zuläffigfeit unter dem Gejichtspunfte der hier be- 
zeichneten Berhältnifje zu prüfen. Wie aber zu $ 4 Nr. 3 bemerft 
wurde, fann die vor der Eintragung ftattfindende Prüfung nur 
eine mehr oberfläcdhliche jein und es werden manche Beichen, die 
ihrem Inhalte nach in einer die Gefahr einer Täuſchung begrün- 
denden Weije den tatſächlichen Berhältnifien nicht entſprechen, troß 
jener Borprüfung zur Eintragung gelangen. Das PN. kann jpäter, 
wenn e3 jolche Umftände erfährt, welche jchon die Verjagung der Ein- 
tragung gerechtfertigt hätten, das Zeichen von Amtswegen löjchen ($ 8 
Abi. II Nr. 2). Es joll aber audy den Beteiligten die Möglichkeit blei- 
ben, die hier zur Beurteilung gelangenden Berhältnifie, deren Feſt— 
ftellung unter Umftänden weitläufige tatjächlihe Ermittelungen und 
ihwierige rechtliche Erhebungen bedingt, im Wege des gerichtlichen Pro- 
zefles zur erjchöpfenden Würdigung zu bringen. Auch joldhe Verhält- 
nifje, welche fich erft nach der Eintragung eines Zeichens herausgebildet, 
aljo der Prüfung des PA. gar nicht unterlegen haben, fallen der gericht- 
lichen Beurteilung anheim (Motive ©. 15). In der Kommilfion (Be- 
riht ©. 5) wurde bejonders betont, daß die Gefahr der Täujchung zu 
dem Widerftreit der tatjächlihen Verhältniſſe hinzukommen müſſe, alio 
nicht das eine oder das andere zur Löſchung genüge. Die Gefahr 
einer Täuſchung ift anzunehmen, wenn die bisherigen Erfahrungen es 
als wahrſcheinlich hinftellen, daß die beteiligten Verkehrskreiſe über ein 
erhebliches Moment irregeführt werden können; daß eine Täujchung 
bereit3 vorgefommen, ift nicht erforderlich, doch wird die Gefahr als 
ausgejchlojjen zu erachten fein, wenn bei unverändertem Fortſtehen der- 
jelben Verhältniſſe bisher niemals eine en jtattgefunden hat 
(OLG. Hamburg vom 6. Juli 1897, R. u. U. | 

Immer muß das Zeichen wegen u — Unwahr— 
heit im Verhältniſſe zur Ware ſelbſt geeignet ſein, eine Täu— 
ſchung hervorzurufen; es genügt nicht, daß die Eintragung als ſolche 
mit den Verkehrsanſchauungen im ————— ſteht; insbeſondere liegt 
der Löſchungsgrund aus 59 Nr. 3 dann nicht vor, wenn das einge» 
tragene Zeichen mit einem im anerkannten Befig einer anderen Perſon 
befindlichen Zeichen oder mit der Ausftattung eines anderen überein- 
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ftimmt, denn diefer Fall ift — und zwar lediglich für die Uebergangs- 
periode — in $ 9 Abi. 2 berüdfichtigt (RG. in PMZBL.V 19, 152; 
a. M. Kohler, R. u. U. II ©. 198 $1, 2. Fall, S. 200), ferner dann 
nicht, wenn ein im Verkehr als generelle Warenbezeihnung geltendes 
Wort für eine Ware eingetragen ift, auf welche Die —— zu⸗ 
trifft, denn hier entſpricht der Spalt des Zeichens vollftändig der Ware, 
es joll nur das Wort der allgemeinen Benugung nicht entzogen wer- 
den; hiefür jorgt aber 84 Nr. 1.in Berbindung mit $ 8 Abi. 2 Nr. 2 
(aM. Freund ©. 331 und das dort zit. U. d. 2G. Mannheim). Im 
übrigen f. das zu $4 Nr. 3 in N. 6 daj. Bemerkte. Wenn aber feit- 
fteht, daß der Inhalt des Zeichens den tatſächlichen Verhältniffen nicht 
entipricht, jo fünnen Hinfichtlich des Nachweiſes, ob diejer Inhalt die 
Gefahr einer Täuſchung mit ſich bringe, allerdings auch Umftände heran- 
gezogen werden, die nicht jchon aus dem Zeichen ſelbſt erfichtlich find 
(RG., PNZBL. V 89). 

Der Löſchungsanſpruch befteht nur, wenn dad Warenzeichen 
einen täufchenden Anhalt hat, nicht auch, wenn ein Wort, das die Ge— 
fahr der Täufhung im fich birgt, als Gattungsname in das Waren- 
verzeichnis aufgenommen ift (RG., PMZBL. V 119, betr. das Wort 
„Creolin“). 

Ueber das Berhältni3 des FZ9 Nr. 3 zu 88 Ubi. 2 Nr. 2 ift noch 
folgendes zu bemerfen: Ausſchließlich die Löſchungsklage gemäß $ 9 ift 
ftatthaft, wenn die Umftände, welche das Zeichen als ein dezeptives er- 
ſcheinen laſſen, erft jpäter eingetreten find (vgl. N.2b,bb zu88 S.524 unten). 
Soweit dagegen Umftände in Frage jtehen, welche jchon zur Zeit der 
Eintragung vorlagen, fann jomwohl gemäß 88 Löſchung von Amts- 
wegen eintreten, als auch die Löſchungsklage aus $ 9 erhoben werden, 
es hat jomit der Dritte die Wahl, ob er beim PU. die Löſchung an- 
regen oder bei Gericht Klage jtellen will, und es ift nicht etwa die 
Zuläffigkeit des erjteren Weges auf den Fall der Erjichtlichkeit des 
dezeptiven Charakter des Zeichens, Die des zweiten Weges auf den 
Fall der Nichterfichtlichfeit bejchränft; die gegenteilige Meinung (j. na- 
mentlic Kent Nr. 303) kann ſich nicht wohl mit Erfolg darauf ftügen, 
dab das patentamtlihe und das gerichtliche Verfahren fich notwendig 
gegenjeitig ausjchließen; denn einmal ift weder aus dem Wortlaute der 
88 8 u. 9, nod) aus der Entjtehungsgeichichte diefer Beftimmungen ſolches 
zu entnehmen, dann aber ift, wie Kent jelbjt einräumen muß, jpäter 
faum mehr zu enticheiden, ob zur Zeit der Eintragung der trügerifche 
Anhalt des Zeichens erfichtlich war oder nicht und jo tft es doch ganz 
und gar unmwahrjceinlid, daß an ein jo zweifelhaftes und für Die 
jpätere Sadjlage auch gänzlich bedeutungslojes Kriterium das Geſetz 
die ausichließliche Suläffigteit des einen oder anderen Weges zur Lö— 
ſchung des Zeichens knüpfen wollte, zumal aucd die Fälle, in welchen 
das PU. ein erjichtlich dezeptives Zeichen nicht jofort beanftandete, 
jo jelten jein werden, daß, wenn das patentamtliche Löſchungsverfahren 
nur dieje Fälle zum Gegenjtande hätte, für dasjelbe faum ein Raum 
bliebe. (Uebereinjtimmend Finger N. 7; Biberfeld, Beitr. z. Erläut. 
des deutichen Nechts 41 ©. 338, 346). 
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Abjak II. 

Es war, wie bie Motive (S. 14) berichten, angeregt worden, 
—* der Frage der Zeichenkolliſion allgemein nicht die Anmel- 
dung, jondern den durch den früheren Gebrauch eines Zeichens be- 
gründeten Bejigftand über die Priorität entjcheiden zu lafien. Das 
Geſetz iſt dieſer ae nur — gefolgt, als der Inhaber eines 
Warenzeichens, das nach dem bisherigen Geſetze von der 
Eintragung auüsgeſchioſſen war (ſei es, daß es lediglich aus 
Worten beſtand, ſei es, daß der — feine leg ze 
war, vgl. N. 1 zu 81, Komm.Ber. ©. 5 RG., R. u. U. VII 93 Nr. 2), 
dann, wenn das Zeihen als Kennzeichen jeines Beine 
betriebeg innerhalb beteiligter Verkehrskreiſe gegolten hat, 
jhon auf Grund diejes anerfannten Beligitandes jedem anderen gegen- 
über ein Vorrecht in der Weije genießen fol, da er im Prozeß— 
wege die LKöjchung des etwa nad Maßgabe des gegenwärtigen 
Geſetzes für einen anderen — Zeichens und darauf, ohne 
daß ihm die Sperrfriſt des $ 4 Abſ. 2 entgegenſtünde, die Eintragung 
des Zeichens für fich joll bewirken fünnen. Das Gejeß traf aber 
dieje Bejtimmung nur für die Uebergangszeit und ſetzte als Ende der 
Frift für die Zuläffigfeit der Löſchungsklage den 1. Oftober 1895 feit. 
Seitdem enticheidet auch für jolche anerkannte Kennzeichen eines be- 
ftimmten Gejchäftsbetriebes Lediglich die frühere Anmeldung über die 
Priorität. Abj. II hat jomit unmittelbar praktische Bedeutung nur nod) 
injoferne, al3 entweder noch Prozejje aus jener Zeit anhängig find 
oder gegen die auf Grund diejer Vorſchrift erfolgte Eintragung mit 
Löihungsanregung oder Löſchungsklage vorgegangen wird. Mittel- 
bar behält die Beitimmung für immer ihren Wert, insbejondere für 
die Beurteilung der Frage, ob ſich ein Zeichen zu einem Freizeichen 
entwidelt hat; denn fie läßt erfennen, daß ein vom Gejeß nicht ge- 
ſchützter tatjächlicher Beſitz doc rechtserheblich jein kann und Dies ge- 
ftattet einen Schluß Ba, daß, jolange ein folder Beſitzſtand vorhanden 
ift, der Gebrauch von anderer Geite fich als ein Mißbrauch darſtellt. 
(Vgl. N. 2 Ziff. J lit. c, bb, 3 zu $4, o. ©. 457, Rhenius N. 5 

Die Lofchungsklage nach Abſ. 2 iſt nur zuläſſig gegenüber einer 
Eintragung, welche unter der Herrichaft des gegenwärtigen Gejeges neu 
erfolgt ift, nicht gegenüber einer Zeichenübertragung gemäß $ 24 (RGE. 
41 ©. 72, RG. in R. u. U. III 278). 

Beteiligte Verkehrskreiſe find diejenigen Kreiſe des Fonju- 
mierenden Bublitums, in welchen die betr. Ware Abſatz findet. „Inner— 
halb beteiligter Verkehrskreiſe“ — wenn auch nur bei einem erheblichen 
Teile der Koufumenten; es ift alſo nicht erforderlich, daß alle beteiligten 
Verfehröfreije das 3. als Kennzeichen des bejtimmten Gewerbebetriebes 
anerkannt haben. (Vgl. R. u. U. III 242; j. das Nähere in N. 4 zu 
$ 15.) Nur die Geltung ald Kennzeichen eines bejtimmten Geſchäfts— 
betriebes gewährt das Vorrecht; haben mehrere Perſonen das Zeichen 
benützt, ohne daß eine derjelben ih die ausſchließliche Anerkennung 
ihres Bejigitandes a erringen vermochte, jo ift Abj. 2 nicht anwend- 
bar. (Mittler ©. 88, vgl. aud) PMZBL. IV 212; a. M. Finger ©. 56). 
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Wenn e3 im legten Sabe des Abi. 2 Heißt, die Sperrfrift des 
8 4 Abſ. 2 laufe für denjenigen nicht, dejjen Antrag auf Löſchung ftatt- 
gegeben wurde, jo ift dies nicht jo zu verjtehen, ald ob der Löſchungs— 
berechtigte die Frift des 8 4 Abſ. 2 dann abwarten müßte, wenn nicht 
auf Grund jeiner Klage der Zeicheninhaber zur Löſchung verurteilt 
wird, jondern diejer unter Anerkennung des Vorrechtes des anderen 
freiwillig Löjchen läßt; vielmehr will die Beſtimmung offenbar jagen, 
daß, wenn die Löſchung zugunften eines im anerlannten Belite des 
Zeichens befindlichen erfolgt ift, auf diejen der $ 4 Abſ. 2 feine Anwendung 
findet. (Mittler ©. 85, Kent Nr. 309, Btichr. f. gew. Rechtsich. 1895 
&.59; a. M. Setigſohn ©. 95.) 

Würde der — — die Eintragung des Zeichens 
nicht innerhalb der Friſt des 54 Abſ. 2 beantragen, jo könnte ihn 
jeder andere, auch derjenige, für welchen das 8. zuerft eingetragen 
war, durch frühere Anmeldung von dem Zeichen ausjchliegen; jolange 
dagegen jene Friſt läuft, fanıı das 3. nur für denjenigen eingetragen 
werden, zu dejien Gunften es gelöjcht wurde. 


Abſatz II. 

5. Der Löſchungsantrag ift im Wege der Sllage geltend zu 
machen (vgl. Note 1). 

a) Sahlid zuftändig wird in der Regel das Landgericht 
und zwar die Kammer für Handelsſachen jein (GBG. 88 100, 101 3.3 
lit. ce). In legter Inſtanz ift das RO. zuftändig ($ 21). 

b) Kläger fann in den Fällen zu Nr.2u.3 jeder Dritte 
jein, d. 1. jede Perjon abgejehen von dem Zeicheninhaber. Der Nach⸗ 
weis eines beſonderen Intereſſes iſt nicht — die Klage iſt eine 
Urt von Popularklage. (Seligſohn N. 1u.7, Kent Nr. 268, R. u 
U. II 28 Nr. 3, vgl. auch III 153; a. M. Meves ©. 132, re 
N.1, Finger N. 6 lit. b; Biberfeld a. a. O. — |. 0.R.1— ©. 361.) 
Regelmäßig wird natürlich ein beftimmtes Intereile den Ausgangs- 
punkt bilden, 3. B. in den Fällen zu Nr. 3 der Umjtand, daß der 
Kläger dur die Konfurrenz der in irreführender Weije bezeichneten 
Waren in der Abjagfähigfeit der eigenen Waren beeinträchtigt wird; 
jo werden namentlich die Produzenten eines bejtimmten Ortes, wenn 
eine Ware fälfchlich mit einem auf diefen Ort als Urſprung hinweijenden 
Beichen verjehen ift, die Löſchung beanjpruchen, zumal dann, wenn jie 
jelbit im faktiſchen Beſitz des Zeichens fich befinden. (Bgl. Motive 
S. 14.) Für die Fälle unter Nr. 1 und in Abi. IT ergibt ſich die 
Klageberechtigung als eine individuelle von jelbit. Hat der Kläger 
im Inlande feine Niederlafjung, jo ift hinfichtlich der Fälle unter Nr. 1 
u. Abi. 2 von Bedeutung, ob die Vorausjegungen des $ 23 für den 
geieglichen Schuß gegeben find. Iſt dies der Fall, jo kann doch nur 
der Vertreter nad) $ 23 Abſ. 2 die Klage ftellen. Fehlt e8 Dagegen an 
jenen Borausjegungen, jo kann die Klage von dem Ausländer und für 
ihn überhaupt nicht erhoben werden (j. N. 3 zu $ 23). Zur Klage aus 
89 Nr. Zu. 3 ift jeder Ausländer ohne Rüdjicht auf die Vorausjep- 
ungen des $ 23 legitimiert; denn auf den „Schug dieſes Geſetzes“ iſt 
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diejes allgemeine Klagerecht nicht gegründet. (Ebenjo Seligjohn N.7, 
Kent a. a. O.z aM. OLG. Hamburg, R. u. U. II 28 Nr. 3.) 

€) Beklagter ift der eingetragene Inhaber oder, wenn dieſer 

eftorben, der Erbe desjelben, ohne Rüdjicht darauf, ob er auch Nad)- 

Folger im Beichenrechte ift; gegen einen jonftigen Rechtsnachfolger kann 
die Klage, wenn der Uebergang des in der Zeichenrolle nicht 
vermerkt ift, nicht gerichtet werden (j. N — 7). Hinſichtlich der 
Wirkung der Rechtsnachfolge im übrigen ſ. Abſ. 4 

d) Der Klageantrag geht auf Verurieilung des Beklagten, in 
die Löſchung des Zeichens zu willigen (ebenſo Kent Nr. 277, Schanze 
im ſächſ. Archiv für bürgerl. Recht, III 144; der Antrag geht aljo nicht, 
wie Biberfeld a. a. O. — jo. Ni — meint, darauf, der Beklagte 
habe die Löſchung zu TER auch nicht auf „Anordnung“ der 
Löſchung, wie Finger N. 6d annimmt). Die Zwangsvollitredung 
erfolgt gem. CPO. $ 894 in der Weije, daß der objiegende Kläger die 
vollftrefbare Urteildausfertigung dem PA. vorlegt und die Löjchung 
beantragt (Kent Nr. 277, Seligjohn N. 13; Kammergericht, Johow 
u. Küngel IV 38, 26. einaiß, PMZBL. 163, vgl. auh PA., S. 155 daj. 
Schanze a.a.D. ©. 147 ff.) 

e) Die Einrede der Arglift gegen die Löſchungsklage aus $ 9 
Nr.1 kann nicht darauf gegründet werden, daß der ältere Beichen- 
inhaber den Gebrauch des Zeichens durch den jüngeren Jahre lang 
habe (RG., PMZBI. VII 150; bez. der Berjährungseinrede 
ſ. lit. h.) 

f) Der Löſchungsanſpruch kann gegenüber einer auf $ 12 oder 
14 geftüßten Klage duch Widerflage geltend gemacht werden. Wird 
der leßteren ftattgegeben, jo it damit noch nicht die Sachfälligkeit des 
Klägers entichieden; denn jolange ein Zeichen nicht gelöjcht iſt, behält 
die Eintragung ihre Wirkung. (Das a über die einjchlägigen Ver— 
hältniffe j. in den Erläut. zug 12 Abj. 2 

g) Die Löſchungsklage ift eine — nicht eine Feſt— 
—— (vgl. lit. d; Kent Nr. 282; a. M. Hellwig, Anſpruch 
und Klagereht 1900 ©. 461, der die Löichungsflage zu den „Klagen auf 
Erlaf fonftitutiver Urteile” rechnet). Die bloße Feſtſtellung, dat einer 
der Löichungsgründe des $ 9 vorliege, hätte feinen Wert, da fie nicht 
zur Löſchung jelbit führen würde. (Anders verhielt es fich nach dem 
Geſ. v. 30. Novbr. 1874 mit der Klage auf Feſtſtellung, daß der An— 
melder wegen Unzuläjligfeit der Eintragung oder wegen der Frei— 
zeicheneigenjchaft des angemeldeten Zeichens gem. $ 10 Abj. 2 fein Recht 
erworben habe, vgl. NEE. 22 ©. 93). 

h) Auf die Löſchungsklage kann zwar — ausdrüdlich oder durch 
fonfludente Handlungen — verzichtet werden; die bloße Nichtan- 
jtellung der Klage troß Ablaufs längerer Zeit' ſeit Entſtehung des 
Löſchungsgrundes kann aber nicht als Verzicht auf die Klage angeſehen 
werben. Abgeſehen von dem Falle des Abſ. 2 ift die Klage an feine 
Frift gebunden; doch fann fie feit dem 1. Oftober 1898 nicht mehr 
gem. Nr. 1 auf eine ältere Eintragung in ein gerichtlicdhes Zeichen— 
regifter geftügt werden, joferne das Zeichen nicht in die Zeichenrolle über- 
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tragen wurde ($ 24). Da der Klagegrund nicht die Tatjache des Ein- 
tragungsaftes, jondern das Beftehen des Eintrags troß Borhandenjeins 
einer der Löſchungsgründe des $ 9 ift, fann von einer Verjährung 
der Klage nicht die Rede jein; denn jolange das 3. eingetragen ift, 
befteht fort und fort die Kollifion mit dem älteren Zeichenreht (Nr. 1) 
oder dem durh Nr.2 und 3 gejchügten öffentlichen Intereffe. (Meves 
©. 135, Kent Nr. 283, | N. 3, OLG. Hamburg R. u. U. IN 
153; RG. PMZBL. V 150, |. hiezu R. u. U. VII 157, Anm. des Refe- 
renten; a. M. Rhenius N. 2). 

I) Bezüglich der Rechtskraft des Urteils fommen im all- 
gemeinen die gewöhnlichen Grundjäge zur Anwendung (vgl. CPO. 
88 322, 325). Hinfichtlih der Wirkung gegenüber dem Rechtsnach— 
folger des Beklagten j. Note 5. War die rechtöfräftig abgemiejene 
Klage auf 89 Nr. 2 oder 3 geftüßt, jo kann jede andere Perjon als 
der bisherige Kläger die Klage neu erheben, joferne nicht nur zum 
Scheine von dem früheren Kläger dieje Perſon vorgejchoben, aljo der 
frühere — auch in dem neuen Prozeſſe die eigentliche Klags— 
partei ift. 

Die Wirkung der Rechtskraft geht natürlih nur jo weit, ala 
Identität des Anſpruchs beftcht; diefe wäre 3. B. nicht anzunehmen, 
wenn eine aus 89 Nr. 2 erhobene Klage abgewiejen wäre und nun 
aus Nr. 3 gellagt würde; aber auch dann nicht, wenn beide Male 
die Löſchung wegen trügeriichen Inhaltes verlangt würde und bie 
Berhältniffe nach rechtsfräftiger Abweiſung der Klage ſich erft jo 
geitaltet hätten, daß nunmehr das Zeichen ald ein Dezeptives er- 
ſchiene. 


Abſatz IV. 


6. Ueber die Wirkung und Vollſtreckbarkeit der gerichtlichen 
Entſcheidung gegen den Rechtsnachfolger iſt hier eine weitergehende 
Beſtimmung als in der CPO. ($ 325) getroffen, inſoferne auch im 
Tralle des vor Erhebung der Klage eingetretenen Uebergangs des 
Warenzeichens auf einen anderen der Rechtsnachfolger des Beklagten 
die Entjcheidung gegen fich gelten lafien muß. Es hängt die damit 
zujammen, daß immer der eingetragene Inhaber bezw. deſſen Erbe 
paſſiv legitimiert ift (ſ. N. 4 lit. c), auch wenn bereit3 vor der Klage— 
jtellung das Zeichen auf eine andere Perſon übergegangen ift, ohne 
daß aber der Uebergang in der Rolle vermerft wurde (vgl. $7 Ubi. 2). 
Der Rechtsnachfolger kann — gem. Abi. 4 Sa 2 — nad) Mafgabe der 
88 66 bis 69 und 76 (früher SS 63 bis 66 und 73) der CPO. in den 
Nechtsftreit eintreten und es ift (wie Kent Nr. 273 richtig gegen 
Meves ©. 137 hervorhebt), der 8 69 CPO. abweidhend von der Be- 
ftimmung des 8 265 CPO. aud dann anwendbar, wenn die Recht3- 
nachfolge erjt während des Prozeſſes eingetreten ift. Der Rechtsnach— 
folger fann aber, auch wenn er im Laufe des Nechtäftreites als Zei- 
cheninhaber in die Rolle eingetragen wurde, ohne Zuftimmung des 
Klägers den Prozeß ald Hauptpartei an Stelle des Bellagten nicht 
übernehmen (CPO. $ 265 Abj. 2). 
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Abſatz V. 

7. Zn den Fällen des 89 Nr. 2 gibt, wie die Motive (S. 15) 
bemerken, die Feſtſtelluug der Vorausjegungen, melde zur Löſchung 
führen fönnen, meiftens zu feiner Meinungsverjchiedenheit Anlaß, jo 
daß hier ein einfaches Benachrichtigungsverfahren, das die Sache raſch 

Ende führt, genügt. Es kann daher die Löſchung zunächſt bei dem 
Batentamt beantragt werden. Eine Verpflichtung befteht jedoch nicht; 
der Beklagte hat aljo feine prozekhindernde Einrede in dem Sinne, 
daß der Kläger erft nach Durchführung des patentamtlichen Verfahrens 
zur re Klage befugt jei (vgl. aber bezügl. der Koſten N. 1). 

Wird der Antrag an das Patentamt geftellt, jo erfolgt die 
Löſchung, wenn der Zeicheninhaber nicht innerhalb eines Monats nad) 
der Buftellung der Nachricht von dem Antrage Widerjpruch erhebt. (Vgl. 
bez. der Form und der Friſtberechnung N. 3 Eingang und Ziff. ILlit. a 
zu $3 5 u. 6, 0.©. 499, 500.) Tritt infolge Widerjpruchs eine Meinungs- 
verichiedenheit ein, jo find in der Regel fchwierige Erwägungen redht- 
liher und tatſächlicher Natur erforderlih; in ſolchem Falle bleibt die 
Enticheidung den Gerichten, bei welchen der Antragjteller den etwaigen 
Anſpruch auf Löſchung weiter zu verfolgen hat, wenn er den Wider- 
ſpruch nicht als berechtigt anerkennen will. 

In dem Berfahren nad $ en 5 ift — im Gegenjage zu dem 
Verfahren nad) $ 8 (j. dort N. 2 b, aa, ©. 523) der Antragjteller Partei; 
er hat daher ein Bejchwerderecht nad) 8 10 (PA., PM3Bl. VII 284). 


s 10. 

Anmeldungen von Waarenzeichen, Anträge auf Ueber— 
tragung und Widerjprüche gegen die Löſchung derjelben werden 
in dem für Patentangelegenheiten maßgebenden Verfahren durch 
Vorbeſcheid und Beichluß erledigt. In den Fällen des S 5 
Abjat 1 wird ein Vorbeſcheid nicht erlafien. 

Gegen den Beichluß, durch welchen ein Antrag zurüd- 
gewiejen wird, fann der Antragjteller, und gegen den Beichluß, 
durch welchen Widerſpruchs ungeachtet die Löjchung angeordnet 
wird, der Inhaber des Zeichens innerhalb eines Monats nad) 
der Zuftellung bei dem Patentamt Bejchwerde einlegen. 

Zuftellungen, welche die Eintragung, die Uebertragung 
oder die Lölchung eines Waarenzeicheng betreffen, erfolgen mitteljt 
eingejchriebenen Briefe. Kann eine Zuftellung im Inlande 
nicht erfolgen, jo wird fie durch Aufgabe zur Poft nach Maß— 
gabe der 88 161, 175 der Givilprozekordnung bewirkt. 


1. Das Berfahren in den auf Warenzeichen bezüglichen An- 
gelegenheiten ift im allgemeinen geregelt durch die Verordnung zur 
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Ausführung des Geſetzes zum Schuß der Warenbezeihnungen 
vom 30. Juni 1894 (f. diejelbe Anhang Ziff. V), welche in $ 8 mehrere 
Beltimmungen der Verordnung zur Ausführung des Batent- 
gejeßes, vom 11. Juli 1891 (j. Anh. Ziff. I) für entiprechend anwend- 
bar erklärt. 

Der vorliegende $ 10 regelt in Abj. 1 ſpeziell das Verfahren, 
in welchem die folgenden, wichtigſten Angelegenheiten des Zeichenweſens 
zu erledigen find: 

a) die Anmeldung von Warenzeichen (88 1—6, 24, vgl. 88 20, 23); 

b) die Anträge auf Uebertragung, richtiger auf Vermerk der 
re oder Umjchreibung eines Zeichens in der Rolle ($ 7 

bi. 1 u. 2), 

e) die Widerjprüche gegen die Löſchung von Warenzeichen (8 8 
Abi. 3; nicht Hieher gehört der Fall des $ I Abi. 5, denn dort erledigt 
das Patentamt den Widerjpruch nicht). 

Abſ. 2 handelt von der Beſchwerde, Abi. 3 von Zuftel- 
lungen in Zeichenſachen. 


Abſatz J. 

2. Das Verfahren richtet ſich Hier nach den für Patent— 
angelegenheiten maßgebenden Vorſchriften, d. j. die $$ 21 ff. 
des Pat. Geſ. vom 7. April 1891 (f. dief. S. 209 fi.), jowie nad) der in N. 2 
zit. Verordn. vom 30. Juni 1894. Die Erledigung erfolgt durch Vor— 
beicheid und Beſchluß. 

a) Vorbeſcheid. Ein folcher jeßt voraus, daß nur ein Mit- 
glied der Warenzeichenabteilung vorerft zu der Sache Stellung nimmt. 
(BA, PNZBL. IM 72.) Diejes vom Vorſitzenden der Abteilung je für 
eine Klaffe von Anmeldungen im voraus benannte Mitglied Hat zu- 
nächſt bei allen hier in Frage kommenden Angelegenheiten die Vor— 
prüfung vorzunehmen, welche ſich aber nur auf die aus dem Zeichen- 
rechte jelbit jich ergebenden Verhältniſſe (j. die in N. 1 zitierten Para— 
graphen des gegenmw. Geſ.), nicht 3. B. auf die zwijchen den Parteien 
ergangenen gerichtlichen Urteile oder etiwa beftehenden vertragsmäßigen 
Abmahungen erjtredt (PA., PMZBL. II 187) Zu prüfen ift nament-» 
lih jede Anmeldung, aucd eine folche, die nur eine Aenderung Des 
Warenverzeichnijfes für ein dem Anmelder bereits geihüßtes Zeichen 
beziwedt (PA., PMZBL. IV 261). In dem Vorprüfungsverfahren kann 
jederzeit die Ladung und Anhörung der Beteiligten, die Vernehmung 
von Zeugen und Sadverftändigen, jowie die Vornahme jonftiger zur 
Aufklärung der Sache erforderlichen Ermittelungen angeordnet werden. 
Die Gerichte haben dem Patentamte Nechtshilfe zu leiften; durch fie 
erfolgt auf Erjuchen des PA. die Feſtſetzung einer Strafe gegen un— 
gehoriame Zeugen und Sacdpverftändige, jowie die Vorführung eines 
nicht erfchienenen Zeugen. Gelangt nun der Vorprüfer zu der Ueber- 
zeugung, dab in der Sache weder materielle noch formelle Bedenken 
obwalten, jo kommt es nicht zu einem Vorbeſcheid, vielmehr geht die 
Sache jofort zur Beſchlußfaſſung an die Warenzeichenabteilung (j. lit. b). 
Auch wird ein Borbeiheid dann nicht erlaflen, wenn der Borprüfer 
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findet, daß ein angemeldetes Zeichen mit einem früher angemeldeten 
übereinftimme ($ 10 Abj. 1 Sa 2; nach Rhenius N. 1 unterbleibt der 
Borbeicheid — wohl gemäß der Praris des PA. — aud im Falle des 
$ 4 Abj. 2, jowie bei Beanftandung wegen noch nicht feitgeftellter Frei- 
zeicheneigenichaft; das Geſetz enthält darüber nichts). Im übrigen 
ıft zu unterſcheiden: Ergeben fih formelle Mängel (3.8. in der 
Anmeldung eined Warenzeihens, $ 2 des Gej.), jo lautet der Vor— 
bejcheid dahin, es jeien die Mängel innerhalb einer bejtimmten Frift 
w bejeitigen; zeigen fich dagegen materielle Mängel, jo enthält der 

orbeicheid die Aufforderung, binnen einer beftimmten Friſt fich zu 
äußern. Geht innerhalb der Friſt feine Erklärung ein, jo gilt die An- 
meldung bezw. der Antrag oder Widerjpruch als zurüdgenommen; läuft 
die Erklärung rechtzeitig ein, jo faßt die Warenzeichenabteilung Be- 
ſchluß. Eine beftimmte Form ift für die Erklärung nicht vorgefchrieben. 

b) Beſchluß. Zu einer Beichlußfaffung der Warenzeichen- 
abteilung kommt es, wenn entweder der Vorprüfer die Sache ohne 
Vorbeicheid an die Abteilung abgegeben hat oder wenn nad) ergangenem 
Vorbeſcheid rechtzeitig eine Erflärung eingelaufen it (j. lit a). Be— 
ftehen gegen eine beantragte Eintragung feine Bedenken oder handelt 
es ſich um die Umfchreibung eines Zeichens (Note 1 lit. b), jo ergeht 
ohne weiteres die entiprechende Verfügung. Dagegen bedarf es der 
Beratung und Abjtimmung in einer Sigung, wenn ein Beichluß über 
die Berjagung der Eintragung eines Warenzeichens ergehen joll oder 
wenn der Beichluß die UWebereinjtimmung zweier Zeichen oder Die 
Löſchung eines Zeichens gegen den Widerſpruch des Inhabers betrifft. 
Bor der Beſchlußfaſſung fann auch die Abteilung ebenjo wie der Vor— 
prüfer die Beteiligten hören und Ermittelungen aller Art anjtellen 
(j. lit. a). Handelt es ſich um eine Anmeldung, jo wird dieje zurüd- 
gewiejen, wenn die jchon bei der Vorprüfung aufgetauchten (formellen 
oder materiellen) Bedenken nicht gehoben find. Soll die Zurückweiſung 
auf Grund von Umftänden erfolgen, welche dem Anmelder nicht bereits 
durch den Borbejcheid mitgeteilt waren, jo ijt demfelben vorher Ge- 
legenheit zu geben, ſich über dieſe Umjtände binnen einer beftimmten 
Friſt zu äußern. Er kann, wenn er es für dienlicy erachtet, an dem 
Zeichen jetzt noch entiprechende Aenderungen vornehmen; die Grenze 
zwiichen einer zuläjjigen Menderung und einem unzuläſſigen Erjage be- 
ftimmt ſich danach, wa3 in dem Zeichen als weſentlich anzujehen ift 
und ob der mwejentliche Inhalt durch die Menderung beeinträchtigt wird 
(PA., PM8Bl. I 234). Ueber die Bejonderheiten des Löſchungs— 
verfahren j. das in N.2b u.R.3 zu 88, ©. 523, 526 Bemerfte. 

Die Beichlüffe und Enticheidungen find mit Gründen zu ver- 
jehen, jchriftlih auszufertigen und allen Beteiligten von Amtswegen 
zuzuftellen. Die Mitglieder der Abteilungen können aus denjelben 
Gründen, wie die Gerichtsperfonen, im Civilprozeſſe abgelehnt werden. 

Eine Enticheidung über Kojten des Verfahrens findet in erjter 
Inſtanz nicht ftatt; der $ 31 des Pat.Gej. ift hier nicht anwendbar, 
denn er bezieht jich lediglich auf das Verfahren wegen Erklärung der 
Nichtigkeit oder wegen Zurüdnahme des Patents (88 28 ff. des Pat.- 
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Geſ.). Die ſämtlichen Koften des Prüfungs- und weiteren Berfahrens 

vor der Warenzeichenabteilung werden mit der eg N ab» 

er (S.N.5 zu 82; RheniusN. 7 3u$2 ©. 16;a. M. Meves 
. 142, teilw. au Kent Nr. 338.) 


Abſatz II. 


3. Anfechtung der Beichlüffe des Patentamtes, 

Das vom Gejege gewährte Rechtämittel ift die Beſchwerde. 
Auch für das Verfahren in der zweiten Inſtanz enthält die B. vom 
30. Juni 1894 (f. N. 1) Vorjchriften. Außerdem finden gemäß Abj. I 
die Beftimmungen des Batentgejepes ($ 26) entiprechende Anwendung. 
(©. den $ 26 auf Seite 229.) Im einzelnen ift zu bemerten: 

a) Zuftändig für die Enticheidung der Beſchwerde ift die Be- 
ichwerdeabteilung I des PA. deren Bejchlüfje immer nur nach Beratung 
und Abftimmung in einer Sigung ergehen. Bezüglich der Ablehnung 
der Mitglieder gilt das in Note 2 lit. b Bemerfte. 

b) Das Beſchwerderecht fteht den Anmeldern oder In— 
hbabern von Warenzeihen zu (PU, PMZBI. TI 93); außerdem 
dem Antragfteller gemäß 8 I Ab. 5 (. N. 6 daj. a. E.). Dagegen bejtebt 
fein jolches Recht für den Anreger einer Löſchung (j. N. 2 lit. b, aa 


zu 88). 

e) Zuläjiig ift die Beichwerde ($ 10 Abf. 2) 

aa) gegen den Bejhluß, durh welden ein Antrag 
zurüdgemwiejen wird, zu Gunften des Antragftellers. Das Wort 
„Antrag“ ift im engeren Sinne zu verftehen als eine Eingabe, welche 
eine Perſon kraft eines gejeglich ihr zuftehenden Rechtes zu machen be- 
fugt ift und über weldes daher die angegangene Behörde im vor- 
gejchriebenen Verfahren unter Angabe von Gründen eine Enticheidung 
zu treffen hat (PA., PMZB. II 142). Als ſolche Anträge erjcheinen 
die Anmeldung, d. i. der Antrag auf Eintragung eines Warenzeichens, 
der Antrag auf Berichtigung der Zeichenrolle (Kent Nr. 321, nadı 
Rhenius N. 3 fein Fall der Beichwerde gemäß $ 10 Abi. 2, wohl aber 
einer „materiellen Beichwerde“), der Antrag auf Vermerk des Beichen- 
überganges in der Rolle, der Antrag auf Löſchung gemäß $ 8 Abi. 1 
und gemäß $ Abſ. 5, endlich der Widerjpruc des Zeicheninhabers ge- 
mäß $ 5 (j. hierüber N. 6 zu 88 5, 6). In letzterer Hinficht ift noch 
zu bemerken, daß im Falle des Vorhandenſeins mehrerer Rider- 
iprechenden jelbjt im Falle der Verſagung der Eintragung demjenigen 
Widerjprechenden ein Beichwerderecht zufteht, deſſen Zeichen für die Ver- 
jagung nicht mit herangezogen wurde, weil das PA. in Bezug auf diejes 
Zeichen Uebereinjtimmung oder Gleichartigfeit der Waren nicht annahm. 
(PA, PMZBI. VIII 124) Keine Bejchwerde findet ftatt gegen Vor— 
bejcheide und jonftige auf die Leitung des Verfahrens bezügliche Be- 
ichlüffe und Verfügungen, gegen Beichlüffe, durch welche lediglich einem 
Antrage ftattgegeben wird, gegen die Ablehnung der Einleitung des 
Widerjpruchsverfahrens gemäß 8 5 (PA., PMZBL. IV 162), 

bb) gegen den Beſchluß, durch welchen Widerjpruds 
ungeachtet die Löſchung angeordnet wurde ($ 8 Abi. 3) zu 
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Gunften des LZeicheninhabers; nicht aber gegen den Beſchluß auf 
oldung, der ergangen ijt, nachdem ein Widerjpruch nad) $ 8 Abi. 3 
oder $ I Abi. 5 rechtzeitig nicht erhoben wurde. 

d) Eine bejondere Form ift für die Einreichung der Beſchwerde 
nicht vorgejchrieben; es genügt jede jchriftliche Erflärung, aus welcher 
hervorgeht, daß damit der Beichluß der Warenzeichenabteilung an- 
gefochten werden will (Kent Nr. 325). Gründe müfjen nicht angegeben 
werden; übrigens fann ſich auch die Beichwerde auf ganz andere Gründe 
ftügen, als der urjprüngliche Antrag (Schmid zu $ 10). Mit der Ein- 
legung der Bejchwerde iſt für die Koften des Bejchwerdeverfahrens eine 
Gebühr von 20.4 zu zahlen; jonft gilt die Bejchwerde als nicht er- 
hoben. (So $ 26 Abj. 1 des Pat. Geſ., welcher hier anwendbar, PMZBI. 
I 64, 275, 314, II 175, V 149, VIII 54, Kent Nr. 325, Rhenius N. 3; 
eine a. M. ift in Btichr. f. gewerbl. Rechtsſchutz 1395 ©. 179 vertreten.) 

e) Die Frift für Einlegung der Beichwerde beträgt einen Monat 
nad der Zuftellung der bejchwerenden Enticheidung. Ueber die Berech- 
nung der Friſt j. BGB. 88 187 Abi. 1, 188 Abi. 2,3, 193. Gemwahrt 
wird die Friſt nur dadurd, daß innerhalb derjelben die Bejchwerdeichrift 
beim PA. einläuft, nicht etwa bloß zur Poſt aufgegeben ift. (PU., 
PRZBI. II 314.) Die Frift kann nicht verlängert werden; doch kann 
auf Berlangen zur Begründung der Beſchwerde eine weitere Frift ge- 
währt werden (Rhenius N. 3). 

) Anſchlußbeſchwerde. In analoger Anwendung der 88 521 ff. 
END. über die Anjchlußberufung kann der Beichtwerdegegner bis zur 
Beihlußfaffung fich der Bejchwerde anſchließen, ohne die Förmlichkeiten 
des Nechtsmittel3 — Frijt und Bejchwerdegebühr — gewahrt zu haben. 
Im Falle des Vorhandenjeind mehrerer Widerjprechenden fer das 
Recht der Anjchlußbejchwerde nur denjenigen Widerjprechenden zu, be- 
züglich deren Zeichen der Beichluß auf Uebereinftimmung jeitens des 
Anmelders angefohten wird (PU, PMZBL. VIII 122). Anderſeits 
fanın fich auch der Anmelder nur gegenüber denjenigen Widerjprechenden, 
die Beichwerde erhoben haben, diejer anjchließen (ebenda 123). 

g) Verfahren. Eine an fich nicht jtatthafte oder verjpätet 
eingelegte Bejchwerde wird als unzuläffig verworfen. Wird dagegen 
die Beichwerde für zuläffig befunden, fo können Ermittelungen aller 
Art, wie in der eriten Inſtanz, ftattfinden. Die Ladung und An— 
hörung der Beteiligten muß auf Antrag eines derjelben erfolgen, 
außer wenn die Ladung des Antragfteller3 in der erften Inſtanz be» 
reits erfolgt war. Die Bejchwerdeabteilung hat ein völlig freies 
Prüfungsredt; fie kann ganz andere Tatjachen und rechtliche Gefichts- 
punkte als die bereits in der erjten Inſtanz gewürdigten heranziehen. 
Wenn aber die Entjcheidung auf Grund folder in dem angegriffenen 
Beihluß nicht berüdjichtigten Umftände erfolgen joll, jo } den Be- 
teiligten zuvor Gelegenheit zu geben, fich hierüber zu äußern (3. B. 
die Beichinerbenbteilung findet, die Eintragung ſei nicht, wie in erjter 
Inftanz angenommen, auf Grund der Nr. 1, jondern nad) Nr. 3 des 
8 4 abzulehnen). Formelle Mängel der Anmeldung können daraufhin 
auch jet noch bejeitigt werden; aber auch materielle Aenderungen an 
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dem angemeldeten, in der erjten Inſtanz zurüdgemiejenen Zeichen find 
nicht ausgejchlofjen, wenn fie nicht jo weſentlich jind, daß nicht jo fait 
eine Aenderung, als ein a. in Frage fteht. (PA, PMZBI. I 234, 
Il 234, IV 137; vgl. auch Il 18.) 

h) Mit der Einlegung der Bejhwerde ift der In— 
ftanzenzug erjhöpft (Motive ©. 15). Eine weitere Beſchwerde ift 
nicht zugelafjen, ebenjowenig eine Wiederaufnahme des Verfahrens (vgl. 
PA, PMZBI. 1146). Der zurüdgewiejene Antrag kann aber jederzeit 
erneuert, insbejondere ein Zeichen, deſſen Eintragung verjagt wurde, 
wiederholt angemeldet werden; dann genießt e3 jedoch nicht die Priorität 
der erften, ſondern die der ziveiten Anmeldung. 

i) Das PA. kann nad) freiem Ermefjen beftimmen, inwieweit 
einem Beteiligten im Falle des Unterliegens die Koften des Beichwerbe- 
verfahrens zur Laft fallen, jowie anordnen, daß dem Beteiligten, dejjen 
Beichwerde für gerechtfertigt befunden ift, die Gebühr (f. lit. d) zurüd- 
gezahlt werde. Zu den Kojten, über welche Beitimmung zu treffen ift, 
gehören außer den aus der Kaſſe des PA. beftrittenen Auslagen Die- 
jenigen den Beteiligten erwachſenen Koſten, welche nad freiem Er- 
mejjen des PA. zur zwedentiprechenden Wahrung der Anjprüde und 
Rechte notwendig waren ($ 14 der ®. vom 11. Juli 1891). Da man 
unter den „Beteiligten“ nur den oder die Beichwerdeführer verjtehen 
fann, aljo eine andere Perjon, welcher Koften auferlegt werden könnten, 
nicht in Frage fteht, muß (mit Kent Nr. 339) die Bedeutung des 8 14 
eit. dahin ausgelegt werden, daß dem Beteiligten unter Umftänden 
Erſatz — Koſten aus der Kaff⸗ des PA. geleiſtet wird. 

Nach allgemeinen Grundſätzen muß auch eine Beſchwerde 
im — Aufſichts-Wege für zuläſſig erachtet werden, z. B. wegen 
Verzögerung der Geſchäftserledigung u. dgl. (Seligſ ohn N. 2 a. E., 
Rhenius N. 3; vgl. auch Meves &. 116 lit. d.) 


Abjat III. 

4. Das Zuftellungswejen jollte in möglichft einfache Formen 
gefleidet werden (Motive ©. 15). Deshalb wurde für Zuftellungen, 
welche die Eintragung, die Webertragung oder die Löſchung eines 
Warenzeichens betreffen, joweit fie im Jnlande geliehen fönnen, be- 
ftimmt, daß fie mittels eingejchriebenen Briefes zu erfolgen haben; eine 
Zuftellungsurfunde ift nicht zu errichten. Nach $ 5 der y vom 30. Juni 
1894 (ſ. NR. 1) find die Beichlüjfe und Enticheidungen des PA. allen 
Beteiligten von Amtswegen zuzuftellen; es lafjen ſich aber andere ge- 
jelich vorgejchriebene Beichlüffe und Enticheidungen, als die auf Ein— 
tragung, Uebertragung oder Löſchung bezüglichen nicht denken, jo daß 
die Vorjchrift des $ 10 Abſ. 3 eben auf alle Zuftellungen anwendbar 
it. (Seligjohn N. 3, Kent Nr. 329; a. M. Meves ©. 93, 94, der 
ohne Grund annimmt, dat Scriftitüde die gedachten Objefte nur dann 
„betreffen“, wenn fie die Mitteilung enthalten, daß die qu. Ein- 
tragungen 2c. gejchehen find.) Die Zuftellung ift gültig, aud wenn jie 
an einem Sonn oder Feiertage erfolgt; denn 8 1858 (früher 171) CPO. 
findet hier feine Anwendung (PA., PNZBI. Il 314). 
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Die Zuftellung hat jtet3 an den eingetragenen Inhaber zu 
geijhehen, auch wenn inzwijchen ein in der Nolle nicht vermerfter 
Zeichenübergang jtattgefunden hat. Ergibt fi), daß der eingetragene 
Inhaber verftorben ift, jo kann Ba A. nad) jeinem Ermefjen die 
Zujtellung als bewirkt anjehen oder zum Zwede der Zuftellung an die 
Erben deren Ermittelung veranlafjen ($ 7 Ubi. 3). Dieje letztere Be— 
ſtimmung ift wohl entjprechend dann anzumenden, wenn die ald Beichen- 
inhaber eingetragene Firma erlojchen oder der Aufenthalt besjenigen, 
an welchen zugeitellt werden joll, nicht befannt ift oder die Annahme 
der Zuftellung verweigert wird (Seligjohn N. 15 8 7, Meves 
©. 93, Kent Nr. 330). Der gemäß $ 23 Abi. 2 beftelie inländifche 
Vertreter ift zur Empfangnahme von Zuftellungen immer legitimiert; 
in anderen Fällen der Vertretung fommt e3 auf den Inhalt der Voll- 
madt an. 

Wenn die Zuftellung im Inlande nicht erfolgen fann, 
jo wird fie durch Aufgabe zur Boft nach Maßgabe der SS 175, 192 CPO. 
(früher 161, 175) bewirkt. Das PA. empfiehlt mit Rüdficht auf dieje 
VBorichrift des $ 10 Abi. 3 allen im Inlande nicht wohnhaften Betei- 
ligten, einen inländijchen Bevollmächtigten zu beftellen, da ſonſt leicht 
eine Berjäumnis von Frijten, insbejondere der Widerjpruchsfrift gemäß 
$ 5 eintreten könnte (PMZBT. I 53). 


s 1. 

Das Patentamt ift verpflichtet, auf Erjuchen der Gerichte 
über ragen, welche eingetragene Waarenzeichen betreffen, Gut- 
achten abzugeben, ſofern in dem gerichtlichen Verfahren von 
einander abweichende Gutachten mehrerer Sachverjtändigen vor- 
liegen. 

1. Die dem PA. auferlegte Pflicht zur Erftattung von Gutachten 
joll den Erfahrungen, welche dieje Behörde zu jammeln in der Lage 
it, den gebührenden Einfluß auf die Rechtiprechung fichern. Die Mit- 
wirkung des PA. darf jedoch jeitend der Gerichte nur in der Form 
der Abgabe eines jogenannten Obergutachtens, nämlih nur dann 
in Anjpruch genommen werden, wenn bereit3 Gutachten mehrerer Sach— 
verftändigen vorliegen, diefe aber von einander abweichen. Es muß 
ſich ferner um Fragen handeln, welche Waren zeichen betreffen, die 
in der Rolle eingetragen ſind, nicht um andere in dem gegenwär— 
tigen Geſetze geordnete Angelegenheiten (vgl. z. B. 88 15, 16); auch 
können nur techniſche, nicht rechtliche Fragen dem PA. zur Be⸗ 
antwortung vorgelegt werden, z. B. die Frage, ob das von dem Be— 
klagten benutzte Zeichen mit dem für den Kläger eingetragenen Zeichen 
übereinſtimme, ob die Waren, für welche das Zeichen benutzt wird, mit 
den Waren, für die der andere den Schutz genießt, gleichartig ſeien, 
ob das Zeichen, deſſen Löſchung beantragt iſt, den tatſächlichen Ver— 
hältniſſen entſpreche u. dgl., nicht aber die Frage, ob die Benutzung 
des Zeichens eine widerrechtliche ſei ꝛc. 

35 * 
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2. Zuftändig zur Abgabe von Obergutacdhten ift die Bejchwerde- 
abteilung I des PA. ($ 2 der Verordn. vom 30. Juni 1894). 

3. Die Gerichte können das PA. um ein Gutachten erjuchen, 
wenn die in N.1 erwähnten Borausjegungen beftehen; fie jind nicht 
verpflichtet, da8 Gutachten einzuholen. (Vgl. RGStr. 25 ©. 327.) Die 
Gerichte find ferner an Gutachten des PA. jo wenig wie an jonftige 
Sadverftändigengutachten gebunden; der Grundjaß der freien richter- 
lichen Beweiswürdigung kommt auch auf dem Gebiete des Zeichenrechts 
zur Anwendung (Motive ©. 15). 

4. Ob dad geridhtlidhe Verfahren ein civil- oder jtraf- 
gerichtliches ift, macht feinen Unterjchied. Das Gutachten kann auch 
in Strafjahen in der Hauptverhandlung verlejen werden (StPO. 8 255 
Abi. 1, vgl. audy Abi. 2, der Hier gleichfall® Anwendung findet, wenn 
auch wohl nur felten davon Gebrauch gemacht wird, zumal das PA. 
nicht verpflichtet ift, dem Erſuchen ftattzugeben). 

Der 8 11 jpricht ausdrüdlich nur davon, daß das PA. verpflichtet 
jei, einem Erſuchen der Gerichte um Abgabe eines Gutachtens zu ent- 
ſprechen. In der Kommiſſion (j. ©. 6 des Berichtes) wurde die Frage 
angeregt, ob das PA. nicht auch verpflichtet jein jollte, auf Anrufen 
des Staatsanwalts Gutachten zu geben. Dod wurde von jeiten 
der Negierungsvertreter e8 als nicht zweckmäßig bezeichnet, durch Auf- 
nahme einer joldhen Beſtimmung von dem entiprechenden Baragraphen 
(18) des Patentgejeges abzumweicdyen. Es wurde aber eine allgemeine 
Negelung diejer Materie durch den Reichsfanzler in Ausficht geitellt 
und zugleich hervorgehoben, daß auch bei Erteilung der Gutadhten in 
Ratentjachen die Praris ſich für eine Gleichjtellung der Staatsanwalt- 
ichaften mit den Gerichten entichieden habe. Letzteres ift num aber nicht 
richtig; vielmehr hatte das PA., bevor es durd) den Erlaf des Reichs- 
fanzler8 vom 19. Dezember 1893 verpflichtet wurde, unter den Voraus- 
ſetzungen des $ 18 Pat.Geſ. audy auf Erſuchen der Staatsanwaltichaft 
Gutachten abzugeben, den entgegengejegten Standpunkt eingenommen 
(Seligjohn N. 1 zu d). Während nun in der Folge — am 10. Sep- 
tember 1894 — ein Erlaß des Reichskanzlers erging, der das PU. er- 
mächtigte, über ragen betr. den Gebrauhsmurterihuß auf Erjuchen 
der Gerichte und der Staatdanwaltichaft Obergutachten abzugeben (i. 
die Bel. in PMZBL. 14), fehlt ed an einer jolchen ausdrüdlichen Er- 
mächtigung für Warenzeichenjachen nod) immer. Trotzdem wird man 
annehmen müſſen, da aud) über ragen, welche eingetragene Waren- 
zeichen betreffen, das PU. ein Erjuchen der Staatdanwaltichaft ebenjo 
zu berüdjichtigen hat, wie das von einem Gerichte ausgehende Erjuchen; 
denn einerjeits bejteht fein Grund, Warenzeihenjachen in diefem Punkte 
anders als Batent- oder Gebrauchsmufterjachen zu behandeln, anderjeits 
fann die Erhebung der öffentlichen Klage jehr wohl davon abhängen, 
wie fich das PU. zu einer von mehreren Sadjverftändigen verjchieden 
beurteilten Frage ftellt und es ift gewiß nicht der Wille des Gejeges, 
die Staatsanwaltichaft in Bezug auf dieſes Beweismittel ungünftiger 
als Hinfichtlidy anderer Beweije zu behandeln und etwa dem Erjuchen 
an das PA. die Wichtigkeit einer „richterlichen Unterfuchungshandlung“ 
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im Sinne des $ 160 StPO. beizumefien. (Webereinftimmend Selig- 
john N.1, Kent Nr. 351.) Einer Privatperfon darf da3 PA. ein 
Gutachten nicht erteilen (vgl. PA., PMZBI. I 234). 


8 12, 

Die Eintragung eine Waarenzeichens Hat die Wirkung, 
daß dem Eingetragenen augjchlieglich das Recht zufteht, Waaren 
der angemeldeten Art oder deren Verpadung oder Umbüllung 
mit dem Waarenzeichen zu verjehen, die jo bezeichneten Waaren 
in Verkehr zu jeßen, jowie auf Ankündigungen, Preisliften, Ge— 
Ichäftsbriefen, Empfehlungen, Rechnungen oder dergleichen das 
Zeichen anzubringen. 

Im Fall der Löfchung können für die Zeit, in welcher 
ein Rechtögrund für die Löſchung früher bereit? vorgelegen hat, 
Rechte aus der Eintragung nicht mehr geltend gemacht werden. 


Abmwehrende Klage 6a. Gleichartigfeit der Waren 2a, aa 
Ankündigungen 2c. 2c. Inhalt bes Zeichenrechts 2. 
Ausland 6d. — 2a,dd, 2b, 
Uuslänbifhe Zeichen Ge. et 6d. 
Benennung der Ware 2. 
Einftweilige Verfügung 6e. 
ee beren ®irfung 4, 5. 
Feilhalten 2b 
Feftftellungsflage 6b. 
Feftitellungstlage, negative 7. 
Geichäftäpapiere 2c. 


1. Der vorliegende behandelt in Abj. 1 die Wirkung 
der Eintragung und damit den Inhalt des Zeichenrechts, in Abi. 2 die 
Wirkung der Löjchung. 


—** 8—13 

Shut bes geichenrechts 6. 
—— 2a, bb. 
Berpadung 2a, bb. 
Verſehen mit dem 8. 2a, cc, 
ae 8. 


Abjat I. 

2. Der Inhalt des Zeichenrechts wird vom Geſetz beftimmt 
ald das ausſchließliche NReht, das eingetragene Waren- 
zeichen in der näher angegebenen Weife zu gebrauden. Darin 
liegt an ſich zweierlei: der Berechtigte darf einerjeits ſelbſt das Zeichen 
verwenden, anderjeit3 andere von diejer Verwendung ausichließen; auf 
legterem aber liegt der Schwerpunkt des Zeichenrechtes. Die Aus- 
ichliegungsbefugnis ift bejchränft auf die vom Geſetze vorgejehenen 
Arten des Gebrauchs al3 Warenzeichen; insbejondere eritredt fie 
fi) nicht darauf, die Ware mit dem ala Warenzeichen geſchützten Worte 
zu benennen, namentlich im mündlichen Berfehr (RG., PMZBI. IV 
138, 162, VI 158, 290; R&Str. Bd. 30 ©. 353, R. u. U. III 274; ROSE. 
Bd. 42 ©. 20, Bd. 49 ©. 52; RG., HU. Bd. 46 ©. 319; ebenjo in An- 
— 8 der Benennung ipeziell im Warenverzeichniffe RG., PNZBI. 

ka Befugnifje, al3 das Recht der Ausichliefung von dem 
Gebraud des Warenzeichens, erwachſen aus dem Zeichenrechte nicht. 
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Insbeſondere hat der Zeicheninhaber darauf, daß ein von ihm auf der 
Ware angebrachtes Zeichen vom Käufer nicht entfernt werde, fraft des 
leg feinen Anfprud (Kohler, Markenihug ©. 292); er 
ann, wenn er oder ein von ihm ermäcdhtigter Dritter die Ware mit 
dem Zeichen verjehen und jo in den Verkehr gebradht hat, den weiteren 
Vertrieb der Ware auf Grund des Zeichenrechts Dritten nicht unter- 
jagen oder bejchränten (RGE. Bd. 50 ©. 229, DLG. Hamburg PMZLBI. 
V 115, OLG. Dresden PMZBL. VII 220); das Zeichenreht gewährt 
feinen Schuß dagegen, daß eine andere, ald die mit dem Zeichen ver- 
jehene Ware, unter Benennung mit dem als Zeichen eingetragenen 
Worte an einen Käufer abgegeben wird, der die durch das Zeichen 
gelennzeichnete Ware verlangt hat (OLG. Hamburg, PRZBI. VIII 257) 
und ebenjowenig dagegen, daß der Übnehmer des Zeichenberecdhtigten 
die Ware unter dem von diefem vorgejeßten Preije verfauft (NRG., 
PMB8Bl. VII 165). 
P Im einzelnen nennt das Gejeß ald Ausflüſſe des Zeichen— 
rechts: 
a) das Recht, Waren der angemeldeten Art oder deren Ver— 
padung oder Umbüllung mit dem Warenzeichen zu verjeben. 

aa) Waren der angemeldeten Art — ohne Unterjchied, aus 
welchem Gewerbebetrieb jie ftammen, jo daß Dritte auch die vom 
BZeicheninhaber jelbjt herrührenden Waren ohne dejien Genehmigung 
nicht mit dem geſchützten Zeichen verjehen dürfen, da es vollftändig 
ins Belieben des Berechtigten gejtellt ift, ob er feine Waren überhaupt 
und welche derjelben er mit dem Zeichen verjehen will (RGStr. Bd. 4 
©. 172, Bd. 23 ©. 367; vgl. auch N. 4 zu 8 14). Das ausichliehliche 
Recht erjtredt jich über das Bereich der bei der Anmeldung angegebenen 
Waren hinaus auf gleihartige Waren (j. hierüber N. 3 lit. b zu $ 2 
u.N.4lit.b zu $$ 5,6). Würde die Eintragung mir der Anmeldung 
nicht übereinftimmen, jo müßte nach der erjteren, nicht nach der letzteren 
die Warenart, auf welche ſich das Zeichenrecht bezieht, beftimmt werden 
und zwar nad) dem Inhalte der Eintragung jelbft, nicht nach der 
Warenklafjfe, unter welcher fie erfolgt iſt (RGC. 38 ©. 79). Ob der 
Berechtigte auch alle die Waren, für melde das Zeichen eingetragen ift, 
tatjächlich führt, ift gleichgültig ( KGStr. 32 ©. 370). 

bb) Während das Gejeg vom 30. November 1874 neben ber 
Ware nur die VBerpadungen nannte, find nun auch die Umhül— 
lungen erwähnt, „um zweifelsfrei Elarzuftellen, daß auch Behälter, 
Flaſchen, Büchſen, welche in eine nur vorübergehende Verbindung mit 
der Ware — etwa beim Feilhalten derjelben — gebracht werden, uns 
befugt mit dem Leichen nicht verjehen werden dürfen.“ (Motive 
©. 15.) Letzteres hatte aber die Praris jchon vorher angenommen, 
indem jie unter Berpadung jede Hülle verjtand, „welche eine einzelne 
Sache oder eine Sadymenge in einer diejelbe gegen äußere Einwirkungen 
mehr oder weniger ficherjtellenden Weife umgibt und etwa, wenn der 
fonfreten Ware nad ihrer natürlichen Beichaffenheit die Eigenjchaft 
einer Sache von fejter, geichlojjener, ein einheitliche Ganze bildenden 
Form abgeht, dieje Ware zu einem quantitativ beftimmten Ganzen, 
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zu einer Spezies zufammenfaßt und hiedurch überhaupt oder doch in 
———— Weiſe ermöglicht, daß fie ein Gegenſtand wirtichaftlichen 

Verkehrs werde” (RGStr. 21 ©. 218). Danad) fallen jchon unter den 
Begriff „Verpadung“ nicht nur Behältniffe oder Hüllen, in welchen die 
Ware transportiert wird, wie Fäfler, Kiften, Körbe, Slajchen, Büchſen, 
Doſen, Schachteln, Düten ꝛc., ſondern auch ſolche Behältniffe, in welchen 
Waren in Yuslagen, im offenen Laden, in Schankwirtichaften feil- 
gehalten werden, ohne daß fie jelbit Begenftand de3 Handels jind, wie 
3. B. Standdojen für Kakao, Kaffee, Mehl 2c., Bierfrüge u. dgl. (RG. 
a. a. O. PMZBL. II 247). Hienach läßt ſich ein begrifflicher Unterſchied 
wiſchen der Verpadung und der Umhüllung nicht feſtſtellen. 

Es kann leicht der Fall eintreten, daß ein Gewerbetreibender 
für eine Ware, welche zur Berpadung oder Umhüllung einer anderen 
Ware dienen joll, z. B. für Flaſchen oder Flakons, ein Warenzeichen 
zur Eintragung bringt, während ein anderer das nämliche Zeichen für 
Waren eintragen läßt, zu deren Berpadung oder Umhüllung die erjtere 
Ware benügt wird. Hier nun hat der Inhaber des Zeichens für 
das Berpadungsmittel, welches doch infolge jeiner Verwendung als 
Umhüllung einer anderen Ware noch nicht aufhört, ſelbſt Ware zu fein, 
das ausschliefliche Recht, Waren diefer Art, alſo Flajchen u. dgl., mit 
dem Beihen zu verjehen. Will der In haber des Zeichens —* die 
andere Ware, z. B. eine Flüſſigkeit, das Zeichen an der Verpackung 
anbringen, ſo darf er dies nicht in der Weiſe tun, daß er das Zeichen 
in den Körper des Verpackungsmittels, z. B. der Flaſche, ſelbſt einpreſſen 
oder eingießen 2c. läßt und dadurch der Verpackung einen dauernden 
Uriprungsftempel verleiht; er muß e3 vielmehr jo anbringen, daß man 
jofort erfennen fann, daß das Zeichen zur Kennzeichnung des Inhalts 
dient, aljo mitteld Aufflebens einer Etikette u. dgl. (RG. Eiv. Bd. 29 
S. 44; Seligjohn N. 8 Abi. 2, Kent Nr. 407; Schäfer in der 
Zeitſchr. f. gewerbl. Rechtsſchutz 1392 ©. 174; a.M. Kap in der Zeitichr. 
f. gewerbl. Rechtsichug 1893 ©. 86; Ahenius N.3 ©. 98. Ueber ein- 
zelne mögliche Fälle der Ktollifion des Zeichenrehts für die Verpadung 
mit dem Zeichenrechte für die Ware, für die der Natur der Sache 
gemäß eine jolche Berpakung | verwendet wird, vgl. OLG. Hamburg, R. 
u. U. VII 149 und die Anm. 2 des Referenten ©. 150 daj.). 

ce) Mit dem Warenzeichen verjehen wird die Ware ꝛc. 
nur dann, wenn das Warenzeichen wirklich zur Bezeihnung der 
Ware ıc. verwendet, d. h. jo gebraucht wird, dab dritte Perjonen in 
den Glauben verjeßt werden, ein Zeichen vor ſich zu haben, weldyes 
auf den Urjprung der Ware aus einem beftimmten Gejchäftsbetrieb 
hinweiſt. Nur diefe Art des Gebrauchs ift dem Beicheninhaber vor- 
behalten. Insbeſondere wird das Recht desjenigen, der ein Wort als 
Zeichen für ſich eintragen ließ, nicht ſchon dadurch verletzt, daß jemand 
das Wort in irgend einem Zuſammenhang auf einer Verpackung, Eti— 
fette ꝛc. anbringt, namentlich dann nicht, wenn das Wort mit Zuſätzen 
wiedergegeben ijt, welche die Bedeutung desjelben ald Warenzeichen aus» 
ihliegen (RGStr. Bd. 30 ©. 353, vgl. auch Bd. 28 ©. 275, betr. die 
Verwendung eines gejhügten Wortes als Zeitungstitel; ſ. aber 88 des 
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Wettbewerbgejeges. Vgl. auch RGStr. Bd. 35 ©. 3, wo es für zuläjjig 
erachtet ift, eine für einen anderen gejhüste Wortverbindung auf einem 
Bilderrahmen anzubringen, um den Gedanken des Bildes auszudrüden). 
Ebenjo erjcheint ein Zeichen — auch ein Bildzeihen —, jofern es ledig- 
lih zur Signierung eines Frachtgutes gebraudht wird, aljo nur Die 
Beziehung zwiſchen dem Gut und dem Frachtbriefe herzuftellen beftimmt 
ift, weiterhin aber auf der Verpadung im Verkehr nicht mehr figuriert, 
nicht als Warenzeihen (Rhenius ©. 100; LG. Hamburg, PMZBI. 
V1288). Im übrigen ift der Inhaber eines Zeichens gegen jede Art 
der Anbringung * der Ware, deren Verpackung oder Umhüllung ge— 
ſchützt, ſoweit nur die Möglichkeit, daß es als Warenzeichen angeſehen 
wird, beſteht. Es darf alſo unter dieſer Vorausſetzung auch nicht als 
bloße Verzierung unbefugt verwendet werden; denn der Eingetragene 
fann das Zeichen ausfchliehlich benugen, wie "und wo er will, 3.8. 
auf Etifetten in Verbindung mit anderen Zeichnungen, Arabesken, Land— 
ichaften 2c.; er ift nicht verpflichtet, bei Anbringung desjelben noch be- 
jonders auf die Zeichenqualität aufmerfjam zu machen, etwa durch die 
Umſchrift: Warenzeihen, Schugmarfe u. dgl. (Komm.Ber. ©. 6; vgl. 
aber auch LG. Leipzig, PMZBL. VI 211, wo im gegebenen Falle an- 
genommen, dab das verwendete Zeichenbild nicht als Untericheidungs- 
zeichen er werden könne und deshalb die Verwendung zur bloßen 
Yusihmüdung als zuläſſig befunden wurde). Es iſt ferner nicht an— 
gängig, das Wortzeichen eines anderen auf Waren als bejondere Be— 
a des eigenen Geſchäftsbetriebs anzubringen, wenn dieje 
Bezeichnung die Vorjtellung erwedt, daß es fih um Warenbezeich- 
nung handle (RG., PMZBI. VII 181, betr. die das Warenzeichen „Ka- 
rola” enthaltende Bezeihnung „Carola-Parfümerie“). 

Berjehen ift die Ware 2c. mit dem Beichen, jobald zwijchen 
beiden eine mwahrnehmbare Verbindung hergeftellt ift (RG., PMZBI. 
11 19); Kenntnis dritter Perſonen von dieſer Verbindung oder Ueber- 
gabe der Ware an Dritte ift nicht erforderlich (Kent Nr. 404). Natür- 
lich ift die Bezeichnung der Verpadung oder Umhüllung nur als mittel- 
bare Bezeichnung der Ware jelbit, aljo nur dann von rechtlicher Be- 
deutung, wenn das Berpadungs- oder Umhüllungsmittel wirklich die 
Ware umjchließt; wurde aljo das Zeichen auf der Berpadung ꝛc. an- 
gebracht, bevor die Ware mit der Berpadung in Verbindung getreten 
war, jo fann von einem Berjehen der Verpadung der Ware erft 
geiprochen werden, wenn nachträglich dieſe Verbindung hergeftellt, 3.8. 
das Mehl in die mit dem Zeichen bedrudten Säde, die Flüſſigkeit 
in die das Zeichen tragenden Flaſchen oder Krüge eingefüllt ift (RG.- 
Str. 13 ©. 3%, 14 ©. 417, in PMZBL. II 20, 247). Es kann aber 
ihon in dem bloßen Anbringen des Zeichens an dem Berpadungs- 
mittel eine Störung erblidt werden, welche die abwehrende Klage be- 
gründet (j. N. 6). 

Im einzelnen fann das Zeichen angebradht werden entweder 
dadurch, daß es dem Körper der Ware, der Verpadung oder Umhüllung 
jelbjt einverleibt wird, 3.8. durch Einweben (PM3Bl. I 236), Ein- 
brennen, Einäßen, Aufdruden (ſ. R. u. U. III 79), Eingießen (RG, 
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PMZBL. II 19, 247) als Wafjerzeihen in Papier (Rhenius ©. 97), 
oder dadurd, daß es nur äußerlich mit der Ware 2c. verbunden wird, 
3. B. in Geftalt eines Siegels, weldyes angehängt oder etwa im Kork— 
verjchluffe (im Siegellad oder der Staniolhülje 2c.) eingedrüdt ift oder 
als aufgeflebte Etifette (RGStr. 14 ©. 63, Komm.Ber. ©. 2) oder in- 
dem das Zeichen, wie bei Schaummein, in den Kork eingebrannt, wi 
erjt bei onjumierung der Ware bemerkbar ift (RGStr. 25 © 

Bei Waren mit verjchiedenen Beftandteilen genügt er, wenn nur Are 
diejer Zeile mit dem Zeichen verjehen ift, z. B. der Zylinder einer 
Lampe, die Knöpfe eines Kleidungsſtückes, das Futter eines Hutes. 
Daraus ergibt jich einerjeits, daß, wenn ein Zeichen für die Ware als 
Ganzes gejhügt ift, ein anderer ald der Zeicheninhaber auch ſolche 
Teile, welche lediglih zur Verwendung bei derjelben Art von Waren 
beftimmet find, nicht mit dem Zeichen verjehen darf; anderjeits, daß es 
auch nicht geftattet ift, Die mit dem geichügten Zeichen verjehenen Zeile 
der Driginalware von dieſer loszulöſen und an einer anderen gleich- 
artigen Ware zu verwenden (Kohler, Markenſchutz ©. 335; v. Völdern- 
dorff in Endemanns Hdb. d. Handelsrechts 1 223). 

Damit die Ware ꝛc. ald mit dem Zeichen verjehen gelte, it es 
nicht notwendig, daß die Verwendung eine dauernde oder unlösbare 
jei; ed genügt auch eine zeitweilige und [oje Verbindung (Kohler, 
Markenſchub S. 340, 341). Immerhin aber muß eine törperliche 
Verbindung zwilhen Ware zc. und Zeichen bejtehen, d.h. die Verbin- 
dung muß eine derartige fein, daß die unmittelbare Zugehörigkeit des 
Zeichens zur Ware und feine Beitimmung als Träger der Bezeichnung 
der Ware erhellt (RSStr. 21 ©. 216; ROSE. 36 ©. 14; D. AJur.äteg. 
III 434; R. u. U. 111 277; Seligſohn N. 8). Das ausichliegliche Recht 
des Beicheninhabers erjtredt fih auch auf die Wiederverwendung 
einer mit dem Zeichen verjiehenen Berpadung oder Um— 
hüllung nad) ihrer Entleerung für andere als die urſprünglich 
nah dem Willen des Zeiheninhabers darin befindlichen 
Waren. Es darf alſo eine andere Perjon für Waren, welche mit dem 
früheren Inhalte der Berpadung 2c. gleichartig find, eine ſolche Ver— 
padung ꝛc. ohne Genehmigung des Zeicheninhaberd nur nach völliger 
Bejeitigung des Zeichens verwenden (RGStr. 14 ©. 417, 20 ©. 226, 
21 ©. 214, 23 ©. 369, 24 ©. 97: 29 ©. 312, LG. Breslau, PMZBI 
1260, RG. ebenda II 19, IV 201; RG. in. u.U. VII 171; 26. Berlin 
in R. u. U. VI 108). 

Findet fih ein Zeichen fowoHl auf der Ware ald aud auf 
der Berpadung und jtimmt das eine dieſer Zeichen mit dem ge- 
ihügten überein, jo liegt ein Eingriff in das Zeichenrecht vor, jollte 
auch das andere Zeichen genügende Abweichungen zeigen (RG., PMZU. 
VIII 211 

aa) Auch ohne ausdrüdliche Hervorhebung im Gejege muß das 
ausichliegliche Recht, Waren der angemeldeten Art, deren Berpadung 
oder Umhüllung mit dem geihüßten Zeichen zu verjehen, noch davon 
abhängig gemacht werden, daß die Anbringung des Zeichens geichieht 
zu dem Zwede, die Ware mit dem Zeichen in Berfehr zu 
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bringen. Wer aljo 3.8. nur um die Ware im eigenen Haushalte 
zu verbrauchen, diejelbe in ein Gefäß füllt, an welchem fich das zu 
Gunſten eines anderen für eine gleichartige Ware eingetragene Zeichen 
befindet, begeht feinen Eingriff in das Zeichenrecht. Es ergibt jich dies 
aus der Natur des Zeichenſchutzes, welcher nur davor jichern joll, daß 
nicht im Berfehr innerhalb des Publikums die Täufchung hervorgerufen 
werde, ald rührten Waren aus einer bejtimmten Betriebsjtätte her, 
welcher fie in Wirflichkeit nicht entftammen. Das Gejeg verbietet aber 
den Gebrauch des fremden Warenzeichens jchon für den Fall, daß zur 
Zeit der Anbringung des Zeichens die Abjicht des Inverkehrſetzens be- 
jteht, wenn auch dieje Abſicht nicht verwirklicht, vielleicht jogar frei- 
willig aufgegeben wird (RGStr. 24 ©. 99, Seligſohn N. 8 Abj. 5, 
Kent Nr. 475, Kohler, Markenihuß ©. 337, 385. Dagegen nimmt 
Binding, Lehrb. d. Strafr. 2. Hälfte 1. Abteil. S. 304 an, die Abſicht 
des AInverfehrbringens gehöre nicht zum Tatbeftande. Aber auch in 
dem von ihm ©. 305 gebrauchten Beijpiele funktioniert das faljche 
Zeichen erſt dadurch, daß die Ware in den Berfehr gelangt. Dies be- 
abjichtigt der Täter und zwar geht näher betrachtet jeine Abficht dahin, 
daß die Ware mit dem Zeichen durd) Bermittelung von Perjonen, die 
von der Zeichenanbringung feine tenntnis haben, in den Verkehr fomme. 
Dies fteht der Abficht, fie jelbft in Verkehr zu jeßen, gleich.) 

Ueber den Begriff des „Inverkehrſetzens“ j. lit. 

b) Das Net, die fo (d. i. auf die in lit. a, — darge⸗ 
ſtellte Art) bezeichneten Waren in Verkehr zu ſehen. Wie ſoeben 
bemerkt, hat das Verſehen der Ware mit dem Zeichen nur dann 
rechtliche Bedeutung, wenn es zum Zwecke des Inverkehrſetzens ge— 
ſchehen iſt. Das Zeichenrecht ſchließt aber jeden anderen als den Zeichen- 
inhaber auch von der Befugnis aus, Waren, welche er jelbjt oder ein 
Dritter mit oder ohne Verbreitungsabficht gegen den Willen des Be- 
rechtigten mit dem Zeichen verjehen hat, auf irgend eine Weije in Ber- 
fehr zu jegen (micht auch von der Befugnis, die vom Zeichenberechtigten 
jelbft mit dem Zeichen verjehene und in Verkehr geſetzte Ware weiter 
zu vertreiben; ſ. o. N.2, ©. 550). Während nun in 814 neben dem 
„Snverfehrbringen“ das „seilhalten“ ausdrüdlich hervorgehoben ift, 
nennt $ 12 nur das „Inverkehrſetzen“, nicht aber das „Feilhalten“. 
Daß aber auch lebleres in das Gebiet der ausſchließlichen Berechtigung 
des Zeicheninhabers fällt, ergibt fich gerade aus $ 14; denn man fann 
nicht (mit Schanze, R.u. U. III 54) — daß der Geſetzgeber 
zwar in dem Feilhalten durch einen Unbefugten eine Verletzung des 
Warenzeichenrechts erblicke, nicht aber das Feilhalten zu den Be— 
fugniſſen rechne, die er als Ausfluß des ſubjektiven Zeichenrechts be— 
trachtet wiſſen will. Man könnte ſich nun verſucht fühlen, das In— 
verkehrſetzen ($ 12) als den weiteren, das Inverkehrbringen und 
das Feilhalten ($ 14) umfaſſenden Begriff anzujehen. Died würde 
jedoh nicht dem Spracdgebraud entiprechen. Es bleibt daher nur 
übrig, anzunehmen, daß das Gejek mit dem nverfehrjegen zwar den 
weiteren Begriff verbindet, aber neben dem (gleichbedeutenden) In— 
verfehrbringen in $ 14 das Zeilhalten als Spezies bejonders hervor- 
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hebt, um feinen Zweifel darüber auflommen zu lafien, daß auch diejes 
unter das Verbot fällt. (Die Richtigkeit diefer Anficht wird durch die 
von Schanze, R. u. U. III 41 angeführte Entftehungsgeichichte des 8 14 
des MSchGeſ. vom 30. November 1874 bewiejen; vgl. Banbuzaf ©. 39, 
RGS:Str. Bd.3 ©. 119.) Unter dem Anverfehrjegen ift aljo jede Hand- 
lung zu verftehen, durch welche die Ware zum Gegenftand des Ver— 
fehrö gemacht, d. h. entweder die tatjächliche und rechtliche VBerfügungs- 
oe eines anderen über die Ware begründet oder zum Behufe diejer 

egründung die Ware anderen zugänglid) gemacht wird, mag die Hand» 
lung in der (entgeltlichen oder en Veräußerung, in der 
mietweifen Ueberlafjung (RG. Bolze 4 Nr. 211), in dem Berleihen 
oder im Feilhalten der Gasre ne (GU. Bd. 22 ©. 129, Oppenh. 
Rechtipr. 15 ©. 85; RGEStr. NS 4 ©. 94; RE. 13 ©. 425; 
Seligjohn N. 9, Meves ©. vr — N.6 lit.c; zu enge die 
Begriffsbejtimmung bei Kent Nr. 415 und Schanze in ®. u. U. 
©. 48, wonach der Begriff des Anverfehrbringens ſtets den Uebergang 
ber tatſächlichen Verfügungsgewalt auf einen anderen vorausjegen or 
Feilgehalten wird eine Ware, wenn fie zur entgeltlichen Ueberlafjung 
an andere bereit gehalten und dies erfennbar gemacht ift. Letzteres 
fann durch öffentliches Auslegen, aber auch auf andere Weije und ohne 
daß die Ware jelbjt den Bliden anderer Perjonen zugänglich ift, z. 8. 
durch Ankündigung in öffentlichen Blättern, Verſendung oder Auflegen 
von Preisliften, Weinfarten u. dgl. gejhehen (RER. Bd. 4 ©. 137, 
RGStr. Bd.4 ©. 274, 5 ©. 145, 18 ©. 354, 29 ©. 353, Jur.Ztg. IV 
238, PM8Bl. 11192). Nicht erforderlich. ijt ein Angebot an das Bubli- 
fum, vielmehr genügt ein ſolches an einen eng begrenzten Perjonen- 
freis (RGStr. 14 ©. 436, 25 ©. 243). Ammer gehört zum Begriffe 
des Feilhaltens, daß Die Ware zur Ablafjung an andere bereit ift; 
alſo ift nicht jedes Feilbieten jchon ein Feilhalten, denn eine Ware 
fann 3.8. auf Grund Mufterbuchs feilgeboten werden, ohne daß der 
Feilbietende auch nur ein Stüd auf Yager hat (Ztichr. F. gewerbl. Rechts⸗ 
ſchutz 1392 ©. 271; vgl. auch RGEStr. 11 ©. 241). Doch kann auch in 
ſolchem Feilbieten ſchon eine Rechtsanmaßung liegen, gegen welche der 
Schutz des Geſetzes angerufen werden kann (ſ. N. 6). Solange ſich die 
Ware noch auf dem Transport nach dem Orte des Feilhaltens oder 
der Ablieferung an den Abnehmer in der Hand desjenigen, der die 
Ware in Verkehr bringen will oder ſeines Boten befindet, liegt ein 
vollendetes Inverkehrſetzen noch nicht vor MGStr. Bd. 14 S. 35; RGR. 
Bd. 6 ©. 334, 724; Bd. 10 ©. 157, 611). Wenn dagegen auf Grund 
eines bereits abgejchlojjenen Beräuferungsgeichäftes die Ware vom Er- 
füllungsort aus an den Erwerber verjendet wird, jo liegt in der Auf- 
gabe zur Berjendung, aljo in der Uebergabe an den Frachtführer oder 
Spediteur, bereits ein Inverkehrbringen. Gejchieht diejelbe im In— 
lande, jo iſt das Inverkehrbringen im Inlande begangen, jollte auch 
die Ware nach dem Auslande verjandt werden und unter Zollverſchluß 
jtehen (RGStr. 10 ©. 349, 21 ©.205, RG., PM8Bl. VII 215). Nicht 
nur die erite, fondern auch jede jpätere Veräußerung ſtellt ſich als 
ein Inverfehrjegen dar (Kohler, Markenſchutz ©. 338; Oppenhoff, 
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Rechtſpr. a. a. D., Merkel in Holtend. Hdb. d. Strafr. III 832; OLG. 
in PMZBI. VII 220, a. M. Endemann in Buſch' Archiv 32 

©. 71). Wurde aber eine Ware im Ausland objektiv rechtmäßig mit 
dem dort geſchützten Zeichen verjehen und verkauft, jo ift es erlaubt, 
dieje Ware auch im Inlande weiter zu verbreiten, wenn auch hier ein 
anderer den Zeichenihug genießt (RGE. Bd. 51 ©. 263, in PMZBI. 
VIII 232). 

Das ausſchließliche Recht des Inverkehrſetzens bezieht ſich nur 
auf Waren, nicht auch auf VBerpadungen und Umhüllungen; jolche 
fönnen aljo, jolange jie mit der Ware nicht in Verbindung gebracht 
find, mit einem für die Ware geſchützten Zeichen verjehen in Verkehr 
gejegt werden, joweit darin nicht etwa eine Teilnahme an einer an- 
deren das geichenrecht verlegenden Handlung liegt (RGStr. 25 ©. 107), 
insbejondere Teilnahme an einer im Auslande begangenen Zeichen- 
verleßung 84 OLG. Hamburg, R. u. U. VII 149 

ec) Das Neht, auf Ankündigungen, reisliſten, Geſchäfts⸗ 
briefen, Fe Rechnungen oder bergleihen das Zeichen 
anzubringen. Mit diefer Erweiterung des Zeichenrechtes geht das 
Gejeß über den Rahmen der eigentlichen Warenbezeihnung im In— 
terejje des Schußes gegen unlauteren Wettbewerb hinaus und räumt 
dem berechtigten Zeicheninhaber auch die ausſchließliche Befugnis 
ein, das Beiden mit Beziehung auf Waren, zu deren Kenn— 
zeihnung es beftimmt ijt, im geihäftlihen Verkehre über- 
a in jihtbarer Weife (alſo nicht etwa im mündlichen Ver— 
fehre, j. N. 2 am Eingang) zu verwenden. Das Geſetz erwähnt 
—— die Verwendung des Zeichens auf gewiſſen Geſchäfts— 
papieren, zeigt aber durch den Beilag „und dergleichen“, daß die 
Aufzählung feine erjchöpfende it, jondern nur Beijpiele enthält, jo 
daß jeder Gegenjtand, auf welchem das Zeichen in einer Weife ans 
gebracht werden fann, daß dadurd eine Beziehung zu den Waren, für 
welche das Zeichen eingetragen ift, hergejtellt wird, Hierher zu rechnen 
it; jo 3. B. Gebrauchsanweiſungen, Quittungen, Plakate, Firmen- und 
Ladenſchilder, Aufichriften an Geichäftswagen, Zeitungsinjerate ıC. 
(Kohler, Markenſchutz ©. 95, Komm.Ber. ©. 7, LG. Berlin, PMZBI. 
1 277, RG. ebenda II 247, NGC. 38 ©. 135; nicht dagegen iſt ed als 
Anbringung des Zeichens auf Ankündigungen anzufehen, wenn auf dem 
Dache eines Warenhaujes das Zeichen eines anderen — 3.8. eine Erd- 
fugel — als ardhiteftonischer Zierat angebradt ift, 2G. Berlin, PMZBIL. 
VIII 29). Die erwähnte notwendige Beziehung der Zeichenverwendung 
zur Ware jelbft bejteht darin, daß derjenige, welcher das Zeichen ver- 
wendet, damit zum Ausdrucke bringt, er wolle Waren der Art, für 
welche das Zeichen eingetragen ift, in Verkehr jegen. Nur eine Perjon, 
von welcher diejer Zwed verfolgt wird, ift als eine ſolche anzujehen, 
welche das Zeichen auf Ankündigungen 2c. anbringt; = andere fünnte 
nur etwa als Gehilfe in Betracht fommen. (So 3.8. iſt nicht der 
Redakteur einer Zeitung, in welcher ein Gewerbetreibender ein mit dem 
Zeichen verſehenes Inſerat einrücken läßt, ſondern der Gewerbetreibende 
derjenige, welcher das Zeichen anbringt; OLG. Hamburg, PMZB. 
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V 18) Wann nun die erforderliche Beziehung vorhanden ift, das ift 
Frage des einzelnen Falles; ihr Beftehen ift nicht nur dann anzu— 
nehmen, wenn in der Ankündigung die Lieferung von Waren der betr. 
Art angeboten oder auf deren Möglichkeit hingemwiejen wird, jondern 
jie fann fih auch aus der Art und Weiſe der Verwendung des mit 
dem Zeichen verjehenen Gegenftandes jchon ergeben (3. B. daraus, daf 
der mit dem Zeichen it Geihäftswagen mit Waren der betr. 
Art beladen durch die Straßen fährt, PMZBI. 1278, Kent Nr. 411). 
Ein Anbringen auf Gejchäftsbriefen, Rechnungen u. dgl. mit Beziehung 
auf Waren, für welche das Zeichen eingetragen ift, muß aud dann 
angenommen werden, wenn zwar der Inhalt des Briefes, der Rech— 
nung 2c. Waren anderer Art zum Gegenjtande hat, der Gewerbetreibende 
jedoh aud; Waren der erjteren Art führt und das Geichäftspapier in 
der Bignette 2c. auf diefe Waren hinweiſt. Ebenjo bejteht die ver- 
langte Beziehung dann, wenn das Zeichen an einer Ware rechtmäßig 
angebracht ijt, in der Umgebung diejer Ware aber andere, gleichartige 
Waren in einer Weije ausgeftellt jind, daß der Anjchein erweckt wird, 
als ob das Zeichen zugleich zur Kennzeichnung diejer anderen, nicht 
vom Zeicheninhaber herrührenden Waren dienen joll; in Bezug auf 
diefe anderen Waren ijt dann eine Ankündigung mit einem fremden 
Warenzeichen widerrechtlich verjehen (NG., GA. Bd. 46 ©. 195, RG., 
R. u. U. III 277 Nr. 10). 

Der Ausdrud „auf Ankündigungen anbringen“ bedeutet feinen 
Gegenjag zu „in Ankündigungen anbringen“, als ob das Geſetz nur 
ein Anbringen außerhalb des Skontertes verbieten wollte; es fommt 
lediglich darauf an, ob das Zeichen als joldyes äußerlich in die Er- 
jcheinung tritt, mag dies innerhalb oder außerhalb des Kontertes der 
Kundmahung der Fall jein (RG, PMZBI. V 154). 

3. Das Warenzeihen, auf deiien Benußung der Eingetragene 
ein ausſchließliches Recht Hat, ift das Zeichen in der Form, wie es 
eingetragen ift. Der Berechtigte jchließt alfo jeden Dritten aus von 
dem Gebraud) eines Zeichens, welches mit dem eingetragenen über- 
einjtimmt, d. h. entweder mit diefem identisch oder doch zum Ver— 
wechſeln ähnlich ift (j. hierüber das Nähere in N.3 ff. zu 820). Wenn 
der Inhaber des Zeichens tatſächlich ein von dem eingetragenen wejent- 
lich abweichendes Zeichen führt, jo fann er für diefes das Alleinrecht 
nicht in Anipruch nehmen (RGE. Bd. 19 ©. 174, Bd. 43 S. 93, OLG. 
Frankfurt, PMSBl. VII 179, RG., Bolze VIII Nr. 152). Ansbejondere 
ift derjenige, der den Schutz für ein Kombinationszeichen erlangt hat, 
niht auch im Gebrauch einzelner willfürlih der Kombination ent— 
nommener Beltandteile geihügt (RGStr. Bd. 34 ©. 169, in PMZBI. 
VII 223, RGC. Bd. 49 ©. 52). Darüber, ob die Eintragung eines Bild- 
zeihens auch Schuß gegen den Gebrauch des entiprechenden Wortes 
gewährt, j. N. 10 zu $ 20. 

Hat das Patentamt im Widerjpruchsverfahren nad) 88 5, 6 aus- 
geiprochen, daß ein 3. mit einem bereits früher angemeldeten überein- 
jtimme, jo ift damit dieje Frage nicht für immer entjchieden; vielmehr 
haben die Gerichte auf Klage wegen eined angeblichen widerrechtlichen 
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Gebrauchs des eingetragenen Zeichens, der in der Verwendung des vom 
Batentamte wegen Uebereinftimmung zurüdgemwiejenen Zeichens Tiegen 
joll, jelbftändig zu prüfen, ob dieſes leßtere mit dem eingetragenen 
übereinjtimme. Zweifellos gilt dies dann, wenn die Perjon, gegen 
welche jich die Klage richtet, mit dem Anmelder des Zeichens nicht 
identisch ıft, gegen fie aljo das Widerjpruchsverfahren nicht gerichtet 
war (RG. in. u. U. VI 359; RG. PMBl. IV 202; RG. GA. Bd. 46 
©. 344). Das Gleiche ift aber auch für den Fall anzunehmen, daß der 
Anmelder des nach Anficht des PA. übereinftimmenden Zeichens wegen 
Verlegung des eingetragenen 3. belangt wird; denn das PA. Hat Die 
Trage nur inſoweit entjichieden, ald es fih um die Eintragung des 
3. handelt und es ift nicht abzufehen, warum hiedurch die Fyreiheit 
der richterlichen Beweiswürdigung im Berlegungsprozefie eingejchränft 
jein jollte. (Vgl. RG., PMZBL. V 180, wo mit Recht angenommen it, 
dab die Bejahung der Uebereinftimmung jeitens des PBatentamts nur 
injoweit es ſich um die Klage auf Eintragung gem. $6 Abi. 2 handelt 
die Gerichte bindet, ſ. o. ©.503. In den R. u. U. VI 359 u. PMZBIL. 
IV 202 abgedrudten Enticheidungen hat das RG. die Frage, ob die Be- 
jahung der Uebereinftimmung durdy das PA. die Gerichte im Berlep- 
ungsprozejje bei Jdentität der Perſonen binde, offen gelafien.) 

4. Das Zeichenrecht (N. 2) wird Durch die Eintragung begründet. 
Nicht Schon durdy die Anmeldung, wie nach dem früheren Gejege; dieje 
ift nur für die Priorität von rechtliher Bedeutung (vgl. namentlich 
885,6 und 89 Abſ. 1 3.1). Das Zeichenrecht entfteht auch nicht durch 
den bloß tatſächlichen Gebraud; des Zeichens, mag dieſer auch ſchon 
jeit langer Zeit ausichließlic” auf Seite eines bejtimmten Gewerbe» 
treibenden bejtanden haben; denn unſere Gejeßgebung fteht (im Gegenſatze 
zu dem franzöfiichen Syſtem de3 materiellen Markenrechts) auf dem Boden 
des formalen Rechts (Kohler, Markenihuß ©. 261). Die Eintragung 
ift aljo die rechtsbegründende Tatjadye (Motive ©. 15); fie ſichert nicht 
bloß die Geltendmachung eines etwa jchon zuvor beftehenden Rechts 
(Meves ©. 44). Daher äußert die Eintragung ihre Wirkung aud 
demjenigen gegenüber, der das Zeichen für Waren gleicher Art bisher im 
„Belig“ hatte, d. h. während längerer Zeit tatjächlih benüßte, jei es 
auch mit der Wirkung, daß es in beteiligten Verkehrskreiſen als Kenn- 
zeichen jeines Gejchäftsbetriebs gilt (RG., PMZBL. II 189, RGC. Bd. 18 
©. 9, Bd. 44 ©. 13, RG. in PMZBL. V 19, 152, RGStr. Bd.34 ©. 275). 
Dies gilt jelbjt dann, wenn der Anmelder des Zeichens gewußt bat, 
daß er in den faktiichen Beligitand eines anderen eingreife; diejes Be- 
wußtſein reicht nicht aus, um gegen den Eingetragenen zu Gunjten 
des bisherigen tatjächlichen AInhaber8 des Zeichens die Einrede der 
Argliit zu begründen. (RGE.3 ©. 67, 18 ©. 95, REStr. 20 ©. 114, 
RG. PMZBI. IV 237, Seligjohn N. 4, Finger ©. 67, Kent Wr. 
374; a. M. bezüglich der bösgläubig erfolgten Anmeldung Kohler 
Markenſchutz ©. 170, 262, vgl. auch S. 298, 303, Mittler ©. 10 ff.) 
Nur wenn feititeht, da& die Anmeldung des Zeichens gar nicht in der 
Abjicht, damit Waren zu bezeichnen, jondern lediglich zu dem Zwecke 
geſchehen ift, um gegen einen anderen Gewerbetreibenden Chilane zu 
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üben, insbejondere diejen zu zwingen, den bisherigen tatjächlichen Ge- 
brauch des Zeichens einzuftellen, dann kann diejer andere Gewerbe- 
treibende einem auf die Eintragung ar Anſpruche mit dem Ein- 
wande der Argliit begegnen. (RGE. 13 ©. 157, 15 ©. 106, Kent 
Nr. 380, Kohler aus dem Patent— an Induftrierechte III 25; vgl. 
BGB. $ 226). Für die Uebergangszeit hat das Gejeg in $ 9 Abi. 2 
dem tatjächlihen Zeichengebrauche unter gewiſſen Borausjegungen recht- 
liche Wirkung gegenüber der Eintragung zugejtanden (j. WR. 43u $ 9). 
Die Eintragung äußert ihre Wirkung, jolange jie bejteht (j. 
Abi. 2), unter allen Umftänden, insbejondere audh dann, wenn jie 
hätte verjagt werden jollen und demgemäß zur Löſchung nah $ 8 
Abi. 2 Nr. 2 ein Grund vorliegt, 3. B. das Zeichen als Freizeichen 
ji erweift, oder wenn fie wegen Zeitablaufs zur Löſchung gemäß $ 8 
Nr. 1 reif wäre, nicht minder dann, wenn die Vorausjegungen für die 
Anftellung der Löjchungsflage nach 89 bejtehen. Dem Gerichte, an 
welches eine Klage wegen Beichenrechtsverlegung gelangt, jteht aljo 
feine Prüfung der Frage zu, ob die Eintragung mit Recht erfolgt iſt 
oder nicht und ob etwa nachträglich eine Tatſache — iſt, welche 
die Löſchung rechtfertigen würde (RGC. BD. : 38 ©.7 d. 48 
RGS:Str. Bd. 28 ©. 275, RG. GA. Bd. 46 ©. 215; ee Berlin PMZBL 
1175; RG. ebenda Iu 265, OLG. Hamburg Ru. M. 1 248, Kent 
Nr. 356; a. M. Meves ©. 88). Der Mangel einer materiellen Boraus- 
jegung des Zeichenrechts kann aljo nur im Wege der Löjchungsflage 
nah 89 geltend gemacht werden, welche aber auch als Widerflage ge- 
genüber der auf das Zeichenrecht geftügten Klage jtatthaft ift (ſ. R. 4 
lit. f zu 89, N. 6 zum gegenwärtigen $). Eine Ausnahme bildet nur 
der Fall, daß der Eingetragene im Inlande feine Niederlajjung befigt 
und die nad) $ 23 Abſ. 1 erforderliche Gegenjeitigfeit nicht beſteht (j. 
N.3 zu $ 23). Weiter ergibt fi eine Ausnahme aus $ 13 für gemifje 
Wortzeichen, injoferne dieje troß der Eintragung zu Gunften einer 
bejtimmten Perjon von jedermann in der dort näher angegebenen Weiſe 
gebraucht werden können (vgl. R&Str. Bd. 33 ©. 307) ©. auch Note 5. 
Haben zwei PBerjonen die Eintragung eines und des 
jelben Zeichens für gleihartige Waren erwirkt, fo ift Dritten 
gegenüber das Zeichen zu Gunften der beiden Eingetragenen wirkſam. 
(Vgl. 55 5, 6, 9 Abſ. 1Nr. 1.) Es kann alſo der Nachahmer eines Zei— 
chens gegen ben eingetragenen Inhaber desſelben nicht den Einwand 
erheben, daß einer dritten Perſon auf Grund einer früheren Anmel— 
dung ein beſſeres Recht zuftehe. Zweifelhaft ift, wie die Kollijion der 
Rechte der beiden Eingetragenen unter ſich zu löſen jei. Wenn der- 
jenige, welcher die Anmeldung des für ihn eingetragenen Zeichens jpäter 
vorgenommen hat, den früheren Anmelder wegen des Gebrauchs des 
auch für diejen eingetragenen Zeichens in Anjprucd nimmt, jo fann ber 
legtere jein Vorrecht nicht nur einredeweije, jondern auc in Wege der 
Widerflage auf Löſchung des jpäter angemeldeten Zeichens geltend 
machen (Motive ©. 15). Dieje Löſchungsklage hat der jpätere An— 
melder gegenüber dem früheren jelbitverjtändlich nicht. Kann er ſich 
aber, wenn ihm der frühere Anmelder den Gebrauch des Zeichens ver— 
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wehren will, auf die zu feinen Gunften noch bejtehende Eintragung be- 
rufen? Die Frage ift wohl angefichts der eben betonten formalen Natur 
des Zeichenrecht3 zu bejahen. (Ebenjo Kent N. 372, Rhenius N. 2 
Abi. 2, RGEStr. 30 ©. 211, RG. in Jur. Ztg. VII 28; anders in legterer 
Beziehung Seligjohn N. 2; völlig anders Kohlerin R. u. U. 11198, der 
dem Sweiteingetragenen jedes Recht, auch gegenüber Dritten, abjpricht.) 

5. Die ———— äußert ihre Wirkung nicht gegenüber 
einer jeden Perſon. Ansbejondere wirft fie nicht gegenüber dem- 
jenigen, der jelbjt eine Eintragung des 3. für ſich erwirft hat, Die 
nod) befteht (j. N.4a. E.); nicht demjenigen gegenüber, welchem ver- 
tragsmäßig ein Recht auf den Gebrauch des Zeichens eingeräumt ift, 
namentlich durd einen Lizenzvertrag (j. darüber N. 8 zu$ 7, vgl. 
REStr. 31 ©. 392). Ihre Wirkung tritt auch nicht ein gegenüber einer 
jolhen Berjon, der an dem Zeichen ein Individualrecht anderer 
Art zufteht, insbejondere ein Namens- oder Firmenredt, ein Recht 
auf ein Familienwappen oder Portrait, ein Urheberrecht nad) Maßgabe 
der Geſetze vom 9., 10., 11. Januar 1876, 19. Juni 1901. Bezüglich 
des Namens und der Firma ift dies in $ 13 ausdrüdlich beftimmt (ji. 
das dort Bemerkte). Aber auch ohne dieſe ausdrüdliche Borjchrift 
müßten der Träger eines Namens, der Inhaber einer Firma vermöge 
ihres follidirenden perjönlichen Rechtes befugt fein, trog Eintragung 
des Namens oder der Firma dieſe ferner zu führen. Deshalb muß 
das gleiche audy ohne diesbezügliche gefegliche Beitimmung hinfichtlich 
der Familienwappen und Portraits angenommen werden. Ebenjo bean- 
jprucht das Urheberrecht feine Kraft auch gegenüber einem follidieren- 
den Beichenrechte; die gegenteiligen Ausführungen des Komm.Ber. — 
S. 6 — fönnen als zutreffend nicht erachtet werden. Vorausgeſetzt ift 
freilich, dab das Urheberrecht jchon zur Zeit der Eintragung des Zei- 
chens beftand (mas insbejondere in Anjehung des Rechtes auf Mufter- 
ihug nicht notwendig der Fall jein muß), ferner daß der Anmelder 
des Zeichens das Recht der Alleinbenugung zu Zeichenzweden nicht von 
dem Inhaber des Urheberrechts erworben hat. N.5lit.czu$1, 
vo. ©. 438 u. die Citate daf.; weiter noch geht Kohler ©. 161 ff., welcher 
eine gegen das Recht eines Dritten verjtoßende Marke für abjolut nichtig 
erflärt; teilweije mit dem hier Vorgetragenen übereinftimmend Selig- 
ſohn N.12,13 zu $1;a.M. Kent Nr.378,379, 468, Rhenius ©. 99.) 

Die Wirkung der Eintragung wird dagegen nicht ausgeſchloſſen 
durch ein follidierendes Ausſtattungsrecht gem. $ 15, jo daß aljo der 
Inhaber des eingetragenen Zeichens den Gebrauch desjelben auch dem- 
jenigen verbieten fann, der in jeinem Gewerbebetrieb das Zeichen jchon 
vor der Eintragung als Warenausitattung geführt hat mit der Wirkung, 
dab es in beteiligten Verkehrskreiſen als das Kennzeichen jeines Ge- 
werbebetriebs galt. Im Gebiete des Zeichenmwejens ıft eben das aus 
der Eintragung fließende Recht das ftärfere. (Vgl. RGC. Bd. 44 ©. 13, 
RGS:Str. Bd. 34 ©. 275 RO. im PMZB. V 19, 152, Kent Nr. 468; vgl. 
auch N. 4, o. ©. 558). 

6. Schub des Zeichenrechtes. Das Zeichenrecht genießt civil— 
und ſtrafrechtlichen Schutz gegen ſchuldhafte Verletzung nach den Be— 
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ſtimmungen der $$ 14, 18, 19. Außerdem ſteht dem Zeicheninhaber 
gegen denjenigen, welcher ihn im Genuſſe ſeines Rechtes widerrechtlich 
ſtört, der Anſpruch auf Unterlaſſung fernerer Störung (die 
abwehrende, negatoriſche Klage), ſowie unter Umſtänden die Klage 
auf Feſtſtellung der Nichtberechtigung zu und zwar ohne Rüd⸗ 
jiht darauf, ob auf Seite des Störenden ein Berfchulden vorliegt oder 
ob derjelbe in gutem Glauben gehandelt hat. (RGE. 14 ©. 71.) 

Das Ser v. 30. Novbr. 1874 Hatte (in $ 13) eine ausdrüdliche 
Beitimmung des Inhaltes, daß der Zeichenberedhtigte im Wege der 
Klage beantragen könne, denjenigen, welcher das Zeichen unbefugt ge- 
braucht, zu dieſem Gebrauche für nicht berechtigt zu erklären. Das 
gegenwärtige Geſetz Hat dieje Beftimmung, deren Inhalt ſich ſchon aus 
allgemeinen Rechtsgrundſätzen ergibt, nicht übernommen. Daß dem 
Beichenberechtigten auch unter der Herrichaft des neuen Geſetzes Die 
oben erwähnten Klagen zuftehen, nehmen aud die Motive (©. 16) 
an (j. auh ROSE. 25 ©. 348, KO. in R. u. U. VII 169, ferner Hellwig, 
Anſpruch und Klagereht ©. 388 ff., der die Klage auf 8 259 CPO. 
ſtützt). Im einzelnen ift folgendes zu bemerfen: 

a) Die abwehrende Klage. 

aa) Dieje jeßt voraus, daß der andere den Zeidhen- 
inhaber im Genujje jeines Rechtes irgendwie ftört und daß 
die Hortjegung der Störung zu befürchten ijt. Der Hauptfall 
einer jolhen Störung iſt natürlich der, daß ein Nichtberechtigter mit 
dem für gewiſſe Waren geihügten Zeichen Waren derjelben Urt, deren 
Berpadung oder Umhüllung verjieht oder jo bezeichnete Waren in Ber- 
fehr jegt oder das Zeichen auf den in $ 12 aufgeführten Gegenftänden, 
insbejondere Gejchäftspapieren anbringt, fur; eine der Handlungen vor- 
nimmt, zu deren Vornahme der Eingetragene fraft feines Zeichenrechts 
allein befugt ift (j. N. 2). Aber der Begriff der Störung des Zeichen— 
rechts iſt ift auf jolhe eine vollendete Verlegung desjelben ent- 
haltende Eingriffe nicht beichränft, umfaßt vielmehr aud Handlungen, 
welche nur die Ausübung des Rechtes gefährden. So fann inäbe- 
jondere ein Verhalten, durch weldjyes eine Verlegung verjucht oder aud) 
erſt vorbereitet wird, wie 3. B. die Anfertigung des Zeichens, die Verjen- 
dung der mit dem Zeichen verjehenen Etiketten, Berpadungsmittel u. dgl., 
als Störung anzujehen jein. (Kohler, Markenſchutz ©. 339, Kent Wr. 472, 
D. Juriftenzeitung 111392, vgl. RGC. 33 ©. 140; RG., PMBBl. VI 291: 
es genügt, wenn Tatjachen vorliegen, welche die Annahme rechtfertigen, 
daß künftige Eingriffe in das Zeichenrecht vorbereitet, bezw. beabjichtigt 
jeien.) Ebenjo können gewifje Kundgebungen den Charakter der Störung 
an fich tragen, 3. B. die Behauptung, das Zeichen ohne Verlegung der 
Rechte des Eingetragenen gebrauchen zu dürfen (vgl. RG. Bolze Bd. 8 
Nr. 146, 148, Bo. 15 Nr. 108), die Beltreitung des Beſtehens eines 
Zeichenrechtes (RG. Bolze Bd. 9 Nr. 110, vgl. RG. PMZBL. II 181); 
denn jolche Kundgebungen jind geeignet, das Publikum irre zu führen 
und damit das Zeichen zu entwerten. Liegt eine ftörende Handlung 
vor, weldye die Annahme begründet, dab künftig Störungen anderer 
Art vorgenommen würden, jo fann die Klage darauf gerichtet werden, 
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daß diefe befürchteten Fünftigen Störungen zu unterlaffen jeien; 3. B. 
es bringt jemand das Zeichen widerrechtlich auf Ankündigungen an, 
dies rechtfertigt den Schluß, daß er beabfichtige, fünftig Waren mit dem 
Beiden verjehen feilzuhalten > jonft in Verkehr zu jepen (RG., 
MZB. V 155, RG. R. u. U. VII 165). Immer muß die Befürchtung 
fünftiger — ber Störung begründet ſein, ſo daß die abwehrende 
Klage nicht ſtatthaft iſt, wenn nur eine einmalige Störung vorliegt 
— Wiederholung nicht anzunehmen iſt. (LG. Hamburg, PRZBUI. 
V1 327. 
on einer die abmwehrende Klage begründenden Störung fann 
natürlih nur dann die Rede jein, wenn der Eingriff ein widerredt- 
licher ift. Die Widerrechtlichkeit kann ausgejchlofjen jein dadurch, daß 
dem Handelnden der $13 zur Seite fteht oder daß derjelbe fih auf 
eine zu jeinen Gunſten bejtehende Eintragung (j. N. 4 ©. 559) ober 
auf eine ihm erteilte Lizenz oder auf ein follidierendes Individualrecht 
berufen fann (ſ. N. 5). Auch derjenige handelt nicht widerrechtlid, dem 
gegenüber fi) die Ausübung des Zeichenrechts Tediglih ala Chifane 
darftellt (j. N. 4 ©. 558). Widerrechtlich ift e8 ferner nicht, wenn Der 
Verkäufer von Waren, die aus dem Betriebe des Inhabers des Waren- 
eichens jtammen, in feiner Preisliste neben der Anpreifung der Waren 
* auch dieſes WB. ſetzt. ( KG. PMZB. VII224.) Daß der Auf- 
trag des Berechtigten, das Zeichen auf Waren ꝛc. anzubringen, die 
Widerrechtlichkeit re verfteht ſich von jelbjt (vgl. den Fall des 
LG. Hamburg, PMZBI. VI 327, in welchem der Zeicheninhaber durch 
Beauftragte den anderen anftiften ließ, das 3. zu gebrauden, um ihn 
der Zeichenverlegung bezichtigen zu können). it aber diejer Auftrag 
an eine Bedingung gefnüpft worden und diefe ausgefallen, jo ift auch 
die vor ber Entjheidung über die Bedingung vorgenommene Ber- 
bindung des Zeichens mit der Ware nunmehr als eine widerrechtliche 
anzujehen (RG. in PRZBI. 1 101). Widerrechtlich ift ferner eine Vor— 
SPUR UONO BUG, wie 3. B. Verjendung von leeren Flajchen, Kiften 
die mit dem Zeichen verjehen find, ‚zwar aud dann, wenn Die 
Haupthandiung, das Einfüllen der Ware in das Verpadungsmittel, erſt 
im Auslande geſchehen ſoll; doch entfällt die Widerrechtlichkeit, wenn 
derjenige, der die mit dem Beichen verjehene Berpadung für jeine 
Waren verwenden will, „im Auslande ſelbſt für das Zeichen Schuß ge- 
nießt. (RGE. Bd. 45 ©. 143; DL. Hamburg, R. u. U. VII 149.) Für 
die Beurteilung der Frage, ob das Inverkehrbringen einer mit 
dem Beichen verjehenen Ware widerrechtlich ift, fommt es auf den 
Beitpunkt des Inverkehrbringen an; wenn alfo auch der Vorgang der 
Kennzeichnung der Ware jelbit noch nicht widerrechtlich war (3. B. weil 
damals das Zeichen noch nicht eingetragen war, oder eine jpäter zu— 
rückgenommene Lizenz beftand), jo kann doch ipäter der Zuſtand des 
Bezeichnetjeind als ein mwiderrechtlicher fich darftellen und damit das 
Inverkehrbringen den Charakter der Widerrechtlichkeit erhalten (RGStr. 5 
S. 105, 20 ©. 112, RG. PMZB. 1101). Was die Beweislaft an- 
langt, so hat nicht der Eingetragene die Widerrechtlichkeit des Eingriffs, 
jondern der Beklagte das Beitehen eines bejonderen Umftandes zu be- 
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weijen, der die an und für ji aus der Eintragung des Zeichens fich 
ergebende Widerrechtlichkeit ausschließt (Seligjohn N. 14 ©. 123, 
Kent Nr. 479). 

bb) Zur abwehrenden Klage aktiv legitimiert ift nur der 
eingetragene Zeicheninhaber, nicht der Nachfolger im Aeichenrechte, 
folange der Uebergang in der Rolle nicht vermerkt iſt (ſ. N. 5 zu $ 7); 
aber auch nicht derjenige, welcher jein Recht nur von dem Zeichen— 
inhaber ableitet, wie der Lizenzträger, jollte aud) die Lizenz eine aus- 
fchließlihe fein, jo daß andere Perſonen außer dem einen Lizenzträger 
von dem Zeichen überhaupt oder doch innerhalb eines gewiſſen Gebietes 
feinen Gebraudy machen dürfen — ſog. Munopolift. (Ebenjo Seligjohn 
N. 14, Kent Nr. 385, 480; a. M. Kohler, Markenſchutz ©. 333 bez. de3 
Monopoliften.) Der eingetragene Zeicheninhaber fann aber jowohl dem 
Nachfolger im Rechte, ald auch dem Lizenznehmer das Klagerecht über- 
tragen. (Kent Wr. 453.) 

Iſt eine Uebertragung des Zeichenrechts in gültiger Weife nicht 
erfolgt, jo fann die Klage von demjenigen, auf welchen gleichwohl das 
Zeichen in der Rolle umgejchrieben ift, nicht erhoben werden (RGC. 
Bd. 51 ©. 263, vgl. N. 5 lit. b, bb zu 8 7, o. ©. 518). 

ee) Beflagter fann jein jede Perjon, welche allein oder in 
Gemeinſchaft mit einer anderen die Störungshandlung vornimmt, jei 
e3 im eigenen Namen und Intereſſe, ſei es im Namen oder Intereſſe 
eines anderen, 3. B. ald Agent, Spediteur, ald Organ einer phyſiſchen 
oder juriftiichen PBerjon (Kohler a. a. D. ©. 344, vgl. RGC. 28 ©. 242, 
30 ©. 45); auch derjenige, welcher nur ala Gehilfe eines anderen tätig 
wird, 3. B. ihm das Zeichen anfertigt oder diejes oder die Damit ver- 
jehene Berpadung zujendet (Kohler a.a. D., RGC. 33 ©. 140, OLG. 
Hamburg, R. u. U. VII 149; vgl. BGB. $ 830); aber auc) derjenige, 
welcher den die ftörende Handlung Ausführenden allgemein oder im 
fpeziellen Falle durch Auftrag oder auf andere Weife dazu beftimmt 
hat (RGE. 18 ©. 38, 22 ©. 167, 33 ©. 139, RG. Bolze 9 Nr. 108) 
oder welcher die Handlung eines anderen nachträglich genehmigt hat 
(Kohler, Bat.R. Nr. 483); eine juriftiiche Perjon au dann, wenn 
die Handlung von einem ihrer Willensorgane innerhalb des ihm zu- 
gewiejenen Gejchäftstreijes vorgenommen wurde (RGC. Bd. 8 ©. 236, 
Bd. 11 S. 210, Bd. 19 ©. 350, Bd. 22 ©. 261, Bd. 23 ©. 224, 31 ©.249, 
Bolze 10 Nr. 541, 15 Nr. 418, 419, 16 Nr. 504; vgl. BGB. $$ 31, 86, 
89 und Lenel, Zur Deliktshaftung der juriftiichen Perjonen, Deutſche 
Auriftenzeitung VII 9). 

dd) Der Klageantrag geht jedenfalls auf Unterlafjung jeder 
weiteren Störung (NGE. 25 ©. 378). Damit fann der Antrag auf 
Erlafjung einer Strafdrohung im Urteil verbunden werden (vgl. CPO. 
8 890). Beiteht ein das Zeichenrecht ftörender Zuftand noch fort, indem 
3. B. noch Waren vorhanden jind, an welchen das gejchüßte Zeichen 
widerrechtlich angebracht ift, jo fan der Klagantrag auch auf Beſeiti— 

ung diejes Zuftandes gerichtet werden. (RGE. Bd. 25 ©. 378, Kent 
r. 434, vgl. auch Seuff. Arc). 43 Nr. 77. Gegen die Zuläffigfeit eines 
auf Bejeitigung des widerrechtlichen Zuftandes gerichteten Antrags 
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Geligjohn N. 14, weil diefe Rechtswirkungen nach $ 19 nur bei einer 
Verurteilung auf Grund der 88 14—16, 18 eintreten jollen. Allein 
8 19 will nur pofitiv beftimmen, was mit einer Berurteilung aus den 
88 14 ff. verbunden jein foll, nicht aber die dort vorgejehenen Maf- 
nahmen auf die Fälle einer folchen Verurteilung beſchränken; dies er- 
gibt fich daraus, daß das Geſetz über die abwehrende Klage überhaupt 
nicht3 bejtimmt; jo gut die Statthaftigfeit diefer Klage aus allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen abgeleitet werden muß, beftimmt ſich auch der Um— 
jang des Klageanſpruchs nach diefen —- vgl. Windjcheid, Pandeften 
; 198, BGB. 88 12, 862 Abi. 1, 1004.) Hat der Beklagte nur die Tätig- 
eit eined Gehilfen entwidelt, jo ift der Klageantrag entjprechend zu 
beichränfen, d. 5. der konkreten Art von Tätigkeit anzupafien (RGC. 
Bd. 33 ©. 140); doch wird dies nur dann notwendig jein, wenn nicht 
nach den vorliegenden Tatjachen zu befürchten fteht, daß die Gehilfen- 
tätigfeit in eine Handlung übergehe, welche als Täterſchaft anzujehen 
ift; denn wenn das Berhalten einer PBerjon die Bejorgnis begründet, 
daß fie Fünftig mit ihren Eingriffen in das Beichenreht des Ein- 
getragenen noch weiter gehen werde, jo ift der Antrag, auch dieie 
weitere Störung zu unterlaffen, gerechtfertigt (j. unter aa oben ©. 561). 
ee) Was den Gerichtsftand für die abwehrende Klage betriftt, 
jo ift zu beachten, daß dieje Klage fich auf das abjolute Zeichenrecht 
ftügt, daß fie aljo nicht eine Klage aus einer unerlaubten Handlung 
ift und zwar aud) dann nicht, wenn das für dieſe Klage unmejentliche 
Moment der „Wifjentlichkeit” hinzufommt. Der Gerichtsftand der un- 
erlaubten Handlung (CPO. $ 32) trifft aljo hier nicht zu (RGE. Bd. 24 
©. 394, 8b. 29 ©. 57; vgl. aud) Bd. 10 ©. 325). Anders verhält es 
fih, wenn mit der Entihädigungsflage (ſ. N. 13 lit. a zu $ 14) die ab» 
wehrende Klage verbunden wird; dies fann auch bei dem Gerichts 
ftande der begangenen Handlung gejchehen. 
ff) Die Verpflichtung zur Koftentragung entfällt für den 
verurteilten Beklagten nur dann, wenn er den rechtsverlegenden Zuſtand 
vor der Klageerhebung bejeitigt und dem Zeicheninhaber die begründete 
Bejorgnis, er werde die ftörende Handlung wiederholen, genommen 
hat, jo daß aljo jein Verhalten feine Veranlafjung zur Erhebung der 
Klage gab (EVD. 8 93, Kammergericht Berlin PMZBI. VII 147). 
gg) Die Vollſtreckung des Urteils erfolgt, wenn diejes lediglich 
auf Unterlafjung lautet, gemäß CPO. $ 890, ſoweit es aber auf Be- 
jeitigung des widerrechtlihen Zuftandes lautet, gemäh CPO. 55 887, 888. 
b) Die Feſtſtellungsklage ift nur zuläffig, wenn die Voraus— 
jegungen des $ 256 CPO. vorliegen. Kläger muß aljo ein redht- 
liches Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung der Nichtberechtigung 
des Gegners haben. Sind die Vorausjegungen der abwehrenden —* 
(j. lit. a) gegeben, jo kann gleichwohl für den Kläger ein Intereſſe beſtehen, 
daf lediglich die Nichtberechtigung des anderen (oder das Verbietungs- 
recht de& Klägers gegenüber dem anderen) fejtgeftellt werde; dies wird 
insbejondere dann der Fall fein, wenn anzunehmen ift, der andere 
werde von weiteren Störungen jofort ablaſſen, jobald durch den Feft- 
ftellungsprozeß das von ihm beftrittene Recht des Klägers dargetan 
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jein werde. Ergibt fich dies erft im Laufe des auf Grund der ab- 
mwehrenden Klage eingeleiteten Verfahrens, jo kann dieſe in die Feſt— 
ftellungsflage umgeändert werden (vgl. Bolze Bd. 9 Nr. 727). Ein 
ausreichendes rechtliches Intereſſe bericht aud, wenn es dem Kläger 
darum zu tun ift, durch die Freititellungsflage fich den Weg zur künf— 
tigen Entihädigungsflage wegen jhuldhafter Beichenrechtöverlegung 
zu bahnen. (Bgl. Seligjohn N. 15.) 

Bezüglich der Widerrechtlichkeit, der Aftiv- und Paffivlegitimation 
und des Gerichtäitandes j. das zu lit. a Bemerfte. 

e) Derjenige, welder eine abwehrende oder eine Feitftellungs- 
Klage anftellen will oder ſchon angeftellt hat, kann unter den Boraus- 
jegungen des $ 940 ERO. eine einftweilige Verfügung beantragen. 
Wenn aucd zur Annahme, daß dem Zeicheninhaber mejentliche Nach— 
teile drohen, nicht unbedingt genügt, dab lediglich geltend gemacht 
wird, ohne die einfttweilige Verfügung bleibe der Gegner bis zum Aus- 
gange des Nechtöftreites im Genuſſe des Zeichens (RG. bei Bolze 

d. 4 Nr. 1555, in Gruchots Beiträgen 33 ©. 1212 ff., in der jur. 
Wochenſchrift 1894 ©. 126%, j. ferner PMZBL. I 319, 320), jo muß 
e3 doch ausreichen, wenn Antragfteller glaubhaft madıt, daß er ohne 
die Verfügung jein Recht nicht ungejtört ausüben könne (Bolze Bd. 5 
Nr. 1398) und diefe Wirkung wird allerdings regelmäßig mit dem fort- 
dauernden Genufje des Zeichens ſeitens des anderen verbunden jein 
(Seligjohn N. 17). Auf feinen Fall befteht ein Grund, den $ 940 
mit dem RG. (zunächſt für Patentverlegungen, ſ. jur. Wochenjchrift 
a. a.D., Gareis IX 523) dahin auszulegen, die Erlafjung einer einftw. 
Berf. jei abhängig davon, daß der Berlegende fi in böjem Glauben 
befindet und der Erlaß notwendig ijt, um dem Berechtigten den Beweis 
jeines Schadens zu fichern (vgl. Ka in PMZBI. I 266, welcher an- 
nimmt, eine einſtw. Verf. jei immer zu erlajjen, wenn nach mündlicher 
Berhandlung der Richter die Nechtsverlegung für glaubhaft eradhte). 
Uebrigens ergibt fi aus dem, was zu Abi. 2 zu bemerken ift, da 
das Gericht die einftiw. Verf. dann zu verjagen hat, wenn es zu der 
Anschauung kommt, das Zeichenrecht werde demnächſt als hinfällig jich 
erweifen, weil bereits ein begründeter Antrag auf Löſchung vorliege. 
(Bon diefem Standpunkte aus allein läßt ſich die Enticheidung OLG. 
Dresden in PMZBI. V 113 rechtfertigen.) 

d) Die Feitftellungs- wie die abwehrende Klage findet nicht nur 
wegen der im Inlande, jondern au wegen der im Auslande — 
gleichgültig ob von In- oder Ausländern — begangenen Eingriffe 
in das Zeichenrecht ftatt; denn das Warenzeichenrecht ift nicht, wie das 
Patentrecht, örtlich bejchränft, an die Grenzen eines bejtimmten Landes 
gebunden, es begleitet die Ware, wenn jie mit dem Zeichen verjehen 
die Grenzen des Inlandes überjchreitet und in das ausländiiche Abjag- 
gebiet wandert. Vorauszuſetzen ijt nur, daß im Inlande für die Klage 
ein Gerichtsftand vorhanden ift, was insbejondere dann der Fall it, 
wenn der Beklagte im Inlande jeinen Wohnjig oder Vermögen hat 
(EVD. 88 12 ff., 23). Genießt freilich der Beklagte in dem betreffenden 
Auslandsitaate für das Zeichen in Anjehung gleichartiger Waren jelbjt 
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den Schuß, fo ift der Gebrauch des Zeichens, trogdem er mit dem des 
inländiihen Inhabers in Konfurrenz tritt, fein widerrechtlicher, Die 
Klage aljo nicht begründet. (RGC. Bd. 3 ©. 76, Bd. 186. 29, Bd. 45 
©. 145, Bd. 51 ©. 167; RG. Bolze IX Nr. 110, Kohler, Martenihug 
©. 446, Kent Nr. 362, 363, 375, vgl. auch PA., PMZBI. II 185; a. M. 
bezüglich der abmwehrenden Klage gegen Ausländer Seligjohn N. 5, 
bezüglich der abwehrenden Klage überhaupt Kohler in der Zeitjchrift 
für deutſchen Eiv.Proz. X 449). Wenn übrigens die Ware mit dem 
Zeichen vom Inlande aus nad) dem Auslande verjendet wird, 
ift die Verlegung im Inlande begangen (RGStr. Bd. 21 ©. 205). 

Ueber den Begriff Inland ſ. N. 12 zu Pat.Geſ. $ 4. Die 
Konjulargerihtsbezirfe gehören zwar nicht zum Inlande, gleich- 
wohl aber And Eingriffe in das Recht auf ein in der Beichenrolle des 
PU. eingetragenes Zeichen, wenn fie dort von Deutichen oder Schuß- 
enofjen begangen find, vor den deutſchen Konjulargerichten zu ver- 
le denn als ein Geſetz, welches Vorjchriften enthält, die dem bürger- 
lihen Recht und dem Strafrecht angehören, gilt das gegenwärtige 
Geſetz gemäß $ 19 des Geſetzes über die Konjulargerichtsbarfeit vom 
7. April 1900 in diejen Bezirken. Dem fteht nicht entgegen, daß eine 
dem $ 22 des cit. Gejeges entjprechende Verordnung nicht ergangen 
ift, die das Warenzeichengeje ausdrüdlid für anwendbar erklärt; denn 
e3 ift anderjeit3 auch feine Verordnung vorhanden in dem Sinne, daß 
es außer Anwendung bleiben foll und es hat jomit bei der allgemeinen 
Borichrift des $ 19 fein Bewenden. (RG., PMZBI. VIII 213; vgl. 
auh Waſſermann Anſchluß ©. 185.) 

e) Das Inland gewährt feinen Schub für ausländiihe Zei. 
chen, welche nicht in die deutiche Zeichenrolle eingetragen find (vgl. 

23). 

7. Wie der Zeichenberechtigte gegen Störung jeitens eines Nicht» 
berechtigten Fagemweije vorgehen kann (j. N. 6), jo fann anderjeit3 gegen 
denjenigen, welcher ein nicht beftehendes Zeichenrecht für fih in An— 
jpruch nimmt oder eine größere Tragweite desjelben beanjprucht, jeder, 
der dadurch im Gebrauch des Zeichens beeinträchtigt wird, auf Yeit- 
ftellung des Nichtbeftehens eines Zeichenrechts überhaupt oder in 
dem behaupteten Umfange und gegen denjenigen, welcher die Ver— 
letzung eines Zeichenrechtes mit Unrecht behauptet, der von dieſer Be- 
hauptung Betroffene auf Feitftellung des Gegenteils, insbejondere des 
Nichtbeftehens eines Unterjagungsrechtes Hagen. (RGE. Bd. 22 ©. 93, 
Seligijohn N. 16, Kent Nr. 449.) Durch einftweilige Verfügung 
fann demjenigen, welcher mit Behauptungen der legteren Art, namentlich 
in Inſeraten, Birfularen u. dgl., hemmend in den Gejchäftsbetrieb 
eines anderen eingreift, unter Umpftänden unterjagt werden, joldye An— 
fündigungen weiter zu veröffentlichen (RG, PMSBl. I 114). Nicht 
ausgeichloffen ift ferner, daf die Behauptung, ein anderer verlege ein 
beftehendes Zeichenrecht, unter den $ 6 oder jogar unter $ 7 des Geſ. 
zur Befämpfung des unlauteren Wettbewerbes falle (ebenjo Kent 
a. a. + Ein Anſpruch auf Schadenserjaß fan auf Grund $ 824 
BOB. beftehen. 
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Abſatz II. 

8. Das Gejeg vom 30. November 1874 enthielt in $ 12 eine 
ausdrüdliche Beltimmung über das Erlöſchen des Zeichenrechts, 
welches aus den dort aufgeführten Gründen ohne Rüdjicht auf die 
Löſchung des Zeichens im Regifter eintrat und jeine Wirkung äußerte. 
Eine derartige Beftimmung enthält das gegenwärtige Geſetz nicht. Es 
hängt dies zufammen mit der veränderten Bedeutung der Eintragung; 
Be nicht jchon die Anmeldung, läßt das Recht zur Entjtehung 
fommen und jolange das Warenzeichen eingetragen ift, fann 
ein Umjtand, der etwa Die Berjagung der Eintragung gerechtfertigt 
hätte oder die Köjchung begründen würde, der Geltendmachung des 
Rechtes nicht entgegengejegt werden (j. N. 4). 

Die Löſchung eines Warenzeichens hat ſomit nad) unjerem Ge- 
jege jedenfall3 mehr als eine bloß deflaratorische Bedeutung; injolange 
fie nicht erfolgt ift, äußert die Eintragung immer noch die eben er- 
mwähnte Wirkung. 

Nun jchreibt aber Abi. 2 vor, daß im Falle der Löſchung für Die 
Beit, in welcher ein Rechtsgrund für die Xöjchung bereits früher vor- 
gelegen hat, Rechte aus der Eintragung nicht mehr geltend gemacht 
werden können. Die Löſchung hat aljo rüdwirkende Kraft und es 
frägt jih nur noch, ob fie das Zeichenrecht rüdwirfend zerftöre, jo daß 
die ex tunc als erlojchen gilt oder ob dem bisherigen Zeicheninhaber 
lediglich die fernere Ausübung des Beichenrechtes für die Zeit nad 
Entitehung eines Löjchungsgrundes bis zur Löſchung jelbjt verjagt 
werde. (Für die erftere, von mir in der früheren Ausgabe des Waren- 
zeichengejeges, München 1894, N.1z3u 88 u. N. 6 zu 8 12 zuerjt auf- 
geftellte Anjicht audh Seligjohn N. 10, Finger ©. 74, Stephan- 
Schmid ©. 467; für die leßtere Kent Nr. 241, 480 und in der Haupt» 
jahe auh Schanze, Sächſ. Archiv für bürger!. Recht Bd. IV Heft 11 
u. 12.) Nah den Motiven (©. 16) jollte mit der gegenwärtigen Bor- 
ichrift der Zeitpunkt beftimmt werden, von weldem an gerechnet im 
Falle der Löſchung das Recht als bejeitigt gelten joll; die Wirfung 
der Löſchung jollte auf den Zeitpunkt zurüdverlegt werden, in welchem 
vor der Löſchung bereits ein Rechtsgrund für dieje gegeben war. Dies 
zeigt deutlich, daß nach der Meinung der Motive das Erlöjchen des 
Rechts rüdwirfende Kraft Haben jollte; denn die Wirkung der 
Löſchung, deren Zurüdverlegung in Abj. 2 gewollt, ift eben die Bejei- 
tigung, das Erlöjchen des Zeichenrechtes jelbjt. Kent meint nun, dieſer 
Bemerkung der Motive könne eine ausjchlaggebende Bedeutung nicht 
beigelegt werden, weil das Geſetz tatjächlich nicht ausipreche, dak das 
Recht ſchon in einem früheren Zeitpunfte erlojchen jei, vielmehr nur 
die Ausübung des Rechtes für die Zukunft verhindern mwolle, ohne 
Nüdficht darauf, ob die Veranlaffung zur Ausübung in der Bergangen- 
heit oder in der Zukunft liege. Nun will aber doc offenbar das 
Geſetz in Abi. 2 des $ 12 nichts anderes, ald der Eintragung mit dem 
Augenblid der Löihung die ihr in Abſ. 1 beigelegte Wirkung jchon 
für einen gewiflen Zeitraum der Vergangenheit entziehen und wenn es 
nun jagt, es fünnen Rechte aus der Eintragung nicht mehr geltend 
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gemacht werben, jo beftimmt es für die Zukunft mur injoferne 
etwas, als die Löſchung eben das Ereignis bildet, von dem an ein 
früher jchon vorhandener Löſchungsgrund zum Nachteile des Zeichen- 
inhabers fich erft geltend macht; nunmehr joll aber der Löihungsgrund 
auch auf diejenigen Vorkommniſſe einwirken, welche zwiſchen jeinem 
Eintritte und der Löſchung liegen, gleich al3 ob mit jeiner Entftehung 
die Löjhung Hand in Hand gegangen wäre. Der Wortlaut des Ge- 
jeßes fteht der Annahme einer rückwirkenden Erlöſchung mindejtens 
nicht im Wege und jo ift es allerdings von größter Bedeutung, daß 
die Motive eine Bejeitigung des Zeichenrechtes ex tunc als dem Willen 
des Geſetzes entiprechend erflären. Wir dürfen dieje Auffafjung der 
Motive um jo unbedenklicher zur Auslegung des Geſetzes heranziehen, 
als diejelbe vollftändig übereinftimmt mit der allgemeinen Beurteilung, 
welche die mit rückwirkender Kraft ausgeftatteten rechtäzerjtörenden 
Tatjahen in anderen Fällen gefunden haben, jo 3.8. im alle der 
Nichtigkeitserflärung eines Patents (j. o. ©. 151 N. 8). Daß das 
Warenzeichengejeg nicht von einer Nichtigfeitderflärung des Zeichenrechts 
jpricht, erklärt jich einfach daraus, daß hier von der Wirfung der 
Löſchung im allgemeinen die Rede ift, deren Gründe als Nichtigkeits- 
gründe nicht durchweg, fondern nur, joweit fie Verjagungsgründe find, 
nicht joweit jie das Beichenrecht erft jpäter unwirkſam machen, bezeichnet 
werden könnten. (Zutreffend unterjcheiden daher Stephan-Schmid 
©. 467 Nichtigfeits- und Erlöſchungsgründe.) 

Die Rüdwirkung der Löſchung ift, joweit dieje dem Gerichte be- 
fannt, von Amtswegen zu berüdjicdhtigen (Kent Wr. 485). 

®. Wenn aljo nah dem in N.8 Ausgeführten die Löſchung 
eines Zeichens ein Erlöfchen des LZeichenreht3 mit der Kraft der 
Rückwirkung bis zur Entftehung eines Löjchungsgrundes bedeutet, jo 
ergibt fich für die Beurteilung derjenigen Handlungen, welde 
nah Eintritt eines Löſchungsgrundes, aber vor der Löſchung von 
—— Dritter in Bezug auf dad Zeichen begangen wurden, fol- 
gendes: 

a) Es fann zunächſt nach erfolgter Löſchung unter dem Gejichts- 
punkte einer Verlegung oder Störung des Zeichenrechts Feinerlei 
Eivilflage (abwehrende, Feititellungs- oder Entjchädigungsflage) mehr 
erhoben, fein Strafverfahren mehr eingeleitet werden. 

b) Eine bereits vor der Löſchung erhobene, aber noch nicht zur 
rechtsfräftigen Enticheidung gelangte Klage muß abgemwiejen werden. 
Iſt zur Zeit der Löſchung bereits ein Strafverfahren eingeleitet, jo 
muß diejes eingejtellt oder, wenn das Hauptverfahren jchon eröffnet, 
auf Freiſprechung erfannt werden (mweil eine Zeichenrechtöverlegung 
nicht vorliegt). 

e) Der Bollftredung eines rechtsfräftigen civilgericht- 
lihen Urteils fann mit der Klage gemäß $ 767 CPO. entgegengetreten 
werben (vgl. RGC. Bd. 48 ©. 384). Wurde das Zeichen jchon vor der- 
jenigen mündlichen Berhandlung, in der jpätejtens Einwendungen gegen 
die Klage wegen Beichenrechtsverlegung erhoben werden Fonnten, ge» 
löjcht, ohne daß der Beklagte davon Kenntnis hatte, jo ift die Reſtitu— 
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tionsflage gemäß CPO. $ 580 Nr. 7 lit. b ftatthaft; denn der Löſchungs— 
vermerf bildet eine neue Urkunde. 

Die Bollftredung eines ftrafgerichtlichen Urteils wird, wenn 
die Löſchung erft nad) rechtsfräftiger Berurteilung erfolgt ift, durch 
Einwendungen gemäß 8 490 StPO. abgewendet; dagegen bildet die jchon 
vor der Berurteilung geichehene Löjchung eine die Wiederaufnahme des 
Verfahrens begründende neue Tatjahe (StPO. $ 399 Nr.5; a.M. 
Kent Nr. 629). 

d) Hat jemand auf Grund des Vorwurfs einer Zeichenrechts- 
verlegung eine Entihädigungsjumme freiwillig bezahlt, jo fann 
er diejelbe zurüdfordern jowohl dann, wenn das Zeichen jpäter gelöjcht 
wird, ald auch dann, wenn die Zahlung in Unkenntnis der bereits ge- 
ichehenen Löſchung geleiftet wurde. Dieſes Rüdforderungsreht muß 
ferner auch für den Fall angenommen werden, dab jemand auf Grund 
rechtsfräftiger Verurteilung Zahlung geleiftet hat und nunmehr das 
Zeichen gelöfcht wird oder der Berurteilte erft erfährt, daß es jchon 
vor der Zahlung, aber nach der Verurteilung gelöjcht war. Das rechts- 
fräftige Urteil fann ihm vermöge des jpäteren Eintritts einer Tatjache, 
die, wenn fie vorher jchon eingetreten, dem Erla des Urteil im Wege 
geitanden wäre, nicht entgegengehalten werden (a. M. Kent Nr. 480. 
Ueber den Fall der Löſchung vor der Verurteilung j. lit. ec. Die Reſti— 
tutionsflage ift in diefem Falle auch nach erfolgter Zahlung zuläffig). 

e) Endlich kann das Gericht, vor welchem ein Eivil- oder Straf- 
anſpruch anhängig gemacht ift, das Verfahren nad) CPO. $ 148, StPO. 
8 261 Abi. 2 ausjegen, wenn bei demjelben oder bei einem anderen 
Gerichte oder bei dem PA. ein Löjchungsverfahren anhängig ift; denn 
die Entiheidung des Rechtsjtreites bezw. der Strafjache hängt von der 
Enticheidung über die Löſchung injoferne ab, als jene notwendig zu 
Bunften des Beklagten bezw. Angeklagten lauten muß, wenn das 
Köichungsverfahren zur Löſchung führt. (Für die Zuläffigfeit der Aus- 
jegung auch Rhenius N.1, Stephan-Shmid ©. 468; dagegen 
Kent Nr. 486. Das von leßterem erhobene Bedenken, die Ausjeßungs- 
befugnis könnte leicht zur Verichleppung führen, hat eine Berechtigung 
jiher dann nicht, wenn der Löſchungsantrag begründet ift; in dieſem 
Tralle ift ja die Verzögerung des Verfahrens im Intereſſe des materiellen 
Rechtes nur zu begrüßen, bejonders wenn man, wie Kent, annimmt, 
daß nad) der Löſchung ein vorher jchon vollftredbares Urteil nicht mehr 
angegriffen werden könne; denn es ift doc gewiß nicht zu wünjchen, 
dat jemand noch jchnell gewiſſermaßen vor Torſchluß einen formell be- 
gründeten Anspruch durchiegt, der ſich beim Eintritt eines jegt jchon 
vorauszujehenden Ereigniſſes als hinfällig erweiien müßte. In dem 
in PMZB. V 113, 114 erwähnten Falle hatte die Straflammer des 
LG. Leipzig korrekter Weile das Strafverfahren bis zur Erlafjung eines 
rechtöfräftigen Beichluffes des PA. über Löſchung des fraglichen Zeichens 
ausgejeßt. Da der Richter von der Ausjeßungsbefugnis nad feinem 
Ermejjen Gebrauch maden fann, hat er es in der Hand, ein ihm aus- 
fichtslos erjcheinendes Löjchungsverfahren unberüdiichtigt zu laſſen.) 
Iſt vor dem PA. ein Widerjpruchsverfahren nad 88 5, 6 ım Gange, 
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jo fann dieſe Behörde dasjelbe bis nad) Enticheidung eines anhängigen 
Berfahrens wegen Löjchung des früher angemeldeten Zeichens ausjegen. 
(Ebenjo Kent a. a. O.) 

10. Anders als bezüglich der von Dritten begangenen Hand— 
lungen iſt der Einfluß der Löſchung auf die von dem Zeichen- 
inhaber jelbft nah Eintritt eines Löſchungsgrundes, aber vor der 
Löſchung vorgenommenen Handlungen zu beurteilen. Ihm fteht die 
formale Wirkung der Eintragung zur Seite. Was er auf Grund 
jeiner formellen Berechtigung vorgenommen hat, dafür kann er nad)- 
trägli, wenn fid) die materielle Unwirkſamkeit diejer Berechtigung 
ergibt, nicht zur Verantwortung gezogen werden. Solange die Ein- 
tragung bejtand, konnte er das Zeichenreht auch ausüben und dieje 
Ausübung fann ihm, auch wenn fie ſich nachträglich ala eine der ma- 
teriellrechtlihen Grundlage entbehrende herausjtellt, nicht zum Vor— 
wurfe gemacht werden, jelbft wenn dadurch andere Intereſſen verlegt 
wurden. (Vgl. RG., PMZBI. VI 89: der eingetragene Zeicheninhaber, 
der an das Publikum Warnungen ergehen ließ, durch die ein Dritter 
betroffen wurde, ift deshalb nad der Löſchung nicht Ihadenserjaß- 
pflichtig; ebenjo RG., RN. u. U. VII 54; RGStr. Bd. 34 ©. 278, in 
PMZB. VII 251: Wegen Berlegung des Auszeichnungsichußes eines 
anderen durch Gebrauch des eigenen eingetragenen Zeichens fann dejien 
Inhaber auch nach der Löſchung nicht ftrafrechtlich verfolgt werden.) 

11. Die Wirkung der Löſchung tritt ein mit dem Zeitpunkte 
ihrer Eintragung in die Zeichenrolle. Ob die Löſchung gemäh $ 8 
oder 9 erfolgt, macht im allgemeinen feinen Unterſchied: nur ift der 
Rechtsgrund der Löſchung in verjhiedenen Zeitpunkten ge- 
legen. Da, wo die Eintragung des Zeichens hätte verjagt werden 
müſſen ($ 8 Abj. 2 Nr. 2, unter Umftänden auch 89 Abj. 1 Nr. 3), fällt 
er ohne weitere mit dem Zeitpunkte diejer Eintragung zujammen; das 
Gleiche ift anzunehmen dann, wenn die Eintragung hätte beanjtandet 
werden müſſen ($ 9 Abi. 1 Nr. 1 mit $ 5). In anderen Fällen wird 
der Beitpunft des Erlöfchens jpäter liegen. So tritt der Löſchungs— 
grund wegen Zeitablaufes mit Umfluß von 10 Jahren jeit der An— 
meldung oder ihrer Erneuerung (nicht erſt mit Ablauf der einmonat- 
fihen Widerſpruchsfriſt, $ 8 Abi. 3) ein; im Falle eines Antrags auf 
Löſchung, den der Beicheninhaber jelbft jtellt ($ 8 Abi. 1), ift der 
Löihungsgrund mit der Abgabe der Erklärung beim PU. gegeben. 
Unter Umjtänden wird die Feititellung des Beitpunftes Schwierigfeiten 
machen, jo 3. B. dann, wenn die Löſchung wegen Aufgabe des Geſchäfts— 
betriebes erfolgte. Im Löfchungsverfahren ſelbſt joll der Zeitpunkt 
nicht bejtimmt werden; dieſe Feititellung ift dem an die Löſchung ſich 
etwa noch anichließenden Rechtsſtreite zu überlaffen, in welchem über 
ee aus der Zeit der Eintragung verhandelt wird. (Mo- 
tive ©. 16. 

Uebrigens muß der Rechtsgrund der Löſchung, auf welchen ſich 
derjenige bezieht, welcher nad, erfolgter Löihung von dem früheren 
Seicheninhaber in Anjprucd genommen wird, mit dem Grunde, der die 
eigentliche Beranlafiung zur Löſchung geben hat, nicht zujammenfallen. 
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Angenommen, e3 hat jemand für fih ein Warenzeichen eintragen laſſen, 
welches einen den tatjächlichen Verhältnifjen nicht entjprechenden, Die 
Gefahr einer Täuſchung begründenden Inhalt hat oder Freizeichen it; 
dem PU. ift dies aber entgangen. Solange nun das Zeichen nicht ge- 
löſcht iſt, kann einem aus der Benüßung des Zeichens erwachlenen An- 
jpruche nicht mit dem Einmwande entgegengetreten werden, daß das 
Zeichen nicht Hätte eingetragen werden jollen. Wenn nun nad) Um— 
jluß von ſechs Monaten der Zeicheninhaber auf das Zeichen verzichtet 
und deshalb die Löſchung erfolgt, jo kann er wegen einer Nahahmung 
des Zeichens, welche vor dem Berzichte erfolgte, feinen Anjpruch erheben, 
weil ein Rechtsgrund der Löſchung — der dezeptive Charakter oder die 
reizeicheneigenichaft des Zeichens — von allem Anfang an vorlag. (Bgl. 
Motivea.a.D.) In einem ſolchen Falle obliegt den Gerichten die Nach— 
prüfung der frage, ob das Zeichen, welches angeblic nicht eintragsfähig 
war, diejer Fähigkeit wirklich entbehrte, ob aljo 3. B. das Zeichen ein 
Freizeichen und deshalb jchon zur Zeit der Eintragung ein Rechtsgrund 
für die Löfchung gegeben war (RKammergericht Berlin, PMZBL. VIII 55). 

Anſprüche aus der Zeit vor Entftehung eines Redts- 
grundes für die Löſchung können auch nad) der Löſchung noch 
geltend gemacht werden. 

12. Wie zu 89 in N. 4 lit. f bemerkt ift, kann der Löſchungs— 
anipruch gegenüber einer auf $ 12 oder 14 geftügten Klage auch im 
Wege der Widerflage geltend gemacht werden. Wird der leßteren 
jtattgegeben, jo tritt damit das Erlöfchen des Zeichenrechts noc nicht 
ein, dad Zeichen muß erjt gelöicht werden. Daher fann deshalb, weil 
das Urteil den Löſchungsanſpruch anerkennt, noch nicht auf Abweilung 
der Klage erfannt werden. Wohl aber wird gemäß dem oben (N. 9) 
Bemerkten das Gericht die Enticheidung über die Klage ausjegen 
fünnen, bis über die Widerflage entichieden und auf Grund derjelben 
das Zeichen gelöjcht ift. 

13. Die rechtözerftörende Wirkung fommt der Löihung nur 
dann zu, wenn ein Rechtsgrund für diejelbe befteht; erfolgt jie 
ohne einen jolchen, 3. B. aus Berjehen, jo wird dadurch nicht bewirkt, 
dat nunmehr bis zur Wiedereintragung des Zeichens jeder unbehelligt 
dasjelbe in Gebrauch nehmen darf, ſelbſt wenn er von der Löſchung 
feine Kenntnis hat, alfo ein noch gejchüßtes Zeichen zu benüßen glaubt, 
während allerdings der gute Glaube an das Erlöichen des Beichen- 
rechtes in der faktiichen Löſchung des Zeichens eine fräftige Stütze hat. 
Bwar kann der Inhaber des Zeichens, bis diejes wieder eingetragen 
ift, ſein Beichenrecht gegenüber Eingriffen in dasfelbe nicht geltend 
macden; das PU. mu aber von Amtswegen oder auf Antrag das 
Zeichen wieder eintragen (vgl. hiezu $ 4 Abi. 2) und wenn Dies ge- 
ichehen, kann der Inhaber die in der Zwiſchenzeit erfolgten Berlegungen 
jeines Rechtes nad) 88 12 u. 14 verfolgen. (Webereinftimmend Selig- 
john N.10, Finger ©. 74; a. M. Meves ©. 117; Kent Nr. 242, 
Legterem ift zu entgegnen: Allerdings treten nur für den Eingetra- 
genen die Wirkungen des Gejeges ein; eine Eintragung muß aljo er- 
folgt fein, damit überhaupt das Recht entjteht. Hieraus ift aber nicht 
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zu folgern, daß das Aufhören des Eingetragenjeind notwendig das Er- 
löſchen des Nechtes mit fich bringe; die materielle Wirkung der Ein- 
tragung fann das Beftehen des Eintrags recht wohl überdauern; da— 
gegen zeigt fich die formelle Bedeutung der Eintragung darin, daß, 
wenn dieje gelöfcht ift, bis zur Neueintragung die Ausübung des Rechtes 
ruht — in analoger Anwendung des $ 7 Abi. 2.) 


$ 13. 

Durch die Eintragung eines Waarenzeicheng wird Niemand 
gehindert, feinen Namen, feine Firma, feine Wohnung, jowie 
Angaben über Art, Zeit und Ort der Herftellung, über die 
Beichaffenheit, über die Bejtimmung, über Preis-, Mengen» oder 
Gewichtsverhältniffe von Waaren, jei e8 auch in abgefürzter 
Geitalt, auf Waaren, auf deren VBerpadung oder Umhüllung 
anzubringen und derartige Angaben im Gejchäftsverfehr zu ge— 
brauchen. 


1. Zwed der vorftehenden Beftimmung tft zunädjit, die 
Grenze zu ziehen, welche das Beichenrecht in der natürlichen Befugnis 
jedes Produzenten und Handeltreibenden, jeine Waren mit dem eigenen 
Namen, der eigenen Firma 2c. zu verjehen, finden muß. Da ferner 
durch $ 4A Nr. 1 lediglich Zeichen, welche ausſchließlich jog. dejfriptive 
Wörter enthalten, der Eintragung nicht fähig find, dagegen mit anderen 
Elementen zujammen Wörter diefer Art jehr wohl Beitandteile von 
Warenzeichen fein können, trifft das Geſetz Vorſorge dafür, dab der 
allgemeine Gebrauch derartiger Angaben durch die aus einem ein— 
getragenen Zeichen etwa hergeleiteten Anjprüche feine Störungen er- 
leiden fann, indem e3 die Berwendung jolcher Angaben im Geichäfts- 
verfehr, insbejondere deren Anbringung auf Waren ꝛc. ausdrüdlich ge- 
ftattet, jollte auch für gleichartige Waren zu Gunjten einer anderen 
Perſon ein Zeichen eingetragen jein, welches ſolche Angaben enthält. 
(Motive ©. 16.) ©. übrigens bezüglich der dejfriptiven Wörter N. 6. 

2. Name, Firma, Mohnung eines anderen können für jemand 
als Warenzeichen eingetragen jein entweder ausjchlieglid oder in Ber- 
bindung mit anderen Worten oder figürlichen Elementen. Im einen 
wie in dem anderen Falle fann der Zeicheninhaber dem Träger des 
Namens oder dem Anhaber der Firma oder der Wohnung nicht 
verbieten, jeinerjeit8 den Namen zc. jei es für fih allein, ſei es in 
Berbindung mit anderen Worten oder Figuren zur Bezeichnung von 
Waren gleicher Art zu benugen, joweit nicht etwa der Name ꝛc. in 
einer bejonderen figürlihen Gejtaltung geſchützt ift und dieſe nad. 
geahmt wird oder das Marfenbild, welches jich durch die Kombination 
des Namens 2c. mit anderen Elementen ergibt, mit dem eingetragenen 
ebenfall3 fombinterten Zeichen im wejentlichen übereinjtimmt. (Bgl. die 
öfterreich. Entich. PMZBL. II 103.) Selbſt der Umftand, dab die Be- 
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nugung des Namens ꝛc. in einer Weije erfolgt, welche darauf berechnet 
und bejtimmt ift, Verwechjelungen hervorzurufen, fteht der Anwendung 
des $ 13 nicht im Wege. Doc kann die Handlung unter das Verbot 
des 8 8 des Gei. — Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes fallen. 
(RGStr. Bd. 32 ©. 313. 

3. Name. Nur Berjonen-, nicht Sachnamen genießen den 
Schuß des $ 13; Geichäftsbezeichnungen alſo nur, infoweit fie als 
Firmen ſich darftellen (j. N. 4), nicht aber, falls jie nur als Etablifje- 
mentönamen u. dgl. ericheinen. (Ball. RGC. I 26.) Unter die Berjonen- 
namen fallen ebenjo Namen juriftijher wie phyiiicher Perſonen. 
Was zunächſt die Namen der legteren anlangt, jo faßt der $ 13 nur 
die im Gejchäftsbetrieb übliche Art der Namensführung ins Auge, 
aljo die Führung desjenigen Namens, dejjen Anbringung auf der Ware 
auf die Herkunft derjelben von einer bejtimmten Perjon hinweiſt. 
Diejem Zmwede dient aber nur die Angabe des Familiennamens, allein 
oder in Berbindung mit dem Vornamen, nicht aber die Angabe des 
Bornamens allein. Würde aljo 3. B. der Vorname „Otto“ als Zeichen 
oder Beſtandteil eines ſolchen eingetragen fein, jo dürfte ein anderer, 
als der Zeicheninhaber, diejes Wort auf gleichartigen Waren nur dann 
anbringen, wenn jein Yamilienname „Otto“ lauten würde; wenn er 
dagegen nur mit dem Vornamen Dtto, jonft aber „Schulze“ hieße, jo 
wäre er durch $ 13 nur dann gededt, wenn er „Otto Schulze“, nicht 
audh, wenn er nur „Otto“ jchreiben würde. Gemeint ift ferner der 
bürgerlihe Name, d. i. der nach dem bürgerlichen Rechte der Perſon 
zufommende (vgl. BGB. 88 1355, 1577, 1616, 1758, 1772, Einf.Gei. 3. 
BGB. Art. 208, 209), bezw. der mit ftaatliher Genehmigung angenom- 
mene veränderte Name. Die Führung eines anderen als des rechtlid) 
— Namens genießt den Schuß des $ 13 nicht; alſo ins— 
ejondere die Führung eines willfürlihd veränderten, 3.8. in eine 
andere Spradye überjegten Namens (vgl. PA., PMZBI. I 277) oder 
eines fingierten Namens, jollte auch die Perſon unter dem letzteren be- 
fannt fein. Der Name darf aud nit erſchlichen jein, 3. B. durd) 
einen fimulierten Mdoptionsvertrag. (Seligiohn N. 2, ROSE. 29 
©. 133.) Für juriftiihe Berjonen beſtimmt ſich der rechtlich zu- 
fommende Name nad dem Statut, nach Gejeg oder Herfommen. 

4. Firma. Hinfichtlid der Handelsfirma ſ. 88 17 ff. des HGB. 
bezüglich der Firma einer Genoſſenſchaft $ 3 des Geſ. vom 1. Mai 1889; 
bezüglich der Firma einer Gejellihaft mit beichränfter Haftung $ 4 d. 
Gef. vom 20. April 1892. Dieje Beſtimmungen ſind maßgebend für die 
Beurteilung der Frage, ob eine Einzelperſon, Geſellſchaft oder Ge— 
noſſenſchaft ihre, d. h. die ihr rechtlich zukommende Firma führt; nur 
ſoweit alſo die tatjächlicd geführte Firma dieſen Beſtimmungen ent- 
ipricht, wird fie im Sinne des $ 13 geihügt. Nichtlaufleute und 
Minderlaufleute haben feine Firma im rechtlihen Sinne, können 
ſich alfo für eine Gejchäftsbezeichnung, welche von ihrem bürgerlichen 
Namen abweicht, auf $ 13 nicht berufen. (Seligſohn N. 2 zu $ 13, N. 4 
zu 8 14, Kent Nr. 504, 505, Rhenius N. 1 zu $ 14, Staub Anm. 12 
zu SLHGB.;a.M. Schmid Anm. zu 13, Kohler, Markenſchutz S. 124, 
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130, Stenglein N. 4 zu $ 14.) Keine Firmen find ferner die jog. 
Etablifjementsnamen (vgl. Staub Anm. 32 zu HGB. $ 17; ROSE. 
126, RG., PMZB. VI 86; a. M. Mittler ©. 209. Sceinfirmen, 
welche durch Vorichiebung einer Perſon entjtehen, deren Name in dem 
betr. Geichäftszweige einen guten Klang hat, weil er mit einer renom- 
mierten Firma gleichlautet, genießen keinerlei rechtlichen Schuß, aljo auch 
nicht einen joldhen gemäß 8 13 (vgl. Kohler a. a. D. ©. 137 ff., ROSE. 
3 ©. 120,7 ©. 279, 22 ©.58, 25 ©.1 ff, R. u. U.1330). Bezüglid der 
VBorausjegungen für den Schu ausländiſcher Yirmen j. die Be- 
merfungen in N. 3 zu 8 23. 

Bon der Eintragung ins Handelsregifter hängt der Schuß der 
Firma uicht ab, es genügt, wenn durch fortgejegten Gebrauch der Firma 
deren Eriftenz zur rechtlichen Kenntnis gebracht ift. (RG. in Ztichr. f. 
gewerbl. Rechtsich. 1893 ©. 61, 1894 ©. 354, RGC. 14 ©. 19, Kohler 
0.0.08. S. 125, GA. Bd. 25 ©.598, RG. in R. u. U. III 277 Nr.9.) Dies 
verhält fich jedoch bezüglich der Aktien- und Kommandit-Aktiengejellichaften, 
Genofienichaften und Gejellichaften mit beichränfter Haftung injofern 
anders, als dieje Gejellichaften oder Genofjenichaften erft von der Ein- 
tragung an eriftieren, vorher aljo aud) feine Firma haben fünnen (HGB. 
88 200, 320 Abj. 2; Genojjenjchaftsgej. vom 1. Mai 1889 8 3, Geſ. vom 
20. April 1892 8 11). Sit die Firma eingetragen, jo wird fie auch nur 
in der dem Eintrag entiprechenden Form geihüßt, nicht auch mit Zu— 
jäken oder Ubänderungen, wobei übrigens $ 20 zu beadhten ift (RG. in 
GA. Bd. 25 ©. 598, RER. 10 ©. 344). Insbeſondere ift es troß 8 13 
nicht erlaubt, aus der Firma einen einzelnen Bejtandteil, der mit dem 
geichüsten Zeichen eines anderen identiſch ift, 3. B. das Wort „Salvator“ 
aus der Firma „Salvatorbrauerei X“ herauszunehmen und als Zeichen 
zu führen (RG., R. u. U. VII 164; ſ. auch N. 7). Wird eine nicht ein- 
getragene Firma tatjächlich geführt, jo beichränft ſich der Schuß auf die 
Form, in der fie durch den fortgejegten Gebrauch im Verfehrsleben be- 
fannt geworden ilt. 

Das durch $ 13 gewährleiftete Recht befteht in Anjehung der 
erjt nad Eintragung des Warenzeihens angenommenen Fir— 
men nur für jolche Worte, welche nach dem Gejeß als notivendige Be- 
ftandteile einer Firma erjcheinen, nicht aber für willfürlih gewählte 
Firmen oder Zuſätze zu ſolchen. Wenn aljo 3. B. zu Gunften des 
Nähmajchinenfabrifanten X. das Wort „Heros“ ald Zeichen für deſſen 
Produkte eingetragen ift, jo kann jich eine Aftiengejellichaft, welche nach 
der Eintragung dieſes Zeichens die Firma: „AG. Nähmajchinenfabrif 
Heros“ annimmt und nun die von ihr fabrizierten Nähmaſchinen mit 
diejer Firma verfieht, gegenüber der Beichuldigung wegen Eingriffes in 
das Warenzeichenrecht des &. nicht auf $ 13 berufen; fie konnte ja ihre 
Firma beliebig anders geftalten und darf durch die willfürliche Auf- 
nahme des Wortes „Heros“ das Zeichenrecht des &. nicht durchkreuzen. 
(Ebenjo RGStr. Bd. 30 ©. 12, öfterreich. E. in R. u. U. II 251; a. M. 
Staub, Komm. z. HGB. Anm.25 zu $37, teilweife auch Waſſermann, 
R. u. U. VI 356.) Nur wenn dieje Firma ſchon vor der Eintragung des 
Zeichens beitanden Hätte, jo wäre ihr Gebrauch auch nachher noch zu— 


Gebraud) von Wohnungs», Herjtellungsangaben zc. trotz Zeichenſchutz. 575 


fäjfig. Dagegen ift ein Karl Heros, der nad) der Eintragung des Zeichens 
für die Waren des &. ein Nähmajchinengeichäft errichtet, nicht gehindert, 
jeine Waren mit der Firma „Karl Heros“ zu verjehen; denn in diejem 
Falle ift das Wort Heros, weil e3 der bürgerliche Name des Kaufmanns 
ift, für die Firma unentbehrlich. 

5. Wohnung. Diejer Begriff ift nicht im engften Sinne zu 
verftehen, ald ob darunter nur die Angabe der Straße und der Haus- 
nummer zu verjtehen wäre; vielmehr ift auch der Wohnort gemeint 
und es jteht ferner der Drt der Handelöniederlafjung bezw. der Si 
einer Gejellichaft u. dgl. der Wohnung i. ©. des $ 13 gleih (Selig- 
john N. 2). Die Wohnungsangabe muß wirklich den tatjächlichen Ver— 
hältnifjen entiprechen, damit der Schuß des $ 13 Plaß greift; das wäre 
3. B. nicht der Tall, wenn ein Mietövertrag nur zum Scheine abge- 
ſchloſſen wäre (Seligjohn a. a. D.). 

6. Angaben über Art ꝛc. der Herftellung, über die Beſchaffen⸗ 
heit zc. von Waren. Wie in N. 1 bemerkt, wollte dad Geſetz den 
Fall treffen, daß ein irgendwie zur Bejchreibung von Waren dienen- 
des Wort wit anderen Elementen zujammen, alfo gemäß $4Nr.1 in 
zuläffiger Weije ald Zeichen eingetragen ift und verhindern, daß durch 
jolhen Eintrag andere Perſonen im Gebrauch ſolcher Worte geftört 
würden (vgl. RG., PMZBI. VIII 280). Aber die Tragweite der Be- 
ftimmung geht über diejen Fall hinaus. Es ift nämlich jehr wohl 
möglich, daß ein Wort ohne Zutaten als Zeichen eingetragen wird, von 
welchem das Patentamt irrtümlich” annimmt, daß es nicht unter Die 
in $ 4 Nr. 1 aufgeführten Kategorien von unzuläffigen Wortzeichen 
falle. Die dort in N. 3 lit. b erwähnten Beiipiele zeigen ja deutlich, 
wie flüjfig mitunter die Grenze zwiſchen zuläfligen und unzuläſſigen 
Wortzeichen if. Da nun der $ 13 die dejfriptiven Wörter troß eines 
follidierenden Zeicheneintrags allgemein freigibt, jo muß angenommen 
werden, Daß diejer Eintrag in Anjehung der durch $ 4 Nr. 1 vom 
Schutze ausgejchloffenen Wörter nicht die in 8 12 bejtimmte Wirkung 
ausübt, daß aljo die Zuläffigfeit der Benutzung jolcher Worte nicht, 
wie died 3.8. für Freizeichen gilt (ſ. N. 4 zu 8 12), von der Löſchung 
des Eintragd abhängt und daß daher, wenn jemand, wegen Beichen- 
rechtöverlegung belangt, vor Gericht einwendet, der Zeicheneintrag jei 
im Widerſpruch mit $ 4! erfolgt, diejer Einwand nicht injolange zurüd- 
gewiejen werden muß, als das Zeichen nicht gelöjcht ift, jondern vom 
Gericht auf jeine Stichhaltigfeit zu prüfen ift. (Uebereinftimmend Freund 
©. 329, Rhenius N. 1, Kent Nr. 490; auch RG. in PMZBI. IV 165 ° 
fteht offenbar auf diefem Standpunkte. Dagegen nimmt RG. PM8Bl. 
VIII 279 an, $ 13 habe nur den Fall im Auge, wo das eingetragene 
Warenzeichen außer etwaigen dejfriptiven Angaben noch anderweitige 
Beftandteile aufweilt.) Bezüglicy der möglichen deſkriptiven Bezeich— 
nungen j. die Erläuterungen zu 534 Nr. 1 (0. ©. 466 ff.). Zu den Be- 
ihaffenheitsangaben gehören auch freie Warennamen (RGE. Bd. 49 
©. 101, RG., PMZBI. VI 217). 

Wie bezüglich des Namens, der Firma und der Wohnungsangabe 
(I. N. 2), jo gilt auch Hinfichtlich der dejkriptiven Wörter, daß fie nicht 
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in der eigentümlichen figürlichen Geftaltung oder Kombination mit 
anderen Elementen gebraucht werden dürfen, in welcher fie in dem ge- 
ihügten Warenzeichen verwendet find (RGStr. Bd. 32 ©. 313, Bd. 33 
©. 307). 


Die Beitimmung des $ 13 ift nicht dazu da, dem Patentamt, 
wenn es im Zweifel ift, ob nicht die beantragte Eintragung möglicher- 
weile gegen $ 4! verjtoßen könnte, die Enticheidung diejer Frage zu 
eriparen, etwa von dem Gefichtspunfte aus, daß ja angelichts des $ 13 
die Eintragung doc feine Nachteile für andere Gewerbetreibenden mit 
fi bringen werde; denn die legteren werden, wenn ein Wort, das fie 
mit Recht für ein durch $ 13 freigegebenes halten, als Zeichen ein- 

etragen ift, nicht jelten Bedenken tragen, das Wort zu verwenden, weil 

Be befürchten, ihre Anjchauung könnte eine irrige jein und fie könnten, 
im Falle gerichtliche Verfolgung gegen fie eingeleitet würde, unterliegen. 
(Ebenio Ahenins &.104, gegen PU, FMZBI. II 172.) 

7. In abgefürzter Gehalt. Die Zulafiung von Abkürzungen 
hat praftiiche Bedeutung hauptſächlich für die Fälle, in welchen erft 
durch die Abfürzung eine Kollijion der verwendeten Worte mit einem 
eingetragenen Zeichen entiteht. Das Gejeß wollte die üblichen Waren- 
bezeihnungen von der Monopolijierung zu Gunften des Zeicheninhabers 
ausichließen; es ift daher anzunehmen, dat es Abkürzungen gleichfalls 
nur injoweit zulafien wollte, als diejelben verfehrsüblich find, wie z. B. 
A. für Mark, kg für Stilogramm, Nr., No für Nummer u. dgl. Da es 
der Berfehräfitte nicht entipricht, den Familiennamen abzufürzen, ins- 
bejondere nur den Anfangsbuchitaben zu jegen, da ferner hiemit auch 
den berechtigten Intereſſen des Namensträgers nicht gedient würde, weil 
der abgefürzte Familienname die Herkunft von Waren nicht genügend 
bezeichnet, wird dieje Art der Abkürzung, wenn dadurch ein Zuſammen— 
ſtoß mit einem geihügten Zeichen eintritt, nicht für ftatthaft erachtet 
werden können. Dagegen ift die Abkürzung des Vornamens gebräuchlich 
und daher jtatthaft jelbit dann, wenn dadurch die Berwecjelung mit 
dem Namen eines anderen ermöglicht wird (jo 3.8. ift zuläjlig, für 
„Franz Müller“ die Abkürzung „sr. Müller“ zu gebrauchen, obwohl 
dies auch die Abkürzung von Friederich Müller jein kann, vgl. RGEStr. 
Bd. 32 S. 397), ebenjo fann der Vorname, ein Adelsprädilat, der Doktor— 
titel, ein Beifat wie sen., jun. u. dgl. weggelafjfen werden. Ein Joſeph 
Schwarzmüller 3. B. kann jeinen Namen auf 3. Schwarzmüller oder 
den Familiennamen allein reduzieren, nicht aber ftatt des letzteren bloß 
Sch. oder Schwarz oder Müller zeichnen (ebenjo Kent Nr. 499, 500, 
teilweije aM. Seligjohn N. 2). Auch die Abkürzung von Firmen 
fann nur in jehr beichränkttem Maße ftattfinden, denn es entipricht der 
faufmänniichen Sitte, die Firma immer genau jo, wie fie angenommen 
worden ift, zu gebrauchen, insbejondere aljo auch den Vornamen, wenn 
er ausgeichrieben ijt, niemals abzufürzen. Die Firma muß aljo aud 
in der abgefürzten Gejtalt jo ericheinen, daß die Identität nicht in 
frage geftellt werden fann, e3 dürfen nur unmwejentliche Beitandteife 
Foelgelanen werden, alle charakteriftiichen und wejentlichen Merkmale, 
vermöge welcher die Firma auf ein beftimmtes Rechtsſubjekt hinweiſt, 
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müſſen auch in der abgekürzten Geftalt vorhanden jein. (RGE. Bd. 20 
©. 72, Bd. 38 ©. 80; RGEStr. Bd. 32 ©. 397, in PMZB. VI 91: Aus 
einer Firma, die aus mehreren Worten befteht, darf nicht willfürlich 
eines herausgegriffen werden; OLG. Hamburg a. a.D. ©. 79: Befteht 
die Firma aus Vor- und Zunamen und einem Zufag, der den Nanıen 
des früheren Inhabers der firma und das Wort „Nachfolger“ enthält, 
jo darf nicht der Name des Vorgängers allein gebraucht — aljo nicht 
3. B. für die Firma „Gabriel Heller, Simon Kern Nachfolger” die Ab- 
fürzung „Kern“ angewendet werden; OLG. Frankfurt, PRZBL. VII 179: 
Weſentliches Merkmal einer Gejellichaftsfirma ift der das Gejellichafts- 
verhältnis andeutende Zujag; Kent Nr. 525. — Eine andere Meinung 
vertritt Seligjohn N. 2; wenn, wie ©. mitteilt, die Berliner „Attien- 
brauereigejellichaft Friedrichshöhe, vormals Pagenhofer” zur Bezeichnung 
ihrer Produfte nur das Wort „Papenhofer” verwendet, jo erblidt fie 
darin faum eine Abkürzung ihrer Firma, jondern einen Warennamen, 
wie denn auc unter diefem Namen deren Bier im Verkehr befannt ift. 
Warennamen will aber der $ 13 nicht jhügen. Wäre aljo der Name 
„Patzenhofer“ für einen anderen ald Warenzeichen eingetragen, jo könnte 
fih obige Firma, wenn fie diefen Namen allein ald Warenzeichen be- 
nüßte, auf $ 13 nicht berufen.) 

S. Der $ 13 geftattet nur das Anbringen des eigenen Namens ꝛc., 
den Gebrauch dejfriptiver Angaben im Gejchäftsverfehr. Dagegen ge- 
währt die Bejtimmung nicht das Necht, den Namen, die Firma ꝛc. troß 
Uebereinftimmung mit einem bereits eingetragenen Zeichen in die Rolle 
eintragen zu (offen, (RG., PMZB. VI 215; aM. OLG. Hamburg 
ebenda ©. 82, welches fi mit Unrecht auf RG., PMZBI. III 197 beruft.) 


Ss 14. 

Mer wiſſentlich oder aus grober Fahrläſſigkeit Waaren 
oder deren Verpadung oder Umhüllung oder Ankündigungen, 
Preislijten, Gejchäftsbriefe, Empfehlungen, Rechnungen oder der— 
gleichen mit dem Namen oder der Firma eines Anderen oder 
mit einem nach Maßgabe diejes Geſetzes gejchügten Waaren- 
zeichen widerrechtlich verfieht oder dergleichen widerrechtlich ge- 
fennzeichnete Waaren in Verkehr bringt oder feilhält, ift dem 
DVerlegten zur Entjchädigung verpflichtet. 

Hat er die Handlung wifjentlich begangen, jo wird er 
außerdem mit Geldjtrafe von einhundertfünfzig bis fünftaufend 
Mark oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten beftraft. Die 
Strafverfolgung tritt nur auf Antrag ein. Die Zurüdnahme 
des Antrages iſt zuläffig. 


Ankündigungen ıc. 5. Civilprozefiuales 15. 
Ausland 11, 19. | Entihädigung 11. 
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hrläffigteit 10. 


Täterſchaft 17. 
eilbalten 8. i 


Teilnahme 17. 


irma 2. Verjährung 14, 22. 

eichäftspapiere 5. Berlegter 12. 

nderfehrbringen 8. Verpflichteter 13. 

ertum ®9c, Verſehen von Waren, Berpadung ac. 4, 6. 
Name 2. Wappen 2a. 


Rechtsirrtum 9c, 


Warenzeichen 3. 
GStrafantrag 21. 


Widerrechtlichkeit 7. 


Strafbare Handlung 16. Wiffentlichkeit 9. 
EuıR 18. — — im allgemeinen 1. 
Strafverfahren 23. | ujammentreffen jtrafbarer Handlungen 20. 


3. Zeihenihut im allgemeinen. Das Zeichenrecht genießt, wie 
icon bemerkt (j. N. 6 zu $ 12), auch ohne ausdrüdliche Beftimmung 
des Geſetzes Schuß gegen fünftige Störung auf dem Wege der ab- 
wehrenden Klage; dieje jeßt zwar eine gegenwärtige Störung, welche 
eine weitere Beeinträchtigung bejorgen läßt, nicht aber eine vollendete 
Nechtsverlegung voraus und erfordert fein jubjektives Verſchulden (j. 
N.6 zu 8 12, Eingang und lit.a). Weiter war (a.a. O. lit.b) von der 
dem Beichenberechtigten unter Umftänden zuftehenden Feſtſtellungs— 
flage, ſowie (a. a. O. lit. e) von der Zuläfligkeit einftweiliger Ver— 
fügungen die Rede. 

Der vorliegende Paragraph nun ſtattet das Zeichenrecht für den 
Fall einer vollendeten ſchuldhaften Verletzung mit einem noch 
wirkſameren Schutze aus, deſſen Eintritt von der Gefahr weiterer Stö— 
rung nicht abhängt. Er beſtimmt nämlich als Rechtsfolge einer wiſſent— 
lichen oder grob fahrläſſigen Verletzung des Zeichenrechts Entſchädi— 
gungspflicht, als Rechtsfolge wiſſentlicher Verlegung überdies Straf- 
barkeit der Handlung. 

Der gleiche Schutz wie dem eingetragenen Warenzeichen wird 
dem Namen und der Firma, ſoweit es ſich um deren Gebrauch zur 
Bezeichnung von Waren handelt, vom Geſetze verliehen. 


A. Die zur Entſchädigung verpflichtende und die Strafbarkeit be— 
gründende Handlung nach ihren objektiven Merkmalen. 

I. Gegenftände des Schutzes ſind a) Name und Firma (Note 2), 
b) —* Warenzeichen (N. 3). 

2. Name und Firma. Beide find an und für fich, d.h. ohne 
Eintragung in die Zeichenrolle, durch $ 14 gejchügt. Aber diefer Schuß 
bezieht ji nur auf den Gebraud von Name und Firma zur Bezeich- 
nung der in $ 14 aufgeführten Gegenftände, insbejondere zur Waren- 
bezeihnung. Ein andermweiter widerrechtlicher Gebrauch fällt nicht unter 
die gegenwärtige Bejtimmung. (Siehe bezüglich des Namens BGB. $ 12, 
bezüglih der Firma $ 37 des HGB., bezüglich beider $ 8 des Geſetzes 
zur Befämpfung des unlauteren Wettberwerbes.) 

Name, Firma eines anderen gebraucht, wer eine Bezeichnung 
anwendet, die dem Wortlaute nach mit dem Namen oder der Firma 
des anderen übereinjtimmt. Ob eine folche Uebereinftimmung trog Ab— 
änderungen oder Zuſätzen anzımehmen fei, ift nad Maßgabe des 8 20 
zu beurteilen (ROR. X 344). Eine Berichiedenheit bloß in der Schreib- 
weiſe wird namentlicd; dann, wenn durch fie die Ausſprache nicht ver- 
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ändert wird, bedeutungslos fein; jo 3. B. wenn ein fremdländijcher 
Name jo wiedergegeben wird, wie man im .Deutichen denjelben aus— 
fpricht, wenn alfo etwa ftatt Dudevant „Düdwang“ geichrieben wird. 
Das Gleiche wird dann an unehmen jein, wenn der Nachahmer. eine 
Screibart wählt, die zwar Hr die deutſche Sprache eine Berjchieden- 
heit des Klanglautes mit fich bringt, aber für ein fremdes Idiom den 
gleihen Klang hervorruft, der dem Worte feiner urfprünglichen Schreib» 
weiſe nach im Deutſchen entipricht; z. B. wenn der Name „Lömwenthal“ 
auf Waren, die zum Berfehr im engliſchen Sprachgebiete beftimmt find, 
„Lovendall“ geichrieben wird (Seligjohn N. 3 Abi. 4, dann N. 4 zu 
$ 20; Kent Nr. 852; anders RGC. 25 ©. 114 auf Grund 8 18 des 
Marienſchubgefehes vom 30. November 1874, deſſen Faſſung von ber 
des 8 20 wejentlih abwich.) — Ein unter 8 14. fallender Gebraud 
des Namens oder der Firma liegt auch dann vor, wenn Name oder 
Firma in Verbindung mit Berzierungen, Figuren 2c. auf der Ware 
angebradt jind ( ROHG. 20 ©. 353, 24 ©. 228, Kohler, Markenſchutz 
©. 162, 278). 

Wer jelbjt zur Führung des Namens oder der Firma berechtigt 
iſt, kann den Namen oder die Yirma natürlich ohne Rüdjicht auf das 
Necht eines anderen auch zur Warenbezeichnung benugen. Daran än- 
dert auch der Umftand nichts, dak Name oder Firma mit der Firma 
eines renommierten Gejchäftes der gleichen Branche gleichlautet und Dies 
benügt wird (Alexander-Katz in d. Ztichr. f. gewerbl. Rechtsſchutz 1894 
©. 354; ſ. aber u. N. 7). Dagegen dürfen lediglich ähnliche Namen 
oder Firmen nicht durch Bufäge oder Beränderungen zu gleichlautenden 
gemacht werden (Merkel in Holg. Hdb. d. Strafr. Bd. 3 ©. 833). Leb- 
tere3 könnte 3. B. durch Gebrauch eines anderen Vornamens oder Bei- 
fügung eined anderen Ortsnamens gejchehen (Oppenhoff, Redtipr. 
XII, 100). Hat jemand mit einem in das Handeläregifter bereits ein- 
getragenen Kaufmann gleihe Bor- und Familiennamen, jo muß er 
ohnehin, wenn er an demjelben Orte oder in derielben Gemeinde ein 
Geichäft betreiben und feines Namens als feiner Firma fich bedienen 
will, einen Zuſatz machen, durch den ſich die Firma von der bereits 
eingetragenen deutlich unterjcheidet (HGB. $ 30); die Weglafjung diejes 
Zufages bei der Warenbezeichnung würde einen Eingriff in die Rechte 
des anderen enthalten (Kohler, Markenſchutz S. 142). Es darf ferner 
niemand jeinen Vornamen, der mit dem Familiennamen eines anderen 
identisch ift, ohne Zuja des eigenen Familiennamens zur Waren- 
bezeichnung gebrauchen (Kohlera.a.D. ©. 143); wer aljo z. B. Karl 
Mayer heißt, dürfte feine Waren nicht lediglich mit dem Namen „Karl“ 
bezeichnen, wenn dadurch etwa auf den Gewerbetreibenden Franz Karl 
hingewiejen würde. 

Der Schuß des Namens und der Firma wird nicht ausgeichlofjen 
dadurd, daß ein anderer fich ein Warenzeichen eintragen läßt, welches 
widerrechtlich den Namen oder die Firma enthält (ROHG. 24 ©. 230, 
NIE. 25 ©. 117; ſ. auch N. 5 a. E. zu 8 1). 

Im übrigen ift der Schuß des Namens und der Firma je ber 
jonder3 zu betrachten. 
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a) Name. Geſchützt ift der Name im rechtlichen Sinn, der 
bürgerlihe Name. (©. das zu 8 13 N. 3 Bemerkte; Völderndorff 
in Endemanns Hdb. Bd. I ©. 219; RGC. 126: eine Aftiengejellichaft 
führt einen Namen im rechtlichen Sinn nur mittel ihrer Firma.) 

Geihügt ift nicht nur der Name eines Produzenten oder Kauf— 
manns, jondern aucd der einer Perſon, welche geichäftlichen Dingen 
ganz ferne ſteht (KGEStr. 29 ©. 333, 365, 30 ©.93, 31 ©. 31). In 
jedem alle ift aber zu prüfen, ob mit dem Gebrauch eines Namens, 
der mit dem eines anderen gleichlautet, auch ein Hinweis auf dieſen 
anderen verbunden ift, ob nicht vielmehr ein bei Bezeichnung der Ware 
gemachter Zuſatz Ddiejen Hinweis geradezu ausjchlieft, zumal wenn 
mehrere Träger desjelben Namens eriftieren (RGStr. 30 ©. 93). 

Ein ee fann im Laufe der Zeit im Verhältnis zu 
einer Ware, die urjprünglid nur von dem Träger des Namens pro- 
duziert wurde, den Charakter eines Sachnamens erhalten haben, jo 
das, wenn der Name zur Bezeichnung der Ware benüßt wird, derjelbe 
nur die Gattung oder Qualität der Ware, nicht den Urjprung aus 
der Produftionsitätte des Namensträgers zum Ausdrucke bringt. Sit 
dies der Fall, jo fällt der Gebraud des Namens nicht unter $ 14, tft 
vielmehr allgemein erlaubt; denn der Gebraud; des Namens „eines 
anderen“ jet immer die Beziehung des Namens zur Perſon des 
Trägerd voraus, welche hier fehlt (RGStr. Bd. 30 ©. 93, vgl. auch 
Br. 29 ©. 366; RG. in PMZBI. II 143). Die Entwidlung eines Ber- 
jonennamens zu einem Sachnamen vollzieht fich in ähnlicher Weiſe wie 
die eines Individualzeichens zu einem Freizeichen (j. 0.N. 2,1 lit. e zu 
84) Mejentlich ift dafür ein durch längere Zeit dauernder allge- 
meiner Gebrauch des Namens ald Warenbezeichnung und ferner ein 
freier Gebraud, d. i. ein jolcher, der nicht mit dem erkennbaren Willen 
des Namensträgers im Widerjpruche fteht. (Bgl. Kohler in R. u. U. 
1 38; II 129 — die Bezeichnung „Liebigs Fleiſchextrakt“ betr. —; 
Seligjohn N. 3 Abi. 3; Kohler, Martenihug ©. 146 ff.) Weſentlich 
verijchieden von dem Gebraud eines Namens im Sinne eines Sadı- 
namens ift die Verwendung eines Namens in der Weife, daß lediglich 
zum Ausdrucke gebracht wird, die Ware jei nach Art der Herftellung 
oder des Materiald derjenigen gleich, die urjprünglid nur von dem 
Träger des Namens produziert wurde. Wird lediglich dieſes Ber- 
hältnis im deutlicher Weife zum Ausdrucke gebracht, nicht aber der 
Anſchein ermwedt, als ftehe der Namensträger zu der konkreten Ware 
in bejonderer Beziehung — jei es als Produzent oder durch irgend- 
welche Unterjtügung oder Kontrolle der Fabrikation u. dgl. —, jo liegt 
eine Bezeichnung der Ware mit fremdem Namen überhaupt nicht vor. 
(Sp insbejondere, wenn ed nur heißt „nad dem Syitem X.“, 3. 8. 
„Reformkleidung nach dem Syſtem Lahmann“, „Stahl, Syftem Befjemer“ 
— anders dagegen: „Bejlemer-Stahl”; RGStr. 29 ©. 331, Kohler, 
R.u.1U.139. Eine bejondere Beziehung der Ware zu dem Namens- 
träger und deshalb ein gegen 8 14 verftoßender Gebraud des Namens 
eined anderen wurde gefunden in der Bezeichnung „von Prof. Dr. K. 
empfohlen“, j. RGStr. 31 ©. 32). 
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In dem Gebrauch eines Perjonennamens liegt ferner der Hin- 
weis auf eine bejtimmte Berfon dann nicht, wenn der Name, wie der 
einer geſchichtlichen Perjönlichkeit, zum Gemeingut aller geworden 
ift (vgl. REStr. Bd. 29 ©. 356). Immerhin kann der Gebrauch eines 
folhen Namens dadurd ein unbefugter *— daß ein Träger des— 
ſelben den Gebrauch verbietet (Seligſohn N. 3). 

Ein Ortsname iſt nach Maßgabe des 8 14 geſchützt, inſoweit 
die den Namen tragende Gemeinde ein Gewerbe betreibt und der Name 
auf die Gemeinde als juriſtiſche Perſon und als Produzentin der betr. 
Ware hinweiſt (RGStr. Bd. 31 ©. 292, in PMZBI. IV 268, betr. die 
Bezeichnung „Pralinss de Carlsbad“). 

Auch die Namen von Ausländern genießen den Schuß des 
8 14, wenn die Borausfegungen des $ 23 Abf. 1 gegeben find und der 
Name au in dem betr. Auslandsftaate Schuß genießt (RGE. Bd. 46 
©. 125, in PMZBL. VII 51; RG. ebenda ©. 55; ſ. das Nähere bei 
$ 23 Abi. 3). Die Beſtellung eines inländijchen Vertreters ($ 23 Ab. 2) 
ıft für den Schuß des Namens nicht erforderlih (RGEStr. 31 ©. 30). 

Der Shut des Namens erjtredt fi nicht auf das Wappen 
einer Perjon; die Faſſung des $ 14 läßt dieſe Ausdehnung nicht zu 
(a. M. Mittler ©. 209). Hinfichtlich des Anſpruchs auf Löſchung eines 
rg welches ein Familienwappen widerrechtlich enthält, ſ. 

re. ß 

Firma. Was den Schub der Firma betrifft, jo gilt zu— 
nächſt als dasjenige, was zu 813 in N. 4 bemerkt ift. Die Firma 
eines anderen gebraucht auch derjenige, welcher den diejelbe fennzeich- 
nenden Namen verwendet, jedoch einen anderen Ort als den der Nieder- 
lafjung des Firmeninhabers beifügt (Stenglein N.4; preuß. OTr., 
DOppenhoff, Redtipr. 14 ©. 586, 17 ©. 586; in GA. 24 ©. 59%). Ge- 
ihüßt ift nur die Firma, nicht der Fabrikationsort. Wenn e3 daher 
war nicht geitattet ift, durch Dinzufügung des Domizil einer anderen 
— zur eigenen gleichnamigen Firma dieſe mit jener völlig gleich— 
lautend zu machen (ſ. o. in den allgemeinen Bemerkungen zu Name 
und Firma, ©. 578 ff.), jo ift doch durch $ 14 nicht verboten, der eigenen 
Firma den Fabrifationsort eines anderen, deſſen Firma völlig anders 
lautet, hinzuzufügen. (RGStr. Bd. 29 ©. 57. Hiernady fällt die Be- 
zeichnung von Waren mit den Worten Sossidi fröres de Constanti- 
nople“, weil eine gleichnamige Firma in Konſtantinopel nicht exiſtiert, 
nicht unter 8 14, obwohl die Firma „Sossidi freres” in Hamburg 
domiziliert; dagegen wäre $ 14 anwendbar, wenn es eine Firma „S. fr.“ 
ſowohl in Konftantinopel, al3 auch in Hamburg geben würde und nun 
auf Waren der Hamburger Firma von der Art, wie fie auch von der 
Ktonftantinopeler Firma in Verkehr gebracht werben, der Zuſatz „Constan- 
tinople” neben der Firma „S. fr.” angebradt würde.) Die unbefugte 
Beifügung eines anderen Fabritationgortes fann aber unter $ 16 fallen. 

3. Warenzeihen. Der widerrechtliche Gebrauch eines Waren- 
zeichens zieht die Rechtsfolgen des nn immer dann nach ji, wenn 
das Zeichen „nach M aßgabe dieſes Geſetzes geſchützt“ iſt. Da 
die Eintragung eines Warenzeichens bewirkt, daß dem Eingetragenen 


582 IV. Geje zum Schuß der Warenbezeichnungen. $ 14. 


ausſchließzlich das Recht des Zeichengebrauchs zufteht ($ 12), ift jedes 
in die Beichenrolle ($ 2) eingetragene Zeichen ein nad Maßgabe 
diejes Geſetzes geſchütztes Zeichen (vgl. das in N. 4 zu $ 12 Bemerfte). 
Es kann ſich aljo der Nichtberechtigte gegenüber dem Bormwurfe, da 
er Waren ꝛc. mit einem geichüsten Warenzeichen verjehen habe, ab- 
geiehen von den Fällen des $ 13 (j. dort N. 6), nicht darauf berufen, 
daß dieſes Zeichen gemäß $ 4 nicht Hätte eingetragen oder gemäß $ 8 
von Amtöwegen hätte gelöjcht werden jollen und deshalb den Schuß 
nicht genieße. (Die gegenwärtige Beſtimmung weicht daher auch von 
der Fallung des forrejpondierenden $ 14 des Gejeßed vom 30. November 
1874 ab, indem es dort hieß: „mit einem.... zu ſchützen den Waren- 
eichen.) Wenn aber in der Zwijchenzeit, d. i. nad) der zum Gegen- 
* der civil- oder ſtrafrechtlichen Verfolgung gemachten Verwendung 
es Zeichens und vor Beginn des gerichtlichen Verfahrens oder anch 
nur, bevor die gerichtliche Entſcheidung ergeht, das Zeichen gemäß 88 
oder 89 gelöſcht wird, ſo kann dem Entſchädigungsanſpruch oder der 
Strafklage der Einwand, daß ein Rechtsgrund für die Löſchung ſchon 
vor der angeblichen Zeichenrechtsverletzung vorhanden war, im Hinblick 
auf $ 12 Abſ. II wirkſam entgegengeſetzt werden (ſ. Erläut. 8 zu $ 12). 

Ein Warenzeichen ijt aber aud nur dann ein gejchüßtes, wenn 
es nach Maßgabe dieſes Gejeges eingetragen ift. Wer nur das von 
einem anderen tatjächlic gebrauchte, nicht aber eingetragene Beichen, 
wenn auch zum Zwecke der Konkurrenz, verwendet, verftößt nicht gegen 
8 14. (RGE. 18 ©. 93; ſ. das Nähere in N. 4 zu 8 12; j. aber auch $ 15.) 

Geſchützt ift ein Warenzeichen immer nur in der Gejtalt, 
in welcher e3 angemeldet und eingetragen ift, nicht aber jo, wie es 
von dem Berechtigten tatfächlic geführt wird, wenn das geführte 
Zeichen von dem angemeldeten abweicht. Demnach kann die Frage, 
ob die Nahahmung mit dem Originale übereinftimme und die etwaigen 
Abweichungen wejentliche oder unmejentliche jeien (vgl. 8 20), nur dur 
Bergleihung der Nahahmung mit dem eingetragenen Zeichen, nicht 
durch Bergleihung mit dem tatjächlicy geführten, nicht alle Teile des 
eingetragenen wiedergebenden oder in jonftiger Hinficht, 3. B. in der 
Farbe verjchiedenen Zeichen entichieden werden (j. N. 3 zu $ 12). 

Das geihügte Warenzeichen eines anderen verwendet nicht nur 
derjenige, welcher ein völlig identisches Zeichen anbringt, jondern auch 
derjenige, der ein Zeichen gebraucht, daS dem gejhügten zum Verwechſeln 
ähnlich fieht (8 20, j. die Bemerkungen daſelbſtſ. Durch Beifügung 
des Namens oder der Firma zu dem Beichen wird die Uebereinjtim-» 
mung des legtern mit dem gejchüßten Zeichen, wenn fie jonft bejteht, 
nicht alteriert (RGStr. Bd. 1 ©. 130; preuß. Ob.Trib. GA. 27 ©. 222). 
Sit ein Wort feinem SKlanglaute nad) als Zeichen geihüst, jo muß 
jede Wiedergabe des Wortes zum Zwede der Warenbezeihnung, auch 
eine foldhe, die nur bei der Ausiprache eine Verwechjelung im Verkehr 
hervorrufen würde, als Verlegung des fremden Zeichenrecht3 angejeben 
werden J——— ©. 318). Für die Entſcheidung der Frage nach der 
Uebereinjtimmung zweier Zeichen durch die Gerichte ift eine frühere Ent» 
iheidung des PA. auf Grund der $$ 5, 6 nicht bindend. (S.N. 3 zu $ 12.) 
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Nur der Gebraud) eines gejchügten Zeichens al3 Warenzeichen, 
nicht jediweder Gebrauch desjelben wird von 8 14 getroffen (j. N. 2 
lit. a, ce zu $ 12). Wie die Geftalt der Ware jelbft nicht ald Waren- 
zeichen eingetragen werden fann (j. N. 5 zu $ 1), jo erjcheint auch 
ein geſchütztes Warenzeichen nicht als nachgeahmt, wenn der Ware 
—— dem Zeichen ähnliche Geſtalt gegeben iſt (RG., Bolze 12 

* ). 

II. Name, Firma und Warenzeichen find geſchützt a) gegen wider: 
rechtliches Verſehen von Waren, deren Berpadung oder Umhüllung und 
von gewiſſen anderen Gegenftänden, insbejondere Gejchäftspapieren 
(N. 4—7); db) gegen Inverkehrbringen oder Feilhalten widerrechtlich 
getennzeichneter Waren (N. 8). 

4. Waren, deren Berpadung und Umhüllung. Es heißt nicht 
„eine Waren”; aud die Waren des zur Führung des geichüßten 
Zeichens Berechtigten darf ein anderer nicht willkürlich mit dieſem 
Zeichen verjehen; jo 3. B. darf der Händler nicht das minderwertige 
Fabrikat eines Produzenten mit dem — welches dieſer lediglich 
für ein beſſeres Fabrikat eintragen ließ, verſehen, der Käufer einer 
flüſſigen, in Flaſchen gefüllten Ware nicht den Inhalt mehrerer Flaſchen 
zuſammengießen und die hierauf neuerlich gefüllten Flaſchen mit dem 
Warenzeichen des Verkäufers verſehen; der Käufer einer Ware, nachdem 
er ſie zerteilt oder in Flüſſigkeit aufgelöſt hat, beim Weiterverkauf der 
kleineren Pakete oder der die Slüffigfeit enthaltenden Fläſchchen ſich 
nicht des geſchützten Warenzeichens bedienen. (NG. Str. Bd. 4 ©. 171, 
BD. 23 ©. 365, Bd. 30 ©. 95; RG. GA. 46 ©. 26; LG. Berlin, PM.- 
381. 1175.) Denn das Warenzeichen joll nicht bloß befunden, daß die 
bezeichnete Ware die des Berechtigten ift, jondern auch, daß diejer jie 
bezeichnet und damit die moralische Garantie der Echtheit und Boll- 
fommenheit übernommen hat. (Kohler, Markenſchutz ©. 289.) Des- 
halb ift es auch ganz gleichgültig, ob bei der erwähnten Manipulation 
des Umfüllens einer Flüffigkeit dieje völlig unverändert, aljo der Zu— 
jammenjegung und Qualität nad) diejelbe bleibt, wie die, welche der 
Käufer von dem Zeichenberechtigten bezogen hat. Ja es wäre jogar 
ebenjo zu entjcheiden, wenn in eine mit dem gejhüßten Zeichen verjehene 
Flaſche wieder genau diejelbe Flüſſigkeit hineingegofien würde, melde 
zuvor darin war. (Seligjohn N. 13 zu $ 12.) 

Da ein Zeichen immer nur für bejtimmte Waren eingetragen 
wird und fich daher auch das Zeichenrecht nur auf dieſe und gleich- 
artige Waren erftredt (58 2, 12 und N.2,a, aa zu $ 12), verfehlt ſich 
derjenige, welcher das eingetragene Zeichen zur Warenbezeihhnung ver- 
wendet, auch nur dann gegen $ 14, wenn er gleichartige Waren 
mit dem geichüßten Zeichen verjieht. Die Benützung des Zeichens für 
Waren anderer Art fteht jedem frei. Für den Schuß des Namens 
und der Firma gilt dieje Einfchränfung nicht (RGStr. Bd. 26 ©. 233). 
E3 darf aljo 3. B. eine Fahrradfabrif ihre Produkte auch nicht mit 
der Firma eines Nähmajchinenfabrifanten verjehen, und ebenjomwenig 
den Namen eines Künftlers, Schriftitellers, überhaupt eines Nichtgewerbe- 
treibenden auf ihre Waren jegen (vgl. N. 2a). 
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un ber Berpadung und Umhüllung ſ. N. 2 lit. a, bb 
zu 81 

Ankündigungen, Preisliſten, Geſchäftsbriefe, Empfehlungen, 
Rechnungen oder dergleichen — ſ. N. 2c zu $ 12. 

In der Kommiſſion (j. Beriht ©. 6 u. 7) wurde beſonders be- 
tont, dab aud die Anbringung eines gejchütten Warenzeichens zur 
Verzierung, 3. B. als Bignette auf Briefbogen, — fi. 

6. Verſehen mit dem Warenzeichen ꝛc. S. hierüber die Be- 
merfungen in N. 2 lit. a, ce und lit. c zu $ 12. Die Ausdrüde „der- 
jehen“ und „anbringen“ (88 12, 13) find gleichbedeutend. Was "ins- 
bejondere die in $ 14 aufgeführten Gejchäftspapiere (Rechnungen 2c.) 
betrifft, jo find diefe mit dem Namen eines anderen „verjehen“, wenn 
der Name darauf angebradt ift und damit die Unterjtellung herbei- 
geführt wird, daß die Ware, auf melde z. B. die Rechnung lautet, von 
demjenigen herrühre, deſſen Name in der Rechnung fteht. Nicht erforder- 
lich ift, daß das Geichäftspapier ſelbſt fich ald von dem Inhaber des betr. 
Namens direkt oder indireft ausgegangen ausgibt. (RGE. Bd. 36 ©. 15.) 

In dem bloß mündlidhen Gebraud der in einem geichüßten 
Warenzeichen enthaltenen Worte ift ein „Verjehen“ der Ware mit dem 
geihühten Zeichen nicht zu finden (1. N. 2 zu $ 12). 

Das Verjehen der Ware zc. mit dem Beichen, dem Namen oder 
der Firma eines anderen begründet Entihädigungspflicht und Straf- 
barkeit nur dann, wenn es geichieht in der Abjicht, den bezeichneten 
Gegenftand in Berfehr zu jegen — j. darüber N. 2 lit. a, dd zu $ 12. 

7. Widerrechtlich — d. i. ohne objektiv befugt zu jein, ſich 
des Namens, der Firma oder des Warenzeichend zu bedienen. Wb- 

ejehen von 8 13 und von den Fällen bejonderer Erlaubniserteilung 

( u.) ift nur der Träger des Namens, der Inhaber der Firma, der— 
jenige, für den das Zeichen eingetragen ift, zum Gebrauch befugt und 
handelt jeder andere widerrechtlich, der einen Namen oder eine Firma 
zur Warenbezeichnung überhaupt, ein eingetragenes Warenzeichen zur 
Kennzeichnung von Waren der Art, für welche das Zeichen eingetragen 
ift, verwendet. (Darüber, da der Gebrauch von Name und Firma 
aucd dann verboten ift, wenn der Berechtigte überhaupt feine oder doch 
feine gleichartigen Waren führt, ſ. N. 2 lit.a und N. 4; darüber, daß 
auch Waren des Zeicheninhabers ohne deſſen Willen nicht von einem 
anderen mit dem Zeichen verjehen werden dürfen, N. 4.) Iſt aber das 
Zeichen gerade jür denjenigen, der es benüßt, eingetragen, jo handelt 
diefer auch dann nicht widerrechtlich, wenn ein anderer vor ihm den 
Eintrag des nämlichen Zeichens erwirkt hat und deshalb nad $ 9 
Ziff. 1 die Löſchung des jpäteren Eintrags zwar verlangen kann, fie 
aber noch nicht herbeigeführt hat (RGStr. Bd. 30 ©. 211, |. N. 4a. €. 
zu $ 12). 

Die Widerrechtlichleitt wird ausgeichlojjen durh die Ein- 
willigung des Berechtigten, alſo durch die Erteilung der Erlaubnis 
zur Führung des Namens der Firma oder des Warenzeihend.. Was 
zunächit den Gebraud) eines fremden Namens oder einer fremden 
Firma anlangt, jo Hat die von dem Berechtigten erteilte Erlaubnis 
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jedenfalls die Wirkung, daß ihm gegenüber die Bezeichnung von 
Waren ꝛc. mit dem Namen oder der yırma nicht widerrechtlich it, daß 
ferner derjenige, dem ausſchließlich die Erlaubnis gegeben iſt, unbefugte 
Dritte von dem gleichen Gebrauch des Namens oder der Firma ausſchließen 
lann (RGEStr. Bd. 29 ©. 353; RG. in PMZB. IV ©. 236). In der 
Regel wird dieje Erlaubniserteilung auch die Wirkung Haben, daß 
andere zur Führung desjelben Namens oder der gleichen Firma Be- 
rechtigte den Gebraud; des Namens oder der Firma demjenigen, der 
die Erlaubnis erhalten hat, ebenjowenig wie demjenigen, der jte erteilt 
hat, verbieten können. Doch gilt dies nur mit einer wichtigen Ein- 
ihränfung: Wer jelbft nit Waren, um deren Bezeichnung es ſich 
handelt, produziert oder in Verkehr bringt, kann auch einem anderen 
nicht mit Wirkung gegen Dritte die Benügung jeines Namens zur 
Warenbezeichnung geitatten. Es ift dies ebenjowenig zuläffig, wie es 
angeht, daß jemand, der jelbft kein Gejchäft betreibt, eine „Firma“ auf 
einen anderen überträgt (j. HGB. $ 22, Staub Anm. 3 dajelbjt und 
die dort angeführten Enticheidungen).. Der bloße Name oder die 
firma einer Berfon kann eben überhaupt nicht Gegenjtand eines Rechts— 
geicpäftes mit dem Erfolg jein, daß dadurch ein gegen Dritte wirkſames 

echt auf den Gebrauch dieſes Namens zur Warenbezeichnung erworben 
und den Dritten das Recht auf ausichliefliche Führung und Benugung 
der Firma zur Warenbezeichnung entzogen würde (RG. in PMZBI. II 
143). Mit anderen Worten: Die Uebertragung des Rechtes auf den 
Gebrauch eines Namens oder einer Firma zur Warenbezeichnung wirkt 
gegen andere Berechtigte nur dann, wenn fie geichieht zu dem Zwecke, 
daß der Erwerber des Rechtes Waren, zu welchen der Uebertragende 
jelbjt ald Produzent oder Händler in Beziehung fteht, mit dem Namen 
oder der Firma bezeichnen und jo bezeichnet in Verkehr bringen darf. 
Der typiſche Fall einer ſolchen Uebertragung ift der, daß der Erfinder 
die gewerbliche Verwertung des Gegenftandes jeiner Erfindung einem 
anderen überträgt und dabei den Gebrauch jeines Namens zur Bezeich- 
nung der Produkte geftattet. Würde dagegen z. B. die Firma Nikolaus 
Falkenbuſch Nähnadeln produzieren, jo fönnte ſich ein Ludwig Hopf- 
meier, der ebenfalls Nähnadeln fabriziert und feine Waren mit der 
Firma „Falkenbuſch“ ohne deren Erlaubnis bezeichnete, nicht darauf 
berufen, ein Bädergehülfe namens Nikolaus Falkenbuſch Habe ihm den 
Gebrauch jeines Namens erlaubt. 

Auch in Anfehung geihügter Warenzeichen wird die Widerredht- 
lichkeit durch die Zuſtimmung des Berechtigten zum Gebraud) des 
Beichens ausgeſchloſſen RGC. Bd. 13 ©. 157, RGEStr. 26 ©. 237, Ende- 
mann in Buſchs Archiv 32 ©. 67; a. M. Kohler, Markenſchutz ©. 242, 
der Widerrechtlichfeit auch hier annimmt und nur die Entichädigungs- 
pflicht für die Dauer der Lizenz zejlieren läßt. Vgl. N.8 zu 87,0. ©.521). 

Die Erlaubnis zur Benügung eines Namens, einer Firma oder 
eined Warenzeichen fann unter Umftänden durch fonfludente Hand- 
(ungen erteilt werden. Die Veräußerung einer mit dem gejchüßten 
Zeichen verjehenen Ware zum Zwecke des Weiterverfaufs gejtattet aber 
an fi) noch nicht den Schluß, da dem Abnehmer der Gebrauch des 
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Zeichens auch beim Weiterverfauf der Ware in veränderter Geftalt 
geftattet werden wollte (R&Str. Bd. 30 ©. 95). 

Hat jemand das Recht, einen Namen oder eine Firma zu führen, 
jo handelt er (vorbehaltlich deſſen, was oben in N. 2 ©. 579 bemerkt 
ift) auch dann nicht im Sinne des $ 14 widerredhtlidh, wenn er den 
Namen 2c. in einer Weiſe benußt, welche darauf berechnet und geeignet 
ift, Verwechſelungen mit dem Namen oder der Firma eines anderen 
hervorzurufen, insbejondere diejelben Schriftzüge wie dieſer anwendet. 
(RGStr. Bd. 32 ©. 314, in PMZBI. V1192, RGC. Bd.2 ©. 142; a.M. 
Seligjohn N. 3 zu 813.) Dagegen fann die Handlung von 8 8 des 
Geſ. zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbe getroffen werden 
(RGStr. a.a.D.). Unter Umftänden kann auch eine Verlegung des 
Ausftattungsrechtes eines anderen in Mitte liegen (ſ. N. 2 a. E. zu $ 15) 
oder es kann, wenn nicht nur der Name oder die Firma allein, ſon— 
dern zugleich gewifje Zutaten nacgeahmt find, in Verbindung mit 
welchen Name oder Firma für einen anderen ald Warenzeichen ein«- 
getragen ift, eine Verlegung des Rechts auf Schuß diejes Warenzeichens 
gegeben jein (REStr. a. a. D.). 

8. nverfehrbringen, Feilhalten dergl. widerrechtlich gekenn⸗ 
zeichneter Waren. ©. bezüglich der Begriffe „Inverkehrbringen“, „Feil- 
halten” N. 2 lit. b zu $ 12. 

Nur das Jnverkehrbringen von Waren, nicht aud das In— 
verfehrbringen von mwiderrechtlich bezeichneten Geichäftspapieren ꝛc. bildet 
einen bejonderen Tatbejtand neben dem widerrechtlichen Berjehen (RGStr. 
Bd. 35 ©. 415). 

Verboten ift das Inverkehrbringen objektiv widerrechtlich 
(1. N. 7) gefennzeihneter Waren, gleichviel in welcher Abjicht die 
Kennzeihnung erfolgte und von wem fie vorgenommen ift. Entſchä— 
digungspflichtig und ftrafbar ift mithin beim Vorhandenjein der übrigen 
Borausjegungen ebenjo derjenige, welcher Waren, die er jelbjt nur zum 
eigenen Gebrauch unbefugt bezeichnet hat, nachträglich in Verkehr bringt, 
wie derjenige, der die Waren mit dem widerrechtlih angebrachten 
Zeichen von einem anderen erhält und nun in Verkehr jegt. Es ift 
ferner ohne Belang, ob die Bezeichnung jchon urjprünglich eine wider- 
rechtliche war oder eine jolche erjt geworden ift, wenn ihr nur das 
Merkmal der Widerrechtlichkeit zur Zeit des Anverfehrbringens an- 
haftet, jei e3, daß das auf der Ware angebrachte Zeichen ert in der 
Zwiſchenzeit eingetragen wurde, jei es, daß der Berechtigte zuerft jeine 
Einwilligung zur Bezeichnung gegeben, diejelbe aber in der Smiichen- 
zeit zurüdgenommen hat. Das Wort „widerrechtlich“ bezieht ſich näm- 
lich nicht auf die Tätigkeit der Bezeichnung, die eine rechtmäßige ge- 
weſen fein kann, jondern nur auf den Zuftand des Bezeichnetjeins 
zur Zeit des Inverkehrbringens (RGStr. Bd. 5 ©. 106, Bd. 20 ©. 112, 
Bd. 26 ©. 237). Da das Feilhalten eine fortdauernde Handlung ift, 
fann ſich jemand gegen $ 14 auch dadurch verfehlen, daß er eine Ware, 
deren Bezeichnung bei Beginn des Feilhaltens noch nicht widerrechtlich 
war, nach Eintritt der Widerrechtlichkeit, 3. B. nach der jpäter erfolgten 
Eintragung des Zeichens noch weiter feilhält. In anderen Fällen des 
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Inverkehrbringens wird dagegen die Handlung mit der Vollendung 
meift abgeſchloſſen jein, jo daß ein jpäterer Eintritt der Widerrechtlich- 
feit zu Ungunjten des Täter nicht verwertet werden fann. 

Zur Begründung der Erjabpflicht und der Strafe gehört natür- 
- auch in Anjehung des Inverkehrbringens das Borhandenjein der 
jubjeltiven Erfordernifie (ſ. N. 9 u. 10). Wuc in diefer Beziehung ge- 
nügt es, wenn das Verſchulden zur Zeit des Anverfehrbringens vor- 
handen ift, follte auch der Täter zur Zeit der Bezeichnung in gutem 
Glauben gemwejen jein (RGStr. Bd. 5 ©. 106). Was den noc jpäteren 
Eintritt der jubjeftiven Borausjegungen betrifft, jo muß bezüglich des 
Feilhaltens dasjelbe angenommen werden, was eben in Bezug auf den 
jpäteren Eintritt der Widerrechtlichfeit bemerkt wurde; wer aljo, ob» 
wohl er inzwiichen des Tatbejtandes der Zeichenrechtöverlegung ſich be- 
wußt geworden ift, eine urjprünglid in gutem Glauben feilgehaltene 
Ware unter der widerrechtlihen Bezeichnung noch weiter feilhält, macht 
fi) jchadenserjagpflichtig und ftrafbar. Entipredend muß aber das 
oben bezüglich der anderen Fälle des Inverkehrbringens Gejagte eben- 
falls Anwendung finden, wenn das Berjchulden erjt Pla greift, nach— 
dem das Inverkehrbringen vollendet if. Wer aljo in gutem Glauben 
eine mwiderrechtlich gekennzeichnete Ware bereit3 durch Veräußerung in 
Berkehr gejegt Hat, fann nicht zur Verantwortung gezogen werden, 
wenn er troß erlangter Kenntnis von der Zeichenrechtsverlegung die 
Ware nicht aus dem Verkehr zurüdzieht, jollte er auch hiezu noch im 
Stande jein. (Vgl. LG. Bremen, PMZBI. I ©. 317; a. M. Kent Wr. 610 
a. E. unter Bezugnahme auf RGEStr. 18 ©. 98, welche Enticheidung 
aber auf Grund $ 19 des Sozialiftengejeges erging, zu deſſen Tat- 
beftand das von dem „Inverkehrbringen“ mwejentlich verichiedene Mert- 
mal des „Berbreitens“ gehörte.) Solange das Inverkehrbringen noch nicht 
vollendet ijt, aljo 4. B. die Ware fich nod) in den Händen des Boten befindet 
(ſ. N. 2 lit. b zu $ 12), wird in dem jchuldhaften Unterlaffen der Zurüd- 
ziehung der Ware allerdings ein Verſtoß gegen $ 14 erblickt werden müſſen. 

Widerrechtlich gefennzeichnet ift eine Ware auch dann, wenn eine 
mit dem fremden Warenzeichen verjehene ———— verwendet und 
das Zeichen nicht völlig beſeitigt oder gänzlich unkenntlich gemacht, 
ſondern nur vorübergehend verdeckt iſt (j. die Zitate in N. 2 lit. a, cc 
a. E. zu 8 12, insbeſ. RGEStr. 24 ©. 97, LG. Berlin, R. u. U. VII 171), 
nicht weniger dann, wenn das Zeichen zur Zeit der Uebergabe der 
Ware nicht fihtbar ift, weil die Ware verpadt und eingewidelt ift. 
(Preuß. Ob.Trib., Oppenhoff, Redtipr. 12 ©. 568.) 

Eine widerrechtlihe Kennzeichnung liegt natürlich nicht nur im 
Falle unbefugten Gebrauchs eines geſchützten Warenzeichens, jondern 
aud dann vor, wenn die Ware mwiderredhtlid mit dem Namen oder 
der Firma eines anderen verjehen tft. 


B. Die jubjeltiven Merkmale der Handlung. 
Für die Strafbarkteit (Abi. 2) ift Wijjentlichleit (NM. 9) 
vorausgejegt. Entihädigungspflicht tritt bei Wijjentlichkeit 
(N. 9 und bei grober Fahrläfjigfeit (N. 10) ein (Abi. 1). 
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Die Feſtſtellung grob fahrläjjigen Handelns ift das Min- 
defte, was das Geſetz für den Anſpruch auf Entihädigung vorausjegt. 
Aus einer mit einem geringeren Grad von Fahrläſſigkeit oder völlig 
ihuldlos begangenen Handlung erwächſt auch fein Erſatzanſpruch auf 
Höhe der Bereicherung. Ein jolder Aniprud kann auch nicht etwa 
auf Grund der 8$ 812 ff. des BGB. erhoben werden; denn ber $ 14 des 
gegenw. Gej. wollte dad Maß der durch eine Zeichenrechtöverlegung be- 
gründeten Berantwortlichfeit erichöpfend regeln (RGE. Bd. 15 ©. 132, 
Kohler, Marfenihuß ©. 353, Kent Nr. 577). 

Die abwehrende Klage jeßt, jomweit fie den Schuß des ein- 
getragenen Zeichens bezwedt, feinerlei Verſchulden voraus (i. 
N.6lit.a zu $ 12). Dagegen geniefen Name und Firma nach dem 
gegenwärtigen Gelege Schuß nur gegen wifjentlihe oder grob fahr- 
läjligen Gebrauch zur Warenbezeihhnung; das Geſetz hat ein abjolutes 
Recht, die Waren 2c. mit dem Namen oder der Firma zu verjehen, 
nicht geichaffen (j. $ 12, wo nur von dem eingetragenen Zeichen die 
Nede) und es ift Daher auch die abwehrende Klage auf die Boraus- 
jegung mwijjentlichen oder grob fahrläjjigen Handelns be- 
Ihränft (RG. PMZBI. VII 250). 

9. Wiflentlih (aleichbedeutend mit vorjäßlich), d.h. mit dem 
Bemwußtjein, dat man die Merkmale des in $ 14 enthaltenen objektiven 
Tatbeitandes (ſ. N. 2—8) verwirfliche. 

a) Der Umfang des erforderlihden Bewußtſeins im allgemeinen. 
Gegen den Täter, der wegen wifjentlicher Zumiderhandlung gegen $ 14 
zur Verantwortung gezogen werden joll, muß feitgejtellt werden: 

aa) daß er der Tätigfeit des Verjehens einer Ware ıc. 
mit einem Warenzeichen, einem Namen oder einer Firma, oder des 
Inverkehrbringens oder Feilhaltens einer gekennzeichneten Ware 
überhaupt ſich bewußt war. Dies ift befonders wichtig für die Fälle, 
in welchen eine jolche Tätigkeit nicht von dem Gejchäftsherrn jelbft, 
jondern von einem Angeftellten vorgenommen wurde. Der Geichäfts- 
herr Hat vielleicht verboten, ein Warenzeichen, von deſſen Schuß er 
erit Kenntnis erhalten, fernerhin gebraucht werde, daß eine Verpadung, 
welche mit einer fremden Firma verjehen ift, für Waren verwendet 
werde, bevor der Firmavermerk befeitigt ift. Nimmt er an, daß jein 
Berbot beachtet werde, jo kann er, wenn dies nicht geichieht, wegen 
wiſſentlicher Verlegung des fremden Nechte® auch dann nicht zur 
Nechenichaft gezogen werden, wenn er ed an der erforderlichen Ueber- 
wadhung jeines Perjonals fehlen lief. Dagegen fällt ihm wenigſtens 
eventueller Vorſatz (j. u.) zur Laft, wenn er fih jagt, fein Befehl 
werde möglicher-, ja jogar wahricheinlichermweije nicht befolgt, da er 
nicht ernjt genommen werde, und wenn er trogdem benjelben nicht 
eindringlicher macht, weil es ihm recht ift, wenn das Verbot übertreten 
un und er es nur gegeben hat, um ſich dahinter verfchanzen zu 
Önnen; 

bb) daß er des angegriffenen fremden Rechtes und der 
mangelnden eigenen Befugnis, in dieſes Recht einzugreifen, fich 
bewußt war. Hiezu ift im einzelnen (abgejehen von der unten noch 
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u prüfenden Frage nach der Bedeutung des Rechtsirrtums) jedenfalls 
—* erforderlich: 

a) In Anſehung des Namens und der Firma. Der 
Täter muß wiflen, daß er den Namen eines anderen oder die einem 
anderen zuftehende Firm benügt und daß ihm fein Grund zur Seite 
ftehe, der die Benützung rechtfertigt. Was insbejondere den fremden 
Namen betrifft, jo iu er nicht nur wiſſen, daß der von ihm ge- 
brauchte Name mit dem einer anderen Berjon gleichlaute, jondern auch, 
daß bei der konkreten Art des Gebrauchs die Beziehung auf dieje be- 
ftimmte Perjon nicht vermieden werde, daß der perjönliche Name nicht 
zu einem Sachnamen geworden jei u. dgl. (RGEStr. 29 ©. 356, 30 
©. 94; ſ. hierüber und bezüglich anderer tatjächlicher Momente, welche 
von dem Bewußtjein des Täters bezüglich Name und Firma umfaßt 
jein müfjen, N. 2; vgl. auch RGStr. 29 ©. 366.) 

PB) In Unjehung der Warenzeichen ijt jeitend des Täters 
erforderlich Kenntnis deſſen, daß das bemüßte Zeichen ein zu Gunften 
eines anderen gejeglich gejchügtes, aljo ein in die Beichenrolle ein- 
getragenes und noch nicht elöichtee ift und daß ihm jelbjt ein Recht 
zu der vorgenommenen Verwendung nicht zufteht, insbejondere nicht 
auc für ihn das Zeichen eingetragen ift, der Berechtigte ihm die Er- 
laubnis zur Führung nicht gegeben hat u. ſ. f. (RGStr. 29 ©. 314). 

Das Merkmal der Willentlichfeit umfaßt dagegen nicht das 
Bewußtjein oder gar die Abficht, daß die Benutzung des fremden 
Beichens geeignet jei, die Abnehmer der Ware darüber, aus weldem 
Geichäft oder aus welcher Fabrik die Ware ftamme, irrezuführen 
(ROHG. 24 ©. 233, RGEStr. 29 ©. 34; Bd. 34 ©. 229); nicht das Be- 
mwußtjein, daß durd die Handlung ein anderer benachteiligt werde 
(RGStr. 24 ©. 98); nicht die Kenntnis der Perſon deö Berlegten, 
jomweit nicht das Bejtehen des fremden Rechtes von gewiſſen perjönlichen 
Berhältnijien, 3. B. dem Befig einer Niederlafjung im Inlande ($ 23), 
abhängt (Kohler, Markenſchutz ©. 359) oder etwa der Täter von einer 
Berjon die Erlaubnis zur Führung einer gewiſſen Bezeichnung erhalten 
hat und er dieje Perſon für den Berechtigten hält. 

b) Wiſſentlich handelt nicht nur, wer ſich der von ihm ver- 
wirflichten Tatbeſtandsmerkmale in einer jeden Zweifel ausjchließenden 
Weije bewußt ift, jondern auch derjenige, welcher zwar nicht von dem 
Vorhandenjein aller mwejentlichen Merkmale fichere Kenntnis hat, es 
aber für möglich hält, daß alle dieſe Merkmale gegeben jeien und 
auch auf die Gefahr hin, daß dieje jeine Annahme zutreffend jei, die 
Handlung vornimmt; wer aljo mit eventuellem Dolus handelt. (NG.- 
Str. Bd. 6 ©. 272, Bd. 11 ©. W, 237; REN. 6 ©. 547, Bd. 4 ©. 346; 
Samml. der Enticheid. des OLG. Münden Bd. 2 ©. 421.) Die Gleidh- 
ftellung des dol. ev. mit dem direkten Dolus, welche auch jonft für das 
Strafredt (j. u. a. Liszt, Lehrb., 12. Aufl., SIIN.5, Frank, Kom- 
mentar Bem. III zu 859 StGB., Olshauſen N. 6 zu 8 59) der herr- 
chenden Meinung entipricht, ift im Gebiete des Warenzeichenrechts von 
bejonderer Wichtigkeit. Someit insbejondere geſchützte Warenzeichen in 
Trage ftehen, wird in den meiften Fällen vom Täter Unkenntnis der 
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Tatjache des Schußes geltend gemacht und e3 würde wohl nur jelten 
gelingen, den Nachweis zu liefern, daß der Täter mit direftem Vor— 
ſatze gehandelt habe. Gerade hier muß aber der eventuelle Vorſatz für 
ausreichend erachtet werden; denn wer ein Zeichen aud für den Fall, 
daß es geihüßt ift, auf der zu vertreibenden Ware angebracht wiſſen 
will, eine Ware auch für den —* daß ihre Kennzeichnung eine wider- 
rechtliche ift, in Verkehr gebracht Haben will u. ſ. f, deſſen Handlung 
verdient die gleiche rechtliche Beurteilung, wie die eines mit direftem 
Bewußtſein Handelnden. Die Annahme, das gebrauchte Zeichen jei 
möglicherweije gejchüßt, wird fich in der Regel ſchon auf die Kenntnis 
der Tatjache ſtützen, daß überhaupt ein anderer das Zeichen auf Waren 
gleiher Art anbringt; in bejonderem Maße wird fich diefe Aunahme 
aufdrängen, wenn es ſich um eine wertvolle Ware und um ein be- 
jonders darakteriftiiches, in die Augen fallendes Zeichen handelt, wenn 
die Waren des anderen jchon eine jtarfe Verbreitung gefunden haben ꝛc. 
(RGStr. Bd. 14 ©. 419; RG. in PMZBI. V 229; RGC. Bd. 14 ©. 75); 
oder wenn gar der Berechtigte oder andere Perjonen den Täter bereits 
unter Hinweis auf das Beichenrecht des erfteren vor der Benüßung ge- 
warnt haben (RGEStr. Bd. 20 ©. 113, vgl. LG. Hannover, PMZBI. I 
194, 2G. Bremen, ebenda ©. 317) oder wenn ſich auf der Ware des 
anderen, in Ankündigungen derjelben u. dgl. der Vermerk findet: „ge- 
ſetzlich geſchützt“, „Schußmarfe”“, „trade mark“ oder ähnl. (LG. Bres- 
lau, PMZB. I 260) oder wenn wegen Beichenrechtsverlegung bereits 
Klage erhoben oder ein Strafverfahren eingeleitet ift (Kent Nr. 602); 
oder wenn etwa der Täter früher jchon das Zeichen zur Rolle an— 
gemeldet hat, jedoch zurüdgewiejen wurde mit der Begründung, das- 
jelbe ftimme mit einem für einen anderen eingetragenen Zeichen überein. 
freilich zwingen alle dieje Umftände, auch wenn fie als objektiv vor: 
handen und dem Täter bekannt feftgeftellt werden, noch nicht dazu, 
auf das Moment der Wiflentlichleit beim Täter zu jchliefen. Es iſt 
immerhin denkbar, daß ihre Kenntnis den auf andere bedeutfame 
Gründe geftügten guten Glauben des Täters nicht zu erjchüttern ver- 
mochte (vgl. RG., PMZBL. I 321), daß er alſo den in ihm aufgetauchten 
Gedanken an die Möglichkeit einer Verlegung fremden Nechtes wieder 
von ich wies. Kann dies zu Gunften des Täters angenommen werden, 
jo fann auch die Unentichuldbarkeit des Jrrtums, in welchem jener be- 
fangen war, aljo die Tatjache, dab es für ihm ein leichtes geweſen 
wäre, fich von dem Jrrtum zu überzeugen, den Mangel des Wiſſens 
nicht erjegen. Aber in all denjenigen Fällen, in welchen der Täter 
fih auf ſolche Gründe, die feinen guten Glauben troß des Vorliegens 
von Umftänden der erwähnten Art rechtfertigen könnten, nicht berufen 
fann, wird zu jagen fein: wenn der Täter diefe Tatjachen gelannt hat 
und troßdem nichts tat, um die hiedurch angeregten meite zu ber» 
icheuchen und jich Gewißheit über die Sachlage zu verichaffen, obwohl 
ihm dies ein leichtes gewejen wäre, jo ift der Schluß gerechtfertigt, daß 
e3 ihm gleichgültig war, ob ſich der Zweifel zu feinen Gunften Iöjen 
lafie oder ob die Löſung zur Klarlegung der Widerrechtlichkeit jeines 
Tuns führen werde, daß er aljo auch für den Iegteren Fall die Be- 
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zeichnung der Ware 2c. vornehmen, die gefennzeichnete Ware in Ver— 
fehr bringen wollte. Diejes, alſo die Vornahme der Handlung jelbft 
für den Fall, daß fie alle Merkmale des rechtswidrigen Tatbetandes 
erichöpfe, die Aufnahme der Verwirklichung aller dieſer Merkmale in 
den Willen muß unbedingt hinzufommen, wenn aud) nur von einem 
eventuellen Dolus die Rede jein ſoll. Bloßer Zweifel, verbunden mit 
der Verlegung der Erfundigungspflicht, genügt nicht. (RGStr. Bd. 15 
©. 34, Bd. 21 ©. 422; RER. Bd. 10 ©. 157; RO. in PMZB. V 229; 
Seligjohn N.7; Stenglein N. 11; nicht zutreffend ift daher die 
weitergehende Anficht von Kent Nr. 599 und gleichfalls nicht zu billigen 
it die Anfchauung Kohlers, Markenſchutz ©. 356, 357, als bedürfe 
ed, um Dolus anzunehmen, gar nicht der Feſtſtellung eines dolus 
eventualis, vielmehr genüge jchon das leichtlebige Nichtlümmern um 
das Recht des Dritten, was m. a. W. eine dentifizierung der groben 
Fahrläjjigfeit mit dem Vorſatze bedeuten würde.) 

e) Unter lit. a wurde bereit im allgemeinen das Gebiet um- 
ichrieben, über welches fich die Wifjentlichfeit erftreden muß. Als 
wejentlich ift dort insbejondere (zu bb) hervorgehoben das Bewußtſein 
von dem angegriffenen fremden Recht und der mangelnden eigenen Be- 
fugnis. Es ift ficher, daß dieſes Bewußtjein alle relevanten Tatſachen 
umfafjen muß, alfo 3. B. die, daß das nachgeahmte Zeichen in die Rolle 
eingetragen ift; daß alſo auf rein tatſächlichen Irrtum der Täter 
ur Verantwortung wegen wifjentlicher Zumiderhandlung gegen $ 14 
* berufen kann (vgl. StGB. 8 59; RGEStr. Bd. 15 ©. 351, RG. in 
PM3Bl. I 321 betr. den Irrtum in Bezug auf die Uebereinftimmung 
der Zeichen). Fraglich dagegen ift, inwieweit der Täter aud Rechts: 
irrtum geltend machen, aljo insbejondere ſich darauf ftügen kann, er 
babe gemeint, die ihm befannten Tatjadhen fielen nicht unter das an— 
zumendende Gejeß oder er habe die vom Geſetze vorgeiehenen Rechts— 
folgen nicht gefannt. Daß ein Irrtum über den Inhalt und die Trag- 
weite des Strafgeſetzes ſelbſt denjenigen, der fi der Rechtswidrigkeit 
jeine8 Handelns an fi bewußt ift, vor Beitrafung nicht ſchützt, darf 
ebenjo als ficher angenommen werben, wie der Saß, daf der Jrrtum 
über die civilrechtliche Folge einer als rechtswidrig erfannten Handlung 
die Erjagpflicht nicht ausſchließt. Demnach würde der wegen miljent- 
liher Zeichenrechtsverlegung Belangte 3. B. ohne Erfolg behaupten, er 
habe geglaubt, das Geſetz bedrohe eine Zeichenrechtöverlegung mit Straf- 
und Scyadenserjagpfliht nur unter der Vorausjegung, daß fie zum 
Zwede oder mit dem Erfolge der Täufchung anderer begangen oder 
daß fie gewerbsmäßig verübt jei oder die Strafbarkeit hänge von dem 
Borhandenjein eines Schadens ab oder das Geſetz beitrafe Beichen- 
rechtöverlegungen überhaupt nicht. Herrſcht in Bezug auf dieſe Sätze 
jo ziemlich Uebereinftimmung, jo wird doch weniger einmütig die Frage 
beantwortet, ob auch der Jrrtum über die Borausjegungen und 
über die Widerrehtlichfeit eines Eingriffs in das Warenzeichen- 
recht eines anderen für die Annahme des Vorſatzes in Betracht komme. 
Zunädjft der Irrtum über die in den $ 14 jelbjt aufgenommenen Hand- 
lungsmertmale — über die Begriffe „Berjehen von Waren“, „Inver— 
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fehrbringen“, „Feilhalten”, „Firma“ —, über die Tragweite des in 
$ 14 vorgejehenen Schuges von Name und Firma u. dgl.; dann Der 
Irrtum über die in den anderen Paragraphen des Gejeges beftimmten 
Borausjegungen des Schußes von Warenzeichen im engeren Sinne — 
3. B. über die rechtliche Wirkung der Eintragung eines Zeichens, die 
nad) $ 4 hätte verjagt werden jollen; über die Birfung ber Uebertragun 
des Zeichenrechts; über die Wirkung des gerichtlichen Ausjpruchs, da 
der Inhaber des Zeichens in deſſen Löſchung zu willigen habe, vor der 
tatfächlih erfolgten Löſchung; über die Geltung des früheren tatjäch- 
lichen Gebrauchs eines Zeichens gegenüber der zu Gunften eines anderen 
erfolgten Eintragung u. ſ. f. Man wird in allen diejen Richtungen den 
Irrtum für bedeutiam in dem Sinne erachten müflen, daß er den 
Borjap ausſchließt. Zunächſt muß dies für das Civilrecht, alſo 
für die in $ 14 Abſ. 1 beftimmte Schadenserjagpfliht angenommen 
werden (vgl. N. 6 lit. g zu 8 35 des Pat.Gei., o. ©. 274). * Bezug 
auf das Strafrecht unterſcheidet bekanntlich die herrſchende Meinung 
den Irrtum über Sätze des Strafrechts ſelbſt von dem Irrtum über 
Sätze, die einem anderen Rechtsgebiete angehören. Dabei hat aber 
das RG. in konſtanter Praxis für das Warenzeichenrecht ebenſo wie 
für das Patentrecht (ſ. o. S. 284) angenommen, daß die im Geſetze 
ſelbſt enthaltenen Beſtimmungen, welche die Vorausſetzungen betreffen, 
unter denen ein Eingriff in ein fremdes Zeichenrecht vorliegt, den un— 
mittelbaren Inhalt der Strafrechtsnorm bildeten, alſo inſoferne nicht 
civil», ſondern ſtrafrechtlicher Natur ſeien; denn indem die Strafredts- 
norm auf dieje Beitimmungen verweiſe, mache fie leßtere zu Bejtand- 
teilen der Strafvorjchrift jelbit (j. die Eitate o. ©. 284, welche ſich zum 
Teil jpeziell auf das Markenrecht beziehen; dem RG. jchließen ſich an 
Seligjohbn N.9, Stenglein N. 11, Kent Nr. 604, 605, 607, vgl. 
auch v. Bülow in GA. Bd. 45 ©. 321, 329). Dieſe Anficht kann aber 
durhaus nicht gebilligt werden. Bielmehr find und bleiben troß der 
Bezugnahme in $ 14 alle die Vorfjchriften, mwelche die Vorausjegungen 
de Schuges betreffen, civilrechtlicher Natur, der diesbezügliche Irrtum 
ichließt jomit den ftrafrechtlichen Vorſatz unter allen Umftänden aus. 
(Die nähere Begründung der hier vertretenen Anficht j. in meinem 
Kommentar zum Urh.RGej. vom 19. Juni 1901 ©. 239 fi.) Es muß 
ferner entgegen der herrichenden Meinung angenommen werben, daß 
auch, joweit die Nechtswidrigfeit nach der Beſtimmung des $ 14 zu 
beurteilen ijt, der Irrtum hierüber den ftrafrechtlichen Dolus aus- 
ichließt; denn die Untericheidung zwiſchen ftrafrechtlihem und außer- 
ſtrafrechtlichem Irrtum ift nicht haltbar. 

d) Das Moment der Wifjentlichfeit muß vorhanden jein zur 
Zeit der Begehung der rechtöverlegenden Handlung, es muß dieje be- 
herrſchen. Fit die Handlung eine fortdauernde (wie wohl in der Regel 
das Feilhalten) oder eine fortgejeßte, jo ift der Täter für denjenigen 
Teil jeines gefamten Verhaltens, der bereit3 von dem Vorſatze beherricht 
war, verantwortlich, nicht aber für den vorausgehenden Teil, da bie 
Anerfennung eines dolus subsequens zu verwerfen ift. (S. im übrigen 
bezügl. der Wifjentlichkeit zur Zeit des Inverkehrbringen: N. 8 ©. 587.) 
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e) Beweis der Wiffentlichkeit.. Daß im Strafverfahren Frei— 
jprehung erfolgen muß, wenn das Moment der Wiffentlichkeit nicht zum 
Nachteil des Angeklagten bewiejen ift und nicht etwa der Angeklagte 
jeinen Jrrtum zu beweijen hat, entipricht allgemein anerfannten Grund» 
jägen. Für den Zivilprozeh wird angenommen (RGE. 14 ©. 75, Kent 
Nr. 611), daß der Beklagte, der ſich auf Irrtum beruft, dieſen beweijen 
müſſe. Allein Irrtum über Merkmale des Tatbeftandes ift doch nichts 
anderes als der Mangel der Wijjentlichkeit in Anjehung ſolcher Merk— 
male. Behauptet aljo der Kläger wiljentliche Verlegung jeines Nechtes, 
jo gehört die MWiffentlichfeit zu den zur Begründung feines Anſpruchs 
erforderlichen Tatſachen, muß aljo im Beftreitungsfalle von ihm be— 
wiejen werden. Diejer Beweis kann nicht (wie RGC. a. a. D. meint) 
in allen Fällen dadurch erjegt werden, daß Kläger nachweift, Beklagter 
habe von der tatjähhlihen Benutzung des betr. Zeichens jeitens Des 
Ktlägers Kenntnis gehabt. Es ift eine Trage des einzelnen Falles, ob 
diefe Tatjache allein Schon den Schluß auf Die mala fides des Beflag- 
ten gejtattet. (Vgl. die Ausführungen zu lit. b oben.) Wenn freilich 
diejer Schluß gerechtfertigt ift, dann ift e8 Sache des Beklagten, jeiner- 
ſeits Umftände darzutun, welche troß allem die Fortdauer jeines guten 
Glaubens bemwirkten. Als eine innere Tatjache fann die Wiljentlichkeit 
wohl in der Regel nur durch Schlußfolgerung aus anderen Tatjachen 
bewiejen werden. Solche Indizien find u. a. die zu lit b aufgeführten 
Momente, injoferne zu jagen ift, daß durch fie in dem Benutzer ber 
fremden Warenbezeichnung mindejtens Zweifel angeregt wurden und es 
häufig, ja wohl in der Regel auf einen eventuellen Dolus zurüdzu- 
führen ift, wenn zur Löſung diefer Zweifel nichts getan wurde. Auder 
jenen Momenten fann für den Beweis der Wifjentlichkeit insbejondere 
verwertet werden, dab dieſelbe Perſon wegen mwiderrechtlicher Berwen- 
dung des nämlichen oder auch eines anderen Heichens jchon einmal 
verurteilt wurde; daß das gebrauchte Zeichen nicht ein einfaches ift, 
auf dejien Wahl vielleicht jeder fommen kann, jondern ein eigentürnlich 
zufammengefeßtes, welches nicht leicht durch Zufall ein zweites Mal frei 
fombiniert, jondern höchſt wahrſcheinlich nachgeahmt wurde; daß außer 
dem Zeichen auch noch die gleiche Warenausftattung oder Berpadung 
benügt wurde, jo dat anzunehmen ift, man jei darauf ausgegangen, 
die Abnehmer der Ware über deren Urſprung zu täujchen (ROHG. 22 
©. 379, RG. Bd. 14 ©. 419, Bd. 19 ©. 318, Bd. 26 ©. 391); daß das 
benußte Zeichen allgemein oder doc in den betr. Fachkreiſen als ge- 
jhüßtes befannt ift und der Benutzer zu dieſen Kreiſen gehört (LG. 
Breslau, PMZBL. I 260) u. ſ. f. 

Der Beweis der Wifjentlichfeit wird für den Prozeß wegen Ent- 
Ihädigung nicht überflüjfig dadurch, daß jemand, gegen den die ab- 
wehrende Klage gejtellt ift, während dieſes Prozeſſes fortfährt, das 
Zeichen zu benußgen; denn der Bellagte fann troß der Klageerhebung 
an jeinem guten Glauben feithalten. (RGE. 21 ©. 68, Seligjohn 
N. 17 Abſ. 3; a. M. Bolze in den Beiträgen zur Erläut. d. D. Rechts 
33 ©. 9, Kohler Aus dem Patent- u. Induſtrierecht II, 1.) 

10. Grobe Fahrläffigleit. Während in Uebereinjtimmung 
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mit dem früheren Gejeße für die Strafbarfeit der Zeichenrechtäver- 
legung ꝛc. an dem Erfordernifje der Wiffentlichfeit feftgehalten iſt, 
wurde hinfichtlicy der zivilrechtlichen Haftung (nach dem Korbilde der 
für Batente und für Gebraudsmufter geltenden Vorichriften) die grobe 
Fahrläſſigkeit der Wiſſentlichkeit gleichgeftellt; denn die Geltendmachung 
von Entihädigungsanjprücden wegen Verlegung eines Markenrechts 
icheitert leicht an der Schwierigkeit, den Nachweis der Wiſſentlichleit 
der Verlegung zu erbringen“. (Motive ©. 512.) Es jollte alſo in 
dieſer Beziehung „die Rechtsjtellung des Zeicheninhabers“, nicht minder 
aber aucd die des Trägers eines Namens und des Inhabers einer 
Firma, „verftärkt“ werden. Fahrläſſig handelt derjenige, welcher Waren 
2c. mit einem geſchützten Warenzeichen, mit dem Namen oder der firma 
eine3 anderen widerrechtlich verjieht, wenn er entweder überhaupt nicht 
fich vorftellt, da er in ein fremdes Necht unbefugt eingreife oder 
einen ſolchen Eingriff ji zwar als möglich vorftellt, aber alsbald dieie 
Borftellung durch den Glauben verdrängt, er werde den Eingriff ver- 
meiden und wenn er ferner die nad) Lage des Falles gebotene Sorg- 
falt, vermöge welcher er des rechtsverlegenden Erfolges jeiner Hand— 
lung ſich hätte bewußt werden können, anzuwenden unterläßt. (Bal. 
RGS;Str. Bd. 6 ©. 44, 124; Bd. 9 ©. 422, Bd. 15 ©. 38, Bd. 20 ©. 212, 
RER. Bd. 3 ©. 622, RGC. Bd. 26 ©. 210; BGB. $ 276). Es genügt 
aber nicht jeder Grad von YFahrläjfigkeit; vielmehr wird grobe Fahr— 
Läjjigfeit (in Uebereinftimmung mit dem Patent» und dem Gebrauchs— 
muftergejeße) vorausgejeßt, aljo eine befonders jchwere Verlegung der 
nach den Umftänden des Falles erforderlichen Sorgfalt. Zur Erläu- 
terung des Begriffes der „groben Fahrläſſigleit“ im Sinne vorliegender 
Geſetzesbeſtimmung wurde bei der zweiten Beratung von dem Regie— 
rungsvertreter hervorgehoben, daß ein Fabrikant (wohl auch ein Han- 
deltreibender), der feine Waren mit Marken oder mit marfenäbnlichen 
Zeichen zu verjehen pflege, künftig jich darüber zu informieren habe, 
ob jeine Marte das Recht eines anderen verlege; diefe Anformation 
jei wejentlich dadurch erleichtert, da die Verwaltung des Markenweſens 
zentralifiert werde und daß das Patentamt periodiiche und überjicht- 
liche Publikationen herausgebe; wer deſſen ungeachtet es verabjäume, 
ſich zu unterrichten, und infolge diejer Verſäumnis die Marke eines 
anderen benuße, werde in den Augen des Nichters ſich einer groben 
Fahrläffigkeit jchuldig machen. (Stenogr. Ber. ©. 2163.) Dieje Auf— 
fajjung des Regierungsvertreters iſt faum allgemein als zutreffend zu 
erachten; denn es fann jehr wohl der Fall jo gelagert fein, daß trof 
VBerabjäumung der Erfundigung grobe Fahrläfligfeit — d. i. Außeradht- 
laffung einer Sorgfalt, die bei gleiher Sachlage normaler Weije von 
feinem verjtändigen Angehörigen der gleichen Perſonenklaſſe aus den 
Augen gejegt würde — zu verneinen ift. (Vgl. RG. in jur. Wochen- 
ichrift 1900 ©. 347, in R. u. U. VII 171: Ob grobe Fahrläjfigkeit an- 
zunehmen, iſt frage des einzelnen Falles. Es läßt ich nicht generell 
das PVorhandenjein daraus ableiten, daß man jeder größeren fauf- 
männischen Firma die Verpflichtung unterjtellt, die ihren Geſchäftszweig 
betreffenden Veröffentlichungen über die Eintragung von Warenzeichen 
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zu verfolgen. Die für das Gebiet des Muſterſchutzes ergangene €. 
in RGStr. Bd. 20 ©. 212 trifft für die ganz anders gelagerten Ver— 
hältnifje des Warenzeichenſchutzes nicht zu.) Wer freilich für feine Waren 
ein Zeichen neu wählt und ſich gar nicht darum kümmert, ob es nicht 
für Waren gleicher Art bereits für einen anderen eingetragen it, dem 
fällt wohl in der Regel grobe Fahrläfjigfeit zur Lajt (vgl. OLG. Naum- 
burg u. RG., PMZBI. 1 283). Noch mehr wird dies der Fall jein, 
wenn jemand ein bisher geichüßtes, ihm als jolches befanntes Zeichen 
annimmt in der Meinung, dasjelbe jei nun wieder gelöicht, ohne hier- 
über fich zu vergewiflern. Dagegen wird im falle des Fortge— 
brauchs eines jchon längere Zeit in demjelben Gemerbebetriebe tat- 
jächlich verwendeten Zeichens, jei es auch von jeite eines Gejchäftsnad)- 
folgers, grobe Fahrläfligfeit darum allein, weil der Gewerbetreibende 
fich nicht erfundigte, ob nicht inzwijchen ein anderer dasjelbe Zeichen 
ſich ſchützen ließ, noch nicht anzunehmen jein. (Kent Nr. 616.) Sind 
demjenigen, der objektiv ein fremdes Zeichen-, Namend- oder Firmen- 
recht verlegt, Tatjachen befannt geworden, auf Grund welcher er ich 
die Möglichkeit eines Eingriffs in fremde Rechte vorjtellt, jo wird, 
wenn nicht der Schluß auf einen dolus eventualis gerechtfertigt ift (i. 
N. Ylit. b), meiftens doc grobe Fahrläffigkeit darin zu erbliden jein, 
daß die betr. Perjon die aufgetauchten Zweifel jofort verjcheucht, ohne 
dafür triftige Gründe zu haben und ohne namentlich diejenigen Schritte 
zu tun, durch deren Vornahme fie ſich Klarheit verichaffen könnte. (Vgl. 
RGC. Bd.6 ©. 22, RGEStr. Bd.2 ©. 143.) Dadurch eben unterjchei- 
det jih die Fahrläjfigkeit vom event. Dolus, daß der Täter den als 
möglich vorgeftellten Erfolg auf feinen Fall herbeiführen will, jondern 
ſich der allerdings leichtfertigen Erwartung hingibt, die gedachte Mög- 
lichkeit werde nicht zur Wirflichteit werden. ME 21 ©. 422.) 

Inſoweit nur ein Inverfehrbringen widerrechtlich gefenn- 
zeichneter Waren durd; andere Perjonen, als die, welche die Bezeich- 
nung vornahm, in Frage fteht, wird eine Erfundigungspflicht nur 
ausnahmsweije angenommen werden fünnen; denn es ginge wohl nicht 
an, von jedem Detailiften zu verlangen, daß er Nachfrage beim Butent- 
amte halte, ob jein Lieferant auch befugt jei, das auf den gelieferten 
Waren angebrachte Zeichen zu führen. Bier wird auf die Berjönlichkeit 
und den Geichäftsumfang des Händlers, auf den Umfang des Berfehrs 
der rechtmäßig bezeichneten Ware, auf den Grad der Zugänglichkeit 
öffentlicher Blätter, worin die Ware mit dem Driginalzeichen ange» 
fündigt ift, auf die mehr oder minder ausgeprägte Eigenart des Zeichens, 
jowie auf manche andere im Einzelfall auftauchende Umftände zu jehen jein. 

Häufig wird gelegentlich der Beitellung von Waren jeitens eines 
Handeltreibenden der Produzent erjucht, die zu liefernde Ware mit einem 
vom Bejteller beftimmten Zeichen, oder auch mit irgend einem Namen 
oder einer Firma zu verjehen. Würde hier der Produzent jeglicher 
Prüfung der Berechtigung des Beitellers fich entichlagen, obwohl ihm 
die erforderlichen Hilfsmittel zur Vornahme diejer Prüfung zu Gebote 
ftehen, jo würde er meift einer groben Fahrläjligfeit jich jchuldig machen. 
(Bgl. Zeitjchrift „Induſtrieſchutz“ 1892, Heft 6 ©. 24.) 
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C. Die Rechtöfolgen. 

I. Entihädigungspflict (N. 11—15; ſ. auch begügtich der Buße 
$ 18; der Bejeitigung der Kennzeichnung: 8 19 Abſ. 1 

11. Gntihädigung. Dieje umfaßt den Erſab des geſamten 
durch die Rechtsverletzung verurſachten Schadens einſchließlich des dem 
Berechtigten entgangenen Gewinnes, d. i. des Vorteils, welchen der Be— 
rechtigte gezogen hätte, wenn nicht ein anderer ſein Recht ausgebeutet 
haben würde. (Unzutreffend iſt die Anſicht Landgrafs N. 11, die 
Entſchädigungspflicht greife Platz, wenn auch kein Schaden verurſacht. 
Bol. auch RG., PMBl. VI 39.) Direkter Schaden kann dem Berech— 
tigten erwachſen durch die für nicht abgeſetzte Waren aufgewendeten 
Produktionskoſten u. dgl.; auch die auf die Erforſchung der Rechts— 
verlegung, auf die Warnung des Publikums vor dem Ermwerbe der 
widerrechtlich bezeichneten Ware und die Verdrängung der leßteren aus 
dem Berfehr erwacdjenen Auslagen find zu berüdjichtigen (Kohler, 
Markenſchutz ©. 363). Der entgangene Gewinn bedt ſich nicht not- 
wendig mit dem von dem Nechtsverleger gezogenen Gewinn, da dieſer 
möglicherweije durch einen Abjaß erzielt wurde, der dem Berechtigten 
nicht gelungen wäre. Doc wird für die Regel, wenn alſo nicht be— 
jondere, durch den Beklagten zu ermweijende Umftände vorliegen, der 
von diejem gezogene Gewinn bei Berechnung der Entihädigungsjumme 
zu Grunde zu legen jein. (RGStr. Bd. 6 ©. 272, Seligjohn N. 12.) 
Daß der durch die Rechtsverletzung tatjächlich erlangte Gewinn unter 
allen Umſtänden, aljo ohne Rüditcht darauf, ob das lucrum cessans 
des Berechtigten ſich jo hoch beläuft, herausgegeben werden müſſe, läßt 
ſich für das Warenzeichenrecht nicht wie für das Patentrecht begründen 
(vgl. N. 10 zu 8 35 des Pat. Geſ., o. ©. 279); denn man kann zwar, 
wenn jemand die Erfindung eines anderen benußt, jagen, er habe dieſe 
Benutzung gewiſſermaßen für Nechnung eines anderen vorgenommen 
und jei daher verpflichtet, herauszugeben, was er allein hiedurd) ge- 
mwonnen; aber dasjelbe läßt ſich nicht von demjenigen jagen, der Waren 
mit dem Zeichen eines anderen verjehen hat, die, weil ed meijt gar 
nicht die Waren des anderen find, diefer niemals mit demjelben Zeichen 
verjehen hätte. Die Berechnung der Schadenserjaghöhe muß aljo immer 
mit Nüdjicht auf den Gewinn geichehen, den auch der Berlegte ohne 
den Eingriff gezogen hätte. (Uebereinſtimmend Kammergericht in 
„Rechtipr. der OLG. auf dem Gebiete des Civ. R.“ Bd. 1 ©. 151 ff., 
in R. u. U. VII 170; in diejer Enticheidung ift daher auch der a. 
des Verlegten auf Rechnungslegung jeitens des Berlegers zurückgewieſen; 
vgl. auch Seligjohn a.a.Dd., Kent Wr. 577; a.M. Kohler, Marten- 
ihuß S. 360 ff, LG. Augsburg, PMZBL. 1151.) Bei Berechnung 
des dem Berechtigten entgangenen Gewinns ift von dem durch den 
Täter erlangten Gewinn jedenfalld der Betrag Ddesjenigen abzu— 
ziehen, was der Täter durch einen, wenn auch beichränften Abſatz, auch 
außerdem verdient hätte, vorausgejeßt, daß er für die betr. Ware ohne 
die mwiderrechtliche Bezeichnung überhaupt ein Wbjabgebiet gefunden 
hätte (Kohler a.a.D. ©. 360). Anderjeit3 wiederum ift jebr wohl 
möglich, dab der Gewinn, den der Täter erzielte, hinter dem Gewinn, 
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welchen der Verletzte gezogen hätte, erheblich zurüdblieb, weil die mit 
dem nachgeahmten Zeichen, dem fremden Namen oder der fremden 
Firma verjehenen Waren jo mangelhaft waren, daß mit ihnen lange 
nicht der Abſatz erreicht wurde, den der Berlegte ohne die widerredjt- 
liche Konfurrenz mit jeinen Waren gehabt hätte. Läßt jich in diejer 
Richtung eine Feititellung zu Gunften des Berlegten machen, jo muß 
die Eriaßpflicht für den entgangenen Gewinn entiprechend erhöht 
werden. Dabei fann unter Umjtänden aud die Zukunft mit in Rech— 
nung gezogen werden, wenn nämlich durch die Verbreitung minder- 
wertiger Waren unter der Firma, dem Namen oder dem Zeichen des 
anderen der gute Ruf, den dieje Kennzeichen genofien haben, verloren 
gegangen ift und es dem Berechtigten voraussichtlich überhaupt nicht 
mehr oder dod nur mit großer Mühe und erheblihem Aufwande ge- 
m wird, jein früheres Abjaggebiet wieder zu erobern (vgl. Kohler 

a. O. S. 362, RGStr. Bd. 4 ©. 173, 26. Augsburg, PMBl. I 151). 
Ratürlich darf auch bei Berücjichtigung jolcher Berhältnifje nur der- 
jenige Gewinn, welcher nad) dem gewöhnlichen Laufe der Dinge oder 
nad den bejonderen Umftänden, insbejondere nach den vom Berechtigten 
getroffenen Anftalten und Vorkehrungen mit Wahrjcheinlichkeit zu er- 
warten war, in den zu erjeßenden Schaden einbezogen werden (BGB. 
$ 252), während ganz ungewilje Möglichkeiten nicht ın Betracht fommen 
(RGE. Bd. 25 ©. 77). 

Wat die Schadensfeftiegung durch das Gericht anlangt, jo 
enthielt das frühere Martenjchußgeieg hierüber eine eigene Beſtimmung 
($ 16). In der Kommijjion über den Entwurf des gegenwärtigen Ge- 
ſetzes wurde anerkannt, daß $ 260 (nun $ 287) der EBD. auch hier 
zutreffe und eine Wiederholung des allgemeinen Grundiages in dem 
vorliegenden Geſetze deshalb erübrige. Gleichzeitig bezeichnete man es 
in der Kommijlion als einen Mangel, daß troß des $ 260 der Richter 
vielfady einen in der Regel ganz unmöglichen Nachweis des Schadens 
gefordert habe, jtatt, wie in anderen Induſtrieländern, das freie Er- 
mejjen entjicheiden zu laſſen; man gab der Hoffnung Ausdrud, daß die 
Gerichte Fünftig mehr wie bisher bei Anwendung des $ 260 die eidliche 
Schätzung des Schadens durch den Kläger zulafjen. 

Iſt einmal ein Entihädigungsanipruch durch eine gegen $ 14 
verftoßende Handlung begründet, jo wird er durch eine nunmehr er- 
folgende Löſchung des widerrechtlich gebrauchten Zeichens nicht berührt 
(Bolze 3 Nr. 224), es wäre denn, dat ein Löſchungsgrund jchon zur 
Zeit der Begehung der Handlung beitand (j. $ 12 Abi. 2 und Bemer- 
fungen biezu). 

Hat der Verletzte bereits im Strafverfahren eine Buße zuerkannt 
erhalten, ſo kann er einen weiteren Entſchädigungsanſpruch nicht geltend 
machen ($ 18 Abi. 2). 

Die Entihädigungspflicht beiteht auch für „bie im Auslande 
begangenen Rechtöverlegungen. (Seligiohn N. 2; 5. N. 6 lit. d zu 
8 12 und die Eitate dajelbit.) 

12. Der Anſpruchsberechtigte Verletzte) iſt vor allem der— 
jenige, welcher zur Zeit der widerrechtlichen Handlung im Beſitze des 
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Beichenrechtes war oder welchem der Name oder die Firma, womit 
die Ware bezeichnet ift, damals zufam. Hat der Berechtigte nad) der 
Rechtöverlegung den Geichäftsbetrieb mit dem Warenzeichen oder mit 
der Firma veräußert, jo fteht gleichwohl die Entjchädigungsforderung 
noch ihm zu, es wäre denn, daß er dieje ebenfalld übertragen hätte. 
—— Markenſchutz ©. 365; vgl. N.2a.E. zu $7.) Die Zuläſſig— 
eit einer jolchen Uebertragung des Entichädigungsanipruchs jteht außer 
allenı Zweifel, da fich diefer Anſpruch als ein wohl erworbenes Ber- 
mögensrecht darjtellt (vgl. RGC. Bd. 16 ©. 15). Wird die Zeichenrechts- 
verleßung begangen zu einer Zeit, da das Zeichenrecht von dem ur— 
iprünglichen Inhaber mit dem Gejchäftsbetriebe bereits auf eine andere 
Perſon übertragen oder auf einen Erben übergegangen, der Uebergang 
aber in der Zeichenrolle noch nicht vermerft ift, jo erjcheint zwar der 
Rechtsnachfolger als der Verletzte; er fann aber die Klage erjt nad) der 
Umjchreibung in der Zeichenrolle ftellen ($ 7 Abj. 2 u. N. 5 dajelbit). 

Neben demjenigen, für welchen das Zeichen eingetragen iſt, 
fommt als Verlegter der in Betracht, welchem zur Zeit der Rechts— 
verlegung die ausichließliche Vertreibung der rechtmäßig bezeichneten 
Ware innerhalb eines gemifjen territorialen Gebietes zuftand, der 
Monopolift (Kohler a. a. O. ©. 332 u. 365, RGC. 6 ©. 144, RGEStr. 
11 ©. 266, Seligjohn N. 10 zu $14, N.7 Ubi. 4 zu $ 7; anders 
ROHG. 21 ©. 221; a. M. aud Kent Nr. 586). 

Hat jemand von dem Erfinder einer Ware vertragsmäßig das Recht 
übertragen erhalten, dieje Ware fabrikmäßig herzuftellen und fie zum 
Zeichen, daß die Anfertigung unter der Autorität und Garantie des Er- 
finders erfolge, mit deſſen Namen zu verjehen, jo ift derjelbe, wenn ein 
Dritter gleichartige Waren unbefugt mit diejem Namen bezeichnet und die 
jo gefennzeichneten Waren in Verkehr bringt, als Berlegter anzujchen 
(NGStr. Bd. 29 ©. 353, 364). Nicht als Verlegter fommt in Betracht 
der Lizenznehmer (j. N. 8 zu $ 7). Kein Erjaganiprud) fteht ferner aus 
$ 14 dem getäujchten Käufer der widerrechtlich bezeichneten Ware zu 
(Kohler a. a. O. ©. 3921. Diefer fann aber unter Umjtänden nad) 
den Nechtsjägen über Kauf oder Betrug Entichädigung verlangen. 

Hat der Berlegte im Anlande feine Niederlajjung, jo 
fann er den Entichädigungsanipruh nur nah Maßgabe des $ 23 
geltend machen. 

. Der zur Entihädigung Berpflichtete ift derjenige, 
welcher die rechtöverlegende Handlung, deren Tatbeitand in $ 14 be- 
zeichnet iſt (ſ. N. 2—10), begangen hat, bezw. dejjen Erbe (vgl. BGB. 
$ 1967, bezüglich der jolidariichen Haftung mehrerer Erben $ 2058). 

Eine Beichenrechtsverlegung fann leicht im Gejchäftsbetriche 
einer juriftiichen Perſon, insbefondere einer Aktiengejellichaft, vor- 
fommen. Schon für das frühere Necht ging die Rechtiprechung dahin, 
dab für umerlaubte Dandlungen, wenn ſie von dem Vertreter der 
juriftiichen Berjon als jolhem begangen werde, legtere zu haften 
habe (j. u. WU. RGC. 18 ©. 120, 19 ©. 350, 22 ©. 261, Seligiohn 
N. 11). Nunmehr ift durch BGB. SH 31, 89 beftimmt, dab ein Verein, 
jowie eine juriftiiche Perjon des öffentlichen Rechtes (Fiskus, Ge- 
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meinde 2c.) für den Schaden verantwortlich ijt, den der Borjtand, ein 
Mitglied desielben oder ein anderer verfafjungsmäßig berufener Ver— 
treter dur eine in Ausführung der ihm zuftehenden Berrichtungen 
begangene, zum Schadenserjage verpflichtende Handlung einem Dritten 
zufügt. Der Grund diejer Haftung ift der, daß das Organ der juri- 
jtiichen Berjon, injofern es auf den Willen anlommt, mit diejer rechtlich 
zu identifizieren, e8 aljo ebenjo anzujehen ift, ald wäre die Handlung 
von der durch die phyſiſche Perſon repräjentierten juriſtiſchen Berjon 
jelbft vorgenommen — 19 S. 350). Dieſe Erwägung trifft natür— 
lich auch bei ſchuldhafter Zeichenrechtsverletzung zu; es kann daher gegen 
die Anwendung der cit. Paragraphen des BGB., da es ſich dabei nur 
um eine nähere Beſtimmung des Berpflichteten, nicht um eine Erwei— 
terung der in unjerem $ 14 fejtgejegten Verantwortung handelt, fein 
Bedenken beftehen (vgl. o. ©. 588). Die allgemeine Vorjchrift bezüglid) 
der Bereine ($ 31) findet auch auf Aftiengejellichaften Anwendung 
(Staub, Komm. 3. HGB. Anm. 9 zu $ 178, Anm. 35 zu $ 232. Die 
Beichräntung der Haftung auf die Tatbejtände der 88 823 fi. BOB. 
bei Staub Anm. 37 iſt wohl nicht in dem Sinne gemeint, al3 ob die 
Haftbarfeit der AG. bei jchuldhafter Zumwiderhandlung gegen andere 
Neichögejege zu verneinen wäre). Neben der juriftiihen Perjon haftet 
ſolidariſch der jchuldhaft handelnde Vertreter. (RGC. Bd. 30 ©. 44, 
Staub Anm. 33 zu $ 58, 37 zu $ 232.) Was ferner die offene 
Handelsgejellichaft betrifft, jo wurde jhon auf Grund von Art. 114 
des früheren HGB., welcher nur von der Verpflichtung durch Nechts- 
geichäfte eines zur Vertretung befugten Gejellichafters ſprach, ange- 
nommen, daß das Vermögen der Gejellichaft au dann hafte, wenn 
der Bertreter als ſolcher eine Patent» oder Zeichenrechtösverlegung be- 
gehe (RGC. Bd. 15 ©. 121; Seligjohn N. 11). Dies ift jegt gemäß 
$ 126 86GB. der neben den Geichäften allgemein Nechtshandlungen des 
Geſellſchafters als Gegenftand der Vertretungsmaht erwähnt, um jo 
fiherer Rechtens. (Ebenjo Staub Anm. 2 zu $ 126; bezüglich der Ber- 
tretungsbefugnis j. HGB. $ 125.) 

Die Haftung des Vertretenen für die von einem Vertreter 
begangenen Beichenrechtöverlegungen beftimmt ſich zunächſt nach den 
88 831, 832 BGB. Trifft den Vertretenen fein Verjchulden, jo haftet 
er nur auf den Betrag der Bereicherung. (Bgl. hierüber N. 8 lit. d 
zu $ 35 des Pat.Gei., o. ©. 277.) 

Mehrere Berpflichtete können vorhanden jein entweder, 
weil mehrere Berjonen voneinander unabhängig Eingriffe in das fremde 
Recht ſich zu Schulden kommen ließen (3.8. A verjieht jeine Waren 
widerrechtlih mit einem gejchügten Zeichen und veräußert fie, B er- 
wirbt ſolche Waren und bringt jie weiter in Verkehr, obwohl er von 
der widerrechtlichen Kennzeichnung erfahren hat); oder weil mehrere 
an einer und derjelben rechtsverlegenden Handlung teilgenommen haben 
(ald Mittäter, Gehilfen, Anftifter, j. darüber N. 17). In Fällen der 
erfteren Art wird zunächit jeder nur für denjenigen Schaden oder Teil 
des Gejamtichadens zu haften haben, den gerade feine Handlung an— 
gerichtet hat. So hat z. B. von mehreren Detailiften, welche wider- 
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rechtlich gefennzeichnete Waren jchuldhaft in Verkehr bringen, in der 
Negel jeder nur für den Schaden aufzufommen, der dem Berechtigten 
in Bezug auf das betr. Abjaggebiet zugegangen iſt. Wenn aber für 
den gejamten Schaden die Handlung eines jeden urſächlich gewirkt hat, 
it auch jeder für den ganzen Schaden verantwortlich und haften die 
mehreren als Gejamtjchuldner nach Maßgabe der 3$ 421, 426, 840 
BGB. Solidariihe Haftung gemäß diejen Beltimmungen tritt be- 
jonderd dann ein, wenn mehrere Berjonen Teilnehmer an derjelben 
Rechtöverlegung waren. (BGB. $ 830. Daß dieje die Haftung im all 
gemeinen normierenden Borjchriften des BGB. ihre Herrſchaft über 
das Gebiet der in den $$ 823 ff. enthaltenen Tatbeftände hinaus auf 
alle zum Schadenerjaß verpflichtenden unerlaubten Handlungen erjtreden, 
iſt nicht F bezweifeln.) 

14. Berjährung des Entihädigungsanipruhs. Auch in 
diefer Hinficht ift das BGB. maßgebend (vgl. die vorige N. a. E.; 
denn das gegemmwärtige Gejeß enthält zum Unterjchied z. B. vom PBat.- 
Sei. ($ 39) über die Verjährung feine Vorſchrift. Demnad verjährt 
gemäß $ 852 der Anſpruch in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in 
welchem der Berlegte von dem Schaden und der Perjon des Eriaß- 
pflichtigen Kenntnis erlangt, ohne Rückſicht auf dieſe Kenntnis aber ın 
dreißig Jahren von der Begehung der Handlung an. Auf Herausgabe 
der Bereicherung, joweit dieje den zugefügten Schaden nicht überiteigt, 
it der Erjagpflichtige nady Maßgabe des $ 812 BGB. auch nach der 
Bollendung der Berjährung noch verpflichtet (S 852 Abi. 2); denn wenn 
aud in Warenzeichenjachen ein Erjaganjprud auf Höhe der Bereiche- 
rung bei jchuldlojer Verlegung nicht gewährt wird (j. o. ©. 588), jo 
jteht dies doch dem nicht im Wege, daß gegen den wiljentlich oder grob 
fahrläifig Handelnden ein Anjprud auf die Bereicherung als Reit des 
Entihädigungsanipruchs übrig bleibt. Ebenjo dauert die Haftung des 
bereicherten Bertretenen (j. N. 13, o. ©. 599) fort. 

15. Prozefiuales. 

a) Gerichtsjtand. Abgeſehen von den allgemeinen Gerichts- 
jtänden (CPO. SS 12 ff.) fommt hauptſächlich der Gerichtsftand der 
Niederlaffung ($ 21), des Vermögens ($ 23) und der unerlaubten Hand» 
lung ($ 32) in Betradht. Beſteht ein Gerichtsitand des Vermögens, jo 
it damit allein die Möglichkeit gegeben, gegen eine Berjon vorzugehen, 
welche im Auslande eine YZeichenrechtsverlegung begangen und im In— 
lande weder einen Wohnjig noch eine Niederlafjung hat, während der 
Serichtsitand der unerlaubten Handlung bejonders dann von Wichtig- 
feit ift, wenn widerrechtlich gekennzeichnete Waren vom Auslande her 
in den inländiichen Verkehr gebracht wurden, aber auch jonft mitunter, 
3. B. mit Rückſicht auf die Beweiserleichterung, vorzuziehen fein wird. 
Als Begehungsort erjcheint jeder Ort, an welchem wejentliche Mertmale 
des Tatbejtandes, aus welchem der Schaden erwadjien ijt, verwirklicht 
wurden; aljo 3. B. wo das gejchügte Zeichen mit der in Verkehr zu 
bringenden Ware verbunden, die mwiderrechtlich gefennzeichnete Ware 
den Abnehmern zugänglich gemacht oder dem Käufer übergeben wurde 
oder wo fie zur Erfüllung eines auf Bejigübertragung gerichteten Ber- 
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trage an den Empfänger abgejendet wurde. (Nicht enticheidend ift 
der Ort des Bertragsabichlufjes, NEE. Bd. 13 ©. 424.) Handelt es 
ſich um die widerrechtliche Bezeihnung von Gejchäftspapieren, Antün- 
digungen u. dgl., jo ift der Ort, wo die Bezeichnung mit Beziehung 
auf die Ware angebracht wurde, nicht der Ort der ———— oder 
der Beſtimmungsort maßgebend; denn hier iſt der Tatbeſtand mit dem 
widerrechtlichen Verſehen, nicht erſt mit dem Inverkehrbringen er— 
ſchöpft (a. M. Kent Nr. 573). Soll eine mit dem Zeichen verſehene 
Ankündigung in einer Zeitung erſcheinen, ſo iſt nur der Ort des Er— 
ſcheinens der Zeitung, nicht der Ort der Aufgabe des Inſerates der 
Begehungsort, denn das Original der Ankündigung iſt hier die in der 
Zeitung abgedruckte Annonce, das geſchriebene Inſerat iſt nur der 
Entwurf, die Handlung iſt erſt mit dem Abdruck vollendet, vorher nur 
vorbereitet (a. M. Kent a. a. O.). Erſtreckt ſich die den Tatbeſtand 
verwirklichende Tätigkeit auf mehrere Gerichtsbezirke, indem z. B. die 
in verſchiedenen Niederlagen befindlichen Waren an Ort und Stelle 
mit dem Zeichen verſehen oder die widerrechtlich gekennzeichneten Waren 
an verſchiedenen Orten in Verkehr gebracht wurden oder mehrere Per— 
ſonen je an einem anderen Orte zu der Handlung mitgewirkt haben, 
ſo beſteht ein Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung bei jedem Ge— 
richte, in deſſen Bezirke einer dieſer Orte liegt. Der ſchädigende Er— 
folg der Handlung, d. h. die Vermögenseinbuße, iſt zwar Vorausſetzung 
des Entſchädigungsanſpruchs, nicht aber Merkmal des deliktiſchen Tat- 
beitandes, jo daß als Ort der Begehung 3. B. der Ort, wo frühere 
Abnehmer des Berechtigten getäujht wurden und jtatt deſſen Ware 
die mit dem nachgemachten Zeichen verjehene Ware kauften, von diejem 
Geſichtspunkte aus jür den Gerichtsftand nicht in Betracht kommen 
fann (Kent Nr. 572). 

Was die jahlihe Zujtändigkfeit betrifft, jo gehört die Ent- 
iheidung in erjter Inftanz, joweit nicht das Amtsgericht zuftändig ift, 
aljo der Streitwert 300 M nicht überfteigt, den Kammern für Handels- 
jadhen zu (GVG. $ 101 Nr. 3 it. c). 

b) Beweis. Dem Släger obliegt der Nachweis, daß ihm durd) 
eine vom Beklagten wiſſentlich oder aus grober Fahrläjligfeit begangene 
Verlegung jeines Rechtes auf einen Namen, eine Firma oder ein 
Warenzeichen ein Schaden in einer bejtimmten Höhe zugegangen ift. 
Bon dem Beweis der Wijjentlichfeit war oben (N. 9 lit. e) bereits all- 
gemein die Rede. Der Kläger kann natürlid, um ein Verſchulden 
des Beklagten zu beweijen, nur Tatſachen anführen und beweijen, aus 
welchen das Gericht auf Vorjag oder grobe Fahrläſſigkeit zu ſchließen 
vermag; das Gericht hat bezüglich diejer inneren Vorgänge in bejon- 
derem Maße den Grundjag der freien Beweiswürdigung (CPO. $ 286) 
walten zu lajjien. Was die Rechtsverletzung anlangt, genügt jeitens 
des Klägers der Nachweis, einmal, daß er der Träger des betr. 
Namens iſt oder dab die fragliche Firma für ihn in das Handels- 
regijier eingetragen ijt oder bisher tatſächlich als die feinige gegolten 
hat oder daß er den Zeichenihug in Anjehung von Waren diejer oder 
jener Art genieße, dann, daß diejer jein Name oder dieje jeine Firma 
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vom Bellagten zur Bezeichnung von Waren ꝛc. benüßt worden jei oder 
daß dieſer das Zeichen auf gleichartigen Waren angebradht oder jo be- 
zeichnete Waren in Verkehr geiegt habe. Beruft ſich nun der Beflagte 
darauf, daß er aus irgend einem Grunde zur Führung des Namens 
oder der Firma oder zum Gebrauch des Zeichens berechtigt ei, jo hat 
dafür er den Beweis zu erbringen. Der Bellagte wird häufig das 
Alleinrecht des Klägers auf einen Namen, eine Firma oder ein Zeichen 
völlig zugeben, auch einräumen, daß er jo, wie behauptet, jeine Waren 
bezeichnet habe, aber geltend machen, dieje Bezeichnung weiche von dem 
Gegenſtande der Alleinberechtigung des Klägers wejentlih ab. Dann 
handelt es jid) um die Anwendung des $ 20 auf Grund der vom Ge— 
richt jelbjt vorzunehmenden Vergleichung der beiderjeitigen Kennzeichen, 
wobei das Gericht die Unterftügung durch Sachverſtändige in der Negel 
in Anſpruch nehmen wird (Seligjohn N. 16). Die Beweislaft trifft 
aber auch bezüglich der Uebereinftimmung der Zeichen den Kläger. 
Bezüglich der Tatjache und der Höhe des Schadens. N. 11. Es darf 
nicht überjehen werden, daß nicht mur die Frage, wie hoch ſich der 
Schaden beläuft, sondern auch die, ob überhaupt ein jolcher entftanden 
iſt und ob ein Kaufalzufammenhang zwiichen der Rechtsverletzung und 
dem eingetretenen Schaden beiteht, gemäß $ 287 EBD. nad freier 
Ueberzeugung zu beurteilen ift. (RGE. Bd. 6 ©. 357; über Sub- 
ftanztierung der klägeriichen Behauptungen und richterliche Fragepflicht 
j. ebenda und Bd. 7 ©. 369; Bd. 10 ©. 175, 356; über den Spielraum 
des Richters auch ohne desfallfige Beweisantretung jeitens des Klägers 
Bd. 9 ©. 418, Bd. 10 ©. 405, Bd. 25 ©. 78.) Liegen die VBorausjegungen 
des $ 256 CPO. vor, jo fann der Klagantrag auf TFeititellung der Ber- 
pjlichtung des Beflagten zum Schadenserjage beichränft und die Er- 
mittlung und Feſtſetzung des Schadensbetrages einem bejonderen Ber- 
fahren vorbehalten werden (RGE. Bd. 21 ©. 382; ſ. auch Bolze 6 
Nr. 988, Kent Nr. 570). Der Uebergang von einem joldhen Feit- 
ftellungsaniprud zu dem Anſpruch auf Leiftung eines bejtimmten 
nr in demjelben Prozeſſe ift Autäftig, (RE. Bd. 23 
©. 348, 416.) 

ec) Die Entichädigungsflage fann mit der abwehrenden Klage 
(N. 6 lit. a zu $ 12) verbunden werden. 

d) Einjtweilige Berfügung — ſ. N.6 lit.c zu $ 12. 

e) Ausjegung des Verfahrens bis zur Erledigung eines 
Löjchungsverfahrene, Wiederaufnahme des Verfahrens nach erfolgter 
Löſchung — I.N.9 zu $ 12. 

II. Etrafbarfeit (N. 16—23). 

16. Die —— Handlung. 

a) Vollendet tft dieſelbe, wenn einer der in $ 14 bezeichneten 
Tatbeftände verwirklicht ift, ohne dab es eines weiteren Erfolges, ins- 
befondere der Beichädigung fremden Vermögens oder der Erregung eines 
Irrtums u. dgl. bedarf. Soweit es jih um Kennzeichnung der Ware 
jelbft handelt, ift die Tat vollendet, jobald der Name, die Firma oder 
das Zeichen mit der in Verfehr zu jegenden Ware, und zwar nur mit 
einem Eremplare derjelben in Verbindung gebradt ift. Handlungen, 
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wie Anfertigung von Etiketten mit dem fremden Warenzeichen, die erft 
an der Ware anzubringen find, u. dgl. gehören in das Gebiet der Vor— 
bereitungshandlungen. Soferne Berpadungen oder Umhüllungen mit 
dem fremden Warenzeichen 2c. verjehen werden, gilt die Handlung als 
vollendet, jobald die Bezeichnung zugleich mit der Ware in mittelbarer 
Berbindung fteht, aljo die Berpadung oder Umhüllung bereits die Ware 
umjchließt, nicht aber jchon dann, wenn zwar das Berpadungsmittel 
bezeichnet ift, aber die Ware ſich noch nicht in der Verpadung befindet 
(vgl. N. 2 lit. a, cc zu $ 12). Bei Ankündigungen 2c. genügt zur Voll- 
endung, dab das Zeichen, der Name oder die Firma auf dem zur Ver- 
breitung bejtimmten Bapiere oder jonjtigen Gegenftande wiedergegeben 
ist. (Bezüglich der Ankündigung in öffentlichen Blättern j. N. 15 lit. a.) 
Was die Vollendung im Falle des Feilhaltend oder jonjtigen Inver— 
fehrbringens miderrechtlich gefennzeichneter Waren betrifft, jo iſt auf 
die Ausführungen in N. 2 lit. b zu 8 12 zu verweilen. Der Verſuch 
ift nicht ftrafbar (StGB. $ 43 Abſ. 2). 

b) Wenn jemand Waren zc. mit dem gejchügten Zeichen eines 
anderen und zugleich mit dejjen Firma oder Namen verjieht, oder 
mehrere für diejelbe Perſon eingetragene Zeichen widerrechtlich auf der- 
jelben Ware verwendet, jo begeht er doch nur ein Vergehen nad) $ 14 
(Stenglein N. 5). 

ec) Wie oben — N. 6 — bemerft, iſt die Strafbarfeit des Ver- 
jehens von Waren 2c. bedingt durd die Abjicht, die Ware, das Ge- 
ihäftspapier 2c. mit der widerrechtlichen Kennzeichnung in Verkehr zu 
jegen. Daraus ergibt jich, daß, wenn die nämliche Perjon zuerft die 
Ware mit dem Zeichen, dem Namen oder der Firma eines 
anderen verjieht und entjprehend der bei der Bezeihnung 
ihon vorhandenen Abjiht die Ware demnächſt wirklich in 
Berfehr bringt, nicht zwei jelbftändige Handlungen vorliegen, jon- 
dern nur eine einzige Handlung im jtrafrechtlihen Sinne; denn das 
Inverkehrbringen ift in jolhem Falle nur als die Verwirklichung der 
ihon zum Tatbejtande des mwiderrechtlichen Verjehens erforderlichen Ab- 
ficht anzufehen und wird deshalb jchon mit der Strafe für das Ber- 
jehen getroffen (ebenjo Stenglein N. 8). Gleichwohl ift das Inver— 
fehrbringen für den Tatbejtand nicht irrelevant; dieſer jet ſich viel- 
mehr in dent Snverfehrbringen fort und es ift aljo Mitwirkung bei 
legterem nicht als Begünftigung, jondern als Teilnahme anzujehen und 
der Lauf der Verjährungsfrift beginnt nicht, jolange noch in Berfol- 
gung der bei der Herftellung der widerredhtlichen Bezeichnung bejtehen- 
den Abjicht Waren, die mit diejer Bezeichnung verjehen find, vom Täter 
in Berfehr gejegt werden. 

Nealfonkturrenz von Berjehen und Inverkehrbringen 
ift nur dann anzunehmen, wenn entweder die Abjicht, die widerrecht- 
lich gefennzeichnete Ware in Verkehr zu bringen, nach der Bezeichnung 
aufgegeben und dann auf Grund eines neuen Entichluffes die Ware 
doch in Verkehr gebracht wurde, oder wenn das tatjäcdhliche Inverfehr- 
bringen in ganz anderer Weije geichieht, als es beim Verſehen mit 
dem Zeichen ꝛc. beabfichtigt war, 3. B. der Yabrifant, der nur an 
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Bwijchenhändler Waren mit der mwiderrechtlichen Bezeichnung hatte ab- 
geben wollen, nunmehr jolhe auch im Detailhandel verkauft. (Vgl. 
RGStr. Bd. 35 ©. 89; ferner die zum Nahrungsmittelgejeg ergangenen 
Entiheidungen RGStr. Bd. 11 ©. 355, Bd. 25 ©. 101; in der Haupt- 
jache übereinftimmend audy Stenglein N.8.) Da bezüglich der An- 
fündigungen 2c. das Inverkehrbringen nicht unter Strafe geftellt iſt 
(ſ. N. 8), erftredt fi hier auch der Tatbejtand nicht über das Ber- 
jehen hinaus auf das Anverkehrbringen, derjelbe ijt vielmehr mit dem 
Verſehen abgeichlojjen (a. M. Landgraf N. 9). 

d) Auch abgejehen von der Möglichkeit des Zujammentreffens 
von Berjehen und Inverkehrbringen (lit. c) wird häufig eine Mehr- 
heit von Tätigfeitsakten einer und derjelben PBerjon in Frage fommen, 
von welchen jeder für ſich bereits einen der Tatbejtände des $ 14 er- 
füllt: julzejjives Verjehen einer großen Anzahl von Eremplaren einer 
und derjelben Ware mit dem Warenzeichen, der Firma oder dem Namen 
eines anderen; Verſehen aller möglichen Gejichäftspapiere mit dem Zei- 
chen 2c.; Verkauf widerrechtlich gefennzeichneter Waren während längerer 
Zeit an verjchiedene Perjonen u. j. f. In den meijten diejer Fälle bilden 
jolche wiederholte Begehungsafte nicht mehrere jelbjtändige Handlungen, 
aljo real konkurrierende Vergehen, jondern ein fortgejettes Ber- 
gehen. Ueber die Merkmale des fortgejegten Vergehens befteht durchaus 
feine Uebereinftimmung (j. u. a. Liszt, Lehrb. $ 55 N. 2). Jedenfalls 
ift für den Begriff desjelben zu verlangen, daß die einzelnen Be- 
gehungsafte ich gegen das nämliche Nechtsgut richten, daß unter ihnen 
ein gewiſſer zeitlicher Zuſammenhang befteht und daß die Art der Be- 
ehung nicht eine weſentlich verjchiedene ift. Won einem fortgejegten 
gar Da der Zeichenrechtsverletzung kann aljo weder dann die Rede 
jein, wenn Warenzeichen, Namen oder Firmen verjchiedener Per- 
jonen von einem und demjelben Täter verwendet werden (denn das 
geſchützte Gut, das Zeichenrecht, ift hier mit der Perjon des Berech— 
tigten untrennbar verbunden, dentität des Nechtsgutes fällt mit der 
Identität des Berlepten notwendig zujammen, vgl. Seligjohn N. 24 
Abi. 2); noch dann, wenn ein unterbrochener Gebraud) fremder Waren- 
fennzeihen nach langer Zeit wieder aufgenommen wird, jelbft wenn 
der Verletzte früher und jpäter diejelbe Perſon it, noch dann, wenn 
jemand einen Zeil jeiner Waren mit dem fremden Zeichen, einen an— 
deren Teil mit der Firma oder mit einem anderen Zeichen derjelben 
Perſon verjieht. (Vgl. Kohler, Markenihug ©. 386; wegen gleidh- 
zeitigen Anbringens von Zeichen und Firmen j. lit. b.) Die aufge- 
jtellten Erfordernifje genügen aber auch, um ein fortgejegtes Vergehen 
anzunehmen; insbejondere ijt nicht an dem von der herrichenden Mei- 
nung verlangten Requifit der Einheit des Entichluffes oder des Bor- 
jaßes feitzuhalten (vgl. u.a. RGStr. Bd.15 ©.23, 370; Bd. 22 ©. 235); 
denn hievon hängt auch ſonſt die Einheitlichkeit der Handlung nicht 
überall ab. (So 3.8. liegt ein Diebjtahl auch dann vor, wenn der 
Dieb, der nur Geld aus dem Schranke nehmen wollte, nachdem er 
diejes zu ſich geitedt hat, aus demjelben Behältnifje eine Uhr und dann 
einen Wing und endlich eine Pfeife nimmt, wobei der Entichluß zur 
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Wegnahme der einzelnen Gegenftände ganz ſukzeſſive beim Anblicke 
eines jeden bderjelben entiteht.) Webrigens wird auch diejes Moment 
in der Megel gegeben jein; wer ein fremdes Zeichen verwenden will, 
trifft meiftend Anftalten, die darauf hindeuten, daß er nicht bloß ein- 
mal, jondern jolange ald möglich die Bezeichnung gebrauchen will; 
wer wiljentlich einen größeren Poſten mwiderrechtlicy bezeichneter Waren 
bezogen hat, um ſie weiter zu veräußern, hat von vornherein nichts 
anderes im Sinn, als die jämtlihen Waren mit der Bezeichnung nad) 
und nach zu verfaufen. Das gejamte Tun diejer Perſonen wird von 
einem einheitlichen Borjage beherrict. 

Das Feilhalten widerrechtlich bezeichneter Waren ftellt fich, 
wenn es während längerer Zeit gejchieht, ohne daß ein neuer Tätig- 
feitsaft in Mitte tritt, wenn alio z. B. die widerrechtlich bezeichnete 
Ware in der Auslage oder im Laden einfach belafien wird, als ein 
fortdauerndes Vergehen dar. 

17. Täterſchaft und Teilnahme. 

a) Für alle Formen der jtrafbaren Tätigkeit gleihmäßig gilt, 
dab nur eine phyſiſche Berjon, nicht eine juriftiiche Perjon oder 
eine Gejellichaft als jolche Subjekt der ftrafbaren Handlung jein fann. 
Geht aljo von einer Aktiengeſellſchaft, Kommanditgejellichaft oder offenen 
Handelsgejellichaft 2c. eine Zeichenrechtsverlegung aus, jo iſt eine jtraf- 
rechtliche Verfolgung nur injomweit möglich, als eine Einzelperjon (ins— 
bejondere ein Bertreter der juriftiichen Perjon, ein geichäftsführender 
onen) era verantwortlich gemacht w werden fann (RGEStr. 
Bd. 11 ©. 233, Ad. 16 ©. 123; RGC. Bd. 15 ©. 129). Letzteres ift 
nur — der Tall, alö der betr. phyſiſchen Perſon wiſſentliche 
Beteiligung nachgemwiejen werden kann (RGStr. 5 ©. 109). 

b) Täter ift, wer eine Handlung, die einen der Tatbejtände 
des s 14 verwirklicht, jelbjt ausführt oder durch einen anderen, auf 
defien Seite nicht alle Merkmale des objektiven oder jubjeltiven Tat- 
bejtandes vorliegen, ausführen läßt. In der Regel ift aljo der In— 
haber des Gejchäftes, in deſſen Betriebe die widerrechtliche Kennzeich- 
nung zur Verwendung kommt, d. i. der Produzent oder Händler, der 
Täter, wenn er auch nicht eigenhändig die Etikette u. dgl. anhängt oder 
aufflebt, nicht jelbit die Waren an die Hunden abgibt, jondern dies 
durch jeine Bedienjteten vornehmen läßt; denn die ald Merkmal des 
Tatbeftandes auch beim Verjehen mit dem Zeichen vorausgejeßte Ab- 
jiht des Inverkehrbringens (j. N. 6 a. E.), genauer die gemäß eigener 
Beftimmung gefahte Abjicht, die Ware zum Gegenjtand des Verkehrs 
gu machen, ift nur auf jeiner Seite vorhanden. Als Täter ericheint 
er Prinzipal aud dann, wenn jein Untergebener von freien Stüden 
die Ware ꝛc. widerrechtlich bezeichnet oder jo gefennzeichnete Waren auf 
Lager nimmt und an Kunden abgibt, joferne dies mit Kenntnis des 
Prinzipals geichieht und diejer nicht dagegen einjchreitet; denn da er 
verpflichtet ift, eine von jeinem Geſchäfte ausgehende Zeichenverlegung 
zu verhindern, begeht er dieſe durch Unterlafjung. Wenn dagegen der 
PBrinzipal jelbjt außer aller ftrafrechtlihen Verantwortung fteht, weil 
er 3. B. die Leitung des Gejchäfts ganz in die Hände feines Profuriften 
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gelegt hat oder geichäftsunfähig, oder eine juriftiiche Perſon (j. lit. a) 
ift 2c., jo ericheint der Gejchäftsleiter (unter Umftänden der Bormund), 
der von ſich aus die widerrechtliche Bezeichnung 2c. vornimmt, al3 der 
Täter; denn es ift nicht unbedingt erforderlich, daß der Handelnde ein 
eigenes Intereſſe verfolgt und wenn auch in der Regel nad) außen, ins- 
bejondere bei der Veräußerung, ein Handeln in eigenem Namen voraus- 
zulegen it, jo fann doc auch diefes Moment fehlen. Die Beftimmung 
über die Art und Weiſe des Vertriebs der Ware trifft eben im gedachten 
Falle der Gejchäftsleiter jelbjtändig.e Bei widerrechtlicher Be- 
zeihnung von Geſchäftspapieren wird regelmäßig derjenige als 
Täter zu betrachten jein, für deſſen Geichäft die Papiere mit dem 
a. der Firma oder dem Namen eines anderen verjehen werden. 

elbjt wenn ein jelbftändiger Gewerbetreibender, 3. B. ein Buchdruderei- 
bejiger, für einen Produzenten oder Handeltreibenden auf dejien Be- 
ftellung jolche Papiere herjtellt, 3. B. eine Ankündigung, Preislifte u. 
dgl. drudt und hiebei das geſchützte Zeichen wiſſentlich anbringt, ift, 
nicht er, jondern jein Auftraggeber der Täter; denn der Beauftragte 
hat nicht die Abficht, die Papiere ihrem Zwecke zuzuführen, fie bejtim- 
mungsgemäß als Ankündigungen, Rechnungen 2c. zu verwenden (vgl. 
Seligjohn N. 25). 

Wird die Ware von einer Perfon in eigenem Namen, aber 
auf Redhnung einer anderen Berjon in Verkehr gebracht, jo iſt 
in der Regel erjtere ald Täter anzujehen (vgl. RG., PMZBL. II 194). 

Die Anwendung der Grundjäge über mittelbare Täterjhaft 
bringt es mit fich, daß nicht nur derjenige, der durch das ihm unter- 
gebene Perſonal die Zeichenrechtsverlegung begehen läßt (j. o.), jondern 
auch derjenige, der eine andere, ſchuldloſe Perſon dazu veranlaßt, die 
Tat auszuführen, joferne auf feiner Seite in jubjeltiver Beziehung die 
Vorausjegungen des $ 14, aljo Vorſatz und die Abjicht des Inverkehr- 
bringens vorliegen, als Täter zu behandeln ift. Insbeſondere ift Dies 
dann der Fall, wenn jemand einen Dritten über die Berechtigung zum 
Gebraud des Zeichens ꝛc. tänjcht (Kohler, Markenſchutz ©. 366). So 
ift namentlich als Urheber eines jtörenden Eingriffs, ala Täter im 
ftrafrechtlihen Sinne, derjenige anzujehen, der feinen Abnehmern mit 
der Ware die Das widerrechtlich nachgeahmte Zeichen enthaltende Eti- 
fette überjendet und diejelben bejtimmt, im guten Glauben an jeine 
Berechtigung die Waren zum Zwecke der Weiterveräußerung mit dem 
Zeichen zu verjehen (vgl. RS. in PMZBL. IV 239). 

e) Mittäter find diejenigen, welche ein Vergehen der Zeichen- 
rechtöverlegung gemeinichaftlih ausführen. In objeftiver Hinficht ift 
erforderlich, daß jeder an der Ausführung jelbjt entweder pofitiv tätig, 
wenn auch nur durch Auftrag an Untergebene, oder durch pflichtwidriges 
Gejchehenlafien (j. lit. b) mitwirkt (vgl. NOStr. 4 ©. 177). Subiektiv 
iſt vorauszuſetzen, daß jeder wiſſentlich in Bezug auf die Merkmale des 
verwirklichten Tatbeſtandes und überdies mit dem Bewußtſein des ge- 
meinfchaftlichen Zujammenwirtens handelt (vgl. RS. in PMZBI. V 253), 
ferner daß jeder die Abficht hat, der widerrechtlich gefennzeichnete Gegen- 
ftand jolle in Verkehr gebracht werden. Mittäter find aljo insbejondere 
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die Teilhaber einer offenen Handelägejellichaft, wenn eine ge 
verlegung in dem Betriebe der Gejellichaft begangen wird, joweit fie 
von der Verlegung nicht nur Kenntnis haben, jondern jetbit dazu in 
der oben bezeichneten Weije mitwirken (REStr. 3 ©. 273; 5 ©. 108), 
wobei ein pflichtwidriges Unterfafien allerdings nur —— Gejell- 
ihaftern zur Laſt gelegt werden kann, welche jelbjt an der Gejchäfts- 
führung beteiligt find. In analoger Weije können mehrere Mitglieder 
des Vorſtandes einer Aftiengejellichaft oder einer Genoſſenſchaft, mehrere 
Vertreter einer Gemeinde, die Waren produziert, u. ſ. f. Mittäter fein. 
Derjenige, der die Waren mwiderrechtlich mit dem Zeichen eines anderen 
verjehen, und derjenige, der die widerrechtlich verjehene Ware in Ber- 
kehr gejest hat, find Mittäter dann, wenn fie beide mit der Abficht des 
Zuſammenwirkens gehandelt haben und bei jedem von ihnen die Vor— 
ausjegungen der Täterſchaft (f. lit. b) vorliegen. 

d) Anftifter ift 3. B. der Gewerbetreibende, welcher bei einem 
Frabrifanten eine Ware beftellt und hierbei diejen beftimmt, daß dieſes 
oder jenes Zeichen, von dem er weiß, daß es für einen anderen ge— 
ſchützt iſt, an der Ware angebracht wird, vorausgeſetzt, daß auch der 
Fabrikant wiſſentlich handelt und mithin als Täter zu betrachten iſt; 
außerdem würde der Beſteller ſelbſt als mittelbarer Täter anzuſehen 
ſein. Nach den bekannten Grundſätzen über Anſtiftung muß im Täter 
gerade durch die Anſtiftungshandlung der Entſchluß zur Begehung 
des Vergehens entſtanden ſein, er darf nicht allein von ſich aus dieſen 
Entichlup gefaßt haben. Unter dieſer Vorausjegung ift auch derjenige 
Anftifter, welcher feinen Kunden mit der Ware das widerredhtlid) nad)- 
geahmte Zeichen überjendet und bewirkt, daß dieje wifentlich im Detail- 
verfauf das Zeichen verwenden (RG. in PMBBl. IV 244). 

e) Gehilfe ift jeder, der den Täter wiſſentlich unterftüßt, aljo 
zur Verübung des Vergehens mitwirft, ohne daß dieje jeine 
Mitwirkung Mittäterichaft ift (ſ. lit. c). Gehilfe ift namentlich der An- 
geitellte, der Arbeiter, Handlungsgehilfe 2c., der mit Kenntnis des Sach— 
verhaltes auf Weifung des Brinzpola jei es bei Herftellung der Nadı- 
ahmung oder bei Anbringung des Zeichens, Namens oder der Firma, 
ſei e8 bei Austellung einer Rechnung oder Niederichrift eines Geſchäfts— 
briefes auf einem widerrechtlich bezeichneten Formular, jei es bei der 
Berpadung, Veräußerung oder dem Feilhalten widerrechtlich gekenn— 
zeichneter Waren mitwirft (vgl. N. 4, d zu $ 36 des Pat. Geſ. o. ©. 287); 
ferner die Verfertiger und gieferanten von mit dem Zeichen verjehenen 
Etiketten, Formularen, Verpadungen 2c., wenn fie wiſſen, daß ihr Ab- 
nehmer das Zeichen vorjäglich unbefugt in Gebrauch nimmt und biejer 
Gebrauch dann wirklich ftattfindet (RG. in PMZBIL. I 160); jodann der 
Spediteur, der Frachtführer, der Agent, Vermittler 2c., immer voraus» 
geiegt, daß jie von der widerrechtlichen Kennzeichnung der zu ver- 
jendenden oder abzujendenden Ware unterrichtet find; ja ſchon der— 
jenige, der einem anderen wiſſentlich den widerrechtlichen Gebraud) 
eines geihügten Zeichens empfiehlt (ſoweit dies nicht Anftiftung iſt), 
oder ber jeinen mit einer renommierten Firma en Namen 
zur Führung einer Scheinfirma hergibt (vgl. N. 4 zu $ 13). 
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Da die Beihilfe vermöge ihrer akzeſſoriſchen Natur eine jtraf- 
bare Haupttat vorausjeßt, ift fie nicht ftrafbar, wenn aus irgend einem 
Grunde die Haupttat des Charakters der jtrafbaren Handlung entbehrt. 
Dies ift zwar im allgemeinen nicht jchon deshalb der Fall, weil die 
Haupttat im Auslande begangen ift (j. N. 19). Wohl aber liegt eine 
itrafbare Tat und damit eine ftrafbare Beihilfe dann nicht vor, wenn 
derjenige, der im Auslande die Ware mit einem im Inlande für einen 
anderen geſchützten Zeichen verfieht, in jeinem Staate jelbit den Schuß 
für dieſes Zeichen genießt und ihm nun vom Inlande aus Unterftüßung 
geboten wird, 3. B. durch Lieferung der mit dem Zeichen verjehenen 
Flaſchen, Kiften u. dgl. (RGE. Bd. 45 ©. 147). 

f) Die nad) der Tat dem Täter wifjentlich geleiftete Hilfe ift 
Begünftigung (j. StGB. $ 257). Da jedoch der Tatbeftand des wider- 
rechtlichen Verjehens der Ware mit dem Zeichen das Inverkehrbringen 
mit umfaßt, ift die g — geſchehene Hilfeleiſtung noch Beihilfe, 
nicht —— {N lit. c, o. ©. 603) 

18. Strafe. Der —— der Geibftrafe wurde gegenüber 
dem früheren Gejege von 3000 .4 auf 5000 4. erhöht, um den Richter 
in die Lage zu verjegen, in Fällen jchwererer Art ein Strafmaß zu 
verhängen, welches im Verhältnis zu dem Grade der Verichuldung, zu 
dem Bermögen des Schuldigen und zu der Höhe des entitandenen 
Schadens eine angemefjene Sühne bildet. (Motive ©. 16.) Die er- 
fannte Geldftrafe ift für den Fall der Uneinbringlichkeit nad; Maßgabe 
der 88 28 und 29 StGB. in FFreiheits- und zwar in Gefängnigsitrafe 
umzumandeln. Da das Höchſtmaß der wahlweije neben der Gelditrafe 
angedrohten Gefängnisftrafe nur ſechs Monate beträgt, darf auch der 
Höchſtbetrag der eventuellen Gefängnisftrafe dieje Grenze nicht über- 
ſchreiten. Ihr Mindeftbetrag (für 150.4) ift 10 Tage, während der 
Mindeftbetrag der primären Gefängnisftrafe 1 Tag it. Da ferner die 
Gelditrafe zwar wahlweiſe neben Gefängnisitrafe, aber an erjter Stelle 
angedroht ift, kann fie auch in Haft umgewandelt werden, wenn die 
erfannte Strafe nicht den Betrag von 600.4 und die an ihre Stelle 
tretende FFreiheitsftrafe nicht die Dauer von 6 Wochen überjteigt. 

Bezüglich der Bejeitigung der widerredhtlichen Kennzeichnung 
und der Belanntmachung des Urteils 5. 8 19; Hinfichtlich der Buße $ 18. 
Antragserfordernis: 5. N. 21. 

Die VBerhängung einer Strafe jegt einen Anjprud auf Schadens- 
erjag nicht voraus, da ja Beichädigung fremden Vermögens zur Straf- 
barkeit nicht erforderlich it (CRKGEStr. 31 ©. 30). 

19. In Ermangelung bejonderer Beftimmungen, wie fie 3. B. 
das Gef. über das Urheberreht vom 11. Juni 1870 enthält, ift für Die 
Entiheidung der Frage, ob eine im Auslande begangene Zeidhen- 
rehtsverlegung im Inlande ftrafbar iſt, $ 4 Nr.3 des SGB. 
maßgebend. Die Anwendung des 8 14 Abi. 2 auf Begehungen im 
Auslande hängt demnach ab einmal davon, daß der Täter ein Deuticher 
it, ferner davon, daß die betr. Handlung dur die Geſetze des Orts, 
an welchem jie begangen wurde, mit Strafe bedroht ijt. Letzteres wird 
nur dann der Fall jein, wenn entweder das widerredhtlich gebrauchte 
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Zeichen aud in dem betr. Auslandsgebiete eingetragen und damit ge— 
ihüßt ift, oder wenn es auch ohne ſolchen Eintrag dort Schuß genießt, oder 
wenn es ſich um widerrechtlichen Gebrauch eines Namens oder einer Firma 
handelt und auch dagegen das Ausland ftrafrechtlihen Schuß gewährt 
(Kohler, Markenſchutz ©. 458). Die Strafbarkeit der Handlung unter 
einem jo wejentlich anderen Gejichtspunfte, daß dabei das Jndividual- 
recht des Zeichen- oder FFirmeninhabers bezw. des Namensträgers gar 
nicht zur Berüdjichtigung fäme, 3. B. ald Betrug, wobei nur auf das 
Intereſſe des Käufers gejehen würde, genügt zur Anwendung unjeres 
$ 14 gemäß 84? StGB. nicht (vgl. Kohlera.a.D.;a.M. Kent Nr. 684). 
Natürlich fommt $ 4 des StGB. nur dann in Frage, wenn nad) feiner 
Richtung die Tat als im Inlande begangen ji darftellt. Iſt die 
Ware zwar im Auslande widerrechtlich bezeichnet, im Inlande aber 
(wenn auch vom Auslande aus) in Verkehr gebracht (gleichgültig, ob 
etwa das Eigentum auf den Erwerber ſchon im Auslande übergegangen 
ift, RG. bei Gareis VI 157) oder umgefehrt die lediglich im Auslande 
in Verkehr gejeßte Ware im Inlande bezeichnet, jo ift nicht nur (mie 
Meves S. 229 annimmt) ein Teil der ftrafbaren Tätigkeit im Inlande 
erfolgt, jondern einer der Miichtatbeftände des 8 14 vollftändig im 
Inlande verwirklicht; denn zum Tatbeſtande des mwiderrechtlichen Ver— 
jehens ift zwar die Abficht des Inverkehrbringens erforderlih (j.R.6), 
nicht aber, daß dieje Abjicht gerade auf den Anlandsverfehr jich richtet. 
Ein Inverkehrbringen im Inlande ift auch dann gegeben, wenn zur 
Erfüllung eines bereits gejchloffenen Vertrages Waren vom Inlande 
aus nad) dem Auslande verjendet werden, jollten fie auch mit der 
widerrechtlihen Bezeichnung zuerit vom Auslande in das Inland ein⸗ 
geführt ſein Kohler a.a. O.S. 457, RGEStr. 10 ©. 349, B 21 &.205, 
NER. 6 ©. 268; vgl. N.2 lit. b a. E. zu $ 12). Um aber Begehung 
im Inlande anzunehmen, genügt es auch, wenn nur ein Teil der ftraf- 
baren Handlung in das Inland fällt; deshalb ift der Anftifter und der 
Gehilfe im Inlande jtrafbar jowohl dann, wenn er im Inlande zu 
einer im Auslande begangenen, unter $ 14 Abſ. 2 fallenden Tat mit» 
wirft (Kohler a. a. O. vgl. RGStr.Bd.9 ©. 10; Bd.11 ©.24; Bd. 14 
©. 127), ald audy dann, wenn die Haupttat im Inlande begangen wird, 
der Teilnehmer aber im Auslande tätig wurde (RGStr. Bd.11 S. 20, 
Bd. 19 S. 147, Bd. 25 S. 424; a. M. diejenigen, welche nur die Korver 
tätigfeit fr den Ort der Baer enticheiden laſſen; ſ. z. B. v. Yiszt, 
Strafr. 12. u. 13. Aufl. ©. 

Da hinfichtlich rasttspapiere der Tatbeſtand mit der 
widerrechtlichen Bezeihnung abgeichlofien ift (1. N. 16 lit. c a. E.), die 
Verbreitung aljo rechtlich bedeutungslos ericheint, ift auch als Ort der 
Begehung nur der, wo die Bezeichnung jelbit erfolgte, nicht aber der 
Ort der Berjendung oder der Ort, wo das Papier an den Adrejjaten 
gelangte u. dgl., anzujehen (a. M. Kent Nr. 688 lit. h). 

Ueber den Begriff „Inland“ |. N. 12 zu Pat. Geſ. $4 u.N.6d 
zu 8 = u gegenw. Gei. 

©. Zujammentreffen mit anderen ftrafbaren Handlungen. 
2) Allgemein wird angenommen, in dem widerrechtlichen Be- 
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zeichnen einer Ware mit einem geichüßten Zeichen, der Firma oder dem 
Namen eines anderen liege, wenn auch zum Zwecke einer Täuſchung 
davon Gebrauch gemacht wird, feine Urkundenfälihung (ij. 3. B. 
Seligjohn N. 22 im Anſchluß an RGStr. 17 ©. 282). Der Grund 
wird darin gefunden, daß ein joldher Vermerk feine Gedantenäußerung 
verförpere, twie es zum Begriff der Urkunde erforderlich. Allein nicht 
jelten entjteht der gedantliche Inhalt erſt durch die Verbindung von 
Worten oder Zeichen mit einem Gegenitande (vgl. RGStr. Bd.34 ©. 55, 
Goldihmit im Gerichtsjaal 55 ©.178 und die Eitate dajelbit, Frank, 
Komm. 3. StGB. Anm. I, 1 lit. a zu $ 267). Durch die Anbringung 
eines geihüßten Zeichens, des Namens oder der Firma joll zum Aus- 
drude gebracht werden nicht nur die Tatjache, dab eine Ware aus 
einem gewiſſen Gejchäfte Herrühre, jondern auch, daß der Berechtigte 
die Bezeichnung vornahm und damit die Echtheit und Bolltommenpeit 
der Ware beftätigte (1. N. 4). In diefem legteren Sinne bildet Die 
Warenbezeihnung in Verbindung mit der Ware allerdings eine Ur- 
funde. Dagegen wird ſich nicht wohl annehmen lajjen, daß fie eine 
zum Beweis von Rechten oder Nechtsverhältnifien erhebliche Urkunde 
jei (vgl. Kent Nr. 669); denn die aus dem gegenwärtigen Gelege ſich 
ergebenden Nechtsverhältniffe fnüpfen ji an die Eintragung des Zei— 
chens, an das Innehaben einer Firma oder eines Namens und an Die 
Verlegung der hieraus erwacjienden ausichließlichen Befugnifje, nicht 
aber an die Tatſache der Bezeihnung einer Ware durch den Berech— 
tigten und es läßt ſich gewiß nicht jagen, daß die Anbringung einer 
Warenbezeichnung einen Beweis im Nechtsleben liefern fönnte dafür, 
daß der Berechtigte die Bezeichnung vornahm und fein unbefugter 
Gebrauch des Zeichens 20. vorliege. Auch für andere Rechtsver— 
hältniffe (3. B. die aus einem Kaufsgeichäfte ſich ergebenden), tjt 
2 Zeihen- 20. Vermerk nicht bemweisträftig (vgl. RGStr. Bd. 34 
. 55). 

b) Eine Zeichenrechtsverlegung kann aber zugleich in Ideal— 
fonfurrenz den Tatbeſtand des Betrugs bilden; dies ijt der all, 
wenn durch das Inverkehrbringen mwiderrechtlich gefennzeichneter Waren 
die Abnehmer getäufht und an ihrem Vermögen wegen Minder- 
wertigfeit der Ware im Berhältnis zum Preiſe beichädigt werden 
(vgl. RGStr. 1 ©. 266; 14 ©. 3, ferner pr. Ob.Trib.,, EN. 25 ©. 232, 
wo übrigens Nealfonfurrenz angenommen ijt), ſowie dann, wenn die 
Täuſchung der Abnehmer das Mittel bildet zu einer Bermögensbeichä- 
digung, welche dem Zeichenberechtigten durch Entziehung von Kund— 
ichaft zugeht (vgl. RGStr. Bd. 6 ©. 75). Da im Falle joldyer Ideal— 
fonfurrenz der $ 263 das anzumwendende Strafgeſetz ijt ($ 73 SIOB.), 
fünnen aucd die Nebenjtrafen des $ 19 nicht verhängt werden (vgl. 
RGStr. Bd. 4 ©. 218, Bd. 10 ©. 206). Wohl aber ift die Zuerken— 
nung einer Buße ftatthaft (vgl. RGStr. 12 ©. 223) und die Einziehung 
der widerrechtlichen Stennzeichnung kann unter Umständen auf Grund 
StGB. $ 40 erfolgen. 

e) Ein Zujammentreffen von Vergehen aus $ 14 und aus $ 15 
ift ebenfalls möglich und zwar liegt, wenn eine und diejelbe Ware von 
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vornherein ſowohl mit einem geihügten Warenzeichen oder der Firma, 
oder dem Namen eines anderen, als auch mit der für dem anderen ge- 
Ihüsten Ausftattung verjehen und jo in den Verkehr gebracht wird, 
Idealkonkurrenz eines Vergehens aus 8 14 mit einem jolchen aus $ 15 
vor, wobei die Strafandrohung des $ 14 ausschließlich zur Anwendung 
fommt (vgl. RG. PMZBI. 11329, RGStr. Bd. 35 ©. 89, in PMZBI. 
VIII 199). Würde die Ware zuerſt nur mit dem Warenzeichen und 
jpäter erjt auch noch mit der Ausftattung in Verkehr gebracht, jo läge 
Realkonkurrenz vor. Auch ein Zuſammentreffen von Vergehen aus $ 14 
und 16 ift nicht ausgeichloffen (vgl. N. 10 lit. a zu $ 16). 

21. Strafantrag (Abi. 2 Sat 2 u. 3). 

a) Zur Stellung des Antrags ift allgemein der Verletzte be- 
rechtigt: ſ. hierüber N. 12. 

Der Käufer, der mit dem nachgeahmten Kennzeichen verjehenen 
Waren ift auch im ftrafrechtlichen Sinne nicht — (Meves 
©. 171, Stenglein N. 18; a. M. Landgraf ©. 59.) 

Ri das Zeichen für eine Firma eingetragen (vgl. R. 1 lit. a zu 
$ 2) oder hat ber Träger eines Namens das Hecht, diejen zu führen, 
einer Firma eingeräumt oder wird eine Firma zur Warenbezeichnung 
mißbraucht, jo kann der Antrag vom BVerlegten unter der Firma ge- 
2 werden. (RGR. Bd. 8 ©. 726, RGEStr. Bd. 15 ©. 29%; Bd. 29 
5. 367.) 

Eine Bertretung in der Abgabe der Willenserflärung des Ber- 
legten, wenn dieſer jelbjt zur Antragitellung ſich entichloffen hat, ift 
durchaus zuläſſig. (Wal. Löwe Komm. 3. StPO. 8 156N. 11.) Da- 
gegen iſt nicht allgemein ftatthaft eine Stellvertretung in der Ent- 
ſchließung. Unentbehrlich ift eine jolche, joweit der Verletzte geichäfts- 
unfähig ıjt (j. StGB. $ 65); ferner bei juriftiichen Perjonen (vgl. RG. 
in GA. 28 ©. 463). Im übrigen fommt es darauf an, ob eine aus- 
drüdliche Bevollmächtigung zur Antragftellung für den Fall des Be- 
bürfnifjes erteilt ift oder ob im einzelnen Fall angenommen werden 
fann, es entipreche die Antragitelung dem wirklichen Willen des Auf- 
traggebers. Lepteres ift in der Regel bei einem Generalbevollmäd)- 
tigten (Profuriften u. dgl.) der Fall, da zu vermuten ift, der Bollmadht- 
geber babe den Willen gehabt, daß der Bevollmächtigte alle geeigneten 

echtämittel ergreife, um den jeiner Berwaltung anvertrauten Vermö— 
gensfompler gegen rechtöwidrige, den Auftraggeber jchädigende Eingriffe 
zu ſchützen. (RGStr. Bd. 1 ©. 387, Bd. 2 ©. 145, Bd. 15 ©. 144, GM. 
Bd. 27 ©. 389, Bd. 28 ©. 460. NEN. Bd. 1 S. 620, 707; Samnıl. d. 
Enticheid. des OLG. Münden Bd. 3 ©. 604). Bezüglich des Hand» 
lungsbevollmächtigten iſt obige Vermutung nicht ohne weiteres zutref— 
jend. (RGStr. Bd. 12 S. 329.) 

Für eine offene Sonbelägejeilichaft fann jeder von der Bertre- 
tung nicht ausgeſchloſſene Gejellichafter den Antrag jtellen. (RGEStr. 
Bd. 23 ©. 349.) 

Der Vertreter einer Berjon, die im Inlande eine Niederlaffung 
nicht befigt, ift durch das Geſetz (8 23 Abi. 2) zur Stellung von Straf- 
anträgen für jeinen Auftraggeber ermächtigt und es bedürfte einer 
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bejonderen Willenserklärung des Berechtigten, ihn von diejer Befugnis 
im einzelnen Falle auszuichliegen. (Kent Nr. 643.) 

b) Die Wirkſamkeit eines gejtellten Strafantrages ift auf den 
darin bezeichneten Tatbeitand nicht beichränft, jo lange nod der ſich 
ergebende abweichende Tatbejtand nicht eine andere Tat bildet, als der 
vom Antragfteller angegebene. Die Tatbejtände des $ 14 jind nur ver- 
ichiedene Modalitäten einer und derjelben jtrafbaren Handlung — des 
Eingriffs in die ausjchließliche Berechtigung einer Perjon zu einer be- 
ftimmten Art von Warenbezeihnung —, jo daß 3. B., wenn jich ergibt, 
daß nicht, wie im Antrage angenommen, Waren, jondern Geichäfts- 
papiere mit dem 3. verjehen wurden, die Handlung gleichwohl verfolgbar 
it (KG., R. u. U. III 282). 

e) Im übrigen find bezüglich des Strafantrags, insbejondere 
hinfichtlich der Frrift, der mehrfachen Berehtigung zur Antragjtellung 
der Unteilbarfeit des Antrags die allgemeinen Beltimmungen 
(88 61 ff. St.GB.) maßgebend. Wenn eine Perſon widerrechtlich Waren 
mit dem Beichen 2c. verjehen, eine andere Perjon die jo verjehenen 
Waren in Berfehr gebracht hat, wirft Antrag und Zurüdnahme, joferne 
jich diefe Erflärungen nur auf eine diejer Perſonen bezieht, in Anje- 
hung der anderen Berjon nur dann, wenn beide als Teilnehmer an 
derjelben Handlung zu betrachten find, insbejondere beide als Mittäter 
(ſ. N. 17 lit. ca. E.) oder der eine als Täter, der andere ald Gehilfe 
erjcheinen, nicht aber, wenn jie voneinander unabhängig gehandelt haben 
(vgl. RGEStr. Bd. 28 ©. 175, Ad. 31 ©. 93). 

Darüber, daß ein fortgejegtes Vergehen auch für den Beginn der 
Antragsfrift als eine einheitlihe Handlung anzujehen ift, ſ. insbei. 
RGStr. Bd. 15 ©. 370, Bd. 20 ©. 229, 

d) Das Geſetz geftattet abweichend vom früheren Markenſchutz— 
gejege die Zurücknahme des Antrags, natürlich nur in den Grenzen 
des ; 64 ar (Bezüglich der Unteilbarfeit der Zurüdnahmeerflärung 
vgl. lit. c. 

22. Berjährung der Strafverfolgung tritt in fünf Jahren ein 
(St.GB. $ 67 Abi. 2). Auch für den Beginn der Verjährung ift die 
Einheitlichkeit des fortgeiegten Vergehens von Bedeutung. 

23. Strafverfahren. 

a) Zuftändig find die Straffammern (GVBG. 8 73 Nr. 1 mit 
$ 27 Nr. 2) Ueberweilung ans Schöffengericht ift nicht zuläſſig. Bezüg- 
lih des Gerichtsjtandes der begangenen Tat vgl. N. 15 it. a. 

b) Ueber den Einfluß der Löſchung eines eingetragenen 
Zeichens aus einem vor Begehung der Tat bereits vorliegenden Grunde, 
bezw. des noch jhwebenden Löſchungsverfahrens auf den Gang 
des Strafverfahrens, ferner über die AZuläfligfeit des Wiederauf- 
nahmeverfahrens nad erfolgter Löſchung 5. N. 9 zu 8 12. 

e) Im Hinblid darauf, daß der Beſchädigte gem. $ 18 die Zu- 
erfennung einer Buße verlangen fann, ift e8 zuläjlig und, joweit er 
diejes Verlangen wirklich ftellen will, notwendig, daß er fich dem Ber- 
fahren ald Nebenkläger anichließt. (St. PO. $ 448). 

d) Die Entbindung des Angeflagten vom perjönlidhen Er- 
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ſcheinen in der Hauptverhandlung Sg .PO. 8 232) ift jtatthaft (a. M., 
weil mit der Verurteilung zur Strafe der Ausſpruch gem. 8 19 Abi. 2 
zu verbinden ift, RGEStr. Bd. 35 ©. 17; diejes Argument entfällt, wenn 
man die Bublifationgbefugnis nicht ald Strafe auffaßt, ſ. N. 5 zu $19). 


15. 

Wer zum Zwed der Täufchung in Handel und Verkehr 
Waaren oder deren Verpadung oder Umhüllung, oder Ankün— 
digungen, Preisliften, Gefchäftsbriefe, Empfehlungen, Rechnungen 
oder dergleichen mit einer Ausſtattung, welche innerhalb be= 
theiligter Verkehrskreiſe als Kennzeichen gleichartiger Waaren 
eines Anderen gilt, ohne defjen Genehmigung verfieht, oder wer 
zu dem gleichen Zweck derartig gekennzeichnete Waaren in Ver— 
fehr bringt oder feilhält, ift dem Verletzten zur Entjchädigung 
verpflichtet und wird mit Geldjtrafe don einhundert bis drei— 
taufend Mark oder mit Gefängniß bis zu drei Monaten be= 
ftraft. Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag ein. Die 
Zurüdnahme des Antrages ift zuläffig. 

1, Mit der gegenwärtigen Bejtimmung hat das Gejeg den Kreis 
der jchußfähigen Objekte namhaft erweitert und bereits einen bedeutſamen 
Schritt auf dem Wege zur Befämpfung bed unlauteren Wettbewerbes ge- 
macht. Wie oben (N. 5 lit. b, aa zu $1,o0. ©. 436) hervorgehoben wurde, 
fann die Form der Ware oder deren Berpadung nicht als Warenzeichen 
eingetragen werden. Das eigentliche Warenzeichen dient lediglich zur Un- 
teriheidung der Waren und ift in feiner Gejtaltung unabhängig von 
der Art und der Berpadung der Ware; es wird durd die Willkür des 
Produzenten oder des Verkäufers beftimmt und fann daher bedingungslos 
als jein Eigentum betrachtet werden. Dagegen hat die Warenaus- 
ftattung vorwiegend den Zwed, die Waren zu ſchützen und zu ſchmücken; 
Art und Berpadung der Waren, nicht allein die Willkür des Verkäufers, 
jind für ihre Geftaltung ftets mehr oder weniger bejtimmend, jo daß 
aus Zweckmäßigkeitsrückſichten verjchiedene Verkäufer auf eine ähnliche 
Austattung ihrer Waren verfallen können. Es wäre daher eine unzu— 
läſſige Einſchränkung der Verkehrsfreiheit, wenn das Geſetz jede Form, 
welche ein einzelner Geſchäftsmann für die Verpackung oder Verzierung 
einer von ihm in den Verkehr gebrachten Ware wählt, alsbald zu ſeinen 
Gunſten ſchützen und jeder Benutzung durch andere entziehen wollte. 
Andererſeits aber verträgt es ſich nicht mit der Redlichkeit des Verkehrs, 
wenn die charakteriſtiſche, in den Abnehmerkreiſen befannte und als 
Urjprungszeichen behandelte Art der äußeren Ausitattung, unter welcher 
ein beftimmtes Geſchäft jeine Waren in den Verkehr zu bringen ge- 
wohnt ift, von einem anderen zu dem Zwecke benußt wird, un mittels 
einer Täujchung des Publitums die Wertihägung der eigenen Ware 
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zu fteigern. Dieje verjchiedenen Gefichtspunfte rechtfertigen einen be- 
a Rechtsſchutz zu Gunften der Ausftattungsformen. (Motive 
u 


Der Kreis der Objefte, welche unter den Vorausſetzungen Des 
$ 15 geſchützt find, ift aber nicht auf ſolche Ausftattungen, welche in 
der Form der Ware oder der Verpadung bejtehen, bejchränftt. Er 
umfaht auch jelbjtändige Zeichen, welche nicht eingetragen find und zwar 
ſowohl jolche, welche eingetragen werden können, als auch unter Um- 
ſtänden jolche, welche, wie 3. B. die unter 84! fallenden Wörter, bon 
der Eintragung ausgejchlofjen find. (S. das Nähere in N. 2 u. 3.) 

2. Der Ausftattungsichuß ift ein viel weniger wirfjamer, als 
der Schuß des Zeichenrechts. Abgejehen davon, daß er einem follidie- 
renden Zeichenrecht zu weichen hat (ſ. N. 3 lit. a), äußert er jeine Wirkung 
nur gegenüber dem Gebraudh zum Zwecke der Täuſchung in Handel 
und Berfehr; einen Gebrauch, der diefem Zwecke nicht dient, kann der 
Ausftattungsbefiger nicht verbieten (j. N. 10; a. M. Seligjohn N. 3 
u.5). Hieraus ergibt jich, daß ein jelbjtändiges Ausftattungsredht vom 
Gejege nicht anerkannt ift; nur gegen unredlihen Konfurrenzbetrieb 
joll der Ausſtattungsbeſitzer geihüßt fein. (Ebenjo M. M. Kohler, 
das Verbrechen des unlauteren Wettbewerbes, Breslau 1901, ©. 173; 
RGC. Bd. 47 S. 100, in PMZB. VII 222; a. M. Seligjohn N. 3 
und wohl audh Kent Nr. 716 ff.) 

Wie das Zeichenrecht, bezieht ſich der Ausftattungsihug auf die 
Kennzeichnung von Waren einer und derjelben Art (j. N.5), von Ber- 
padung, Gejichäftspapieren ꝛc. (N. 6). 

Der Schuß geht mit dem Geichäftsbetriebe auf die Erben über. 
Von einer Uebertragung auf andere fanrı nicht die Nede jein, da ein 
Recht nicht in Frage ſteht (ſ. o.) Es wird fi immer darum handeln, 
ob die Ausftattung auch in der Hand des Geihhäftsnachfolgers nod) die 
gleiche Geltung hat (j. N. 4 lit. d). 

Die in $ 13 aufgeführten Befugnifie fommen auch dem Aus- 
ftattungsichuge gegenüber zur Geltung, joweit der Gebrauch des Namens, 
der firma, der Wohnung oder der jonftigen dort freigelafjenen An— 
gaben nicht gerade in der Form erfolgt, welche die Eigentümlichleit der 
Ausftattung bildet und für den Gebraud jener Angaben an ſich ent— 
behrlich iſt. (Seligſohn N.3; a. M.Rhenius ©. 115.) Es würde 
alſo z. B., wenn in der geichüügten Ausftattung ein Name figuriert, 
ein anderer Träger desjelben Namens nicht gehindert jein, diejen auf 
gleichartigen Waren anzubringen; nur dürfte er die bejondere Geftal- 
tung der Schriftzeichen welche der Inhaber der Ausjtattung anwendet, 
nicht gebrauchen, wenn gerade darin das Moment liegt, welches die 
Ausftattung im Sinne des 8 15 charafterifiert. 

3. Gegenftand des Schußes it die Ausitattung, d. i. die Er- 
iheinungsform, in welcher ein Gegenftand im Verkehr auftritt. (Bagi. 
Nhenius ©. 114.) Darunter fällt alles, was zur Verzierung, Auf- 
machung, Etifettierung 2c. von Waren oder ihrer Berpadung oder 
zur Verzierung oder Stennzeichnung von Gejchäftspapieren u. dgl. 
dient. 
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a) Das charakterifierende Merkmal fann mit der Ware oder 
mit den zur Verpadung oder Umhüllung verwendeten Behältern, Ge- 
fäßen, lachen zc. in äußere Berbindung gebradt jein, z. B. als 
Etikette. Ein Merkmal diefer Art kann auch ein eintragsfähiges, aber 
nicht eingetragenes Warenzeichen jein KKomm. Ber. S. 7). Läßt in 
jolhem Falle jemand das Warenzeichen für ſich eintragen, jo fann er 
damit denjenigen, der vorher im anerkannten Belit des Zeichens geweſen 
ift, ausschließen. (Vol. N.4 zu 8 12; Neuling in der Beitichr. für 
gewerbl. Rechtsſchutz 1892 ©. 314 ff.; RG. in PMZBL. V 19, 152, 180; 
VI 216, 292; RGEStr. Bd. 34 ©. 275, in PMZB. VII 251.) Daran 
ändert auch der Umftand nichts, daß derjenige, welcher die Eintragung 
erwirtt hat, um den Beſitzſtand des anderen wußte und ihn daraus 
verdrängen will (RG. in PMZBL. V 21, VI 292), e8 müßte denn fein, 
daß er gar micht beabjichtigt, das Zeichen zu gebrauchen, jondern 
lediglich Schilane gegen den anderen üben will (ſ. N. 43u 812. Bol. 
* a Abi. 2, welche Vorſchrift ihre Anwendbarkeit nunmehr ver- 
oren hat). 

Die einfache wörtliche Bezeichnung einer Ware fällt nicht unter 
den Begriff der Ausftattung. Wohl aber kann die wörtliche Bezeich- 
nung den Charakter einer Ausftattung dadurd annehmen, daß fie eigen- 
tümlich typographiſch — iſt, ſei es in der Farbe oder durch 
andere Mittel. (RGC. 38 ©. 167, in R. u. U. II 250.) Ueberhaupt 
fönnen auh Worte als Aufichriften auf Gejchäftspapieren jehr wohl 
den Charakter der „Ausftattung“ annehmen (RGEStr. Bd. 35 ©. ; 
in PMZBL. VIII 200). Auch die verfehrsübliche Bezeichnung eines ge- 
werblihen Unternehmens (dev Etablifjementsname) fanı, wenn fie zur 
Bezeihnung von Waren, nicht lediglich auf Ladenjchildern, Ankündi— 
gar zc. verwendet wird, als Ausftattung anzujehen ſein. (Kent 
F 704; RG. PMZBI. VI 86, betr. Stempel wie „X.Meierei“ auf 

utter.) 

Unfittliche Darftellungen find aud als Ausftattungen nicht ge- 
ihügt (Träger in Gruchots Beiträgen 36 ©. 225). Dies ift aus all- 
gemeinen Grundiägen abzuleiten, während $ 4 auf Ausftattungen feine 
Anwendung findet, inäbejondere auch Staatdwappen in einer Aus— 
ftattung fiqurieren fönnen, ſoweit dadurch nicht $ 16 verlegt wird. 
(RSS tr. Bd. 34 ©. 26, in PMZBE. VII 152.) 

b) Das die Ausſtattung bildende Element fann aud in der 
eigentlihen Formung der Ware oder ihrer Berpadung oder Um— 
hüllung beitehen; die Ware jelbit fann eine durch ihre Natur und Be- 
ftimmung nicht bedingte Form haben (z. B. Seife in Kugelform oder 
in der Form eines Tierförpers, einer Frucht 2c.); der die Ware um— 
hüllende Karton, Kaften, die Flaſche kann eigentümlich geitaltet jein 
(3. B. Flaſche in der Form eines Kopfes mit den Gefichtszügen einer 
berühmten Perjönlichkeit, Mittler S. 220), die Verſchlußart, die Ver— 
jhnürung der VBerpadung fann irgend welche Bejonderheiten aufweifen 
u. ſ. f. Nicht minder fann die Farbe der Ware oder eines Teiles 
derjelben (3. B. eines durchgehenden Fadens u. dgl.) oder der Ber- 
padung oder Umhüllung in Betracht fommen, aber nur dann, wenn 
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fie mit der Natur und Beſtimmung der Ware nichts zu tun hat und 
harakteriftiich ift (Kent Nr. 715) Es ift nämlich allgemein zu be» 
achten, daß die Ausjtattung äußere Zutat zu den notwendigen Beitand- 
teilen der Ware jelbjt jein muß; was als ſolche nicht gewollt oder 
durch feine äußere Erjcheinung dazu nicht geeignet ift, was insbejondere 
nur dem Gebrauchszwecke der Ware dient, kann als Ausftattung nicht 
gelten. (Kohler, Markenſchutz ©. 159; RGC. 40 ©. 65, betr. den Shan- 
non-Regiftrator, in R. u. U. III 282 und wiederholt VII 198.) 

ec) Beſteht eine Ausjtattung aus verjchiedenen Elementen 
(j. lit. a u. b), jo enticheidet das Gefamtbild. (NG., PMZBI IV 220; 
vgl. Kohler in R. u. U. IL133 betr. die Ausftattung von Liebigs 
Tleiichertraft, welche fich zufammenjegt aus der eigentümlichen Art der 
Umbüllung und der Büchjen und der Schreibart des Namens „Liebig“, 
die durch Handichrift, Schriftführung und Benüßung blauer Tinte 2c. 
charakteriſtiſch ift.) Bekannte Elemente können in ihrer Verbindung das 
Eigentümliche einer Austattung ausmahen (OLG. Karlsruhe, Juriften- 
zeitung V 444). 

d) Benützung der Ausſtattung eines anderen liegt auch dann 
vor, wenn nur im weſentlichen Uebereinſtimmung beſteht ingl. den 
auch hier anwendbaren $ 20; RG6EStr. 29 ©. 251). 

4. Die Ausftattung ift nur dann gejchüßt, wenn fie inner: 
halb beteiligter Verkehrskreiſe als ſtennzeichen gleihartiger Waren 
eined anderen gilt. Es enticheidet aljo nicht, wie beim Waren- 
zeichen, allein der Wille desjenigen, der die Ausftattung wählt, dar- 
über, ob ihr ein Rechtsſchutz zu teil werden joll, jondern es muß zu 
der Wahl des Warenverfäufers der offenkundige Wille des Publikums, 
jene Formen als das charakteriftiiche Eigen dieſes einen Berfäufers 
anzujehen, noch hinzutreten (Motive a. a. D.). Das Publikum gewöhnt 
jid; häufig alsbald daran, unter einer bejonders charakteriftiichen Ber- 
padung rc. die Ware desjenigen zu erwarten, der feine Ware unter 
diejer Art der Ausftattung auf den Markt gebracht hat und wird, 
wenn ein anderer fich dieje Austattung aneignet, dazu verleitet, die 
Ware des anderen zu faufen in dem Glauben, daß es die Ware des 
erſteren ſei. Ein ſolcher Wettbewerb iſt daher ein unredlicher und 
verletzt in gleicher Weiſe die Intereſſen der ehrlichen Produktion, wie 
die Intereſſen des kaufenden Publikums. Der Schutz des Geſetzes 
iſt deshalb hier, wo nicht die Erklärung des einzelnen maßgebend iſt, 
jondern die Auffafiung des Publikums, von einer Anmeldung oder 
Eintragung an amtlicher Stelle nit abhängig. 

a) Die Ausftattung darf aljo, um ſchutzfähig zu fein, vor allem 
nicht gemeingebräudlid) jein, auch einer im gemeinen Gebraud 
befindlichen nicht jo ähnlich jehen, dab die Gefahr der Verwechſelung 
bejteht (ij. $ 20). Dies gilt aber nur in Anfehung der Warenart, für 
weiche der Schuß in Anjpruch genommen wird. Iſt fie in Bezug auf 
dieje einem bejtimmten &ewerbetreibenden eigentümlich, fo kann fie 
jehr wohl für Waren anderer Art gemeingebräudlidy jein. 

b) Beteiligte Berfehrsfreije Es ift nicht erforderlich, 
daß innerhalb aller beteiligten Verkehrskreiſe die Ausftattung als 
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Kennzeichen bekannt ift; es genügt, wenn überhaupt beteiligte Ver— 
fehräöfreije fie fennen. Ob dieſe Borausjegung gegeben ijt, wird 
ſtets eine im Klagefalle zu beweijende Tatjache bleiben (Motive a. a. O., 
RS. in PMZBL. VI 8I, RGStr. Bd. 32 ©. 149, in PMZB. IX 14). 
Sn erfter Linie find es die Konſumenten der Ware, auf deren Auf— 
fafjung es ankommt. Dod) find auch die unmittelbaren Abnehmer des 
Inhabers der Ausjtattung, die Zwilchenhändler, in Betracht zu ziehen. 
Es genügt, wenn die Ausftattung entweder in dem reife der erfteren 
oder der legteren als die des betreffenden Sewerbetreibenden anerkannt ift 
(Meves S. 203, Schima inR.u.U.1303;M.M.Kohlera.a.D.—|.N.2 
— S. 175; RYStr. 32 ©. 150). Es ift ferner nicht erforderlich, daß der 
gejamte sereis der Händler oder der Konjumenten die Ausftattung als 
eine individuelle fennt; wenn es auch nur ein Teil eines folchen Kreijes 
ift, 3. B. Die Abnehmer in einer gewiljen Gegend, jo ijt es ſchon aus- 
reichenb (Komm.Ber. ©. 7; RG. in PMZBL. VI ©. 89), vorausgejept, 
daß Ddiejer engere reis auch gerade der beteiligte, d. h. derjenige iſt, 
der getäuſcht werden ſoll (ſ. u.). Auch ausländiſche Gebiete, nach welchen 
der inländijche Gewerbetreibende Waren abjegt, kommen hiebei in Betracht. 
(Meves ©. 204, Kohler, Markenſchutz ©. 203, RG. PMZBI. II371 in 
Bezug auf das Ffaufende Publikum in Rußland.) Anderjeit3 genieht 
nah Mafgabe des $ 23 den Schuß der Ausftattung auch der auslän- 
diiche Gewerbetreibende für die inländischen Verkehrskreiſe, in melden 
die Ausftattung als die jeinige befannt ift. (Vgl. Meves ©. 206; |. 
auch N.3 zu 823.) Der beteiligte Verkehrskreis im allgemeinen muß 
das Kennzeichen anerfennen; nicht notwendig ijt, daß alle einzelnen 
Mitglieder diejes Kreiſes derjelben Anficht find. Es ift nicht einmal not» 
wendig, daß es die Mehrheit ift, wenn nur ein beträchtlicher Teil in der 
Ausftattung das individuelle Kennzeichen erblidt (vgl. RGStr. 14 ©. 436). 

Wenn nun zwar, wie bemerkt, nicht alle Verkehrskreiſe darin 
einig fein müjjen, daß die betr. Ausftattung das Kennzeichen der Waren 
des bejtimmten Gemwerbetreibenden jei, jo muß dieſe Anſchauung doc 
in dem oder einem beteiligten Berfehräfreije vorhanden jein, d. h. 
in einem jolchen, in mweldhem die mit der nachgeahmten Ausftattung 
verjehenen Waren Abjag finden jolhen; mit anderen Worten der Schuß 
der Ausftattung eritredt ſich nur auf die Verkehrskreiſe, in welchen 
diejelbe als das Kennzeichen eines bejtimmten Gewerbe- 
treibenden gilt; anderen Kreiſen gegenüber ift die Möglichkeit einer 
Täuſchung ausgeſchloſſen. (Seligiohn N. 3, 6; Kent Nr. 706, 727.) 
Wer aljo 3. B. die Zwiichenhändler, in deren Kreis die Austattung 
als das Stennzeichen eines anderen gilt, ganz umgeht und nur an das 
Bublitum verfauft, bei welchem die Ausftattung feine ſolche Geltung 
hat, greift in das Recht des anderen nicht ein; ebenjowenig, wer nur 
nah dem Auslande Waren abſetzt, die mit der lediglich im Inlande 
anerfannten Ausftattung eines anderen verjehen find. Hieraus ergibt 
ſich zugleich, daß in verſchiedenen Abnehmerkreiſen in Bezug auf die 
nämliche Ausſtattung verſchiedene Perſonen den Schutz genießen können, 
obwohl es ſich um Waren der gleichen Art handelt, z. B. der eine im 
Inlande, der andere im Exportgeſchäfte. Beteiligte Verkehrskreiſe 
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find ferner nur die Abnehmer, nicht die Konkurrenten im nämlichen 
Geihäftszweige; würden aljo nur dieje die Ausitattung als Kennzeichen 
eines beftimmten Gewerbebetriebes betradhten, jo würde dies nicht aus- 
a um einen Ausftattungsihug zu begründen. (Kent Nr. 706, 

M. Shima, R.u.U.1303; MM. Kohler a.a.D. ©. 175.) 

ec) Damit eine Ausftattung in beteiligten Verkehrskreiſen als 
Kennzeichen eines anderen gelte, iſt erforderlich, daß dieſelbe tat— 
ſächlich für Waren gewiſſer Art verwendet wird und zwar nicht bloß 
vorübergehend, ſondern einige Zeit lang, ſo daß ſich die Kunden an 
die Ausſtattung als eine Beſonderheit dieſes Geſchäftes gewiſſermaßen 
gewöhnen (RG. in PMZBL. VI 89; RGStr. 29 ©. 249; vgl. auch VE. 
Leipzig PMZBI. VI 325). Nur wenn tatjächlich die Ausitattung auc 
verwendet wird, fann jie die vorausgejegte Geltung verlangen, nicht 
ihon dann, wenn fih nur die irrtümliche Meinung gebildet hat, die 
Ausftattung jet im Gebrauch des betr. Gewerbetreibenden (RGEStr. 
Bd. 29 ©. 249, M. M. Kohler a. a. D. ©. 174). Eine lange Zeit 
der Verwendung der Ausftattung iſt nicht unbedingt erforderlich; wenn 
die Ware in großer Maſſe ins Publikum fommt und beliebt ift und 
wenn zumal die Ausftattung bejonders eigentümlic und ins Auge 
fallend ift, genügt auch eine furze Zeit. (RG. in der D. Jur. Ztg. I 
474; vgl. Meves ©. 205.) Immerhin gibt eine längere Zeit an- 
dauernde Benugung, einen Anhaltspunkt für die Annahme, dab die 
Ausftattung als individuelles Kennzeichen im Verkehr Anerkennung ge- 
funden bat. (PMZBL. II 329.) Dieje Anerfennung kann fih auch 
daraus entwidelt haben, daß die Ausftattung früher als Zeichen ein- 
getragen war und durch die Ausübung des Beichenrechtes als das 
Kennzeichen der Waren des Zeicheninhabers befannt wurde, dann aber, 
als das Zeichenrecht erloich, diefe Geltung fort und fort jich erbielt. 
(Kohler, Markenſchutz ©. 298, Kent Nr. 702; diejen möglichen Fall 
hat Finger R.9 zu $ 12 bei jeiner jonft zutreffenden Ausführung 
nicht berüdjichtigt.) 

Die Ausftattung muß nur innerhalb beteiligter Verkehrskreiſe 
als das Kennzeichen eines bejtimmten Gewerbebetriebe gelten, d.h. 
die betr. beteiligten Berfehrsfreije müſſen in der Ausjtattung ein Kenn- 
zeichen betreffs der Herkunft der Ware aus einer gewijjen Urjprungs- 
jtelle erbliden; dagegen iſt nicht notwendig, dab innerhalb beteiligter 
Verkehrskreiſe, jei e8 beim Publikum, jei es in den betr. Handelskreiſen, 
Kenntnis darüber obwaltet, ob der betr. Gejchäftsmann die Ausftattung 
eigens zum Kennzeichen diefer Ware beftimmt hat; ebenjowenig it 
von ausjchlaggebender Bedeutung, ob und mwieweit man im allgemeinen 
in jenen beteiligten Berfehrsfreijen über die Uriprungsftelle jelbit, ins- 
bejondere über Name, Firma und Ort derjelben unterrichtet ift, wenn 
nur überhaupt in der bejonderen Art der Ausftattung ein Hinweis auf eine 
gewijje Warenquelle, etwa auf die gleiche, der früher jchon bezogene 
Waren entjtammten, erblidt wird. (RGStr.32 ©. 152, in PMZBLTX 14.) 

Die Geltung erlangt eine Ausftattung teila infolge der Er- 
fahrung der Käufer, teild durch die Reklame des Inhabers des Ge- 
ichäftsbetrieb3 (PA., PMBl. V 40). 
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Die Geltung fann aufhören deshalb, weil der betr. Ge- 
werbetreibende die Austattung jchon jeit einiger Zeit nicht mehr benutzt 
und die Abnehmer jeine Ware iu ganz anderer Ausftattung erhalten; 
oder auch deshalb, weil Konkurrenten des Ausftattungsberedhtigten Die 
nämliche Ausftattung verwenden, dieſer dagegen feinen Proteſt erhebt 
und jo allmählich die Käufer von Waren diejer Art in der Austattung 
fein individuelles Kennzeichen mehr erbliden, jondern fih daran ge- 
wöhnen, fie als für derartige Waren gemeingebräucdjliche Ausftattung 
zu betrachten. In beiden len erliiht der Schuß der Aus- 
ftattung. Im zweiten Falle hat jich die Individual-Ausſtattung ge- 
wiſſermaßen zum Freizeichen entwidelt. Darüber müfjen aber in der 
Negel Jahre vergehen. Auch hört troß allgemeiner Nachahmung der 
urjprüngliche Alleininhaber der Ausftattung nicht auf, der Berechtigte 
zu jein, wenn er fort und fort alle gejeglichen Mittel anwendet, um 
jein Recht gegenüber den Konkurrenten zu wahren; denn unter Diejer 
Vorausjegung erjcheint die Verwendung der Ausstattung durch die 
Konkurrenz als eine mißbräuchliche, welche dem Rechte des erjten In— 
habers feinen Eintrag zu tun vermag. Letzteres gilt auch von einer 
Nahahmung, die vor dem Inkrafttreten diejes Geſetzes, aljo vor der 
Einführung des Ausftattungsichußes jtattgefunden hat (RG. in PMZBI. 
IV 220, vgl. auch ebenda Il 334; vgl. ferner die Ausführungen über 
die Entwidlung eines Sonderzeichens zu einem en in N.2 zu 
8 4, ingbejondere unter Ziff. I lit. c, bb, 3, o. S. 4 

Niemand ift gehindert, zwei — —— gleichzeitig zu 
benutzen. Geſchieht dies, ſo hört der Schutz der einen noch nicht mit 
dem Augenblick auf, wo der Gebrauch der anderen, neuen beginnt, 
z. B. für die noch auf Lager befindlichen Waren die ältere, für die neu 
produzierten die neuere Ausſtattung benutzt wird (RGStr. Bd. 31 
©. 29). Der Gewerbetreibende genießt den Schuß fernerhin noch auch 
für eine ſolche Austattung, die jih nur auf den bereit3 an Kunden 
abgejegten Waren befinden, — die unverkauften Waren die neue 
ae tragen (RGStr. Bd. 31 ©. 30). 

d) Den Schuß genieft derjenige, deſſen Ausftattung jich die 
oben beiprochene Geltung in Anſehung gewiſſer Waren (j. N. 5) er- 
rungen hat. Es ijt aber nicht notwendig, daß die VBorausjegungen für 
den Erwerb diejer Geltung gerade in der Zeit ſich erfüllt haben, jeit- 
dem der dermalige Gejchäftsinhaber an der Spite des betr. Gewerbe- 
betriebs jteht; es fann dies auch dem Gejchäftsvorgänger gegenüber 
ihon geichehen jein (Kent Nr. 701) oder es fann die Verwendung der 
Austattung durch den gegenwärtigen Inhaber zu dem Gebrauch der- 
jelben jeitens des Vorgängers ergänzend hinzutreten, jo daf dieje beider- 
jeitigen Gebrauchsafte zujammen erjt die tatjächliche Grundlage der 
Geltung bilden. 

So wenig ein verallgemeinerter Gebrauch einer Ausftattung, 
wenn es ein Mißbrauch ift, dem Sonderbejiger den Schub entziehen 
fann (j. lit. e), ebenfowenig fann ein einzelner den Schuß für eine Aus- 
jtattung erwerben, wenn er dieje in Gebrauch genommen hat, obwohl 
er wußte, daß es die anerkannte Ausjtattung eines anderen iſt, jolange 
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diejer jeinen Beſitz nicht aufgibt. Der Befigitand muß aljo redlich er- 
worben und auch fernerhin in gutem Glauben feitgehalten — 
denn es ſoll Schutz nur dasjenige finden, „was im redlichen Ver— 
kehr als eigentümlicher Hinweis auf eine beſtimmte Warenquelle ſchon 
zweifelloſe Anerkennung errungen hat“ (Motive a. a. O. OLG. Ham— 
burg, PM8Bl. VI 286, vgl. Kohler, Markenſchutz ©. 106). 

Wenn auch in verjchiedenen beteiligten Verkehrskreiſen je ein 
anderer den Ausftattungsihuß genießen kann (j. lit. b), jo iſt doch 
regelmäßig in einen und demjelben beteiligten Berichrätreife nur einer 
der Geſchützte. Gebrauchen mehrere für gleichartige Waren die näm- 
fihe Ausftattung, fo fommt es darauf an, welder von ihnen zuerft 
die Anerkennung im Verkehr findet. Wenn jedod) die Ausftattung in 
benjelben beteiligten Verkehrskreiſen als das Kennzeichen der Waren 
jowohl de3 einen wie des anderen gilt, ohne daß ſich für einen der- 
jelben eine Priorität feititellen läßt, dann jind fie beide geichüßt, d. h. 
feiner von ihnen fann dem anderen, jeder von ihnen fann einem Dritten 
den Gebrauch verbieten. (Kohler, Markenihug S. 106, Finger N. 2 
©. 38, Kent Nr. 708, vgl. LG. Aurich, PMB3Bl. II 176: teilweiſe a. M. 
Geligjohn N. 3.) 

5. Der Ausftattungsihug ift nur für den Verkehr mit Waren 
gewährt, nicht auch für andere Gejchäftsbetriebe. Wenn es aljo auch 
ein Ausfluß des Ausftattungsrechtes iſt, daß niemand als der Berech— 
tigte Geichäftspapiere und andere Mittel der Ankündigung mit der 
geichüßten Ausftattung verjehen darf (j. N. 6), jo ift doch auch in diejer 
Hinficht der Schuß beichräntt auf den Fall, daß die Geichäftspapiere, 
Ankündigungen cc. auf den Umſatz von Waren ſich beziehen. Wer 
alſo z. B. für gewiſſe Tertilwaren eine Austattung verwendet, die in 
beteiligten Berfehräfreifen als Kennzeichen jeiner Waren gilt, fann 
verbieten, daß jeine Konkurrenten Waren gleicher Art mit einer über- 
einjtimmenden Ausftattung auf den Marft bringen oder dieje Ausitat- 
tung auf ihren Rechnungen, Preisliften, Ladenſchildern, Geſchäftswagen 
u. dgl. anbringen. Dagegen ift ein Gajthofbefiger, ein Lohnkutſcher ꝛc. 
durch $ 15 nicht dagegen geichüßt, daß ein anderer auf feinem Wagen 
dasjelbe Zeichen wie er anbringt, jollte auch an diejem Zeichen jeder- 
mann in der Gegend den Wagen gerade diejes Hoteliers 2c. erkennen 
und der Konkurrent beabfichtigen, dieje Geltung des Zeichens für jeine 
Zwecke auszubeuten. (Seligjohbn N. 2 1it.b, M. M. Kohler a. a. O. 
©. 171.) Für jolde Fälle greift aber $ 8 des Geſetzes z. Belämpfung 
des unlauteren Wettbewerbes ein. 

Der Schutz der Ausſtattung beſteht nur für gleiche oder gleich— 
artige Waren (vgl. N. 3 lit. b zu $2, N. 4 lit. b zu $8$ 5, 6). Er iſt 
gewährt nicht nur gegen die Verwendung der Ausſtattung für fremde 
Waren, ſondern auch gegen die Kennzeichnung der eigenen Waren 
des Berechtigten wider dejjen Willen, 3. B. von ſolchen Stüden, welche 
bon minderer Qualität find und für die daher der Fabrifant die Aus- 
ftattung nicht gebrauchen will. (Bat. N. 4 zu $ 14.) 

Zu den Waren, welche den Konſumentenkreiſen in einer charaf- 
teriftiichen äußeren Ausftattung dargeboten werden, gehören zahlreiche 
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Genußmittel, wie Tabal, Liköre, Tee, Schokoladen, Kaffeefurrogate, 
Konierven, viele Yuruswaren, namentlih Parfümerien, Mode- und 
Toilettenartifel, aber auch unentbehrlihe Gegenftände des täglichen 
Verbrauchs, wie Butter, Honig, Zwirn, Nadeln, Seifen, Kerzen, Zünd- 
hölzer u. j. w. (Motive ©. 16). Damit ift natürlich der Kreis der 
Waren, deren Austattung den gejeglihen Schuß genießen fann, nicht 
erichöpft. Erjcheint 3. B. eine Zeitung oder Zeitichrift in einer eigen- 
tümlichen Form oder mit einem nicht eingetragenen Zeichen, verwendet 
ein Berleger für die bei ihm erjcheinenden Bücher eine eigenartige 
Ausjtattung, jo kann unter der Borausjegung der Geltung im 
Berkehr (N. 4) für dieje ebenfalls als Waren anzujehenden Gegenftände 
der Schuß des $ 15 in Anipruch genommen werden (Seligjohn 
N. 2 lit. b; vgl. RGStr. 28 ©. 278). Dagegen fann der Titel eines 
Buches oder einer Zeitung ebenjowenig, wie als Warenzeichen, als 
Ausftattung angejehen werden; denn er fennzeichnet das Schriftwerf 
jeinem geitigen Inhalte nad, nicht in jeiner mehr jefundären Eigen- 
ihaft ald Ware, tft auch feine äußere Zutat, jondern gehört notwendig 
zum — (vgl. N. 3 lit. b; ferner N. 3 zu 81; a. M. Seligſohn 
a. a. 

6. Der Schuß der Ausjtattung erftredt fi wie das Zeichen- 
recht auf die Berpadung und Umbüllung der Ware (ſ. N. 2 lit. a, bb zu 
$ 12, o. ©. 550); ferner auf Ankündigungen aller Art und Geſchäfts— 
papiere (j. N. 2 lit.c zu $ 12, o. ©. 556). Darüber, daß diefe Gegen- 
fände immer auf den Verfehr mit Waren fich beziehen müſſen, j. N. 5. 
Dies genügt aber auch; nicht erforderlich ift, daß der Berechtigte die 
Ausftattung gerade für Waren verwendet, er ift auch geichüßt gegen 
den Mißbrauch einer Ausftattung, die er nur z.B. auf einer Waren- 
Ankündigung gebraudt; denn das Geſetz jpricht allgemein von „Aus- 
ſtattung“ und verlangt nur, daß dieje ald Kennzeihen von Waren 
gelte, was auch dann der Fall jein kann, wenn die Ausftattung vom 
Berechtigten nur auf Ankündigungen, Rechnungen 2c., die ſich auf die 
Waren beziehen, in die Ericheinung gebradt wird (a. M. Mittler 
S. 221). Die Ausitattung von Geichäftspapieren kann insbejondere in 
eigentümlicher typographiicher Gejtaltung der Schrift, in eigenartiger 
Kolorierung, in der Anbringung gewiſſer Worte als Aufichrift (vgl. 
N. 3 lit. a), die Ausitattung jonftiger Ankündigungen in einer bejon- 
deren Form des Gejchäftsichildes, in auffallenden Verzierungen dieſer 
Gegenitände bejtehen. 

7. Der Schuß ift gewährt dagegen, daß ein Unberechtigter zu 
dem näher bezeichneten Zwede (j. N. 9 lit. a) Waren oder die in N. 6 
erwähnten Gegenftände mit der Austattung des Berechtigten verfieht 
oder derartig gefennzeichnete Waren in Berfehr bringt oder feilhält. 
Ueber dieje Begriffe ſ. N. 2 lit. a, ce und lit. b zu $ 12, o. ©. 5öl, 554; 
vgl. auh N. 6 u.8 zu $ 14. 

Wie bei Eingriffen in das Zeichenreht kann auch die Verlegung 
des Ausjtattungsichuges nicht nur durch Nachahmung des fremden 
Kennzeichens, jondern auch durch Benügung der echten Ausftattung für 
andere als die vom Berechtigten ausgeftattete Waren, insbejondere 
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Berwendung der mit der Ausftattung verjehenen Behältnijfe, begangen 
werden (Meves ©.205, Seligjohn N.5). Ein Verjehen von Waren 
mit einer Ausftattung fann nur durch körperliche Verbindung, nicht 
auch dadurch erfolgen, daß man das individuelle Kennzeichen jonjtwie 
gebraucht, z.B. ein Phantafiewort im mündliche Verkehr, jei es auch 
zum Zwede der Täujchung, in Bezug auf den Verkehr mit gleichartigen 
Waren benügt (Kent Nr. 719). 

S. Der Gebraud; der fremden NAusftattung muß ein wider: 
rechtlicher jein. Das Geſetz erwähnt nur den Mangel der Geneh- 
migung. Sit diefe von der den Schuß genießenden Berjon erteilt, jo 
handelt der Täter unter feinen Umſtänden widerrechtlih (vgl. N. 7 zu 
s 14, ©. 585). In welder Form die Erteilung erfolgt ift, ericheint 
gleichgültig. Widerrechtlicdh wird eine Ware mit der geichügten Aus- 
jtattung in Verkehr gebradt auch dann, wenn zwar zu der Zeit, ala 
die Ware mit der Ausftattung verjehen wurde, der Täter die Gench- 
migung bejaß, zu der Zeit des Verkaufes, des ferneren Feilhaltens der 
Ware jedoch die Genehmiguug zurüdgezogen war, ed wäre denn, da 
auf Grund eines etwa inmitte liegenden Bertragsverhältnijjes der Ge- 
ſchützte verpflichtet ift, das Anverfehrbringen der Ware mit der Aus- 
ftattung noch weiter zu geftatten (Lizenz — I. N. 8 zu $ 7). 

Die Widerrechtlichfeit des Gebrauchs einer geſchützten Ausftattung 
fann aber auch aus anderen Gründen, obwohl aljo die Genehmigung 
fehlt, ausgejchlofien fein. Solche Gründe jind ein Eollidierendes Aus- 
ſtattungsrecht (ſ. N. 4d a. E.). und ein auf die Eintragung fich ftügen- 
des Zeichenreht (ſ. N. 3 lit. a und die Eitate daſelbſt). Dagegen wird 
die Widerrechtlichkeit nicht aufgehoben dadurd, daf der Nachahmer der 
Ausjtattung ſelbſt jeit langer Zeit die Ausftattung benußt, ohne ſich 
einen im Verkehr anerfannten Bejigitand errungen zu haben (RG. in 
N. u. U.1289 und in PMZBE. 11 175) und was das Zeichenrecht be- 
trifft, jo jchüßgt e8 gegen die Beichuldigung wegen widerrechtlicher An— 
mahung einer Ausjtattung nur joweit, ald das eingetragene Zeichen 
ſich mit der leßteren dedt, während dann, wenn das Beichen nur ein 
einzelner Beltandteil der im Verfehr anerkannten, aus mehreren Ele- 
menten zujammengejegten Ausſtattung it, der Zeicheninhaber feines 
wegs befugt ift, die Gejamtausftattung zu benugen (RGStr.29 ©.159; 
RG. in PMZBL. V 152), wie ihm auch nicht das Recht zujteht, fich 
der Ausftattungsform zu bedienen, wenn als Zeichen für ihn das 
Bild der NAusftattung eingetragen ift (RGStr. Bd. 34 ©. 275, in 
PMZB. VII 251). 

®. Die jubjektiven Erfordernifle des Tatbejtandes einer gegen 
8 15 verjtoßenden Handlung. 

a) Die Handlung muß vorgenommen werden zum Zwechk der 
Täuſchung in Handel und Verkehr. Dadurch joll die Gewähr ge- 
ichaffen werden, daß die Vorjchrift nicht zur Chifane benugt werde 
(Motive S. 17). Die Täufhung muß aljo das Ziel fein, auf welches 
der Täter mit jeiner Handlung binftrebt; er muß die Täuſchung be- 
abjichtigen, ihren Eintritt nicht bloß fich vorftellen (vgl. R&Str. 
Bd. 5 ©. 317; Bd. 16 ©. 151). Verwendet aljo jemand die Ausitat- 
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tung eines anderen bloß wegen ihrer Zmwedmäßigfeit oder Gefälligfeit 
in der Erwartung, dat die Abnehmer an etwaigen Zutaten, 3. B. jeiner 
Firma, erfeunen würden, daß die jo ausgejtattete Ware nicht von dem 
Ausftattungsberechtigten herrühre, jo fällt jeine Handlung aud dann 
nicht unter $ 15, wenn er an die Möglichkeit einer Täujchung immer- 
hin denft und auch auf die Gefahr hin, daß das Publikum wirklich 
irre werde, die Ware mit der nachgeahmten Ausftattung in Verkehr 
bringt; denn die Täuſchung ift hier nicht der Zweck feiner Handlung 
(ebenjo Meves ©. 207, Kent Nr. 724). 

Die Abficht des Täters muß durchaus nicht auf eine allgemeine 
Täuſchung gerichtet jein. Es genügt, wenn er darauf ausgeht, irgend 
welche Berjonen, jeien es auch nur einzelne, zu täujchen. Es liegt in 
in der Natur der Sache, daß es ſich nur um die Irreführung joldher 
Berjonen handeln fann, welche den beteiligten Verkehrskreiſen, inner- 
halb deren die Ausitattung ald das Stennzeichen der Waren des Be- 
rechtigten gilt, angehören. Es ift aljo erforderlid, daß der Täter 
gerade bei ſolchen Berjonen jeine widerrechtlidy ausgejtatteten Waren 
abjegen will (vgl. N. 4 lit. b) oder daß er, wenn etwa jeine un— 
mittelbaren Abnehmer diejen Streifen nicht angehören oder von der 
Nahahmung unterrichtet find, fich bewußt ift, dab dieſe Zwiſchen— 
händler die Waren in jolchen Streifen abjegen (OLG. Karlsruhe, 
Juriftenzeitung V 444; Kent Wr. 723). Daß die Täujchung auch wirk— 
e erreicht werde, ijt nicht erforderlih (Kent a.a.D., Seligjohn 

. 154). 

Täufhung in Handel und Berfehr muß beabfichtigt fein. 
Wer aljo 3. 8. jeiner Ehefrau, um fie glauben zu machen, das für jie 
gefaufte Paket Tee ftamme aus dem von ihr bezeichneten Geichäfte X, 
Tee von einem anderen Gejchäfte bringt, den er zum Zwecke der 
Täuſchung mit der jeiner frau wohlbefannten Etifette von X verjehen 
hat, unterliegt den in $ 15 angedrohten Rechtsfolgen nicht; denn wenn 
auch unter Verkehr im weiteren Sinne jede Art von Uebergang einer 
Sache in die Verfügungsgewalt eines anderen zu verjtehen ift (in welchem 
Sinne der Begriff 3. B. bei Zuwiderhandlungen gegen das Nahrungs- 
mittelgejeg gemeint ift, vgl. REStr. 7 ©. 151), jo ift doch hier das 
Wort in der engeren Bedeutung zu nehmen, da die Beitimmung des 
8 15 gegen unlauteren Wettbewerb, aljo Abjagen von Kundſchaft durch 
argliftige Täuſchung, jchügen will (vgl. Seligjohn N. 6, Kent 
Nr. 726). 

Die Täufchungsabficht muß natürlich bewiejen werden. Es 
fann auf ihr Borhandenjein unter Umständen jchon daraus geichlofien 
werden, daß der Täter die Ausftattung als das im Verkehr geltende 
Kennzeichen feines Konkurrenten gefannt und gleichwohl es unterlaffen 
hat, zur Vermeidung einer Verwechſelung jeiner Ware mit der gleich- 
artigen Ware des anderen irgend etwas zu tun und daß irgend ein 
anderer Grund zur Verwendung der Ausjtattung nicht beſtand. Diejer 
Schluß wird namentlich dann gerechtfertigt jein, wenn die Nachahmung 
einer vielleicht komplizierten Ausstattung in allen ihren Einzelheiten 
ganz getreu oder dody nur mit unmejentlichen Abweichungen erfolgte 
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und wenn überhaupt die Nahahmung eine bejonders auffällige ift (vgl. 
RO. in PMZBL. TV 221). Der Einwand, die Abnehmer hätten bisher 
troß MWebereinftimmung der Wusftattungen die beiderjeitigen Waren 
unterjchieden, jchügt im allgemeinen nicht, da die Möglichkeit einer 
Täuſchung dennoch bejtand (ebenda). Freilich wird im leßteren 
Falle die Frage, ob bei diefer Sachlage anzunehmen jei, daß der 
Täter den Zweck der Täujchung verfolgte, bejonder3 genau zu er- 
wägen jein. 

Eine noch weiter, als auf Täuſchung gerichtete Abficht, ins- 
bejondere die Abjiht, Schaden zuzufügen oder fich einen Vermögens— 
vorteil zu verjchaffen, wird nicht erfordert. In der Regel wird freilich 
die Gewinnung von Kundichaft auf Koften des Ausftattungsinhabers 
den eigentlichen Beweggrund zu der Handlung bilden. 

Die Täufchungsabfiht muß nicht nur beim Verjehen der Ware 
mit der gejhügten Wusftattung, jondern aud beim Inverkehr— 
bringen oder Feilhalten bejtehen. Wer aljo ohne dieje Abficht 
die Ausftattung au der Ware angebradt hat, muß, um ftrafbar und 
erjagpflichtig zu werden, vor dem Inverkehrbringen der Ware dieſe 
Abjicht gefaßt Haben. Hatte etwa der Täter die Täufchungsabjicht 
beim Berjehen der Ware oder ift die Ware von einem anderen in 
Täuſchungsabſicht mit der gejchügten Austattung verjehen worden, jo 
genügt Dies zur Berantwortlichkeit für das Anverfehrbringen noch 
feineswegs; denn die Worte „zu dem gleichen Zwecke“ beziehen ſich 
nicht auf das Folgende: „derartig gefennzeichnete Waren“, jondern auf 
die Worte: „wer... . in Berfehr bringt 2c.” (RG. in R. u. U. II 263 
und PMZBI. II 368). 

b) Das Moment der Wiffentlichkeit ift in 8 15 nicht aus- 
drüdlicy verlangt; es verfteht fich aber von jelbit, dak von Täujchungs- 
abjiht nur die Rede jein fann, wenn feftfteht, daß der Täter die tat» 
jächlichen Vorausjegungen der Täufhungsmöglichkeit kannte, alfo wußte, 
dat er die Ausftattung eines anderen verwende und daß dieje inner» 
halb beteiligter Verkehrskreiſe als Kennzeichen gleichartiger Waren diejes 
anderen gelte, oder dies doch für mwahrjcheinfich hielt und mit der 
Wirklichleit der angenommenen Tatſache für jeine Zwecke rechnete. 
(In diejer Hinficht genügt aljo dolus eventualis, während die Täufchung 
direft beabjichtigt jein muß, ſ. unter a.) 

10. Die Rechtsfolgen. 

a) Berlegter ift auch bier der Geſchützte, derjenige, deſſen 
Ausstattung widerrechtlich gebraucht wurde, nicht der getäujchte Käufer. 

b) Entihädigung — |. die Bemerfungen zu $ 14 in N. 11 
bis 15. Die Entihädigung umfaßt aucd Hier nicht notwendig die ganze 
Bereiherung ( KGC. Bd. 47 ©. 100, in PMZBL. VII 222). Wird die 
Entihädigung als Buße im Strafverfahren verlangt, jo ift $ 18 zu 
beachten. ©. ferner $ 19 Abi. 1 (Bejeitigung). 

e) Strafe. Dieje ift hier vom Gejege geringer bemejien als 
für die Fälle des 5 14. Die Strafverfolgung verjährt gemäß $ 67 
Abi. 2 StGB. in 3 Jahren. Da die ım Höchitbetrage angedrohte 
Geldftraje 3000 M beträgt, ift troß des nur drei Monate betragenden 
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Marimums der Gefängnisftrafe die Straffammer, nicht das Schöffen- 
gericht zuftändig (GVG. 8 27°, 731), 

Fäter und ebenjo Mittäter fann nur eine Perſon fein, welche 
jelbft die Täuſchungsabſicht Hat. 

Im übrigen j. die Bemerkungen in N. 16—23 zu $ 14, welche 
entiprechend aud für $ 15 gelten. Bezüglich) der Idealkonkurrenz des 
Bergehens aus 8 15 mit einem jolchen gemäß $ 14 5. N. 20 lit. c zu 8 14. 

d) Außer der in $ 15 ausdrüdlich vorgejehenen Entihädigungs- 
Hage Tann der Ausftattungsberechtigte gegen den Störer auch die ab- 
wehrende Klage, jowie unter den Vorausſetzungen des $ 256 CPO. 
auch die Feſtſtellungsklage ftellen (vgl. N. 6 zu $ 12). Die Zu- 
fäjfigfeit insbejondere der negatorifchen Klage ergibt fich von jelbft aus 
der Beltimmung des $ 15 über die Nechtöfolgen; denn eine Handlung, 
deren Begehung Erjaspfliht und Strafbarkeit nad) fich zieht, ift natür» 
lich verboten, aljo zu unterlaffen und das Mindefte, was der Verletzte 
nötigen Falles im Prozeßwege verlangen fann, ift, daß dieje Unter- 
lafjungspflicht ausgeiprochen werde. Zur Begründung der abwehrenden 
Klage genügt hier aber nicht, wie im Falle der Zeichenrechtsverlegung, 
objektive Rechtswidrigfeit. Das Geſetz gibt ja dem Ausftattungsinhaber 
nicht, wie in $ 12 dem Zeicheninhaber, ein abjolutes Verbietungsrecht 
gegen jeden, der ohne Genehmigung das Kennzeichen der Waren eines 
anderen benußt (vgl. N. 2). Wenn trogdem die abwehrende Klage für 
zuläffig zu erachten ift, jo läßt fich. dies, wie bemerkt, nur damit be» 
gründen, daß das Gejeg in $ 15 noch viel weitergehende Rechtsfolgen 
androht. it aber der Ausftattungsihug, der die Grundlage für die 
abmwehrende Klage bildet, nur aus der Beltimmung des $ 15 zu ent- 
nehmen, jo ift er auch für alle Fälle an die Vorausfegungen diefer 
Beftimmung gebunden. Die abwehrende Klage kann aljo nur gegen 
denjenigen mit Erfolg geftellt werden, der Die begeht zum 

wede der Täujhung in Handel und Berfehr (RG. in PMZBL. IV 221; 
LG. Hamburg, R. u. U. III 151; a. M. Seligjohn R. 5, welcher die 
Klage aud; ohne Verſchulden zulafien will). 

Die abwehrende Klage kann nicht weiter verfolgt werden, wenn 
der Beklagte die Austattung für fi als Warenzeichen eintragen läßt 
(I. N. 3 lit. a; Kent N. 730). 


S 16. 

Wer Waaren oder deren Verpadung oder Umhüllung 
oder Ankündigungen, Preigliften, Gejchäftsbriefe, Empfehlungen, 
Rechnungen oder dergleichen fäljchlich mit einem Staatswappen 
oder mit dem Namen oder Wappen eines Ortes, eines Ge- 
meinde- oder weiteren Kommunalverbandes zu dem Zweck ver- 
fieht, über Bejchaffenheit und Werth der Waaren einen Irrthum 
zu erregen, oder wer zu dem gleichen Zweck derartig bezeichnete 


Waaren in Verkehr bringt oder feilhält, wird mit Geldftrafe 
Dr. Ph. Allfeld, Kommentar 5. d. Gefegen betr. d. Erfindungsihußg:e.. 40 
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von einhundertfünfzig bis fünftaufend Mark oder mit Gefängnik 
bis zu ſechs Monaten bejtraft. 

Die Verwendung von Namen, welche nach Handelsgebrauch 
zur Benennung gewifjer Waaren dienen, ohne deren Herkunft 
bezeichnen zu jollen, ag unter diefe Bejtimmung nicht. 





Abficht der Jrrtumserregung 9, Obiektiver Tatbeftand 2—8. 
—— nach ———— * ff. Ortönamen 5. 
Eivilrechtlihe Folgen 10b Schaumwein 7b. 
Faͤlſchliche ——— 7. Strafe 104. 
Feilhalten 8 Subjeftiver Tatbeitanb 9. 
Gattungsnamen 9a, 11 ff. Verbindung mit anderen Elementen 6. 

andelsgebrauch 12 Berjeben 8. 

nverfehrbrin — Wappen 3, 4. 

rrtümliche Annahme eines Handelsge⸗ Waren 2. 

brauchs 1 ujäge zu Gattungsnamen 13. 

PN u pin 9, 14. Zweck der Irrtumserregung 9, 14. 


1. Die vorftehende Beftimmung geht noch einen Schritt weiter 
auf dem Wege der Bekämpfung unlauteren Wettbewerbes, ala $ 15. 
Auch diefer will Täufchungen über die Herkunft einer Ware vorbeugen. 
Aber dort handelt es ſich neben dem Intereſſe des Publikums um den 
Schuß des einzelnen Produzenten oder Verfäufers; es joll der Ware 
nicht der Schein gegeben werden, als ob jie von einer anderen indi- 
viduellen Produktions- oder Handelsftelle herrühre. Der $ 16 dagegen 
foll einer Irreführung der abnehmenden Kreije über den Produftions- 
oder eg entgegenwirfen. (Motive S. 17.) Die Beltimmung 
hat aljo den Zweck, einerjeits die Konfumenten gegen Täujchung, ander- 
jeit3 die Produzenten und Händler gewijfer Territorien gegen un« 
redliche Konkurrenz zu ſchützen. Zugleich aber jchüßt er die Gemwerbe- 
treibenden anderer Orte dagegen, daß Waren, die aus einem renom- 
mierten Orte in Wirklichkeit nicht ftammen, unter dem Namen diejes 
Drtes auf den Marft fommen und dadurdh ihnen unlautere Konkur— 
ren; gemacht wird. (Kohler in R. u. U. I 308.) 

Das Bedürfnis nah) Schuß gegen falſche Herfunftsbezeihnungen 
hatte fih in allen bedeutenderen Anduftrieftaaten im Laufe der Jahre 
immer mehr fühlbar gemadt. Die Gejeßgebung mander Staaten Des 
Auslandes war mit Mahnahmen zur Unterdrüdung folder falſchen 
Bezeichnungen vorangegangen. (S. Fuld in R. u. U. III 355 fi.) Un- 
mittelbaren Anftoß zur Aufnahme der Vorjchrift des $ 16 gab die in 
mehreren internationalen Verträgen enthaltene Bejtimmung, wonad die 
vertragichließenden Zeile ſich verpflichteten, „Beltimmungen gegen ben 
Berlauf und das Feilhalten joldher Waren (zu) treffen, welche zum 
Zwede der Täuſchung in Handel und Verkehr mit Staatdwappen des 
anderen Teiles oder mit Namen oder Wappen beftimmter, in den Ge- 
bieten des anderen Teiles belegenen Orte oder Bezirke behufs Bezeich- 
nung des Urjprungs verjehen find“ (fo Art. 8 des Uebereinfommens 
mit Oeſterreich-Ungarn vom 6. Dezember 1891 und Urt. 7 des Web. 
mit Serbien vom 21.9. Auguft 1892; vgl. auch Art. 10b der Pariſer 
Ueb., unter Ziff. V diejes Buche. 


Falſche Herfunftsbezeichnungen, Staatdwappen. 627 


Abſatz I. 

2. Berboten ijt die faljche Herkunftsbezeichnung in Bezug auf 
Waren. Gleihgültig ift, ob es fi um Waren des Täterd oder eines 
anderen handelt. Wer aljo z. B. eine Bare verfauft, die er von einem 
deutjchen Gemwerbetreibenden in Kommiſſion erhalten hat, darf diejelbe 
nicht zum Zwecke der Täuſchung mit irgend einem ausländiichen Staats- 
mwappen verjehen. Dagegen fällt eine der Wahrheit entſprechende Her— 
funftsbezeichnung aud dann nicht unter $ 16, wenn fie nicht von einer 
Berjon ausging, die an dem Urjprungsorte ihre Niederlaffung hat, aljo 
zunächit als berechtigt zum Gebrauch der Bezeichnung erjcheinen könnte; 
denn die Gründe, welche bei Perjonen-Namen, Firmen, eingetragenen 
Warenzeihen und Ausftattungen dafür jprechen, daß die aus einem 
gewiſſen Gejchäftsbetriebe ftammenden Waren als jolche nur von dem 
Juhaber dieſes Geſchäfts bezeichnet werden dürfen (ſ. N. 4 zu $ 14, 
N.5 zu $ 15), treffen hier, wo nicht der Schuß eines einzelnen Geichäfts- 
betriebes in Frage ſteht (ſ. N. 1), nicht zu. Wer aljo 3. B. Wein, der 
in Spanien gewachſen ift, mit dem ſpaniſchen Staatswappen verfieht, 
begeht feine Zuwiderhandlung gegen $ 16, jollte auch der jpanijche 
Lieferant des Weines mit diejer Bezeichnung, nicht einverjtanden jein; 
dagegen würde diejer Lieferant einer wider jeinen Willen erfolgenden 
Verwendung jeines Warenzeichens, jeiner Firma oder jeiner Ausjtat- 
tung zur Bezeichnung der von ihm gelieferten Ware gemäß $$ 14, 15 
entgegentreten können. Außer den Waren jelbft dürfen auch hier Ber- 
padungen, Umhbüllungen, Ankündigungen zc. nicht mit der 
gejegwidrigen Bezeihnung verjehen werden (j. bezüglich dieſer Gegen- 
jtände N. 2 lit. a, bb u. lit. ce zu $ 12, o. ©. 550, 556). 

Die Beitimmung des $ 16 findet auch dann Anwendung, 
wenn die Angabe auf der Ware mit der falichen — —— 
nicht genau übereinſtimmt, jedoch die Abweichungen die Gefahr 
einer Verwechſelung nicht ausſchließen. (RG. R. u U. VII 
387, ſ. 8 20). 

3. Als verbotene Herkunftsbezeichnung nennt das Gejeg zunächit 
die fälfchliche Verwendung eines Staatöwappend. Es macht feinen 
Unterjchied, ob e8 das Wappen eines inländiichen oder eines auslän- 
difchen Staates iſt; 8 23 fommt hier, wo die abnehmenden Kreife min- 
deitens in gleichem Maße, wie die Gewerbetreibenden des betr. Terri— 
toriums ge chützt werden ſollen (ſ. N. 1), nicht zur Anwendung. (Rhe— 
nius N. 1.) 

Ob der Täter zu der Führung des betr. Staatswappens im 
übrigen befugt ift oder nicht, darauf fommt es niht an. Auch der- 
jenige, welcher ein Wappen fraft befonderer Erlaubnis (3. B. als Hof- 
lieferant) gebrauchen darf, macht fich ftrafbar, wenn er das Wappen 
zur Bezeichnung von Waren, welche nicht aus dem betr. Staate her- 
rühren, zum Zwecke der Täujchung über Beichaffengeit und Wert der 
Ware verwendet. (Kent Nr. 739.) Anderjeits fällt der Gebrauch eines 
Staatöwappens, welches nicht auf einen anderen ald den wahren Ur- 
jprungsort der Ware hinweiſt, auch dann nicht unter $ 16, wenn er 
in anderer Hinfiht auf Täufchung berechnet ift, 3.8. den Schein eines 
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dem LE OBEREN zuftehenden Vorrechts erweden foll. (RGStr. Bd. #0 
©. 406). 


Das Verbot des 5 16 richtet ſich auch dagegen, ein Warenzeichen, 
welches ein Staatötwappen enthält, zum Zwede der Täufchung über die 
Herkunft der Ware auf derjelben anzubringen, jollte audy das Waren- 
zeichen der Bejtimmung des $ 4 Abj.1 Nr. 2 zuwider in die Zeichen- 
rolle eingetragen fein; denn der $ 12 will nicht einen Schug zum 
Zwede betrüglicher Machinationen gewähren. (Zujtimmend Seligjobn 
N.6; Landgraf N.5, Kent Nr. 749; a. M. Rhenius N. 1.) 

Ueber Bappen. im allgemeinem I. N.4 zu$4 Bezüglich et- 
waiger m 7 iit $ 20 maßgebend. 

4. Dem Staatswappen ift das Wappen eines Ortes, eines 
Gemeinde: oder weiteren Kommunalverbandes gleichgeftellt. Wiederum 
jind ausländiiche wie inländiiche Wappen gemeint (j. N. 3), während 
die Berjagung der Eintragung eines Warenzeichens auf ſolche Zeichen, 
welhe Wappen eines inländiſchen Ortes ꝛc. enthalten, beſchränkt ik 
(84 Abſ. 1 Nr. 2). Bei den Ortswappen wird: aljo der in Rote 3 
als möglich gedachte Fall, dat nämlich ein Zeichen eingetragen iſt, 
welches ein Wappen enthält, um jo leichter vorfommen. Aber es gilt 
dafür das oben Bemerfte: wird das vermöge des Wappens auf einen 
Herfunftsort der Ware fälſchlich hinmweijende Zeichen zum Zwecke der 
Täuſchung verwendet, jo muß troß des $ 12 Beitrafung aus $ 16 ein- 
treten; denn das Sejek wollte nicht ein ausſchließliches Recht auf un- 
redliches, betrügerijches Gejchäftsgebaren einräumen. Es wird ferner 
auch bier die Anwendung des $ 16 nicht dadurch ausgeichlofien, dat der 
Täter zur Führung des Wappens, 3. B. auf Grund bejonderer Erlaub- 
nis, befugt iſt. 

Im übrigen j. die Schlußbemerfung in der vorigen Note. 

9. Das Geſetz verbietet endlich die fäljchliche Waren-Bezeihnung 
mit dem Namen eines Ortes, eines Gemeinde oder weiteren ommunal- 
verbandes. 

d Der Begriff „Ort“ ift hier — mie auch die in den Motiven 
(S. 18) ſynonym gebraudte Bezeihnung „Dertlichleit” andeutet — im 
weiteften Sinne zu nehmen, jo dab darunter nicht nur eine Stadt, ein 
Dorf, kurz eine Ortichaft, jondern jeder Teil der Erdoberfläche zu ver- 
ftehen ift, der im Verfehr einen geographiichen Namen führt; aljo aud 
ein Klofter (3. B. Chartreuse, vgl. Meili in R. u. U. I 357), ein Berg- 
wert, eine Mineralquelle, ein Wald, eine Mühle, ein Tal, ein Schmelz- 
ofen 2c. (Kohler, Markenſchutz S. 114) und namentlich auch eine mit der 
politifchen Einteilung eines Landes nicht zufammenfallende, unter einem 
beftimmten Namen befannte Landſchaft, 3. B.: die durch ihren treif- 
lihen Hopfen befannte Holledau (auch Hollertau)- in Bayern. (Zu- 
ftimmend Seligjohn ©..157, Landgraf N. 6, Kent N. 735; a. M. 
unter beionderer des Tabafitricyes der Inſel Cuba „Vuelta 
Abajo* Zeitſchr. f. gewerbl. Rechtsihu 1892 ©. 354; a. M. auch Fuld 
in R. u. U. III 359). Auch die Namen politiich nicht mehr exiſtie— 
render Gemeinweſen z. B Litthauen, gehören hieher. (Vgl. PA., PR.- 
3Bl. II 138.) 
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Daß der Ort, deſſen Name gebraucht wird, in Anjehung der 
damit bezeichneten Ware ji eines bejonderen Rufes erfreue, ift nicht 
erforderlich; meiftens freilich wird diefer Umftand die Veranlafjung zu 
der mißbräuchlichen Warenbezeichnung bilden. (Vgl. Fuld in R. u. U. 
III, 355 über die abweicheude jchweizerijche — 

b) Nach der zu a gegebenen Auslegung des Begriffes „Ort“, 
der um desmwillen fejtgehalten werden muß, weil jonft das Sieh | —— 
Zweck nicht erfüllen würde, die aber auch mit dem Wortſinne ſehr wohl 
in Einklang zu bringen ift, erjcheint es als überflüjfig, daß von dem 
Namen eine® Gemeinde» oder weiteren Kommunalverbandes 
noch bejonders die Rede ift. Die ausdrüdliche Hervorhebung diejer 
Art von Bezeichnung hat zu der Annahme geführt, daß die Namen 
von Ländern nicht unter den Paragraphen fallen, zumal die Motive 
(S. 18) bemerken, daß Ländernamen von dem Schutze ausgejchlofjen 
jeien, mweil ihre Verwendung faft immer nur eine charafterifierende Be- 
deutung habe und jedenfalls nur Hinweiſe von jolcher Allgemeinheit 
enthalte, daß dabei eine Abjicht zu täufchen nicht vorausgefegt werden 
fünne, Mit Recht wurde dagegen Yen Kent Nr. 737) geltend gemacht, 
dieje für Die Regel vielleicht zutreffende Begründung rechtfertige doc) 
nicht, die Anwendung des Geſetzes gegenüber fäljchlicher Bezeichnung 
von Waren mit Ländernamen in den wenn aud) jeltenen Fällen aus- 
zujchließen, in welchen die Abficht erhellt, die Herkunft der Ware aus 
einem bejtimmten geographiichen Bezirke zu Fennzeichnen und in diejer 
Hinficht die Abnehmer zu täujchen. In der Tat muß man entweder 
davon abjehen, den Begriff „Ort“ in dem weiten Sinne, wie oben ge- 
jchehen, auszulegen, aljo auch Landſchaften davon ausichließen, oder 
aud Länder darunter verjtehen. Der letztere Standpunkt ift vorzu- 
ziehen und es ift aljo von Fall zu Fall zu prüfen, ob die Bezeichnung 
mit dem Namen eines Landes eine „fälſchliche“ im Sinne der gegen- 
wärtigen Beitimmung ijt und ob der Zwed der Täuſchung verfolgt 
wurde. (Vgl. auch Kohler Markenihug S. 113; a. M. Seligjohn 
N. 3, — S. 220 u. A. 

e) Ob der fälſchlich gebrauchte Name eines Ortes im Inlande 
oder Auslande liegt, ijt gleichgültig; $ 23 kommt auch hier nicht 
zur Anwendung. (S. N. 3; Kohler in R.u. U.1310; Kent N.735; 
a. M. Fuld in R. u. U. III 363. Anders auch der I. Entwurf, vgl. dazu 
Seligjohn i. d. Ztichr. f. gewerbl. Rechtsſchutz 1893 ©. 18.) 

d) Der Grundjaß, daß jedermann jein (wirkliches, nicht bloß 
fingiertes) perjönliches oder gejhäftliches Domizil zur Waren- 
bezeihnung verwenden darf (vgl. $ 13), erleidet an fid) durch $ 16 
feine Einſchränkung. Wenn jedoch die Domizilangabe zu einem Irr— 
tum über den Herkunftsort und in urſächlichem Zuſammenhang damit 
zu einem Irrtum über Beichaffenheit und Wert der Ware Anlaf geben 
fann, jo bedarf e3 eines diejen Irrtum ausichliegenden Vermerks über 
den wirklichen Herfunftsort der Ware, um die Anwendbarkeit des $ 16 
zu bejeitigen (Motive ©. 18). Fälle dieſer Art find insbefondere, wenn 
das perjönliche oder das geichäftliche Domizil des Gemwerbetreibenden 
an einem anderen Orte jich befindet, ald wo die Ware erzeugt wird, 
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oder wenn das perjönliche Domizil ein anderes ift, al3 das gejchäft- 
liche. Wenn 3.8. ein Gemerbetreibender an einem Orte wohnt oder 
jeine Handelöniederlaflung hat, der durd die Fabrikation einer beftimm- 
ten Ware berühmt geworden ift und derjelbe Waren gleicher Urt von 
einem anderen Orte bezieht, jei es, daß er jelbft oder ein anderer fie 
dort fabriziert, jo fann es ihm zwar nicht verwehrt werden, auf der 
von ihm verkauften Ware jeinem Namen oder feiner Firma jein Domi- 
zil beizufügen, er muß aber zugleid) dafür Sorge tragen, daf die Ab- 
nehmer den Namen des Ortes, der nicht der Herkunftsort der Ware 
ift, nicht als jolchen betrachten, daß fie aljo das Domizil des Verkäu— 
fer von dem Urjprungsorte der Ware deutlich unterjcheiden können, 
indem indbejondere der wirkliche Urjprungsort klar erkennbar gemacht 
wird; und gänzlich unftatthaft wäre es, wenn etwa der Gewerbetrei- 
bende auf der Ware lediglicd) den Namen ſeines Domizild ohne Ver- 
bindung mit feinem perjönlichen Namen oder feiner Firma anbringen 
würde, um dadurch den Anschein zu erweden, als jei dieſer Domizils- 
ort der Urjprungsort der Ware (vgl. RG. in der D. Fur. Ztg. V 422). 
Selbftverftändlich darf, wenn ähnlich lautende Ortsnamen verjchieden 
gejchrieben oder im Berfehr der eine oder der andere mit einem Bei- 
jate oder beide mit verjchiedenen Beiſätzen gebraucht werden (3. B. 
Frankfurt a.M. und a. D.), nicht zum Zwecke der Täufchung von der 
richtigen Schreibart des betr. Ortes abgewichen oder ein unzutreffender 
Beijag gemacht oder der übliche Beiſatz weggelaflen werden. 

6. Ob der Name oder das Wappen eines Drtes oder das 
Staat3wappen für ſich allein oder in Verbindung mit anderen wört- 
lien oder figürlihen Glementen auf die Ware gejeßt wird, bleibt 
injolange ohne Bedeutung, als die Zuſätze nicht die Möglichkeit 
eines Irrtums oder Doch die Annahme der Täuſchungsabſicht aus- 
ichließen. Die Motive (S. 18) erwähnen ald unter das Berbot fal- 
lend insbejondere die Benugung eines Siegel, welches Namen oder 
Wappen eines Ortes enthält, 3. B. eines ſog. Hopfenftegels, wie joldhe 
von einzelnen Gemeinden zur Beglaubigung des Urjprungs ihrer Hopfen- 
erzeugniffe verwendet zu werden pflegen. Nicht jelten wird die fälſch— 
lihe Angabe eines (ausländiichen) Urfprungsortes mit einer Phantaſie— 
firma verbunden. (Vgl. Kohler Martenihug ©. 112, 113.) Es verfteht 
ſich von jelbft, daß hiedurch die Verlegung des Geſetzes nicht um— 
gangen wird. Uber auch die Hinzufügung des wirklichen Herkunftsortes 
der Ware zu einer fäljchlichen Ortsbezeichnung jchließt die Anwendung 
des 8 16 nicht unbedingt aus; fie genügt ebenfall® nur dann, wenn 
jie erfennen läßt, daß der Täter die Gefahr einer Täuſchung fernhalten 
wollte. Dazu iſt namentlich erforderlich, daß der wahre Herfunftsort 
in ſolcher Weiſe angebracht ift, daß er mehr als die andere Ortsangabe 
hervortritt und in die Augen fällt, während umgefehrt dann, wenn die 
falſche Bezeichnung auffälliger ift, al3 die richtige, der Schluß auf das 
Beitehen der Täufchungsabjicht faum von der Hand zu weijen ift. Dies 
gilt insbejondere auch von der Hinzufügung des Domizild zu einem 
anderweiten Produktionsorte (j. N. 5 lit. d), jowie von der Erwähnung 
des Ortes, wo der Rohſtoff erzeugt oder ein Halbfabrifat hergeftellt ift, 
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neben dem eigentlichen Produftionsorte der Ware (vgl. Kohler R. u. 
u.1311, j. u. R. 7.) 

Mitunter wird eine Ort3bezeichnung für eine nicht von dem 
betr. Orte herrührende Ware nur deshalb gebraucht, um anzubeuten, 
daß die Fabrifationdart oder die rel rd der Ware die gleiche 
ift, wie die der an jenem Orte produzierten Ware. Wenn auch in 
jolhem Falle die Ortöbezeihnung nicht zum Gattungsnamen geworden 
ift (ſ. N. 11), fo erjcheint der Gebrauch derjelben doch dann zuläjlig, 
wenn durch einen Bujag deutlich ausgedrüdt wird, dat die verwendete 
Bezeihnung nicht die Herkunft der Ware angeben joll. So verhält es 
fi) insbejondere dann, wenn angegeben ift, die Ware jei nach dem im 
Orte &. üblichen Berfahren hergeftellt (RG. in R. u. U. V11 387) oder 
wenn ein Kunftproduft einem Naturproduft nachgebildet ift, etwa ein 
fünftliches Mineralwaſſer diejelben Subjtanzen enthält und die näm— 
lichen therapeutijhen Wirkungen zu erzielen jucht, wie ein natürliches 
und nun der geographiiche Name des letzteren, 3. B. „Marienbader 
Kreuzbrunnen“ mit dem deutlich erfennbaren Zujage „künſtlich“ oder „imi— 
tiert” gebraucht wird (vgl. Kohler, Markenſchutz S.117; derj.in R. u. U. 
139 RN. 10). Würde in ſolchen Fällen die Herftelluug nicht dem Verfahren 
entiprechen, das aus &. ftammt oder würde dad Sunftproduft nad) 
jeiner chemiſchen Yujammenjegung und Wirkung dem echten Produft in 
feiner Weije ähnlich fein, jo würde unter Umjtänden unlauterer Wett- 
bewerb (88 1 u. 4 des Gef. dv. 27. Mai 1896) oder auch Betrug vorliegen, 
während die deutliche Beifügung eines die Täufchung über die Her- 
funft der Ware ausjchließenden Zujages der Anwendung des $ 16 
trogdem entgegenftehen würde. 

St der Ortsname oder das Wappen Beftandteil eines Waren- 
zeichens und ift diefes in die Zeichenrolle eingetragen, jo jhüßt diejer 
Umftand nicht gegen die Beitrafung wegen Gebrauchs einer falichen 
Herfunftöbezeihnung zum Zwecke der Täuſchung (ſ. o. N. 3 u. 4). 

7. Fätfeprich it die Ware 20. mit einem Ortönamen oder 
Wappen bezeichnet, wenn dieje Bezeichnung auf einen anderen als den 
wirklichen Herkunftsort der Ware hinweiſt. Sit dies nicht der Fall, 
ftammt aljo die Ware wirklich von dem Orte, mit welchem fie durch 
die Bezeichnung in Beziehung gebracht ift, oder handelt es ſich gemäß 
Abi. II um einen Gattungsnamen (j. N. 11), jo ijt der Tatbejtand des 
$ 16 auch dann nicht erjchöpft, wenn etwa die Bezeichnung in anderer 
Hinſicht geeignet ift, einen Irrtum zu erregen, 3.8. durd) den un— 
befugten Gebraucd eines Staat3wappens der Schein erregt wird, ala 
jei der Ware eine ftaatlide Auszeichnung un. dgl. zu teil gemorden 
(RGStr. 30 ©. 406, vgl. R. 3). Am einzelnen ijt zu jagen: 

a) Wichtig ift vor allem der BProduftionsort, während der 
Handelsort nur jelten von Einfluß auf Beichaffenheit und Wert der 
Ware jein wird (Kent Nr.745). In der Regel wird daher eine Her- 
funftsbezeichnung in dem Sinne aufgefaßt werden, daß damit der Pro- 
dultionsort der Ware angegeben werden will (vgl. R.5 lit. d). Bei 
Naturproduften ift der Ort, wo diejelben gewachſen find, der wahre 
Produftionsort (jo bei Wein, Tabak, Getreide, Hopfen, Mineral- 
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waſſer 2c.). Hat an einem anderen Orte eine Bearbeitung ftattgefunden, 
durch welche das Naturproduft nur verfehrsfähiger gemacht wurde, jo 
ift doch der urjprüngliche Herfunftsort des Produktes auch ferner als 
der Produftionsort anzujehen. Anders verhält es jih mit Verarbei- 
tungen, durch welche aus Rohſtoffen neue Produkte geichaffen werden. 
Für fie gilt als Produftionsort der Ort der Herftellung der neuen 
Sache. Produftionsort für. Bier ift alſo 3. B. nicht der Ort, wo der 
Hopfen oder die Gerfte gewachſen, jondern wo die Brauerei jich be- 
findet; Leinwand ift an dem Orte, two die Weberei ftattfindet, nicht wo 
der Flache wächſt, produziert‘ 2c.. Erfolgt die Herjtellung eines Pro— 
duftes auf dem Wege verjchiedener Vorgänge, jo enticheidet in der 
Regel der Abſchluß des ganzen Herftellungsprozefies für den Produftions- 
ort, jo daß imsbefondere ein Ort, an dem nur ein Halbfabrifat her- 
gejtellt wurde, nicht in Betracht ommt (Kohler in R. u. U. 1308). 
Unter Umftänden fann aber bei einer Ware derjenige Tätigfeitsaft, 
welcher der Vollendung des Produktes voranging, für das Ganze von 
jolher Bedeutung fein, daß dem gegenüber die abichliefende Tätigkeit 
zurüdtritt; dann darf auch der Ort, an welchem dieje legtere ftattfand, 
als Produftionsort nur bezeichnet werden, wenn er zugleich der Ort 
der erjten Tätigkeit ift; außerdem müßten beide Orte genannt und es 
müßte deutlich auseinander gejegt werden, was an jedem derjelben ge- 
ichehen F F— Kohler a. a. O. ©. 309). 

Die Frage, welcher Ort als Produktionsort zu gelten habe, 
wenn rn Produft an einem anderen Ort jeine endgültige Geftalt er- 
hielt, als wo der Rohſtoff gewachien ift und jeine erite Bearbeitung 
erfahren hat, erlangte bejondere Bedeutung mit Beziehung auf die 
Schaummein- Fabrikation. In der Kommiſſion (j. Beriht ©. 7) 
wurde hervorgehoben, es jei nach $ 16 das bisherige Verfahren fran- 
zöfticher Geſchäftshäuſer, ihre aus franzöfiihen Trauben oder Weinen 
in Deutſchland hergeftellten Moujffierenden mit der franzöfiichen 
Firma und dem Wohnorte zu bezeichnen, nicht mehr zuläjjig, denn es 
fomme bei moufjierenden Weinen nicht darauf an, woher die Trauben 
oder der Wein jtamme, jondern nur darauf wo der Moujlierende her— 
geftellt wurde. Gegen dieſe Anficht wurden lebhafte Bedenken erhoben, 
insbejondere geltend gemacht, Schaummein jei fein reines Induſtrie— 
produft und könne nur durch den Ort, wo die Traube gewachien ift, 
mit einer gewiſſen Zuverläfligfeit charafterifiert werden (jo im Anſchluß 
an Kohler, Martenihug ©. 114 GSeligjohn N. 10; ihm folgten 
OLG. Frankfurt PMZB. 1292, LG. Berlin R. u. U. II 367). Aber 
mit Recht wurde darauf hingewieien, daß die Bejonderheit der Schaum- 
meinbereitung in derjenigen Tätigkeit liegt, welche erft nach Herftellung 
des jog. Cuvde, einer meift aus mehreren Weinjorten gebildeten 
Miſchung, beginnt und in den fraglichen Fällen eben außerhalb Frank— 
reichs ſich vollzieht. Dieje Tätigkeit befteht nicht bloß in dem Füllen 
auf Flaſchen, jondern hauptjächlich in der Herbeiführung der die Kohlen— 
fäure erzeugenden Gärung durch Zuſatz von Zuder, in der darauf 
folgenden Operation (Mise sur pointe und degorgement), indem man 
die Flaſche auf den Hals ftellt und die hierdurch dort angejammelte 
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Hefe durch rajches Entfernen des Korkes bejeitigt, endlich in dem Zuſatz 
von Likör, insbejondere Kognak. Diefe ganze Tätigkeit ift jo wichtig 
und erfordert jo viel Erfahrung und Gejchidlichteit, daß auf fie das 
Hauptgewicht zu legen .ift, wenn die Frage nad dem Herkunftsorte 
und im Zujammenhange damit nach der Bejchaffenheit und dem Werte 
einer Schaummein-Spezies auftaudht. Schaummwein ift aljo ein In— 
duftrieproduft, jo. daß unter feinen Umftänden der Ort, wo der ver- 
wendete Wein gewachſen oder daS Cuvee bereitet iſt, ald Herkunftsort 
gelten kann.  Dieje Anficht ift allmählidy jchon bei Auslegung des $ 16 
die herrichende geworden (j. das ausführliche Gutachten von Kohler 
in R. u. U: 1305, in dem der Berfafier jeine frühere Meinung fallen 
läßt; Rhenius N. 2, Meves ©. 222, Finger NR.6 lit.b, Kent 
Nr. 769; RGStr. Bd. 28 ©. 355). Durch das Gejeh betr. den Ber- 
fehr mit Wein vom 24. Mai 1901 $ 6 Abi. 1 Sa 1 ift nunmehr 
die Frage im mwejentlichen im Sinne diejer herrjchenden Meinung ent- 
jchieden. Dieje Beſtimmung lautet: 

Schaummein, der gewerbsmäßig verfauft oder feil- 
en wird, muß eine Bezeihnung tragen, welde das 

and und erforderlichen Falles den Ort erfennbar madt, 
in welchem er auf Flaſchen gefüllt worden ift. 

Gemäß Sag 3 des erjten Abſatzes diejes $ 6 werden die näheren 
Vorſchriften vom Bundesrat getroffen. Dieje jind ergangen durch 
Bel. vom 2. Juli 1901 (RGBl. ©. 257 fi.). Hervorzuheben find aus 
diejer Bek. folgende Bejtimmungen: 

Das Land, in weldhem der Schaummein auf Flaſchen gefüllt ift, 
muß in der Weije fenntlich gemacht werden (und zwar in jchwarzer 
Farbe auf weißem Grunde in lateinischer Schrift auf einem band- 
förmigen Streifen gedrudt), daß auf den Flajchen die Bezeichnung 

„In Deutschland auf Flaschen gefüllt* 
„In Frankreich auf Flaschen gefüllt“ 
„In Luxemburg auf Flaschen gefüllt“ 
u. j. w. angebracht wird; iſt der Schaummein in demjenigen Lande, 
in welchem er auf Flaſchen gefüllt wurde, auch fertiggeftellt, jo fann 
an Stelle jener Bezeichnung die Bezeichnung 
„Deutscher (Französischer, Luxemburgischer u.s. w.) Schaumwein“ 
oder 
„Deutsches (Französisches, Luxemburgisches u. s. w) Erzeugnis“ 
treten. 
Wer Schaummwein gewerbsmäßig verkauft, feilhält oder anbietet, ohne 
daß den VBorjchriften des $ 6 genügt ift, wird gemäß 8 16 des Gejepes 
betr. den Berfehr mit Wein mit Geldftrafe bis zu einhundertfünfzig 
Mark oder mit Haft beftraft. 

Bei dieſer verhältnismäßig geringen Strafe bleibt es aber natür- 
li nur dann, wenn nicht der Tatbeftand des $ 16 des gegen- 
wärtigen Gejeges zutrifft. Diejer ijt aber jedenfalld dann ge- 
geben, wenn 

aa) der Schaummein als ausländijcher, insbejondere franzöfiicher 
bezeichnet ift, obwohl nur der Wein aus Frankreich jtammt oder etwa 
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das Cuvee dort bereitetet ift, die Füllung auf Flaſchen aber in Deutid- 
land geſchehen ift und zwar ijt es in diejem falle gleich widerrechtlich 
mag die Bezeichnung allgemein lauten: „Französisches pugnis‘ 
oder dgl., oder die jpeziellere, aber ebenfalls unzutreffende Bezeichnung 
„in Frankreich auf Flaschen gefüllt“ gewählt jein. Der Zatbejtand 
des $ 16 liegt aber ferner dann vor, wenn 

bb) die Füllung auf Flaſchen im Ausland, in&bejondere ın 
Frankreich, die Fertigſtellung jedoch in Deutichland geichehen iſt und 
der Fabrifant ſich nicht damit begnügt, den Vermerk „In Frankreich 
auf Flaschen gefüllt* dem $ 6 des Weingejeges gemäß anzubringen, 
iondern eine Bezeichnung, wie „Französisches Erzeugnis*, auf die 
Flaſche jegt. Denn auch dieje Bezeichnung wäre irreführend, weil eben 
= en auf Flaſchen nicht entfernt den ganzen Fabrilationsprozeß 

ellt (j. o.). 

ce) Zweifelhaft ift, ob in den Fällen der gänzlichen oder teil- 
weilen Herftellung von Schaumwein in Deutichland oder überhaupt 
außerhalb Frankreichs (z.B. in Luremburg) die Angabe des franzö- 
fiichen Urjprungsortes des verarbeiteten Weines oder des franzöfticen 
Domizil des Produzenten ftatthaft ift dann, wenn daneben der Ort 
der Heritellung in der in $ 6 des Weingeſetzes vorgeichriebenen oder 
(wenn auch unter Verlegung dieſer Vorjchrift) in anderer Weiſe an 
gegeben ift. Dieje frage muß nad) den in N.5 lit. d und R.6 aul- 
geftellten Grundjägen entichieden werden. Es darf alſo feinenfalls die 
franzöjiiche Ortsbezeihnung gegenüber dem nicht franzöfiichen Fabti— 
fationsorte jo hervortreten, daß die Abnehmer legtere Angabe leicht 
überjehen und das ausſchließliche Augenmerk auf erftere richten. Tier 
Gefahr befteht in bejonderem Maße dann, wenn die ganze Etifetten- 
aufichrift in franzöfiiher Sprache abgefaht oder doch der franzöftice 
Name jo auffallend geichrieben ift, dab die Ware danach benannt zu 
werden pflegt (vgl. Kohler a. a. O. ©. 311). Die üblich gemordent 
Bezeichnung „Cuvee de...... mise (oder tire) en bouteille & ...." 
wobei zuerit ein franzöfijcher Ort, dann der außerhalb Frankreichs ge— 
legene Fabrikationsort genannt ift, entipricht zwar der Bekanntmachung 
des Bundesrats (j. o. ©. 633) nicht, ift aber, wenn fie der Wahrheit 
entipricht, auf Grund des $ 16 nicht zu beanitanden; denn wenn audı 
mit dem Füllen auf Flaſchen nicht der ganze Herftellungsprozeh beendet 
ift, jo enthält doch jene Bezeichnung auch nicht eine Angabe darüktt, 
dat die Fertigſtellung in frankreich geichehen ift; dieſe wird jogar von 
jedem denfenden Menjchen außerhalb Frankreichs angenommen werden, 
da es doch wohl kaum vortommt, daß die gefüllten Flaſchen wieder 
nach Frankreich zurüdtransportiert werden, damit dort der Heritellung‘- 
prozeß zu Ende geführt werde. Daß die eben erwähnte Bezeichnung 
nicht unter $ 16 falle, nehmen auch an Landgraf S.97, LXG. Kolmar 
in der D. Yuriftenzeitung II ©. 248: a. M. namentlih Kohler a a.t. 
Schmid in d. Zeitichr. f. gewerbl. Rechtsihug 189 ©. 233, Fuld in 
R. u. U. III 360.) an 

Iſt die VBezeihnung von Schaummein binjichtlich der Herkunft 
desielben richtig oder enthält die Etikette überhaupt feine Herkunft 
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bezeichnung, jo kann die Verwendung der franzöftichen Spradye zur 
Bildung von Namen wie „Carte blanche*, „Carte noir“ u. dgl. vom 
Standpunfte der gegenwärtigen Beſtimmung aus nicht beanftandet 
werden (Kent Nr.769). Ob jchon die für nicht franzöfiihen Schaum- 
wein gebraudhte Bezeichnung „Champagner“ unter den $ 16 fällt, ift 
nad) — des Abſatz II zu beurteilen. 

Aehnlich wie mit Schaummwein verhält es ſich mit Kognak, der 
in Deutihland aus franzöfiihem Rohmaterial hergeftellt ift. Auch hier 
wird man eine Bezeichnung, die nur auf Frankreich als Herkunftsland 
hinweiſt, für unzuläffig erachten müfjen (vgl. Fuld in R. u.U.V194). 

c) Bei Angabe des Produftionsortes entjcheidet darüber, ob 
diejelbe zutrifft, nicht immer die politische Grenze der Drtichaft oder 
Gemeinde, jondern häufig die Verkehrsanſchauung. Dieje bringt 
es u.a. mit fich, daß Vororte einer großen Stadt zu diejer gerechnet 
werden, wenn fie auch außerhalb des Weichbildes liegen, 3. B. Nirdorf 
zu Berlin u. dgl. (Kohler, Marfenihug ©. 114, ſ. auch ©. 117). 

d) Entjpricht die Ortsbezeichnung nicht der wahren Herkunft der 
Ware, jo wird die Anwendung des $ 16 nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß der Gewerbetreibende von dem zur Führung der Bezeichnung Be- 
rechtigten die Erlaubnis zum Gebraud der Ortsbezeichnung erhalten 
hat. Die Herkunftsbezeichnungen unterliegen eben mit Rücdficht auf 
die beteiligten allgemeinen Intereſſen nicht, wie Individualbezeichnungen, 
en Dispofition des Einzelnen (vgl. Kent Nr. 741 und oben Note 3 
und 4). 

S. Zum Tatbejtande der nach $ 16 ftrafbaren Handlung gehört 
in objeftiver Beziehung noch weiter, daß jemand entweder Waren ıc. 
mit der falihen Ortsbezeichnung verfieht oder derartig bezeichnete 
Waren in Berfehr bringt oder feilhält. Leber dieje Begriffe j. N. 2 lit. a, 
ce und lit. b zu $ 12, o. ©. 551, 554; vgl. auh N. 6.u.8 zu $ 14 und 
N. 7 zu $ 15; bezüglich der Vollendung ſ. N. 16 lit.a zu $ 14. Das 
Geſetz ſtellt alſo auch hier einen jog. Miichtatbeftand auf; es genügt 
das Verjehen oder das nverfehrbringen allein, wenn das erjorder- 
liche jubjeftive Moment, die Täujhungsabficht J N. 9), hinzukommt. 
Daraus, daß dieſes fubjeftive Erfordernis im Geſetze aufgejtellt ift, 
ergibt jih von jelbit, daß auch hier das „Verſehen“ der Waren ac. 
rechtlich belanglos ift, wenn es nicht in der Abſicht geichieht, die ver- 
jehenen Gegenjtände in Verkehr zu bringen. Dagegen muß ed, wenn 
dieje Abjicht vorlag, zur Ausführung derjelben nicht gekommen jein. 
(Es ift alſo nicht, wie Meves ©. 224 meint, erforderlich, daß zu der 
Handlung des Verſehens noc_ eine Handlung des Gebrauchmachens 
hinzutritt, ſondern lediglich, daß dieſe weitere Handlung bei Vornahme 
der erſten ſchon in Ausſicht genommen war. Das Unterbleiben der 
Gebrauchshandlung kann höchſtens einen Rückſchluß auf den Mangel 
der Abſicht geitatten.) 

Eine Ware, deren Umbüllung oder Verpadung, ein Geichäfts- 
papier oder eine jonftige Ankündigung ift mit einem faljchen Orts- 
namen nit nur dann verjehen, wenn die Ware ausdrüdlich als 
aus der angegebenen Dertlichkeit herrührend bezeichnet wird. Es ge- 
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nügt, wenn der Ortsname, jei es für fich allein, ſei e3 mit einer 
anderen Angabe, 3. B. einer Firma (vgl. N. 6), dergeftalt zu ber 
Ware ꝛc. in Beziehung gejegt ift, da die Meinung entjtehen kann, als 
ob die Ware von dem bezeichneten Orte Herrühre (Motive ©. 18). 
Um einer folhen Meinung entgegenzumirfen, muß Daher derjenige, der 
den Namen eines Ortes, welcher nicht der Herfunftsort der Ware ift, 
aus irgend einem Grunde auf der Ware anbringen will, dies in einer 
Weife tun, dab der Anſchein, als handle es ſich um eine Herkunfts- 
bezeicdhnung, völlig vermieden wird (vgl. N.5 lit. d, N.6, N.7 lit. b). 
Hat jemand 3.8. an einem beftimmten Orte gelegentlich einer Aus- 
ftellung eine Auszeichnung erhalten, jo darf er diefen Ort auf ander- 
wärts produzierten Waren nicht ohne einen deutlichen Hinweis auf den 
Grund der Anführung vermerken (Kent Nr. 750). 

9. Subjettives Erfordernis der Strafbarkeit fäljchlicher Herkunft- 
bezeichnungen ift, daß der Zwei und damit die Abjicht des Täters 
dahin geht, über Beihaffenheit und Wert der bezeichneten Ware einen 
Irrtum zu erregen. 

a) Zwed der Jrrtumsderregung oder der Täujhung — 
j. hierüber im allgemeinen N. 9 zu $ 15. Wenn auch in $ 16 die Worte 
„in Handel und Verkehr“ fehlen, jo ift doch mit Rüdjicht auf den Zweck 
der Beftimmung, unlauterem Wettbewerbe zu begegnen, dieje Einjchrän- 
fung bier gleichfalls anzunehmen, jo daß z.B. die Abficht, nur An- 
gehörige der eigenen Familie oder einen Freund, dem man ein Ge- 
ſchenk madt, zu täufchen, nicht genügen würde. 

Im Einklang mit der Bedeutung des Wortes „fälſchlich“ (i. 
N. 7) ift auch der Begriff „Irrtum“ im Sinne einer falſchen Meinung 
über die örtliche Herkunft der Ware zu verftehen. Täujchung 
über andere Momente, welche bei der Bewertung einer Ware eine 
Rolle jpielen können, fommt hier nicht in Betracht (vgl. dagegen 881 
u. 4 des Wettbewerbgeſetzes). Wer aljo jeine Waren 2c. mit dem 
Wappen des Staates verjieht, in welchem fie produziert find, ver- 
fehlt fi nicht gegen $ 16, follte er audy damit den Schein eines 
ihm zujtehenden Vorrechtes oder einer hervorragenden, erprobten 
und durch ftaatlihe Auszeichnung anerfannten Leiftungsfähigfeit er- 
weden wollen (RGStr. 30 ©. 406; ähnlih RG. in PMZBL. IV 199, 
wo die Anwendbarkeit des 8 16 auf den Fall der beabfichtigten Täu- 
ihung über die Art der Herftellung einer Ware verneint ift; vgl. N. 3 
und 7). 

Ob der Täter den Zwed der Täujchung verfolgte, ift unter Be- 
rücjichtigung aller Umftände des Falles zu prüfen. Daraus, daß die 
fälichliche Bezeichnung mit Zufägen verjehen ift, die auf Die wahre 
Herkunft der Ware hinweiſen, ift noch nicht mit Sicherheit zu ſchließen, 
daß dem Täter die Täufchungsabjicht fern lag. Es kommt ganz darauf 
an, in welcher Weiſe dieje Zujäge gemacht find, ob anzunehmen tit, 
dat der Täter damit rechnete, das Augenmerk der Abnehmer werde 
mehr auf den richtigen Herkunftsvermerf, als auf die damit verbundene 
andere Ort3angabe gerichtet jein (vgl. N. 6) oder ob nicht etwa im 
Gegenteil die Annahme gerechtfertigt ijt, der Täter habe den Zujag, 
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der vielleicht gegenüber der weit mehr auffälligen faljchen Ortsangabe 
in den Hintergrund tritt, nur gemacht, um fich damit eine Ausflucht 
zu fichern, in der Erwartung, daß die Abnehmer den Zujag nicht be- 
achten. (Vgl. RGEStr. 31 ©. 291, wo die Beigabe eines Proſpektes, der 
erfennbar macht, daß mit dem Aufdrude eines Ortsnamens nicht Die 
Herkunft der Ware bezeichnet jei, für bedeutungslos erklärt it, jolange 
nicht feftfteht, daß das Publikum beim Kauf der fäljchlich bezeichneten 
Ware von dem Inhalte des Proſpektes gleichzeitig Kenntnis erlange.) 
Der Zwed der Täuſchung wird ferner auch dadurch nicht ausgeichlofien, 
daß der Kenner nicht irregeführt werden kann, wenn es nur dem Täter 
darum zu tun war, den Nichtkenner zu täujchen. (Meves ©. 224 
Anm.) Meberhaupt genügt es zur Annahme des Täuſchungszweckes, 
wenn er auch nur in Bezug auf einen bejtimmten mehr oder minder 
gm Teil der beteiligten Berfehröfreije vorhanden ift ( RKGStr. Bd. 34 
. 83). 

Die Täujchungsabficht jegt natürlich Kenntnis von der Unrid- 
tigkeit der Herfunftsbezeichnung voraus. Dagegen ift Bewußtjein von 
dem Mangel einer Befugnis zur Führung der Bezeichnung nicht er- 
forderlih, da ja von diefem Mangel’ aud; der objektive Tatbejtand 
nicht bedingt ift. (S. N. 3, 4 u. 7 lit. d. Die diesbezügliche Bemerkung 
von Meves ©. 223 Nr. 5 iſt daher mindeſtens zu allgemein. Wer 
freilich ein Wappen für das jeines Staates oder feiner Gemeinde irr- 
tümlich Hält und ſich deshalb für befugt erachtet, das Wappen zu 
führen, bei dem fehlt das jubjektive Schuldmoment, weil er eben die 
Bezeichnung der in jeiner Heimat produzierten Ware mit diefem Wappen 
für eine richtige hält.) 

Auch ‚Hier ift nicht erforderlich, daß der Täuſchungszweck 
wirklich erreicht wird (KGEStr. Bd. 34 ©. 33), nicht ee, da 
der Täter auch einen Vermögensvorteil oder die Beihädigung fremden 
Vermögens anftrebt oder aud nur der Benachteiligung eines anderen 
durch jeine Handlung ſich bewußt ift (Meves ©. 224). 

Stellt ſich der gebrauchte Ortsname al3 ein Gattungsname 
im Sinne des Abja II dar (j. N. 11), jo ift ſchon der objektive Tat- 
beitand des $ 16 nicht gegeben. . Aber auch dann, wenn dies nicht der 
Fall ift, kann es fein, daß der Täter doch irrtümlih annimmt, der 
zweite Abjat treffe zu, die gebrauchte Bezeichnung jei aljo bereits zum 
Gattungsnamen geworden. In jolhem Falle fann von einer Täu- 
ihungsabficht feine Rede jein. (S. das nähere in N. 11.) 

Die Täufhungsabfiht kann bei dem Berjehen der Ware mit 
der falichen Bezeichnung noch gefehlt haben; es genügt zur Strafbar- 
barkeit, wenn nur das Inverkehrbringen der fäljchlich bezeichneten Ware 
von dieſer Abjicht beherricht: ift. 

b) Der Irrtum, den der Täter erregen will, muß fich beziehen 
auf Bejhaffenheit und Wert der Ware. Die Begriffe find nicht 
in rein objeftivem Sinne zu verjtehen. Es Handelt ſich jchon dann 
um Beichaffenheit und Wert einer Ware, wenn ‚deren Herkunftsort 
auch nur nad den Anjchauungen des Verkehrslebens die Beurteilung 
der Qualität und der Preisbemefjung beeinfluſſen kann. Was 5.8. 
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den Schaummein betrifft, jo ift bekannt, daß der aus der Champagne 
ftammende in den Kreiſen der Konſumenten ein größeres Anjehen 

niegt und darum teuerer gezahlt wird, als nicht franzöfiicher. Hier 
begründet aljo der Gejchmad der Konfumenten eine Verjchiedenheit in 
Bezug auf Beichaffenheit und Preis des Weines. Was jpeziell den 
Wert einer Ware betrifft, jo bringt e3 die Anſchauung des Berfehrs- 
lebens Häufig mit fi, daß eine Ware fraft ihres Herfunftsortes im 
Wettbewerb mit gleichartigen Waren anderer Produktions- und Handels- 
orte einen erhöhten Wert — jog. Handeldmwert — Hat, obwohl der 
innere oder wahre Wert der Ware der gleiche iſt, wie der der anderen. 
Diejer erhöhte Wert der Ware im Handelsverfehr joll gegen den un- 
lauteren Wettbewerb geſchützt werden; niemand joll durch eine unlautere 
Manipulation, wie die in Ar gedachte, die höhere Preislage erzielen, 
die der Ware eben nur fraft ihres Herkunftsortes im Verkehr zukommt. 
(RGStr. 28 ©. 357, 371, in PMZBIL. II 195, 246; RG. in R. u. U. VII 
200; ähnlich Schmid in der Zeitſchr. für gewerbl. Rechtsſchutz 1895 


©. 233. 

ww Gejeg verlangt, dab ein Jrrtum über Beſchaffenheit und 
Wert der Ware bezwedt wird; die Abficht, einen Jrrtum nur in der 
einen oder anderen Richtung. zu erregen, genügt nit. (RGStr. 28 
©. 372.) 

10. Rechtsfolgen der falihen Herkunftsbezeichnung. 

a) Strafe. Siehe bezüglich” der Vollendung, der Einheit des 
Vergehens bei mehrfacher Tätigkeit, der Täterſchaft und Teilnahme, 
der Strafummwandlung, der Beitrafung im Auslande begangener Hand- 
lungen, der Verjährung und der Zuftändigfeit N. 16—19, 22, 23 zu 
814. Für den Täter und Mittäter ift noch erforderlich, baß er ſelbſt 
die Täuſchungsabſicht Hat. 

Das Antragserfordernis iſt hier nicht aufgeftellt, da es 
jid) vorwiegend um den Schu allgemeiner Interefjen handelt. Bon 
$ 19 findet zwar der erjte, die Bejeitigung der widerredhtlihen Kenn— 
zeichnung betreffende Abſatz, nicht aber der zweite Abjak über die Ver— 
öffentlihung der Verurteilung hier Anwendung. 

Was das Verhältnis zu anderen Strafgejegen betrifft, 
jo wurde jchon zu $ 14 in N. 20 lit. c bemerkt, daß Vergehen wider 
die 88 14—16 zujammentreffen fünnen. Es ift dies, was namentlich 
die 88 14 und 16 betrifft, u. a. in der Weile möglich, daß auf einer 
und derjelben Ware das gejhügte Warenzeichen oder die Firma eines 
anderen und zugleich deſſen Handelsniederlafjung angebradyt wird und 
zwar leßtere zu dem Bwede, um über Beichaffenheit und Wert der 
Ware einen Irrtum zu erregen. In einem Falle der eben gedachten 
Art wird in der Regel Idealkonkurrenz von Vergehen aus 88 14 und 16 
vorliegen. Die praftiihe Bedeutung liegt darin, daß eine ſolche Hand- 
fung in Anjehung der falichen örtlichen Herkunftsbezeichnung ohne 
Antrag und ohne Rüdjiht auf $ 23 verfolgt werden kann. (Bal. 
Kent Nr. Tl; aM. RS. in GA. Bd. 46 ©. 110, wo Hinfichtlich 
der Bezeichnung „Kyriazi freres, Kairo* ausſchließlich eine Ver— 
fehlung gegen $ 14 angenommen ift.) Ein Bergehen aus $ 16 kann 


Strafe, Schadenserjaß. 639 


aber jehr wohl aud mit Betrug zufammentreffen, wenn die Abficht, 
ji einen rechtswidrigen Bermögensvorteil zu verfchaffen, die tatjächliche 
Erregung des bezwedten Jrrtums und in urjächlihem Zujammenhange 
hiemit eine Beſchädigung des fremden Bermögens im Sinne bes $ 263 
Hinzufommen. Das zu 814 in N. 20 lit. b Bemerfte gilt hier entiprechend. 

Ueber das Verhältnis des $ 16 zu 88 6, 16 des Weingejebes vom 
24. Mai 1901 ſ. o. N. 7 lit. b (©. 633). Ergänzend zu dem dort Be- 
merften ift noch hervorzuheben, daß nicht jede gegen $ 16 des gegenm. 
Geſ. veritoßende Bezeichnung der Herkunft von Schaummein notwendig 
zugleidy eine Zumwiderhandlung gegen die cit. Paragraphen des Wein- 
gejeges enthält, da troß der Angabe „In Deutschland auf Flaschen 
gefüllt* ein mehr in die Augen fallender Bermerf, der auf eine fran- 
zöfiiche Abftammung des Weines hinweist, angebracht jein kann (j. N. 7 
lit. b, cc). Es ift aljo in dem Falle, daß zugleich eine Zumiderhandlung 
gegen $ 16 des gegenw. Gef. und gegen $$ 6, 16 cit. vorliegt, Ideal— 
fonfurrenz anzunehmen. 

Auch mit $ 4 des Geſetzes zur Belämpfung des unlauteren Wett- 
bewerbes fann $ 16 in Idealkonkurrenz treten, injoferne auf einer und 
derjelben Ware eine faliche örtliche Herfunftsbezeihnung und zugleic) 
eine andere unwahre, unter $ 4 fallende Angabe gemacht fein kann. 
(Ebenjo M. M. Kohler a. a. O. — |. N.23u$ 15 — ©. 107.) 

b) Der $ 16 bedroht faliche Herkunftsbezeichnungen nur mit 
Strafe. Daraus wurde gefolgert, daß ſolche Handlungen civilredt- 
liche Yolgen nicht nad) jich ziehen fünnten. (So von Meves ©. 215; 
OLG. Hamburg in R. u. U. VII 385 und D. Jur.Ztg. II 408; auch von 
Kent, der in Nr. 733, 734 eine Schadenserjagpfliht nur injoweit an- 
nimmt, als die Handlung zugleich) gegen andere Gejeke, wie den Be- 
trugsparagraphen oder das Geſetz zur Belämpfung des unlauteren 
Wettbewerbes $ 1, verjtöht.) Anderjeit3 aber wurde darauf hingemiejen, 
daß die Strafbeitimmung des 8 16 die konkurrierenden Gemwerbetrei- 
benden jchügen joll dagegen, daß fie durch unlautere Mittel eine Ein- 
buße in ihrem Gejchäftsbetrieb erleiden, daß widerrechtliche Schadens- 
zufügung ftet3 zum Erjaße dieſes Schadens verpflichte, aud den An— 
jpruch auf Unterlafjung weiterer Störung begründe (Kohler in R. u. 
U. 1308; RGC. 38 ©. 168; RG. in PMZBL VI 330). Der legteren 
Auffaffung muß zugeftimmt werden. Des näheren ijt für das jeßt 
geltende Recht zu jagen, daß 8 16 neben dem Schuß allgemeiner Jnter- 
ejien auch den Schub der konkurrierenden Gemwerbetreibenden, ins- 
bejondere fjolcher in dem Territorium, aus welchem die fäljchlich be- 
zeichnete Ware angeblich jtammen joll, bezwedt (ſ. N. 1) und demgemäß 
eine Zumwiderhandlung gegen dieje Beftimmung nad) $ 823 Abſ. 2 BSR 
Schadenserjagpflicht begründet. Damit ift von jelbjt auch der Anſpruch 
auf Unterlafjung einer etwaigen ferneren Störung gegeben (vgl. N. 10 
lit. d zu $ 15). Dagegen läßt fi aud nicht etwa einmwenden, das 
gegenwärtige Gejeß regle den Zeichenſchutz erichöpfend; denn in $ 16 
handelt e3 fih nit um den Schuß individueller Warenbezeichnungen 
und nur in diefer Hinficht erjcheint eine Erweiterung der Tatbeftände 
ſowohl als aud der Rechtsfolgen, die fich an fie fnüpfen, ausgejchlofien. 
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Die Schadenserfagflage wie die abwehrende Klage ift aber ftreng an 
die VBorausjegungen gebunden, die $ 16 für die Strafbarfeit aufitellt; 
denn da dem Gejege die Anerkennung eines abjoluten Rechtes auf die 
Herkunftsbezeichnung fremd ift, bejchränft jich eben das Verbot auf den 
in $ 16 umjchriebenen Tatbeſtand. Beide Klagen find aljo namentlich 
nur dann begründet, wenn die Handlung. zum Zwecke der Täufchung 
über Beichaffenheit und Wert der Ware begangen tft, (RG. in R. u. U. 
VII 200, anjcheinend au) OLG. Hamburg ebenda S: 384 Nr. 3a; anders 
eben diejes OLG. PMZBL. VIII 240.) 

Zur Erhebung der abwehrenden Klage kann unter Umſtänden 
ein „Verein. zur Förderung der gewerblichen Intereſſen“ des betr. 
Drtes legitimiert jein. (OLG. Hamburg, R. u. U. VII 385b.) 

Die Tatjache, daß einer beftimmten Perjon durch eine Zumider- 
handlung gegen $ 16 ein Schaden zugegangen jei, wird fich freilich mur 
in jelteneren: Fällen erweijen lafjen, nämlich in der Regel wohl nur 
dann, wenn dieje Perjon die einzige ift, von welcher aus der bezeic- 
neten Dertlichfeit Waren der betr. Art bezogen werden fünnen oder doch 
diejenige, welche bisher hauptſächlich einer Kundichaft jich erfreut und 
dieje jeit dem Beftehen der unlauteren Konkurrenz eingebüßt hat. 


Abjat II. 

11. Nicht verboten ift die Verwendung von Namen, welde 
nad Handelögebrauh zur Benennung gewifler Waren dienen, ohne 
deren Herkunft bezeichnen zu jollen. Die Beftimmung des Abſatz II 
war der Gegenftand Tebhafter Angriffe. Man war der Anficht, das 
durch diejelbe der Wert der Beitimmung des Abſ. I völlig in Frage 
gejtellt werde. Deshalb wurde ſowohl ın der Kommijjion, als bei 
der 2. Beratung im Plenum einerjeit3 die Streihung des 2. Ab- 
jaßes, von anderer Geite ein Zujag in dem Sinne beantragt, daß 
der Möglichkeit eines Irrtums über die Herkunft der Ware durd 
Beifügung des wirklichen Yabrifationsortes bezw. des Namens und 
des Wohnortes des Fabrikanten oder Verkäufers vorgebeugt werden 
jollte. Dagegen wurde ausgeführt, daß namentlich die Beifügung des 
Namens des Verkäufers praftiih vielfach undurhführbar und wertlos 
jei, daß ferner die gegenwärtige Faſſung des Geſetzes einſchließlich des 
2. Abſatzes darauf abzielt, die in weiten und bedeutjamen Kreiſen 
unjerer Induſtrie laut gewordenen gewichtigen Bedenken, es würden 
durch ein Verbot faljcher Urjprungsbezeichnungen altberedtigte, durch 
die Tradition geheiligte und durchaus unſchädliche Gewohnheiten unjeres 
Berfehrslebeng empfindlich und unwiederbringlich gejchädigt werden, zu 
zerjtreuen. Wie ferner von dem Negierungsvertreter hervorgehoben 
wurde, joll der Abjat II durchaus nicht beabfichtigen, irgend ein Novum 
gegenüber den Bejtimmungen des Abjages I einzufügen, e8 wolle damit 
nur zur Orientierung des Publikums und zur Berhütung von Fehl— 
griffen bei der Rechtſprechung in anderer Faſſung dasjelbe gejagt 
werden, was bereits aus Abj. I zu entnehmen jei, daß nämlich die 
Verwendung von Gattungsnamen, welde troß ihres geo- 
graphiihen Charakters zur Bezeihnung einer Herkunft 
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nicht dienen jollen, in diejem Sinne auch tatjählidh nicht 
verwendet und vom Publikum nicht verftanden werden, 
ftraflos bleiben jolle Auf diefe Erklärung hin gelangte der 
Abjag II in jeinem gegenwärtigen Wortlaute, alfjo ohne den bean- 
tragten Zujag, zur Annahme (vgl. Komm.Ber. ©. 7, 8; ftenogr. Ber. 
©. 2163 jf.). 


In der Tat nun haben viele, dem wahren Urjprung einer 
Ware nicht entiprechende Örtliche Bezeichnungen derart fich eingebürgert, 
daß fie im Berfehr nicht mehr als Urjprungsangaben, jondern als 
Gattungsnamen gelten. Man denke nur 3.8. an Namen wie „Ber- 
liner Blau“, „Schweinfurter Grün“, „Ihorner Pfefferkuchen“, „Schweizer 
Käſe“, „Weitfäliiher Schinken“, „Braunjchweiger Cervelatwurft”, „Köl— 
niſches Waſſer“, „Kognak“, „Wiener“ oder „Regensburger Würfte“, 
„Zeltower Rüben“, „Aachener PBrinten“, „Mainzer Sauerkraut“, „Ba- 
nama Hüte“ u. dgl., deren Gebraud ohne Rüdjicht auf die Herkunft 
der betr. Ware allgemein befannt und üblich ift. 

Es frägt ſich aber, ob e3 für die Anwendung des Abſ. II not- 
wendig iſt, da die betr. Bezeichnung allgemein die Bedeutung einer 
Herkfunftsangabe verloren hat oder ob hiezu jchon die Anjchauung engerer 
Kreife genügt. Das Gejeg verlangt einen diesbezüglichen Handels- 
gebraud. Ein ſolcher it denkbar als nur zwiſchen Kaufleuten (Pro- 
duzenten und Zwiſchenhändlern) bejtehend — vgl. HGB. $ 346 — oder 
auch als Verkehrsſitte im Handel ſchlechthin, gleichgültig alfo, wer der 
Abnehmer jei. Nachdem einer der Hauptzwede des Geſetzes der ift, die 
Abnehmer überhaupt gegen Täuſchung über die Herkunft einer Ware 
zu Ihügen, kann es unmöglich * Gebräuche zwiſchen Kaufleuten 
allein ankommen, ſondern es iſt die Verkehrsſitte im allgemeinen (vgl. 
BGB. 8 157) als maßgebend anzuſehen. Wäre es alſo nur unter Kauf— 
leuten üblich, eine Ware nach einem beſtimmten Orte zu benennen, 
ohne damit die Herkunft der Ware zu bezeichnen, ſo würde dies nicht 
ausreichen. Dieſe Uebung muß auch dem Publikum gegenüber beſtehen 
und innerhalb desſelben Geltung erlangt haben. (Dies ergibt ſich auch 
aus den Beratungen des Gejeges, vgl. jtenogr. Ber. a. a. D.; ebenjo 
Seligiohn N. 8; Quitzke im Arc. f. öff. R. X 339; M. M. Kohler 
a. a. O. S. 132; a. M. Kent Nr. 762.) Das Beftehen einer Berfehrs- 
jitte jeßt aber nicht voraus, daß jeder die betr. Uebung fennt und 
ihre Geltung iſt auch nicht beichränft auf diejenigen, welche von ihr Kennt— 
nis haben. Wird nur im allgemeinen die Uebung beobadtet, jo muß 
auch derjenige fie gegen jich gelten laſſen, dem fie unbelannt geblieben 
ist. (Bgl. Staub Komm, 5. HGB. 6. Aufl. Allgemeine Einleitung 
Anm. 19. Das Borhandenjein der von ent a. a. D. betonten Gefahr, 
daß nach der hier vertretenen Anficht je nach Lage des einzelnen Falles 
die Frage verjchieden zu enticheiden wäre, muß Daher geleugnet werden). 
Die Hebung muß, um als Verfehrsfitte gelten zu fünnen, darauf beruhen, 
daß man das Geübte für jittlih und anftändig hält (Stauba. a. O.). 
Demnach ijt eine mißbräuchliche Gewohnheit fein zu berüdfichtigender 
Handelsgebrauch (vgl. Kent Nr. 763; NG. in PMZBI. IX 237). Die Ber- 
wandlung einer Herfunftsbezeichnung in einen Gattungsnamen vollzieht fich 
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in ähnlicher Weije, wie die Entwidlung eines Jndividualzeihens zu einem 
Freizeichen (1. N. 2 zu 84.) Der Handeldgebraudh muß nicht notwendig 
ein derart allgemeiner fein, daß er in allen nur möglichen Berfehrs- 
freien gilt; auch ein örtlicher Gebrauch, z. B. der in einer gewiſſen 
Gegend, ift zu beachten. (Landgraf. 13, Kent Nr. 764; vgl. RG, 
PM8Bl. VIII 32, wo der Name „Erlanger“ als Gattungsname eines 
in Leipzig und Umgegend gebrauten leichten Hausbiers jpeziell für dieſe 
Gegend und die dortigen Abnehmer erklärt ift.) 

Ein Handelsgebraud in Anjehung einer gewiſſen Ware beredy- 
tigt nicht, auch eine andere, wenn auch verwandte Ware ebenjo zu be- 
nennen, joferne nicht für dieſe der gleiche Gebrauch beiteht. (RGStr. 31 
©. 289, in PMZBI. IV 268, in Bezug auf die Bezeichnung „Pralines 
de Carlsbad“, welche, wenn etiwa auch die Bezeichnung „Carlsbader 
Salz” zur Qualitätsbezeihnung geworden ift, deshalb allein noch nicht 
allgemein ftatthaft ift.) 

12. Feititellung des Handelsgebrauchs. Ob nun ein Name 
nad) Handelögebrauch aus einer Herkunftsbezeihnung in einen Gat- 
tungs- oder Qualität3namen ſich verwandelt hat, ift eine Tatfrage, 
welche im einzelnen Yalle, in der Regel unter Zuziehung von Sad 
verftändigen, zu löjen ift. (gl. Motive ©. 18.) Beſonders bemerf- 
bar ijt diefe Entwidelung in den Gebieten des Tabaf- und Weinhan- 
dels. So befteht im Verkehr mit Tabak von alteröher der Gebraud, 
Erzeugnifje, welche in der Form, in der Packung, in der Beichaffenbeit, 
in der Herftellungsmweije gewiſſe Eigentümlichkeiten aufweiien, mit dem 
Namen desjenigen Ortes oder Landes zu Fennzeichnen, deifen Produfte 
zuerft jene Eigentümlichkeiten zeigten und hiedurch im Verkehr befannt 
geworden find. 3.8. die Bezeihnung „Pariſer“ joll nicht darauf bin- 
deuten, daß der Schnupftabal in Paris hergeftellt jei, jie ift der Name 
einer gewiſſen Sorte, die urſprünglich Durch eine harakteriftiiche Packungs— 
form nad) außen fenntlidh war. Bei den Weinen deuten die gebrauchten 
Bezeichnungen ebenfalls nicht immer auf die wirkliche Herkunft, jondern 
mitunter nur auf Sorten von gewiſſer Bejchaffenheit und Preislage 
hin, welche nicht jelten durch das Berjchneiden verichiedener Weinforten 
zur Herftellung gelangt find. (Motive ©. 18, Komm.Beriht ©. 7. 
Dort iſt beijpielsweile hervorgehoben, daß für die Zigarrenfabrifation 
Bezeihnungen wie „Havana“, „Amſterdam“ und andere, jpanijchen, 
niederländijchen oder amerifanischen Orten entlehnte Namen ihre geo- 
graphiiche Bedeutung längft verloren hätten und bezüglich der Weine 
it auf Namen wie „Nüdesheimer”, „Nierfteiner“, „Trabener“ u. dal., 
ferner „Bordeaur Medoc” oder „St. Julien“ für franzöfiiche Rotweine, 
„Madeira“, „Malaga“, „Porto“ für Dejiertweine hingewieſen. Dem 
gegenüber macht Seligjohn in N. 9 u. 12, dem fih Kent Nr. 771 
anjichließt, ernite Bedenken geltend. Auch im Warenzeichblatt — 1895 
©. 198 ff. — iſt eine Anzahl von Namen befannt gegeben, welche in 
beteiligten Verfehrsfreiien als Gattungsnamen für Tabak gelten jollen; 
vgl. auh PA., PMBl. 1116. Alle diefe Aeußerungen fönnen natür- 
lich bei Auslegung des Gejeges nicht für bindend angejehen werden 
und entheben den Richter im einzelnen alle, wenn eine der genannten 
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Bezeichnungen in Frage ſteht, keineswegs der Verpflichtung, die Prüfung, 
ob eine Herkunftsangabe oder ein Gattungsname vorliegt, noch be— 
jonder3 vorzunehmen. Vgl. anderjeit3 dad U. des LG. Hamburg in 
PRZB. VI37, in welchem eine Anzahl von Wein-Bezeichnungen als 
Herfunftsangaben erflärt jind.) Ein Ortsname fann Qualitätöbezeich- 
nung werden dadurd, daß eine dort lebende Perſon zur Art und 
Weiſe der Heritellung einer Ware in bejonderer Beziehung jteht (OLG. 
Dresden, PMZB. VI 326 bezüglic; des Namens „Wörishofen“ als 
Beifat zur Bezeichnung von Gegenftänden, deren Anwendung der Kör— 
verpflege oder Heilweiſe des Pfarrers Kneipp entjpricht, wie 3. B. von 
Seife). Auch Namen von Mineralwäjiern können zu Gattungsnamen 
werden. (Angenommen wurde dies vom PU. bezügl. des Wortes „Sel- 
ters“, PMZDL. II 306; für „Karlsbader Salz“ PMBBl. III 193, a. M. 
Beracius inR. u. U. III 245 mit jehr beachtenswerter Begründung: 
abgelehnt wurde die Annahme einer Entwidlung zum Gattungsnamen 
für das Wort „Kränchen“, PMZB. II 241.) Nicht minder kommt 
diefe Verwandlung bei Biernamen vor. Bezüglich der Bezeichnung 
„bayeriiches Bier“ wird allgemein angenommen, daß jie nicht die Her- 
funft des Biered aus einer in Bayern gelegenen Brauftätte, jondern 
nur die der bayerischen Brauart entiprechende Qualität fundgibt. (gl. 
Motive S.17 und Dehn in R.u. U. J 240.) Das gleihe auch für 
ipeziellere Bezeichnungen, wie „Münchener“, „Nürnberger“, „Kulm— 
\4 var „Erlanger“, „Bilfener“ 20. Bier anzunehmen, läßt fich nicht 
rechtfertigen. (Siehe hierüber Dehn a. a.D.; insbefondere bezügl. des 
Münchener Bierd OLG. Hamburg, PMZBL. VII 237, wo ausgeführt 
ift, dab diejer Name regelmäßig als Herfunftsbezeichnung zu verjtehen 
ift und daß nur ausnahmsweije, nämlich wenn aus dem Zuſammen— 
bang Har ift, da es fih um eine dem echten Münchener Bier ähn- 
lie Art eines an anderem Orte gebrauten Bieres handelt oder wenn 
dieje Herkunft ausdrücklich betont ift, der Gebrauch ohne Frreführung 
der Konjumenten möglich ijt; anderjeit3 aber OLG. Hamburg PMZUI. 
VI 328, wo aus Gründen, die das RG. billigte, der Name „Münchener 
Bier“ als Gattungsname erklärt ift; hinſ. des Piljenerbiers Schiebel 
NR. u. U.I 313; PU. in PMZBL III 74, dazu Beraciusa.a.D.©.246; 
RGC. 38 ©. 165 und in PMZBL. III 131). Ob die durch Verwendung 
von nicht nad) Handelsgebrauc; zuläffigen Ortsbezeichnungen begründete 
Täufchungsgefahr durch deutliche Angabe der anderweiten Produftions- 
jtätte, insbejondere bei Bier durch Hervorhebung der wirklichen Brau- 
ftätte bejeitigt wird (mie das PM. a. a. O. annimmt), ift nach den 
in N. 6 aufgeftellten Grundiägen zu beurteilen; es ift hiebei nament«- 
lich zu berüdjichtigen, dag ein jolher Zuſatz neben dem hauptjäch- 
ih in die Augen fallenden Namen der Ware nur zu leicht unbe» 
achtet bleibt. 

Wenn einmal eine Ortöbezeihnung nad) Handelsgebrauch den 
Eharafter eines Gattungsnamens angenommen hat und ihr dieje Be- 
deutung nicht etwa durch irgend einen Zujag genommen wird (j. N. 13), 
dann iſt es für die Frage, ob die Strafbeftimmung des $ 16 Anwen— 
dung zu finden habe, ohne Einfluß, ob die jo bezeichnete Ware 
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dem Gattungsnamen entſpricht oder nidht. Wer alio 3. B. 
Kunftwein oder Berjchnitt von Kunft- und Naturwein mit dem Namen 
eines Naturmweines verjieht, der bereits zum Gattungsnamen geworden 
ift, macht jich zwar vielleicht wegen Betrugs oder Nahrungsmittelfälichung 
oder Zuwiderhandlung gegen das Gef. v. 24. Mai 1901 betr. den Ber- 
fehr mit Wein 2c. oder auch wegen Zuwiderhandlung gegen $ 4 des 
Gej. zur Befämpfung des unlauteren Wettbewerbs ftrafbar, nicht aber 
wegen Bergehens aus $ 16; denn was einmal Gattungsname ift, weit 
eben nur auf die Gattung, nicht aber auf die Herkunft Hin. (Ebenjo 
Meves ©. 221, während in der Kommijjion die entgegengejegte 
Meinung vertreten wurde, j. Komm.B. ©. 7.) 

13. Unzuläffige Zuſätze. In allen Fällen nun aber, in mel» 
hen ein Handelsgebrauch anerfannt wird, wonad eine Ortsbezeich- 
nung nur mehr die Bedeutung eines Gattungsnamens Hat, darf der 
Name nicht dur einen Zujag diejes Charakters entfleidet, nicht der 
Anſchein erwedt werden, als wolle im gegebenen Falle doch die Her— 
funft der Ware zum Ausdrude gebracht werden; jonjt tritt die An- 
wendung des Abj. I wieder ein. Ein folder unzuläſſiger Zuſatz ift 
namentlicd; das Wort „echt“; es darf alio 3.B. ein Münchener Fabri— 
fant das von ihm hergejtellte „kölniſche Waller“ nicht als „echtes köln. 
Waller“ verlaufen, Mineralwaſſer welches nicht von Gelters jtammt, 
darf nicht als „echtes“ oder „natürliches” „Selters-Wajler“ in den 
Handel gebracht werden u. j. f. (Bgl. Kohler Markenſchutz ©. 116; 
PA., PM8Bl. II 306.) 

Als ein ſolcher unzuläſſiger Zuſatz iſt es aud anzuſehen, 
wenn der Gewerbetreibende ſeinen Namen oder ſeine Firma in einer 
Weiſe hinzufügt, als wäre der Ort, nach welchem die Ware be— 
nannt iſt, ſein Domizil; z. B. ein Kaufmann in Sachſen bezeichnet 
ſein Fabrikat nicht nur als „kölniſches Waſſer“, ſondern fügt ſeiner 
Firma auch noch irgend eine Straße der Stadt Köln Hinzu. Vgl. 
Kent Nr. 766.) 

14. Da das Beitehen eines Handelsgebrauds in S. des zweiten 
Abjages nicht vorausjegt, daß jeder Abnehmer die Ortsbezeichnung 
als Gattungsnamen betrachtet (j. N. 11), fann in einem konkreten Falle 
jehr wohl auf jeite des Verkäufers die Abſicht bejtehen, einen des 
Handelögebrauds unfundigen Abnehmer über die Herkunft und damit 
über Beichaffenheit und Preis der Ware zu täuſchen. Trogdem ift, wenn 
der Handelögebraudy fejtiteht, die wre aus $ 16 ausgeſchloſſen, 
während in jolchem Falle jehr wohl die Merkmale des Betrugs ver- 
twirflicht jein können. (RG. in GA. Bd. 46 ©. 50.) 

15. Wenn der Produzent oder Berfäufer einer Ware irrtüm- 
ih einen Handelsgebraud i.©. des Abi. II als beftehend an— 
nimmt, wird damit in der Regel die Abficht, durch eine faliche Her— 
funftöbezeichnung zu täujchen, unvereinbar jein, jo daß es für die An— 
wendung von Abj. Ian dem jubjektiven Erfordernifje fehlt. Allein mit 
Rückſicht auf das in N. 14 bemerkte ift es denfbar, daß der Täter troß 
irrtümliher Annahme eines Handelsgebrauchs bei einem jpeziellen 
Abnehmer, von dem er mit oder ohne Grund glaubt, er fenne den 
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Gebrauch nicht, einen Jrrtum erregen will. In ſolchem alle, wenn 
aljo vom Täter irrtümlich angenommen wird, es jet im redlichen Han- 
delsverfehr allgemein üblich, die beftimmte Ware zur Stennzeichnung 
ihrer Gattung nad) dem und dem Orte zu benennen, irrt derjelbe über 
einen Tatumjtand, der den objektiven Tatbeftand des $ 16 Ubi. I aus- 
ichliegen würde und es kann daher troß der in concreto beftehenden 
Täuſchungsabſicht eine Beftrafung aus $ 16 nicht eintreten (a. M. RG., 
R. u. U. VII 171, D. Juriftenzeitung IV 66, wo ausgejprochen, daß die 
irrige Annahme, der Name „Karlsbad“ jei freigegeben, weil „Karls- 
bader Salz“ Gattungsname geworden, kein Jrrtum über Tatumftände, 
jondern ftrafrechtlicher Natur jei. Man muß, um diefen Ausipruch zu 
verjtehen, den Fall jo fonftruieren, daß der Täter nicht aus der Frei— 
abe der Ortöbezeichnung „Karlsbad“ für Salz zu Heilzweden auf die 
Freiheit des Wortes „Karlsbad“ für Heilmittel überhaupt gejchlofien, 
jondern den $ 16 dahin ausgelegt habe,dah ein Name für Waren aller 
Art verwendet werden dürfe, wenn er nad) Handelsgebraudh zur Be- 
nennung gewijfer Waren dient, ohne deren Herkunft bezeichnen zu 
nn lg übrigens bezüglicd; des Rectsirrtums N. 9e zu $.14, 
o. ©. 591). 


8 17. 

Ausländiiche Waaren, welche mit einer deutjchen Firma 
und Ortsbezeichnung, oder mit einem in die Zeichenrolle ein- 
getragenen Waarenzeichen twiderrechtlich verjehen find, unter= 
liegen bei ihrem Eingang nach Deutjchland zur Einfuhr oder 
Durchfuhr auf Antrag des Verletzten und gegen Sicherheits- 
leitung der Beichlagnahme und Einziehung. Die Beichlagnahme 
erfolgt durch die Zoll» und Stenerbehörden; die Feitiegung der 
Einziehung durch Strafbejcheid der Verwaltungsbehörden (8 459 
der Strafprozeßordnung). 

4. Der vorftehende Paragraph bezieht ſich, wie $ 22, auf das 
Verhältnis zum Auslande. 

Die NRegierungsvorlage enthielt die in $ 17 enthaltene Bejtim- 
mung nicht; dieje wurde als $ 15a von der Kommiſſion in den Ent- 
wurf eingefügt (Komm.Ber. ©. 8) und vom Reichstag ohne Debatte 
angenommen. Sie bezwedt die Verhinderung rechtswidriger Waren- 
bezeichnungen, die vom Auslande in das Inland gelangen. 

Es veriteht fih von ſelbſt, daß auch derjenige, welcher vom 
Auslande aus im Jnlande Waren in Verkehr bringt, die widerrechtlich 
mit dem Namen oder der Firma eines Deutjchen oder mit einem nad 
Maßgabe diejes Geſetzes geichüßten Warenzeichen verjehen find, am und 
für ſich der Beitimmung des $ 14 unterliegt. Die praktische Anwen- 


dung diejes jchon aus $ 3 des StGB. ſich ergebenden Grundjages wird 
aber in der Regel daran jcheitern, daß der Täter in joldem alle 
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meiftens ein Ausländer ift, der nur jelten feine Ware ins Inland be- 
gleiten wird, daher von den deutjchen Gerichten faum zu erreichen üft. 
Dafür joll den Jnländern den Ausländern gegenüber durch die gegen- 
wärtige Vorſchrift ein Schuß gewährt werden. Es führte zur Auf- 
nahme diejer Vorichrift u. a. die Erwägung, daß zwar auch ohne die— 
jelbe auf Antrag des Verlegten Präventivmaßregeln, wie Beſchlagnahme 
durch den Staatsanwalt, einjtweilige Verfügung durch die Zivilgerichte, 
ergriffen werden können, daß aber dieje Rechtsmittel nicht ausreichen, 
weil eö darauf anfomme, rechtswidrig bezeichnete Waren jofort feitzu- 
halten, wenn fie über die Grenzen fommen und ohne derartiges jchnelles 
Eingreifen die Maßregel keinen Wert habe Komm. Ber. a. a. D.). 

2. Ausländiihe Waren. Nur auf Waren erjtredt jich die 
Mafregel des $, nicht auch auf Umhüllungen, VBerpadungen, Ankündi— 
gungen 2c., welche, ohne mit der Ware in Berbindung zu jtehen, mit 
einer widerrechtlich angebradten Bezeichnung ins Inland verbracht 
werden; ferner nicht auf Etiketten, welche ein gejchüßtes Warenzeichen 
oder eine Firma enthalten und für jich allein eingeführt werden, um 
erjt im Jnlande an der Ware angebracht zu werden (Kent Nr. 777). 
Unter ausländijchen Waren jind hier jolche zu verftehen, die aus 
dem Auslande verjendet werden, gleichgültig, ob der Gewerbebetrieb, 
aus welchem ſie ftammen, ein inländijcher oder ausländiicher iſt. 
(Ebenjo Kent Nr. 778; a.M. Meves ©. 232: die im Auslande mit 
der Warenbezeichnung verjehenen oder doch zuerjt mit ihr in Verkehr 
gejeßten W.; Landgraf N. 2, Seligjohn N. 1u.2: die außerhalb 
Deutichlands hergeftellten W.; Finger N. 2: die von einer außerhalb 
Deutichlands liegenden Niederlafjung ftammenden ®.). Daß die Ware 
von einem Staate fommt, der mit Deutichland in Bezug auf den Schutz 
von Warenbezeichnungen in einem Bertragsverhältnifie jteht, jchließt die 
Anwendung des $ 17 nicht aus Rhenius N. 1. Vgl. Art. 9 der Pariſer 
Uebereinfunft). &leichgültig ift ferner, ob die Waren Eigentum des- 
jenigen find, der ſie widerrechtlich bezeichnet und in Verkehr gebracht 
hat (Meves ©. 244). 

3 Mit einer deutihen Firma und Ortsbezeichnung oder mit 
einem in die Zeichenrofle eingetragenen Warenzeichen müfjen die ein- 
geführten Waren widerrechtlich verjehen jein, damit die Mafregel Platz 
greifen fann. Hieraus ergeben fich nachjtehende Folgerungen: 

a) Ausjtattungen ($ 15) und örtliche Herkunftsbezeichnungen 
($ 16) genießen den Schuß des $ 17 nicht. 

b) Nureinin Deutichland eingetragenes Warenzeichen 
genießt den Schuß des gegenwärtigen Gejeges überhaupt wie insbejon- 
dere den des $ 17. Wenn das Zeichen aljo nur in einem Bertrags- 
ftaate, nicht in die Rolle des deutichen PA. eingetragen ift, findet $ 17 
feine Anwendung (vgl. das zu Urt. 9 der Pariſer Ueb. Bemerfte). 

e) Firma — j. hierüber N. 4 zu 813. Eine deutiche Firma 
iſt jede, deren Inhaber im Inlande eine (Haupt- oder Zweig.) Nieder- 
lafjung bat, jollte er auch die deutiche Staatsangehörigfeit nicht befigen 
(Seligjohn N.3, Landgraf %.3, Kent Nr. 781). Die deutichen 
Schußgebiete müſſen hier dem Inlande gleichgeachtet werden (vgl. Kent 
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a.a. O.). Soweit ferner in bejonderen Verträgen die Angehörigen 
anderer Staaten den deutſchen Staatdangehörigen in Bezug auf den 
Schuß der Firmen 2c. gleichgeftellt find (j. $ 23), findet $ 17 auch zu 
Gunsten ausländijcher Firmen Anwendung (Seligiohn N.3, Kent 
Nr. 778; Lau in „Anschluß“ ©. 133; vgl. auch die Erläuterungen zu 
Art. 9 der Parijer Ueb., in Ziff. V diejes Buchs). Neben der Firma 
it im $ 17 nicht, wie in $ 14, auch der Name erwähnt. Dagegen 
heißt es im Kommiflionsbericht in Bezug auf den dem $ 17 ent- 
jprechende neu vorgeichlagenen $ 15a: „Wenn der Berlepte nachweift, 
da eine widerrechtliche Anwendung jeiner Firma, jeines Namens ıc. 
vorliegt, jollen derartig bezeichnete Waren nicht zur Einfuhr oder 
Durchfuhr zugelafjen werden.“ Die Kommiſſion aljo, von welcher der 
Vorihlag ausging, hatte auch den Schuß des Namens im Ginne. 
Man wird daher nicht fehl gehen, wenn man den Begriff „Firma“ 
bier ausdehnend interpretiert und auch die Perjonennamen von Ge- 
werbetreibenden, die nicht deren Firmen im kaufmänniſchen Sinne find, 
darunter verfteht (ebenjo Seligjohn N.3, Landgraf N. 4, Kent 
Nr. 779). Noch weiter zu gehen und aud Namen von Nichtgewerbe- 
treibenden al3 durch 8 17 geihügt zu erachten, geftattet der Ausdruck 
„Firma“ wohl nicht und es geht aud) nicht an, lediglich aus allgemeinen 
Erwägungen, etwa auf dem Wege der Analogie, den Namen der Firma 
gleichzuftellen (wie dies von Kent a. a. O. geichieht); denn troß bes 
vorwiegend präventiven Charakter der Einziehung ftellt jich Ddiejelbe 
doch als ein ftrafähnliches Uebel dar, deſſen Verhängung nur in den 
vom Gejege ausdrüdlich vorgejehenen Fällen jtatthaft ericheint. 

Nur wenn eine wirklich eriftierende firma gebraucht wird, 
ift die Mafregel des $ 17 zuläflig, nicht auch beim Gebraud) einer 
fingierten Firma (Meves ©. 233). 

d) Außer der Firma muß ſich noch eine deutſche Ortsbezeich- 
nung auf der Ware befinden. Die Faſſung des Gejeges läßt die Un- 
nahme, daß dies fein unbedingtes Erfordernis ſei, nicht zu. (A. M. 
Landgraf N. 5.) „Ort“ ift in dem zu $ 16 angegebenen Sinne zu 
verftehen (ſ. N. 5 lit. a). Als deutiche Ortsbezeichnung ericheint auch 
eine jolche, welche ſich auf einen in den Schußgebieten gelegenen Ort 
bezieht (Kent Nr. 783). Das Geſetz meint mit der „Ortsbezeichnung“ 
jedenfall den Niederlaflungsort der Firma; doch läßt ſich nicht an— 
nehmen, daß es den im vorliegenden Paragraphen gewährten Schuß 
nur dann eintreten lajjen wolle, wenn die angegebene Ortsbezeichnung 
mit dem wahren Sit der Firma übereinftimmt. (So die Meinung 
von Meves ©. 233, Stenglein N. 4; dagegen Kent Nr. 783.) Frei— 
lih wird es Sich bei Angabe eines anderen Ortes ald des Nieder- 
lafjungsortes im einzelnen Falle darum handeln, ob troßdem die in- 
ländiiche Firma noc genügend gekennzeichnet ift, was bei Firmen von 
großem Ruf mit Nüdjicht auf die betr. Warengattung leicht der Fall 
jein fann. 

e) Iſt die Firma desjenigen, welcher die Ware aus dem Aus- 
lande einführt, mit einer deutichen Firma völlig gleichlautend, jo 
jteht natürlich nichts im Wege, da derjelbe jeine Firma zur Waren- 
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bezeihnung gebraucht (vgl. $ 13), joferne nicht durch Beifügung einer 
Ortsbezeichnung der Anjchein erwedt wird, als beziehe jih der Ver— 
merf auf die deutiche Firma (vgl. Meves ©. 235, Seligiohn N. 3; 
Kent Nr. 781; letztere beide gehen zu weit, wenn fie den Schuß des 
Baragraphen ichon dann eintreten lafjen, wenn nicht deutlich erfennbar 
gemacht it, daß die ausländische Firma gemeint jei; vielmehr muß die 
nach dem Gejege erforderliche Beifügung einer deutichen Ortsbezeich- 
nung erfennen laſſen, daß die deutiche Firma gemeint ſei). Würde 
freilih der Niederlajjungsort des Einführenden mit dem Site der 
deutichen Firma ebenfalls gleichlauten (3.8. Neuftadt in Schlefien und 
N. in Böhmen), jo müßte bei der Einführung in deutiches Gebiet, um 
die Anwendung des $ 17 auszujchließen, die Lage des Ortes im Aus- 
lande angegeben werden. 

f) Widerrehtlich veriehen — j. darüber N. 6 u. 7 zu $ 14. 

Wie in der eben cit. N. 7 bemerkt ift, bejchränft fich die Wider- 
rechtlichkeit des Gebrauchs eines geichügten Warenzeichend auf Waren, 
weiche mit denjenigen, für die das Zeichen eingetragen ift, gleich— 
artig find. Dagegen bejteht dieje Beichräntung für den Schuß ber 
Firmen und Namen nicht. Dies gilt auch für die Anwendung des 
8 17; die bier vorgejehene Maßregel fann alfo auch dann verhängt 
werden, wenn jemand 3. B. Seidenwaren einführt, die mit der Firma 
einer deutichen Wollipinnerei verjehen find (ebenjo Kent Nr. 777 
aM. Meves ©. 235). 

Die objektive Widerrechtlichkeit der — reicht zur An- 
wendung des 8 17 aus; eines jchuldhaften a auf jeiten des 
Einführenden bedarf es nicht (vgl. Seligjohn N. 

3. Die Beihlagnahme erfolgt beim — der Ware 
nach Deutſchland zur Einfuhr oder Durchfuhr. Entſcheidend für 
den Zeitpunkt der Maßregel iſt das Paſſieren des Grenzzollamtes. 
Später iſt ſie nicht mehr ſtatthaft; es kann dann nur noch nach all— 
gemeinen prozefjualen Grundſätzen (vgl. StPO. 88 94 ff.) eine Beichlag- 
nahme eintreten. Liegt die Zollſtelle noch auf ausländiichem Gebiete 
(wie 5.8. für die mit der Bahn transportierten Güter in Salzburg, 
Kufſtein 2c.), jo wird der Eingang der Ware nad) Deutichland mit dem 
Eintreffen an der Zollitelle fingiert (vgl. RGStr.13 5.410, 18 ©. 242). 
Erfolgt die zollmäßige Abfertigung der Ware erjt bei ihrem Eintreffen 
an einem im Innern des Reichs gelegenen Orte, jo ift der Zeitpunft 
diejes Eintreffens für die Zuläffigfeit der Beichlagnahme maßgebend 
(Landgraf N. 8). 

4. Die Zuläſſigkeit der Beichlagnahme ift an einen Antrag 
des Verletzten und eine Eicherheitäleiftung gefnüpft. Der An- 
trag it an feine Form und an feine Friſt gebunden; er kann ins- 

« beiondere auch telegraphiich geftellt werden; nur muß jich die Behörde 
vergewijiern, daß der Antrag vom Berechtigten herrührt. Antrags- 
berechtigt iſt der Verletzte (ſ. hierüber N. 12 zu $ 14). Der Antrag 
muß injoweit begründet werden, dab die Behörde daraus erjehen kann, 

um welche Waren es ſich handelt und welche Rechte durch die zu ver» 


u‘ Mapregel geichügt werden jollen. Erachtet die Behörde für 
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notwendig, daß der Untragfteller für fein Recht Belege beibringe, Die 
dem Antrage noch nicht beiltegen, jo fann fie deren Vorlage verlangen; 
ſie hat aber, wenn der Antrag fich nicht jofort ald unbegründet ermweift, 
bis zum Eintreffen der erforderten Belege die Ware einftweilen anzu— 
halten. Zu der Annahme, daß jie zu dieſer einjtweiligen Anhaltung 
auch ohne Antrag befugt jei (vertreten durh Seligjohn N.5, Rhe— 
nius N. 2, Stenglein N. 2), gibt das Geſetz feine Berechtigung 
(ebenjo Kent Nr. 784). Die Behörde würde hierzu auch nicht leicht 
einen Anlaß haben, da fie der eintreffenden Ware doch nicht wohl an— 
iehen kann, ob jie die betr. Bezeichnung widerrechtlic trägt Der An- 
trag kann zurüdgenommen werden, jolange über die Einziehung 
nod) gr: rechtäfräftig erfannt ift (Kent a. a. O.). 

Die Form, in welcher die Sicherheit zu leiſten iſt und die Höhe 
derſelben wird von der Behörde nach freiem Ermeſſen beſtimmt. Die 
Sicherheitsleiſtung kann in feinem Falle erlaffen werden (Kent Nr. 786; 
a. M. Stenglein N. 2); doch fann auc hier bis zum Eintreffen ber 
geforderten Sicherheit eine vorläufige Anhaltung der Ware erfolgen 
(Kent a.a.d.). 

In der Kommiſſion erflärten die Negierungsvertreter, die be- 
antragte Beitimmung dürfte durch ihre Formulierung nicht den An- 
ihein gewinnen, als ob die Zoll-e und GSteuerbehörden unter allen 
Umftänden verpflichtet jeien, dem Antrag des Verlegten zu folgen. 
Es wurde hierauf betont, daß es fich bei der Beichlagnahme nur um 
eine vorläufige Siftierung Handle, daß aber auch zu diejer die Zoll» 
behörden nicht unbedingt und auf jeden Antrag hin ohne weiteres ver- 
pflichtet feien, vielmehr dieje Behörden prüfen jollen, ob rechtliche An- 
iprüche des angeblich Verlegten vorliegen, danach die betreffende Waren- 
jendung unterjuchen und, wenn fich nach ihrem Ermefjen eine Verlegung 
des Markenrechts herausitellt, zur Beichlagnahme greifen jollen. Eine 
Verpflichtung ift daher durch $ 17 den Zoll» und Steuerbehörden nur 
injoferne auferlegt, als jie in eine jchleunige Prüfung der Voraus— 
jegungen des Antrages eines angeblich Verlegten einzutreten und, wenn 
diejer jich als begründet erweift, die Beichlagnahme zu bejchliegen haben. 

5. Nach der Beichlagnahme ergeht, wenn die Borausjegungen 
des $ 17 zutreffen, ein Strafbeiheid auf Einziehung der wider- 
rechtlich gekennzeichneten ausländiihen Waren nad) Maßgabe des 
8 459 StPO. Es bedarf dazu nicht erſt einer Bejchwerde des von 
der Beichlagnahme Betroffenen (Meves ©. 240). Gegen den Straf- 
beicheid fteht dem Betroffenen gemäß 88 460 ff. a.a.D. der Antrag 
auf gerichtliche Enticheidung offen; denn wenn auch $ 17 Tediglich den 
$ 459 erwähnt, jo ergibt jich die Anwendbarkeit der folgenden Para- 
graphen notwendig jchon aus Abi. 2 des $ 459. Ob außerdem Be- 
ihwerde an die vorgeießte Vermwaltungsbehörde ftatthaft ift, beitimmt 
ſich nach Landesrecht. Kommt es zum gerichtlichen Verfahren, jo jind 
auch die 88 477. StPO. zu beobadhten. Die Einziehung erfolgt zu 
Gunjten des betr. Yandes-, nicht des Reichsfiskus (Seligiohn N. 8, 
Meves ©. 245, Kent Wr. 79; a. M. Landgraf N. 13). Sollen 
die eingezogenen Gegenjtände veräußert werden, jo muß im Intereſſe 
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desjenigen, in deſſen Necht die Bezeichnung eingreift, zuvor die wider- 
rechtliche Kennzeichnung bejeitigt werden (vgl. $ 19 Abj. 1). 

6. Zuftändig zur Beſchlagnahme ift die zur zollamtlichen Be- 
handlung der Ware berufene Zoll- oder Steuerbehörde; die Zujtändig- 
feit der Verwaltungsbehörde, welche die Einziehung ausſpricht, beitimmt 
ſich nad) Landesrecht. Letztere ift an die Anſchauung der beichlag- 
nehmenden Behörde nicht gebunden; erachtet fie die Vorausſetzungen 
des 8 17 nicht für gegeben, jo gibt fie die Waren frei, erläßt alio 
feinen Strafbejcheid auf Einziehung (vgl. Seligiohn N. 8). 

Ueber das Berfahren jpeziell in Preußen j. d. Verfügungen des 
Yinanzminifters in PMZB. I 12 u. 160. 


$ 18. 

Statt jeder aus diefem Gejeße entjpringenden Entjchädigung 
fann auf Berlangen des Beichädigten neben der Strafe auf eine 
an ihn zu erlegende Buße bis zum Betrage don zehntaufend 
Mark erkannt werden. Für diefe Buße haften die zu derjelben 
Verurtheilten ald Gefammtjchuldner. 

Eine erfannte Buße jchließt die Geltendmachung eines 
weiteren Entſchädigungsanſpruchs aus. 

1. Buße. Die vorſtehende Beſtimmung entſpricht dem 8 15 bes 
Geſetzes vom 30. November 1874, den fie, abgejehen von der Summe 
des Höchitbetrages — melde von 5000 auf 10000 .A# erhöht ift — 
wörtlich wiedergibt. Bezüglich der Erhöhung des Höchſtbetrages vgl. 
das unter N. 18 zu $ 14 Bemerfte. 

Wie die Motive zu 8 15 des bisherigen Geſetzes entnehmen 
faffen, hat das Geſetz dadurch, daß es die Schadenfrage in Berbindung 
mit der Strafverfolgung zu erledigen geftattet, dem Bedürfnis nad 
Vereinfahung der Hechtshilfe und nach Abichneidung der jich dem ge— 
nauen Nachweile des VBorhandenjeins und der Höhe eines Schadens 
entgegenftellenden Schwierigkeiten Rechnung tragen wollen. 

Ueber die rehtlihe Natur der Buße I. N 1 zu $ 37 de 
Pat. Geſ. (o. ©. 292). 

2. Statt jeder aus dieſem Geſetze entſpringenden Entſchädi— 
gung. Hiermit iſt die Anwendbarkeit des 8 18 auf alle Beſtim— 
mungen des Geſetzes, in welchen eine Entſchädigungspflicht ausge— 
ſprochen iſt (vgl. 88 14, 15), zum Ausdruck gebracht. Wenn ſich da— 
gegen die Schadenserſatzpflicht auf ein durch anderweitige geſetzliche 
Beſtimmungen verpöntes Verhalten in Bezug auf Bezeichnung von 
Waren, z. B. auf Betrug gegenüber dem Abnehmer gründet, iſt $ 18 
nicht anwendbar. 

Die Beftimmung des 8 16 ſieht eine Entichädigungspflicht micht 
vor. Wenn im einzelnen Falle eine jolche trogdem bejteht (j. Darüber 
N. 10 lit. b zu $ 16), jo iſt ſie nicht unmittelbar aus einer Beitim- 
mung des gegenwärtigen Gejeges zu entnehmen, nur mittelbar daraus 
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abzuleiten. Die Borausjegung des in $ 17 vorgejehenen Anſpruchs 
* Buße iſt aber offenbar, daß die Entſchädigung ſchon auf Grund 
dieſes Geſetzes ſelbſt ohne Vermittlung anderer Vorſchriften verlangt 
werden kann. Demnach iſt der Antrag auf Zuerkennung einer Buße 
in den Fällen des 8 16 nicht ſtatthaft. 

Wenn auch die Buße nur ftatt der aus diejem Geſetze ent- 
jpringenden Entihädigung, alfo nicht neben einer jolden, verlangt 
werden fann, jo ift doch damit nicht zum Ausdrude gebracht, daß der 
zur Begründung des Bußantrags erforderliche Schaden fich genau mit 
dem Schaden deden müſſe, fir welchen jonjt auf dem Zivilrechtswege 
Erjag verlangt werden kann, daß aljo nur ein vermögensrechtlicher 
Schaden die Grundlage eines Aniprucs auf Buße bilden fünne. Biel- 
mehr umfaßt die Buße hier, wie in den anderen von den Strafgejeßen 
beitimmten Fällen, auch den Erſatz des ibeellen oder pigchiichen Scha- 
dens, der bei Verlegung der in den $$ 14 und 15 geichügten Rechte 
insbejondere in der Minderung des geichäftlichen Anſehens u. dgl. be- 
nn fann nt Seligjohn N. 1; RGStr. 15 ©. 352; 24 ©. 398; 

RGR.9 ©. 171; Kohler Pat. R. Nr. 654 f.). Die gegenteilige (u. a. 
von Kent Nr. 794 vertretene) Anficht kann nicht aus dem Worte „Be- 
ſchädigter“ abgeleitet werden, welches faum mit Abſicht an Stelle des 
Wortes „Berlegter“ (j. darüber N. 12 zu $ 14) gewählt wurde, aud) 
on in notwendig im Sinne eines am Vermögen Beichädigten zu ver- 
tehen ijt 

Soweit ein Vermögensſchaden in Frage fteht — regelmäßig 
wird Dies der Fall fein —, hat das Gericht über deſſen Vorhandenſein 
und Höhe unter Berücfichtigung der fonfreten Berhältniffe nach jreiem 
Ermeſſen zu entſcheiden; von dem ziffermäßigen Nachweiſe eines 

Schadens fr die Zuerfennung einer Buße nicht abhängig (vgl. N.1u.4; 
RG. in R. u. U. 1102; RGEStr. 17 ©. 10). 

3. Auf Berlangen des Beſchädigten. Ohne bejonderen An- 
trag fann auf Buße nicht erfannt werden; im Antrag auf Straf- 
verfolgung iſt das Verlangen einer Buße nicht von ſelbſt enthalten. 
Aber nicht nur der Ausfpruch über die Buße an fich, jondern auch die 
Höhe der zuzuerfennenden Buße ift von dem Antrage des Beichädigten 
abhängig; auf einen höheren Betrag der Buße, als den beantragten, 
darf nicht erfannt werden; es fann aber bis zur Verkündung des Ur— 
teils 1. Inſtanz der Antrag geändert, inäbejondere innerhalb des gejeß- 
lihen Rahmens eriveitert werden (StPOD.$ 445; ROR.3 ©.544). Wer 
die Zuerlennung einer Geldbuße beantragen will, muß ſich zu dieſem 
Zwede der öffentlichen Klage ald Nebenkläger anichliegen (StPO. 
& 443; vgl. 88 436 ff. dajelbit). 

Wie jhon (N. 2) bemerkt, ift der Beichädigte identisch mit dem 
Berlegten i. ©. des $ 14 (f. dort N. 12). Alſo nicht jeder, dem durch 
den unbefugten Gebraud einer Warenbezeihnung ein Schaden zuging, 
insbejondere nicht der Käufer der Ware, jondern lediglich der in jeinem 
Beichen», Namen-, Firmen» oder Ausftattungsrechte Verletzte kann den 
Antrag ftellen; für einen anderen entipringt aus dieſem Geſetze Feine 
Entichädigung. 
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Das Berlangen kann nur von dem Beichädigten jelbjt, nicht von 
deijen Erben geftellt werden; dieje fünnen den bereits erhobenen An- 
ſpruch auch nicht fortfegen (StPO. $ 444 Abi. 4). Wenn aljo nad) der Be- 
gehung der ftrafbaren Handlung der durch dieje Handlung Verletzte jtirbt, 
jo müjjen dejjen Erben einen etwa entjtandenen Entihädigungsaniprud 
im Wege der Zivilflage geltend machen. Nur der noch zu Lebzeiten 
des Verletzten durch Urteil fejtgeftellte Bußaniprucd geht auf die Erben 
über, joferne das Urteil noch vor dem Tode des Verletzten rechtsfräftig 
wird (vgl. DIshaujen N.3 zu $ 188 StGB.; teilw. a. M. Glajer, 
Hdb. d. StrPrR. IT S. 219). Der rechtskräftig feitgeftellte Bußanſpruch 
fann auch unter Lebenden übertragen werden (Kent Nr. 799). 

Sind mehrere Perjonen durch eine und diejelbe Handlung ver- 
legt, jo fann doch die Buße nur demjenigen zugeſprochen werden, der 
darauf anträgt. Verlangen mehrere Verletzte Buße, ſo darf doch der 
Geſamtbetrag der ihnen zuerfannten Buße zehntauſend Mark nicht über- 
fteigen. (Ebenjo Stenglein NR. 7 zu $ 37 des Pat.Gei., wohl aud 
Seligjohn N. 4, der aber zu weit geht, wenn er annimmt, der Richter 
dürfe einem Berlepten nicht das Marimum zuerfennen, weil möglicher- 
weile der Antrag eines weiteren Berlegten folgen könne — ein Fall, 
der gar nicht eintreten kann, weil die Buße nur neben der Strafe er- 
fannt werden fann, ein durch diejelbe Handlung Berlegter aber, nach— 
dem der Antrag des anderen Berlegten bereits zur erurteilung des 
Täters geführt hat, dieje nicht nochmals herbeiführen fann; a. M. Kent 
Nr. 798, 806, Olshauſen a. a. O. 

4. 63 fann auf Buße erfannt werden; ob e3 geichehen joll, ift 
Sache des richterlichen Ermefjens, wobei zu prüfen ift, ob alle Voraus. 
jegungen dafür gegeben find. Liegen dieſe aber vor, jo jteht es nicht 
mehr im Belieben des Richters, ob er dem Antrage jtattgeben will oder 
nicht; insbejondere begründet die bloße Unjicherheit der TFeitiegung des 
Schadensbetrages fein Hindernis, welches der Zuerfennung einer Buße 
entgegenftünde (vgl. R&Str. 1 ©. 328, 6 ©. 398, 17 S. 190). Der Straf- 
richter hat über den Bußantrag zu enticheiden, wenn bei Geltendmachung 
des Anſpruchs überhaupt nur Anhaltspunkte dafür gegeben werden, 
daß ein Schaden verurſacht worden ift. Nur wenn gar feine Anhalts- 
punkte für die Beurteilung des Schadens vorliegen, fann der GStraf- 
richter fi) der Entſcheidung über den Bußanſpruch entziehen und den 
Antragiteller an den Eivilrichter verweilen (RG. in R. u. U. IS. 317). 
Wird der Antrag zurüdgemwieien, jo jteht nichts im Wege, den Ent- 
Ihädigungsanjpruch mittels civilrechtlicher Klage zu erheben; denn nur 
die erfannte, nicht jchon die beantragte Buhe ſchließt die Geltend- 
machung eines weiteren Entihädigungsaniprudhs aus (Abſ. II). 

5. Neben der Strafe. Mur in einem Urteil, in welchem 
gleichzeitig auf Strafe erfannt wird, kann eine Buße zugeiprochen 
werden. Im Falle der Freiſprechung ift dies auch dann nicht ftatt- 
haft, wenn das Gericht zu der Annahme gelangt, daß der Täter aus 
grober Fahrläfligfeit die Nechtsverlegung begangen habe und deshalb 
ihadenerjagpflichtig geworden jei. Trotz der Freiſprechung fanı jedoch 
die civilrechtliche Erjagklage auch auf die Behauptung einer wiljentlichen 
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urn des Zeichenrechtes geftügt werden (vgl. Einführ.Gei. z. END. 


814 
Bei der Berurteilung zur Strafe muß aber nicht gerade die 
Strafe des $ 14 oder 15 verhängt werden; wenn nur eine Berleßung 
diejer Beſtimmungen fejtgeftellt und deshalb verurteilt, die Strafe aber 
nad einem auderen Gejege, dejjen Verlegung mit der Yuwiderhandlung 
gegen das Warenzeichengejeß ideell fonfurriert, bemefjen wird, 3. B. nad) 
8 263 StGB., kann auf Buße erfannt werden, weil dieje feine Strafe, 
jondern nur eine re ern. er (Olshaufen, Konm. zum 
SGB. — 73 N. 32 Abi. 2, zu 5 188 N. 
6. Haftung der zur Buße erteilten als Geſamtſchuldner. 
Dieſe ſolidariſche Haftung ſetzt voraus, daß eine Verurteilung 
mehrerer zur Buße erfolgt iſt; nicht genügend ift, daß mehrere 
Angeklagte zur Strafe verurteilt wurden und daß überhaupt, jei e3 
auch nur gegen einen derjelben, auf Buße erfannt wurde, weil etwa 
der Berlegte den Bußantrag auf Diefen einen beichränkt Hat (vgl. 
Dlshaujen, Komm. zum StGB. $ 188 N. 5). Derjenige alſo, der zur 
Buße nicht a it, haftet für Diefe auc in feiner Weile. Der 
Richter kann auf einen und denfelben Betrag einer Buße gegen mehrere 
zur Strafe VBerurteilte nur dann erfennen, wenn fie an einer und der- 
jelben Tat als Täter, Anftifter oder Gehilfen teilgenommen haben (ſ. 
N.13, 17 zu $ 14; RGStr. Bd. 33 ©. 13, in PWÜRZBL. VI 255). In 
folchem Tralle tritt die jolidarijche Haftung auch bei jucceiliver Ab- 
urteilung der Teilnehmer in verichiedenen Prozejien ein, es müßte denn 
einer von ihnen jchon die ganze erkannte Buße gezahlt haben (Kent 
Nr. 802). Umpgelehrt fanı von einer Verurteilung mehrerer zu einer 
und derjelben Buße, falls Ddiejelben verichiedene jelbitändige Vergehen 
begangen haben, auch dann nicht die Rede jein, wenn gemäß $ 236 
ur gegen fie gleichzeitig verhandelt wird ( KGStr. 5 ©. 251, NER. 3 
. 718). 


Bei Beteiligung mehrerer an einer Straftat fann das Hödjit- 
ma} von —— Mark im ganzen nicht überſchritten werden. 

7. (Abſ. 2) Wenn auf Antrag des Beſchädigten auf Buße 
erfannt ift, jo ift jeder weitere, auf dem Wege der Eivilffage zu 
verfolgende Anſpruch auf Entihädigung ausgeichloffen und zwar nicht 
nur gegen denjenigen, der zur Buße verurteilt wurde, jondern auch 
gegen jeden anderen Teilnehmer an bderjelben Zeichenrechtöverlegung, 
gleichgültig, ob gegen Diejen anderen ein Bußanſpruch erhoben wurde 
oder nicht, ferner ob der zur Buße Berurteilte dieje zahlen fann oder 
zahlungsunfähig ift (vgl. Kent Nr. 795). Der Richter darf auch nicht 
etwa, weil er nır einen Teil der Schadensforderung für liquid erachtet, 
zu diejem Teil auf Buße erfennen und den Anjprucd auf den Reſt, oder 
auch im Falle der Behauptung eines höheren Schadens al3 zehntaufend 
Mark den Anſpruch auf den überjteigenden Betrag für die Geltend- 
machung im ivilrechtswege vorbehalten; ebenjowenig darf er aber, 
wenn der Antrag auf Zuerkennung einer Buße im gejeglichen Höchſt- 
betrage begründet ift, von einem Ausspruch in diejer Richtung deshalb 
Umgang nehmen oder die Nebenklage zurüdweijen, weil der Nebenkläger 
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einen noch höheren Betrag verlangt oder auch in diefer Höhe der Ent- 
ihädigungsaniprud begründet erjcheint; denn mit dem Antrage auf 
Zuerfennung einer Buße unterwirft ſich der Beihädigte der Beſchränkung 
des $ 18 in Bezug auf den Höcjitbetrag der Entihädigung; die etwa 
nachteiligen Folgen diejer Unterwerfung fönnen nur durch Widerruf der 
Anichlußerflärung (StPO. 88 442, 444) abgemwendet werden. 

St der Antrag auf Zuerkennung einer Buße zurüdgenommen 
oder abgelehnt worden, jo jteht der Geltendmachung des Entichädigungs- 
anjpruch® auf dem Zivilrechtäwege nichts entgegen. 

Hat das Zivilgericht eine Entihädigung zugeſprochen, jo iſt 
dennod nicht ausgeichlofjen, daß auch noch auf eine Buße — natürlich 
unter Rüdjihtnahme auf den jchon zuerfannten Entihädigungsbetrag — 
erfannt werde. Dies ift ſchon im Hinblid darauf möglich, daß der mit 
der Buße zu vergütende ideelle Schaden über den materiellen hinaus- 
geht (ebenjo Kent Nr. 796; vgl. Kohler, Handb. ©. 579). Iſt vom 
Bivilgericht der Entichädigungsanjpruch zurüdgemiejen, jo fann immerbin 
noch auf Buße erfannt werden (ebenjo Kent Nr. 797; Kohler, Handb. 
©. 579; a. M. Seligjohn N. 9); nicht minder fann dies im Falle der 
Verjährung des Entichädigungsanipruchs geichehen (j. die Eitate bei $ 37 
des Pat. Geſ., o. ©. 294). 

8. In der Kommijfion (j. Ber. ©. 8) wurde die Frage angeregt, 
ob dem Berlegten aucd der Koftenaufwand, weldhen er zur Be- 
gründung des Strafantrages gehabt habe, erjtattet werden müſſe. 
Darauf wurde von jeite der Negierungsvertreter erwidert, daß dies 
ausdrüdlich auszujprechen nicht notwendig fei, da es bereits in der 
Strafprozehordnung injofern vorgejehen jei, ald dem Nebenkläger (vgl. 
88 443 ff. StPO.) die ihm erwachſenen notwendigen Auslagen zu er- 
jtatten find (vgl. 88 437, 503 StPO.). Durch dieje Erklärung wurde nun 
allerdings die angeregte Frage nicht volljtändig erledigt; denn derjenige, 
welcher einen Strafantrag gejtellt hat, iſt deshalb allein noch nicht 
Nebenkläger (vgl. N. 3) und fann daher nicht ohne weiteres den Erſatz 
der — je nad Umjtänden beträchtlichen — Koſten der Vorbereitung 
und Begründung des Strafantrags verlangen. Aber derartige Auslagen 
fallen zweifellos auch unter den Begriff der zu leijtenden Entichädigung; 
will fie der Verletzte erjegt erhalten, jo fann er eine hierauf berechnete 
Buße verlangen und zu diefem Zwecke ſich als Nebenfläger anſchließen. 


$ 19. 

Erfolgt eine VBerurtheilung auf Grund der 88 14 bis 16, 18, 
jo ijt bezüglich der im Beſitz des Verurtheilten befindlichen Ge— 
genjtände auf Befeitigung der widerrechtlichen Kennzeichnung, 
oder, wenn die Bejeitigung in anderer Weiſe nicht möglich ift, 
auf Vernichtung der damit verjehenen Gegenftände zu erkennen. 

Erfolgt die Verurtheilung im Strafverfahren, jo tft in 
den Fällen der SS 14 und 15 dem Verlegten die Befugniß zu- 
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zufprechen, die Berurtheilung auf Kojten des Verurtheilten 
Öffentlich befannt zu machen. Die Art der Bekanntmachung 
jowie die Friſt zu derjelben ijt in dem Urtheil zu bejtimmen. 


Abſatz I. 

1. Das Gejeg ficht nur die Bejeitigung der widerredt- 
lihen Kennzeihnung und eventuell die Bernidhtung der damit 
verjehenen Gegenitände, nicht allgemein die Einziehung der wibder- 
rechtlich bezeichneten Gegenftände vor. Es handelt ſich hier um eine 
aus Gründen der Sicherheit, zur Verhinderung einer Yortjegung der 
Rechtöverlegung unerläßliche Maßregel, weiche feineswegs den Charalter 
der Strafe an ſich trägt (vgl. Kent Nr. 810, welder nur mit Bezug 
auf $ 16 einen Strafcharafter annimmt) und deshalb nicht weiter aus— 
gedehnt werden darf, ald zur Erreichung des Sicherungsziwedes erforder- 
lich ift. Nur die Kennzeichnung, nicht die Erijtenz der Gegenjtände 
jelbft verlegt fremde Rechte; es fann daher von einer Mafregel, welche 
die bezeichneten Segenftände unmittelbar trifft, nur injoweit die Rede 
jein, als auf andere Weije die Beſeitigung der Kennzeichen nicht er- 
folgen fann. 

Lepteres wird insbejondere der Fall jein bei Waren, welchen 
das Zeichen einverleibt ift, wie z. B. bei Eijen- und Staplwaren, Por⸗ 
zellanwaren, Stoffen, in welche das Zeichen eingeſchlagen, eingebrannt, 
eingewoben ift (vgl. Landgraf. 5), ebenjo aber auch Häufig bei den 
Ankündigungen, Preistiften, Geihäftsbriefen, Empfehlungen, Rechnungen 
u. dgl. Iſt das Zeichen an der Berpadung oder Umhüllung in einer 
Weile angebracht, daß es ohne Zerjtörung diejer Gegenjtände, 3. B. der 
Flaſche, nicht entfernt werden fann, jo muß die Vernichtung auf die 
Berpadung 2c. beichränft bleiben, aljo 3. B. der in der Flaſche befind- 
liche Likör dem Verurteilten ohne die Flache zur Berfügung gejtellt 
werden. Weberhaupt läßt die Fallung des $ 19 erfennen, daß der Ge- 
jeßgeber gewollt hat, es jolle das gelindejte Mittel infolange zur An— 
wendung fommen, als diejes ausreicht, um den Verletzten vor weiterem 
Schaden zu bewahren. 

Was dagegen die zur Begehung eines Bergehens der 
Zeihenrehtsverlegung gebrauchten oder beftimmten Gegen- 
ftände, alfo die Werkzeuge, wie Siegel, Platten, Steine u. dgl., jowie 
die Transportmittel anlangt, jo können diefe im Strafverfahren 
nad) Maßgabe der $$ 40 und 42 StGB. eingezogen werden, joferne 
jie entweder ausſchließlich zu jolchen widerrechtlichen Handlungen dienten, 
oder doc) regelmäßig, nicht bloß gelegentlich dazu benügt wurden (Kohler, 
Martenihuß ©. 397). Die Einziehung der widerrechtlich bezeichneten 
Waren, Umbhüllungen oder Berpadungen außer dem alle des $ 19, 
aljo auf Grund der $$ 40, 42 StGB., ift micht ftatthaft; denn fie haben 
weder als Werkzeuge zur Begehung des Vergehens gedient, noch find 
fie durch dieſes hervorgebracht. Ste fünnen aljo nur bei gleichzeitiger 
Verurteilung zu Strafe oder Entihädigung zum Zwecke der Vernichtung 
und nur unter der Vorausjegung eingezogen werden, daß fie fih im 
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Beſitze des Verurteilten befinden und daß die widerrechtlihe Kenn— 
zeichnung nicht auf andere Weije bejeitigt werden kann (vgl. Kent 
Nr. 822, a. M. Kohler a. a. O. ©. 399, pr. Ob.Trib., GA. 23 ©. 489). 

2. Die Befeitigung bezw. die Vernichtung ift auszuſprechen, 
wenn eine Verurteilung auf Grund der alleg. Bejtimmungen des 
Geſetzes erfolgt. Der Ausipruch ift nicht in das Ermejjen des Ge- 
richtes geftellt, jondern im Falle der Verurteilung obligatoriih. Er ift 
im Strafverfahren von einem bejonderen Antrage des Berlegten nicht 
abhängig; denn die Worte „auf Antrag des Verlegten“, welche der $ 17 
des Geſ. vom 30. November 1874 enthielt, find in das gegenwärtige 
Geſetz nicht herübergenommen worden. Dagegen fann im Zivilprozeß 
gemäß $ 308 EVD. der Ausipruh nur auf Antrag ergehen. (Ebenſo 
Seligjohn N. 1, Meves ©. 198. Die gegenteilige Meinung Kents 
— Nr. 813 — fann nicht durch den Hinweis begründet werden, daß der 
Richter Hinfichtlih der Koften aucd ohne Antrag zu enticheiden habe, 
denn diefe Ausnahme hat der $ 308 in Abi. 2 ausdrücklich gemadht. 
Soll dagegen die vorläufige Bolljtredbarfeit angeordnet werden, jo iſt 
ein bejonderer Antrag nicht, wie Kent annimmt, entbehrlich.) Daß die 
Mafregel des 8 19 Abi. 1 auch im Falle einer Verurteilung im Zivil- 
jtreitverfahren verhängt werden fann, ift nicht zu bezweifeln und ergibt 
ſich insbejondere aus der allgemeinen Faſſung des erjten Abjages: „Er- 
folgt eine Verurteilung“ 2c. im Gegenjage zu dem einjchränfenden Wort- 
laute des zweiten Abjages „Erfolgt die Verurteilung im Strafverfahren“. 
(Bol. Kohler, Markenſchutz S. 349; ROHG. 24 ©.228,Meve3&.198 u.a.) 

Nur im Falle einer Verurteilung ift der Ausſpruch ftatthaft; 
im objektiven Verfahren (vgl. 88 477 ff. StPO.) kann er nicht ergehen 
(Kohler, Markenſchutz S.410). Dagegen fann auf Einziehung der Wert» 
zeuge unter den Vorausjeßungen des $ 42 StGB. jelbftändig erfannt 
werden (j. N. 1). Der Ausſpruch kann nur gleichzeitig mit der Ber- 
urteilung, aljo in dem Urteil jelbft, nicht in einer nachträglichen Ent- 
jcheidung erlafjen werden. 

Auf Grund der $$ 14—16, 18 ergeht eine Verurteilung nur 
dann, wenn fie eine der in diejen Paragraphen beftimmten Rechtsfolgen 
ausipricht. Die Verurteilung, künftige Störungen zu unterlafien, it in 
diefen Paragraphen nicht unmittelbar begründet, nur mit Hilfe allge- 
meiner Erwägungen daraus abzuleiten. 8 19 Abi. 1 ift daher auf den 
Fall der abmwehrenden Klage nicht anwendbar. (Seligjohn 
N.1 Ubi. 2, Kent Nr. 810; darüber, daß trogdem auch mit der ab- 
wehrenden Klage die Bejeitigung eines rechtsftörenden Zuftandes ver- 
langt werden kann, j. N. 6 lit. a, dd zu $ 12, ©. 563.) 

Da die Bejeitigung bzw. Vernichtung feinen Strafcharafter an 
fich trägt (ſ. N. 1), fann fie auch dann ausgejprochen werden, wenn die 
Verurteilung zu einer Strafe wegen Vergehens aus 88 14, 15 oder 16 
nur aus dem Gefichtspunfte der Jdealfonfurrenz erfolgt, die Strafe 
aber aus einer anderen Gejekesvorichrift, etwa $ 263, zu bemeſſen it 
(vgl. Olshaujen, Komm. zu 8 73 StGB. N. 32; a. M. Meves ©. 213 
und — troß feiner prinzipiellen Auffafjung der Maßregel, ſ. N.1 — 
Kent Nr. 824). 
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Eine Verurteilung auf Grund der $$ 14 und 15 kann im Zivil— 
rechtöwege auch gegen die Erben desjenigen ergehen, der die Rechts— 
verlegung begangen hat. Demnach fann ſich auch der Ausipruch gemäß 
8 19 Abſ. 1 gegen die Erben richten (Seligjohn N. 1 Abi. 2). 

3. Im Beſitze des Berurteilten müſſen fich die Gegenftände, 
deren Kennzeichnung bejeitigt werden joll, befinden. Unter Beſitz ift 
auch hier die tatjächlihe Gewalt über die Sache zu verjtehen (BGB. 
$ 854). Im Beſitze des Verurteilten befinden fich die Gegenftände aud) 
dann, wenn die tatfächliche Gewalt für ihn im Sinne des $ 855 BGB. 
von einem anderen ausgeübt wird. Wenn er aber die tatjächliche Ge- 
walt jelbft in Ddiefem Sinne nicht Hat, ift der Verurteilte nicht im 
Befige der betr. Gegenftände; bloß mittelbarer Befit (BGB. $ 868) 
reicht zur Anwendung des 8 19 Abſ. 1 nicht and. Anderſeits genügt 
ed, wenn der Berurteilte die Gegenftände nur in einem Berhältnijje 
der zeitweiligen Berechtigung oder Verpflichtung einem anderen gegen 
über (BGB. 8 868), 3. B. ald Kommijfionär, Spediteur 2c. bejigt (vgl. 
Kent Nr. 812). 

Entjcheidend ift der Bejit des Verurteilten zur Zeit der Voll— 
ftredung, nicht zur Zeit der Erlafjung des Urteild oder gar zur Zeit 
der Begehung der Tat (Seligjohn N. 2, Kent Nr. 811; a. M. Land: 
graf N. 4). Das Urteil hat aber nur die Mafregel auf die im Be- 
fige des Berurteilten befindlichen Gegenftände zu bejichränfen und darf 
den Ausipruch bloß deshalb, weil es bereits annimmt, der Berurteilte 
beige die Sachen nicht mehr, nicht ablehnen (Kent Nr. 813; a. M. 
LG. Straßburg in PMZBI. II 193). 

4. Das Urteil muß darüber, ob lediglich die Kennzeichnung zu 
bejeitigen oder der damit verjehene Gegenftand zu vernichten jei, 
eine ausdrüdliche Enticheidung treffen, darf dies nicht dem Bolljtredungs- 
beamten überlajjen. Da es jih nur um eine Präventivmaßregel han« 
delt, jollte man meinen, dab der Berlegte ähnlich wie im "Falle eines 
Nahdruds (vgl. Gejek vom 19. Juni 1901 $ 43) die Uebergabe der zur 
Vernichtung beftimmten Gegenftände an ihn gegen Zahlung der Her— 
jtellungsfojten verlangen könnte. (Kohler, Markenſchutz vertritt ©. 349 
dieje Anjicht, indem er die Analogie der negotiorum gestio zieht.) 
Allein nachdem das Geſetz eine Beſtimmung in diefem Sinne nicht ge» 
troffen und doc die Materie geregelt hat, wird es nicht zuläflig jein, 
dem Gerichte einen weiteren Spielraum in diejer Beziehung zu lafjen. 
(Ebenfo Seligiohn N. 2, Kent Wr. 820, Meves ©. 180, Landgraf 
N.6.) Zum Ausipruch der Vernichtung darf das Gericht nur greifen, 
wenn die Bejeitigung nicht in anderer Weife, 3. B. durch Heberftreichen, 
Loslöſung der Etikette u. dgl. möglich ift (ſ. N. 1). 

Wenn der Berurteilte die Kennzeichnung freiwillig befeitigt und 
die Tatjache, daß dies in genügender Weije geichehen, nachweilt, bedarf 
es der Vollftredung des Urteils nicht (Meves ©. 181). Außerdem 
tritt dieje nach den Vorichriften, welche für das betr. Verfahren gelten, 
aljo entweder nach der StPO. (& 483) oder nach der CPO. (8 890, wal. 
Kent Nr. 817; nach der Anficht von Seligjohn N. 3 u. Finger N. 6 
$ 887) ein. Was von der Mafregel nicht betroffen wird, erhält der 
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Verurteilte zurüd; aljo die Ware nach Bejeitigung des Kennzeichens 
oder der zu vernichtenden Umbüllung, da8 Material, das ſich etwa 
troß Bernichtung der Spezies erhalten läßt u. ſ. f. 

Stirbt der Verurteilte nach Eintritt der Rechtskraft des Urteils, 
jo fann die Maßregel des $ 19 Abſ. 1 gegen die Erben desjelben voll- 
jtredt werden, ſoweit fich die Gegenftände im Nachlaß befinden (Kohler, 
Markenſchutz S. 400, Kent Nr. 818). 


Abjah LI. 

5. Die Befugnis, die Verurteilung öffentlid befannt zu 
maden, fann nur zugeiprochen werden, wenn eine Verurteilung 
im Strafverfahren wegen einer der in $$ 14 und 15 (nicht auch 
16) mit Strafe bedrohten Handlungen erfolgt. Wenn Died aber der 
Fall ift, jo muß der Ausſpruch erfolgen und zwar ohne Rüdjicht 
darauf, ob e3 der Berlegte beantragt hat. Ob der Berlegte von der 
Befugnis Gebrauch machen will, ift jeinem Belieben anheimgeftellt: 
von Amts wegen findet die Bublifation nicht ftatt. 

Nur dem Berlegten jelbjt kann die Publifationsbefugnis zu- 
geiprochen werden, nicht auch jeinen Nechtsnadhfolgern (Kent Nr. 829; 
a.M. Seligjohn N.5). Sie geht auf die Erben auch dann nicht 
über, wenn das Urteil noch zu Lebzeiten des Berlegten rechtsfräftig 
geworden ift (vgl. RGEStr. 16 ©. 73). Iſt dagegen der Berurteilte nad 
Eintritt der Rechtskraft des Urteild geftorben, jo darf der Verlegte 
von der ihm zugejprochenen Befugnis noch auf Koſten der Rechtsnad- 
folger Gebrauch machen. (Kohler, Markenſchutz ©. 404, welcher mit 
Neht annimmt, daß die Rublifation feine Strafe, jondern nur eine 
dem civiliftiichen Intereſſe des Verletzten dienende Mafregel ift; vgl. 
N. 7 zu 8 36 des Pat. Geſ.; a. M. neuerlich wieder RGEStr. Bd. 35 ©. 17.) 


g M. 

Die Anwendung der Beitimmungen diejes Gejeßes wird 
durch Abweichungen nicht ausgejchloffen, mit denen fremde 
Namen, Firmen, Zeichen, Wappen und fonftige Kennzeichnungen 
von Waaren wiedergegeben werden, jofern ungeachtet diejer Ab- 
weichungen die Gefahr einer Verwechjelung im Verkehr vorliegt. 
Abweichungen 3, 7. Firmen 18. 


Anwendungsgebiet von $ 20 2. Kolorierung ſ. Farbe. 
Aufnahme eines 3. in ein anderes 12. Kombinationszeihhen 7, 11. 


Ausftattungen 13, ' Namen 13. 

Benügungsart des 3. 6. Ortsangaben 13. 

Bild und Wort 10. Verwechſelungsgefahr 3, 5. 
Bildzeichen 8. \ Wortzeichen 9. 


Farbe 6, 8. 


1. Auch das Gejeg vom 30. November 1874 hatte (in $ 18) eine 
Beitimmung, welche dem Einwande, dab ein fremdes Warenzeichen, 
ein Name oder eine Firma nicht vollftändig genau, jondern mit Ab- 
änderungen wiedergegeben jei, entgegenwirken jollte; nach diejer Be— 
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ſtimmung jollten dergleichen Abänderungen dann bebeutungslos fein, 
wenn deren Wahrnehmung die Anwendung bejonderer Aufmerkjamteit 
borausjegte. Schon dieje Gejegesbeftimmung wurde in der Literatur 
und Rechtſprechung (vgl. insbejondere Kohler, Martenihug ©. 271 ff. 
und die Citate S. 274 dortjelbft) in dem Sinne ausgelegt, daß es 
nicht darauf ankomme, ob zwei Warenzeichen, wenn fie nebeneinander 
liegend verglichen werden, Unterjheidungsmerfmale zeigen, auch nicht, 
ob eine Täuſchung geſchäftskundiger Kaufleute möglich ſei, ſondern nur 
darauf, ob die Konſumenten irregeführt, d. h. veranlaßt werden können, 
wenn ſie mit Rückſicht auf ein ihnen bekanntes Warenzeichen eine 
ihnen zuſagende Ware ſuchen, ſtatt der Ware des einen Gewerbe— 
treibenden die Ware eines anderen zu kaufen. Trotz dieſer Auslegung 
des Geſetzes ſind gegen die einſchlägige Beſtimmung vielfach Beſchwerden 
gerichtet worden; aus dieſem Grunde und um in den beteiligten Ver— 
kehrskreiſen felbſt die Tragweite des Geſetzes durch den Ausdruck des— 
ſelben ſchärfer erkennbar zu machen, wurde der Beſtimmung eine andere 
Faſſung gegeben. (Motive S. 18.) 

Der Wortlaut des 8 20 ſtimmt übrigens mit der vom Entwurf 
gewählten Faſſung nicht vollitändig überein, beruht vielmehr auf Kom— 
miſſionsbeſchluß, durch welchen der Eingang des Paragraphen „Der 
nad Inhalt diejes Gejeßes gewährte Schutz“ in die Worte „Die An— 
wendungen der Beltimmungen dieſes Geſetzes“ umgeändert, ferner das 
Wort „Abänderungen” durd das Wort „Abweichungen“ erjeßt wurde. 
Die veränderte Faſſung des Eingangs wurde gewählt, damit unzweifel— 
haft feittehe, daß alle Beſtimmungen diejes Gejeges ſich nicht nur 
auf genau gleiche Zeichen, Namen u. j. m. beziehen, jondern auch auf 
ähnliche Zeichen, Namen ꝛc., d. h. auf ſolche, welche im Verlehr der 
Gefahr einer Berwechielung unterliegen. Dabei wurde feitgeftellt, daß 
der Paragraph jo zu verjtehen jei, daß aud) die teilweile Anwendung 
eines Warenzeichens oder die Anwendung eines eingetragenen Zeichens 
mit Zujägen die Aehnlichkeit und die Gefahr einer Verwechſelung mit 
ih bringen könne, daß es ſich nicht darum handle, ob beim Vergleich 
zweier vorliegender Zeichen, Namen oder Worte, Berichiedenheiten zu 
erfennen find, jondern nur darum, ob der Käufer einer Ware, und 
inöbejondere der weniger Gebildete, dem nicht beide Zeichen neben- 
einander vorliegen, der sich nur des von ihm gejucten 
Zeichens erinnert, durch das andere Zeichen getäujcht werden fann, 
und daß es ganz gleich ift, ob das Gejamtbild die Aehnlichkeit zeigt, 
oder ob wejentliche Bejtandteile eines gejchüßten Zeichens übernommen 
find, oder aus welchen Gründen immer die Gefahr der Berwechjelung 
entipringen mag. — Das Wort „Abänderungen“ wurde durch „Ab- 
weichungen“ deshalb erjegt, um dem etwa möglichen Mihverftändnis 
zu begegnen, als ob die Beitimmungen diejes Gejebes nur Anwendung 
finden jollen, wenn ein geichügtes Zeichen abgeändert nachgeahmt wird; 
der Schuß joll immer dann eintreten, wenn die Gefahr der Berwecjie- 
lung vorliegt. (RB. ©. 8.) 

Im Plenum des Reichstags wurde der 820 (Entw. & 18) ohne 
Debatte nad) dem Antrage der Kommilfion angenommen. 
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2. Als Beitimmungen dieſes Geſetzes, für melde $ 20 von 
Bedeutung ift, fommen gemäß der Tendenz diejes Paragraphen alle 
in Betracht, nad) weldhen eine Kennzeichnung von Waren mit einer 
anderen in Vergleich zu ziehen ift, jomweit es fich dabei um Kenn— 
zeihnung der Waren verjchiedener Perjonen handelt (leßteres 
drüdt das Wort „fremd“ aus; vgl. PA., PMZB. VII 47, REStr. 31 
S. 1, in PMZBL. IV 198); alfo nicht nur die SS 4 Ubi. 2 (Neueintra- 
gung gelöjchter Zeichen), 5 und 6 (Uebereinftimmung mehrerer an- 
gemeldeter Zeichen), 8 Abi. 2 Nr. 2 (foweit diefer mit $ 4 Abſ. 2 for- 
rejpondiert), I Abj. 1 Ziff. 1 (Antrag auf Löſchung wegen älteren Rechtes 
auf das Zeichen), 12 (ausichließliches Recht auf das eingetragene Zeichen), 
14, 15, 17 (Schuß gegen widerrechtlihen Gebrauch von Namen, Firmen, 
Zeichen und Ausftattungen, vgl. bezüglich der legteren OLG. Hamburg, 
PMZBL. VI 286), 16 (Verbot der falichen Herkunftsbezeichnung), im 
welchen Beflimmungen e3 jih um Wiedergabe fremder Kennzeichen 
handelt, jondern aud 84 Abſ. 1, wo die Uebereinftimmung eines an— 
gemeldeten Zeichend mit einem FFreizeichen oder einem aus anderen 
Gründen von der Eintragung ausgeichlofjenen Zeichen in Frage fteht. 
(Seligſohn R%.2u.6, Kent Nr. 834; a.M. bezüglich der Freizeichen 
Meves S. 24) Die Mafregel des 8 19 Abi. 1 darf nur auf die im 
Urteil genau angegebenen Kennzeichnungen erjtredt werden; für das 
Vollitredungsorgan gibt daher $ 20 feinen Spielraum. (Ebenjo Kent 
Nr. 814.) Auf SS 23 und 24, in welchen Beltimmungen es fih um 
Zeichen einer und derjelben Berjon handelt, fommt der $ 20 nicht zur 
Anwendung. 

3. Abweichungen, deren ungeachtet die Gefahr einer Verwechſelung 
im Berlehr vorliegt. Wann troß gemifjer Abweichungen eine jolche 
Hehnlichkeit vorliegt, daf eine Verwechjelung zu bejorgen ſteht, ift nach 
den tatjählihen Berhältnijien des einzelnen alles zu be- 
urteilen. (RG., PMZBI. 1161.) Als leitende Geſichtspunkte find die in 
den folgenden Noten aufgejtellten ins Auge zu fallen. 

4. Bei Prüfung der Frage, ob die Gefahr einer Verwechſelung 
zweier Beichen im Verkehr vorliege, ift im allgemeinen davon 
auszugehen, daß der Abnehmer einer Ware, wenn er ein Beichen 
auf der Ware findet, in der Regel das andere, dem es ähnlich ift, 
nicht gleichzeitig vor fich hat, jo daf er beide in den Einzelheiten mit 
einander vergleichen könnte; dab es jich vielmehr bei dem Käufer nur 
darum handelt, mit Hilfe der Erinnerung an das früher geiehene 
Zeichen feitäuftellen, ob das jett vor ihm liegende diejes von ihm ge— 
ſuchte Zeichen iſt. ROHG. 21 ©. 412, 22 ©. 2, 23 ©. 136, 24 ©. 292; 
RGC. 3 ©. 73; RG. Bolze 18 Nr. 110; RStr.7 ©. 218, 19 ©. 316; 
DLG. Naumburg PMZBI. 1283; PA. ebenda ©. 313, 111 263; Kamm.- 
Ger. Ru. U. vi 195; geitiche, f. gewerbl. Rechtichug 1894 ©. 237.) 
Man mu fich ferner bei diefer Prüfung in der Regel auf den Stand- 
punkt eines Durhichnittstäufers im Kleinhandel jtellen und ich 
die Frage vorlegen, ob ein folcher möglicherweiſe irregeführt werden 
fönnte (RG., Bolze XIII Nr. 118, Kamm.Ger., R. u. U. VIL 195, PA, 
PMZBL. 1234, 1192, III 263; LG. Hagen ebenda I1 74). Es iſt näm— 


Berwecjelungsgefahr trog Abweichungen. 661 


lich zu berüdjichtigen, daß die Ware meijtens in der Hand des erjten 
Abnehmers, der ja ſachkundig jein fann, nicht bleibt und daß, jelbit 
wenn diejer den Unterjchied jofort fennt oder vielleicht darauf auf- 
merkſam gemacht wird, dennoch jpätere Abnehmer, Kleinhändler, Kon— 
jumenten, deren Anjchauungsweile von der der Groſſiſten weſentlich 
verichieden ift, getäuicht werden fünnen ( KOHG. 22 ©. 376, 23 ©. 135; 
NIE. Bd. 3 ©. 73, Bd. 53 ©. 9; OLG. Dresden und RG. in PMZBIL. 
V1251; R®. in R. u. U. VII 94). Der eben erwähnten Regel ent- 
jprechend darf auf außergewöhnliche Verhältniſſe nad) feiner Seite Rüd- 
jiht genommen werden. Es darf aljo bei den Abnehmern zwar feine 
bejondere Aufmerfjamfeit, aber doch das Bewußtſein er- 
wartet werden, daß es jih überhaupt um Unterjheidungs- 
merfmale handelt (feine Verwecjelungsgefahr, wenn die im Ver— 
fehr übliche Sorgfalt ausreicht, um die Verwechielung zu vermeiden: 
NG, R. u. U. VII 386). Ferner darf damit gerechnet werden, daß ein 
Konjument im Deutichen Reiche lejen fann und es ift daher auf etiwaige 
Analphabeten feine Rüdficht zu nehmen (RG. in R. u. U. III 22). Das 
Gejagte ſchließt aber nicht aus, daß in einzelnen Fällen mit Rüd- 
jiht auf das konkrete Abjapgebiet ein höherer oder geringerer 
Grad von Aufmerfjamteit bei den Abnehmern vorauszujegen 
ift. Gebt fich der Kreis der Abnehmer einer Ware nach deren Be- 
jftimmung nur aus technijch jachverjtändigen Perjonen zujammen, die 
gewohnt find, bei der Unterjcheidung von Zeichen erhöhte Aufmerf- 
jamfeit anzumenden, jo genügen geringere Abweichungen, um Die 
Berwechjelungsgefahr —— (PA., PMZBIL. 1312, IV 35). Da- 
egen fann unter Umftänden der Abjag ganz oder zum Zeil in dem 
Kreije einer Bevölferung liegen, von der ſich nur ein jehr geringes 
Ma von Berftändnis für die Abweichungen erwarten läßt, jo daß 
dieje erheblicher al gewöhnlich jein miüjjen, wenn die Verwechſe— 
fungsgefahr nicht beftehen jol. (ROHG. 23 ©. 135; RG. Bolze V 
Nr. 194; RG., PMZBI. VI 188: zwei Zeichen, die für den Verfehr in 
europäiſch fultivierten Ländern als genügend verjchieden gelten können, 
find al3 verwechielungsfähig anzujehen, wenn das Abjaggebiet auch 
nur teilweife bei den Eingeborenen Dftafiend liegt und dieſen eine 
Empfänglichkeit für die betr. Verichiedenheiten — im gegebenen Falle 
für die Unterjchiede der europäischen Franentrachten — nicht beimohnt; 
vgl. auch RGC. Bd. 53 ©. 95.) Auch wenn das Durhjchnittspublifum 
als Abnehmer anzujehen ift, fommt es doch noch darauf an, ob alle 
Volkskreiſe beteiligt find (mie z.B. wenn es fih um Waren wie Geife, 
Wolle, Butter u. dgl. handelt, vgl. PA., PMZBI. I 234) oder ob ſich 
der Verkehr mit der betr. Ware auf gewiſſe Kreife und Klaſſen be» 
ichränft (wie 3. B. bei Meifener Porzellan, RGStr. 26 ©. 405). Sit 
auch nur bei einem nicht ganz unbeträctlidhen Teil der Ab— 
nehmer die Gefahr der Verwechſelung gegeben, jo genügt dies, um 
jofche anzunehmen (Kamm.Ger. in R. u. U. VII 195, OLG. Dresden u. 
RG., PMZBI. VI 251; RG. in Seuff. Arch. Bd. 55 ©. 204, in R. u. U. 
VII 166). In erfter Linie fommt es auf die Anihauungen des 
inländijhen Verfehrs an, jo daß, wenn für diejen die Unterjchiede 
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geringfügig erjcheinen, Verwechjelungsgefahr auch dann bejteht, wenn 
etwa ein fremdes Bolf, das die Bedeutung diejer Unterjchiede fennt, 
die Zeichen auseinander hält (PA. in PMZBI. VII 50). 

5. Was die Feſtſtellung der Verwechſelungsgefahr be- 
trifft, jo kann es fich dabei natürlich nicht um ftrifte Beweiſe handeln. 
Der Begriff der Gefahr zielt auf die Zukunft ab. Ob eine Gefahr, 
alſo eine naheliegende Möglichkeit der Verwechſelung, befteht, muß mit 
Hilfe von vorausichauenden Erwägungen nach freiem Ermeſſen ent- 
ichieden werden (PMZBIL.II140). Darauf, ob eine Verwechſelung tatjäch- 
lic) bereits vorgefommen ift, fommt es nicht immer an. Beitehen nament- 
lich zwei Zeichen erft feit furzer Zeit nebeneinander, jo ifl es jehr wohl 
möglich, daß fich die beiderjeitigen Abſatzgebiete noch nicht berührt haben; 
ed fann aber eine jolche Berührung für die Zukunft zu befürchten jein 
(PA, PMZBL. 1315; vgl. RGC. Bd. 53 ©. 97). Wenn freilich die 
beiden Zeichen ſeit geraumer Zeit nebeneinander im Berfehr ftehen, 
ohne daß bisher Verwechjelungen vorfamen, jo läßt dies den Schluß 
zu, dab die Abweichung als genügendes Untericheidungsmerfmal dient 
(PA, PMZBL. 1314). Anderjeits kann der Umftand, daß tatjächlich 
Perſonen und zwar jogar jachverftändige getäujcht worden jind, für Die 
Annahme einer Berwechjelungsgefahr verwertet werden (RGStr. 26 
©. 406). Die Verſchiedenheit der beiderjeitigen Abſatzgebiete ſchließt 
die Gefahr der Verwechſelung nicht aus (OLG. Hamburg R. u. U. III 153). 
Nur die objektive Verwecjelungsgefahr it feitzuftellen; auf die Ab— 
jicht, dieje Gefahr herbeizuführen, fommt es hier, wo es jih nur um 
die Uebereinſtimmung zweier Zeichen handelt, nicht an (vgl. aber 88 15, 16). 
Läßt ſich aber die Abjicht, zu täuschen, feititellen, jo kann hieraus unter 
Umftänden auf das objektive Beitehen der Verwechſelungsgefahr ge- 
ichlofjen werden; denn ſolche Täuſchungsverſuche werden nicht, bejonders 
nicht dauernd unternommen, wenn die Nahahmung nicht auch zur 
Täuſchung geeignet ift. Die Täufchungsabjicht liegt aber ftet3 dann 
nahe, wenn ein Zeichen hergeftellt wurde, das einer bereits eingeführten 
Marke ähnlich it (NGE. 6 ©. 78; RGEStr. 19 ©. 318). Ber Prüfung 
der Frage nach der Verwechjelungsgefahr find alle Umftände zu berüd- 
fihtigen; jo 3. B. ift für die Beurteilung, ob ein Element einer Kom— 
bination charafteriftiich tft, bedeutjam der Umftand, daß die Ware im 
Berfehr nach diejem Element benannt wird (RG., R. u. U. VII 386). 

6. Bei Bergleihung eines geihügten Warenzeichens mit einer 
angeblihen Nahahmung it das eingetragene Zeichen zu Grunde 
zu legen, nicht das vom Zeichenberechtigten tatjächlich geführte ab- 
weichende Zeichen (RG., PMZBL. V 179, RGC. 43 ©. 93; RG., Bolze 
2 Nr. 339; 4 Nr. 216; 5 Nr. 195; 8 Nr. 152; vgl. aber audy Bd. 20 
Nr. 127). Mafgebend ift hierbei in erjter Linie der Eindrud der mit 
der Anmeldung eingereichten Darjtellung des Beichens, nicht die 
Erflärung des Inhabers in der etwa beigegebenen Beichreibung (PA., 
PMZBE 1210; vgl. N. 3Z lit.a u.b zu $ 2) Liegt namentlich die 
Aehnlichkeit des vom Berechtigten geführten und des von einem anderen 
gebrauchten Zeichens nur in der Kolorierung des Zeichenbildes, iv 
darf hierauf nur dann NRüdficht genommen werden, wenn das Zeichen 
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auch mit diejer Kolorierung eingetragen ift; jonft führt die im übrigen 
zwiichen den Zeichen bejtehende Verſchiedenheit zu einer Verneinung 
der Bermwecjelungsgefahr (RG. in PMZBL. V 179 u. ROSE. 43 ©. 93; 
RG. Bolze V Nr. 196; j. aber bezüglich der Farbe auch N. 8). Die 
Bergleihung muß, wenn der Inhaber jein Zeichen nicht in der ein- 
getragenen Geſtalt gebraucht, in der Weile bewirkt werden, daß geprüft 
wird, ob dann, wenn es jo, wie es eingetragen, gebraucht würde, die 
Gefahr bejtünde, daß die Abnehmer, für welche es berechnet ift, Die 
angeblihe Nahahmung für das Zeichen des Berechtigten halten würden 
(RGC. 19 ©. 176). 

Abgejehen von den Fällen, in welchen das Zeichen in anderer 
Gejtalt geführt wird, als es eingetragen it, hat die Art der Be. 
nügung des Zeichens für die Frage nad) der Verwechſelungsgefahr 
allerdings eine Bedeutung. Das Zeichen erjcheint nämlich unter Um- 
jtänden auf der Ware ganz anders, als auf der mit der Anmeldung 
eingereichten Darftellung und es liegt vielleicht die Möglichkeit der Ver— 
wecjelung dann, wenn das Zeichen auf der Ware angebradt ijt, nahe, 
während ſie jonft infolge der vom Nachahmer vorgejehenen Abweihungen 
nicht bejtünde. Dies gilt insbejondere von eingeprebten, eingeägten, 
eingravdierten u. dgl. Zeichen (PA., PMZBI. I 235; RGStr. 26 ©. 405); 
auch kann fich im Berfehr mit der Ware das Bild dadurch verichieben, 
daß ein Element, welches in der der Anmeldung beigegebenen Ab- 
bildung oben erjcheint, fich als unten angebracht darftellt, troßdem aber 
die dentität des Zeichens gewahrt ift (NGStr.a.a.D., PA. PNZBI. 
III 62). Auch injoferne ift die Art der —— des eingetragenen 
Zeichens nicht ohne Belang, als durch ſie der Maßſtab derart verändert 
werden kann, daß dadurch die Abweichungen verwiſcht werden (RGC. 
19 ©. 172; PA. PM8Bl. 1275 lit. i; LG. Hagen ebenda II 74). 

Aber nicht nur bezüglich des geichüßten, jondern auch bezüglich) 
des damit zu vergleichenden anderen Zeichens iſt nicht die Erjcheinung 
an ſich maßgebend, jondern es ift auch die Art der Benützung in Be- 
tracht zu ziehen, bei welcher unter Umftänden erhebliche Abweichungen 
für den Beichauer verjchwinden, indem fie durch Verhüllung, Umbiegen, 
Umlegen u. dgl. unjichtbar gemacht werden (Kohler, Markenſchutz 
©. 337; j. dagegen RG. Bolze 3 Nr. 226). 

Das eingetragene Zeichen ift zum Vergleich vollitändig 
heranzuziehen; es dürfen, wenn das Zeichen aus bildlihen Darjtellungen 
und einzelnen Worten zufammengejegt ift, nicht willfürlich einzelne 
Beitandteile, wie Umrahmungen, Arabesken 2c., als unmejentliches, nicht 
geichüßtes Beiwerk ausgejchieden werden (RGEStr. Bd. 33 ©. W, in 
PMZB. VI331). Freilih ift auch hier von Fall zu Fall zu ent- 
icheiden und es ift jehr wohl möglich, daß ſolche Beitandteile im Ber- 
hältnifje zu den übrigen unmejentlich find (vgl. RG., GA. Bd. 41 
©. 419). 


7. Die Abweichungen können in Zuſätzen, Weglafjungen und 
Abänderungen beftehen. Ob fie zur Unterjcheidung der Stennzeichen 
hinreichen, hängt davon ab, ob fie bewirken, daß die Individualität 
des Zeichens eine andere wird (NGE. 6 ©.75). Was insbejondere Die 
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Zujäße betrifft, jo jind beigefügte Worte in der Regel zur Unter- 
icheidung nicht geeignet (OLG. Naumburg PMZBI. 1283). Namentlich 
gilt dies von Firmen und Namen, jomwohl wenn jie ausgejchrieben, 
als au, wenn fie nur mit Anfangsbuchitaben angedeutet jind; denn 
der Wert und das Wejen eines Zeichens kommt bejonders da zur Gel- 
tung, wo der Käufer den Inhaber des Zeichens nicht kennt oder jeinen 
Namen vergejien hat. Trifft ein joldher Käufer das Zeichen in Ber- 
bindung mit einer Firma auf der Ware, jo wird er das ihm befannte 
Zeichen fünftig auf die beigejegte Firma beziehen, jo daß durch deren 
Beifügung zu dem nachgemachten Zeichen dem älteren Inhaber des 
legteren noch mehr Nachteil zugeht, al8 ohne fie (PA., PMZBL. | 234, 
275; 1192, 141; RG. ebenda VI 72; RGStr.1 ©.130; RGC. 3 ©.74; 
Bd. 42 ©.19; RG., R. u. U. VI 360, VIE 165). Die Beifügung der 
Firma iſt aljo ein genügendes Unterjcheidungsmerkmal nur dann, wenn 
durch jie das Gejamtbild des Zeichens verändert wird, j. u. (Ob.Trib. 
in GA. Bd. 27 ©. 222; RGC. Bd. 53 ©. 97). Auch Stempelabdrüde, 
Berzierungen u. dgl., ſind feine Zutaten, durch welche das Zeichen in 
der Negel ein wejentlich anderes wird (RGStr. 14 ©. 417). 

Regelmäßig ift auf die Geſamterſcheinung der zu vergleichen- 
den Kennzeichen zu jchauen, da nur dieje, nicht alles Einzelne, dem 
Gedächtniſſe der Abnehmer ſich einprägt (Meili R. u. U. IV 35; RG. 
Bd. 53 ©. 92). Fit das Gejamtbild beiderjeit3 das gleiche, jo haben 
einzelne Abweichungen feine Bedeutung (PA, PMZBL. I 234, 11 75, 
RGS:Str. 26 ©. 403). Der Gejamteindrud kann u. a. durch eine andere 
räumliche Verteilung der verjchiedenen Abjchnitte eines Zeichens fich 
verändern; eine geringe Abweichung in diejer Beziehung reicht jedoch 
nicht aus (RG., GA. 41 ©. 418). 

Abweichungen in Bezug auf den Maßſtab, alſo Vergrößerungen 
oder Berfleinerungen des Zeichens im ganzen werden in der Regel auf 
den Gejamteindrud desjelben feinen Einfluß ausüben (PA, PMZBI. 
11 65; ROSE. 19 ©. 171). Anders liegt die Sache, wenn die Größen— 
verhältnifje der einzelnen Bejtandteile zueinander verändert werden; 
dies kann die Gejamtericheinung ebenfall3 verändern (Kent Nr. 869). 
Uebrigens darf auch nicht überjehen werden, daß die unterjcheidenden 
Merkmale mehr und mehr verichwinden, in je Fleinerem Maßſtabe das 
Zeichen ausgeführt wird, je fleiner insbejondere die Waren jind, auf 
welchen es angebradt wird (vgl. N. 6). 

Bejonders bei Kombinationszeihen, alſo jolhen Marken, 
die aus verichiedenen Elementen zujammengejegt find, die in ihrer Ber- 
einigung das Zeichen bilden, fommt es nicht jo jehr auf den Anhalt 
der Worte und auf die deutliche Ausführung der Figuren, als auf die 
Anordnung, Gruppierung und Form der Figuren, bei den Worten 
auch auf die Wahl der Typen an (öfterreich. Entich. in R. u. U. V1302), 
Sind einzelne Elemente des Kombinationszeichens weggelafien oder ver- 
ändert, jo fragt es ſich, ob fie alle zu dem Gejamteindrud etwas bei- 
tragen (vgl. N.6 a. E.). Soweit dies nicht der Fall ift, kann trogdem 
Verwechjelungsgefahr beitehen. (NGE. Bd. 38 ©. 80: bei Mineral- 
wäjlern ift der Name von wejentlicher Bedeutung und tritt ihm gegen- 
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über das figürliche Zeichen zurüd; RGE. Bd. 53 ©. 92: Der beteiligte 
Berfehr kann einem einzelnen Elemente des Zeichens eine bejondere 
Beachtung zufommen lafien, jo daß diejer Teil als das eigentlich 
Unterjcheidende in dem Zeichen zu gelten hat; RG., PMZBI. II 332: 
Kolliiion deshalb angenommen, weil der gemeinjame Beſtandteil leicht 
für eine Vereinfachung des fombinierten Zeichens gehalten werden kann.) 
Anderjeits ijt Verwechjelungsgefahr zu verneinen, wenn einzelne Be— 
ftandteile eines Zeichens ohne Erzielung des Gejamteindruds desjelben 
für ein anderes verwendet ſind (RG. PMZBL. IV 263, 266; ROSE. 
Bd. 49 ©. 52, RGStr. Bd. 26 ©. 403). Liegt die Verwandtichaft zweier 
fombinierter Zeichen bloß in der Verwendung eines Freizeichens, 
das Beitandteil des einen wie des anderen ift, jo ift Uebereinftimmung 
nicht anzunehmen, da ja feiner der Zeicheninhaber einen Anipruch auf 
ausichliegliche Benußung des Frreizeihens hat (PAU., PMZBI. III 251, 
IV 28). Dasijelbe gilt, wenn das Motiv des deutichen Neichsadlers 
oder die nämlichen Buchjtaben, Zahlen oder gemeingebräuchlichen, 
namentlich dejfriptiven Worte Bejtandteile der beiden Zeichen find, im 
übrigen aber zwiichen denjelben eine Aehnlichkeit nicht beſteht (KGC. 
Bd. 53 ©. 96, RG. PM3Bl. VII 120; PA. ebenda IV 136; DLE. 
Münden, Samml. der Enticheid. Bd. IX ©. 95; Kohler, Markenſchutz 
S. 200) und zwar macht e3 feinen Unterjchied, ob die dejkriptiven 
Worte im inländiichen Berfehr verjtanden werden oder nicht (PU., 
PM3Bl VI 250). 

8. Das Bildzeihen insbejondere (vgl. hierüber Wille in R. 
u. U. VIII 89). Es ift das Gejamtbild maßgebend, nicht was die 
einzelnen Bejtandteile des Zeichens bedeuten oder vorftellen (RGEStr. 
26 ©. 404). Daher können auch 3.8. Eule und Adler als verwech— 
jelungsfähige Zeichen angejehen werden, weil der Sejamteindrud im 
fonfreten alle der gleiche, insbejondere der Adler in einer Stellung 
wiedergegeben iſt, wie er der im jonjtigen Fällen üblichen Darftellung 
diejes Tieres nicht entipricht (PA., PMZBI. I 235). 

Iſt das Motiv eines Zeichens ein bejonders eigenartiges, jo 
fann die Verwendung desjelben Motivs in einem anderen Zeichen die 
Gefahr der Verwechſelung aud dann | begründen, wenn es im figürlich 
abweichender Darftellung ericheint. Der Umſtand, daß im Verkehr die 
Ware nah) dem Motiv benannt zu werden pflegt, kann hierbei ins 
Gewicht fallen (PAU., PMZBI. 1274, II 92; vgl. RG. Bolze 4 Nr. 216; 
j. aber auch RG., PMZBL. VI 35). Sind für eine Perjon mehrere im 
Motiv übereinftimmende Zeichen eingetragen, jo ift anzunehmen, daß 
dad Motiv der mwejentliche Inhalt des Beichenichuges ift und daß es 
auf die Form der Darſtellung im einzelnen nicht ankommt (PU., 
PMZB. II 62, betr. die gefreuzte Schwerter zeigenden, im einzelnen 
verjchieden geftalteten Zeichen der k. ſächſ. Borzellanmanufaltur). Wenn 
dagegen ein Zeichen in jeiner Grundform oder in jeinem Motiv mehr- 
fady in einem Induſtriezweige Anwendung findet, weil dies für Die 
betr. Ware jehr nahe liegt, jo kommt es bei Bergleichung mehrerer 
Darftellungen auch auf Abweichungen in den Einzelheiten an (RG., 
PMZBL. 1280, IX 210, PU. ebenda I 312, II 65, III 76). 
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Zu denjenigen Abweichungen, welche der Annahme einer Gefahr 
der Berwechjelung zweier im übrigen übereinjtimmenden Bildzeichen 
niht im Wege ftehen, gehört in der Regel die Berjchiedenheit der 
Farbe (vgl. hierüber Schima, juriftiiche Blätter 1893 ©. 421). Die 
im Schwarzdrud angemeldeten Zeichen werden nämlich vielfach farbig 
verwendet; der Zeicheninhaber hat das ausichliefliche Recht, das Zeichen 
in jeder beliebigen Farbe zu gebrauchen; anderjeits ericheinen die in 
Farben angemeldeten Zeichen auf Gejichäftspapieren meijt in gewöhn- 
lihem Drud (RGEStr. Bd. 7 ©. 214; Bd. 33 S. 90, in PMZBL. VI 
331; vgl. RO. i. d. Zeitſchr. f. gewerbl. Rechtsſchutz 1895 ©. 315). Die 
Farbe fann aber für ein Zeichen derart charafterijtiich jein, daß es 
ohne dieje farbe ein ganz anderes wird; dann liegt im Falle der Ber- 
wendung einer anderen farbe feine Uebereinſtimmung vor (vgl. RS. 
PMZBL. V 179). Iſt die Farbe ald Bejtandteil des Zeichens mit an- 
gemeldet und eingetragen, jo fann ein anderes Zeichen durch Anwen— 
dung der gleichen Kolorierung verwecjelungsfähig jein, jelbft wenn es 
jonjt nicht ähnlich ift (Kohler, Martenihup ©. 318; RGSt. Bd. 33 
S. 90; vgl. N. 6). Daß das Zeichen in einer beftimmten Färbung den 
Schuß genießen joll, fann, wenn die Darftellung des Zeichens dies nicht 
ergibt, aus der Beichreibung zu entnehmen fein (RGEStr. a. a. D.). 

Der Gejamteindrud enticheidet bei Vergleichung zweier Bild- 
zeichen nur injomeit es fih um das Bild jelbjt handelt, nicht aber 
fommt er in Betracht, joweit er durch die übliche Art der Etifettierung 
oder Durch die Form der Ware oder deren üblichen Aufmachung (3. B. 
einer elliptiihen Schachtel) erzeugt ift. Wenn aljo die Zeichen jelbft 
nicht ähnlich jind, fann von einer Gefahr ihrer Verwechſelung auch bei 
Uebereinftimmung der Ausjtattungen nicht die Rede jein, während um— 
gekehrt die WVerichtedenheit der Ausjtattungen bei wejentlicher Ueber- 
einjtimmung der Zeichen ohne Belang it (PA., PMZBL. 1314; LG. 
Berlin ebenda II 76; ROSE. 6 ©. 75; RGStr. 1 ©. 131; 7 ©. 218; 
26 ©.393. Eine andere Frage ijt natürlidy die, ob nicht wegen Aehn— 
lichkeit der Ausftattung $ 15 anzumenden iſt). Dur das Gejagte 
wird aber nicht ausgeichlojfen, daß unter Umftänden die Uebereinjtim- 
mung der Ausjtattungen die Gefahr, daß die Zeichen jelbjt verwechſelt 
werden, erhöht, jo dat mit Rückſicht auf dieje Uebereinftimmung, jo- 
ferne nur überhaupt auch zwiichen den Zeichen eine Aehnlichkeit beiteht, 
jchon ein geringerer Grad der legteren zur Annahme einer Berwec- 
jelungsgefahr genügt. (Kohler, Markenihuß ©. 276; vgl. die öfter- 
reichiichen Entiheidungen PMZBI. II 103, 108.) 

Die Verwechjelbarkeit zweier Zeichen wird dadurch nicht auf- 
gehoben, daß das Zeichenbild des einen Zeichens in dem an- 
deren mehrfach ericheint, da auch der Zeichenberechtigte jein Zeichen 
mehrfach anbringen fann (NGE. 53 ©. 97; RS. in PMZBL. IX 210). 

9. Wortzeichen jind, wenn die Anmeldung nicht ausdrüdlich auf 
eine bejtimmte figürliche Darftellung bejchränft ift, au ihrem Klang— 
laute und ihrer ſprachlichen Bedeutung nad geihügt (.N. 3 
lit. ce zu 82, 0.©.447). Demgemäß kann der Inhaber eines joldhen Wort- 
zeichens jede beliebige typographiiche Geftaltung, jede beliebige Farbe, 
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Umrahmung u. dgl. für das Wort oder neben demjelben wählen und 
die gewählte Geftaltung oder deren Zutaten beliebig wechſeln. Die 
Frage nach der Gefahr der Verwechſelung zweier Wortzeichen hat jic 
daher nur darauf zu erftreden, ob das Wort hier und dort dasſelbe 
oder doch ein zum Verwechſeln ähnliches ift, und zwar ob eine Ber- 
wechielung nach dem Slanglaut, nad; dem Eindrud, den beide Worte 
auf das Ohr machen, möglich ift (OLG. Dresden und RG., PMZUI. 
VI 251), wogegen es auf die Gleichheit oder VBerjchiedenheit der ſchmücken— 
den oder erflärenden Zutaten, welches das eine oder das andere der 
zu vergleichenden Zeichen aufweist, nicht anfommt. Dies gilt auch dann, 
wenn das Wort nur als Klang- oder Sprachlaut geſchützt, aljo bei der 
Anmeldung mit keinerlei Beiwerf verjehen ift, und nur im tatjächlichen 
Gebrauch mit einem jolchen ericheint (RG. in R. u. U. III 152 und in 
Seuff. Arch. 53 ©. 210 ff.; RGC. 38 S. 107, in PMZBL. III 34; RO. 
ebenda VI 157, PA. ebenda II 187; vgl. N. 6). Es darf aljo, wenn es 
ji um den Vergleich von Wortzeichen (nicht von aus Bild und Wort 
fombinierten Zeichen) handelt, das figürliche Beiwerk bei Prüfung des 
Gejamteindrudes nicht mit herangezogen werden. Wehnlichkeit in diejen 
Dingen fann nur dann von Bedeutung jein, wenn es fich um die Nadı- 
ahmung der Ausjtattung von Waren ($15) handelt. 

Aber auch wörtliche Zuſätze ſchließen bei Wortzeichen die Ber- 
wechielungsgefahr in der Kegel nicht aus (LG. Berlin, PMZBI. II 75, 
PA. ebenda 187, 306, öfterreich. Enticheidung ebenda 105). Selbit jolche 
Zuſätze, welche ausdrüdlich bejagen, daß die jo bezeichnete Ware nicht 
mit der das gejchüßte Wort tragenden Ware zu vermwechjein jet, wie 
3. B. „imitiert“, „unecht“, „nicht zu verwechieln mit“ „Erſatz für“ find 
zur Unterjcheidung nicht immer geeignet, nämlich dann nicht, wenn jie 
nicht auffällig angebradht jind, jondern gegenüber dem übereinjtimmen- 
den Wortzeichen zurüdtreten. (Kohler Marfenihuß ©. 285, RG., 
Bolze 7 Nr. 168, RG. PMZBI. III 32.) So verhält e3 fich auch mit 
der Beifügung der Worte „künſtlich“, „imitiert“ ꝛc. zu Herkunftsbe— 
zeichnungen, welche nur dann die Täujchungsgefahr ausichliegt, wenn 
jie deutlich geichieht (j. N. 6 zu $ 16). Anders liegt die Sache dann, 
wenn ein Wortzeichen mit anderen Spracdlauten derart in organijche 
Berbindung gebracht wird, da die Zujammenjegung nur mehr als 
einheitliches, neues Wort in die Erjcheinung tritt, in welchem das ge- 
ſchützte Wort jeiner Jmdividualität nach verichwindet (NGE. 41 ©. 69, 
NS. in R.u. U. III S. 277 Nr. 11 u. ©. 279 Nr. 18 betr. die Verwen- 
dung des Wortes „Lanolin“ zur Bildung des Wortes „Boroglycerin- 
lanolin“). 

Beiteht das geſchützte Wortzeichen jelbjt aus mehreren Worten, 
jo entjcheidet nicht der Klanglaut der einzelnen Worte als joldher, jon- 
dern der Gejamteindrud, den der Slanglaut des ganzen Heichens 
auf den Hörer macht und zwar wie derjelbe charakteriftiich, individuell 
beftimmbar jih im Berfehr dem Gedächtnis des konjumierenden Bubli- 
fums einprägt und dem Zeichen die Bedeutung eines Unterjcheidungs- 
zeichens gibt. Hiebei fann der Klanglaut eines einzigen Wortes, na— 
mentlich wenn es ein Phantaſiewort ift, jo jehr hervortreten, daß dieſer 
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das eigentlich Unterjcheidende in dem ganzen Zeichen ift und das Schlag- 
wort bildet, deſſen Benützung allein die Vermwechjelungsgefahr jchon 
begründet, jo daß jelbjt willfürliche Beifügung anderer Worte dieje Ge- 
fahr injolange nicht ausichließt, als nicht ein dem Gejamteindrude nad 
neues Wortzeichen (j. o.) dadurch entiteht. (RG. in PMZBL. IV 162; 
PU. ebenda VI 378 betr. das Wortzeichen „Buren-FFeuer“ für Spiri- 
tuojen, mit welchem das Wortzeichen „Buren-Trunf“ übereinjtimmend 
erflärt ift, weil das Wort „Buren“ das Schlagwort ift, zumal die Zu- 
ſätze Beichaffenheitsangaben enthalten). 

Nicht unbedingt ausgeſchloſſen wird die Gefahr der Berwechielung 
durch verſchiedene Schreibart, wenn troßdem der Klanglaut we— 
jentlich derjelbe bleibt, jollte aucy der Gleichlaut nur durch die Aus- 
ſprache in einem fremden Idiom jich ergeben (j. N. 2 zu $ 14 betr. die 
Screibart Lovendall jtatt Löwenthal; j. aber bezüglich der Eigen- 
namen auch N. 13). 

Was die jonftigen Veränderungen an dem Wortzeichen be- 
trifft, jo ift zu beachten, daß, wenn der durch den Stamm des Wortes 
bezeichnete Begriff zur Ware in fachlicher Beziehung fteht, der weſent— 
liche Zeicheninhalt in der Wortendung liegt, jo daß, wenn dieſe in 
den beiden Zeichen verjchieden ift, feine Verwechſelungsgefahr beiteht. 
(So find die Zeichen Lucia, Lucin, Lucinde für Beleuchtungsgegen- 
ftände nicht übereinftinmend, BU, PM8Bl. VI 206.) Synonyme 
Wörter können verwechielbar jein; doch wird es hier wejentlidh darauf 
anfommen, ob von dem Abnehmerkreife der betr. Ware zu erwarten 
ift, daß er jich der Gleichbedeutung der Worte bewußt ift. (Das PNA. 
hat die Webereinjtimmung verneint bezüglich des Wortes „Helios“ einer- 
jeits, der Worte Sonne oder „Sun“ anderjeits, da das erite als Ber- 
jonififation des Sonnengottes befannt ift, während die beiden anderen 
Worte dieie Bedeutung nicht haben; j. PMZBI. VI 242.) 

Gehören zwei diejelbe Vorftellung wachrufende Wortzeichen ver- 
ihiedenen Sprachen an und finden beide Spracden im une 
len Berfehr Verwendung, jo kann Verwechſelungsgefahr beftehen; be- 
jonders dann, wenn beide Sprachen in großen Gebieten als interna- 
tionale Verkehrsſprachen zu betrachten find und, wie die deutiche und 
die jranzöfiihe, vielfach in denjelben Gegenden (Eljaß-Lothringen, 
Schweiz, Belgien) nebeneinander gejprochen werden. (PAU., PMZBL. IT 
61 u. 63 betr. die Worte „Weltbürger“ u. „Cosmopolite“, „Blig“ u. 
„l'éclair“). Dabei jind fremdſprachliche Worte nicht nach ihrer wört— 
lihen Uebertragung, jondern nach dem ihnen in der fremden Spracde 
zufommenden Sinn zu würdigen. (PA., PMZBL. IV 157; die Worte 
„Mountain dew“, wörtlid = Bergtau, heißen dem Sinne nad 
„Whisky“). 

10. Wird eine bildliche Darftellung als Warenbezeichnung be— 
nützt, ſo entſteht im Verkehr alsbald die Uebung, das entſprechende 
Wort anzuwenden, alſo die Ware nach dem Gegenſtande des Bildes 
zu benennen; ſo wird das Meſſer, welches mit dem Bilde des Sternes 
bezeichnet iſt, „Sternmeſſer“, der Baukaſten mit dem Zeichen des Ankers 
„Ankerbaukaſten“ genannt. Das Publikum verlangt die Ware unter 
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diefen Namen. Außerdem wird der Inhaber des figürlichen Zeichens 
nicht jelten in die Lage fommen, in Briefen, Rechnungen u. dgl. nicht 
diejes Zeichen jelbft, jondern das entiprechende Wort anzuführen. Dar- 
aus hat das Patentamt in einer Reihe von Enticheidungen die Kon— 
jequenz gezogen, daß, jo oft ein Warenzeichen an einen beitimmten 
Begriff anfnüpft, den e3 entweder im Bild oder im Wort darftellt, 
derjelbe Begriff als Warenzeichen für gleichartige Waren auch in der 
anderen Darftellungsmöglichkeit für andere Berjonen nicht noch einmal 
eingetragen werden dürfe, joferne der erfte Anmelder gem. $ 5 wider- 
ipreche. (PMZBI. 1233, 273, 313, II 73, 92, 307 betr. einerjeitö die 
Bilder eines Hahnen, eines Globus, einer Schwalbe, eines Adlers, an- 
derjeit3 die entiprechenden Worte; ferner PMZBI. VI 249, 250, 377, 
VI 51.) ®Dieje Anſchauung des PA. hat auch in der Literatur mehr- 
fach Zuftimmung gefunden (j. u.a. Schmid i. d. Ztſchr. f. — Rechts⸗ 
ihus 1895 ©. 218; Kohler R. u. U. II 10, Rhenius ©. 57, Kent 
Nr. 847). Freilich wird zum Teil (jo von Kohler a. a. O.) angenom- 
men, der Standpunkt des PA. laſſe ſich nicht durch die Beltimmung 
des 8 20 rechtfertigen, denn in feinem diejer Fälle werde die für einen 
anderen eingetragene Marke wiedergegeben, wohl aber jei eine jolche 
wiederholte Verwendung desjelben Begriff3 unlauterer Wettbewerb. 
Wäre dies richtig, jo könnte das PU. die Zurüdweiung der Anmel- 
dung nicht auf $$ 5,6, 20 diejes Geſetzes ftügen. Won anderer Geite 
Kenta. a. D.) wird die Meinung vertreten, dem PU. jei, was die 
Anwendung der $$5 u. 6 anlange, beizutreten; derſelbe Standpuntt 
jei aud) von den Gerichten einzunehmen, wenn es fich um 3 9 Nr. 1 
handle; denn in allen dieſen Fällen ſei auch auf eine fünftige Kolli- 
fionsmöglichteit Rüdficht zu nehmen; dagegen fomme es im jonftigen 
gerichtlichen Verfahren auf die gegenwärtige Kollifion der Zeichen 
an und injoweit jei der Anficht zu folgen, daß wohl der Gebraud) eines 
Bildzeichens in das Recht desjenigen eingreife, der den Schuß des ent- 
ſprechenden Wortes geniehe, daß aber umgekehrt der Schuß eines Bild- 
zeihens regelmäßig den Schuß des entiprechenden Wortes nicht mit 
umfaſſe. Im Gegenja zum BU. hat das Reichsgericht ausgeiprocden, 
Wort und Bild hätten ein völlig gejondertes Feld der Verwendung, 
beide fünnten nicht miteinander verwechjelt werden, es könne aljo, wenn 
jemand für ein Bild den Schuß geniehe, ein anderer dag Wort, wenn 
das Wort für den einen geichügt, ein anderer das Bild zur Waren- 
bezeihnung benugen (j. RGEStr. Bd. 32 ©. 368, in PMBBl. VI 44; 
RG. in PMZBL. V1255; vgl. auch RGC. Bd. 49 ©. 52; wie das RG. 
auh Kamm.Ger. Berlin, R.u. U VIII 20; vgl. ferner Schmid, Bild 
und Wort in Warenzeichen, R. u. U. VIL2ff., der zwar bie Möglich- 
feit der Kollijion von Wort und Bild zugibt, jedoh annimmt, daß 
zum Schuße gegen dieje Kolliſion $ 20 nicht verwertet werden fönne). 
Daß die Gefahr der Berwechielung jo, wie das PA. angenommen hat, 
bejteht, wenn neben einem eingetragenen Wortzeichen das eniprechende 
Bildzeichen, neben einem eingetragenen Bildzeichen das entiprechende 
Wortzeichen zugelafjen wird, kann nicht bezweifelt werden. Das Publi— 
fum wird zunächit, wenn das Wortzeichen geſchützt ift und es eine 
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gleichartige Ware mit dem entiprechenden Bildzeichen jieht, leicht auf 
den Gedanken fommen, die lebtere haben den gleichen Urjprung wie 
die mit dem Wortzeichen verjehene. Umgekehrt gilt dies in noch höherem 
Maße. Wer fi) das Bild eingeprägt hat, wird häufig in der nach 
diejem Bilde benannten Ware diejenige zu erfennen glauben, die er 
nad) dem Bilde jucht. Er wird vielleicht das Wort als eine Berein- 
fahung des Warenzeichen anjehen. Insbeſondere wird die Gefahr 
der Verwechſelung beftehen, wenn die Abnehmer der Ware Dieje in 
Proſpekten, Katalogen ꝛc. unter dem Namen des Bildes angefündigt 
findet. Dabei macht es nicht (wie Kent a.a.D annimmt) einen Un- 
terichied, ob ein Bild — z. B ein Stern — in bejonderer figürlicher 
Geftaltung als Warenzeichen eingetragen ift oder ob das Bild jeinem 
Begriffe nach, in jeder Geftalt, geichügt ift — 3. B. der Stern über- 
haupt; denn das Wortzeihen — hier das Wort „Stern“ — umfaßt 
eben den im Bilde verförperten Begriff in jeder denkbaren Geftalt und 
es läßt fich daher der Fall, daß Bild und Wort nebeneinander als 
Zeicheu für gleichartige Waren auftauchen, mit dem Falle, daß zwei 
Bildzeichen denjelben Gegenftand in völlig abweichender Weiſe dar- 
jtellen, nit in Parallele bringen. 

Iſt nun die Gefahr der Verwechielung und damit das Bedürf- 
nis nah) Schuß nicht zu bezweifeln, jo frägt e8 ſich nur, ob diejer 
Schuß vom geltenden Rechte dargeboten wird. Daß hiezu $ 8 des 
Wettbewerbes nicht dient, ergibt fich unverfennbar aus jeinem Wort- 
laute: denn ein Warenzeichen ift nicht „die bejondere Bezeichnung eines 
Erwerbögeichäftes” oder „eines gewerblichen Unternehmens.“ ber 
auch 8 823 BGB. läft ſich nicht (wie Shmida.a. D. ©. 11 annimmt) 
heranziehen; denn wenn wirklich das gegenwärtige Gejeg den Schuß 
der eingetragenen Warenzeichen auf das entiprechende Bild oder Wort 
nicht erftredt, jo fann weder Abi. 2 des cit. $ zur Anwendung fom- 
men, noch von Verlegung eines „Rechts“ (Abi. 1) die Rede jein, dann 
handelt es jich eben nicht mehr um das Recht an dem Warenzeichen, 
diejes Recht erichöpft fich in dem Gebrauch des eingetragenen Wort- 
oder Bildzeichens und umfaßt nicht auch das forreipondierende Bild 
oder Wort. it aber $ 20 im Sinne der Auffaflung des PA. zu ver- 
ftehen, jo ift die Zuhilfenahme des $ 823 ganz überflüffig, denn die Be- 
ftimmungen der 88 5, 6,9 Nr. 1, 12, 14 reichen dann völlig aus. In 
der Tat muß aber $ 20 dahin verjtanden werden, daß der Schuß eines 
Bildzeichens fi) auch auf das Wort bezieht, welches der Verfehr ala 
Namen des Bildes verfteht und umgefehrt, daß der Schuß eines Wort- 
zeichens das Bild mit umfaßt, in dem der Verfehr den durch das Wort 
benannten Gegenjtand erkennt. Der Schuß der Warenzeichen wäre ein 
ganz unzureichender, wenn die Beſtimmung nicht in diefem Sinne zu 
verjtehen wäre. Der Geſetzgeber aing bei Heritellung der Fallung des 
$ 20 davon aus, daß jede rreführung vermieden werden jollte, die 
ſich dadurch ergibt, daß der Konſument die Ware unter einem Zeichen 
findet, vermöge deſſen er fie für diejenige halten fann, die ihm bisher 
ihon unter einem ähnlichen Zeichen entgegengetreten iſt. Ein Fall 
diefer Art liegt bier aber vor. Wollte man etwa annehmen, der Wort- 
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faut des $ 20 ftehe entgegen, denn von einer „Wiedergabe de3 fremden 
Zeichens“ mit Abweichungen fönnne bei bloß begrifflicher Ueberein— 
ſtimmung nicht die Rede ſein, ſo müßte man auch beim Vergleich von 
Wortzeichen die Uebereinſtimmung ſtets leugnen, wo ſie nicht eine 
wörtliche, ſondern nur eine begriffliche ift, dann würden insbeſondere 
ſynonyme Worte ftet3 nebeneinander für gleichartige Waren eintrags- 
fähig jein, auch durch Uebertragung eines Wortzeichens in eine andere 
Sprache würde dann ein neues eintragsfähiges Zeichen geichaffen (vgl. 
in diejen Richtungen N. 9), kurz, der Wert des $20 würde in einer 
für den Berfehr höchſt nachteiligen Weije herabgedrüdt. Darum darf 
auf die Worte „fremde Zeichen wiedergegeben” nicht ein zu großes 
Gewicht gelegt werden; der Nachdruck ift vielmehr auf „Gefahr einer 
Verwechſelung“ zu legen und jomweit dieje reicht, iſt $ 20 anmendbar. 
Wenn aber einmal im Berhältnifje von Wort und Bild Verwechſelungs— 
gefahr anzuerkennen ift, jo geht es nicht an (mit Kent a.a. D.) einen 
Unterjchied zu machen und etwa dieje Gefahr da zu verneinen, wo die 
Gerichte einen Eingriff in ein fremdes Zeichenrecht zu beurteilen haben. 
Es trifft au die Annahme, daß es ſich hiebei nur um gegenwärtige, 
in den anderen Fällen um zukünftige Kollifion handle, nicht zu; denn 
in Falle der Löſchungsklage nah $I Nr. 1 it der die Kollilion be» 
gründende Zujtand, das Beftehen ähnlicher eingetragener Zeichen neben- 
einander, ein gegenwärtiger; im Falle der abmwehrenden Klage dagegen 
handelt es jih um Berhütung künftiger Kollifionen. 

11. Finden fih Figuren und Worte zur Bildung eines Zei— 
chens vereint, jo frägt es fich, ob beides für die Gejamtwirfung des 
Beichens gleich wejentlich ift oder ob das eine Element nur als un- 
wejentlihe Zutat erjcheint. Iſt das figürlihe Element die 
Hauptſache, jo fommt eine Jnjchrift, welche fich gleihmäßig auf zwei 
in figürlicher Hinficht verichiedenen Zeichen befindet, nicht in Betracht 
PA. in PMZBL. 1314, RG. ebenda V 183); anderjeits ift bei täufchender 

ehnlichkeit des figürlichen Teild zweier Zeichen Verwechſelungsgefahr 
auch dann anzunehmen, wenn die unmejentlichen Inſchriften auf beiden 
verjchieden jind, insbejondere auf der Nachahmung eine andere Firma 
oder andere Smitialen jtehen, al auf dem Driginalzeichen (RGE. 1 
©. 75, 6 ©. 78; RGStr. 1 ©. 131; RG. in PMZBL. VI 72; PU. eben- 
da 1 275, 11 17, 93). Es ift aber das Verhältnis des einen (figür- 
lihen) Beftandteils zum anderen (jpradhlichen) in jedem Falle 
zu prüfen. Beide Teile können jehr wohl zu einem Gejamtbilde jich 
verbinden; dann ift die Frage nach der Möglichkeit der Verwechſelung 
zweier Zeichen, von welchen das eine nur einen Teil des anderen ent- 
hält, nicht ausichließlich nach der Aehnlichkeit des bildlihen Elements, 
jondern der Gejamterjcheinung zu entjcheiden, jollte der jprachliche Teil 
auch nur in einer Firma beitehen (Ob.Trib. in Oppenh. Rechtſpr. 18 
©. 781; ROHG. 20 ©. 358; RGStr. 20 ©. 81; RGC. 19 ©. 174). Es 
wäre nämlich irrig, anzunehmen, daß bei Bereinigung von Figuren 
und Worten zu einem Zeichen ſtets das figürlichde Element in den 
Vordergrund trete (jo das PA. in der oben cit. Entih. PMZBL. I 314). 
Möglicherweije legt das Publikum gerade auf den wörtlichen Beltand- 
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teil den größeren Wert und wird ed durch ihn vorwiegend beherricht. 
(Kohler in R. u. U. II 11; ROSE. 38 ©. 80; RG. in PMZBT. VI 158, 
wo angenommen ijt, in dem Gebrauche des Wortzeichens „Ercelfior“ liege 
ein Eingriff in die Nechte des Inhabers eines Warenzeichens, das aus 
einem Bilde und der Inſchrift „Erceljior-NRiemen“ beſteht; RG. in 
PMZBL. VI1269, IX 209; PU. ebenda III 61; val. auh ROHG. 20 ©. 91; 
RS. in PMSBl. IX 210.) Um jo mehr bleiben figürliche Bejtandteile, 
welche fih nur ald Umrahmung oder Verzierung der Worte darftellen, 
für die Regel außer Betracht (N. 7; ſ. dort auch bezüglich) des Falles 
der Verwendung eines Freizeichens.) 

12. Wird eine Warentennzeichnung ald Ganzes in eine andere 
aufgenommen, aljo vollftändig wiedergegeben, aber mit Zutaten 
verjehen, jo ift zu prüfen, ob das wiedergegebene Kennzeichen (ge- 
ſchütztes Warenzeichen, Name, Firma 2c.) trog des Beiwerkes feine 
Individualität behalten hat, jo daß im Verkehr jeine charafterijti- 
ſchen, unterjcheidenden Eigenjchaften immer nocd ſich geltend machen 
werben. Iſt dies der all, jo beiteht die Gefahr der Verwechſelung; 
denn es iſt zu berüdjichtigen, da auch der Inhaber des wiedergegebenen 
Beichens, der zur Führung des Namens, der Firma 2c. Berechtigte 
dieje Kennzeichen mit üblichem figürlichem Beiwerk verjehen kann. 
(ROHG. Bd. 20 ©. 358, Bd. 21 ©. 410; RGC. Bd.1 ©. 74, Bo. 6 
©. 75 ff., Bd. 53 ©. 97; RGEStr. Bd. 1 ©. 130, Bd. 14 ©. 415; RGR. 
Bd. 1 ©. 175; PA. PMZBI. 1315, 1192.) Namentlidy wird der Zu- 
ja von Worten ſich meiſt als ungenügend zur Unterjcheidung erweiſen, 
da nicht unbedingt zu erwarten it, daß die Abnehmer auf ſolche Zu- 
läge achten (OLG. Naumburg, PMZBI. 1283). Nur dann, wenn das 
wiedergegebene Kennzeichen mit den hinzugefügten Elementen in eine 
ſolche organische Verbindung getreten ift, daß ein ganz neues Gejamt- 
bild entitanden ift, in welchem die Individualität des erjteren völlig 
aufgeht, ift die Verwechjelungsgefahr zu verneinen (RGE. Bd. 53 ©. 97; 
LS. Hagen, PMZBL. I 74; RG. ebenda VI 37; Kent Nr. 849; vgl. 
bezüglich der Wortzeichen N. 9; aM. Kohler ©. 278; RG., Bolze 
13 Nr. 119, wonach die vollftändige Uebernahme eines Zeichens niemals 
erlaubt jein ſoll). 

13. Verwechſelungsgefahr bei Namen, Firmen, Ausftattungen, 
Herkunftöbezeichnungen. 

Bei Namen, Firmen, Ortsangaben wird im allgemeinen 
eine geringere Abweichung genügen, um die Möglichkeit der Verwechſe— 
lung auszujchliegen, als wenn es jih um willfürlich gewählte Zeichen 
handelt, weil Berjonen- und Ortsnamen einander jo vielfach ähnlich 
ind, dab der Sinn für geringere Unterjchiede gejchärft zu fein pflegt 
(PA., PNZBL. VII 300). Se eigenartiger und jeltener aber ein Name 
it, um jo eher ijt ein ähnlicher Name der Verwechſelung ausgejegt 
Rhenius N. 3). Ueberhaupt gilt audh für Namen zc. der Sat (ſ. 
N.9 ©. 668), daß durch eine andere Schreibweije die Gefahr der Ber- 
wechjelung nicht unbedingt ausgejchlojien wird. 

Was jpeziell die Firmen betrifft, jo darf hier darauf, daß ein 
Kaufmann jeine Firma ſtets genau dem Eintrag im Handelsregiſter 
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entiprechend zeichnet, fein Gewicht gelegt werben, da das Publikum 
diejer Uebung nicht allgemein Beachtung ſchenkt. Insbeſondere fann 
troß Weglafjung des Bornantens die Gefahr der Verwechjelung bejtehen, 
zumal abgejehen von der Zeichnung im geichäftlichen Verkehr, nament- 
lid) im mündlichen Verkehr die Firmen Häufig durch den Gebrauch des 
Familiennamens abgefürzt werden (RG., PNZBI. II 143, PU. ebenda 
360). Auch ſonſtige Abkürzungen, Bufäße und Veränderungen jind 
nicht durchweg geeignet, der Verwechſelung vorzubeugen, namentlich 
wenn die Firma eine jehr wohl befannte ift und deshalb ein Schlag- 
wort jchon genügt, um auf fie hinzuweiſen (vgl. VG. Berlin in PMZBT. 
I 278: Abkürzung „Münchener Hofbräu® ſtatt „Kgl. Hofbräuhaus in 
München“; RGC. B.5 ©. 112, Bd. 19 ©. 21 i., Bd. 29 ©. 68 betr. 
Zujäge wie „vormals“ u. dgl.; Zeuſchr. f. gewerbl. Rechtsſchutz III 181; 
anderjeits iſt in der cit. E. d. LG. Berlin der deutlich erkennbare Zu: 
jap „früher“ als ein genügendes Linterjcheidungsmerfmal angejehen, 
auf Grund der bejonderen Sachlage wohl mit Recht). Die Verände- 
rung der Ortöbezeichnung neben einer gleichlautenden Firma ijt eben- 
falld in der Regel feine genügende Abweichung, da der Niederlafjungs- 
ort nicht zur Firma gehört (Obertribunal, Oppenh. Rechtſpr. 17 
©. 586, GA. Bd. 25 ©. 598; RG. ebenda 35 © 214) Die Bermwechie- 
(ungsgefabr muß übrigens auch da in Frage gezogen werden, wo die 
wejentliden Worte einer Firma in eine andere Firma übernommen 
find (ROR. X 344; vgl. N. 12; Stenglein N. 5). 

Auch bei Ausftattungen (wie bei Warenzeichen, j. N. 8) iſt 
die Berjchiedenheit der Farbe in der Negel feine yenügende Abiwei- 
hung. Wenn aber die Eigentümlichfeit der Ausftattung ausschließlich 
oder doc vorwiegend in der bejonders charafteriftiichen, nicht durch die 
Natur oder Beltimmung der Ware bedingten Färbung der Ware jelbjt 
oder eines Teils derjelben oder ihrer Verpadung oder Umhüllung be- 
ſteht, kann im Falle der Verwendung einer anderen farbe von einer 
Nahahmung diejer Ausjtattung nicht wohl die Rede jein. (Bol. N. 3 


lit. b zu $ 15.) 
14. Ueber den Einfluß des über die Vorausſetzungen 
des $20 I. N. 9 lit. c zu $ 14 (v. ©. 591 ff). 


s 21. 

In bürgerlichen Rechtöftreitigfeiten, in welchen durch Klage 
oder Widerflage ein Anſpruch auf Grund diejes Gejehes geltend 
gemacht ift, wird die Verhandlung und Entjcheidung letzter In— 
ſtanz im Sinne des $ 3 des Einführungsgejeßes zum Gerichts- 
verfafjungsgejege dem Reichsgericht zugewieſen. 

1. $ 8 Abſatz I des Einführungsgejeges zum Gerichtsverfaijungs- 
gejeß beftimmt, daß durch die Gejeggebung eines Bundesjtaates, in 
welchem mehrere Oberlandesgerichte errichtet werden, die Verhandlung 


und Enticheidung der zur Yuftändigfeit des Neichsgerichts gehörenden 
Revifionen und Beichwerden in bürgerlichen Nechtsjtreitigfeiten einem 
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oberjten Landesgerichte zugemwiejen werden können. Dies ift befanntlich 
nur in Bayern gejchehen. In Abjah 2 des $ 8 ift dann gejagt, da 
Abſatz 1 auf bürgerliche Nechtöftreitigkeiten, welche durch Kine 
Neichsgejege dem Heichögerichte zugewiejen werden, feine Anwendung 
finde. In diefem Sinne bejtimmt $ 21 die Zuftändigfeit des Reichs— 
gerichts. 
Die Zuſtändigkeit des Reichsgerichts für die Verhandlung und 
Entſcheidung des Rechtsmittels der Reviſion gegen die Urteile der 
Strafkammern, welche auf Grund der 88 14 ff. ergehen, ergibt ſich aus 
GVG.8 136 Ziff. 2 mit $ 123 Ziff. 3. 

Bon der Zuftändigfeit der unteren Gerichte war bereit3 an 
anderen Stellen die Rede (ſ. N. 6 lit. a zu $ 12, N. 15 lit. a und 23 zu 
8 14, N. 10 zu 8 15, N. 10 zu $ 16). 

Es verjteht fi) von jelbjt, daß, wenn über die Eivilllage in 
eriter Inſtanz vom Amtsgerichte entichieden wurde oder wenn in einer 
landgerichtlihen Sache die Reviſionsſumme nicht erreicht, die Revijion 
aljo unzuläflig it, troß der etwas zu allgemein gehaltenen Bemerkung 
der Motive (S. 19) nicht etwa angenommen werden fann, im Hinblid 
auf $ 21 fönne die Revifion zum Reichsgerichte dennoch eingelegt werden. 

2. Ein civilrehtliher Anſpruch fann auf Grund diejes 
Geſetzes geltend gemacht werden mitteld der abwehrenden Klage und 
der TFeititellungsflage (j. $ 12 und N. 6 Hiezu), der Entſchädigungsklage 
(8$ 14, 15), der Löſchungsklage ($ 9) und der Klage auf Eintragung 
troß Hebereinftimmung (j. $ 6 und N. 3 Ziff. Il lit. b, bb daj., o. ©. 503). 
Dagegen läßt fi auf das gegenwärtige Gejeh wegen Gebrauchs einer 
falſchen Herfunftöbezeihnung ein civilrechtlicher Anſpruch nicht unmittel- 
bar gründen; $ 21 findet daher im Falle der Erhebung eines joldyen 
Anſpruchs nicht Anwendung (j. N. 10 lit. b zu $ 16, o. ©. 639). 


8 22. 

Menn deutjche Waaren im Auslande bei der Einfuhr oder 
Durchfuhr der Verpflichtung unterliegen, eine Bezeichnung zu 
tragen, welche ihre deutjche Herkunft erkennen läßt, oder wenn 
diejelben bei der Zollabfertigung in Beziehung auf die Waaren- 
bezeichnungen ungünjtiger ala die Waaren anderer Länder be= 
handelt werden, jo it der Bundesrath ermächtigt, den fremden 
MWaaren bei ihrem Eingang nach Deutjchland zur Einfuhr oder 
Durchfuhr eine entiprechende Auflage zu machen, und anzuord— 
nen, daß für den Fall der Zumiderhandlung die Beichlagnahme 
und Einziehung der Waaren erfolge. Die Beichlagnahme er— 
folgt durch die Zoll-e und Steuerbehörden, die Feſtſetzung der 
Einziehung durch Strafbeicheid der Verwaltungsbehörden ($ 459 
der Strafprozeßordnung). 
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1. Die vorliegende Beftimmung entiprang der Rüdjicht auf die 
Intereſſen des inländijchen Handels gegenüber dem Auslande, wo mit» 
unter die Einrichtung befteht, daß fremde Waren bei der Einfuhr 
der Einziehung unterliegen, wenn jie nicht mit der Angabe des wirk— 
lichen Herkunftslandes verjehen find. Zur Zeit der Entjtehung des 
gegenwärtigen Gejeges hatte insbejondere Großbritannien dieſe Ein- 
— getroffen. Es beſtimmt nämlich die Merchandise Marks Act 

v. %. 1887, daß nad England eingeführte Waren, welche einen eng- 
tijchen Namen, englijche Bezeichnung oder Waren zeichen tragen, 
mit einer Herfunftsbezeihnung verjehen jein müſſen, idr/genfalls fie 
der Konfisfation unterliegen. Dieje Beftimmung wurde von den eng- 
liſchen Zollbehörden auf alle in England ein- oder durchgeführten Waren 
ausgedehnt, wenn fie irgend eine Marfe oder ein Zeichen trugen. 
Dabei begnügte man ſich nicht mit einer Abkürzung für die Bezeichnung 
der deutichen Herkunft, auch nicht damit, daß diefe auf der Verpackung 
angebracht ift, jondern es wurde verlangt, daß die Worte „Manufactured“ 
oder „made in Germany“ auf der Ware ſelbſt ſtehen. Die Anbrin— 
gung diefer Bezeichnung ift nun bei vielen Waren, insbejondere jolchen 
der Stahlwareninduftrie, wie Heinen Scheren, Tajchenmefjern, Bohrern 
und dergleichen Werkzeugen unmöglid. Dadurch aber würde vielfach) 
ein Einfuhrverbot entjtehen und damit eine Schädigung der deutſchen 
Induſtrie zu Gunſten der engliſchen ſich ergeben. (Komm.Ber. ©. 9.) 
Die erwähnte Einrichtung gilt nicht nur für Großbritannien ſelbſt, 
jondern aucd für wichtige Teile feines außereuropäiſchen Herrichafts- 
gebieted. Es erjcheint ferner nicht ausgeichloffen, daß auch andere 
Staaten zu Ddiejer die fremde Konkurrenz erjchwerenden Einrichtung 
greifen (Motive ©. 19). 

Nun wurde allerdings in der Kommiſſion (Ber. ©. 9) von dem 
Vertreter des Auswärtigen Amtes hervorgehoben, daß die deutiche In— 
duftrie, welche nach Erlaß des englischen Warenbezeichnungsgejeges von 
1887 in der erften Zeit manchen Schaden erlitten habe, jpäter gerade 
dadurch, daß fie gezwungen war, den deutichen Urſprung anzugeben, 
Vorteile errungen und ſich zum Teil von der engliichen Vermittelung 
im Erport emanzipiert habe, daß übrigens beim Generalfonjulat in 
London fein Fall befannt geworden jei, wo die engliichen Zollbehörden 
um deswillen Waren fonfisziert hätten, weil diejelben ein von einem 
Deutichen in England eingetragenes Warenzeichen getragen hätten, ohne 
gleichzeitige Herfunftsbezeichnung neben diefem Zeichen. Gleichwohl 
wurde die Notwendigkeit, das Mittel der Retorfion an der Hand zu 
haben, alljeitig anerfannt. 

Der vorliegende Paragraph joll nun diejes Mittel der Retorfion 
gewähren und womöglich bewirken, daß Fünftig die deutjche Induſtrie 
im Auslande derartigen Schwierigfeiten nicht mehr begegne. Es wird 
fich aber ftets3 um die Erwägung der bejonderen Verhältniſſe des ein- 
zelnen Falles handeln und es muß die Möglichkeit beftehen, zunächjt 
eine Verftändigung mit dem unjeren Handel durch jeine Maßregeln 
beläftigenden Lande zu erzielen. Falls eine ſolche ſich als ausjichtslos 
erweijt, hat der Bundesrat, in deſſen Hand die Entjcheidung gelegt 
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ift, run! die erforderlichen Gegenmaßregeln zu beichließen. (Mo- 
tive a. a. O.) 

Der Satz „oder wenn dieſelben bei der Zollabferti— 
gung . . . .. behandelt werden“ wurde erſt von der Kommiſſion 
eingefügt. Eine beſondere Begründung dieſes Zuſatzes enthält der Be— 
richt nicht. Es ſollte eben damit dem Bundesrat für den Bedürfnis— 
fall die Möglichkeit verſchafft werden, die Intereſſen der inländiſchen 
Gewerbetreibenden, welche ſich irgendwelcher unter dem Schutze des 
gegenwärtigen Geſetzes ſtehender Bezeichnungen bedienen, bei der Ein— 
fuhr und Durchfuhr im Ausland noch in weiterem Maße wahrzunehmen 
und zu verhindern nicht nur, daß der Mangel einer Bezeichnung, 
welche die deutiche Herkunft der Ware erfennen läßt, jondern aud 
daß jonjtige Umjtände etwa dazu benüßt würden, die deutichen Waren 
in Beziehung auf Warenbezeichnungen ungünftiger ald die Waren 
anderer Länder zu behandeln. 

2. Deutihe Waren, d. h. jowohl die in Deutichland er- 
zeugten, als auch die jonjt von einem inländiichen Gejchäftsbetriebe 
herrührenden. 

Fremde Waren, die der Maßregel unterworfen werden können, 
find dementiprechend die in dem betr. Auslandsgebiete erzeugten oder 
von einem dortigen Geichäftsbetriebe ftammenden Waren. 

3. Bei der Einfuhr oder Durdhfuhr der Berpflihtung 
unterliegen, d. h. deren Einfuhr oder Durchfuhr nur zuläſſig iſt, 
wenn jie der Verpflichtung entiprehen. Die Verpflichtung muß nicht 
gerade in einem Gejete ausgeiprochen fein; e3 genügt, wenn nad) der 
Braris der ausländiihen Behörden die Bezeihnung verlangt wird. 
(Seligjohn N. 2, Kent Nr. 884.) 

4. Der zweite Grund, welcher die Mafregel rechtfertigen joll, 
ift, daß die deutichen Waren ungünjtiger als die Waren anderer 
Länder behandelt werden. Damit ift nicht verlangt, daß die Be- 
handlung der deutichen Waren im Berhältnifie zu den Waren aller 
anderen Länder die ungünſtigſte ift; vielmehr iſt die Borausiegung er- 
füllt, wenn nur die Waren irgend eines Landes günjtiger behandelt 
werden als die deutichen. (Landgraf N.8, Seligiohn N 3.) Die 
ungünftigere Behandlung muß gerade bei der Bollabfertigung, 
nicht bei anderer Gelegenheit geichehen und ih auf Warenbezeicd- 
nungen irgend welcdher Art beziehen. 

Das Gejeg ermächtigt den Bundesrat, die näher be- 
zeichneten Maßnahmen zu treffen, verleiht aljo demſelben für Fälle der 
gedachten Art das Recht, eine Verordnung zu erlaſſen, die dann als 
Teil des Geſetzes ſelbſt anzuſehen iſt, ſelbſt Geſetzeskraft hat. (Meves 
S. 247.) Ihre verbindliche Kraft hängt von der Verkündung im 
Reichsgeſetzblatte ab (vgl. D. Reichsverfaſſung Art. 2). Die zur Aus— 
führung einer ſolchen Verordnung berufenen Behörden haben zu prüfen, 
ob ſich dieſelbe innerhalb der von dem delegierenden Geſetze gezogenen 
Grenzen hält (PRGC. 24 S. 3 und die dort Citierten). Dagegen darf 
die Anwendung der Verordnung, jolange jie beſteht, nicht von der 
Fortdauer ihrer VBorausjeßungen abhängig gemadt werden. (Kent 
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Nr. 800.) Den interejjierten Kreiſen fteht kein Antragsrecht zu; für 
jie befteht jedoch die Möglichkeit, die Sache durch eine Beſchwerde bei 
der betr. deutjichen Gejandtichaft oder beim NReichsfanzleramte anzuregen. 
(Meves ©. 247.) Der Bundesrat wird vom Gejeße nur ermächtigt; 
ob er von der Befugnis Gebrauch machen will, jteht in jeinem Er— 
mefien (j. N. 1 Abi. 3). 

6. Der Bundesrat fann den fremden Waren (j. N. 2) eine ent» 
Ijprehende Auflage machen; welcher Art dieje jei, ijt dem Ermeſſen 
des Bundesrat3 anheim gegeben. Die Auflage muß derjenigen, welche 
den deutichen Waren im Auslande gemacht wird, nicht notwendig gleich 
jein; doch muß fie die gleiche Birhu ung üben ( (Landgraf N. 11). 

7. Der Eintritt der Rechtsfolge, dag für den Fall der Zu- 
widerhandlung gegen die Auflage die Bejhlagnahme und Ein- 
ziehung der Waren erfolge, ijt gleichfall3 von einer diesbezüglichen 
Anordnung des Bundesrats abhängig gemadt. Dieje Unordnung 
wird gegebenen Falles gleichzeitig mit der Auflage erfolgen; würde fie 
ausbleiben, jo könnten die Zoll- und Steuer- bezw. die Berwaltungs- 
behörden die Maßnahmen der Beichlagnahme und Einziehung nicht 
treffen. it die Anordnung getroffen, jo haben die Zoll- und Steuer- 
behörden beim Eingange der fremden Waren, für welche die Auflage 
gemacht ift, zu prüfen, ob dieje erfüllt ift und entgegengejegten Falles 
die Beſchlagnahme vorzunehmen. Da es jich hiebei nur um eine pros 
vijoriiche Mafregel handelt, wird diejelbe vorzunehmen fein, jobald die 
Behörde auch nur Zweifel darüber hegt, ob der Auflage entiprocen ift. 
Die Berwaltungsbehörden haben dann nach eingehenderer Prüfung erſt 
die Entſcheidung über die Einziehung zu treffen. Das Verfahren richtet 
ji) nad) dem dritten Abjchnitt des 6. Buchs der Strafprozefordnung 
($$ 459 ff.); gegen den von der Verwaltungsbehörde erlafienen Beicheid 
it der Antrag auf gerichtliche Enticheidung nad Maßgabe diejer Be— 
ftimmungen zuläflig (Motive a.a. O.). Bon der Feititellung irgend 
eines Berjhuldens hängt die Verhängung diefer Mafregeln nicht ab. 

Zu vergleichen iſt $ 17 und das dortjelbit Bemerkte. 

Andere als die im 2 22 vorgejehenen Rechtsfolgen, insbejondere 
Strafen, darf die Verordnung nicht androhen. 


$ 23. 

Wer im Ynlande eine Niederlafjung nicht befigt, hat auf 
den Schuß diejes Gejeßes nur Anfpruch, wenn in dem Staate, 
in welchem jeine Niederlaffung fich befindet, nach einer im Reichs— 
GSejeßblatt enthaltenen Bekanntmachung deutiche Waarenbezeich- 
nungen in gleihem Umfange wie inländijche Waarenbezeich- 
nungen zum gejeglichen Schuß zugelaſſen werden. 

Der Anjpruch auf Schuß eines Waarenzeichens und das 
durch die Eintragung begründete Recht fünnen nur durch einen 


678 IV. Geſetz zum Schuß der Warenbezeichnungen. 8 23. 


im Inlande beftellten Bertreter geltend gemacht werden. Der 
Lebtere ift zur Vertretung in dem nach Maßgabe diejes Gejches 
vor dem Patentamt jtattfindenden Verfahren, jowie in den das 
Zeichen betreffenden bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und zur 
Stellung von Strafanträgen befugt. Für die das Zeichen be- 
treffenden Klagen gegen den eingetragenen Inhaber iſt das Ge- 
richt zuftändig, in deflen Bezirk der Vertreter feinen Wohnfit 
bat, in deffen Ermangelung das Gericht, in defjen Bezirk das 
Patentamt feinen Siß hat. 

Mer ein ausländiichee Waarenzeichen zur Anmeldung 
bringt, hat damit den Nachweiß zu verbinden, daß er in dem 
Staate, in welchem feine Niederlaffung fich befindet, für diejes 
Zeichen den Markenſchutz nachgeſucht und erhalten hat. Die 
Eintragung ijt, joweit nicht Staatöverträge ein Anderes be= 
ftimmen, nur dann zuläffig, wenn das Zeichen den Anforde- 
rungen dieſes Geſetzes entipricht. 

4. Der vorſtehende Paragraph regelt das internationale Zeichen: 
recht, freilich nicht im ganzen. Umfange. Nicht behandelt ift die ‚Frage 
bezüglich der Verfolgung der im Auslande begangenen Eingriffe in das 
Recht des im Inlande geihügten Beicheninhabers und des inländijchen 
Inhabers eines Namens oder einer Firma (j. darüber N. 6 lit. d zu $ 12; 
N. 11u. 19 zu 8 14; N. 10 zu 8 15; N. 10 hit. a zu $ 16). 

Keinerlei Schuß genießen im Deuiſchen Reich Warenzeichen, welche 
lediglich in ein ausländiſches Zeichenregiſter eingetragen ſind; denn be— 
züglich ſolcher Zeichen ſind die formellen Vorausſetzungen des gegen— 
wärtigen Geſetzes, unter welchen allein den Warenzeichen Schutz gewährt 
wird, nicht erfüllt. Ein ausländiſches Warenzeichen im engeren Sinne 
muß aljo, wenn es in Deutichland geihügt fein fol, in die Zeichenrolle 
des Patentamtes eingetragen jein. Dieje Eintragung fann, wenn das 
Zeichen den materiellen Erjordernijjen des gegenwärtigen Geſetzes ent- 
jpricht 33 4—6), auf Anmeldung ($5 1,2) ohne weiteres erfolgen, joferne 
der ausländifche. $emerbetreibende auch im IJnlande eine Nieder- 
laſſung beiigt (ſ. N. 2). Wenn dies aber nicht der Fall ift, hängt die 
Eintragung von der dreifachen Vorausſetzung ab, daß in dem betreffenden 
ausländiichen Staate die Gegenjeitigfeit verbürgt iſt (8 23 Abi. 1, 
ſ. N. 4—6), daß der Zeicheninhaber im Inlande einen Vertreter be- 
ftellt hat (Abi. 2,5. N. 7—10) und daß bei der Anmeldung der Beſitz 
des geichenfchubes im Heimatsſtaate nachgewieſen wird (Abſ. 3, 

ſ. N. 8 ff.) Much kann ſelbſt nach erfolgter Eintragung das Recht nur 
ca den Vertreter im Inlande und nur jo lange geltend gemadht 


werden, als die Begenjeitigfeit und der Schuß im ausländijchen Staate 
beſteht 9. N. 3, 4 und 12). 
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Die Staatdangehörigfeit an ſich ift für den Schuß der 
Warenbezeichnungen bedeutungslos. Der Ausländer, welcher im In— 
lande eine Niederlafjung bejigt, genießt diejen Schuß gleich dem In— 
länder. Dagegen müffen Deutiche, welche lediglih im Auslande eine 
Niederlajjung bejigen, ebenfo wie Ausländer, bei welchen dies der Fall 
ift, die im $ 23 aufgeftellten Erfordernifje erfüllen, wenn fie nad; Maß— 
gabe dieſes Geſetzes Schuß finden jollen. 

Hat der im Auslande domizilierende Inhaber eines Warenzeichens 
die Borausfegungen des $ 23 nicht erfüllt, jo jteht doch nichts im Wege, 
dag jein Warenzeichen von einer inländijchen Firma, die feine Waren 
im Inlande vertreibt, mit feiner Zuftimmung angemeldet und daraufhin 
vom Batentamte eingetragen wird, vorausgejegt, daß dieje Firma wirklich 
ein Geichäft im Inlande hat, nicht von der ausländischen Firma nur 
vorgeichoben iſt RGStr. 16 ©. 312, RGR. 9 ©. 593). 


Zu Abjak I. 

2. Den Schuß des gegenwärtigen Geſetzes genießt an fich nur 
derjenige, welcher im Inlande eine Niederlafjung beſitzt. 

a) Inland iſt das Deutſche Reich. Zu den Niederlaſſungen im 
Inlande ſind ferner im Sinne des Abſatz 1 zu rechnen die Nieder- 
laffungen in den Deutichen Schußgebieten und die Niederlafjungen von 
Neichsangehörigen und von Schutzgenoſſen des Deutichen Reichs in den 
der deutichen SKonjulargerichtsbarfeit unterftehenden Bezirfen (Motive 
&.20; Rhenius NR. 2; Kent Nr. 901; Seligjohn N.2 und in Zeitichr. 
f. gewerbl. Rechtsſchutz isos S. 20). Dagegen kann für Angehörige der- 
jenigen Staaten, die mit dem Deutichen Reich in einem Vertragsver- 
hältnifje ftehen, joweit jie nicht Schutzgenoſſen jind, Die Niederlafjung 
im Bezirk eines Deutichen Konjulargerichts nicht als Niederlafjung im 
Inlande angejehen werden; denn für jolche Ausländer ift eben Die 
deutſche Konfulargerichtsbarfeit ohne alle Bedeutung, fie leben in diejen 
Bezirken nicht unter deutichem Recht und es befteht daher nicht die 
mindejte Unterlage für die Fiktion zu Gunften einer inländischen Nieder- 
lafjung (vgl. hierüber Wajjermann, „Anſchluß“ ©. 187 ff.). 

b) Das Gejeg verlangt nur eine Niederlajjung im Inlande, 
nicht (wie $ 20 des Markenichuggejeßes vom 30. November 1874) eine 
„Handelsniederlafjjung“; denn nach dem gegemmwärtigen Geſetze jollen 
nicht nur Kaufleute, sondern alle Gewerbetreibenden das Zeichenrecht 
genießen fönnen (vgl. NR. 1 zu 81). Was die Beitimmung des Begriffs 
der Niederlafjung betrifft, 1 iſt zunächſt auszugehen von $ 42 Abi. 2 
der Gewerbeordnung, wonach eine gewerbliche Niederlafjung dann als 
nicht vorhanden gilt, wenn der Gewerbetreibende im Inland ein zu 
dauerndem Gebrauche eingerichtetes, bejtändig oder doc) in regelmäßiger 
Wiederkehr von ihm benußtes Lokal für den Betrieb feines Gewerbes 
nicht befigt. Freilich ift dies nur eine negative Abgrenzung des Be— 
griffs einer gewerblichen Niederlafiung und es kann aus dem Beſitze 
eines Lokals, das die erwähnte Beſtimmung im Auge hat, noch nicht 
ohne weiteres das Borhandenjein einer gewerblichen Niederlaffung ge- 
folgert werden (vgl. Enticheid. des Oberlandesgerichts München in Strafi., 
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Samml. Bd. 3 S. 274). Kommt jedod; zu dem Befit eines jolchen Lokals 
die Tatjache, da von dort aus jelbitändig Geſchäfte abgejchloffen wer- 
den und zwar regelmäßig, nicht nur in Ausnahmefällen, jo ift eine 
Niederlajjung als vorhanden anzunehmen (vgl. CPO. $ 21; ROSE. 41 
©. 66; RO. in R. u. U. III 152 Nr. 3 u. in Bl. f. Rechtsanw. 63 ©. 101). 
Der Beſitz eines Lofals im Inlande, in welchem lediglih Waren an- 
gefertigt, aber nicht vertrieben werden, wo aljo der Abſatz, der ganz 
und gar vom Auslande aus gejchieht, nur vorbereitet wird, begründet 
feine inländiiche Niederlaffung (Seligjohn N. 3; RS. in. u. U. Ill 
152; a. M. Kent Nr. 894). Dagegen muß die Niederlafiung im Inlande 
feine Hauptniederlafjung jein; es genügt auch eine Zweigniederlafjung. 
(Buftimmend Seligiohn N. 3; Kent Nr. 896; RGC. 41 ©. 68, aud 
in R. u. U. 111 278 Nr. 13; a. M. Landgraf. 3. Unter der Herrichaft 
des Markenſchutzgeſetzes vom 30. November 1874 war die Frage jehr 
beftritten; vgl. Kohler, Markenſchutz ©. 422, RGC. 21.1.) Hat der- 
jenige, welcher auf den Schu von Warenbezeihnungen Anſpruch macht, 
im Inlande überhaupt eine Niederlafiung, jo reicht dies für die Ge- 
währung des Schußes aus und es fommt nicht darauf an, ob Die 
Warenbezeihnung gerade in dem Gejchäftsbetriebe diejer Niederlafjung 
verwendet wird oder ob ſich die Geſchäfte derjelben auf Waren beziehen, 
um deren Bezeichnung es fich handelt (Kohlera.a.D. ©. 423, Kent 
Nr. 895, Seligjohn N. 3). 

Wo der Gewerbetreibende, der im Inlande eine gemwerbliche 
Niederlaffung befigt, jeinen Wohnfig hat, iſt gleichgültig. Betreibt 
aber jemand fein Gejichäft, jo dab von einer gewerblichen Nieder- 
lajjung bei ihm feine Rede jein fann, jo hängt die Gewährung 
des gejeglichen Schuges, welchen er immerhin für feinen Namen in 
Anipruc nehmen fann, davon ab, daß er im Inlande eine perjön- 
lie Niederlaſſung, d. i. einen Wohnjig hat (Kent Nr. 892; RGStr. 
31 ©. 31). 

Sobald die Niederlajjung im Inlande aufgegeben wird, tritt die 
Anmwendbarfeit des $ 23 ein, d.h. der Schub hängt von den drei in 
diefem Paragraphen aufgeitellten Vorausjegungen ab ({. N. 1). 

3. hub dieſes Geſetzes. Den Umfang dieſes Schußes be- 
itimmen die 88 12—15, 17—20. Objekte des Schußes jind eingetragene 
Warenzeihen, Namen, Firmen und NAusftattungen. In allen diejen 
Beziehungen hängt der Anſpruch desjenigen, der im Inlande keine 
Niederlajiung hat (N. 2) von der in Abi. 1 erforderten Verbürgung der 
Gegenjeitigfeit ab (5. N. 4—6). Auf $ 16 bezieht fich $ 23 nicht (ſ. N. 3 
zu $ 16). 

Da der Schuß des Warenzeichen nur durch Eintragung erlangt 
wird, verjteht es ſich von jelbit, daß demjenigen, welcher nach Abj. 1 
auf diefen Schuß feinen Anſpruch hat, jchon die Eintragung verweigert, 
jeine Anmeldung alſo zurüdgemwiejen wird. ft die Eintragung erfolgt, 
obwohl die Borausjegungen des Abi. 1 nicht erfüllt waren, vielleicht 
weil das Patentamt irrtümlich das Bejtehen einer Niederlafjung im 
Inlande annahm, jo hat Löſchung von Amts wegen zu erfolgen (gem. $ 8 
Abſ. 2 3.2, ſ. N. 2 lit. b, bb zu $8, ©. 525); auch ohne Löſchung ift die 
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Eintragung wirkungslos (ſ. das Folgende). Fällt der Anſpruch auf Schuß 
erjt nach der Eintragung weg, jei e3, daß der Zeicheninhaber die in- 
ländiiche Niederlafjung aufgibt oder fein Geichäft an eine Perſon ver- 
äußert, Die nur im Auslande eine Niederlajjung hat oder der Staat, 
in welchem die ausländiiche Niederlafjung liegt, aufhört, deutiche Waren- 
bezeihnungen zu jchüßen, jo liegt ein Löſchungsgrund nicht vor. Der 
Beicheninhaber fann aber aus der Eintragung infolange, als die Vor— 
ausjegungen des Abi. 1 nicht bejtehen, keinerlei Rechte ableiten, die 
Eintragung äußert in diejer Zeit gar feine Wirkung und zwar fann 
der Zeicheninhaber nicht nur gegen den Gebrauch jeines Zeichens nad) 
Maßgabe der 88 12, 14, 17 ff. nicht einjchreiten, fondern er muß es fid) 
auch gefallen lafjen, wenn ein anderer ein übereinftimmendes Zeichen 
anmeldet, das Patentamt hat ihm die in 8 5 vorgejchriebene Mitteilung 
nicht zu machen und nimmt bei Brüfung des neu angemeldeten Zeichens 
feine Rückſicht auf die Uebereinftimmung mit dem früher eingetragenen 
Zeichen des Ausländers (PA., PMZBI. 199); ebenjo hat das PBatent- 
amt einem auf Umjchreibung des Zeichens gerichteten Antrage ($ 7) nicht 
ftattzugeben, es unterbleibt die Benachrichtigung von der bevorjtehenden 
Löichung (8 8 Abi. 3 u. $ 9 Abi. 5), der Zeicheninhaber fann der Löſchung 
nicht widerjprechen und die Anmeldung auch nicht erneuern (8 8 Abj. 3), 
er fann die Klage gemäß $ 9 Ziff. 1 nicht jtellen. (Uebereinjtimmend 
Kent Nr. 909; Rhenius N. 2; a. M. Schanzei.d. Zeitichr. f. gewerbl. 
Rechtsſchutz 1893 ©. 174; Finger N. 4 lit. b.) Wird ſpäter der Anſpruch 
auf Schutz wieder begründet, ſo bedarf es zwar keiner neuen Eintragung 
des Zeichens, vielmehr ſtehen von da an dem Zeicheninhaber alle Schup- 
mittel des Gejeges ohne weiteres wieder zur Seite; aber der Schuß 
wirft nicht zurüd, d. h. der Zeicheninhaber fann wegen Störungen, die 
in der Zwiſchenzeit vorgefallen jind, feine Verfolgung einleiten. Die 
Priorität freilich bleibt durch die einmal mit Recht erfolgte Eintragung 
gewahrt und es jteht, wenn in der Zwiſchenzeit für einen anderen ein 
übereinjtimmendes Zeichen eingetragen worden ift, der Anftellung der 
Klage gemäß $ I Nr. 1 nunmehr nichts im Wege (ebenjo Rhenius 
a.a.D.). Fehlte es dagegen an der Gegenjeitigfeit jchon zur Zeit der 
Eintragung, jo ift durch dieſe auch die Priorität nicht gewahrt, vielmehr 
bedarf es, wenn jpäter die Gegenjeitigfeit verbürgt wird, einer neuen 
Eintragung, deren Datum für die Priorität entjcheidet. 

Was für eingetragene Warenzeichen gilt, muß entiprechend auf 
andere Warenbezeichnungen angewendet werden. Hat aljo der aus- 
ländiiche Gewerbetreibende im Inlande feine Niederlafiung und ift auch 
in feinem Staate die Gegenjeitigfeit nicht verbürgt, jo fann er, wenn 
jein Name, jeine Firma oder feine Ausjtattung im Inlande im Wider- 
jpruche mit den SS 14 und 15 in Gebrauch genommen wird, hiegegen 
auf Grund diejer Paragraphen nicht einichreiten und zwar wegen 
Störungen, die in der Zeit mangelnden Schuges vorgefommen find, 
aucd dann nicht, wenn jpäter der Anipruc auf Schuß begründet wird. 
Bon da an aber, jobald alio der Musländer im Anlande eine Nieder- 
lafjung bejigt oder in jeinem Niederlaſſungsſtaate die Gegenieitigfeit 
verbürgt ijt, genießt jein Name, jeine Firma und jeine Ausitattung 


682 IV. Gejeß zum Schuß der Warenbezeichnungen. $ 23. 


nad) Mafgabe der 88 14, 15, 17—20 Schuß gegen mwiderrechtlichen Ge— 

braud. Dabei jind, wenn der Ausländer jeine Hauptniederlafjung im 

Auslande hat, die materiellen Borausjegungen des Rechtes auf den 

Namen und auf die Firma nad dem Rechte jeined Staates zu be- 

urteilen (vgl. RGStr. 14 S. 64, RGR. 8 S. 234, RGC. 40 S. 64, R. u. U. 

J = Nr. 21; Stenglein N. 4; Landgraf. 4; Kent Nr. 910 
. 569). 

Der Schub des Namens, der Firma und der NAusftattung jekt, 
aud wenn der Inhaber feine Hauptniederlafjung im Auslande hat, feine 
Eintragung voraus. Die Warenausftattung muß aber den Erforder- 
nijien des 8 15 entiprechen. 

Hat der ausländiiche Gewerbetreibende die Borausjegungen des 
$ 23, insbejondere des erjten Abjates, erfüllt und ift das von ihm 
angemeldete Warenzeichen eingetragen, jo genießt er den Schuß des 
Gelebes aud in räumlicher Beziehung im vollen Umfange, d.h. auch 
gegen Rechtsverlegungen, die im Auslande begangen find, jomweit auf 
jolhe das deutiche Recht überhaupt anwendbar ift (ſ. N. 1). Dies gilt 
aber nicht auch für die anderen Warenbezeichnungen ausländiicher Ge- 
mwerbetreibender. Das Recht auf den Namen oder auf eine Firma 
bemißt fich, wie oben bemerkt, nad) dem Rechte des Staates, in welchem 
jemand feine Hauptniederlafjung bezw. jeinen Wohnſitz hat; ift dies 
ein ausländiicher Staat, jo hat das Inland keine Beranlafjung, jeinen 
Schuß auch gegen die im Auslande vorgefommenen Eingriffe zu ge» 
währen; denn in jolhem alle hat das verlegte Recht jeine Grundlage 
im Auslande, während es bei eingetragenen Warenbezeichnungen im 
Inlande wurzelt. Aehnlich verhält es fich mit der Ausftattung. Der 
Schuß einer ſolchen wird getragen durd die Geltung in beteiligten 
Verkehrskreiſen (ſ. 8 15, insbeſ. N. 4 lit.b). Hat fich eine Ausjtattung 
dieje Geltung nur im Auslande verichafft, jo kann auch eine Nechts- 
verlegung nur im Auslande begangen werden; dagegen reagiert aber 
die inländiiche Rechtsordnung nur dann, wenn der Gewerbebetrieb, in 
welchem die Austattung rechtmäßig verwendet wird, ein inländijcher 
ist, aljo jeine Niederlaffung im Inlande hat. Name, Firma und Aus— 
ftattung eines ausländiichen Gewerbebetriebes jind aljo auch unter den 
Borausjegungen des $ 23 nur gegen die im Inlande begangenen Ein- 
griffe geihügt. 

Nicht in das Gebiet des Schutzes des gegenwärtigen Geſetzes 
fällt die Befugnis, beim Patentamte die Löihung von Amts wegen an- 
zuregen (ſ. N. 2 lit. b, aa zu $ 8) und die Berechtigung zur Löſchungs— 
fage gemäß s I Nr.2u.3 (ſ. N. 5 lit. b zu $ 9). Es hängen daher 
dieſe Befugnifte von dem Vorliegen der Vorausjeßungen des $ 23 nicht 
ab (ebenjo Kent Nr. 909; a. M. OLG. Hamburg R. u. U. 1128 Nr. 3, 
III 278 Nr. 15). 

4. Die Gegenjeitigfeit, deren Verbürgung erforderlich ift, 
wenn jemand, der im Inlande feine Niederlafjung hat, auf den Schuß 
diejes Geſetzes Anipruch machen will, muß bejtehen in dem Staate, 
in weldhem jeine Niederlajjung ſich befindet. Auch bier ift 
nicht entjcheidend, welchem Staate der Gewerbetreibende jeiner Natio- 
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nalität nad angehört. Wenn ein Ruſſe, welcher in Frankreich ein 
Gewerbe betreibt, für die von ihm gebrauchten Warenbezeichnungen in 
Deutichland gejhüßt werden will, jo frägt es ſich nicht darum, ob 
deutiche Warenbezeichnungen in Rußland, jondern darum, ob fie in 
Frankreich Schuß ‚genießen. In diefem Sinne fommt aber nur eine 
Hauptniederlajjung in Betracht, denn das Geſetz jagt „jeine 
Niederlajjung” nicht „eine“ Niederlafjung. E3 handelt ſich alſo darum, 
wo ber Gewerbetreibende den Mittelpunkt jeiner geichäftlichen Tätigkeit 
hat (Kohler, Markenſchutz ©. 430; Seligjohn N. 7; Finger N. 3; 
Kent Nr. 897; OLG. Hamburg in R. u. U. 111 278 Nr. 15 und in Seuff. 
Arc. n. F. Bd. 22 Nr.258). Hat jemand mehrere Hauptniederlafjungen, 
jo genügt es, wenn nur in eimem dieſer Staaten die Gegenjeitigfeit 
verbürgt ijt (Kent Nr. 899). 

5. Die Gegenjeitigleit muß darin beftehen, daß in dem betr. 
Staate ({. N 4) deutsche Warenbezeihnungen in gleihem Um— 
fange wie inländijhe Warenbezeihnungen zum gejeglidhen 
Schuß zugelaſſen werden. Die diesbezügliche Faſſung des Gejeges 
weicht nit nur von dem entiprechenden 8 20 des Geſetzes vom 
30. November 1874, jondern auch von der Faſſung des Entwurfs (8 21) 
ab, wonach es genügen jollte, wenn deutiche Warenbezeichnungen in 
dem ausländiichen Staate nur überhaupt „einen Schuß“ genießen. Die 
egenwärtige Faſſung entipricht einem Kommiljionsbejchluffe (Kommı.- 

er. S. 9). Danach iſt es nicht ausreichend, wenn die deutichen Waren- 
bezeichnungen nur einen Teil des ausländiichen Schuges genichen, 3.8. 
nur ciilrechtlichen Schuß, während die Zeichen der Angehörigen des 
betr. Staates auch ftrafrechtlich geichügt find. Dagegen ijt nicht erfor- 
derlich, daß die deutjchen Zeichen in dem betzeileuben ausländiichen 
Staate aud den gleichen Schug wie in Deutſchland genießen (vgl. 
RGStr. Bd.6 ©. 272, RGR. Bd. 4 ©. 346). Kennt aljo 3. B. der 
ausländische Staat überhaupt nur einen ciwilrechtlichen Schuß, jo ge— 
nügt es, wenn zu Diejem Die deutjchen Zeichen in gleichem Umfange 
wie die inländiſchen zugelajjen werden. Auch der Umftand, daß den 
Warenbezeichnungen anderer Staaten ein ausgedehnterer Schuß gewährt 
wird, al3 den Deutichen, wäre belanglos; denn es iſt nicht verlangt, 
dat deutiche Warenbezeichnungen den Schuß genießen, den der aus— 
ländijche Staat überhaupt irgend einmal bewilligt (Kent Nr. 906). 

6. Die Berbürgung der Gegenjeitigfeit muß vorliegen nad 
einer im Neih3-Gejegblatt enthaltenen Bekanntmachung. 
Es iſt nicht im einzelnen Falle vom Richter zu prüfen, ob der aus— 
ländiſche Staat jei es in feiner Gejeßgebung, jei e8 vertragsmäßig den 
deutichen Warenbezeichnungen den gleihen Schuß wie den inländtjchen 
zugelichert hat. Die Gegenjeitigfeit fteht fejt, wenn deren 
Beftehen im Reichs-Geſetzblatt befannt gemadt ift, ohne 
NRüdfiht darauf, ob dieje Belanntmahung den tatjächlichen Verhält- 
niſſen entipricht (vgl. Kohler, Markenſchutz S. 427; RGEStr. Bd. 34 
©. 275). Desgleihen hat das Patentamt, wenn ein ausländiiches 
Zeichen angemeldet wird, die Prüfung der Frage, ob Gegenfeitigfeit 
beiteht, auf die Unterſuchung zu bejchränten, ob dieje Tatſache im 
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NRGB. publiziert ift. Dieſe Publikation bildet einen Nechtögrund der 
Eintragung; fehlt es an derjelben, jo ift die troßdem geichehene Ein- 
tragung zu löjchen, aber auch, wenn fie nicht gelöjcht wird, ohne Wir- 
fung (ſ. R. 3). 

Der Anſpruch auf Schuß dieſes Gejeged beginnt mit dem Er- 
ſcheinen derjenigen Nummer des RGBl., welche die Belanntmahung 
enthält, nicht erjt vierzehn Tage jpäter; denn dieſe Belanntmachungen 
find nicht gleich den Neichsgejegen zu behandeln (Finger N.4 lit. b). 
Steht der Erlaß einer jolhen Bekanntmachung erft bevor, jo ift das 
belanglo8; der Zeicheninhaber, welcher jein Zeichen angemeldet hat, 
kann 3. B. nicht verlangen, dat das Patentamt das Verfahren ausiege 
und nach Erjcheinen der Bekanntmachung die Anmeldung berüdfichtige, 
muß vielmehr dieje wiederholen (Schmid, Warenzeichenreht ©. 88, 
PA, PM8Bl. II 308). 

Die auf Grund $ 23 Abi. 1 erlaffenen Bekanntmachungen er- 
gänzen die Bejtimmungen des Geſetzes über die Vorausjegungen des 
Schutzes, find aber nicht Beitandteil der Strafvorichriften als folcher; 
die irrtüimliche Meinung, eine ſolche Bekanntmachung jei bezüglich eines 
bejtimmten ausländiihen Staates nicht ergangen, iſt daher fein ftraf- 
—— Irrtum (ſ. N. 9 lit. e zu $14; a. M. Ob. Trib. GA. Bd. 27 

389). 


Wie das Beſtehen der Gegenſeitigkeit formell durch die Belannt- 
mahung im RGBI. fejtgeftellt fein muß, jo wirft auch das Aufhören 
derjelben nicht ohne weiteres, jondern erjt dann, wenn es wiederum 
entiprechend befannt gemacht ift. Welcher Art die Wirkung des Weg- 
fall8 der Gegenjeitigfeit für die Zukunft ift, darüber |. N. 3. Eingriffe 
in das Recht des Zeicheninhabers, die noch zur Zeit des Bejtehens der 
Gegenjeitigfeit begangen worden find, können auch nach Aufhören der- 
jelben noch verfolgt werden; nur für die abwehrende Klage fehlt es an 
einem Hlagbegründenden Momente, der Gefahr fernerer Nechtsverlegung. 

Zur Zeit find deutiche Warenbezeihnungen in gleidem Um: 
heute wie inländiihe Warenbezeihnungen zum geiehliden Schuß zu- 
gelaſſen: 

a) in den nachſtehend verzeichneten Staaten gemäß Bel. vom 
22. September 1894 (RGBl. ©. 521) auf Grund von Uebereinfommen, 
welche in der Zeit von 1874 bis 1894 gejchloffen wurden: 

Belgien, Brafilien, Bulgarien, Dänemarf, Frankreich, Griechen- 
land, Großbritannien, Italien, Luxemburg, Niederlande, Dejterreich- 
Ungarn, Rumänien, Rußland, Schweden und Norwegen, Schweiz, 
Serbien, Venezuela und Vereinigte Staaten von Amerika. (Der größte 
Teil diejer Staaten gehört der Rarijer Union an, jo dag nunmehr auf 
Grund der Webereintunft Art. 2 — ſ. Ziff. V dieſes Buchs — Die 
Warenzeichen der Angehörigen diejer Staaten in Deutichland gleichen 
Schuß mit denen der Inländer genießen. Yu den Unionsländern ge- 
hören u. a. auch Italien und die Schweiz; mit diefen Ländern beitehen 
noch beiondere Verträge; ebenjo tt ein bejonderer Vertrag mit Defter- 
reih- Ungarn geichlojien, das der Union noch nicht angehört; ſ. aud 
dieje Sonderverträge a. a. O.) 
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b) in $apan gemäß Art. XVII des Handels- und Sciffahrts- 
— — vom 4. April 1896 (auch Japan iſt Mitglied der Pariſer 

nion); 

3 in Mexiko gemäß Bel. vom 16. Mai 1899 (RGBl. ©. 284); 
” sus)" in Guatemala gemäß Bel. vom 17. Auguft 1899 (RGBl. 
, PB} ; 

— e) in Coſta Rica gemäß Bel. vom 1. Oktober 1901 (RGBl. 
S. 375); 
f) in Ecuador gemäß Bet. vom 27. März 1903 (RGBl. ©. 122); 
) in Spanien, Portugal und Tunis gemäß der Parijer 
Uebereinfunft, der auch dieje Staaten angehören (vgl. lit. a). 

Die in einem Staate verbürgte Gegenſeitigkeit erftredt ſich nicht 
ohne weiteres auch auf die Kolonien desjelben; dies ift nur fraft 
ausdrüdlicher Vereinbarung der Fall; jo nach der Uebereinkunft mit 
den Niederlanden (RGBI. 1882 ©. 5), auf die ſich die Bel. vom 
22, September 1894 ij. o.) u. a. ftügt; ferner nach der Pariſer lieber- 
einkunft in Anjehung wiederum der Niederlande, welche mit Indien, 
Surinam und Curacao der Union angehören, in Anjehung Groß- 
britanniens, welches mit Neu-Seeland und Queensland, ſowie 
Portugals, das mit den Azoren und Madeira der Union beigetreten 
ift (j. bezüglich Großbritanniens auch RGE. Bd. 22 ©. 99). 


Abſatz LI. 

7. Der Bertreterzwang wurde nach dem Vorbilde des PBatent- 
geſetzes ($ 12) und des Gejeges zum Schuße der Gebrauchsmufter ($ 13) 
für Zeicheninhaber, die im Inlande feine Niederlafjung haben (RGStr. 

.35 ©. 415), eingeführt, um ſowohl den beteiligten Kreifen, als 
auch dem Patentamte den geſchäftlichen Verkehr mit den im Auslande 
wohnhaften Berechtigten zu erleichtern (Motive ©. 19). Als Nieder- 
lafjung im Auslande erſcheint im Sinne diejes Abjapes auch die Nieder- 
lafjung in einem Schußgebiete oder einem deutichen Konjulargerichts- 
u (Seligiohn N. 2; vgl. N. 7 zu $ 13 des Gebrauchsmuftergef., 

o. ©. 428). Name und Wohnort des Vertreters, jowie Die hierin 
eintretenden Veränderungen find in die Zeichenrolle einzutragen ($ 3 
Nr. 3). 

as Erfordernis der Bejtellung eines inländiichen Vertreters 
bezieht jih nur auf Warenzeichen i.e. S., nicht auf Namen, Firmen 
und Ausſtattungen; das Recht auf einen Namen, eine Firma oder eine 
Ausftattung kann aljo auch ohne ſolche Vertreterbeftellung geltend ge— 
macht werden (vgl. RGEStr. 31 ©. 31). 

Nur Die Geltendmahung des Anſpruchs auf Schub eines 
Warenzeichens und des durd die Eintragung begründeten Rechtes ift 
durch) das Vorhandenfein eines im Inlande beftellten Vertreters be- 
dingt, nicht der Frortbejtand des bereits erworbenen Rechtes (vgl. RG. 
Str.6 &.119). Dies zeigt ſich namentlich darin, das Nechtäverlegungen 
aus der Zeit, in welcher der Vertreter fehlt, verfolgt werden können, 
jobald entweder ein Vertreter vorhanden oder ein folcher nicht mehr 
erforderlich it (Kent Nr. 913). 
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Am Inland beftellt ijt der Vertreter nur dann, wenn er im 
Inlande jeinen Wohnfig hat; zeitweilige Verlegung des letzteren ſchadet 
nicht, wenn in die Zeit, während welcher der Vertreter nicht im In— 
lande wohnt, feine Handlung fällt, die auf Geltendmadhung eines auf 
das Zeichen bezüglichen Anjpruchs abzielt. Die Bejtellung muß jchon 
zu der Zeit geichehen jein, da der Antrag auf Eintragung des Zeichens 
geftellt wird. Dieje erfolgt nicht, wenn der Vertreter fehlt; denn nad) 
dem Gejege kann ſchon der Anſpruch auf Schuß des Zeichens, der aus 
der Anmeldung erwächſt (vgl. N. 2 zu $ 7) nicht ohne inländiichen 
Vertreter geltend gemacht werden (ebenjo Seligjohn N. 10, Schmid, 
Warenzeichenreht ©. 90; a.M. Landgraf N. 7 u. 10a). 

Die Beftellung erfolgt durch Erteilung einer jchriftlihen Voll- 
macht, welche auf eine prozekfähige, mit dem bürgerlien Namen be- 
zeichnete PBerjon lauten muß ($ 28 der ®. vom 11. Juli 1891 mit * 
der V. vom 30. Juni 1894, abgedruckt im Anhang; ein Formular für 
die Vollmacht iſt PMZBL. I 303 vorgeſchlagen). 

Der Vertreterzwang beſteht für alle Zeicheninhaber, welche im 
Inlande keine Niederlaſſung haben, auch für diejeni agen, welche in 
Staaten domizilieren, mit welchen das Deutiche Reich in einem 
ne Bertragsverhältnifje fteht (ſ. N. 65 Lau, „Anſchluß“ 
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8. Das Geſetz macht nicht nur die Beitellung eines inländiſchen 
Vertreterd zur Bedingung der Geltendmachung des Anſpruchs auf Schuß 
eined Warenzeichen und des Zeichenrechts, jondern jchreibt aud) vor, 
daß die Geltendmahuug des Schutzanſpruchs nur dur den Bertreter 
erfolgen kann. Angefichts des Haren Wortlautes muß hieran feitgehalten 
werden. (Zeitichr. f. gewerbl. Rehtsihug 1895 ©. 60; Finger N. 6; 
Schmid, Warenzeihenreht S. 90, Kent Nr. 912; RG. PM8Bl. VI 
255; a. M. nur Seligjohn N. 9.) Es können aljo Handlungen, 
welche die Geltendmachung des Anſpruchs auf Schuß des Zeichens und 
das Zeichenrecht ſelbſt betreffen, mit Wirfjamfeit nicht von dem aus- 
ländiichen Zeicheninhaber jelbit, jondern nur von dem Vertreter vor- 
genommen twerden. 

Welche Befugniſſe demgemäß dem Vertreter zuftehen, darüber 
äußert fich der zweite Sat dieſes Abſatzes. Der Kreis der Befugnifie 
ift übrigens weiter, ald das Gebiet des Vertreterzwanges, d.h. in 
manden Fällen kann neben dem Bertreter auch der VBertretene handeln, 
weil es ſich nicht um Geltendmadhung des Anſpruchs auf den Schuß 
oder des Zeichenrechts handelt. 

Zunächſt ift erwähnt die Vertretung in dem vor dem 
PBatentamte jtattfindenden Berfahren Die Beltinnmungen, 
welche für diejes Verfahren und die darauf bezüglichen Handlungen 
des Zeicheninhabers, hier alſo des Vertreters, maßgeben, find die $$ 1, 
2,5, 7,8 Ubi. 3, 9 Ab. 5, 10 Abi. 2. Selbftverftändlich gehen auch alle 
Zuftellungen des Patentamtes an den Vertreter. Der Antrag auf 
Löſchung des Zeichens (88 Abj. 1) ift nicht auf Geltendmachung des 
Rechtes gerichtet, im Gegenteile bedeutet er die Aufgabe des Rechts. 
Der gemäß $ 23 bejtellte Vertreter ijt daher zwar zu diefem Antrage 
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legitimiert, der Zeicheninhaber ſelbſt fann aber den Antrag gleichfalls 
ftellen. (Ebenjo Kent Nr. 922.) 

Ferner gehört zu. den Befugniffen des inländiichen Bertreters 
die Vertretung des Zeicheninhabers in den das Zeichen betref- 
fenden bürgerlihen Rectsftreitigfeiten. Die Fafjung des Ge- 
jeßes ift hier eine jo weite, daß anzunehmen ift, die Vertretungsbefugnis 
erjtrede fich nicht nur auf Rechtöftreitigfeiten, die auf Grund des gegen- 
wärtigen Geſetzes angeftrengt jind, jondern auch auf andere, wenn fie 
nur das Zeichen betreffen, jo daß 3. B. auch in einem Rechtäftreit über 
die Erfüllung eines Lizenzvertrages die Vertretung Platz greifen fann 
(Seligjohn N. 13). Ob fie ftattfinden muß, hängt davon ab, ob 
in dem Rechtöjtreite der Anjpruch auf den Zeichenſchutz oder das Zeichen- 
recht geltend gemacht wird oder ob dies nicht der Fall ift. (Die Ver— 
tretung ift 3. B. obligatoriih in den Fällen der Ktlageftellung gemäß 
s$ 6 Abi. 2, INT. 1, 12, 14, 15 2c., nicht dagegen dann, wenn der 
Beicheninhaber in dem Rechtsſtreit nah $ 9 Bellagter ift, vgl. N. 3 
lit. b zu $ 12 des Bat.Gef., o. ©. 167.) Soweit der Bertreterzivang be- 
jteht, fann einer vom Zeicheninhaber jelbjt erhobenen Klage die prozeß- 
hindernde Einrede der mangelnden gejeglichen Vertretung entgegengejeßt 
werden (EBD. 8 274 Abi. 2 Nr. 7; Kent Nr. 912, 923; das Geſetz hat 
zwar dort den gejeglichen Vertreter der prozekunfähigen Perſon — 
8 51 CPO. — im Auge und der ausländiiche Zeicheninhaber ift nad) 
$ 52 ficher nicht prosehunfäbig; die analoge Anwendung des $ 274° 
dürfte aber unabmweisbar jein). Die Zujchiebung oder Zurüdjchtebung 
eines Eides erfolgt in dem vom Bertreter geführten Prozejje nicht an 
diejen, jondern an den Bertretenen; denn 8 473 fann bier, da der 
Zeicheninhaber nicht prozeßunfähig ift, nicht angewendet werden (ent 
Nr. 923; a.M. Seligjohn N. 9). Daß die Borjchrift des $ 23 Abi. 2 
die Beitimmungen über den Anwaltszwang (CPO. $ 78) nicht berührt, 
bedarf faum der Hervorhebung. 

Die Vertretung vor den Berwaltungsbehörden (j. $ 17 des 
gegenm. Geſ.) ift in $ 23 micht bejonders erwähnt, es ergibt ſich aber 
aus dem allgemeinen Sate über den Vertreterzwang, daß die einjchlä- 
gigen, zweifellos die Geltendmachung des Zeichenrechts betreffenden 
Handlungen nur von dem Vertreter vorgenommen werden können. 
(Ebenjo ent Nr. 925.) 

Das Geje ermächtigt den Vertreter endlich zur Stellung von 
Strafanträgen. * Anſchluſſe als Nebenkläger und zum Ver— 
langen einer Buße iſt er ebenfalls als berechtigt zu erachten (Selig- 
john N. 13; a. M. Meves ©. 261). 

Auch in diefen Beziehungen ift der Vertreter ausſchließlich 
berechtigt. Befugniſſe, welche das Gejeg nicht aufzählt und welche ſich 
auch nicht aus der allgemeinen Borjchrift über den Vertreterzwang 
ergeben, ftehen dem Vertreter ohne ausdrüdlichde Uebertragung nicht 
zu. Derjelbe fann z.B. feine Berträge in Bezug auf das Zeichenrecdt, 
wie Lizenzverträge u. dgl. abichließen (Seligjohn N. 13). 

®. Der dritte Sap des zweiten Abſatzes läßt den bejonderen 
Gerichtäftand des Wohnjiges des Vertreters und für den Fall 
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der Ermangelung eines Wohnfiges im Deutichen Reiche den Gerichts- 
ftand des Patentamt-Sitzes d. i. Berlin zu und zwar für alle 
Klagen, welche das Zeichen betreffen und ſich gegen den eingetragenen 
Inhaber richten. Es ift dies nur ein civilprozefjualer Gerichtsſtand; 
eine ftrafrechtliche Anklage kann bei diefem Gerichte, abgejehen von 
anderen die AZuftändigfeit begründenden Umftänden, nicht erhoben 
werden. Der Gerichtsjtand ift fein ausjchließlicher. Seine Zulaſſung 
bietet den Vorteil, daß der im Inlande eingetragene ausländiiche 
Beicheninhaber unter allen Umpftänden der deutichen Gerichtsgewalt 
unterworfen ift. Das Gericht, in deflen Bezirk das Patentamt jeinen 
Sig Hat, ift, wenn nur überhaupt die Vorausjegungen für den Ver— 
treterziwvang vorliegen, nicht nur dann zuftändig, wenn der beitellte 
Vertreter im Inlande feinen Wohnfig hat, jondern auch dann, wenn 
ein Bertreter gar nicht beftellt ift. 

10. Was das Erlöfhen der Vertretung betrifft, jo ift ins. 
bejondere zu bemerfen: der Widerruf der Vollmaht und die Nieder- 
legung der Bertretung werden nur Durch jchriftliche Anzeige beim 
Batentamte wirkſam. Da der Bertreter prozehfähig jein muß, bringt 
Aufhören der Prozeffähigkeit das Erlöjchen der Vertretung mit fich. 
Verlegt der Vertreter jeinen Wohnfi nad) dem Auslande, ohne die 
Vertretung aufzugeben, jo ruht dieſe, d. h. das Patentamt ift nicht 
verpflichtet, eine der vorgeichriebenen Mitteilungen (j. 3.8. $ 5) an 
diejen Vertreter ergehen zu lafjen. Die Vertretung erlijcht aber in 
diejem Falle nicht; es bedarf feiner neuen Beftellung, wenn der Ber- 
treter ipäter jich wieder im Inlande niederläßt (a. M. Kent Nr. 917). 
Ueberträgt der Beicheninhaber jeinen Gewerbebetrieb jamt dem Zeichen 
auf einen anderen, jo endigt die Vollmacht des bisherigen Vertreters 
und es bedarf dieſer einer Bevollmäctigung jeitens des Erwerbers, 
wenn er fernerhin zur Wertretung befugt jein jol. Gründet der 
Zeicheninhaber im Inlande eine Niederlajjung, jo dab der Vertreter- 
zwang aufhört, jo ift damit die Vollmacht des Vertreters noch nicht 
erloihen, nur fann der Zeicheninhaber nunmehr jein Recht jelbit geltend 
machen und der Vertreter ift nur mehr neben ihm zur Geltendmachung 
befugt, bis die Vollmacht zurüdgenommen oder die Vertretung vom 
Bertreter aufgegeben wird. (Ebenjo Kent Nr. 917.) In der Zeichen- 
rolle des Patentamtes ift aber ebenjo wie das Erlöfchen der Vertretung 
auch das Aufhören des Vertreterzwanges zu vermerken. (Inſoferne ift 
die Bemerkung Seligjohns N. 12 zutreffend.) 


Abſatz III. 

11. Diejer Abſatz bringt zweierlei zum Ausdrude: 

a) Ausländische Warenzeichen genießen nur accefioriihen Schuß, 
d. bh. der Schuß im Inlande hängt von dem Schuße im Auslande ab 
(Sag 1; j. N. 12). 

b) Das ausländische Warenzeihen muß in der Regel den An- 
forderungen des inländiichen Gejetes genügen (Sa 2; ſ. N. 13). 

12. Acceſſoriſche Natur des Schutzes ausländischer Warenzeichen 
(Sat 1 des dritten Abjakes). 
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a) Der Wortlaut des Gejeßes beſchränkt jich auf Warenzeichen 
im engeren Sinne; denn nur joldhe werden „angemeldet“. Dem Sinne 
nach erſtreckt ſich aber die Borichrift auf alle Jndividualzeichen, 
auc auf Namen, Firmen und Ausftattungen; auch dieje find im In— 
lande nur dann geichüßt, wenn fie im Heimatsftaate Schuß genießen, 
aljo da, wo der Namensträger oder Firmeninhaber wohnt oder jeine 
Niederlafjung hat, wo die Niederlafjung des Gejchäftsbetriebs ift, ala 
deſſen Stennzeichen die Ausftattung gilt. (Vgl. bezüglich der Namen 
ROSE. Bd. 40 ©. 61, in PMZBL. IV 236; RGC. Bd. 46 ©. 125; in 
PM8Bl. VII 515 RG, PMZB. VII 55; bezüglich der Ausftattung 
OLG. Hamburg ebenda VI 286.) 

b) Ausländijches Warenzeichen ift ein jolches, deſſen Inhaber 
im Inlande eine Niederlaffung nicht bejigt, jollte auch feine Nieder- 
laſſung in einem Staate ſich befinden, mit welchem das Deutjche Reich 
in Bezug auf Warenzeichen in einem Bertragsverhältnifie fteht. 

e) Das Gejeg verlangt ausdrüdlih, daß mit der Anmeldung 
eines ausländiichen Warenzeichens der Nachweis verbunden werde, 
daß der Anmelder in dem Staate, in weldhem feine Nieder- 
laſſung ſich befindet, für diejes Zeihen den Markenſchutz 
nachgeſucht und erhalten hat. Der Entwurf ift durch Kommiſſions— 
beihluß auc hier geändert worden. Der Wortlaut des Entwurfs ver- 
langte nämlich nur den Nachweis, „dab in dem Staate, in welchem 
jeine Niederlafjung jich befindet, die Vorausjegungen erfüllt find, unter 
welchen der Anmeldende dort einen Schuß für jein Zeichen verlangen 
fann.” Nun wurde in der Kommiſſion darauf hingewiejen, daß man 
unter dem bisher beftehenden Recht in Leipzig Ausländern die Ein- 
tragung von Warenzeichen gejtattet habe nur auf die Bemerkung hin, 
da der Antragiteller in England durch das gemeine Recht (Common 
Law) gegen Nachahmung diejer Zeichen geichüßt jei, aljo dort „einen“ 
Schuß genieße. Dieje Auffafiung jollte für die Zukunft durch den 
nunmehrigen Wortlaut verhindert werden (Komm.Ber. ©. 9). 

Den Nachweis des ausländischen Schußes erbringt der Zeichen- 
inhaber am beten durch Vorlage einer Bejcheinigung derjenigen Be- 
hörde jeines Heimatjtaates, bei welcher fein Zeichen eingetragen ift. 
Es genügt, wenn dieje Eintragung beftätigt ift; ob im einzelnen Falle 
auch die materielle Rechtsbejtändigfeit des Zeichenichußes anzunehmen 
ift, hat das PU. nicht zu prüfen (Kent Nr. 933; Seligjohn N. 17; 
j. aber lit. e). 

d) Das PA. darf ein angemeldetes ausländiiches Zeichen nur 
dann eintragen, wenn dieſes mit dem im Urjprungsitaate ge- 
jhüsten Zeichen volltommen identijch if. Auch Abweichungen, 
welche nicht jo erheblicd jind, daß fie die Gefahr der Verwechſelung 
ausſchließen, dürfen nicht unbeachtet bleiben und machen die Eintragung 
des Zeichens unzuläjlig; denn $ 20 bezieht ſich auf den Fall, daß ein 
im Ausland geihügtes Zeichen mit einem im Inland angemeldeten zu 
vergleichen ift, nicht (vgl. N.2 zu $ 20; ebenjo Kent Nr. 945; PA., 
BMARL. VI 47, 283; a. M. Finger N. 7). Freilich, wenn es ſich 
nur um Unterjchiede von ganz untergeordneter Bedeutung handelt, 
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fann die Identität gewahrt erjcheinen; Hierüber ift von Fall zu Fall 
zu enticheiden (PA., PMZBL. VII 283). Es genügt namentlich nicht, 
wenn das angemeldete Zeichen nur einen Bejtandteil des im Auslande 
geihügten bildet (PA., PMZBL VII 46). Iſt im Auslande ein Wort- 
zeichen geſchützt, jo fann im Inlande nicht die Eintragung des ent- 
jprechenden Bildzeichens verlangt werden (vgl. PA., PMZBI. IX 203) u. 1. f. 

Es ift ferner erforderlih, daß das Beichen im Auslande für 
Waren gejhügt ift, die mit denjenigen ——— ſind, für welche 
es im Inlande angemeldet wird (PA, PNZBL. VIIV). 

e) Ausländiiche individuelle Warenbezeichnungen aller Art (i. 
lit. a) find im Deutſchen Reich nur geihüßt, wenn und jo lange 
jie im Auslande den Schuß genießen. Dies war in $ 20 des 
Markenſchutzgeſetzes vom 30. November 1874 ausdrücklich beſtimmt. 
Das gegenwärtige Geſetz enthält zwar dieſen Sag nicht, er gilt aber 
deshalb nicht weniger und entipricht dem Sinn des erjten Satzes von 
Abi. 3. Der inländiihe Schuß joll im Verhältnis zum ausländijchen 
nur accefjoriiher Natur jein (jo a N.6, Landgraf N. 4, 
RGC. Bd. 40 ©. 64, Bd. 46 ©. 125; RGStr. Bd. 35 ©. 321, RG, 
PMZB. VIII 280; PA. ebenda IX 203; a.M. Kent Wr. 910, 932, 942; 
Oſterrieth-Axſter ©. 40; Ofterrieth in R. u. U. VIll 63). 

Ohne die Erfüllung der Bedingung des Schußes im Urjprungs- 
lande — d. i. im Staate der Niederlafjung des Zeicheninhabers — 
entjteht im Inlande fein Schuß; ohne die Fortdauer des Schußes im 
Auslande kann der Schup im Inlande nicht fortbejtehen. Im einzelnen 
it zu jagen: 

aa) Wenn ji) der Schuß im Auslande nicht jhon an die dor— 
tige Eintragung des Zeichens knüpft, vielmehr zu Diejer formellen 
Vorausjegung — wie nad) dem Markenſchutzgeſetz vom 30. November 
1874 — noch gewiſſe materielle hinzufommen müfjen und es an diejen 
im gegebenen Falle gebricht, jo ift das Zeichen troß jeiner Eintragung 
in der Zeichenrolle des PA. im Inlande nicht geihügt. Dasjelbe 
gilt, wenn das PA. ohne Nachweis des ausländiihen Schutzes oder 
etwa auf Grund einer gefäljchten Urkunde die Eintragung vorgenommen 
hat und der Schuß im Auslande nicht befteht oder wenn das PA. mit 
Unrecht Identität der Zeichen angenommen bat. Das PN. hat in den 
zulegt erwähnten drei Fällen, jobald ‘es fich davon überzeugt, daß die 
Eintragung nicht hätte erfolgen jollen, das Zeichen von Amts wegen gemäß 
88Abſ. 2 Nr. 2 zu löſchen. (Ebenjo Meves ©. 263, Finger N. 7; 
a.M. Kent Nr. 933, der den Nachweis des ausländischen Schußes nur 
zu den Formalien rechnet.) 

Erlangt ein zu Unrecht im Inlande eingetragenes Zeichen den 
Schuß im ausländischen Urjprungsftaate erjt nachträglich, jo iſt doch 
die Eintragung im Inlande wirkungslos, ſie ſichert nicht die Priorität, 
vielmehr muß nun die Anmeldung erneuert werden. 

In einem gerichtlichen Verfahren wegen angeblicher Verletzung 
des Rechts auf ein im Inlande eingetragenes ausländiſches Zeichen iſt 
die Frage. ob der Auslandsſchutz für dieſes Zeichen beſteht, zu prüfen; 
die Gerichte find durch den Beichluß des PA. nicht gebunden und haben 
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zu Gunſten desjenigen, der das Zeichenrecht verlegt haben joll, zu 
entjcheiden, wenn ſich ergibt, dab der Schuß im SHeimatlande fehlt. 
(RGStr. Bd. 35 ©. 321, RG, PMZBL. VII 280. E3 ift unrichtig, 
wenn in der erjteren Enticheidung ©. 323 geſagt ift, bis zum Eintritte 
des die Strafbarkeit bedingenden Umftandes bleibe der ftaatliche Straf- 
anſpruch „jujpendiert“, „die an ſich normmidrige Handlung ftraflos“, 
obwohl es unmittelbar vorher heift, ein Recht im Inlande jei, weil 
ein Schußzeichen im Auslande nicht vorhanden, nicht zur Entftehung 
gelangt, das infolge der Eintragung anſcheinend bejtehende Recht jei 
matertell nicht vorhanden. Die Ausdrudsmweile des RG. könnte Die 
Meinung ermweden, ald wolle damit gejagt fein, der jtaatliche Straf- 
anjpruch wegen des vorgeflommenen Zeichengebrauchs beftehe an fich 
und fomme zur Geltung, wenn nachträglih der Schu im Auslande 
erworben werde. Davon kann aber feine Rede jein. Wegen des Ge- 
brauch® des im Auslande jchuglojen und daher aud im Inlande trotz 
der Eintragung nicht geihügten Zeichens ift ein Strafanſpruch über- 
haupt nicht entitanden; ein ſolcher fann auch nicht rückwirkend dadurd 
entftehen, daß die Bedingung des inländiihen Schuges nachträglich 
erfüllt wird. Was in der Begründung der €. des RG. weiterhin 
folgt, läßt allerdings erkennen, dab das Richtige gemeint ift.) 

bb) Handelt es jih um Name, Firma oder Ausftattung 
einer Berjon, die ihre Niederlaflung nur im Auslande hat, jo bejteht 
wiederum ein Schuß im Inlande nicht, wenn der Schuß im Auslande 
fehlt, 3. B. der Name, den jemand mit Erlaubnis eines Trägers des- 
jelben zur Warenbezeichnung verwendet, im Gemeingebraud jteht (RGE., 
Bd. 46 ©. 125, in PMZBL. VII 51; RG. ebenda VII 55) Was übri- 
gens den inländiichen Schuß der Ausjtattung betrifft, jo hängt dieſer 
nicht davon ab, daß das betr. Kennzeichen auch im Auslande ald Aus- 
ftattung geichüßt ift, daß aljo im Auslandsjtaat eine genau dem $ 15 
entiprechende VBorjchrift gilt; enticheidend ift nur, daß das in der Aus- 
jtattung verkörperte Gejamtbild im Ausland überhaupt Echuß genießt, 
wenn auch als eingetragenes Warenzeichen (OLG. Hamburg, PMZUI. 
VI 286). 

ve) Mit dem nadhträglihen Wegfall des Auslands— 
Ihußes hört auch der inländiihe Schuß auf. Hit alſo das 
Zeichen im Auslande gelöjcht, jei es, weil ſich nachträglich ergeben hat, 
daß es nach ausländiichem Necht nicht eintragsfähig war oder weil der 
Zeicheninhaber die Löichung beantragt hat oder aus anderen Gründen, 
jo genießt das Zeichen auch im Inlande trog der Eintragung ferner» 
hin feinen Schug mehr (a.M. Seligiohn N. 17 lit. b im Anſchluß 
an die Motive ©. 19 und Kent a. a. D. vermöge jeines überhaupt 
abweichenden Standpunftes, j. o. ©. 674). Unter Umjtänden hat das 
PA. gem. $ 8 Abi. 2 Nr. 2 das Zeichen zu löfchen, nämlich dann, wenn 
es auch nach deutichem Nechte (im AZujammenhalte mit Art. 6 der 
Barijer UWebereinfunft, ſ. dieſe unter Ziff. V dieſes Buches) nicht 
eintragsfähig war (Lau „Anſchluß“ ©. 125). Wenn dagegen Die 
Eintragung mit dem deutichen Gejege in Einklang ftand, kann das 
PU. das 3. aud dann nicht löjchen, wenn nad ausländiichem Recht) 
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ichon zur Zeit der Eintragung ein Grund für die Zurückweiſung be- 
itand, 3.8. weil es mit dem Zeichen eines früheren Anmelders folli- 
dierte; der 88 gibt in diefem Falle für die Löſchung feine Handhabe 
(a. M. Lau a. a. O. S. 127. Diejer Schriftiteller ftügt jeine Anſicht 
auf 88 Abſ. 1 dieſes Geſetzes im Zuſammenhang mit BGB. SS 823, 
249. Allein man wird kaum annehmen können, daß derjenige, welcher, 
auf ſein damals beſtehendes formelles Recht im Auslande ſich ſtützend, 
die Eintragung im Inlande erwirkt hat, damit widerrechtlich gehandelt 
habe. Jedenfalls würde die Schadenserſatzpflicht und damit die Pflicht, 
die Löſchung zu beantragen, vorausjegen, daß die Anmeldung des im 
Auslande nicht ſchutzfähigen Zeichens im Inlande vorjäglich oder fahr- 
läffig geichehen jei, eine Borausjegung, die Häufig genug nicht beiteht). 
Ein Löſchungsanſpruch, der im Wege der Klage verfolgt werden könnte, 
ift, falls das Zeichen im Auslande gelöjcht wird, auch dann nicht be- 
gründet, wenn der Löſchungsgrund erjt nad der ausländiichen Ein- 
tragung entjtanden ift; denn wenn auch $ 9 die Löſchungsgründe nicht 
erichöpfend aufführt, jo wollte doch dieje Bejtimmung die Löſchung im 
Prozeßwege vollftändig injoweit regeln, als die Verhältnifje, die zur 
Löſchung führen jollen, wie hier unmittelbar aus der Natur des 
Beichenwejens fich ergeben (j. NR. 2 zu 8 9; a. M. Lau a. a. O. 
©. 129) 


13. Das ausländifche Zeichen muß regelmäßig den Anfor— 
derungen des inländilhen Geſetzes entipredhen (Sat 2 des Dritten 
Abjages). Eigentlich erjcheint diefer Satz als jelbjtverjtändlihd. Allein 
die Beitimmungen des Geſetzes vom 30. November 1874 wurden 
dahin ausgelegt, daß die im Auslande geihügten Marken in Deutich- 
fand auch dann einen Schuß erlangen fönnen, wenn fie den Form— 
vorjchriften unjeres Gejeges nicht genügen. Dieje Auffaffung räumte 
dem Ausländer eine günjtigere Stellung ein, al® dem Inländer; jie 
ermöglichte es dem erfteren, das ausichließliche Benutzungsrecht an 
jolhen Zeichen zu erwerben, welche das Gejeg dem Gemeingebrauch 
vorbehalten jehen will. Das gegenwärtige Gejeß hat daher durch eiue 
ausdrüdliche Beitimmung die Möglichkeit einer derartigen Auslegung 
abgeichnitten; die Zeichen von Ausländern müſſen, um zur Eintragung 
in die Rolle zugelaffen zu werden, allen Anforderungen diejes Geſetzes 
nach der formellen, wie nad) der materiellen Seite entiprehen. (Mo- 
tive S. 20.) Es kann aljo insbejondere ein Zeichen, welches feine ge— 
nügende Unterjcheidungsfraft beißt (ſ. N. 5 zu $1) oder bezüglich deſſen 
einer der Verjagungsgründe des 84 vorliegt, nicht eingetragen werden, 
wenn auch der ausländiiche Staat, in welchen das Zeichen vorber den 
Schuß erlangt hat, einen ſolchen Berjagungsgrund nicht fennt (vgl. 
PA, PNZB. II 174). Das Patentamt ift auch an die Auffafiung 
der ausländiichen Behörde über das Vorliegen eines beiden Gejeg- 
gebungen gemeinjamen Berjagungsgrundes im konkreten Falle nicht 
gebunden (vgl. Meves ©. 260). 

Eine Ausnahme ift jedoch zu Gunſten derjenigen Staaten vor- 
behalten, mit denen im Wege internationaler Verträge eine ausdrüd- 
liche und die Gegenjeitigfeit gemwährleijtende Vereinbarung dahin ge- 
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troffen ift, daß die in dem Gebiete des einen Teils geichügte Marke 
in dem Gebiete des anderen Teils zur Eintragung zugelajien werden 
jol, auch wenn fie den hier geltenden Vorſchriften hinfichtlich der 
Form des Zeichens nicht genügt. ©. in dieſer Hinfiht Art. 6 der 
Pariſer Webereinkunft, ferner die Uebereinkommen mit Oeſterreich— 
Ungarn und Gerbien je Art. 6 (Ziff. V diejes Buchs). Diefe Aus- 
nahme gilt übrigens nicht nur für Diejenigen Gemerbetreibenden, 
welche ihre Niederlafjung in dem betr. Bertragsftaate haben, jondern 
in gleicher Weije für jolche, deren Niederlaffung fich im Deutſchen Reiche 
befindet, jowie ohne NRüdjicht auf den Ort der Niederlafjung für die 
Angehörigen des Deutihen Reiches und des betr. Bertragsitaates. 
Genießt aljo 3. B. ein Fabrifant in Frankfurt a/M. für einen bisher 
nur nad Stalien gelieferten Artifel dort den Zeichenſchutz und meldet 
er das Zeichen nachher zur Rolle des Patentamtes an, jo darf das 
Patentamt die Eintragung nicht unter Berufung auf die Borjchriften 
ded gegenwärtigen Geſetzes über die Form des Zeichens verjagen. 
(Näheres über die Auslegung der cit. Artikel der Uebereinkommen j. in 
den Erläuterungen zu diejen; j. auch die bejondere Vorſchrift in Art. 6 
Abi. 2 des Webereinfommens mit Defterreih-Ungarn.) Angehörige 
dritter Staaten, die in feinem der im Bertragsverhältnife ftehenden 
Staaten ihre Niederlaffung haben, können fic auf die Verträge nicht 
berufen. (Ein Rufje oder Rumäne 3. B., der in Konftantinopel jeine 
Hauptniederlaffung hat, fann nicht geltend machen, daß jein Zeichen 
bereits in der Schweiz eingetragen jei: PA., PMZBL. II 73). 


s 24. 

Auf die in Gemäßheit des Gejeßes über Markenſchutz dom 
30. November 1874 in die Beichenregijter eingetragenen Waaren= 
zeichen finden bis zum 1. Oftober 1898 die Beſtimmungen jenes 
Gejeßes noch ferner Anwendung. Die Zeichen können bis zum 
1. Oftober 1898 jederzeit zur Eintragung in die Zeichenrolle 
nad; Maßgabe des gegenwärtigen Geſetzes angemeldet werden 
und unterliegen alsdann defjen Bejtimmungen. Die Eintragung 
darf nicht verfagt werden hinfichtlich derjenigen Zeichen, welche 
auf Grund eines älteren landesgejeglichen Schußes in die Zeichen 
regifter eingetragen worden find. Die Eintragung gejchieht un= 
entgeltli) und unter dem Zeitpunkt der erjten Anmeldung. 
Meber den Inhalt der erjten Eintragung ift ein Zeugniß der 
bisherigen Regifterbehörde beizubringen. 

Mit der Eintragung in die Zeichenrolle oder, jofern eine 
folche nicht erfolgt ijt, mit dem 1. Oftober 1898 erlifcht der 
den Waarenzeichen bis dahin gewährte Schuß. 
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1. Die gerichtlichen Zeichenregifter, welche bi8 zum Jnfrafttreten 
dieſes Gejepes zur Eintragung von Warenzeichen dienten, find jeitdem 
(1. Oktober 1894, $ 26) geichlofjen, injoferne von da an eine Ein- 
tragung in diejelben nicht mehr ftattfinden fonnte. Bis zum 1. Oftober 
1898 war die in Abſ. 1 des $ 24 vorgejehene Uebertragung der älteren 
Zeichen in die Zeichenrolle des PBatentamtes möglich; ſoweit dieje nicht 
erfolgte, waren die Zeichen noch nad) Maßgabe des Gejekes über Mar— 
fenihug vom 30. November 1874 geihügt. Alles dies Hat jeit dem 
1. Oftober 1898 aufgehört. Es gibt jeßt feine Zeichen mehr, Die 
einen anderen al3 den im gegenwärtigen Gejeße gewährten Schuß ge- 
nießen. Zeichen, die in dem gerichtlichen Regiftern und nicht in der 
Beichenrolle ftehen, find überhaupt nicht geichüßt. Eine Uebertragung 
fann jeit 1. Oftober 1898 nicht mehr erfolgen; wer jet für ein in ein 
Regiſter eingetragenes Zeichen den Schuß des gegenwärtigen Gejeges 
in Anjpruch nehmen will, muß es neu zur Rolle anmelden; auf den 
früheren Schuß wird in diefem Falle keinerlei Rüdjicht mehr genommen. 

Iſt nun ein Zeichen noch vor dem 1. Oktober 1898 in die Rolle 
übertragen worden, jo wird die Wirfung diefer Eintragung nad) dem 
gegenwärtigen Gejege beurteilt; e8 fann darauf, daß die Eintragung 
aus irgend einem Grunde nach) dem alten Rechte unwirkſam war, nicht 
zurüdgegriffen werden (vgl. RGC. 38 ©. 137). Abgejehen von der 
Priorität und der bejonderen Behandlung der auf Grund landesgeieg- 
lihen Schußes eingetragenen Zeichen (j. darüber N. 2 u. 3) ift das Schuß- 
recht, welches das Zeichen durch die Uebertragung gewonnen hat, ein 
von der früheren Eintragung völlig unabhängiges, auf jelbftändigen 
Borausjegungen beruhendes neues Recht, nicht etwa das alte Recht 
mit lediglich neuer formaler Grundlage (RG., PMZBL. III 31). Infolge» 
deſſen find insbejondere Wortzeichen, welche nach früherem Rechte nicht 
ſchutzfähig waren, wenn jie troßdem in ein Megifter eingetragen und 
rechtzeitig in die Zeichenrolle übertragen worden jind, nunmehr geichüßt 
und zwar auc ihrem Klanglaute nach, joferne nicht aus der Daritellung 
des Zeichens hervorgeht, daß es nur ald Bildzeichen geihüßt werden 
jollte (RGE. 42 ©. 15; vgl. NR. 3 lit. c zu $ 2). 

Auch die Schußdauer (88 Abi. 2 Nr. 1) wird nach dem gegen- 
wärtigen Gejege von der Anmeldung zur Zeichenrolle, nicht von der 
Eintragung im gerichtlichen Zeichenregifter an berechnet (Seligiohn 
N.3, Kent Nr. 961; aM. Landgraf N. 8). Der Schuß wird ferner 
dem übertragenen Zeichen in dem ganzen durch $ 12 beftimmten Um— 
fange gewährt, aljo 3. B. auch gegen Anbringung des Zeichens auf 
Geſchäftspapieren, Ankündigungen aller Art, wie Ladenjchildern u. dgl., 
obwohl $ 8 des Markenſchutzgeſetzes dieſe Art Schuß nicht vorgejeben 
hat (RGCE. Bd. 38 ©. 137). Die Eintragung in der Rolle übt ihre 
formelle Wirfung auch in den Fällen aus, ın denen fie hätte verjagt 
werden jollen und daher nad älterem Nechte unwirkſam war, 3.8. 
wenn das Zeichen ein Freizeichen tt; die Gerichte haben die Ein- 
tragumgsfähigfeit jett, der Yeichenrolle gegenüber, nicht mehr, wie 
früher gegenüber dem Zeichenregifter, zu prüfen, es bedarf vielmehr, 
wenn der Schuß verjagen joll, erjt der Löſchung (vgl. ROSE. a. a. ©.). 
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2. Im allgemeinen richtet ſich die Priorität eines Zeichens 
nad) der Anmeldung zur Zeichenrolle (ſ. N. 2 lit. a zu 88 5, 6). In 
diefer Hinfiht gilt für die aus den Regiftern übernommenen Beichen 
etwas Abmweichendes: Nach $ 24 Abi. 1 waren bieje Zeichen unter dem 
Zeitpuntte der erjten Anmeldung, d.h. der Anmeldung zum ge- 
rihtlichen Negifter, einzutragen. Dieje Priorität haben die über- 
tragenen Zeichen behalten. Die Enticheidung, welche das Patentamt 
bei der Eintragung über die Priorität getroffen hat, ift im allgemeinen 
auch für die Gerichte im Falle einer Löſchungsklage nad) 8 9 Nr. 1 
bindend (OLG. Dresden, PMZBI. VI 74). Vorausgeſetzt ift dabei frei- 
(ih, daß das regiftrierte und das angemeldete Zeichen identisch find; 
hat das Patentamt ein Zeichen eingetragen, welches im Vergleich zu 
dem in das Regifter eingetragenen Beichen ein abgeändertes ijt, jo 
jteht den Gerichten die Nachprüfung zu, ob troß diejer Abänderung 
noch Uebereinftimmung mit dem regijtrierten Zeichen anzunehmen ift 
(RGE. 44 5.62 und in PM8Bl. V 256). Dabei kommen geringfügige 
Abweichungen nicht in Betradht; der $ 20 ijt aber hier ebenjomwenig 
wie in den Fällen des 8 23 Abi. 3 (j. dort N. 12 lit. d) anwendbar. 
ferner ift vorausgejeßt, daß das Zeichen in dem Regiſter wie in der 
Beichenrolle für diejelben Waren eingetragen war. Dabei ift zu 
berüdjichtigen, daß nad dem Markenſchutzgeſetz ($ 2) nur die Waren- 
gattungen anzugeben waren, während jetzt ein Verzeichnis der 
Waren, für die dad Zeichen beftimmt ift, verlangt ift ($ 2). Wenn 
nun in einem gegebenen Falle der Eintrag im Beichenregifter nur die 
Warengattung (3. B. Eijen- und er angibt, während in der 
Anmeldung zur Rolle eine Warenjpezies (3. B. Schlittichuhe) angegeben 
ift, jo haben die Gerichte, wenn in einem Prozejje die Priorität des 
Beichens ftreitig ift, zu prüfen, ob dieje Spezies unter jene Gattung 
fällt; im erneinungsfall ift der Anſpruch auf die alte Priorität un- 
begründet. Der gerichtlichen Prüfung unterliegt ferner in ſolchem Falle 
die Frage, ob bei der ann zum Beichenregifter die Warengattung 
mit der nötigen Beftimmtheit bezeichnet worden ift; fehlt es hieran, 
jo war ein Schutzrecht nad dem Markenſchutzgeſetze nicht begründet 
und die alte Priorität fonnte wiederum nicht beansprucht werden (PU., 
PMEZBL. V1379, wo die Angabe „Eijen- und Stahlwaren“ als ge- 
nügend bejtimmte Bezeichnung der Warengattung erklärt it). 

3. Oben (N. 1) wurde bemerft, dat das durch die Hebertragung 
eines Zeichens begründete Schugreht im allgemeinen ein neues, jelb- 
ftändiges, nur nach den Beitimmungen des gegenwärtigen Geſetzes zu 
beurteilendes Recht ift. Dies zeigt fich auch in Bezug auf den Fort— 
bejtand des Rechts, injoferne das Patentamt von Amts wegen zu löſchen 
Hat, wenn es findet, daß einer der in diejem Gejeße vorgeichenen Ver— 
fagungsgründe zur Zeit der Uebertragung beitand ($ 8 Abi. 2 Nr. 2) 
und auf Klage eines Dritten die Löſchung aus den in $ 9 bejtimmten 
Gründen zu erfolgen hat. Nun ſchreibt aber der dritte Sat des $ 24 
Ab. 1 vor, da die Eintragung in die Zeichenrolle nicht verjagt werden 
Dürfe Hinfichtlich derjenigen Zeichen, welde auf Grund eines 
älteren landesgejeglihden Schutzes in die BZeichenregijter 
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eingetragen worden jind. Dies hat zur Folge, daß ein jolches 
Zeichen, audy wenn nachträglich das Patentamt finden jollte, daß es den 
Anforderungen des gegenwärtigen Gejeßes nicht entipreche, nicht gemäß 
88 Abi. 2 Nr. 2 gelöjcht werden darf. 

Borausgejept ift dabei, daß das auf Grund älteren landesgeieh- 
fihen Schußes in ein gerichtliches Regiſter eingetragene Zeichen in die 
geichenrolle des Patentamtes vor dem 1. Oktober 1898 übertragen wurde; 
jpäter war es wie jedes regiftrierte Zeichen ald neu angemeldet zu be- 
handeln und in jeder Hinficht den Anforderungen des gegenwärtigen 
Geſetzes unterworfen (j. N. 1). 

Die Abteilung für Warenzeihen im Patentamte wendete dieje 
Vorſchrift des $ 24 bezüglich der früher landesgeſetzlich geihüßten Zeichen 
bei deren Uebertragung in dem Sinne an, daß jie eine Prüfung darauf- 
bin, ob das Warenzeihen in Wirklichkeit landesgejeglich geichügt war, 
nicht mehr vornahm, vielmehr die Beicheinigung der Regiſterbehörde, 
daß das Zeichen jeinerzeit auf Grund eines älteren landesgejeglichen 
Schußes eingetragen worden jei, für genügend erachtete. Es hatte ſich 
daher mit der ftreitigen Frage, für welche Gebiete Deutichlands vor dem 
Markenſchutzgeſetze vom 30. November 1874 ein landesgejegliher Schuß 
beftanden hatte, nicht zu befallen (PU., PMZBL. I 65). An diefem wohl 
auch richtigen Grundjage (vgl. Kent Nr. 963) wird das Patentamt ver- 
mutlich feithalteu, wenn etwa die Löſchung eines ſolchen Zeichens nach 
8 8 Abi. 2 Nr. 2 angeregt werden jollte. 

Da das Geſetz die Verjagung der Eintragung für die auf Grund 
früheren landesgejeglichen Schuges in die Negifter eingetragenen Zeichen 
unbedingt ausichließt, hätte die Eintragung auch wegen Freizeicheneigen- 
ichaft nicht verjagt werden jollen. Gleichwohl ift dies in einem Falle 
vom PBatentamte geichehen (j. PMZBI. III 105) und zwar mit der (auch 
von Rhenius N. 5 gebilligten) Begründung, daß nach dem betreffenden 
Landesgejege eine Prüfung der Zeichen auf Freizeicheneigenichaft nicht 
ftattgefunden habe. Diejer für die Zukunft im Hinblid auf $ 8 Abi. 2 
Nr. 2 nod immer bedeutjamen Anficht ift nicht beizuftimmen. Würde 
das Vorrecht der auf Grund früheren landesgejeglihen Schußes ein- 
getragenen Zeichen jich auf die Fälle beichränfen, in welchen nach Yandes- 
gejeß eine Vorprüfung jtattgefunden und das Zeichen dieje beftanden 
hat, jo hätten wohl die meiſten diejer Zeichen, wenn nicht alle, vom 
Batentamte nachgeprüft werden müjjen: Eine jo wichtige Einſchränkung 
hätte aber das Geſetz doch ausdrüdlich machen müfjen. So aber ift nicht 
einzujehen, warum gerade für die Frreizeicheneigenichaft eine Ausnahme 
gemacht werden jollte, obwohl die Behörden, welchen nad Zandesgeieg 
eine Vorprüfung nicht oblag, natürlicy auch nicht unterfucht haben, ob 
das Zeichen nicht ärgerniserregend oder zur Täuſchung geeignet war 
u. dgl. (übereinjtimmend Kent Wr. 964). Das Patentamt hat aljo ein 
auf Grund früheren landesgejeglihen Schuges in ein Zeichenregifter 
eingetragenes Zeichen, wenn es vor dem 1. Oftober 1898 in die Rolle 
übertragen worden it, von Amts wegen nicht zu löjchen, wenn es etwa 
findet, daß das Zeichen zur Zeit der erjten Eintragung Freizeichen war. 
Dagegen bejteht fein Grund, die Anwendung der Beſtimmung bezüglich 
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der landesgeſetzlich geichügten Zeichen noch weiter auszudehnen, als ihr 
Wortlaut verlangt und auch die Löſchungsklage gemäß 89 NL 3 aus. 
zuichliegen (a. M. Kent Nr. 303, 964). 


8%. 

Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Be— 
ftimmungen über die Einrichtung und den Gejchäftdgang des 
Patentamts, ſowie über das Verfahren vor demfelben werden 
durch Kaijerliche Verordnung unter Zuftimmung des Bundes- 
raths getroffen. 

Die am 30. Juni 1894 (RGEBl. ©. 495) ergangene Verordnung 
j. im Anhang Nr. V. 

| S 26. 

Dieſes Gefeg tritt mit dem 1. Oktober 1894 in Kraft. 

Bon dem gleichen Zeitpuntte ab werden Anmeldungen 
von Waarenzeichen auf Grund des Geſetzes über Markenjchuß 
vom 30. November 1874 nicht mehr angenommen. 


Urkundlih unter Unferer Höchjteigenhändigen Unterjchrift 
und beigedrudten Kaiferlichen Jnfiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 12. Mai 1894. 


(L. S.) Wilhelm. 
von Bötticher. 


Die Verträge des Deutfcen Keichs mit aus: 
ländifhen Stanten zum Schube von Erfindungen, 
Muftern und Wanrenbezeihnungen. 


A. Parifer Nebereinkunff 


für den internationalen Schuß des gewerblichen Eigenthums 
vom 20. März; 1883 
fammt der Brüffeler Zuſatzakte vom 14. Dezember 1900. 


Dorbemertung. 

Die Uebereinktunft wird nachftehend in der ihr durch Art. 1 und 2 
der Brüfjeler Zuſatzakte gegebenen Faflung, in der fie für Deutfchland 
am 1. Mai 1903 in Kraft getreten ift, wiedergegeben, wobei die Aen- 
derungen mittel® durchſchoſſenen Drudes hervorgehoben find. 

Die Wahl des Namens „Pariſer Uebereintunft” entjpricht der 
allgemein üblichen Benennung der Uebereinf. vom 9. September 1886, 
„Berner Uebereinfunft“. 

(Das Patentamt Hat fich für die Bezeihnung „Unionsvertrag“ 

U.V. — entſchloſſen; ſ. PMBl. IX 128.) 


Seine Majeſtät der König der Belgier, Seine Majeſtät Der 
Kaiſer von Brafilien, Seine Majeftät der König von Spanien, der 
Präfident der Franzöfiichen Republik, der Präfident der Republik 
von Guatemala, Seine Majeftät der König von italien, Seine 
Maieität der König der Niederlande, Seine Majeftät der König 
von Portugal und Algarbien, der Präfident der Republif von 
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Salvador, Seine Majeftät der König von Serbien und der Bundes- 
rath der Schweizeriichen Eidgenoflenichaft haben, gleichmäßig von 
dem Wunſche beieelt, im Einvernehmen mit einander ber Gewerbe: 
thätigfeit und dem Handel der Angehörigen ihrer betreffenden Staaten 
einen vollkommenen und wirffamen Schuß zu fihern und zur Ge: 
währleiftung der Rechte der Erfinder und der Loyalität des Handels: 
verfehrs beizutragen, beichloffen, zu diefem Zwecke eine Uebereinkunft 
zu Schließen und zu Ihren Bevollmächtigten ernannt, nämlich: 
(folgen die Namen der Bevollmächtigten) 
welche nad) gegenseitiger Mittheilung ihrer in guter und gehöriger 
Form befunbenen Vollmachten über die folgenden Artikel überein: 
gefommen find: 
Art. 1. 

Die Regierungen von Belgien, Brafilien, Spanien, Frank— 
reih, Guatemala, Italien, den Niederlanden, Portugal mit den 
Azoren und Madeira, Salvador, Serbien und der Schweiz bilden 
einen Verband zum Schuße des gewerblichen Eigentums. 

1. Die dem Berband angehörigen Stanten. Bon den ur» 
jprünglichen Kontrahenten find Duatemala und Salvador aus dem 
Verbande wieder ausgejhieden. Das jpäter beigetretene Ecuador 
gehört ihm ebenfalls nicht mehr an. Zur Zeit beiteht der Verband 
aus nachbezeichneten achtzehn Staaten: 

Belgien, 

Brafilien (der Brüffeler Konferenz am 8. April 1903 beigetreten), 

Dänemark nebit den Farder⸗Inſeln — 1. Oktober 1894), 

Deutiches Reich (beigetreten 21. März 1903), 

Een Republik (beigetreten >0. Dftober 1884, ausgeichieden 

5. März 1889, wieder eingetreten 11. Juli 1890, der Brüſ⸗ 

ler. Sonferenz jedoch nicht beigetreten), 

Spanien (der Brüfjeler Konferenz am 22. Januar 1903 beigetreten), 

Frankreich mit Algier und den Kolonien, 

Großbritannien mit Neufeeland und Queensland (beigetr. 17. März 
1884 bezw. 7. September 1891), 

Italien, 

Japan (beigetreten 15. Juli 1899), 

Niederlande mit Niederländiſch Indien (ſeit 1. Oftober 1888), ferner 
mit Surinam und Curacçao (feit 1. Juli 1890), 

Norwegen (beigetreten 1. Juli 1885), 

Portugal mit den Azoren und Madeira, 

Serbien (der Brüfjeler Konferenz nicht beigetreten), 

Schweden (beigetreten 1. Juli 1885), 

Schweiz, 

Tunis (beigetreten 20. März 1884), 

Bereinigte Staaten von Amerika (beigetreten 30. Mai 1887). 
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Da nun das Deutiche Neich jeinen Beitritt zur Pariſer Ueber- 
einkunft nur inſoweit erflärt hat, als dieje durd die Brüfjeler Zujap- 
afte modifiziert ift, die Dominifanifche Republif und Serbien 
aber diejer Akte nicht beigetreten find, fommt im Verhältniſſe zu 
diejen beiden Staaten die Uebereinkunft für Deutichland 
vorläufig nicht zur Anwendung. (©. bezüglid Serbiens das be- 
jondere Uebereinfommen, unten lit. B Ziff. IV.) 

2. Die Worte „Sewerblihes Eigentum“ find in Nr. 1 des 
Schlußprotokolls dahin erläutert, daß fie nicht bloß auf Gewerbeerzeug- 
niffe im eigentlichen Sinne, jondern ebenjo auf die Erzeugnifie des 
Aderbaues und auf die in den Handel gebrachten mineraliichen Erzeug- 
niffe Anwendung finden. Dabei ift „Eigentum“ ebenjowenig wie ın 
der Bezeichnung „geiltiges Eigentum“ im eigentlichen Sinne als das 
umfaſſendſte Recht an körperlichen Sachen zu verftehen, vielmehr im 
Sinne des Jnbegriffs aller der ausjchließlichen Befugniſſe, welche von 
den Geſetzen der Bertragsftaaten in Anjehung der Erfindungen, der 
Mufter und Modelle, der Fabrik- oder Handelömarfen und der Handels- 
namen (j. Art. 2) gewährleiftet werden. 


Art. 2. 

Die Untertanen oder Bürger der vertragichließenden Staaten 
follen in allen übrigen Staaten des Verbandes in Betreff der Er: 
findungspatente, der gewerblichen Mufter oder Modelle, der Fabrik— 
oder Handelsmarken und der Handelönamen die Vortheile genießen, 
welche die betreffenden Gelee den Staatsangehörigen gegenwärtig 
gewähren oder in Zukunft gewähren werden. Demgemäß follen fie 
denſelben Schuß mie diefe und diejelbe Rechtshülfe gegen jeden Ein— 
griff in ihre Rechte haben, vorbehaltlich der Erfüllung der Förm— 
lichfeiten und Bedingungen, welche den Staatsangehörigen durch die 
innere Gejeßgebung jedes Staates auferlegt werben. 

1. Berfonen, auf weldhe die gegenwärtige leberein- 
funft Unwendung findet, find zunächſt die Untertanen oder Bürger 
(d. j. die Staatdangehörigen) der vertragichließenden Staaten, überdies 
— Art. 3) diejenigen, welche in dem Gebiete einer der Vertrags— 
taaten ihren Wohnſitz oder tatjächliche und wirkliche gewerblidye oder 
———— haben. 

2. Inhalt des vereinbarten Rechtsſchutzes. 

Nicht eine materielle Nechtsgleichheit ftatuiert die Uebereinfunft, 
jondern nur Die — der Verbandsangehörigen mit 
den Inländern. Die in NR. 1 bezeichneten Perſonen ſollen in allen 
übrigen Staaten des Verbandes die gleichen Vorteile wie die Staats- 
angehörigen jet und Fünftig genießen, ste jollen denjelben Schuß wie 
dieje und dieſelbe Nechtshilfe gegen jeden Eingriff in ihre Rechte haben. 
Borausiegungen und Umfang des Schuges bemefjen ſich nady dem Rechte 
desjenigen Staates, in welchem der Schug in Anſpruch genommen wird. 
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Die Uebereinfunft jelbft enthält nur einzelne materielle Normen, dur) 
die das Recht der Einzelitaaten modifiziert wird (ſ. Art. 4 ff.). 

Wenn es übrigens heißt: „Die gleichen Vorteile wie Die Staats- 
angehörigen“, jo iſt diejes legtere Wort nicht im eigentlichen Sinne 
zu verftehen; denn 3.8. $ 23 des Warenzeichengejeges verlangt nicht 
Staatsangehörigfeit, jondern Niederlafjung im Inlande (j. auch $. 16 
des Mufterichußge). vom 11. Januar 1876, $ 13 des Gebrauchsmuſter— 
ichußgejeges vom 1. Juni 1891). Die Vorjchrift des Art. 2 will jagen, 
daß der Angehörige eines Berbandsjtaates in jedem anderen Berbands- 
ftaate demjenigen gleichgeitellt jein joll, der den inländischen Schuß 
gemäß der inländiichen Gejeßgebung genießt. (Ebenjo Dfterrieth- 
Axſter ©. 25; vgl. Pouillet et Pl& p. 30ı. 

Die Gleichjtellung bezieht jih auf 

a) Erfindungspatente. In dieſer Hinficht ift die Tragweite 
der Uebereintunft eine ziemlich geringe Zur Zeit wird nämlih in 
Deutichland der Ausländer zum Batentichuge ebenjo wie der Inländer 
zugelafien (j. Pat. Geſ. $ 12) und es hat daher die Uebereinkunft, was 
den Patentſchutz im Deutſchen Reich betrifft, nur die Wirkung, daß 
die Angehörigen der anderen Berbandsftaaten von einer Aenderung 
de3 Ddeutichen Geſetzes, durch die der Ausländer ungünftiger geftellt 
würde, nicht berührt würden. Der gleiche Grundjag wie im Deutichen 
Reich gilt in der Hauptſache auch in den anderen Berbandsländern. 
Nur in den Bereinigten Staaten von Amerika fteht das jog. „Caveat” 
dem Ausländer im allgemeinen nicht zu, jo daß im diejer Beziehung 
erjt die Uebereinfunft ausgleichend wirft (vgl. über das Caveat Kohler 
Handb. ©. 291, Alerander-Kap in „Anichluß“ ©. 58, 59). Bezüglich 
der Trage, wo die patentierte Erfindung ausgeführt werden muß, j. Art. 5. 

b) Gewerblihe Muſter oder Modelle. 

Hier iſt zunächft fraglich, ob unter diejer Bezeichnung nur die 
in den meijten Staaten des Verbandes geichügten „Geſchmacksmuſter“ 
(ſ. Deutiches Gejeh vom 11. Januar 1876) oder auch die Gebrauds- 
mufter zu verftehen find, die außer in PDeutichland (j. Geſetz vom 
1. Juni 1891) nur in England und den Bereinigten Staaten bejonderen 
Schuß genießen. Die allgemeine Faſſung ipricht für die legtere An- 
nahme. Deutichland wird aljo feinen Gebraudhsmufterihug auch den 
Angehörigen der anderen Verbandsjtaaten zu gewähren haben. (Ueber- 
einftimmend die Denkichrift zu Urt. 2 und 3, Alexander-Katz 
und Djterrieth in „Anichluß“ ©. 50, 141, 142.) 

aa) Was zunächit den Geſchmacksmuſterſchutz im Deutjchen 
Reich betrifft, jo findet das Gejek vom 11. Januar 1876 nur auf Mufter 
inländijcher Urheber, ſowie jolcher ausländischer Urheber Anmendung, 
die im Gebiete des Deutichen Reichs ihre gewerbliche Niederlafjung 
haben. Durch die Uebereinfunft wird die Anwendbarkeit dieſes Geſetzes 
injoferne erweitert, ald nun die Angehörigen eines Berbandsftaates den 
Inländern gleichitehen, als ferner jeder Ausländer den Schuß im In— 
lande aud dann erlangen fann, wenn er jeinen Wohnſitz oder jeine 
Niederlafjung nicht in Deutichland, aber in einem anderen Berbands- 
ftaate hat. Freilich ift die praftiiche Bedeutung diefer Erweiterung eine 
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ziemlich geringe; denn da nah $ 16 eit. Mufter und Modelle nur in- 
joweit ſchutzfähig find, als Die nad) ihnen hergejtellten Erzeugnijje im 
Inlande verfertigt werden und Art. 5 Abſ. 1 der Uebereinkunft, welcher 
die Einfuhr von Erzeugnifjen gejtattet, nur auf den Patentſchutz ſich 
bezieht, kann der einem anderen Verbandslande angehörige Urheber für 
jeine Mufter den Schuß immer nur dann erlangen, wenn er jeine Er- 
zeugnilje im Gebiete des Deutichen Reichs herjtellt; Dies wird aber ein 
Urheber, der im Inlande feine gewerbliche Niederlaflung befigt, wohl 
nur felten tun. 

Gebrauchsmuſter, welche nach der Gejeggebung ihres Urjprungs- 
fandes Kunftichuß genießen, find, wenn dieſes Land der Berner Kon— 
vention angehört, nach diejer, nicht der Pariſer Uebereinktunft zu 
re (Ofterrieth a. a. ©. ©. 156 ff.). 

bb) Die Geltendmachung des — auf Gebrauchsmuſter— 
ſchutz iſt nach $ 13 des Geſ. vom 1. Juni 1891 davon abhängig, daß 
die 8erlon, welche den Anſpruch geltend machen will, einen Wohnjig 
oder eine Niederlajjung entweder im Inlande oder in einem ſolchen 
Auslandsftaate hat, in dem deutſche Gebrauchsmufter einen Schuß ge» 
nießen. Gemäß der Uebereinkunft gilt nun für den Gebrauchsmuiter- 
ihug im Deutihen Reich der Wohnfiß oder die gewerbliche Nieder- 
lafjung in einem anderen Berbandsftaate dem Wohnſitz oder der Nieder- 
lafjung im Inlande gleih. Dagegen übt die Staatsangehörigfeit, die 
jemand in einem der Verbandsftaaten hat, an fi auf die Teilnahme 
am deutſchen Gebrauchsmufterjchuge feinen Einfluß aus; denn da nicht 
einmal der Deutiche, der weder im Inlande, noch in einem der anderen 
Verbandsſtaaten Wohnfig oder Niederlaffung bat, den Anſpruch auf 
Schuß geltend machen fann, fteht aud; dem Berbandsangehörigen, der 
weder in Deutichland, noch in einem anderen Berbandsftaate Wohnſitz 
oder Niederlafjung befist, die Geltendmachung des Schutzanſpruchs nicht 
zu, da er nur gleiche Rechte, nicht aber mehr Nechte hat als der In— 
länder. Wo die dem geihüßten Modelle entiprechenden Gegenjtände 
bergeftellt werden, ob innerhalb oder außerhalb des Berbandes, ijt 
gleichgültig. 

e) Fabrik- oder Handelsmarken und Handelönamen. 
Auch bier ift der Schuß im Deutichen Neich dadurch bedingt, daß die 
Perſon, die ihn in Anipruch nimmt, im Inlande eine Niederlajlung 
hat, während die Staatsangehörigfeit an ſich ohne Einfluß tft (ſ. $ 23 
des Warenzeichengejeges). Das Verhältnis hat fich aljo durch das In— 
trafttreten der Uebereinfunft bezüglich des Marfen- und Handelönamen- 
ihußes ähnlich geitaltet, wie bezüglich des Gebrauhsmufterichuges (j. 
lit. b, bb). Der Schug von Warenbezeihnungen hängt nicht davon ab, 
dat die bezeichneten Waren in einem der Verbandsländer produziert 
werden. (Pouillet et Ple p. 29, wo die gegenteilige Meinung von Mad 
mit zutreffenden Gründen wiberfegt ift). 

Die Gleichitellung it, was den Namen betrifft, auf den Han— 
delsnamen beichräntt. Wie in N. 4 zu $ 13 des W8G. (v0. ©. 573) 
bemerkt ift, fann die vom bürgerlichen Namen abweichende Firma An- 
ſpruch auf Schuß nur injomeit erheben, als jie den Beftimmungen des 
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HGB. über die Firma entipriht. Es geniehen daher Nichtfaufleute 
und Minderfaufleute für eine jolhe Firma feinen Schuß. Dagegen ijt 
der Minderfaufmann gegen Mißbrauch jeines bürgerlichen Namens zur 
Warenbezeichnung auch nad) der gegenwärtigen Uebereinkunft geichüßt; 
denn dieſer Name iſt eben zugleich jein beine. (Ueberein- 
ftimmend Lau in „Anſchluß“ ©. 98. Nicht völlig zutreffend ift Die 
Bemerkung ©. 99 dajelbft, der Umſtand, daß nad) Art. 2 der Par. Ueb. 
der Name innerhalb des Verbandes nicht allgemein Schuß geniehen 
jolle, jei ohne praktische Konjequenz, weil der auc für die Angehörigen 
der Unionsländer maßgebende $ 23 des WZG. den Schuß des ganzen 
Geſetzes, aljo auch den vollen Namensichug auf dem Gebiete der Waren- 
bezeihnung umfaſſe. Der $ 23 fteht auf dem Standpunfte vollkommener 
Gegenjeitigfeit, während die Par. Ueb. von dem Erfordernijje der Gegen- 
jeitigfeit im einzelnen abjieht. Auf $ 23 können fi) aljo in Anjehung 
des Namensihuges nur Angehörige joldher Verbandsjtaaten berufen, 
deren Gejege den Namen als jolhen ebenfalls jchügen, während der 
Handeldname eines Verbandsangehörigen in Deutichland gemäß Art. 2 
ohne weiteres aud dann Schutz genießt, wenn etwa die Gejeßgebung 
der Heimat des Namensträger nur eingetragene Warenzeichen jchüßt.) 

Die Ausftattung (j. WZG. 8 15) Fällt nicht unter den Be— 
griff der Fabrik- oder Handelsmarke. Der Schuß der Ausſtattung iſt 
aber innerhalb des Verbandes durch Art. 10b gemwährleiftet, da die zum 
Zwecke der Täufchung erfolgte Nachahmung einer fremden Ausftattung 
als unlauterer Wettbewerb erjcheint (ebenjo Oſterrieth-Axſter ©. 24). 
Den Schub gegen faljche Herfunftsbezeihnung gewährt W8G. $ 16 
ohne Rüdjiht darauf, ob der fäljchlih angegebene Urjprungsort im 
AInlande oder im Auslande liegt. (Der Bezugnahme auf Art. 10b — 
j. Oſterrieth-Axſter a.a. O. — bedarf es hier aljo nicht.) 

Die Vorjchrift des $ 23 Abſ. 3 Sab 1 des WYG., daß eine aus- 
ländijche Warenbezeihnung den Schuß im Inlande nur erlangen kann, 
wenn jie im Urjprungslande geichüßt iſt (ſ. N. 12 zu $ 23, o. ©. 688 ff.), 
wird durch die Uebereinkunft nicht berührt (ſ. u. N. 4). Auch gilt für 
den Angehörigen eines VBerbandsftaates, der im Inland feine Nieder- 
lafiung hat, der Bertreterzwang ($ 23 Abi. 2). 

3. Die Gleichitellung aller VBerbandsangehörigen (N. 1 und 2) 
erjtredt jich auf die gejamten Gebiete der Berbandäftanten, auf Ktolo- 
nien nur injomeit, als der Beitritt auch in Anjehung ihrer erfolgt ift 
(j. Note 1 zu Art. 1). Da die Schubgebiete nicht zum Inlande ge- 
hören, nur in gewillen Beziehungen dazu gerechnet werden, hätte das 
Deutiche Reich jeinen Beitritt zugleich für dieje Gebiete erflären müſſen, 
wenn Ddiejelben in die Union einbezogen jein follten. Da dies nicht 
geichehen, wird man annehmen müſſen, daß die Union die deutichen 
Schußgebiete nicht mit umfaßt (ebenfo Dfterrieth-Arfter ©. 16; 
a. M. das PA., j. Mitteilung desjelben, PMZBI. IX 128 Ziff. TI.Nr. 1). 
Auch auf die Konjulargerichtsbezirkfe erjtredt fich der in der Ueber- 
einfunft gewährleiftete Schutz nicht ohme bejondere Ausdehnung, Die 
bisher nicht erfolgt ift (ebenjo Ofterrieth-Arjter ©. 17; vgl. Waſſer— 
mann Anflug“ ©. 162 ff.). 
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4. Die Uebereinfunft hat nicht etwa die jämtlihen Ver— 
bandsftaaten zu einem einheitliden Schußgebiete zujam- 
mengejchlojjen, innerhalb dejjen jeder Angehörige, der in einem 
Staate den Schuß erlangt hat, damit von jelbft den Schuß auch in 
allen anderen Staaten genießt, vielmehr ift Borausfehung dafür, dab 
die Verbandsangehörigen an dem Schutze und der Necdtshilfe eines 
jeden Verbandsitaates gleidy den Angehörigen desjelben teilnehmen, 
Erfüllung der Förmlichkeiten und Bedingungen, welche den 
Staatsangehörigen durch die innere Gejeggebung des betr. 
Staates auferlegt werden. Nur dieje Borausjegung ftellt Die 
Uebereintunft auf; fie verlangt nicht (wie die Berner Webereinkunft 
Art. 2 Abi. 2) Erfüllung der Förmlichkeiten und Bedingungen des Ur- 
iprungslandes. Nicht einmal das Beſtehen eines Schutzes der betr. Art 
im Urjprungslande überhaupt ijt erforderlich. Jeder Verbandsjtaat bat 
demnach, wenn die durch feine Gejeßgebung vorgeichriebenen Förmlich- 
feiten und Bedingungen (vgl. hierüber meinen Kommentar zum Ur- 
heberrecht3-Gejege vom 19. Juni 1901 ©. 309) erfüllt find, den Schuß 
in den N. 2 angegebenen Richtungen dem Angehörigen auch eines jolchen 
Verbandsftaates zu gewähren, dejjen Gejeggebung einen Schuß dieſer 
Art gar nicht fennt (wie 3.8. in den Niederlanden fein PBatentichuß, 
in Schweden und Norwegen kein Muſterſchutz bejteht). Nicht zu ver- 
wechjeln mit dem Falle des Nichtbeftehens eines Schuges der betr. Art 
überhaupt ift der Fall, daß nur der fonfrete Gegenftand in jeinem Ur— 
iprungslande den Schuß nicht genieht, der dort Gegenftänden der gleichen 
Art gewährt wird. Es findet daher $ 23 Abſ. 3 Sa 1 auch auf joldye 
Warenzeichen Anwendung, deren Inhaber einem Berbandsjtaate an- 
gehören ({.N.2 a. E., o. ©. 703). 

Bu den Bedingungen des Geſchmacksmuſterſchutzes im Deutichen 
Neich gehört die Berfertigung der nad den Muftern oder Modellen 
hergeftellten Erzeugnifie im Inlande (Gejeg vom 11. Juni 1876 $ 16). 
Auch dieje Bedingung muß daher von einem Verbandsangehörigen, der 
für fein Mufter den Schuß im Inlande beanſpruchen will, erfüllt werden 
(ſ. o. N. 2 lit. b, aa). 

Auch die in $ 13 des Gebrauchämuftergejeges und in $ 23 des 
WIZG. vorgeichriebene Beftellung eines Vertreters ift eine Be- 
dingung zwar nicht des Schußes, wohl aber der Geltendmachung des 
Schupanjpruches, die aud von dem nicht im Deutichen Reiche wohn- 
haften VBerbandsangehörigen zu erfüllen ift. 

Bezüglich) des Berfahrens vor den Gerichten und der Zu- 
ftändigfeit j. Schlußprotofoll Nr. 3. 


Art. 3, 

Den Unterthanen oder Bürgern der vertragichließenden Staaten 
werden gleichgeftellt die UnterthHanen oder Bürger der dem Verbande 
nicht beigetretenen Staaten, welche in dem Gebiete einer der Ber: 
bandsjtaaten ihren Wohnfig oder thatſächliche und wirkliche 
gewerbliche oder Hanbdelsniederlafiungen haben. 
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Wohnſitz oder Handelsniederlajjung in einem der Ber- 
bandsjtaaten kommt im Sinne der Uebereinkunft der Staatdangehörig- 
feit dajelbjt gleich. Der Begriff des Wohnfiges bejtimmt ſich im 
Deutihen Reich nah SS 7 fi. des BGB. Bezüglich des Begriffes der 
Niederlajiung 5. N. 2 lit.b zu $ 23 des WIG. (vo. ©. 679). Die 
Uebereinfunft verlangt ebenjo wie 8 23 cit. nicht eine Handelsnieder- 
laljung, alſo eine Niederlafjung, von der aus Handelsgeichäfte betrieben 
werden; denn die gewerbliche Niederlaffung ift der Handelsniederlafjung 
ausdrüdlich gleichgeitellt.. Ebenjo ift auch hier nicht eine Hauptnieder- 
lafjung erfordert, jo daß aljo eine Zweigniederlafiung genügt. (Die 
Denfichrift bemerkt in dieſer Hinficht, es fei die „in fich flüſſige“ 
Unterfcheidung zwiſchen Haupt- und Nebenniederlafiung vermieden.) 
Die Niederlafiung muß nad) der durch die Zuſatzakte gemadten Ein- 
ichaltung eine tatjächliche und wirkliche, d. 5. fie darf nicht bloß 
zum Sceine begründet jein. Die Niederlafjung muß demjenigen, der 
den Schuß beanfprucht, gehören, d. h. es genügt nicht, daß er ein Ver- 
treter, Agent u. dgl. des Eigentümers der Niederlafjung ift (Pouillet 
et Plé p. 27). 


Art. 4. 

Derjenige, welcher in einem ber vertragichließenden Staaten 
ein Geſuch um ein Erfindungspatent, ein gewerbliches Mufter oder 
Modell, eine Fabrik- oder Handelsmarke vorichriftsmäßig hinterlegt, 
ſoll zum Zwede der Hinterlegung in den anderen Staaten während 
der unten beftimmten Friſten und vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ein Prioritätsrecht genießen. 

Demgemäß foll die hiernächſt in einem der übrigen Verbands— 
ftaaten vor Ablauf diejer Friſten bewirkte Hinterlegung durch in: 
zwiſchen eingetretene Thatſachen, wie namentlich durch eine andere 
Dinterlegung, durch die Veröffentlihung der Erfindung oder deren 
Ausübung, durch das ;Feilbieten von Eremplaren des Mufters oder 
Modells, durch die Anwendung der Marke, nicht unmirfiam gemacht 
werben fönnen. 

Die oben erwähnten Prioritätöfriften jollen zwölf Monate 
für Erfindungspatente und vier Monate für gewerbliche Mufter 
oder Modelle, ſowie für Fabrik- oder Handelsmarken betragen. 


1. Die Uebereinkunft knüpft an die Hinterlegung eines Geſuchs 
um Schuß einer Erfindung, eines Mufters oder einer Marke, welche 
in dem einen Verbandslande erfolgt, ein in allen übrigen Berbands- 
ändern wirfendes Prioritätsrecht, deijen Anhalt in Abſ. 2 näher dar- 
gelegt, in Kürze aber dahin zu kennzeichnen tft, daß innerhalb der in 
Abi. 3 beftimmten Friſten von der erjten Hinterlegung an der Gegen- 
ftand des beanſpruchten Schuges in den übrigen Berbandsitaaten weder 
von einer anderen Perſon mit Wirfiamfeit angemeldet werden, noch 
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jeiner Neuheit verluftig gehen kann (vgl. Art. 3 des Web. mit Defter- 
reich-Ungarn, u. B, 1). Nur in diefem Sinne wirft eine jpätere An- 
meldung in dem einen Bertragsitaat auf die frühere in dem anderen 
Bertragsijtaate zurüd. Auf die Dauer des Schutzes hat die Anmel- 
dung in dem anderen Staate feinen Einfluß, diefer berechnet jich für 
jeden Bertragsitaat vom Zeitpunfte der Anmeldung in diejem Staate 
an. (Bgl. Alexander-Katz, R. u. U. VII 233.) 

2. Borausjehungen des Prioritätsrechtes. 

a) In einem der vertragichliefenden Staaten muß ein Gejud 
um ein Erfindungspatent 20. vorjhriftsmäßig hinterlegt jein. 
Zweifellos find für die frage, ob die Hinterlegung eine vorjchrifts- 
mäßige, allein die Beitimmungen desjenigen Staates maßgebend, in 
welchem dieſe erjte Hinterlegung ftattfindet, aljo im Deutichen Reich 
$ 20 des Pat.Geſ., $ 7 des Geihmadsmujter-, $ 2 des Gebrauchs. 
mufter-, $ 2 des Warenzeichengejeges. Ob die Vorjchriften des Staates 
der erjten Hinterlegung eingehalten find, kann nur die Behörde diejes 
Staates, nicht die des Staated der jpäteren Hinterlegung beurteilen. 
Für legtere wird daher in diejer Frage ſtets die Bejcheinigung der 
erjteren bindende Kraft haben. (Bgl. Alexander-Katz, R.u. U. 
VII 234). 

Ob die erfte Hinterlegung im Heimatlande des Gejuchitellers 
oder in einem anderen Verbandsjtaate erfolgt, ift gleichgültig. Es ge- 
nießt aljo 3. B. auch der Deutiche, nicht bloß der Franzoſe, unter den 
jonftigen Borausjegungen des Art. 4 die Priorität im Deutichen Reich, 
wenn er zuerjt in Frankreich hinterlegt hat. (So die herrichende Mei- 
nung in Bezug auf Art. 3 des Uebereint. mit Defterreich-Ungarn, ins- 
bejondere Seligjohn, Pat.Gej. ©. 517, Schanze, Annalen des Deut- 
ihen Reiche, Jahrg. 1894 ©. 247. Kohler, Handb. ©. 296, Kent 
Nr. 937, PA, PMZB. II 291, öfterreich. Handelsmin. ebenda V 236; 
ebenjo zu Art. 4 der Pariſer Ueb. Alexander-Katz in „Anſchluß“ 
©. 66, in R. u. U. VII 235: a. M. Heilborn, R. u. U. 11 157, ſ. aber 
auch die daj. S. 186 abgedrudte Diskuſſion; a. M. auch Djterrieth- 
Axſter ©. 69.) 

Die Uebereinfunft jpricht nicht ausdrüdlich von einer „erjten“ 
Hinterlegung. Die vorausgehende Hinterlegung fichert, wenn die Vor— 
ausjegungen des Art. 4 vorliegen, die Priorität für die folgende Hinter- 
legung auch dann, wenn fie nicht die allererite ift. Die von der erjten 
Binterlegung an laufende Friſt kann verjtrichen fein; wenn dann wie- 
derum in einem Werbandslande eine Hinterlegung erfolgt, jo erwächſt 
aus diejer für eine weitere Hinterlegung innerhalb des Berbandes ein 
Prioritätsreht. Wenn aljo 3.8. ein Franzoſe am 1. Mai 1902 in 
Frankreich das Geſuch um Batentierung einer Erfindung hinterlegt hat, 
jo hat er zwar das hieraus entjtehende Prioritätärecht, wenn er bis 
zum 1. Mat 1903 die Hinterlegung in einem anderen VBerbandsjtaate 
nicht vornahm, verwirkt; er hat aber durch eine am 1. September 1902 
in Italien vorgenommene Hinterlegung ein neues Prioritätärecht be- 
gründet, das er fich durch eine Hinterlegung, die er in der Zeit bis 
zum 1. September 1903 in Deutichland bewirkt, zu wahren vermag. 
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Gelbftverftändlich erftredt fich die Wirkung diejes Prioritätsrechtes nur 
auf die Zeit vom 1. September 1902 an, nicht zurüd bis zum 1. Mai 
1902. (Gl. M. jcheint Alerander-Kap, „Anſchluß“ ©. 67 zu jein. Da- 
gegen vertritt Dfterrieth ebenda ©. 145 die Anſchauung, ein Priori— 
tätsrecht werde nur durch die erfte, nicht auch durch eine jpätere Hinter- 
— begründet. Es iſt nicht erſichtlich, worauf er dieſe Anſchauung 
tützt.) 

Ueber die Frage, ob und wieweit die Anmeldung für eine offi- 
zielle Ausstellung als vorichriftsmäßig im Sinne des Art. 4 anzu— 
jehen jei, j. Alerander-Kap, R. u. U. VII 234. 

b) Der Gegenstand der jpäteren Hinterlegung muß 
mit dem Gegenjtande der früheren identiſch jein. Die Iden— 
tität wird durch unmejentlihe Abweichungen nicht in Frage geitellt. 
Bol. bezüglich der Fdentität von Erfindungen N. 5 zu $ 4 des Bat.- 
Geſ., o. ©. 77, bezüglicdy der Fdentität von Gebrauchsmuftern N. 3 zu 
3 4 des Gebr. MGeſ., o. ©. 403. Was die Warenzeichen betrifft, jo 

genügen hier unter Umftänden ihon geringere Abweichungen, um die 

Identität auszufchließen (vgl. Alexander-Katz in „Anſchluß“ ©. 78); 
immerhin fommen ſolche Abweichungen, die den Gejamteindrud des 
Zeichens nicht verändern, nicht in Betracht. Die Beitimmung des $ 20 
WG. fommt hier nicht zur Anwendung. 

Enthält die zweite Anmeldung gegenüber der eriten eine Er- 
weiterung des Schußanjpruchs, jo fann für dieje die Priorität der erjten 
Anmeldung nicht verlangt werden. Die Erlangung des Schußes für 
die Zutat zu dem Gegenitande der erjten Anmeldung kann aljo daran 
jcheitern, daß Ddieje Zutat in der Zwiſchenzeit von der erjten bis zur 
zweiten Anmeldung von anderer Seite zum Gegenjtande der Anmeldung 
gemacht wurde oder die Neuheit verloren hat, während, jomweit Iden— 
tität der Gegenjtände befteht, Ereignifje, die in dieje Zwilchenzeit fallen, 
die Schußfähigfeit nicht berühren. (Seligiohn, ——— S. 516, 
Kohler, Handb. ©. 294, Schanze a. a. O. ©. 274. 

Bei Warenzeichen nmuß nicht nur in Anſehung de Zeichens jelbit, 
jondern auch bezüglich der Waren, für welche das Zeichen angemeldet 
wird, Identität bezw. Gleichartigfeit bejtehen und ferner muß der Ge- 
ichäftsbetrieb identijch jein. (Seligjohn, Warenzeichengej. ©. 225.) 

ce) Auch die Perjon desjenigen, der die jpätere Hinterlegung 
vornimmt, muß mit der Perjon des eriten Hinterlegers in gewiſſem 
Sinn identiich jein, d. h. e8 muß entweder diejelbe Perſon hier wie 
dort die Anmeldung vornehmen oder doch der zweite Anmelder mit 
dem erjten rechtlich identisch jein injoferne, als er entweder von ihm 
den Anſpruch auf Rechtsichuß in dem anderen Bertragsftaate erworben 
hat oder beide ihre auf verichiedene Staatögebiete bezüglichen Ansprüche 
von einem Dritten ableiten. Es fann alſo z. B., falld A in Stalien 
eine Erfindung 2c. angemeldet hat, B, wenn er rechtzeitig die Erfindung 
in Deutichland anmeldet, die von A erlangte Priorität geltend machen 
jowohl dann, wenn A urjprünglich der einzige Inhaber des Erfinder- 
reht3 war und fein Recht für Deutichland an B abgetreten hat, ala 
auch dann, wenn von dem Wlleinberechtigten C für Jtalien A, für 
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Deutichland B das Recht erworben hat. In allen anderen Fällen da- 
gegen ijt die Geltendmahung eines Prioritätsrechtes ausgeſchloſſen. 
(Bgl. Bat.Gej. $ 2 Abi. 2 Sap 1; vgl. ferner Schanze a. a. O. ©. 265 ff., 
Seligſohn, Pat.Geſ. ©. 518. Die Aeußerungen diejer Schriftfteller 
beziehen jidy allerdings auf das Uebereink. mit DOefterreih-Ungarn und 
es darf nicht überjehen werden, daß dort — in Art.3 — die Fallung 
eine andere ift als in Art. 4 der Pariſer Uebereinkunft; dort ift jie 
nämlich ganz unperjönlich, während es hier heißt: „Derjenige, welcher 
. . . hinterlegt, jol . . . genießen.“ Gleichwohl ift anzunehmen, da 
der Genuß des Prioritätsrechtes von der abjoluten Fdentität der beiden 
Anmelder nicht bedingt, jondern nur Jdentität im obigen Sinne voraus- 
zuſetzen tft.) 

d) Der Hinterleger muß zur Zeit der erften wie der 
zweiten Hinterlegung einem der Berbandsftaaten im Sinne 
des Art. 2 oder 3 angehören. Dies jagt Art. 4 nicht ausdrüd- 
ih, e8 ergibt ſich aber aus den vorausgehenden Artifeln und dem 
Zwecke der Uebereinkunft, nur den Berbandsangehörigen Vorteile zu 
gewähren. Es kann aljo 3. B. ein Ruſſe, der in feinem der Ber- 
bandsjtaaten jeinen Wohnfig oder eine Niederlajjung Hat, wenn er 
in Deutichland eine Erfindung oder ein Mujter anmeldet, nicht Die 
Priorität einer vorher in der Schweiz bewirkten Anmeldung geltend 
machen, auch dann nicht, wenn er der Nechtsnachfolger eines Deutichen 
oder Schweizers ift und Diejer in der Schweiz die Anmeldung vorge» 
nommen hat. Ebenjomwenig genügt es, wenn die Anmeldung in Deutich- 
land von einem Deutichen oder Schweizer ausgeht, auf den der Ruſſe 
nach der durch ihn in der Schweiz bewirften Anmeldung fein Recht 
übertragen bat. Wenn dagegen der Ruſſe, dem der Schweizer nach 
der von ihm im der Schweiz bemwirften Anmeldung jein Net für 
Deutichland abgetreten hat, die deutiche Staatsangehörigfeit erwirbt 
oder ſich in Berlin oder in Basel niederläßt und nunmehr in Deutich- 
land den Gegenjtand anmeldet, jo iſt dem Erforderniffe Genüge ge- 
ichehen. (Bgl. Kohler, Handb. ©. 296, Seligjohn, Pat.Gei. ©. 517. 
Der Annahme Ktohlers ©. 297, daß die Wirkungen der Priorität, wenn 
der Anmelder einem außerhalb des Verbandes ftehenden Staate an- 
gehörte und nachträglich Angehöriger eines Verbandsjtaates geworden 
it, vom Momente der Zugehörigkeit zum Werbande eintreten, iſt zu— 
zuftimmen.) Es bedarf übrigens wohl faum der Hervorhebung, daß 
der erjte wie der zweite Anmelder nur überhaupt einem Berbands- 
ftaate, nicht gerade einem der Staaten, in denen die Anmeldungen ge- 
ichehen, angehören muß. Es genieht alſo z. B. auch der ‚in Marjeille 
wohnende Qürfe, der zuerjt in Stalien die Hinterlegung bewirkt, 
für die rechtzeitig in Deutichland erfolgende zweite Hinterlegung die 
Priorität. 

e) Die zweite Hinterlegung muß innerhalb der in Abi. 3 nor- 
mierten Friften erfolgen (j. N. 6). 

f) Die Borjchrift des Art. 4 knüpft das Prioritätsredht an die 
Dinterlegung des Gejuhs um ein Patent 2c., aljo nad dem 
Sprachgebrauch der deutichen Gejege an die Anmeldung des zu 
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Ihüßenden Gegenftandee. Es fommt für die Priorität nit 
darauf an, ob die erjte Anmeldung auch dazu führt, daß 
der Gegenstand in dem Staate, wo fie erfolgt ift, den Schuß er- 
langt, aljo die Erfindung patentiert, da3 Zeichen eingetragen wird ꝛc. 
Auch wenn in dem Staate der erften Anmeldung der Schuß verjagt 
wird, äußert dieſe Anmeldung doc die in Art. 4 vorgejehene Wirkung 
und Dieje bleibt erhalten, wenn auch der Schuß in dem Staate der 
eriten Anmeldung aufhört — das Patent für nichtig erklärt, zurück— 
genommen, das Mufter oder Zeichen gelöjcht wird ꝛc. (Lebteres ergibt 
ji für das Patentrecht zweifellos aus Art. 4b; vgl. Alexander-Katz, 
R. u. U. VII 237; ſ. ferner über die für das Verhältnis des Deutjchen 
Reichs zu Defterreich-Ungarn beftrittene Frage N. 2 lit. b zu Art. 3 
des Uebereinf. mit diefen Staaten, unten B Nr.1. — Eine andere 
Trage ift aber die, ob ein ausländiſches Warenzeichen in Deutjchland 
überhaupt Schuß finden kann, wenn es im Urjprungsland Ddiejen nicht 
gefunden hat; j. hierüber N. 12 zu $ 23 des W86G.) 

3. Inhalt des Prioritätsrehtee. Es ſoll die friftgemäß 
erfolgte jpätere Hinterlegung durch inzwiihen — db. h. jeit 
der erjiten Hinterlegung — eingetretene Tatjahen nit unmirt- 
jam gemacht werden können (Nbj. 2). Eine ſolche Unwirkſam— 
mahung wäre in zweifacher Richtung möglid. Einmal fönnte in 
der Zwiſchenzeit ein anderer ein Gejuch um Schuß desjelben Gegen- 
ftandes in dem Staate anbringen, in welchem die zweite Hinterlegung 
jtattfinden jollte; dann fönnten in der Zwiſchenzeit Umftände ein- 
treten, welche den Schubgegenftand zur Zeit der zweiten Hinterlegung 
nicht mehr als neu erjcheinen liegen. Nach beiden Richtungen jchüßt 
das durch die erjte Hinterlegung begründete Brioritätsrecht. (Bezüglich 
des maßgebenden Yeitpunftes der Anmeldung vgl. N. 3 lit. d zu $ 3 
des Pat. Geſ., o. ©. 59. 

Die Beitimmung des Art. 4 Abſ. 2 jpricht zunächſt allge- 
mein allen inzwijchen eingetretenen Tatſachen den Einfluß auf Die 
Wirfiamfeit der zweiten Hinterlegung ab. E3 folgt dann eine Auf- 
zählung derjenigen Tatjahen, welche „namentlich“ in Betracht 
fommen, d. i. 

a) eine andere Hinterlegung (die einzige Tatjache, welche 
in der erjten der oben angegebenen Richtungen von Belang ift), ferner 

b) von den die Neuheit zerftörenden Tatſachen die Ber- 
öffentlihung der Erfindung oder deren Ausübung (vgl. Pat.Geſ. $ 2, 
wonach in Deutichland nur die offenfundige Benugung die Neuheit 
zerſtört. Die urſprünglich zu „Ausübung“ beigefügten Worte „ſeitens 
eines Dritten“ ſind durch die Zuſatzakte geſtrichen, ſo daß jetzt zweifel— 
los die Ausübung ſeitens des Patentinhabers ſelbſt der durch Dritte 
bewirkten gleichgeſtellt ift); ferner das Feilbieten von Eremplaren des 
Mufters oder Modells, die Anwendung der Marfe. Dieje Tatjachen 
jind nun, wie das Wort „namentlich“ zeigt, nicht erichöpfend aufge» 
führt, vielmehr jind ihnen alle anderen Tatjachen, welche nad) der 
Geſetzgebung eines der VBerbandsjtaaten die Neuheit zu zerjtören ger 
eignet find, gleich zu achten, wie 3.8. in Frankreich die Tatjache, daß 
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die gleiche Erfindung im deutichen Batentamte öffentlich ausgelegt worden 
it (Alerander-Kap in „Anſchluß“ ©. 67). 

4. Das Prioritätsrecht joll nur vorbehaltlich der Rechte Dritter 
gelten. Mit diefen Worten (deren Streichung ſchon mehrfah, ins- 
bejondere auf der Brüſſeler Konferenz beantragt wurde) wollte jeden- 
falls nicht geiagt werden, daß, wenn jemand in der Zwilchenzeit den 
Gegenjtand der erjten Hinterlegung zum Schuge anmelde, deſſen Recht 
von demjenigen zu rejpeftieren jei, der innerhalb der Friſt, aber nad) 
diefer Anmeldung, die zweite Hinterlegung bewirke. Würde dies (mie 
Hardingham in Prop. ind. 1891 ©. 47 annimmt) der Sinn jein, jo 
wäre damit dem Prioritätsrechte jeine Bedeutung erheblich geichmälert, 
die ja zum Teil gerade darin bejteht, daß der erjte Binterleger ein 
Vorreht vor allen denjenigen genießt, die in der Zwilchenzeit den 
Gegenftand anmelden. Man wird vielmehr annehmen müfjen, daß 
in Teigenben Beziehungen die Nechte Dritter gewahrt werden jollten: 

a) Die erjte Hinterlegung begründet nicht einen einjtweiligen 
Patent-Mufter- oder Zeihenijhug. Wer aljo z. B. nad ber 
Hinterlegung eines Patentgeſuchs in Frankreich wiſſentlich die Erfindung 
in Deutichland benugt, begeht in der Zeit bis zur Anmeldung der Er- 
findung im Deutichen Reich noch Feine Patentverlegung, jollte auch die 
Erfindung auf Grund diejer Anmeldung patentiert werden. (Ebenjo 
Kohler, Handb. S. 298, Alerander-Kap im „Anſchluß“ ©. 81.) 

b) Die Wirkung einer Batenterteilung tritt, ſoweit der betr. 
Staat das Recht der Vorbenutzung anerkennt, auch gegen denjenigen 
nicht ein, der in der Zeit von der erften bis zur zweiten Hinterlegung 
im Staate der leßteren die Erfindung in Benugung genommen oder 
die zur Benußung erforderlichen Beranftaltungen getroffen hatte (vgl. 
8 5 des D. Pat. Geſ.). Dies muß angenommen werden, weil, wenn 
auch der Benutzer von der (erften) Hinterlegung im Auslande Kenntniß 
hat, doch noch lange nicht feititeht, daß nun auch eine Hinterlegung im 
Inlande erfolgen werde. Würde diejer Ausdehnung des Rechts des 
Borbenugers die Geltung zu verjagen jein, jo würde jede Hinterlegung 
in einem zum Verbande gehörigen Auslandsftaate jofort ihre die In— 
duftrie hemmende Wirkung auf das Inland erftreden; die Befürdtung, 
daß möglicherweije die Erfindung aucd im Inlande werde angemeldet 
werden, hielte, wenn die Fortbenutzung nach diejer etwaigen Anmel- 
dung nicht mehr geftattet wäre, jeden davon ab, den Aufwand für die 
zur Benußung erforderlichen Beranftaltungen zu machen. Wer aljo 
3. B., nachdem die Hinterlegung eines PBatentgejuchs in Franfreih am 
6. März erfolgt iſt, jelbit in Kenntniß hievon die Erfindung in Deutſch— 
land während de3 Sommers in Benugung nimmt, darf, wenn am 
15. Dezember die Erfindung im Deutichland angemeldet wird, Ddiejelbe 
ür die Bedürfnifje jeines eigenen Betriebes auch nach dem 15. Dezember, 
jowie weiterhin nach der Erteilung des Patents noch ausnußen. (Ueber— 
einftimmend u. a. Alerander-Kaß in „Anſchluß“ ©. 82, derjelbe in 
R. u. U. VII 238, Kohler, Handb. ©. 292, Klöppel, R. uU. vi 
191, vgl. auch Wirth im Jahrbuch der internat. Verein. f. gewerbl. 
Rechtsſchub 1897 ©. 222, derſelbe in R. u. U. VIII1; a. Wr. Pouillet 
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— Plé p. 42, Pelletier et Vidal Naquet Nr. 92; Oſterrieth-Axſter 
. 84, 88.) 

5. Geltendmachung bed Prioritätörehtd. Das Prioritätsrccht 
wirft von jelbit, d. h. die in N. 3 erörterten Wirfungen treten ein, 
ohne daß bei der zweiten Anmeldung behuf3 Vordatierung derjelben 
auf die erfte Bezug genommen werden muß. Wenn dann während des 
Patenterteilungsverfahrens, das auf Grund der zweiten Anmeldung 
eingeleitet wird, gegen die Batentierung Bedenken ſich erheben, weil 
die Erfindung mit einer früher angemeldeten identijch ift oder vor der 
Anmeldung eine offenfundige Benutzung oder Bublifation der Erfindung 
jtattgefunden hat, oder wenn bei der VBorprüfung eines Warenzeichens 
dejien Eintragung wegen Webereinftimmung mit einem früher ange» 
meldeten Zeichen beanjtandet wird, fann die Priorität im Hinblick auf 
die ältere Anmeldung in dem anderen Bertragsitaate immer nod) gel» 
tend gemacht werden. Dies fann ferner, wenn die Erfindung patentiert, 
das Zeichen eingetragen ift, aber mit Rüdjicht auf frühere Anmeldungen 
im Inlande oder auf neuheitswidrige Umftände die Nichtigfeitserflärung 
des Patent3 oder wegen einer früheren inländijhen Anmeldung die: 
Löſchung des Warenzeichens beantragt wird, noch in dem Nichtigfeits- 
oder Löjchungsverfahren geichehen. Ebenjo fann die Priorität der An- 
meldung eines Gebrauchsmuſters noch im Verfahren auf eine wegen 
mangelnder Neuheit erhobene Löſchungsklage, ſowie in einem Rechts— 
jtreite, in welchem die Schußfähigfeit des Mufterd wegen mangelnder 
Neuheit beftritten oder ein Necht aus früherer Anmeldung behauptet 
wird, geltend gemacht werden. Lebteres gilt auch für Geſchmacksmuſter. 

Zweckmäßig und wünjchenswert iſt aber, daß das Prioritätsrecht 
jofort bei der Anmeldung in dem anderen Bertragsjtaate, 
alio bei der Anmeldung, welche vermöge des Prioritätsrechtes zurückdatiert 
werden joll, geltend gemacht wird. Gejchieht dies, jo ift von vornherein 
das Rechtsverhältnis für jedermann Flargeftellt und der Anmelder ver- 
meidet namentlich Einfprüche oder Widerjprüche, Nichtigfeit3- oder Lö- 
ichungsflagen (vgl. Schanze a. a. O. ©. 255, PN. in der Mitteilung vom 
18. April 1903, PMZBL. IX 129 Ziff. VD). Auch ift zu beachten, daß, 
wenn der Anmelder es überflüſſigerweiſe auf einen Nichtigkeitsprozeß an- 
fommen läßt, unter Umftänden die Koften eines jolchen troß Obſiegens 
ihm auferlegt werden könnten (vgl. Bat.Gej.$31, Kohler, Handb. ©.293). 

Wer nun, jei es jofort oder jpäter, die Priorität gemäß diejer 
Uebereintunft geltend machen will, muß für deren Vorausjegungen den 
Nahweis liefern. In dieſer Hinficht ift die „Mitteilung, betr. 
die Durhführung der Berträge des Deutſchen Reichs mit 
anderen Staaten auf dem Gebiete des gewerblidhen Rechts— 
ſchutzes“ vom 18. April 1903 (PMZB. IX 128 ff.) Ziff. VIT zu be- 
achten. Hienach werden die zuftändigen Stellen im PU. vorbehaltlic) der 
freien Beweiswürdigung in der Negel folgende Urfunden fordern: 

a) eine Abjchrift der früheren Anmeldung mit einer Bejcheini- 
gung, welche jeitens der gemäß Art. 13 (127) der Uebereinfunft in dem 
Staate, in welchem die frühere Anmeldung erfolgt iſt, vorgejehenen 
Behörde auszuftellen ift und aus welcher die Uebereinjtimmung der 
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Abichrift mit der Urjchrift der Anmeldung, jowie der Zeitpunkt erhellt, 
in welchem diefe Anmeldung erfolgt it. 

Bei der Anmeldung von Warenzeichen wird regelmäßig die nach 
z 23 des Geſetzes zum Schuge der Warenbezeichnungen vom 12. Mai 
1894 beigebrachte Beicheinigung der ausländiichen Behörde über das 
Beftehen des Markenſchutzes auch über den Inhalt und den Zeitpuntt 
der Anmeldung den nötigen Nachweis enthalten. 

b) Falls die frühere Anmeldung oder Die Beſcheinigung nicht 
in deutſcher Sprache abgefaßt iſt, eine deutſche Ueberſetzung dieſer Schrift- 
ſtücke durch einen öffentlich beſtellten Sprachkundigen. Die Unterſchrift 
des Ueberſetzers ſowie die Tatſache, daß dieſer für derartige Zwecke 
öffentlich beſtellt iſt, bedarf, falls dieſe Tatſache beim PA. nicht ohnehin 
bekannt iſt, der urkundlichen Beglaubigung. 

Die Ueberſetzung ſoll bis auf weiteres der Regel nach nicht ge— 
fordert werden, wenn die frühere Anmeldung in engliſcher oder in fran— 
zöſiſcher Sprache abgefaßt und die Schrift durchweg leicht lesbar iſt. 

In allen Fällen, in welchen die Tatſache der früheren Anmel— 
dung in einem Unionsſtaate für das Verfahren vor dem PA. ohne 
Bedeutung iſt, namentlich alſo bei ſämtlichen Anmeldungen zum Ge— 
brauchsmuſterſchutz, ſteht es nad Ziff. VIII der cit. Mitteilung dem 
Anmelder frei, eine Bejcheinigung der ausländiichen Behörde beizu- 
bringen, aus welcher der Gegenjtand der früheren Anmeldung jeiner 
allgemeinen Bezeichnung nach, der Tag diejer Anmeldung und der Name 
des Anmelders erhellt. Eine Prüfung diejer Bejcheinigung jowie etwaiger 
weiterer hierauf bezüglicher Urkunden tritt jedoch in ſolchen Fällen nicht 
ein, vielmehr werden die Urkunden lediglich zu den Akten genommen. 
(Das PA. verbindet hiermit augenjcheinlic; den Gedanken, daß, wenn die 
Priorität jpäter, etwa im Prozeſſe, geltend gemacht wird, der Anmelder 
auf die bei den Aften des PA. befindlichen Urkunden jich berufen kann. 

Die Legalifation der auf die frühere Anmeldung bezüglichen 
Urkunden (j. 0.) durch einen Gejandten des Deutichen Reichs oder einen 
deutjchen Konjul in Gemäßheit des Gejeges, betr. die Beglaub. öff. Ur. 
vom 1. Mai 1878 (RGBl. ©. 89) wird auch injoweit, als dieje For— 
derung nicht ſchon durch einen Staatövertrag (jo gegenüber Defterreic- 
Ungarn, j. RGBl. 1881 ©. 4, 1901 ©. 323) ausgeſchloſſen ift, im In— 
terefje der Vereinfahung und Beichleunigung des Verfahrens bis auf 
weiteres nicht gefordert werden. Trägt indefjen die zur Prüfung be» 
rufene Stelle des PA. Bedenken, die Echtheit der Urkunde anzuerkennen, 
jo bleibt es ihr unbenommen, die Legalijation zu fordern. (Ziff. IX 
der cit. Mitteilung des PA.) 

Falls die zuftändige Abteilung des PN. ein Prioritäts- 
recht anerfannt hat, wird den vorgeichriebenen amtlihen Belannt- 
machungen (88 23 Abi. 2, 27 Abi. 1, 19 Abi. 4 des Pat.Gej., $ 3 Abj. 2 
des Sei. 3. Schuß der Warenbezeichn.) die Bemerfung angefügt werden: 

„Für dieje Anmeldung ift bei der Prüfung gemäß dem Unions- 

ee : 
et die Priorität auf Grund der An- 
meldung in . . . ..... OH anerfannt.“ 


vertrage dom 
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Dieje Bemerkung joll die Tatjache der im Verfahren vor dem PA. 
erforderlich gemwejenen und erfolgten Prüfung des Beitandes des Priori- 
tätsrechts anzeigen, unterbleibt demzufolge in allen Fällen, wo eine 
jolhe Prüfung entweder in dem Verfahren vor dem PA. nicht erforder- 
fih war oder, wie bei allen Anmeldungen zum Gebrauchsmuſterſchutz, 
ausgeichloflen ift. Sie wird auch in die Patentrolle, in die Waren- 
zeichenrolle und in die Bejcheinigung über die Eintragung eines Waren- 
zeichens aufgenommen werden. (Zıff. XI der cit. Mitteilung des PA.) 

6. Die Friften für die Wahrung der Priorität find durch die 
Zujagalte erweitert worden: in Anjehung der Erfindungspatente 
von jechs Monaten auf zwölf Monate, hinfichtlih der Muſter, 
Modelle und Marken von drei auf vier Monate. Dafür wurde 
der Schlußjag des Art. 4 Abſ. 3: „fie jollen für überjeeiiche Länder 
um einen Monat verlängert werden“, geftrichen. 

Die Verjchiedenheit der Friften für Erfindungen einerjeits, für 
die übrigen Gegenftände anderjeits erflärt fi) daraus, daß in den 
meijten Staaten die Batentgejuche einer VBorprüfung unterworfen werden, 
die einen längeren Zeitraum in Anjprud nimmt, deren Verlauf aber 
der Anmelder gerne abwarten möchte, bevor er ſich zur Anmeldung der 
Erfindung in einem weiteren Staate entichließt. Gerade der Umſtand, 
daß im Deutſchen Reiche die Vorprüfung in der Regel mehr als ſechs 
Monate dauert, führte dazu, daß das Reich jeinen Beitritt zur Union 
von einer Erweiterung der Prioritätsfrift für Patente abhängig machte, 
die nun, wie erwähnt, durch die Brüfjeler Zuſatzakte beftimmt worden iſt. 

Im übrigen ift bezüglich der Friften folgendes zu bemerken: 

a) Ueber den Beginn und die Berechnung der Friſten 
jagt Art. 4 (abweichend von Art. 4 des Ueb. mit Defterreich-Ungarn) 
nichts. Es ift daher das Landesrecht heranzuziehen und zwar, wenn 
das Recht der beteiligten Verbandsſtaaten verjchieden iſt, das Recht des— 
jenigen Staates, in dem das Prioritätsrecht geltend gemacht wird. In 
Deutichland find die 88 187, 188, 193 BGB. anzumenden. Mafgebend 
für den Anfang der Friſt tft ein „Ereignis“, nämlich die erjte Hinter» 
legung. Es wird aljo gemäß $ 187 Ab}. 1 der Tag der erjten Hinter- 
legung nicht mitgerechnet und die Friften endigen mit dem Ablaufe 
desjenigen Tages des legten Monats, der durch jeine Zahl dem Tage 
der erjten Hinterlegung entipricht. (Ebenjo Alexander-Katz in „Ans 
ſchluß“ ©. 54, Dfterrieth ebenda ©. 146.) 

b) Wird der Schuß eines Gegenjtandes nachgejucht, der in dem 
einen Staate, namentlich in Deutichland, ald Gebrauhsmufter zu 
behandeln ift, während er in dem anderen Staate zu den Erfindungen 
im Sinne des Batentrechts zählt, jo fommt es darauf an, welchen 
Charakter das Recht des Staates der erften Hinterlegung dem Gegen- 
ftande verleiht. Hierfür jpricht die Erwägung, welche zur verjchiedenen 
Bemeflung der Friften geführt hat (f. den Eingang diejer Note). Die 
patentfähigen Erfindungen und die Gegenftände des Gebrauchsmuiter- 
ſchutzes berühren ſich befanntlich vielfah. In vielen Fällen ift es zweifel- 
haft, ob eine Erfindung für patentfähig zu halten ijt oder lediglich als 
Gebrauchsmuſter Schuß finden fann. Die Entjcheidung hierüber, jowie 
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über die frage, ob überhaupt der Gegenſtand jchugfähig iſt oder eine 
Ausfiht auf Rugbarmahung der Erfindung beiteht, wird mancher erit 
im Laufe deö Patenterteilungsverfahrens treffen fönnen, das ihn unter 
Umftänden darüber aufflärt, daf die vermeintliche Neuerung eine joldhe 
nicht ift oder daß fie feinen Nußmwert hat. Hieraus ergibt fich, Daß, 
wenn zuerjt ein Patent nachgejucht wird, dem Anmelder die für Patente 
beitimmte Frift von zwölf Monaten laufen muß, während dann, wenn 
zuerft ein Gebrauchdmufter angemeldet wurde, woran fich eine Bor- 
prüfung nicht anjchließt, die kürzere (viermonatliche) Frift genügt, um 
innerhalb derjelben in einem anderen Staate ein Patentgeſuch zu binter- 
legen. Der Wortlaut des Art. 4 Abſ. 3 jpricht jedenfalls nicht gegen 
diefe Annahme. (Uebereinftimmend im Ergebnijje die Denkſchrift zu 
Urt. 4, Damme in R. u. U. VIII7, Oſterrieth-Axſter ©. 79, Oſter— 
rieth in „Anſchluß“ ©. 146. AU. M. Alexander-Katz ebenda ©. 73, 
welcher für feine Anficht zunächſt anführt, daß die längere Ueberlegungs- 
frift eingeführt jei, damit der Ratentanmelder ſich davon überzeugen 
fönne, ob die Erfindung nützlich ſei. Aber dies war nad der Ent- 
ftehungsgeichichte nicht der Grund für die verichiedene Bemeſſung der 
Friſten; jollte die Friſt diefem Zwecke dienen, jo wäre jie noch viel zu 
furz bemeſſen. Wenn weiter Alexander-Katz darauf hinweiſt, daß der 
Erfinder erjt durd das Erteilungsverfahren größere Klarheit darüber 
ji) verichafft, ob die von ihm angenommene Neuheit überhaupt oder 
in dem geglaubten Umfange vorhanden ift, jo hebt er damit, wie oben 
gezeigt, geradezu ein Argument für die oben vertretene entgegengeießte 
Meinung hervor; denn wenn der Anmelder der längeren Friſt bedarf, 
um ſich durch das Erteilungsverfahren darüber belehren zu lajjen, ob 
er zur zweiten Anmeldung jchreiten joll, jo muß ihm dieje längere Friſt 
gewährt jein, wenn die erjte Anmeldung ein Patent betrifft, da bei 
Gebrauchsmuſtern ein Erteilungsverfahren i. e. ©., d. i. eine Borprüfung, 
nicht ftattfindet.) 

Für das Verhältnis zwiſchen Deutihland und Ftalien be- 
ftimmt Art. 3 des Ablommens vom 4. Juni 1902 (RGBL. 1903 ©. 178) 
ausdrüdlih, dah für die in Deutichland als Gebrauchsmufter und in 
Italien als Erfindungen angemeldeten Gegenftände die Prioritätsfrift, 
wenn die Anmeldung zuerjt in Deutichland bewirkt ift, auf 4 Monate, 
wenn die Anmeldung zuerft in Italien gemacht ift, auf 12 Monate 
bemejjen wird. Die Denkichrift (f. PMYBI. IX ©. 133) bemerkt hiezu, 
daß für die Aufnahme diefer Vorjchrift, welche nur die bereit3 aus den 
vorhandenen Bejtimmungen sich ergebende Auffafiung zum Ausdrud 
bringe, lediglich der Wunſch der italtenijchen Regierung maßgebend ge- 
weſen jei und dab aus dem Fehlen einer gleichen Borjchrift in den 
anderen Ablommen zu Abänderungen unjerer Sonderverträge fein Nüd- 
ihluß in dem Sinne gezogen werden dürfe, ala wenn die Frage im 
Berhältnifje zu den anderen Bertragsitaaten oder zu den Ländern, 
welche der Pariſer Union angehören, anders gehandhabt werden jollte. 

7. Eine Rückwirkung der Uebereinkunft in dem Sinne, daß aus 
Anmeldungen in dem einen Vertragsſtaate das Prioritãtsrecht in dem 
anderen Staate auch dann abgeleitet werden könnte, wenn zwar zur 
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Zeit der erften Anmeldung der eine diefer Staaten der Union noch 
nicht angehörte, wohl aber zur Zeit der zweiten Anmeldung der Bei- 
tritt diejes8 Staates erfolgt war, ift nicht anzunehmen. Hat aljo 3.8. 
jemand eine Erfindung am 16. März 1903 in Frankreich angemeldet, 
jo fann er, wenn auch die Anmeldung in Deutfchland nad) dem 1. Mai 
1903.erfolgt ift, nicht verlangen, daß er hier die Priorität vom 16. März 
an genieße. Es frägt jich aber, ob in jolhem Falle die Wirkung der 
erjten Anmeldung von dem Tage an eintritt, an welchem auch der 
andere Staat der Union beigetreten ift, ob aljo in unjerem Beijpiel 
der Batentjucher, wenn die zweite, in Deutjchland erfolgte Anmeldung 
etwa vom 3. Juli 1903 datiert, die Priorität vom 1. Mai, dem Tage 
des Inkrafttretens der Webereinfunft für das Deutiche Reich, in An— 
ſpruch nehmen fann. Man wird dieje Frage (mit Kohler, Handb. 
5.296, 297) bejahen müſſen. (Die von Damme, R.u. U. VIII 8 da- 
gegen erhobenen Bedenken erjcheinen nicht als durchichlagend. Freilich 
fann ſich niemand mit Sicherheit darauf verlaffen und jeine gejchäft- 
lichen Verfügungen darauf einrichten, daß ein Staatövertrag abgeſchloſſen 
werden wird. Darum wäre es in hohem Grade unbillig, wenn das 
Inkrafttreten eines ſolchen Vertrages einer längft vorher erfolgten An- 
meldung vom Zeitpunfte derjelben an „Prioritätsenergie” — wie Damme 
jehr pafiend jagt — verleihen würde; denn davon würden die in der 
Zwiſchenzeit von einem Dritten in Bezug auf den Gegenjtand der An— 
meldung getroffenen Verfügungen auf das empfindlichite betroffen. 
Sedermann weiß aber, wenn ein Staatsvertrag abgeichloffen ift, den 
Zeitpuntt, in welchem er in Kraft treten joll, jchon eine gewiſſe Zeit 
vorher. Nunmehr fann er in der Tat jeine gejchäftlichen Verfügungen 
darauf einrichten. Er muß doch auch damit rechnen, daß in dem gleichen 
Beitpunfte im anderen Bertragsftaate eine Anmeldung erfolgt — in 
unjerem Beijpiel hätte ja die zuerft in Frankreich angemeldete Erfindung 
in Deutichland audh am 1. Mai 1903 angemeldet werden können. Er 
wird aljo auch nicht überrafcht, wenn der Anmelder die Priorität vom 
1. Mai an nicht auf Grund der an diefem Tage erfolgten Anmeldung, 
jondern auf Grund der in Frankreich geichehenen Anmeldung vermöge 
des Inkrafttretens der Uebereinfunft für das Deutiche Reich genießt.) 


Art. 4b. 

Die Patente, deren Ertheilung in den verichiedenen vertrag: 
ichließenden Staaten von den zur Wohlthat der Uebereinkunft nad) 
Maßgabe der Artikel 2und3 verftatteten Perfonen beantragt wird, jollen 
von den für diejelbe Erfindung in anderen zum Verbande gehörigen 
oder nicht gehörigen Staaten ertheilten Patenten unabhängig fein. 

Dieje Beitimmung foll auf die beitehenden Patente mit dem 
Zeitpunkt, in welchem fie in Kraft tritt, Anwendung finden. 

Für den Fall des Beitritts neuer Staaten ſoll es mit den 
im Zeitpuntte des Beitritts auf beiden Seiten bejtehenden Patenten 
ebenjo gehalten werden. 
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Der Inhalt diejes Artikels, den erft die Zuſatzakte eingefügt hat, 
entipricht der in Deutichland ohnehin herrichenden Rechtsauffafiung 
(Denkichrift zu Art. 4b). Aus ihm ergibt fich insbejondere, daß, wenn 
in dem Staate der eriten Anmeldung eines Patents diejes nachträglich 
für nichtig erflärt, zurüdgenommen, bejchränft wird oder erlifcht, dies 
ohne Einfluß auf das in dem anderen Staate mit der Priorität der 
erjten ee erteilte Patent ift (vgl. Art. 4; Alexander-Katz, 
R. u. U. VII 237). 

Bezüglich der Mufter und Modelle und der Warenzeichen ent- 
hält die Ueb. eine ausdrüdliche Beftimmung nicht. Man wird aber 
auch hier annehmen müſſen, da für die Priorität nur die Anmeldung 
enticheidet und injoferne der Beftand des Schußrechtes im anderen Ber- 
tragsftaate ohne Belang ift. Dadurch wird aber die frage nicht be- 
rührt, ob ein zuerft in einem anderen Staate angemeldetes Waren- 
zeihen in Deutichland einen Schu genießen fann, wenn ihm diejer 
Schu im Urjprungslande nicht zu teil geworden ift. (S. hierüber 
N. 12 zu $ 23 des WEG.) 


Art. 5. 

Die durch den Patentinhaber bewirkte Einfuhr von Gegen: 
ftänden, welche in einem oder dem anderen Verbandsſtaate hergeftellt 
find, in das Land, in welchem das Patent ertheilt worden ijt, ſoll 
den Verfall des leßteren nicht zur Folge haben. 

Gleichwohl ſoll der Patentinhaber verpflichtet bleiben, fein 
Patent nach Maßgabe der Geſetze des Landes, in welches er die 
patentirten Gegenftände einführt, auszuüben. 


1. Einfuhr patentierter Gegenftände aus anderen Berbands- 
ftaaten (Abi. 1). Nach der Gejeßgebung einzelner Berbandsjtaaten, ins- 
bejondere Frankreichs, joll das Patent verfallen, wenn der Patent— 
inhaber die Einfuhr von Gegenſtänden, die nad) der patentierten Er- 
findung im Auslande bergeitellt jind, bewirkt. Die in Art. 5 Abi. 1 
vorgejehene Freigabe der Einfuhr von Gegenftänden, die in einem 
anderen Berbandsjtaate (aljo nicht außerhalb des Verbandes!) hergeitellt 
find, ift jomit als eine jehr wichtige Errungenſchaft anzujehen. 

Abi. 1 bezieht fich nur auf den Patentihug. In Anjehung der 
Mujter und Modelle behält aljo $ 16 des deutichen Gejeges (ſ. N. 4 
hiezu, o. ©. 365) auch gegenüber den Angehörigen der VBerbandsftaaten 
jeine Wirkſamkeit. 

2. Ausübungszwang (Abi. 2). Mehrfach, jo auch im deutichen 
Pat. Geſ. $ 11, ift die Zurüdnahme des Patents für den all ange- 
droht, daß der Patentinhaber die Erfindung im Inlande nicht gehörig 
zur Ausführung bringt. Hieran ſoll gemäß Art. 5 Abſ. 2 im allge- 
meinen nichts geändert werden. (Bgl. dagegen die Art. 5 der Ueber— 
einfommen mit Italien und der Schweiz ) Einer bejonderen Hervor— 
hebung bedurfte dies deshalb, damit nicht Abi. 1 in dem Sinne aus. 
gelegt würde, als liege eine genügende Ausübung jchon im Vertrieb 


A. Barijer Uebereinfunft vom 20. März 1883. Art.4b,5,6. 717 


der eingeführten Gegenftände (Dfterrieth-Arfter ©. 125). Die Be- 
deutung des Abj. 1 im Berhältnis zu Abi. 2 bejchränft ſich aljo dar- 
auf, daß nicht der ganze in dem einen Lande feilgehaltene Vorrat 
auch dort hergejtellt jein muß. Soweit jedoch das Intereſſe der ein- 
heimijchen Induſtrie e3 erfordert, muß auch fernerhin die Herſtellung 
im Inlande erfolgen (vgl. Seine-Tribunal, R. u. U. VI 247) Es be- 
ftimmt aber gemäß dem Art. 2 der Zujagafte Nr. 3b des Schlußproto- 
folls, daß der Verfall eines Patents wegen Nichtausübung in jedem 
Lande nicht vor Ablauf von drei Jahren jeit der Hinterlegung des 
Geſuchs in dem betr. Yande und nur dann joll ausgeiprodhen werden 
fönnen, wenn der PBatentinhaber Gründe für feine Untätigfeit nicht 
dartut. Dies entjpricht im erjten Teile annähernd unſerer einheimijchen 
Geſetzgebung, welche ebenfall3 die Zurüdnahme erjt nach Ablauf von 
drei Jahren zuläßt, diefe Frift aber von der über die Erteilung des 
Patents erfolgten Belanntmachung berechnet haben will. Durch die 
Uebereinfunft werden nun auc andere Staaten, deren Gejeggebung 
eine ſolche Frift nicht vorfieht, an deren Einhaltung gebunden. Was 
die bejonderen Gründe zur Rechtfertigung der Untätigfeit betrifft, jo 
läßt jolche nad) richtiger Auslegung der $ 11 des Pat.Geſ. ebenfalls zu 
(1. N. 2 zu dieſem $, o. ©. 156). Nach einer zum Protofoll der Brüffeler 
Konferenz von dem deutichen Delegierten abgegebenen und von anderen 
Ceiten als zutreffend anerkannten Erklärung jollen als ſolche Gründe 
Krankheit, Mittellojigleit des Patentinhabers, vergebliche Lizenzangebote 
und andere von dem Willen des Batentinhabers unabhängige Umftände 
durch die zuftändigen Behörden in angemejjene Berüdjichtigung gezogen 
werden. (Denfichrift zu Art. 5. Alexander-Katz nimmt in „Anichluß” 
S. 85 an, die Zurüdnahme des Patents dürfe in Deutichland künftig 
aus dem Gejichtspunfte, daß die nationale Gewerbetätigkeit darunter 
leide, wenn die patentierten Gegenftände überwiegend vom Auslande 
eingeführt und in geringerem Maße im Anlande produziert würden, 
nicht mehr ausgejprochen werden, da ja die Einfuhr nicht mehr ein 
Grund für den Verfall des Batentes jei. Dagegen ift zu bemerfen, daß 
Art. 5 eben nur die Vorjchriften bejeitigt, welche an die Einfuhr paten- 
tierter Gegenftände an ſich den Verfall des Batents knüpfen, dagegen 
die Vorjchriften iiber den Ausführungszwang ausdrüdlich aufrecht erhält, 
daß ferner es immer Sache des Ermeſſens des deutichen Patentamts 
jein wird, ob die Ausführung im Inlande „in angemejjenem Umfange“ 
erfolgt und hierfür den Maßſtab immerhin der Gejamtbedarf des In— 
landes bilden wird, für den jelbftverjtändlich der Umfang der Einfuhr 
im Berhältnifje zur inländiihen Produktion Anhaltspunkte darbietet.) 


Art. 6. 

Jede in dem Urfprungslande vorfchriftsmäßig hinterlegte 
Fabrik- oder Handelsmarke joll jo wie fie ift in allen anderen 
Verbandsjtaaten zur Hinterlegung zugelaffen und geichüßt werden. 

Als Uriprungsland joll das Land angelehen werben, in wel« 
chem der Hinterlegende jeine Dauptniederlaflung hat. 
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Liegt die Hauptniederlaffung nicht in einem der Verbands: 
ftaaten, jo foll ala Uriprungsland dasjenige angejehen werden, wel⸗ 
chem der Hinterlegende angehört. 

Die Hinterlegung kann zurüdgewiefen werden, wenn ber 
Gegenitand, für melden fie verlangt wird, als den guten Sitten 
oder der Öffentlichen Ordnung zuwider angejehen wird. 


1. Die Gejeggebungen der Verbandsftaaten enthalten mehriad 
die Beitimmung, daß ausländiiche Warenzeihen nur dann zur Ein- 
tragung kommen können, wenn fie den Anforderungen der inländiichen 
Gejeßgebung entiprechen (jo das deutiche WgG. in $ 23 Abi. 3 Satz 2). 
Gemäß Art. 6 joll grundjäglic jedes Warenzeihen, Das 
innerhalb de3 Verbandes jeinen Urfprung hat, in jedem 
Verbandslande Schuß erlangen können (vgl. Ueb. mit Defter- 
reih-Ungarn Art. 6). Diejer in Abſ. 1 ausgejprodene Grundjag wird 
durch Abi. 4 und durch Schlußprotofoll Ar. 4 in mehrfacher 
Hinfiht modifiziert. Die Abjähe 2 und 3 des Urt. 6 geben eine 
Erläuterung des Urjprungslandeß. 

2. VBorausjegungen der Begünftigung verbandsange- 
höriger Fabrif- oder Handelsmarken in Bezug auf die Er- 
langung des Rechtsſchutzes find, 

a) daß die Marfe im — vorſchriftsmäßig binter- 
legt iſt (Art.6 Abſ. 1; ſ. N. Zu. 4 

b) daß ſie hinſichtůch der Zeichen, aus denen ſie beſteht, den 
Anforderungen der Geſetzgebung des Urſprungslandes genügt (Schluß— 
protofoll Nr. 4, ſ. N. 5 

3. Urfprungsland (ſ. N. 2 lit. a u. b). Als Uriprungsland fol 
angejehen werden 

a) das Land, d.h. derjenige VBerbandsitaat, in welchem der Hinter- 
legende jeine Hauptniederlafjung hat (Abi. 2), d. i. wo fich der Mittel- 
punkt jeiner Geichäfte befindet. Hat jemand jeine Hauptniederlaflung 
3. B. in Frankreich und iſt dort die Marke vorichriftsmäßig hinterlegt, 
jo findet Art. 6 auf jede Anmeldung der Marke in einem der anderen 
Berbandsitaaten Anwendung, mag der Hinterlegende Franzoſe ober 
Angehöriger eines anderen Berbandsftaates oder Rufe fein, mag er 
in Frankreich oder in Italien oder in der Türfei wohnen; 

b) wenn die Hauptmiederlaffung nicht in einem der Verbands— 
ftaaten liegt, das Land, welchem der Hinterlegende angehört 
(Abi. 3). Selbſtverſtändlich muß dieſes Land ebenſo wie das der Haupt⸗ 
niederlafjung (ſ. lit. a), einer der Berbandsftaaten fein; denn anderen 
Staaten will die Uebereinkunft Vorteile nicht einräumen. Die Worte 
des Abi. 3 „Liegt die Hauptniederlaffung nicht in einem der Berbands- 
jtaaten” jegen e3 ganz außer allem Zweifel, daß zu den folgenden 
Worten „jo joll als Uriprungsland dasjenige angejehen werden, welchem 
der Hinterlegende angehört“, zu ergänzen ift „joferne diejes innerhalb 
des Verbandes liegt“. Ohne die Vorjchrift des Ubi. 3 würde eben Die 
Rechtslage die jein, daß ein Uriprungsland innerhalb des Verbandes 
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immer dann fehlen würde, wenn die Hauptniederlafiung außerhalb des 
Berbandes läge. An die Stelle der verbandsitaatlihen Hauptnieder- 
lafjung joll nun als Urjprungsland der verbandsftaatliche Ort der An- 
gehörigkeit treten, unter feinen Umftänden aber ein Ort außerhalb des 
Verbandes. Was aber unter Angehörigfeit im Sinne der Ueberein- 
funft zu verftehen ift, entnehmen wir aus den Art. 2 und 3. Danadı 
ift als „angehörig“ außer dem Untertanen oder Bürger eines Ber- 
bandsjtaates jeder zu betrachten, der in einem ſolchen Staate jeinen 
Wohnjig oder eine tatjächliche und wirkliche gewerbliche oder Handels— 
niederlafjung hat. Das Verhältnis des Abjages 3 zu Abſ. 2 geftaltet 
ſich aljo folgendermaßen: Hat jemand innerhalb Des Verbandes, 
z. B. in Frankreich, ſeine Hauptniederlajjung, jo gilt dieje als 
Urjprungsland und die Hinterlegung muß, damit Art. 6 anwendbar, 
dort erfolgt fein, auch wenn die Perjon im übrigen einem anderen 
Staate des Verbandes „angehört“, etwa ein Deuticher ift oder in Deutidy- 
land wohnt. Es würde demnach der Deutjche, der jeine Hauptnieder- 
lafjung in Paris hat, die Eintragung jeiner dort hinterlegten Marke 
innerhalb des ganzen Verbandes durchjegen können, während er die 
Eintragung jeiner in Deutichland, nicht aber in Paris hinterlegten 
Marke in feinem Verbandslande auf Grund des rt. 6 erzwingen 
könnte. Anders dann, wenn die Hauptniederlajjung außer- 
halb des Verbandes Liegt. Dann kommt e3 auf die „Ungehörig- 
feit“ im übrigen an. Wer aljo z. B. jeine —— * in 
Moskau hat, jedoch in Berlin ebenfalls eine Niederlaſſung beſitzt und 
nun ſein Warenzeichen gemäß $ 23 Abſ. 1 des WZG. beim Patentamte 
zur Eintragung bringt, kann den Art. 6 in allen übrigen Verbands- 
ländern für jich geltend machen; das Gleiche ift dann der Fall, wenn 
der Inhaber der in Moskau befindlichen Hauptniederlaflung deuticher 
Staatsangehöriger ift oder in Deutichland wohnt und wenn er feine 
Marke auf Grund deflen (gemäß Art. 2, 3 der Uebereinkunft) in Berlin 
hinterlegt hat. (Dagegen kann natürlidy der in Deutichland wohnhafte 
Meritaner die Eintragung jeiner in Mexiko, nicht aber in Deutichland 
eingetragenen Marke in frankreich nicht erzwingen. Um dies zu be- 
weiſen, bedarf es nicht, wie Lau in „Anſchluß“ S. 101 meint, eines 
Zurüdgreifens auf den franzöſiſchen Tert, ja dieſes führt uns nicht 
einmal zum Ziele. Was die Vertragichließenden gewollt haben, ergibt 
fih abgejehen von dem Zwecke der Webereinfunft an ſich Mar und 
deutlich durdy die Gegenüberftellung der Eingangsworte des Abi. 3 und 
der — Worte.) 

Die Marte muß im Urjprungslande (j. N. 3) vorſchrifts— 
mäßig — — fein. Nur die hinterlegte (oder eingetragene) 
Marte genießt die Vorteile des Art. 6, nicht auch die bloß als Indi— 
vidualzeihen anerfannte Marke. Voi. Maillard in R.u. U. III 66). 
Ob die für die Hinterlegung im Urjprungslande bejtehenden Vor- 
ihriften eingehalten find, hat die Behörde, bei welcher die jpätere 
Anmeldung erfolgt, wenn ihr eine Betätigung der eriten Hinterlegungs- 
vorgelegt wird, nicht nachzuprüfen (ebenjo Dfterrieth-Arfter 

©. 163). Die im Auslande hinterlegte und die im Inlande angemeldete 
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Marke müflen identijch jein. Ganz untergeordnete Abweichungen 
fommen dabei nicht in Betracht (vgl. N. 12 lit. d zu $ 23 des Waren- 
zeichengei.). 

5. Die Marfe muß Hinfichtlich der Zeichen, aus denen 
jie befteht, den Anforderungen der Gejeßgebung des Urjprungslandes 
genügen (Schlußprot. Nr. 4). Die Behörde, bei welcher die jpätere 
Hinterlegung ftattfindet, hat aljo die Schugfähigfeit der Marke nad 
dem Rechte des Uriprungslandes, joweit es fich hierbei um die Ge- 
ftaltung der Marke an fich handelt, zu prüfen. Entipricht die Form 
der Marke der Gejeßgebung des Urjprungslandes nicht, jo ijt troß der 
dort etwa verjehentlih erfolgten Eintragung Art. 6 nicht anwendbar. 
Würde eine ſolche Marke auch den einheimischen Borjchriften nicht ent- 
iprechen, jo müßte fie, wenn trogdem eingetragen, in Deutichland gemäß 
WG. 8 8 Nr. 2 gelöicht werden. (Bgl. Lau in „Anichluß” ©. 125. 
Darüber, ob die bloße Tatſache der Löſchung der Marke im Uriprungs- 
lande einen Grund der Löſchung im Inlande bildet, j. N. 12 zu $ 23 
eit., o. ©. 691; vgl. Lau a. a. D. ©. 126, 127.) 

6. Tragweite der Begünftigung verbandsländifher Marten 
gemäß Art. 6. 

a) Grundjaß ift, daß unter den N. 3—5 dargelegten Boraus- 
jeßungen die Marke „jo wie jie ift“ in jedem anderen Ber- 
bandsjtaate zur Hinterlegung zugelajien und geſchützt 
werden joll (Art. 6 Abi. 1) oder, wie Nr. 4 des Schlußprotokolls 
erläutert, daß die Marfe von dem Schuße in einem der Verbandsitaaten 
nicht ausgejchlojjen werden darf lediglich der Tatſache wegen, daß 
diejelbe hinfichtlich der Zeichen, aus denen fie befteht, den Anforderungen 
der Gejeßgebung dieſes Staates nicht genügt. Die Bejtimmung iſt 
hauptjächlich deshalb vereinbart worden, weil verjchiedene Berbands- 
jtaaten (wie früher auch Deutichland) Wortzeichen nicht zuließen. So— 
weit aljo im Urjprungslande, wie 3. B. jet im Deutſchen Reiche, 
Wortzeichen im allgemeinen jchußfähig find, fünnen fie, wenn fie dort 
hinterlegt find, auch in jolchen Berbandsftaaten, die Wortzeichen nicht 
zulafien, bloß aus dem Grunde, weil fie lediglih aus Worten bejtehen, 
nicht zurüdgewiejen werden. Das Gleiche muß angenommen werden 
bezüglich der ausichließlich in Zahlen oder Buchftaben beftehenden Zeichen, 
für welche 3. B. in Deutichland der Schuß heute noch zu verjagen ift 
(WEG. 8 4 Nr. 1) und ebenjo handelt es fich bei der Trage, ob eine 
Marke an und für ſich gemügende Unterjcheidungsfraft habe, lediglich 
um die Äußere Gejtalt der Marke. Das deutiche Patentamt darf alſo 
lediglih aus dem Grunde, weil das Zeichen nur aus Zahlen oder Buch— 
jtaben bejteht, oder weil es an jich nicht genügend untericheidungsträftig 
ift, dejjen Eintragung dann nicht verjagen, wenn im Urjprungslande, 
two das Zeichen hinterlegt ift, die Geſetzgebung joldhe Zeichen zum Schuge 
zuläßt. (Much die in $ 4 Nr. 2 genannten Wappen und die Marten, 
welche Aergernis erregende Darjtellungen enthalten, würden hierher ge- 
hören, bezüglich ihrer hat aber die Ueb. ausdrüdlicdy eine andere Be- 
jftimmung getroffen, j. lit. b.) Dagegen iſt in all den Fällen, in welchen 
nach der einheimischen Gejeßgebung ein Zeichen nicht lediglich wegen 
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jeiner äußeren Geftalt an ſich vom Schuße ausgeſchloſſen ift, Die 
Bulafjung des Zeichens im Urſprungslande bedeutungslos, d. h. es darf 
dem Zeichen in dem Berbandsftaate, deſſen Geſetzgebung es nicht ent- 
jpricht, der Schuß verjagt werden, obwohl ed mit der Gejehgebung des 
Urjprungslandes, wo e3 hinterlegt ift, im Einflange fteht. Hierunter 
fallen: die Freizeichen, die eigentlich dejfriptiven Zeichen und die decep- 
tiven Marken, endlich die mit einem jchon eingetragenen Zeichen über- 
einftimmenden Zeichen, joweit gegen deren Eintragung Widerſpruch 
erhoben ift (WZG. 84 Nr. 1u.3, 88 5, 6). Dieſe Marken find nicht 
wegen ihrer Form an ſich vom Schuge ausgejchlofien, jondern wegen 
ihrer Beziehung zu anderen Verhältniſſen. Freizeichen ift eine Marke 
immer nur in Bezug auf gewille Waren; wird die Marke zur Bezeich- 
nung anderer Waren gebraudt, jo kann fie jehr wohl jchußfähig jein 
(ſ. vo. ©. 461). Alſo ift es nicht ihre Form an fich, was fie zum In— 
dividualzeichen unbrauchbar erjcheinen läßt. Wörter, die Angaben über 
Art, Zeit und Ort der Herftellung, über die Bejchaffenheit, über Die 
Beitimmung, über Preis-, Mengen- oder Gemwichtsverhältnifie der Ware 
enthalten, geben entweder wahrheitsgemäße Aufichlüffe über die Ware, 
die jie bezeichnen jollen oder fie begründen, weil wahrheitswidrig, die 
Gefahr einer Täuſchung bezüglid der angegebenen Berhältnifje; ihre 
Unzuläjjigfeit gründet ji aljo wiederum nicht auf ihre Form an ſich. 
Dies gilt aucd bezüglich aller anderen deceptiven Marken. Nicht anders 
ſteht es jchließlich mit den Zeichen, welche mit für gleichartige Waren 
eingetragenen Zeichen übereinftimmen; auc ihre Zuläffigfeit jcheitert 
nicht an der Form an fi, was jchon daraus erfichtlich, daß dasjelbe 
Zeichen für Waren anderer Art jehr wohl eingetragen werden kann. 
(Bol. Lau in „Anſchluß“ ©. 104 ff., welcher aber bezüglich der De- 
jfriptivmarfe anderer Meinung ift; j. aber auch die Denkichrift zu Art. 6, 
welche gleichfalld das PA. zur Zurüdweifung dejkriptiver Marken une 
erachtet deren Eintragung im Urjprungslande für befugt erachtet. Eine 
wejentlich abweichende Meinung vertreten Oſterrieth-Axſter. Dieje 
unterjcheiden, ob Die Marke aus rechtlichen oder aus tatjächlichen Gründen 
den Anforderungen des Inlands nicht genügt und nehmen an, da die 
Zulaſſung der im Urjprungslande vorjchriftsmäßig hinterlegten Marte 
ohne Prüfung binfichtlich ihrer rechtlichen Merkmale zu erfolgen habe, 
daß dagegen eine Prüfung, ob der Schußfähigfeit der Marke tatſäch— 
liche Hinderniffe im Wege ftehen, immer zuläflig jei. Zu den redht- 
lihen Merkmalen zählen fie, da das Wort als Warenname der Kate» 
gorie derjenigen Wortzeichen angehört, die eine Beichaffenheit ausdrüden, 
zu den tatjächlichen, daß es ein Freiwort, ein Freizeichen ift oder über- 
haupt nicht zur Unterjcheidung von Waren geeignet ift. Es heißt dort 
©. 155: „Dagegen joll die Unionsmarle von der Verichiedenheit der 
rechtlihen Anichauungen der Gejeßgeber der einzelnen Länder, von den 
Eubtilitäten der Gejegestechnif, den Konftrultionen der Wifjenjchaft 
unberührt bleiben und zwar, weil die Bedürfnifje des internatio- 
nalen Verkehrs jchwerer wiegen, als juriftiiche Begriffsbeftimmungen.“ 
Aber, muß man fragen, handelt es fih denn etwa bei der Beltim- 
mung des Freizeichenbegriffs weniger als bei der des Begriffs der 
Dr. Ph. Allfeld, Kommentar 3. d. Geſetzen betr, d. Erfindungsihugse. 46 
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Beichaffenheit3angabe um Rechtsfragen, um „Subtilitäten”? Man 
vergleiche, was oben ©. 453 ff. über die Freizeichen ausgeführt tft 
und man ſieht jofort, daß hier die jchwierigjten Rechtsfragen ſich 
aufwerfen. ch denke doch, Hier wie dort handelt es jih um Tat- 
jahen und redtlihde Merkmale. Die von den genannten Schrift- 
ftellern gemachte Unterjcheidung ftellt ſich aljo wohl nicht als brauch— 
bar dar.) 

b) Mopifilationen des obigen Grundjages enthält Abi. 4 
infoferne, al® hier die Zurüdweijung der Hinterlegung einer 
verbandsländiicen Marke geftattet ijt, wenn dieje als den guten 
Sitten oder der Öffentlihden Ordnung zumider angejehen 
wird. Unter dieje Beftimmung fallen jedenfalls die in $ 4 Nr. 3 des 
WZ6G. genannten Aergernis erregenden PDarftellungen, ferner nad 
der ausdrüdlichen Vorſchrift des Sclußprotofoll3 Nr. 4 Marten, 
weiche öffentlihe Wappen (vgl. WZG. $ 4 Nr. 2) oder Ehrenzeichen 
enthalten. 

7. Berhältnis des Art. 6 zu anderen Beftimmungen der Weber: 
einkunft. 

Die gegenwärtige Beſtimmung läßt ſelbſtverſtändlich die ſonſtigen 
aus der Uebereinkunft für die Angehörigen der Verbandsſtaaten ſich 
ergebenden Vorteile in Anſehung des Warenzeichenſchutzes unberührt. 
Soweit alſo das angemeldete Zeichen der internen Geſetzgebung durch— 
weg, auch nach ſeiner Form entſpricht, muß es eingetragen werden, 
joferne der Anmelder Verbandsangehöriger gemäß Urt. 2 oder 3 ift 
und das Zeichen in dem Berbandslande, dem der Anmelder angehört, 
einen Schuß genießt. 

Die Beltimmung des Art. 6 ift von der des Urt. 4 völlig 
unabhängig. Es bedarf aljo, um fich die Vorteile des Art. 6 zu 
fichern, nicht der Einhaltung der in Art. 4 bejtimmten Prioritäts- 
frift; denn um die Erlangung der Priorität handelt es fih in Art. 6 
nicht. (Anders die engliihe Judilatur, vgl. Maillard R. u. U. 
Ill 65.) 


Urt. 7. 

Die Natur des Erzeugniffes, auf welchem die Fabrik- oder 
Handelömarfe angebradt werden foll, darf in feinem Falle die 
Hinterlegung der Marke hindern. 

Das deutſche Warenzeichengejeg enthält Feine Bejtimmung, 
wonach die Natur des Erzeugnifies, auf dem die Marke ange- 
bracht werden joll, die Hinterlegung der Marke hindert. Dagegen 
fommen joldye in anderen Gejeßgebungen vor; jo find mitunter Zei- 
chen für Geheimmittel nicht zugelafien (3. B. in Frankreich, dann 
in Ungarn, das allerdings der Union noch nicht angehört, ver- 
gleihe Berichte und Verhandlungen der deutich-öfterreichiichen Ge— 
werbeſchutz-Konferenz in Berlin, 1896, Berlin bei Karl Heymann, 


sr TU 


A. Barijer Uebereinfunft vom 20. März 1883. Urt. 6-9. 723 


Urt. 8. 

Der Handelsname joll in allen Berbandsftaaten, ohne Vers 
pflihtung zur Hinterlegung, geihüßt werden, gleichviel ob er den 
Theil einer Fabrik- oder Handelsmarfe bildet oder nicht. 

Dieſe Beftimmung, welche dem $ 14 des WZG. vollftändig ent- 
jpricht, da ja der Schuß der Firma von der Eintragung nicht abhängt 
(. N. 4 zu 813, N. 2 lit. b zu $14, o. ©. 573 u. 581), richtet ſich — 
wie Art.7 — hauptſächlich gegen Frankreich, deſſen Gerichte wiederholt 
dem Handelsnamen den Schuß abſprachen, wenn er in einem ver— 
fallenen Warenzeichen enthalten war (j. die zu Art. 7 cit. Berichte und 
Verhandlungen ©. 25). Aber auch nad) dem jchweizeriihen Marfen- 
ichußgejeß geniehen ausländijche Gewerbetreibende den Schuß der Firma 
nur dann, wenn dieje ald Marke hinterlegt if. Nach Art. 8 tft dieſe 
Hinterlegung nun im Verkehr unter den Berbandsjtaaten nicht er- 
forderlih. Was unter dem Handeldnamen oder der Firma zu 
verjtehen ift, beftimmt ſich troß Art. 8 nad) Landesrecht (Lau in „Ans 
ſchluß“ S. 98; vgl. N. 2 lit. c zu Art. 2, oben ©. 702). 


Art. 9. 

Jedes wiberrechtlich mit einer Fabrik- oder Handelsmarke 
oder mit einem Handelsnamen verjehene Erzeugniß darf bei ber 
Einführung in diejenigen Verbandäftaaten, in welchen diefe Marke 
oder diefer Handelsname Recht auf gejeglichen Schuß hat, beichlag: 
nahmt werden. 

Die Beichlagnahme foll nad; Maßgabe der inneren Geſetz— 
gebung jedes Staates auf Antrag entweder der Staatsanwaltichaft 
oder der Betheiligten erfolgen. 

In den Staaten, deren Gejeggebung die Beſchlag— 
nahme bei der Einführung nicht zuläßt, fann dieje Be- 
ihlagnahme durch das Verbot der Einführung erſetzt 
werden. 

Die Behörden follen nicht gehalten fein, die Be- 
Ihlagnahme im Falle der Durdhfuhr zu bewirken. 

1. Beihlagnahme widerrechtlich bezeichneter Waren. 

Dal. 8 17 de3 MZG. Diefe Beftimmung bleibt alfo aud) 
im Falle der Einführung oder Durchfuhr von einem anderen Ber- 
bandsjtante aus gemäß Art. 9 in Geltung. Was insbejondere die 
Beihlagnahme im Falle der Durchfuhr betrifft, jo joll nah Abſ. 4 
dDiejelbe nur nicht geboten jein; dagegen bleibt es den Berbands- 
ftaaten überlaffen, die Beichlagnahme auch im Falle der Durchfuhr 
er (vgl. Lau in „Anſchluß“ S. 132, Pouillet et Plé p. 80 

r. 84). 
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2. Die Beihlagnahme ſoll nur ih Ang jein bei Einführung 
in einen Berbandsftaat, in weldem die Marke oder der 
Handelsname Recht auf gejegliden Schuß hat. Dies jtimmt 
mit $ 17 des WZG. überein, wonach, was die Marken betrifft, nur 
jolhe Waren zu bejchlagnahmen find, die mit einem eingetragenen 
Warenzeichen widerrechtlich verjehen find. Als „eingetragen“ gilt 
nur ein in der Zeichenrolle des Patentamt befindliches Zeichen, nicht 
auch ein jolches, welches in einem anderen Berbandsjtaate hinterlegt 
it. (Vgl. N.4 zu Art.2, 0. ©. 704, wo darauf hingewieſen ift, dab 
auf Grund der Uebereinfunft jeder Verbandsangehöri e nur zum Schuße 
zugelafjen, nicht aber, wenn er den Schuß in einem Stante erlangt hat, 
damit in allen anderen Staate von el t geichügt ift. Die von Yau 
a. a. O. ©. 133, 134 vertretene Anficht, auf Warenzeichen, die nicht in 
Deutichland, aber in einem anderen Berbandsjtaate eingetragen jind, 
finde Abi. 3 des Art. 9 Anwendung, trifft wohl nicht zu; denn Die 
Borausjegungen des Einfuhrverbotes find, ſoweit fie ſich nach der gegen- 
wärtigen Uebereinfunft beftimmen, offenbar diejelben, wie die der Be- 
ihlagnahme, Abſ. 1.) Anders verhält e3 ſich mit der Firma. Dieie 
it geihüßt, ohne daß es der Eintragung bedarf und zwar nicht nur 
nad) deutichem Recht, jondern innerhalb des ganzen Verbandes (j. Art. 8). 
Die Beſchlagnahme beichränft fich alfo fernerhin nicht auf die mit einer 
„deutſchen“ Firma widerrechtlich verjehenen, ergreift vielmehr auch jolche 
Waren, die mit einer verbandsländiichen Firma (und Ortsbezeichnung, 
j. Art. 10) widerrechtlich verjehen find (vgl. Laua.a.D., Ofterrieth- 
Axſter ©. 202). 

3. Antrag. Der Abj. 2 geftattet die Beichlagnahme auf Antrag 
entweder der Staatsanwaltichaft oder der Beteiligten nah Maßgabe 
der inneren Gejeggebung. Der 8 17 des WZG. verlangt einen 
Antrag des Verletzten; dabei hat es in Deutichland jein Bewenden. 

4. Art.9 bezieht ſich wie 8 17 des WZG. nur auf die Be- 
ihlagnahme zum Zwede der Einziehung als jelbftändige Maß— 
regel und läßt die Zuläffigfeit der prozeſſualen Beſchlagnahme (StPO. 
$ 94) unberührt. 


Art. 10. 

Die Beitimmungen des vorigen Artikel jollen auf jedes Er: 
zeugniß anmendbar fein, welches als Bezeichnung der Herkunft 
fälichlih den Namen eines beitimmten Ortes trägt, wenn diefe Be: 
zeichnung einem erfundenen oder einem zum Zwecke der Täujchung 
entlehnten Handelsnamen beigefügt wird. 

Als Betheiligter gilt jeder Produzent, Fabrikant oder 
Kaufmann, welcher die Produktion oder die Fabrikation des 
Erzeugniffes oder den Handel mit demfelben betreibt und in dem 
fälfchlich ala Herkunftsort bezeichneten Orte oder in der Gegend, 
in der diejer Ort liegt, feine Niederlaffung hat. 
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1. Diejer Artifel dehnt die Zuläfjigfeit der Beſchlag— 
nahme (Art. 9) auf Waren mit faljhen Ortsbezeihnungen 
aus, ftellt aber dabei das Erfordernis auf, da die falſche Orts— 
bezeihnung beigefügt ift einem erfundenen oder einem zum 
Zwede der Täujhung entlehnten Handelsnamen. Die bloße 
faliche örtliche Herkunftsbezeihnung genügt aljo zur Anordnung der 
Beſchlagnahme im verbandsländiichen Verkehre nicht (3. B. die Ungabe: 
Barijer Modeartifel). 

In $ 17 des WEIS. ift die Beſchlagnahme vorgejehen für den 
Fall, daß die fäljchliche Ortsbezeichnung mit dem Mißbrauch einer 
Firma verbunden ift. Dieje Beitimmung ſoll aljo nad) Art. 10 An- 
wendung finden auch gegenüber Waren, die aus einem anderen Ber- 
bandslande kommen. Dabei wird fie auszudehnen jein auf Waren, die 
nicht eine deutjche, jondern eine andere verbandsländijche faliche Orts— 
bezeihnung tragen (vgl. N. 2 zu Art. 9). Den Fall, daß die fäljchliche 
DOrtsbezeichnung einem erfundenen Handelsnamen beigefügt iſt, ſieht 
$ 17 nicht vor; in diefem Falle ift aljo nad) deutichem echte die Be- 
ihlagnahme nicht ftatthaft; wohl aber fönnte fie oder an ihrer Stelle 
das Verbot der Einführung der Waren (Art. 9 Abſ. 3) gejeglich be- 
ftimmt werden. (Vgl. übrigens die Strafdrohung für faliche Herkunfts— 
bezeichnungen in $ 16 des deutichen Warenzeichengejeßes, welche Be— 
ftimmung gemäß Art. 10b auch im Berfehr mit den Unionsländern 
Anwendung findet.) 

2. Untrag auf Beihlagnahme. Diejer fteht nad $ 17 
WG. nur dem Berlegten zu. Der Kreis der antragäberedtigten 
Perjonen ift num für den verbandsländiichen Verkehr durch Abſ. 2 
des Urt. 10 nad) der Faſſung der Zujagalte erweitert, injoferne als 
antragsberedytigter „Beteiligter” (vgl. Art. 9 Abſ. 2) jeder Produzent, 
Fabrifant oder Kaufmann gilt, der das betreffende Erzeugnis produ- 
ziert oder vertreibt und in dem fälſchlich als Herfunftsort bezeich— 
neten Orte oder auch nur in der Gegend diejes Ortes jeine Nieder- 
laffung hat. 


Art. 10b. 

Die unter der Uebereinkunft ftehenden Perjonen 
(Art. 2 und 3) follen in allen Berbandösftaaten den den 
Staatsangehörigen gegen den unlautern Wettbewerb zu: 
geliherten Schuß genießen. 


Unter die die Staatsangehörigen gegen den unlauteren Wett— 
bewerb jichernden Beitimmungen der Landesgeſetzgebungen fallen ſämt— 
lihe Vorſchriften, durch welde Handlungen verboten werden, die fi) 
als unlauterer Wettbewerb darjtellen, mag die Gejeßgebung dieje Be— 
zeichnung zur Charafteriftif der Vorſchriften gewählt haben oder nicht. 
Was die deutiche Gejeßgebung betrifft, jo fommt, abgeiehen von dem 
Gejeße zur Belämpfung des unlauteren Wettbewerbes vom 27. Mai 1896 
zunächſt $ 16 des WZG. in Betracht, der zweifellos einen Fall des 
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unlauteren Wettbewerbes im Auge hat. In dieſer Hinficht iſt aber die 
Tragweite des Art. 1Ob gering, denn $ 16 unterjcheidet nicht zwijchen 
inländifchen und ausländijchen fälichlichen Ortöbezeichnungen. Aber 
auch 8 15 des MYG. enthält eine gegen den unlauteren Wettbe- 
werb gerichtete Beitimmung; fie will an ſich nur die Ausftattungen 
inländijcher Gewerbetreibenden ſchützen, it aber nun vermöge Des 
ze auch auf andere verbandsländiiche Gewerbetreibende anzu— 
wenden. 


Art. 11. 


Die Hohen vertragichließenden Theile werden den patent» 
fähigen Erfindungen, den gewerblichen Muftern oder Modellen ſo— 
wie den Fabrik- oder Handelsmarken für Erzeugniffe, welde auf 
den auf dem Gebiet eines von ihnen veranftalteten, amt— 
lichen oder amtlich anerfannten internationalen Ausftellungen zur 
Schau gejtellt werden, in Gemäßheit der Gefeßgebung jedes 
Landes einen zeitweiligen Schuß gewähren. 


1. In der urjprünglichen Faſſung der Uebereinkunft hieß es 
ftatt „werden... . gewähren“: „verpflichten ſich . . . zu gewähren“. 
Eine wejentliche Bedeutung fann diejer Aenderung ebenjowenig, wie 
der Einjchaltung „auf dem Gebiet eines von ihnen veranftalteten”, bei» 
gemeſſen werden. 

Dagegen jtellen die weiter eingefügten Worte „in Gemäßheit 
der Gejeßgebung jedes Landes“ eine Einſchränkung der über- 
nommenen Berpflichtung dar oder jie jegen doc mindeftens außer 
Zweifel, daß die Verpflichtung nur in einem eingejchräntten Sinne 
zu verjtehen ijt. Nicht ohme weiteres jollen die zur Schau geitellten 
Erzeugnijie einen Schuß genießen, jondern die vertragichließenden 
Teile verjprechen nur gegenjeitig, daß eine landesrechtliche Rege— 
lung des Schuges erfolgen werde. (Vgl. die Vorſchläge Ofterrieths 
in „Anſchluß“ S. 149—151. Ausftellungsihug gewähren zur Zeit 
die Gejeßgebungen von Frankreich, der Schweiz, von Portugal, 
Spanien, Brajilien, dann in jehr beichränftem Maße die Gejeh- 
——— von Großbritannien, Dänemark, Norwegen, Schweden, 

apan.) 

2. Gegenſtand des Ausſtellungsſchutzes ſollen ſein die 
patentfähigen Erfindungen, die gewerblichen Muſter oder Modelle, die 
Fabrik- oder Handelsmarken. Selbſtverſtändlich iſt dabei nur daran 
gedacht, dieſe Gegenſtände denjenigen Ausſtellern zu ſchützen, welche im 
Sinne der Art. 2 und 3 Verbandsangehörige find. Die Bedeutung 
eines bejonderen Ausjtellungsihußes wird für die Angehörigen der 
anderen Verbandsitaaten im Verhältnifje zum Deutichen Reiche haupt» 
jächlich auf dem Gebiete des Gejchmadsmufterichußes fich zeigen, injo- 
ferne hier von dem Erfordernijje der Herjtellung des Erzeugniffes im 
Inlande wird abzujehen jein (vgl. Mufterjchußggejeß $ 16; N. 4 zu Art. 2 
der gegenmw. Ueb., vo. ©. 704). 
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3. Nur für Erzeugnifje, die auf amtlich veranftalteten 
oder amtlih anerfannten Ausftellungen zur Schau geftellt find, 
ift die Gewährung des Ausftellungsihußes vereinbart, aljo nicht für 
jedes Privatunternehmen, welches Erzeugnijje der Berbandsangehörigen 
zur Schau ftellt. Selbjtverjtändlich find amtlich veranftaltet oder an— 
erfannt nicht nur die von Reichsbehörden, jondern auc die von Be— 
hörden der deutjchen Bunbdesjtaaten veranftalteten oder anerkannten 
Ausftellungen (DOfterrieth a.a.D. ©. 149). 


Urt. 12. 


Seder der Hohen vertragichliegenden Theile verpflichtet Fich, 
eine beiondere Behörde für das gewerbliche Eigenthum und eine 
Zentral:Hinterlegungöftelle zur Mittheilung der Erfindungspatente, 
der gewerblichen Muſter oder Modelle und der Fabrik: oder Handels: 
marken an das Publikum einzurichten. 

Deutichlands Zentral» Hinterlegungsftelle zur Mitteilung der 
Erfindungspatente, der Gebrauchsmuſter und der Warenzeichen iſt 
dad Patentamt. In Bezug auf Geſchmacksmuſter fehlt es bei und 
an einer Zentraljtelle für die Anmeldung der im Inlande an- 
jäjligen Perjonen. Dagegen ift das SHandelögericht zu Leipzig Zen— 
traljtelle für Anmeldung und Niederlegung derjenigen Urheber, welche 
im Inlande weder Niederlafiung noch Wohnjig haben (Mujter- 
ſchutzgeſetz $ 9 Abſ. 3). MUebrigens ift die Mitteilung der Eintra- 
gung eines Mufterd zentralifiert durch die Borjchrift der Bekannt— 
gabe durch den Neichsanzeiger (cit. $ 9 Abi. 6; vergleiche bezüglich 
der Veröffentlichung eines periodijchen amtlichen Blattes Schlußprot. 
Nr. 5). 

Die Zentralbehörden der übrigen Verbandsjtaaten find in PM.- 
38. IX 129 aufgeführt. 


Art. 13. 

Unter der Bezeichnung: „Internationales Büreau des Ver— 
bandes zum Schuße des gewerblichen Eigenthums“ ift ein inter: 
nationales Amt einzurichten. 

Diejes Büreau, deſſen Koften durch die Regierungen ſämmt— 
licher vertragichließenden Staaten zu tragen find, wird der hohen 
Autorität der oberen Verwaltungsbehörde der Schweizeriichen Eid: 
genoffenichaft unterftellt und hat unter deren Aufficht zu arbeiten. 
Die Befugnifje desfelben werden durch Vereinbarung der Verbands: 
itaaten beftimmt. 

Bezüglich der Ausſtattung des internationalen Bureaus und 


ſeiner Geſchäftsaufgabe ſ. Schlußprotokoll Nr.6 und Madrider Protokoll 
vom 15. April 1891. 
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Art. 14. 

Die vorliegende Webereinkunft foll periodifchen Revifionen 
unterzogen werden, um Berbeflerungen herbeizuführen, welche ge— 
eignet find, das Syſtem des Verbandes zu vervollfommnen. 

Zu diefem Zmwede werden der Reihe nach in einem der ver- 
tragichließenden Staaten Konferenzen zwiichen den Delegirten der 
genannten Staaten ftattfinden. 

Der dritte Abjag, welcher für die nächſte Zuſammenkunft Rom 
und das Jahr 1885 in Ausſicht nahm, wurde dur die Zuſatzakte 
geftrichen. 

Art. 15. 

Man ift einverjtanden, daß die Hohen vertragichliekenden 
Theile fich das Recht vorbehalten, einzeln mit einander bejondere 
Abmahungen zum Schuße des gewerblichen Eigenthums zu treffen, 
jofern dieje Abmachungen den Beitimmungen der vorliegenden Ueber: 
einfunft nicht zumiderlaufen. 

Durch die vorftehende Beitimmung it zugleich ausgeiprocen, 
daß Die bereits gejchlofjenen Lebereinfommen einzelner Berbandsftaaten 
mit anderen ihre Gültigkeit behalten, joweit fie der vorliegenden Ueber- 


einkunft nicht zuwiderlaufen (ſ. die unter B abgedrudten bejonderen Ueber- 
einfommen des Deutichen Reichs mit der Schweiz, Stalien und Serbien). 


Art. 16. 

Die Staaten, welche an der vorliegenden Uebereinfunft nicht 
Theil genommen haben, follen auf ihren Antrag zum Beitritte zu— 
gelaſſen werden. 

Diefer Beitritt ift auf diplomatischen Wege der Regierung 
der Schmweizeriichen Eidgenoffenichaft und von dieſer den übrigen 
anzuzeigen. 

Er hat mit voller Rechtswirkung den Anichluß an alle Be: 
ftimmungen und die Zulaffung zu allen Vortheilen zur Folge, 
welche in der vorliegenden Uebereinktunft vereinbart find, und tritt 
einen Monat nach der Abfendung der Anzeige durd die 
Schweizeriiche Regierung an die übrigen Verbandsſtaaten 
in Kraft, jofern der beitretende Staat nicht einen fpäteren 
Zeitpunft angiebt. 

Gemäß diejer Beftimmung hat das Deutiche Reich — Bei⸗ 
tritt der ſchweizeriſchen Regierung am 21. März 1903 angezeigt; als 


Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſes Beitrittes iſt hiebei der 1. 1903 
angegeben (Bef. v. 9. April 1903, RGBl. ©. 147). 
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Art. 17. 

Die Ausführung der in der vorliegenden Uebereinkunft ent: 
baltenen gegenfeitigen WBerbindlichkeiten unterliegt, ſoweit nöthig, 
der Erfüllung der Förmlichkeiten und Vorichriften, welche die ver: 
faffungsmäßigen Gejeße derjenigen Hohen vertragfchließenden Theile 
erfordern, die deren Anwendung herbeizuführen gehalten find, was 
fie in möglichit kurzer Friſt zu thun fich verpflichten. 

Mit dem Beitritt des Reichs zur Uebereinkunft hat jich der 


Bundesrat am 9. Mai 1901, der Reichstag in feiner Plenarjigung vom 
15. Mai 1901 einverjtanden erklärt. 


Art. 18. 

Die vorliegende Uebereinkunft Toll innerhalb eines Monats 
nah Austaufch der Ratififationen in Wirkfamfeit treten und auf 
unbeftimmte Zeit bis nach Ablauf eines Jahres vom Tage der er: 
folgten Kündigung ab in Kraft bleiben. 

Diefe Kündigung ift an die mit der Empfangnahme dey 
Beitrittserflärungen beauftragte Regierung zu richten. Sie erftredt 
ihre Wirkung nur auf den Staat, welcher fie ausfpricht; für die 
übrigen vertragichließenden Theile bleibt die Mebereinfunft wirkſam. 


Art. 19. 

Die vorliegende Uebereinkunft joll ratifizirt werden und die 
Ratififationen jollen zu Paris fpäteftend innerhalb eines Jahres 
ausgetauscht werden. 

Zu Urkund deflen haben die betreffenden Bevollmächtigten 
die Webereinfunft vollzogen und ihre Siegel beigedrüdt. 

So geichehen zu Paris, am 20. März 1883. 


Schlußprotofoll. 

Im Begriffe, den unter heutigem Tage zwifchen den Re: 
gierungen von Belgien, Brafilien, Spanien, Frankreich, Guatemala, 
Italien, den Niederlanden, Portugal, Salvador, Serbien und der 
Schweiz abgeichloffenen Vertrag zum Schuße des gewerblichen Eigen: 
thums zu unterzeichnen, find die unterzeichneten Bevollmächtigten 
über Nachitehendes übereingefommen: 

1. Die Worte: „Gewerbliches Eigenthum“' jollen in ihrer 
weitejten Bedeutung verftanden werden, berart, daß fie nicht bios 
auf Gemwerbeerzeugnifie im eigentlichen Sinne, fondern ebenjo auf 
die Erzeugnifje des Aderbaues (Mein, Getreide, Früchte, Vieh ꝛc.) 
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und auf die in den Handel gebrachten mineralifhen Erzeugnifie 
(Mineralwaifer 2.) Anwendung finden. 
Vgl. N. 2 zu Art. 1 der Uebereinkunft. 


2, Unter der Bezeichnung „Erfindungspatente* find die von 
den Gejeßgebungen der vertragichließenden Staaten zugelaſſenen 
verſchiedenen Arten gewerblicher Patente, wie Einführungs:, Ver: 
beſſerungs- 20. Patente, begriffen. 

„Einführungspatente“ kennt das deutſche Recht nicht. In © Spanien 
und Portugal find fie noch anerkannt. (©. Kohler Handb. ©. 15, 16.) 
Ueber „Berbejjerungs-(Zujag-) Patente” ſ. Pat.Gei. $ 7. 


3. Man iſt einverjtanden, daß die Schlußbeftimmung des 
Artifel 2 der Uebereinkunft die Gefekgebung jedes der vertrag- 
Ichließenden Staaten in Betreff des Verfahrens vor den Gerichten 
und die Zuftändigfeit diefer Gerichte in feiner Weile berühren foll. 

Bu den Borjchriften in betreff des Verfahrens vor den Gerichten 
gehören auch die bezüglich der Sicherheitsleiftung für die Prozeßkoſten 
(ERD. 88 108 ff., Pat. Geſ. $ 28 Abſ. 5), jo daß, wenn ein Angehöriger 
eines ae nen vor einem deutjchen Gerichte wegen Verlegung 
jeines gejchügten Rechtes Hagt, der Beflagte von ihm, wie von jedem 
anderen Ausländer, Sicherheitsleiftung nad) Maßgabe der 88 110, 111 
ERD. verlangen fann: denn unter den in Art.2 den Berbendsangehö- 
rigen garantierten „Vorteilen“ find nur jolche des materiellen Patent, 
Mufter- und Zeichenrechtes gemeint, nicht ſolche progefjualer Natur. 
(GI. M. Lau in „Anſchluß“ ©. 98; a. M. Alerander-Kap ebenda 
©. 98. Die Frage hat, wie letzierer bemerkt, feine ſehr große prak— 
tiiche Bedeutung, weil die Untonsftaaten Sämtlich, mit Ausnahme 
von England, Serbien und der Schweiz, der Haager Konvention vom 
14. November 1896 angehören; vgl. N. 10 lit. b zu $ 28 des Bat.- 
Gef.) 

3b. Der Berfall eines Patents wegen Nicht-Aus— 
übung joll in jedem Lande nit vor Ablauf von drei 
Jahren feit der Hinterlegung des Geſuchs in dem Lande, 
um das es Sich Handelt, und nur dann ausgeſprochen 
werden fönnen, wenn der Patentinhaber redtfertigende 
Gründe für feine Unthätigfeit nit darthut. 

©. hierüber in N. 2 zu Art.5 der Ueb. (vo. ©. 716). 


4. Abi. 1 des Artikel 6 ift dahin zu verftehen, daß feine 
Fabrik- oder Handelsmarfe von dem Schuße in einem der Verbands: 
ſtaaten ausgeichloffen werden darf, lediglich der Thatſache wegen, 
daß dieſelbe hinfichtlich der Zeichen, aus denen fie befteht, den An— 


* 
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forderungen der Geſetzgebung dieſes Staates nicht genügt, voraus— 
geſetzt, daß ſie in dieſer Beziehung der Geſetzgebung des Urſprungs— 
landes genügt und daß ſie in dieſem letzteren Lande Gegenſtand 
einer vorſchriftsmähigen Hinterlegung geweſen iſt. Von dieſer Aus— 
nahme abgeſehen, welche nur die Form der Marke betrifft, und 
vorbehaltlih der Beitimmungen der übrigen Wrtifel der Ueber— 
einfunft foll die innere Gejeßgebung jedes Staates Anwendung 
finden. 

Um jeder falichen Auslegung zu begegnen, ift man einver- 
ftanden, daß der Gebraudh der öffentlihen Wappen und Ehren 
zeichen als im Sinne des Schlußſatzes des Artikel 6 der öffentlichen 
Ordnung zuwider angelehen werden kann. 

Zu Nr. 4 ſ. Art. 6 der Ueb. N.5 u. 6 (v. ©. 720 ff.). 


5. Bei Einrichtung der im Artikel 12 erwähnten bejonderen 
Behörde für das gewerbliche Eigenthum joll auf die Veröffentlichung 
eines periodifchen amtlichen Blattes in jedem Staate thunlichit Be— 
dacht genommen werden. 


6. Die gemeinfamen Koften des nach Artikel 13 eingefehten 
internationalen Büreaus dürfen in feinem Falle eine Gejammt: 
ſumme von durchichnittlich 2000 Franken jährlich für jeden ver: 
tragichließenden Staat überjteigen. 

Um den Beitrag jedes Staates zu dieſer Gefammtjumme der 
Koſten zu bejtimmen, werden die vertragichließenden Staaten und 
diejenigen, welche dem Verbande ſpäter beitreten möchten, in ſechs 
Klafien getheilt, von denen jede im Verhältniß einer beftimmten 
Zahl von Einheiten beiträgt, nämlich 


BET RONe 2.222 25 Einheiten, 
Be ee re 20 R 
Den er 15 N 
ee ea 10 ö 
ee re le 5 . 

6 FRE IR ES 3 . 


Diefe Eoeffizienten werden mit der Zahl der Staaten jeder 
Klaffe multiplizirt und die Summe der jo erhaltenen Produkte 
bildet die Zahl von Einheiten, mit der die Gejammtausgabe zu 
dividiren ift. Der Quotient ergiebt dann den Betrag der Ausgabe: 
einheit. 


733 V. Die Verträge des Deutjchen Reichs mit ausländijchen Staaten zr. 


Hinfichtlich der Vertheilung der Koften werden die vertrag: 
Ichließenden Staaten wie folgt Haffifizirt: 
1. Klaffe Frankreich, Italien, 


2. , Spanien, 

3... Belgien, Brafilien, Portugal, Schweiz, 
4. ,  Nieberlande, 

5. „Serbien, 

6. Guatemala, Salvador. 


Die Sänweizerifche Regierung wird die Ausgaben bes inter- 
nationalen Büreaus überwachen, die nöthigen Vorſchüſſe leiten und 
die Jahresrechnung aufitellen, welde allen anderen Regierungen 
mitgetheilt wird. 

Das internationale Büreau Hat die auf den Schuß des ge- 
werblichen Eigenthums bezüglihen Mittheilungen aller Art zu 
fammeln und in einer allgemeinen Statiftif zu vereinigen, welche 
an alle Regierungen zu vertheilen if. Es hat ſich mit gemein 
nüßigen Studien, welche für den Verband von Intereſſe find, zu 
beichäftigen und mit Hülfe des ihm von den verichiedenen Re: 
gierungen zur Verfügung geftellten Aktenmateriald ein periobiiches 
Blatt in franzöfilcher Sprache zu redigieren, welches die den Gegen: 
ſtand des Verbandes treffenden Fragen behandelt. 

Die Nummern dieſes Blattes ſowie alle von dem inter: 
nationalen Büreau veröffentlichten Schriftjtüde find auf die Re: 
gierungen der VBerbandsftaaten im Verhältniffe der Zahl der oben 
erwähnten Beitragseinheiten zu vertheilen. Die außerdem von ben 
genannten Regierungen oder von Gefellichaften oder Privatperionen 
etwa beanspruchten Eremplare und Schriftftüde find befonbers zu 
bezahlen. 

Das internationale Büreau hat fich jederzeit zur Verfügung 
der Verbandsmitglieder zu halten, um ihnen über die auf die inter: 
nationale Verwaltung des gewerblichen Eigenthums bezüglichen 
Fragen die bejonderen Mitteilungen zu machen, deren fie bebürfen 
fönnten. 

Die Regierung des Landes, in welchem die nächte Konferenz 
tagen joll, hat mit Hülfe des internationalen Büreaus die Arbeiten 
diejer Konferenz vorzubereiten. 

Der Vorfteher des internationalen Büreaus hat den Sigungen 
der Konferenzen beizumohnen und an den Verhandlungen ohne be» 
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Ichließende Stimme Theil zu nehmen. Ueber feine Amtsführung 
bat er jährlich einen Bericht zu erjtatten, welcher den Mitgliedern 
des Verbandes mitzutheilen ift. 

Die Amtsfprache des internationalen Büreaus ſoll die fran— 
zöſiſche Sprade fein. 

Zu Nr.6. 1. Abi. 1 ift aufgehoben und erjegt durch Die 
— in Art. 1 des Madrider Protokolls vom 15. April 1891 
(j. u.). 

2. Zu Abſatze6 ift zu bemerken, daß das hier in Ausſicht ge— 
nommene periodijche Blatt unter dem Titel „La propriet& industrielle, 
Organe mensuel du Bureau international de l’Union pour la protection 
de la propriete industrielle“ jeit 1887 in Bern erjcheint. 


7. Das vorliegende Schlußprotofoll, welches gleichzeitig mit 
der am heutigen Tage abgejchloffenen Uebereinfunft ratifizirt werden 
foll, ift als integrirender Theil dieſer Uebereinkunft anzujehen und 
toll diefelbe Kraft, Gültigkeit und Dauer haben. 

Zu Urkund deffen haben die unterzeichneten Bevollmächtigten 
das vorliegende Protokoll aufgenommen. 

So geichehen zu Paris, den 20. März 1883. 

(Folgen die Unterjchriften.) 


Protokoll, 
betreffend 
die Ausſtattung des internationalen Büreaus des zum Schutze des 
gewerblichen Eigenthums 
zwiſchen 
Belgien, Braſilien, Spanien, den Vereinigten Staaten von Amerika, 
Frankreich, Großbritannien, Guatemala, Italien, Norwegen, ben 
Niederlanden, Portugal, Schweden, der Schweiz und Zunis ge: 
ichloffenen Verbandes. 

Die Unterzeichneten, Bevollmächtigte der oben aufgeführten 
Staaten, haben angefichts der am 12. März 1883 von ber in Paris 
veriammelten internationalen Konferenz zum Schuße des gewerblichen 
Eigenthums angenommenen Deflaration im Einvernehmen mit ein: 
ander und unter Vorbehalt der Ratififation das folgende Protokoll 
abgeichlofien: 

Art. 1. 


Der erfte Abſatz der Ziffer 6 des der internationalen Weber: 
einkunft zum Schuße des gewerblichen EigentHums vom 20. März 
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1883 beigefügten Schlußprotofoll® wird aufgehoben und durch bie 
folgende Beitimmung erſetzt: 

„Die Ausgaben des nach Artifel 13 eingejegten internationalen 
Büreaus werden gemeinfam von den vertragichließenden Staaten 
getragen. Sie dürfen in feinem Falle die Summe von 60000 
Franken jährlich überfteigen.“ 

Art. 2, 

Das vorliegende Protokoll ſoll ratifizirt werden, und Die 
Ratififationen follen in Madrid ſpäteſtens innerhalb 6 Monaten 
ausgetauscht werden. 

Es joll einen Monat nad Austausch der Ratififationen in 
Kraft treten und dieſelbe Kraft und Dauer haben wie die Ueber— 
einfunft vom 20. März 1883, als deren integrirender Theil es an 
geliehen werden joll. 

Zu Urkund deflen haben die Bevollmächtigten der oben 
aufgeführten Staaten das vorliegende Protokoll in Madrid, am 
15. April 1891 unterzeichnet. 

(Folgen die Unterjchriften.) 


Sufahafte 
bom 14. Dezember 1900, 
durch welche die Uebereinkunft vom 20. März 1883 ſowie das bei- 
gefügte Schlußprotofoll abgeändert wird. 

Seine Majejtät der König der Belgier, der Präfident ber 
Vereinigten Staaten von Brafilien, Seine Majeität der König von 
Dänemark, der Präfident der Dominikaniſchen Republif, Seine 
Mageftät der König don Spanien und in Seinem Namen Ihre 
Majeſtät die KHönigin-Regentin des Königreichs, der Präfident der 
Vereinigten Staaten von Amerifa der Präfident der Franzöſiſchen 
Republik, Ihre Majeftät die Königin des Vereinigten Königreichs 
von Großbritannien und Irland, SKHaiferin von Indien, Seine 
Majeität der König von Italien, Seine Majeftät der Kaiſer von 
Japan, Ihre Majeftät die Königin der Niederlande, Seine Majeftät 
der Hönig von Portugal und Algarbien, Seine Majeftät der König 
von Serbien, Seine Majeität der König von Schweden und Nor: 
wegen, der Bunbesrath der Schweizeriichen Eidgenoffenichaft, die 
Regierung von Tunis 

haben es für nützlich erachtet, gewilfe Abänderungen und 
Zuſätze der internationalen Uebereinfunft vom 20. März 1883 jowie 
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des der genannten Uebereinkunft beigefügten Schlußprotofolls zu 
veranlaffen und zu Ihren Bevollmächtigten ernannt: 
(folgen die Namen der Bevollmächtigten) 
welche nach gegenfeitiger Mtittheilung ihrer in guter und gehöriger 
Form befundenen VBollmachten über folgende Artikel übereingefommen 
find: 
Artikel 1. 

Die internationale Uebereinkunft vom 20. März 1883 wird 
geändert, wie folgt: 

Die nun folgenden Menderungen find oben in der Wiedergabe 
der Uebereinfunft bereit berüdfichtigt und mittels durchſchoſſenen Drudes 
gefennzeichnet. 

Artikel 2, 

Das der internationalen MHebereinfunft vom 20. März 1883 
beigefügte Schlußprotofoll wird durch die Hinzufügung einer Rum: 
mer 3b vervollftändigt, die folgendermaßen lautet: 

Nr. 3b des Schlußprotofolls ift oben bereit3 abgedrudt. 


Artikel 3. 

Die vorliegende Zuſatzakte ſoll diefelbe Gültigkeit und Dauer 
haben wie die Uebereinfunft vom 20. März 1883. 

Sie ſoll ratifizirt werden und die Ratififationen jollen in 
Brüffel im Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten fobald 
als möglich) und ſpäteſtens innerhalb achtzehn Monaten feit bem 
Tage der Unterzeichnung niedergelegt werden, 

Sie joll drei Monate nach dem Abichluffe des Niederlegungs: 
Protofolls in Kraft treten. 

Zu Urkund deſſen haben die betreffenden Bevollmächtigten 
die vorliegende Zujahafte unterzeichnet. 

So geichehen zu Brüffel in einem einzigen Eremplar, am 
14. Dezember 1900. 

(Folgen die Unterjchriften.) 

Die Brüffeler Zufagalte ift von allen beteiligten Staaten, mit 
Ausnahme der Dominikanischen Republif und Serbiens, ratifiziert und 
die Ratifilationsurfunden find gemäß den Beitimmungen im Art. 3 der 
Zuſatzakte in Brüffel im Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten 
am 14. Juni 1902 niedergelegt worden; Spanien und Brafilien haben 
die Ratififationsurkunde zu der Zufagafte ebenda am 22. Januar bezw. 


8. April 1903 niedergelegt. (Bel. vom 9. und 27. April 1903, RGBl. 
©. 147 und 202.) 
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B. Pie Sonderabkommen des Deuffchen 
Reichs mit einzelnen Staaten!) 


I. Nebereinfommen zwiſchen dem Reich und Oeſterreich— 
Ungarn über den gegenjeitigen Batent:, Mufter: und 
Markenſchutz. Bom 6. Dezember 1891. 


Seine Majeftät der Deutiche Kaifer, König von Preußen, 
im Namen des Deutjchen Reichs, einerjeits, und Seine Majeftät 
der Kaiſer von Defterreih, König von Böhmen zc. und Apoftolifcher 
König don Ungarn, andererjeits, von dem Wunfche geleitet, Die 
gegenfeitigen Beziehungen auf dem Gebiete des Patent:, Muſter— 
und Markenichuges neu zu regeln, haben zu diefem Zweck Unter: 
handlungen eröffnen laffen und zu Bevollmächtigten ernannt: 

(Folgen die Namen der Bevollmächtigten.) 


Artikel 1. 

Die Angehörigen des einen der vertragichließenden Theile 
follen in den Gebieten des anderen in Bezug auf den Schuß von 
Erfindungen, von Muftern (einichließlich der Gebrauchsmufter) und 
Modellen, von Handels- und Fabrikmarken, von firmen und Namen 
diefelben Rechte wie die eigenen Angehörigen genieken. 

1. Das Prinzip der Gegenjeitigfeit ift in diefer Vorſchrift auf- 
geitellt. Es beſteht darin, daß die Angehörigen des einen Teils (denen 
in Art. 2 diejenigen gleichgeftellt find, weldye in den Gebieten des einen 
Teils ihren Wohnfig oder ihre Hauptniederlafjung haben) in den Ge— 
— des anderen Teils dieſelben Rechte wie die eigenen Angehörigen 
genießen. 

Selbftverftändlich müfjfen die Angehörigen des anderen Teiles, um 
zum Genuffe diejer Rechte zu gelangen, die Bedingungen und Förm- 
lichfeiten erfüllen, von deren Einhaltung der Schuß in dem Lande, wo 
fie ihn nachſuchen, abhängt; dies ift, obwohl es nicht ausdrücklich aus- 
geiprochen ift, außer Zweifel deshalb, weil durch das Uebereinfommen die 
Angehörigen des anderen Teiles nicht vor den eigenen Staatsangehörigen 
bevorzugt, jondern dieſen nur gleichgeitellt werden jollten. Es muß 
aljo insbejondere der Angehörige Deiterreich$ oder Ungarns, wenn er in 
Deutichland ein Patent, ein Mufter- oder Warenzeichenrecht erwerben 


1) Nicht abgedrudt ift die Hebereinfunft zwiſchen Deutichland und 
Belgien betr. den Schuß der gewerblidhen Mufter und Modelle vom 
12. Dezember 1883 (RGBl. 1884 ©. 188 ff.), da Belgien wie Deutichland 
der Parifer Union angehört und das Sonderablommen gegenüber den 
Beltimmungen der Barijer Uebereinktunft feine praftiiche Bedeutung hat. 
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will, den Gegenftand des Schutes in der den deutſchen Geſetzen ent- 
iprechenden Weije anmelden. Iſt dies geichehen und jind auch die von 
den deutichen Gejegen verlangten materiellen Erfordernifje erfüllt (i. 
übrigens Art 6), dana hat die Anmeldung in Deutichland die gleiche 
Wirkung, als wenn fie von einem Deutichen ausgegangen wäre Da- 
gegen steht eine Anmeldung in Defterreich oder Ungarn der Anmeldung 
im Deutichen Neiche nicht gleich; insbejondere fommt fie im Sinne des 
$ 3 des Patent-Gejeges nicht in Betracht, wenn ein anderer in Deutjch- 
land ſpäter eine im wejentlichen identiſche Erfindung anmeldet, d. h. 
dieje jpätere Anmeldung kann troß der auf Grund der früheren An- 
meldung in Defterreich oder Ungarn erfolgten PBatenterteilung zur Er- 
teilung eines deutichen Patents führen. (PA. in PMZBL. I 197.) 

Zu den im Gebiete des Deutichen Reich zu erfüllenden Be— 
dingungen und Förmlichkeiten, deren Beobachtung den Angehörigen 
Deiterreich8 und Ungarns durch das gegenwärtige Uebereinfommen nicht 
nachgelajien wird, gehört auch die Beftellung eines Vertreters 
im Jnlande, zu welcher gem. PBat.Gej. 8 12, Gebrauchsmuſtergeſetz 
813 Abſ. 2 und $ 23 Abi. 2 des Warenzeichengejeges jeder, auch der 
Deutiche, verpflichtet ift, wenn er im Inlande einen Wohnſitz bezw. 
eine Niederlaſſung nicht befißt und den Schuß diejer Gejege in An- 
ſpruch nehmen will (j. über die verjchiedene Ausgeftaltung dieſes Er- 
er ig nad) den drei genannten Gejeßen die zit. $$). 

Da Name und Firma als Warenbezeichnungen ohne weiteres 

geinüpt find (WZG. $ 14), genießt aud) der Name und die Firma eines 

efterreicherd oder eines — in Deutſchland den — * ohne daß es 
der Erfüllung irgendwelcher Bedingungen oder Förmlichkeiten bedarf. 

Die Gleichftellung der Angehörigen beider Vertragsteile in Be- 
zug auf den Schuß der Erfindungen, Mufter und Warenbezeichnungen 
bringt es nicht mit ſich, daß auch jonft die Angehörigen des anderen 
Teild den Inländern und ihre Produfte den inländischen Produkten 
gleichgeftellt jind. Es unterliegen daher Öfterreichiich-ungarifche Waren, 
die mit einer deutjchen Warenbezeihnung widerrechtlich verjehen find, 
gemäß WFS. 8 17 der Beichlagnahme und Einziehung ebenjo tie 
andere ausländiihe Waren und es fünnen die öfterreichiich-ungarifchen 
Waren unter den Borausjegungen des $ 22 des WZG. auch der dort 
vorgejehenen Auflage unterworfen werden (Seligjohn, Komm. zum 
WHO. ©. 222). 

2. Enticheidend für die Anwendung des Urt. 1 ift die Staats— 
angebörigfeit, gleichviel wo der Wohnſitz liegt. Es kann aljo z. 8. 
auch der in der Türfei mohnende Deutiche in Defterreich-Ingarn, der 
in Rußland wohnhafte Defterreiher in Deutichland die Vorteile des 
Uebereintommens für fich geltend madhen (Schanze in den Annalen 
des Deutichen Reichs, Jahrgang 1894, ©. 248; f. aber N. 3, ins— 
bejondere bezüglich des Zeichenrechts). Erwerb und Verluft der Staats— 
angehörigfeit beurteilen ſich nach den einichlägigen Landesgeſetzen. Die 
Staatsangehörigkeit ift im Zweifelsfalle mittels eines amtlichen Zeug- 
nifjes nachzuweiſen. Nicht die ausjchlieflihe Staatsangehörigfeit in 
einem der Bertragsitaaten ift verlangt. Iſt alfo 3. B. jemand An- 

Dr. Bh. Ullfeld, Kommentar z. d. Geſetzen betr. d. Erfindungsfhug:c. 47 


738 V. Die Verträge des Deutjchen Reichs mit ausländijchen Staaten ꝛc. 


gehöriger ſowohl des Deutichen Reich, ald auch der Niederlande, jo 
fann er ſich in Defterreih-Ungarn auf diejes Uebereinfommen berufen. 
(Ueber die Gleichitellung anderer Berjonen j. Art. 2.) 

3. Die Bedeutung der Gleichftellung der Angehörigen beider 
Bertragsftaaten (j. N. 1) it, jomweit die Anwendung der deutichen 
Schußgejeße auf Angehörige von Defterreich-Ingarn in Frage fommt, 
je nad) den einzelnen Gejegen eine verjchiedene: 

a) Den Batentihug kann in Deutichland grundjäglich der 
Ausländer wie der Inländer erlangen (ſ. N.9 zu 8 12 des Bat.Gej., 
o. ©. 171). Das Uebereintommen hat aljo hinfichtlich des Patentſchutzes 
nur die Wirkung, dab die Angehörigen Defterreich-Ungarns von einer 
Aenderung des deutichen Gejeßes, die den Ausländer —— ſtellte, 
nicht betroffen würden (vgl. Schanze a. a. O. S. 250 

b) Was den Geſchmacksmuſterſchutz — ſo findet 
das Geſetz vom 11. Januar 1876 nur auf Muſter inländiſcher Urheber, 
jowie ſolcher ausländiicher Urheber Anwendung, die im Gebiete des 
Deutſchen Reichs ihre gewerbliche Niederlafjung haben ($16 a.a D.). 
E3 wird aljo durch das Uebereinkommen die Anwendbarkeit diejes 
Geſetzes auf Ausländer erweitert, injoferne die Angehörigen von Deiter- 
reich-Ungarn den Schuß erlangen können aud dann, wenn ſie ihre 
gewerbliche Niederlafjung nicht im Gebiete des Deutichen Reichs haben. 
Freilich find nah $ 16 zit. Mufter und Modelle nur injoweit jchuß- 
fähig, als die nach ihnen Hergejtellten Erzeugnifjie im Inland verfertigt 
werden; hier greift aber Art. 5 des Uebereinfommend modifizierend 
ein (j. die Bemerkungen zu $ 5). 

e) Die Geltendmahung des Anſpruchs auf Gebraudsmufter- 
ihuß iſt nad 8 13 des Gejehes vom 1. Juni 1891 davon abhängig, 
daß die Perjon, welche den Anjpruch geltend machen will, einen Wohn- 
fig oder eine Niederlafjung entweder im Inlande oder in einem jolchen 
Auslandsitaate hat, in dem bdeutiche Gebrauchgmufter einen Schuß 
genießen. Da nun der deutſche Urheber eines Gebrauchsmufters in 
Dejterreich-Ungarn gemäß dem Webereinfommen gleiche Rechte wie der 
dortige Inländer genießt, jo gilt der Wohnfig oder die Niederlafjung 
im Gebiete von Dejterreich-Ungarn im Sinne des $ 13 zit. gleich dem 
Wohnſitze oder der Niederlafjung im Gebiete des Deutichen Reichs und 
zwar ohne Rüdjicht darauf, welchen Staate die Perſon angehört. Da- 
gegen übt die öÖfterreichiiche oder ungariiche Staatsangehörigfeit auf den 
Gebrauchsmufterihug feinen Einfluß aus; denn aud der Dejterreicher 
oder Ungar kann den Schuß nicht geltend machen, wenn er weder im 
Deutichen Reich noch in einem Staate, in dem die Gegenjeitigfeit ver- 
bürgt, einen Wohnſitz oder ſeine Niederlaſſung hat, ebenſo wie auch 
dem Deutſchen, der in keinem dieſer Staaten, ſondern z. B. in Rußland, 
ſeinen Wohnſitz und ſeine Niederlaſſung hat, die Geltendmachung eines 
Anſpruchs auf Gebrauchsmuſterſchutz verſagt iſt (ſ. o. S. 424). 

Vom Vertreterzwang Gebrauchsmuſtergeſetz 8 13 Abi. 2) 
iſt der Oeſterreicher oder Ungar, wenn er nicht im Deutſchen Reich 
ſeinen Wohnſitz oder ſeine Niederlaſſung hat, auch dann nicht befreit, 
wenn dieſe in Oeſterreich-Ungarn liegen (ſ. S. 736 unten). 
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d) In Bezug auf den Warenzeihenjhuß liegt das Ber- 
hältnis ähnlich wie beim Gebrauchsmuſterſchutz (j. lit. e). Der Schuß 
eines Warenzeichens im Deutjchen Reich ift dadurch bedingt, daß Die 
Perſon, die ihn in Anſpruch nimmt, eine Niederlaffung im Inlande 
hat oder daß ihre Niederlafjung in einem Staate mit verbürgter 
Gegenjeitigfeit liegt (WZG. $ 23 Abi. 1), während die Staatsangehörig- 
feit an ſich ohne Einfluß ift. Wiederum aljo fteht der Fall, daß je- 
mand in Oeſterreich-Ungarn jeine Niederlaffung Hat, dem Fall, daß 
die Niederlaffung im deutichen Neichsgebiete liegt, gleich, während ohne 
Niederlaffung in einem Staate, der deutiche Warenbezeichnungen zum 
Schutze zuläßt, auch Angehörige von Dejterreih-Ungarn in Deutichland 
Warenzeihenichug nicht erlangen können. 

Die Ausftattung (1. WIG. 8 15) fällt nicht unter den Be- 
griff der „Handels- und Fabrikmarken“; es ift daher anzunehmen, daß 
durh das gegenjeitige Uebereinkommen der gegenfeitige Schuß der 
Ausftattung nicht garantiert ift, zumal ja auch weder das öjter- 
reichijche Geje vom 6. Januar 1890 noch die Novelle hiezu vom 
30. Juli 1895 einen Schuß der Ausftattungen vorfieht. Auch in Bezug 
auf falſche Herfunftsbezeihhnungen enthält das Uebereinfommen 
feine den gegenfeitigen Schuß gewährleiſtende Beſtimmung. Webrigens 
ift $16 des WZG. in jeiner Anwendbarkeit auf inländiiche Herkunfts- 
bezeichnungen nicht bejchränft. Vgl. auch Art. 8 des gegenwärtigen 
Uebereinfommens. 

Dagegen jollen auh Name und Firma gegenfeitig Schuß ge- 
nießen. Da in diejen beiden Beziehungen das deutiche Geſetz keinerlei 
Förmlichkeit verlangt, find auch die Angehörigen der anderen Bertrags- 
ftaaten einer ſolchen nicht unterworfen. 

Die Vorſchrift über den accejjorifhen Schuß ausländiſcher 
Warenzeichen ($ 23 Abj. 3 des WZG., ſ. N. 12 dajelbit) wird durch das 
Uebereinfommen nicht berührt. 

Hinfichtlich des Bertreterzwangs ſ. lit.ca. €. 


Artikel 2. 
Den Angehörigen im Sinne diejer Vereinbarung find gleich: 
geitellt andere Perionen, welche in den Gebieten des einen der vertrag: 
ichließenden Theile ihren Wohnfiß oder ihre HDauptniederlafjung haben. 


1. Die in Art. 1 bezüglich der Angehörigen der Vertragsteile 
bejtimmte Gegenjeitigfeit des Schuges greift auch hinſichtlich der Per- 
jonen Platz, die in den Gebieten des einen der vertragichließenden Teile 
ee Wohnji oder ihre Hauptniederlajjung haben. Das Ueber- 
einfommen äußert aljo z. B. jeine Wirfung auch zu Gunſten eines in 
Wien anſäſſigen Rumänen oder eines Dänen, der jeine Hauptnieder— 
lafjung in Berlin bat. 

2. Der Begriff des Wohnſitzes beftimmt ſich nach $ 7 des 
BGB. Bezüglich des Begriffes der Niederlaſſung ſ. Warenzeichen— 
geſetz 5 23 N. 2 lit. b. Eine Hauptniederlaſſung hat man am 
Mittelpunkte ſeiner geſchäftlichen Tätigkeit. 

47* 
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Artikel 3. 

Wird eine Erfindung, ein Mufter oder Modell, eine (Fabrik: 
oder Handelsmarke in den Gebieten des einen der vertragichließenden 
Theile behufs Erlangung des Schußes angemeldet, und binnen einer 
Frift von drei Monaten die Anmeldung auch in ben Gebieten des 
anderen vertragichließenden Theiles bewirkt, jo joll 

a) diefe fpätere Anmeldung allen Anmeldungen vorgeben, welche 
in den Gebieten des anderen Theiles nach dem Zeitpunft der 
erften Anmeldung eingereicht worden find; 

b) durch Umftände, welche nach dem Zeitpunkt der erjten Ans 
meldung eintreten, dem Gegenftande derjelben die Neuheit in 
den Gebieten des anderen Theiles nicht entzogen werden. 

1. Durch Art. 3 ift gegenieitig ein Prioritätsrcht zu Gunften 
der in dem einen Bertragsjtaate bewirkten Anmeldungen eingeräumt. 
Dasjelbe äußert fih in den beiden zu lit. a und b des Artikels an- 
gegebenen Richtungen, aljo einmal hinfichtlich des Rangverhältniſſes 
gegenüber anderen Anmeldungen, dann in Anjehung der Neuheit, nicht 
aber in fonftigen Beziehungen, 3.8. in Bezug auf die Dauer des 
Schutzes (j. N. 6, 7). 

Vorausjegungen des Prioritätsrechtes find: 

a) die Erfindung, das Mufter oder das Warenzeichen muß in 
dem einen der Vertragsftaaten behufs Erlangung des Schußes an» 
gemeldet jein (j. N. 2); 

b) die zweite Anmeldung muß von einer Perſon ausgehen, 
die mit dem eriten Anmelder in gewiſſem Sinne identiſch iſt (ſ. N. 3); 

e) die Anmelder müflen Angehörige eines der Bertrags- 
jftaaten jein (ſ. N. 4); 

d) die zweite Anmeldung muß innerhalb der Friſt von drei 
Monaten erfolgen (j. N. 5). 

2. Borgängige Anmeldung der Erfindung in dem einen Ber- 
tragäftante. 

a) Dieje erfte Anmeldung muß den Vorjchriften des Bertrags- 
ftaates, in dem fie geichehen ift, entiprechen; aljo, wenn fie im Deutichen 
Neich erfolgt ift, dem 8 20 des Pat. Geſ. bezw. dem $ 7 des Geichmad3- 
mujter-, dem 8 2 des Gebrauchsmuiter-, dem $ 2 des Warenzeichen 
geſetzes. Daß die Anmeldung den Borjchriften des betr. Staates ent- 
jpricht, muß im Falle der Geltendmachung des Prioritätsrechtes in dem 
anderen Staate urkundlich nachgewiejen werden (ſ. N. 8). Liegt eine 
jolche urkundliche Beltätigung vor, jo hat die Anmeldebehörde des 
anderen Staates die Richtigkeit nicht nachzuprüfen. 

bi Nur die Anmeldung in dem einen Bertragsitaate ift erforder» 
lich, damit für die in dem anderen Bertragsitaate folgende Anmeldung 
ein Prioritätsrecht begründet wird. Nicht erforderlich tft, daß in 
dem Staate der erjten Anmeldung der Shuß aud wirklid 
erlangt wird. Das Uebereinfommen jtellt diejes Erfordernid — ab- 
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weichend von dem nun aufgehobenen Sclußprotofoll zum Ueber- 
einfommen mit der Schweiz, Nr.3, — nicht auf und es befteht fein 
Grund, dasjelbe aud ohne ausdrüdliche Beitimmung des Geſetzes an- 
zunehmen. Daß nad Art. 4 lit. b die Prioritätsfrift für Erfindungen 
von dem Zeitpunfte der Patenterteilung an zu berechnen ift, kann nicht 
dafür ins Feld geführt werden. Dieje Vorjchrift bezüglich des Friſt— 
beginns erklärt Hi daraus, daß der Anmelder vor Beendigung der 
Borprüfung nicht mit Sicherheit überjehen kann, melche Geftalt jein 
Patent gewinnen wird, aljo vorher nicht in der Lage ift, den Gegen- 
ſtand in dem anderen Bertragsitaate jo anzumelden, wie er im erften 
Staate den Schuß erlangt, obwohl er doch hieran ein großes Intereſſe 
haben fann (vgl. deutsche Denkichrift zu Art. 4). Da nun die Vor— 
prüfung häufig jehr lange Zeit in Anſpruch nimmt und fid) nicht 
borausjehen läßt, wann fie ihren Abſchluß nimmt, jo die Frift nicht 
mit der erjten Anmeldung, jondern erjt mit der auf dieje ergebenden 
Patenterteilung beginnen, d. h. der Anmelder kann während der ganzen 
Dauer der Borprüfung in dem Staate der erjten Anmeldung die zweite 
Anmeldung in dem anderen Staate vornehmen, wird dies auch tun, 
wenn es zweifelhaft ericheint, ob die erjte Anmeldung zur Batentierun 
führt, hat aber von der wirklich erfolgenden Patenterteilung an Inn 
eine weitere Friſt, innerhalb deren er fich die Priorität im anderen 
Staate fichern fann. (Ebenjo Kohler Handb. ©. 294 ff. und in den 
©. 296 a. a. D. Anm. * zit. Auffägen; Ofterrieth-Arfter ©. 101; 
vgl. N. 2 lit. f zu Urt. 4 der Pariſer Uebereintunft, o. ©. 708; anders 
die herrichende Meinung, namentlih Schanze a.a.D.©.261, Selig- 
john, Pat. Geſ. ©. 516, Robolski, Komm. 3. Pat. Geſ. S. 104.) 

e) Der Gegenitand der zweiten Anmeldung muß mit 
dem der eriten identijch jein. Hierüber ſ. N. 2 lit. b zu Art. 4 
der Barijer Hebereinfunft, o. S. 707. Ueber die Frage, ob und inmwie- 
weit öfterreichiiche „Mufter“ und deutiche „Gebrauchsmuſter“ identifch 
ind, j. Alexander-Katz in R. u. U. VII 339, 

Bezüglich des Nachweijes der Fdentität ſ. N. 8. 

d) Die erjte Anmeldung muß nur in den Gebieten des 
einen der vertragjchliehenden Teile, gleihviel welden 
Teiles, erfolgt jein. Es ift aljo nicht erforderlich, daß fie in dem— 
jenigen Staate geichehen ift, dem der Anmelder angehört, jo daß 3.8. 
der Deutiche den Prioritätsanipruch im Deutichen Reich darauf ftüßen 
fann, daß er zuerit in Dejterreich den Gegenftand angemeldet hat. (So 
die herrichende Meinung, insbeiondere Seligjohn, Pat.Geſ. ©. 517, 
Schanzea.a.D. ©. 247, Kohler, Handb. S. 296, Kent Nr. 937, PA. 
in PMZBL. II 291, öfterreich. Enticheid. ebenda V 236, R. u. U. VI 246; 
vgl. auch N. 2 lit. a zu Art. 4 der Pariſer Uebereint.; a. M. Heil- 
born, R. u. U. II 157, j. aber auch die dajelbit ©. 186 abgedrudte Dis- 
fujlion; a. M. auch Oſterrieth-Axſter ©. 69.) 

3. Ydentität des Anmelderd — ſ. hierüber N. 2 lit. e zu Art. 4 
der Pariſer Uebereinf., o. ©. 707. 

4. Der Anmelder muß zur Zeit der erften wie der zweiten 
Unmeldung einem der Bertragsftanten im Sinne des Urt. 1 
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oder 2 angehören. Es kann aljo 3. B. ein Ruſſe, der weder im 
Deutichland noch in Defterreich-Ungarn feinen Wohnjig oder jeine 
Hauptniederlajiung hat, wenn er in Deutichland eine Erfindung, ein 
Mufter oder ein Warenzeichen anmeldet, nicht die Priorität einer vor- 
her in Dejterreich bewirften Anmeldung geltend machen, auch dann 
nicht, wenn er der Rechtsnachfolger eines Deutichen oder Defterreichers 
ift und Diejer in Dejterreich die Anmeldung vorgenommen hat; und 
ebenjowenig genügt es, wenn die Anmeldung in Deutichland von einem 
Deutjchen oder Dejterreicher ausgeht, auf den der Rufje nach der durch 
ihn bewirften öfterreichiichen Anmeldung jein Recht übertragen bat. 
Wenn dagegen der Ruſſe, dem der Dejterreicher nad) der von ihm in 
Deiterreich bewirkten Anmeldung fein Recht für Deutichland abgetreten 
hat, die deutiche Staatdangehörigfeit erwirbt oder jich in Berlin nieder- 
läßt und nunmehr dort den Gegenjtand anmeldet, jo ift dem Erforder- 
nijje Genüge geichehen. (Deutiche Denkichrift zu Art. 3—7; öfterreich. 
Handelsminijterium in PMZB. III 119, ungar. Bat.Senat in R.u.\U. 
III 150, Kohler, Handb. ©. 296, Seligjohn, Pat.Geſ. ©. 517. Der 
Annahme Kohlers ©. 297, daß die Wirkungen des Uebereinkommens, 
wenn der Kamelber ein Ausländer war und nachträglich Inländer ge- 
worden ijt, von dem Momente des Jnländerwerdens eintreten, iſt zu— 
zuftimmen.) 

5. Die Anmeldung in dem anderen Bertragsftaate muß inner- 
halb der Frift von drei Monaten erfolgen. Ueber den Beginn der 
Friſt enthält Urt. 4 nähere Beitimmungen. 

6. Der Inhalt des Prioritätsrechtes ift ein doppelter: 

a) Die jpätere Anmeldung geht allen Anmeldungen 
vor, weldhe in demjelben Lande nah dem Zeitpunfte der 
erjten Anmeldung eingereicht worden jind. Dies ift von Be- 
deutung im Hinblicke auf Pat. Geſ. 88 3, 10 Nr. 2, Gebraudhsmufter- 
ſchutzgeſetz 384 Abſ. 2, 5 Abj.1 u. 2, Warenzeichengejeß 885,6, 9 Nr. 1. 
Im einzelnen iſt zu bemerken: 

aa) Alle nach dem Zeitpunkte der erſten Anmeldung ein— 
gereichten Anmeldungen gehen der das Prioritätsrecht genießenden 
ſpäteren Anmeldung nach; alſo auch die an dem Tage der erſten An— 
meldung, aber in einer ſpäteren Stunde oder Minute eingelaufenen 
(vgl. N. 3 lit. d zu 8 3 des Pat.Geſ., o. S. 59). Wenn alſo z. B. A 
in Oeſterreich eine Erfindung angemeldet hat, dieſe Anmeldung als am 
4. März vormittags 10 Uhr 30 Min. eingelaufen vermerkt iſt und nun 
A innerhalb der dreimonatlihen Friſt die Erfindung in Deutichland 
anmeldet, jo geht dieje Anmeldung einer jeden anderen beim deutjchen 
Patentamte bewirkten —— derſelben Erfindung vor, die auch 
nur eine Minute ſpäter als am 4. März vormittags 10 Uhr 30 Min. 
eingegangen ift (vgl. Seligiohn, Bat. Sei. ©. 519). 

bb) Als erite Anmeldung ericheint, wie die Eingangsworte 
des Artifels Har eriehen laſſen, nur die in den Gebieten des einen der 
vertragichließenden Teile bewirkte, nicht eine jolche, die in einem Staate 
erfolgt iſt, mit dem diejer Teil wiederum in einem Vertragsverhältniffe 
gleicher Art jteht. Wenn alio jemand 3. B. zuerft in Italien einen 
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Gegenstand zur Erlangung des Schutzes angemeldet hat und jpäter in 
Deutichland denjelben Gegenstand rechtzeitig zur Anmeldung bringt, jo 
genießt er hier zwar auf Grund Art. 4 der Pariſer Uebereinf. Die 
italienische Priorität. Meldet er aber noch jpäter den Gegenjtand in 
Defterreih an, jo fann er die deutjche Priorität nur von dem Zeit- 
punfte der deutichen Anmeldung an geltend machen, er fann jie nicht 
auf den Zeitpunkt der italieniichen Anmeldung zurüddatieren. Dies 
ift auch dann nicht anders, wenn die Anmeldung, auf welche die 
deutjche Priorität zurücdbezogen wird, in einem der beiden Bertragd- 
ftaaten, Dejterreih oder Ungarn, erfolgt ift, die deutſche Priorität aber 
in dem anderen Bertragsitaate geltend gemacht werden will. (Dejter- 
reich. Handeldminifterium in PMZB. V 236. Es wurde nicht für an- 
gängig erachtet, daß in Dejterreih für eine am 10. März 1898 in 
Deutichland angemeldete Erfindung die allerdings für Deutichland gel- 
tende Priorität vom 26. Januar 1898, den Tage der Anmeldung in 
Ungarn, in Anjpruch genommen wurde.) 

b) Durd Umjftände, welhe nach dem Zeitpunfte der 
erften Anmeldung eintreten, wird dem Gegenftande der- 
jelben die Neuheit in den Gebieten des anderen Teiles nicht 
entzogen. Es bezieht fich dies auf Geichmadsmuftergejeß $ 1 Abi. 2, 
Pat Geſ. $ 2, Gebrauchsmuftergejeg $ 1 Abi. 2. Wenn aljo 3.8. eine 
Erfindung am 8. April in Dejterreich und hierauf rechtzeitig in Deutjch- 
fand angemeldet worden ift, jo wird ihre Neuheit durch Publikationen, 
die nach dem 8. April erjchienen find oder eine nach diefem Tage er- 
folgte offenfundige Benutzung nicht berührt. 

Bezüglich der Auslegung der Worte „Zeitpunft“ und „erjte An- 
Ba j. lit. a, aa u. bb. 

. In anderen als den in NR. 6 erörterten Beziehungen 
fommt das Prioritätsreht nicht zur Geltung. Es ift alio 
der Zeitpunkt der jpäteren Anmeldung maßgebend insbejondere für 
die Dauer des Patents, des Mufter- und Zeichenſchutzes (Pat.Gei. 
8 7, Geichmads- und Gebraudhsmuftergejeß je $ 8, WG. 8 8 Abi. 2 
Nr. 1), für die Fälligkeit der Patent-FJahresgebühren (Pat.Gej. $ 8), 
für den Beginn des einftweiligen Schußes (Pat. Geſ. $ 23), jowie für 
das Necht des Vorbenutzers (Pat. Geſ. $ 5), welches aljo auch dann Platz 
greift, wenn die Benußung zwiſchen der erjten und der zweiten An- 
meldung im Lande der legteren ftattgefunden hat (vgl. Schanze a. a. O. 
©. 252, Kohler, Handb. ©. 292, Ahenius in der Beitichr. für gewerbl. 
Rechtsſch. II 250, Robolsfi, Komm. 3. Pat. Geſ. ©. 104, Seligiohn, 
Pat. Geſ. S. 519; vgl. auch N. 4 lit. b zu Art.4 d. Pariſer Uebereinfunft). 

8. Geltendmahung des Prioritätsrechted. Das Prioritätsrecht 
wirft von jelbft, d. h. die in N. 6 erörterten Wirkungen treten ein, 
ohne daß bei der zweiten Anmeldung behufs Vordatierung derjelben 
auf die erjte Bezug genommen werden muß. (Näheres ſ. in N. 5 zu 
Art. 4 der Barijer Uebereinfunft, o. ©. 711.) 

Sei ed nun, dab das Prioritätsreht — was immerhin zweck— 
mäßig ift — ſofort bei der Anmeldung in dem anderen Bertragsitaate 
geltend gemacht wird oder daß dies erſt jpäter gejchieht, immerhin muf; 
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für das Beftehen der Vorausſetzungen diejes Rechtes der Nachweis 
erbracht werden. ©. hierüber die Mitteilung des PA. vom 18. April 
1903 (PMZB. IX 128 ff., ihrem wejentlihen Inhalte nach wieder- 
gegeben in N.5 zu Art. 4 der Pariſer Uebereinf., o. ©. 711). 

Eine Legalijation der in der zit. Mitteilung verlangten Urfunden 
ift gemäß den Berträgen zwiichen dem Deutichen Reich und der öfter- 
reichiſch ungariſchen Monarhie vom 25. Februar 1880 und 13. Juni 
1881 (RGBL. 1881 ©. 4 u. 253) mit Belanntmahung vom 18. Juli 1901 
(RGBl. ©. 323) nicht erforderlich. 

Die in Ziff. XI der zit. Mitteilung (j. o. ©. 712 unten) vor« 
gejehene Bemerkung nimmt jelbjtverftändlich ftatt auf den Unionsvertrag 
auf das gegenwärtige Uebereinfommen Bezug. 

Für die Geltendmadhung der Priorität in Defterreid- 
Ungarn erging nadjitehende 


Verordnung des öfterreihiihen Handeläminifteriums 
vom 8. November 1892. 


Im Einvernehmen mit dem Kal. ungariſchen Handelsminifterium 
wird angeordnet was folgt: 

Angehörige des Deutjchen Reiches, jowie die ihnen gleichgeftellten 
Berjonen, welche die im Art. 3 und 4 des Uebereinfommens in der 
Deiterreihiich-Ungariichen Monarchie eingeräumten Rechte Hinfichtlich des 
Schutzes ihrer Erfindungen, Gebrauchs- und Gejchmadsmufter, Modelle 
und Marfen in Anſpruch nehmen, haben bei der Anmeldung in den 
im Reichsrate vertretenen Königreihen und Ländern folgende Nach— 
weije beizubringen, und zwar: 

I. Bei der Anmeldung von Patenten, wenn der Anjpruch auf 
ein Patent des Deutichen Reiches gegründet wird: 

1. Ein Eremplar der vom Kaij. deutichen Patentamte im Drud 
herausgegebenen PBatentichrift oder in deren Ermangelung 

a) eine beglaubigte Abjchrift der im Deutſchen Weiche über- 
reichten, die Grundlage des dort erteilten Patentes bildenden Bejchrei- 
bung und Zeichnung der Erfindung; 

b) eine Bejcheinigung über den Tag der Anmeldung diejer Er- 
findung; 

ec) eine Bejcheinigung über die Erteilung des deutjchen Patentes 
auf Grund der vorgenannten Bejchreibung diejer Erfindung. 

2. In allen Fällen eine Bejcheinigung über den Tag der Zuftellung 
des Beichlufjes über die endgültige Erteilung des deutichen Patentes. 

Il. Bei der Anmeldung von Patenten, wenn der Anſpruch auf 
ein im Deutjchen Reiche angemeldetes Gebrauchsmuſter gegründet wird: 

a) eine beglaubigte Nach- oder Abbildung des ım Deutjchen 
Neiche überreichten Gebrauchsmuſters (Modells) nebjt einer beglaubigten 
Beicheinigung darüber, für welche an diefem Mufter (Modelle) an- 
gebrachte neue Gejtaltung, Anordnung oder Vorrichtung dasjelbe im 
Deutichen Reiche angemeldet wurde, und wofern eine bejondere Beichrei- 
bung des Gebrauchsmufters im Deutjchen Reiche überreicht wurde, auch 
eine beglaubigte Abichrift dieſer Beichreibung; 
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b) eine Bejcheinigung über die erfolgte Eintragung diejes Ge- 
braudhsmufters in die Gebrauchsmufterrolfe nebjt einer Beicheinigung 
über die Dauer des Schuges, oder an Stelle diefer beiden Bejcheini- 
gungen einen beglaubigten Auszug aus der dieje Daten enthaltenden 
Gebrauchsmuſterrolle; 

c) eine Beſcheinigung über den Tag der Anmeldung des Ge— 
brauchsmuſters, jofern nicht ein dieje Angabe enthaltender Auszug aus 
der Gebrauchsmujterrolle beigebracht wird. 

III. Bei der Anmeldung von Muftern und Modellen: 

a) ein beglaubigtes Exemplar oder eine beglaubigte Nach- oder 
Abbildung des im Deutichen Reiche überreichten Gebrauchsmuſters oder 
Geihmadsmufters oder Modelles, oder, joferne das Mufter oder Modell 
verjiegelt hinterlegt wurde, entiweder einen beglaubigten Auszug aus 
dem Mufterregifter, aus welchem die Fabriks- oder Geichäftsnummer 
des Muſters oder Modelles bejtimmt zu entnehmen ijt, oder ein 
Eremplar des „Deutichen Reichsanzeigers“ mit der vorjchriftsmäßi- 
gen Belanntmachung des verjiegelt hinterlegten Mufters oder Mo- 
delles; 

b) eine Beſcheinigung über die erfolgte Eintragung des betreffen— 
den Gebrauchsmuſters in die Gebrauchsmuſterrolle, beziehungsweiſe des 
Mufters oder Modelles in das Mufterregifter, oder einen beglaubigten 
Auszug aus der Gebrauchsmufterrolle, beziehungsweije aus dem Mujter- 
tegijter, oder endlich ein Eremplar des „Deutichen Reichsanzeigers“ 
mit der Bekanntmachung der erfolgten Eintra gung des Gebraud)s- 
mufter8 in die Gebraudhsmufterrolle oder des Mufters oder Mobdelles 
in dad Muijterregiiter; 

c) eine Bejcheinigung über den Tag der Anmeldung diejes Ge- 
brauchsmuſters, beziehungsweije diejes Muſters oder Modelles, joferne 
nicht ein dieje Angaben enthaltender Auszug aus der Gebrauchsmufter- 
rolle, beziehungsweije aus dem Mujterregijter oder ein Eremplar des 
„Deutichen Reichsanzeigers“ beigebradıt wird. 

IV. Bei der Anmeldung von Marten: 

a) ein beglaubigte Eremplar der im Deutichen Neiche über- 
reichten Marke; 

b) eine Beicheinigung über die erfolgte Eintragung diejer Marte 
in das Marfenregijter oder ein Eremplar des „Deutichen Reichsanzeigers“ 
mit der Bekanntmachung der erfolgten Eintragung, und 

c) eine Bejcheinigung über den Tag der erfolgten Anmeldung 
diejer Marke, jofern nicht ein diefe Angabe enthaltendes Eremplar des 
„Deutſchen dieichsanzeigers beigebracht wird. 

Die vom Kaiſerlich deutſchen Patentamte im Druck heraus— 
gegebenen Patentſchriften bedürfen ebenſowenig wie die Exemplare des 
„Deutſchen Reichsanzeigers“ einer Beglaubigung. 

Alle Beglaubigungen müſſen von den für die Entgegennahme 
der Anmeldungen zuſtändigen Behörden (Kaiſerlichen Patentamt oder 
Gericht) ausgeſtellt ſein und bedürfen im Sinne des Art. I Abſ. 1 und 
4 lit. ec des Legalifierungsvertrages mit dem Deutichen Reiche vom 
25. Februar 1880 feiner weiteren Beglaubigung. 
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Artikel 4. 

Die im Artikel 3 vorgejehene Friſt beginnt: 

a) bei Muftern und Modellen, jowie Handels: und Fabrikmarken 
mit dem Zeitpunft, in welchem die erite Anmeldung erfolgt; 

b) bei Erfindungen mit dem Zeitpunft, in welchem auf die erfte 
Anmeldung das Patent ertheilt wird; 

c) bei Gegenjtänden, welche in Deutichland als Gebrauchämuiter, 
in Oeſterreich-Ungarn als Erfindungen angemeldet werden, mit 
dem Zeitpunft der erften Anmeldung, falla dieſe in Deutic- 
land erfolgt, und mit dem Zeitpunkt, in welchem das Patent 
auf die erite Anmeldung ertheilt wird, falls diefe in Deiter: 
reich-Ungarn erfolgt. 

Der Tag der Anmeldung oder der Ertheilung wird in bie 
Friſt nicht eingerechnet. 

Als Tag der Ertheilung gilt der Tag, an weldhem der Be: 
ihluß über die endgültige Ertheilung des Patents zugeitellt wor: 
den ift. 

1. Den Beginn der im Art. 3 vorgejehenen Frift nor- 
miert das Uebereinfommen verichieden, je nachdem die erfte Anmeldung 
auf eine Batenterteilung oder auf einen Schuß anderer Art abzielt. 

a) Wenn die erjte Anmeldung zum Zmwede einer Ratent- 
erteilung geichehen ijt, jo beginnt die Friſt mit dem Zeitpunkte, im 
welchen auf dieje erjte Anmeldung das Patent erteilt wird (j. hierüber 
Näheres in N. 2). Dies gilt gemäß Art. 4 lit. b und e ſowohl dann, 

aa) wenn auc die zweite Anmeldung behuf3 Patenterteilung 
erfolgt, als auch dann, 

bb) wenn die zweite Anmeldung in Deutichland ein Gebrauchs— 
mufter zum Gegenjtand hat, während in Defterreih-Ungarn eine Er- 
findung Gegenitand der Anmeldung ift. 

b) Wenn Mujfter, Modelle, Handels- oder Fabrikmarken 
(Warenzeichen) zur Anmeldung fommen, beginnt die Frift immer 
mit dem Zeitpunfte, in welchem die erjte Anmeldung erfolgt. (Bezüg- 
fi des Zeitpunftes der Anmeldung eine® Gebraudsmufters ſ. Ge— 
brauchsmuſtergeſetz 82 N. 4). 

2. Der Friftbeginn bei Patentanmeldungen insbejondere. 

Als Tag der Erteilung des Patents, der hier für den Anfang 
der Friſt maßgebend ift (ſ. N. 1 lit. a) gilt nad Abi. 3 der Tag, an 
welchem der Beichluß über die endgültige Erteilung des Patents zu- 
gejtellt worden ift. Das Wejentliche in diejer Vorſchrift ift das Moment 
der Endgültigfeit der Erteilung. Dieje fällt mit dem Erlaß der 
Entſcheidung und aucd mit deren Zuftellung nicht immer zujammen. 
Nur dann ıjt die Erteilung jofort endgültig, wenn fie nicht mehr an- 
gefochten werden fann, wenn jie aljo entweder von der Anmeldeabteilung 
des Patentamtes in erfter Inſtanz erlaffen wurde, ohne daß ein Ein- 
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jpruch voranging oder wenn fie in der Beſchwerdeinſtanz ergangen ift 
(Bat.Gei. $ 26). Wenn dagegen die Batenterteilung von der Anmelde- 
abteilung troß Einſpruchs bejchlojjen wurde, jo wird diejer Beſchluß 
erjt mit dem Ablauf der Bejchwerdefrift von einem Monat endgültig. 
Die „Zuftellung“ dieſes noch nicht rechtsfräftigen Beichlufjes kann hier 
für den Beginn des Friftenlaufs nicht enticheidend jein; denn während 
der Beſchwerdefriſt und weiterhin, wenn die Batenterteilung angefochten 
wird, herricht wiederum jener Zuftand der Unficherheit Hinfichtlich der 
fünftigen Geftaltung des Patents, um dejjen willen ftatt des Zeit- 
punftes der erjten Anmeldung der Zeitpunkt der endgültigen Patent- 
erteilung als der Anfangspunft der Frift bejtimmt wurde (j. N. 2 
lit. b zu Art. 3) und wenn nun, um Ddiejen Schwebezuftand vorüber- 
gehen zu laſſen, der Anmelder abwarten wollte, bis die Erteilung 
rechtskräftig geworden, jo würde ihm, joferne die Friſt jchon mit der 
Buftellung des nod nicht rechtäfräftigen Beſchluſſes begonnen hätte, 
dieje Friſt erheblich verkürzt, wenn fie nicht jogar durch das Verfahren 
vor der Beichwerdeabteilung fonjumiert würde. Es ift daher troß des 
zum Teil entgegenjtehenden Wortlautes, aber mit Rüdjiht auf das 
Wort „endgültig“ anzunehmen, daß die Friſt nicht jchon mit der Zu— 
ftellung, jondern erſt mit dem Eintritte der Rechtskraft des Beſchluſſes 
zu laufen beginnt. (Uebereinjtimmend Schanze a. a. O. ©. 259 ff., 
Seligfohn, Pat.Geſ. ©. 525.) Eine Beicheinigung der Rechtskraft 
fann der Batentinhaber jeitend des Patentamtes in dieſem Falle nicht 
beanjpruchen (PA., PMZBL. VIII 245; vgl. die in N. 8 zu Art. 3 zit. 
Öfterr. Verordnung Ziff. I Nr. 2). 

Die in Art. 4 bejtimmte Frift bei Batentanmeldungen ift übrigens 
nur für die Beftimmung des äußerjten Zeitpunftes der zweiten An: 
meldung maßgebend. Dieje fann auch jchon in der Zeit zwiichen der 
eriten Anmeldung und der Batenterteilung bewirkt werden (Schanze 
a.a.D. ©. 257, Kohler, Handb. ©. 294). 

3. Ablauf der Friſt. In Abi. 2 ift ausdrüdlich beftimmt, daß 
der Tag der Anmeldung (bei Muftern und Warenzeichen) oder der Er- 
teilung (bei Patenten) in die Friſt nicht eingerechnet wird. Alſo endigt 
die Frift mit dem Ablauf desjenigen Tages des dritten Monats, der 
durch jeine Zahl dem Tage der Anmeldung oder der Zuftellung des 
Erteilungsbeichlufies (vgl. öſterr. Entih. in PMZBL. VI 340) oder, 
wenn die Rechtskraft des Erteilungsbeichluffes maßgebend (j. N. 2), 
demjenigen Tage entipricht, an welchem die Rechtskraft eingetreten ift 
(aljo dem Tage des Verzicht8 auf Beichwerde oder dem Tage, an 
welchem die Beichwerdefriit abgelaufen it, jo dab, wenn 3. B. der 
legte Tag der Beichwerdefrift der 13. März; war, die Friſt für Die 
zweite Anmeldung am 13. Juni endigt), Die Beltimmungen der 
SS 188, 193 BGB. finden Anwendung, jo daß, wenn in dem legten 
Monat der für den Friſtablauf maßgebende Tag fehlt, die Friſt mit 
dem Ablaufe des legten Tages diejes Monats endigt, wenn der lebte 
Tag der Frift auf einen Sonntag oder auf einen am Orte der zweiten 
Anmeldung ftaatlich anerkannten allgemeinen Feiertag fällt, an Die 
Stelle diejes Tags der nächitfolgende Werktag tritt. 
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Artikel 5. 

Die Einfuhr einer in den Gebieten des einen Theiles ber: 
geitellten Waare in die Gebiete des anderen Theiles joll in den 
feßteren den Verluſt des auf Grund einer Erfindung, eines Muflers 
oder Modells für die Waare gewährten Schußrechtes nicht zur ‘Folge 
haben. 

Die Bedeutung diejer Beitimmung ift eine verjchiedene für das 
PBatent-, Muiter- und Warenzeichenredht. 

1. Was den Patentichuß betrifft, jo war der Saß, daß die Ein- 
fuhr einer in den Gebieten des einen Teiles hergeftellten Ware in die 
Gebiete des anderen Teiles in den legteren den Verluft des gewährten 
Schugrechtes nicht zur Folge habe, im Berhältnifje zwiichen Deutich- 
land und Deiterreih-Ungarn jchon vorher in Geltung, während in 
Franfreih die Einfuhr eines nach einem franzöjiichen Patente ber- 
gejtellten Gegenjtandes an und für fich, d. i. abgejehen von ander- 
weitiger vertragsmäßiger Regelung (j. Pariſer Uebereinf. Art. 5 Abi. 1), 
die Konfisfation des Gegenftandes und den Verluſt des Patentes nach 
fi zieht. Gleichwohl hielt man es für wertvoll, den Sag vertrags- 
mäßig fejtzulegen und die innere Batentgejeggebung dadurch zu binden. 

Die Beitimmungen der beiderjeitigen Patentgejege über den 
Ausführungszmwang (vgl. deutiches Pat.Gej. $ 11 Nr. 1, öfterreich. 
Pat. Geſ. 8 27) jollen durch Art. 5 nicht berührt werden (vgl. öſterreich. 
Begründung zu Art.5. Anders nad den Uebereinfommen mit der 
Schweiz und Ftalien Art. 5). Immerhin wird aud hier (wie gemäß 
Urt. 5 der Parijer Uebereinfunft, j. dort N. 2 a. €.) bei Prüfung der 
Frage, ob die inländiiche Produktion dem Gejamtbedarf des Jnlandes 
entipricht, der Umfang der Einfuhr mit in Betracht zu ziehen fein. 

2. Für den Geihmadämufterichug it Art. 5 von weittragender 
Bedeutung. Nach $ 16 des deutichen Gejeges ift der Schuß von Muſtern 
und Modellen dadurch bedingt, daß die nach dem Muſter 2c. hergeftellten 
Erzeugniffe im Inland verfertigt werden und das Mufter wird frei, 
jobald auch nur ein Eremplar eines Erzeugnifies im Ausland ber- 
geitellt ift (ſ. N. 4 zu 8 16, o. ©. 365). Nach öſterreichiſchem Geſetz 
8 11 erlischt der Mufterihuß, wenn der Hinterleger nad) dem Mufter 
im Ausland verfertigte Waren in das öſterreichiſche Reichsgebiet ein- 
führt. Dasjelbe gilt in Ungarn. Dieje Grundjäge find nun durch 
das Uebereintommen für das Verhältnis zwiichen Deutjchland einer- 
jeits, DOefterreih-Ungarn anderjeits außer Wirkſamkeit geſetzt. Jeden— 
falls iſt dies injoweit ficher, als fidy nach den inneren Gejeßgebungen 
der vertragichließenden Teile an die Einfuhr von Erzeugnifien aus 
dem Auslande oder jogar ſchon an die Heritellung eines Erzeugnifies 
im Auslande das Erlöihen des für das betreffende Muſter erlangten 
Schuges überhaupt knüpft. YZweifellos bleibt aljo 3. B. dem Deutichen 
wie dem Defterreicher der in Deutichland für ein hier hinterlegtes 
Muſter erlangte Schug auch dann erhalten, wenn er nad dem Mufter 
hergeftellte Erzeugnifie in DOefterreich verfertigen läßt und im um— 
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gefehrten Falle gilt dies nn (Nicht zutreffend ift die Annahme 
Oſterrieths in „Anichluß” ©. 148 Anm. 2, die Angehörigen von 
Dejterreich- Ungarn hätten auf Grund Art. 5 eine günftigere Rechts— 
ftellung, als die deutichen Reichsangehörigen ſelbſt. Dieje Borichrift 
ibt zu einer ſolchen Unterjcheidung feinen Raum.) Eine andere Frage 
iſt freilich die, ob auch die im Auslande hergeftellten Erzeugnifie von 
dem Schuße mit umfaßt werden, ob es alio nicht 3. B. ftatthaft ift, 
das in Defterreih nach einem in Deutichland geſchützten Mufter 
bergejtellte Erzeugnis in Deutſchland nachzubilden, wenn auch die 
Nachbildung des Mufters jelbit und der in Deutichland nad) dem 
Muſter verfertigten Erzeugnifje verboten if. Man wird annehmen 
müflen, daß auch die im anderen Bertragsitaate hergeitellten Erzeugnifje 
an dem Schuß des Mufters teilnehmen, vorausgejeßt, daß dieſes auch 
in dem Lande der Herjtellung Schuß genießt. (So in Auslegung des 
deutjch-jchweizeriichen Webereinftommens RGE. Bd. 41 ©. 77. Aller- 
dings liegen die Verhältniffe in der Schweiz injoferne etwas anders, 
als das dort geltende Gejeß die Herftellung der Erzeugnifje im Inlande 
nicht unbedingt verlangt, jondern nur für die Fortdauer des Schutzes 
borausjegt, daß, wenn im Ausland fabrizierte Artifel desjelben Mufters 
importiert werden, auch im Inland das Mufter in angemejjenem 
Umfang zur Ausführung gebradt wird. Allein man wird aud für 
das Berhältnis zwiſchen Deutichland und Dejterreih-lUngarn an« 
nehmen möüjjen, daß der Schuß in vollem Umfange gewährt werde, 
gleichgültig ob die Herftellung in dem einen oder dem anderen der 
Vertragsteile vor fich gebt. Würde man — mit Stephan-Schmid 
©. 337 — die im anderen Bertragsitaate verfertigten Erzeugniffe für ſchutz⸗ 
los erachten, jo wäre der Wert des Art. 5 ein äußerſt geringer; denn wie 
die im Auslande hergeftellten Erzeugniffe nachgebildet werden könnten, jo 
wäre auch die Benützung der jo zu ftande gefommenen Nachbildungen zur 
weiteren Nachbildung ftatthaft und der Schuß würde jo ziemlich illuſoriſch.) 

3. Der Gebrauhämufterfhug hängt davon, daß nur im In— 
lande Erzeugnifje nah dem Mufter hergeftellt und aus dem Auslande 
jolche nicht eingeführt werden, überhaupt nicht ab. In diejer Hinjicht 
ift alfo Art. 5 ohne Bedeutung. 


Artikel 6. 

Dem Inhaber einer in den Gebieten des einen Theiles ein- 
getragenen Handels: und Fabrikmarke fann die Eintragung in den 
Gebieten des anderen Theiles nicht aus dem Grunde verfagt werben, 
weil die Marke den hier geltenden Vorjchriften über die Zuſammen— 
ſetzung und äußere Geftaltung der Marken nicht entipricht. 

Zu den Vorfchriften über die Zujammenfegung und äußere 
Geftaltung der Marken werden diejenigen Worichriften nicht ge= 
rechnet, welche in den Marfen die Verwendung von Bildniffen der 
Landesherren oder der Mitglieder der Iandesherrlichen Häuſer oder 
von Staat: und anderen öffentlichen Wappen verbieten. 


750 V. Die Verträge des Deutichen Reichs mit ausländijchen Staaten ꝛc. 


1. Dieje Beftimmung bezieht fih nur auf Warenzeichen 
(„Handeld- und Fabrikmarken“) und jegt in gewiſſer Hinjicht den $ 23 
Abi. 3 Satz 2 des Warenzeichengejeßed, wonah die Eintragung eines 
ausländiichen Warenzeichens nur zuläjlig ift, wenn das Zeichen den 
Anforderungen des Warenzeichengejeges entipricht, im Verhältniſſe zu 
Deiterreihh außer Kraft. Eine joldye anderweitige Normierung der 
Eintragsfähigfeit ausländischer Warenzeihen durch Staatsverträge iſt 
im 8 23 cit. ausdrüdlich vorbehalten. Wenn es heift „die Eintragung 
fann nicht verfagt werden“, jo ift weiterhin ficher, dab die Ein- 
tragung in Bezug auf den Schuß des Zeichens auch die im Ge- 
jege vorgesehene Wirkung hat (j. WgG. $ 12. Eine andere 
Meinung wurde bei Beratung des mit Abi. 1 gleichlautenden Art. 6 
des Uebereintommens mit SFtalien in der italienischen Deputierten- 
fammer vertreten; man wollte dem Art. 6 nur „abminiftrative” Be- 
deutung beilegen. Dagegen Amar Dei nomi, dei marchi etc., Torino 
1893, p. 685; vgl. auch Seligjohn, W86G. ©. 233). 

2. Die Verjagung der Eintragung einer Handels- oder Fabrik— 
marfe in dem einen Bertragsitaate ift, wenn die Marke in dem anderen 
Staate eingetragen, nicht jtatthaft, joferne ſie darauf geftüßt wird, daß 
die Marke den Vorjchriften über die AZufammenfjekung und äußere 
Geftaltung der Marten nicht entipricht, welche in dem Staate der 
jpäteren Anmeldung gelten. Dies ftimmt im mwejentlichen mit Art. 6 
der Barijer Uebereinfunft überein und es wird daher auf die Er- 
läuterungen zu diefem Art. 6, insbejondere auf N. 6 lit. a (0. ©. 720) 
Bezug genommen. (Vgl. die öſterr. Enticheidungen in PMZBL. IV 
247 und VI 93, melde übereinftimmend mit dem in der zit. Note 
Ausgeführten die Zurüdweilung der Marke aus dem Grunde, weil ste 
eine Bejchaffenheitsangabe enthält, für zuläffig Halten, indem jie „In- 
halt“ der Marfe von „Zuiammenjegung und äußere Geftaltung“ unter- 
jcheiden; ebenjo PA. a. a. O. III 193, welches mit Recht auch Die 
Prüfung in der Richtung zuläßt, ob das Zeichen nicht zu den Frei— 
zeichen gehört, überdies jedoch auch die mangelnde Untericheidungstraft 
der Marfe für einen Grund der Berjagung erflärt, obwohl man es hier 
doc) wohl nur mit der äußeren Geftaltung der Marke zu tun bat.) 

3. Der in Abj. 1 aufgeftellte Grundjag wird nad zwei Rid- 
tungen eingeichränft: 

a) Durch) Abjap 2, injofern obiger Satz nicht gilt Hinficht- 
li derjenigen Borjchriften, welche in den Marken die Verwendung 
von Bildniffen der Landesherren oder der Mitglieder der landes— 
herrlichen Häufer oder von Staats- und anderen Öffentlihen Wappen 
verbieten; 

b) Durch das Schlußprotokoll, wo nod die Eintragung 
verjagt werden fann, wenn in dem anderen Lande befunden 
wird, da der Anhalt der Marke gegen die Sittlichfeit oder gegen Die 
öffentliche Ordnung verſtößt oder mit den tatjächlichen Verhältniſſen in 
einem das Publikum irreführenden Widerfpruch jteht. Damit find die 
Berjagungsgründe des $ 4 Nr. 2 u. 3 des deutichen Geſetzes auch auf 
öjterreichiiche Zeichen anwendbar erklärt, d. h. der Berjagung der Ein- 
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tragung aus einem der dort vorgejehenen Gründe fteht die vorgängige 
Eintragung in Defterreich nicht im Wege. 


Artikel 7. 

Handels- und Fabrikmarken, welche in den Gebieten bes 
einen ZTheiles als Kennzeichen der Waaren von Angehörigen eines 
beitimmten gewerblichen Verbandes, eines bejtimmten Ortes oder 
Bezirkes Schuß genießen, find, jofern die Anmeldung diefer Marken 
vor dem 1. Dftober 1875 in den Gebieten des anderen Theiles er: 
folgt ift, hier von der Benubung als Freizeichen ausgejchloffen. 
Außer ben Angehörigen eines jolchen Verbandes, Ortes oder Be— 
zirkes hat niemand Anspruch auf Schuß diejer Marken. 

MWaarenzeichen, welche öffentliche Wappen aus den Gebieten 
des einen Theiles enthalten, find in ben Gebieten des anderen 
Theiles von der Benugung als Freizeichen ausgejchloffen. Außer 
demjenigen, welcher die Erlaubniß zur Benußung der Wappen be- 
figt, hat niemand Anſpruch auf Schuß diejer Zeichen. 

1. (Abſ. 1.) Wie die Begründung zu Art. 7 ausführt, bilden den 
Ausgangspunkt für diefe Beitimmung die Beſchwerden, welche jeitens 
einzelner, jeit alten Zeiten mit der Herjtellung von Senjen u. dergl. 
befaßter Verbände und Bezirke Oeſterreichs über die mißbräudjliche 
Benußung ihrer weithin befannten Schußzeichen erhoben worden find. 
Dieje Schußzeihen beruhen auf alten Privilegien und bejtehen neben 
der bejonderen Marke des einzelnen Meifterd vornehmlid; aus dem 
öfterreichiichen Erblandewappen in Verbindung mit dem Anfangsbuch— 
jtaben der Orte, wo die Genofjenschaft u. j. w. ihren Mittelpunft hat. 
Die meiften derartigen Zeichen find nad; dem Erlaß des deutichen 
Markenjchußgeieges vom 30. November 1874 in Deutichland rechtzeitig 
im Sinne des $ 21 dajelbft, d. h. bis zum 1. Dftober 1875, an— 
gemeldet worden. Die Rechtswirkſamkeit der Eintragung ijt jedoch 
jeitend deutſcher Gemwerbetreibenden unter der Behauptung bejtritten 
worden, daß die Zeichen in Deutichland kraft langjährigen Ge- 
brauchs die Eigenſchaft von FFreizeihen erlangt hätten. Einzelne 
deutiche Yabrifanten haben jogar ihrerjeit3 durch die Anmeldung der 
Zeihen das Recht zur Benutzung fich zu fichern verſucht. Daraus 
entjprungene Streitigfeiten find durch Urteil des Reichsgerichts vom 
19. Oktober 1889 (RGE. Bd. 24 ©. 74) zu Gunjten der öfterreichifchen 
Fabrifanten entjchieden worden. Um ferneren Streitigkeiten vorzu- 
beugen, ift in Abj. 1 des Art. 7 die vom Reichsgericht vertretene Rechts— 
auffaffung vertragsmäßig feitgelegt und in eine alle ähnlichen Verhält- 
niſſe treffende Norm gefleidet. Nach der Faſſung diefer Norm bejchränft 
fih) die den bezeichneten Marken gewährte Ausnahmejtellung auf den 
Gejamtinhalt der Zeichen; es wird aljo ein ausjchließliches Recht 
auf die Benugung einzelner Bild- oder Buchjtabenzeichen, welche in 
den Marken jich befinden, durch die Beitimmung nicht gewährleijtet. 
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ferner find nur Die vor dem 1. Ottober 1875 angemeldeten 
Marken in folher Weije privilegiert. 

Fällt ein Zeichen unter Art. 7 Abi. 1, jo iſt auch die Ueber— 
tragung desjelben aus einem gerichtlichen Zeichenregijter, in das es 
für einen deutichen Gewerbetreibenden eingetragen war, unzuläjlig, und 
zwar ohne Rückſicht darauf, da das öfterreichiiche Zeichen eine jpätere 
Priorität hat (PA, PMBBl. III 211). 

2. (Abi. 2.) Dieje Vorjchrift bezwedt im erften Teil, da das 
dfterreihijche Erblandsmwappen, welches, wie oben bemerkt, in 
den herfömmlichen Senjenzeichen vornehmlich verwendet ift, unter allen 
Umftänden von der Benugung als Freizeichen ausgeichloffen ift (öfter- 
reich. Begründung). Sie bezieht fi) im zweiten Teil nur auf an ſich 
eintragsfähige Wappen, wie das eben genannte Erblandswappen, nicht 
auf jolche Zeichen, die ein Staatswappen, insbejondere das öfterreichiiche 
enthalten. Fir dieſe bleibt es gemäß Art. 6 Abj. 2 dieſes Ueber— 
einfommens und $ 23 Abj.3 des WZG. bei dem durch $ 4 Wr. 2 
ausgeſprochenen Eintragungsverbote (PA, PMZBI. III 253). Auch 
fichert die Beſtimmung einem Zeichen, das ein an ſich eintragsfähiges 
Öfterreichiiches Wappen enthält, nicht ein unbedingtes Recht auf Ein— 
tragung. Es bleibt immer noch zu prüfen, ob ein Kombinations- 
zeichen, unter deſſen Elementen das Wappen figuriert, nicht als jolches 
von der Eintragung ausgeſchloſſen ift, 3. B. weil es ein Freizeichen ift 
(PA., PMZB. III 183) oder weil es mit einem früher angemeldeten 
Beichen follidiert (WZG. 88 5,6). Im legteren Falle darf jedoch, jo- 
weit gerade der Wappenbeftandteil das übereinftimmende Merkmal tft, 
die Eintragung im Hinblid auf Art. 7 Abi. 2 nicht verfagt werden 
(PA., PMZBL. IX 12, vgl. N. 4 lit. a zu 8$ 5, 6 des W8G., o. ©. 505). 


Artikel 8. 

Jeder der vertragichließenden Theile wird, ſoweit dies noch 
nicht geichehen ift. Beftimmungen gegen den Berfauf und das Feil— 
halten folher Waaren treffen, welche zum Zwed der Täuſchung in 
Handel und Verkehr mit Staatswappen des anderen Theiles oder 
mit Namen oder Wappen bejtimmter, in den Gebieten bes anderen 
Theiles belegenen Orte oder Bezirke behufs Bezeichnung des Ur: 
iprung3 veriehen find. 


Das deutiche Warenzeichengeieß vom 12. Mai 1894 enthält in $ 16 
die hier gedachte Beftimmung (f. o. S. 625). Auf die Prüfung von Waren- 
zeichen-Anmeldungen bezieht jich Art. 8 nicht (PA., PM.ZBL. III 193). 


Artikel 9. 

Mufter und Modelle, ſowie Handels: und Fabrikmarken, für 
welche deutiche Angehörige in der Defterreichiich-Ulngarifchen Mon: 
archie einen Schuß erlangen wollen, find ſowohl bei der Handels: und 
Sewerbefammer in Wien für die im Reichsrath vertretenen König» 
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reiche und Länder, ala auch bei der Handels: und Gewerbefammer 
in Budapeft für die Länder der Ungarifchen Krone anzumelden. 

Dieje Vorſchrift entipricht, wie die deutiche Begründung bemerkt, 
der inneren Gejeggebung Defterreichd und Ungarns. 


Artifel 10. 

Das gegenwärtige Uebereinfonmen tritt am 1. fyebruar 1892 
in Kraft und bleibt bis zum Ablauf von ſechs Monaten nach er- 
folgter Kündigung von Seite eines der vertragichließenden Theile 
in Wirkſamkeit. 

Das Uebereintommen joll ratifizirt und die Ratififationen 
fobald als möglich in Wien ausgewechſelt werden. 

Zu Urkund deifen haben die beiderjeitigen Bevollmächtigten 
das gegenwärtige Uebereinkommen unterzeichnet und ihre Siegel 
beigedrückt. 

So geſchehen zu Wien, den 6. Dezember 1891. 


Das vorjtehende Uebereinkommen it ratifizirt worden und 
die Auswechſelung der Ratifikations-Urkunden hat ftattgefunden. 


Schlußprotokoll. 


Bei der am heutigen Tage erfolgten Unterzeichnung des 
Uebereinkommens zwiſchen dem Deutſchen Reich und der Oeſter— 
reichiſch-Ungariſchen Monarchie über den gegenſeitigen Patent-, 
Mufter- und Markenſchutz haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten 
folgende Erflärung in das gegenwärtige Protokoll niedergelegt: 

Die Beitimmung im Artitel 6 Abſatz 1 des Uebereinkommens 
bezweckt nicht, der in den Gebieten des einen Theiles eingetragenen 
Marke in den Gebieten des anderen Theiles auch dann einen Ans 
ſpruch auf Eintragung zu gewähren, wenn hier befunden wird, daß 
der Inhalt der Marke gegen die Sittlichfeit oder gegen die öffent: 
liche Ordnung verftöht, oder mit den thatſächlichen Verhältniffen 
in einem das Publikum irreführenden Widerſpruch jteht. Liegt eine 
diefer Vorausjeßungen vor, jo fann die Eintragung verjagt werben. 

Das gegenwärtige Protofoll, welches einen integrirenden Be— 
ftandtheil des Uebereinkommens bildet, auf das es fich bezieht, und 
welches ohne bejondere Ratififation durch die bloße Thatlache der 
Auswechſelung ber Ratifitationen dieſes Uebereinfommens als von 
den vertragichließenden Theilen gebilligt und beftätigt anzufehen ift, 

Dr. Pb. Allfeld, Kommentar 5. d. Befegen betr. d. Erfindungsfhugse. 48 
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wurde in doppelter Ausfertigung zu Wien am 6. Dezember 1891 
unterzeichnet. 
©. bezügl. des Schlußprotofoll3 N. 3 lit. b zu Art. 6 (0. S. 750). 


II. Hebereinfommen zwijchen dem Reich und Italien über 
den gegenjeitigen Batent:, Mufter: und Marlenihut. Vom 
18. Januar 1892.*) 


Seine Majeftät der Deutiche Kaiſer, König von Preußen, im 
Namen des Deutichen Reichs, einerfeits, und Seine Majeſtät der 
König von Italien, andererfeits, von dem Wunfche geleitet, Die 
gegenfeitigen Beziehungen auf dem Gebiete des Patent:, Mtufter: 
und Markenſchutzes neu zu regeln, haben zu dieſem Zweck Ber: 
handlungen eröffnen laſſen und zu Bevollmächtigten ernannt: 

(folgen die Namen der Bevollmächtigten) 
welche, nach Mittheilung ihrer in guter und gehöriger Form be— 
fundenen Vollmachten, das nachitehende Uebereinkommen vereinbart 
und abgeichlofien haben: 


Artikel J. 

Die Angehörigen des einen der vertragichließenden Theile jollen 
in den Gebieten des anderen in Bezug auf den Schuß von Erfindungen, 
von Muftern (einjchließlich der Gebrauchsmufter) und Modellen, von 
Handels- und Fabrifmarfen, von Firmen und Namen diejelben Rechte 
wie die eigenen Angehörigen genießen. 

Sie werden demgemäß denjelben Schuß und dieſelben gejeßlichen 
Mittel gegen jede Berlegung ihrer Rechte haben wie die Inländer, 
vorausgejeßt, daß fie die Förmlichkeiten und Bedingungen erfüllen, 
welche die innere Gejeßgebung eines jeden der beiden Staaten den In— 
ländern auferlegt. 


Art. 1 ift aufgehoben durd das in der Fußnote cit. Abfommen; 
j. nunmehr Art. 2 u. 3 der Barijer Uebereinfunft (vo. S. 700, 704). 


*) Die Art. 1—4, 6, 8 dieſes Uebereinfommens find durch Art. 1 
des Abkommens zwijchen dem Deutſchen Reihe und Stalien 
zur Abänderung des Uebereinfommens vom 18. Januar 
1892, betr. den gegenjeitigen Patent», Mufter- und Marlen- 
ihuß, vom 4. Juni 1902 (XGBl. 1903 ©. 178) aufgehoben und 
zwar gemäß Art. 4 daſelbſt mit Wirkung vom Inkrafttreten der Pariſer 
Union für das Deutſche Reich, d. i. vom 1. Mai 1903 an. Im fol- 
genden werben dieſe aufgehobenen Wrtifel nur des Bufammenhanges 
wegen abgedrudt. 
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Artikel 2. 

Den Angehörigen im Sinne diefer Vereinbarung find gleich- 
eitellt andere Perionen, welche in den Gebieten des einen der vertrag- 
chliegenden Theile ihren Wohnfig oder ihre Hauptniederlaffung haben. 

Aufgehoben — ſ. die Note zu Art. 1. 


Artikel 8. 

Wird eine Erfindung, ein Mufter oder Modell, eine Fabrif- 
oder Handelsmarke in den Gebieten des einen der vertragichliegenden 
Theile behufs Erlangung des Schußes angemeldet, und binnen einer 
Friſt von drei Monaten die Anmeldung auch in den Gebieten des 
anderen vertragichließenden Theifes bewirkt, jo ſoll: 

a) dieje ſpätere Anmeldung allen Anmeldungen vorgehen, welche in 
den Gebieten des anderen Theiles nad dem Zeitpunkt der erften 
Anmeldung eingereicht worden jind; 

b) durch Umſtände, welche nach dem Zeitpunft der erjten Anmeldung 
eintreten, dem Gegenftande derſelben die Neuheit in den Gebieten 
de3 anderen Theiles nicht entzogen werden. 


Artikel 4. 
Die im Artitel 3 vorgejehene Frift beginnt: 

a) bei Muftern und Modellen, jowie bei Handels» und Fabritmarfen 
mit dem Zeitpunkt, in welchem die erfte Anmeldung erfolgt; 

b) bei Erfindungen mit dem Zeitpunkt, in welchem auf die erjte An— 
meldung das Patent ertheilt wird; 

c) bei Gegenftänden, welche in Deutichland als Gebraudhsmufter, in 
Italien als Erfindungen angemeldet werden, mit dem Zeitpunkt 
der erjten Anmeldung, falls dieſe in Deutjchland erfolgt, und mit 
dem Beitpunft, in welhem das Patent auf die erjte Anmeldung 
ertheilt wird, falls dieje in Italien erfolgt. 

Der Tag der Anmeldung oder der Ertheilung wird in die Frift 
nicht eingerechnet. 

Als Tag der Ertheilung gilt der Tag, an welchem der Beſchluß 
über die endgiltige Ertheilung des Patents zugeftellt worden ift. 


Dieje beiden Artikel find aufgehoben durch das in der Fußnote 
©. 754 cit. Ablommen; j. num Pariſer Uebereinfunft Art.4, 0. ©. 705. 

Für die Uebergangszeit beftimmt Art. 5 des Abkommens vom 
4. Juni 1902: 

Diejenigen Erfindungen, Mufter und Modelle, Fabrif- und 
Handelsmarfen, welche vor dem in dem vorftehenden Artikel 4 be- 
zeichneten Zeitpunkt angemeldet find, genießen ein Vorrecht entweder 
nah Maßgabe der Artikel 3 und 4 des Uebereinkommens vom 
18. Januar 1892 oder nah Mafgabe des Artikel 4 der Pariſer 
Uebereinktunft, je nachdem das eine oder das andere dem Anmelden- 
den günftiger iſt. 

Der in Urt. 4 des Ablommens vom 4. Juni 1902 bezeichnete 
Beitpunft ift der, zu welchem der Beitritt des Deutichen Reichs zur 
Barijer Uebereinfunft wirfiam geworden, d. i. der 1. Mai 1908. 
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Das Uebereinkommen ift günftiger 3. B. in dem Falle, wenn 
auf die erjte Anmeldung das Patent ter als ein Jahr nach dieſet 
erteilt wurde; dagegen wird die Pariſer Uebereinfunft dann ——— 
ſein, wenn ſeht bald nach der erſten Anmeldung die Erteilung des 
Hatenis erfolgt iſt. 


Artikel 5. 

Die Rechtsnachtheile, welche nach den Geſetzen der vertrag: 
ichließenden Theile eintreten, wenn eine Erfindung, ein Mufter oder 
ein Modell nicht innerhalb einer beftimmten Frift ausgeführt oder 
nachgebildet wird, jollen auch dadurch ausgeſchloſſen werden, daß 
die Ausführung oder Nachbildung in dem Gebiete des anderen 
Theiles erfolgt. Durch diefe Beitimmungen werden die Bergün: 
ftigungen, welche dem Inhaber eines Patents in Artifel 2 der Zu: 
jagafte vom 14. Dezember 1900 zur internationalen Webereinkunft 
zum Schuße des gewerblichen Eigentyums vom 20. März 1884 zu: 
gefichert find, nicht berührt. 

Demgemäß foll auch die Einfuhr einer in ben Gebieten des 
einen Theiles hergeftellten Waare in die Gebiete des anderen Theiles 
in den leßteren den Berluft des auf Grund einer Erfindung, eines 
Muſters oder eines Modells für die Waare gewährten Schugrects 
nicht zur {Folge haben. 

J. Art.5 ift durch das in der Fußnote ©. 754 cit. Abkommen 
aufrecht erhalten. Der zweite Satz des erjten Abjages ift Durch Art. 2 
dieſes Abkommens eingefügt. 

Die Denkſchrift zu dem Abkommen (ſ. PMRZBL. IX 133) bemertt, 
daß die in Abſ. 1 des Art.5 vereinbarte Erleichterung des Ausführungs- 
zwanges auch in Zukunft jelbjtändige Bedeutung behalte, daß ferner 
Abi. 2, obwohl Hinfichtlich der Erfindungen durch Art. 5 des Unions- 
vertrages gededt, wegen feines für Mufter, Modelle und Marken maß— 
gebenden Inhalts nicht zu entbehren jei. 

Abſatz I. 

2. In Art. 5 Abſ. 2 der Parijer Uebereinkunft (j. o. ©. 716) 
iſt bejtimmt, daß der Batentinhaber verpflichtet bleiben joll, jein Patent 
nad) Maßgabe der Gejete des Landes, in welches er die patentierten 
Gegenjtände einführt, auszuüben (j. hiezu N. 2 dajelbit, o. ©. 716). 
Diejer Beſtimmung gegenüber enthält Art. 5 Abi. 1 Satz 1 des gegen- 
wärtigen Uebereinfommens eine wejentliche Erleichterung. Die Aus- 
führung oder Nadhbildung in dem Gebiete de3 anderen 
Teiles wird hier der Ausführung xc. im Inlande gleid- 
geitellt, während die in Art. 5 Abſ. 2 der Par. Ueb. herangezogenen 
Gejege Ausführung im Inlande verlangen. (Ofterrieth-Arjter ©. 252 
nehmen an, es könne ji nur um die Ausführung oder Nachbildung 
in demjenigen Lande handeln, dem der Patent- oder Mufterinhaber 
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angehört, denn die dem Inländer obliegende Ausführung fönne durch 
den internationalen Bertrag nicht aufgehoben oder berührt werden; e3 
habe aljo der italienische Inländer jeine Erfindung oder feine Mujter 
in Italien, der Deutſche in Deutichland auszuführen. Dieſer Anficht 
kann nicht zugeltimmt werden. Wbgejehen davon, daß die Vorjchrift 
nicht unterjcheidet, befteht für dieje Unterjcheidung auch fein innerer 
Grund. Gehen wir von unjerem deutjchen Batentgejege aus, jo knüpft 
8 11 desjelben die Zurüdnahme des Patents an die unentjchuldbare 
Nichtausübung ohne alle Rüdjiht darauf, ob der Patentinhaber In— 
länder oder Ausländer ift, wie auch das Intereſſe der inländijchen 
Induſtrie im einen wie im anderen Falle gleichmäßig beteiligt ift. 
Von einer gerade „dem Inländer obliegenden Ausführung” kann aljo 
feine Nede jein. Es ift auch gewiß nicht richtig, daß ein inländijches 
Geſetz durd einen internationalen Bertrag nicht abgeändert werden 
fann. Hier würde es in der Tat auch dann abgeändert, wenn jene 
Anfiht richtig wäre — abgeändert zu Gunften des Ausländers, ber 
ein deutjches Patent erworben hat. Er könnte jich mit der Ausführung 
auf fein Heimatland beichränten, während der AInländer, der vielleicht 
Gelegenheit Hat, in dem anderen Bertragsftaate jein Patent zu ver- 
werten, dies nur tun dürfte, wenn er es gleichzeitig, vielleicht mit 
materiellen Verluften, im Inlande ausführte. Dieje Ungleichheit gegen- 
über einer gejeglichen Bejtimmung, die an fich den inländifchen wie 
den ausländitchen Batentinhaber bindet, kann durch das Uebereinfommen 
nicht vereinbart jein.) 

Vorausjegung für die Gleichjtellung der Ausführung im 
anderen Bertragsjtaate mit der Ausführung ım Inlande iſt jedoch, 
dat der Gegenjtand des inländiihen Schutzes aud im an- 
deren Bertragsftaat Schuß genießt. Dies ift nicht ausdrüdlich 
ausgejprochen, ergibt ſich aber aus der dem Uebereintommen zu Grunde 
liegenden bee, daß die beiden Bertragsjtaaten ein einheitliches Gebiet 
bilden. (So mit Bezug auf den im mejentlichen gleichlautenden Art. 5 
des Webereinfommend mit der Schweiz RGE. Bd. 37 ©. 49, Bd. 41 
©. 77, in PMZBL. IT 317, IV 108.) 

3. Der zweite Sat des erſten Abſatzes läßt die Nr. 3b des 
Schlußprotokolls zur Pariſer Uebereinkunft, welche durd die Zujapakte 
eingefügt ift, ausdrüdlich in Kraft; ſ. diefe Vorſchrift o. ©. 730. 


Abſatz II. 

4. Während in Art. 5 Abi. 1 der PBarijer Uebereinkunft ledig- 
fi für Patente beftimmt ift, daß die Einfuhr von Gegenftänden aus 
einem anderen Berbandsftaate in das Land, wo das Patent erteilt 
worden it, den Verfall des letzteren nicht zur Folge haben ſoll, gibt 
Art. 5 Abi. 2 des gegenwärtigen Uebereinfommens die Einfuhr aus 
dem anderen Bertragsftaate auch für Mujter und Modelle frei. Da— 
durch ift zwilchen Deutichland und Italien in Anſehung dieſer Gegen- 
jtände des Schußes das gleiche Verhältnis wie durch den entiprechenden 
Artifel des Uebereinfommens mit Defterreich-Ungarn zwijchen dieſen 
Staaten und Deutichland begründet (j. o. ©. 747). 
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Artifel 6. 

Dem Inhaber einer in den Gebieten des einen Theiles ein- 
getragenen Handels- und Fabrikmarke kann die Eintragung im Den 
Gebieten des anderen Theile nicht aus dem Grunde verjagt werden, 
weil die Marke den hier geltenden Borichriften über die Zufammen- 
jeßung und äußere Geftaltung der Marken nicht entipricht. 


Art. 6 ift aufgehoben durd das in der Fußnote ©. 754 cit. 
Ablommen. ©. dafür Art. 6 der Parifer Uebereinktunft und Nr. 4 des 
Schlußprotokolls zu dieſer (0. ©. 717, 730). 


Artikel 7. 

Handels: und Fabrikmarken, welche in dem Urfprungslande 
im freien Gebraud) jtehen, können auch in den Gebieten des anderen 
Theiles nicht den Gegenitand ausfchließlicher Benutzung bilden. 

Dieje durch das Abkommen vom 4. Juni 1902 (f. Fußnote ©. 754) 
aufrecht erhaltene Beitimmung fchließt Zeichen, welche in dem einen 
Bertragsftaate Freizeichen find (f. hierüber WZG.HFLN.2, 0. ©. 453 fi.) 
von der Eintragung aucd in dem anderen PVertragsitaate aus, mögen 
fie dort ebenfalls als Freizeichen gelten oder nicht. 

Artikel 8. 

Das gegenwärtige Uebereinfommen tritt am 1. Yebruar 1892 
in Kraft und bleibt bis zum Ablauf von jehs Monaten nach erfolgter 
Kündigung von Seite eines der vertragichließenden Theile in Wirk— 
ſamkeit. 

Das Uebereinkommen ſoll ratifiziert und die Ratifikationen ſo— 
bald als möglich in Rom ausgewechſelt werden. 


Aufgehoben durch das in der Fußnote zu ©. 754 cit. Ab» 
fommen. 

Zu Urkund deſſen haben die beiderfeitigen Bevollmächtigten 
dad gegenwärtige Uebereinfommen unterzeichnet und ihre Siegel 
beigedrüdt. 

So geichehen zu Rom, den 18. Januar 1892. 

Das vorjtehende Uebereinkommen ift ratifizirt worden und 
die Auswechſelung der Ratifikations-UÜrkunden bat ftattgefunden. 


III. Nebereinfommen zwiſchen dem Deutſchen Neich und 
der Schweiz, betreffend den gegenjeitigen Patent:, Mufter: 
und Markenſchutz. Bom 13. April 1892.) 

Seine Majeität der Deutiche Kaifer, König von Preußen, 
im Namen des Deutichen Reichs einerieits, und der Bunbesrath 


*) Die Art. 14, 6, 8 und 9 dieſes Uebereinlommeng, ſowie 
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der Schweizeriichen Eidgenoffenichaft andererjeits, von dem Wunjche 

geleitet, die gegenleitigen Beziehungen auf dem Gebiete des Patent-, 

Mufter- und Markenſchutzes neu zu regeln, haben zu dieſem Zweck 

Unterhandlungen eröffnen laffen und zu Bevollmächtigten ernannt: 
(folgen die Namen der Bevollmächtigten) 

welche unter Vorbehalt der beiderfeitigen Ratififationen das nach— 

ſtehende Uebereinfommen vereinbart und abgeichlofjen haben: 


Artikel 1. 

Die Angehörigen des einen der vertragichließenden Theile jollen 
in dem Gebiete des anderen in Bezug auf den Schuß von Erfindungen, 
von Muftern (einschließlich der ee und Modellen, von 
Handel3- und Fabrifmarten, von Firmen und Namen diejelben Rechte 
wie die eigenen Angehörigen genießen. Gie werden demgemäß den— 
jelben Schub und diejelben gejeglichen Mittel gegen jede Verlegung 
ihrer Rechte haben, wie die Inländer, vorausgejegt, dab fie die Förm— 
lichfeiten erfüllen, welche die innere Gejeßgebung eines jeden der beiden 
Staaten den Inländern auferlegt. 


Artikel 2 
Den Angehörigen im Sinne diefer Vereinbarung jind gleich- 
geitellt andere Perſonen, welche in dem Gebiete des einen der vertrag. 
Ichließenden Theile ihren Wohnjig oder ihre Hauptniederlafjung haben. 
Art. 1 und 2 find aufgehoben durd Art. I des in der Fuß— 
note ©. 758 cit. a ei j. dafür Art. 2, 3 der Pariſer Ueber- 
einfunft, o. ©. 700, 704. 


Artikel 8. 

Wird eine Erfindung, ein Mufter oder Modell, eine Hanbels- 
oder Yabrifmarfe in dem Gebiete des einen der vertragichließenden 
Theile angemeldet und binnen einer Frift von drei Monaten die An— 
meldung auch in dem @ebiete des anderen vertragichließenden Theiles 
bewirkt, jo joll dieje jpätere Anmeldung diejelbe Wirfung haben, als 
wenn fie am Tage der erjten Anmeldung geichehen wäre. 


Artifel 4. 
Die im Artikel 3 vorgejehene Friſt beginnt: 
a) bei Muftern und Modellen, jowie bei Handeld- und Fabrifmarfen 
mit dem Zeitpunkt, in welchem die erjte Anmeldung erfolgt; 


das Schlukprotofoll und das Zuſatzprotokoll find aufgehoben durch 
Art. I des Abkommens zwiihen dem Deutihen Reihe und 
der Schweiz zur Abänderung des Uebereinfommens vom 
13. April 1892, betr. den gegenjeitigen PBatent-, Muſter— 
umd Markenihuß, vom 26. Mai 1902 (RGEBl. 1903 ©. 181) und 
zwar gemäß Art. III dajelbit von dem Anfrafttreten der Pariſer Ueber- 
eintunft für das Deutiche Reich, d. i. vom 1. Mai 1903 an. 
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b) bei Erfindungen mit dem Zeitpunkt, in welchem auf die erfte An— 
meldung das Patent ertheilt wird; 

c) bei Gegenftänden, welche in Deutichland als Gebrauchsmuſter, in 
der Schweiz ald Erfindungen angemeldet werden, mit dem Zeit— 
punft der erjten Anmeldung, falls dieſe in Deutichland erfolgt, 
und mit dem Zeitpunkt, in welchem das Patent auf die erfte An- 
meldung ertheilt wird, falls diefe in der Schweiz erfolgt. 

Der Tag der Anmeldung oder der Ertheilung wird in die Frift 
nicht eingerechnet. 

Als Tag der Ertheilung gilt in Deutichland der Tag, an welchem 
der Beichluß über die endgültige Ertheilung des Patentes zugeitellt, in 
der Schweiz der Tag, an weldem das Patent ın das Patentregifter 
eingetragen worden ift. 

Dieje beiden Artikel find aufgehoben durh Urt. I des in 
der Fußnote ©. 758 zit. Abkommens. ©. dafür Art. 4 der Bariier 
Uebereinfunft. Für die Webergangszeit ift in diefem Ablommen 
beftimmt und zwar in 

Art. IV, 

Für diejenigen Erfindungen, Mufter und Modelle, Fabrit- und 
Handelsmarfen, weldye vor dem in dem Artikel III bezeichneten 
Beitpunft angemeldet worden find, fommt eine PBrioritätsfrift ent- 
weder nad) Mafgabe der Artikel 3 und 4 des Webereinfommens 
vom 13. April 1892 oder nad) Mafgabe des revidierten Artikel 4 
der PBarijer Konvention zur Geltung, je nachdem die eine oder die 
andere dem Anmeldenden günftiger ıjt. 

Der in Art. III bezeichnete Beitpunft ift der, zu welchem der 
Beitritt des Deutſchen Reich zur Parijer Uebereinfunft wirkſam ge- 
worden, das ift der 1. Mai 1903. 

Giünftiger ift z. B. in Anjehung der Priorität einer Patent- 
anmeldung das Uebereinkommen, wenn die PBatenterteilung auf Grund 
der eriten Anmeldung ſpäter als ein Jahr nad) diejer erfolgt ift; im 
falle einer jehr bald auf die erjte Anmeldung erfolgten Ratenterteilung 
wird dagegen die Parifer Uebereinkunft günjtiger fein. 


Artikel 5. 

Die Rechtsnachtheile, welche nach den Gefeßen ber vertrag: 
ichliegenden Theile eintreten, wenn eine Erfindung, ein Muſter 
oder Modell, eine Handels: oder Fabrikmarke nicht innerhalb einer 
beitimmten Friſt ausgeführt, nachgebildet oder angewendet wird, 
ſollen auch dadurch auägeichloffen werden, daß die Ausführung, 
Nachbildung oder Anwendung in dem Gebiete des anderen Theiles 
erfolgt. 

Die Einfuhr einer in dem Gebiete des einen Theiles ber: 
geitellten Waare in das Gebiet des anderen Theiles ſoll in dem 
legteren nadtheilige Folgen für das auf Grund einer Erfindung, 
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eines Mufters oder Modells oder einer Handels- oder Yabrifmarfe 
gewährte Schußrecht nicht nach fich ziehen. 

Vorſtehende Beitimmungen finden auf diejenigen Erfindungen 
nicht Anwendung, welche nach den Geſetzen eines der vertragjclie- 
Benden Theile vom Patentſchutz ausgeichloffen find. Jedoch bleiben 
die Vergünftigungen, welche dem Inhaber eines Patents im Ar: 
tifel 2 der Zufagakte vom 14. Dezember 1900 zur internationalen 
Konvention zum Schuße deö gewerblichen Eigenthums, vom 20. März 
1883, zugefichert find, unberührt. 

RechtsnachtHeile, welche nach den Gejegen der vertragfchließen- 
den Theile bei Erfindungspatenten im Falle der Lizenzvermweigerung 
eintreten, werden durch die im zweiten Abjaß enthaltenen Beſtim— 
mungen nicht ausgeichlofjen. 

1. Die Abſätze 2 und 3 find durch das in der Fußnote ©. 758 
zitierte Abfommen (Art. II) Hinzugefügt worden. 

2. Urtifel 5 ftimmt in Abi. 1 und 2, dann Abi. 3 Sa 2 in 
der Hauptjache mit Art. 5 des Uebereinfommens mit Stalien (o. ©. 755) 
überein. Die Abweichung in Abi. 1, daß außer von der Ausführung 
einer Erfindung und von der Nachbildung eines Mufters oder Modells 
noch von der Anwendung einer Handels- oder Fabrifmarfe die Rede 
ift, hat nur für Gewerbetreibende der Schweiz, nicht für deutiche Ge- 
werbetreibende eine Bedeutung, da nach deutihem Warenzeichengejeße 
nicht, wie nach jchweizerischem, ein Anwendungszwang beiteht. 

E3 wird daher zur Erläuterung der bezeichneten Säße des vor- 
ftehenden Art. 5 auf die Bemerkungen zu Art. 5 des Uebereinlommens 
mit Jtalien Bezug genommen. 

3. Abi. 3 Sab 1 gibt den Inhalt des aufgehobenen alten Zu— 
jaßprotofoll3 wieder, der injofern von Bedeutung bleibt, ald er eine 
Einſchränkung des teilweife über die Beltimmungen der Pariſer Ueber- 
einkunft hinausgreifenden Artikel 5 in fich jchließt. Die AUnfügung zu 
Art. 5 geichah behufs Vereinfachung der äußeren Anordnung des Stoffes. 
(Denkihrift zu dem Abkommen vom 26. Mai 1902, j. PMYZBI. IX 134.) 

Wie ın N. 2 zu Art. 5 des Webereinfommens mit Italien (vo. 
©. 756) bemerkt ift, gilt die Ausführung einer patentierten Erfindung 
oder eines gejchüßten Mufters im anderen Bertragsftaate der Aus- 
führung im Inlande nur dann gleich, wenn die Erfindung auch dort 
Schuß genieft. Dies gilt auch für das Verhältnis des Deutichen Reichs 
zur Schweiz. Nun find in beiden Bertragsitaaten gewiſſe Gegenftände 
vom Batentichute ausgeſchloſſen; jo im Deutichen Reich die im Pat.Gei. 
81 Abi. 2 aufgeführten, in der Schweiz alle nicht durch ein Modell 
darftellbaren Erfindungen, aljo insbejondere alle chemisch hergeftellten 
Stoffe. Hauptiächlich die Schweizer Verhältniſſe führten zu der Ver— 
einbarung, die zuerft im Zuſ. Brot. und nun in Art. 5 Abſ. 3 nieder- 
gelegt ift. Wer aljo für Herjtellung eines chemiichen Stoffes in Deutſch— 
land ein Patent erlangt hat, muß die Erfindung, wenn das Patent 
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nicht der Zurüdnahme unterliegen joll, im Gebiete des Deutichen 
Reiches zur Ausführung bringen; die Ausführung in der Schweiz ge- 
nügt nidt. 

4. Abſatz 4 gibt die in Nr. 4 des Schlußprotofolld des alten 
Uebereinfommens enthaltene Beftimmung wieder, die aus redaktionellen 
Gründen Hier angegliedert wurde. Wenn auch dur Abi. 1 des Art. 5 
die Ausübung des Patents in dem anderen Bertragsjtaate der Aus— 
übung im Snlande gleichgeftellt ift injoferne, ald die Zurüdnahme des 
Patents durch jene wie durch dieſe ausgejchlofien wird, jo joll das 
gleiche nicht gelten bezüglich der Yizenzerteilung, ſoweit dieje im öffent- 
lihen Intereſſe liegt (vgl. Pat.Gej. $ 11 Nr. 2). Beiteht aljo 3. B. 
im Gebiete des Deutichen Neichs ein Öffentliches Anterefje daran, da 
der Inhaber eines Patents im Inlande Lizenzen erteile und verweigert 
derjelbe die Erteilung, obwohl ihm angemefjene Vergütung und ges 
nügende Sicdjerftellung geboten wird, jo kann das Patent zurüd- 
genommen werden, wenn auch für die Schweiz Lizenzen erteilt jind. 

Eigentlih war dieſe Beſtimmung entbehrlich, da ſich ihr Inhalt 
ihon durch Schlußfolgerung aus Abi. 1 ergibt. Ihre Aufrechterhaltung 
entjpriht einer Anregung der (weigeriihen Regierung, die hiemit 
etwaigen Zweifeln vorzubeugen wünſchte. (Denkfichrift zum Ablommen 
vom 26. Mai 1902, PMZBDL. IX 134.) 

Artifel 6. 

Dem Inhaber einer in den Gebieten des einen Theiles ein- 
getragenen Handels- und Fabrikmarke kann die Eintragung in den 
Gebieten des anderen Theiles nicht aus dem Grunde verjagt werden, 
weil die Marke den bier geltenden Borjchriften über die Zujammıen- 
jegung und äußere Gejtaltung der Marken nicht entipricht. 


Aufgehoben durd Art. I des in der Fußnote ©. 758 zitierten 
Ablommens; j. dafür Art. 6 der Pariſer Uebereinfunft und Nr. 4 des 
Schlußprotokolls zu diejer, o. ©. 717, 730. 

Artikel 7. 

Angehörige des einen der vertragichliegenden Theile, welche 
ein Patent in dem Gebiete des anderen Theiles erlangt haben, find 
in dem leßteren von jeder gejeßlichen Verpflichtung befreit, behufs 
Geltendmachung der aus dem Patent fich ergebenden Rechte, Die 
nach dem Patent hergeitellten Gegenstände oder deren Verpackung 
als patentirt zu kennzeichnen. Sit eine folche Kennzeichnung nicht 
erfolgt, fo muß behufs Verfolgung des Nachahmers der Nachweis 
ichuldhaften Verhaltens bejonders geführt werden. 


Art. 20 des in der Schweiz geltenden Patent-Geſetzes jtellt als 
Bedingung für die Verfolgbarfeit von Patentverlegungen die Kenn- 
zeichnung der nad) dem Geſetz hergeitellten Gegenjtände oder der Ber- 
padung mit einem eidgenöfliichen Wappenfreuz und der Patentnummer 
auf. Dieje Bedingung zu erfüllen, find die Angehörigen des Deutichen 
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Reichs gemäß obigem Art. 7 nicht verpflichtet. Dieje können alfo 
Batentverlegungen auch dann verfolgen, wenn die nad dem Patent 
hergeftellten Gegenjtände oder deren Verpadung nicht als patentiert 
gefennzeichnet jind. Nur entfällt natürlich in ſolchem Falle die an 
die Kennzeichnung ſich knüpfende Vermutung für die Wilfentlichkeit 
der Verlegung. Deshalb beitimmt der zweite Satz des Art. 7, daß, wenn 
die Kennzeihnung nicht erfolgt ift, behufs Verfolgung des Nachahmers 
der Nachweis jchuldhaften Verhaltens bejonders geführt werden muß. 


Artikel 8. 

Jeder der vertragichliegenden Theile wird, ſoweit dies noch nicht 
geichehen ift, Beſtimmungen gegen den Verkauf und das Tyeilhalten 
ſolcher Waaren treffen, welche unrichtigerweife und im der Abficht zu 
täufchen al3 von einem im Gebiete des anderen vertragichliegenden 
Theiles gelegenen Orte oder Bezirke herrührend bezeichnet find. 

Aufgehoben durh Art. I des in der Fußnote ©. 758 cit. 
Abkommens; vgl. deutſches Warenzeichengejeg $ 16, Barijer Uebereinfunft 
Art. 9, 10. 

Artikel 9. 

Das gegenwärtige Uebereinkommen ſoll ratifizirt und die Ratififa- 
tions-Urfunden jollen jobald als möglid) in Berlin ausgewechjelt werden. 

Das Uebereintommen tritt mit dem Ablauf von zwei Wochen 
von dem Tage des Austaujches der Ratifitations-Urfunden ab in Kraft 
und bleibt in Wirfjamfeit bis zum Ablauf von jehs Monaten nad 
erfolgter Kündigung jeitens eines der vertragichließenden Theile. 

AHufgehoben durd Art. I des Ablommens vom 26. Mai 1902 
(ji. Fußnote ©. 758). 


Zu Urkund beffen haben die beiderjeitigen Bevollmächtigten 
das gegenwärtige Webereinfommen unterzeichnet und ihre Siegel 
beigedrüdt. 

So geichehen zu Berlin, den 13. April 1892, 


Schlußprotokoll. 


Bei der am heutigen Tage erfolgten Unterzeichnung des Ueberein— 
fommens zwiſchen dem Deutjchen Reich und der Schweiz über den gegen- 
jeitigen Patent-, Mufter- und Markenſchutz haben die beiderjeitigen Bevoll- 
mächtigten folgende Erflärungen in Das gegenwärtige Brotofoll niedergelegt. 


1. Zu Artikel 1. 

Die Gleichjtellung der beiderjeitigen Staatsangehörigen joll hin- 
fichtlich des Firmenſchutzes aud) die Wirfung haben, daß Firmen aus dem 
Gebiete des einen Theiles, um einen Schuß gegen mißbräuchliche Ver— 
wendung zur Waarenbezeichnung in dem Gebiete des anderen Theiles zu 
genießen, hier der Hinterlegung und Eintragung als Marke nicht bedürfen. 

Aufgehoben durd Art. I des Abkommens vom 26. Mai 1902 
(j. Fußnote ©. 758); ſ. nun Art. 8 der Parijer Uebereinkunft. 
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2. Zu Artikel 3. 

Angehörige des einen der vertragichließenden Theile, welche eine 
Erfindung, ein Mufter oder Modell, eine Handels- oder Fabrikmarke 
in einem dritten Staate anmelden, fünnen auf Grund dieſer Anmeldung 
in dem Gebiete des anderen vertragichließenden Theiles Rechte aus 
dein vorliegenden Uebereinfommen nicht herleiten. 

Aufgehoben durd Art. I des Abkommens vom 26. Mat 1902 
(ſ. Fußnote ©. 758). 

3. Bu Artikel 4. 

Am Sinne des Artikels 4 Abſatz 1 kann eine Erfindung aud) 
vor dem Zeitpunkt, in welchem auf die erfte Anmeldung das Patent 
ertheilt wird, in dem Gebiete des anderen Theile mit der im Artifel 3 
borgejehenen Wirkung angemeldet werden, vorausgejeßt, dab die Er- 
theilung des Patentes auf die erjte Anmeldung nachträglich erfolgt. 

Aufgehoben, weil mit der veränderten Friftberechnung gegen- 
ftandslos, Durch Art. I des Ablommens vom 26. Mai 1902 (j. Fub- 
note ©. 758). 

4. Zu Artifel 5. 

Rechtsnachtheile, welche nach den Gejegen der vertragichließenden 
Theile bei Erfindungspatenten im Fall der Licenzvermeigerung ein» 
treten, werden durch die Vorjchriften des Artikel 5 nicht ausgeſchloſſen. 

Aufgehoben; f. Art. 5 Abi. 4 u. N. 4 dajelbft. 


5. Bu Wrtifel 6. 

Die Beitimmung im Artikel 6 Abſatz 1 des Uebereinfommens 
bezwedt nicht, der in den Gebieten des einen Theiles eingetragenen 
Marke in den Gebieten des anderen Theiles audy dann einen Anſpruch 
auf Eintragung zu gewähren, wenn bier befunden wird, daß der In— 
halt der Marke gegen die Sittlichfeit oder gegen die öffentliche Ord— 
nung verftößt, oder mit dem thatjächlichen Verhältniffen in einem das 
Publitum irreführenden Widerjpruch fteht. Liegt eine dieſer Voraus— 
jegungen vor, jo fann die Eintragung verjagt werden. 

Aufgehoben durd Art. I des Abfommend vom 26. Mai 1902 
(j. Fußnote ©. 758). ©. dafür Pariſer Uebereinfunft Art. 6 Abi. 4 
und Abj. 2 der Nummer 4 des Schlußprotofoll3 zu diefer Uebereinkunft. 


Zuſatzprotokoll. 

In Ergänzung zu dem zwiſchen dem Deutſchen Reich und der 
Schweiz am 13. April 1892 abgeſchloſſenen Uebereinkommen über den 
gegenſeitigen Patent-, Muſter- und Markenſchutz haben die Unterzeich— 
neten auf Grund erhaltener Ermächtigung Folgendes vereinbart. 

Die Beſtimmungen des Artikels 5 des Uebereinkommens finden 
auf diejenigen Erfindungen nicht Anwendung, welche nach den Ge— 
ſetzen eines der vertragſchließenden Theile vom Patentſchutz aus- 
geſchloſſen find. 

Das vorliegende Zufaßprotofoll bildet einen integrirenden Be- 
ftandtheil des Uebereinfommens, auf das es fich bezieht, und iſt ohne 
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bejondere Ratififation durch die bloße Thatjache der Auswechſelung 
der Ratififationen diejes Uebereinkommens als von den vertragfchließen- 
den Theilen gebilligt und beftätigt anzujehen. Dasjelbe wurde in 
doppelter — zu Berlin am 16. Juni 1893 unterzeichnet. 


Aufgehoben — inhaltlich als Abſ. 3 dem Art. 5 angefügt; 
ſ. o. S. 761. 


IV. Uebereinkommen zwiſchen dem Deutſchen Reich und 
Serbien, betreffend den gegenſeitigen Mufter: und Marlen⸗ 
ſchutz. Vom 21./9. Auguſt 1892. 

(RGBL. 1803 ©. 317.)) 

Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, 
im Namen des Deutjchen Reichs, einerfeits, und Seine Majeftät 
der König von Serbien, anbererfeits, von dem Wunfche geleitet, 
Die gegenjeitigen Beziehungen auf dem Gebiete des Muſter- und 
Markenſchutzes neu zu regeln, haben zu dieſem Zwed Verhandlungen 
eröffnen laflen und zu Bevollmädtigten ernannt: 

(folgen die Namen der Bevollmächtigten) 
welche, nach Mittheilung ihrer in guter und geböriger Form be— 
fundenen Vollmachten, das nachitehende Uebereinfommen vereinbart 
und abgeichloffen haben: 
Artikel 1. 

Die Angehörigen des einen der vertragichließenden Theile 
follen in den Gebieten de3 anderen in Bezug auf den Schuß von 
Muftern und Modellen, von Handels: und Fabrikmarken, von 
Firmen und Namen diefelben Rechte wie die eigenen Angehörigen 
genießen. 

Artikel 2. 

Den Angehörigen im Sinne diefer Vereinbarung find gleich» 
geitellt andere Perfonen, welche in ben Gebieten des einen ber 
vertragichließenden Theile ihren Wohnfiß oder ihre Hauptnieder: 
laffung haben. 


Die beiden erften Artikel ftimmen mit den Art. 1 u. 2 des Ueber» 
einfommens mit Defterreich- Ungarn überein. Nur find im gegenwärtigen 





*) Serbien iſt zwar der Pariſer Uebereinfunft, nicht aber 
der Brüfjeler Zuſatzalte beigetreten. Im Berhältnifie zu dieſem 
Staate fommt daher für Deutichland die Pariſer Uebereinkunft vor— 
erjt Fasz zur Anwendung und es bleibt obige Sonderübereinfommen 
in Kraft. 
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Uebereinfommen die Erfindungen im den gegenjeitigen Schuß nicht ein- 
bezogen. Auch fehlen in Art. 1 die Worte „(einjchlieglich der Gebrauchs- 
mufter)“, was aber materiell wohl ohne Bedeutung it. F im übrigen 
die Erläuterungen zu dem cit. Uebereinkommen, o. ©. 7 


Artikel 3. 

Wird ein Mufter oder Modell, eine Fabrik: oder Handels» 
marfe in dem Gebiete des einen der vertragichließenden Theile be— 
hufs Erlangung des Schußes angemeldet, und binnen einer Friſt 
von drei Monaten die Anmeldung auc in dem Gebiete des an— 
deren vertragichließenden Theiles bewirkt, jo joll: 

a) dieje jpätere Anmeldung allen Anmeldungen vorgeben, welche 
in dem Gebiete deö anderen Theiles nad dem Zeitpunkt der 
erften Anmeldung eingereicht worden find; 

b) durch Umftände, welche nach dem Zeitpunft der erften An: 
meldung eintreten, dem Gegenftande bderielben die Neuheit in 
dem Gebiete des anderen Theiles nicht entzogen werden. 


Artikel 4. 

Die im Artifel 3 vorgejehene Friſt beginnt mit dem Zeit: 
punft, in welchem die erjte Anmeldung erfolgt. Der Tag der An: 
meldung wird in die Friſt nicht eingerechnet. 

Die Art.3 u. 4 ftimmen mit den entiprecdhenden Artikeln des 
Uebereinfommens mit Defterreich-Ungarn, ſoweit ſich diejes nur auf 


Mufter, Modelle und Marken bezieht, überein, weshalb auf die Er- 
läuterungen a. a. D. Bezug genommen wird. 


Artikel 5. 

Die Rechtsnachtheile, welche nach den Gejeßen ber vertrag: 
jchließenden Theile eintreten, wenn ein Mufter oder Modell nicht 
innerhalb einer bejtimmten Friſt ausgeführt oder nachgebildet wird, 
follen auch dadurch ausgejchloffen werden, daß die Ausführung oder 
Nachbildung in dem Gebiete des anderen Theiles erfolgt. 

Demgemäß ſoll auch die Einfuhr einer in dem Gebiete des 
einen Theiles hergeitellten Waare in das Gebiet des anderen Theiles 
in dem lebteren den Verluft des auf Grund eines Mufters oder 
Modells für die Waare gewährten Schugrechts nicht zur Folge 
haben. 


Urt. 5 ftimmt mit Art. 5 des Mebereinfommens mit Stalien 
Abſ. 1 Satz 1 und Abj. 2 überein, mit der Maßgabe, eb die gegen- 
wärtige Borjchrift ri Erfindungen ſich nicht bezieht. ©. die Erläute- 
rungen a. a. O. N. 2 
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Artitel 6. 

Dem Inhaber einer in dem Gebiete des einen Theiles ein: 
getragenen Handels: und Fabrikmarke fann die Eintragung in dem 
Gebiete des anderen Theiles nicht aus dem Grunde verfagt werben, 
weil die Marke den hier geltenden Vorichriften über die Zuſammen— 
ſetzung und äußere Gejtaltung der Marken nicht entipricht. 

Urt. 6 jtimmt im weſentlichen mit Art 6 bj. 1 des Ueberein- 
fommens mit Defterreih-Ungarn überein. ©. dortſelbſt N. 1 u. 2, o. 
©. 749, 750. 

Artikel 7. 

Seder der vertragichließenden Theile wird, ſoweit dies noch 
nicht geichehen ift, Beitimmungen gegen den Verfauf und das Teil: 
halten folder Waaren treffen, welche zum Zweck der Täuſchung im 
Dandel und Verkehr mit Staatöwappen des anderen Theiles oder 
mit Namen oder Wappen beftimmter, in dem Gebiete des anderen 
Theiles belegenen Orte oder Bezirke behufs Bezeichnung des Ur: 
ſprungs verjehen find. 

Art. 7 ftimmt wörtlich mit Art. 8 des Uebereinfommens mit 
Defterreicdh- Ungarn überein; j. die Bemerkung dajelbit. 


Artikel 8. 

Das gegenmwärtige Uebereintommen tritt an Stelle der Leber: 
einfommen vom 30. Juni 1886, betreffend den Markenichuk, und 
vom 3. Juli 1886, betreffend den Schuß der gewerblichen Mtufter 
und Modelle, am 1. Januar 1893 in Kraft und bleibt bis zum 
Ablauf von 6 Monaten nach erfolgter Kündigung von Seite eines 
der vertragichließenden Theile in Wirkfamkeit. 


Gemäß einer am 7. November 1893 verabredeten Erklärung ift 
das Uebereinfommen erſt am 1. Januar 1894 in Kraft getreten. 


Artikel 9. 
Das Uebereinfommen fol ratifizirt und die Ratififations- 
urfunden ſollen jobald ala möglich in Berlin ausgemwechjelt werben. 


Anhang. 


J. Verordnung zur Ausführung des Patentgeſetzes vom 7. April 1891 
und des Geſetzes, betreffend den Schutz von Gebrauchſsmuſtern, vom 
1. Juni 1891. Vom 11. Juli 1891. 

RGBi. ©. 319.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaifer, König 
von Preußen 20, verordnen auf Grund der Beftimmungen im $ 17 
des Patentgejfeßes vom 7. April 1891 (Reichs-Geſetzbl. S. 79) und 
im $ 14 des Geſetzes, betreffend den Schu von Gebraudämuftern, 
vom 1. Juni 1891 (Reich3:Gefegbl. S. 290) im Namen des Reichs, 
nach erfolgter Zuftimmung ded Bundesraths, was folgt: 


I. Batentangelegenheiten. 
81. 

Im Patentamt werben für die Patentanmeldungen vier Ab: 

theilungen gebildet, welche die Bezeichnung 
Anmelbeabtheilung 
führen und durch den Zufaß I, II, IIT, IV unterfchieden mwerben. 

Der Reichskanzler beitimmt, für mwelche Gebiete der Technik 
eine jede der Abtheilungen zuftändig ift. 

Zu dem Geſchäftskreis der Anmeldeabtheilungen gehören aud) 
die Beichlüffe über Eintragungen und Löſchungen in der Patent: 
rolle ($ 19 des Patentgeießes) für das einer jeden Abtheilung zu: 
gewieſene Gebiet ber Technif. 

Bgl. Pat.Gef. 8 14; ferner N. 2 zu $ 17 dafelbft, wonach weitere 
Verordnungen ergangen find, durch welche die Anmeldeabteilungen V 
bis X gebildet wurden. 

8 2. 
Für Beichwerben gegen die Beichlüffe der Anmelbeabtheilungen 


I. Berordnung zur Ausführung des Patentgeſetzes v. 7. April 1891. 769 


und ber Richtigfeitäabtheilung (58 16, 26 des Patentgeſetzes) werden 

zwei Abtheilungen gebildet, welche die Bezeichnung 
Beichwerdeabtheilung 

führen und durch den Zufag I und II unterichieden werben. 

Die Beichwerbeabtheilung I ift zuftändig für Beſchwerden 
gegen Beichlüffe der Anmeldeabtheilungen I und II, fowie für Be- 
ſchwerden gegen Beichlüffe der Nichtigfeitsabtheilung. Die Beſchwerde— 
abtheilung II ift zuftändig für Beichwerden gegen Beſchlüſſe ber 
Anmeldeabtheilungen III und IV. 

Die Beichtverbeabtheilungen find außerdem und zwar jede 
innerhalb des dur Abſatz 2 feftgeiekten Geichäftsfreifes, zuftändig 
für die vom Patentamt abzugebenden Gutachten. 

Beichwerbeabteilung I ift nunmehr zuftändig für Bejchwerden 
gegen Beichlüffe der Anmeldeabteilungen I, II, VII, VII, IX, jowie für 

eihwerden gegen Beichlüffe der Nichtigfeitsabteilung, Bejchwerde- 
abteilung II für Beichwerden gegen Beſchlüſſe der AUnmeldeabteilungen 
II— VI und X (j.R. 2 zu $ 14 des Pat. Geſ., o. ©. 176). 
Zu Abf. 3 vgl. Pat Gef. $ 18. 


$ 3. 
Meinungsverfchiedenheiten zwiichen mehreren Abtheilungen 
über die Zuftändigfeit werden von dem Präfidenten entichieden. 
Für Anträge oder Gefuche, welche andere, alö die in den 
$$ 1 und 2 bezeichneten Angelegenheiten betreffen, wird die Zus 
ftändigfeit von dem Präfidenten beftimmt. 
Vgl. bezüglich der Verfaſſung des PA. $ 13 des Bat.Gef. und 
N. 4 dafelbit. : 
8 


Die Geſchäftsleitung in den Anmeldeabtheilungen ſteht dem 
zum Vorſitz berufenen rechtskundigen oder techniſchen Mitgliede, die 
Geſchäftsleitung in den Beſchwerdeabtheilungen und in der Nichtig— 
keitsabtheilung dem Präſidenten zu. Ueber die Vertretung des 
Präſidenten im Vorſitz trifft der Reichskanzler Beſtimmung. 

©. die Note zu $ 3. — Die Worte „oder techniſchen“ wurden ge— 
mäß der Verordnung vom 25. Oktober 1899 (RGBl. ©. 661) eingefügt. 


85. 

Die Zumeifung der Mitglieder an die Abtheilungen erfolgt 
durch den Reichskanzler. 

Im Falle des Todes, der Erkrankung oder der längeren Ab: 
weſenheit eines Mitgliedes fünnen in die davon betroffene Abtheilung, 
folange das Bedürfniß dieſes erfordert, durch den Präfidenten Mit: 
glieder anderer Abtheilungen zur Aushülfe berufen werben. 

©. die Note zu 8 3; vgl. auch Pat. Geſ. $ 14 und Erläuterungen 
dajelbft. 

Dr. Bh. Allfeld, Kommentar 3. d. Geſetzen betr. d. Erfindungsihug:e. 49 
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8 6. 

In den Abtheilungen trifft der Vorfißende die für den Fort: 
gang der Sachen erforderlichen Beitimmungen. 

In den Anmeldeabtheilungen bezeichnet er für jede Klaſſe 
der Anmeldungen im Boraus das Mitglied, welchem die Por: 
prüfung ($ 21 des Patentgejehes) obliegt, jomwie einen weiteren 
Berichterftatter für das Verfahren nad) Erlak des Vorbeicheides. 

In den Beichwerbeabtheilungen und in der Nichtigfeitsab: 
theilung bezeichnet der Präfident für jede Klaſſe im Voraus zmei 
Berichterftatter. 

An Stelle der hiernach berufenen Mitglieder können für den 
einzelnen Fall andere Berichterftatter bezeichnet werden. 

Die Berichterftatter halten den mündlichen Vortrag in der 
Situng und entwerfen alle Beihlüffe und Enticheidungen. Der 
Vorſitzende prüft die Entwürfe und ftellt fie feſt. Weber fachliche 
Meinungsverfchiedenheiten beichließt die Abtheilung. 


87. 

In den Anmeldeabtheilungen bedarf es der Berathung und 
Abſtimmung in einer Sitzung für Beſchlüſſe über die Belannt— 
machung der Anmeldung, jowie für Beichlüffe, durch welche die An— 
meldung oder ein Anſpruch ganz oder theilweije zurückgewieſen wird. 

Für die Beichlüffe der Beichwerbdeabtheilungen, durch welche 
ein auf Grund des $ 16 des Patentgejeßes erhobene Beſchwerde 
erledigt wird, ſowie für die nad $ 26, 29 und 30 des Patent: 
gejeßes ergebenden Enticheidungen der Beichwerdeabtheilungen und 
der Nichtigkeitsabtheilung bedarf es der Berathung und Abſtimmung 
in einer Sitzung. An den Enticheidungen nehmen außer dem 
Präfidenten und dem weiteren rechtöfundigen Mitgliede die beiden 
für die Sache beitellten Berichterjtatter und ein drittes von dem 
Präfidenten vorher beitimmtes technijches Mitglied theil. 

Zu Abf. 1 vgl. Pat. Geſ. SS 22 Abi. 1,23 Abf. 1, 24 Abi. 2 u. 3. 

Ss 8. 

Bei den Abftimmungen enticheidet die abjolute Mehrheit der 
Stimmen, bei Stimmengleichheit die Stimme des Vorfigenden. 

St eine Anhörung der Betheiligten (Patentgeſetz $ 25, 8 26 
Abſatz 3, $ 30 Abſatz 2) vorhergegangen, fo fann ein Mitglied, 
welches bierbei nicht zugegen geweſen ift, an der Abſtimmung nicht 
teilnehmen. 

s9 


Dem Präfidenten liegt es ob, auf eine gleihmäßige Behand: 
lung der Geichäfte und auf die Beobachtung gleiher Grundſätze 
binzuwirfen. Zu dieſem Behufe ift er befugt, den Berathungen 
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alfer Abtheilungen beizumohnen, auch fämmtlihe Mitglieder zu 
Plenarverfammlungen zu vereinigen und die Berathung des Plenums 
über die von ihm vorgelegten Fragen herbeizuführen. 

s 10. 

Die Situngen der Abtheilungen finden der Regel nad an 
beitimmten Tagen und zu beftimmten Stunden ftatt. Die Ber: 
fügung darüber fteht dem Präfidenten zu. 

8 11. 
Die Ausfertigungen der Beichlüffe und Entjcheidungen der 
Abteilungen erhalten die Unterichrift: 
Kaiferliches Patentamt 
und zufäßlich die vorichriftsmäßige Bezeichnung der Abtheilung. 
Bgl. Pat. Geſ. 8 15. 
8 12. 

Für das Zuſtellungsweſen gelten folgende Vorſchriften: 

1. Zuſtellungen, welche den Lauf der im 8 26 Abſatz 1 des 
Patentgeſetzes bezeichneten Friſt bedingen, ſowie Zujtellungen 
in dem Verfahren vor der Nichtigkeitsabtheilung erfolgen durch 
die Poft. Auf diefe Zuftellungen finden die Vorichriften der 
Givilprozekordnung mit nachjtehenden Maßgaben Anwendung. 

Der vom Präfidenten beitimmte Beamte trägt für die 
Bewirkung der Zuftellung Sorge und beglaubigt die zu über- 
gebenden Abjchriften. Er übergiebt die Schriftjtüde in einem 
verfchloffenen, mit der Adreſſe der Perfon, an welche zugeitellt 
werden foll, ſowie mit der Gejchäftanummer verfehenen Brief: 
umichlag der Poit zur Zuftellung. Auf den Briefumfchlag 
wird der Vermerk gejegt: „Vereinfachte Zuſtellung.“. Eine 
Beicheinigung der Uebergabe an die Poſt (Eivilprozekordnung 
$ 177, 179) ift nicht erforderlich. 

Die von den Postboten aufzunehmende Zuftellungsurkunde 
muß die Adreffe und die Gejchäftsnummer des Briefes, den 
Ort und die Zeit der Zuftellung, ſowie die Perfon, welcher 
zugeftellt ift, und wenn die Zuftellung nicht an den Adreffaten 
perjönlich erfolgt it, den Grund hiervon angeben. Die Ur: 
funde ift von dem Poſtboten zu unterichreiben. Abfchrift der 
Zuftellungsurfunde wird nicht übergeben. Der Tag der Zu: 
jtellung ift von dem Poftboten auf dem Briefumfchlag zu ver: 
merfen. 

2. Zuftellungen, welche den Lauf fonjtiger Friften bedingen, er: 
folgen mittelft eingeichriebenen Briefes. 

Kann in den Fällen der Wr. 1 und 2 eine Zujftellung 
im Inlande nicht erfolgen, jo wird fie durch Aufgabe zur 

49* 
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Poft nad) Maßgabe der 88 161, 175 ber Eivilprozeßordnung 
bewirft. 
Bol. Bat.Gef. 8 15. 
Zu Nr. 1: ©. CPO. 88 166 fi. Die in Abi. 2 cit. 88 177, 179 
entjprechen den 88 194, 196 der nun geltenden CPO. 
Zu Nr. 2: Die früheren 88 161, 175 EVD. find die nunmehrigen 
88 175 und 192. 
813 


Zeugen und Sachverjtändige erhalten Gebühren nad Maßgabe 
der Gebührenordnung vom 30. Yuli 1878 (Reichs-Geſetzbl. ©. 173). 


$ 14. 

Zu den Koften des Verfahrens, über welche das Patentamt 
nad) $ 26 Abſatz 5 und $ 31 des Patentgejeges zu beftimmen hat, ge 
hören außer den aus der Kaffe des Patentamts bejtrittenen Aus: 
lagen diejenigen den Betheiligten erwachſenen Kojten, welche nad) 
freiem Ermejjen’ des Patentamt3 zur zwedentiprechenden Wahrung 
der Anfprüche und Rechte nothiwendig waren. 

* PN Pat.Geſ. 8 26 N. 6, ©. 235 und die Erläuterungen zu $ 31, 


8 15. 

Iſt eine Patentgebühr (S 8 Abſatz 2 des Patentgejehes) nicht 
innerhalb jehs Wochen nach der Fälligkeit entrichtet, jo benach— 
richtigt das Patentamt hiervon den Patentinhaber. 

Aus dem Umftande, daß der Patentinhaber eine Benad: 
rihtigung nicht erhält, erwachſen Rechtsfolgen nicht. 

$ 16. 

Die Orte außerhalb Berlins, an welchen eine Auslegung 
der Patentanmeldungen erfolgen foll, fowie die Art und Zeitdauer 
diefer Auslegung werden vom Reichöfanzler bezeichnet. Wenn eine 
Auslegung an diefen Orten unterbleibt, fo wird dadurch ein Mangel 
des Verfahrens nicht begründet. 

Vgl. N. 3 zu Pat. Geſ. $ 23 (©. 218). 

8 17. 

Der Präfident verfügt im Einvernehmen mit der für die 
Anmeldung zuftändigen Abtheilung über Modelle und Proben, deren 
Rückgabe nicht binnen jehs Monaten nad endgültiger Abweiſung 
der Anmeldung oder nad) der Befanntmachung von der Ertheilung 
des Patents ($ 27 Abja 1 des Patentgefetes) beantragt ift. 

8 18. 
Soweit für Patentangelegenheiten aus diefer Zeit vor dem 


1. Oftober 1891 Hebergangsbeitimmungen erforderlich find, werden 
diefelben vom Reichskanzler erlaffen. 
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I. Angelegenheiten des Gebrauchsmuſterſchutzes. 
$ 19. 

Für Anträge in Sachen des Schußes von Gebraudhamuftern 
wird in dem Patentamt eine befondere Anmeldeftelle errichtet. 

Die Leitung diefer Stelle liegt einem don dem Reichäfanzler 
bezeichneten rechtöfundigen Mitgliede ob. 

Im Falle einer Verhinderung diefes Mitgliedes fann der 
Präfident einem anderen rechtstundigen Mitgliede die Vertretung 
übertragen. 

Bol. Gebrauchsmuftergejeß 88 2, 3. 

Ss 2%. 
Die Verfügungen der Anmeldeitelle erhalten die Unterfchrift: 
Kaiferliches Patentamt, 
Anmeldejtelle für Gebrauchsmufter. 
$ 21. 

Ueber BVorftellungen gegen die Verfügung der Anmeldeftelle 
befindet der Präfident. 

Bol. Gebrauchsmuſtergeſetz $ 3. 

8 22. 

Uenderungen in der Perſon des Eingetragenen oder des nad) 
$ 13 Abſatz 2 des Gejeßes vom 1. Juni 1891 bejtellten Vertreters, 
welche in der Rolle vermerkt werden follen, find in beweiſender 
Form zur Kenntniß des Patentamts zu bringen. 

Bol. Gebrauchämuftergeieg 8 3 Abj. 4 und N. 4, 8 13 N. 7. 

823. 

Nach der Eintragung in der Rolle erhält der Eingetragene 
eine Ausfertigung des Eintragungsvermerfe. 

Bol. Gebrauchsmuſtergeſetz 33 N. 5. 

8 24. 

Der Präſident verfügt über Modelle, deren Rückgabe nicht 

binnen vier Jahren nach Ablauf der Schußfrift beantragt wird. 


III. Gemeinihaftlihde Beftimmungen. 
8». 

Die Einrichtung der Büreaus, die Verwaltung der Kaffe, der 
Bibliothef und der Sammlungen werden durch den Präfidenten ge— 
orbnet. Der Präfident erläßt die erforderlichen Geſchäftsanweiſungen. 

8 2%. 

Die Leitung und Beauflihtigung des gelfammten Geſchäfts— 
betriebes fteht dem Präfidenten zu. Er verfügt in allen Ber: 
mwaltungsangelegenbeiten. 
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8 27. 

Sämmtliche eingehende Geichäftsjachen werden, ohne Rüdficht 
auf ihren verfchiedenen Anhalt, nad der Zeit ihres Eingangs mit 
einer laufenden Nummer, ala Geihäftsnummer, und mit dem Datum 
bezeichnet. 

Geichäftsiachen, welche während ber Dienftitunden eingeben, 
find alsbald, andere Geichäftsfachen bei dem Wiederbeginn der 
Dienititunden von dem dazu beftimmten Beamten biernad zu be: 
zeichnen. Wenn die Reihe des Eingangs nicht feititeht, jo find fie 
nad) der Reihe, in welcher fie von dem Beamten übernommen werden, 
mit der Bezeichnung zu verfehen. 

Don zwei an demielben Tage an das Patentamt gelangten 
Geſchäftsſachen gilt diejenige als ſpäter eingegangen, welche die 
höhere Geichäftenummer trägt. 

_Dgl. Pat. Geſ. 33 N. 3 lit. d ©. 59, — —— 843.7 
lit. a ©. 406, Warenzeichengeſetz F33N. 26.4 


8 28. 

Vertreter in Patentangelegenheiten und in Angelegenheiten 
des Gebrauchömufterichußes haben dem Patentamt gegenüber ihre 
Bevollmädhtigung durd eine Vollmacht nachzumeifen. 

Die Vollmachten müffen auf prozebfähige, mit ihrem bürger: 
lichen Namen bezeichnete Perſonen lauten. 

Sind mehrere Perjonen bevollmächtigt, jo gelten dieſelben 
für befugt, ſowohl gemeinſchaftlich als auch einzeln die Vertretung 
wahrzunehmen. Cine abweichende Beltimmung dürfen die Voll: 
machten nicht enthalten. 

Zu Abi. 1 vgl. Pat. Geſ. 812 u.N.4 ©. 168, 828 u. N. 3 ©. 241 
CT Tee 813 u. N. 7 S. 428; Warenzeichengeiet 

u 

Zu Abi. 2. Nur auf phyſiſche allge * auf Firmen können 

die Vollmachten lauten (PA., PMZBL. I 


8 29. 

Das Patentamt fann nad) feinem Ermeflen von den bei ihm 
beruhenden Gingaben und Verhandlungen, Toweit die Einficht in 
diejelben gejeglich nicht beichränkt ift, an jedermann Abichriften und 
Auszüge gegen Einzahlung der Koften ertheilen. 

Bol. Pat. Geſ. 5 19 N. 11, Gebrauchsmuſtergeſetz 53 N. 10, Waren- 
er 83N. 3. 

830. 

Das Siegel des Patentamts enthält in der Mitte den 
Reichsadler und in der Umſchrift die Worte „Kaiſerliches Patent: 
amt“, 
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Urfundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterichrift und 
beigedrudtem Kaiferlichen Infiegel. 


Gegeben Budinghbam Palace London, den 11. Yuli 1891. 
(L. S.) Wilhelm. 
von Boetticher. 


II. a) Beftlimmungen über die Anmeldung von Erfindungen. 


Auf Grund des $ 20 Abi. 2 des Patentgefeßes vom 7. April 
1891 (RGEBl. ©. 79) werden die nachfolgenden Beitimmungen über 
die Erfordernifje einer Patentanmeldung erlaffen. Die Beitimmungen 
treten am 1. Januar 1899 in Kraft. 


81. 
Die Anmeldung einer Erfindung behufs Ertheilung eines 
Patentes gejchieht in der Form eines fchriftlichen Geſuchs. dem die 
ſonſt erforderlichen Stüde als Anlagen beizufügen find. 


82. 

Das Geſuch muß enthalten: 

a) die Angabe des Namens und des MWohnort3 oder der Haupt: 
niederlaffung des Anmelders; 

b) eine für die Veröffentlichung ($ 23 Abi. 2 des Patentgeiekes) 
geeignete Benennung der Erfindung; 

ce) die Erklärung, daß für die Erfindung ein Patent nachgelucht 
werde. Bei Zufaganmeldungen ift die Angabe des Daupt: 
patentes nach Gegenjtand und Nummer oder der Haupt— 
anmeldung nad) Gegenjtand und Aktenzeichen erforderlid); 

d) die Erklärung, daß die gefekliche Gebühr von 20 .M an bie 
Kalle des KHaiferlichen Patentamts gezahlt worden jei oder 
gleichzeitig mit der Anmeldung gezahlt werde; 

e) die Aufführung der Anlagen unter Angabe ihrer Nummer und 
ihres Inhalts; 

f) falls der Anmelder einen Vertreter beftellt hat, die Angabe der 
Perſon, der Berufsjtellung und des Wohnorts des Vertreters; 
als Anlage ift eine Vollmacht beizufügen ($ 28 der Kaiierlichen 
Verordnung vom 11. Juli 1891); 

g) die Unterfchrift des Anmelders oder jeines Vertreters, 

$ 3. 

Die Beichreibung ift in zwei Ausfertigungen einzureichen. 
Dasjelbe gilt für alle Nachträge. Die Schriftitüde, welche die Be— 
ichreibung bilden, müffen fomohl am Rande als auch zwiichen den 
Zeilen ausreichenden Raum für Zufäge und Aenderungen frei laffen. 


776 Anhang. 


Maaße, Gewichte, ſowie elektriiche Einheiten müffen nach den 
geſetzlichen Vorjchriften, Temperaturen nach Gelfius angegeben wer: 
den. Bei chemischen Formeln find die in Deutichland üblichen Atom: 
gewichtszeichen und Molekularformulare anzumenden. 

Die Einfügung von Figuren in die Beichreibung ift nicht 
zufällig. 


84. 

Die für die Veranſchaulichung der Erfindung beſtimmten 
Zeichnungen find auf das zur Klarſtellung der Erfindung Erforder— 
liche zu befchränfen. Sie find in zwei Ausfertigungen einzureichen. 

a) Für die Hauptzeichnung ift weißes, jtarfes und glattes Zeichen: 
papier, jogenanntes SKartonpapier, für die Nebenzeichnung 
Zeichenleinwand zu verwenden. 

Das Blatt der Hauptzeichnung foll 33 cm hoc) und 21 cm 
breit jein. In Ausnahmefällen ift, falls die Deutlichkeit es 
erfordert, ein Blatt in der Höhe von 33 cm und in der Breite 
von 42 cm zulällig. Die Nebenzeichnung muß bei beliebiger 
Breite 33 cm hoch jein. Für die Hauptzeichnung wie für die 
Nebenzeichnung ift die Verwendung mehrerer Blätter zuläffie. 

b) Die Figuren und Schriftzeichen find in tiefſchwarzen, kräftigen, 
Icharf begrenzten Linien auszuführen. Auf der Hauptzeichnung 
find Querichnitte entweder tiefſchwarz anzulegen oder durch 
Schrägftriche in tiefichwarzen Linien zum Ausdrud zu bringen. 
Iſt zur Darftellung unebener {Flächen ausnahmsweiſe eine 
Scattirung erforderlich, fo darf fie ebenfall® nur in tief: 
Ichwarzen Linien ausgeführt werden. Die Anwendung bunter 
Farben ift bei der Hauptzeichnung unzuläffig. 

Alle auf den Zeichnungen angebrachten Schriftzeichen müſſen 
einfach und deutlich fein. Die Hauptzeichnung muß fich zur 
photographiichen Berfleinerung eignen. 

c) Die einzelnen Figuren müffen durch einen angemefjenen Zwiichen: 
raum von einander getrennt fein. 

d) Die Figuren find nad ihrer Stellung fortlaufend und obne 
NRüdfiht auf die Anzahl der Blätter mit Zahlen zu ver: 
jehen. 

e) Erläuterungen find in die Zeichnung nit aufzunehmen. 
Ausgenommen find kurze Angaben wie „Wafler“, „Dampf“, 
„Schnitt nah A B (Fig. 3)*, ſowie Infchriften, die auf den 
dargeftellten Gegenftänden angebracht werden follen, 3. ®. 
„offen“, „zu“. 

f) In der rechten unteren Ede jedes Blattes ift der Name bes 
Anmelderd anzugeben. 
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g) Die Hauptzeichnungen dürfen weder gefaltet noch gerollt wer: 
den, jondern find in glattem Zujtande vorzulegen. 


8 5. 

Die für die Veranſchaulichung der Erfindung beſtimmten 
Modelle und Probeftüde brauchen nur in einer Ausführung ein— 
gereicht zu werden. 

Proben find ftet3 einzureichen zu den Anmeldungen, welche 
die Herftellung neuer chemifcher Stoffe betreffen. Ausgenommen 
find erplofive und leicht entzündliche Stoffe, deren Einjendung nur 
auf bejondere Aufforderung zuläffig ift. 

Bildet ein chemifches Verfahren von allgemeiner Anwend— 
barkeit, nach dem ganze Gruppen von Stoffen hergeftellt werden 
fönnen, den Gegenjtand der Anmeldung, jo find Proben der typi- 
ſchen Vertreter der Gruppen einzureichen. Werden jedoch beiondere 
Ausführungsformen eines chemilchen Verfahrens unter Aufzählung 
der einzelnen nad ihnen entftehenden Stoffe beanſprucht, jo find 
die Stoffe jämmtlich mit Proben zu belegen. Bei Farbſtoffen find 
außerdem Ausfärbungen auf Wolle, Seide oder Baumwolle in je 
einer Ausführung beizufügen. 

Ueber die Beichaffenheit der Modelle und Probejtüde gilt 
Folgendes: 

a) Modelle und Probeſtücke, die leicht beſchädigt werden können, 
ſind in feſten Hüllen einzureichen. Gegenſtände von kleinem 
Umfange ſind auf ſteifem Papier zu befeſtigen. 

b) Proben von giftigen, ätzenden, explofiven oder leicht entzünd— 
lichen Stoffen find auf der Umhüllung und, ſoweit möglich, 
auf dem Gegenftande jelbjt durch eine deutliche Aufichrift ala 
ſolche zu fennzeichnen. 

c) Proben chemijcher Stoffe find in Glasflaichen ohne vorjpringen- 
den Fuß von etwa 3 cm äußerem Durchmeffer und 8 cm 
Gejammthöhe einzureichen; die Flaſchen find mit einem halt: 
baren Siegel zu verjchließen und mit einer dauerhaft befejtigten 
Inhaltsangabe zu verjehen. Den Proben ift ein nad ber 
Beichreibung oder dem Patentanipruche geordnetes Verzeichnis 
beizulegen. 

d) Ausfärbungen müffen möglichjt flach auf fteifem Papier von 
33 cm Höhe und 21 cm Breite dauerhaft befeftigt und mit 
genauen, den Angaben der Beichreibung entiprechenden Auf: 
Ichriften verjehen fein. Den Ausfärbungen ift eine Beſchrei— 
bung des angemwendeten Färbeverfahrens beizulegen mit ge: 
nauen Angaben über den Gehalt der Flotte an Farbſtoff, die 
etwa gebrauchten Beizen, die Zemperatur u. j. w., ſowie auch 
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darüber, ob die gebrauchte Flotte erichöpft war oder erheb- 
lihere Mengen von Farbſtoff zurüdgehalten Hat. 


$ 6. 

Die Anlagen des Geſuchs müſſen mit einer ihre Zugehörig: 
feit zur Anmeldung fennzeichnenden Auffchrift veriehen fein. Das: 
jelbe gilt für Modelle und Probeftüde. 

Schriftitüde, die zur Mittheilung an andere Perionen be: 
ftimmt find, find in der dazu erforderlichen Zahl von Ausfertigungen 
einzureichen, 

Zu allen Schriftjtüden ift dauerhaftes, nicht durchſcheinendes 
weißes Papier, zu Schriftitüden, die Anträge enthalten oder zur 
Beichreibung der Erfindung gehören, Papier in der Seitengröße 
von 33 cm zu 21 cm zu verwenden. 

Ale Schriftitüde müſſen leicht lesbar jein. Die Schriftzüge 
müffen in dunkler Farbe ausgeführt fein. Schriftftüde, die mittelfi 
der Schreibmaſchine Hergestellt find, müſſen deutliche Drudzeichen 
und zwiichen den einzelnen Buchitaben, Worten und Zeilen einen 
angemefjenen Zwijchenraum aufweiſen. 

Auf den ſpäter eingereichten Anmeldeitüden ift der Name 
des Anmelders und das Aktenzeichen anzugeben. 


Berlin, den 22. November 1898. 
Kaiſerliches Patentamt. 
von Huber. 


b) Belanntmachung. 


Durch Belanntmahung vom heutigen Tage hat das Kaiſer— 
fihe Patentamt auf Grund des $ 20 des Patentgeſetzes vom 
7. April 1891 neue Beitimmungen über die Anmeldung 
von Erfindungen erlaflen. Im Anichluß an diefe Beitimmungen 
werden die nachitehenden Erläuterungen befannt gegeben, die den 
Betheiligten einen weiteren Anhalt für die Anfertigung und Ein: 
reichung einer Patentanmeldung darbieten jollen. 


1. Gebühr. 


Die Anmeldegebühr ift zwedmäßig entweder unmittelbar bei 
der Kaſſe des Kaiſerlichen Patentamts (N.W,6, Luilenftraße 32,34) 
einzuzahlen oder unter genauer Angabe der Anmeldung, für die 
das Geld bejtimmt ift, durch Poftanweifung zu überienden. 

Die Beifügung baaren Geldes ala Anlage der Anmeldung 
it nicht erwünſcht. Wird das Geld gleichwohl beigefügt, jo iſt 
darüber in dem Geſuch ein deutlicher Vermerk in NRothichrift zu 
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machen. Enthält eine Sendung das Geld für mehrere Anmeldungen, 
jo ift ein bejonderes Verzeichniß über die Zugehörigfeit des Geldes 
beizufügen. 

Anmerfung. Eine Stundung oder ein Erlaß der Anmelde— 
gebühr ift gejeglich unzuläflig. 

2. Gefud. 

a) Ein Antrag auf Ausfeßung der Bekanntmachung ($ 23 
Abi. 4 des Patentgeießes) wird entweder in einem bejonderen 
Schriftftüdf einzureichen oder, fall er mit dem Anmeldegefuch oder 
mit anderen Erklärungen verbunden wird, augenfällig, 3. B. durd) 
Unterftreichen oder in Rothichrift, hervorzuheben fein. 

Für die Ausfegung der Bekanntmachung auf länger als 
drei Monate bedarf e3 einer Begründung. Es empfiehlt fich, die 
Begründung erjt gegen Ende der erſten Friſt beizubringen. 

b) Falls der Anmelder die Rechte aus einer früheren An 
meldung in einem Staate, mit dem dad Deutiche Reich einen ent— 
Iprechenden Vertrag geichloffen hat, geltend machen will, joll diefer 
Anspruch gleichfalls in das Geſuch aufgenommen werden. 

c) Soll für den Fall ber Zurüdmeifung einer Patentanmel: 
dung derjelbe Gegenjtand in die Rolle für Gebrauchsmuſter ein- 
getragen werden, jo bedarf e3 hierzu einer beionderen an das 
„Kaiferliche Patentamt, Anmeldeftelle für Gebrauchsmufter“ zu 
tichtenden Anmeldung. 

d) Zur Angabe der Perfon des Anmelders gehört, dab jeder 
Zweifel darüber ausgeichloffen wird, ob das Patent von Einzel: 
perfonen oder von einer Gejellichaft, ob von einem Manne oder 
von einer Frau, ob auf den bürgerlichen Namen oder auf die 
faufmänniiche Firma nachgefucht wird. Bei Einzelperionen ift der 
Rufname, bei Frauen außerdem der Familienſtand und ber Ge: 
burtsname anzugeben. 

Die Angabe des Wohnort muß bei größeren Städten auch 
Straße und Hausnummer, bei Ffleineren Orten und bei Orten, 
deren Name mehrfach vorfommt, ſowie in der Regel bei aus- 
ländiichen Orten den Staat und Bezirk enthalten. Dies gilt aud 
für den Fall, daß der Anmelder einen Vertreter bejtellt hat. 

j e) Für den Fall der Vertretung ift zu beachten, dak nad 
$ 28 der Kaiferlichen Verordnung vom 11. Juli 1891 die Voll» 
macht auf prozehfähige, mit ihrem bürgerlichen Namen bezeichnete 
Berjonen, nicht auf eine Firma auszuftellen ift. 

Eine Beglaubigung der Unterfchrift des Anmelders unter 
der Vollmacht ift nur auf beionderes Erfordern des Patentamtes 
beizubringen. 
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f) Falle mehrere Perjonen ohne Beitellung eines gemein- 
ſamen Vertreters anmelden, fol diejenige Perſon namhaft gemacht 
werben, der die amtlichen Verfügungen zugejandt werben jollen. 

3. Beichreibung. 

a) Für den Gegenftand der Erfindung ift der Gebrauchs: 
awed anzugeben. 

b) Die Beichreibung Hat fich aller nicht ftreng zur Sache 
gehöriger Ausführungen zu enthalten. Sie beginnt ziwedmäßig 
mit der Darftellung der Aufgabe, welche die Erfindung löfen fol. 
Hieran ſchließt fich die Beichreibung der Erfindung im einzelnen. 

Beſteht die Erfindung in der Bereinigung von befannten 
Einzelheiten zu einem neuen Ganzen, jo wird die Beichreibung 
zum Ausdrud bringen müffen, daß die Einzelheiten weder als neu, 
no für ſich als jchußfähig angejehen werden, und daß der Schuß 
fih nur auf die neue Gejammtheit beziehen joll. 

Soweit Hinweiſe auf Belanntes oder Gejchüßtes, insbefondere 
auf öffentliche Drudjchriften oder Patente, zur klaren Abgrenzung 
der Erfindung erforderlich find, werden fie gleichfalls in die Be- 
ichreibung aufzunehmen fein. 

4. Zeihnung. 

a) Auf den Nebenzeichnungen find die Figuren und Bezeich- 
nungen jo zu ftellen, daß für den Bejchauer die 33 em-Kante auf: 
recht fteht. Am linken und rechten Rande ijt ein mindeſtens 3 cm 
breiter Raum frei zu lafjen. 

b) Für die einzelnen Theile der Figuren find Bezugszeichen 
nur fomweit zu verwenden, als ein Hinweis auf die Darftellung des 
betreffenden Theiles in der Beichreibung zum Verſtändniß der Er: 
findung erforderlich ift. 

Diefelden Theile müſſen in allen Figuren gleiche Bezug: 
zeichen erhalten. Für verfchiedene Theile dürfen die gleichen Be— 
zugözeichen nicht verwendet werden, auch wenn die Figuren auf 
verichiedenen Blättern ftehen. Bei Zufaßanmeldungen werden für 
Theile, die bereit3 in dem Hauptpatente fich vorfinden, die dort 
für dieje Theile gewählten Bezugszeichen beizubehalten fein. 

Für die Bezugszeichen find die kleinen lateinifchen Buchftaben 
(a, b, e) in einfacher, leicht lesbarer Schrift zu verwenden. Sind 
mehr als 25 Zeichen nöthig, To find arabiiche Ziffern zu verwenden. 
Zur Bezeichnung von Schnittlinien dienen die großen lateinischen 
Buchſtaben. Winkel find mit Heinen griechiſchen Buchſtaben («, 3, y) 
zu bezeichnen. 

Die Beifügung von Strichen, Häkchen oder Ziffern zu den 
Bezugszeichen ift zu vermeiden, Nur wenn innerhalb derjelben 
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Figur ein Theil in mehreren Stellungen gezeichnet wird, ift, unter 
Beibehaltung desſelben Buchſtabens für alle Stellungen, die Unter: 
icheidung durch oben recht? angebrachte Striche oder Ziffern herbei: 
zuführen. 

St unmittelbar bei den bargeftellten Theilen fein genügender 
Raum für die Bezugszeichen vorhanden, jo find die Theile mit den 
möglichit nahe zu jeßenden Zeichen durch gefchwungene Linien zu 
verbinden. 

Bewegungsrichtungen find durch Pfeile anzubdeuten, falls da— 
durch das Verſtändniß erleichtert wird. 

Projektions- und Mittellinien find in der Regel wegzulaffen. 

5. Anjprud. 

a) Der Anspruch geht zweckmäßig von dem Gattungäbegriff 
aus, dem bie Erfindung möglichft nahe untergeordnet ift. Dieſer 
Gattungsbegriff wird auch der für die Veröffentlichung beftimmten 
Benennung der Erfindung zu Grunde zu legen fein. 

Zur Unteriheidung von anderen Gegenftänden derjelben 
Gattung find in den Anſpruch nur ſolche Beitimmungsmerkmale 
aufzunehmen, die für die Kennzeichnung des Weſens der Erfindung 
nothwendig find. Gehört der Zweck zu diejer Kennzeichnung, jo 
ift auch er im Anfpruch zu erwähnen. 

b) Allgemeine Hinmweife auf die Zeichnung oder die Bejchrei« 
bung, 3.8. „wie gezeichnet und beichrieben“ find zu vermeiden. 
Hauptanipruch und Nebenanjprüche find mit fortlaufenden arabifchen 
Ziffern zu verjehen. 

c) In dem Anspruch eines Zufaßpatentes ift auf das Haupt» 
patent Bezug zu nehmen und zum Ausdrud zu bringen, was an 
der früheren Erfindung durch die neue Erfindung abgeändert oder 
ergänzt werden Joll. 

d) Längere Anfprüche werden zweckmäßig der Beichreibung 
nicht uumittelbar angefügt, fondern als beiondere Anlage in zwei 
Ausfertigungen eingereicht. 

6. Modelle und Probeftüde. 

Bei der Einreihung von Modellen und Probeftüden ift zu 
erflären, ob fie im Falle der Entbehrlichkeit zurüdgegeben werden 
follen oder vernichtet werden fünnen. 

Haben Modelle oder Probeftüde einen befonderen Werth, jo 
ift in dem Anfchreiben hierauf hinzumeifen. Können fie ſchon durch 
ein undorfichtiges Auspaden leicht beichädigt oder durch Einwirkung 
von Licht, Feuchtigkeit u. dergl. verdborben werden, fo ift die Um— 
hüllung mit der deutlichen Auffchrift zu verjehen: „Ungeöffnet in 
den Geichäftsgang.“ 
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7. Verſchiedenes. 

a) In allen Schriftitüden find entbehrliche fyrembmwörter zu 
vermeiben. 

b) Schriftiäße, die mehrere Seiten umfaflen, find mit Seiten» 
zahlen zu verjehen. In allen Schriftjägen ift an der linken Seite 
ein Raum von mindeitens 5 cm für amtliche Vermerke frei zu lafien. 

c) In allen Eingaben, zu denen Anlagen gehören, find Die 
Anlagen bejonders aufzuzählen. 

d) Die Sendungen an das Patentamt müffen foftenfrei ein: 
gehen. Bei Geld» und Padetjendungen iſt die Beitellgebühr vom 
Abſender im Voraus zu entrichten. 

e) Empfangsbeicheinigungen werben in ber Regel nur über 
Anmeldungen ertheilt und zwar nur in einer Ausfertigung. Die 
Ertheilung der Beicheinigung erfolgt nur dann, wenn ein Schrift: 
ftüd mit folgendem Wortlaut eingelandt wirb: 

„Ihre Patentanmeldung vom . 

oder: 

Die Patentanmeldung von . 
vom 
auf 
BE TEE. 55 0 ar ee Ka en a ae ba ae Weis 
bier eingegangen und unter dem Aktenzeichen . 
in den Gejchäftsgang gegeben worden.” 

Wird die Empfangsbeicheinigung nicht auf der Rüdfeite einer 
Poftkarte vorbereitet, jo ift ein mit der Adrefje des Empfängers ver: 
ſehener Briefumschlag beizufügen. 

f) Ueber Gebührenbeträge, die mit der Poft eingehen, wird 
nur auf bejonderen Antrag des Ginzahlers eine Quittung ertheilt. 

Berlin, den 22. November 1898. 

Kailerliches Patentamt. 
von Duber. 


III. Berordnung, betreffend das Bernfungsverfahren beim Neichs: 
gericht in Patentſachen. Vom 6. Dezember 1891. 
(RGBl. 1891, Nr. 28, ©. 389.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaifer, König 
von Preußen ꝛc. verordnien auf Grund des $ 33 des Patentgejehes 
vom 7. April 1891 (Reich3:Gefekbl. S. 79) im Namen des Reichs, 
nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths, was folgt: 
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81. 
Die in Gemäßheit des $ 33 Abſatz 1 des Patentgejeßes vom 
7. April 1891 bei dem Patentamt einzureichende Berufungsichrift 
muß die Berufungsanträge ſowie die Angabe der neuen Thatjachen 
und Beweismittel enthalten, welche der Berufungsfläger geltend 
machen will. 


8 2. 

Iſt die Berufungsfchrift nicht rechtzeitig eingegangen oder 
nicht in deutſcher Sprache abgefaht oder enthält fie nicht die Be: 
rufungsanträge, jo hat das Patentamt die Berufung als unzuläffig 
zu verwerfen. 

Der Berufungskläger kann binnen einer Woche nad Zu: 
ftellung dieſes Beichluffes auf die Enticheidung des Reichsgerichts 
antragen. i 

3 


Iſt die Berufung zuläffig, fo wird die Berufungsichrift von 
dem Patentamt dem Berufungsbeflagten mit der Auflage mit: 
getheilt, feine ſchriftliche Erklärung innerhalb eines Monats nad) 
der Zujtellung bei dem Patentamt einzureichen. 

Die Erflärung muß die Gegenanträge ſowie die Angabe der 
neuen Thatſachen und Beweismittel enthalten, welche der Be: 
rufungsbeklagte geltend machen will. 

84. 

Das Patentamt legt die Verhandlungen nebſt den Akten 
erſter Inſtanz dem NReichsgericht vor und benachrichtigt hiervon 
die Parteien unter Mittheilung der Gegenerflärung an den Be: 
rufungsfläger. 


85. x 
Das Reichögericht trifft nach freiem Ermeſſen die zur Auf: 
Härung der Sache erforderlichen Verfügungen. 
BDeweiserhebungen können durch Wermittelung des Patent: 
amts erfolgen. 


8 6. 
Das Urtheil des NReichagerichts ergeht nach Ladung und An 
börung der Parteien. 
Die Ladungsfrift beträgt mindeftens zwei Wochen. 


87. 

Die Geltendmachung neuer Thatjachen und Beweismittel im 
Termin ift nur infomweit zuläffig, als fie durch das Vorbringen des 
Berufungsbeflagten in der Erflärungsichrift veranlakt wird. 

Das Gericht kann auch Thatjachen und Beweiſe berüd: 
fichtigen, mit welchen die Parteien ausgeichloffen find. 
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Auf eine noch erforderliche Beweisaufnahme findet die Be— 
ftimmung im $ 5 Anwendung. 

Soll das Urtheil auf Umftände gegründet werden, welche 
von den Parteien nicht berührt find, jo find dieje zu veranlaffen, 
fi hierüber zu äußern. 

88. 

Don einer Partei behaupiete Thatjachen, über welche die 
Gegenpartei fich nicht erflärt hat, fünnen für ertwielen angenommen 
werben. 

Ericheint in dem Termin feine der Parteien, jo ergeht das 
Urtheil auf Grund der Akten. 

89. 

Das MNeichögeriht kann zu der Berathung Sachverſtän— 
dige zuziehen; Ddiefelben dürfen an der Abftimmung nicht theil- 
nehmen. 

8 10. 

Zu den Kojten des Verfahrens, über welche das Reichögericht 
nah $ 33 Abfaß 2 des Patentgeießes zu beftimmen bat, gehören 
außer den aus der Kaffe des Patentamts zu bejtreitenden Auslagen 
diejenigen den Parteien erwachienen Auslagen, welche nad) freiem 
Ermeſſen des Gerichtshofes zur zwedentiprechenden Wahrung der 
Ansprüche und Rechte nothwendig waren. 

$ 11. 

In dem Termin ift ein Protokoll aufzunehmen, welches den 
Gang der Verhandlung im Allgemeinen angiebt. 

Das Protokoll ift von dem Vorfißenden und dem Gerichts: 
fchreiber zu unterjchreiben. 

8 12. 

Die Verkündung des Urtheils erfolgt in dem Zermin, in 
welchem die Verhandlung geichloffen ift, oder in einem jofort an« 
zuberaumenden Termin. 

Wird die Verkündung der Enticheidungsgründe für angemeſſen 
erachtet, fo erfolgt fie durch Verleſung der Gründe oder durch 
mündliche Mittheilung des wejentlichen Inhalts. 

Die Ausfertigungen des mit Gründen zu verfehenden Ur: 
theils werden durch Vermittelung des Patentamts zugeftellt. 


$ 13. 

Wird beantragt, daß in Abänderung der Entiheidung des 
Batentamts die Zurüdnahme des Patents auf Grund des 8 11 
Nr. 2 des Patentgefekes ausgeſprochen mwerde, jo findet die Bor: 
ichrift des $ 30 Abſatz 3 diejes Gejeßes entiprechende Anmwendung. 
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S 14. 

Die zur Praris bei dem Reichsgericht zugelafjenen Rechts- 
anmwälte find befugt, im Berufungsverfahren in Patentfachen bie 
Vertretung zu übernehmen. 

Den Barteien und beren PBertretern ift es geftattet, mit 
einem technifchen Beiftande zu erjcheinen. 


$ 15. 

Im Uebrigen ift für das Berufungsverfahren in Patent: 
ſachen das den Geichäftsgang beim Neichägericht normirende Regu— 
lativ maßgebend. 

Urkundlih unter Unjerer Höchiteigenhändigen Unterjchrift 
und beigedrudtem Kaiferlichen Infiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 6. Dezember 1891. 

(L. S.) Wilhelm, 
von Boetticher. 


IV. Bekanntmachung des Reichölanzler: Amts vom 29. Februar 1876, 
die näheren Beitimmungen über die Führung des Mufter:Regifters 
betreffend. 


$1. 

Das Mufterregifter wird von den mit ber {Führung der 
Danbelsregifter beauftragten Gerichtäbehörden geführt ($ 9 des Ge- 
jeßes vom 11. Januar 1876 betr. das Urheberredt an Mujtern 
und Dtodellen). 

Soweit im Nachitehenden nichts Abmweichendes bejtimmt ift, 
fommen die VBorfchriften über die Führung des Handelsregiſters 
auch bei dem Mufterregifter zur Anwendung. 


8 2. 

Das Mufterregifter wird nah dem anliegenden (Formular A 
eingerichtet. Zu demſelben ift ein WVerzeichniß anzulegen, welches 
die eingetragenen Namen, bezw. Firmen in alphabetijcher Reihen: 
folge enthält. 

83. 


Zu dem Mufterregifter werden Akten angelegt, in welche, 
nach ber Zeitfolge, alle dasjelbe betreffenden Eingaben, Berhand- 
lungen, Urkunden ac. 2c. gebracht werden. 

Eingaben und Verhandlungen, in welchen ein Antrag auf 
Eintragung in das Mufterregifter enthalten ift, müfjen mit dem 
Vermerke verjehen werden, an weldhem Tage und zu welcher Stunde 
fie bei dem Gerichte eingegangen find. 

Dr. Rh. Allfeld, Kommentar z. d. Geſetzen betr. d. Erfindbungafhug:e. 50 
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84. 

Die Eremplare und Abbildungen der Muſter ꝛc. 2c., welche 
in Gemäßheit des 8 7 des Geſetzes beim Gerichte niedergelegt wer: 
den, find in einem bejonderen, leicht zugänglichen Behältniſſe ficher 
aufzubewahren und mit einem Papieritreifen zu verjehen, auf 
welchem das betreffende Blatt des Mufterregifters und der Akten 
angegeben: ilt. 

85. 


Die Anträge auf Eintragung in das Mufterregiiter können 

J. AMVſchriftlich und mündlich zu Protokoll geftellt werden. Om erjteren 

alle muß die Echtheit der Unterſchrift des Antragftellers von einer 

zur Führung eines öffentlichen Siegelö berechtigten Perſon, unter 

Beidrüdung diejes Siegels, amtlich beglaubigt fein; im leßteren 

alle muß die Identität der Perjon des Antragitellers, jofern der: 

jelbe dem Gerichte nicht befannt ift, durch einen befannten und 
glaubhaften Zeugen erwieſen wen 


$ 6. 

Bei der Anmeldung muß bejtimmt angegeben werden, ob das 
Mufter 2c., deſſen Eintragung verlangt wird, für Flächenerzeug— 
nifle oder für plaftiiche Erzeugnifje beitimmt iſt ($ 6 Nr. 2 des 
Geſetzes). Wenn der Anmeldende eine ſolche Angabe unterlafien 
bat, jo ift er zur nachträglichen Beibringung derjelben mit dem 
Bemerken aufzufordern, daß die Eintragung des Mufters ꝛc. vor 
Abgabe diefer Erklärung nicht erfolgen könne. Die Anmeldung 
eines und bdesjelben Muſters 20. für Flächenerzeugniſſe und für 
plaftiiche Erzeugniffe ift unzuläffig. 


s 17. 

Die Mujter können offen oder verfiegelt, einzeln oder in 
PBadeten niedergelegt werden. Die Padete dürfen aber nicht mehr 
als fünfzig Mufter 2c. enthalten und nicht mehr ala zehn Kilo: 
gramm wiegen ($ 9 Abjak 4 des Gejekes). 

Wenn bei der Gerichtöbehörde ein Padet eingeht, melches 
mehr als zehn Kilogramm wiegt, oder welches — nad) der Aufichrift, 
bezw. nad) dem Anjchreiben — mehr ala 50 Mufter enthält, jo it 
dasjelbe zurüczujenden und die Eintragung in dad Mufterregifter 
zu verweigern. Auf den Padeten muß äußerlich angegeben jein, 
wieviel Muſter 2c. in demfelben enthalten find. 

Außerdem müflen an jedem Mufter, bezw. an jedem Packete 
mit Muftern die Fabriknummern oder die Geichäftsnummern, unter 
welchen die Muſter in den Geichäftsbüchern des Urhebers oder feines 
Nechtsnachfolgers eingetragen find, angegeben jein. 
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$ 8. 

Ale Eingaben, Verhandlungen, Atteſte, Beglaubigungen, 
Zeugniffe, Auszüge 2. 2c., welche die Eintragung in das Mufter- 
regijter betreffen, find ftempelfrei. 

Die Gebühren, welche für die Eintragung und Nieder: 
legung der Mufter entrichtet werden müffen, jind im $ 12 des 
Geſetzes angegeben. 

Außerdem hat der Anmeldende nach $ 9 des Geiekes bie 
— der Belanntmachung im Deutſchen Reichsanzeiger zu fragen. 


Eintragicheine werben nur auf ausdrückliches Verlangen de3 
Anmeldenden ertheilt. Für jeden folchen Schein, ſowie für jeden 
fonftigen Auszug aus dem Diufterregifter wird eine Gebühr von 
1.4. erhoben ($ 12 des Gejekes). 

Die Gebühren find entweder baar an das Gericht einzu: 
enden oder, auf Verlangen des Anmeldenden, durch Poſtvorſchuß 
von demjelben einzuziehen. 

8 9. 

Wenn in Gemäßheit des S 8 des Geſetzes eine Verlängerung 
der Schutzfriſt beantragt wird, = ift diefe Verlängerung im Muſter— 
regifter in Spalte 7 einzutragen, 

Die Verlängerung der ———— wird ae im — 
Reichsanzeiger bekannt gemacht 3 


8 10. 

Die Eintragung und die Verlängerung der Schußfrift wird 
monatlich im Deutjchen Reichsanzeiger befannt gemacht ($ 9 des 
Gejeges). Die mit der Führung des Mufterregifters betraute Be— 
hörbe hat am Schlufle jedes Monats ein Verzeichnis der von ihr 
im Laufe des verfloffenen Monats bewirkten Eintragungen an die 
„Expedition des Deutichen Reichs- und Preußiſchen Staatsanzeigers 
in Berlin“ portofrei einzufenden . . 

Die Erpedition des Deutjchen Reichsanzeigers aberſendet dem 
Gerichte über die erfolgte Bekanntmachung koſtenfrei ein Belags— 
blatt, welches zu den Akten zu bringen iſt. Die Bekanntmachung 
iſt nach folgendem Muſter abzufaſſen: 

A. In das Muſterregiſter iſt einzutragen: Nr. J. Firma 
Schmidt & ie. in Leipzig: Ein Muſter für Teppiche; offen; 

* ‚Hier war urjprünglich der Betrag der Koften eingejegt. Diefe 
Beltimmung ift aufgehoben. Die Koften werden, außer denen für Belag- 
blatt und Porto, nad) dem Raum berechnet und find erjt nach Empfang 
der Koftenrechnung einzuzahlen. (Belanntm. vom 23. Dezember 1886, 
Gentral-Blatt ©. 418.) 


30 * 
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Flächenmuſter; Fabriknummer 100; Schugfrift 1 Jahr; angemeldet 
am 1. April 1876, vormittags 9 Uhr 

Nr. 2. Fabrikant Schulz in Leipzig: Ein Padet mit 20 Mu: 
itern für Tapeten; Flächenmuſter; Fabriknummer 10—29; Schuß: 
frift 3 Jahre; angemeldet am 2. April 1876, vormittags 10 Uhr. 

Nr. 3. Glasfabritvon Müller in Leipzig: Eine Glaskrone; ver- 
fiegelt; Mufter für plaftifche Erzeugnifie; Fabriknummer 20; Schutz- 
frift 10 Jahre; angemeldet am 3. April 1876, vormittags 11 Uhr. 

Zeipzig, den 30. April 1876. 

Königl. Handelsgericht. 

B. Sn das Mufterregijter ift eingetragen: Bei Nr.1. Firma 
Schmidt & Cie. in Leipzig hat für das unter Nr. 1 eingetragene 
Zeppichmujfter die Verlängerung der Schußfrift bis auf 3 Jahre 
angemeldet. 

Leipzig, den 31. Dezember 1876. 

Königl. Handelsgericht. 
s 1. 

Die verfiegelt niebergelegten Mufter 2c. werden nah Ablauf 
der Schukfrift oder, fall die Schußfrift 3 Jahre überjteigt, nad 
Ablauf von 3 Hahren, von der Anmeldung ab gerechnet, von 
Amtswegen eröffnet und können alsdann von jedermann eingejehen 
werden. 

Damit die Eröffnung rechtzeitig erfolge, ift über die ver- 
jtegelt niedergelegten Muſter ein bejonderes Verzeichnik zu führen, 
in welchem der Tag vermerft wird, an welchem die amtliche Er: 
Öffnung vorzunehmen ift. Ueber die erfolgte Deffnung ift eine 
furze Verhandlung aufzunehmen, welche bei den Alten verbleibt. 


$ 12. 

Die miedergelegten Mufter ıc., ſowie deren Abbildungen 
werden 4 Jahre nah Ablauf der Schukfrift aufbewahrt. Dem— 
nächſt ift an den Urheber, bezw. feinen Rechtönachfolger, die Auf: 
forderung zu richten, die Mufter 2c. wieder in Empfang zu nehmen, 
mwidrigenfalld über dieſelben anderweit verfügt werden würde. Die 
Aufforderung gilt mit der Aufgabe zur Poſt, ſelbſt wenn fie als 
unbeftellbar zurüdtommt, ala bewirft. Wird ihr nicht entiprochen, 
jo find die Mufter u. ſ. w., fofern fie einen Werth nicht befigen, 
zu vernichten, im Uebrigen aber einer öffentlihen Sammlung oder 
Anftalt zu überweifen oder auf geeignetem Wege zu veräußern. 
Die Landesregierungen bezeichnen die Kaffe, welcher der Erlös aus 
der Veräußerung zuzuführen ift. 

Der $ 12 hat vorftehende Faſſung duch die Bekanntmachung 
vom 12, November 1883 erhalten (Gentral-Blatt ©. 325). 


V.Berorbdn. 3. Ausf. d. Gejeges zum Schuße d. Warenbezeichnungen ac. 789 


V. Berordnung zur Ansführung des Geſetzes zum Schub der Waaren: 
bezeichuungen vom 12. Mai 1894 (R6GBl. S. 441) und des Gefekes, 
betreffend den Schub von Gebrauchsmuſtern, vom 1. Juni 1891 
(RGBl. S. 290). Bom 30. Juni 1894. 
(RIBT. ©. 495.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaifer, König 
von Preußen zc., verordnen auf Grund der Beitimmung in $ 25 
des Gejeßes zum Schuß der Waarenbezeichnungen vom 12. Mai 1894 
(RGBl. ©. 441) und auf Grund der Beitimmung im $ 14 des 
Gejeßes, betreffend den Schuß von Gebrauchsmuftern, vom 1. Juni 
1891 (RGBL. S. 290) im Namen des Reiche, nach erfolgter Zu: 
ftimmung des Bundesraths, was folgt: 


I. Waarenzeiden. 
81. 

Für die auf Waarenzeichen bezüglichen Angelegenheiten wird 
in dem Patentamt eine beiondere Abtheilung gebildet, welche die 
Bezeichnung 

Abtheilung für Waarenzeichen 
führt. 

Die Abtheilung bejteht aus einem rechtskundigen Mitgliede 
als Vorſitzenden und aus Mitgliedern, welche rechtsfundig oder in 
einem Zweige der Technik jachverftändig find. Die Zumeifung der 
Mitglieder an die Abtheilung erfolgt durch den Reichskanzler. 

Im Falle der Verhinderung eines Mitgliedes fann der Prä- 
fident des Patentamts einem anderen Mitgliede der Behörde die 
Vertretung übertragen. 


$ 2. 

Für Beſchwerden gegen die Beichlüffe der Abtheilung für 
Maarenzeichen, ſowie für die Erftattung von Gutachten gemäß 
$ 11 des Geſetzes vom 12. Mai 1894 ift die Beichwerdeabtheilung i 
des Patentamts zuftändig. 

S 3. 

Die Beichlußfähigfeit der Abtheilung für Waarenzeichen ift 
durch die Anweſenheit von mindeftens drei Mitgliedern bedingt. 

Die Beichwerbeabtheilung I enticheidet über Beſchwerden 
gegen bie Beichlüfle der Abtheilung für Waarenzeichen in der Be: 
jegung von fünf Mitgliedern, von denen mindeftens zwei rechts— 
fundig fein müffen. Soweit es fi um die Erftattung von Gut— 
achten handelt, genügt die Anweſenheit von drei Mitgliedern. 

Die Beitimmungen der Eivilprozekordnung über Ausichließung 
und Ablehnung der Gerichtöperfonen finden entiprechendbe Anwendung. 
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Zu den Berathungen können Sadverftändige, welche nicht 
Mitglieder find, zugezogen werden; biefelben dürfen an den Ab- 
ftimmungen nicht theilnehmen. 

84. 

Der Berathung und Abſtimmung in einer Sitzung bedarf es 
») in ber Abtheilung für Waarenzeichen für die Beſchlußfaſſung 
über die Verſagung der Eintragung eines MWaarenzeichens, 
fowie für Beichlüffe, welche die Uebereinftimmung von Waaren: 
zeichen und in ben Fällen bes $ 8 des Geſetzes vom 12. Mai 
1894 die Löjchung von Waarenzeichen gegen den Widerfpruch 

des Inhabers betreffen; 
b) in der Beichwerbeabtheilung I für die Beichlukfaffung auf 
Beſchwerden gegen Beichlüffe der Abtheilung für Waarenzeichen. 


$5. 
Die Beſchlüſſe und Entjcheidungen erfolgen im Namen bes 
Patentamts; fie find mit Gründen zu verjehen, jchriftlich auszu— 
fertigen und allen Betheiligten von Amtswegen zuzuftellen. 


$ 6. 

Ueber die Eintragung eines Waarenzeichens in die Zeichen: 

rolfe erhält der Inhaber eine Befcheinigung. 
87. 

Ueber Modelle, Probeftüde und fonftige Unterlagen einer 
Anmeldung trifft, infoweit deren Aufbewahrung nicht mehr für 
erforderlich erachtet wird, der Präfident des Patentamts im Ein: 
vernehmen mit der Abtheilung für Waarenzeihen Verfügung. 


88. 

Im Uebrigen finden auf die Einrichtung und den Geichäfts: 
gang des Patentamts und das Verfahren vor demfelben in An- 
gelegenheiten des Schußes der Waarenzeichen die Beftimmungen in 
den $$ 4, 6, 8 bis 11, 13, 14, 25 bis 30 der Saiferlichen Ver: 
ordnung vom 11. Juli 1891 (RGBl. ©. 349) entiprechende An: 
wendung. 


II. Gebraudsmufter. 


89. 

Inſoweit in Angelegenheiten des Schutzes von Gebrauchs— 
muſtern das Patentamt zur Erſtattung von Gutachten ermächtigt 
wird, find hierfür die Beſchwerdeabtheilungen, und zwar jede inner: 
halb derjenigen Zweige der Technik zuftändig, welche ihr binfichtlich 
der Patentangelegenheiten gemäß den $$ 1 und 2 ber Kaiſerlichen 
Verordnung vom 11. Juli 1891 zugewieſen find. 
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Urkundlich unter Unjerer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und 
beigedrudtem Kaijerlichen Inſiegel. 


Gegeben Kiel, den 30. Juni 1892, an Bord 
Meiner Yacht „Dohenzollern“. 
(L. S.) Wilhelm. 
von Boetticher. 


VI. Gefeh zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes. Bom 
27. Mai 139%. 
(REBL. ©. 145.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaifer, König 
von Preußen 2c., verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter 
Zuftimmung des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 


81. 

Mer in öffentlichen Belanntmachungen oder in Mittheilungen, 
welche für einen größeren Kreis don Perjonen beftimmt find, über 
aeichäftliche Verhältniffe, insbelondere über die Beichaffenheit, die 
Deritellungsart oder die Preisbemefjung von Waaren oder gewerb: 
lichen Leiftungen, über die Art des Bezuges oder die Bezugsquelle 
von Waaren, über den Befiß von Auszeichnungen, über den Anlaß 
oder den Zmed des Verfaufs unrichtige Angaben thatjächlicher Art 
macht, welche geeignet find, den Anichein eines bejonders günftigen 
Angebots hervorzurufen, kann auf Unterlaflung der unrichtigen 
Angaben in Anjpruch genommen werden, Diejer Anſpruch kann 
von jedem Gewerbetreibenden, der Waaren oder Yeiftungen gleicher 
oder verwandter Art herftellt oder in den geichäftlichen Verkehr 
bringt, oder von Verbänden zur Förderung gewerblicher Intereſſen 
geltend gemacht werden, joweit die Verbände ala jolche in bürger: 
lichen Rechtäftreitigfeiten lagen können, 

Neben dem Anfprud auf Unterlaffung der unrichtigen An: 
gaben haben die vorerwähnten Gewerbetreibenden auch Anſpruch 
auf Eriat des durch die unrichtigen Angaben verurfadhten Schadens 
gegen denjenigen, der die Angaben gemacht hat, falld diejer ihre 
Unridtigfeit fannte oder fennen mußte. Der Anſpruch auf Schadens: 
erfaß fann gegen Redakteure, Verleger, Druder oder Verbreiter 
von periodifchen Drudichriften nur geltend gemacht werden, wenn 
diejelben die Unrichtigkeit der Angaben fannten. 

Die Verwendung von Namen, welche nad) dem Handels— 
gebrauch; zur Benennung gewiſſer Waaren dienen, ohne deren 
Herkunft bezeichnen zu jollen, fällt unter die vorftehenden Beſtim— 
mungen nicht. 
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Im Sinne ber Beftimmungen des Abfages 1 und 2 find den 
Angaben thatſächlicher Art bildlihe Darftellungen und fonftige 
Veranftaltungen gleich zu achten, die darauf berechnet und geeignet 
find, folche Angaben zu erfeßen. 

Unter Waaren im Sinne diejes Gejeßes find auch landwirth— 
Ichaftlihe Erzeugniffe, unter gewerblichen Leiftungen aud land: 
wirthichaftliche zu verftehen. 


82. 

Für Klagen auf Grund des $ 1 ift ausfchliehlich zuftändig 
das Gericht, in deffen Bezirk der Beklagte jeine gewerbliche Nieder: 
laffung oder in Ermangelung einer folchen jeinen Wohnfi bat. 
Für Perfonen, welche im Inlande weder eine gewerbliche Nieder: 
laffung noch einen Wohnfig haben, ift ausjchließlich zuftändig das 
Gericht des inländifhen Aufenthaltsortes, oder wenn ein folcher 
nicht befannt ift, das Gericht, in deffen Bezirk die Handlung be- 
gangen ift. 


$ 3. 

Zur Sicherung des im $ 1 Abfa 1 bezeichneten Anſpruchs 
fönnen einjtweilige Verfügungen erlaffen werden, auch wenn bie in 
den $$ 814, 819 der Civilprozeßordnung bezeichneten Vorausſetzungen 
nicht zutreffen. Zuftändig ift auch das Amtögericht, in deffen Be— 
ziert die den Anfpruch begründende Handlung begangen ift; im 
Uebrigen finden die Vorfchriften des $ 820 der Eivilprozekordnnung 
Anmendung. 

Ss 4. 

Wer in der Abficht, den Anjchein eines bejonders günftigen 
Angebots hervorzurufen, in öffentlihen Belanntmadhungen oder 
in Meittheilungen, welche für einen größeren Kreis von Perjonen 
bejtimmt find, über die Beichaffenheit, die Herftellungsart oder die 
Preisbemeflung von Waaren oder gewerblichen Leiftungen, über die 
Urt des Bezuges oder die Bezugsquelle von Waaren, über den 
Befik von Auszeichnungen, über den Anlaß oder den Zweck des 
Derkaufs wiſſentlich unwahre und zur Srreführung geeignete An: 
gaben thatjächlicher Art macht, wird mit Gelditrafe bis zu ein- 
taujendfünfhundert Mark beitraft. 

Sit der Thäter bereits einmal wegen einer Zumiderhandlung 
gegen die vorjtehende Vorſchrift beftraft, jo fann neben oder ſtatt 
der Gelbitrafe auf Haft oder auf Gefängnik bis zu ſechs Monaten 
erfannt werden; die Beitimmungen des $ 245 des Strafgeſetzbuchs 
finden entiprechende Anwendung. 
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85. 

Dur Beihluß des Bundesraths fann feitgeießt werden, daß 
beitimmte Waaren im Einzelverfehr nur in vorgeichriebenen Ein» 
heiten der Zahl, der Länge und des Gewicht oder mit einer auf 
der Waare oder ihrer Aufmachung anzubringenden Angabe über 
Zahl, Länge oder Gewicht gewerbsmäßig verkauft oder feilgehalten 
werden dürfen. 

Für den Einzelverfehr mit Bier in Flaſchen oder Krügen 
fann die Angabe des Inhaltes unter Feſtſetzung angemefjener Fehler: 
grenzen vorgejchrieben werden. 

Die dur Beichluß des Bunbesraths getroffenen Beſtim— 
mungen find dur das Reichs-Geſetzblatt zu veröffentlichen und 
dem Reichstag jogleich oder bei jeinem nächſten Zujammentritt vor: 
zulegen. 

Zumiderhandlungen gegen die Beitimmungen des Bundes— 
raths werden mit Gelditrafe bis einhundertundfünfzig Mark oder 
mit Daft beitraft. 


$ 6. 

Mer zu Zmeden des MWettberverbes über das Erwerbsgeſchäft 
eines Anderen, über die Perfon des Inhabers oder Leiters des 
Geichäfts, über die Waaren oder gewerblichen Leiftungen eines 
Anderen Behauptungen thatjächlicher Art aufftellt oder verbreitet, 
welche geeignet find, den Betrieb des Gejchäfts oder den Kredit 
des Inhabers zu jchädigen, ift, fofern die Behauptungen nicht er: 
weislich wahr find, dem Verletzten zum Erſatze des entjtandenen 
Schadens verpflichtet. Auch kann der Verletzte den Anspruch geltend 
machen, daß die Wiederholung oder Verbreitung der Behauptungen 
unterbleibe. 

Die Beitimmungen des erften Abjakes finden feine Anwen— 
dung, wenn der Mittheilende oder der Empfänger der Mittheilung 
an ihr ein berechtigtes Intereſſe hat. 
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Mer wider beſſeres Wiflen über das Ermwerbögeichäft eines 
Anderen, über die Perſon des Inhabers oder Leiters des Gejchäfts, 
über die Waaren oder gewerblichen Leiftungen eine® Anderen un: 
wahre Behauptungen thatſächlicher Art aufftellt oder verbreitet, 
welche geeignet find, den Betrieb des Geichäfts zu Ichädigen, wird 
mit Gelditrafe bis zu eintaufendfünfhundert Mark oder mit Ge- 
fängniß bis zu einem Jahre beitraft. 


Mer im geichäftlichen Verkehr einen Namen, eine firma 
oder die bejondere Bezeichnung eines Erwerbsgeſchäfts, eines ge: 
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werblichen Unternehmens oder einer Drudjchrift in einer Weiie 
benußt, welche darauf berechnet und geeignet ift, Verwechſelungen 
mit dem Namen, der Firma ober der bejonderen Bezeichnung 
bervorzurufen, deren fich ein Anderer befugter Weiſe bedient, ift 
diefem zum Erſatze des Schadens verpflichtet. Auch kann der An: 
ſpruch auf Unterlaffung der mißbräudlichen Art der Benutzung 
geltend gemacht werden. 


89. 

Mit Gelditrafe bis zu dreitaufend Mark oder mit Gefängnik 
bis zu einem Jahre wird beftraft, wer als Angejtellter, Arbeiter 
oder Lehrling eines Gejchäftsbetriebes Geſchäfts- oder Betriebs: 
geheimniffe, die ihm vermöge des Dienftverhältniffes anvertraut 
oder ſonſt zugänglich geworden find, während der Geltungsdauer 
des Dienftverhältniffes unbefugt an Andere zu Zweden des Wett: 
bewerbes oder in der Abficht, dem Inhaber des Geichäftäbetriebes 
Schaden zuzufügen, mittheilt. 

Gleihe Strafe trifft denjenigen, welcher Geichäfts: oder 
Betriebögeheimniffe, deren Kenntniß er durch eine der im Abſatz 1 
bezeichneten Meittheilungen oder durch eine gegen das Gejeß oder 
die guten Sitten verjtoßende eigene Handlung erlangt bat, zu 
Zweden des Wettbewerbes unbefugt verwerthet oder an Andere 
mittheilt. 

Zumiderhandlungen verpflichten außerdem zum Griage des 
entjtandenen Schadens. Mehrere Verpflichtete haften ala Geſammt— 
ichuldner. 


s 10. 

Wer zum Zwed des Wettbewerbe es unternimmt, einen 
Anderen zu einer unbefugten Mittheilung der im $ 9 Abfaß 1 
bezeichneten Art zu bejtimmen, wird mit Gelditrafe bis zu zwei— 
taufend Mark oder mit Gefängniß bis zu neun Monaten be: 
itraft. 

s 1. 

Die in den $$ 1,6, 8, 9 bezeichneten Ansprüche auf Unter: 
laffung oder Schadenserfaß verjähren in jechs Monaten von dem 
Zeitpunft an, in welchem der Anfpruchaberechtigte von der Hand— 
lung und von der Perfon des Verpflichteten Kenntniß erlangt, 
ohne NRüdfiht auf diefe Kenntniß in drei Jahren von der Be- 
gehung der Handlung an. 

Für die Ansprüche auf Schadenserjaß beginnt der Lauf der 
Verjährung nicht vor dem Zeitpunkt, in welchem ein Schaden ent: 
ſtanden iſt. 
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$ 12. 

Die Strafverfolgung tritt mit Ausnahme der im $ 5 be- 
zeichneten Fälle nur auf Antrag ein, In den Fällen des $ 4 hat 
das Recht, den Strafantrag zu ftellen, jeder der im $ 1 Abſatz 1 
bezeichneten Gemwerbetreibenden und Verbände. 

Die Zurüdnahme des Antrages tft zuläffig. 

Strafbare Handlungen, deren Verfolgung nur auf Antrag 
eintritt, können von den zum Strafantrage Berechtigten im Wege 
der Privatklage verfolgt werden, ohne daß es einer borgängigen 
Anrufung der Staatsanwaltjchaft bedarf. Die öffentliche Klage 
wird von der Staatsanwaltichaft nur dann erhoben, wenn dies 
im öffentlichen Intereſſe Liegt. 

Geichieht die Verfolgung im Wege der Privatllage, jo find 
die Schöffengerichte zuftändig. 

$ 13. 

Wird in den Fällen des $ 4 auf Strafe erkannt, jo kann 
angeordnet werden, daß die WVerurtheilung auf Koſten des Schul- 
digen öffentlich befannt zu machen fei. 

Wird in den Fällen des $ 7 auf Strafe erfannt, jo ift zu— 
gleich dem Verletzten die Befugniß zuzufprechen, die Verurtheilung 
innerhalb beftimmter Friſt auf Koften des Verurtheilten öffentlich 
befannt zu machen. 

Auf Antrag des freigefprochenen Angeichuldigten kann das 
Gericht die öffentliche Bekanntmachung der Freiſprechung anordnen; 
die Staatäfaffe trägt die Koften, infofern diejelben nicht dem An: 
zeigenden oder dem Privatfläger auferlegt worden find. 

St in den Fällen der 88 1, 6 und 8 auf Unterlaffung 
Klage erhoben, jo fann in dem Urtheile der obfiegenden Partei die 
Befugniß zugeiprocden werden, den verfügenden Theil des Urtheils 
innerhalb bejtimmter Frift auf Koften der unterliegenden Partei 
öffentlich befannt zu machen. 

Die Art der Bekanntmachung ift im Urtheil zu bejtimmen. 


Ss 14. 

Neben einer nach Maßgabe diefes Gejeßes verhängten Strafe 
fann auf Berlangen des Verletzten auf eine an ihn zu erlegende 
Buße bis zum Betrage von zehntaufend Mark erfannt werden. 
Für dieſe Buße haften die zu derjelben VBerurtheilten als Gefammt: 
ichuldner. Eine erfannte Buße Ichließt die Geltendmachung eines 
weiteren Entichädigungsanipruchs aus. 

$ 15. 

Bürgerliche NRechtöftreitigfeiten, in welchen durch Klage ein 

Anſpruch auf Grund diejes Gefeßes geltend gemacht ift, gehören, 
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infoweit in erjter Inſtanz die Zuftändigfeit der LYandgerichte be— 
gründet ift, vor die Kammer für Handelsfahen. Die Verhandlung 
und Entiheidung letzter Inſtanz im Sinne des $ 8 des Einfüh- 
rungögejeges zum Gerichtäverfaffungagejeße wird dem Reichögericht 
zugewieſen. 

816. 

Mer im Inlande eine Hauptniederlaffung nicht beſitzt, hat 
auf den Schuß dieſes Gejeges nur infomeit Anspruch, als in dem 
Staate, in welchem feine Hauptniederlafjung fich befindet, nad) einer 
im Reich3-Gefeßblatt enthaltenen Befanntmacung deutiche Gewerbe: 
treibende einen entiprechenden Schuß genießen. 


8 17. 
Diejes Geſetz tritt am 1. Juli 1896 in Kraft. 


Nacdtrag 


zu Seite 699. 


Am 7. September 1903 iſt Mexiko -- ae Union bei- 
getreten (Bef. dv. 17. September 1903, RGBL. © 


Bachregiſter. 


(Die Zahlen bedeuten bie Seiten.) 


A. 


206; der Gebrauchsmuſteranmel⸗ 
dung 397 ; der Beichenanmeldung 


Abhängigkeit einer Erfindung von 
einer anderen 66. 
Abteilungen des Yatentamts 175, 182, 


1. 

Abwehrende Klage wegen WBatent- 
ftörung 93; wegen Störung des 
Urheberrehts an Gejichmads- 
muftern 354; wegen Störung 
des Gebrauchsmuſterſchutzes 405; 
wegen Beichenredhtsjtörung 561; 
wegenStörung des Ausftattungs- 
ſchutzes 625. 

— bei Wiedergabe fremder 
Warenbezeichnungen 658 ff. 

Itteſſeriſhher Schunk ausländiicher 
Warenzeichen 

— se Furücnahme des Patents 


Aufehtung ber Beſchlüſſe des Batent- 
amts in Warenzeichenjachen 541, 
544, 

Angabe der Henheit eines Modells 
392, 394. 


Angeftelte, deren Erfindertätigfeit 
26; U. einer gewerbliden An- 
ſtait 315. 

Ankündigungen 549, 556, 577, 613, 
625. 





| Anlagen der Batentanmeldung 203, 
Abänderungen der Batentanmeldung | 


er : der Warenzeichenanmeldung 


Anmeldung einer Erfindung 34, 57, 
198; 775 ff erfte U. 61; 4. eines 
Geichmadsmufter8 333,341; eines 
Gebrauchsmufters 387; eines Wa- 
renzeichens 440 ff., 541. 

Aumeldungsiag, anderweite Feſt— 
jegung bdesjelben im Batenter- 
teilungsverfahren 36. 

Anordnung, neue 368, 380. 

Anfpruh auf Batenterteilung 55, 
56 ff.; auf Uebertragung des 
Batentrechts 120; ae Eintra- 
gung eines angemeldeten Zei— 
chens 496, 503; auf Zeichenſchutz 
677. 

Anfalt, gewerbliche, al3 Urheber 315. 

Anftiftung zur Batentverlegung 286; 
zur Beichenrechtsverlegung 607. 

Antrag je ——— 202. 


rät ent 

rbeitsgerätfcjaften 368, 375. 

rbeitstweh 368, 378. 
—R Darſtellungen 451, 


Arzueimittel, ausgejchloffen vom Pa⸗ 
tentichuß 2, 30; vom Gebraudy3- 
muſterſchutz 377, 


Auffindung des Föfungspringips 79. 
BES SESESTNIRER in Patentſachen 


198 


Ausführbarkeit al3 Merkmal des Er- | 


findungsbegriffs 15. 

Ansführungsverordnung zum Patent» 
und Gebrauchsmuſtergeſetze 768; 
zum Warenzeichengejege 789. 

Ausführungszwang 155, 158; im Ber- 
fehr mit den Ländern der Pariſer 
Union 716, 730; mit Stalien 756; 
mn der Schweiz 760; mit Serbien 

6 


Ausland, Urheberrechtöverlegungen, 
die im AU. begangen 366; desgl. 
Beicenrechtöverlegungen 565, 
608. 


Ausländer, Anſpruch auf Zeichenihuß 


—— Waremieihen 678. 

— * 
216, 

Pr u Muss 613. 

Ansfelung als Benugung eines Er- 
findungserzeugniijes 45. 

Ausftellungsfhub 726. 

Ausübung des Patents ſ. Ausfüh- 
rungszwang. 

Avis préalable 497. 


B. 
Beamte des Staates, deren Erfinder- 
tätigfeit 27. 
Bedienſtele des Staates, deren Er- 
findertätigfeit 27. 





Patentanmeldung 


Sadıregiiter. 


B. einer Erfindung 268, 270, 
Bor eines Gebrauhsmufters 419, 


' — freie, eines Muſters oder 


Modells 320. 

Berufung gegen die Enticheidung des 
Batentamts 262 ff., 782 fi. 

Beſchaffenheilsaugaben 451, 476; 572. 

Belhlaguahme widerrechtlich bezeich- 
neter ausländiicher Waren 645, 
674, 723, 724. 

Belhlüfle des Patentamts 178. 

Belhreibung einer Erfindung im 
öffentlihen Drudichriften 32, 37, 
eines Gebrauchsmufters 386 ; Be- 
ichreibung der angemeldeten Er- 
findung 203, 775, 780; des ange- 
meldeten Gebrauchsmuſters 392; 
des angemeldeten Warenzeichens 
446. 

Beſchwerde in Patentſachen 180, 229; 
„ ei 541, 544, 


| —** — Kennzeih · 


nung 6 


- Befteller — Muſters 308. 
Beſtiumungsaugaben 451, 479, 572. 


Bereihnung des Modells 392, 393. 
Bildhauer einer gewerblichen Anitalt 
315 


| Bilbseihen 436, 665; Gefahr der 


Befuanife, ee des Batent- | 


inhabers 7: 

Begünfkiguug — Patentverletzung 
= ‚einer Zeichenrecht3verlegung 
608. 

Beihilfe zur Patentverlegung 286; 
zur ‚Zeichenrechtöverlegung 607. 

Bekanntmachung der Batentanmel- 


dung 216, 218; der eingetragenen | 


Gebrauchsmuſter 397. 


— der Pariſer Union angehörig 


— einer Erfindung 75, 268, 
281; offentundige 42 ff.; B. eines 
Gebrauchsmufiers 400, 419, 421; 


offenkundige 368; widerrechtliche 


Bermechjelung mit Wortzeichen 


Sraflie, der Barijer Union ange- 
örig 699. 

Sraugbarkeit als ei des Er- 
findungsbegriffes 9 

Brüfleler Zufahakte 698. 

Buhkabenzeigen 451, 464. 

Buhe wegen Batentverlegung 292; 
wegen Berlegung des Urheber— 
rechts an Gejchmadsmuftern 351; 
wegen Verlegung des Gebrauchs— 
mufterrechts 423; wegen Beichen- 
rechtöverlegungen 650. 


6. 
Chemiſche Stoffe 2, 31. 


Sadıregifter. 


2. 
Dänemark, der Parijer Union ange- 
hörig 699. 


Darlegung der Ausführbarfeit einer | 


Erfindung 17. 

Barftellungen, bildlide, al3 Anlage der 
Patentanmeldung 205. 

Dauer des Patents 129; des Ge- 
ihmadsmufterjchußes "417: des 
Warenzeichenichußes 522. 

Belkriptive Worte 466. 

Dominikanifhe Kepublik 699. 

Doppelerfindung 102. 

Bruhfäriften, öffentliche 37; 368. 

Burdführungsform 80. 


E. 


Gigentümlihheit' des Geſchmacks— 
muſters 311. 

Ginfuhr patentierter Gegenftände 
aus einem Verbandsſtaate 716; 
Einfuhr geſchützter Gegenjtände 
im Verkehr mit Italien 756; 
mit der Schweiz 760; mit Ser- 
bien 766. 

REN der Batentanmeldung 


—— der palentwirkuug 





* der Patentrolle 186; der | 


ausgelegten Anmeldung '218: 
des Mufterregifters 2c. 344; der 


Gebrauchsmufterrolle 397; der | 


Zeichenrolle 448, 450. 

Ginfprug wegen widerrechtlicher 
Entnahme 56, 
Batenterteilung 223, 225. 

Einſtweiliger nt 216, 220. 

Einfweilige Verfügung 98, 565. 

@intragung der Geichmadsmufter 
a 343; der Gebrauchsmufter 
397. 

Gintragungen in die Patentrolle, 
deren rechtliche Bedeutung 187. 

Eintragungsſcheine 346. 


72; €. gegen die | 
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Einziehung bei Patentverlegungen 
288; bei Berlegungen des Ur— 
heberreht3 an Geſchmacksmuſtern 
356; Einz. widerrechtlid) bezeich- 
neter ausländijcher Waren 645, 
674. 


| — 549, 556, 577, 613, 


— Gegenſatz zur Erfin— 
dung 


a, viderrechlliche, einer Er- 


findung 56, 68, 145, 150. 
Eniſchädigung wegen Batentverlet- 
zung 268, 276 ff.; wegen Ber- 
legung des Urheberreht3 an 
Geſchmacksmuſtern 350 ff.; we— 
gen Verlegung des Gebrauchs— 
mufterrechts 419; des Zeichen- 
rechts 577; des Ausſtattungs— 
ihußes 613. 
Entſcheidungen des Patentamts 178. 
@rben, Uebergang des Patentrechts 
113, 117; des Urheberrechts an 
Geihmadsmuftern 318; des Ge- 
braudhsmufterreht3 415; des 
Warenzeichenrechts 510. 
— öſterreichiſches 751, 


—** 24. 

Erfindung 2; Verhältnis zum Ge— 
brauchsmufter 18. 

Orfindungen, Schuß derjelben nad) 
dem Uebereinfommen mit Oeſter— 
reich-Ungarn 736. 

Erfindungsgedanke 79. 

Erfindungspatente, Gegenjtand des 
Schußes nad) der Barijer Ueber- 
einfunft 700. 


Erlaß der Ratentgebühren 135, 139. 


Erlölhen des Patents 140 ff 

Ermittelungen des Patentamts 228. 

— — für Warenzeichen 
522. 


Erlſeiluungsbeſchluß 227. 


Einzelkopie eines Mufters oder Mo- | 


dells 325. 


ı Etiketten 4 


———— in Patentſachen 
198 
— 10, 82. 


TUNIA-AX%: 
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F. 

Fabrikmarken, Gegenſtand des 
Schutzes nach der Barijer Ueber- 
einfunft 700, 717, 730; nad) 
dem Uebereintommen mit Deiter- 
reih-Ungarn 736, 749, 751, 752; 


mit Italien 758; mitder Schweiz | Gattungsnamen 640 


Gebrauch des 


760; mit Serbien 765, 767. 
Zahrlüffigkeit bei Batentverlegungen 

274; bei Berlegungen des Ur- 

heberrechts an Geihmadämuftern 


353; bei Verletzungen des Ge» 


brauch3mufterreht8 421; bei 
Zeichenrechtöverlegungen 593. 


— —— an ſolchen 
100, 


——— 438. 
Zamilienwappen 438. 
Zeilhalten des Erfindungsgegen- 


itandes 75, 88, von Gegenftän- | 


den des Gebrauchsmuſterſchutzes 
400; widerrechtlich bezeichneter 
Waren 554, 577. 

Eehlebung, anderweite des Anmel- 
dungstages 36. 

Feſtſtelungoklage wegen Patentſtö— 
rung 97; wegen Verletzung des 
Urheberrechts an Geſchmacks— 
muſtern 355; wegen Verletzung 
des Gebrauchsmuſterſchutzes 405; 
des Zeichenrechts 565; des Aus— 
ftellungsichuges 625; 
Feſtſtellungsklage 99, 566. 

Firma, Befugnis zum Gebraud) 
troß Eintragung eines WB. 572; 
Schuß der Firma 577. 

Firmen, Schuß derjelben im Ver— 


hältnis zu Defterreih-Ungarn 


736. 

Firmenrecht 438. 

Zlähenerzeugnifle, Nachbildung durch 
Plaſtik 325, 326. 

Flaächenmuſter 374. 

Hotte, Benugung einer Erfindung 
für die Flotte 99, 111. 

Zortbenukungsredht des Vorbenutzers 
100. 


negative | 








Sadıregifter. 


Fortfhritt als Merkmal des Erfin- 
dungsbegriffes 11. 


‚ Zrankreid, der Parijer Union an- 


gehörig 699. 
Sreheihen 451, 453 ff, 


751, 758. 


Erfindungsgegen- 
ftandes 75, 89; von Gegen- 
ftänden des Gebraucdhsmuiter- 
ſchutzes 400. 

Gebraundsgegenkände 368, 375. 

Gebraudhsmufler 368 ff.; Verhältnis 
ur Erfindung 18, 371. 

Gebrauhsmuferrolle 397, 


 Gebrauhomuferihuk 368; Schranten 


desjelben 400, 406, 408; Ber- 
legung 419. 

Gebraudszweh 368, 378. 

Gebühr für das Patent 135; für 
Geſchmacksmuſter 346; für Ge- 
brauchsmufter 397; für Waren- 
ae 447. 

Gegenfeitigkeitspringip im Berhält- 
nijje zu Defterreich-Uugarn 736. 

Gegenfeitigkeitsverbürgung in Bezug 
auf Gebraudhsmufterihug 424; 
auf Zeichenſchutz 682. 

Gegenkand der patentierten Erkundung 
77, bes Urheberrechts an Muftern 
und Modellen 308; des Ge- 
brauch3mufterrechtes 403. 

Geltendmahung des Anſpruchs auf 
Gebrauchsmuſterſchutz 424. 

Geltung innerhalb beteiligter Ber- 
kehrskreiſe 537, 613 


Genußmittel, ausgeichlofien vom 
Batentihug 2, 30; vom Ge— 
Bern 377. 


Gelhäfisbetrieb 431, 442; Einftel- 
—* des Geſchaftsbetriebs 529, 


Serhäftsbiefe 549, 556, 577, 613, 
625 

Säfte vor dem Patentamt 

— 306 ff. 


Sadıregifter. 


Geſellſchafl, Einbringen des Erfin- 
derrechts in eine Gefellichaft 114. 
Generate, deren Erfindertätigfeit 


Seiekwürige Erfindungen 2, 29; 
Gebrauchsgegenftände 377. 
elaltung, nene 368, 380. 

Gewährleißungspfidt. im Falle der 
Uebertragung des Erfinderrechts 
117; im Falle einer Lizenz— 
gewährung 125. 

Gewerblihes Gigentum, internatio- 
naler Schuß desfelben 698. 

Gewerblihe Jerweriung 22. 

Gewerbomähigheit der Benutzung 
einer Erfindung 85. 

Gewihtsangaben 451, 480, 572. 

Gleihartigkeit der Waren 506. 


Großbritannien, der Pariſer Union 


ngehörig 699. 


.. des Batentamt3 182,547, 
Korg | Ude gel -MKIROF 


elbfebrikee 377.4.KXKL 46 Intl 


andelsgebraud in Bezug auf Gal⸗ 


tungsnamen 642. 
Handelsmarken, Gegenftand des 
Schutzes nad) der Barifer Ueber- 
eintunft 700, 717, 730; nad) 
dem Uebereinfommen mit Defter- 
rei Ungarn 736, 749, 751, 752; 
mit Italien 758; mit der Schweiz 
760; mit Serbien 765, 767. 
Handelsname, Gegenftand des Schu⸗ 
* nach der Pariſer Ueberein— 
Kan 700, 723. 
andelsniederlafung . Niederlaffung. 
anpiniederlafung j. Niederlafiung. 
eer, Benugung einer Erfindung 
für das Heer 99, 111. 
ar 473, 
erſtelung de3 Erfindungsgegen- 
ftandes 75, 86, 
Herfellungsangaben 454, 473, 572. 


J. 
— für das Patent 137, 
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Japan, der Pariſer Union ange- 
örig 699. 

Foentitat des Gegenftandes ver- 
ichiedener Anmeldungen 64; des 
benugten Gegenftandes mit dem 
Erfindungsgegenftande 77. 

aljeigen 457. 
abhalt des Patentrechts 76; des Ur- 
heberredht3 an Muftern und Mo- 
dellen 313; des Gebrauchämufter- 
— i ‚des Zeichenrechts 549. 


—2 TR 


— ureau 727 £: 
niernatisnales Arheberregt 364. * 
nternatisnales Zeig —— 677. 
nternatisnale —* 698 
uverkehrbriugen des Erfindungs- 
egenjtandes 75, 87, von Gegen- 
nden des Gebraudsmufter] chu⸗ 
tzes 400; widerrechtlich bezeich- 
neter Waren 554, 577, 613, 625. 
An bei Patentverlegungen 283. 
talien, der Parifer Union ange- 
hörig 699; Sonderablommen 
mit Stalien 754. 


ſ. 
Keunzeihen eines Geſchäflobetriebes 
537, 613. 


Klanglaut der Wortzeichen 447. 
Roguak, — a 635. 
nr ing 

Kombination * Ggenfan einer 


Erfindung 13, 

— —A——— — 436. 1 ent 

ee te 92, 158, 166, SENEELT3 
425, 679, 685. 

Koflen des Verfahrens wegen Nich- 
tigleit3erflärung oder Zurüd- 
nahme 260. 


2. 

Figeny, patentrechtliche 121; mufter- 
rechtliche 416; twarenzeichenrecht- 
liche 521. 

fijenywang 155, 164. 
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Jẽſchung des Gebrauchämufters 409, 
417; des Warenzeichens von 
Amts wegen 522 ff.; auf An— 
trag 529 ff.; Klage auf Löſchung 
538; Rüdwirkung der Löſchung 
567: Eintritt der Wirkung 570; 
Lofchung * Rechtsgrund 571. 

Föfnngspringip 79. 


M. 

Madrider Protokoll 733. 

Maler einer gewerblich. Anftalt 315. 

Mafhinen, Gegenftand des Ge— 
brauchsmuſterſchutzes 375. 

er ag sag 451, 480, 572, 

‚ der Barijer Uebereinfunft 
beigetreten 796. 

Miterfinderreiht 25. 

Mittäterfigaft bei Patentverleßungen 
285; bei Zeichenrechtsverletz⸗ 
ung en 

Mitucheber eines Mufters ober 
Modell 307, 369. 

Modelle als Anlage der Patent- 
anmeldung 205, 777, 781; der 
en 447, 

Modelle, Segenftand des Schubes 
nad der Barijer Uebereinkunft 
700; nad) dem Uebereinkommen 
mit Defterreih-Ungarn 736, 752; 
mit Italien 756; mit der Schweiz 
760; mit Serbien 765. 

Model, gewerbliches 306, 309; M. 
als Objekt * Gebrauchsmuſier⸗ 
ſchutzes 373 

Muſter, Gegenſtand des Schutzes 
nach der Pariſer Uebereinkunft 
700; nad) dem Uebereinkommen 
mit Oeſterreich · Ungarn 736, 752; 
mit Italien 756; mit der Schweiz 
760; mit Serbien 765. 

Mufer, gewerbliche8306,308; ſ. auch 
Gebrauchs⸗, Geſchmadsmuſter 

Muſterregiſter 333, 341, 785 ff. 







N. 
— von „Seihmadsmuftern 
20, 321, 325; von Ge- 
———— 400. 


Sadıregifter. 


Mahrungsmittel, ausgeichloffen vom 
— 2, 30; vom Ge— 
brauchsmuſterſchutz 377. 

Hame, Befugnis zum Gebrauch troß 
Eintragung eines WB. 572; 
Schuß des N. 577; im Verhält- 
nifie zu Defierreich⸗· Ungarn 736; 
j. auch Handelsname. 

Mamen, die nach Handelsgebrauch 
zur Benennung gewiſſer Waren 
dienen, ohne deren Herkunft zu 
bezeichnen 626 
amenrecht 438. 
aturkraftbennhung 14. 
gateriſche Klage ſabwehrendeſtlage. 
enheit der Erfindung 18, 32; des 
Geſchmacksmuſters 310; des Ge- 
braudygmufters 384. 

* des Patents 238. 
ichtigerklärung des Patents 145 ff.; 
Verfahren 239 ff. 

Nidteblung der Patentgebühren 

140, 142. 


Mieberlafung, maßgebend für den 
Schuß der Gebrauchsmuſter 424, 
der Warenzeichen 677, im Ber- 
fehr mit den Staaten der Barijer 
Union 704; mit Oeſterreich— 
Ungarn 739; mit Serbien 765. 

Niederlegung eines Geihmads- 
muſters 333, 341. 

Miederlande, der PBarijer Union an- 
gehörig 699. 
iehbranh am Erfinderrecht 115. 

egen, der Parijer Union an- 
ehörig 699. 

Nühligkeit als Erfordernis der Er- 

findung 9. 


O. 
Offenhaltung der rechtlichen Berhält- 
nijje eines Patents 186. 
udige Benuhung einer Erfin- 
dung 32, 42 ff.; eines Gebrauchs- 
muſters 368. 
ai des Muferregifiers 344. 
Orden, Benugung zur Warenbezeidh- 
nung 455. 


Sachregiſter. 


Originalität der Erfindung 3. 
Orferreid-Hugarn, Uebereinkunft mit 
diejen Staaten 736. 


P. 
ariſer Uebereinkunft 698. 
atentamt 172 ff.; 768 ff 
atentanmaßung 297 ff. 
atentanwälte 197. 
atentanf 198, 204, 781. 
— reibungen, ausiandiſche 33, 


—* 28, 227, 237. 
—— —— 198 ff. 
atentfähigkei ; Mangel ber- 
a ein Sic — 145, 

14 


atentholliien 145, 149. 

alentrecht 1. 

atentrolle 185. 

— 93, 268 ff.; einſtweiliger 


—— 268 ff. 281 ff. 
erfonennamen 454, 460. 
fandredt am Erfinderrecht 115. 
autafieworte 457, 467. 
afifhe E enguiffe, Nachbildung in 
der Fläche 325, 326 

Yortugal, der Barifer Union an— 
gehörig 699. 
reisangaben 451, 480, 572. 
reisliften 549, 556, 577, 613, 625. 
reismedaillen 455. 
risrität der erſten Anmeldung einer 
Erfindung 61; eines Gebrauchs— 
muſters 390; eines Warenzeichens 
497; der in gerichtlichen Yeichen- 


regijtery eingetya ne 2 


69. 

Yrioritä ach na der Bartier 
Uebereinkunft 705 fi.; nach dem 
Uebereintommen mit Defterreich- 
Ungarn 740 ff. ; mit Serbien 766. 

Yrobeküke als Anlage der Batent- 
anmeldung 205, 777, 781; ber 
Barengeichenanmelbung 447. 

Sroblemftellung 79. 
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Yublikationsbefugnis bei Patentver⸗ 
legungen 291; bei Gebrauds- 
mufierſchuhverlebungen 422; bei 
Zeichenrechtsverletzungen 654. 


einungen 549, 556, 577, 613, 625. 
ehtsanwälte im Berfahren in Pa- 
tentjachen 197. 
Kechtshülfe in Patentjachen 262. 
. tsi ‚|. Irrtum. 
tenahfolge in das Patentrecht 
113; in das Urheberredt an 
Geihmadsmuftern 318; in das 
Gebrauchsmuſterrecht 415; indas 
Beichenredht 510. 
Begikterauszüge 346. 
Keichsgericht, Zuftändigteit für die 
Berufung im Batent-Nicdhtig- 
feit3- oder HBurüdnahmever- 
fahren 262; für Anſprüche auf 
Grund des Batent-Gejehes 294; 
auf Grund des Gebraudsmufter- 
gejeges 423; des Warenzeichen- 
en 673. 
ton im Falle ungünftiger Be- 
handlung deutſcher Waren im 
Auslande 674. 
Belle des Yatentamis in Patent- 
jadyen 185; in Gebrauchsmuſter⸗ 
— Fr Zeichenſachen 430, 


Kr — 49. 
ähmirhung der Nichtigerflärung 


des Patents 151. 


N 
| —5* 373. 
| 


ä 


Sahname 454. 
Sahverkändigenvereine 361. 
— Herkunftsbezeichnung 


Safe op 331. 

Shriftwerk, Aufnahme von Nad)- 
bildungen in ein joldyes 325, 333. 

Schuh des Patentrechts 93, 268 J 
einſtweiliger 216; 220; ; Schuß des 
Urheberrechts an Muftern und 
Modellen 350 ff. ; des Gebraudys- 


51* 
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mufterrecht3 419 ff. ; de3 Zeichen- 
recht3 560 ff., 577 ff., der Aus- 
ftattung 613; gegen faiſche Her⸗ 
lunftsbezeichnung 625 ff. 

Shubfrifen für Botente 129; für 
Gejhmadsmufter 339; für Ge⸗ 
brauchsmuſter 417; für Waren⸗ 
zeichen 522. 

— 92, 166, 428, 679, 


— der Aa Union an- 
gehörig 699 

Ihmweig, der Barifer Union an- 
gehörig 799; — — 
mit der Schwei 

Serbien, der —2* Union ange» 
hörig 699; Sonderablommen 765. 

Zittenw drige Erfindungen 2, 29; Ge⸗ 
braucdhsgegenftände 377. 

Sonderabhommen des Reichs mit 
einzelnen Staaten 737. 

Sonderzeichen 457. 

Spanien, der Pariſer Union an- 
gehörig 699. 
Sperrfriß ir gelöſchte — 490. 
aatswappen 451, 480, 

Stoferfindung 10. 

Störung des Patentrechts 93. 

Sirafantrag wegen Batentverlegung 
289; wegen verbotener Nad)- 
bildung 359; wegen Gebraudhs- 
mufterjchußverlegung 421 ; wegen 
Beichenrechtöverlegung 611. 

Strafe wegen BPBatentverlegung 
268 ff., 287 ff.; wegen Batent- 
anmaßung 297, 303; wegen Ber- 
legung des Urh.R. an Ge 
ihmad3muftern 350 ff.; wegen 
Berlegung des Gebrauchsmuſter⸗ 
recht8 421 ; des Zeichenrechts 577 ; 
des Ausftattungsichuges 613 ; we⸗ 
gen falicher Herfunftsbezeichnung 


Strafverfahren wegen Patentverlet- 
zung 291; wegen Zeichenrechts— 
verleßung 612. 

— Br Patentgebühren 135, 


Sachregiſter. 


Subkitution eines Löſungsmitte ls 
für ein anderes 6. 


zT. 
@üterfihaft bei Patentverlegung 284; 
bei Zeichenrechtöverlegung 605. 
a Angaben 451, 483, 529, 


Tãuſchungsabſicht bei — 
einer Ausſtattun 

Teilnahme an einer — ung 
284; an der verbotenen Nach— 
bildung eines Gejhmadsmufters 
356; der Zeichenredhtöverlet- 


zung 608. 
Tunis, der Barijer Union angehörig 
699. 


Hebereinkunft, Bader 698. 

Hebereinkimmung zweier Zeichen 
495 ff., 531. 

Hebertragung des Patentrechts 113; 
beichräntte Ue. 115; Anſpruch auf 
Ue. 120; Ue. des Urheberrechts 
an Geihmadsmuftern 318; des 
Gebraudhsmufterrechts 415; des 
Warenzeichenrechts 510; Ue. be» 
fannter Ausführungsmittel auf 
ein anderes Anwendungsgebiet 
6; Ue. von Zeichen aus gericht- 
lichen HBeichenregiftern in Die 
— — 693. 

Amhüllung von Waren 549, 550, 
577, 613, 625. 

ufhreibung in der Jeigenrelle 510, 


* Weltbewerb 725, 791. 
— J abwehrende 


age. 

Anterfgeidungshraft der Waren- 
zeichen 435 

ich eines” Mufters oder Mo- 

dells 307; Vermutung des Ur- 
heber3 347. 

Urheberreht an Muftern und Mo- 
dellen 306; Urheberrecht in Kol- 
lijion mit dem Warenzeichenrecht 
439, 531. 


Sachregiſter 


Urheberfhaft vonGeſchmacksmuſtern, 
Vermutung 347. 

Arſprungsland für Fabrik- oder 
Handelsmarken nach der Pariſer 
Uebereinkunft 717. 


B. 
Veranlafung einer unbefugten Nach— 
bildung 355. 
Yeranfaltungen zur VBorbenugung 
einer Erfindung 99, 106. 
— der Pariſer Union 


————— 129. 
erbreilung von Nachbildungsexem— 
plaren 359. 

Verbreitungsabſicht bei Nachbildung 
eines Gejhmadsmufters 321. 
Vereinigte Staaten von Amerika, der 
Pariſer Union angehörig 699. 


Verfahren in Batentjachen 196 ff.; 


V. wegen Nichtigkeit und Zu— 
rüdnahme des Patents 239 ff.; 
V. in Warenzeichenjachen 541. 
——— 10, 31, 75, 83, 


Befhrraspatt, Wirkung desjelben 
90, 268, 28 

Yergeltungsredt "66, 171. 

Verjährung der Strafverfolgung 
wegen Batentverlegung 291; der 
Eivilflagen wegen Batentverleg- 
ung 295; ®. der Strafverfolgung 
und der Entſchädigungsklage 
wegen verbotener Nachbildung 
362 


rechts 419; der Verfolgung von 
BEIIERTE NEBEN EANNGEN 600, 
612, 


Yerkehrshreife, beteiligte 537, 613. 

— ——— an der Erfindung 115. 
ernichtung von Nachbildungserem- 
plaren, Vorrichtungen 2c. 356; 
bon widerrechtlich gefennzeich- 
neten Gegenjtänden 654. 

Yerpakung von Waren 549, 550, 
577, 613, 625. 


; ®. der ftlagen wegen Ber- | 
legung des Gebrauchsmufter- 
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Derfagung der Eintragung von Waren - 
zeichen 451, 496. 
Verfagungsbefälu in Patentſachen 
227 


perfanen "ei Patentverlegungen 


Verfehen von Waren 2c. mit dem 
Beichen 549, 551, 577; mit der 
Austattung eines anderen 613; 
mit falicher Herkunftsbezeichnung 
625. 


— en 


' Verträge des Deutichen Reichs mit 

ausländiſchen Staaten 698. 

Vertretergwang in Batentjachen 169ff.; 
in Gebrauchsmuſterſachen 424; 
in Zeichenſachen 677, 685. 

Derwerlelungsgefahr 658, 660 ff. 

Verwertung, gewerblide 1, 20; ge- 
jegwibdrige, fittenwidrige 2, 29. 

Verzicht auf das Patent 140, 141; 
auf das Gebrauchsmuſterrecht 
417, 419. 

Yollendung der Batentverlegung 282; 
der verbotenen Nachbildung 357; 
der Zeichenrechtöverlegung 602. 

Yorbenugung der patent. Erfindung 

99 V. einer Erfindung, für 
welche die Priorität einer aus— 
ländiihen Anmeldung bean— 
iprucht wird 710. 

Yorbeiheid in Patentjachen 209, 
212; in Warenzeicheufachen 541, 
542, 

Yorprüfung der Erfindungen 209, 
210; der Warenzeichen 451. 

En de neue 368, 380, 

orfak bei Urheberrechtsverlegung 
352; j. auch Wifjentlichkeit. 





W. 
Wappen, öffentliche 451, 480, 625, 
751. 


Waren 432. 
——— Schutz derſelben 


| tee 454. 
| Warenverzgeihnis 445, 
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Warengeihen 430, 434, 557, 581, 
j. auch Handelsmarten, Fabrit- 
marlen. 

Wettbewerb, unlauterer 725, 791. 

Widerfprud des Patentinhabers 
gegen die Nichtigfeits- oder Zu- 
rüdnahmeflage 250, 252; ®. 
gegen die Eintragung eines 
Zeichens 495, 500; gegen Die 
Löſchung des Zeichens 522, 527. 

Wirkung des Patents 75; der Ein- 
tragung eines Gebrauchsmuſters 
400, eines Warenzeichend 549. 

Wifentligkeit bei 
zungen 272, 283; bei Ge— 
brauchömufterjchußverlegungen 
420; bei Zeichenrechtöverlegungen 
588 


Wohlfahrt, Benugung einer Erfin- | 


dung im Intereſſe der öffentlichen 
W. 99, 111. 

Wohnkt, maßgebend für den Schub 
der Gebrauhsmufter 424, für 
den Schuß im Verkehr mit den 
Staaten der Barijer Union 704; 
mit Defterreih-Ungarn 739; mit 
Serbien 765. 

Wohnung 572. 

Wortzeigen 436, 437, 447, 451, 
466, 666; Gefahr der Bermwechje- 
fung mit Bildzeichen 668. 


2. 
Bahlenzeihen 451, 464. 


Batentverlet- | 


3eihenredt, 





Sadıregiiter. 


' Zeigenkollifion 495, 529, 531, 559. 
deſſen Begründung 
558; Inhalt 549; Schuß 560. 


eihenrolle 430, 440, 441, 448. 
eiguer einer gewerblichen Anftalt 


| —7 gerichtliche 693. 


— als Anlage der Ratent- 
anmeldung 205, 776, 780. 

Zeitpunkt der Anmeldung einer Er- 
findung 34. 

— der Verbandsſtaaten 


— der Ver— 
bandsſtaaten 727. 

Zurütnahme des Patents 155 ff.; 
Berfahren 239 ff. 

— der Patentanmeldung 


Zufammentreffen der Beichenrechts- 
verlegung mit anderen jtrafbaren 
Handlungen 609. 


Zuſahakte, Brüfjeler, zur Rarijer 


Uebereinfunft 698, 734. 

Iufabpatent 129, 130. 

Iuftelungen in Warenzeichenjachen 
541, 546; in WBatentiachen 
171. 

Iwangsenteiguung der Erfindung 
111. 


| Zwangsligenz 111. 


| an Geſchmacksmuſtern 319. 
— HG GRRH 


Iwangsvollirekung in das Erfinder- 
recht 119; in das Urheberrecht 


463 





C. H. Bed'ſche Verlagsbuchhandlung (Oskar Bel) in Münden. 


Kommentar 


‚ zu den Gejegen vom 19. Juni 1901 
betreffenb das 


Atheberrecht an Werken der Siteratur und der Tonkunſt 
und über das Verlagsreht 


jomwie zu den Internationalen Derträgen über das Urheberrecht 
i von 


Dr. Philipp Alfeld, 


orb. Profeſſor der Rechte in Erlangen. 
1902. X, 570 Seiten. 8%. Geb. 9 


„(Allfelds) Arbeit ift nit nur im Inhalt höchſt ge- 
dDiegen, reichhaltig und wohldurdhdadt, jondern-aud in der 
äußeren Anlage hödhft gelungen ſodaß man ihr zweifellos 
den erjten Plag unter den Kommentaren der neuen Gejege 
zugeftehen muß. Insbeſondere ſchlägt fie die anderen durch 
die durchgängige Selbftändigfeit der Gedanfengänge und 
verfhmähte, ji mit den fremden Federn der Vorarbeiten 
einen billigen Aufputz zu geben. Literatur und Yudifatur 
find in anertennenswerter Weije verwertet. Nach alle- 
dem befriedigt das Buch jelbft verwöhnte Anſprüche wie der 
Praxis jo der Theorie. . 
„Archiv f. bürgerl. Recht“, XXIT, 2. 


„Diefer umfangreiche Kommentar gibt nad einer Einleitung 
über die Geichichte und Dogmatik des Urheber- und Verlagsrechtes unter 
Heranztiehen der geſamten einschlägigen Literatur und der Rechtſprechung 
eine eingehende Erörterung des Jnhaltes und der Tragmeite 
der neuen Gejepesbeitimmungen namentlich in ihrer Bedeutung 
für die Verhältniſſe des praftiihen Lebens, behandelt dabei 
die Gejegesvorjchriften in flarer, überjichtliher, ſyſtematiſcher 
Gruppierung und unternimmt in jcharfabgewogenem Urteil 
überall die jelbftändige Löſung der jchon vielfach hervorgetretenen 
wichtigen Zweifelsfragen. Bon großem Vorzuge ift die dem Werfe an- 

eichlojjene ausführliche Erläuterung der vom Reiche mit ausländi=- 
* Staaten abgeſchloſſenen ſogenannten Literarkonventionen, insbeſon— 
dere der Berner Konvention. Die Brauchbarkeit des ſchon unbeſtrit— 
tener Autorität ſicherfreuenden Werkes, welches ein zuverläſſiger 
Berater für die Praxis iſt, wird durch ein vollſtändiges Sachregiſter 
gejteigert.“ „Literar. Gentralblatt.“ 


1 


C. H. Bech'ſche Berlagsbuchhandlung (Oskar Bed) in Münden. 


In 6. Auflage ift joeben erſchienen: 


Bürgerliches @esetzbuch 


nebft dem Einführungsgejehe. 
Handausgabe mit Erläuterungen 


in Derbindung mit 


Engen Ebert, und Heiurih von Schneider, 
Oberlanbesgerichtörat zu Breslau, Min,-Rat im. b. Juftigminifterium, 


herausgegeben von 


Dr. Otto Fiſcher, um Dr. Wilhelm von Henle, 


orb. Prof. der Rechte zu Breslau, ° Min.-Rat im k. b. Juftigminifterium 
Sehfte umgearbeitete und ergänzte Auflage. 
(42,—50. Zaufend.) 
1904. 91! Bog. 8°. Gebunden 74 





Vorwort zur 6. Auflage. | 


Unter Beibehaltung der bisherigen Anlage ift das ganze Wert 
einer gründlichen Umarbeitung unterzogen. Die Ergebnifjfe von Theorie 
und Praris jind, foweit fie vorlagen, unter Wahrung des eigenen Ur- 
teils der Verfaffer in beiden Richtungen berüdfichtigt. Die mit einer 
gerichtlichen Entſcheidung belegten Sätze find übrigens keineswegs fämt: 
lich neue, fondern vielfad) folche, welche bereit3 in dieſer Handausgabe 
aufgeftellt waren und nun durch die beigefügten Entſcheidungen ans 
erkannt ſind. 

Durch Anbringung unſchädlicher Kürzungen, insbeſondere durch 
tnappere Ausdrucksweiſe und Weglaſſung bloßer Inhaltsüberſichten vor 
den einzelnen Abſchnitten iſt es erreicht, daß der Geſamtumfang trotz 
ſehr weſentlicher Bereicherung des Inhalts doch nur eine VBermehr--- 
von A! Bogen erfahren hat. 


rn 





— — — — 





C. H. Beck'ſche Berlagsbuchhau (Oslar Bed) in Münden. 
Soeben ift in 2. vermebrter und verbefierter Auflage ferner erfchienen: 


Livilprozessordnung 


nebſt dem Einführungsgefehe 
in ber neuen Faſſung. 


Handausgabe mit Erläuterungen 


und einem Anhange 
berauögegeben bon 


Hugo Frendenthal, 


Oberlanbesgerichtörat in Colmar. 


Zweite vermehrte und berbefierte Auflage. 


60 Bogen. 8°. In Leinwandband 6 .A 


Freudenthals Handausgabe der CPO. bietet auf Grund ber 
Gejegesmaterialien und der Rechtſprechung des Reichs— 
gericht, deö Preußiſchen Kammergerichts und des Bayeriſchen 
Oberſten Landesgericht fowie der ſämtlichen deutfchen Ober— 
landesgerichte dem Praktiker ein ſehr ausgiebiged Auslegungs- 
material. Durch Hinweis auf Regeln und Ausnahmen, Anwendungs- 
fälle und jonftige Beziehungen innerhalb der CPO. jowie zwiſchen ihr 
und dem neuen Reichsrecht, inäbejfondere dem BGB. wird das Ber- 





ſtändnis der einzelnen Beftimmungen des Geſetzes vermittelt. Die 


angezogenen Paragraphen de3 BGB. find in Fußnoten beigegeben; 
das Gebührenmwefen ift durchgehends berüdfichtigt; ein Auszug aus dem 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz ſowie dad Gerichtskoftengefeg und die Geb.-D, 
für Zeugen und Sadjverftändige wurden als Anhang angefügt. Durch 
tunlichſte Knappheit de3 Ausdruds wurde ermöglicht, auch der zweiten 
Auflage, welche die gejamte Rehtjprehung und Xiteratur, 
jomweit fie bis Mitte 1903 veröffentlicht war, verwertet, die 
bisherige Handlichleit zu erhalten. Der Preis von A 6.— 
ift im Verhältnis zu dem auf 60 Bogen gebotenen reihen 
Inhalte ein außerordentlich billiger zu nennen. 


Aus den bis jehl vorliegenden Feſprethungen der 2. Auflage: 

„Bon dieſem Handfommentar, deſſen Bortrefflichleit ih ſchon 
bei jeinem erjten Erjcheinen hervorheben konnte, liegt nun die 2. Auflage 
vor, die um 160 Seiten gewachjen ift und mit ihrem ergänzten An— 
hange ein vollftändiges Kompendium bes Civilprozeßrechtes 
enthält. Für die Praris befonderd wertvoll ift die nunmehr erfolgte 
Heranziehung der Gerichtsichreiberordnungen. Das ganze bis Ende der 
diesjährigen Gerichtsferien erfchienene Material an Literatur und Judi— 

3 . 


fatur ift in ber forgfältigften Weife verwertet. Berechnet zuvörderſt 
für Praltifer, wird das Werk aber auch für Studierende von großem 
Nutzen fein, da diefelben bei ihrem Webertritt in bie Praxis ın Dem 
— vom Univerſitätsſtudium her vertrauten Buche auch all das 
üſtzeug an Judikatur und Literatur finden, deſſen ſie in der Praxis 
ur Bearbeitung und Entſcheidung der nun an fie herantretenden Rechts- 
älle bedürfen... . ch möchte dem Werke, vem dermalen aftuellften 
Si zur CPO., die weiteſte rn ‚wünfchen. 
eine befte Empfehlung allerdings ift feine Vortrefflichkeit.“ 
LGRat Karl Meyer-München im „Kecht“ 1903, Nr. 21. 


„Die 2. Auflage von Freudenthals CPO. wird von ber juriftiichen 
Praris als ein ausgezeichnetes Hilfdmittel begrüßt werden. Mit 
einem ftaunenswerten Fleiße ift die — und 


Literatur verwertet.“ | 
„Badiſche Rechtspraxis“ vom 2. I. 1904. 


„Die Nenauflage bietet in den Erläuterungen eine Fülle jorg- 
fältig ausgezogener Judikaturſätze.“ 
„witterar. Mitteilungen der Annalen des D. Reichs““ 1903, Nr. 12. 


„Ein Bud, fo recht für die Praxis beftimmt und ge- 


eignet.“ 
„Leipziger Zeitung“ vom 11. I. 1904. 


„Das Bud ift für die Civilprozeßordnung das, was 
Fiſcher-Henle für dad Bürgerlihe Gejegbud iſt.“ 
„Rene Preuß. (Krenz)Zeitung‘‘ vom 29. X. 1903. 


„Freudenthal's Handausgabe zur Livilprogeßordnung Tann 
zweifellos durch Neichhaltigkeit der Hinweife auf die Judikatur, auf 
Ubhandlungen und Kommentare zur EPO., auf die zahlreichen in 
engerem oder loferem Zufammenhang mit der ERD. ftehenden Gefege 
und Minifterialbefanntmahungen der deutſchen Bundesftaaten faum 
übertroffen werden. Nicht weniger als ca. 21 Zeitſchriften und 
Enticheidungenfammlungen find verarbeitet, und bei den einzelnen 
Paragraphen und grumdfäglichen Beſtimmungen des Geſetzes find die 
hauptſächlichſten Einzeldarftellungen ebenfo wie die Gejeßeömaterialien 
angezogen. Und diejfer überaus umfangreihe Stoff ift nicht etwa in 
den Anmerkungen lediglich zufammengehäuft, fondern zu einer ſcharf 
juriftiichen, klar gegliederten Auslegung der einzelnen Beitimmungen 
verwertet. Hier wird in Kürze, aber in großer Bollftändigfeit eine 
Zuſammenfaſſung des Civilprozeßrechts nah Judikatur und 
Doktrin gegeben, die erfhöpfender als mander Kommentar den 
Praktiker aufflärt, anregt und ihm die Wege zum eingehenden Studium 
einer Frage weiſt. Dem Praktiker joll das Werk dienen, und 
dDiejer VBeftimmung wird es auch im eminenteften Sinne 
gerecht. Der Kichter wie der Nechtsanmwalt, aber audy der Gerichts- 
jchreiber wird gerade in Momenten, two ihm ber Gebraud eines großen 
Kommentars nicht möglich ift, das hervorragende Buch nicht ohne Be— 
lehrung und Nugen zur Hand nehmen.“ 

„Augsburger Übendzeitung‘ vom 
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6. 9. Bel’jche Berlagsbuhhandlung (Oslar Bed) in Münden. 


An „Fiſcher-Henle“ und „Freudenthal* ſchließen ſich 
folgende Handausgaben au: 


Handelsgesetzbuch 
vom 10. Mai 1897 | 
nebſt dem Einführungsgeſetze. 
Handausgabe mit Erläuterungen 


bon 


Dr. &arl @areis, 
Geh. Yuftizrat. ord. Profefior der Rechte in München. 
Bweite ergänzte und Berihtigte Auflage. 


1900. XLII, 457 ©. 8°. Xeinwanbband 4 A. 


Konkursordnung 
in ns nam 30 Miet 1008. 


Handausgabe mit Erläuterungen 
bon 


Dr. 3. Harburger, 
Juſtiztat und Kedtsanwalt ın München. 
1900. VII, 222 Seiten. 8°. Leinwandband 2 A 40 4 


Strafgeſetzbuch 
für das Deutſche Keich 
in feiner gegenwärtigen Geftalt. 
Handausgabe mit Erläuterungen 
aus der Rechtiprechung des Reichsgerichts, fowie aus Geſetzgebung 
und Nechtöpflege ber größeren Bunbeäftaaten 


bearbeitet von 


. Henle, wm Dr. Zr. Schierlinger, 
Minifterialrat im f. b. Yuftizminifterium, Rat am k. O:berlandesgeriht München. 
Zweite neubearbeitete Auflage. 


1903. XVI. 44 Seiten. 8%, Geb. 4.M 
Preußifches | Die baperifchen 
Austührungsgesetz  Ausführungsgesetze 
zum Bürgerliden Gefebdud. | zum Bürgerfihen Geſetzbuch 





Handnusgabe I. Ausführungsgefeh zum OSB. — IT. Ge⸗ 


jeß, Uebergangsvorichriften betr, 


mit Einleitung, erläuternden An— Handausgabe 


merfungen, den wichtigften Boll , nit Einleitung, erläuternden An- 


zugsvorſchriften u. Sachregiſter merkungen und Sachregiſter 
von von 
Dr. ArnoldReimeru. Paul Böhlan, ne Senle und Dein. Schneider, 
Redtsanmwälten in Berlin, * Pr — 
1900. X1T, 270 S. A”, Eleq. geb. 2.M804 1900. XXXVI, 741 ©. Geb. 8.4 
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6. H. Bedck'ſche Berlagsbuchhaudlung (Oslar Bed) in Münden. 


Textausgaben in sorgfältiger Ausstattung: 


Bürgerliches Gelenbud vom 18, „18. Auguft 1896 nebft bem Einführungs- 
gejege. 8.u.9 XII, %, Roter Leinwbbd. 2.4 50 A 
Nebengefese en aaraenae Geferbud. J. @rundbudord> 
nung — O. Beleg hber bie Bwangdpverfteigerung und bie Jwangs- 
— II. Geſetz über bie Angelegenheiten ber frei— 

willigen erichtsbarteit. VI, 160 S. kl. 80. Roter Zeinmbbb, 1. 


handelsgeſetzbuch {mit Seerecht) vom 10. Mai 1897 nebft dem Einführungs- 
geiehe. 4. Abbrud. 388 ©. kl. 8%. Roter Leinmbbb. 1,4 B0 JS 


Stra foelesbug für das Deutfche Keich nah dem neueften Etande. Mit Ein- 
54 Anmerkungen und Regiſter. Bon Dr, —— von Staubinger, ktal. 
at, Senatöpräfident a. D. in München. 8. Aufl. 1902. 15 Bogen. il. 8°. 
ne Seinmwdbd. 1 4 
Civilprozekordnung nebſt Gerichtsverfaſſungs und den Ei n eiepen. 
m t dem Geridhtätoftergeich, ber — 3 ſ a de unb 3 Sadoert., m "> 
Be. Orb, für Rechtsanwälte. 3. Aufl. — WR m. 80. Mor. Bmbb. — 


dnun 

non aha 35, WE. Me An Bann. Tan oe vom 

a RN ER ——— SE, Re 
Mit kurzen Vermeifungen. V, 197 fl. 8°, einmwbbb. 1.4 50 J 

Sammlung kleinerer Reihsgefese har Verordnungen 
privatrehtlichen Inhalts. Groänzungsband zum B. GB. (24 

mmern.*) VI,197&. M.8°%. Moter Leinwbbd. 1.4 25 J. 

SammlungkleinererReihsgefegehandelsrehtlidhen Inhalts. 
A zum HGB. (36 Nummern.*) VIII, 584 ©. 11.8%. Roter 
Leinwdbd. 2,4 50 4 

Sammlung von Reihsgefegen und Verordnungen ftaats- 


IL BZ PEIIE HIT D auann (47 Nummern.*) VIII, 
tl. 8%. 1903. Roter leinmwbbb. 


dew ern eorduuns we fung vom 26. —— vi, 
191 S. Mit Anhang, enth. das Kinderſchutzgeſetz vom 80. März 1808. I. 8°. 
Roter Lwbod. 1.4 20 A 

Die Unfallverfiherungsgejere vom 30. Juni 1900. (6 Nummern.) X, 
267 ©. I. 8%. Moter Lwmbd. 2 4 50 J 

RERNESORERTLUSTRNBSDEI HE Faffung ber Novelle v. 25. Mai 1908 
nebft bem Hılfalafjengejet vom 7. Upril 1876, den noch geltenben Beftim- 
mungen des Gejehes vom 5. Mai 1886, betr. bie Unfalt- und ranten- 
verfiherung der in lanb= und forftwirtfhaftliden Betrieben be» 
fhäftigten Perfonen, unb bem ALL bom 
19. Juli 1899. Mit Einleitung und alphab. Sadjregifter. XVL 228 ©. MM. 8°. 
Roter Lwbd. 1.4 50 4. (Soeben erfchienen!) 

Die Preußijhen Ausführungsgaejeke zum B.6B. und jeinen 
Nebengefegen. Mit hronologifhem unb alphabetiſchem Regifter. 
XI, 4285. H.8% Roter Leinwbbb. 2, 

Die Baverifhen Ausführungsgejege zum B.6B. and Iginee 
Nebengeiehen vom 9. Juni 1899. IX, 2456. N.8°% 1. . Ubbrud, 
Roter Yeinwbbd, 2 A. 

Die Baverifhben Vollzuasvorfchriften zum B.6B. und feinen 
Nebengeſetzen fowie zu dem Bayeriſchen LS ANONEIENN zum 
B. GB. XV, 5886. I. 8%. Roter Leinwdbd. 3. 50 


*) Ausführl. Inhaltsangaben am Schlufie dieſes Verzeichniffes. 
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C. H. Bed'ſche Verlagsbuchhandlung (Oslar Bed) in Münden. 


Reichsgeſetzausgaben 
wit Einleitung, kurzen Anmerkungen und Sachregifter. 
— — in roten Leinenbänden, reſp. kartoniert. 


?tiengelch, Hanbelögefehbudh b. 10. Mai 1897, II. Buß. 8 1.4 A6iämitt; Altien- 
unb Piste itgefellichaft auf Altien. &rl. von Sigmunb ie 
5* ie Rechtsanwalt in Nürnberg. (1901.) XIIu.381 ©. .8%. 2.450.J. 
et Geſetz, betr. die Arfechtung bon Reätäbanblungen ’ 
eines uldners außerhalb bes Konturöderfahrens. Erl. 
S. Merzbacher 11909). VH,976. kl. 860 14204 
Arbeiterverſichern ugsgeſetze mit ben wichtigſten gr Bon 
Brofefior * Beer Pilotvp. 2. völlig neubearb. Auflage 
Bd. I. Impalidenverfiherungs gelb vn dom 13. Juli 1899. Erl. von 
Prof. Dr. R. ilotb. (1900.) XIX. 509 5048 
Bd.II. Die I Ren ka dom 30. Juri 1900. rl. von 
Prof. Dr. R. Piloty. (1902.) * * 504 
Bd. U. Krankenverſich eh mit den Novellen dom 30. Juni 
1%00 und dom 25. Mai 1903, erfihe eher —X B bes Geſetzes dom 5. Mai 1886 unb 
bem Bitfstofiengefeh: In 2. Aufl. — von W. Rebenbacher, k. b. Be 
——————— it einer Einleitung: Tas Recht ber eg in 
BR —— 83 Prof. Dr. Robert Piloth. (1904) X, 456 tl. 8° 


Bez, — 22. vu 1896 von Dr. Jul. Rahn. (1897) 3, 
iches G Handausgabe von Ben: 6. Aufl. 1904. 
u IM — de u... 8. u. 9. Abdrud. 2,4 50 & 
med ung. Rommentar bon Prof. Dr. Lothar Sue: 8. Aufl. 1903. 
b. * — —— von Freubdenthal. 2. Aufl. 1904. Geb. 
ausgabe 
Steifäbefäangefeh » dom 3. Juri —3 Erl. von Ober-Reg.-Rat Fr. Brettreich 


Zreiwillige € Gerichtsbarkeit. Geſetz v. 17. Mai 1898. Erl. von 9. ED Yuflage 
Minifterialrat. 2, mit —— der Landes ⸗Ausf.Beſt. umgtarb. Auflage 
(1901) XXVI 339 ©. 2.4 

Gebührenordnung für — nebft ben einſchl. Beſlimmungen des 

Gerichtöloftengejeßes u. Tabellen. Erl. von S. Merzbacher, Juſtizrat und 
Rechtsanwalt. (1900.) VI, 249 ©. 

Genoſſenſchaftsgeſetz. an bieGrwerb3: und Wirtſchafts— 
genoffenihaften. Erl. bon S. Merzbacher, Juſtizrat und Rechtsanwalt. 
(1900) VII, 44 ©. 8,4 

—— eſetz nebſt Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher und 
Geb.O. für Zeugen u. „ESadjverftändige. Erl. don Min.:Rat U.v.Reifenegger 

b Rea.-Affejior 9. Schmitt. (1900) VL213 © 2,% 

Gefellfcaft en mit beichräntier Haftung. Reichsgeſeß in der Faſſung dom 

ie Mai 1898. Bearb. von Eigm. — Auftizrat und Rechtsanwalt. 
neubearb. Aufl. (1904) VID, 248 2.450 J. 

Gewerbegerichtägeiet in ber Faſſung dom 29, September 1901, Erf. bon Dr. £. ' 
Menginger, Keferent f. db. Gemwerbegericht und ſtädt. Arbeitsamt Münden und 
Dr. J. B. Brenner, Borfit. des Gewerbeger. München. (1902) X, 106. 2,4 

Gewerbeordnung vom 26. Juli 1900. Kommentar don v. Landmann Rohmer. 
4. Aufl. 1903. 2 Bde. Geb. 30.4 — Tertausgabe 1.4 20 4 

Grundbuchordnung. Don Dr, Johannes Krech, Kaiferlider Geheimer Res 
nierungsrat. 2, Aufl. (1900,) 

. Aus igabe für bie deutſchen Bundesſtaaten außer Preußen. 
VL1256© 1,4404 
B. Ausgabe mit ben preußiſchen Ausführungsbeftimmungen. 
vu 256 2,4 

Haftprlichtgejeh, BR der Fehuns des EG. zum BGB. Erl. von Dr. Mar Reindl. 
(190 VIII. 25 

Sanbelögeiehbud —— (ohne Seerecht) bon Profeffor Dr. Gareis, 

00. Geb. 4. — Tertausgabe (mit Seeredt) 1.4 80 4 


6. H. Beck'ſche Verlagsbuchhandlung (Odlar Bel) in München. 
Onweipetenbautgeieg vom dom 18. Iuli 1899. Erl. von S. Merzbacher, Juftigrat 
v0.) 


Invalidenverſicherungsgeſetz. S. Arbeitern 8 2. Aufl. ®b. 1 
alibenberih von gögeleh. 6, Krianetär u re —* 


abe mit bem Kranfenverjiherungsgefeh. 1,4 50 1 
ainbeee v.s0. Maãrz 1903. Erl. don Dr. G. Rohmer. 1036.1.89.1.40J 
Senturkoriuung. 57* 8 abe von Dr. S. Harburger. 1899. Geb. 2.4 40 d 
— Tertaudgabe 

Kraukenverſichernug öge| . ren * II, — Textaus— 
Did mit ne Invalibenderfiherungsgefep. 604 

Iitärftrafgerihtöorbuung ı und Militä rafgefchbud. Tertansgabe mit 

Reg. 2. Aufl. (1900.) Lbb. 504— Hanbausgabe mit Erläuterungen 
bon Kriegsgerichtsrat Dr. ® Weigel, (1899.) Embbb. 3.4 504 — Kommentar 
von Senatöpräl. am NReihd-Mil.Geriht GI. vd. Koppmann. 60 Bog. gr. 8°. 
Geh. 20 6; Hizb. 22.450 4 


Nahrungsmittelgeſetz. Geſeß, betreffend ben Berkegr mit Rahrun — 


mitteln. Genußmitteln und Gebraudsgegenftänben, vom 14. 
1879 nebft den Gejegen vom 25. Juni 1887, dom 5. Sat 1887 und bom 15. Zum 
1897. Mit ben — ren Erl. von Tb. vd. b. Biorbten, Amts richter. 


1901.) IV, 130 S 
Berl onenftandögeieh. Kommentar bon Brof. Dr. G. Sartorius, (1902.) Geb. 10.4 
ibatverfiherungäge eh. RG. betr. bie privaten Berfierungsunter- 
Er dv. 12. Mai 1901. Erl. von Prof. Dr. H. Rehm. (1901.) 2426. 3.4 
Reichs göwahlgeieh u. Ra Nregle ment in ber Faflungd. 28. April 1008 Tertauß- 
gabe. (1 len d— kıl.don p, Reg.-Rat, (1390.) XXL, 130 S. Hart. 1.4 20 A 
Sammlung Fleinerer Reihögelee und — privatrechtl ichen 
In alts. (4 rer Yen Tertauäögabe mit Regifler. (1900.) Lmbbb. 1.425 J 
Sammlung Pleinerer Reichsgeſetze Handels ichen Inhalts. SO Rum. * 
Textausgabe 3J Sachregiſter. (1600.) Xmbbb. 2,4 50 
Sammlung von R ae en und Bersrdnungen ſtaats⸗ und ber: 
waltun 34 halts. (47 Rum.)*) Textausgabe (1903). Linbbb. 8.4 
Schuldverſchreibun gegeſes vom 4. Dezember 1899. Erl. von S. Merzbacher, 
er rat u. —* anmwalt. (1000) XVII 118 ©. 2,4 
Stra Taelehbuch ch. TertausgabevonDr. %.v. Staudinger. 8. Aufl. (1902.) XXTI, 
1,4 — Hanbausgabe von Henle-Schierlinger,. 2. Aufl. (1902.) Geb. 4.4 
Steafprogehorbnung (nebft Gerihtsnerfatlungssefeht Zertausgabe 
1,4 504 — Kommentar bon Stenglein. 3. Aufl. 11898.) Geb. 15.4 50 A 
— — S. Arbeiterderficherungsgeſetze Bo. II. — Textaus— 
gabe 


Urheberredht an Werken ber Fitteratur und ber —— und Berlag 
Geſetze vom 19. Juni 1901 mit Verweifungen von De perl : Aufl. 
(1991.) IV, 90 S. 1,4 0 4 — Kommentar bon aa Dr. Alfeld, Geb, 9. 


Verfaſſung des Deutſchen Reiches vom 16. April 1871 nebſt RNebengeſetzen, 
Verträgen 2c. Erl. von Dr. Var Pröbft. 2. Aufl. (1895.) Kart. 50 


Warenbezeihnungen. RS. v.12. Mai 1894. Erl.von Prof.Dr.UILfeld.(1894.)1,480 4 

Wechſelordnung und BET Kae Erl. von Prof. Dr. G. Gareiß. 
4. Aufl. (1904) X, 181 & —03 

Weingeſetz vom 24. Mai 1901 ie den Ausführungsbeftimmungen dom 2. Juli 
1901. Erl. von Th. v. d. Pfordten, Amtärichter, (1901) IV, 886. 1.4 20 4 

Wettbewerbgefch. Geſeß zur Bekämpfung des wnlanteren Wett: 
bewerbes vom 27 Mai 1896. Erl. von GC. Grünewald, Umtsgeriätärat. 
2, Aufl. (1806) St S. Kart. 604 

Smwangsverjteigernngsgeich. Gefet über bie Zwangsverſteigerung und 
Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 _nebft den — —— 


der gröheren Bundesftaaten. Erl. von W. Henle, k. b. Minifterialrat neu · 
bearb. Aufl. (1801.) XXVL STE, 2.4 BA 


*) Ausführliche Inbaltdangabe j. am Schluſſe dieſes Verzeichniſſes. 





— 


G. H. Bed'ſche Berlagsbuchhandlung (Oster Bel) in Münden. 
Soeben ift vollftänbig erfchienen: 


Kommentar 


zur 


Gemerbeordönung 
für das Deutſche Weich 


von 
Dr. Robert von Landmann. 


" Vierte Anflage 


bearbeitet von 


Dr. Guſtav Bohmer, 


Kegationdfefretär 1. Klafie im k. b. Staatöminifterium bed k. Haufe und des Außern. 


Zwei Bände. Zuf. 107 Bogen. gr. 8%. Solid geb. 30 A 
Urteile der Fachblätter über die neue 4. Auflage: 


„Um es gleich vorweg zu nehmen: Der Landmannfhe Kommentar jchreitet auch 
in der Rohmerſchen Bearbeitung an der Spige aller Bearbeitungen bes 
fchtwierigen und vielgeftaltigen Geſetzes. Es ift freilich richtig, ba das berühmte Wert 
nicht mehr auf fo einfamer Höhe fteht, wie es noch vor zehn Jahren ber Tall war. 
2... Über bei dem Wetteifer tühtiger Braktifer um den Preis trägt doch Land» 
mann ben Sieg davon. Seine Bollftändigleit des gefamten ange- 
zogenen Materials ift überrafhend, feine Erjhöpfung bes Stoffes 
und feine überall auf den Grund gehende Behbanblung jeder Zweifels— 
frage geradezu verblüffend. Er hat gewiß nit überall Recht, aber jeine 
Stellungnahme zu jeder ftreitigen Auslegung erzwingt Beachtung, denn fie zeugt ftets 
von ber eminenten juriftiihen Schärfe und von ber ſouveränen Stoff— 
beberrfhung des Autors.“ 

In der jest erfcheinenden 4. Uuflage des Stommentars haben inäbefondere bie 
feit der 3. Auflage ergangenen Gewerbeorbrungänovellen von 1897 und 1900 ferner 
die Einführungegeiege zum BGB. und zum HGB, Verüdfihtigung erfahren. Weiter 
war dem Infrafttreten des BHB, felbft Nechnung zu tragen, und melde Summe von 
gerichtlichen und verwaltungsgerichtlihen Enticheibungen, von Verwaltungsverordnungen 
und wiſſenſchaftlicher Literatur innerhalb der letzten fünf Jahre verwertet werden 
mußte, das kann man am beſten an der Hand eines Jahresbandes bes Gewerbearchivs 
felbit beurteilen, Beſonders danfenswert und für das Wert vorteilhaft ift es, daß bie 
preußiiche Praris eingehend Beachtung gefunden bat.“ 

Dr. Rohriceidt im „WKewerbearhin“ (Bd. IT. 9. #). 

„Es genünsau bemerten, dab die alte Boltftändigleit und Zuver- 
Täffigkeit der Erläuterungen in der neuen Auflage vollitändig erhalten geblieben 
find, ja, wenn dies überbaupt möglich war, nodh augenommen haben. Namentlich 
ift auch wieder die neuere Literatur in umfafiendfter Weije berückſichtigt.“ j 

Ch+Rerw.-Ger.Kat Dr. Zchnigenitein im „VBerwaltungsardin" (Bd. XI). 

„Klaffifh nah Form und Inhalt.“ 

„Zeitichrift für Polizei: und Verwaltungsbeamte.“ 
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6. H. Beck'ſche Berlagsbuchhandlung (Oskar Bed) in Münden. 
Kommentar 


Perſonenſtandegeſetz 


fowie zu den auf die Eheſchließung bezüglichen ßeſtimmungen des 
Bürgerlihen Geſebbuchs 


unter Berüdjichtigung der Ausführungsbeftimmungen ſämt— 
liher Bundesſtaaten. 


Bon 


Dr. €, Sartorius, 
ord. Profeſſor der Rechte in Greifswald. 


1902. XXII, 548 ©. 8° Geb. .10-.# 


Aus den Beiprechungen 


„Befriedigt ein dringendes Bedürfnis.“ 
(„Ztichr. f. internat. Privat: u. Öff. Recht.) 
„Zeichnet fih durch hohe Wiſſenſchaftlichkeit, um: 
fafjende Gründlichfeit jowie auch durch praftiihe Brauch: 
barfeit aus.“ 
(„Gentralblatt f. freim. Gerichtäbarfeit und Notariat.* 


„Theoretiſch und praktiſch glei braudbar.“ 
(„Preuß. Verwaltungsblatt.“) 


„Richt nur neuefter, fondern aud vollftänbigfter Kom— 
mentar.” („Württemb. Gemeindezeitung. “) 


„Bei voller Beherrihung des Stoffes unternommene, 
überaus fleißige und jorgfältige Arbeit.” 
(„Bad. Redhtäpraris.”) 
„Ein wirklich vortrefflihes Hilfsmittel.“ 
(„Das Recht.“) 


„Das Perjonenftandögejek ift lange Zeit nit fom: 
mentiert, Dagegen dur das Bürg. Geſetzbuch ftarf verändert 
worden. Ein neuer Kommentar ift daher hier ein wirkliches 
Bedürfnis. Gr ift in vorzüglicher Weiſe durch das vor: 
liegende Buch gegeben.... Das Bud wird in allen wifjen: 
ihaftlihen und praftijchen Kreifen, die mit dem Perjonen: 
ftandögejeß zu thum haben, raſch Eingang finden und ver: 
möge feiner flaren Ausdrudsweijeaudhvon Standbesbeamten, 
die nicht rehtsfundig find, benußt werden fönnen.” 

(„Frankfurter Zeitung.”) 
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6. 9. Beck'ſche Verlagsbuchhandlung (Oskar Bed) in Münden. 


Kommentar zum Bürgerlihen Gefehbud; 


bearbeitet von 


Dr. Eduard Hölder, Dr. Friedrich Schollmeyer, 
orb. Prof. der Rechte in Leipzig. Geh. Juftizrat u. ord. Prof. in Berlin 
ne Öle Site Allgemeiner Teil) (Recht der Schuldverhältniffe) 
Fiſcher, und Dr. Ernft Heymann, 
ord. A "ber Rechte I Breslau, a. 0. Prof. der Rechte in Berlin 


, (Sachenrecht) 
Dr. Arthur B. Schmidt, und Dr. Hermann Habicht, 
ord. Prof. der Rechte in Gießen, DOberlandesgerichtörat i. Frankfuürt a. M. 
(Familienrecht) 
Dr. Alfred Schultze, 
ord. Prof. der Rechte u. —— — in Jena, 
Erbrecht). 
Bisher ſind erſchienen: 
Griter Sun Allgemeiner Teil nebit Ein! tung, Don Dr. Ebuarb Slber: 
a der gg ga Deine. (Bollftändig.) 30 Bogen. Xer.:5%. Geh. 


IM; "fett ber 

Zweiter Band: Re 7 Schuldber Itnifle, Don Dr. Besten Soll: 
meder, orbd. Rechte in Berlin. älfte, ben Allgemeinen 
Bei beö Re A * A e enthaltend. Geh. 8 „4 50 


—— d. 10.4 504 [Der fpezielle Teil des Oblig-Rechts folgt in 
F ichſter Bälde nach!] 
Bierter Band: Familienrecht. Von Dr. Arthur 8. Schmidt, ord. Prof. der 

—* in Gießen, und Dr. Hermann Habicht, Ob.LOR. in Frantfurt a. M. 

1. u. 2. Lieferung. (Bogen 1-36.) Geh. 10.4 90 d. — Gief. 2 ſoeben 

eriäienen)) 

WER Rechtsanwalt Dr. Hachenbur, -Mannheim (im „Recht“ ) schreibt über 
Schollmeyers Kommentar zum Recht der Schuldrerhältnisse: „Aufgebaut ist das 
ganze Werk auf tief wissenschaftlicher Grundlage. Ohne diese ist 
eine brauchbare Kommentierung auch für die Praris unmöglich. Ohne 
sie fehlt der geistige Zusammenhalt zwischen deneinzelnenStellen.. 
Wer das Schollmeyer'sche Öbligationenrecht zum Studium liest, em- 
pfindet dieses geistigeBand. Durch das vollständige Beherrschen des 
Gesamtstoffes konnte es geschaffen werden. Man hat nirgends das Ge- 
fühl des Unsicheren, Tastenden. Das ist bei einem Werk, das am Be- 
ginn der Arbeit über das BGB. erscheint, eine grosse Errungenschaft. 
Dabei ist die Darstellung übersichtlich und klar, der Stil angenehm 
und schlicht, ohne jedes Beiwerk. Man ist sofort über die Bedeutung 
und den Inhalt des Paragraphen unterrichtet“ — 

Von dem Kommentar Professor Dr. Hölder’s zum Allgemeinen Teil urteilt 
der Herr Rezensent, dass er zweifellos gleich dem Schollmeyer schen Obligationenrecht 
für den Praktiker bestimmt sei, „Methode und Gruppierung sind an- 
sheinend dieselben. Und doch steht hier uberall die Gestalt des For- 
schers im Vordergrunde, der das Problem aufrollt und in seinen ver- 
schiedenen Gestalten verfolgt, scheinbar unbekümmert zunächst, ob 
die Frage praktisch bedeutsam ist. Freilich zeigt sich dann bald 
dem aufmerksamen Leser, dass alle diese Untersuchungen notwendig 
sind, um den besten Boden für die Schlussfolgerungen in den Einzel- 
gebieten ıu gewinnen. ... Jede Ausführung gibt „positire Belehrung 
oder Anregung zur eigenen Prüfung.“ — Ueber die erste Lieferung von Prof, 
Arthur Schmidt's Erläuterung zum Familienrecht urteilt die „Wissenschaftl. 
Beilage z. Leip». Zeitung“: „Die vorliegende Lieferung geht bis zu $ 1432, ent- 
hält also die Bearbeitung ron Schmidt. Sie ist als geradezu muste rhaft zu 
bezeichnen. Jedem Abschnitt und Titel werden Vorbemerkungen rorausgeschickt, die 
gleichsam den wissenschaftlichen Extrakt geben und auf die wir ganz besonders hin- 
weisen möchten. So wird ©. B. in einer Vorbemerkung die rechtliche Natur des Ver- 
löbnisses als eines familienrechtlichen Vertrags und dessen Wirkungen erörtert. Hier- 
durch wird eine glückliche Verbindung zwischen Lehrbuch und blossem Kommentar 
hergestellt. Bei den einzelnen Erläuterungen ist Litteratur und Rechtsprechung selbst- 
rerstandlich vollständig rerwertet.“ 

Die Königl. Bayerische Justizrerialtung hat den Kommentar 
für sämtliche Bayerische Gerichte angekauft. 
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6. H. Bed'ſche Verlagsbuchhandlung (Odlar Bel) in Münden. 


Zivilrechtliche Neuigkeiten: 


Ser Kulorua auf Grundbuchberichtigung nad 8 894 bed BGB. Bon Dr. 8. 
Goldmann, Rechtsanwalt in Münden. 1901. IV, 95 ©. 8%. Geh. 2.450 3 
Die Lehre von der Vormerkung nach dem neuen Reichsrecht. Von Dr. jur. 
G, Sekler. 1904, — 3128. 80. Geb. 7.M 
Treu und Glauben — ibilprozeſſe und ber Streit über bie Prozeßleitung. 
Ein Beitrag ntwortung ber Ag ar öfrage. Fra ſt. Schneider, 
DLG.Rat in stettin. 103, IV ©. Beh. 1 « 40 4 
Die Begriffe von Treu und & — a dem Re He bes Bürgerlihen 
nee nn Bon HK. Schneiber, OLG. Rat in Stettin. VII, M1 S. 8. 
1 eh. 
Der Mikftand ber Überreihlichen Termindpereitiungen bei ben —** Kollegial⸗ 
mar — —— Bon K.Schneider, OLG. Rat in Stettin. 1901, 
IV, 58 e 
Rectörearin des Vichhaudeld nad beutichem Geſehe. er Gebraude bei 
— und im Handelsverkehr. Bon 8. Schneider, OLG. Rat in 
tettin. 1900. XII, 200 ©. 8%. Ambb. 2,4 50 
Nechtstäle inm Studium der Givilpro rdnung in ihrer neuen Faſſung gefammelt 
= Genrheitet von 8. Schneider, OLG. Rat in Stettin. 1899. VLUL, 119 ©, 
n Zeinwanbband 2 A 
Die Beh eisiar nach Dem Lürserligen Geehbud. Preisichrift. Bon Herm. Beckh. 
Grund und Umfang der Haftung wenen rar der — Von 
Die we Täufive "Bormannicett nad —33 oft, und be Bang R 
e bor se Vormund n eichör u n egen. on 
Dr. Heinrich Schanz. 1901. VII, 80 ©. 8°, 


Strafrechtliche Neuigkeiten: 


Die Strafbarkeit bei Rechtsirrtum. Von Dr. August Köhler, Privatdosent 
in München, 1904. IV, 123 8. gr, 8%. Geh,4,4 (Soeben erschienen!) 

Rechtsphilosophische Studien. Von Dr. jur. Fritz Berolzheimer. 1908. 
IV, 167 8. gr. 5%, Geh, 4 ‚A 50 

Die Entgeltung im Strafrechte. Vou Dr. jur. Fritz Berolzheimer. 1903. 
vu, 533 8. gr. 8%, Geh. 13.4 50 4 

Reformfragen des Strafreebts. Von Dr, August Köhler, Privatdozent in 
München. 1908, VI, 848, gr, 8%. Geh,2.4 2354 

Ein neues Strafgesetzbuch für Deutschland. Von Dr, Hermann Beuffert, 
ord. Professor der Rechte in Bonn. 1902, IV, 878, gr. 8%. Geh. 2.4 

Series Ag aa 3 zur Strafrechtsreform. Bon Dr. jur. Fritz Auer, 

S. 8, eh. 80 

Der enfrechtlice Rotitand und Das Bürgerlich ——— Bon Dr. jur, geis 
Auer. Preiögetrönt von der rechts⸗ und Nuatsımi enfhaftlichen re 
Julius « ——— Würzburg. 1008. 3 * gr. 8°. Geheftet 
1.4 40 

Untersuehungen über den Begriff des Verbrechensmotivs. Von Dr, Andreas 
Thomsen, ao, Protessor in der recht“- und gg ar ar Fakultät 
der Universität Münster, 192. VIII, 354 8. gr, 8%. Geh. 


; ß A 
Die Urkunde im Dentichen Ztrafreht. Wine bi torifche und kritiſch⸗ — 


Unterſuchung von Dr, jur. Paul Merkel, vatdozent an ber Uni 
Marburg. 1902. XIT, 502 ©. 80. Geh. 17 .n 

Die Etratbarfeit der Teilnahme von Sinilperlonen an rein milltäriichen Delikten 
unter bejonberer Berüdjichtigung ber Teilnahme ber Nichtbeamten an reinen 
Saueuten Von Dr, jur. Fr. Koppmann. 1908. VI, 67 S. gr. 8°. 
Sch. 2,# 

Die Srenzlinien zwiſchen Idealkonkurrenz und Gelchesfonfurreng. Cine ftraf- 
rechtliche Unterſuchung von Dr, Auguſt Köhler. 1900. 185 ©. 8°. Geh. 4.4 

Ort und Zeit der Handlung im Strafrecht, Zugleich eine Betrachtung der 
Erscheinungsformen des Leliktes, Von Dr, jur, Fr, Kitzinger, Privatdozent 
an der Universität München, 1901. IV, 3078. gr. 8%, Geh. 4,4% 

Ter ambulante Gerichtsſtand der Prefſe und die diesbezüglichen Aufgaben bes Geſehtz 
gebers. Von Dr, inr. Fr. Kitzinger. 1901. V, 71. gr.8°. Geh. 1M 604 

Strafrecht und Medizin. Von Ur. Joseph Heimberger, a0. Professor der 
kechte in Straeaburge, 1800, IV,658 gr.8ß%, Geb. .A 50 A 

12 





6. H. Beck'ſche Berlagsbuchhandlung (Oskar Bed) in Münden. 
Neuejte Erijhbeinunaen: 


Kommentar zur Givilprozessordnung. 
Bon Dr. Tothar Seuffert, 


o. d. Profeſſor in Münden. 
Reunte völlig umgearbeitete Auflage. 
1904. 2 Bände. gr. 8°. 
Erſcheint in Lieferungen zu je ca. 10 Bogen. 
Du Tief. 1 (Bog. 1—10) M 3.40 ift ſoeben erfchienen! 


Rommentar zu dem Geſetze über die 


Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung 
vom 24. März 1897. 
Bon Theodor von der Pfordten, 
Amtsrichter in München. 
Erſcheint in 4 Lieferungen a ca. 8 Bogen zum Preife von je 
AM. 2.50 und wird bis zum Herbit 1904 vollftändig vorliegen. 
Su Sie. 1 (Bog. 1—8) «A 2.50 ift joeben erichienen! 





System der Rechts- ul Wirtschaftsphilosophie 


von Dr. jur. Fritz Berolzheimer. 
Erster Band (Philosophischer Einleitungsband) 
Kritik des Erkenntnisinhaltes. 
1904. XII, 327 8. gr. 8°. Geh. 8 AM 50 ö; geb. 10 M. 


Früher erschien: 


Lehrbuch des Deutschen Civilprozessrechts 


von Julias Wilhelm Planck. 
Vollständig in 2 Bänden. 
35 u.55 Bog. Lex.-8°. Geh. 28.# In 2 Halbfranzbänden 32 AM. 


Lehrbuch des Deutschen Strafprozessrechts 


von Emanuel Ullmann, 
ord. Professor der Rechte an der Universität Mürchen 


43 Bog. gr. 8°. Geh. 10.4509 In Halbfranz geb. 12. M 50 % 


Kommentar zur Strafprozess-Ordnung 


und zum Gerichtsverfaſſungs⸗-Geſetz nebit den Einführungsgejehen 
zu beiden Gejegen 
von Dr. M. Stenalein, 
Reichsgerichtsrat. 
Dritte, völlig neubearbeitete Auflage. 
45 Bog. gr. 80. Geh. 13 A. 50 9; in eleg. Halbfranzband 15. M 50 9 
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6. H. Bed’iche Verlagsbuhhandlung (Oskar Bed) in München. 


Soeben ift erſchienen 


Sammlung von Reichsgesetzen und Verordnungen 
staats- und verwaltungsrechtlichen Inhalts. 


Tertausgabe mit alphabetifhem Sachregifter. 
VIII, 534 ©. Hl. 8%. Roter Leinwandband 3 A 
Inhalt: 


(An dronologifcher Folge. Die unter einem fpäteren Datum abgeänberten Gejehe 
find mit einem * verjehen.) 


. Reichöverfafiung mit Ginführungdgeieh bom 16. April 1871 und 5 Anlagen“. 
. Gejeß über das Paßweſen. Vom 12. Oktober 1867. 
. Gefek über die Freizügigkeit. Dom 1. Rodember 1867*, 
. Gejeh, betreffend die Organifation der Bunbesfonfulate, jowie bie Amtsrechte und 
ichten der Bundeskonſuln. Vom 8. November 1867*. 
eſetz, betreffend die Verpflichtung zum Kriegsdienſt. Vom 9. Robember 1867". 
Geſeß Aber die Aufhebung der polizeilichen Beſchränkungen ber Eheſchließung. 
Dom 4. Mai 1868, 
Maaf- und Gewichtäordnung für den Norddeutſchen Bund. Vom 17. Auguft 1868*, 
. Wahlgeſetz für den Reichstag bes Norddeutſchen Bundes. Vom 31. Mat 1869”. 
. Gejeh. betreffend bie Gleichberechtigung der Konfejfionen im bürgerliher und 
ftaatäbürgerlicher ——— Vom 3. Juli 1860. 
Geſetz, betreffend die Eheſchließung und bie Beurkundung des Perſonenſtandes bon 
Bundesangehörigen im Auslande. Vom 4. Mai 1870*. 
11. Reglement zur Ausführung des Wahlgejehes für den Reichſtag des Norddeutſchen 
Bundes vom 31. Mai 1869. Vom 28. Mai 1870*, 
12. Gejeß über bie Erwerbung und den Verluft der Bunbded- und Staatsangehörig- 
keit. Dom 1. Juni 1870*. 
13. Gejeh über ben —————— Dom 6. Juni 1870*, 
14. Geieh, betreffend die Bereinigung don Eljaß und Lothringen mit dem Deutjchen 
Reiche. Vom 9. Juni 1871”. 
15. ac über das Poftwejen des Deutichen Reichs. Vom 28. Oktober 1871*. 
16. Geieb, ri ar ben Orden der Gejellichaft Jeſu. Vom 4. Juli 1872. 
17. Gejeh, betreffend die Rechtsverhältniſſe der Reihöbeamten. Bom 31. März 1873*, 
18. Gejeß. betreffend die Einführung der Verfafjung des Deutſchen Reiches in Eljah- 
Lothringen. Vom 25. Juni 1873, 
19. Münzgeſetz. Vom 9. Juli 1873*. 
20. Impfgeſetz. Dom 8. April 1874. 
21, Geje über die Prefie. Wom 7. Mai 1874. 
22. Strandungsorbnung. Dom 17. Mai 1874*, 
23. Geſetz über die Beurkundung bed Perfonenftandes und die Eheſchließung. Dom 
6. fFebruar 1875*. 
24. Bantgefeg. Vom 14. März 1875. 
25. Geieh, —— bie Landesgeſetzgebung von Elſaß-Lothringen. Vom 2. Mai 1877. 
26. Geſeh, betreffend die Unterfuhung don Seeunfällen. Vom 27. Juli 1877. 
27. Gejeb. ——* die Stellvertretung des Reichskanzlers. Vom 17. März 1878. 
28. Gejeh, betreffend den Verkehr mit Nahrungämitteln, Genußmitteln und Gebrauds 
egenftänden. Vom 14. Mai 1879”. 
29. a betreffend bie Berfafjung unb Verwaltung Gljaß-Lothringend. Vom 
4. Juli 1879. 
30. Geſetz, betreffend die Abwehr und Unterbrüdung bon Viehſeuchen. Bom 28. uni 1880* 
31. Gefet. * Aenderungen der Wehrpflicht. Vom 11. Februar 1888", 
32. Geſetz, betreffend die Wehrpflicht der Geiſtlichen. Vom 8. Februar 1890. 
33. Gejeh, betreffend bie Vereinigung von Helgoland mit bem Deutichen Reid. Vom 
15. Dezember 1890. . 
34. Geſetz über das Telegraphentvejen bed Deutſchen Reichs. Vom 6. April 1892, 
35. Gejeß, betreffend die Ginführung einer einheitliden Zeitbeſtimmung. Vom 
12. März 1893*. | 
36. Geieh über dad Auswanderungsweſen. Vom 9. Juni 1897. 
37. Gefeh, betreffend das Flaggenrecht der Kauffahrteiſchiffe. Dom 22. Juni 1899*. 
38. Geſehz, betreffend das Vereinsweſen. Dom 11. Dezember 1899. 
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